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Zwölfter  Titel. 

Von  den  Titeln  znr  Erwerbung  des  Eigentlrams, 
welche  aus  Verordnungen  von  Todeswegen 

entstehen. 

§i. 

Ueber  alles,  was  der  freien  Veräusserung  eines  Menschen  unter- 
worfen ist,  kann  derselbe  auch  auf  den  Todesfall  nach  Gutbefinden 
verfügen. 

§.  2.  Dergleichen  Verfügungen  können  sowohl  durch  einseitige  "Wil- 
lenserklärungen, als  durch  Verträge  getroffen  werden. 

Erster  Abschnitt. 

* 

Von  Testamenten  und  CodiciUen. 

- 

I.   Begriffe  und  Grundsätte. 

§.  3.  Jede  einseitige  Willenserklärung,  wodurch  Jemand  zum  Erben 
einer  Verlassen schaft  berufen  wird,  heisst  ein  Testament. 

§.4.  Jede  Erklärung  eines  Testators,  woraus  erhellet,  dass  er,  nach 
seinem  Tode,  den  Inbegriff  seines  Nachlasses  einer  oder  mehreren  Per- 
sonen zuwenden  wolle,  ist  für  eine  Erbeseinsetzung  zu  achten. 

§.  5.  Einseitige  Willenserklärungen,  durch  welche  Jemand  nur  über 
einzelne  und  bestimmte  Stücke,  Summen,  Rechte,  oder  Pflichten,  auf 
den  Todesfall  verordnet,  führen  den  Namen  der  Codicille. 

§.  6.  Einzelne  bestimmte  in  einem  Testamente  oder  Codicille  Jeman- 
den hinterlassene  Sachen  oder  Summen,  werden  Legate  oder  Vermächt- 
nisse genannt. 

§.  7.  Codicille  sind  auch  ohne  Testament  gültig. 

§.  8.  Was  zu  einer  rechtsbeständigen  Willenserklärung  überhaupt 
gehört,  wird  auch  zu  einem  rechtsgültigen  Testamente  oder  Codicille 
erfordert.  (Tit.  4.) 

IL  Von  der  peinlichen  Fähigkeit,  letttwillige  Verordnungen  tn  «nickten. 

§.  9.  So  weit  Jemand  unter  Lebendigen  über  sein  Vermögen  zu  ver- 
fügen fähig  und  berechtigt  ist,  so  weit  kann  er  in  der  Regel  auch  auf 
den  Todesfall  Verfügungen  treffen. 

C.  O.  i>.  10.  t(prfl  1806,  tetr.  bie  ^eftignig  bei*  an*  fäfuTaHftrten  älöftero  cntfaffinieit 
&rben4get{Htäeti  ttter  ifc  gtornftgett  iu  bifroniren.   (f.  jö  II.  Ii.  1. 1206.) 

§.  10.  Der  Befugniss  dazu  kann  er  sich  nur  durch  einen  rechtsgültig 
geschlossenen  Erbvertrag  begeben. 
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§.  11.  Die  Fähigkeit  oder  Unfähigkeit  eines  Erblassers  rnuss  nach 
dem  Zeitpunkte,  wo  er  seinen  letzten  Willen  errichtet  hat,,  beurtheilt 
werden. 

§.  12.  War  zu  dieser  Zeit  der  Erblasser,  wegen  eines  natürlichen 
Mangels,  seinen  letzten  Willen  zu  erklären  unfähig,  so  bleibt  die  Yer-  - 
Ordnung  ungültig,  wenn  auch  dieser  Mangel  in  der  Folge  gehoben 
worden. 

§.  13.  Stand  ihm  aber  nur  das  Verbot  eines  positiven  Gesetzes,  wel- 
ches sich  nicht  auf  einen  Mangel  der  natürlichen  Fähigkeit  zur  Willens- 
erklärung bezieht,  dabei  entgegen:  so  wird  die  Verordnung  gültig,  wenn 
das  Hinderniss  in  der  Folge  hinweggefallen  ist. 

§.  14.  In  so  fern  die  Unfähigkeit  zu  testiren,  als  die  Strafe  einer  ge- 
setzwidrigen Handlung  anzusehen  ist ,  erstreckt,  sich  dieselbe  auch  auf 
vorher  errichtete  letztwillige  Verordnungen  zurück. 

§.15.  Nur  so  weit,  als  ein  Verbrecher  sein  Vermögen  verwirkt  hat, 
ist  er  von  der  Befugniss,  Testamente  und  Codiciile  zu  errichten,  aus- 
geschlossen. 

§.  16.  Minderjährige,  ohne  Unterschied  des  Geschlechts,  welche  das 
vierzehnte  Jahr  zurückgelegt  haben,  können  letzt  willige  Verordnungen 
gültig  errichten,  ohne  dass  dazu  die  väterliche  oder  vormundschaftliche 
Einwilligung  erfordert  wird. 

§.  17.  Doch  sind  Personen,  welche  das  achtzehnte  Jahr  noch  nicht 
zurückgelegt  haben,  ihre  letztwilligen  Verordnungen  nicht  anders  als 
mündlich,  zum  gerichtlichen  Protokolle  zu  errichten  befugt 

§.  18.  So  weit  Kindern,  die  noch  unter  väterlicher  Gewalt  sind,  der 
Mangel  des  gesetzmässigen  Alters  nicht  entgegen  steht,  bedürfen  die- 
selben, auch  in  Ansehung  des  nicht  freien  Vermögens,  keiner  Einwilli- 
gung des  Vaters. 

§.  19.  Bei  Frauenspersonen  ist,  auch  an  Orten,  wo  sie  keine  Verträge 
ohne  Geschlechtsvormund  schliessen  können,  die  Zuziehung  eines  sol- 
chen Curators  bei  ihren  letzten  Willensverordnungen  nicht  nothwendig. 

§.  20.  Personen,  die  nur  zuweilen  ihres  Verstandes  beraubt  sind, 
können  in  lichten  Zwischenräumen  von  Todeswegen  rechtsgültig  ver- 
ordnen. (§.  145.) 

§.  21.  Personen  aber,  die  wegen  Wahn-  oder  Blödsinns  unter  Vor- 
mundschaft genommen  worden,  sind,  so  lange  die  Vormundschaft  dau- 
ert, letztwillige  Verordnungen  zu  errichten,  unfähig. 

§.22.  Haben  dergleichen  Personen,  innerhalb  Eines  Jahres  vor  an- 
geordneter Vormundschaft,  eine  aussergerichtlichc  oder  privilegirte  Ver- 
ordnung über  ihren  Nachlass  gemacht:  so  muss  derjenige,  welcher  dar- 
aus einen  nach  den  Gesetzen  ihm  nicht  Zukommmenden  Vortheil  for- 
dert, nachweisen,  dass  der  Verfügende  damals,  als  er  die  letztwillige  Ver- 
ordnung errichtete,  seines  Verstandes  mächtig  gewesen  sei. 

§.  23.  Der  Einwand,  dass  Jemand  zur  Errichtung  seines  Testaments 
durch  Gewalt  und  Drohungen  gezwungen,  oder  durcJi  Irrthum,  Betrug, 
in  der  Trunkenheit,  oder  in  heftigen  Leidenschaften  verleitet  worden, 
findet  gegen  gerichtlich  aufgenommene  Verordnungen  nicht  Statt. 

§.  24.  Kann  jedoch  ausgemittelt  werden,  dass  der  Richter  um  einen 
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solchen  Mangel  bei  der  Willenserklärung  des  Testators  gewusst,  und 
dieselbe  dennoch  von  ihm  an-  oder  aufgenommen  habe;  so  ist  die  ganze, 
Handlung  von  Anfang  an  nichtig,  der  Richter  aber,  wegen  vorsätzlich 
verletzter  Amtspflicht,  nach  näherer  Bestimmung  der  Criminalgesetze 
verantwortlich. 

§.  25-  Wie  weit  und  unter  welchen.  Umständen  aussergerichtliche 
oder  privilegirte  letztwillige  Verordnungen  wegen  eines  solchen  Man- 
gels angefochten  werden  können,  ist  nach  den  allgemeinen  Grundsätzen 
von  Willenserklärungen  überhaupt  zu  beurtheilen.  (Tit.  4.  §.  31-51.) 

§.  26.  Tauben  oder  stummen  Personen,  welche  sich  schriftlich  oder 
mündlich  ausdrücken  können,  stehen  die  Gesetze  bei  Errichtung  ihres 
letzten  Willens  nicht  enlgegen. 

§.  27.  Personen,  welche  für  Verschwender  erklärt  worden,  können 
während  der  Vormundschaft,  zum  Nachtheile  ihrer  gesetzlichen  Erben, 
nur  über  die  Hälfte  ihres  Nachlasses  gültig  verordnen. 

§.  28-  Auch  alsdann,  wenn  ein  Verschwender  bloss  unter  diesen  ge- 
setzlichen Erben  teslirt,  kann  er  keinem  derselben  mehr,  als  die  Hälfte 
desjenigen,  was  ihm  nach  den  Regeln  der  gesetzlichen  Erbfolge  zukom- 
men würde,  entziehen. 

§.  29.  Hat  ein  Verschwender,  diesem  zuwider,  über  seinen  ganzen 
Nachlass,  oder  wegen  des  gesetzlichen  Erbanthetls  eines  seiner  Ver- 
wandten verfügt;  so  gilt  die  Verordnung  nur  so  weit,  als  er  nach  vor- 
stehenden Bestimmungen  zu  verfügen  berechtigt  war;  und  im  Uebrigen 
treten  die  Regeln  der  Intestaterbfolge  ein. 

§.  30.  Testamente  und  Codicille,  welche  ein  Verschwender  während 
der  Vormundschaft  errichtet  hat,  erhalten  ihre  volle  Gültigkeit,  wenn 
die  Vormundschaft  vor  dem  Tode  des  Testators  wieder  aufgehoben 
worden. 

§.  31.  Ein  Gleiches  findet  Statt,  wenn  der  Verschwender  zwar  noch 
unter  der  Vormundschaft  verstirbt,  aber  weder  Ehegatten,  noch  Ver- 
wandten innerhalb  des  sechsten  Grades,  mit  Inbegriff  desselben,  hin- 
terlässt. 

§.  32.  Das  vor  angeordneter  Vormundschaft  gemachte  Testament  ei- 
nes nachher  gerichtlich  erklärten  Verschwenders,  ist  nach  der  gegen- 
wärtigen Vorschrift  nur  in  so  fern  zu  beurtheilen,  als  es  erst  nach  ge- 
schehenem Antrage  auf  die  Prodigalitätserklärung  errichtet  worden. 

§.  33.  Haben  die  Verwandten  eines  solchen  Menschen,  noch  vor  der 
gerichtlich  nachgesuchten  Prodigalitätserklärung,  denselben  desfalls  ver- 
warnen, und  über  diese  Warnung  ein  Notariatsinstrumeiit  aufnehmen 
lassen:  so  wird  schon  von  diesem  Zeitpunkte  an,  wenn  in  der  Folge 
die  Prodigalitätserklärung  wirklich  erkannt  worden,  die  Befugniss 
desselben  zum  Testiren  nach  obigen  Bestimmungen  (§.  27.  28«)  einge- 
schränkt. v 

§.  34.  Auch  ein  Verschwender  kann  die  sowohl  vor  als  während  der 
Vormundschaft  gemachten  letztwilligen  Verordnungen  widerrufen. 
(§.563.  sqq.) 

§.  35.  Personen,  die  Ehebruch  oder  Blutschande  mit  einander  getrie- 
ben haben,  können  einander  durch  letztwillige  Verordnungen  nichts 
hinterlassen,  wenn  entweder  um  dieses  verbotenen  Umgangs  willen 
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eine  Ehe  getrennt,  oder  der  Erblasser  sonst  des  Ehebruchs ,  oder  der 
Blutschande  mit  der  begünstigten  Person,  gerichtlich  überführt  worden. 

Verordnung  «.  28.$ebr.  1811,  Utt.  bie  K$tn>iUiatit  SScrtrbnunaen  f»l*er  tyerfo» 
tun,  »eldje  nad)  erhaltener  ©tfpenfarion  auf  ben  ©runb  ber  6-0.  w.  l*.  SKarj  1803  ft<&  «r< 
c6e(td>t  haften. 

2Bir  Sriebrufe  SBiftelm,  von  ©otte«  ©naben  ffontg  von  $reu£en  jc.  jc.  b«b>n 
burd)  Unfre  &  £).  vom  15.  2Rärj  1803.  feftgefefct,  tag  von  bem  ©erböte  bc«  3t. 
8  9t  £b.  2.  Xit.  1.  §.  "25.,  nadj  »elaVm  Vertonen,  5te  wegen  Crbebrucb«  gefaxte* 
ben  finb,  Diejenigen  nicht  beirarfcen  türfen,  mit  treiben  ffe  (Sbebrudj  getrieben  ba« 
ben,  in  gewiffen  befonbern  Jaden  <£i*venfatfon  crtljdlr  werben  tonne. 

$ta  nun  bierbei  über  bie  tHnwenbung  ber  IBorfdjrift  be<  9t.  2. 9t.  Ib.  1.  Sit.  12. 
§.  35.,  weltbe  ben  ©b«bred)ern  unterfagt,  burd>  lefctwiDige  ©erorbnung  einanber 
etwa*  ju  binrerlaijen,  3weifel  entftanben  jinb;  fo  ffoben  fflir  Uni  bewogen,  feicr. 
mit  «uäbrücflicb  ju  erflären  unb  ju  verorbnen: 

ba$  Verfonen,  welebe  no(b  »organgtger,  auf  ben  Qrunb  ttnferer  &  tont 
15.  3Rärj  1803.  ertbeilten  SMvcnfation  (leb  geebelicbet  baben,  befugt  fein 
füllen,  für  einanber  (e(twiHig  ju  verfügen.  ®.  ©.  ©.156. 

III.   Von  der  pertfalicbta  PUiigkcit,  m«  letatwfllig«»  V«ror4aufM  «  trwtrW 

§.  36.  Wer  im  Staate  Vermögen  zu  erwerben  fähig  und  berechtigt 
ist,  dem  können  auch  Erbschaften  und  Vermächtnisse  hinterlassen 
werden. 

§.37.  Wie  weit  Kirchen,  Klöster,  und  Ordensleute  in  Ansehung 
der  Fähigkeit,  Erbschaften  und  Vermächtnisse  zu  erwerben,  einge- 
schränkt sind,  und  welchen  Einschränkungen  eine  Hausfrau  in  Anse- 
hung solcher  Erwerbungen  von  ihrem  Ehemanne  unterworfen  sei,  ist 
gehörigen  Orts  bestimmt  (Tit.  11.  Abschn.  4.  12.  18.  Th.  2.  Tit.  1. 
Abschn.  9.) 

§.38.  In  wie  fern  Schulen,  Universitären,  Erziehung«-,  Krankcn- 
und  Armenanstaltcn  und  andere  milde  Stiftungen,  Erbschaften  und  Ver- 
mächtnisse zu  erwerben  fähig  sind,  ist  nach  den  Regeln  von  Schenkun- 
gen zu  beurtheflen.  (Tit.  11.  §.  107a  1074. 1075.  Th.  2.  Tit.  12.) 

§.  39.  So  weit  Korporationen  und  Gesellschaften  Überhaupt  Vermö- 
gen erwerben  können,  so  weit  können  ihnen  auch  Erbschaften  und 
Vermächtnisse  hinterlassen  werden.  (Th.  2.  Tit.  6.) 

Oesetz  ».  13.  g&jaf  1833,  über  edienfungin  unb  Suroenbufiarn  an  «nftalten  unb 
©efeftttaften.   ©. «.  «. 49.   (f.  |U  II.  U.  1. 197.  ,qq.) 

§.40.  So  weit  hiesige  Einwohner  zur  Erwerbung  einer  Erbschaft 
oder  eines  Vermächtnisses  in  fremden  Staaten,  nach  den  Gesetzen  der- 
selben, für  unfähig  geachtet  werden;  so  weit  sind  auch  dortige  Einwoh- 
ner, von  hiesigen  Unterthanen,  Erbschaften  und  Vermächtnisse  zu  er- 
werben nicht  fähig. 

§.  41.  Wer  vermöge  seines  Standes  gewisse  Sachen  oder  Güter  zu 
besitzen  an  sich  nicht  fähig  ist,  dem  können  solche  dennoch  in  einem 
Testamente  oder  Codicillc  zugewendet  werden. 

§.  42.  Ein  solcher  Erbe  oder  Legatarius  muss  aber  binnen  Jahresfrist, 
nach  dem  Tode  des  Erblassers,  sich  entweder  die  Fähigkeit  zum  Besitze 
verschaffen,  oder  sein  aus  der  letztwilligen  Verordnung  erlangtes  Recht 
einem  andern  Fähigen  abtreten. 

§.43.  Bei  Reurthcilung  der  Fähigkeit  eines  Erben  oder  Legatarii 
muss  auf  die  Zeit  des  Erbanfalls  gesehen  werden. 
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'IT.   Wo  und  wie  in  einem  Tt»tament«  oder  Codicille  »erordnet  werden  könne. 

§■  44.  Der  Erblasser  kann  in  seinem  Testamente  einen  oder  mehrere 
Erben  zu  seinem  Nachlasse  nach  Gutbefinden  ernennen. 

§.45.  Er  kann  auch  nur  über  einen  Theil  seines  Nachlasses  verord- 
nen, und  es  in  Ansehung  des  Ueberresles  bei  der  gesetzlichen  Erbfolge 
lassen. 

§.  46.  Auch  ohne  Benennung  irgend  eines  Erben  kann  er  über  ein- 
zelne Theile  oder  Stücke  seines  Nachlasses  verfügen. 

§.  47.  Er  kann  die  Person  des  Erben  oder  Legatarii  durch  blosse 
Beziehung  auf  einen  andern  Aufsalz  bezeichnen. 

§.  48-  Ein  solcher  Aufsatz  muss  aber  dem  Testamente  selbst  r  allen 
falls  besonders  versiegelt,  beigelegt  werden. 

§.  49.  Der  Willkühr  eines  Dritten  kann  die  Ernennung  eines  Erben 
oder  Legatarii  nicht  überlassen  werden. 

Von   Substitutionen.  < 

§.  50.  Der  Erblasser  kann  in  seinem  Testamente,  ausser  dem  ersten 
Erben  ,  auch  den,  welcher  in  bestimmten  Fällen  an  dessen  Stelle  treten 
soll,  ernennen. 

§.  51.  Setzt  er  fest,  wie  es  gehalten  werden  solle,  wenn  der  erst  ein- 
gesetzte Erbe  oder  Legatarius  den  ihm  zugedachten  Vorlheil  nicht  an- 
nehmen könnte  oder  wollte,  so  wird  dieses  eine  geraeine  Substitution 
genannt. 

§.  52.  Wenn  gleich  die  im  Testamente  enthaltene  gemeine  Substitu- 
tion nur  auf  den  Fall  gerichtet  ist,  dass  der  erst  eingesetzte  Erbe  nicht 
Erbe  sein  könnte,  so  ist  doch  darunter  auch  der  Fall,  wenn  er  nicht 
Erbe  sein  wollte,  und  umgekehrt,  zu  verstehen. 

§.  53.  Eine  fideicommissarische  Substitution  ist  vorhanden,  wenn 
dem  zuerst  eingesetzten  Erben  oder  Legalario  die  Pflicht  auferlegt  wor- 
den, die  Erbschaft,  oder  das  Vermächtniss,  in  den  bestimmten  Fällen, 
oder  unter  den  angegebenen  Bedingungen,  einem  Andern  zu  überliefern. 

§.  54.  Wie  und  worüber  Emilien -Fideicemmisse  und  Stiftungen 
gültig  errichtet  werden  können,  ist  gehörigen  Orts  bestimmt.  (Th.2. 
Tit.  4.) 

§.  55.  In  Fällen,  wo  nach  den  Gesetzen  kein  Familien -Fideicommiss 
Statt  findet,  gilt  eine  fideicommissarische  Substitution  nur  zum  Besten 
des  ersten  und  zweiten  Substituten. 

1)  Induration  u.  1  9.  ,vti.  is  12,  (ehr.  bic  UufOetung  ftbcitommitTarifdjtr  gunu 
turirruT.  buref)  S'imilifnfdiüift"«. 

5ßir  $riet>rtd)  2ßilpelm  2c.  finben  ttn*  »cranial,  jur  nähern  SBefKmmuna,  bei 
§.  IX.  bei  (Sbift*  00m  9.  £)ctober  1807.  foierburd)  feftrafefcen,  tag  bit  batelbft  o.e. 
gebene  S3orfd)rift,  nach  roelcber  jebe  $anulten  *  ttnb  jebe  ftibeifomtnti?«(3tiftuiia, 
burd)  ettien  $amfltenfd)Iug  beltebta,  abaeänberf,  ober  gänjltd)  aufhoben  »er- 
ben fann,  auf  biejentaen  ftbeifommiiTarifc&en  ©ubfh'tutionen,  bie  bei  ber  crflcu 
©eneration  ftebcu  bleiben ,  ben  getreu  ber  ©ubflituirten  entgegen,  ntd)t  ange« 
roenbet,  jebe  anbere  jibeifonttntffarifc&e  ©ubflitution  hingegen,  welie  über  bic  erftc 
@efcf)Ied)f*foIge  nimni^chct,  ber  Sfufoebuna,  bureft  5d!mliaifd)lü|Te  ofone  ade  9!i 
fldjt  unterworfen  fein  foH.  &.  ©.  13. 

2)  Rescript  ».  16. 3anuar  1813,  im.  t>te  «ufttbung  fibeifommiffarifcGer  tm  . 
utionen. 

StufSfranlaffung  tlnet,  »on  ber?ft.W./  wegen  ber Bufbebuna  bei  in  bfmJVßa« 
mtnte  bei  ocrfiorben<n  9b 91.  jum  heften  beß  Sobneö  unb  gbcmanneS  bet  ©uppli 
fantin  angeotbneten  gibetcommiffe*/  unter  beut  23.  Derber  \>  %  anverweit 


6  (Stfiet  a^efl.  3»ölftet  Site!.  §.56- 

e(ngcrc<d)ten  StortfeUung/  tat  ber  C?bef  ber  3fuiffj  fiel)  tte  anflegenb  jurfieferfol* 
gen&en  Siefen  breyi  manu  autf  ber  äftegiflratur  be*  tfjnigl.  Äammcrgericbt*  »or* 
legen  (offen,  (5$  iö  darauf  von  bem  fturmärfifeften  «Pupillen  GoQegio  baruber 
giitacbtlicfter  SBerid)t  erforbert  morgen/  ob  niebt  ber  (Suppücantin/  wenn  gfttd) 
Der  äntrag  berfelben  auf  gdnjlidx  aufbebung  M  gibeicommiffetf  niebt  (Statt 
ftnbe,  boeb  in  fo  weit  geholfen  werben  f&nne,  baß  jur  ©eftreitung  ber  Cinquar* 
tirungö.  unb  anberer  una.en>(bnlict)tn  gaften  ein  Xbril  be«  gibeicommifi* (Kapital* 
berfelben  unter  ber  93ebingung  ber  fucceffipen  SBiebererflattung,  wofür  aOenfaU^ 
bie  Binfeti  be*  ©anjen  Soften  mußten,  autfgeantroortet  werben. 

Dabei  wirb  bem  Äonigl.  tfammeraericf)te  bemerflieb,  gemae&t/  bag  nach  ber 
Declaration  tont  19.  gebruar  p.  3f.  ©ette  H.  ber  ©.  ©.  nur  bleicnigen  ftbet« 
eommiffarifcbm  ©ubßitutionen/  we(d)e  bei  ber  erßen  ©eneratton  (leben  bleiben/ 
ben  SKecbten  ber  <3ubflituirtcn  entgegen,  nicht  aufgehoben  werben  flnnen,  unb 
bafj  alfo  Die  beabficbtigte  Aufhebung  be0  gibeieommiffe«  autf  biefem  ©runbe, 
nicht  aber  <ui*  bem  in  bem  Decrete  Pom  10.  Deirmb«  p.  3.  angeführten,  bag 
Da«  «biet  Pom  9.  Ottober  1807  nicht  Pon  ftbeicommifTarifcben  ©uirtitutlonen 
rebt/  bie  (tdj  nid)t  über  ben  britten  ©rab  binautf  erftretften,  unftattbaft  ift. 

p.  £.  3.  95.  2.  ®.  23. 

§.  56.  Wer  einer  substituirten  Person  substituirt  worden,  ist,  wenn 
diese  den  ihr  zugedachten  Vortheil  nicht  annehmen  kann  oder  will, 
auch  dem  zuerst  eingesetzten  Erben  oder  Legatario  für  substituirt  zu 
achten. 

§.  57.  Wenn  der  eingesetzte  Erbe  oder  einer  von  mehrern  Substi- 
tuirten  stirbt,  oder  sonst  abgeht,  ehe  die  Erbschaft  oder  das  Vermächt- 
niss  wirklich  auf  ihn  verfällt  worden;  so  wird  er  bei  der  Bestimmung, 
wie  weit  die  Substitutionen  gelten  (§.  55.)  nicht  mit  gerechnet. 

§.  58.  Unter  der  fideicouiniissariscben  Substitution  wird  allemal  die 
gemeine;  unter  der  gemeinen  aber  nicht  zugleich  die  üdeicommissarische 
Substitution  verstanden. 

§.  59.  Wenn  es  zweifelhaft  ist:  ob  der  Erblasser  eine  gemeine  oder 
eine  fideicommissarische  Substitution  verordnet  habe,  so  wird  nur  jene 
vermuther. 

§.  60.  Bie  Pupillarsubstitution  (Th.  2.  Tit.  2.  Abschn.  7.)  kann  zwar 
als  eine  gemeine,  aber  die  gemeine,  nicht  als  eine  Pupillarsubstitution 
gelten. 

Von  Bedingung,  Zweck  etc. 

§.  61.  Der  Erblasser  kann  das  dem  Erben  oder  Legatario  zugedachte 
Recht  durch  Beifügung  einer  Bedingung,  Bestimmung  eines  Zwecks, 
oder  Auferlegung  einer  gewissen  Pflicht  einschränken. 

§.62.  Was  von  bedingten  Willenserklärungen  überhaupt  vorgeschrie- 
ben ist,  gilt  auch  bei  lelztwilligen  Verordnungen.  (Tit.  4.  §.  99.  sqq.) 

§.  63.  Was  nach  den  Gesetzen  einer  Willenserklärung  als  gültige 
Bedingung  nicht  beigefügt  werden  darf;  das  wird,  wenn  es  in  lelztwil- 
ligen Verordnungen  einein  Erben  oder  Legatario  gleichwohl  auferlegt 
worden,  für  nicht  beigefügt  angesehen.  (Tit.  4.  §-  6  - 13-  §.  136.  sqq.) 

Bericht  u.  6.  3un(  1804  neblt  6.  £>.  »•  12.  be<f.  «Kott.,  baß  ber  ttetertritt  »011  ber 
jiibifdKii  iur  dtitftlfcfien  Winten  ben  bem  uebmrctenben  mittelfl  Xeßamtntö  angebrobrten 
a?crlnil  bc*  ftecbtf  auf  tia  Sibeifommfß  nidit  juv  Solge  bat 

3mmebiat* SB f rieft t  bes  Gb«f*  ber  Suftfj. 
25«»*  3ufIiifommiffariutf  je.  bat  im  Auftrage  einiger  (grben  be*  perftor&enen 
(2ictmbiuben  :c  (Ew.  Ä&nigl.  SJcajeßät  in  ber  anbei  aflerunterttidnlgft  jurücTge« 
benben  etnaabe  Pom  y.  b.  SOI.  ben  9.  Brtifel  betf  Xejiamenttf  betf  le&tern  ob« 
febriftlicb  eingereiht,  in  welchem  unter  anbern  perorbnet  iß: 

■ 
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tag  ben  ernannten  gibuciarien  frei  Heben  fofle ,  einen  jur  @5ucceff?on  fom- 
tnenben  bereit*  aufjunebmenben  gibuciariuni/  nenn  berfelbe  Die  mofaifchen 
©efe&c  ober  gar  bie  SReligion  feiner  «Bdter  verlaffcn  feilte,  auf  eine  3eitlang, 
unb  nenn  berfelbe  ftd>  binnen  2  3abren  nic^t  gebelfert  habe/  vom  gtbei* 
commiffe  gdnjlich  autfjufd)lie§en. 

Der  tc.  nimmt  aus  biefer  £i«pof»tion  be s  (Erblaffer«  in  feiner  gebauten  93or» 
Mutig  unb  bem  berfelben  beigefügten  $)romemoria,  ne(d)e  ich  €n.  Sbnigl.  2Ra* 
jcftlt  anliegenb  gIeid)foO0  afleruntcrtbdnigfi  juruef  überreiche,  bie 83eforgni§  \)tt, 
baß  beim  eintritt  eine«  foldjen  ftaütt,  nelcher  tbril«  burd)  ben  nebertritt  ber 
gefebiebenen  Cbrfrau  beö  tc.  »ur  chriftlichen  Steligion  fchon  uorbanbtn  fei/  tbetl« 
annod)  eintreten  nerbe;  bie  gibuciarien  ftd)  für  berechtigt  galten  durften,  folche 
gegen  bie  Uebertreter  berfelben  jur  ©irfliebfeit  ju  bringen.  Da«  einjige  Wliu 
tel/  feine  Gonfiituenten  bagegen  foroopl/  al«  gegen  ben  ihnen  barau«  intftcbrn- 
ben  ©cnaben  burebau«  ftdbcr  ju  Men,  glaubt  er  nur  in  gn  JUnigl.  SLTlajcftdt 
auerbpdjflen  unmittelbaren  Cntfcheibung  bar&ber  §u  finben, 

ob  ein  9tu$nie$er  ober  Bnnarter  Des  tc.  glbeicommtffe«/  nenn  er  jefct  jur 

chriftlichen  «Religion  übergebe/  be«balb  von  bemfelben  autfgefcbloffen  nerben 

tonne  ober  nicht. 

(Er  bittet  baber  aDergeborfamft  um  bie  grtbeilung  berfelben  unb  bat  in  bem 
ernannten  Frömern orta  bie  ©rünbe  entmicfelt/  au«  neigen  er  bafür  b&\t ,  ba§ 
foId)e  niclit  anber«  al«  »erneinenb  auöfaOen  burfte.  Sn.  Äcnigl.  TtaitUt  mir 
enteilten  gjllerb&djfteu  ©efebl  ju folge  nebme  id)  feinen  »nßanb/  barüber  ben 
erforberten  Bericht  aflergeborfamfl  hiermit  tu  erftatten,  unb  bemerfe  ju  bem 
gnbe  iuo&rberfi/  nie  e«  ber  gebetinen  SSHerbbchfien  (gntfebeibung  mir  um  be«* 
balb  nicht  ju  beburfen  Scheint,  neil  bie  8  rage,  roelche  baburd)  ou§er  ©treit  gc* 
fc&t  nerben  foll,  bereits  burd)  bie  ßanbeggcfcfce  meine«  Grachten*  flar  unb  beut* 
lieh  entfebieben  irt.   3ur  llnterftüfcung  biefer  Behauptung  gebe  td)  luforberfi 

1)  baoon  au«/  bafj  ber  verfiorbene  tc  in  feinem  Xtftamente  nicht  etna  ben  23er* 
luft  an  ber  Otubnicfjung  be«  von  ibm  geßifteten  gibeicommiffe«  beim  Urber* 
tritt  be«  einen  ober  be«  anbern  ber  $>ercipienren  lur  chriftlicben  SReligion 
beßimmt  vorfebreibt/  fonbern  vielmehr  bie  gntfdjribung  baruber  ber  2Sffl» 
fuhr  ber  gibuciarien  anbeim  ftellet.  ße  ift  alfo  gegenwärtig  bie  «Rebe  von 
einer/  in  fünftig  etna  oorfommenben  gdOen  erft  tu  ermartenbtn  gntfcbef* 
bung  biefer  gibuciarien,  unb  bie«  vorau«gefc$t/  fcheint  e«  feinem  3neife( 
unternorfen  su  fein,  ba§  bie  SSeurtbeilung  ber  «Recbt«bcftdnbigfeit  ber  lc$- 
tern  nur  nad)  ben  ßanbe«gefr&cn  erfolgen  rönne,  unb  bafj  in  fo  fern  biefe 
folche  einfehrdnfen,  ober  in  fo  fern  fte  |um  9cacbtb«il  be«  jur  chriftlichen 
Religion  ubergetretenen  9iu$nie£er«  ausfallen  foflte,  für  ungültig  gu  ertld* 
ren  ,  bie  ernannten  @d>ieb«rid)ter  (Ich  banad)  |u  achten  fchulbig  ftnb,  unb 
im  entgegengehen  gaOe  bem  «u«fprud)  berfelben  feine  verbinblidje  Äraft 
benilligr  werben  bürfe.   <5«  fdjreibt  aber 

2)  ba«  9.  8.  SR.  im  II.  Xitel  be«  2.  Xb'il«  unb  beffen  i.  unb  2.  §§.  ganj  be- 
ilimmt  vor: 

bn§  bie  95egriffe  ber  Cinnobner  betf  c^toat«  von  (Sott  unb  gottlichen 
Dingen,  ber  ©laube  unb  ber  ©ottetfblenfl  f ein  ©egenflanb  von  3roang«. 
gefe^en  fein  fbnncn,  unb  jrbem  ginnobner  eine  voHfommene  ©Iauben«> 
unb  ©erotffentffreibeit  geflattet  nerben  möffe; 

e«  verorbnet  ferner  im  8.  lit.  be«  1.  £b.  §  9.  unb  U6.,  % 

bä§  ©eni(Ten«freibeit  burd)  feine  iffiiQrntferfldrung  eingefchrdnft  wer- 
ben, unb  baß  batfjenige,  na«  felbll  fein  ©egenflanb  einer  2SiHen«er> 
fldrung  fein,  niemanben  al«  eine  &ebingung  auferlegt  nerben  tbnne, 

unb  e«  nirb  enblid)  im  12.  Itt.  be«  angeführten  Xbeil«  in  SOerbinbung 

mit  biefer  (entern  33orfchrift  §.63.  benimmt  feÖgefe^t: 

bag  alle«/  na«  nad)  ben  ©efefcen  einer  ^identferfldrung  al«  gültige 
S3ebingung  nicht  beigefügt  nerben  bürfe,  nenn  e«  in  lebtniOigen  33er* 
orbnungrn  einem  erben  ober  Segatario  gleidjnobl  auferlegt  roorben, 
für  nicht  beigefügt  angefeben  nerben  foDe. 
hiernach  iü-e«  benn  alfo 

3)  dar/  bafj  bie  tc.  gibuciarien,  in  fo  fern  fte  bei  bem  Uebertritt  eine«  ober 
be«  anbern  bfrfelben  tur  dmfi liehen  Religion,  ibn  beffen  obn geachtet  vom 
gibeicommig  au«fd)U'§en  rnoKten/  biefe  ihre  (gntfehetoung  offenbar  ben  an« 
geführten  £anbc«gefc$cn  juniber  laufen/  mitbin  nuO  unb  nichtig  unb  ohne 
rechttfgültlge  aairfung  für  btn  von  ihnen  «u«gefchloffcne«  fein  narbr. 


8  «rfier  S$eÜ.  3»ölfter  XUtU  §  63- 

£>er  einige  3weifel  bagcgen  tbrtnte 

4)  nur  barin  gefucbt  unb  gefunbcn  werben,  bafj  ha*  £efiament  be*  »crflorbc» 
nen  ic./  worauf  ftcb  bie  jr^t  in  grage  fommenbe  S3cfugnt§  her  gibuciarlen 
grünbet,  fcbon  ben  23.  Octobcr  1774.  errichtet  ift. 

fUteine*  grachtentf  wirb  nun  *war  berfelbe  babureb/  ba§  bem  oben  angefüb> 
ten  jufolge  iefct  erft  eine  entfcheibung  erfolgen  foH  unb  eben  beöbalb  nur  nach 
ben  Canbeagefcfcen  erfolgen  fann,  binldnglich  roiberlegt.  Allein  bie  SnterefTenten 
f&nnen  ibn  auf  feinem  SBertbe  ober  Unroertbe  beruhen  (äffen/  ebne  bcßbalb  lue 
ihre  ©erechtfatne  etroa*  fürchten  |U  burfen;  benn  in  ben  gemeinen/  }U  3<it  be* 
errichteten  Xeftamentff  befianbenen  Mi  ten,  iß  bie  grage: 

ob  ein  Senator  befugt  fei/  ben  Abfall  von  bei;  väterlichen  Sftellgion  an 

einen  Seeluft  jettllcher  ©ütcr  ju  fnüpfen, 
turch  frin  ©et'eh  benimmt  entfehieben/  fonbern  nur  bie  «Reehtßlebrer  «"reiten  ba- 
rüber,  von  roelchen  einige  bie  bejabenbe,  anbere  bie  verneinende  27Jetnung  be* 
Raupten,  ©ei  einem  in  biefer  S3ejiebung  entflehenben  Dtecbt«ilrcitc  würbe  man 
olfo  mm  Scfcuf  ber  entfcheibung  beffelben  immer  auf  bie  Söorfchrift  be*  $.  9. 
t>e£  3>ublication0  »«patente"  vom  5.  gebruar  1794.  §urücffommen  muffen/  nach 
»elcher, 

wenn  bie  auf  ben  flrehigen  gatl  anjuwenbenben  ©efefce  bur.fel  unb 
zweifelhaft  ftnb,  berjenigen  Meinung  ber  QJorjug  gegeben  werben  foll/ 
welche  mit  ben  33orfcbriften  beö  A.  2.  3t.  übereinflimmt; 
ttnb      würbe  alfo  barnach  bie  entfcheibung  |um  Sortbeil  ber  nur  chriftlicben 
Sftellgton  übergetretenen  gibeicommifj»3ntereffenten  feinen  Augenblicf  iWcifelbaft 
fein  tonnen, 

(gben  au0  blefem  SDlangel  einer  gefehlfchen  Sfleßimmung  ber  gemeinen  «Rechte 
rührte  ti  her,  ba§  ber  <proje§  ber  ©efebmifter  tc.  wiber  bie  ©ebrüber  te.,  btffen 
her  tc.  in  feinem  $romemoria  erwdhnt/  im  Sabte  1786  in  ber  «Rcviftoneinftunt, 
mit  ffluf&ebung  ber  beiben,  bie  erflern  begünfiigenben  erfenntniffe  heg  Äammer- 
geriebt*,  vom  Ober  Xribunale  jum  Sortheil  ber  ledern  entfehieben  würbe.  6ben 
fo  wenig  haben 

5)  bie  8ibeicommi§»5ntereffenten  von  ber  in  bem  qjromemorfa  be*  te.  ange- 
führten (5.  D.  vom  20.  Ottober  1786,  tbeil*  in  jpinjubt  auf  bie  Di*püfttion 
be*  §.2.  be*  angeführten  <publication*»«Patent*,  tbeil*  um  be*balb  tu  fürch- 
ten/ weif  bie,  bie  erftere  erlduternbe  unb  ndber  beftimmenbe  Allerbbcbtle  (J. 
D«  vom  4.  September  b.  3.  außbrücflich  fertieht: 

ba§  von  nun  an  in  allen  von  grblaffern  jübifcher  Nation  fünftig  ju 
entrichtenben,  fo  wie  in  ben  noch  nicht  publicirten  Xeftamentcn  unb 
anbern  iehtwiHigen  £i*poftttonen,  bie  mit  3uwenbung  einer  grbicbaft, 
eines  Scrntdcbtniffe*  ober  anbern  SBortbeil*  oerbunbene  ißebingung/ 
wenn  ber  6rbe  ober  fiegatariu*  bei  ber  jübifchen  Religion  beharren, 
ober  wenn  er  jur  ehrißltcbrn  «Religion  nicht  übergeben  würbe,  für 
nicht  gefchehen  unb  unoerbinblich  geachtet,  mitbin  bergleichen  erb» 
fchaft  ober  ßegat  bemjeniaen,  welchem  fte  jugebacht  worben,  ohne  baß 
berfelbe  an  biefe  söeblngung  gebunben  fei,  Verabfolgt  unb  gelaffen 
werben  fofle. 

am  wenigften  fann  benfelben  aber  enblich/  wie  ber  tc.  in  feinem  «promemo* 
ria  gleichwohl  befürchtet/ 

6)  ein  Sortbeil  lataut  erwarhfrn,  bog  nach  bem  Inhalte  be*  te.  Xeflament* 

aOe  Streitigfeiten  jwifeben  ben  gibuciarien/  welche  bie  Auslegung  unb 
Slueübung  beffelben,  bat  gibeicommi§  unb  überhaupt  ben  iUachla§  be- 
treffen, fchlechterbingd  nicht  vor  (Bericht  gebracht  werben  bürfen,  fon- 
bern lebiglich  nach  Mehrheit  ber  ©tinrmen  her  ^ibueiarien  felbfr,  mit 
Buchung  eine*  fogenannten  <Brhieb«richter0  iübifcher  Nation  abge- 
macht unb  entfehieben  werben  müflen. 
Senn,  wie  groß  auch  immer  bie  Stacht  tes  Xcfiatoritf  in  Uebertraqung  her 
S)efugni§  jur  Äuelegung  feines  lebten  3Btllen0  fein  mag,  niemaU  rann  fte 
{Ich  babin  erfireefen,  eine  S3ef)immung  ober  eine  entfchcibuug  berfeiben^ 
weiche  bem  Haren  S3uchfiaben  bti  ©efeheß  juwiber  lduft,  bergeßalt  gültig 
ju  machen/  ba§  bavon  fein  «Reeurß  an  bie  vorgefehte  gerichtliche  srtehbrbe 
rtatt  ftnbe.    2Baß  enblich  bie  erwdhnten  Schieberichter  iübifcher  Ration  be- 
trifft, welche  babei  «ugejogen  werben  foOen,  fo  würbe  ber  9lu9fpruch  berfel- 
ben,  in  fo  fern  er  gegen  ein  flar  entfebeibenbeft  fianbetfgefeh  gerichtet  wdrer 
nach  ndherer  Seftimmung  ber  91.  ©.  O.  im  §.172.  be*  2.  Tit.  1.  £b.  ge« 
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rabeju  nlditig  f«in,  unb  ben  auffgefc&lofftnen  ^tbricommt§ » 3fnterffTtntrit 
ödnbc  jufolgc  bcö  §.174.  frei/  (Td)  n«d)  er&ffiutem  2lu5fprud)e  fofott  an 
b<n  orbcntlid)en  Stieltet  ju  rcenben. 

2JU3'  biefcn  (jjrüubeti  utile  i<t)  btmnad)  gro.  JRiniql.  S07nje<fät  afl*runttrt&J« 
nfgjl  an  beim,  ob  ber  k.  auf  fein  ©efwd»  babin  ju  befdxiben  frin  börfte: 

bafi,  ba  ber  in  ftrage  frienbe  gall  in  ben  ©efeben  {um  SortbeÜ  feinet 
(Jonflituenten  bffiimmt  entfdmben  fei/  (0  ber  5>l bfoffung  unb  $romu(« 
gation  6r3  frerteOen,  bitfe  $rage  f"r  f«i"«  Sonftitumten  enticbeiben» 
btn  <3t\t$t6  nid)t  bfbarfe.   Berlin,  ben  6.  3uni  1804.    ».  ©olbbetf. 

ül  11  c r b ö tfc  fr  c  ©abinet«  «  £)rbre. 
SKein  teber  ©rofPatiilec  oon  ©olbbeef !  5(uf  @uren  S8erid>t  »om  6.  b.  ÜJt.  über 
bie  anbei  ntrücfgebenbe  Eingabe  bei  Ouftiu'ommiffariu«  ic,  worin  berfefbe  im  9luf. 
trage  einiger  @rben  bei  wftorbeuen  jc.  unb  in  &ejug  auf  Ich  9  Slrnfel  bei  Xefta. 
mentä  bei  leereren  barauf  anträgt,  baf  3d)  tclbft  eine  allgemeine  gefeilter*  ($nt< 
fAeibung  baiöber  geben  möge,  ob  ein  SRufcniejier  ober  Anwärter  bei  ic.  $tbeicom* 
•miffe*,  penn  er  je$t  |ur  djrifUirten  Religion  übergebe  bieferfcalb  »om  2c.  $ibei. 
commiffe  auflgefcriloffen  werben  fönne,  ober  ob  ihm  bie  9(u$ung  unb  Slnwarifdjaft 
Hefe*  ^ibeicommiffcä  bennod)  nad)  nie  »or  geladen  werben  muffe?  gebe  3d)  @ud) 
Ijicrburd)  ju  erfenueu,  wie  3d)  aui  ben  »on  @ud)  angezeigten  ©rünben  mtt  ©udj 
barin  »öllig  einwerilanben  bin,  ba^  ei  ber  erbetenen  ßntfcfjeibung  um  bedbalb  nid>t 
bebarf,  tneil  bie  ftrage,  welche  baburd)  aufjer  Streit  gefegt  werben  foll,  bereit« 
burd)  bie  ßanbe$gefe$e  dar  unb  betulich  entlehnten  ift.  3*  genehmige  baher 
nidjt  nur,  bap  bVn  k.  babin  beftfjeiber,  bafl,  ba  ber  in  $rage  feienbe  $alt 
In  ben  ©efefcen  jum  Söortfjeil  feiner  (Sonftituenten  beftimmt  eutfebjeben  fei,  ei 
ber  3l&faffung  unb  Promulgation  bei  fpecieüen,  biei'e  $rage  für  feine  ©onflt» 
tuenten  enifebeibenben  ©efe$e$  nicht  bebürfe,  fonbern  trage  ©ud)  aud)  auf,  ben 
betreffenben  ©erid)t*höfen ,  um  fid>  fünftig  in  »orfommenben  fällen  banaeö  ju 
achten,  ba»on  Äenntuip  ju  geben,  inbem  3d)  ti  @ud)  überlaffe,  in  ©emäj&ett 
beffen  bai  weiter  ©rforberlfcbe  ju  wfiigen.  $c&  &in  @uer  woblaffeetionirter 
Äönig.   @l)arIo»cnburg  ben  12.  3uni  1804.  ftrlebrtd)  8Silbelm. 

9teucö  Sfaftio  ©.4.  ©.86. 

§.  64.  Bedingungen,  die  ganz  unverständlich  gefasst,  oder  zwar  über- 
haupt vorbehalten,  aber  worin  sie  bestehen  sollen,  nicht  ausgedrückt 
worden,  sind  den  unmöglichen  gleich  zu  achten. 

§.  65.  Wie  weit  ein  Erblasser  in  der  freien  Befugniss  über  seinen 
Nachlass  zu  verordnen,  durch  die  Rechte  dererjenigen,  denen  die  Ge- 
setze einen  Pflichttheil  anweisen,  eingeschränkt  werde,  ist  gehörigen 
Orts  bestimmt.  (Tb.  %  Tit.  1.  Abschn.  7.  Tit.  2.  Abschu.  5.  6.) 

V.    Form  der  Testamente  und  Codi  rille,    1)  gerichtliche. 

§.  66.  Jedes  Testament  oder  Codicill  muss  in  der  Regel  vom  Testa- 
tor selbst  den  Gerichten  übergeben,  oder  zum  gerichtlichen  Protokolle 
erklärt  werden. 

§.  67.  Kann  oder  will  der  Testator  nicht  selbst  an  ordentlicher  Ge- 
richtsstelle erscheinen,  so  steht  es  ihm  frei,  das  Gericht  um  die  Auf- 
und  Abnahme  der  Disposition  an  dem  Orte,  wo  er  selbst  sich  aufhält, 
zu  ersuchen. 

§.  68.  Dies  Gesuch  soll  in  der  Regel  entweder  schriftlich,  unter  ei- 
genhändiger Unterschrift  des  Testators  oder  durch  zwei  von  ihm  abge- 
ordnete Personen,  bei  dem  Richter  angebracht  werden. 

§.  69.  Diese  Abgeordnete  bedürfen  weder  einer  besondern  schrift- 
lichen Vollmacht,  noch  sind  bei  den  Personen  derselben  besondere  Ei- 
genschaften erforderlich. 

§.  70.  Auch  entsteht  bloss  daraus,  dass  bei  dem  Ansuchen  um  die 
schriftliche  Deputation  obige  Vorschrift  (§.  68.)  nicht  genau  beobachtet 
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worden,  noch  keine  Ungültigkeit  der  letzt  willigen  Verordnung  selbst. 

§.  71.  Vielmehr  ist  es  hinreichend,  wenn  der  Richter  auch  auf  andere 
Art,  oder  aus  dem  Munde  des  Testators  selbst,'  von  dem  freien  Ent- 
schlüsse desselben,  seiu  Testament  oder  Codicill  errichten  zu  wollen, 
sich  Überzeugt  hat,  sobald  nur  das  Gegentheil  nicht  ausgemittelt  wer- 
den kann. 

Welch»  Gericht  ein  Testament  an  -  oder  aufnehmen  könne. 

§.  72-  Jedes  gehörig  besetzte  Gericht  ist,  innerhalb  seines  Gerichts- 
sprengeis ,  auch  von  solchen'  Personen ,  welche  darunter  nicht  gehören, 
letztwilligc  Verordnungen  aufzunehmen  berechtigt. 

Anh.  §.  29.  Unter  Gerichtssprengel  sind  die  physischen  Gränzen 
der  Stadt,  des  Oris  oder  Districts  zu  verstehen,  innerhalb 
deren  dem  Richter,  welcher  das  Testament  aufnimmt,  da- 
selbst die  Jurisdiction,  wenn  auch  nicht  über  alle  darin  be- 
findliche Personen  oder  Sachen,  zusteht. 

1)  Hescrlpt  o.  O.gjiari  179S,  betr.  ft<<  «ebtutung  Ui  ©ort!  „(Berirttfftjremjd". 
2>er  ©egenftanb  guter  anfrage  ».  22.  ».  SOt.  fdjeint  nfept  iroeifelbaft  ju  fein. 

See  §.  78.  ent|d)eibet  beutlid)/  ba§  von  ben  betben  von  (Sud)  vorgetragenen  QTtei« 
nungen  Der  entern  ber  SÖorjug  gebn&re/  unb  unter  bera  Süorte:  ©erid)tßü>ren» 
gel  in  §.  72.  bie  pbpfiiAen  ©renjen  ber  Btalt,  beß  Dtti,  ober  ©iflriftß,  inner* 
fcalb  beffen  bem  baß  £rftament  aufnebmenben  9tid)ter  eine  3urißblciion  (wenn  ^ 
oud)  nicht  ober  aUe  barin  bcftnMtcbe  <))crfoncn  ober  ©adjen)  jufommr,  gemeint ' 
ftnb.   hiernach  pat  alfo  baß  (Stabtgend)t  ju  ©targarbt  feinen  ©runb  ju  einer 
&efd)Werb«  über  baß  bortige  Äoloniegeridjt;  fonbern  würbe  nur/  wenn  baß 
ipauß/  in  welchem  bie  2ef}amentßaufnapme  gefduben/  ber  beurfdjen  ^urtßbtction 
unterworfen  ifl,  wegen  Oer  für  ben  Actum  ipm  iutommenben  ©ebÜQren*  an 
feinen  ^urtöbictionarfum  ober  beffen  ©rben  fld)  galten  tonnen. 
W.C.C.  T.  X.  6.1859.  Str.  7.  beß  3fac6tragß  1798. 

2)  Rescript  t>.  22.  gjiaf  181S,  detr  »fe  unßautjafriafeit  bet  ttufhaljme  0011  Jgxtnb* 
lunaen  ier  trcttuiUiatn  Qini<btibatUlt  außer  Dem  Otiic&tli'Kcnijel. 

Das  ßtmigt.  O.  ß.  ©er.  |u  Naumburg  credit  bierneben  eine  S3efd>werbe  beß 
Conö»  unb  <g>tabtgerid)tß  }u  £aöe  00m  10.  b.  SOI.  über  baß  bortige  Matrimonial« 
ßreißgeriebt»  wegen  ber  Don  lepterem  ooVgenornmenen  ßanblungcn  ber  fceirotßi^ 
gen  ©ericfotßbarieit  von  ben  (Singefeffenen  beß  ßanb*  unb  ©tabtgerictotß. 

2Benn  cß  gearfinbet  ift,  wie  fid)  au*  nad)  allgemeinen  fljrinjipien  annehmen 
Idpt/  baß  baß  Ärelßgertcbt  ju  £aDe  in  fcalle  felbft  feine  3furißbiction  pat,  fo 
pat  baffeibe  auch  bort/  nad)  bem  »egrijfe  beß  St.  ß.  9t-  §.  29.  beß  «nbanaß/  fei* 
iten  ©ericptßfprengel/  felbfl  wenn  bie  ©eridtfeflube  beß  ©erid)tß  am  Orte  ift. 
(Sß  barf  baber,  nad)  ben  SBorfcpriften  beß  5t.  ß.  91.  £p.  II.  Sit.  17.  §.60.  unb 
2b.  I.  Sit.  12.  £.70./  oon  ben  ©eridjtß » (Singefeffenen  beß  ßanb«  unb  ©tabtge» 
rid)tß  }u  #a0e  in  j?alle  feine  außeraerid)tlid)e  ©efdtdfte  beforgen/  unb  baß 
ßbnigl.  D.  ß.  ©er.  bat  baß  gebaute  Äcciö « ©eridjt  beßpalb  auf  jene  SBorfcfjcif» 
ten  iurörfjufübren. 

3nbem  biefe  SDerfagung  bem  ßanb»  unb  ©tabtgetiditß«3Direftor  (Sdjwari  in 
fyatit  befannt  gemacht  worben  ifl/  bat  berfetbe  jualrid)  ben  Auftrag  erhalten/ 
fcie  ©eranfialtung  ju  treffen/  bag  eß  ben  ©erid)tß  Singefcffmen  moglid)  gemacht 
werbe/  bei  bem  ßanb»  unb  ©tabtgeriepte  eben  fo  fdjneü  abgefertigt  ju  Werben/ 
altf  bei  bem  ftreißgeriepte/  wenn  fie  äanbtungen  ber  freiwilligen  ©ericptßbarfeit 
aufzunehmen  haben/  weil  auß  ber  »efebwerbe  felbü  ju  erfeben  ifl/  bafj  bie  fdjneU 
lere  »bfrrtiaung  ber  ©runb  ifl/  warum  tiefe  dingefeffenen  ftcr»  »orjugsroeife  an 
baß  ftreißgeriebt  wenben.  0.        fö.u.  6.220. 

3)  Rescrlpt  «.  4.S«*t.  1822,  betr.  ben  »eariff  bt<  ©eri«rtfprtnßell  in  «e»uß  auf 
bie  »efnaiiiö  wr  aufnähme  tind  leftamen«. 

Daß  fionigl.  Äammergerid)t  erbilt  in  ber  Stnlage  s.  1.  remi«».  bie  ©efdinxrbe 
beß  0.  3  fd)en  «patrimonialqericfcttf  nebft  Beilagen  über  bie  Verfügung  vom  10* 
©ejember  0.  5.  Der  3-uflijminlfter  fann  fid)  mit  lepterer  nid)t  einperftanben 
ertldten/  unb  falt  bie  Jöefdjroerbc  füt  gegrunbet. 
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Der  SfuSbruef  ©ericbHfprrngel,  beffen  f?d)  ber  §.72.  £it.  12.  Tbl-  be* 
8.  2.  St.  bebtent,  gab  ju  3weif<ln  SBeranlaffung,  welebe  bie  Anfrage  ber  ebema« 
ligen  3)ommerfd)en  SRegierung  unb  bai  SKefcript  Pom  9.  Tiiti  1795.  jur  golge 
tatten  (@tenqrl0  »ehr.  J».  II.  ©.  236)  aus  welchen  ber  §.  29.  be*  8lnbang* 
entnommen  worben  iß/  unb  nacn  welchem  e0  bei  ber  '^eurtbrilung  ber  *efug« 
tiiffe  bcö  diiditcr*,  weld)er  (in  Xeflament  aufnimmt/  iit  31  n ff t u n a  t<6  @erid)t0- 
fprrnge Ii  nur  nuf  bie  ptr>fifdh<n  ©renjen  ber  gtatt,  bet  Ort*  ober  Diftrift0  an* 
fommt/  innerhalb  weld)er  bem  Diidjter  bie  Juriebiction  jutfebf. 

9tad)  biefem  ©runbfab  ift  feitbem  immer  verfabrett  worben.  Da*  ©tabtge« 
gerlcht  birjia.tr  SftrfTbeu}  ttf  befugt  in  jebem  aud)  feiner  3uri0bicfion  nidit  unter« 
worfenen  £aufe  unb  »on  5)erfonen/  welche  nid)t  ju  feiner  Suritfbiction  geboren/ 
Xeftamente  in  ber  @tabt  aufjunebmen  unb  biefelbe  bei  (td>  »erwabrlicb  nirber» 
lulrgen,  unb  macht  oon  biefer  SJefugnifj  tdglid)  ©ebraucb;  wobei  ibra  überbietf 
§.  78.  1.  c.  |hk  Seite  ßebt. 

Der  pon  3  fd)e  tyatrimonfalrichter  würbe  baber  nur  bann  bie  ©renjen  feiner 
3furi0biction  «beschritten  baben,  wenn  bie  ftdlften  bti  Söorroerf*  Z><  fdiarf  ab» 
gefcbnitten  wdren  /  fo  ba§  bie  ©renje  fleh  genuu  angeben  liefe/  innerhalb  wel- 
eher  ade*  bem  Don  3.  unb  außerhalb  berfelben  alle*  bem  von  ifl.  geborte.  Dag 
bie*  aber  nicht  ber  JaD.  fei  gebt  aus  ber  «Refolutton  Pom  10.  Dejember  flar  ber* 
bor/  inbem  barin  errodbnt  roirb,  ba§  ba*  £au0  be*  %).,  wcldic*  ber  i&.fdjen  ja< 
risbieiion  unterworfen  iß,  Don  ben  Don  3. (eben  3uri*biction*«ginqefe(Tenen  en? 
flaoiert  werbe,  unb  barautf  folgt,  bafj  ber  Pon  3.  fd)e  «Patrimonialridjter  feine 
»efugniffe  nicht  überfdjritten  habe. 

Da0  giftig?.  Änmmerqericbt  bat  baber  bie  ©adu  in  nodjmalige  (grroJqung 
)u  Rieben  unb  bet  rtroanigen  ^ebenfen  aeqen  bie  bier  au*qeiprocbeuen  ©runb» 
fdpe  )u  berichten,  im  entgeaengefebten  Salle  aber  anberweitig  in  ber  ©ad)c  §u 
perfügen  unb  SJbfcbrift  ber  Olefolution  einjufenben. 

©en.  «ff.  btß  3uflijm.    81.  2.  SR.  Nr.  13.  Vol.  II.  ©.  168. 

4)  Verordnung  ».  lS.gflaf  1813,  urgen  tiuffietuna  Itv  BMftttfft  1.1.  XU.H1. 
6ect.  III.  ötfl  Sußüredlementl  für  ben  gntgfftat  ju  SBrtllao. 

SBir  ^riebrid)  Söilbelm,  pon  ®ottet  ©nabon  ffönig  pon  Vreupen  :c.  jc.  ftinben 
Un0  bewogen,  ben  1.  2t t.  III.  (Beet.  III.  bti  ^nfÜ^^ie^Umtntt  für  ben  fßta* 
giftrat  ber  <£tabt  93rcölau  Pom  1.  9?t>»ember  1787,  worin  fe|lgcfe$t  Eft: 

bap  ade  »on  ber  S8rcölaufd)«n  ^ürgcrfdjaft  erridjtete  Seftamente,  Bei  (Strafe 
ber  ^ufcttqfeit,  nad)  ber  in  bem  5tcn  SIrttfel  ber  ©refllaufdjen  ©tatuten  ent« 
haltciten  SSurfduift  bei  bem  3Ji auftrat  gertd)tltd)  ntebcrgelegt  werben  muffen, 

au^brücflid),  wie  hiermit  gefd)ieuet,  aufzubeben  unb  auper  Sraft  \n  fc^en  unb  ba> 
gegen  tu  perorbnen,  baß  bie  SBiirger  unb  ßinwofoner  ber  <Btabt  SBreölau  bie  unbe. 
febränfte  ^retbett  ^aben  foüen,  ibre  le$twtöigen  SSerorbnungen  oor  jebem  gehörig 
befe^tcr.  ®ertcf)te  nad)  ben  SBeftimmungen  be«  %  S.  9t  Xb.  t  Zit.  12.  §.  72  unb 
folg.,  mit  ©oller  ®iiltigfeit  in  errieten  ober  bei  bemfelben  niebcrjulegen. 

©.  @.  ©.71. 

5)  Rescript  ».  22.  KoMr.  1800,  tuejen  ber  6el  ben  SDJititairjerjajttn  beponirten  Zu 
ffiimcnte. 

Da  baß  SRecfit/  5Teflamente  unb  actus  volnntariae  jnrisdiclioni«  aufjuneb« 
men,  alö  ein  £betl  ber  (JioiU^uriÄbietfoit/  ben  «Wilitairgeriditen  nad)  ber  je^i* 
gen  5ßerfa(fung  nid)t  mebr  iufiebet,  fo  finb  bie  fdmmtlicbrn  ©ouoernemeniß- 
unb  Angabe  -(Generale  )u  oerfägen  toeranlaffet  worben,  ba§  bie  bei  ben  ($5ou< 
wernementö'  unb  übrigen  SDlilitairaeridwen  beponirten  Xeflamente  ber  OffiUere 
unb  aOer  erimirten  5)erfonen  bei  tlnterflaabe*,  fo  wie  aOer  ben-  Obergeridjten 
unterworfenen  Xeßatoren,  nebfl  ben  ba\u  qebbriqen  Serbanblungen  an  baß  D. 
2.  ©er.  brr  tyrootnj,  bie  ber  ©olbaten  unb  nid)t  erhnirten  ^erfonen  aber  an 
bie  ©erid)te  be0  ©arnifonort«  geqen  empfangfdjein  mit  einem  93erjeid)niffe  ab- 
geliefert werben.  3nbrm  iKir  (Sud)  folebeß  birrburd)  befannt  macben,  befeblen 
3Bir  ßiid)  jualcicb/  bie  Filamente  t>er  <Eurer  Su^i0t>iction  unmittelbar  unter- 
worfenen üttilitairperfonen  bei  £ud)  »<1  Depositum  ju  nebmen,  unb  wegen  bet 
Xeßamente  ber  ©olbaten  unb  nidtt  er.tmirten  3>erfonen  ba0  9lbtbige  an  bie  Un- 
tergerid)te  €uer0  Departement!  ju  ertaffen.     «Watbitf  83.  8.  e.  509.  ir.  9»bfd)n. 
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6)  CO.  t>.  24.«wif  isla,  wtr.  einige  fünfte  Der  OTJUitöfrDtrfatTUn«  (Sefuftai*  ber 
QRilitairgtric&te  jur  ftufnabme  ton  Xeftainenten). 

5luf  3&ren  burch  feie  jegt  vorftienbc  £)rganifation  her  ©rigabe>®ericbre  veran« 
Iahten  ©erlebt  vom  8.  b.  2)t.  genehmige  id)  bierburd),  bajj  bei  ben  mobil  gemachten 
iruppen  von  ber  3eit  '^cr  SRobilmacbung,  bi«  jur  3eit  i^rer  ©cmobiltjirung 
förmlid)e  Sejtamcnte  vor  einem  fommanbirten  Äriegtfgertcbte  aufgencimnen  wer* 
ben  fönnen,  wobei  zi  übrtqettd  bei  ben  gefeilteren  ©otfcbrtften,  von  bcnprivile« 
girten  mititairifeben  2e|ramenten  fein  ©ewenben  behält: 

baß  bte  ©rigabe«  nnb  übrigen  Slubiteure  ber  mobil  gemalten  Iruppen  bie 
©efugnifi  haben  follen,  einfeirtge  $anblungen  ber  freiwilligen  ©ertc^td  barfeit 
foleber  Wilitairperfonen,  welche  ju  ben  gebauten  Iruppen  gehören,  ohne  3u- 
jiebung  eine*  ju  fommanbirenben  .Öfttjter* ,  aufjunebmen  unb  ju  beglaubigen. 

®.  ©.  ©.129. 

7)  CO.  lö. 3ull  1834,  betr.  ben  (Stttätöfianb  btr  tu  ben  Qarnifonen  in  ben  3Sun» 
befötlungen  fl(Oöri<jeii  feirffritigfn  Untertanen. 

9luf  3bren  gemeinfdjaftltcben  ©ertebt  vom  30.  3uni  über  ben  ®erid)t0franb  ber 
l\\  ben  ©arnifonen  iu  ben  beiben  ©unbeöfefrungen  $Jtain$  unb  Stirem  bürg  gehörigen 
bteffeitigen  SRtlitairperfonen  unb  Beamten  unb  ibrer  Angehörigen,  fo  rote  über  bie 
auf  beren  9ted)t$»5lngelegen  betten  $ur  Anwenbuna  fommenben  ®efefce,  fe$e  icb,  mit 
©efrätigung  ber  ftcb  hierauf  beiiebenben  ©erffiqungen  be$  ÜKtlitairt3ufHjbevarte« 
inentö  vom  26.  3uni  unb  vom  25.  ©eptember  1816,  $olgenbeä  feft: 

1.  «Die  ju  ben  ©arnifonen  ber  ©unbetffefhmg  9)fatnj  unb  fiurentburg  gebörtgen 
bieffettigen  «Kilitairperfoncn  unb  ©tarnten,  bte  jfcb  bofelbft  mit  deiner  (grlaub'nifi 
aufbaltenben,  auf  3naftivität*gebalt  ober  tyenfton  ftebenben  £)fftjiere,  Schere  fo 
lange  fie  in  kriminal*  ober  ^ujurienfacben  ben  3Rilitair«©e*icbt$franb  behalten, 
beren  ßbefrauen,  Ätnber,  Angehörigen,  welche  alt  ju  ibrem  $au*|ranbe  gebörig 
ju  betrachten  unb  SMenflboten  mit  ibren  (Sbefrauen  unb  Äinbern,  infofern  biefe 
Angehörigen  unb  Dieufiboten  SUreupticfjc  ttittertbanen  jinb,  enblieb  bie  9Bittwen 
unb  gefebiebenen  (Sbefrauen,  fo  lange  ftcb  btefelben  nacb  bem  2obc  ihrer  ©begatten, 

,  ober  nacb  recbt«fräftig  erfolgter  ©cbeibung  jum  Speere  ber  SRegulirung  ihrer  An« 
gelegenbeiten  unb  bi*  biefe  erfolgt  ifr,  al«  worüber  im  3weifel  bie  ©ouvernement«. 
©eriebte  jlt  entfebeiben  baben,  in  ben  ©unbeflfefrungen  aufhalten;  Heben  in  allen 
ibren  jtvilrechtlicben  ©erbältniffen  unter  ber  ©erid)t<5barfeit  deiner  bortigen  ®ou« 
vernementd  «©eriebte,  roelcben  in  allen  Angelegenheiten  ber  frrettigen  unb  freimiUi* 
gen  ®erid>t«barfeit  bie  3"ri$bicrton  ubertragen  worben  iff,  unb  weldie  ftcb  hierbei 
lebtgltcb  nacb  ben  ©orfebriften  bei  91.  2.  9t  unb  ber  A.  ©.  £).  unb  ben  baju  er« 
gangeuen  fpäteren  gefeilteren  ©eftimmungen  ju  aebten  baben.  @bcnfo  wirb  in 
aüen  Angelegenheiten,  roo  ti  auf  Unterfucbung  unb  ©efhafung  anfommt,  von 
ben  ©ouvernemcntd>©ericbten  niebt  nur  bie  Unterfucbung  geführt,  fonbern  aud) 
nacb  bem.  §.  19.  ber  6r.  ö.  unb  ber  ©erorbnung  vom  IL  SRäri  1818.  in  allen 
Jätfen,  in  roelcben  bie  ©träfe  nur  50  SRtbff.  ober  viertoöcbentlicbc*  ©efängnif  he« 
trägt,  gegen  biejenigen  ^nbioibuen,  roelcbe  uiebt  febon  nacb  allgemeinen  gefe$licbcn 
©eftimmungen  in  Unterfuebungöfacben  ber  2J?ilitatrgericbt«barfeit  unterworfen 
fnb,  erfannt. 

2.  <S)ai  Ä).  ß.  ©er.  in  $amm  wirb  fortfahren,  in  benen  bterbureb  ben  ©ouver« 
nement*'©ericriten  belegtrten  ©achen,  bte  Tfufftcbt  über  bie  ®ouvernement$.©e. 
ridjte  ju  führen,  unb  in  ben  tyrojeffen,  worin  btefelben  erfannt  baben,  fofem  e*  bie 
©efege  überhaupt  ver|tatten,  in  jweifer  3nflanj  ju  erfennen.  <Si  ifr  berechtigt, 
wenn  ber  «Mubtteur  be«  ©ouvernement««®ericbt0  bei  einer  gerichtlichen  Singelegen. 
fSeir  perfönlich  betbeiligt  ifr,  ober  refuffrt  wirb,  unb  wenn  e«  ftcb  von>inem  ©ehalt«. 
5lb^ugtf«  ©erfahren,  bei  bem  mehrere  ®läubig?r  fonfuriren,  banbelt,  biefe  ©acben 
an  ftcb  ju  hieben  unb  batin,  fo  wie  in  bem  am  ©ebluffe  ber  vorigen  tyaragrapben 
gebachten  Salle  in  erfter  3"ltö"J  felbjl  ju  erfennen.  ©on  biefen  ©rfenntniffen  er» 
fler  3"tfauj  ijl  ber  3nflaujenjug  berfelbe,  wie  üon  allen  iübrtgen  @rfenntniffen  er« 
fler  3n|tan|  be<J  gebaa>ten  £.  ß.  ®er. 
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3.  SSet  Sfufnabme  ber  gericbtlidjen  Grrflärnngen  unb  Verträge  foü*  in  Ütfainj  ber 
Bei  ber  ^nfpectfon  berSßefafcung  angefieflte  2(ubitenr  unb  in  £uremburg  bcr  Mctuar 
ben  Slubiteur  bc«  ©out>ernement$ >®md)tt  in  Sßer^inberungdfäKcn  »ertreten;  bei 
2ejtament$.<Htifnabmen  aber  follen  im  9Jotf)falIe  bie  §§.194  unb 200.  be*  Sit. XII. 
2$.  I.  be$  21.  &  9?.  jur  2lnwenbung  fommen.  $>ie|"e  SSorfcbrtft  finbet  oud)  auf 
frühere  £anblungen  5lnwenbung;  e*  fofleu  btefelben  gültig  fein,  wenn  beren  Auf. 
nabme  bureb  bie  fcier  benannten  per  fönen  unb  unter  ^Beobachtung  ber  in  ben  bejo» 
genen  ©efcfcftellen  ertbeilfen  2tnroeifuugcn  erfolgt  ifr.  —  §.  17.  bcr  (Einleitung 
jum  2-  ^x.  3)te  Söerbanblungen  jtnb  übrigen*  nach  erfolgter  3lufnabme  an 
ba*  £).  £.  ©er.  ju  $>amm  ju  fenben,  um  bem  Söefunbe  nad)  bie  weitere  gefe&licfce 
SBerfügung  ju  treffen. 

4.  (?$  wirb  nachgegeben,  ba§  bie  im  crfTen  Paragraphen  genannten  $erfonen 
mit  ben  Grinwobnern  gebauter  2 1 d bt e  unb  fremben  tintertbanen ,  fo  weit  c5  gül-. 
tigerroeife  gefcheben  fann,  immbltdi  unter  5Prtöat<Unterfcbrtfr,  ober  oor  einem  bor« 
tigen  9totar,  Verträge  abfcbliepen  fönnen,  unb  roirb  in  biefen  fällen  bie®ültigfett 
berfelben,  rnnficbtlicb  ibrer  ftorm,  in  ©emägbeit  bei  §.111  £ir.  V.  %%.  1.  bei  91. 
&  9t  aueb  »pu  ben  biefieitigen  ©ertöten  nach  ben  bortigen  fianbeägefefcen  be< 
urtbeüt. 

5.  S)ie  (ginwirf  ung  ber  ©ouocrnementa«©ericbte  auf  bie  ftacbla^  9fegultrun« 
gen  unb  auf  ba*  SBormunbfcbaftöir.ei'en  befebränft  fidb  auf  bk  jur  ©icberfielfung, 
^nücnrarü'ation,  unb  etmantgen  $8er|Ilbernng  bei  9tad)lajTeä  unb  jum  heften  ber 
Pflegebefohlenen  nothwenbigen  erften  (Siuleitungen,  worauf  bie  Elften  bem  £).  ß. 
©er."  üu  $>amm  etnjureieben  finb,  um  fle  an  baö  ©ericht  abzugeben,  welche*  nacb 
ben  ©efe&en  competent  ifr,  ben  9tid)laji  ju  reguliren  unb  bic  oberoormunbfehaft' 
liebe  aufjicbt  ju  führen,  ober  wenn  fein  folche*  porf^aubeu  ift,  biefe  ©efdjäfre  felbfl 
ju  übernebmen. 

6.  3>a$  £).  £.  ©er.  ju  #amm  unb  bie  ©outjernementö«  ©eriebte  »ermatten  bie 
3uftij  nacb  ben  Sorfcbriften  ber  allgemeinen  ißreujmcben  ©efefcgebung,  mit  &erücf « 
fid)tigung  ber  ^erfonal  >  unb  9lealftatute  nacb  §§•  23  unb  32.  ber  (Einleitung  jum 
91.  &  9t  9Kit  ber  ju  4.  gebaebten  Aufnahme  btnficb.  tlicb  ber  ftorm  ocr  Verträge 
mit  ftremben,  erfennen  fte  binflcbtli*  ibrer  Qluölegung  unb  rechtlichen  folgen  nacb 
ben  ©runbfäfcen  bei  $renjlit'd)en  9iecht$,  wenn  biefe  ©ertrage  and)  mit  fremben, 
nacb.  ben  formen  autflänbifcber  ©efefe  gcfcblofTen  worben,  unb  bie  au0  ben,  nach 
ben  tyreujlifchen  ober  fremben  formen  wäbrenb  ihre*  Slufentbalt*  in  ben  SBunbe*. 
fejtungen  Pon  ben  im  erjlen  Paragraphen  bejeiebneten  ^erfonen  gefcbloffenen  S3er« 
trägen,  erworbenen  9lecbte  unb  übernommenen  SBerpflicbtuiigcn ,  erletben  bureb  bie 
fpäter  erfolgte  S8erfe$ung  berfelben,  ober  bureb  ibren  freiwilligen  Unijug  in  bai 
^Jreufjifche  (Staatsgebiet  feine  SSeränberungen,  füllten  aneb  bie  Allgemeinen  Vreu^i. 
feben  ©efefce  an  bem  örte,  wo  fle  i&r  ne'ued  JDomijil  nennen,  nodj  niebt  einge. 
fü^rt  fein.  ©.  ©.  <B.  132. 

§.  73.  Nimmt  der  Richter  eine  solche  Disposition  in  einem  fremden 
Gerichtsbezirke  auf,  so  verliert  dieselbe  zwar  dadurch  nichts  an  ihrer 
Gültigkeit; 

§.74.  Der  Richter ,  aber,  welcher  die  Gränzcn  seiner  Jurisdiction 
überschritten  hat,  muss  dem  Richter  des  Orts  oder  Bezirks  die  erhobe- 
nen Gebühren  herausgeben,  und  eben  so  viel  dem  Fiskus  zur  Strafe 
entrichten. 

_  # 

§.  75.  Doch  fällt  sowohl  die  Rückgabe  als  die  Strafe  weg,  wenn  der 
ordentliche  Richter  des  Orts  oder  Bezirks  Intestaterbe  des  Testators 
ist;  oder  dieser  ihn  zum  Testamrutserben  ernennen  will;  oder  wenn  er 
mit  dem  Testator  in  offenbarer  Feindschaft  lebt;  oder  wenn  sonst  zwi- 
schen ihm  und  dem  Testator  besondere  persönliche  Verhältnisse  beste- 
hen, welche  den  Letztern,  sich  seines  Amts  zu  bedienen,  abhalten; 
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§.  76.  Ferner  alsdann,  wenn  der  ordentliche  Richter  in  der  Wohnung 
des  Testators  zur  Auf  -  oder  Abnehmung  des  Testaments  zu  erscheiuen 
sich  weigert;  (§.203-204.) 

§.  77.  Ingleichen  alsdann,  wenn  die  Gerichtsbarkeit  an  dem  Orte,  wo 
der  Testator  sich  aufhält,  streitig  ist; 

§.  78-  Auch  alsdann,  wenn  an  Einem  Orte  mehrere  Gerichtsbarleiten 
befindlich  sind,  obgleich  das  Haus,  in  welchem  der  Testator  wohnt,  nur 
unter  einer  derselben  gelegen  ist; 

§.79-  Ueberhaupt  aber  alsdann,  wenn  der  Richter,  welcher  in  schleu- 
nigen Fällen  ein  Testament  ausser  seinem  Gerichtssprengel  aufgenom- 
men hat,  innerhalb  Acht  Tagen  nachher  dem  ordentlichen  Richter  davon 
Nachricht  gicbt,  und  diesem  das  Testament,  nebst  den  Verhandlungen 
darüber,  zur  Aufbewahrung  zusendet. 

§.  80j  In  den  §.  78-  79.  bestimmten  Fällen  bleiben  dem  ordentlichen 
Gerichte,  wegen  der 'für  die  Handlung  ihm  zukommenden  Gebühren, 
seine  Rechte  gegen  den  Testator  oder  die  Erben  vorbehalten. 

§.  81.  Obergerichte  sind  zur  Aufnehmung  der  Testamen Ic  innerhalb 
ihres  Gerichtssprengeis  befugt,  wenn  gleich  der  Ort,  oder  das  Haus,  wo 
der  Testator  sich  befindet,  einer  Untergerichtsbarkeit  zunächst  unter- 
worfen ist. 

Wie  du  Gericht  betetet  «ein  raUtte. 

§.  82.  Ein  Gericht  ist  gehörig  besetzt ,  wenn  dasselbe  wenigstens  aus 
Einer  zur  Justiz  verpflichteten  Gerichtsperson  und  einem  vereideten 
Protokollführer  besteht. 

1)  f.  9Hifj.  »ur  «.  ©.  0.  «■  4?1, 

2)  Reseript  t>.  s.Wiai  lsis,  beer,  bie  ©üWgfelt  bei,  einem  mit  bem  Xtßatox  »er« 
wanbttn  iKiditer  überjebenen  Xeflcimentl. 

Stuf  bie  mitteljl  S3erld)t*  vom  21.  ».  gefdjebene  Anfrage: 
ob  etf  auf  bie  ©ultigfeit  eine«  fcfcriftlid)  unb  verfleg'lt  übergeben«  XeftamenM 
Sintis  babe,  wenn  ber  9tld)ter,  bem  folcbeo"  übergeben  n>orben/  mit  bem 
Xeftator  bergejlait  verwanbt  ober  Verfdiwäqert  ift,  baß  er  ftd)  wegen  bieft$ 
«Derf?aiiniffrs  na*  SJorfcftrift  ber  91.  ©.  £>.  Xb.  I.  Xtt.  2.  §.  143.  unb  Xb. 
Hl.  Xit.  3.  §.  13.  aller  ©inmifd)ungen  in  eine  9ted)t$fad)e  enthalten  fofl? 

wirb  bem  Äbnigl.  O.  ß.  ©er.  eröffnet,  ba§,  ba  batf  $oOegium  felbö  bie  <25ad»e 
fär  iweifetbaft  bdft/  unb  bober  über  ben  in  bem  ©eridrt  angejeigten  gaO  fftnftlg 
roofcl  (Btreitigfetten  erregt  werben  f&nnten,.  tt  fftr  ratbfam  }u  achten  ift/  &enXefta» 
tor/  wenn  er  no*  lebt,  von  einem  anbern  qeböria  befefcten  ©erlebte  nochmals  per» 
f bnlid)  Aber  bie  beabfrfatigte  Xeflamentifaction  Verneinen  UM  laffen,  unb  baburd) 
aOen  ferneren  ginwenbungen  gegen  bie  ©ülttgfeit  be*  in  grage  fttbenben  Xetfa- 
mentö  vorjubcuqen. 

Dos  ßofleoium  bat  beßbalb  ba*  (grforberlicbe  tu  verfäaen,  unb  wirb  obrf. 
gen*  von  beffen  Slnjeige  in  ©emdfcbeit  t>e0§.2.beö  erften  «nbangtf  jum  91.  £  SR. 
jum  SSebuf  ber  gegWation  bienlidjer  ©ebraud)  gemacht  werben. 

».  Ä.  3-  95. 5.  ©.  3. 

§.  83.  Doch  kann  die  Stelle  des  Protokollführers  auch  von  Zwei  ver- 
eideten Schöppcn  vertreten  werden. 

§.  84.  Wo  beständige  Gerichtsschöppen  vorhanden  sind,  müssen  nur 
diese;  andere  hingegen,  die  bloss  zu  dieser  Handlung  vereidet  worden, 
können  nur  in  schleunigen  und  dringenden  Fällen  zugelassen  werden. 

§.  85.  Der'Actuarius  oder  Gerichtsschreiber  kann  die  Stelle  des  Rich- 
ters niemals,  auch  nicht,  wenn  er  dazu  allgemeinen  oder  besondern  Auf- 
trag von  dem  Richter  erhalten  hat,  vertreten. 

§.  86.  Eben  so  (§.  82. 83.)  muss  auch  die  Deputation  besetzt  sein, 
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durch  welche  ein  Testament  oder  Codicill  von  dem  Testator  in  seiner 
Wohnung,  oder  sonstigem  Aufenthaltsorte,  auf-  oder  abgenommen  wer- 
den soll. 

§.  87.  Meldet  sich  der  Testator  persönlich  an  gewöhnlicher  Gerichts- 
stelle, während  einer  der  ordentlichen  Versammlungen  des  Gerichts:  so 
sind  die  alsdann  gegenwärtigen  Personen,  sobald  sie  nur  ein  gehörig 
besetztes  Gericht  ausmachen,  (§.82.83.)»  die  Handlung  gültig  vorzuneh- 
men befugt. 

§.88-  Soll  aber  die  Handlung  durch  eine  Deputation,  es  sei  an  or- 
dentlicher Gerichtsstclle,  oder  in  der  Wohnung  oder  dem  Aufenthalts- 
orte des  Testators,  vorgenommen  werden,  so  muss  der  Vorgesetzte  des 
Gerichts,  oder  der  dessen  Stelle  vertritt,  die  Mitglieder  dieser  Deputa- 
tion ernennen. 

§.  89.  Einzelne  Milglieder  oder  Subalternen  können  also,  ohne  der- 
gleichen besondern  Auftrag,  zur  Auf  -  oder  Abnahme  eines  letzten  Wil- 
lens sich  nicht  gebrauchen  lassen. 

§.  90.  Der  Vorgesetzte  eines  Gerichts  kann  vor  demselben,  wenn  es 
nur,  auch  ausser  ihm,  gehörig  besetzt  ist",  gültig  testiren;  ingleichen  die 
Deputation  zur  Auf-  oder  Abnahme  seines  eigenen  Testaments  selbst 
gültig  ernennen. 

§.  91.  Auch  der  Inhaber  einer  Patrimonialgerichtsbarkeit  kann  vor 
den  von  ihm  bestellten  Gerichten,  oder  vor  einer  aus  diesen  Gerichten 
von  ihm  selbst  ernannten  Deputation,  gültig  testiren. 

Anh.  §.  30.  Testamente,  welche  bei  einem  Patrimonialgerichte 
unter  Beobachtung  der  gesetzlichen  Erfordernisse  niederge- 
legt werden,  verlieren,  ohne  Unterschied  der  Person  des  De- 
ponenten, an  ihrer  Gültigkeit  nichts,  wenn  sie  auf  Verlangen 
desselben  an. das  Obergericht  der  Provinz  zur  Asser vation 
eingesendet  werden. 

1)  Rescrlpt  v.  30.  Octbr.  1797,  wegen  guiäffiaffit  ber  Cinreitfung  ber  von  tyatrimo« 
niatgeridjten  aufgenommenen  leftamenre  an  ba*  Obergericftr.  b.  Dt.  IV.  e.  339.  (aufgenommen 
in  1.30.  be*  ttno.) 

2)  Reicrlpt  ».  15.  «ittr.  1832,  baß  auä  ein  UntergeriAt  ein  von  einem  anbem  Un* 
tergeridjt  aufgenommene*  eobicid  iur  3>eroa(>rung  abnehmen  tonne. 

Der  3uftijiariutf  ».  befchwert  (ich  in  ber  abfehriftlich  beigefügten  SBorftcflung 
vom  2t.  Dejember  ».  3-  über  ble  von  bem  gürftentbumfgertchte  ju  jfl.  unter 
SNeiftimmung  beß"  Jcftnigl.  O.  S.  ©er.  verweigerte  Hnnobme  betf  von  einem  ttn« 
tergerichte  aufgenommenen  (Jobicifl*  ber  verroitiroeten  9t.  9t. 

SBenn  gleich  ber  JJuftinminifter  bie  ©orgfalt  nicht  verrennt,  womit  ber  ©egen« 
ftanb  tn  ber  ble«faa«  erlaffenm  SRefcheibung  bef  flnigl.  O.  ß.  ©er.  vom  6.  De» 
lember  v.  3.  erwogen  ift,  fo  fann  berfelbe  boeb  in  ber  SOiarerie  fclbß  ber  Anficht: 
z,baf  ein  Untergericht  ton  einem  onbern  Hntergrrlcbte  ein,  von  biefem  un* 
ter  Beobachtung  ber  gefeblichen  gormlicbfeiten  aufgenommene«  unb  Der« 
fchloffene«  Gobiein  |ur  gerichtlichen  «fTervation  nicht  annehmen  burfe," 

feinetfrorgetf  beipflichten. 

Denn  in  bem  §.33.  Ut  «nbang*  jum  Sf.  2.  SR.  ift  auabrucWch  feftgcfe&t: 
„ffienn  batf  Aber  ble  grrlcbtimg  ober  Uebergab«  betf  legten  SBiDen*  atifge^ 
nommene  gjrotofoü  vorfchnfiämdf ig  abgeftifji,  aefchtofTen  unb  unterfebrieben, 
auch  bie  Sbentitdt  bei  »uffafre*  gar  nicht  jweifelbatt  ift:  fo  foU  ber  le$te 
2BilIe  allein  belegen/  weil  tat  @ericbt«|tegel  nicht  beigefügt/  ober  bie 
3eit/  »o  er  bem  «Richter  übergeben  würbe,  barauf  nicht  verwerft  rvorben 
ift/  ober  »eil  ber  «Richter  fonft  bei  ber  barauf  folgenben  aufbewabruna  einen 
gebier  begangen  bat,  nicht  für  ungültig  geachtet  »erben. " 
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di  ergeben  ferner  bie  btrfer  DWpofüton  tum  ©rnnbe  liegrnben  27?otive,  »le  bie 
©efefcgebung  baför  gehalten  bat: 

,,e«  erbefle  fdjon  au*  ben  parallelen  ©teilen  In  ber  ffl.  ©.O.  Xb.  2.  21t.  4. 
§.5  unb  6.,  bag  r?  Oberau*  nur  auf  «Beobachtung  ber  <£rforßerni(Te  eine« 
vodfommen  glaubrourbtgen  unb  burebau*  voQffdnbigen  <Protofofll  nnforamr, 
mitbin  au£  folcben  Unterlaffungen,  welche  niemals  ju  iraenb  einem  3weifel 
üb«  Die  (iJewt&beit  be*  2BiOen0  aud)  nur  febetnbar  »nlafc  geben  fbnnten, 
feine  SRuüitdt  berjuleiten  fei." 

conf.  «Reffe,  vom  26.  Februar  1798/  Stengel*  SBeitr.  93.  7.  (25.  252. 
,  £fernad)  fdjjt  (ich  fein  uireicbenber  ($tun\>  abfeben,  warum  von  einem  Unterge* 

richte  nach  «öerfddrbenbeit  ber  einiretenben  Umßdnbe  im  allgemeinen  foroobf, 

aU  auch  intfbefonbe're  im  vorliegenben  galle, 

wo  bie  Stftatrijin  auä  fpecieOen  unb  rucffTd)t*roertben  Urfachen  barauf  an« 
getragen  bat, 

bie  »nnabme  be«  in  «Rebe  ftebenben  (Fobicilht  von  bem  gürfientbunrtgeric&t  ju 
33.  abgelehnt  werben  tonnte. 

Die  in  bem  §.  30.  be0  Anhänge*  jum  91.  2.  SR.  entbaltene  SBeflimmung : 
ba§  £rfiamente,  »eiche  bei  einem  9)atrimonfafgeridite  niebergetegt  worben, 
nicht*  von  ibrrr  («üttigtelt  verlieren,  wenn  fie  an  ba*  Dbergeridjt  ber  3>ro* 
Vinj  jur  SfiVrvation  gefenbet  werben, 

bient  ber  oben  aufgeführten  Jlnficbt  jum  befonbern  (»tubpunft,  unb  fann  nicht/ 
wie  ba*  Sonigl.  O.fi.  (iJer.  annimmt,  at*  Hluönnbme  von  ber  3teqel,  fonbern  (te 
muß  vielmebr  al*  eine  SMdiiguna  be*  in  bem  §.  33.  bc0  änbangß  aufgefprod)« 
nen  allgemeinen  ©runbfa&e*  betrachtet  werben. 

Da«  Äbnigl.  0.2- (3er.  wirb  bemgemdß  angewiefen,  an  baff  gürfhnibum*« 
geriebt  tu  33.  auf  ben  (Srunb  be*  aeqenrodrtigen  SReffripte*  ba*  (Srforbrrlicbe 
ju  verfuaen  /  unb  (ich  in  db"lid)en  gdOen  barnacb  ju  achten,  aud)  ben  ^uftitia» 
riu*  31.  ju  SD.  baoon  in  ßenntnifj  ju  fefcen.  v.         ».39.  ©.  136. 

§.  92.  Zu  einem  gehörig  besetzten  Kriegsgerichte  wird,  in  Friedens- 
zeiten, der  Chef  oder  Commandenr,  oder  ein  von  diesen  dazu  comiuan- 
dirter  Offizier,  nebst  dem  Auditeur  erfordert. 

C.  O.  »•  2*.  «»vit  1812,  6etr.  DU  Tet'uanJß  Her  snHit<u"r$erf*te  jur  «uOia&ine  von  Zu 
ftamenten.   (f.  ju  4.  72  b.t..) 

Von  Testamenten  vor  Dorfgericaten. 

§.  93.  Dorfgerichte,  die  aus  einem  Schulzeu  und  zwei  vereideten 
Schoppen  bestellen,  können,  unter  Zuziehung  eines  vereideten  Gerichts- 
schreibers, Testamente  und  CodicHle  gültig  an  -  und  aufnehmen,  wenn 
dergestalt  Gefahr  im  Verzuge  vorhanden  ist,  dass  die  Hcrbeikunft  des 
ordentlichen  Gerichtshaltcrs  nicht  abgewartet  werden  kann. 

§.  94.  Der  Mangel  eines  ordentlichen  Gerichtsschreibers  kann  in  ei- 
nem solchen  Falle  auch  durch  einen  Justizcommissarius,  odfer  auch 
durch  einen  blossen  Notarius,  oder  durch  den  Prediger  ersetzt  werden. 

§.  9p.  Bergleichen  Testament  oder  Codicill  müssen  jedoch  die  Dorf- 
gerichte dem  Gerichtshalter  ohne  Zeitverlust  einhändigen,  welcher  sie 
über  den  eigentlichen  Hergang  der  Sache,  auf  ihre  Pflicht,  umständlich 
vernehmen,  und  das  Protokoll  darüber,  nebst  der  Disposition  selbst, 
in  dem  gerichtlichen  Deposilo  verwahren  muss. 

§.  96.  Ist  der  Testator  alsdann  noch  am  Leben,  und  zu  einer  gültigen 
Willcnsäusserung  noch  fähig:  so  muss  der  Gerichtshalter  ihm  das  mit 
den  Gerichten  über  den  Hergang  der  Sache  aufgenommene  Protokoll 
vorlegen,  und  die  Richtigkeit  des  darin  enthaltenen  Hergangs  der  Sache 
von  ihm  genehmigen  lassen. 

§.  97.  Die  unterlassene  Beobachtung  dieser  Vorschrift  (§.  96.)  be- 
wirkt jedoch  für  sich  allein  noch  keine  Nichtigkeit  der  letztwiüigen  Ver- 
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Ordnung  selbst;  sondern  macht  nur  den  Gerichtshalter,  welcher  sie  aus 
«obeiiwuler  massigem  \ "ersehen  verabsäumt  hat,  wegen  der  Kosten  ei- 
nes daraus  entstehenden  Prozesses  verantwortlich.  (§.  158.  sqq.) 

lle»erii>t  ber  OkeMmtfretieruna  ju  «re«au  ».  23.  Sebr.  1805  unb 
».  27.  IRarj  «W-  berr.  Ct<  leilamcntc  uor  rotfarrictitcn. 

auf  eure  Anfragen  mittel*  »«icht<  uom  2l  X>e|cinbrr  ».  3-/  *te  ■ 
«nnabmeber  Xeltamente  burd)  Die DorfgendjtC  betreftenb,  loffeu  >iüir  Cuft  biet« 
mit  beicbeiben,  bafj 

ad  l)  im  S  93.  2iM2.  Ib-L  be*  «f.  ß  91.  benachbarte  Sorfgertchte  jut  Sin« 
unb  «urnobme  eine*  teftamenta  nicht  au*geid)loffen  finb,  ju  ihrer  tftequilt* 
iioii  aber  eine  aegrünbeie  «eranlaffung,  al*  ein  unbelebtes  Dortgericbt  am 
Zbno  te  fl  leflaior.  unb  babei  bteVef-Or  im  SJermge  bei  ßerbetbolung 
bTrorbeailiche..  ^erichtßbalteru,  bie  §.  .v3.  »oraufflefeöt  wirb,  obwaltet; im». 

ad  2)  bereit«  im  §.  y i-  De»  anaejoaenen  litel*  benimmt  fei,  wie  bec  2/Una.el 
eine or en  Udrni i  fiJcricbtifcticcibrr«  erlebt  werben  fftnne,  unb  faO«  au« 
bie  JcnaVntetl .  SPerfonett  fehlen  tollten,  bec  G>erid)t0fd>re«ber  eine«  benachbar, 

unb  ©cbreiocM  tunbtg  feien,  wenn  ftd>  bas  Dorrgcrtcbt  |ur  Sin-  unb  luf. 
nabme  rineß  Iffiament«  quatifijiren  foü.  ....  -M1I  .  .  .  ' 

ad  4)  tlcb  bie  Anfrage,  ob  btr  £d)ulje  unb  ein  ©eiicbtömann  »tUftlR* 
oml  Äfnabme  eine*  Itfiameni*  feblen  tonnen,  auß  bec  ©ißpo  ition  beß 
§.y3.,  nad)  welchem  bie  bafelbtf  benannten  4  «Pcrfonen  »orbanoen  fein  muf- 

ad1  's")'  eiueXutation  beß  £orfgerid)tß  iur  Ueberbringung 
ber  töcndVbalter  nid)t  nadigelaffen  fei,  berfelbe  aber  barau  balten  muffe, 
ba§  ihm  b«  teflament  ton  idmmtlicbcn  §.y3.  benannten  ©eridjteperfoncn 

Ä  X&Twn'tolM  bloß  oon  bem  Schulen  unb  bem  ©e- 

r\Ä^»^?ß^Ä  werbe,  welche*  »*  «0^<ttf  mit  ben 
©ericMspenonen,  bie  ibin  baß  Xetfament  überbringen,  ubec  ben  Hergang 
ber  eadx  abgehalten  t?at.    Jörcölau,  ben  22.  gebeuae  1805. 
9In  baß  Dtolbauer  (ijcric^tßamt.  ^  • 

ffriebrid)  ffiilfcelm,  Sbnig  te.K.  Unfern  :c.'  ^ncem  2Bir  Such  bie  eurem 
yer?*« vom  22  Sai/uaV  c.  beigefcbloffenc  Original. eingäbe  Wjolb-Jter*- 
flrciarl  iu  Äamilau  vom  24.  &fembel  Pr.  bie  *«•■»»  aufnähme  bec  Jefta- 
mente  bi  «b  bte  rorfaerid)te  betreffenb,  mit  ihrer  «eilage  remittlren,  ertbe  ich 
m c  Cu et  iu  gtcfolutlon,  ba§  bie  von  euch  auf  bie  anfragen  nitroorfcnc  *e* 
fX.bunc |7u§er ben  wn  iu*  I«  Der,clben  angeführten  ge,rl>ltd,en  S3e|.tmnum= 
öen  »orjügltcb  / 
ad  i)  ben  «öorfebriften  beß  31.2.9t.  Xit.  12.  §.  73  unb  /<>./  bie  • 
ad  2)  ben  «Borichtiften  ceffflben  im  anaefuhrten  Sit  W    itMh  .  fl. 

ad  3  unb  4)  ben  3>orfüriften  beß  a.  ß  9t.  Ib.  2.  Itf.  7.  §.82.  unb  ber  *. 

ad®'  ^nb^i'er^orVrift*  bett  «.«.«.  Ib.l.  «f.» 

ad  7)  ber  in  feurer  9teiolution  an  ba*  Ololbaucr  (öerid)t«amt  {««"^J»^ 
fdjrift  be*  a.ß.9t.  vbUia  anaemeffen  ift,  unb  3bt  baher  bte  «efchetbung 
banad,  abiufaffen  habt.   Berlin,  ben  27.  Mar,  ibOS.^  ^  ^  4  ^ 

i>.98.  Ausser  dem  Notnfallc  (§.93.)  müssen  auch  Testamente  und 
Codiciile  gemeiner  Landleute  durch  den  Gerichtshalter,  mit  Zuziehung 
des  vereideten  Protokollführers,  oder  Zweier  vereideter  Schoppen,  au- 
uud  aufgenommen  werden. 

§.  99.  Was  vorstehend  von  Testamenten  vor  Dorfgertchten  verord- 
net ist*  (5?.  93  98.)  gilt  auch  von  Testamenten,  welche  in  kleinen  Staden, 
wo  nur  Eiue  zur  Verwaltung  des  Uichterainls  bestellte  Person  vorhan- 
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den  ist,  in  Abwesenheit  derselben  von  dem  Polizei -Magistrate,  mit  Zu- 
ziehung des  Stadtsecrctarii,  oder  einer  der  §.94.  benannten' Personen, 
aufgenommen  worden. 

1)  CO.  to.W.3anuatl833,  betr.  bfe  grrfdjtun«  t>on  leftamenten  vor  ben «maaffträten. 

3i)  batc  au*  3brem  ©eric&te  vom  7.  b.  3)7.  erüben,  baf  bei  ben  ©engten  über 
bie  Slmoenbung  be«  §.  99.  Sit.  12.  2&.  I.  be*  31.  £.  9i,  betreffend  bie  (Srricfctunfl 
pon  Jeframenten  oor  ben  SJtagifträten,  3»«fel  entftanben  flnb.  3U*  ©rlebigung 
berfelben  Perorbne  3*  bierburefc  naefe  3brem  Antrage,  bap  in  (Stäbten,  too  ber 
9itditer  mef) t  am  drte  rcobnf,  pber  wo  nur  eine  uir  SBermaltung  be$  9lid)teramt< 
befteUte  $erfon  oor&anben  tft,  in  Slbtocfcnrieit  berfelben,  Xefiamente  re&ttfgültig, 
ton  einet  auf  bem  ©urgemetfter  ober  beffen  Stellvertreter  unb  jmei  SWagijlrat«. 
mitgliebern  beftebenben  Deputation  an«  unb  aufgenommen  »erben  bürfen,  unb 
baff  ei  nu^er  bem  geleiteten  Ärnttfeibe  ber  üRitglieber  biefer  Deputatton,  fetner  befon« 
bem  Söereibtgung  berfelben  ju  2lmtöPerrid)tungeu  biefer  2lrt  bebarf.  Die  ©teile 
be$  einen  9JTagiftratamitgliebe$  Fann  burefc  ben  ©tabtfetrefair,  einen  oereibeten 
©ericfetsfcfjreiber,  ober  eine  ber  §.  94.  Sit.  12.  £&.  I.  bu  V.  g.  9t.  genannten  SJ>cr. 
fönen  pertreten  merbem  ®.  ©.  ©.13. 

2)  RescrIpt  ».31.  ©ja«  1833,  tetr.  bie  Wdifanwenbuna.  ber  SUterp.  <J.  i>.  ».at.3«« 
ttuar  1833  an  Orten,  wo  frine  OTaa,i(trat$wfafDin$  beflefjt. 

Dem  äonigl.  £>.2.©er.  roirb  auf  ben  SSericpt  Pom  19.  b.  2ft.  biermit  erbff- 
ne(/  tan  bie/  in  Setreff  ber  ©rridjtung  oon  Xeftamenten  por  Pen  SDlrtaißrdten 
unter  Kern  21.  3anuar  P.  3.  ergangene  »Oerbodtfe  <L  O.  aUerPing*  eine  2Ha- 
gifiratöperfaflung/  ba*  beißt 

einen  S3ürgermeifler  unb  iwei  SDfagiftrato'mitglteber 
Porautffe&t,  unb  roo  biefe  23erfaffung  nidit  be fiept/  oud)  feine  Slnroenbung  ftnbet. 

@en.  »et.  betf  Suilijm.  T.  Nr.  13.  Vol.I.  fol.  189. 

3)  RescrIpt  t>  lO.^unt  1833,  betr.  bi«  «tbgabe  ber  von  SRagfflräten  aufoenomme» 
nett  Teftamente  an  baf  betreffenbe  Script. 

Die  «Berb&cpje  @.  O.  Pont  24.  Januar  b.  3.  ober  bie  (Srric&tung  pon 
Teßumenten  Por  ben  fflcagiftrdten/  bat,  wie  ipr  3npalt  beutlid)  ergfebf/  le* 
biglld)  Pie  ilT>er  Pie  «nroenbung  Peff  §.  99.  £it.  12.  Xb-  »e«  9.  9.  9t./  befon. 
Per«  feit  ßinfübrung  Per  ©tdbte  -£)rbnung  entflanPenen  3n>eifel  befeittgen  nof« 
leit,  ob  bei  foldien  JCeftamenttf  * 9n-  ober  Öufnabmen  Pie  9nroefenbeit  Pe0  gan« 
|en  gnagißratiJ'.doflegiumtf,  ober  nur  eine  Deputation  beffelben  erforberlid)  fei. 
9ttrgenP*  ifi  Parin  aud)  nur  entfernt  angebeutet: 

bafj  bei  bergleic&en  Momenten  bie  in  Pen  §§.  95-97.  be«  9.  e.  SR.  a.  a.  O. 
angeordnete  nad)trdglid)e  2Ritroirfung  be«  9tid)ter$  fortfallen  fofle; 
unb  intfbefonbere  lipt  ffen  Pie0  barautf  nidit  berieiten/  bap  Pie  gePacftte  Orbre^ 
Pie  oon  ©eiten  ber  «mngifirat0«Deputation  erfolgte  Än«  ober  »ufnabme  eine« 
Xefiamentät  eine 

/,re*«gÄitig  erfolgte" 
nennt/  ba  au*  ber  §.93.  betf  9t.  ß. gt.  a.a.O.,  auf  »etefcen  in  bem  §.99.  83ejucj 
genommen  ttirb/  pon  ber  ©ültigfeit  ber  oon  Dorfgeridjten  «n*  unP  aufgenommen 
nen  Xefiamente  fpricftt/  unb  Pennod)  unsroeifeibafe  bei  fol*en  £eftamenten  bie  in 
Pen  §.95-97.  a.  a.  ©.  oorgefebriebene  na*trdglid)e  etnroirfung  bed  «icbterö  nod) 
binjutrettn  mu§. 

Die  snagiürdte  mäffen  baber  aud)  ferner  nod>  bie  Por  ibren  Deputirten  an« 
ober  aufgenommenen  Xeftamente/  unb  imar/  toi«  etf  ber  §.95.  a.  a.  O.  forbert, 
/,obne  Seitoerlufi",  bem  9tict)ter  einpdnbigen,  tpelmer  feiner  ©ei«  na*  wie 
por  PerpfJiditet  bleibt/  bie  in  biefem  unb  ben  folgenden  «})aragrapb<n  ipm  Por* 
gefdjriebenen  ^anblungen  oorjunebmen. 

©ine  befonbere  ©träfe  gegen  Pen  ©orftanb  ober  bie  «Witalieber  eine«  SDlagl« 
ütats,  Per  fiel»  bei  Ablieferung  foleber  Xefiamente  an  ben  Dtidjter  fdumig  |e^t/ 
bat  Pa*  (3t\tt}  nid)t  angeorbnet;  tt  fftnnett  baber  in  Piefer  iße^tebuna  nur  Pie 
allgemeinen  gefeplicfeen  iöorfcftriften  über  Pie  firaf-  unP  cipilred)tlidjen  fal$tn 
ber  Pen  Beamten  |ur  Saft  fallenden  «pflicftttPibrigfeiten  jur  «nwenbung  fommen. 

Die«  roirb  bem  Äbnigf.  D.  2.  ©er.  auf  ben  beriefet  Pom  24.  p.  ?öt.  bei  m<C* 
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fentung  trtf  eingereichten  Saiditfl  beö  ganb  •  unb  etabtgericbi*  ju  ©rauben j 
»om  10.  ».  an.  |ur  »eitern  «efcheibung  btt  le&tern  ^fermit  eröffnet. 

«.  ff.  3.  95.41.  6.427. 

4)  C.  O.  ».  6.9?or>6r.  1834,  betr.  Ut  Cerfa&ren  fei  auf*  unb  KMMftfte  le^trofaigec 
g>mrbnungen  im  ©roßöer»ogti)iim  Vofen. 

Sur  (SMeicrjterung  ber  Huf  <  unb  SInnafime  te^tmtlliger  SBerorbnungen  im  ®rof « 
berjogtbume  $of«n,  fefe^A  nadj  3bren  Anträgen  für  biejeuigen  ©räbte  be0  ®rojj. 
beriogtbum«,  »eichen  bie  ©räbteorbnung  Dorn  17.  SDWrj  1831  btö  jefct  «oefc  nidit 
»erlieben  ift,  baö  »erfahren  bei  Sludfüprung  ber  »orfeferif  ten  §.  99.  Sit  XU.  SM. 
bei  9.  8.  9t  unb  deiner  £)rber  vom  21.  Januar  1833.  bafcin  feft :  baß  bie  5>epu* 
tariert  »ur  <8uf .  unb  2(nna&me  bei  legten  Söiüena,  au«  bem  SBürgermeifier  ober 
bellen  Stellvertreter  unb  aus  j»et  9latbmämtern  ju  büben  ftnb ,  wobei  in  stelle 
bei  einen  9?atbmanne*  auper  ben  in  SJteiner  .Orber  »om  21.  Januar  1833  unb  in 
§.  94.  Xit.  XII.  ZI).  I.  bei  9L  £■  9t  bezeichneten  $erfon  aud)  ein  ÜJMglteb  bei 
<Btabtrati)t  ober  ein  jur  interimifiifcben  33er»altung  einer  »aeanten  fatboltfcben 
SPfarrfMe  »on  ber  geifllicben  S&ebörbe  abgeorbnetertfommenbariua,  jugejogen  »er* 
ben  Fonn.  ©ämintficbe  SRitglieber  einer  folgen  Deputation  muffen  bei  tfefen«  unb 
©ebreibena  ber  JDeutfdjen  Sprache  funbig  fein,  tft  ber  Seftator  nur  ber  $oIni« 
fdjen  (Sprache  mächtig  unb  muß  baber  nach  §.152.  ber  ©erorbnung  »om  9  Jebruar 
1817  bai  ^rotofoOmVolnifcber  @practe  aufgenommen  unb  bcmfelben  in<3rmäfteit 
ber  ©erorbnung  »om  16.  puni  b.  3.  91rr.  IX.  eine  2>eutfche  Ueberfefcung  beigefügt 
»erben ;  fo  fommt  ei  bei  ber  3n»enbung  ber  SBorfchriften  bei  31.  2.  9t  Üb.  I. 
Sit.  XII.  §.  125-132.  barauf  an,  ob  alle,  ober  bod)  »enigflen*  jwei  SRitglieber 
ber  Deputation  ber  $olnifcben  Sprache  funbig  ftnb,  in  »eifern  Salle  bie  2)eputa* 
tion  felb(>  bai  ^rotrfcü  in  ißolnifcber  unb  Deutfdjer  @prad)e  aufzunehmen  bat. 
3ft  bagegen  nur  @in  2RitgIieb  ber  tyolmfchen  «Sprache  funbig,  fo  bebarf  ei  ber 
Suiiebung  Sine«  »ereibeten  ©oDmetfcher*.  unb;  »enn  fein  9Rirglieb  yrfnifö 
»erflebt ,  muffen  j » e  i  »ereibete  DoHmetfdjer  juge jogen  werben.    ©.  GL  ©.  181. 

Ton  gerichtlich  Ubergebenan, 

§.  100.  Einem  jeden  Testator  steht  frei,  sein  Testament  oder  Codi- 
cill  den  Gerichten  versiegelt  zu  übergeben.  (§.  66.) 

§.  101-  Ein  dergleichen  Aufsatz  muss  aber  von  ihm  selbst  eigenhän- 
dig ge-  oder  wenigstens  unterschrieben  sein. 

Rescript  t>.  23.3i«U  1812,  betr.  bie  mti&ttit  eine«  mit  Jfiblftfec  ecörift  unter« 
jeiäntten  Xeftamcnff. 

Dem  ffbnigl.  O.  8.  ©er.  ju  Stettin  wirb  auf  bie  mtttelfl  SBericbt*  «om  15. 
b.SDi.  getbane  Anfrage/ 

ob  ein  mit  jäbifeben  ©ebrifrjügen  unterieicbnete*  £effamcnt  tM  recbttgül- 
tig  anjurifbmcu  fei/ 

gotgenbeö  eröffnet:  ba*  gbict  «om  1.  2Hdn  b.  %  »erpfliebtet  bie  Suben,  bei  ib> 
ren  9tamcrttfuntcrf<briften  ftd)  feiner  anbetn,  als  «eutfefcer  ober  Iateinifd>er 
©djriftjuqe  }u  bebienen/  unb  macht  von  ber  S3eobad)tung  biefer  ©orfdjrift  bie 
gortbauer  ber  ben  ^uben  beigelegten  Cigenfcbaft  al*  ginldnber  unb  ©taatdbär- 
ger  abbdngig. 

Dem  etabtoerimte  ju  @targarb  bat  baber  in  bem  ut  ber  gebauten  anfrage 
SBeranlaffung  gebenben  beförderen  gaOe  aüerbing«  obgeleaen,  ber  gbefrau  bti 
SW.  ff./  rorldje  bat  oon  ibr  niebergelegte  Xrftament  ge^dnblid)  in  jubifdier  epradie 
unterfebrieben  bat/  ba*  <r»dbnte  Sbict  torjubalten  unb  fte  auf  bie  golgen  ber 
unteriaiTeneti  9eobad)tung  beifclben  aufmerffam  }U  machen.  3nfof<rn  iolM 
nod)  nicht  gefcheben  ilL  muß  es  baber  nachgebolet  unb  bieXefiatrig  baburd)  «er« 
anlatjet  »erben,  ihre  9tamen*unterfd)rift  bem  gbiefe  gemd§  ju  berichtigen.  ^Benn 
birfrlbe  aber  ftd)  beffen  weigert/  fo  ifl  es?  aenug,  bai  ihre  SSeigerung  jum  $ro« 
totolle  oermertt  »erbe/  unb  »erfiebet  ei  (ich  oon  felbrt,  batj  hai  gtab tgeridif, 
»eidjeö  biernad)  Oer  8.  O.  £).  £b.  Xit.  2.  §§.31—33.  gemdfc,  bat  ©einiae 
getban  bat/  für  bie  golgen  nicht  weiter  oerantroortiieb  ift.  «.  ff.  3.  »•  L  6.  67. 

§.  102.  Ob  dieses  notwendige  Erforderniss  wirklich  beobachtet  wor- 
den, darüber  muss  der  Richter  den  Testator  ausdrücklich  vernehmen. 
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§.103. 


§.  103.  Ausser  diesem  und  dem,  was  unter  145.  sqq.  verordnet 
wird,  muss  der  Richter  aller  Fragen  über  den  Inhalt  des  Testaments 
sich  enthalten,  vielmehr  dasselbe  nur  in  Gegenwart  des  Testators  über- 
schreiben; dem  Siegel,  mit  welchem  das  Testament  auswendig  verschlos- 
sen ist,  das  Gerichtssi eget  beifügen,  über  die  Handlung  selbst  ein  voll- 
ständige? Protokoll  aufnehmen;  und  dieses  Protokoll  von  dem  Testator 
mit  unterzeichnen  lassen. 

tob  mUndlich  aufgenommenen  TetUmenteB. 

§.  104.  Will  der  Testator  seine  Verordnung  mündlich  zum  Protokoll 
erklären,  so  muss  der  Richter  alles  beobachten,  was  nach  Vorschrift 
der  Prozessordnung  zu  einem  gerichtlichen  Protokolle  erfordert  wird. 

§.  105.  Das  Protokoll  muss  der  Testator  mit  unterzeichnen;  der  Rich- 
ter aber  muss  dasselbe  in  seiner  Gegenwart  mit  dem  Gerichtssiegel  ver- 
siegeln und  überschreiben. 

§.  106.  Es  hängt  von  dem  Willen  des  Testators  ab,  dem  Gcrichtssie- 
gel  noch  sein  eigenes  oder  ein  andres  selbstgewühltes  Petschaft  beizu- 
fügen. 

§•  107.  Uebergiebt  der  Testator  sein  Testament  oder  Codicill  offen 
und  unversiegelt,  60  muss  er  vernommen  werden:  ob  ein  solcher  Auf- 
satz nur  bei  einer  mündlich  zu  errichtenden  Disposition  zum  Grunde 
gelegt,  oder  als  ein  schriftliches  Testament  angesehen  werden  solle. 

§.  108.  Will  der  Testator,  dass  ein  solcher  Aufsalz  als  ein  schriftli- 
ches Testament  gelten  solle,  so  darf  der  Richter  blos  nachsehen :  ob  der- 
selbe von  dem  Testator  unterschrieben  sei;  und  muss,  wenn  dieses  nicht 
ist,  die  Unterschrift  fördersamst  bewerkstelligen  lassen. 

§.  109.  Sodann  muss  er  die  Erklärung  des  Testators,  dass  dieser  Auf- 
satz seine  letzte  Willensmciuung  enthalte,  unter  demselben  verzeichnen. 

Rescript  v.  9.  Stuöufl  ISOS  netft  «Berfrtt,  betr.  bte  «nterfaffene  ttttegirung  bei  Um 
etfeimtmffc*  *inti  vom  Xeftator  offen  üterfletwii  teßaroentf. 

(Sö  ereignet  ftd)  in  einer  bei  une  fdjrocbenhen  Stormunftrcbafttffache  bei  einem 
auf  ftem  Sanfte  von  ftem  ^uftitiario  (in  5<>brc  I7y7.  übernommenen  XHiament/ 
fter  galt/  fta§  obwohl  ftafftlbe  nach  Dem  Uebcrnabme-^rotofotl  offen  übergeben, 
ftoeb  unter  ftem  Xeftament  felbfl  nicht  nad)  §.  109.  Xir.  12.  2b.  I.  fte»  31.  ß.  SR., 
ha«  flnerfenntnif)  fteffelben  von  ftem  Xeffator  fi'ir  feine  letzte  2BfUen«meinung  von 
bem  3uöttiado  »erjeiebnet  roorben,  roenn  gteid)  ftd»  Uebernabme*$rotofoa  hie* 
fe«  ttnerfennrnig  unft  ftie.  SRecagnition  fter  Unterschrift  unft  Bieget  unter  ftem 
offen  fibergebenen  Xeftament/  fo  roie  aud>  fttefe«  befagt,  ftafj  bat  Xeftament  in 
he«  Xeftator«  ©egenroart  couoertirt/  unft  mit  feinem  unft  ftem  ©eridjteftegel  t>er- 
fcbloffen  unft  überfebrieben  roorften.  C£ö  febeint  in  fter  beobachteten  gormalitdt 
binreiebenfte  (Setvijjbeit  ftarüber,  ta§  baS  gehadjtermafien  couoertlrte  unft  fo  aud) 
bei  fter  ipublttatton  »orgefunftenc  Xeftament  ftie  4ente  ^BtQen^mrinung  fte«  Xefta- 
tor« enthalte,  }U  liegen/  unft  haben  €n>.  Äonigl.  ÜJcajrftdr  aud)  fdion  in  einigen 
anbern  gdüen  ftie  Reqimiu  fte«  fl.  8.  »R.  qnoadtormam  fter  Xeftamente  JU  Deren 
©ultigfeit  nicht  roefentlid)  notbwenbig  /  unft  ftabin  jene«  ju  fteelariren  befunften. 

3n  «Ritdltcht  auf  fteit  §.1J9.  a.  a.  O-  fte«  91.6.9t.  würbe  ftie  SJerobfiumung 
fte«  8tttefi«  unter  ftem  offen  übergebenen  Xeftament/  eine  9luflit4t  fteffelben  nad) 
ftd)  lieben/  unft  haben  toir  Von  StmtfrDrgen  Urfad)  bermaten  ftarauf  |u  reflec« 
tiren/  weit  fta«  Xetfament  fi'tr  ftie  minorennen  itinher  betf  Xeftator*/  fteren  er 
au«  jroei  Sben  bat,  nicht  ttortbeitbaft*  brfiVn  SBirtroe  aber  ftarin  ootjuglid)  be> 
günftiat  if*.   Wir  finb  infteffen  nach  obiger  «ii«tübrung  iroeifflbafi, 

Db  wir  roortlid)  nach  ftem  9t.  6.  9t.  ften  bemerften  Verflog  fte«  3fuftitiaril 
in  ftiefem  Xeflament«- gafl/  al«  fteffen  SRutlitdt  begrönftenft  anfeften/  unft 
biemad)  auf  ftie  ^nteftat»  (Succeffion  aber  ften  CUrt*ia§  fte«  Xeftatori«  ftrtn* 
en  rennen. 

it  finft  nicht  ermächtigt  /  ftaröber  ju  ftectftirett/  ffcnnen  auch  ftem  3niereff< 
unferec  Minorennen  ni$tt  »ergeben  unft  halten  e«  nicht  minfter  fotnnfere Pflicht, 
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»o«  Sefrantetttett  tinb  GobfciUrn. 


ibnen  einen  unnfibert  <))rojefi  ju  en'parett,  bltreft  baber  6».  fibrtlgl.  SDlajeftdt  HU* 
tertbinfgö,  un*  über  9<Dad>fert  3»«if«l  aaergndbißß' ju  belegen, 
©logau,  ben  25.  3un*  1802.  i    •  r 

9tefcrr»r. 

grirbrlcfi  SBÜbrfm,  Äinlg  ic.:c.  Unfern  te..  Da>nrtcß  bera  »ort  (Eucfc  einge- 
fanbten  Slnnabme^rofofull  Der  öl.  9t.  lefttwillfurn  «Perorbiiung  t>om  13.  9tot>br. 
1797.  alle  roefentitche  grforbernlffe  einer  Xrftamenttf>Ueberi:abc  nach  bem  v  1(1(1 
u.  f  Xb.  Xiu  12,,  bei  Ä.  £  9t.  unb  bera  genebmi^ten  (Sonclufo  ber  ($efe.b<(Foins 
miffiori  vom  fj.  Sebruar  17ys.  beobachtet  ftn.b,  fein  £ct)ein  eine*  Bivcifcle  rel- 
ber  bie  ijbentüdt  »orbanbin  Ift,  unb  ber  Qmflanb/  ba§  bie  <5erfTegelunq  von 
leiten  betf  Xeilutör*  nur'  tift'W  (Searnroari  beB  Bericht*  gridirben,  bie  CÖCaub- 
tvürCMeit  brfl  Slrtua  md>t  uoringern  fann,  tveun  glfid)  bU  nochmalige  Sfteglau* 
biguriq  nach  rem  v  low.  nid)t  erfolqt  ifi:  fo' auforiftrett  Sir  g'ueb  b.trrburdv 
üVamfW  (Surer  ^urnnben  biefeö  Xcftamenr  als  ju  Siecht  beflflnblg, antuerfennen. 
Berlin/  ben     Äuguft  1802.  9true*  flrdjhv  S8. 3.  @.  2. 

§.  110.  Hierauf  muss  der  Aufsatz  in  Gegenwart  des  Testators  mit 
dein  Gcrichtssiegcl  versiegelt ,  überschrieben,  und  init  Aufnehmung  des 
Protokolls  über  die  Handlung,  nach  Vorschrift  des  §.  103.,  weiter  ver- 
fahren  werden. 

§.  III.  Erklär,!  aber  der  Testator,  dass  der  offen  übergebenc  Aufsalz 
einen  blossen  vorläufigen  Vermerk  der  Punkte,  wegen  welcher  er  jetzt 
mündlich  verordnen  will,  enthalte,  so  ist  derselbe  nach  erfolgter  Auf- 
nahme des  mündlichen  Testaments,  von  keinem  fernem  Gebräuche. 

§•112.  Jedes  gerichtlich  aufgenommene  oder  übergebenc  Testament 
und  Codicill  muss,  mehrerer  Sicherheit  wegen,  in  dem  Depo^ito  des  Ge- 
richts aufbewahrt,  und  dem  Testator  ein  llecognitionsscncin  über  die 
erfolgte  Miederlegung  ausgefertigt  werden. 

W»»  bei  Testamenten  der  Blinden,  Gelähmten  und 

§.  113.  Blinde,  des  Lesens  und  Schieibens  unerfahrne,  ingleiclien 
solche  Personen,  wejehe  an  den  Händen  gelähmt,  oder  deren  beraubt 
sind,  können  nur  mündlich  zum  Protokolle  testiren. 

§.114.  Doch  sjeht  es  ihnen  frei,  einen  schriftlichen  Aufsatz  ihres 
letzten  Willens,  nach  Maasgabe  §.  108-,  offen  zu  übergebVn,  welchen 
der  Richter  dein  Testator  vorlesen,  auch  was  derselbe  dabei  erklärt  hat, 
in  einem  dem  Aufsatze  beizulügenden,  und  mit  ihm  zu  versiegelnden 
Protokolle  bemerken  muss. 

dr.  Schreiben,  »nerf.hrnen  Per.onea  M  beobarhte», 

§.115:  In  allen  Fällen,  w'o  der  Testator  das  Protokoll  über  die  Er- 
klärung seines  letzten  Willens,  oder  dessen  Uebcrgebung,  es  sei  aus 
welcher  Ursache  es  wolle,  nicht  selbst  unterschreiben  kann,  muss  das 
Handzeichen  desselben  durch  zwei  dabei  zugezogene  glaubwürdige  Män- 
ner bezeugt  werden. 

1)  Reecript  \>.  3  3uli  1816,  bn«  bei  einem  wetf)felfciri«en  Tertament,,  audj  wenn 
bette  Senatoren  mdjt  febreibe»  femten,  codi  nur  uvn  3tttarn  jmusn'bai  finb. 

3>m  fiortfal.  ©fabtgeriebr  roirb  auf  bie  mittelft  »ertcblö  »om  25.  ge* 
i&ane  anfrag«: 

ob,  wenn  ber  einem  roecbfelfeitlaen  Xeftamrnr«  beibe  Xeftotoren  nicht  fchreü 
ben  IHM(R7  jroet  ober  »ter  3nttrumrnt0|eugen  jugrjoafn  werben  muffen? 
bierburd)  jum  9)eicbribe  ertbeilt<  ba§  feine  füeranlajTung  »orbonben  iß/  in  bie« 
fem  gafle  oier  3*uqen  nijujoben ,  ba  birö  nira/nb*  ooraefchrieben  1)1/  ftd)  aud) 
aus  allgemeinen  ajorfdjrlften  über  bie  (Slaubroürblgfeit  ber  3euqen  nicht  reebtfer« 
Ilgen  ld§t.  ».  «.  3.  ».  8.  <5.  5. 

2)  Re*cript  t>.  21.  c-ctbr.  1825,  betr.  Die  fortbaueir.be  ttotfcroenbiafeit  ber  S«»»ft>un« 
«tveicr  Unt.erWrifrtirua.en  bei  fcufnabme  eine!  teflamenrt. 
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Dle  «fletMAfle  (F.  O.  vom  SO.  3f««i  18(6,  boren  »n»mbttit$  ber  ©egen- 
ftanb  rubrer  eingäbe  ttom  13.  b.  971.  tfr,  bliebt  Uch  nur  auf  biejcniqen  qcridit= 
Heften  «öerbanblungen,  bei  benen  etf  aefe&lid)  ber  3u§icbung  eine«  $rototoUfüb« 
m«  ntd)t  bebatf.  3n  £in|?d)t  ber  Xeßamente  unb  ber  übrigen  Im  §.42i.  be« 
Sinzings  uit  91.  ©.  O.  gebachten  geridjttic&en  öcrbonblungen,  bei  benen  obnebin 
Me  3uji(e&ung  «protOfoOfubrer*  »ur  gehörigen  SBcfcfcung  be$  @erid)ta  nach 
§.82.  £it.l2.  X&.l.  betf  «.2.  SR.  erforberltd)  ff,  bleibt  «0  bei  ben  fpeeieH  bor» 
gefcbrlebenen  g&rmlidtfeiten ,  nad)  »rieben  gemdg  §.  115.  a.a.O.  nufer  ben  bei« 
ben  ©erid)t$perfonen,  jroei  glaubrourbige  2J?ä*nnet  bie  #anb»richen  UB,  be$ 
(Schreiben*  unerfa&rnen  Xetfator*  ober  «J)acf*centen  atteftiren  müffen. 

'    Oen.  «et  be*  3uftijm.  T.  No.  t3.  Vol.  f<  fo).  44. 

§.  Ufr  Diese  Zuziehung  und  Unterschrift  zweier  Zeugen  ist  auch  als- 
dann erforderlich  und  tiiurejchend ,  wenn  der  Testator  auch  nur  ein 
blosses  Handzeichen  beizufügen  nicht  im  Stande  wäre. 

§.  117.  Die  in  allen  dergleichen  Fällen  zuzuziehenden  Testaments- 
zeugen  müssen  überhaupt  die  Eigenschaften  gültiger  Instrumentszeugen 
besitzen. 

§.  118.  Insonderheit  muss  ihnen  keiner  derjenigen  Mängel  entgegen- 
stehen, wegen  welcher  Jemand  zur  Ablegung  eines  jeden  Zeugnisses 
überhaupt,  nach  Vorschrift  der  Prozessordnung,  unfähig  ist. 

§.119.  Wer  selbst  in  einem  Testamente  oder  Codicillc  zum  Erben 
eingesetzt,  oder  mit  einem  Vennächtnisse  darin  bedacht' worden,  der 
kann  bei  diesem  Testamente  oder  Codicille  als  Zeuge  nicht  gebraucht 
werden. 

§.  120.  Wer  in  den  eignen  Privatangelegenheiten  des  Richters,  we- 
gen naher  Verwand  tschaft  oder  persönlicher  Verbindung  mit  selbigem, 
ein  Zeugniss  für  ihn  abzulegen  nach  den  Gesetzen  unfähig  sein  würde; 
den  darf  der  Kichter  bei  einem  von  ihm  auf-  oder  abgenommenen  Te- 
stamente als  Zeugen  nicht  zuziehen. 

§.  121.  Andere  Erfordernisse,  welche  die  Gesetze  bei  einem  zulässi- 
gen oder  gültigen  Beweiszeugen  vorschreiben,  sind  bei  einem  blossen 
Testamentszeugen  nicht  nolhwendig. 

§.  122.  Auch  kommt  es  nicht  darauf  an,  ob  die  Zeugen  von  dem  Te- 
stator oder  Richter  gewählt  worden;  und  es  ist  genug,  dass  sie  nur  als- 
dann gegenwärtig  sind,  wenn  der  Testator  sein  Handzeichen  beifügt, 
oder  im  Falle  er  dazu  nicht  im  Stande  wäre,  auch  nur  im  Allgemeinen 
erklärt:  dass  ihm  das  Protokoll  vorgelesen  worden  sei,  und  er  den  In- 
halt desselben  genehmige. 

»gleichen  der  Tauben  und  Stamme», 

§.123.  Tauben,  ingleichen  Stummen,  die  an  sich  testiren  können: 
(§•26.)  müssen  die  an  sie  zu  richtenden  Fragen  schriftlich  vorgelegt,  und 
wenn  der  Testator  stumm  ist,  auch  schriftlich  von  demselben  beantwor- 
tet werden.  ( 

1)  Reserlpt  o.  24.3uni  1802  «ebfl  93erfc&t,  bttx.  t>a«  SBerfa&ren  bei  Uufnaftme  eis 
«eS  Xeftamentl  »ort  cintm  lauten. 

(Sin  eiiirco&Rer  einer  in  bieftget  «prooinj  gelegenen  ©tabt  bot  in  einem 
Sllter  bon  etn>a  20  bis  30  3abten  nad)  unb  nad)  fein  ©ebbe  berloren/  unb  tft 
je&t  obfltg  taub.  gr  bat  fonfl  bie  unter  ßeuten  geringeren  @tanbe*  gerobbnliche 
£enntni§  von  ©efcbdften/  ben  vfcOigen  ©ebraueb  ber  ©prache  unb  bie  gdbigfeit/ 
feinen  2BiQen  beuflid)  unb  mit  3uoerIJf?igfeit  munblld)  ju  dugern,  fo  nie  von 
bet  anbern  ©eite  man  fleh  ibm  burd)  3eicben  ober  einjelne  beutlich  gefdjriebene 
ißorte  leicht  ucrtidnMid)  machen  (ann.  Dahingegen  fann  berfelbe  weber  fchrei« 
ben  noch,  ©efdjriebene*  im  3ufammenbange  iefen.  * 

Sielet  SWenfcb  »iß  bei  bem  ©erlebte,  beffen  Cingefeffenet  *  ift,  eine  lefct* 
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willige  IWpofttlon  »ortragen,  «ab  ba«  ©triefet  bat  Aber  tfr  bei  einem  foleben 
©efcfrdfte  ju  beobachtenbe  gorm  bei  uns  angefragt.  ...A-iifil.. 

Xaiben  9>erfonen,  welche  0*  fdjrift  lieb  ober 
freben  bie  ©efe&e  bei  Errichtung  tbreÄ  le&ten  ©Wen*  niebt  £H£^r2& 
IM.  »t.  12.  f.  «6.)  eS  muffen  ibnen  aber  bie  an  fle  «SftTOT&V^ 
lieb  vorgelegt,  unb  »on  ibnen  beantwortet  «erben.  (31.  C.  SR.  fv«-0-  J t^Jg   -  ■ 

»o«  gefteb«  foll,  wenn  ber  Saube  ^J¥*'^f4^JA^^S 
alfo  bie  an  ibn  ju  richtenden  gragen  obne  Erfolg  febriftlicb  würben  norgelegt 
werben ,  beflimmt  ba$  ©efefr  ntebt.  .,  t.»  ;.  .  • 

gs  fchetnt  untf  aber  unbebcnfllcb  |u  fein,  .         .<ufj*,*  i,i 

ba§  alßbann  bie  3etd)cnfpraebc  in  ber  Wtt  JlHNHj  »erbe, 
»ufttabme  Der  Bertrdge  taubftummer  «Perfonen  in  ber  I.  ©.  D.  £b.  2.  2it. 

taf3net^!Ä5nbbentijenigen  flerfonen,  bie  mit  folgern  ffBggffl^ 
bod)  oft  jufammenfommen  unb  Umaang  pflegen,  bei  ber  »orjun (Ommbett 
£anblung\ber  fein  folebe*  eigene*  ^ntereffe  baben,  5^JS?S¥«£ 
bigfeit  jroeifelbaft  machen  formte,  »on  bem  ©triebt  bei  «ufnabme  ober  «n* 
nabme  betf  lefcten  2BiUen*  juge|ogen  werben; 

m«1niKSSr  f.  »HF«/  ba§  berfclbe  bureb  3eieben  binldnglich  oerjdnbigt 
werben  fbnne,  an  Cibetf  <SMt  unb  mit  bem  »«beuten,  ba§  U«  «*  i« 
eiblichen  »ctfdefung  ifcrer  «ngaben  auf  «rforbern  bereit  bölten  muffen,  Oer*  ( 
nommen  werben;  . '    ,    ,„it    .  A.  G. 

ba$  ba*  ©erlebt  bie  8Ri*t»gfeit  fofeber  Mngaben  forgfdltig 

bureb  wiebVrbolte  groben  fo  ooOftdnbig  al<J  möglich  überjeuge,  unb  bie  bie** 
falfigen  ©erbanblungen  umfldnblicb  >um  ^rotofon.mrterfcbreibei 
baß  baß  ©eriebt  alOatti  burch  blefe  DoUmetfcber,  balb  bureb  <*n«n,  balb  bureb 
ben  anbern,  bie  bem  Eeftirer  tu  tbuenben  gragen  »orlege,  unb  bann  ber 
Antwort  Ui  lebtern  gewdrtige;  '  fc.  Wrti,t|. 

baf  eö  am  ©(bluffe  be«  5>roiofoll*  ben  3nbalt  befrei  ben  fo  weit  ej  bie  porju* 
nebmen  gewefeüe  *>anblung  felbfl  betrifft,  bem  Sefttjec  auf  glc  che  *rt  noci> 
•  mal*  »orbalte  unb  beffen  «rfldrung  eben  fo  gewdrtige;  unb  enblieb 
b  afi  tat  3>rotofoa  aueb  »on  biefetr  Doumetfcbern  mit  unterjttdjnet  werbe. 
Denn  biefe  Sorm,  welebe  bie  ©efebe  für  binldnglicb  gcbaltcn  baben,  bie  lieber, 
uuaung  oon  ber  ©cwifibelt  ber  2BiDen*erfldrung  taubßumraet  f "K 
Wiefiuna  von  ©ertrdgen  ju  geben,  mu§  auch  unftrettig  binldnglicb  fein/  MC 
Sbeit  SS  SBiOenS  ein««  blo§  betf  ©ebbrö  beraubten  be  Cmch- 

tuna  lebtwiaiger  93erorbnungen  ju  oerfchaffen,  fo  wie  fte  aber  auch  auf  ber  an« 
tern  ©eite  baju  erforberlich  ift,  um  biefe  ©ewi§bett  ju  erbaltem 

Uebrigen«  wirb  (üb  wob!  »on  felbft  »erüeben/  •  ' 

baß  obaebad)te  DoOmetfcher,  wenn  1le  bie  im  «.  ß.  SR.  a.  a.  D.  f  its.  u.  t. 
«rforberlicben  «l^enfcbaftcn  baben ,  |B|leM|«  ff^fe^tei^SS 
Aber  bie  Muf «  unb  «nnabme  be«  lebten  SBiflen«  in  bem  gaße  gebraucht  roet. 
Z .ftnnen,  wenn  ber  Xaube  juglelch.  M  «*r«ib«n«  unerfabren  ij,  unb 
alfo  bie  gdOe  betf  §.  ltü.  unb  ti6.  a.a.D.  eintreten,  folglich  etf  tn  foldjem 
gafle,  außer  ienen  Dollni  et  (ehern,  niebt  noch  l«  fol*er  »eglaubtgung  ber 
^ufti^ung  iwei  anberer  gUubwarbiger  «mdnner  beburfe  ^  ' 

€w.  Äbnigl.  anajeWt  bitten  wir  nun  atteruntertbanigft,  tt  >u  bejiimmen  unb 

mUlTSi'um  gafJe,  wem»  eine,  jur  «rriebtung .^tn\mMjßtnmmm i  m 
fdblae,  aber  taub  geworbene  unb  be«  ©ebretben«  unerfabrne  fflerfon  in  ©e. 
richten  ibr  £c|tnwl  ober  Sobicifl  übergeben/  ober  iura  gerichtlichen  »W* 
tofoO  erlldren  Witt,  babei  bie  »on  unU  »orgcfehlagene  gorm-,  ober  welche 
anbere  beobachtet  werben  foUe.  üÄagbeburg,  ben  10.  Sunt  1802. 

SR  e  f  e  t  i  t>  t. 

ffilr  ftnben  ba«  in  eurem  »erlebt  »om  10.  b.  ffli  ^<fAla%5Ärn 
bei  »ufnebmumj  be«  Xeflwnentd  eine«  Xauben,  ber  »oDfommen  fertig  fpreeben 
Knn7  e"  tSf  nicht  im  ©tanbe  in,  ©efchrubene«  im  3ufammenJotia« .  »u  lefen, 
tofcflia  anaemeffen  unb  babt  3br  baber  batf  Untergericht,  welcbetf  bieferhalb  bei 
S£ä  m$Htt>™*^  imti\*  befcheiben,  jugleich  aber  baffelbe :  aniuwe «. 
£n?  ben  ©effueb  ju  macben ,  ob  S  mbgllcb  tf,  &  ^S^ZhZZII' 
fcDeinllcb  ©ebrueftcä  lefen  tarnt/  bureb  eine  bem  2)ru<f  Äbnlicbe  ©chrift  »erüdnb. 
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lieft  in  maöstn,  wefefienfju**  tiefe*  ÜTlittrl  Der  jweifel&aften  3t\ö)tt\\wti<  »or- 
iujiebeit  fein  würbe.  " 

UebrigemJ  ifl  e«  feinem  »cbenfen  unterworfen,  bat,  wenn  Srpuff  ber  3ei- 
eftenfprache  bei  3lufna&me  bee"  Xrftamcnt*  ftbon  jwet  3<"aen  abbibtret  werben/ 
ntefet  ttod>  «ugerbrm  wegen  ÜWangel*  Der  Unterfcbrtft  bee"  £eftatori/  iroet  anbere 
3eugen  jugejogen  werben  bftrfen,  Dirlmebr  fann  bie  33rrb<»nblung  vor  ben  g)rrid)ttf« 
prrfonen  unb  ben  ber  3etd)enfprad>e  be*  <£efiatortf  funbtaen  beiben  Doflinerfchero 
gältig  erfolgen.  Berlin,  ben  24.  Juni  1802.  öteue«  Strebt»  <j. 3.  ©.5. 

2)  Rescript  t>.  10.  gjjal  1806,  wegen  ttrwenbung  ber  ScicbentVrac&e  bei  UufnaQme 
MO  Xeitauwiitcn  tau&ilummcr  Vertonen- 

3lu£  Pen  Aber  bie  Anfrage  ber  ßreie^uflij  Gommiffton  }u  ©neirn,  wegen  ber 
Slufnobnie  ber  '£cflamenttf  be*  Rum  Sprechen  unfähigen  unb  be$  ©ebreibentf  un« 
funpigen  bofigen  söurger«  u.  unter  bem  14.  p.  2Ä.  ermatteten  *3erid,f/  ertbeileti 
wir  (£ucb  bierburd)  }ur  ätefolutton : 

ba§  bie  »ctllmmung  ber  8.  (S-  O.  £b.  2.  Xit.  3.  §.  7.,  nach  WelAer  bie 
Setchcnfvrad)e  bei  Verträgen  ber  £aubtfummcn  angewrnbet  werben  foll,  audj 
bei  •tetf.imenten  bergeftjlt  angeroenbrt  werben  fann/  baä  bureb  tieirö  33er« 
fldnbtguHaamittel  «Stumme,  welche  nicht  fdjreiben  tonnen,  jur  Errichtung 
eine!  Xeftamcnta  fdpig  werben; 
weebalb  2B<r  gud>  übtiaen*  auf  ba*  unter  bem  to.  3uni  1602.  an  bie  Siegle» 
rung  *u  aflagb<bur.i  ertaffenc  9tf  ff  ript  prrroeifen. 

N.  C.  C.  T.  XII.  ©.  345.  9U.  60.  de  tso*  unb  itteur*  äirrtio  93-4.  <3.  25<>. 

derer,,  «eiche  der  Sprache  de*  Richter»  in  cht  mächtig  «iod. 

§•  124.  Schriftliche  Aufsätze  eines  letzten  Willens  kann  der  Testator 
in  jeder  ilnrt  bekannten  Sprache  abfassen. 

§.125.  Wenn  aber  .cJjpr  Testator,  bei  der  Uebergabc  eines  solchen 
Aufsatzes,  sich  dem  'Gerichte  nicht  verständlich  inachen  kann,  so 
nässen  zwei  vereidete  Dollmetschcr,  oder  zwei  beider  Sprachen  kun^ 
dige,  eidlich  zu  verpachtende;  Zeugen,  mit  zugezogen  werden. 

§-126.  Will  Jemand,  dessen  Sprache  der  Richter  nicht  versteht, 
mündlich  zum  Prolokolle  testiren:  so  muss  £eine  Erklärung  in  seinef 
eigenen  Sprache,  in  Gegenwart  des  Richters,  durch  zwei  vereidete  Doll- 
toeischer  oder  Zeugen  aufgenommen,  und  von  diesen  in  die  dem  Rich- 
ter bekannte  Sprache  übersetzt  werden. 

1)  Reac'irlpjt^.'is.'eestfcr.  1795,  betr.  öit  Tcftamenre  ber  SStnten. 

9fuf  eure  2fnfraae  Pom  3i.  2U»gun"  c ,  bic  Seftamente  ber  >2Öenben  betreffet 
treten  >Bir  ©urem  ©entiment  barin  p&flig  bei,  bap,  ba  bte  (grpnltung  ober  roo&I 
gar  bie  SBrrpreitung  ber  SBenbiirben  ©pradje  fetnräroege*  äufmunierunn  -perbie« 
net/  Pou  Seiten  ber  etaattfüerroaliung  unb  (liefebgepung  ni&ti  aefdie&en  mütfe, 
wn*  berfelbcn  ben  bi^ber  nicljt  gebabten  Sbaratiet.  einer  (ScbriftfBravbe  berjeaen 
ftnnte.  ÜSir  approbtren  baber  (Suren  JIntrag,  baß  txte  £ejiamente  unb  Sobififle 
ber  SSenben  gar  nicht  in  SBenbifcber,  «onbern  bloß  in  Deujfcber  ©prad)e  nieber« 
iufcbretbeu;  baß  aber  bei  2lufnebmung  foleber  leptwiHigen  £)t*pofittonea  bergen, 
btfdje  ^rcbtger/iunb  nod>  au§er  bemfetOcn  ein  biefet  <&»*acbe  mdebtifler  ©ebulje 
ober  ©(rtebtemann  ^u^ujieben,  bciit  auf  ibren  geleißeten  älmtöeib  »u  .»erroeifen^ 
burd)  fie  ber  üöiflf  befl  teiktprif  m  »erncbmetiy:  unb-bem  Siebter  blo^  mflnb« 
lieb  ju  überfepen  ;  fobann  biefer,  Sßifle  Pon  bem.  SKicbteic  Deutfd)  niebrriUidirei« 
brn;  bie  2Jerlefung  ober  Söorbaitung  aber  burdv  ben  5>rebiger  in  Süenbifcber 
@prad;e  |tt  perticbtvn,  unb  nm  ollee  bie«  gefebeben,.  in  bem  «protofoUjegillri* 
tet/  aud)  bictf  ^rotofull  oon  bem  ^rebiaer  unb  bem  (weiten  jugrjogenen  ©prad)' 
funbiaen  mit  unterieiebnet  roerbe.  Dem  5Jrebiger  i\t  übrigen*  für  biefe  2)emü* 
bung  16  (ijr  \>ie  l  Sfltblr.  au$  bem  Sermoijen  ober  9lad)!affe  betf  Xcllatoriß  iu« 
juL'iUltien.  5>ie*««<b  palt  3&r  paj  ^uniiumt  ^bttbu«  ju  Jnfiruiren;  aber  aud) 
bufur  |U  forgen,  ba§  tatf  OUtbhie  beflbalb  in  bem  5Jrooiniial*  ©efebbudie  infe« 
ritt  werbe.  N.  C.  C.  T.  IX.  6.  2621.  No.  55.  d«  1795. 

2)  f.  SJnfi.  ,ur  9(.  pj.  0.  1.422. 

§.  127.  Das,  was  in  beiden  Sprachen  niedergeschrieben  worden,  ist 
alsdann  einzusiegeln  und  aufzubewahren. 
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§.  136.  Söon  srcftamettren  nttb  Cfr&idffem  25 

Anh.  §.31.  Die unterlassene  zwiefache  Nieder  Schreibung  des. 
Testaments  sowohl  in  Deutscher,  als  in  der  Muttersprache 
des  Testators,  kann  jedoch  keine  Nullität  begründen»  > 

Rescript  ».  ls.ftoubr.  1798,  bttx.  tiit  SfouINQfttmi  t>rf  aufluöme  von  leihunenten 
fotibn  fctrfonen,  »I«  Mv  öfufK&en  €pra*e  niajt  funbi«  finb.  @.  237.    (aufeen.  <n 

1.31  unö  |.  32  ttl  x»t>  )  ! 

§.  128.  Ist  der  letzte  Wille  des  Erblassers  in  seiner  Sprache  nteder- 

C schrieben,  und  von  ihm  unterzeichnet,  so  behält  derselbe  seine  Reclrts- 
aft,  wenn  gleich  der  Testator  vor  vollendeter  Ueberselzung  gestorben 
wäre. 

§.  129.  Ist  die  Sprache  des  Testators  einer  von  beiden  zur  Auf-  oder 
Abnahme  des  Testaments  erforderlichen  Gerichtspersonen  bekannt,  so 
ist  die  Zuziehung  nur  eines  Dolmetschers  oder  Zeugen  hinreichend. 

Rescript  v.  H.tSuni  1824,  utt.  Me  3<if)f  Der  Sonmctfttcr  unb  3<u.jcn  Iii  Mif« 
notytnr  von  Xtfiamtnttn,  ntubt  t>tv  <£»ra*e  ict  Klduerd  ntcftr  madjrnj  tmb. 

Drm  ftonigl.  Q  ü.  ($tt.  roirb  auf  bie  Sttifrage  im  Bericht  Dom  28.  v.  SD?., 
n«\tn  b'er  ber  DoQmetfAfr  unb  Bmarn  tut  brr  Slufnabuic  ber  Xefta» 
mriiii  t(t<t ,  rorld)«  brr  (£pro<be  br$  SRidttrrtf  nld)t  urdct)tig  (Tnt/ 
crhftntt,  bafi  nad)  ber  tlnficbt  b<«  fjufti*«  QTIinttl^r^  »d«  matrriae  im  §.129. 
Sit.  12.  Ib.  I.  be«  ß.  91.  ift.  Drr  38.  Xit.  2.  £b.  II.  brr  9t.  @.  O.  bot  fld> 
blofj  auf  bitte  «rf<rb(id»e  JBrfHmniuug  bejirbfii/  ttkt)t  abrr  eine  anbtr«,  bieroon 
obroriebenbe  Stnorbnuug  trrffen  rooUen.  ».  £-3.  33.23.  ©.184. 

Anh.  §.  32.  Versicherung  der  Gerichlspcrsoncn*  dass  sie 

der  Sprache  des  Testators  völlig  mächtig  sind,  ist  hinrei- 
chend, um  dies  für  gewiss  zu  halten.  ■  . 

§.130.  Unter  Dollmetschern  werden  hier  solche  Leute  verstanden, 
welche  bei  irgend  einem  Gerichte,  oder  einer  andern  öffentlichen  An- 
stalt, zum  Uebersetzcn  aus  einer  in  die  andere  Sprache  förmlich  ange- 
stcllf  und  verpflichtet  sind;  folglich  in  einzelnen  Fällen  eitler  be?ondern 
Vereidung  nicht  bedürfen. 

§.  131.  Die  Dollmelscher  oder  Zeugen,  welche  bei  dem  Tesfairiehte 
eines  der  Sprache  des  Richters  unkundigen  Testators  zugezogen  wer- 
den, müssen  mit  den  §.  117-120.  bestimmten  Erfordernissen  gültiger  Te- 
stamentszeugen verschen  sein. 

§.  132.  Auf  die  Gültigkeit  der  Handlung  hat  es  keinen  Einfluss:  ob 
die  Vereidnng  vor-  oder  nachher  geschehen  ist. 

Bei  Te»UmmteD,  worin  dem  Richter  etwM  verladen  wird. 

§•133.  In  emein.  schriftlich  und  versiegelt  übergebenen  Testamente 
können  dem  Richter,  so  wie  jeder  andern  bei  der  Handlung  der  Ab- 
nahme mitwirkenden  Person,  Erbschaften,  und  Vermächtnisse  gül- 
tig zugewendet  werden,  ohne  dass  es  weiter  einer  besondern  Form  be- 
darf. 

§.  134.  Soll  aber  in  einem  mündlichen  Testamente  der  Richter 
selbst  zum  Erben  ernannt  werden:  so  darf  sich  derselbe  mit  dessen 
Aufnehinung  gar  nicht  befasf.en;  sondern  er^nuss  den  Testator  damit 
an  irgend  ein  anderes  Gericht  verweisen. 

§.  135.  Soll  nur  eine  der  übrigen  bei  der  Handlung  von  Amtswe- 
gen mitwirkenden  Personen  zum  Erben  eingesetzt  werden,  so  muss 
der  Richter  dieselbe  davon  sofort  entfernen,  und  ihre  Stelle  nach  den 
obigen  Vorschriften  (§.  83.  S4.)  durch  andere  ersetzen. 

§.  136.  Soll  in  einem  solchen  mündlichen  Testamente  dem  Richter 
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oder  einer  der  übrigen  bei  der  Handlung  mitwirkenden  Personen  nur 
ein  Vermächtniss  ausgesetzt  werden,  so  muss  der  Testator,  dass  sol- 
ches wirklich  seine  Absicht  sei,  entweder  bei  der  Unterschrift,  oder 
am  Rande,  bei  der  gehörigen  Stelle,  eigenhändig  bezeugen. 

§.  137.  Kann  der  Testator  nicht  selbst  schreiben ,  so  muss  dieser 
Vermerk  von  zwei  glaubwürdigen  Zeugen  eigenhändig  beigeschrieben 
werden. 

§.  138.  Sind  diese  Vorschriften  (§.  136.  137.)  verabsäumt  worden, 
so  ist  zwar  nicht  das  ganze  Testament,  wohl  aber  das  Vennachtniss 
unkräftig. 

Folgen  der  »erabiäumien  greulichen  Form. 

§.139.  Die  vorstellend  §.66-138-  bestimmte  Form  eines  Testa- 
ments ist,  wo  nicht  bei  einer  oder  der  andern  Vorschrift  die  Aus- 
nahme sogleich  beigefügt  worden,  zur  Gültigkeit  eines  gerichtlichen 
Testaments  oder  Codicills  dergestalt  nothwendig,  dass,  wenn  sie  ver- 
absäumt worden,  der  letzte  Wille  nicht  bestehen  kann. 

Anh.  §.  33.  Wenn  das  über  die  Errichtung  oder  Uebergabe  des 
letzten  Willens  aufgenommene  Protokoll,  Vorschrift smäs- 
sig  abgefasst,  geschlossen  und  unterschrieben,  auch  die 
Identität  des  Aufsatzes  gar  nicht  zweifelhaft  ist,  so  soll 
der  letzte  Wille,  allein  deswegen,  weil  das  Gericht  ssießel 
nicht  beigefügt,  oder  die  Zeit,  wo  er  dem  Richter  übergeben 
würde,  darauf  nicht  vermerkt  worden  ist,  oder  weil  der 
Richter  so?ist  bei  der  darauf  folgenden  Aufbewahrung  einen 
Fehler  begangen  hat,  nicht  für  ungültig  geachtet  werden. 

Rescrfpi  ».  26.  Setr.  1798  mW  Sntfajeibuna  ber  aefetcomraifliM  ».13.  betr» 
bie  Unterlaffun«  ber  SSerfie^lung  eines  XcftameRtf  mit  bem  <3«riaW»efl<l  unb  Utbtrfrtreibuna 
befielben  in  öeflenroatt  bei  Xeßatorl. 

(gntfebeibung  ber  ©ef ebfomraif fton. 

filuf  lic  Anfrage  ber  S3re*lauifcben  Oberamt*  6  «Regierung/  ober  bie  9!nrocn= 
bung  be*  9t.  ü .  9t.  Xb.  I-  Xit.  12.  §.  103.  in  Infi bung  ber  ©Alttgfeit  eine*  Xe- 
ftamentö,  ift  von  ber  ©efe&fommifllon  babin  conclubirt  roorben: 

bag/  wenn  über  bie  Stnnobme  eine«  geriebtlid)  niebergeiegten/  mit  bem  «Pet» 
fdjaft  be*  Xeftator*  »erfcbloffenen  Xeftament*,  ein  «on  bem  Xeflator  mit  un«= 
terfdjriebene*  3)rotofotl  aufgenommen  roorben/  etf  ber  ©ülttgfeit  beffelben 
niebt  febabe/  wenn  aueb  niebt  »on  bem  Sticbter  in  ©egenroart  be*  Xeftator* 
bttö  ©eridu*tfegel  bem  3>etfcbaft  be*  Xeftator*  beigebrutft  roorben,  auch,  tiefe 
au*  bem  Aber  bie  Slnnabme  be*  Xefiament*  aufgenommenen  ^rotofoll  nicht 
abnebmen  Idfit,  ob  bie  auf  bem  Xeftament  brftnblicbe  Ueberfcbreibung  tn  ©e* 
genroart  be*  Xeftator*  von  bem  Siebter  anf  ba*  Xeftament  gefebrieben  roorben. 
«Berlin,  am  13.  gebruar  1798. 

St  e  f  <  ?  i  f  t 

tlnfere  ©efebfommifjton  bat,  eurem  Fetito  vom  5.  Januar  b.  3f.  gemäg,  un- 
Ut  bem  13.  b.  an.  ein  gonclufura 

über  bie  Stnroenbung  bcö  21.2.91.  Xb.l.  XiM2.  §.  103.,  in  »nfebung  btt 
©ültigfeit  eine*  Xeftament*/ 
«bgefajjt.  2Bir  laffen  (Sud)  folebe*  hierbei  originaliter  jur  «ftaebaebtung  in  bem 
«orliegenben  unb  in  funftigen  gfeieben  fiÄUen  um  fo  trieb r  |ufertigen,  ba  au* 
ber  <paraOel(ieae  in  ber  91.  ©.  £>.  Xb.  »•  Xit.5.  §.  5.  6.  btvttUdi  erteilet,  baf  eö 
nur  auf  Söeobaebtung  ber  erforberniffe  eine*  »oflfommen  glaubroürbigen  unb 
burefeau*  tooliftdnbigen  «protofoQ*  anfommt/  mitbin  au*  foleben  Untcrlaffungen, 
roeldje  niemal*  ut  irgtnb  einem  Sroeifel  aber  bie  ©eroifbeit  be*  2Biflen*  aud) 
nur  fdjclnbaren  Sfnlag  geben  fbnnen/  feine  9tuOüdt  begleiten  ifhe. 
SBeriin,  am  26.  gebruar  1798.  ©tengel*  Söeitr.  S3.7.  ©.246-254. 
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§.  140.  Der  Richter,  welcher  sich  dabei  eines  groben  oder  mSss%en 
Verschens  schuldig  gemacht  hat,  muss  denjenigen,  welchen  in  dem 
Testamente  oder  Codicille  ein  Erbtheil  oder  Vermächlniss  zugedacht 
war,  wegen  des  durch  seine  Schuld  entstehenden  Verlustes  gerecht 
werden.  , 

Anweisung  für  den  Richter  wegen  Vermeidung  künftiger  Proteue. 

§.  141.  Aber  auch  ausserdem  muss  der  Richter  mit  gehöriger 
Sorgfalt  und  Vorsicht  verfahren,  damit  Prozesse  über  letzte  Willens«- 
erklärungen  möglichst  vermieden  werden. 

§•  142.  Ist  derjenige,  welcher  sich  zur  Aufnehmung  oder  Niederle- 
gung eines  letzten  Willens  meldet,  dem  Richter  von  Person  nicht  hin- 
länglich bekannt,  so  muss  Letzterer  vor  allen  Dingen  sich  zu  über- 
zeugen suchen,  dass  der  Testirende  derjenige  wirklich  sei,  für  den  er 
sich  ausgiebt.  > 

§•  143.  Dass,  und  wie  solches  geschehen  sei,  muss,  gleich  allen 
übrigen  zur  Sache  gehörigen  Vorfällen,  im  Protokolle  umständlich  be- 
merkt worden. 

§.  144.  Kann  der  Richter  von  der  angegebenen  Qualität  des  Testa- 
tors keine  Gewissheit  erlangen,  so  ist  es  genug,  wenn  dieses,  und  für 
wen  derselbe  sich  ausgegeben,  auch  was  er  etwa  zu  seiner  Legitima- 
tion beigebracht  hat,  in  dem  Protokolle  bestimmt  angezeigt  worden. 

§.  145.  Ferner  muss  der  Richter  durch  schickliche  Fragen  zu  erfor- 
schen suchen:  ob  der  Testator  sich  in  Ansehung  seiner  Geisteskräfte  in 
einem  solchen  Zustande  beünde,  dass  er  seinen  Willen  gültig  äussern 
könne. 

§.  146.  Auch  davon  muss  der  Befund  in  dem  Protokolle  bemerkt 
werden.  .  ..  .  .  s  . 

§.  147.  Ist  dem  Richter  bekannt,  dass  der  Testator  zuweilen  an  Ab- 
wesenheiten des  Verstandes  leide  (§.20.),  so  muss  er  sich  vollständig 
überzeugen,  dass  derselbe  in  dem  Zeitpunkte,  wo  er  sein  Testa- 
ment aufnehmen  lässt,  oder  übergiebt,  seines  Verstandes  wirklich 
mächtig  sei. 

§.  148.  Findet  er  dieses  zweifelhaft,  so  muss  er  einen  Sachverstän- 
digen zuziehen. 

§.  149.  Leidet  die  Sache  keinen  Aufschub;  so  muss  der  Richter 
zwar  die  Handlung  vornehmen,  zugleich  aber  alle  Umstände,  welche 
ihn  über  die  Fähigkeit  des  Testators  zu  einer  gültigen  Willensäusse- 
rung  zweifelhaft  machen,  in  dem  Prolokolle  mit  vorzüglicher  Sorgfalt 
bemerken. 

§.  150.  Muss,  wegen  vorkommender  Zwischenfälle,  die  Handlung 
der  Testaments -Auf-  oder  Abnahme  unterbrochen,  und  zu  einer  au- 
dern  Zeit  fortgesetzt  werden;  so  muss  der  Richter  den  Anlass  der 
Unterbrechung,  so  wie  die  Zeit,  wenn  sie  abgebrochen,  und  wenn 
sie  fortgesetzt  und  beschlossen  worden,  im  Protokolle  genau  nieder- 
schreiben.' 

§.  151.  Auch  darauf  muss  der  Richter  von  Amtswegen  Rücksicht 
nehmen :  ob  und  in  wie  weit  der  Testator  über  sein  Vermögen  letzt- 
willig zu  verfügen  berechtigt,  oder  was  er  in  einem  oder  dem  andern 
Falle  zu  beobachten  schuldig  sei. 

§.  152-  Besonders  muss  er  bei  Personen  unter  Achtzehn  Jahren,  in- 
gleichen bei  solchen,  wo  wegen  hohen  Alters,  Krankheit  oder  Mangels 


an  Unterricht  und  Erziehung,  geschwächte  Verstandeskräfie  zu  besor- 
gen: sind,,  sich  durch  schickliche  Fragen,  soviel  als  möglich,  zu  über- 
zeugen suchen,  dass  dieselben  nicht  durch  List  und  Ueberreduug  zu 
der  getroffenen  Disposition  verleitet  worden. 

§.  153.  Bei  mündlichen  Testamenten  muss  der  Richter  allen  Zwei- 
deutigkeiten, in  Bestimmung  der  Erben  und  deren  Substitution;  des 
Erbtheils,  welchen  jeder  erhalten  soll ;  der  Bedingungen,  welche  der 
Testator  festsetzt ;  und  was  sonst  zu  Zweifeln  Anlass  geben  könnte, 
durch  fleissiges  Nachfragen,  und  wiederholtes  Erinnern,'  möglichst 
vorzubeugen  bemüht  sein. 

§.154.  Bios  neugieriger  Fragen  aber,  und  noch  vielmehr  solcher, 
wodurch  Jemand,  der  nicht  zu  den  notwendigen  Erben,  welchen 
ein  'Pflichtlheil  zukömmt,  gehört  ,  dem  Testator"  zur  Bedenkung  im 
Testamente  oder  Codicille  an  die  Hand  gegeben  wird ,  muss  der  Rich- 
ter sich  gänzlich  enthalten. 

§.155.  Auch  muss  er  im  Protokolle,  bei  Hauptumstäiiden,  keine 
Correcturcn  noch  Rasuren  vornehmen,  sondern  die  nölhigen  Zusätze 
oder  Verbesserungen  am  Schlüsse  des  Protokolls,  oder  in  einer  am 
Rande  beizufügenden  Registratur  bemerken,  und  dergleichen  Registra- 
tur von  dem  Testator,  oder  den  Zeugen,  besonders  mit  unterschrei- 
ben lassen: 

§.  156.  In  wesentlichen  Stellen  muss  er  sich  aller  Abkürzungen 
enthalten,  auch  die  vorkommenden  Summen  mit  Buchstaben  aus- 
schreiben. 

§.  157.  Bei  schriftlichen  versiegelt  übergebenen  Testamenten,  muss 
der  Richter  in  dem  Protokolle  über  die  Abnahme  bemerken,  mit  wie 
viel  Siegeln  das  Testament  versehen,  und  wie  es  überschrieben  sei. 

§.158.  Wenn  der  Richter  durch  Vernaenlässigung  dieser  Vorschrif- 
ten (§.  142-157.)  zu  Prozessen,  die  sonst  nicht  enslandeir  wären,  An- 
lass giebt:  so  muss  er  die  Kosten  derselben  aus  eigenen  Mitteln  tragen. 

§.  159.  Dergleichen  Vernachlässigungen,  so  wie  der  unterlassene  Ge- 
brauch des  Stempelpapicrs,  ziehen  also  zwar  die  gesetzmässigen  Stra- 
fen, aber  noch  nicht  die  Ungültigkeit  des  Testaments  oder  Codicills 
selbst  nach  sich.  , 

§.  16(k  Uebrigens  mnss  der  Richter  sowohl  über  die  Handlung  der 
Auf-  oder  Abnahme  selbst,  als  besonders  über  das,  was  ihm  bei  dieser 
Gelegenheit  von  dein  Inhalte  der  Verordnung  bekannt  geworden  ist, 
ein  gewissenhaftes  Stillschweigen,  auf  seihen  Amiseid,  beobachten. 

2)   Vom  aaMerperichtlicben  Verordnungen. 

§•  161.  Legate,  welche  den  zwanzigsten  Theil  des  Nachlasses  wahr- 
scheinlich oder  nach  der  Versicherung  des  Erblassers,  nicht  überstei- 
gen, können  durch  eigenhändig  geschriebene  und  unterschriebene  Co- 
dicille. ohne  gerichtliche  Uebergabe  verordnet  werden. 

§.  162.  Zur  Gültigkeit  einer  solchen  Disposition  ist  jedoch  die  Bei- 
fügung des  Jahres  und  Tages,  wo  sie  errichtet  worden,  nothwendig. 

Anh.  §.-34.  Auch  verlritt  es  die  Stelle  der  eigenhändigen  Schrift, 
wenn  das  CodiciU  von  einem  Justizcommissarius  unter  Zu- 
ziehung eines  Zeugen  aufgenommen  worden  ist. 

II  e  Script  v.  16.  Sebr.  1801 ,  utt.  b<e  ®ülttafcit  eine«  vor  einem  tJußijeommiffatfu« 
im»  einem  3«««<n  mitteten  Gebleut*.   ».  9t.  VI.  ©.  551.   («ufeen.  i»  ft.  J*.  be»  Jlnfc) 
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§.  163.  Hat  der  Erblasser  fn  meinem  Testamente  ausdrücklich  verord- 
net, dass  keine  schriftliche  Aufsätze,  welche  sich  jri  dem  füachlasse  fin- 
den möchten,  gültig  sein  sollen,  so  hat  es  dabei. sein  Bewenden;  auch 
wenn  diese  in  dem  gerichtlichen  Testamente  enihahene  Erklärung  in 
dem  ausscrgerichtfichcn  Codicille  widerrufen  wäre. 

Anh.  §.  35.   Behält  sich  der  Erblasser  in  seinem  rechtsbesiän- 
digen  Testamente  die  Bcfugniss  vor,  dasselbe  durch  ausser- 
gerichtliche  Aufsätze  zu  ergänzen  oder  abzuändern,  und  es 
finden  sich  dergleichen  im  Nachlasse,  so  haben  sie  mit  dem 
Testamente  selbst  gleiche  Kraft.    •  ... 

Ob  dergleichen  Codicille  ausser  der  eigenhändigen  Un- 
terschrift des  Testators  noch  mit  andern  E >  J 'Order nissen  ver- 
sehen sein  müssen,  hängt  von  den,  Bestimmungen  ab,  welche 
das  'Testament  des  Erblassers  die  serhalb  enthält. 

Hescrlpt  o.  3.  ftoübr.  1800  ntfcß  ÖuM.djtcn  btr  fficfcfliommiffion,  bttt.  Ut  Srajt  bei- 
nfrtt  9<rid)tli#  nie&erjjeleiitn»  QoUdllt.  .  .. 

©utaebten  ber  ©efe fcf ommiffiott. 

6».  Äbnigl,  gnaieftdt  baben,  bureb  tie  Anfrage  Ui  Söredfauifchen  «Pupillen* 
dollegit  in  ber  9t.  St.fcben  33erlafrenfcbaftefad)e  Perahlaft,  per  rescriptum  potn 
vom  6.  auquft  t>.  3-  unfern  SJericbt  baruber  ju  erforbrrn  geruhet: 

z/Ob  überhaupt  Cfociciu«,  welche  nicht  g<rid>tlicb  beponirt  worben/  beren 
//(öultigfeit  ober  ber  Xeftator  in  feinem  gendytlicb  beponirten  Xrtiamente 
//perorbnet  bat/  auch  aufjer  Dm,  ben  2often  Xbeil  beti  9tacbla|Tefl  nid)t  über« 
„fteiqenben  gegaten/  ibrem  ganjen  ^nbalte  nach  for  gültig  *u  achten?" 
Der  9t  9t.  batte  ndmlicb  in  feinem  im  ^apw  179*  beim  Magifirat  ju  0t  be« 
ponirten  Xeftament  feine  Xochter  jweitet  gpe  feinen  X6d>tern  erfter  Sbe  in  allem 
gleich  gefeöt.  (5c  batte  ftcb  oberbariii  auebruffli*  oorfrtbalten,  bafj  wenn  nach 
feinem  Xobe  unter  feinen  ©driften  ffd)  tin  (iobiciO  ober  iöeijettel  pon  feiner 
#anb  ober  mit  feiner  Uttfr rfcr>rift  unb  Siegel  ftnben  würbe/  foleber  eben  fo 
poüfommen  gültig  fein  muffe,  als  roenn  er  biefem  Xeftamente  Pon  IBort  ju 
2Bort  einverleibt  wdre.  Dergleichen  Gobiciü  *»t»  dato  resp.  ben  dO.  9(ugufl  unb 
6.  ©eptember  1799  bat  (td)  nun  in  feinem  9tacblaffe,  folglich  nicht  gerichtlich 
beponirt  porgefunben,  unb  weil  er  babureb  (einer:  Xodjtrr  »weiter  gbe  bie  ibr 
im  Xeftament  beßimmfen  «öortbeile  febr  geminbert  bat/  fo  ift  baburd)  bie  obige 
Slnfrage  pon  (Seiten  beö  'JJupißen.» (Jcfleaii  motiviret  worben/  pon  welchem  bie 
SERembra,  welche  bie  (*ültigfeit  bei  (Jobteiüe*  behaupten,  (td)  auf  bau  reserva- 
tum  Testatoris  in  bem  por  «publication  beflSIS.  9t.  errichteten  gerichtlichen  Xe- 
Oament begeben,  bie  verneinenben  2Hllglieber  aber  (ich  auf  baä  21.  ß.  9t.  Ib.  I. 
Xit.  12.  $.66.  berufen,  welche*  bie  Depöfition  ber  Xefiamente  ober,  Sobiciflc  bei 
Den  ®eriditen  oorfebreibt. 

Der  (iJrricbtögebraucb  billiget  bie  affirmatioe  Meinung. 
Nonnunqiiam,  jagt  Slryk  in  üsu  moderno  ff.  Lib.  29.  Tit.  7.  §.3-  »olent 
testatores  hanc  clausulam  testamento  adjicere: 

rooden  auch/  tay.  brt£jenta.e,  roa«  »vir  burch  ein  ober  mebrere  GobiciOe/ 
auch  eingelegte  3ettel  /  pctterlidie  Annotation/  perorbnen  roerben,  fo 
darf  unb  aiiltig  fein  feile,  altf  wenn  eö  bien»  mit  auegebrueften  aßor» 
ten  gegrAnbet  rodre/ 
cujus  clau«iilae  haec  est  ntilitas,  ut  yaleant  tales  Codicilli,  etiam  sine 
omnibns  testibus,  et  ex  testamento  suam  subsUtentiam  reeipiant,  vi  rela- 
t  ioiiis  ad  testamentiim  faciae.        1    •  ■ 
^iernod)  ifl  auch  fletl  erfannt  roorben,  wie  bie  im  pierten  55,inbe  ber  ffiei* 
trdge  «ur  jiiriiiifcben  ßiteratur  ©.52.  aQegirten  pielen  ^rdjubicate  beroeifen. 
(«leiclif»iU3  bat  man  (td)  auch  in  (Schletten  barnach  gerichtet.   Dafür  bärgt: 
1)  bie  ^tretflauifcbe  Oberamtß*  (Furrenbe  Pom  22.  27tai  1758.  ©.  713.  betl  6ten 
&anbeä  ber  <Sch(e(ifchen  (SefebC/  roenn  barin  aefagt  wirb: 

baue  aber  ber  Xefiator  bei  einem  anbern  ©erirht/  batt  fein  orbentlicbett 
Forum  nicht  aeroefen/  f;in  Xefiament  niebergelegt  /  unb  oerliefie  ju 
foldjem  einen  9lad)|ettel  unter  feiner  93erlaffenfd)aft:  fo  fott  alibann 
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oud)  tiefer  bei  bem  (De  riebt,  wo  ba*  Xefiament ,  beffen  X&eil  tr  i(T, 
«  te&latore  nieberadegt  »orbfit,  ad  publicandum  überreicht  »erben. 
2)  bat  »retoulfcbe  ratbbdusltdje  3ufii|.gtegtement  §.9.  «bfdjnitt  m.  XU.  3., 
worin  eö  nod)  bem  griract  bei  ©tabigerid)«  in  einer  beim  Dber-Xribti- 
»al  abfleurtelten  <2acbe  beigt: 

»enn  ein  Xefiament  publicirt  »erben  fo0,  unb  bie  3fntereffenten  fid) 
melbeu,  ftnb  biefelben  vor  allen  Dingen  ju  befragen/  ob  fein  ott 
cid  porpanben,  welche*  jle  fonft  jur  SDublication  mitbringen  muffen. 
<£$  tann  alfo  nur  bapon  grage  fein/  ob  las  ».  2.  ÜX.  bie  Xbeorie  gednbert  pabe: 
baf,  (Soblcifle,  benen  ein  Xefiator  im  gerichtlichen  Xeßament  mit  biefem 
gleiche  Äraft  betgeleaet,  fte  aber  gerichtlich  nicht  beponirt/  fonbern  fte  in 
feinem  <j)rt»atbefcblu§  oerroabret  bat/  gleich  bem  gerichtlich  errichteten  Xe- 
fiament für  gültig  }u  achten? 
Dies  ift  jweifelbäft,  in  fo  fern  von  gerichtlichen  nach  bem  Kien  3funi  1794  er« 
richteten  Xeftamenten  unb  nod)  fpdtern  9tad)iette(n  bie  9tebe  ift,  nid)t  aber, 
»enn  baä  fpdfere  Gobicitl  ftd)  auf  ein  vor  bem  i.  3uni  1791  crridjtctetf  Xerta* 
ment  beliebet.  Denn  in  biefem  gaU  in  baff  Shtblication*.  «Patent  Pom  5.  gebr. 
1794.  §.  12.  anroenbbar ,  »orin  perorbnet  »irb  t 

baf  aQe  Xetfamente,  welche  vor  bem  l.  3uni  1794  errietet  »orben,  nad) 
ben  Söorfcbriften  ber  älteren  ©efepe  burchgehenbtf  beurtheilt  »erben  foOen/ 
»enn  gleich  bat  ftbleben  betf  terato«  fpdter  erfolgte. 
Daher  ifi  aud)  von  bem  Oepeimen  Dber*Xrlbunal  in  ber  91.91.  Xeflamentffadje 
bat  fpdtere  (SobiciQ  Pom  4.  Dejember  1797  unter  Slbdnberung  ber  porigen  (Er* 
fenntniffe  für  gältig  errannt  morben/  weil/  »enn  man  bem  Gobicifl  feine  Ärdfte 
aus  bem  unterm  12.  gebruar  1790  gerichtlich  erriebteten  Xefiament  ber  28itt»e 
9t.  9t.  pdtft  cnt|ieben  mollert,  bat  gebaute  Xefiament  butcbgepenbÄ  nicht  nad) 
ben  altern  23 orf Triften  »ärbe  beurtbeiiet  rcoröen  fein. 
21  ber  beten fi icb er  u  "ben  roir  bie  grage: 

ob  im  einn  tcö  SC.  ß.  SK.  bie  nad)  bem  erßen  3funl  1794.  gerichtlich  errief}, 
teten  Xcflamente  bie  barauf  «Sejug  nehmenben  barin  porbepaltenen  außer- 
gerichtlichen Gobicille  bei  Äraft  erb  alten? 

Qt  febeint,  »ie  <£».  Äbnigl.  ÜRajeffdt  aud)  in  bem  aflergndbigßen  SRefcript 
bereit*  bemeeft  haben,  alt  ob  tat  91.  ß.  9c.  hierüber  nidjta  entfdjeibe.  Denn 
wenn  baffelbe  Xb.  I.  Xit.  12.  §.  66.  unb  §■  100.  Derorbwet, 

ba§  jebe*  Xeflament  ober  £obicifl  Pom  Xeftator  felbfi  geridjtlidj  fibergeben/ 
ober  |um  gerid)tlid>en  3)rotofofl  erfldrt  werben  müffe, 
fo  iü  bier  Pon  codicilli*  per  se  subsistentibus  bit  Sftebe,  unb  auf  biefe  fdieint 
nur  ber  §.  139.  ju  paffen,  »elcher  bat/  nat  circa  form  am  ber  Xeftamente  ober 
ßobieifle  §.  66—138,  Perorbnet  »orben,  sub  poen*  nallitatis  erforbert. 
Der  §.  163.  bigponirt: 

,,^at  ber  erblaffer  in  feinem  Xefiament  anttrflefttd)  perorbnet,  ba§  feine 
„fd)riftlid)en  aiufid^e,  »elcbe  lut  in  bem  9tad)lag  ftnben  mbdjten,  gültig 
„fein  follen,  fo  bat  eß  babei  fein  S^eraenben,  aud)  »enn  biefe  in  bem  ge< 
„rid)tlid)en  Xefiament  enthaltene  <gr((drung  in  bem  aufergerid)t(id)en  So* 
„bieifl  »iberrufen  radre." 
9iu0  bem  ©egenfa^  würbe  man  fdjlirgen  flnnen, 

ba§  bem  Xcftator  alfo  bodt  frei  neben  muffe,  in  feinem  Xefiament  (TobU 
ciOen  unb  au§ergerid)t(id)en  Slufidpen  Kraft  ju  perleipen,  »enn  n t du  bie 
Porbertgen  g)aragrapben  bie  Äraft  ber  aufergerifbtiidien  ©erorbnungen  bei 
SBcrmd*tniffen  »ieber  einfcbrdnfte,  fobalb  fte  ben  20i»eti  Xbeii  beÄ  9tad)Iaf- 
feä  überüetgen.  9t ad)  §.  171.  beö  angeführten  Xiteitf  ftnb  aber  Xbetlunaff- 
©orfdjriften  in  au§ergerid)tlid)en  2iuffd$en  »ieber  gültig,  »enn  fte  ber  €rb« 
Jaffef  in  feinem  Xefiament  ftd)  auöbcürflid)  porbebalten  bat.  dt  würbe  |. 
i8.  eine  Xbeilung«* 23orfd)rift  fein,  wenn  ein  Xertator,  nad)bem  er  oorper 
im  Xefiament  ^roei  (Erben  |u  gleichen  X^rilen  eingefe^et/  in  bem  auferge« 
ricbtlidien  iluf u\i>  aber  perorbnet  bdete/  ba§  einer  oon  brtben  bat  Wut  91.9t. 
pro  certo  pretio  erbaiten  fülle,  weld)e0  unter  beffen  am b rem  SBertb  iü.  Sin 
fo  Ieber  Sluffa^  unterfdjeibet,  ftd)  ja  pon  einem  augergertd)t(td)en  ßobiciü  im 
Sfiefentltdjen  gar  nid)t. 
Unfet0  (Srmeffen^  iü  eo  nie  ratbfam ,  opne  9totb  bon  alten  ©efeprn/  5Berfaffun> 

Sen  unb  (Sinricbtungen  abiu»eid>en,  »obei  ftd)  ber  ®taat  bitfber  rootjl  befunben 
»t,  unb  ba  de  leg«  ferenda  bie  Siebe  tfl/  fo  würben  »ir  ber  unpor|d)reiblid)en 
Meinung  fein: 
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baf  alle  (Jobfcüle  unb  Cnat6|etfe(r  wtltbt  nidjt  Arrlcfetlid»  beponlwt  werben, 
bereit  ©ültigfeit  aber  ber  Xeftator  In  feinem  gerientlid)  beponirten  Xefta- 
ment/  e6  mag  folche*  »or  ober  nad)  bem  l.  3unt  1794  errietet  fein,  per- 
orbnet  bat/  auch  auger  ben,  ben  20fien  Xbeil  betf  *nad)lafTe*  nicht  überfiel* 
genben  £en.attn  >  ibrem  ganjen  jnbaite  nad)  für  rtültig  ju  achten,  wenn  (te 
nur  pon  bent  Tertator  eigen  bdnblg  ge«  unb  untertrieben  finb. 
83erlln,  ben  23.  October  1800. 

SR  t  f  c  r  l  p  t. 

gtiebrid)  2Bilbelm,  ßfcnfg,  te.  ic.  Unfern  tc  9tad)bem  bie  (Sefebfontmifflon 
aber  Cure  unterm  lt.  gebruar  b.  3.  gemachte  anfrage: 

ob  tiberbaupt  Gobictüe,  tveldie  nicht  gerichtlich  beponirf  worben,  beren  ifiuU 
tlgfeit  aber  ber  Xeftator  in  feinem  gericntlid)  beponirten  Xeftamente  Perorb- 
net  bat,  auch  auger  ben,  ben  soften  Xbeil  bes  Otattolaffe«  nicht  überfielen« 
ben  ßegaten,  ibrem  ganzen  3n&alt  nad)  für  gültig  )u  achten? 
ba*  erforberte  ®utad)ten  nunmebro  erftottet  bat;  fo  laffen  SBirSud)  fold)e*  loco  ' 
resolut, onis  tiein  eben  ju fertigen,  unb  Sud)  ba bei  ju  erfennen  geben,  rcie  2Bir 
ben  Hntrag  ber  (Seff&fommifTton  mit  bem  3ufab  genebmtget  paben,  baf  bie 
entfebeibung  ber  grage:  ob  ba*  GobieiU  ober  ber  Sftartjettel,  außer  ber  eigen« 
bdnbigen  Unterfd)rtft  betf  tefiatoritJ,  Pon  bemfelben  nad)  beffen  aanjen  3nbalte 
eigenfcdnbtg  qefchriebm  fein  muffe,  baoon  abbdngtg  bleibt;  ob  im  Momente 
biöponirt  toorben,  bag  jur  ©ulttgfeit  betf  GobieiO*  ober  bei  9tad)j«ttel«  biefetf 
diequifttum  erf orberlld)  fein  foQe ,  wie  benn  überhaupt  in  »nfebung  fold)er Gobi* 
eitle  ober  9lad)|ctte(,  toenn  fle  gültig  fein  foUen,  aOe  im  Xefiament  roegen  ber- 
felben  oorgefd)riebenen  ttrforberniffe  beobachtet  fein  muffen, 
»erlin,  ben  3.  SRooember  1800.  fteuctf  »rdjib  ».l.  @.402. 

§.  164.  Behauptet  der  Erbe,  dass  die  in  einem  aussergerichtlichen  Co- 
dicille  bestimmten  Vermächtnisse  den  zwanzigsten  Thcil  des  Nachlasses 
übersteigen,  so  ist  er  dieses  durch  ein  vollständiges  Yerzeichniss  des 
ganzen  Nachlasses  darzuthun  schuldig. 

§.  165.  Alsdann  gelten  dergleichen  aussergerichtliche  Vermächtnisse, 
zusammengenommen,  nur  so  weit,  als  sie  diesen  zwanzigsten  Theil  nicht 
Übersteigenr 

§.  166.  Nach  diesem  Verhältnisse  muss  also  jedes  einzelne  Legat  her- 
untergesetzt werden.  ' 

§.  167.  Auch  wenn  mehrere  dergleichen  aussergerichtliche  Codicille 
vorhanden  sind,  müssen  bei  der  Bestimmung:  wie  weit  sie  gültig  sind, 
die  in  allcri  ausgesetzte  Vennächtnisse  zusammengenommen  werden. 

§.  168.  Hingegen  kommen  dabei  die  in  dem  gerichtlichen  Testamente 
enthaltenen  Legate  nicht  in  Anschlag. 

§•169.  Auch  Verordnungen  wegen  des  Begräbnisses,  wegen  Bevor- 
mundung der  Kinder,  und  andrer  dergleichen  das  Vermögen  nicht  be- 
treffenden Punkte,  können  in  solchen  aussergerichtlichen  Aufsätzen  gül- 
tig getroffen  werden. 

§.  170.  Wie  weit  ein  Erblasser  unter  seinen  gesetzlichen  Erben  in 
absteigender  Linie  die  Art  und  Grundsätze  der  Theilung  durch  ausser- 
gerichtliche Aufsätze  bestimmen  könne,  ist  gehörigen  Orts  festgesetzt. 
(Th.  2.  Tit.  2.  Absch.  5.) 

§.  171.  In  andern  Fällen  sind  dergleichen  in  bloss  aussergerichtli- 
chen Aufsätzen  enthaltene  Thcilungs -Vorschriften  nur  alsdann  güllig, 
wenn  es  der  Erblasser  in  seinem  Testamente  sich  ausdrücklich  vorbe- 
halten hat. 

§•  172.  Vermächtnisse,  deren  Entrichtung  der  Erblasser  dem  gegen- 
wärtigen Erben  mündlich  aufgetragen  hat,  verpflichten  denselben,  wenn 
der  Auftrag  erwiesen  werden  kann,  bis  auf  den  zwanzigsten  Theil  sei- 
ner Erbportion.  :  : 
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§.  17S-  Ist  ein  solcher  Auftrag  nur  Einem  unter  inehrcrn  Erben,  je- 
doch dergestalt  geschehen,  dass  das  Vermächtniss  aus  dem  ganzen  Nach- 
lasse entrichtet  werden  soll:  so  werden  dadurch  auch  diejenigen  Mit- 
erbeu,  welche  dabei  nicht  zugegen  waren,  dennoch  so  weit,  als  das  Ver- 
mächtniss  den  zwanzigsten  Thcil  des  ganzen  Nachlasses  nicht  übersteigt, 
verpachtet. 

§.  174.  Dagegen  hat  der  einem  gegenwärtigen  Erben  geschehene  Auf- 
trag des  Vermächtnisses  einer  bestimmten  Sache,  welche  im  Testamente 
einem  abwesenden  Mitorben  beschieden  worden,  gegen  den  Letzlern 
keine  verbindliche  Kraft. 

3)  Von  privüegirten  Te»UmenJeo,   »)  lolchen,  die  dem  L«nde»h«rrn  tftergeben  wordto, 

§.  175.  E'uic  letztwilligc  Verordnung,  welche  der  Landesherr  selbst 
aus  den  Händen  des  Testators  angenommen  hat,  ist  gültig,  sobald, die 
geschehene  persönliche  Uebergabe  glaubhaft  bezeugt  ist. 

§.  176.  Bei  Personen,  welche  zu  der  Familie  des  Landesherrn  gehö- 
ren, ist  es  genug,  weiin  dieselben  ihre  Disposition  dem  Haupte  der  Fa- 
milie auch  nur  schriftlich  eingereicht  haben,  und  dieselbe  dem  Gabinets- 
archive, oder  einein  Gerichte,  zur  fernem  Aufbewahrung  zugefertigt 
worden  ist. 

Gesetz  ».  3. 9t0H(  1823,  über  ble  Zcflomrnte  Ut  Vrtug.  ©efanMen  nn&  flefanbrfdiafN 
Heften  ftarfmtl  6««  fremöen  £ör'eit. 

3ur  SWeitigung  ber  eutflanbenen  3metfel  über  bte  Söorf^riften ,  welche  ttn« 
fere  ©efanbten  unb  bat  ©efanbtid)aft*öerfonal  bei  Üeffamenten,  welche  jie  n>^. 
renb  ir^reö  Slufentfjalt*  im  8u$lanbe  errieten,  m  beobachten  haben,  unb  um  hier, 
hei  eine  einfache  unb  |tit>er(ä|Ticje  ftorm  lumlaffen,  fe$en  2Bir  auf  ben  Antrag  ttn« 
fere«  @taat$miniflerium*,  unb  nach  »ernommeuem  ©utadjten  Unfere«  <5taatflratb< 
hierburch  fefl: 

§.  1.  5>ie  lefctwiHigen  ©erorbnungen  ttnferer  ©efanbfen,  3J?iniflfr.9tefibenren 
unb  ©efd^afÄträgeo  unb  aOer  mr  ©efaubtichaft  gehörigen  Vertonen,  welche  tut 
©raatSbienft  flehen,  f  ollen  auch  ferner,  rote  biityr,  in  ihrer  äußeren  ftorm  aUbawt 
gültig  fein,  roenn  fte  bie  ®e\et$e  bei  Sdtti,  roo  fte  errichtet  werben,  erfüllen. 

§.  2.  $>ie  im  »origen  §.  gena-mteu  Vertonen  ftnb  jeboeb  aud)  befugt,  frei  tten 
ben  ®efe$en  bei  £>rtt,  nach  folgenben  Süorfcbrifteu  reebtsbeftäubig  iu  tejttren: 

(Sine  begleichen  lefctmtlltge  93erorbuun<i  imij?  eigenbänbig  »out  Üeftator  ge* 
unb  uuterfchrieben,  and)  batirt  fein.  .$ieruäd)ft  ntuj?  fte  »on  bemfelben  mit» 
telfl  eine«  mit  SSermerf  bei  Jage*  unb  fahret,  eccjeu^äitbict  gefebriebenen  9ln« 
rtabmegcfucbS  Unfcrtn  Sltintfterium  ber  auswärtigen  9lHgelcgeubettett  ettt^e« 
>  fanbt,  unb  bureb  baffelbe,  nebft  beut  Slnnabmegefud),  bei  bem  Sfammergeriebt 
wteberftelegt  werben,  weld)etf  barüber  ben  gewöhnlichen  ^epofttiontifchein  au«* 

jufertigeu  hat.   

..SDie  ©ültigfeit  einer  folchen  prioilegi'rren  SBiflentfoerorbnung  fängt  ton  bem 
3eitpunft  an,  wo  biefelbe  ber  SDofi  ober  bemjeuigen  Surier  ober  auch  Reifen« 
ben  übergeben  worben  t|"f,  bur*  welchen  jugleich  bte  ßinfenbung  ber  gefanbt« 
fchaftlicbett  Berichte  bewirft  wirb. 

§.  3.  2)ie  im  §.  2.  »orgefchrtebenen  $ormItchfeiten  ftnb  mr  ©ültigfeit  bei  lefla. 
menti  bergetfalt  notbwetibtg,  ba(j,  wenn  eine  »on  ihnen  »erabfäiunt  worben,  ber 
lefcte  aöiffe  nidtf  beliehen  fann. 

§.  4.  ©ie  »efugnij,  nad)  S3orfchrift  be*  §.  2.  gu  teflireu,  fleht  weber  ben  @h* 
frauett  unb  Äinbern  ber  5.1.  genannten  Beamten,  noch  überhaupt  folchen  jur 
©efanbtfchaft  gehörigen  ^erfonen  m,  bte  nicht  int  <2raatebicnfie  ftch  beftnbeit. 

§.  5.  (Sin  nach  ben  Stimmungen  bei  2.  erridrtere«  Üejrament  bebält  feine 
©ültigfeit  bii  auf  ein  3abr  nach  ber  auf  gefch«h«ne  «ftuefberufung  erfolgten  SRücf. 
fehr  bei  Senator*  in  Untere  (Staaten. 
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§.  6.  2>te  ftäfciflfett  \ü  tejHren,  unb  bie  SRec&rtbelränbtgreit  6e«  OribdtS  5er 
2>framente,  fofl  and)  in  ben  ftäflen  be$  f.  1  unb  2,  na$  ben  §§.  38  unb  39.  ber 
Einleitung  jum  2L  2.  9t  beurteilt  »erben.  ©.  ©.  -@.  40. 

I)   von  miliUiritchen  Testamenten. 

§.  177.  Die  während  der  Kriegsunruhen  voii  Militairpersonen  errich- 
tete letztwillige  Verordnungen  sind  von  den  vorgeschriebenen  Förm- 
lichkeiten frei. 

Anh.  §.  36.  Was  §.  183  — 187.  von  schriftlichen  inilit airischen 
Testamenten  verordnet  ist,  soll  ohne  Unterschied  statt  fin- 
den ,  ob  der  Aufsatz  \n  einer  gegenwärtigen  Kriegsgefahr, 
oder  ob  derselbe  in  Kantonirungs  -  oder  Winterquartieren 
errichtet  worden.  Die  Vorschriften  des  §.  188  —  191.  blei 
ben  mithin  ausser  Anwendung. 

Publicandum  v.  l*.  SKäri  1797,  f.  mm  tyubl.  «patent 

§.  178.  Doch  findet  dies  Privilegium  bei  Landtruppen  nur  von  der 
Zeit  Anwendung,  wo  dieselben  aus  ihren  Standquartieren  ins  Feld 
rücken,  öder  in  ihren  Standquartieren  vom  Feinde  berennt  werden;  so 
wie  bei  Seediensten  von  der  Zeit  an,  da  das  Schiff  bestiegen  worden. 

§.  179.  Dagegen  dauert  dasselbe  bis  zum  Ende  des  Krieges,  und 
wird  weder  durch  das  Einrücken  in  Festungen  oder  Winterquartiere, 
noch  durch  einen  geschlossenen  Waffenstillstand  unterbrochen. 

§.  180.  Alle  Personen,  welche  der  Armee  zu  folgen  verpflichtet  sind, 
wenn  sie  auch  nicht  wirkliche  Kriegesdienste  thun,  haben  sich  dieses 
Privilegii  zu  erfreuen. 

§.  181.  Auch  Freiwillige,  die  sich  unter  die  Befehle  des  commandi- 
i  enden  Offiziers  begeben  haben,  sind  dessen  genussbar. 

§.  182.  Nicht  weniger  wird  dasselbe  den  Kriegsgefangenen,  und  de- 
nen, die  als  Geissei  von  dem  Feinde  in  Verhaft  genommeu  worden,  bei- 
gelegt. 

§.  183.  Zur  Gültigkeit  eines  schriftlich  aufgesetzten  Testaments  ist  es 
hinreichend,  wenn  es,  von  dem  Testator  eigenhändig  geschrieben  und 
unterschrieben,  in  seinem  Feldnachlasse  vorgefunden  worden. 

Auszug  auf  ber  (S.O.  d.h.  Juli  1833,  betr.  feie  ©Uubivürbiafeir  ber  von  eajaretö» 
Stbmfniftrationen  aujaeßettten  Tobtenfc&eine  unb  bie  «üufbfwafjiunj  ber  von  SKtfitaiiperfonen 
im  Selbe  erricöteten  leflamente.    O-  ©•  «2.  289. 

Uebrtgen<J  genehmige  3*,  bafi  bie  »on  Miratrperfonen  im  ftelbe  ut  errieten« 
ben  Heft  am  cute  in  ben  Jelb'ffriegöf  äffen  aufbewahrt  werben  tonnen;  tiibem^d)  nodj 
befiimme :  baf  fo(d)en  in  ber  $elb.Ärieg«faffe  beponirten  milttairifdjen  £e|ramen« 
teil  mit  ben  in  bem  ftelbnadjlaffe  ber  SKtlitairperfonen  »orgefunbenen  Sejramenten, 
gemäß  §.  183.  £&. 1-  Sit.  12.  beö  91.2.  8t  gleite  ©ültigfeit  beizulegen  ijt 

§.  184.  Auf  die  äussere  Form,  in  welcher  ein  solcher  Aufsalz  abge- 
fasst  worden,  kommt  dabei  gar  nichts  an;  sondern  es  ist  genug,  wenn 
nur  daraus  der  Wille  des  Testators  ,  wie  es  nach  seinem  Tode  mit  sei- 
nem Vermögen  gehalten  werden  soll,  hinlänglich  zu  entnehmen  ist." 

§.  185.  Hat  der  Testator  den  Aufsatz  bloss  unterschrieben,  so  ist  die 
Mit  Unterschrift  auch  nur  Eines  Zeugen  hinreichend:  sobald  das  Testa- 
ment im  Lager  vor  dem  Feinde,  oder  in  einer  wirklich  belagerten  Fe- 
stung errichtet  worden. 

§.  186.  Dieser  Zeuge  muss  die  Eigenschaften  eines  glaubwürdigen 
Testamentszeugen  haben,  und  es  ist  genug,  wenn  derselbe  seiue  Unler- 
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schrift  anerkennt,  auch  dass  ihm  der  Aufsalz  von  dem  Testator  selbst 
zur  Unterzeichnung  vorgelegt  worden,  eidlich  erhärtet.  (§.117.118.119.) 

§.  187.  Ist  der  Zeuge  nicht  mehr  vorhanden ,  oder  sonst  seine  Hand 
anzuerkennen  nicht  mehr  fähig,  so  inuss  die  Richtigkeit,  sowohl  seiner, 
als  der  Unterschrift  des  Testators,  durch  das  Anerkenntniss  der  gesetz- 
lichen Erben,  oder  auf  andere  Art  ausgemittelt  werden. 

§.  188.  Ausser  dem  Falle  einer  gegenwärtigen  Kriegsgefahr  (§.  1850 
muss  ein  von  dem  Testator  bloss  unterschriebener  Aufsatz,  von  dem- 
selben einem  seiner  vorgesetzten  Officiers,  oder  dem  Auditeur,  in  Ge 
genwart  zweier  Zeugen  übergeben  werden. 

§.  189.  Dieser  muss  auf  dem  Testamente  die  Zeit  der  geschehenei 
Uebergabe  bemerken,  und  den  Vermerk  von  den  Zeugen  mit  unter 
schreiben  lassen. 

§.  190.  Das  solchergestalt  überschriebene  Testament  muss  der  Vor 
gesetzte  oder  Auditeur  so  lange  aufbewahren,  bis  er  Gelegenheit  fin 
der,  dasselbe  einem  ordentlich  besetzten  Kriegs-  oder  anderm  Gericht 
zur  Verwahrung  einzuliefern. 

§.  191.  Es  schadet  aber  der  Gültigkeit  des  Testaments  nicht,  wen: 
auch  diese  Ablieferung  erst  nach  dem  Tode  des  Testators  erfolgt. 

§.  192.  Mündliche  Verordnungen  einer  Militairperson  sind  gülti{ 
wenn  sie  während  eines  Treffens,  Sturms,  oder  andern  Gefechts,  ode 
unmittelbar  vorher,  vor  Zwei  glaubwürdigen  Zeugen  (§.  117. 118. 119. 
welche  den  Inhalt  derselben  eidlich  bekundigen  können,  erklärt  wordei 

Anh.  §.  37.   Gleiche  Gültigkeit  hat  die  mündliche  Ferordnun. 

wenn  sie  vor  einem  Odero  ffizier  erklärt  worden  ist. 
Publlcandam  t>.  14.  9Jl<ttj  1797,  f.  $um  yubl.yaunt. 

§.  193.  Doch  gelten  dergleichen  bloss  mündliche  Testamente  nur  i 
sofern,  als  der  Testator  noch  in  demselben  Treffen,  Sturm  oder  G« 
fechte,  oder  vor  Heilung  einer  darin  erhaltenen  Wunde,  sein  Leb< 
wirklich  verloren  hat. 

Anh.  §.  38.  Bei  dergleichen  mündlichen  Verordnungen  soll  c 
wenn  kein  Widerruf  oder  Abänderung  erfolgt  ist,  so  la/ti 
sein  Bewenden  haben,  bis  nach  geendigtern  Kriege  die  Ii 
gimenter  in  ihre  Standquartiere  wieder  eingerückt  sind. 

PuMicandum  ».  n.gjtfrj  1797,  f.  jum  $u6(.9)at. 

§.  194.  Ausser  diesen  Umständen  (§.192.193.)  ist  ein  mündliches  n 
lilairisches  Testament  oder  Codicill  nur  alsdann  gültig,  wenn  es  vor  < 
nem  der  dem  Testator  vorgesetzten  Offiziere,  oder  vor  dem  Auditeur, 
Gegenwart  Zweier  Zeugen  errichtet,  ein  schriftlicher  Vermerk  darüb 
aufgenommen,  und  dieser  Vermerk  von  dem  Offizier  oder  Auditei 
und  den  Zeugen  unterschrieben  worden. 

C.  O.  t>.  19.3uli  1834,  betr.  ben  (getfcfcrtftaitb  toetr  m  ben  ©aroifcmfn  bet  93nnt>c$fert 
$ftt  deOövtgtn  flerfone».  $  J.  f.  ju  f.  72.  «jnfj.  «.  29.  h.  t. 

§.  195.  Von  einem  solchen  Vermerke  gilt  eben  das,  was  von  ein« 
schriftlichen  militärischen  Testamente  in  dem  Falle  des  188-191  v< 
ordnet  ist. 

§.  196.  Ein  gültiges  milifairisches Testament  behält  (ausser  dem  §.11 
193.  bemerkten  Falle)  auch  nach  dem  Kriege,  jedoch  nur  auf  Ein  Ja 
nach  wiederhergestelltem  Frieden,  seine  Kraft. 

* 
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§.  197.  Militairische  Testamente  der  Deserteurs  verlieren  durch  das 
Verbrechen  der  Desertion  ihre  Gültigkeit  und  diese  wird  durch  den 
erhaltenen  Pardon  nicht  wieder  hergestellt. 

c)   Ton  andern  privilegirten  Teitamenten. 

§.  198.  Das  Privilegium,  uiil ilairisch  zu  testiren,  wird  auch  auf  Per- 
sonen des  Civilstandes  ausgedehnt,  in  sofern  sie,  wegen  ansteckender 
Krankheiten  oder  Kriegsgefahr,  sich  des  richterlichen  Amts  zu  bedie- 
nen verhindert  werden. 

§.  199.  Dies  Privilegium  nimmt  von  der  Zeit  seinen  Anfang,  da  der 
Ort,  oder  die  Gegend,  wegen  der  ausgebrochenen  Krankheiten  gesperrt, 
oder  wegen  der  obwaltenden  Kriegsgefahr  die  Gerichte  des  Orts  ge- 
schlossen worden. 

§.  200.  Die  Stelle  des  Richters  oder  Offiziers  kann  solchen  Falls 
eine  einzelne  auch  nicht  deputirte  Gerichtsperson,  ingleichen  der  Predi- 
ger, oder  Kaplan,  oder  der  Arzt  des  Orts,  wo  der  Testator  sich  befin- 
det, oder  auch  ein  Justizkommissarius  oder  Notarius  vertreten. 

(f.  su  «.  194.  bfef.  Xüetf.) 

§.  201.  Dergleichen  Testamente  gelten  auf  Ein  Jahr  nach  wieder  auf- 
gehobener Sperre ,  oder  nach  wiederhergestelltem  ordentlichen  Gange 
der  gerichtlichen  Geschäfte. 

§.  202.  Ausser  dem  Falle ,  wo  wegen  ausgebrochener  ansteckender 
Krankheiten,  der  Staat  eine  Sperre  des  Orts  oder  der  Gegend  veran- 
lasst hat,  kann  der  Umstand,  dass  der  Testator  selbst  mit  einer  solchen 
Krankheit  befallen  gewesen,  die  Verabsäumung  der  gesetzlichen  Förm- 
lichkeiten nicht  entschuldigen. 

§.  203.  Dagegen  können  aber  auch  die  Gerichte  in  der  Regel  sich 
nicht  entziehen,  von  solchen  Kranken  ihre  letztwilligen  Verordnungen 
in  ihren  Wohnungen,  unter  Anwendung  der  erforderlichen  Vorsichts- 
mittel,  auf-  oder  anzunehmen. 

§.204.  Doch  kann,  wenn  dem  Richter  aus  der  vorzunehmenden 
Handlung  eine  offenbare  und  augenscheinliche  Lebensgefahr  bevorsteht, 
derselbe  sich  dieser  Gefahr  zu  unterziehen  nicht  gezwungen  werden. 
(§•  76:) 

§.  205.  Wer  auf  einem  Schiffe  wirklich  in  See  sich  befindet,  kann 
sein  Testament  auf  militairische  Art  errichten. 

§.  206.  Der  Vorgesetzte  des  Schiffs  vertritt  dabei  die  Stelle  des  Of- 
fiziers. 

§.  207.  Ein  solches  Testament  gilt  aber  nur,  wenn  der  Testator  wirk- 
lich auf  der  See,  ehe  das  Schiff  einen  Hafen  erreicht,  oder  zwar  erst 
nach  dem  Einlaufen,  jedoch  so  kurz  darnach  verstirbt,  dass  er  vor  ei- 
nem ordentlich  besetzten  Gerichte  seine  Verordnung  nicht  hat  wieder- 
holen oder  bestätigen  können. 

1)  C.  ©•  \).  12. 3uli  1831,  tetr.  bfe  <&bmti<bttittn  ber  Teftamcntl<£mcf>tUMa  bei  teil* 
ienfgen  «perfonen,  welrte  Od)  in  ben,  wegen  antfertenber  ävanfijeit  gejpcMen  Käufern,  ©tva« 
Ütn  ober  ©egenben  befinben. 

9fuf  ben  SBeri^jt  be$  3u|tymtni|lertum$  Dom  9.  b.  2R.  Be(h'mrae  3*  W«r' 

1)  baß  bie  in  bem  31.  &  9f.  JJ- 1-  3ft.  12.  §.  199.,  wegen  ber  priüiteajrten 
Xeftamente  enthaltene  $Borfd)rtft,aucf)  auf  ben  Jau*  2tnn>enbunci  flnben  fofl,  roo 
einzelne  #«ufer  unb  ©rrtßen  wegen  ber  bann  Jerrföenben  anfretfenben  ffranf» 

3» 
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Reiten  abgefperrt,  unb  bie  bewohnet  fleh  be$  richterlichen  3lmt$  gu  fceoi 
baburch  »erhinbert  (in*. 

2)  2)a0  in  folchen  JäHen  ben  Bei  ben  angeorbneten  ©chufcbejmra ttotteti 
ftcQten  Siebten,  Spolijetbeamten ,  fiefloertretenben  Abfeieren  unb  (Bcfcufccom 
fton*«$Borfiebern  bie  Slufnahme  ber  Seftamente  mit  rechtlicher  2Birf  una,  ttt 
ber  2frt  nachpilaffen ,  wie  foldje*,  unter  Beobachtung  ber  im  §.  194. 
»orgefchriebenen  Jörmlichfeiten,  bem  ^Hrebiqer  ober  Kaplan  Derfrattet  ifr. 

3)  3>aß  jum  9cacbtbetl  berjentgen  3tibioibuen,  welche  (ich  in  ben  wecjert  < 
gebrochener  onflecfenber  Äranfbeit  abgefoerrten  Käufern  unb  Straßen  oefti 
unb  mit  ben  ©ericht£beborben  folchergefralt  aufer  ©ommunication  gefegt  | 
feine  Äontumanal*33e(timmung,  auch  (einerlei  SPräflußon  wegen  »erfäur 
Srtlren  erlaffen  werben  barf.  ©.  ©.  <5.  1 

2)  C.  Q.  v.  8.  Oc'ter.  1831,  tetr.  bfe  9?£d>taitn>cnt>utia  trt  ft- 182.  h.  t.  auf  bie  ftgf 
Ujjctt  SBttfiiflunflen  *er     188.  (mannten  9)erfonen  Dci  etoftftottbeS. 

5lu$  bem  Berichte  be*  3ufti}inittiflerii  t>om  27. ».  9Jc.  habe  3*  ben  3*c 
eine*  ©erichtahofe*  über  bie  Hnwenbung  bei  §.  192.  Sit  XII.  £b.  r.  oe* 
&  51.  erfeben,  unb  erflare  ju  beffen  SBefeitigung  bie  Anficht  für  begrunber,  i 
bie  Qlusnahme  t>on  ben  gefefclichen  SörmlichfeiteK  ber  Seftamente  fliir  fyetfoi 
bei  (Sioilfranbe*,  benen  im  §.  19S.  nachgeladen  ifr,  militatrifch  gu  tetftren,  me 
fie  bunh  eine  an  ihrem  Wohnorte  aufgebrochene  arrfrccfenbe  Äranfheit  oi 
burd)  Kriegsgefahr  oerhinbert  werben,  ftch  bed  richterlichen  51mt$  iu  bebten« 
nicht  auf  bie  im  §.  192.  ben  actioen  SJlilitatrperfonen  erlaubte  Jornt  einer  le 
willigen  Verfügung  ;u  erfrrecfen,  vielmehr  ben  ißerfonen  be$  dioilfranbeä 
ben  Sutten  betf  §.  i9S.  nicht  qefrattet  i(r,  Mo*  münblicb  oor  jween  3eMflen  *&r 
legten  SBillen  gültig  ju  erflären.  ®a$  3uffijmimflerium  bat  ben  anfragend 
Gerichtshof  hiernach  gu  belehren  unb  biefen  Befehl  burch  bie  ©.  ©.  befavt 
ju  machen.  ©.  @.  ®.  22 

3)  C.  O.  t).  19.3utt  1832,  Jetr.  bte  9(nn>cttb&«rfett  ber  ^efftmmunaen  bed  «.  S.  < 
fibev  bie  prfvifetfrte  Sorm  ber  XeOamenle  bei  antfecfenben  ärantyeiten  in  ber  tyrototns  9Je 
Vorpommern. 

Um  bie  %M\fe\     Befettigen,  welche  ftch  bei  ben  (Berichten  in  ber  tyroöü 
9teu- Vorpommern  über  bte  5lu*legung  ber  bort  npch  geltenben  gemeinrechfl 
"chen  SSorfchnften,  in  SBejug  auf  ben  Umfang  be*  ^rtoilegium*  ber  jur  3ci 
anftecEenber  tfranfbeiten  gemachten  £eftamente,  gebilbet  fyabcn,  fege  34/  au 
3hren  Bericht  oom  22.  2Rai  b.  3-/  bterburch  fefr: 

baß  mit  Aufhebung  ber  SBcftimmungen  be*  gemeinen  stecht*,  bie  SÖor 
*  fchrtften  be*  2*.  I.  2tt.  12/ §§.  177.  183-187.  incl.,  194.  19$ 

bi*  unb  mit  202.,  imgletchen  §.241.  unter  ben  S^obiftcationen,  bte  3^ 
in  Üttemer  Ärber  oom.I2.  3uli  o.  3.  für  bie  äußere  Sorm  ber  bei  an. 
Recfenben  flraufbeiten  prtoilegirten  2e|tamente  »orgefchrieben  habe,  in  ber 
tyrotunj  ^eusSBorpommern  ^ur  3lnwenbung  ju  bringen  ftnb,  ohne  baß 
hierburch  an  ben  $ejlfe$ungen  be*  gemeinen  Riecht*  über  ben  3"^It  leß. 
ter  2Bitten*oerfügungen  etwa*  a^geanbert  werben  fott.      ©.  @.  ©.  179. 

VI.   Publieation  der  Testamente  und  Codicille. 

§.  208.  Kein  Testament  oder  Codicill  soll  eher,  als  Dach  erfolgtem 
Ableben  des  Testators  publicirt  werden. 

§.  209.  Ist  die  Publieation  aus  Irrt  hu  in  oder  Versehen  früher  erfolgt, 
so  verliert  zwar  die  letztwillige  Verordnung  bloss  dadurch  noch  nicht 
ihre  Gültigkeit, 

§.  210.  Der  Richter  muss  aber  dem  Testator  einen  solchen  Verstoss, 
sobald  er  dessen  inne  wird,  von  Amiswegen  bekannt  machen  »und  ihm 
überlassen,  seine  ferneren  Maassregeln  zu  nehmen. 

§.  211.  Findet  der  Testator  eine  andere  Verordnung  zu  errichten 
nöthig,  so  muss  der  Richter,  welcher  aus  einem  groben  oder  mässi- 
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gen  Versehen  die  Publicalion  zu  früh  veranlasst  hat,  die  Kosten  einer 
solchen  anderweitigen  Verordnung,  mitVorbchalt  des  Regresses  an  den, 
welcher  ihn  zu  dem  Irrthume  verleitet  hat,  tragen. 

§.  212.  Ist  das  Ableben  des  Testators  nicht  notorisch,  so  muss  der, 
welcher  die  Publicalion  nachsucht,  oder  sonst  den  Besitz  der  Erbschaft 
verlangt,  dasselbe  nachweisen.  (Tit.  1.  §.34.  sqq.) 

§.  213.  Nach  bekannt  gewordenem  oder  nachgewiesenem  Ableben 
des  Erblassers  können  die  Verwandten  desselben,  oder  wer  sonst  ein 
wahrscheinliches  Interesse  bei  der  Sache  anzugeben  vermag,  auf  die 
Publicalion  antragen. 

§.214.  Hauptsächlich  aber  kommt  diese  Befugniss  denjenigen  zu, 
welche  den  Schein  über  die  geschehene  gerichtliche  Kiederlegung  in 
Händen  haben.  (§.112.) 

§.  215.  Ist  dieser  Schein  unter  den  Schriften  des  Verstorbenen  nicht 
zu  finden,  so  kann  derselbe,  nhch  dem  Ermessen  des  Richters,  ohne 
ferneren  Aufenthalt  fftr  erloschen  erklärt,  und  zur  Publication  geschrit- 
ten werden. 

§.  216.  Wenn  binnen  Sechs  "Wochen,  nach  dem  notorischen  Able- 
ben des  Erblassers,  Niemand  die  Eröffnung  des  Testaments  oder  Codi- 
cills  nachgesucht  hat,  so  muss  der  Richter  damit  von  Amtswegen  ver- 
fahren. 

O  Reacrlpt  v.  2?.  3uK  18I8,  terr.  bie  Unterfagung  ber  Eröffnung  eine*  legten 
SBiUen£. 

Dem  Ä&niaf.  £).  2.  ©er.  wirb  auf  bie  in  bem  Söeridjt  bom  16.  b.  2*.  ae- 
flellte  5ra0c: 

ob  c*  einem  ^cfiafor  ertaubt  fei,  bie  er&ffnuna  be*  errichteten  festen 
Unt  auf  Idnaer/.all  bie  im  21. 2.3«.  £fc  l.  £iM2.  §.  216.  bcfHmmte  3ctt 
ju  unterlagen  ? 

jum  23rfd)etbe  tttfydlt,  ba§  bie  33<fitmmunaen  eine*  grblaffertf  fcinfTcfctNcf)  betf 
Bettpunfr^  ber  publication  feine*  Xeßamcnt*  bem  (Bericht  in  bec  SHeget  |Ur 
3fict>tid)nuc  bienen  muffen.  Die  OUtorocnbigfett ,  biefe*  $rinjip  feftjubaltcn, 
brinat  fld)  qanj  befonberö  in  bem  ga0e  auf/  »0  ein  testamenium  reciprocum 
»orpanben  tft/  unb  (in  überlebcnbcr  ebegatte  etiftirr.  Der  §.  216.  Sit.  12.  Xfc.I. 
beä  2t.  ß.  SU.  fcfct  fletä  ftifli'cbrocigenb  vorauf  baf}  ein  Verbot  ber  «publication/ 
ober  eine  nd&ere  Bcitbcftimmuna  binftchttich  ber  teueren/  nicht  gegeben  fei.  Die 
3uldffiafcit  eine*  folgen  Verbot«  iieat  in  ben  Sorfdjriften  M  §.  22.9.  1.  a.  unb 
eben  btefe  ©efefclidle  «ntbdlt  mgleid)  bie  Jftcbinguna ,  unter  welcher  eine  9tutf* 
nabme  ba&on  gemacht,  unb  bem  Stifter  bie  (Sinjtcfct  beg  Xcßamentg  gemattet 
»erben  fann. 

Datf  (Stempel*  Sfntcreffe  wirb  burd)  bie  SBnfcrtfguna  unb  (Sfnrcichunq  eine* 
ftacblafl s^fnoentarii  ooflfommen  gebeert*  unb  ba  in  bem  oortieaenben  gälte  bie 
öberlebenbe  <£befrau  bcö  uertforbenen  «Pfarrer*  ft.ft.  (ich  bereite  fcicrju  erboten  bat, 
unb  von  feinem  Dritten,  au0  fonOigen  aefe$lid)en  (flränben  auf  bie  *P ublicattoii 
beg  £cftamentä  q".  angetragen  ift;  fo  bot  ba*  ßonial.  O.  ß.  ©er.  feinerfeit* 
nicht  barauf  ju  beöcbcn.      ».  p,  £.3.      12.  3.5. 

2)  Rescript  *.  30.  «uguft  1824,  fcrr.  bie  Seit  ber  VuHifatlon  eine«  wedtfeifeitigen 
Seftamentf. 

Da*  äbniat.  O.  ß.  03er.  er&M  &ierncben  bic  Söefcfctoctfe  M  3uflfjfommifFa* 
ring  ton  X.  »ont  IQ.  b.  SW. 

Die  SÖerfüaungen  beg  Äoflraii  Pom  25.  «ftoobr.  1823  unb  9.  0.  2JI./  aeaen 
welche  biefetbe  aerid>tct  ift,  unb  roonad)  baß  roecnfelfcitific  Xcffament  ber  Sluauft 
£fchen  (Sbcleute,  obajetd)  bag  «bßerben  ber  (Sbegatttn  befefoeintat  ift,  ertf  bann 
erfolgen  fann/  roenn  baejentae  beg  (£(;emanncä  nachgetoiefen  fein  roirb,  erfchei« 
Ben  in  ber  Xbnt  befrembenb,  ba  ein  roechfclfcitigeg  Xcftamrnt,  fofern  ber  per* 
ßorbene  (g&egatte  nicht  airtbrucflid)  bie  «publication  beffetben  bei  Sebielten  M 
Uebcrlcbenben  »erboten  bat/  pon  »eifern  gaHe  ba*  SRefcript  Pom  27.  3«U  i»1« 
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banbett,  nach  bem  Xobe  be*  (grftverftorbenen  eröffnet  werben  ~mu§.  Daß  Ä&nlgl- 
O.  2.  ©er.  bot  ©aber  bie  SBefcbwerbe  nocbmalß  *u  prüfen  unb  berfelben  entweber 
abjupelfen,  ober  feine  ©egengrünbe  anzeigen, 

©en.  «ct.  beß  Sutfijm.  T.  13.  Vol.  I.  fol.  27. 

3)  Bescrlpt  v.  il.9j006r.l833,  betr.  ba*  SBerfabren  *ur  USerbutung,  bag  Xeftamente 
nlcöt  ganj  ober  su  lange  uneröffnet  bleiben. 

Die  ©orfd)rift  beß  «.2.31.  Xb .  I.  Xit.  12.  §.  216. 

ba§  Xeftamente  feebß  2Bod)en  nad)  bem  notortfdjen  «bieben  beß  Xetfaror* 

von  «mtßwegen  eröffnet  werben  foHen, 
gebt  in  vielen  gdHen  nidbt  in  Erfüllung,  well  ben  Beamten  ber  ©eriebte,  »eiche 
bie  Xctfamente  iu  verwabren  baben,  baß  erfolgte  «bieben  ber  Xeftatoren  nic^t 
begannt  wirb. 

Um  ju  verböten: 

bag  Xetfamente,  beren  tyubllcation  nicht  in  Mntrag  gebraut  worben/  nkfct 
unerbffnet,  unb  bie  S3eftimmungen  ber  Xetfatorcn  unerfüllt  bleiben; 

bag  ftd)  bie  3abl  ber  Xetfamente,  welcbe  nad)  56jdbriger  Stieberlegung/ 
—  ber  SBorfdjrtft  beß  «.2-91.  XM«  Sit.  12.  §.218.  infolge — eröffnet  wer» 
ben  muffen,  —  anbdufen, 

unb  bag  (Streitigfeiten  auß  einer  ju  fpdten  för&ffnung  bon  Xeffamenten  entflebe«/ 
Wirb  bierbureb  golgenbeß  benimmt: 

1)  Die  95erjeicbniffe  ber  bei  einem  ©erlebte  niebergelegten  Xeftamcnte  müf* 
fen  aQe  3fabre  wcntgflenß  einmal  revtbirt  werben,  um  ju  ermitteln/  ob  ficf> 
barunter  Xeflamenfe  notorifd)  verdorbener  ^erfonen  vorffnben. 

2Bie  biefe  3tevi(ton  ju  veranlaffen  iff,  bleibt  ber  SBcurtbeilung  unb  Sctfim» 
raung  beß  «prdftbiumß  beß  ©eriebtß  überlaffen. 
gß  bürfte  am  gwecfmd&igfien  fein: 

a)  bem  ^Beamten,  bem  bie  Bearbeitung  beß  (Srbfcbaftß«@tempelwefenß  übertra* 
gen  irt,  ober  bem  9trgiftratur«^camten  in  ber  Xeftamentß*  unb  33erlaffen* 
febaftß*  Scegiflratur  ein  Dupiicat  ber  Xefianientenlifte  lujuftcflen,  um  ba* 
rauf  bei  ber  «nfertfgung  Oer  <£rbfd)aftßftempel*Xabelle,  ober  bei  ber  (ginlet* 
tung  ber  9fod)lagfad>en  3tücfftd)t  nebmen  tu  f&nnen." 

b)  eine  Söeraleichung  feiner  ßifie  mit  ber  Xeftamentcn  •  2tfle  be*  Gollegiumß 
aQe  3abr  ju  veranftaltcn,  unb 

c)  auf  tebec  Xobcßanjetge,  bie  er  ttWt,  von  ibm  bemerfen  ju  laifett/  ob  ein 
Xeflament  beß  Verdorbenen  im  X«flamenten  *  «rebiv  aufbewahrt  wirb/ 
ober  nid)t. 

2)  SBenn  in  einem  Xeffamente,  beffen  SPubltcatiort  veranlagt  ift,  ftcb  bemerft 
ftnbct,  bag  ber  ©rblaffer  bereits  früber  ein  Xeflament  gerichtlich  nicbergeleat 
bat,  fo  bat  ber  Siebter/  —  welcber  nad)  bem  «.  2.  3i.  Xb.L  Xit.  12.  §.  238.  bie 
«ugferttgung  beß  Xeftamentß  unb  beffen  Sflefanntmacbung  an  bie  (£rben  ju  be« 
wirfen  bat  —  bem  ©erlebte,  bei  welchem  ild>  laß  frübere  Xeflament  tiieberae« 
Ieqt  beffnbet,  von  «mtßroeaett  von  ber  Srjüenj  unb  «Publicatton  beß  fpdtern  Xe- 
flamentß  «njeiae  ju  machen,  bamit  bie  «publication  Deß  dltern  Xeflamentß  and) 
verfügt  werbe,  ober  in  bem  galle,  wenn  burd)  baß  fpdterc  Xeflament  baß  frü- 
bere wiberrufen  worben,  nad)  Söorfcbrift  beß  §  39.  beß  «nbangß  jum  «.2.3c. 
unterbleibe. 

9tad)  vorflebenben  SBeflimmungen  bat  ftd>  baß  &&nigf.  O.  2.  ©er.  —  nicht 
ad  in  felbfl  üd)U\\;  fontern  auch  bie  tem  Goflcaium  ünteraeortneten  ©erichte 
bemgemdg  an^umeifen;  oon  bem  «prdjtDium  aber  ift  im  ^abresberiditc  jebeßmal 
ansujeigen:  ob  bie  3tevifton  ber  Xeflamentßoerifid)ni|Te  im  2aufe  eineß  SabreS 
erfolgt  ifl.  v.     3.  id.  42.  @.  284. 

§.  217.  Es  können  also,  nach  Verlaufe  dieser  Frist,  die  gesetzlichen 
Erben  die  Publication  des  Testaments  durch  ihren  Widerspruch  nicht 
aufhalten. 

Anh.  §.  39.  Finden  sich  nach  dem  Tode  des  Erblassers  zwei 
gerichtlich  deponiric  Testamente,  und  ist  in  dem  letzten  das 
erste  gänzlich  aufgehoben,  so  muss  das  ältere  binnen  der 
Frist  uneröffnet  liegen  bleiben,  binnen  welcher  das  später 
deponiric  noch  als  nichtig  angefochten  werden  kann. 
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B«0Ci»ipt  *.  8.<Wo*br.  1798,  tetr.  bfe  fliiMcatfoii  früherer,  btirtf  flritere  ©ewbmm. 
im  aufeefcobetier  Seflamente. 

Sin  bei  brra  SBerlinifcben  SWagutrat  niedergelegte*  geflammt  war  burd)  ritt 
ft&tttcs  |tt  Dcffau  rrrtcf>tetetf  /  nach  einer  bei  ©elegenbeit  be0  lefctern  befonber* 
übflfgfbenett  gerichtlichen  (grftörung  beö  Xeftator*,  aufgehoben  roorben.   ttl*  ber 
Serljnifchf  2Raaiftrat  burd)  bie  nad)  brtn  £obe       ^eflatord  erfolgte  SReguift- 
tion  be0  SWagtffrat«  m  £)effau  oon  birfem  Umftanbe  (Nachricht  erhalten  Gatte/ 
fragte  berfrlbe  unterm  25.  öctober  179»  beim  Äammrrgrrtcfct  Daruber  an: 
ob  mit  brr  $ublirafion  bc*  btefeibft  niebrrgelrgten  dltern  Xefiamenttf  «er« 
fahren/  ober  ob  baflfelbe  oerßegtlt  ben  3nteßat*(£rben  betf  Üeflatorö  burd) 
3Rr quifttion  beö  SDtagtftrattf  ju  I)<ffau  auggebAnbigt  roerben  fofle? 
hierauf  rourbe  ber  Wlaqifuat  ju  Söerlm  unterm  8.  «ftoobr.  1798.  bom  ßam* 
mergeriebt  babin  befchteben: 

M  b«$  biefelbft  beponirretXeftament  uneriffrtet  Hegen  bleiben  vnb  bei  bem« 
felben  bie  von  bem  SOTagifirat  ju  Deffau  erhaltene  9tacbricht  verroabrt  »er« 
ben  muffe,  inbem  batf  fpdtere  Xeßament  noch  binnen  30  fahren  «iß  nichtig 
angefochten  »erben  tonne,  etengeltf  ©eitr.  SB.  14.  £5. 291. 

§•218-  Sind  seit  der  geschehenen  Niedcrlegung  des  Testaments  Sechs 
und  Fünfzig  Jahre  verflossen,  und  ist  während  dieser  Zeit  weder  die 
Publication  von  Jemanden  nachgesucht,  noch  dem  Richter  sonst  von 
dem  Leben  oder  dem  Tode  des  Testators  etwas  Zuverlässiges  bekannt 
geworden :  so  muss  der  Richter  das  Dasein  eines  solchen  Testaments 
durch  einmaliges  Einrücken  in  die  Zeitungen  der  Provinz  öffentlich  be- 
kannt machen,  und  die  Interessenten  zur  Nachsuchung  der  Publication 
auffordern. 

§.  219.  Meldet  sich  binnen  Sechs  Mpnaten  Niemand,  der  ein  Recht; 
auf  die  Publication  anzutragen,  nachweisennkönnte;  so  muss  der  Rich- 
ter das  Testament  für  sich  eröffnen,  und  nachsehen:  ob  darin  Vermächt- 
nisse zu  milden  Stiftungen  enthalten  sind. 

§•220.  Finden  sich  solche  Vermächtnisse:  so  muss  der  Richter  den 
Vorstehern  der  damit  bedachten  milden  Stiftung  davon  Nachricht  ge- 
ben, und  ihnen  überlassen,  nach  dem  Leben  oder  Tode  des  Testators 
nähere  Erkundigung  einzuziehen,  und  nach  Befund  der  Umstände  die 
förmliche  Publication  nachzusuchen. 

§.  221.  Wenn  diese  Benachrichtigung  geschehen  ist,  so  wie  in  dem 
Falle,  wenn  keine  dergleichen  Vermächtnisse  sich  finden,  muss  der 
Richter  dem  Testamente  ein  Protokoll  über  die  ganze  Verhandlung  bei- 
legen, dasselbe  anderweitig  mit  dem  Gerichtssicgel  versiegeln,  und  es 
in  seinem  Archive  ferner  aufbewahren. 

§•  222.  Ueber  den  andern  Inhalt  eines  solchen  nicht  förmlich  publi- 
cirten  Testaments  muss  der  Richter  das  genaueste  Stillschweigen  auf 
seinen  Amtscid  beobachten. 

Rescript  t>.  I9.3unf  1834,  t»etr.  bfc  Äotffit  ber  geric&tihbeii  ^cfatmtinÄcfriinseti  u>e« 
V*  Eröffnung  ber  feit  langer  alö  56  3«l>ren  beponirtett  geftamente. 

60  iß  von  Letten  be$  3ufh>iintflcr* 

wegen  gebührenfreier  ^nfertton  Der  gerichtlichen  3}efanntmachungfn,  betref- 
fenb  Die  <£r&ffnung  ber  feit  länger  altf  56  Saferen  betonieren  Xeftamente  in 
Sic  SnteMgennblätter, . 

mit  Dem  fcerrn  ®eneralpofimeiftcr  unb  bem  6errn  ©eneral  Der  Infanterie,  ©e> 
beirrten  (gtaatäminitter  (trafen  v.  Bottum  SRürffpracbe  genommen  roorben.  %m 
fcin&crfiänbnitfe  mit  benfelben  wirb  bierburch  beftimmt:  baß  bie  (Berichte  beBr* 
ton  ittar  ocrpflichwt  jinb ,  Die  bei  ben  $ßefanntmad)tingen  Aber  bie  in  ben  De* 
vofitotten  berfelben  beflnbUchert  uneroffneten  £eftamentc  betbeiltgten  $erfonen  ju 
«mittein/  unb  von  biefen,  fo  roie  von  ben  ffd)  melbenbeu  ^nterefienten /  ober 
«u*  bem  etroa  borbanöcnen  9Ud)lfliJe  beö  Xetfator* ,  bie  tbnen  »on  ben  3nte0i- 
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0ettj»@omtolr*  angejeigfen  3nfertlon$aebüf>t,m  pro  rata  efnjujtebrn ,  bog  aber 
lit  3nte0igenj«Gointoir*  dagegen  btc  ^nfertionfifoften  ffic  Dergleichen  ©efanntr 
maefcuugen  fo  fange  ju  flunben  fyabtn,  biß  bereit  Qsinjiebung  von  ben  betreffen* 
fcen  fsntereffentcn  pro  rata  mbgtid)  unb  erfolgt  ift.        v.  &3.  95.43.  ©.567. 

§.223.  Zu  einer  jeden  Testaments  -Publication,  sie  geschehe  von 
Amtswegen,  oder  auf  den  Antrag  eines  Interessenten,  muss  der  Richter 
die  ihm  bekannten  «am  Orte  befindlichen  Intestaterben  mit  vorladen. 

§.  224.  Sind  die  Intestaterben  dem  Richter  nicht  bekannt,"  oder  sind 
dieselben  am  Orte  nicht  gegenwärtig;  so  muss  ihnen  zu  der  Handlung 
der  Publication  ein  Bevollmächtigter  von  Amtswegen  bestellt  werden. 

§.  225.  Vor  erfolgender  Eröffnung  des  Testaments  müssen  die  Siegel, 
so  wie  nachher  die  Unterschrift  des  Testators,  den  sich  meldenden  In- 
teressenten, oder  deren  Stellvertreter,  vorgezeigt,  und  wie  solches  gc-  . 
schehen,  im  Publicationsprotokolle  vermerkt  werden. 

Hegcrl pt  ».  n.ynal  1806,  baß  ber  Midjter  bei  publication  eine*  Zeflamtnti  auf 
bie  SBiängcl  beilVlbcn  bie  3ntere(Fenten  ntdjt  aufmertfam  tu  madjen  ftabe. 

Stuf  (Suern,  betreffenb  ba$  Xeftamcnt  beß  verdorbenen  Stmtßratbeß  91.91.  auf 
91.91  unterm  29.  9(pri(  c.  erfiatteten  $Berid)t  unb  bie  barin  enthaltene  Anfrage 
über  (Sure  »efuanif,  bie  außgefdjloffcnen  3ntcflat*grben  mit  ben  SDtdngeln  eine* 
Xeftamentff/  roon'tbcr  ibre  Slgnttion  erfordert  wirb/  befannt  ju  madjen,  laffen 
2Bir  (Sud)  biermtt  tum  Sßefchcib  erfbcilen,  ba§  fein  binreiebenber  ©runb  vorban* 
ben  tft/  um  bei  ber  ju  erforbernben  2tgnftion  ber  ^fntcflat^rbrn  tie  gugleid) 
mit  ben  gerügten  fyiitvn  t*e$  Xeftainenteß  befannt  jiu  madien,  unb  jte  i>aburd) 
glcidifam  ju  einem  beßbalb  |U  entamirenben  SRecbtßfireit  über  bie  ©ültigfeit 
beffelben  aufjuforbern,  jumat  bei  bem  9l9Ud)cn  Xefiamcnt  bie  genügten  Sftdugel 
nid)t  von  Ver  söefdjaffenbeit  ju  fein  feinen/  baf  barauß  bic  9tuUität  beffelben 
ftdj  unwiberfpredjlid)  ergiebt. 

Die  ©efefce  verlangen  auch  eine  fo(d)e  SSetebrung  nur  in  foleven  ^dflen,  n>o 
baburd)  einem  fünftigen  *))rojeffe  vorgebeugt  werben  fann  /  weldjeß  in  bem  vor« 
liegenden  gafle  gerabe  baß  umgefebrte  5Berbdltnt§  fein  würbe/  ot>er  bereite  wirf* 
lid)  fdjwcbenben  «projeffen,  in  (befolge  ber  93ond)rift  ber  31.  ©.  £).  £b.  I.  Xit. 9- 
§.  Ii.  :c./  weld)eß  glcidjfaflß  in  ber  Statur  biefeß,  von  bem  in  ber  Anfrage  enr» 
Jaltenen  burdjanß  verfdwbenen ,  galle»  ntd>t  ift. 

3«  allen  anbern  gdOen  mug  eß  lebiglicb  bei  ber  Stege!/  nach  welcner  jeber 
^nterrffent  feine  ©eredjtfame,  unb  waß  er  beßbalb  m  tbun  unb  ju  laffen  bat,  be« 
urtbeilen  unb  fid)  beßbalb  beratben  mu§,  verbleiben/  wonach  benn  auch  im  ge» 
genwdrtigen  gaOe  bie  weitere  'öerffiijuna  tu  treffen  tff. 
N.  C.C.  T.  XII.  ©.347.  9tr.63.de  1806.  unb  OHatbtß  ©.9.  ©.  470.  2r.2lbfehn. 

§•226.  Die  Urschrift  des  eröffneten  Testaments  oder  Codicills  bleibt, 
der  Regel  nach,  in  der  Verwahrung  des  Gerichts.  (§.  237.) 

§.  227.  Jeder,  welcher  ein  gegründetes  Interesse  bei  der  Sache  nach- 
weisen kann,  ist  berechtigt,  beglaubte  Abschriften  davon  zu  fordern. 

Rescript  b.  3.$ecfcr.  1832,  bag  mit  bem  tetfamentc  iuaieirfj  audj  ba*  Sinnabmepro* 
tocott  au^efertiat  werben  muß. 

9luß  einer  vom  Äbnigl.  ^uplflen«  Kollegium  bafelbff,  eingereichten  »bfehrtfr  ber 
von  bem  Äbnigl.  O.  ß.  ©er.  erfolgten  2lußfertigung  beß  Xtflammt  ber  ju  £.  vrr* 
tforbenen  2ßitttve  v.  ©.  bat  ber  5ufiijmint(}er  erfeben,  ba^  M  Äbnigl.  £).  ß.  ©er. 
nur  bad  von  ber  (Srblafierin  übergebene  Seftament  unb  M  publication^  ^roto* 
foU  vom  29.  ©ept.  b.  nt*t  aber  bie  SQerbanblung  über  bie  Slnnabme  betf  ie* 
fiamenttf,  bat  auöfertigen  laffen.  Diefe  3tu0laffung  fann  ber  3fuflijminifter  nid)t 
biOigen.  Die  31  uß fertig ung  eine*  Xeftamenttf  mu§  alle  ©erbflnblungm  entbalten, 
»eld)e  bajju  geboren,  bie  ©ültigfeit  beö  Xrflomentö  ju  überfeben.  ßierju  wirb 
ba«  Mnnabmeprotofoa  wefentüd)  erforbert.  Datf  Einigt.  O.  C  ©er.  bat  fünfttg 
baffelbe  immer  in  bie  Mußfertigung  aufnebmen  }u  laffen.   v.     3.  Jp.  40.  ©.  4t6. 

§.  228.  Auch  die  im  Testamente  ganz  oder  zum  Thcil  übergangenen 
gesetzlichen  Erben  können  verlangen,  dass  ihnen  das  Original  unter  ge- 
richtlicher Aufsicht  vorgelegt  werde. 
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§.  229.  Wenn  über  das  Testament  Prozess  entsteht,  und  der  instru- 
irende  Richter  die  Einsicht  des  Originals  zur  Aufklärung  strcitigerThat- 
sachen  nölhig  findet:  so  kann  selbst  ein  Verbot  des  Testators  die  Vor- 
zeigung des  Originals  an  den  Vorgesetzten  des  Gerichts,  und  an  den 
inslruirenden  Depufirten,  nicht  hindern. 

§.  230.  Allen,  welchen  in  einem  Testamente  oder  Codicille  ein  Erb- 
recht oder  Vennächtniss  beigelegt  ist,  muss  der  Richter,'  wenn  sie  sich 
bei  der  Publication  nicht  schon  gemeldet  haben,  von  Amtswegen,  auf 
Kosten  des  Nachlasses,  davon  Nachricht  geben. 

1)  Rescript  o.  lO.fcectr.  1801/  betr.  bie  ^ublifatipn  unb  «Befanntmacöunfl  toeftfefi 
fettiger  Tcßamenre. 

griebrtcb  ©übefm,  ßonig  je.  Unferm  :c.  9f uf  (Sure  Anfrage  vom  30.  t>.  SO?, 
laffcn  ®ir  (gud)  bierburd)  befebeiben/  ba§  in  allen  gdflen  /  nenn  ein  wcdjfelfci« 
tigeö  £efiament  jweier  ©begatten  nad)  tem  £obe  betf  einen  publtctrr  wirb/  bett 
barin  befannten  (Srben  unb  £cgatarirn  von  bejTcn  ^nbalt  fofort  /  obne  Unter* 
fd>ieb/  ob  bfe  (Srbeäetnfebung  ober  Da*  Sermäcbtni§  t>on  bem  oerffarbenen,  ober 
von  bem  fiberlebenben  ©begatten  berfbmmr,  auf  bie  im  9.  £.  9t>'  2b1-  £it.  12. 
$.230.  u.  f.  voraefebriebene  ffieife  Sftacbriebt  ertbeitt  roerben  mu§/  unb  bebarf  eö 
i»  ber  SKeael  feiner  fernem  befonbern  Bufbewabrung  eine*  folcben  Xeftamenttf/ 
ba  baffetbe  nad)  erfolgter  ^Publication  bod)  nid)t  weiter  gebeim  geboten  roerben 
f&nnre.  Sßenn  jebod)  ber  fibertebenbe  (Sbcgatte  eu$  befonbern  ©runben  »erlangt/ 
ba§  bie  letytrottliae  3)erorbnung  nad»  gegebener  publication  anberweitia  wieber 
kW  |u  feinem  Ableben  verftegeft  beponrrt  werbe/  fo  fann  bemfelben  bierunter 
jipar  gewtUfabrt  werben/  etf  mu§  aber  aud)  in  biefem  galt  oorber  aflemat  bie 
borfcbriftömdfjige  ^efanntmadmng  be$  ^nbaltö  an  fdmmtlicbe  bartu  benannte 
Crben  unb  Üeaatarien  erfolgen.  9tcue$  -Slrcfjio  i8. 3.  @.  Ii. 

2)  f.  9mb.  jur  9(.  ©.  o.  |.  «30. 

3)  Äescript  \>.  12.  ftoabr.  1819,  betr.  bie  ttufferrfauna  bei  Seftrnnentf  für  mebrere 
ßjrben  aemrttifdjaftifdj. 

Die  <8orfd>rtft  be*  3t.  ß.  SR.  £b.  I.  Sit.  12.  §.  230. 

ba§  Sitten^  we!d)en  in  einem  Xcflamente  ober  GobiciOe  ein  (Srbrecbt  ober  93er* 
mdcbtni§  betgelegt  ift,  ber  9tid)ter  t>on  Slmtßwegen  auf  Sofien  beß  5ftad)laf* 
feö  baoon  Sftacbricbt  geben  fofl. 

iö  niebt  fo  Mi  beuten,  baf  ieber  §rbe,  felbtf  gege"  feinen  SBiflen/  eine  öluSfetti- 

gung  be$  Xcftamenttf  annebmen  möffe. 

Dem  Äbnigt.  D.&  ©er.  *u  Sranffurt  wirb  baber  auf  bie  urfcbrtfflieb  beifom* 
menbe  2$orfle0ung  ber  9t.  9tfd)en  (Srben  *u  9t.  oom  4.  b.  an.  ju  erfennen  gegeben,  rag, 
tDrnn  bie  bei  ber  publication  betf  Xeftament0  gegenwärtigen  (Srben  erfldrt  baben, 
fdmmtlich  nur  eine  Öußfertigung  be0  Xeftamentö  ni  üerlanacn,  ibnen  audi  nur 
tiefe  eine  Ausfertigung  bätte  jugefteflt  werben  foUen.  ©obalb  biefemnad)  bie 
nicht  erbetene  Mußfertigungenr  bee  Xeftamentö  jurütfgereidjt  Werben,  bat  baff 
GoQegtum  bie  9Weber|d)iagumj  ber  bafür  angefe&ten  Äoflen  *u  »eranlaffen. 

».  Ä.3f.  Ö.  14.  (2.172., 

§.  231.  Abwesenden  ist  diese  Nachricht  über  die  Post,  und  ihrem 
Aufenthalte  nach  Unbekannten,  durch  einmalige  Kundmachung  in  den 
Zeitungen  der  Provinz  zu  eröffnen. 

§.  232.  Steht  der  Interessent,  welchem  die  Bekanntmachung  gesche- 
hen soll,  unter  Vormundschaft;  so  muss  dieselbe  an  das  voimundschaft- 
liche  Gericht  ergehen. 

§.  233.  Statt  der  nach  §.  230.  231.  232.  durch  den  Richter  von  Amts- 
wegen  zu  bewirkenden  Bekanntmachung  steht  demselben  auch  frei, 
den  Abwesenden  oder  ihrem  Aufenthalte  nach  unbekannten  Interessen- 
ten einen  Bevollmächtigten  von  Amtswegen  zuzugeben,  welcher  die  er- 
forderlichen nähern  Nachrichten  einziehe,  und  die  Bekanntmachung 
besorge. 
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§.  234.  Dieser  Bevollmächtigte  muss  binnen  Sechs  Wochen  näch  er- 
haltenem Auftrage  dem  Richter  anzeigen:  wie  er  diesen  Auftrag  be- 
folgt habe. 

§.  235.  Dem  Richter  steht  frei,  die  Bekanntmachung  auch  dem  ein- 
gesetzten Erbeii  zu  überlassen. 

§.  236.  Er  muss  aber  alsdann  von  Amtwegen  darauf  sehen,  dass  der 
Erbe  zu  den  Acten  nachweise:  dass  und  wie  er  dem  übernommenen 
Auftrage  Genüge  geleistet  habe. 

§.  237.  In  allen  Fällen,  wo  der  Richter,  bei  welchem  das  Testament 
niedergelegt  und  publicirt  worden,  nicht  der  ordentliche  Richter  des 
Erblassers  ist,  muss  ersterer  dem  letztern  das  Original  nebst  dem  Pu- 
blicationsprotokolle ,  mit  Zurückbehaltung  beglaubter  Abschriften  da-  ' 
von,  sogleich  nach  der  Publication,  von  Amtswegen  einsenden. 

4)  Rescrlpt  t>.  I3.«pv«  1821,  öetr.  bie  Uiriftrtfguiig  be$  XefUmentf,  wenn  ber 
yublicu-enbe  ftüftretr  ntdjt  ber  orbcntüc&e  SKidjtei*  ifl. 

Dem  ß&nigl.  ßanb*  unb  ©tabfgeriebte  wirb  auf  beffen  (Eingabe  t>om  ?.  o.  9tt. 
|Ut  SRefotution  ertbetlet:  ba§  bie  ton  bem  O.  ß.  ©er.  bafelbft  angenommene  Sfteu 
nung,  ba§  ber,  baß  Xetfament  publicirenbe  Siebter,  wenn  er  nidjt  ber  orbentlidje 
tft,  unb  bnper  bem  Unteren  baß  Original  <£eftament  nad)  ndberer  53orfd)rift  beß 
§.2.37.  Xit.  12.  ^p.l.  beß  21.  ß.  9*.  öberfenten  mu§,  ftd>  mit  grtb  eilung  ber  Stuß« 
feriigungm,  aud)  felbft  auf  ©erlangen  ber  ^nterefientm  gar  nid)t  ju  befaffen/ 
fonbern  bieß  bem  orbentlidien  SRifcbter  *u  uberlaffen  babe/  auf  rid)tigcr Sfnterpre* 
tatton  ber  ©efefre  beruftet  unb  &u  befolgen  (go  wirb  aud)  überall  »erfabren, 
unb  bie  oom  Ä&nigl.  ßanb*  unb  ©tabtgeridtfe  bagegen  angeführten  Bweifel  wer* 
ben  burd)  bie  Verfügung  beßO.ß.  ©er.  oom  I5.£>ejember  0.3.  befeitiget. 

t).  £.3.  35. 17.  @.  12. 

2)  Re§cript  \>.  25.  smguf*  1823,  tetr.  bie  <£im-etdjung  be$  Original  <9innaöme*Trotoi 
foflS  mit  bem  Xeßamente  an  ben  or&entiidien  Siebter. 

9luf  bie  Anfrage  beß  Ä&nigl.  ßanb*  unb  ©tabrgertd)tß  00m  8.  b.2Ä.  wirb  bem* 
felben  eröffnet/  bafj  bie  Meinung  beß  O.  ß.  ©er./  nad)  roeldjem 

*  bie  Original rSrnnabme  Söerbanblungen  über  lefcfwiflige  SBerorbnungen  mit 
bem  Original  s£etlamente  unb  bem  <publicationß*<j)rotocofle  bem  orbentlid)en 
Sfticbtcr  eingefenbet  werben  muffen/ 

bie  richtige  unb  »on  bem  £&nigl.  ßanb*  unb  etabfgeriebt  $u  befolgen  ift. 

».  ß.  3.     22.  <3.  85. 

3)  Rescrlpt  v.  2S.Octbr.  1833,  tetr.  bie  «ufftewabrung  unb  auSfertigung  ber  »ott 
ttuftanbern  im  Snlanbe  crrtditetcn  Xeftamente. 

Dem  ßfcnigl.  O.  ß.  ©er.  wirb  auf  bte  im  93erid>te  00m  5.  b.  2ft.  gemachte  Mit* 
frage  in  ber  sftadjlofiflngflegenbeit  beß  ©rojjberjoglid)  Xpefüfdjen  wirflidjen  ©eo. 
SRatb*  unb  auflerorbentiidien  ©efanbten,  greiberrn  ».  jtim  SBefduibe  ertbeilt, 
bafj  bie  93orfd>rift  b<ß  ».  ß.  St.  £b.  1.  tit  12.  §.  2i7./  wonad)  Xetfamenfc/  welche 
nid)t  bei  bem  perftalicnen  Stidner  beß  Xeftatorß  beponirt  ffnb,  nad)  erfolgter 
$ubUcattou  bem  gedachten  9Rid)ter  §ur  fernem  Aufbewahrung  unb  Slußfmigung 
jugefanbt  werben  muffen/  feine  Stnwenbung  auf  ben  gaü  ffnbet,  wenn  ber  or* 
beitt!id)e  ©ericbtßftaub  beß  Xcftatorß  im  2lußlanbe  ftch  beftnber.  3"  biefem  $aüe 
mu§  baß  Xeflament/  wenn  ber  ^rembe,  ber  eß  in  bieffgen  ßanben  errietet/  Ui* 
nen  cjimirten  ©eri(btsdanb  gebabt  bot/  bei  bem  Siebter/  bei  welchem  eß  nie* 
berqeleqt  tfl,  verbleiben.  &at  berfclbe  aber,  mit  SHötfficbt  auf  bie  93orf*rift  ber 
91.  ©.  O.  £b- 1.  Xit.  2.  §.26./  ju  ben  (Srjmirten  gebbrt/  fo  mup  baß  Xeframent/ 
wenn  eß  bei  einem  Untcrgericbtc  niebergelegt  worben  \§,  unter  3uri'(Cfbebaltung- 
einer  beglaubten  9lbfd)rift"  beß  Xetfamentß/  fo  wie  beß  9Innabme^  unb  ^ubltfa* 
tionß- 5)rotofcHß/  an  baß  Obergericbt  beß  Departementß  gefanbt  werben.  Diefeß 
bat,  wegen  beffen  auöferttgung  unb  Slufbewabrung  bie  erforberlid)en  ©erfüflun* 
gen  ju  treffen. 

^iernad)  mu§  baß  Xetfainent  beß  ©ro^berjoglid)  ^efftfeften  ©efanbten,  ^reU 
berrn  ».      bei  bem  ß&uißl.  O.  ß.  ©er.  außgefecitgt  unb  ferner  aufbewabrt  werben. 

».  Ä.  3-  83-  ^2.  ©.  286. 
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§.  238.  Dieser  ordentliche  Richter  muss  alsdann,  wegen  der  weitern 
Bekanntmachung  an  die  Interessenten,  das  Erforderliche  nach  Vor- 
schrift §.  230-236.  besorgen. 
Anh.  §.40.   Unier  dem  Ausdrucke:  der.  ordentliche  Richter  ist 
der  persönliche  Gerichtsstand  des  Erblassers  während  seiner 
Lebenszeil  zu  verstehen.    Das  Original  des  bei  der  Behörde 
einer  Mililairperson  deponirlen  Testaments,  kann  daiier  von 
den  Cwilge  richten  nicht  verlangt  werden. 
Rescript  ».  I8.3ani  1798.  t>.  <k.  V.  @.  135,  aufeen.  fit  «.  40.  US  3in&. . 
§.  239.  Von  allen  Testamenten,  worin  einer  Kirche  oder  andern  mil- 
den Stiftung  eine  Erbschaft  oder  ein  Vermächtniss  angewiesen  wird, 
müssen  die  solches  publicirenden  Untergerichte  dem  Landes- Justiz- 
Collegio  der  Provinz  eine  Abschrift  einreichen. 

l)  Rescript  26.  ttuaufl  1833  ne&fl  93eridjt,  bag  e*  ber  (Jinretrtung  ton  Xetfa* 
menten,  weköe  ßeaare  für  mitte  €tiftun«en  entarten,  ben  Unterätvtajten  an  batf  £anbe*< 
3Mßijfoafgium  ntdit  meljv  btbart. 

9lad>  ber  S3orfd)rift  beß  3.  ß.SR.  Xb.  I.  Sit.  12.  §.239.  würben  btöber  bie  bei 
bett  Untcrgericbten  unfer*  Departements  pubiieirten  Xetfamente,  weld)e  (Srbfcbaf* 
ten  unb  Scrmdcbtnifie  für  Äircben  unb  anbere  milbe  @tiftunaen  enthalten,  in 
2lbfcbrift  unß  einaefanbt;  biefe  in  foleben/  eben  fo  in  bier  publicirfen  Xfßamen* 
ten  entbaltenen  ßegate  würben  fobann  bon  unß  ber  »orgefe&ten  S^eborbe  ber  be- 
trrffenben  Stnftalt  befannt  gemacht/  unb  eß  erfolgte  bei  ßegaten  für  tfireben  unb 
Pfarreien  unb  anbere  geifUicbe  Stiftungen  bie  ÜTiittbeiluna  an  bie  bifd)offtcbei8e« 
Ij&rbc/  refp.  an  baß  Gonfttiorium/  bei  ßegaten  für  Slrmcnfliftungen  an  bie  9tcgie« 
runa;  wir  überliefen  eß  biefen  ^eborbeit/  in  ben  crforbcrlicben  gälten  bie  ft&nigt. 
®enebmigung  ni  egtrablreii/  festen  nur  jur  etwanigen  "iöabrnebmung  beß  tan« 
bc?berr  lieben  ^ntercffeß  jeberjeit  bie  Regierung  t>on  einem  folgen  ber  ®ctiebmt* 
(jung  bebarfenben  Legate  in  Äcnntnijj. 

Durch  baß  ©efefc  vom  13.  >üeai  1833/  betreffenb  bie  (gebenfungen  unb  le&t* 
rciQtgen  3uwenbungen  an  Slnftalten  unb  (i5efeüf*aften/  ifl  nun  ein  3weifel  übet 
bie  fernere  2uiroenbbarfett  biefeß  Söerfabrcnß  enttfanben.  Die  Sftebrjabl  beß  £oU 
lecjii  ifl  nämlid)  ber  21nfid)t/  ba§  eß  nad)  biefem  («efe&e  ber  ginfenbung  ber  Xe* 
ßamente/  Wcldje  ßegate  an  milbe  Stiftungen  enthalten /  (Seitens  ber  Untcrge* 
richte  an  tag  £>•  ß.  ÖJer.  ferner  nicht  bebürfe/  biclmebr  jeberjeit  ber  peri&nlicbe 
Siebter  brß  (SrblajTerß  ben  SQcrwaltcrh  ober  unmittelbaren  23orßebt*rn  foldjer 
Stiftungen/  ndmlid)  bei  ßegaten  für  ßtrd)en/  Slrme  unb  «Pfarreien  bi-n  £ird>ett/ 
ref».  2lrmen=5öorfidnben  unb  Pfarrern,  Derartige  «ÖermdcbtnijTe  befannt  machen 
muffe,  unb  biefen  Söerwaltim  baß  Weitere  wegen  2ttittbeilung  au  ibre  SBorge* 
festen  lebtglid)  ju  überlaffen  fei. 

Diefe  StnfTcbt/  nacb  welcber  baß  bißberige  53erfabrcn  wegen  S3e?anntmacbuug 
foleber  ßegate  bureb  baß  neuere  (Scfcfc  aufgeboben/  avünbet  ftcb  barin,  baß  im 
Eingänge  fceß  ®efc&cß  bie  Slufbebuna  alier/  biefen  ©cgenrtanb  betrejfenben  iOor^ 
frfiriften  (mitbin  ber  «öeflimmung  beö  91.  ß.Sft.  Xb.  I.  Xit.  12.  §.239.)  auöge» 
fproeben/  fobann  im  §.  l.  ben  23or#cbern,  unb  wie  eö  beißt  im  §.  10.  ben  23er* 
»altern/  e*  nur  ^Pütcbt  gemad)t  ift,  bie  (efytwiQtgen  3uwenbungen  tbren  borgefc^* 
ten  S3eb&r&en  flnjujetgen.  Dagegen  ftnb  einige  SDWrglicber  beö  ^ollegii  berSWei* 
nung,  c*  b«i>«  bureb  baö  mcbi'erwdbnte  ©efe$  unfer  bi^berigeß  iöerfabren  wegen 
ber  Art  ber  35efanntmacbung  folcher  23ermdduniffe  feine  9Ienbcrung  erlitten/  biel* 
mebr  entbalte  baffelbe  jundcbtl  ^eftimmungen  für  bie  ^düc/  in  weld)en  eä  bei 
derartigen  (Scfcenfungen  unb  Unwilligen  3«wcnbungcn  ber  lanbeöberrlicben  ©e* 
nefcmigung  bebarf/  unb  wegen  beß  alebann  eintretenben  93erfabrenß. 

(5w.  ercettenj  bürfen  wir  bei  biefer  S3irfd)iebenbeit  ber  2iitftd)ten  um  ndberc 
Sefcbeibung  geborfamft  bitten.       Söiüntfer,  ben  7.3tug.  1833. 

Dem  ß&nfgl.  O.  ß.  ®cr.  wirb  auf  bie  Anfrage  im  Verlebte  »om  7.  b.  «m.  frier* 
mit  ertönet/  ba§  eß  in  golge  beßC^ffe^eö  ».  13. 5fial  b.  5-  ber  im  §.  239.  Xtt  12. 
Xb  l.  beß  9t.  ^.  91.  angeorbneten  ©infenbung  foleber  Xefiamente/  welcbe  ßegate  für 
milbe  Stiftungen  entbaltem  an  baß  £6nig(.  O.ß.  (Ser.  ferner  nid)t  bebarf. 

«erlitt/  ben  26.  Stug.  1833.  S5.  42.  ©.84. 
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2)  oeral.  ©efe$  t>.  13.  gjiaf  1833  ju  II.  11.  f.  197  tqq. 

§.  240.  Mililairische  Tcslamente  müssen  diejenigen,  denen  sie  anver- 
traut worden,  oder  denen  sie  nach  dem  Tode  des  Erblassers  in  die 
Hände  kommen,  den  Kriegsberichten  sofort  abliefern,  welche  sie,  mit 
den  bei  dieser  Gelegenheit  ihnen  ehva  bekannt  gewordenen  Nachrich- 
ten über  den  Hergang  bei  Errichtung  des  Testaments  den  Civilgerich- 
ten  zur  Publication  und  weitern  Verfügung  zusenden. 

Anh.  §.  41.  Mililairische  Testamente  müssen  diejenigen ,  denen 
sie  anvertraut  worden,  oder  denen  sie  nach  dem  Tode  des 
Erblassers  in  die  Hände  kommen ,  den  Kriegsgerichten  so- 
fort abliefern.  Die  Kriegsgerichte  müssen  dergleichen  schrift- 
liche militairische  Testamente  selbst  publiciren,  und  so  weit 
es  den  bei  ihnen  befindlichen  militärischen  Nachlass  des 
Testators  betrifft,  sogleich  voltstrecken,  alsdann  aber  die  Ab- 
schrift des  Testaments  den  Civilgerichien,  zur  weitem  Be- 
sorgung in  Ansehung  des  übrigen  Nachlasses,  in  beglaub ter 
Form  zusenden. 

Fublicandum  u.  n.gntiirs  1797,  f.  jutn  yubl.  latent. 

§.  241.  Andere  privilegirle  Testamente,  ingleichen  aussergerichtliche 
Dispositionen,  müssen  von  dem,  in  dessen  Händen  sie  sind,  sogleich 
nach  dem  Ableben  des  Testators,  den  ordentlichen  Gerichten  desselben 
zur  Publication  eingeliefert  werden. 

VII.  Wirkungen  gehttrig  errichteter  und  puMicirter  Testamente  und  Codicille. 

§.  242.  Aus  einem  gültigen  Testamente  erwirbt  der  eingesetzte  Erbe 
das  Recht,  nach  Publication  desselben  die  Erbschaft  anzutreten,  und 
in  Besitz  zu  nehmen.  (Tit.  9.  §  367.  sqq.) 

A.    In  Annehung  der  Erbeseinsettung.    Besitt  der  ErWhaft. 

§.243.  Wer  auf  den  Grund  eines  Erbrechts,  es  sei  aus  einem  Testa- 
mente, oder  vermöge  der  gesetzlichen  Eibfolge,  zum  Besitze  einer  Erb- 
schaft redlicher  Weise  gelangt  ist,  der  rauss  dabei  so  lange  geschützt 
werden,  bis  die  Unrichtigkeit  seines  Besitztitels,  und  das  bessere  Recht 
des  Erbschaflsprätendenten  ausgemittelt  sind. 

1)  Rescrlpt  ».18.?ipril  1797,  tetr.  fctc  fcericötiijung  t>e*  WtyiMS  auf  ©runö  tu 
ntt  Xcfhuncntf. 

2Rit  eurem  SBericMe  com  8.  flpril  b.  fcaben  Söir  bie  Stnfraäe  beö  ©rabt- 
gericfctä  *u  Danug  tt)e<ien  ^ericbtigtHra.  beß  tituli  possessionis  auf  ben  (brutto 
cine^  £eflameitts  erbalten.  iüenn  man  errodgt,  ba§  bie  £>.  O-  «ict)t  ber  Ort 
ifl,  reo  bie  5*fbre  »on  Der  (£rbeö=  (Sinfefeung  uni)  ben  Unterfiteibungen  m>i!'d)en 
einem  (Srben  unb  ßegatario  ju  erörtern  war,  ujelmebr  biefelbe  babet  Mc  Xbeorie 
be*  romtf*eU/  fo  rote  nunmehr  bie  beö  2J.  ß.  SR.  oorauöfefct;  bemndcbft  aber/  bag 
ber  ganje  ©eift  ber  £>.  babin  gebe  /  bem  ^Kictitrr  bie  Prüfung  ber  duftern 
ftorm  unb  bie  (Srforberniffe  einer  lefctroiüigen  Siäpofition,  bie  roirflid)  fn  feinen 
9)läd)Un  (lebt/  nid>t  aber  eine  ex  officio  antuftcüenbe  ^nquifttion  in  bie  Mate- 
rialien jur  «Dtfrdrt  ju  mad>en}  f'o  »erben  fid)  bie  aufgeworfenen  3roetfel/  unb 
jroar  mebrentbeil0  fo;  roie  eö  oon  (Sud)'  oorgefebtagen  roorben/  erlebigen.  •  g0 
bat  nlfo  ad  1.  fein  ^ebenfen/  baß 

1)  roenn  temanb  in  einem  ter  ftorm  nad)  gültigen  £eftamente  enfroeber  {um 
alleinigen  (Erben  /  ober  jroar  nur  mm  (Erben  in  certa  quota  eingelegt,  tbm 
jebod)  auf  fein  Sibtbeil  batf  Immobile  ausbrüeflid)  angeroiefen  worben,  bie 
Jöericbttgung  beß  tituli  possessionis  für  u)n  bloß  auf  ben  (Srunb  be$  Xefta« 
mentS  erfolgen  fann  /  bagegen  aber 

2)  roenn  er  jroar  (Erbe  genannt ,  ibw  aber  b!o§  bas  Immobile  befdjieben  ifl/  er 
nur  pro  legatario  m  oc^ten/  unb  ttlfo  nttct)  §.  66.  ber  £.  D.  ju  »crfa&ren. 
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Ad  2.  leibet  e*  »iebernm  feinett  3roeifet/  ba§  »mit  ber  (SrbfaflTer  bie  «Derfon 
Irin  es  (Erben  Im  Xeftamente  bergeflalt  benannt/  ba§  Die  Intention,  bemfelben 
feinen  Sftad)fa§/  mit  3ltidfd>(f f f urtg  ber  übrigen  etwa  Porbanbenen  ^nteftaterben/ 
juroenben  ju  wollen,  flar  ift,  für  tiefen  benannten  (grben  bie  (Eintragung  be* 
tituli  possessionis  auf  ben  (grunb  be*  ber  gorm  nad)  richtigen  Xeftanunt*  ge* 
fd)eben  mu§,  obne  ftd)  baran  ju  febren:  ob  ton  .anbern  übergangenen  Ocotb* 
erben  etwa*  conftirt  ober  nicht/  ba  nach  58orfd)rift  be*  9t.  ß.  SR.  £M.  Sit.  12. 
$■244.  ben  in  einem  fbrmlidicn  gerichtlichen  Xeftamente  eingefe&ten  (grben  ber 
SSeftb  ber  (Srbfchaft  einaeräumt  werben  fofl/  wenn  aud)  fein  (Erbrecht  nod)  be* 
flritten  wirb/  unb  e*  übrigen*  bie  ©acbe  ber  übergangenen  Stotberben  ift/  ftd* 
btd  jum  2lu*trag  ber  Sache  burd)  bie  loco  allegato  §.  246  unb  247.  porgefcbrie« 
benen  dJiittd,  unb  in  2lnfebung  be*  Immobilie  burd)  3>rotcftation*-(Eintragurt* 
gen  §u  profpijiren;  wobei  e*  aDenfaU*  ad  judicium  judicis  nobile  geredinet 
»erben  fantt/  fold)en  übergangenen  91otberben/  beren  (Srjftcnj  ibm  nicht  blo§ex 
prirata  scientia,  fonbern  aliunde  ex  actis  befannt  ifl/  ton  ber  gefdje&enen  ein« 
tragung  be*  tituli  possessionis  ex  officio  9cacbrid)t  ju  geben. 

Ad  3.  oerjiebt  e*  ftd)  von  felbft/  ba§,  wenn  bie  «Perfon  be*  (Srben  im  Xefta* 
mettte  nid)t  genannt  ift,  bie  blofie  $)robuction  be*  Xeftament*  jur  Eintragung 
be*  tituli  auf  ein  beftimmte*  ^nbioibuum  nid)t  hinreicht/  fonbern  bicfe*  ftcb  noch 
erft  bei  bem  Siebter  ber  (Srbfcbaft  auf  bie  in  anbern  ©efefcen  porqefcbriebene 
2rt  legitimiren/  unb  wenn  e*  bie*  getban,  mit  bem  Xeftamente  |ugleid)  ein  ge- 
richtliche* Sittel  super  facta  le»itimatione  bei  bem  .ftopotbefenbuche  probuciren 
mu§.  ©tengcl*  Söeitr.  SB.  5.  ©.  101. 

2)  Rescript  t>.  8.  3anuav  unb  26.  ffebr.  1936,  ttebft  «Eerirfit  betf  £amniergevidjt#,  baß 
lotterten,  bereit  tyftiebttbeil  auf  eine  geiüifi*e  <2?umme  fefrge(c$t  ifl,  ali  SJlitefgenttjümev  bes" 
flatbfaiTes"  ni<bt  angefeljen  nmben  unb  ber  Q3<rtdjtitjun3  &e$  ^eü^titdS  betf  ftadjtaßgvunbfHid* 
auf  bie  übrigen  im  2e|ramente  eingefettet!  Arbeit  ntd^t  luibei-fpiecfeen  tonnen. 

Dem  ß&nigl.  Äammergeridjt  wirb  beiqcbinb  bie  oon  ter  Sßirtwe  93.  unb  bem 
ed)R>erbifegermeirter  21.  £.  S8.  in  ber  9cad)lafjfacbe  be*  ecbwerbtfegermeiftcr* 
3.  21.  »ffi.  J».  angebrachte  Sßefcbwerbe  üoin  2,9.  p.  2ft.  nebft  ben  Anlagen  mit 
bem  ®rbrrnen  itrfcbrifrlich  jugrfertigt/  baf?  ber  Verfügung  be*  Gfotlegium*  Pom 

17.  t>.  2ft  bie  Söorfcbrift  be*  §.  164.  be*  SInbang*  »um  21.  ß.  SR.  (ju  §.574.  Xit. 

18.  X&.H.)  entgegenftebt.  3n(bem  lefctern  ift  ber  ©runbfafc  aufgehellt: 

/,ba§/  wenn  ber  ^id)ttbeii  auf  eine  gewiffe  (Summe  feftaefe^t  wor* 
ben/  es  ber  Eintragung  be*  2ftiteigentbum*  be*  auf  ben  ^rltdjtrbctl  be« 
fcbrdnften  9^otberben  im  ^jppolbelenbucbe  nid)t  bebüvfe.^ 
Diefer  ^all  liegt  bier  oor. 

Sin  ^)ro$eg  *wtfd)en  ben  ^ffid)trbeil*'@rben  unb  ben  übrigen  Gr  ben  f&nnte 
nad)  ßage  ber  ©aene  nur  entfieben/  wenn  bie  atttfgrfeftte  ^umme  geringer  fein 
fettte,  al*  ber  gefe^licbe  «Dflicbttbeil  betragen  würbe,  unb  e*  fbnnte  ber  Älaqe* 
antrag  immer  nur  auf  bie  (Srgdnjung  be*  5PjIid)ttbeii*/  alfo  auf  0lad)jabiung 
einer  gewtffen  ©umme,  gertebtet  werben. 

Seber  auf  eine  gewiffe  (Summe  angewfefene  grbe  ift  aber  nur  ©Iäubiger 
ber  übrigen  ßrben,  niemal*  gftiteigentbümer  irgenb  eine*  Nachlaß » Obiect*. 
3lua)  2ttebraitfprticne  be*  «Pflicbttbeil*^rben  fbnnen  benStidjter  nid)t  perbinbern, 
hm  in  einem  f&rmlicbert  geric^tlicben  Xeftament  unbefd>r4nft  eingefe^ten  ßrben 
ben  01ad)la§  \u  übergeben  (§.  244.  Xit.  12.  Xb-  L  1.  ß  9c.)  unb  ben  sttcjiptttel 
btr  Ücacbla^grunbftücfe  auf  feinen  (ftamen  ju  übertragen  (Scefcriot  Pom  18.  2lprü 
1797.  31nb.  |ur  Snftrnction  für  bie  (^erid)te  im  £>«rjogtbum  ©aebfen,  wegen  Be- 
arbeitung be*  ^npotbefenwefen*  §.  29.) 

Dem  5)ftid)ttbeil*- ©rben  fann  nur  überlaffen  werben/  ftd)  bi*  num  2tu*frage 
btr  £ad)e  burd)  bie  §§.2^6.  247.  Xit.  12.  Xb- 1.  2t.  ß.^K.  porgefebriebenen  2Mt* 
td,  unb  in  2lnfebung  ber  Immobilien  burd)  ^Jroteftation*  *  Eintragung  nad) 
£&be  Der  in  21nfprud)  genommenen  (£elbfummc  porjufeben.  Der  Diicbter  aber 
bat  rein  Stecht/  jur  ©tcberfteUung  eine*  foldjen  «Pfttcbttbetl*»  erben  (Sintragun* 
fltn  bon  21mt*wegen  Porpncbmen. 

Da*  Äbnigl.  ÄammergeridU  bat  nad)  biefen  ©runbia*£en  ba*  bi'ffae  ©tabt* 
gerieft  anjuweifen  unb  ben  53ittfteller  )u  befebeiben  ober  über  bie  ©egengrünbe 
itt  berichten.    Söerlin,  ben  8.  Januar  1836. 

ew.egceffenü  (jaben  in  bem  boben  Scefcrtpfe  t>om  8.  b.  2tt  /  auf  bie  «Mcbwerbe 
•«  beib<n  S3.fchen  Xeftament^Srben,  un*  angewiefen :  .ba*  ©tabtgerirtt  biefelbf! 
W  (Eintragung  be*  »ejtfctitei*  be*  erbbaufe*  für  bie  SBittwe  ju  veranlaffen/  unb 
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babel  DI*  ©rüfrbe  Porau*gefcblcft,  au*  weleben  ftch  bie  Un&attbatfett  bic  bi*&e* 
rigen  Steigerung  be*  ©tabtgericbt*  unb  unferer  Verfügung/  welche  bie  2Üeiej«* 
rung  gebilligt,  ergäben,  un*  jebocb  freigeftettt,  übet  bie  etwanfgen  ©egcngrünbe 
|u  berichten,  SBon  biefer  (SrlaubnijJ  (eben  wir  un*  »eranlagt  (^brauet)  gu 
machen, 

Da*  tobe  Sftefcript  gebet  bapon  au*,  ba§  jeber  auf  eine  gewiffe  @umme  ein« 
gewiefene  grbe  nur  a(d  ©Idubiger  Der  übrigen  (Sroen,  aber  nid)t  al*  SWit« 
eigentbümer  anjufeben  fei.  Die*  fd)eint  ftd)  auf  bie  SJorfcbrift  be*  §.  263.  £it. 
12.  £b.  I.  be*  91.  ß.  9t.  ju  begeben/  allein  birfe  Söeftimmung  —  wenn  man  fte 
im  3uf  ammenbange  mit  ber  SHeibe  ber  *paragrapbcn,  unter  weleben  fte  ftd)  be* 
ftnbet,  unb  im  Vergleiche  mit  ben  Regeln  com  <Ptfid)ttbeit  §.3yt.  £it.  2.  Xb.H- 
9t.  2.  SR.  betrachtet  —  bürfte  niebt  auf  «ftotb*  erben/  bie  auf  ben  «Ptficbtt&eü 
in  eine  ©elbfumme  gefefct  ftnb,  9lnroenbung  ftnben.  ©te  bleiben  nad)  §.392. 
a.a.O.  immer  Üfliterben,  beren  9lntbeil  vom  ßrblafler  mit  >ßebingttngen  unb 
(Sinfctoränfungcn  nid)t  beladet  werben  barf,  §  298.  ib.  —  ein  foldjer  <pflicf)t« 
tbeitöerbe  bat  baber  für  feinen  2^eü  gleiche  SKecbte  mit  feinen  ÜJÜterbcn  xudt- 
ftd)tlicb  be*  23cfT^e«  be*  9caebia|Te*,  fo  lange  ber  nod)  ßrettige  betrag  be* 
*Pflicbttbeil*  nod)  niebt  feftgeftellt  unb  angeroiefen  ift.  3«n  *»orliegenben  Salle 
Wirb  aber  ttoeb  über  ben  betrag  b?*  *pflid)ttbeil*  getiritten/  ben  bie  Snfel  für 
bebeutenber  halten  /  al*  er  im  Xeftamente  angegeben  ift.  (Sie  ftnb  baber  immer 
nod)  al*  2ftiteigentbümer  einer  noeb  ungeteilten  ßrbfebaft  anjufeben  unb  al* 
folebe  nad)  §.  10.115.  Xit.  17.  £b- i-  91.  2-  9t.  befugt,  ibren  SWiterben  außfct>lie§* 
liebe  SBeftimmungen  über  (Srbfd>aft*gegenftdnbe,  namentlicb  über  (ijrunbftücfe, 
bereit  £5eft$  ober  89enu&ung,  §u  unterfagen. 

Dergleidjen  Dtepofttion  würbe  aber  ben  SHiterben  bureb  unbefcbrdnfte  Sin* 
tragung  ibre*  S3e(T^titeIß/  jener  93orfd)rift  jurotber,  geftattet  »erben.  Die 
$)t3icbttbeil*bered)tigten  ftnb  im  Porliegenben  gufle  bie  Sittel  bei  ©rblafter*,  tve(» 
eben  febon  nad)  bem  rbmifeben  SRedue  bie  le^Uima  al*  ein  Srbtbeil/  al* 

portio  portionis  ab  intestato,  gebübrt/  Nov.  115.  Cap.  3.  4.  5. 

Sancimns  igitur  non  licere  penitus  patri  vel  matri,  avo  Tel  aviae  etc. 
säum  ülium  vel  filiam  vel  caeteros  liberos  praeterire  aut  exheraedes  in 
suo  testamento  facere,  neesi.  per  quamlibet  donatipnem  etc.  eis  dederit 
legibus  debitam  portionem  cic. 

unb  baben,  gieid)  ben  übrigen  ^nteftat«  ober  £cftament**(5rbert,  ein  Spitt* 
eigentbum  an  ber  nod)  ungeteilten  (Srbfcbaft;  (Te  braueben  ftcb  bemnad) 

bie  9lu*antwortung  be*  9tad)lflffe*  an  bie  einaefepten  Unioerfalerben  §u  be« 
ren  unbebingter  Dtepofttion,  —  welcbe*  aus  ber  (Eintragung  be*  ^rft&titel* 
für  le&tere  folgen  würbe,  —  fo  lange  fte  baß  Seftament  nod)  nid)t  unbe* 
bingt  anerfannt  boben,  niebt  gefallen  ju  I äffen. 

Die  *  bagegen  auö  bem  §.  164.  beö  9inbangö  jum  21.  2.  SR.  bergenommenen 
©rünbe  febeinen  auf  ben  vorliegenden  5aH  nid)t  anroenbbar.    Diefer  $aragrapb 
fpridjt,  —  wie  beffen  ibinreetfung  auf  ben  §.  574.*«qq.  M  91.  ß.  9t.  £b.  II.  Tit. 
18.  ergiebt,  —  lebiglicb  oon  ber  91rt  ber  91u ö  mittelung  be*  betrag«  beö 
*PfIid)ttbeil0  in  bem  gafle,  wenn  ber  <pjltd)ttb*il  mit  ober  obne  Sßefiimmung 
einer  gewipen  ©umrne  oerfebrieben  ift;  im  er  fte  ren,  bier  oorüegenben,  galle 
foU  b^er  S^erecbnung  nur  bie  Tage  be*  Qirunbftütf*  jum  Oirunbe  gelegt  werben, 
—  unb  in  biefem  iöege  bat  ba$  ©tabtgeridjt  aud)  bie  ©acbe,  §ur  tgefettigung 
ber  2)ifferen$  unter  ben  ßrben,  eingeleitet,  —  im  lefctern  gaDe  fofl  ber  betrag 
bureb  ©ubbaftation  ermittelt  werben.    £>aö  SS)l iteiaen  tb um  ber  <Pftid»t« 
tbeil*  <  iöeredjtigten  an  ber  gefammten  erbfebaft  wirb  ibnen  burd)  ba0  (Sefe^ 
aber  bi*  jur  erfolgten  91u*einauberfebung  feineöwegeö  abgefproeben. 
2lu<b  au*  ber  Sorfcbrift  be*  91.  ß.  9t.  2b.  I.  Sit.  12.  §.242. 
91u*  einem  gültigen  £tftamente  erwirbt  ber  eingefe^te  (grbe  ba*  SRecbt, 
nad)  <pubIication  beffelben  bie  (Srbfcbaff  anjuttttett  unb   in  Söefifc  ju, 
n  e  pm  en, 

fann  bie  flöittwe,  welcbe  jur  Unioerfalerbin  eingefe^t  ift,  ein  Stecbt  jur  dlntta* 
gung  be*  £5eft$titel*,  obne  ^Sorbebalt  ber  9ted)te  ber  $ftid)ttbeil*>  @rben,  niebt 
jjrdtenbiren.  Da*  Seftament  ift  in  Söejiebung  auf  bie  (enteren  nid)t  eber 
für  gültig  anjunebmen,  al*  bi*  ber  Ototberbe  im  «pfttehttbeil  bie  SBebingun» 
gen  beffelben  anerfannt  bat  ©in  folebe*  21ner?enntni§  ift  aber,  nad)  bem  eige* 
nen  tgingeftdnbnifie  ber  Söefcbwerbefübrer,  nod)  niebt  erfolgt,  unb  bie  *ered)tl* 
gung  ber  Unioerfalerbin  jur  fceft&nabme  ber  erbfeboft,  bermittelft  öericbtignng 
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De*  titali  possessionis  für  fir,  Dabcr  nod)  nicfjt  eingetreten;  bie  $ffi^ttf>eü^6^ 
ben  f&nnm  taber  Dagegen  proteftircn. 

Das  bo&e  Stefcript  Pom  8.  D.  ÜK.  will  ibnen  jur  »Sicherung  i&re*  Crbtbeila 
jroar  Die  Scadjfucbung  Der  Eintragung  einer  ^)rotefiation  (nach  §.  246.  unb  247. 
Sit.  12.  2b.  I.  21.  ß.  9c.)  «eftattenj  allein  abgefeben  bapon,  Dafj  bie  erbprdten* 
benten  nach  §.242.  a.a.O.  bierauf  nur  in  bem  galle  rebucirt  werben,  wenn 
ibnen  ibr  erbrecht  —  roie  bier  nicht  vorliegt  —  be dritten  wirb/  fo  würben 
jte  felbft  tiefe  ©icher&citfiinaafjregel  nad)  §.  247.  a.  a.  £).  nur  ergreifen  lonnen, 
Wenn  fie  causas  arresti  begrünbetrn. 

211$  üfliterben  unb  2ttiteigentbümer  be0  nod)  ungeteilten  Ocacblafie*/ 
welche  ba0  £ellament  nod)  nicht  einmal  unbebingt  anerfannt  baben,  Heben  ip» 
nen  aber  beft'ere  9t  echte  jur  ©eite,  bie  fie  nid)t  erft  burd)  SÖfgrünbuna  eine* 
Slrreftfcblageö  ju  perfolgen  braueben,  unb  Welche  in  ber  8*efugni§  begeben:  ben 
anbern  erben  bie  a u0f cbliefjlid) e  Diäpojition.über  bie  Sflacblaigegenftdnbe  |u 
unterfagen;  bierin  würben  fie  aber  augenfebeinlid)  gcfdbrbct,  wenn  ber  93c* 
fiptitel  eine*  9}ad)la§grunbfiücf0  obne  Vorbehalt  auf  ibre  2flifcrbcn  eingetragen 
warben  follte.  §ie  roürDen  baDurd)  nad)  Den  Korten  De0  tnebraebad)ten  boben 
gtefeript*  Pom  8.  3f«nuar  c.  nur  a(0  QJldubiger  De0  9tad)lajFe0,  alfo  nid)t 
einmal  jiad)  b  eu  Söorrccbtett  einet?  ßegatarii  bebanbelt  werben/  weU 
d)cm  fchon: 

31.8.  Sfit.  St-Ii  Xit.12.  §.290. 
wegen  feiner  Slnfprüche 

Da*  Stecht,  ©icberbeitäbefleOung  in  bem  Otacblaffe,  nud)  obne  einwifliaung 

ber  erben  ju  forbern,  unb  in  Deren  23ermbgcn  Da*  in  ber  @oncurö»Orb* 

nung  beflimmte  &orred)t 
juffrbt. 

3m  »orlirgenben  ga0e  bebaupten  enfel,  bureb  bie  ibnen  auägefebte  ©elb* 
fumnte  im  $)f  liebttbeil  Derfürfct  ju  fein;  Die  Ermittelung  De0  geldlichen  58e* 
traget  tft  im  ©ange;  fo  lange  Die  SluSeinanberfe&ung  nod)  nicht  erfolgt  unb  fte 
aus  Dem  ^achlafTe  noch  nidit  abgefunben  finb,  haben  fie  gleiche  2>efi9*  uno 
giaent bum  «=iKed)te  an  Die  gefammte  erbfebaft  mit  ihren  übrigen  SDlit* 
erben,  unb  bürfen  fict)  baber  nicht  gefaOen  laffen,  Dag  ben  lepteren  burd)  Ein* 
rdumung  einer  au0fd)lie§ltcben  Diöpofition  über  einzelne  Sßachlafcgcgen* 
fldnbe,  permittelil  unbebingter  Söefi&titel* ätferidjtigung  Pon  tSrunDflücTen/  ein 
porjüt*lid)ere0  9ted)t  oor  ibnen  eingerdumt  werbe. 

Sluß  biefen  ©rünben  tragen  wir  baber,  unter  SRütfreichung  ber  Sflcfd)Werbe« 
fcbrtft  Pom  29,  p.  2tt.  nebft  ibren  Beilagen/  bei  Sw.  er.ceUenj  ebrerbietigfl  Da* 
bin  an: 

Die  in  Der  Porliegenben  ^acbe  Pon  bem  fcieftaen  ©tabtgerlebte  gefchebene 
unD  Pon  un0  gebilligte  Verweigerung  Der  $8ctTbtitel*iÖcrid)tigung  für  bie 
Sßittwe  33.  fcoebgeneigteft  aufredit  ju  erbalten.  Berlin,  25.  5«nuar  1836. 

Dem  ßfcnictl.  ßammeraeriebt  wirD  auf  ben  2^rid)t  Pom  25.  p.  27c. 
Die  l^efduverDe  ber  SBtttme  2*.  unb  be0  gcbwerbtfegermeiftertf  Ä.  5).  38.  in 
Der  Sftad)! anfache  De0  SchwerDtfegermeifier0  3-  Ä.  28.  ^.  betreffend, 

bei  SRücffenDung  ber  Anlagen  bierburdi  eröffnet/  Da§  Der  in  bem  iöerid)te  be^ 

ÄoOeqium0  enthaltenen  Slusfübrung  golgenbeö  entaegenftebt: 

1)  £)<x  §.lt7.  £it.  17.  Xb.l.  91.  ß.  9t.  legt  nur  Demjenigen  erben  Da0  27cit- 
eigenthum  am  ganzen  01ad)!af)e  bei, 

beifen  9lntb«ü  nicht  an  fid)  (fonbern  im  SBerbdlinifj  jum  ©anjen)  be» 
flimmt  ifh  i 
benn  nur  ein  folcber  Srbe  ifl  auf  Xbeifung  anjutraaen  berechtigt  ifl.  —  ©rben, 
rotlcbc  auf  eine  befiimmte  ©ache  ober  (Summe  aftgefefct  ftnb,  foflen  nad)  §.263. 
Xit.  12.  a.  a.  £).  in  ^ejtebung  auf  Die  übrigen  erben  nur  al0  Seaatarien  ange» 
feben  werben,  mitbin  bloß  einen  Slnfprucb  auf  bie  angewiefene  ©ad)e  ober 
6umme,  nicht  aber  auf  traenb  einen  aliquoten  Xbeil  beö  aaujen  9tad)lafTe0  baben. 

2)  Der  ^i\\t\,  ob  bie  §§.  26*.  sq.  ebeubaf.  auch  auf  $flid)ttbeil0  erben 
anwenbbar  feien  ,  erlebigt  jtd)  Durch  §.  164.  Dc0  Slnbangg  jum  21.  ß.  9t.  £>iefer 
%.  banbtlt  pon  Der  Slrt  Der  21usmittelung  Deö  ^tJidjitbci^  unD  beantwortet  bie 
frage: 

inwiefern  ber  SPfltdrttbeite.-erbe  berechtigt  fei,  Por  Der  Xbeilung  ein  etwant» 
gcß  37iitfigentbum  an  9Ud)la§^runbfiü(fen  im  ipnpotbefenbucbe  Permerten 
ju  löffelt ! 

f 
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er  legt  tiefe*  3He*t  nur  ben  im  <Pflitf)tt&eÜ  eingffc&ten  (Srben  bei  /  benen  t>et 
«Pflichtteil/  o&ne  $eftimmung  einer  geroitTen  (gumme/  oeri'cnrtebett  ijl/  bie  olfo 
einen  aliquoten  £Mt/  1/  t  ober  j  ibrer  Siitcfiati  Portion ,  ju  forbern  haben. 

öd  liebt  enbltd) 

-  3)  tiefe  Sfletlimmung  mit  ben  Sorfchriften  be*  ».  2.  8t  im  Men  9f  bfchnitt  be$ 
2ten  Iifcle  II.  Xbeil*  quin  oberem,  wonach  Dem  im  ^rmtrtbcil  »erlebten  ü'inkt 
nur  bie  Älage  auf  (grgdnjung  teffelben  juftebt  (9.  &  SR.  U.  2.  §.432— 4i6.), 
worauf  von  felbü  folgte  ba§  ber  *pjhdutbeil*sgrbc  ba*  Xeflament,  feinem  «an- 
$cn  jnbalte  naß,  aegen  (ich  gelten  laffen  mu§  unb  nur  bie  ($elbfumme  von  bem 
Xefiament*  (Srben  forbern  barf,  bie  }ur  (grqdnjung  fetnee  $flid)ttbeil*  erforber* 
lieh  ift.  ®rnn  auch  biefe  ©orfebrift  in  einem  fuäpenbirtcn  Xitel  fleh  brftnbef, 
fo  fiimmt  |Te  boeb  für  ben  torliegenben  ftafl,  in  welchem  ber  «pfliebttbert*-*  6roe 
jroar  im  £ef)amente  eingefefct,  nach  fewer  iöebauptung  aber  oerfnr*t  roorten, 
mit  bem  SHfcmifdjen  «Rechte  ooOfommen  überein.  (L.30.  Cod.deinoff.te*t.ill.28.) 

Dag  übrigen* 

4)  ber  auf  eine  beflimmte  6umme  eingefefcte  (Srbe  aU  ßegatar  nach  93or* 
fdirift  bc*  §.290.  XiM2.  Xb-L  31.  ß.  SR.  berechtigt  itf/  auf  etcberbcitöbefteDung 
anjutragen,  oerßebt  fid)  »on  felbft.  ©a*  9tefcript  oom  8.  3anuar  b.  3.  Mt 
nur  ben  ©runbfafc  auf/  bafj  ber  "Richter  erft  tiefen  Slntrag  abroartrn  mu§  unb 
nicht  oon  21mtöroegen  tiefe*  Stecht  m  berücfftdjttaen  bobe,  unb  bafc  er  be*balb 
ba*  <3efucb  be*  @rben  um  Eintragung  feine*  SÖeft&titel*  bei  ben  ererbten  ©runb* 
ßücfcn  nicht  jurüefroeifen  barf. 

üflit  SRucfftcht  auf  vorftebenbe  ©riinbe  tvtrb  bah«  ba*  &W\o\.  Äammerge- 
richt  angerofefen,  nach  ^nbatt  be*  Siefcript*  Pom  8.  ».  SDl.  ju  perfabren. 
öerlin,  ben  26.  gebruar  I8i6.  ».  ff.  3.  «8.47.  0.2S4. 

§.  244.  Ist  noch  Niemand  im  Besitze  der  Erbschaft,  so  muss  der 
Richter  denselben  dem  in  einem  förmlichen  gerichtlichen  Testamente 
eingesetzten  Erben,  wenn  auch  sein  Erbrecht  noch  bestritten  wird,  bis 
zum  Austrage  des  Streits  einräumen. 

§.  245.  Kommen  mehrere  dergleichen  Testamente  zum  Vorscheine, 
so  kann  der  in  dein  spätem  eingesetzte  Erbe  den  Besitz  der  Erbschaft 
vorzüglich  fordern. 

§.  246.  Findet  der  Richter  den  Anspruch  desjenigen,  welcher  das 
Recht  des  eingesetzten  Erben  bestreitet,  einigermassen  bescheinigt,  so 
kann  er  verfügen,  dass  vor  der  Uebergabc  an  den  eingesetzten  Erben, 
auf  Kosten  des  unterliegenden  Theils,  ein  gerichtliches  Inventariuin 
über  den  Nachlass  aufgenommen  werde. 

§.  247.  Auf  anderweitige  Sicherheitsmaassregeln  ist  der  Erbschafts- 
prätendent nur  unter  eben  den  Umständen,  unter  welchen  ein  Arrest- 
schlag nach  Vorschrift  der  Prozessordnung  zulässig  ist,  anzutragen  be- 
rechtigt. , 

§.  248.  Wer  einzelne  Stücke  oder  Inbegriffe  von  Sachen  aus  der 
Verlassenschaft  fordert,  hat  das  Recht,  sich  an  den  Besitzer  der  Erb- 
schaft zu  halten. 

§.  249.  Wer  in  einem  militärischen  oder  andern  privilegirten  Testa- 
mente zum  Erben  eingesetzt  worden,  hat  wegen  Besitznehmung  der 
Erbschaft  in  der  Regel  gleiche  Rechte.  (§.  242.  sqq.) 

§.  250.  So  lange  aber  die  Richtigkeit  der  Hand-  oder  Unterschrift  des 
Testators,  oder  der  übrigen  bei  der  Disposition  mitwirkenden  Personen, 
noch  nicht  anerkannt,  oder  bewiesen  ist;  und  so  lange  in  dem  Falle  des 
§•  192.  die  Zeugen  ihre  Angabe  noch  nicht  eidlich  bestärkt  haben,  kann 
der  in  einem  solchen  Testamente  ernannte  Erbe  auf  den  Besitz  des 
Nachlasses  keinen  Anspruch  machen. 
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§.  251.  Vielmehr  muss  ein  solcher  Nachlass  in  der  Regel,  so  lange 
bis  entschieden  ist,  ob  ein  privilegirtes  Testament  wirklich  vorhanden 
sei,  unter  gerichtlicher  Verwahrung  und  Verwaltung  bleiben. 

§.  252.  Doch  kann  der  Richter,  wenn  die  Richtigkeit  des  angeblichen 
privilegirten  Testaments  einigermassen  bescheinigt  ist,  die  Erbschaft 
dem  eingesetzten  Erben  gegen  annehmliche  Sicherheitsbestellung  ver- 
abfolgen lassen. 

§.  253.  In  beiden  Fällen  aber  (§.  251.  252.)  muss  ein  gerichtliches 
Inrentarium  über  den  Nachlass  aufgenommen  werden. 

AaMchlieMtiog  4er  gesetzlichen  Erben. 

§.254.  tfat  Jemand  einer  oder  mehrern  Personen  seinen  Nachlass 
dergestalt  beschieden,  dass  die  Absicht,  ihnen  den  ganzen  Inbegriff  des- 
selben allein  zuwenden  zu  wollen,  daraus  erhellet;  so  sind  die  gesetz- 
lichen Erben  für  gänzlich  ausgeschlossen  zu  achten. 

§.255.  Wenn  also  auch  im  Verfolg  der  Verordnung,  bei  einer  unter 
den  eingesetzten  Erben  regulirten  Theilung,  ein  oder  anderes  zum 
Nachlasse  gehöriges  Stück  oder  Antheil  übergangen  worden,  so 
können  dennoch  die  Intestaterben  darauf  keinen  Anspruch  machen. 
(§.  264.  sqq.). 

§.  256.  Hat  aber  der  Erblasser  nicht  über  das  Erbrecht  selbst,  son- 
dern ausdrücklich  nur  über  gewisse  Stücke,  Summen,  oder  Antheile 
seines  Nachlasses  verordnet;  so  gelangt  das  Erbrecht  auf  die  gesetzli- 
chen Erben,  und  diesen  fällt  alles  zum  Nachlasse  Gehörende,  so  weit 
darüber  nicht  verfügt  ist,  anheim. 

§.257.  Esoändert  darunter  nichts,  wenn  auch  der  Testator  diejeni- 
gen, welchen  er  dergleichen  bestimmte  Theile,  Stücke,  oder  Summen 
zuwendet,  Erben  genannt  hat. 

§.  258.  Vielmehr  sind  dieselben,  im  Verhältnisse  gegen  den  Intestat- 
erben, immer  nur  als  Legatarii  zu  betrachten. 

Beserlpt  t>.  24.  Januar  1836,  bag  ble  auf  eine  beftimmre  Stimme  ober  6a$e  ei* 

gasten  erben  nur  ali  eeaatarien  ju  betrachten  fmb. 

Dem  Äbnigl.  D.  ß.  ©er.  rotrb  bei  abfcbrifrlf  eber  3uferrigung  ber  ©efdnoerbe 
Nf  Saufmanna  SB.  |u  £>.  *om  6.  b.  ütt.  Werburg  eröffnet,  tag  ber  3fu#i§mi* 
nitfer  biefelbe  für  begrunbet  erachten  mu§. 

(Erbe  id  Derjenige,  roeldjem  ber  Inbegriff  ber  SRecbte  unb  $tTid)ten  eine* 
Verdorbenen  entroeber  ganj  ober  ju  einem  in  Söejiebung  auf  bau  tfjanje  beflimm» 
ten  (aliquoten)  Xbeüe  oermoge  le&tnjtUiger  2*erorbnung  betf  (grblaffer*  ober  ge* 
fe&licbee  ©orfdjri  ft  jufdUti  ßegatartu*  bagegen  berjenige/  roelAem  in  einem 
Xeikmente  ober  Äobicifle  eine  ober  mebrere  beftimmte  Radien  ober  (Summen 
binterlalfen  werben  (§.350.  $it.9.j  §§.  4.  unb  6.  £it.i2.  £b.  I  9T.8.9t.) 

Diefe  batf  üBcfentltcbe  De*  erbfdjaftlidjen  SReebtaaerbdltnifFeß  begrünbenben 
fcearijfe  fann  fein  Xetfator  dnbern.  £0  mu§  ba&er  Derjenige,  roeld)em  in  einem 
Itüamente  ober  GtobteiUe  beftimmte  ©ummen  ober  ©adun  binterlaffen  roorben/ 
unter  allen  Umftdnben  für  einen  ßegatariu*  angefeben  »erben/  roenn  ibn 
«B(b  ber  Xefiator  einen  „erben"  genannt  baben  foflte.  Diefe  ftd)  von  felbü  er« 
gebenbe  Folgerung  ift  aud)  im  ».  ß. 9t.  auöbrürfltcr)  nnerf annt. 

Der  §.256,  XuVl2.  £&.L  brfiimmt,  ba§  —  roenn  ber  (grblaffer  nid)t  übet 
M  Srbred)t  felbft,  fonbern  auöbraerlid)  nur  Aber  gereifte  grüefe,  Summen 
ober  «ntbeile  feines  ^ad)iaffe3  berorbnet  bat,  —  bau  (grbreebr  auf  bie  gefehlt« 
d)«n  ferben  gelangt  /  unb  bie  $§.257  unb  258.  fa&rrn  ro&rtitd)  fort: 

//(Etfdnbert  Darunter  nid)  u,  roenn  aufb  ber  Xetktor  Diejenigen/  »el« 
Oje»  er  Dergleichen  befitttunte  Xbeüe,  ©tuefe  ober  Summen  juroeiibet,  er- 
ben genannt  bat;" 

,/93ielme&r  ftnb  biefelbett/  im  Söerbdlintfj  gegen  ben  Sfnrefrarerben,  im» 
nur  nur  altf  ßegatarit  ju  betrauten/' 

nUimtopff  «09.  4«nbre<&t  IL  4 
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unb  In  SBeiie^nttd  auf  bie  Stechte  mehrerer  eingefebter  erben  vcvorbtieti  §§.  262 

unb  263.  ebenbaf. 

,/3ft  einem  ber  SOtiterben  vor  ben  übrigen  eine  beftimmte  ©ache  ober  (Summe 
vorau*befchieben  worben;  fo  wirb  er,  in  anfebung  beffen,  al*  ein  ßegtt* 
tariu*  angefeben;" 

z/Sbcii  fo  Wirb  berienige,  welchem  nur  eine  befummle  @5adje  ober  Summe 
lm£eftamente  ju  feinem  Srbtbetle  au3t>rütfücn  angewiefen  worben,  im  93 er« 
bcUtnlffe  gegen  bie  übrigen  (Erben  als  ein  bloßer  gegatariit* 
betrachtete 

Danach  muffen  bie  vier  Äinber  be*  verftorbenrn  SBauer*  beren  (grbtfceU 
in  bem  am  13.  Dezember  1828  errichteten  Xeftamente  §.3.  für  ein  jebe*  Ätnb 
auf  400  Sftaler  f eftgefe^t  ift/  al*  blofe  gegatarten  angefeben  werben,  unb  nur 
bie  2Bittn>c  be*  (grblaffer*,  welcher  noch  §.  I.  be*  £eftament*  ba*  außfcblicfjliche 
(gigentbum  be*  gefammten  sftachlaffe*  jufaUen  fofl,  tonn  für  feine  Grbin  gelten, 
wenn  gleich  ber  Xeftator  auch  bie  ©rfteren  erben  genannt/  unb  ben  Morien 
bcö  £eftament*  nach  ju  folchen  eingefefct  hat. 

9lur  bem  <£rben  gebührt  aber  bie  Verwaltung  unb  Verkeilung  be*  9Ud)* 
laffe*  unb  beffen  Vertretung  gegen  bie  barauf  gemachten  »nfvröche  (§§.352.  (f. 
298.  f.  Sit.  12.  £b.l.  be*  21.  8.81.)/  unb  eß  hat  fomit  auch  fein  »ebenfen,  ta§ 
im  vorliegenben  göüe  bie  !£Bittroe  <3.  bie  §um  Machlaffe  ihre*  verdorbenen  (Sfcr* 
manne*  geb&renben  aufiftrbenben  gorberungen  aHein  unb  obne  Bu,tcbung  ber 
ßegatarien  iu  erheben  unb  barüber  eine  rechtsgültige  unb  Ufchungsfdbige  Quit- 
tung au^ufteOen  befugt  ift. 

Da*  ä&nigl.  £).£•  ©er.  meint  jwar,  ba§  —  ba  noch  §.  263.  Sit.  12.  £b.  L 
Derjenige,  welchem  nur  eine  beftimmte  @ache  ober  ©umme  im  Xeftamente  ju 
feinem  (grbtbeile  nudDröcflid)  angewiefen  worben/  im  95 erhdltniffe  gegen 
bie  übrigen  Grben  al*  ein  ßegatariü*  betrachtet  werben  fofl  —  ba*  Stecht** 
Verhältnis  jwifchen  bem  9Ud)la§fchulbner  unb  bem  auf  eine  beftimmte  vgutnme 
elngefe&ten  <£rben  nicht  geänbrrt  »erbe.   Diefer  ©ch!u§  ift  jeboch  unrichtig. 

(£*  folgt,  rote  oben  bargetpan  ift,  aud  ben  allgemeinen  («jrunbfdoen ,  ba§ 
ber  auf  eine  beftimmte  ®acbe  ober  (Summe  »ngewiefene/  toemt  gleich  Gebe  ge- 
nannt/ bod)  nur  ein  ßegatariü*  ift.  ©er  3ufa&  im  §.  263.       .  t 

„im  Verbctltniffe  gegen  bie  übrigen  (Erben'' 
hat  baber  notbwenbig  einen  anbern  Zinn,  als  ben  ihm  ba*  ß&nigl.  D.  2- ©er. 
beilegt/  unb  biefer  (Sinn  ergtebt  jtch  flar/  wenn  man  erwägt/  „baf  ber  auf 
eine  beftimmte  (Summe  ober  (Sache  Mngewiefene  mit  bem  erbfchaft*fchulbner  in 
gar  feinem  9ted)t*verbäMtniffe  ftebt/"  e*  mü§te  ihm  benn  grabe  biefe  gorberung 
an  ben  (£rbfd)aft*fchulbner  angewiefen  fein,  wa*  hier  nicht  ber  gaü  ift;  ,/ba§ 
e*  folglich  blof  barauf  anfam,  ba*  9techt*verb<!ltnt§  jwifchen  einem  fogenannten 
auf  eine  beftimmte  (Sache  ober  (Summe  angewiefenen  erben  (ßegatariü*)  gegen 
bie  eigentlichen  grben/  fte  feien  Xeftament*«  ober  bie  gefefclichen  Srben,  beut- 
lich außuifrrechen/'  Die*  unb  nicht*  weiter  ift  im  §.  263.  erfolgt  unb  grabe 
baburch  wirb  e*  außer  allem  3weifel  gefteHt/  ba§  ein  folcher  ßegatar  fleh  feine 
ber  iHefuguiffe  anjumagen  hat/  bie  bem  wirklichen  erben  juileben,  ba§  ihm  alfo 
bie  einjiebung  ber  @rbfchafttf*Sfetioa  unb  bie  üußfteOung  ber  Quittung  Daruber 
ganj  unb  gar  nicht*  angeht. 

Da*  ^bntgl.  O.  ß.  ©er.  hat  baher  bie  ©ericht*'@ommiffion  ju  Ofterburg  gur 
ß5fd)ung  ber  von  bem  ^3efchwerbefuhrer  bezahlten  «potl,  faO*  nicht  anbere 
restliche  SSebenfen  entgegenftebeit/  anjuweifen,  ju  welchem  3»ecf  bemfelben  bie 
hier  eingereichte  Quittung  vom  23.  «November  v.3f.  in  ber  Anlage  jugefertigt 
wirb.  SBerlin,  ben  24.  Januar  1836.  v.  Ä.^.  S5.47.  e.28i- 

§.  259.  Ist  Jemand  nur  von  einer  gewissen  Zeit  an,  oder  nur  bis 
xu  einer  gewissen  Zeit  zum  Erben  eingesetzt  worden,  so  wird  der- 
gleichen Verordnung  als  eine  fideicommissarische  Substitution  betrach- 
tet. (§.  53.) 

§.  260.  Im  ersten  Falle  ist  der  Testaments-,  so  wie  im  letztern  der 
gesetzliche  Erbe,  für  substituirt  zu  achten. 

Rechte  mehrerer  eingesetzter  Erben. 

§.  261.  Sind,  ohne  nähere  Bestimmung,  mehrere  Personen  zu  Erben 
eingesetzt  worden,  so  erwerben  sie  die  Erbschaft  zu  gleichen  Theilen. 
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Reskript  v.  12.  ml  4823  nefcft  *eri*t  betr.  We  ©«cceflUm  eine*  erbeten  « t«. 
■umeiito  mit  ttiieffiebe  auf  ha*  marüftöc  VtoHnHalreeftt.  . . 

©ericnt  De*  ff&nigl.  (Muxm&ttHtitn  $upUlett.gonegiumß. 

gro.  Csceflen*  &abcn  unß  milterft  deckten  $efcr.  to.  3.  «mdrj  c  Den  Söericfrt 
lf?  feie  Ilgen  SÖormunbfdiaft^eoHeaii  üom  13.  5ebr.  cj.     .  , 

jur  gutachtlichen  21eu§erung  über  Die  Darin  enthaltenen  Anfragen 
jujufertigen  qeruhet,  unb  wir  bewerfen  geDorfamfl  unter  jjuraefreichung  ber  Drl= 
gind*S3eilQge  §«r  ©enägung  tiefe«  froren  Auftrage*, 

Da§  rotr  in  ttnfefcung  De*  fyecieflrn  fiaüts,  »efefoer  tu  bem  23ericf)te  23eran* 
IajTung  gegeben  &nt,  fein  SÖebenfen  tragen/  Der  Meinung  ber  suiajorität  im 
»ormunbfdraftlicben  Goaegioiefjutreten/  fiftr  »eK&c  au*  (En>. iEtcelkttj  ff* 

bereite  außjufprecben  gerubet  haben/  .  „  .   

obfdjon  wir  Die  für  Diefe  Meinung  aufgeboten  «Ogemeiqett  ©runbfdfre:  . 

1)  Dag  in  Der  Sftarf  Der  überlebend  Ehegatte,  wenn  er  in  einem  Xetfamente 
mit  Den  Deßcenbenten  beß  ©erflorbeuen  jum  grben  ernannt,  unD  Der  doQa« 
tion  feine*  S3ernifcgenß  ni**  fl<Do*t  ifl,  *u  Derfelben  ni*t  »,*rpfli** 
t  et  fei/  unb         f    i .  i 

2)  Da§,  wenn  Der  uberlebcnbe  (Sbegatie  im  Filamente  mit  Den  ©dfeenbenten 
ober  anDern  erben  Deß  SSerfiorbeuen  ohne  üuoten -JsÖefiimntung  eingefeljt 
iftf  er  nicht  Die  £dffte>Otfchlaffeß,  fonbern.  na*  §.  261.  t'tt.'i'L  XM. 
beß  21. ß.  9t.  gleiten  Sintpert  an  Demfelbett  mit  Den  übrigen  (Erben  befomme, 

Mneßroegeß  für,  richtig  Daiten.  (Eß  fdjetnen  und  Diefe  betten  (i)runtu'ä$e  nicht 
O0ctn  Der  8lnft*t,  welche  unferm  $)rDbin*talred)te  jum  GJrunbe  liegt/  fönDertt 
auch  tnßbefonDere  Dem  allgemeinen  2Re*tßprinfipt  juwiber  ju  fein/  wonach  bi* 
qefe^Iichen  95eft  immun  gen  itt  Der  3nteftat«@uceeffion  alß  ©rünbregef 
uni-  igaltß  Der  (Erbfolge  betrachtet  werten  muffen  /  wcl*c  auch  bei  Der  (Erjftenj 
eines  Xeflamentß,  fo  weit  Der  Tetfator  Daß  ©Ifrfc  nicht  auffcebt,  befle* 
ben  bleiben,  unb  welche  Daher  aDemal  Die  Storni  bei  StferthHIung  Deß  9Za*laffe* 
U  abgeben  muffen,  wo  in  Der  IefctwUligen  SBerorbnung  nur  Snteflat.fcrben  ohne 
SBcfUmmuug  ihrer  (Erbportionen  in  quanto  ober  qaoto  eingefefct  |TnD  cf.  Lau- 
terbach Colleßium  pract.  Lib.  .28.  Xit.  2.  $.  l4.  V  3n  Dicfer  #inff*t  i(l  C* 
nach  Der  «prapiß  auch  a agemein  angenommen/ 

ba§,  rcenn  ein  Überlebeuber  (Ehegatte  in  Der  Wlatt  im  Xetfamente  mit  an« 
Dem  3ntcßat  -  (Erben  beß  (Erblaffcrß'  ohne  Üiurteiv-iBeßimmung  eingefefct  ijf/ 
Die  $.261.  I.  c.  für  Den  Hillen  beß  Xcftatorß  aufgeffeüte  $rdfumtion  nicht 
!S>faO  greift,  Die  ©ertheilung  pielraepr,  wie  in  Der  Sntcfiat  (Erbfolge  /  na* 
Der  Joachim ica  gefchieht,  .,  f..  ..•  , 

$rdjubifat  im  gjlath  iß,  SP.  3.  pag.  303.  »q. 
3)aal  joro'ß  £anbbu<$  83.  2.  pag.  105.  .'  ; 

fDlttUVi  Kommentar  ad  f  261.  Xil  12.  XM-  MLlflt«  .  , 
unb  fcierautf  folgt  auch  rotefcer  t?on 

Daf  man  in  folchem  gpße  bei  Der  dotuurrenj  De0  ^begatten  mit  T)tt* 
cenbenten  annehmen  muffe,  Der  £efiator  habe  Die  einroerfung  De*  23er- 
mBgcnß  Deß  überlebenDcn  (EDegatten/  aU  fid)  oon  felbft  »erftehenD,  vor« 
au  e  'gefegt; 

Im  Me  (Erbfolge  unter  C^feUftH  in  Der  2ttarf  beruhet,  »ie  Die*  fefcr  allgemein 
angenommen  it, 

Rehmen  Ju«  nov.  controv.  P.  I.  Obs.  XX. 

& o m m entf  S3eitr4ge,  P.  IL  p.  149. 
«f  ber  3bee  einer  ©utergemeinfehaft  jur  $t\t  De0  £obe«  De«  erblaffer*/  etf  fff 
mitbin  Die  jpdlfte  Des  gemeinfdjaf tli ch e n  SJerm&gentf,  roelche  Der  tleberle« 
benbe  erpdlt,  nicht  eigentlich  alß  erbtheil/  fonbern  alß  Daß  etgenttümliche 
^erniDgen  M  UeberlebenDen  }u  betrachten/  weicheß  ihm  eben  Deßhaih  vom  Xe- 
fator  gar  nid>t  entfogen  ober  gefchmdlert  roerben  fann.  SBenn  atfo  ein  oerhei« 
latbeter  Xeffator  auf  Den  XobeßfaO  oerorDnet/  fo  mu§  man  auch  präfumtren, 

ba§  er  ftd)  feinen  Nachlaß  fo,  n>ie  er  am  Xobeßtage  conöttutrt  iß/  ge« 

Dacht  habe/ 

mitbin  im  SWangel  einer  ndDeren  SBeffimmung  immer  annehmen. 

baf  ber  fiherlebenbe  (Ebegatte  au*  fein  ©ermogen  bei  Der  Xb<«ung  eintoer» 
fen  fofle. 

t)a§  biefem  hiebe!  eine  ffiafcl  na*  Der  3 oachtmt'fchen  (Jonftitntion  freigelaf« 
im  ift,  tann  tiefe  2tnffcht  nicht  dnbern,  roeil  Dem  UeberlebenDen  ^terhurd)  blof 
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ein  Wittel  gegeben  Würben,  fflnchtbeile  abjuwenben,  welche  f&m  au*  her  im- 
mer alt  Siegel  bcfle&enben  gefeilten  gtetion  bee  ©utergemeinftbaft  tmad)ftn 
ffcnnten.  . 

$ür  biefe  unfere  Sfteinung  gtauben  wir  &ihreld)enbe  ©runbe  aud)  fit  ben  «pro* 
Dinjfafgefefcen  felbft/  ber  3<oachimtca  unb  bem  erbfd)aft**ebicte ,  ju  ftnbet?/ 
unb  wir  börfen  in  biefer  £inftd)t  nur  auf  baäientge  SBejug  nehmen,  wa*  t>on 
ber  2Hinoritdt  ber  Sfiitglieber  be*  Sormunbfchaft0*©erid>t0  au*  jenen  ©efefcen, 
unb  in0befonbere '  -antf  bem  §.8.  ber  jmcttcn  9fbtt>ec!unq  be0  (Srbfcbaftfl*  (£bictc0 
abgeleitet  unb  au0gefübtt  worben.  £en  au*  biefettt  febtgebacbten  «paragrapbett 
von  ber  gninbetjäbi  be0  goueatl  bebucirten  ©runbfab, 

bat;  etf  einer  ganj  ausbrücf  l  ich  en  SrlrtfTuna.  ber  CoDnfion  bebörfe,  wenn 
He  (Sinwerfurtg  be5  SBermbgen*  vom  tteberiebenben  nicht  für  nbtbig  gc&aU 
ten  werben  folle,  . 

Hünen  wir  tnbejfen  in  biefer  9(u*behnung  aud)  nid)t  för  richtig  bölten.  £)er 
§.  8.  binbeh  ndmlich  nur  »on  ber  ben  gemeinen  fechten  febon  befannten,  jn>i- 
fdjen  £)e0eenbtnten  eine*  (Srhlaffer*  ©tatt  b«6enben  eigentlichen  Gollatton, 
welche  gegenfeftig  jwifcfjcn  bem  (Regatten/  ben  ba*  ©efefc  bier  wie  ein 
£inb  hj$  JJrdbcfuncti  betrachtet/  unb  be0  lederen  Deöcenbenten  angeorb* 
!  *  •  net  wirb. 

Dlefe  doHatlon,  fagt  ba*  aHegirtc  ©efefc,  fall  eintreten, 

gleldwtel  ob  ex  teitamento  ober  ab  intestato  geerbt  Wirb, 
unb  e*  ifl  bier  gewiß  nur  betfbölb  be*  Seftamente*  erwdbnt,  weil  befanntlfcb  frii* 
(er  nad)  sJt6mifd>en  Siechte  bie  «prdtorifche,  in  ben  tyanbttun  aOein  Dorfom* 
menbe  unb  auf  ©leicbftellung  be0  Sui  mit  bem  Emancipato  berubenbe  @oQatton 
bei  ber  (Srjtfenj  eine*  Xeffrrmenteff  wegfiel,  unb  erfl  ^uftinian  bei  bem 

Sans  neuen  3nßitute  ber  Kollation,  welche*  ftch  in  bergolge  atbWbtt  hatte,  bureb 
ie  im  Berichte  be*  Söormunbfdjaft*^  Gollegit  egtrabirte  Novelle  XVM.  Cap.  6. 
jenen  ttnterfcbieb  aufbob/  unb  bie  @oßation,  aud)  wenn  ex  testamento  geerbt 
würbe,  uerorbnetc: 

„nisi  axPTe**im  —  («eil.  Testator)  —  designa verit  ip*e  se  Teile, 

non  fieri  coHatiönem.*' 
:>  ^a0  t>on  bfefet*/1  ©leiebbeit  unter  ben  (Erben  bejwecfenben,  ^odatton  gilt,, 
fann  untere*  brachten*  aber  nicht,  wie  bfe  «Dfinbcrjabl  ber  Sföitglleber  be0  9Jor= 
munbfcbaft*^©ertcbt*  annimmt,  auf  bfe  fetnwerfung  be*  Sermfcgen*  be* 
Öberlebcnbett  febeaatten  nleiebmdfjtg  ängeWenbet  werben,  ba  biefe*  lebte« 
eigentbümfiebe  SnjHfut,  von  bem  $.2  unb  7.'  »erorbnet  ift,  auf  einem  gani  alt« 
bern  gunbamente  beruht,  ttnb  Weber  ber  9Vgri<f  noch  ber  flutfbruef  „GoOation", 
wie  ba*  ©efefc  §.8.  in  fine  felbft  anbeutet,  auf  bajfelbe  t>a^t. 

2öir  glauben  UeWb  burd)  bie  aöegirten  ÖJefrfee  bie  S3etfimmung, 

baf?  eine  einwerfung  ©tatt  babtn  möffe,  -wenn  fie  nicht  gani  auä» 

bruefiieb  erlaffen  worben,        "  f* 
niebt  rechtfertigen  {u  fbnnen,  warben  tielmebr  einen  auch  anberweit  in  biefer 
^inffebt  beurlicb  au0gefprod)enen  Wtütn  be0XefJator0  nur  9lu0fd)lie^ung  ber  (gim 
werfung  für  genfigenb  bniten /  unb  tragen  eben  bt&Wb  fein  Siebenten,  in  ©e« 
mif  b<tt  ber  lebtwifligen  Difftiofhion  be0  ßaufmann0  ©rabow, 

wonach  feine  ebefrau  bie  jpdlffe  feine*  eig  entbu mlidjctt  23ermbgen0 
erhalten,  unb  bie  anbere  ^dlfte  feinem  ^inbe  jufallen  foü, 
bie  binterbliebene  ^Bittwe  oon  (Einwerfung  ibre0  S8ermbgen0  ju  bi^penftren,  ba 
ber  (Srblaffer  unfere0  ©radjtens  burd)  ben  8u0brucf:  „fein  eigentb&mlid)e0 
SJermbgen'',  welche*  bem  gern  ein  fdjoftlicben  entgegengefe^t  iji,  feine  SlbjTcht, 

bag  nicht  eingeworfen  werben  feile, 
febr  flar  «n  ben  Xag  gelegt,  aueb  bureb  biefe  Di0pof?tion  Weber  bie  SEBiftwe  noch 
fein  Äinb  im  $flid)ttbetle  »erlebt  b«t.  hiernach  möffen  wir  über  bie  <gw.  gg- 
teilen*  jur  «Oorbefcbeibung  geraten  beiben  gragen  unfere  rechtliche  SWeinung  ba» 
bin  geborfamtf  au0fprecben: 

1)  ba§  bie  Kollation  be0  eigenen  33ermbgen0  be0  bureb  ein  Xcftament  |um  <5r« 
ben  eingefe^ten,  mit  ben  Detfcenbenten  br0  @rblaffer0  eoneurrirenben  Aberle- 
benben  ^begatten  aOcmal  &Mt  haben  muffe,  wenn  eine  entgegengefebre 
SBiOeußmeinung  be0  XtfiatotB  nicht  beutlid)  *u  erfennen  gegeben  ift,  unb 
bag  biefe  (Sinwerfung  mitbin  feineöwegr*  wegfaOe,  wenn  fte  nicht  au0bröcf* 
lieb  verordnet  worben; 

2)  baf  bec  ohne  Sßeflimmung  feiner  Cluote  elngefe^te  <£b<gatte,  er  mag  mit 
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Detfcenbenteit  aber  anftem  (grbcit  «ir  Srbfdjaft  peCarrg^tt/  nldjt  gleiten  2)ci( 
mir  Den  übri^n  erben,  font>ern  Die  ftdlfte  beä  Söerm&gctttf  er&aUr, 
©erliöy  be«.  25,  Jfprll  1823.       .      Da*  G&urmdrfifcbe  9>tu>t0eft«  Goflegtum. 

SRefoIutiois  betf  äbnigliicften  3fitftij * SOtini^eciutn^. 

2)4*  ÄJjnigt.  ■SBorrounbfd)öft^©ericJ)t  erbdlr  in  bec  riföriftfieften  ttnfag;  ben/ 
über  beffen  bribe  Slnfragcn  im  Berichte  com  I3,gebruar  c,-  - 

bie  Kaufmann  ©raborofdK  XttfamenfSfacbe  betreffend 
t>oir  *em  Gburmdrffcben  $upiacn*  £oaegi«m  erforderten  gutacfirlicfieh  SSerlctit 
tom  25.  ».  2R.,  um  ftcb  barnaeft  bei  »orfommenben  gdßen/  unb  bei  bem  foefiffl 
jur  ©praefce  gebrauten,  iu  fid)(<n.       verftebt  ftcb  von  felbft/  ba§  b  ab  urdb  ber  . 
9{<d)tdn>eg  nietjt  befebränfi  wirb,  wenn  in  biefem  ober  In  einem  d&nlidjen  gafle 
bon  ben  3ntei\jfcntcn  berfelbe  follre  ergriffen  werben, 
»erlin,  ben  12.  2Kai  1823.  b. *.  3.     2t.  ®.  335, 

§.  262.  Ist  einem  der  Miterben  vor  den  ijbrigen  eine  bestimm ie  Sache 
oder  Summe  vörausbeschieden  worden,  so  wird  er,  in  Ansehung  dessen, 
als  ein  Legatarius.  angesehen. 

§•  263.  Eben  so  wird  derjenige,  welchem  nur  eine  bestimmte  Sache 
oder  Summe  im  Testamente  zu  seinem  Erbtheile  ausdrücklich  angewie- 
sen worden,  im  Verhältnisse  gegen  die  übrigen  Erben,  als  ein  blosser 
Legatarius  betrachtet. 

§.  264.  Hat  der  Testator,  durch  eine  unter  seinen  eingesetzten  Erben 
regulirte  Theüung,  den  Nachlass  nicht  völlig  erschöpft,  so  fällt  das 
übrige  sämmtlichen  wirklich  eingesetzten  Miterben  anheim.  (§.254-255.) 

§.  265.  'Wenn  die  mehrern  Erben  in  gewisse  nur  im  Verhältnisse  ge- 
gen das  Ganze  bestimmte  Theile  oder  Quoten  eingesetzt  sind:  erwer- 
ben sie  einen  solchen  Anfall  nach  VerKältniss  dieser  Erbtheile. 

§•266.  Wenn  aber  der  Erblasser,  phne  Bestimmung  von  Erbquoten, 
den  ganzen  Nachlass,  bis  auf  einen  solchen  Ueberrest,  unter  die  meh- 
rern Erben  vertheilt  hat,  so  haben  dieselben  an  diesen  Ueberrest  glei- 
chen Anspruch. 

§.  267.  Erben ,  die  bloss  als  Legatarii  zu  betrachten  sind,  (§.  263.) 
bleiben  von  der  Theilnehmung  an  einem  solchen  Anfalle  ausgeschlossen. 

§.  268.  Hat  der  Testator  einem  oder  etlichen  von  den  eingesetzten 
mehrern  Erben  ihre  Erbportionen  ausdrücklich  angewiesen;  andern 
aber  keinen  dergleichen  Antheil  bestimmt:  so  erhalten  Letztere  den 
Ueberrest,  uno)  zwar,  wenn  ihrer  mehrere  sind,  zu  gleichen  Theileu. 

§.  269.  Hat  der  Testator  die  Masse  durch  Bestimmung  von  Erbquo- 
ten dergestalt  erschöpft,  dass  für  den  oder  diejenigen,  deren  Antheil 
unbestimmt  geblieben  ist,  nichts  mehr  übrig  sein  würde:  so  müssen 
die  andern  Miterben,  dem  oder  denselben,  nach  Verhältniss  ihrer  An- 
theile,  so  viel  abgeben,  als  erforderlich  ist,  sie  demjenigen  gleich  zu 
setzen,  dem  im  Testamente  der  kleinste  Antheil  besebieden  worden. 

§.  270.  Sind  die  Erbquoten  der  übrigen  Erben  gleich  gross  bestimmt, 
w  müssen  sie  an  dtiL{  dessen  Antheil  unbestimmt  geblieben  ist,  so  viel 
abgeben,  dass  er  mirjedem  von  ihnen  gleich  viel  erhalte. 

§.  271.  PrUlegate  (§.  262.),  welche  einem  oder  dem  andern  der  übri- 
gen Erben  ausgesetzt  sind,  kommen  bei  der  Ausgleichung  gar  nicht  in 
Anschlag. 

§•  272.  Hat  der  Erbe,  dessen  Erbtheil  in  dem  Falle  des  §.  269.  unbe- 
stimmt geblieben  ist,  einen  Püichttheil  zu  fordern,  so  muss  ihm  dieser, 
ohne  Rücksiebt:  ob  er  mehr  oder  weniger,  als  der  Erbtheil  des  am  min- 
desten begünstigten  Miterben  beträgt,  ergänzt  werden. 
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§.273.  Ist  in  dem  Falle  des  §.269.  dem  ohne  nähere  Bestimmung 
eingesetzten  Erben  eine  Sache  oder  Summe  aus  dem  Nachlasse,  als  ein 
Prälegat,  beschieden,  so  erhalt  er  dennoch  seinen  Antheil  nach  eben  die- 
ser Bestimmung,  ohne  Anrechnung  des  Prälegats. 

§.  274.  Uebrigens  finden  die  Vorschriften  des  §.  269-273.  Anwen- 
dung, wenn  gleich  der  Testator  einen  solchen  Erben  ausdrücklich,  nur 
in  den  Ueberrest  eingesetzt,  oder  alle  Abzüge  von  den,  Antheilen  der 
Übrigen  Miterben  ausdrücklich  verboten  hätte. 

§.275.  Wenn  aber  der  Testator  einigen  nicht  in  gewissen  Quoten 
eingesetzten  Erben  so  viel  einzelne  Stücken  oder  Summen  angewiesen 
hat,  dass  der  Nachlass  dadurch  ganz  erschöpft  wird,  und  für  die  andern 
Miterben  nichts  übrig  bleibt:  so  können  Letztere  von  ihren  mit  einzel- 
nen Stücken  oder  Summen  bedachten  Miterben  keine  Abgabe  ver- 
langen. 

§.  276.  Vielmehr  findet  in  einem  solchen  Falle  eben  das  Statt,  was 
verordnet  ist,  wenn  der  Nachlass  durch  Vermächtnisse  erschöpft  worden. 

Folgen  der  Entsagung  sämmtlicher  Testament  serben. 

§.  277.  Ist  nur  ein  Erbe  ernannt  worden,  und  kann  oder  will  der- 
selbe nicht  Erbe  sein:  so  fallt  in  Ermangelung  eines  Substituten,  der 
ganze  Nachlass  an  die  Intestaterben. 

§.  278.  Ein  Gleiches  geschieht,  wenn  zwar  mehrere  Erben  eingesetzt 
sind,  diese  aber  insgesammt  die  Erbschaft  nicht  annehmen  können  oder 
wollen,  und  kein  auf  diesen  Fall  ernannter  Substitut  vorhanden  ist. 

§.  279.  In  beiden  Fällen  (§.277. 278.)  treten  die  Intestat-  nur  an  die 
Stelle  der  eingesetzten  Erben,  und  müssen,  gleich  diesen,  den  Verord- 
nungen des  Erblassers  in  Ansehung  der  Vermächtnisse  und  sonst  Ge- 
nüge leisten. 

§•  280.  Nur  wenn  die  Verordnung  des  Erblassers  eine  bloss  auf  djö 
Person  des  eingesetzten  Erben  sich  beziehende  Handlung  betrifft,  kann 
der  an  seine  Stelle  tretende  gesetzliche  Erbe  weder  zu  dieser  Hand- 
lung, noch  zu  einer  dafür  zu  leistenden  Vergütung  angehalten  werden. 

Recht  de«  Zuwachset. 

§.  281.  Wenn  hingegen  von  mehrern  ernannten  Miterben  nur  eihfcr 
oder  der  andere  nicht  Erbe  sein  kann  oder  will,  so  wächst  der  solcher^ 
gestalt  erledigte  Erbt  heil,  in  Ermangelung  eines  Substituten,  den  übri- 
gen Erben  zu. 

§.  282.  Dieser  Zuwachs  geschieht  nach  eben  dem  Verhältnisse,  nach 
welchem  der  Hauptnachlass,  vermöge  des  Testaments ,  oder  vermöge 
der  Gesetze,  unter  die  Miterben  zu  vertheilen  ist.  (§.  261.  sqq.) 

§.283.  Erben,'  die  nur  als  Legatarii  betrachtet  werden  müssen, 
haben  an  dergleichen  Zuwachse  keinen  Antheil.  (§.  256.  257.  258* 
262.  263.) 

§.  284.  Sachen  und  Rechte,  welche  mehrern  Erben  zusammen  auf 
ihre  Erbportionen  ungetheilt  angewiesen  worden,  fallen,  beim  Abgange 
des  einen  dieser  Mitgenossen,  nur  den  andern,  mit  Ausschliessung  der 
Übrigen  Erben,  anheim. 

§.  285.  Hat  der  Testator  den  Zuwachs  ausdrücklich  verboten,  so 
fällt  die  erledigte  Erbportion  jedesmal  an  die  Intestaterben. 

§.  286.  Derjenige,  dem  die  Gesetze  einen  solchen  Zuwachs  anweisen, 
kann  denselben,  wenn  er  seinen  eigenen  Erbtheil  behalten  will,  nicht 
ablehnen. 
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§.  287.  Er  darf  aber  denjenigen,  welchen  aus  solchem  Zuwachse  Ver- 
mächtnisse beschieden  sind,  nicht  weiter  gerecht  werden,  als  der  ange- 
fallene Erbtheil  selbst  hinreicht.  * 

B.    In  Ansehung  der  Yermärhtni's«e  Uberhaupt. 

§.  288.  Das  Eigentbuin  der  in  einem  Testamente  Jemanden  zum  Le- 
gate ausgesetzten  Sachen  und  Rechte  geht,  in  der  Kegel,  mit  dem  To- 
destage des  Erblassers  auf  den  Legatarium  über.  (§.  377.  sqq.) 

§.289*  Für  Vermächtnisse,  die  nach  baarem  Gelde  zu  bestimmen 
sind,  haften  sämmtliche  Miterben  gemeinschaftlich,  wenn  nicht  der  Erb- 
lasser die  Entrichtung  des  Legats  nur  Einem  unter  denselben  ausdrück- 
lich aufgelegt  hat. 

§.  290.  Wegen  solcher  Geldvermächtnisse  hat  der  Legatarius  aus 
dem  gesammten  Nachlasse,  so  viel  davon  nach  Abzug  der  Schulden 
übrig  bleibt,  das  Recht,  Sicherheitsbestellung  in  dem  Nachlasse,  auch 
ohne  besondere  Einwilligung  des  Erben,  zu  fordern;  so  wie  das  in  der 
Concursordnung  näher  bestimmte  Vorrecht  in  dem  Vermögen  des  Er- 
ben selbst. 

§.  291.  Gleiche  Rechte  kommen  demjenigen,  dem  einzelne  bestimmte 
Sachen  zum  Vermächtnisse  beschieden  worden,  in  Ansehung  des  Werths 
derselben  zu,  so  weit  dieser  von  den  Erben  vertreten  werden  muss. 

§.  292«  Wenn  die  Erben,  vor  erfolgter  Berichtigung  säinmtlicher  ih- 
nen gemeinschaftlich  aufgelegter  Vermächtnisse,  den  Nachlass  theilen, 
so  verbleiben  den  Legatariis  eben  die  Rechte  gegen  jeden  einzelnen 
Miterben,  welche  in  einem  gleichen  Falle  den  Erbschaftsgläubigern  bei- 
gelegt sind.    (Tit.  17.  Abschn.  2.) 

§.  293.  Ist  der  Legatarius  mit  der  weitern  Abgabe  eines  Vermächt- 
nisses an  einen  Dritten  belastet  worden,  so  steht  er  gegen  denselben 
in  dem  Verbältnisse  eines  Erben. 

§.  294.  In  Ermangelung  näherer  von  dem  Erblasser  festgesetzter  Be- 
stimmungen, kann  der  Legatarius  die  Uebergabe  oder  Auszahlung  des 
Vermächtnisses  gleich  nach  dem  Ablaufe  der  gesetzmässigen  Delibera- 
tionsfrist fordern.  (Tit.  9.  §.  383.  sqq.) 

§.  295.  Nur,  wenn  Über  die  Gültigkeit  des  letzten  Willens  gestritten 
wird,  ist  der  Legatarius  das  Ende  des  Prozesses  abzuwarten  schuldig. 

§.  296.  Auch  kann  der  Erbe,  welcher  nur  mit  Vorbehalt  die  Erb- 
schaft angetreten  hat,  das  Legat  so  lange  zurückhalten,  bis  reqhtlich 
ausgemittelt  worden:  ob  der  Nachlass  zur  Tilgung  der  Schulden  und 
Vermächtnisse  hinreiche.  s 

§.  297.  Dagegen  ist  der  Legatarius  so  gut,  wie  der  Erbschaftsgläubi- 
ger, berechtigt,  darauf  zu  dringen,  dass  der  Erbe  das  Inventarium  vor- 
lege, und  die  Eröffnung  des  Liquidationsprozesses  nachsuche. 

§.  298.  Die  Verteidigung  des  Nachlasses  gegen  die  daran  gemach- 
ten Ansprüche  kommt  zwar  hauptsächlich  dem  Erben  zu ,  und  was  ge- 
gen diesen  erkannt  worden,  das  müssen  die  Legatarii  auch  gegen  sich 
gelten  lassen. 

§.  299.  Doch  steht  den  Legatariis  frei,  sich  bei  den  die  Masse  betref- 
fenden Prozessen,  so  weit  sie  ein  wirkliches  Interesse  nachweisen  kön- 
nen, zu  melden;  und  gegen  die  der  Masse  nachtheiligen  Erkenntnisse 
die  gesetzmässigen  Rechtsmittel ,  allenfalls  auch  ohne  Beitritt  des  Er- 
ben, jedoch  auf  ihre  Kosten,  zu  verfolgen. 

§.  3Ö0.  Was  die  Erbschaftsgläubiger  im  Wege  des  Vergleichs,  oder 
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der  Behandlung,  von  ihren  Forderungen  nachlassen;  das  kommt  der 
Masse,  und  nicht  bloss  dem  Erben  für  seine  Person,  zu  gute. 

Wenn  bestimmt«  Sache»  oder  Recht«  versteht  worden. 

§.  301.  Wenn  zum  Vermächtnisse  ausgesetzte  bestimmte  Sachen 
oder  Rechte  von  einem  Erbschaftsgläubiger  in  Anspruch  genommen 
werden:  so  muss  der  Erbe  dem  Legatario  davon  Nachricht  geben:  und 
dieser  ist  sodann  schuldig,  die  Führung  eines  solchen  Prozesses  auf 
seine  Kosten  zu  übernehmen. 

§.  302.  Sind  in  einem  Testamente  gewisse  jährlich,  oder  sonst  zu  ei- 
ner bestimmten  Zeit,  wiederkehrende  Hebungen  zum  Vermächtnisse 
beschieden:  so  wird  die  Zeit  der  zu  leistenden  Abgabe  von  dem  Todes- 
tage des  Erblassers  an  gerechnet. 

§.  303.  Ist  aber  Jemanden  der  Gebrauch  oder  Genuss  eines  Grund- 
stücks, Gebäudes,  oder  andern  bestimmten  Sache  vermacht,  so  kann  er 
denselben  nur  von  Ablauf  der  gesetzmässigenUeberlegungsfrist  fordern. 

§.  304.  Von  vermachten  Geldzinsen,  Zehenten,  und  andern  derglei- 
chen festen  Hebungen,  gebühren  dem  Legatario  nur  die  nach  dem  Tode 
des  Erblassers  fälligen  Termine. 

§.  305.  Die  vermachte  Sache  muss  dem  Leeatario  in  dem  Zustande, 
in  welchem  sie  sich  zur  Zeit  des  Erbanfalls  befunden  bat,  mit  allen 
nachher  hinzugekommenen  An-  und  Zuwüchsen  tibergeben  werden. 

§.  306.  Bis  zur  Uebergabe  muss  der  Erbe  die  Sache  zum  Vortheile 
des  Legatarü  verwahren  und  verwalten. 

§.  307.  Doch  darf  er  demselben  von  den  Früchten  und  Nutzungen 
für  die  Zwischenzeit,  von  dem  Tode  des  Erblassers  bis  zum  Antritt 
der  Erbschaft,  nur  so  viel  gewähren,  als  er  selbst  davon  erhalten  hat. 

§.  308.  Auch  für  die  Zeiten  seiner  Verwaltung  vertritt  der  Erbe  nur 
ein  grobes  Versehen. 

§.  309.  Zögert  er  jedoch  mit  der  Verabfolgung  des  Legats,  über  die 

Sesetzmässige  Frist,  (§.294.  sqq.)  ohne  Grund,  so  treffen  ihn  alle  reebt- 
che  Folgen  des  Verzugs. 

§.  310.  Auch  ist  der  Erbe,  welcher  sich  einer  solchen  ungebührlichen 
Zögerung  schuldig  macht,  von  diesem  Zeitpunkte  an  für  einen  unred- 
lichen Besitzer  zu  achten. 

§.  311.  Eigenmächtiger  Weise  darf  kein  Legatarius  den  Besitz  der 
vermachten  Sache  sich  anmassen. 

§.  312.  Die  Uebergabe  oder  Verabfolgung  des  Legats  muss ,  wenn 
eine  entgegengesetzte  Willensmeinung  des  Testators  nicht  erhellet,  auf 
Kosten  des  Legatarü  erfolgen. 

§.  313.  Hat  der  Erbe  die  vermachte  Sache  veräussert,  so  muss  er 
dem  Legatario  das  ganze  Interesse  vergüten. 

§.  314.  In  wie  fern  der  Legatarius  die  Sache  selbst  von  dem  dritten 
Besitzer  zurückfordern,  und  wegen  desjenigen,  was  er  diesem  erstatten 
muss,  an  den  Erben  sich  halten  könne,  ist  nach  den  Regeln  von  der 
Verfolgung  des  Eigenthums  zu  beurtheüen.  (Tit.  15.) 

§.  315.  Ist  die  vermachte  Sache  zur  Zeit  des  Erbanfalls  gar  nicht 
mehr  in  dem  Nachlasse  vorhanden,  so  verliert  das  Vermächtniss  seine 
Wirkung. 

§.  316.  Dagegen  schadet  es  .der  Gültigkeit  des  Vermächtnisses  nicht, 
wenn  der  Testator  die  vermachte  Sache  zwar  veräussert,  noch  vor  sei- 
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nem  Ableben  aber  dieselbe  wieder  zurückerhalten  hat,  und  sie  also  in 
dem  ^Nachlasse  wirklich  vorhanden  ist. 

§.  317.  Ist  die  vermachte  Sache,  der  Materie  nach,  wenn  gleich  unter 
veränderter  Form,  in  dem  Nachlasse  noch  vorhanden,  so  besteht  das 
Legat 

§.  318-  Hat  der  Testator  der  Materie  der  vermachten  Sache ,  ohne 
weitern  Zusatz,  oder  Verbindung  mit  einer  andern,  bloss  eine  verän- 
derte Gestalt  gegeben,  so  erhält  der  Legatarius,  statt  der  vermachten, 
die  veränderte  Sache. 

§.  319.  Hat  aber  der  Testator,  bei  Veränderung  der  Form,  zugleich 
die  Materie  vermehrt,  oder  mit  einer  andern  vermengt,  vermischt,  oder 
sonst  verbunden,  so  muss  der  Legatarius  mit  dem  Ersätze  des  gern  ei- 
nen Werths  der  Materie  der  ihm  vermachten  Sache  sich  begnügen. 

§.  320.  Wenn  erhellet,  dass  die  Veränderung  der  Form  ohne  Vor- 
wissen und  Genehmigung  des  Testators  erfolgt  sei,  so  hat  der  Legata- 
rius in  dem  Falle  des  §.  318.  die  Wahl:  ob  er  die  veränderte  Sache 
nehmen,  oder  den  gemeinen  Werth  der  ihm  vermachten  Sache  selbst, 
60  wie  sie  zur  Zeit  der  Veränderung  beschaffen  war,  fordern  wolle. 

§.  321.  In  dem  Falle- des  §.319.  hingegen  kann  der  Legatarius  nur 
auf  diesen  Werth  der  vermachten  Sache  selbst,  vor  der  Veränderung, 
Anspruch  machen. 

§.  322.  Hat  der  Testator  das  für  die  veräusserte  Sache  gelösete  Geld 
bis  zu  seinem  Tode  besonders  aufbewahrt,  so  muss  dasselbe  dem  Le- 
gatario, statt  der  vermachten  Sache,  verabfolgt  werden;  es  wäre  denn, 
dass  der  Erbe  eine  entgegenstehende  Willensäusserung  des  Testators 
nachzuweisen  vermöchte. 

§.  323.  Hat  der  Erblasser  die  vermachte  Sache  dem  Legatario  schon 
selbst  Übergeben,  so  hat  Letzterer  deshalb  an  den  Nachlass  weiter  kei- 
nen Anspruch. 

§.  324.  Hat  jedoch  der  Erblasser  die  Sache  dem  Legatario  durch  ei- 
nen lästigen  Vertrag  zugeeignet,  und  demselben  das,  was  er  dagegen  zu 
leisten  hatte,  ganz  oder  zum  Theil  bis  an  seinen  Tod  nachgesehen;  so 
wird,  wenn  nicht  eine  entgegengesetzte  Wlllensmeinung  des  Testators 
klar  erhellet,  ein  solcher  Rückstand,  vermöge  des  Legats,  für  erlassen 
geachtet. 

§.  325,  Der  Legatarius  muss  die  vermachte  Sache  mit  allen  bei  dem 
Ableben  des  Erblassers  darauf  haftenden  Lasten  übernehmen,  wenn 
nicht  der  Testator  ein  Anderes  ausdrücklich  verordnet  hat. 

§.  326.  Ist  also  die  Sache  verpfändet,  oder  mit  eingetragenen  Hypo- 
theken belastet,  so  muss  der  Legatarius  diese  Lasten  ohne  Beitrag  oder 
Zutbun  des  Erben  ablösen. 

§.  327.  Ist  die  Sache  mit  mehrern  zugleich  verpfändet,  so  ist  der  Le- 
gatarius nur  schuldig,  einen  Theil  des  Pfandschillings,  nach  Verhältniss 
des  Werths  der  Sache,  zu  bezahlen;  und  kann  dagegen  den  Erben  an- 
halten, dass  er  die  Sache  von  dem  Pfandrechte  befreie. 

Von  Geldverm'ächtniuen, 

§•  328*  Besteht  das  Vermächtniss  in  einer  bestimmten  Geldsumme, 
so  muss  der  Erbe  dieselbe  dem  Legatorio,  von  Ablauf  der  Ueberle- 
gungsfrist  an,  landüblich  verzinsen. 

§•329*  Von  diesem  Zinsenlaufe  kann  sich  der  Erbe  nur  durch  ge- 
richtliche Niederlegung  der  vermachten  Summe,  so  weit  dergleichen 
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Niederlegung  nach  den  Gesetzen  Statt  findet,  (Tit.  16.  Abschn.3.)  be- 
freien. 

§.  330.  Die  Frist  zur  Uebergabe  oder  Bezahlung  der  vermachten 
Sache  oder  Summe  ist  nur  zu  Gunsten  des  Erben  bestimmt,  welcher 
daher  die  Uebergabe  oder  Zahlung  auch  früher  leisten  kann. 

§.331-  Fällt  dem  Erben  in  Bezahlung  des  Vermächtnisses  eine  schuld- 
bare Zögerung  zur  Last,  so  treffen  auch  ihn  die  gesetzmässigen  Ver- 
zugszinsen. 

Wie  weit  Legatarii  xn  den  Erbschafulaaten  beitragen  mtlsten. 

§.'332.  Ausser  dem  Falle  des  §.325.  ist  der  Legatarius  die  Lasten 
der  Erbschaftsmasse  übertragen  zu  helfen  nicht  schuldig. 

§.  333.  Der  Erbe  kann  also  bloss  aus  dem  Grunde,  dass  nach  Be- 
richtigung der  Schulden  und  Vermächtnisse  für  ihn  kein  Erbtheil  übrig 
bleibe,  den  Legatariis  keine  Abzüge  inachen. 

§.334.  Reicht  aber  der  Nachlass  zu  Bezahlung  der  Schulden,  Er- 
gänzung des  Pflichtthcils,  oder  Berichtigung  der  übrigen  Vermächtnisse 
nicht  zu,  so  müssen  die  Legatarii,  nach  Verhältniss  der  ihnen  geschehe- 
nen Zuwendungen ,  dazu  mit  beitragen,  oder  Abzug  leiden. 

§.  335.  Auch  die  von  Todeswegen  gemachten  Schenkungen  sind  die- 
sem Beitrage  und  Abzüge  unterworfen.  » 

§.  336.  Der  Werth  einer  vermachten  Sache,  nach  dessen  Verhältniss 
beigetragen  werden  soll,  muss  mit  Rücksicht  auf  den  Zeitpunkt  des 
Erbanfalls,  wenn  die  Parteien  sich  nicht  vereinigen  können,  gerichtlich 
abgeschätzt  werden. 

§.  337.  Wenn  einer  von  beiden  Theilen  mit  der  Taxe  nicht  zufrie- 
den ist,  so  kann  er  auf  gerichtlichen  Verkauf  antragen. 

§.  338.  Dem  Legatario,  welcher  den  Beitrag  nicht  leisten  will,  steht 
es  frei,  sich  des  Vermächtnisses,  auch  wenn  er  dasselbe  bereits  erhalten 
hat,  wieder  zu  entschlagen. 

§,339.  Will  er  hiernach  die  Sache  zurückgeben,  so  muss  er  zugleich 
die  während  seines  Besitzes  gezogenen  Nutzungen  dem  Nachlasse 
erstatten. 

§•340.  Von  den  Nutzungen  kann  er  jedoch  die  auf  deren  Hebung;  in- 
gleichen die  auf  Erhaltung  der  Sache  verwendeten  Kosten  abziehen. 

§.  341.  Uebrigens  wird  er,  wegen  der  Verbesserungen,  Verschlimme- 
rangen,  und  sonst,  einem  redlichen  Besitzer  gleich  geachtet. 

§.  342.  Hat  der  Legatarius ,  ehe  ihm  der  Beitrag  zu  den  Erbschafts- 
lasten von  der  vennachten  Sache  abgefordert  worden ,  dieselbe  red- 
licherweise verkauft ,  so  darf  er  nur  nach  Verhältniss  des  gelöseten 
Kaufwerths  beitragen. 

§•343.  In  allen  andern  Fällen,  wo  der  Legatarius  die  vermachte 
Sache  veräussert  hat,  und  also  dieselbe  um  des  Beitrags  sich  zu  ent- 
schlagen, nicht  mehr  zurückgeben  kann,  wird  auf  den  Werth  der 
Sache  zur  Zeit  des  Erbanfalls,  Rücksicht  genommen. 

§.  344.  Doch  kommen  dem  Legatario  Verschlimmerungen,  welche 
die  Sache  erweislich  in  seinem  Besitze  ohne  sein  grobes  Versehen  er- 
litten hat,  so  wie  ein  ohne  dergleichen  Versehen  erfolgter  gänzlicher 
Untergang  der  Sache,  zu  statten. 

§.  345.  Die  Schulden  und  übrigen  Erbschaftslasten  müssen  aus  der 
Substanz  des  Nachlasses,  und  der  dazu  gehörenden  Vermögensstücke 
berichtigt  werden. 


Digitized  by  Google 


§.357. 


>8ok  /J^o  Momenten  unö  (^ofricfdeu* 


59 


§.  346.' 1  Legatarii  also,  denen  nur  ein  Kiessbrauch,  oder  gewisse 
jährliche,  oder  sonst  zu  gewissen  Zeiten  fällige  Hebungen  beschieden 
sind,  tragen  zu  diesen  Lasten  nur  in  so  weit  mit  bei,  als  nach  dem 
Verhältnisse,  wie  der  Hauptstuhl,  aus  dem  sie  diese  Hebungen  zu  er- 
warten haben ,  durch  den  davon  zu  entrichtenden  Beitrag  geschwächt 
wird,  auch  ihr  Genuss,  oder  ihre  Hebung,  einen  Abfall  erleiden 
müssen. 

§.  347.  Damit  bestimmt  werden  könne:  um  wie  viel  die  jährlichen 
Hebungen  solcher  Legatarien  sich  vermindern,  müssen  dieselben  zu- 
vörderst zu  Capital  angeschlagen  werden.  '* 

§.348.  Mit  wie  viel  Prozent  sie  zu  Capital  zu  rechnen  sind,  rauss 
nach  dem  Alter  und  der  wahrscheinlichen  Lebensdauer  der  Legatarii, 
mit  Rücksicht  auf  die  bei  der  nächsten  inländischen  Wittwenverpfle- 
gungs  -,  Leibrenten  -  oder  Tontinen  -  Anstalt  angenommenen  Grund- 
sätze bestimmt  werden. 

§.349.  Nach  dem  Verhältnisse  nun,  wie  von  einem  solchen  ange- 
nommenen Capitale  zur  Uebertragung  der  Erbschaftslasten  abgegeben 
werden  lnüsste;  nach  eben  diesem  Verhältnisse  mindert  sich  die  jähr* 
liehe  Hebung  des  Legatarii. 

§.350.  Wenn  also,  izum Beispiele,  von  einem  jährlichen  Vierzig  Tha- 
ler betragenden  Legate,  das  Capital  nach  den  Regeln  des  §.  348.  Fünf- 
hundert Thaler  ausmachen  würde,  und  von  den  Legaten  zu  den  übri- 
gen Erbschaftslasten  Fünfzig  Prozent  beigetragen  werden  müssen,  so 
muss  dieser  Legat arius  mit  Zwanzig  Thalern  jährlicher  Hebungsich 
begnügen. 

§.351.  In  dem  Verhältnisse,  wie  der  Vortheil  des  Hauptlegatarii 
durch  den  Beitrag  zu  den  Erbschaftslastcn  geschmälert  wird,  vermin- 
dert sich  auch  der  Vortheil  desjenigen,  welchem  dieser,  nach  dem  Wil- 
len des  Erblassers,  ein  Vermächtniss  zu  entrichten  schuldig  ist. 

Was  Rechten«  fei,  wenn  der  Nachlast  durch  Vennjichtniwe  endtöpft  wird. 

§.  352.  Nach  vorstehenden  Grundsätzen  müssen  sämmtliche  Lega- 
tarii, im  Verhältnisse  des  auf  sie  kommenden  Vorthcils,  die  übrigen 
Lasten  der  Erbschaft  auch  alsdann  tragen,  wenn  der  ganze  Nachlass 
durch  einzelne  Vermächtnisse  erschöpft  ist. 

§.  353.  Dem  Testaments-  oder  Intestaterben  verbleibt  jedoch  die 
Verwaltung  und  Vertheilung  des  Nachlasses,  nach  den  in  der  Prozess- 
ordnung enthaltenen  Vorschriften. 

§.  354.  Einem  solchen  Erben  müssen  sämmtliche  auf  die  Conserva- 
tion  und  Verwaltung  des  Nachlasses,  ingleichen  auf  die  Regulirung 
des  Geschäfts  mit  den  Schuldnern  und  Legatariis  verwendete  Kosten 
erstattet  werden. 

§.  355.  Auch  hat  er  für  seine  Bemühungen  und  Versäumnisse  eine 
billige  Vergütung  zu  fordern. 

§.  356.  Können  über  diese  die  Interessenten  sich  in  Güte  nicht  ver- 
einigen, so  muss  sie  der  Richter  nach  eben  den  Grundsätzen,  wie  das 
Salarium  eines  Verlassenschafts-  oder  Concurscurators  bestimmt  wird, 
festsetzen. 

§.  357.  Zu  diesen  Schadloshaltungen  des  Erben  (§.  354-356.)  tragen 
Aie  Legatarii  in  eben  dem  Verhältnisse  bei,  wie  zu  den  Übrigen  Erb- 
schaftslasten. 
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§.  358.  Dergleichen  Schadloshaltungen  kann  jedoch  der  Erbe  nur  in 
so  fern  fordern,  als  dieselben  dasjenige,  was  ihm  zum  Erbtheile  übrig 
bleibt,  übersteigen. 

§.  359.  Will  der  Erbe  sich  mit  dem  Geschäfte  der  Erbschaftsreguli- 
rung  nicht  selbst  befassen,  so  steht  ihm  frei,  die  gerichtliche  Bestellung 
eines  Verlassenschaf tscurators,  auf  Kosten  der  Masse,  seinem  Erb- 
rechte unbeschadet,  nachzusuchen. 

§.  360.  Auch  in  diesem  Falle  kommt  also  ein  Zuwachs  der  Erbschaft, 
welcher  in  der  Folge  sich  ereignet,  demjenigen,  welcher  das  ihm  ange- 
fallene Erbrecht  wirklich  übernommen  hat,  zu  gute. 

§.  361.  Von  einem  solchen  Zuwachse  aber  müssen  zuvörderst  den 
Legatariis  die  vorhin  gemachten  Abzüge,  jedoch  ohne  Zinsen,  ergänzt 
werden. 

§.  362.  Will  weder  der  Testaments-,  noch  der  nächste  Intestaterbe, 
aus  Besorgniss  der  Unzulänglichkeit  des  Nachlasses  zur  Berichtigung 
der  Erbschaftslasten  und  Vermächtnisse,  das  ihm  angefallene  Erbrecht 
übernehmen;  so  muss  der  Richter  die  nächstfolgenden  gesetzlichen  Er- 
ben in  der  Ordnung ,  wie  in  Ermangelung  der  näheren  das  Erbrecht 
auf  sie  verfällt  wird,  dazu  auffordern. 

§.  363.  Sobald  aber  dieser  zunächst  an  der  Succession  stehende  In- 
testaterbe, seiner  Person  oder  seinem  Aufenthalte  nach,  unbekannt 
oder  zweifelhaft  ist,  muss  der  Richter  über  den  Nachlass  Concurs 
eröffnen. 

§.  364.  Bleibt  alsdann,  nach  Abzug  der  Schulden  und  Vermächtnisse, 
ingleichen  sämmtlicher  Kosten,  noch  etwas  übrig,  so  fällt  dasselbe  dem 
nächsten  Intestaterben,  der  das  Erbrecht  nicht  abgelehnt  hat,  anheim. 

§.  365.  Wer  dies  sei,  muss  alsdann,  wenn  die  Person  oder  der  Auf- 
enthalt desselben  unbekannt  ist,  durch  Edictalcitation  ausgemittelt 
werden. 

Vom  Rechte  de*  Zuwachst«  bei  Legaten. 

§.  366-  Ein  Vcrmächtniss ,  welches  der  Legatarius  nicht  annehmen 
kann  oder  will,  failt,  in  Ermangelung  eines  dazu  von  dem  Testator  er- 
nannten Substituten,  an  die  Erbschaftsmasse  zurück. 

§.  367.  War  jedoch  der  ausfallende  Legatarius  mit  Vermächtnissen 
an  Andere  belastet,  so  muss  der  Erbe  diese  letztern  berichtigen ,  oder 
das  angefallene  Legat  dem  fernem  Legatario,  welchem  der  Ausgefallene 
etwas  leisten  sollte,  überlassen. 

§.  368-  War  ein  Vcrmächtniss  mehrern  Personen  zugleich  und  un- 
geteilt beschieden,  so  wächst  der  ausfallende  Antheil  des  einen,  in 
Ermangelung  eines  Substituten,  den  übrigen  Mitgenossen  zu. 

§.  369.  Dieser  Zuwachs  geschieht  nach  eben  dem  Verhältnisse,  nach 
welchen!  der  Testator  die  Quoten  eines  jeden  Legatarü  an  dem  ganzen 
Vermächtnisse  bestimmt  hat. 

§.  370.  Ist  dergleichen  Verhältniss  von  dem  Erblasser  nicht  angege- 
ben, so  erwerben  die  Mitgenossen  den  Zuwachs  zu  gleichen  Theilen. 

§•371*  Uebrigens  gilt,  wegen  des  Zuwachses  bei  Vermächtnissen, 
eben  das,  was  wegen  des  Zuwachses  bei  den  Erbtheilen  verordnet  ist. 
(§.  281.  seqq.) 

§.  372.  Doch  fallen,  wenn  der  Testator  den  Zuwachs  unter  den  Le- 
gatarien verboten  hat,  die  erledigten  Vennächtnisse  nicht  an  den  In- 
testat-,  sondern  an  den  .Testamentserben. 
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Von  beaondern  Arten  der  'VcrmKchtnu»e:    a)  Künftige  Sachen. 

§.  373.  Hat  der  Testator  Jemanden  ausdrücklich  eine  künftige  Sache 
vermacht,  so  muss  ihm  der  Erbe  diese  Sache,  sobald  sie  zur  Wirklich- 
keit kommt,  gewähren. 

b)  Eigene  Sache  dei  Erben. 

§.  374.  Auch  das  besondere  Eigenthum  des  eingesetzten  Erben  kann 
der  Testator  einem  Dritten  vermachen. 

§.  375.  Bei  einem  solchen  Vermächtnisse  kommt  es  darauf  nicht  an: 
ob  der  Testator  gewusst  hat,  dass  die  Sache  dem  Erben  gehöre. 

§.  376.  Gehört  die  Sache  e»nem  von  mehrern  Miterben,  und  das 
Vermächtniss  ist  nicht  ausdrücklich  diesem  allein  auferlegt,  so  muss 
ihm  der  gemeine  Werth  der  Sache  aus  der  Erbschaftsmasse  ersetzt 
werden.  \  %- . 

c)  Fremde  Sache.  r> 

§.  377.  Hat  der  Testator  Jemanden  eine  fremde  Sache  ausdrücklich 
vermacht,  so  muss  der  Erbe,  dieselbe  dem  Legatario  zu  verschaffen, 
sich  möglichst  angelegen  sein 

§.  378.  Will  der  dritte  Besitzer  der  vermachten  Sache  dieselbe  dem 
Legatario  gar  nicht,  oder  nur  gegen  unverhältnissmässige  Bedingungen 
überlassen,  so  muss  der  Erbe  dem  Legatario  den  durch  Sachverstän- 
dige ausgemittelten  ausserordentlichen  Werth  vergüten. 

§.  379.  Hat  der  Legatarius  die  ihm  als  fremd  vermachte  Sache  durch 
einen  lästigen  Vertrag,  vor  oder  nach  dem  Tode  des  Erblassers,  bereits 
an  sich  gebracht,  so  muss  der  Erbe  ihm  das  vergüten,  was  er  selbst  da- 
für gegeben  hat. 

§.380.  Hat  aber  der  Legatarius  durch  einen  wohlthätigen  Vertrag, 
oder  sonst  unentgeltich,  das  Eigenthum  der  Sache  erworben,  so  bleibt 
das  Vermächtniss  ohne  Wirkung. 

§.381.  War  der  Legatarius,  zur  Zeit  des  errichteten  Legats,  selbst 
Ei^enthümer  der  ihm  vermachten  Sache,  so  ist  das  Vermächtniss  ohne 
Wirkung,  wenn  nicht  aus  der  Fassung  der  Disposition  erhellet,  dass 
und  welchen  besondern  Vortheil  der  Testator  dadurch  dem  Legatario 
bat  zuwenden  wollen.  ■ 

§.382.  Uebrigensfkommt  es  in  diesem  Falle  nicht  darauf  an:  ob  der 
Legatarius  bei  dem  Ableben  des  Testators  die  vermachte  Sache  noch 
wirklich  besitzt,  oder  ob  er  sie  in  der  Zwischenzeit  veräussert  hat. 

§.  383.  Im  zweifelhaften  Falle  wird  niemals  vermuthet,  dass  der  Te- 
stator eine  fremde  Sache  habe  vermachen  wollen. 

§.  384.  .Wenn  er  also  eine  Sache,  die  wirklich  eine  fremde  war,  als 
seine  eigene  vermacht,  so  ist  das  Vermächtniss  ohne  Wirkung. 

§.385.  Kommt  dem  Testator  nur  ein  gewisses  Recht,  oder  ein  An- 
spruch auf  die  Sache  zu,  so  wird  im  zweifelhaften  Falle,  nur  dieses 
Recht,  oder  dieser  Anspruch,  für  vermacht  angenommen. 

d)   Sachen  die  nicht  im  Verkehre  und. 

§.  386.  Werden  Sachen  vermacht,  die  vom  Verkehre  gänzlich  ausge- 
schlossen sind,  so  ist  ein  solches  Vermächtniss  unkräftig. 

e)  Handlangen. 

§.  387.  Hat  der  Testator  den  Erben  mit  gewissen  Handlungen  zu 
Gunsten  des  Legatarii  belastet,  so  ist  der  Erbe  zur  Leistung  dieser 
Handlungen  so  weit  verbunden,  als  er  sich  dazu  durch  Verträge  hat 
verpflichten  können.  (Tit.  5.  §.  33.  sqq.) 
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f )   Vermächtuune  der  Wahl. 

§.  388'  Hat  der  Testator  eine  aus  mehrern  Sachen  dergestalt  vermacht, 
dass  nothweodig  eine  Wahl  Statt  linden  muss,  so  gebühret  diese  Wahl 
dem  Erben,  in  so  fern  nicht  aus  der  Fassung  der  Disposition  klar  erhel- 
let, dass  sie  der  Legatarius  haben  solle. 

§.  389.  Ein  Gleiches  findet  auch  alsdann  Statt,  wenn  zwar  nur  eine 
bestimmte  Sache  vermacht  worden;  in  dem  Nachlasse  aber  mehrere 
Sachen  von  dieser  Art  vorhanden  sind,  und  nickt  deutlich  ist,  welche 
derselben  der  Testator  gemeint  habe. 

§.  390.  -Lautet  die  Verordnung  des  Testators  dahin,  das  der  Erbe 
dem  Legatario  eine  von  mehrern  Sachen  goben  solle,  so  bezeichnet  sol- 
ches eine  dem  Erben  üb  erlassene  Wahl.  *        a, . 

§.  391.  Hat  aber  der  Testator  verordnet,  dass  der  Legatarius  eine 
von  mehrern  Sachen  nehmen  solle,  so  wird  dadurch  angedeutet,  dass 
dem  Legatario  die  Wahl  zukomme   .V  ; 

§.  392.  In  allen  Fallen,  wo  der  Erbe  wählt,  ist  er  nur  eine  nach  den 
Umständen  des  Legatarii  für  ihn  brauchbare  Sache  zu  geben  verbunden. 

§.  393.  Ist  aber  die  Wahl  dem  Legatario  ohne  Einschränkung  über- 
lassen, so  kann  dieser  auch  das  Beste  wählen. 

§.  394.  Haben  mehrere  Erben  oder  Legatarien  unter  Sachen  von  glei- 
cher Art  eine  Wahl  vorzunehmen,  so  entscheidet  das  Loos,  in  welcher 
Ordnung  sie  wählen  sollen» 

§.  395.  Hat  der  Testator  einem  Dritten  die  Bestimmung,  welches 
Stück  der  Legatarius  haben  soll,  'Überlassen,  so,  ksnn  dieser,  so  wie 
der  Legatarius  selbst,  (§.  393.)  auch  das  Beste  aussuchen. 

§.  396.  Kann  oder  will  der  Dritte  nicht  wählen,  so  gebührt  zwar  die 
Wahl  dem  Legatario;  dieser  muss  sich  aber  alsdann  mit  einer  für  ihn 
brauchbaren  Sache  von  mittlerem  Werthe  begnügen. 

§•  397.  In  allen  Fällen,  wo  der  Erbe  wählt,  ist  derselbe  dem  Legata- 
rio zur  Gewährsleistung  für  die  gegebene  Sache,  wie  bei  Verträgen  ver- 
pflichtet. 

§.  398.  Hat  aber  der  Legatarius  gewählt,  so  haftet  der  Erbe,  ausser 
dem  Falle  eines  mit  untergelaufenen  Betrugs,  nicht  für  die  fehlerhafte 
Beschaffenheit  der  Sache. 

§.  399.  Der  Erbe  muss  jedoch  in  allen  Fällen,  wo  der  Legatarius  die 
Wahl  hat,  demselben  sämmtliche  im  Nachlasse  befindliche  Stücke,  un- 
ter welchen  er  wählea  könnte,  treulich  angeben,  und  auf  Verlangen  vor- 
zeigen. 

§.  400.  Hat  er  dieses  nicht  gethan,  so  ist  der  Legatarius  an  seine  erste 
Wahl  nicht  gebunden,  sondern  kann  von  neuem  wählen. 

g)  Vermachte  Gattung. 

§.  401.  Der  welchem  eine  gewisse  Gattung  von  Sachen,  ohne  Bestim- 
mung der  Qualität  und  Quantität,  vermacht  worden,  erhält  alle  Stücke, 
welche  sich  von  derselben  Gattung,  zur  Zeit  des  Todes,  im  Nachlasse 
befunden  haben. 

§.  402.  Doch  bleiben  Stücke  davon  ausgenommen,  die  als  Pertinenz- 
stücke  oder  Inventarien  eines  Landguts  oder  Gebäudes  anzusehen  sind; 
sobald  der  Wille  des  Testators,  dass  der  Legatarius  auch  diese  haben 
solle,  nicht  klar  erhellet 

§.  403.  Hat  der  Testator  Jemanden  ein  Stück  von  einer  gewissen 
Gattung  ohne  weitere  Bestimmung  vermacht,  und  es  findet  sich  derglei- 
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chen  im  Nachlasse  nicht,  so  muss  der  Erbe  dem  Legatario  ein  solches 
Stück  anschaffen. 

§.  404.  Die  unbestimmt  gebliebene  Qualität  einer  solchen  dem  Lega- 
tario zugedachten  Sache,  muss  nach  dem  Stande  und  der  Nothdurft  des 
Empfängers  bestimmt  werden. 

§.  405.  Wenn  Jemanden  eine  bestimmte  Sache  vermacht  worden ,  so 
sind  unter  einem  solchen  Legate,  in  Ermangelung  näherer  Vorschriften, 
auch  die  gesetzlichen  Pertinenzstücke,  so  weit  dieselben  bei  dem  Able- 
ben des  Testators  vorhanden  waren,  mit  begriffen.  (Tit.  2.  §.  42.  sqq.) 

h)  Vertnäcbtni»»  einer  beatiotmhm  Sache.  \ 

§.  406.  Derjenige  also,  dem  eine  solche  Sache  vermacht  worden,  geht 
in  Ansehung  der  gesetzlichen  Pertinenzstücke  demjenigen  vor,  welchem 
die  Gattung  von  Sachen,  zu  welcher  diese  Pertinenzstücke  an  und  für 
sich  gehören,  beschieden  ist. 

§.407.  Zu  vermachten  flüssigen  Sachen  gehören  auch  die  Gefässe, 
in  welchen  sie  verkauft  oder  verführt  zu  werden  pflegen. 

i)  VermächtniMe  einer  Schuldverschreibung. 

§.  408*  Ist  Jemanden  eine  bestimmte  Schuldforderung  vermacht  wor- 
den, so  gebührt  ihm  das  Capital,  nebst  allen  nach  dem  Tode  des  Erb- 
lassers fälligen  Zinsen. 

§.  409.  Ist  die  Schuld  unrichtig,  oder  der  Schuldner  unvermögend, 
so  trifft  der  Verlust  den  Legatarium. 

§.410.  Ist  die  Schuld  getilgt,  so  kann  auch  der  Legatarius  nichts 
fordern. 

§.  411.  "Wird  aber  die  Schuld  nur  durch  Gegenforderungen  aufgeho- 
ben, die  nach  dem  Zeitpunkte,  da  das  Legat  ausgesetzt  worden,  entstan- 
den sind,  und  worüber  sich  der  Erblasser  mit  dem  Schuldner  nicht  be- 
rechnet hatte,  so  kann  der  Legatarius  den  Betrag  des  Hauptstuhls  aus 
der  Masse  fordern. 

§.  412.  Hat  der  Schuldner  die  Schuld  zwar  bezahlt,  der  Testator  aber 
das  von  ihm  empfangene  Geld  bis  an  seinen  Tod  besonders  aufbewahrt, 
so  gehört  dasselbe,  wenn  nicht  eine  andere  Absicht  des  Testators  dabei 
klar  erhellet,  dem  Legatario. 

§.  413.  Eben  das  gilt,  wenn  der  Testator  das  für  die  vermachte  Schuld 
eingegangene  Geld  sogleich  in  eben  derselben  oder  einer  mindern  Summe 
wieder  ausgeliehen  hat.  , 

§•  414.  Ist  Jemanden  alles ,  was  in  einem  gewissen  Behältnisse  sich 
befindet,  vermacht  worden:  so  werden  darunter  die  Schuldforderungen, 
worüber  die  Instrumente  darin  verwahrt  sind,  nicht  mit  begriffen;  so- 
bald in  dem  Behältnisse  noch  andere  Sachen  sich  finden,  auf  welche 
das  Legat  gedeutet  werden  kann. 

§•415.  ^Vohl  aber  sind  unter  einem  solchen  Vermächtnisse  Bankno- 
ten, Pfandbriefe  oder  Aktien  und  andere  die  Stelle  des  baaren  Geldes 
vertretende  Papiere  mit  verstanden,  wofern  nicht  eine  entgegengesetzte 
Willensmeinung  des  Testators  klar  erhellet. 

§•  416.  Hat  der  Testator  nur  die  Zahlung  einer  vermachten  Summe 
aus  einem  ausstehenden  Capitale  angewiesen;  so  muss  der  Erbe  diese 
Zahlung  leisten,  wenn  gleich  das  Capital  von  dem  Testator  nachher 
eingezogen  worden. 

§  417.  Ist  aber  die  Schuld  unrichtig,  oder  der  Schuldner  unvermö- 
gend; so  ist  das  Vermächtniss  ohne  Wirkung. 
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§.  418.  Kommt  jedoch  der  Schuldner  zu  bessern  Vermögensumstän- 
den; so  tritt  das  Vermächtniss,  so  weit  alsdann  noch  Zahlung  von  dem 
Schuldner  erhalten  werden  kann,  wiederum  in  seine  Kraft. 

§.  419.  Ist  ein  Vermächtniss  auf  gewisse  jährliche  Einkünfte  an- 
gewiesen, so  kann  der  Legatarius  nicht  mehr  fordern,  als  die  Einkünfte 
wirklich  betragen. 

§.  420.  Doch  müssen  die  Ausfälle  eines  Jahres  aus  den  Ueberschüs- 
sen,  welche  in  den  nächstfolgenden  Drei  Jahren  sich  ereignen,  so  weit 
diese  dazu  hinreichen ,  vergütet  werden. 

k)  Vermächtniss  des  Gebrauchs  oder  Niessbrauche. 

§.  421.  Ist  Jemanden  der  Gebrauch  oder  Genuss  einer  Sache  ver- 
macht worden,  und  dem  Vermächtnisse  keine  Bestimmung  einer  ge- 
wissen Zeit  beigefügt:  so  behält  der  Legatarius  den  Vortheil  auf  Le- 
benslang; und  derjenige,  welchem  die  Substanz  als  Erben,  oder  ver- 
möge eines  andern  Vermächtnisses  zufällt,  kann  auf  den  Mitgebrauch 
oder  Mitgenuss  keinen  Anspruch  machen. 

§.  422.  Wie  weit  der  Erbe  oder  Legatarius  der  Substanz  des- 
halb Caution  fordern  könne,  ist  nach  den  im  Titel  vom  Niessbrauche 
vorgeschriebenen  Grundsätzen  zu  beurtheilen.  (Tit.  21.  Abschn.  1.) 

§•  423.  Ist  aber  der  Gebrauch  oder  Genuss  einer  Corporation,  Ge- 
meine oder  andern  moralischen  Person,  ohne  Zeitbestimmung  zuge- 
wendet, so  dauert  das  Vermächtniss  nur  Fünfzig  Jahre. 

§.  424.  Hingegen  laufen  die  einer  moralischen  Person  beschiedenen 
jährlichen  oder  sonst  zu  gewissen  Zeiten  wiederkehrenden  Hebungen, 
so  weit  als  das  Legat  an  sich  gültig  ist,  im  Mangel  einer  nähern  Be- 
stimmung, solange  fort,  als  die  moralische  Person  noch  vorhanden  ist. 

1)  Vermächtniss  einer  Passivschuld  des  LegatariL 

§.  425.  Vermacht  der  Erblasser  seinem  Schuldner  das,  was  dieser 
ihm  selbst  schuldig  ist,  so  ist  die  Schuld,  nebst  allen  vor  und  nach  Er- 
richtung des  Testaments  angeschwollenen  Zinsen,  für  erlassen  zu 
achten. 

§.  426.  Doch  ist  dergleichen  Erlass  auf  Forderungen,  die  erst  nach 
dem  errichteten  Legate  entstanden  sind,  nicht  zu  ziehen,  sobald  nicht, 
dass  auch  dieses  der  Wille  des  Erblassers  gewesen  sei,  klar  erhellet. 

§.  427.  Für  einen  Erlass  der  Schuld  ist  es  anzusehen,  wenn  der  Te- 
stator verordnet  hat,  dass  dem  Schuldner  seine  Verschreibung  oder 
sein  Pfand  zurückgegeben  werden  solle. 

§.428.  Dem  Vennächtnisse  einer  Schuld  ist  es  gleich  zu  achten, 
wenn  Aeltern,  zu  Gunsten  eines  oder  des  andern  ihrer  Kinder,  das 
Einwerfen  desjenigen,  was  dasselbe  an  sich  nach  den  Gesetzen  sich  an- 
rechnen lassen  müsste ,  erlassen. 

§.  429.  Findet  sich  bei  dem  Ableben  des  Testators,  dass  der  Legata- 
rius demselben  nichts  schuldig  sei,  so  ist  das  Vermächtniss  ohne 
Wirkung. 

m)  Vermächtniss  einer  Paasivschnld  des  Erblassers. 

§.  430.  Vermacht  der  Erblasser  seinem  Gläubiger  das,  was  dieser  von 
ihm  zu  fordern  hatte,  so  ist  dergleichen  Verordnung  als  ein  Anerkennt- 
niss  der  Schuld  anzusehen. 

§.431.  Doch  muss,  wenn  ein  solches  Vermächtniss  von  Wirkung, 
sein  soll,  die  anerkannte  Schuld  durch  Angebung  der  Summe,  oder  Be- 
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Zeichnung  des  über  die  Schuld  sprechenden  Instruments,  gehörig  be- 
stimmt sein.         x    .1.1   ,  .  .  / 

§.432.  Ist  eine  Summe  bestimmt,  So  muss  dieselbe  dem  Legatario 
bezahlt  werden,'  wenn  auch  sonst  kein  Rechtsgrund,  aus  welchem  sie 
der  Erblasser  schuldig  geworden,  ausgemittelt  werden  könnte. 

§.433.  Kann  aber  erwiesen  werden ,  dass  der  Erblasser  dieselbe 
Schuld,  die  er  seinem  Gläubiger  vermacht  hat,  nach  errichtetem  Le- 
gate bezahlt  habe,  so  hat  das  Vermächtniss  weiter  keine  Wirkung. 

§.  434.  Uebrigens  wird  durch  ein  solches  Vermächtniss  (§.  430.) 
eine  bedingte  Schuld  in  eine  unbedingte  verwandelt. 

§.435.  Auch  erlangt  der  Gläubiger  durch  ehi  solches  Vermächtniss 
die  den  Legatarien  §<  290.  beigelegten  Rechte. 

§.  436.  Dagegen  wird  durch  das  Vermächtniss  einer  Schulfl  der  Ter-' 
min,  wann  sie  zahlbar  ist,  zum  Nachtheile  des  Erben  nicht  geändert. 

§.  437.  Die  dem  Erben  geschehene  Auflage,  die  Schulden  des  Erb- 
lassers zu  bezahlen,  ist  noch  für  kein  Vermächtniss  einer  Schuld  zu 
achten. 

§.  438.  In  so  fern  jedoch  der  Erblasser,  bei  dieser  Auflage,  die  Sum- 
men oder  Data  der  Schulden  bestimmt  angegeben  hat,  gilt  dergleichen 
Aeusserung  als  ein  Anerkenntniss. 

§.  439.  Daraus,  dass  der  Erblasser  dem  Glaubiger  eine  dessen  Schuld- 
forderung gleiche  Summe  vermacht,  folgt  noch  nicht,  dass  er  bloss  seine 
Schuld  hat  tilgen  wollen. 

§.440.  Vielmehr  muss  die  vermachte  Summe  berichtiget,  und  über- 
dies die  Schuld  bezahlt  werden,  wenn  nicht  ein  Anderes  ausdrücklich 
verordnet  ist. 

-:      *    '"'      b)  Vermachte  AKnente. 

§.441.  Sind  Jemanden,  der  sich  selbst  nicht  verpflegen  kann,  Ali- 
mente vermacht,  so  müssen  ihm  dieselben,  so  lange  er  sich  in  diesem 
Zustande  befindet,  gereicht  werden. 

§.  442.  Sind  also  einem  Kinde  Alimente  ohne  weitere  Bestimmung 
vermacht,  so  dauert  die  Verbindlichkeit  des  Erben  so  lange,  als  der 
Legatarius  sich  selbst  seinen  Unterhalt  nicht  erwerben  kann. 

§.  443.  Der  im  Testamente  nicht  näher  bestimmte  Unterhalt  muss, 
wenn  der  Erblasser  den  Legatarium  schon  vorhin  verpflegt  hatte,  nach 
der  Art,  wie  dieses  geschehen  ist,  und  nach  der  Lebensart,  wozu  der 
Erblasser  den  Legatarium  hat  vorbereiten  wollen,  festgesetzt  werden. 

§.  444.  Ausserdem  ist  auf  den  Stand  des  Legatarii,  welchen  derselbe 
iur  Zeit  des  errichteten  Testaments  hatte,  Rücksicht  zu  nehmen. 

§.445.  Wenn  vorstehende  Regeln  nicht  ein  Anderes  an  die  Hand 
geben,  so  sind  unter  vermachten  Alimenten  weder  die  Kosten  der  Aus- 
stattung, noch  des  Studirens,  wohl  aber  diejenigen,  welche  die  Erler- 
nung einer  Kunst  oder  eines  Handwerks  erfordern,  mit  begriffen. 

§•446.  Ist  der  Legatarius  von  adlicher  Geburt,  und  den  Kriegs- 
diensten gewidmet,  so  ist  unter  dem  vermachten  Unterhalte  auch  die 
Anschaffung  der  erstem  Offiziers-Equipage  zu  verstehen. 

o)    Vermachte  Ausstattung.  ■ 

§.  447.  Hat  Jemand  einer  Frauensperson  eine  Aussteuer,  oder  Aus- 
stattung, ohne  weitere  Bestimmung  vermacht ,  so  muss  dieselbe,  ohne 
Rücksicht  auf  das  eigene  Vermögen  der  Auszustattenden,  so  bestimmt 
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werden,  wie  sie  eine  Person  vön  dem  Stande  dj$s  jLegatani,  n^ch  ge- 
setzlichen Bestimmungen  würde  fordern  können. 

§.  448.  Ist  der  Legatarius  von  höherem  Stande  als  4er  Erblasser,  so 
muss  er  sich  mit  der  niedrigsten  Art  der  Aussteuer,  die  er  nach  seinem 
Stande  verlangen  kann,  begnügen. 

§.  449.  Hat  der  Testator  einem  seiner  Kinder,  die  erhaltene  Aussteuer 
oder  Ausstattung  zum  Voraus  vermacht,  so  ist.  ein  solches  VermächUuss 
nach  den  Vorschriften  §.425.  sqq.  zu  beurtheileo.      u  ti\         ;  -.».. 

Von  de?  MUnuorte  hei  Legaten., 

§.  450.  Legate,  bei  welchen  keine  Münzsorte  bestimmt  worden,  sind 
in  Silbercourant,  so  wie  dasselbe  zur  Zeit  der  gerichtlich  aufgenomme- 
nen oder  übergebenen  letztwilligen  Verordnung  gangbar  war,  zu  ent- 
richten. ,  •      .;•  . 

§.  451.  Ist  das  Legat*  in  einem  an  sich  gültigen  aussergerichtlichen 
Aufsätze  enthalten,  so  wird  bei  Bestimmung  der  Münzsorte  auf  das  Da- 
tum  des  Aufsatzes  Rücksicht  genommen. 

Vermächtnisse  von  Sachen,  die  der  Legatarius  nicht  hesitxen  kann. 

§.  452*  Ist  Jemanden  eine  Sache  vermacht  worden,  zu  deren  Besitz 
derselbe,  vermöge  seines  Standes  unfähig  ist:  so  muss  ihm  der  Erbe  so 
viel  Recht  daran  einräumen,  als  er  nach  den  Gesetzen  erlangen  kann. 

.§.453*  Ist  also  einem  N ich tbesitzfähigen  ein  adliches  Gut  vermacht 
worden,  so  muss.  der  Erbe  demselben  während  der  §.  42.  bestimmten 
Frist  den  Naturalbesitz  und  Genuss  des  Guts  überlassen. 

§.  454»  Auch  muss  der  Erbe  denjenigen  Handlungen  sich  unterziehen, 
phne  welche  der  Legatarius  das  Gut  an  einen  Besitzfähigen  nicht  über- 
tragen kann. 

§.  455.  Ist  die  Sache  so  beschaffen,  dass  der  Legatarius  gar  kein 
Recht  an  dieselbe  erlangen  kann;  so  hat  der  Erbe  die  Wahl,  dieselbe 
für  den  gemeinen  Werth  zu  behalten,  oder  sie  für  Rechnung  des  Le- 
gatarii  an  einen  Fähigen  gerichtlich  verkaufen  zu  lassen. 

§.  456.  Ist  die  Sache  von  dem  Verkehre  ganz  ausgeschlossen;  so  hat 
es  bei  der  Vorschrift  des  6.  366.  367.  sein  Bewenden. 

Vermächtnisse,  die  als  Strafe  verordnet  sind. 

§.  457.  Verordnungen  eines  Testators,  wodurch  er  dem  Erben  oder 
Legatario  gewisse  Nachtheile  auflegt;  wenn  sie  seinen  letzten  Willen 
anfechten,  oder  demselben  zuwider  handeln  würden,  sind  niemals  auf 
den  Fall  auszudehnen,  wenn  bloss  die  Gewissheit  und  Richtigkeit  des 
letzten  Willens  von  ihnen  bezweifelt  wird. 

C.   Im  Ansehung  der  Substitutionen  t    1)  der  gemeinen, 

§.  458.  Wer  einem  Erben  oder  Legatario  durch  gemeine  Substitu- 
tion nachgesetzt  worden,  hat,  so  weit  der  Testator  nicht  ein  Anderes 
ausdrücklich  verordnet,  mit  demjenigen,  welchem  er  nachgesetzt  ist, 
gleiche  Rechte  und  Pflichten. 

§.  459.  Der  Substitut  geht  in  demjenigen,  worin  er  substituirt  wor- 
den, nicht  nur  den  Intestat-,  sondern  auch  den  im  Testamente  ernann- 
ten Miterben  vor. 

§.  460.  Die  Fähigkeit  oder  Unfähigkeit  des  Substituten  wird  nach 
dem  Zeitpunkte,  wo  der  Substitutionsfall  eintritt,  beurtheilt. 

§.  461.  Ist  der  Erbe  oder  Legatarius  mit  seinem  Substituten  zugleich 
umgekommen,  so  können  die  Erben  des  Letzteren  aus  der  Substitu- 
tion'keinen  Anspruch  machen.  (Tit.  1.  §.39.) 
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§  462.  Hat  aber  Aer  Substitut  ütak  TertatÖF  Dbertebt,  und  ist  «rst 

innerhalb  der  gesetzmässftgeri*  Ueberlegungsfrist  des  eingesetzten  Erbeti 
verstorben  ;rso;  geht  das  Recht  aus  der  S^stftütiön  auf  seinen  Erben 
über.  (Tit.  9.     '383.)  '   V  :.v/     :    :  , 

§.  463.  Die  gemeine  Substitution  verliert  ihre  Wirkung,  so  bald  der 
erste  Erbe  ?  öder  Legatarius  die  Erbschaft  oder  das  Vermächthiss  auf 
eine  rechtsbeständige  Art  übernommen  hat. 

§.464.  Kommt  jedoch  derselbe  auf  eine  oder  die  andere  Art  mrden 
Fall,  dass  er  sein  erworbenes  Rfechft  wieder,  aufgeben  kann  oder  muss; 
so  tritt  auch  der  Substitut  wieder  in  deine  vorigen  Rechte. 

§.  465.  Wenn  der  eingesetzte  Erbe  vor  dem1  Ablaufe  der  Ueberie- 
gungsfrist  stirbjt,  so  komnit.  den  Erben  ,  die  Vprscjirift  des.,  neunten  Ti- 
tels §.  397.  fluch  gegen  den  SubsjMultn  zu  Blatten.  >, : 

2)   der  fid»tronirtiM»rii«b*B.  v  \'    :  . 

§.  46fr  Bei  der  fideicoinmissarischen  Substitution  bat  der  eingesetzte 
Erbe  oder  Legatarius  so  lange,  bis  der Substituücuisfall eintritt*  alle 
Rechte  und  Pflichten  eines  Niessbrauchers*  (Tit  21.  Äbsclbn.  1.)  • 

»<rßt.  Me  3ufä*e  j«  i  55.  tief.  titcW. 

§.467,  Bei  eintretendem  Substilutionsfalje  müssen  der  Erfce  oder 
Legatarius,  oder  deren  Erben ,'. alles,  was  sie,  vermöge  der  Erbes ein- 
seizung  oder  des  Legats,  an  Sachen  oder  Rechten  aus  dein  Nachlasse 
erworben  haben,  in  dem  Stande,  in  weichein  es  sich  zur  £eit  der 
Uebernehmung  befunden  hat,  dem  Substituten  oder  dessen  Erben, 
ohne  den  geringsten  Abzug,  nach  eben  den  Vorschriften,  die  zwischen 
dem  Niessbraucher  und  Eigehthümcr  festgesetzt  sind,  herausgeben. 

§.  468.  Hat  der  Testator  verordnet,  dass  die  fideicbmmissarische  Sub- 
stitution nur  auf  das,  was  bei  eintretendem  Falle  noch  vorhanden  sein 
würde,  sich  erstrecken  solle,  so  kann  der  eingesetzte  Erbe  über  die 
mit  der  Substitution  belegte  Substanz  zwar  unter  Lebendigen,  aber 
nicht  von  Tödeswegen  verfügen. 

§.469.  Auch  unter  Lebendigen  kann  er  durch  Schenkungen,  die  auf 
einer  blossen  Freigebigkeit  beruhen,  das  Recht  des  Substituten  nicht 
vereiteln. 

§•470.  Der  Substitut  ist  berechtigt,  die  Vorlegung  eines  gerichtli- 
chen, oder  eines  eidlich  zu  bestärkenden  Privatinventarii,  über  die  ihm 
bestimmten  Sachen  zu  fordern. 

§.471.  Hat  der  Testator  dem  Substituten,  auf  dergleichen  Vorlegung 
anzutragen,  ausdrücklich  verboten,  so  ist  anzunehmen,  dass  er  densel- 
ben nur  auf  das,  was  bei  dem  Ableben  des  Eingesetzten  noch  vorhan- 
den sein  wird,  habe  substituiren  wollen. 

§.472.  Uebrigens  finden  wegen  der  Befugnisse  des  Substituten, 
Cautionsbestellang  zu  fordern,  und  wegen  der  Auseinandersetzung 
zwischen  ihm  und  dem  Haupterben  oder  Legatario,  bei  eintretendem 
Substitutionsfalle,  die  zwischen  dem  Niessbraucher  und  Eigenthümer 
gegebenen  Vorschriften  ebenfalls  Anwendung. 

Rescrfpt  *.  16.sn«t  1834,  betr.  Me  frage:  06  Die  ettfiftitutiott  auf  taljeniae,  wafi 
M<6  bem  Xobt  be«  infWuirten  Grrben  nod)  borbanben  fein  werbe,  ben  Srbea  ton  bet  WoxXu 
gutii}  einet  3nvenrarti  befreie. 

9tad)  bem  3fnb«lte  be<  von  3&nen  unterm  13.  b.  301.  obfcfirlft tief)  elngereldü* 
ttit  Xeftament«  US  £apejier  @.  (dt  berfetbe  in  ^rjiebung  auf  fein  SWobttrar- 
termbgen  beßimmt:  baß  folefee*  flleicbfaflö  feiner  fcfcrfrau  |um  uneingefcbrdnften 

5» 
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68  Gtflez  &)dL  3to*Ift*t  Xittl.  (.473- 

$Mm);  (StnuQ.utö  &ittoaUvm%  auf  ujrc  gtbfnßjdf  »crbfdbfn;  U«  ©faentbum 
(lütt  pierju  töhtlqtn  ött<cten  aber  nad)  tfcrtm  Tobt  auf  ff  int  Xodjter  faden 
folk,  obne  >df  tiefe  jebod)  beredmat  fei ,  bieferbalb  Richer  fldlunii  von  Inner 
grau  |M  ijerianatn  /  in  bau  ffe  nur  auf  biejeniaen  Sttacfelafr  Effecten  Bnforucb  itu  - 
d>en  bürfe,  n>ftd)<  nad)  bem  £obe  feiner  gbefrau  nod)  »orbanbtn  fein  werben:. 
Da*  sü.-ß.  91.  »erorbnet  nun  im  §.  471.  Xtr.  12.  I*. *. 
/,£at  tier.Xeffator  bem  ©ubtfituteti  auf  dergleichen  Sorieaung  anjutraqen 
auÄtrücNId)  verboten/  fo  iß  anuinebmen,  bafi  er  bcnfelben  nur  anf  bai, 
nai  bei  bem  Ableben  be*  Qfcin&efefcten  nod)  »orbanDen  fein  miH>,  fcabe  fub» 
fhruiren  rooBen.*' 

2Dtfi  eta^tqeridit  unb  baff  Äammergeridjt  f?nb  ber  üfidnuna,  tag  bie  ftraqr : 
ob  tiefe  Wea.fl  nicht  aud)  umaefc-b«  »erben  muff«/  unb  ob  nicht,  fomie  tat 
©erbot  eine«  tyrloat*  ^nvehtarium«  bie  ftcfdirdntung  trg  ©ubflituNn  auf  bat, 
voai  bei  bem  ftblebcn  bti  (glriacfepten  nod)  »orfeanben  fein  toirb,  cntbalte,  aud> 
eine  beralddjen  ausglitt lt*t  6Ubflitution  Dir  iBefreiuna  be«  cingrfc&ten  «rben 
von  ber  SBotleauna.  eine*.  «ericbtlid)en  ober  ctDIid)  ju  brfldrfenben  3noentarium* 
begrunbe,  fo  jroeifelbaft  fei/  tag  roeniaflm*  «ber  mir  einer  fo(d)en  ©ubßttution 
cinaeff&te  Srtc  n  i d) t  im  ^Bege  eine«  biogen  ÜRanbat«  nad)  iöorfchrtft 
be*  §.7.  2it  46.  ber  5Jro|.  Drbu.  jur  Offenlegung,  eine«  ^notntacium«  fticr  ba« 
SytobiniirBtrmoaen  angehalten  »erben  f.nne. 

Dieter  «njicW  tritt  t*r  3uftijniini0er  bei,  unb  mn§  tt  3fbrrr  grtanbantln, 
ber  oerebelichten  *,3dcfermcij.er  St.  fiberlaffen ,  bie  d3erbinb(id)f<it  ber  eingesäten 
Qsrbin  jur  Offenlegung  be«  SDtobiliarnflchlrtffe«  im  .Bcqe  be«  «projoTe*  feßfieüen 
tu  laffen.  13cn.  «ct.  tc0  3^fn|m.   «.  ß.  9..  Wo.  19.  Vol.  11.  fol.97. 

$.  473.  In  so  fern  die  Verlassenschart  zur  Tilgung  sSmintlichcr  Schul- 
den nicht  hinreicht,  müssen  auch  die  ans  der  verschuldeten  Erbschaft 
bestellten  Fideicommisse,  nach  näherer  Bestimmung,  .§.  345.  seqq.  dazu 
mit  angewendet  werden. 

§.  474.  Auch  die  einzelnen  Vermächtnisse  müssen  erst  entrichtet 
werden^  ehe  der,  welcher  dem  Erben  lideicomuiissarisch  substituirt 
worden,  etwas  fordern  kann. 

§.  475.  Hat  der  Erblasser  ans  seinem  Nachlasse  ein  Famflienfidei- 
commiss  bestellt;  so  muss  der  Fidcicommissfolger  die  einzelnen  Ver- 
mächtnisse, so  weit  die  übrige  Erbschaft  nicht  hinreicht,  entrichten» 

§.47-6.  Doch  können  die  Legalarii  nicht  an  die  Substanz,  sondern 
nur  an  die  Nutzungen  des  Fideicoinmisses  sich  halten. 

'§.  477.  Wie  weit  der  Pflichtlheil  mit  Fideiconnnissen  belastet  wer- 
den könne,  ist  gehörigen  Orts  bestimmt.  (Th.  2.  Tit.  2.  Abschn.  5  ) 

D)  Von  bedingten  Erbe»einiettuageii  und  VerBMctrtnM.eq, 

§.478.  Ist  Jemand  unter  einer  aufschiebenden  Bedingung  zum  Erben 
eingesetzt,  so  bleibt,  wenn  nicht  der  Teslalor  ein  anderes  vorgeschrie- 
ben hat,  der  Intestaterbe  so  lange,  bis  die  Bedingung  eintritt,  im  Besitze 
und  Genüsse  des  Nachlasses. 

'von  aufocliiebenden  Be3ingungeit,  . 

§.  479.  Ist  der  Intestaterbe  seiner  Person  oder  Aufenthalte  nach  mi- 
bekannt,  so  muss  der  Nachlass  bis  daliin,  für  dessen  Rechnung ,  durch 
einen  Curator,  unter  gerichtlicher  Aufsicht,  verwaltet  werden. 

§.  480.  Zwischen  dem  Intestaterben,  oder  dessen  Curator,  und  dem 
bedingt  eingesetzten  Testamentscrbeu  findet  alsdann  eben  das  Verhält- 
niss  Statt,  wie  zwischen  dein  eingesetzten  und  dem  fidcicoimnissarisch 
nachgesetzten  Erben.  (§.  466.  seqq.) 

§.  481.  Doch  kann  der  bedingt  eingesetzte  Erbe  in  keinem  Falle  Cau- 
tion  fordern,  n  enn  es  bloss  von  ihm  abhängt,  die  Bedingung  zur  Wirk- 
lichkeit zu  bringen. 

§.  482.  Ist  ein  Veimächlniss  unter  einer  aufschiebenden  Bedingung 
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\erlnsscn  ,  so  finden  eben  diese  "Vorschriften  zwischen  f^in  Erben 


Legatario  Anwendung.  \    „  „.  , 

§.  483.  Bas  Eigenthum  der  vermachten  ( Sache  geht ,  also  ,  in;  di 
Falle,,  so  wie  das  Recht,  Früchte  oder  Nutzungen  davon  zu  fordern, 
«t  mit  dein  Tage,  So  die.  Bedingung.. erfiüit  wird,  auf  den  I,ega«a- 

§.484.  Doch  kann  der  Legatarius  auch,, alsdann  Yerzin^nng^ oder 
Herausgabe  der  Früchte  und  Nutzungen!,  nur.  von  der  Zeit  an  verlan- 
gen, wo  er, dem  Erben  die  Erfüllung  4er  Beafaigung  gemfild#,|und/*ie 
nöthigen  Falls,  gehörig  nachgewiesen  hat.        <;    .h  >. -A, 

§.  485.  So  weit  überhaupt  ein  unter  Bedingung  eingeräumt  es  Recht 
auf  die  Erben  des  Berechtigten,,  übergehen  kann;  so  weit  findet  ein 
Gleiches  za  Gunsten  der  rirben  des  bedingungsweise  eingesetzten.  Err 
ben  oder  Legatarii  Statu   (Tit.4.  j§.162.:-163.):    ':]  ' 

§.  486.  Was  vorstehend  von  der  aufschiebenden  Bedingung  verord  - 
net  ist,  (§.  478-485-)  gilt»  auch  alsdann,  wenn  Jemanden  eine  Erbschaft 
oder  Vermächtnis^,  ;aur  von  .einem  gewissen  *  Tage  ^n  ,  bescKieden 

worden.:  isb  :K;n  ..i  .  .;         ?.v.:\  :         -rf-  ■  <•  . 

§•487.  I)och  findet  in?  diesem  Falle:  die  Vferzin^ung  oder  Heraus- 
gabe der  Früchte*  und  Nutzungen  vo»  diesem-  Tage  an ,.  ohne  weiteres 
Anmelden  des  Erben  oder  Legatarii,  Statt-  (§. 484->  :» 

§.  488.  Wenn  Jemanden  etwas  Zur  Aussteuer  oder  Ausstattung  ver- 
macht worden,  so  ist  ein  solcher  Beisatz  eher  für  die  Bestimmung  eines 
Zweckes,  als  für  eine  aufschiebend e  Bedingung  zu  achten. 

»,  i ' •»        i  Von  au flü se nd e n ,        ,  P 

§.489.  Ist  eine  Erbschaft,  oder  ein  y ermäch tniss  unter  einer  auflö- 
senden Bedingung  verlassen,  so  steht  der  Erbe  oder  Legatarius  gegen 
den,  welchem  bei  dem  Eintritte  der  Bedingung;  die  Erbschaft  oder  das 
Vermächtniss,  nach  der  Verordnung  des  Testators,  oder  nach  den  Ge- 
setzen anheim  fällt,  in  eben  dem.  Verhältnisse,  wie  der  eingesetzte  Erbe 
oder  Legatarius  gegen  den  fideicommissarischen  Substituten.  (§.466.sqq.) 

VOB  raehrern  Bedingungen. 

.  §•  490.  Hat  der  Erblasser  unter  verschiedenen  aufgelegten  Bedingun- 
gen eine  zu  wählen,  ohne  weitere  Bestimmung,  frei  gelassen ;  so.  steht 
die  Wahl  bei  demjenigen,  welcher  mit  der  Bedingung  beschwert  worden. 

Erfüllung  der  Bedingungen.  .•,'»' 

§.491.  Ist  die  der  Verordnung  beigefügte  Einschränkung  für  eine 
wirkliche  Bedingung  zu  achten;  dergestalt,  dass  das  Recht,  des  Erben 
oder  Legatarii  von  dem  Ereignisse,  welches  eintreffen  oder  nicht  ein- 
treffen soB,  abhängig  gemacht  worden:,  so  muss  dieselbe  schlechterdings 
erfüllt  werden.  (Tit.  4.  §.  100.) 

§.  492.  Es  hängt  von  einem  solchen  Erben  oder  Legatario  nicht  ab, 
nur  einen  Theil,  oder  nur  einige  von  mehrern  ihm  zusammen  aufgeleg- 
ten Bedingungen  zu  erfüllen,  und  dagegen  auch  nur  einen  Theil  des 
ihm  zugedachten  Vortheils  zu  verlangen. 

§.  493-  Ist  aber  der  dem  Erben  oder  Legatario  zugedachte  Vortheil 
vor,  oder  (bei  einer  auflösenden  Bedingung)  während  der  Zeit  seines 
Besitzes,  durch  Zufall,  ohne  sein  auch  nur  geringes  Verschen  vermin- 
dert worden:  so  kann  derselbe  eine  verhältnissmässige  Minderung  der 
ihm  aufgelegten  Lasten  fordern. 

§.  494.  Können  jedoch  dergleichen  Lasten  zu  Gelde  nicht  angeschla- 
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d§zu  bestimmt:  so  können  diejenigen,  welchen  daran  gelegen1  Ist,  Auf 
ricnterficne^e^  *  . 


seil 

des  Erblassers  an,  die  Bedingung  erfüllen  und  sich  dadurch  den  zuge- 
dachten ^VilittlVertchaffen.    —  » t!  -      »7"       *'    »  * 
•  iW.1  ^vVcm  der  Tbrthdl  zufalle,' Wcnii  die  Bedingung;  untcrwel- 
cher1  derseibe'VIem  Erben  oder  •Legatäriö,  itfgedächt  wenden,;  nicht  em- 
trifft,  ist  nach  den  Grundsätzen  vom  Zuwachse  zu  beurtheilen.  (§. Äl- 

287. §. ms-m.). 1  lvju:  '        * }vY i::r'" ,;  *": 

«'  §.  498;  Ist  Mehrärn  zusamroengeflomtnen  eine  Bedingung  aufgelegt 
worden,  welche  von  einem  derselben,  nach  der  aus  der  Verordnung 
und  den  Umständen*  erhellenden  Absicht  des  Erblassers  \  vollständig 
erfüllt  werden  kann:  sö  kommt* die' von  meinem'  unter  ihnen  geleistete 
Erfüllung  den  übrigen  zu  statten.       1    '        '  «  '  ^  ' 

§.499.  Soll  die  Erfüllung  ton  alten  geleistet  werden ,  und  das  Ver- 
mächtniss  ist  dem  ganzen  Inbegriffe  der  Legataricu  zugedacht;  so  wächst 
der  Antheil  der  Nichterftillenden  den' übrigen  zu.  -         - 1» 

§.  500.  Hat  aber  der  Testator  den  Antheil  eines  jeden  an  dem  Legate 
ausdrücklich  bestimmt,  so  fällt  die  Portion  des  Nichterfüllenden  in  den 
Nachlass  zurück. 

Von  schon  erfüllten  Bedingungen, 

§.  501.  Ist  die  Bedingung  schon  bei  dein  Leben  des  Erblassers,  oder 
vor  der  Publication  seines  Testaments  eingetroffen,  so  hat  es  dabei  sein 
Bewenden. 

§.  502.  Besteht  jedoch  die  Bedingung  in  einer  Handlung  des  Erben 
oder  Legatärii,  welche  von  ihm  wiederholt  werden  kann;  so  ist  der- 
selbe zu  dieser  Wiederholung  verpflichtet. 

§.  503.  Wenn  aber  aus  dieser  Wiederholung  entweder  an  sich,  oder 
in  Beziehung  auf  die  aus  der  Verordnung  oder  den  Umständen  sich  er- 
gebende Absicht  des  Testators,  kein  Nutzen  zu  erwarten  ist,  so  hat  es 
bei  den  Vorschriften  des  vierten  Titels  §.  133-135.  sein  Bewenden. 

von  unmöglichen  Bedingungen. 

§.  504.  Nach  eben  diesen  Vorschriften  §.  126.  sqq.  ist  auch  die  Wir- 
kung der  einer  Erbeseinsetzung  oder  einem  Vermächtnisse  beigefügten 
unmöglichen  Bedingung  zu  beurtheilen. 

§.  505.  War  die  Erfüllung  der  Bedingung  an  sich  zwar  möglich;  aber 
dem  Erben  oder  Legatario  noch  bei  der  Lebenszeit  des  Erblassers  un- 
möglich; und  dieses  dem  Erblasser  bekannt  geworden;  so  wird,  wenn 
er  in  seiner  Verordnung  nichts  geändert  hat,  die  Bedingung  für  erlassen 
geachtet. 

§.  506.  Ist  die  eingetretene  Unmöglichkeit  dem  Erblasser  unbekannt 
geblieben,  oder  gar  erst  nach  dessen  Ableben  entstanden,  so  wird  die 
Erbeseinsetzung  oder  das  Vermächtniss  entkräftet. 

§.  507.  Ist  ein  Vortheil,  der  einem  Dritten  verschafft  werden  soll, 
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TÜr  Beolngüng  gemacht,  ^  findet  ÄeTorsdfrift  Tit.  4  §.  *fö  il3. 
Anwendung.  ••»»  •»«'  »•'»? 

':  Yö«  Zweck«.  1; 

§.  508.  Erhellet  aus  der  Fassung  derletztwilligen  Verordnung,  oder 
aus  den  Umständen,  dass  der  Erblasser  bei  demjenigen,  was  er  dem 
Legatariö  oder-  dem  Erben  aufgelegt ,  den  eigenen  Ynrthei  desselben 
zur  Absicht  gehabt  habe t  so  ist  eine  solche  Bestunmung  nur  für  einen 
Zweck  zu  achten.  {Tit.  4.  §.  152i  sqq.)     .  >  -  >n 

§.$09.  Auch  der  Endzweck,  au  Welche*  Jemanden  ein  Vortheil  «zu- 
gedacht worden^  muss  in  der  Kegel  von  demselben  erfüllt  werden.  £ 

'§.'510.  Kommt  der  Erbe  oder  Legatarius ' zu ; dieser  Erfüllung  idureh 
eigenes  Verschulden  ausser  Stand  t  so  verliert  er  <  den  ihm*  zugedachten 
■VortheiL  ■  •<  :  A)  -  -\:\  . i  'S  A 

§.511.  Wird  die  Erfüllung  des  Zweck*  ohne  Schuld  des  Erbenloder 
Legatarii  unmöglich:  so  muss  der- Vortheil  zu  einer  andern  'Bestimmung, 
welche  der  aus  der  Verordnung  oder  aus  den  Umständen,  sich  ergeben- 
den Absicht  des  Testators  am  nächsten  komirit^  Verwendet  werden; !  ^ 

§.  512.  Kann  auch  dieses  nach  den  Umstanden  nicht  geschehen;)  so 
behält  der  Erbe  oder  Legatarius  dennoch  den  ihm  zugedachten  Vortheil; 

§.  513.  Es  wäre  denn,  dass  aus  der  Verordnung  oder  den  Umstän- 
den klar  erhellete,  dass  der  Erblasser  dem  Erbitt  oder  Legatariö«  den 
Vortheil  gar  nicht  zugewendet  haben  würde*  wenn  er  die  Nkhtevfül- 
long  des  bestimmten  Zwecks  vorausgesehen  hätten  -  j ,     :  l . 

Von  Bedingungen  oder  Zwecken  tum  Beete«  de*  gemeinen  Weeent,  "     .  >> 

§.514.  In  allen  Fällen,  wo  der  Erblasser,  bei  Hinzufügdng  ifhier ^Be- 
dingung, oder  eines  Zwecks,  die  Beförderung  des  gemeinen  Bestens  un- 
mittelbar  zum  Augenmerke  gehabt  hat,  ist  der  Staat  auf  deren  Erfüllung 
zu  dringen  berechtigt.  .  il,       .'-YS  ?, 

§.  515.  Macht  derjenige,  welchem  bei  unterbleib  ende*  Erfüllung  *las 
Erbtheil  oder  Vermächtniss  zufallen  würde,  Sich  eines  Verständnisse« 
nit  dem  Belasteten  zur  Vereitelung  der  gemeinnützigen  Absicht  Schul- 
dig: so  hat  der  Staat  das  Recht,  für  deren  Erfüllung  .aus  der  dazu  ibe- 
stimmten  Sache  oder  Summe  selbst  zu  sorgen.  • 

Tos  «nbeetimraten  Bedingung«*. 

§.  516.  Sind  nicht  bestimmte  Handlungen  zu  thun  oder  zu  lassen  an- 
befohlen worden:  so  können  die  nach  Art  einer  Bedingung  abgefassten 
allgemeinen  Ermahnungen  zur  Tugend,  Ordnung/  Sparsamkeit  u.  s.  w. 
den  Erben  oder  Legatarium  nur  in  seinem  Gewissen  verbinden. 

§.  517.  Hat  aber  der  Erblasser  das  Betragen  des  Erben  oder  Lega- 
tarii  der  Aufsicht  gewisser  Personen  unterworfen ;  und  von  diesen  wird 
ein  dem  Willen  des  Testators  offenbar  zuwiderlaufendes  Betragendes 
Begünstigten  dem  Richter  angezeigt  und  nachgewiesen:  so  geht,  nach 
einer  fruchtlos  erfolgten  gerichtlichen  Warnung,  die  Erbschaft  pder  das 
Vermächtniss  verloren. 

§•518.  Falsche  Benennungen  oder  Bezeichnungen  machen  die  Ver- 
fügung des  Erblassers  nicht  ungültig.,  wenn  nur  sonst  die  wahre  Ab- 
sicht desselben  deutlich  erhellet. 

VIII.  Au»legungsregeln. 

§•  519.  Ueberhaupt  sind  letztwillige  Verordnungen  im  zweifelhaften 
Falle  so  zu  deuten,  wie  sie  nach  den  Vorschriften  der  Gesetze  am  be- 
sten bestehen  können. 

r 
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§.  .Auch  muss  im  zweifelhaften  Falle  <Jie:  Auslegung  zum  Vor- 
theile des  eingesetzten  Erben  gemacht  werden.  ,  , 

§.  521.  So  weit  aber  die  gesetzliche/  Erbfolge  durch  die  letztwillige 
Verordnung  nicht  aufgehoben  worden,  wird,  nach  den  Regeln  »derr  er- 
raten); die  in  letzterer  fehlende  Bestimmung  ergänzt 

§.  52&  Hat  der  Testator,  ohne  weitere  Bestimmung; . seinen  Verwand- 
•ten  etwas- zugedacht,  so  fällt  dasselbe  denjenigen,  welche  zür  Zeit  sei- 
nes Ablebens  zu  seiner  gesetzlichen  Erbfolge  die  nächsten  >  oder  gleich 
nahe  sind,  ohne  Unterschied  des  Standes  oder  Geschlechts,' anheim. 

§.  523j  Hat  er  zum  Besten  oder  Flor  seiner  Familie  etwas,  ausgesetzt: 
•so  ist,  bei  AdlicheuT.zu  vermuthen,  dass  die  Zuwendung  nur  seiner 
mönuKcheu  Nachkommenschaft  zu  giite  komu>en  solle.  m 

§.  524.  War  aber  der  Testator  nicht  von  Adel:  so  kommt  der  Vor- 
theilauch  seiner  Nachkommenschaft  roh  der  weiblichen  Seite  zu  statten. 

:  §.  525»-  Dass  und  wie  ist  beständigen  Familien -Tideicoinmissen  die 
Successidnsondnung^  ges^etzmässig  bestimmt  werden  müsse,  ist  gehörigen 
Orts  vorgeschrieben.  (Hhi% Tit;  4.  Abschn.  4.)  • !'  h  U 
>•  §.526.  Unter  dem  Ausdrucken  Kinder r  werden,  wenn  derselbe  in 
einer  Jetatwilligen  <  Verordnung  gebraucht  worden in  der  Kegel  auch 
die  an  deren  Stelle  tretenden  fennernjDescendentenj  in  so  fern  densel- 
ben  nach  den  Gesetzen  ein  Pllichttlieil  aus  dem  Vermögen; ihrer  unmit- 
telbaren Aekern  zukommen  wünde^mit:  begriffen;  es  mag ;  nun  von  des 
Erblassers  eigenen,  oder. von  den  Kindern  des  Erben  oder  Legatarii 
die  Rede  sein..  (TiUlJ.f.  1145.  1146.  1147.) 

§.  527.  Hat  der  Erblasser  den  Kindern  eines  Andern,  ohne  weitere 
Bestimmung,  etwas  vermacht,  so  gebührt  dasselbe  denjenigen»  welche 
zur  Zeit  des.  Erbanfalls  gehören,  oder  im  Mutterleibe  vorhandeu  waren. 

§.528.  Auch  in  diesem  Falle  treten  die  weitem  Abkömmlinge  sol- 
cher Kinder,'  die  vor  dem  Erblasser  verstorben  sind,  in  Beziehung' auf 
das  Vermächtniss,  so  weit  an  die  Stolle  ihrer  Aeltern;  als  sie  dazür  beiden) 
Kachlasse  ihrer  eigenen  Grossälteru,  oder  weitern  Ascendehten  berech- 
tigt sein  würden.,  :  .  r, 

§.  529.  Doch  gilt  auch  dieses  nur  von  solchen  weitern  Ankömmlin- 
gen, welche  bei  dem  Tode  des  Testators  schon  geboren,  oder  im  Mut- 
terleibe vorhanden  sind.  . 

§.  530.  Hat  der  Erblasser  den  Kindern  eines  Dritten  einen  gewissen 
Genuss  bestimmt,  welcher  ganz  oder  zum  Theil  erst  in  künftigen  Zei- 
ten fällig  wird,  so  nehmen  auch  die  nachgebornen  Kinder  daran  Theil. 

§.  531.'  Erhellet  aus  der  Disposition,  oder  kann  sonst  hinlänglich  er- 
wiesen werden,  dass  es  der  Wille  des  Testators  gewesen  sei,  durch 
ein  Legat  zugleich  die  Kinder  des  Legatarii  zu  bedenken;  so  treten, 
wenn  auch  der  Legatarius  vor  dem  Testator  gestorben  ist,  die  Kinder 
desselben,  so  weit  sie  seine  Erben  geworden  sind,  an  seine  Stelle. 

§.  532.  Hat  der  Erblasser  etwas  für  eine  gewisse  Familie  auf  künf- 
tige Zeiten  bestimmt:  so  ist  dergleichen  Verordnung  der  Errichtung 
eines  Familien-Fideicommisses  gleich  zu  achten. 

§.533.  Wie  weit  eine  solche  Verordnung  gelten  könne,  ist  nach 
den  gesetzlichen  Vorschriften  von  Fideicommissen  und  fidcicoinmissa- 
rischen  Substitutionen  zu  beurtheilen.  (Th.  2.  Tit.  4.  Abschn.  3.) 

§.  534.  Ein  ohne  weitere  Bestimmung  gegebenes  Verbot  des  Ver- 
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kaafs  enthält  eine  Willenserklärung  des  Erblassers,  dass  die  Sache  bei 
der  Familie  des  Erben  oder  Legatarii  bleiben  solle. 

§.  535.  Unter  dem  Verbote  des  Verkaufs  ist  jede  andere  Veräusse- 
rang  und  Verpfajttdung  begriffen.  v 

§.  536.  Sind  Jemanden  mehrere  Personen,  die  ihn  auch  ohne  Testa- 
ment beerben  würden,  ohne  weitere  Bestimmung  substituirt  worden; 
so  ist  die  Verordnung  unter  den  Substituirten  nach  den  Kegeln  der  ge- 
setzlichen Erbfolge  zu  deuten.  (  . 

§.  537.  Diese  Erbfolge  wird,  bei  obwaltender  Verschiedenheit,  nach 
den  Gesetzen  desjenigen  Gerichtsstandes,  welchem  ein  jeder,  dem  sub- 
stitoirt  worden,  für  seine  Person  unterworfen  war,  beurtheilt. 

§.  538.  Hat  Jemand  seinen  Kindern,  welche  zur  Zeit  des  errichteten 
Testaments  keine  Nachkommenschaft  hatten,  substituirt;  so  ist  anzu- 
nehmen, dass  die  Substitution  erloschen  sei,  wenn  das  eingesetzte  Kind 
erbfähige  Nachkommen  erhalten  und  hinterlassen  hat.  ' 

§.539»  Ausser  diesem  Fajle  muss  bei  der  Frage:  wann  eine  fidei- 
comm issarische  Substitution  eintrete  oder  erlösche,  der  Inhalt  der  letzt- 
willigen Verordnung,  so  weit  die  Gesetze  nicht  entgegen  stehen,  genau 
befolgt  werden. 

§.540.  Ist  es  zweifelhaft,  wen  der  Testator  durch  eine  nicht  genau 
bestimmte  Ernennung  zum  Erben  oder  Legatario  berufen  habe,  so  hat 
unter  Mehrern  derjenige  den  Vorzug,  welcher  mit  dem  Erblasser  in 
näherer  Verbindung  und  Bekanntschaft  gestanden  hat. 

§.  541.  Familienverbindungen  gehen  in  einem  solchen  Falle  blossen 
Amts-  oder  freundschaftlichen  Verhaltnissen  vor. 

§•542.  Ist  das  Verbältniss  vollkommen  gleich,  so  muss  die  Erbschaft 
oder  das  Vermächtniss  unter  diejenigen,  auf  welche  die  Beziehung  ge- 
deutet werden  kann,  gleich  getheilt  werden. 

§.  543.  Ist  eine  untneilbarc  Sache  vermacht,  so  entsteht  in  dem  §.  542. 
bemerkten  Falle  unter  den  Personen,  welche  mit  gleichem  Hechte  dar- 
auf Anspruch  machen  können,  ein  gemeinschaftliches  Eigenlhum.  (Tit.  17. 
Abschn.  1.)  : 

§.544.  Ist  einer  von  mehrern  Erben  oder  Legatarien,  ohne  nähere 
Bestimmung,  mit  einem  weitern  Vermächtnisse,  oder  einer  Abgabe  be- 
lastet: so  muss  dergleichen  weiteres  Vermächtnis»,  im  zweifelhaftenFalle, 
von  demjenigen  geleistet  werden,  welcher  die  Gattung  von  Sachen,  zu 
der  das  vermachte  Stück  gehört,  überkommen  hat. 

§.  545.  Kann  hiernach  die  Sache  nicht  entschieden  werden :  so  trifft 
die  Verbindlichkeit  zur  Entrichtung  eines  solchen  weitern  Vermächt- 
nisses, unter  deneö,  aufweiche  der  Wille  des  Erblassers  gedeutet  wer- 
den kann,  denjenigen,  der  vor  den  übrigen  am  meisten  begünstigt  ist. 

§.  546.  Ist  uie  Person  des  Legatarii  bloss  durch  sein  Verhältniss  ge- 
gen den  Erblasser  bezeichnet;  so  kann  nur  der,  welcher  zur  Zeit  des 
Todes  in  einem  solchen  Verhältnisse  mit  dein  Erblasser  gestanden  hat, 
das  Legat  von  dem  Erben  fordern; 

§.  547.  Es  wäre  denn,  dass  aus  dem  Inhalte  der  Verordnung,  oder 
sonst  aus  den  Umständen  erhelletc,  dass  der  Testator  nicht  bloss  auf 
dies  Verhältniss ,  sondern  zugleich  auf  persönliche  Zuneigung,  bei  Aus- 
setzung des  Legats,  Rücksicht  genommen  habe. 

§•548.  Was  an  Officianten,  Gesinde  oder  Hausgenossen  des  Tcsta- 
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tors,  ohne  weitern  Äeisatz,  verqiaclit  worden',  gebührt  also'  der  Regel 
nach  denjenigen,  welche  sich  bei  dein  Ableben  des  Erblassers  in  seinein 
Hause  öder  Dienste  befunden  Haben. 

§.  549.  Ist  jedoch  zur  Zeit  des  Todes  Niemand,  welcher  in  dem  an- 
gegebenen Verbal  tniW  mit  dem  Erblasser  steht,  vorhanden;  so  kann 
der\  welcher  zur  Zeit  des  errichteten  Testament»  darin  gestanden  hat, 
auf  das  Vermäditniss  Anspruch  machen.    »  .  .. 

§.  550.  Wenn  eine  verheirathete  oder  verlobte  Person  ihrem  Ehe- 

£tten  oder  Verlobten,  ohne  weitem  'Beisalz,  etwas  vermacht;  so  hat 
rjenige,  welcher  erst  nach  errichtetem  Testamente, in  eine  solche  Ver- 
bindung mit  dem  Erblasser  geireten  ist,  auf  das  VermUchtniss  keinen 
Anspruch.  ..v\  \ ... ......    »     ...  :  ,.  , 

,  :j§.  551.  Wenn  eine  noch  unverheiratete  oder  unve,rlobte  Person  ih- 
rem Ehegatten  oder  Verlobten  etwas  ycrmacty  hat;, so  ist  darunter  die- 
jenige Person  zu  verstehen,  welche  mit  dem  Testator  zur  Zeit  seines  Ab- 
lebens solchergestalt  verbunden  ist. 

§.  552.  Eben  dieselben  Auslegungsregeln  (§.  550.  551)  finden  Statt, 
wenn  dem  Ehegatten  oder  Verlobten  eines  Dritten,  ohne  weitere  Be- 
stimmung, etwas  vermacht  worden. 

.,.  §.  553.  Es  ist  also  auch  in  diesem  Falle  darauf  zu  sehen:  ob  der  Dritte 
zur  Zeit  des  errichteten  Testaments  im  ehelichen  oder  verlobten  Stande 

'   .  '  i  "l    *  «•         i         i    V  •     '  .... 

sich  befunden  habe. 

§.  554.  Wenn  es  streitig  ist,  was  unter  der  von  dem  Erblasser,  be- 
stimmten Qualität  oder  Quantität  einer  Sache  gemeint  sei;  so.muss  das 
Gutachten  der  Sachverständigen  den  Ausschlag  geben. 

§.  555.  Kann  aber  erwiesen  werden,  dass  der  Erblasser  mit  der  im 
Testamente  gebrauchten  Benennung  eine  gewisse  Art  von  Sachen  zu  be- 
zeichnen gewohnt  gewesen:  so  geht  diese  Auslegung  dem  Urtheile  der 
Sachverständigen  vor. 

§.  556.  Uebrigens  finden  die  bei  Willenserklärungen  gegebenen  Aus- 
legungsregeln auch  bei  lctztwilligen  Dispositionen,  theils  überhaupt, 
theils  als  Richtschnur  für  die  Sachverständigen,  in  dem  Falle  des  §.  554. 
Anwendung.  (Tit.  4.  §.  65.  sqq.) 

IX.  Von  TestaraenUexecatoren. 

§.  557.  Hat  der  Erblasser  Jemanden  die  Vollziehung  seines  letzten 
Willens  aufgetragen:  so  ist  derselbe  als  ein  Bevollmächtigter  des  Erblas- 
sers, und  die  letztwillige  Verordnung  selbst  als  seine  Vollmacht  und 
Instruction  anzusehen.  (Tit.  13.  Abschn.  1.) 

1)  Rescript  tt.i9.WprU  1806,  6etr.  bie  WdjtöerpfHc&tunfl  eine* Oericöt*,  bfe  t(jm  im 
Moment  übertragene  SSottsieöung  eine*  legten  miltnt  ju  itberne&men. 

frriebrid)  SBilbelm  tc.  Unfern  je.  3fn  bem,  wegen  ber  (Such  aufgetragenen 
SOofljifbungen  fcec  ^mitten  .  gibekommijTe  unb  Xeiiamente,  unterm  13.  t).  3W. 
Don  (£ud)  erflatteten  Berichte  rotrb  ai\6  ben  angeftibrten  ©ronben  gan*  rittticj 
uon  e»i(t)  geurtbeilt,  bo§  (Sud)  frei  tfeben  muffe,  bet  ben  unter  (gurer  ®erid)t$» 
borfeit  belegenen  gamilienftiftungen  uno  bei  lefctreiUigen  93erorbnungen,  in  »ei- 
chen bie  Crblaffer  tnaßgemetnen  9lu$briicfen  euch  bie  23oHitebung  t b c c s  legten 
^IßiUcny  aufgetragen /  btefen  Auftrag  mit  Slufifchliepung  berjenigen  Verfügungen/ 
tvelcne  noch  ben  ©efefeen  von  2lmtöroegen  erlaffen  werben  nu'nTen,  gänjlid)  ab\u- 
Iebnen;  Jnfofem  eine  folefoe  ©erorbnung  nicht  etwa  (Stiftungen  ad  pioi  usus 
ober  onbere  gemeinnüfctge  3n>ecfe  enthält,  al6  in  toelcbem  Salle  3br  Sud)  Dem 
gegebenen  »uftrage  untergeben,  im  Salle  einigen  *8ebenfen0  aber  »orber  anfra* 
gen  f&nnet. 
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bafl  Weitere  ju  Petf micn. 

'(Seil.  «ct.  brt  3fuftijm.  Äammergerid)tf  £><pt.  Wo.  1$  'fol.  5. 

2)  Rescrlpt  »■  «-Octtr.  1833,  f>crr.  oie  Sunfffontn  eine*  Xeihuoentfjl^farprt. 
•  euer  tfoebgeboren  tt>irt>  in  Verfafg;  bet-  torlduftgen  ©enarbrlcbtigung  «pm  9. 
«ugujt  %  %  ber  ht  brr  9tad»ia$regiiltning?fatbe  3bre<  wrfarbenttr  y>e«n  Jöru= 
bere  rrfiattete  triebt  bes  *>bnigl.  ^upiBeit  -^oHeauim?  ni  2irr?!a»  com  :;o.  0. 
SD?.  bicrn«bci?  eibfdirifilid»  mit  b<m  ttfemtrffli  üben ,: n t r ,  öub  ber  Jupijtntnifter 
bie  erbobene  5Befcbn>e*b«  füf  .begrönbet nidtt  er<rd)ti'n  fasm:      1  •'.  I  ' 
.    .ed)09  irt  ,be»i  «knri«  «nie*  £eflanunta^|ecutrr«  lkgt  ««, ba§  ffcb  bef» 
fen  31mt  bödmen»  auf  tie  Virronltung  be»  ■9Ucbloit<*  Jt*t  aber  auf.  Ott  burd) 
■bie  £btÜung.tn  bo*  «i*H*!ie§itd)e  Chgrntluim.  unb  taber  auch  in  Die  Verroal« 
,luog  bfr  tiuifltim  £rben  übergegangenen  Qlntbeüe  «ureeft,  »eil  fem ■  älmt  fonli 
In  baö  eines  fturatord  ber  <£jrbc»  Abergebe«  mürbe. 

Der     U7>  be-0,*n*ang*  tum  21.  2.9t.  fe&t  nJd)i*  anbtreö  feil,  wie  bie*  in 


|um  ©runöe  liegt,  Weitigt,  ba  wie. bei  Eingang  biefe«  Dlcfcrtpt^  ergiebt,  baf. 
felbe  überbaust  nur  von  ben  Functionen  be0  (gsreutorfl  unb  ber  ftinroirfung  betf 
2}ormunbfd)aft«gtrtä)rt  fcxWlt,     "     '  ' 

'  bet  bet  Verwaltung  ttt  Stadjlaffe*  fo  lange  er  ungeteilt  tff. 

Da  nun. im  vorliegtnben  gafle  bie  Xbeilung,  fomeit  fit  juldl'ftg  «nb  autffubr- 
bar.  war./  erfolgt  ift,  unb  bgö  Äonigl.  <pupillen.  Kollegium  in  beu  Verfügungen 
Pom  23.  Srfldrs  unb  20fien  Juti  b.  3.  aud)  nur  bie  D<Po(ttlon  ber,  ben  £u. 
tauben  ang  ettiefenrn  Oelber,  »ctioen  unb  «Prdttofen  »erlangt,  unb  |Td)  ba« 
mit  einperrtanben  erfldrt,  baß  in  9tücf(?d)t  ber  von  ber  £beilung  itod>  autfge* 


}u  n obe  getreten,  unb  muf  ts  bei  jenen  Verfügungen  beß  Äonigl.  >J)upiOen» 
Gollegiura«  petbleiben. 

OJen.  8er.  be*  3ufH|m.  8-  ß.  3t.  So.  i<).  Vol.  II.  fol.  48.  ». 

£  558-  Ist  mit  dieser  Vollziehung  zugleich  die  Verwaltung  des  Nach- 
lasses ganz  oder  zum  Theil  verbunden;  so  ist  der  Vollzieher  in  so  weit 
als  ein  Verwalter  fremder  Güter  zu  betrachten.  (Tit.  14.  Abschn.  2.) 

§.  559.  Er  ist  also  zwar  schuldig,  bei  dieser  Verwaltung  auf  das  In- 
teresse und  die  Verfügungen  des  Erben  Rücksicht  zu  nehmen; 

§.  560.  So  wenig  aber,  als  der  Erbe  selbst  etwas  gegen  den  Willen 
des  Erblassers  verfügen  kann:  so  wenig  ist  der  Vollzieher  befugt,  in 
solche  Verfügungen  des  Erben  zu  willigen. 

§.  561.  Wenn  über  den  Sinn  einer  Verordnung  des  Erblassers  zwi- 
schen dem  Testamentsvollzieher  und  dem  Erben  gestritten  wird;  so  ge- 
bührt, im  zweifelhaften  Falle,  der  Meinung  des  Erstem  der  Vorzug. 

§.  562.  So  weit  der  Vollzieher,  als  Verwalter  fremder  Güter  angese- 
hen wird,  ist  er  auch  zur  Rechnungslegung  verpflichtet. 

1)  Rescrlpt  t>.  25.3<uiuar  1796,  betr.  bie  «SefiignllTe  ber  IfftamentSerefuroren,  wenn 
gjlinnoremu  bei  bem  HaälaiTe  coneurrire«.    ».  R.  HL  S.  34  6.  f.  9(n(j.  §.  157  tu  II.  18.  |.  421. 

2)  Rescrlpt  ».  19.  Stöai  1804,  betr.  bie  Ernennung  unb  nuafiriEatton  «on  leftamentfi 
erefuteren  unb  fPefMtung  von  Xormiinbern  in  einem  Xcilamente. 

Stuf  Sure  bureb  ben  Vortrag  tttß  5"&alt»  eine*  |um  ^rotofoQ  aufgenomme- 
nen Seflamenttf  veranlagte  «nfrage  Pom  .3.  b.  271.  laffen  2Bir  (Sud)  bietburd)  be« 
febeiben,  ba§ 

ad  1.  »orauflgefefct ,  ba§  ber  Srb(a(fct  ber  $äegebefob(enen  ben  Vormunb  von 
ben  §§.  422  bi«  678.  Ib.  2.  2it.i8.  be«  91.2.9t.  »orgefebriebenen  ßinfcbrdn. 
fungen  ber  Pormunbfd)aft(td>en  sibminifiration,  burd)  eine  geriebtiiebe  <&v> 
lldcung,  ober  in  einein  formlidjen  gerlcbtlid)  aufgenommenen  ober  nieberge- 
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v  legten  Seffament  befreiet  bab«/  bie  groennutty  M  Söormunbe*  felbft,  fo» 
Wobl  vor*  olÄ  nadifcer,  nach  gjtaafjgnbe  bei»  §.  176  nnb  177.  anaefübr« 
ten  Sit« Ig/  Dur*  (ine  C£rf ii rnn^  unter  Den  üebeiiDi^eii ,  ober  burcb  eine 
lebtwiflige  Söerorbnung  bergeflalt  gefcbeben  flnut,  ba§  tt  in  beiben  gdflen 
feiner geierlid)fett  bewürfe,  fonbem  b'inreidienb  fei,  wenn  Hur  von  ber C»croi€  = 
b(it  bec  28iQen«meinting  bei  Ernennen bm  fc)inld;it)lid)  rorultrt;  weil  ber  an* 

...  oefübrte  $.  681.  in  ben  '-Worten:  „einen  com  tbm  ernannten  ffiormunb/'  bie 
Ernennung  befielben  von  ben/  mit  ber  Sßefretuna,  beffelben  von  ben  erroabn* 
ten  €infd)rdnfunflen  gefebüd)  verfnApften  Rkrmlidifcitcn  unabbängig  macht, 
unb  im  §.  682.  blofc  von  ber  Befreiung  felbfl  bie  9{ebc  itf; 

ad  2.  fein  grblaffer  für  befngt  geartet  werben  nnnt,  biefrf  festere  an  feilte 
«JJerfon  gebunbene  «Recht  bem  «jjnpiflen-  Sodeglo  ober  ben  bereits  ernannten 
23  or  mint  Dem  bergeflalt  jn  i'ibertrnflen,  ba§  eß  in  ibrec  Ü7lad)t  liebe,  anbere 
Söormünber  ;u  ernennen  unb  folebe  von  ben  $.  422  bi«  678.  be*  angefubrtcn 
Etteln*  bemerften  QHnfctordnfungen  jn  befreien; 

'  ad  3.  baff'gur  (Ernennung  brgjenlfjeu  /  welchem  ber  grblafler  bie  SJofljirbung 
feines  lebten  SBtueltf  aufträgt  gletdifafl*  wie  »d  t.  d  bmreidjenb  fei/  wen» 
von  ber  bereif beit  ber  >&iu,n*meinung  fceö  grnennenben  btnldnaltcb  confttrt, 
inbem  ba*  «.  fi.Sft.  £b.  i.  £iM2.  §.  557  biö  562.  befonbere  Sormlicbfeitett 
beflbalb  nicht  erforbert ;  bafj  bagegen  aber 

ad  4.  «Perfonen  weiblichen  (SefchlechtS  |u  (teftamennt  ggeruforen  nidj't  ernannt 
Werben  tonnen,  ba  berjenige,  welchem  ber  <£rbla|T«e  bie  Sßofljubuna  feine* 
lebten  Hillens  aufträgt,  jufolge  be0  ange'füb'tte'n  $.557.  ad  fcöevollmdcbtlg« 
ter  beifelbett  anaefeben  werben  mufj,  mit  einem  Söevoflmdchtigtrn  aber/  wel» 
d)em  bie  'm  SScbUefjung  gültiger  Verträge  erforderlichen  QHaenfcbaften  man* 
geln,  ein  Dritter  infolge  beß  §.32.  £it.  13.  Ii).  1.  bei  9f ,  ficb  einju« 
Iaffen  nicht  fcfculbig  tu,  unb  wenn  gleid)  unverbelratbrtc  graurnßperfonen 
nach  «Dtaafjaabe  beg  §.  2i.  £tt.  5.  Tb.  1-  31.  2- SR./  in  fo  fern  bie  «Prooinjial« 
©efe&e  feine  Stuönabme  machen/  bei  ©diliegung  ber  SBrnrdge  ben  «Kann«« 
perfonen  gleich  geachtet  werben/  bennoeb  fowobl  biefe  Slngnabme,  ale  einige 
anbere  gefeblicbe  SDtobiftcationen  unb  (Sinfcbrdnfunaen  jener  ibnen  verliebe» 
nen  ÜBefuqnif,  benfelben  bei  ber  Sfnnabme  unb  »utfübung  eine*  folcbenBof« 
trage«  unb  ber  bamit  verbuttbenen  Pflichten  im  2Bege  fteben  würben.  ,Lj  ; 

Vtruti  «rehio  Sö.3.  ©.262.  u.  SWatbls  «.2.0.10.  2r«bfcbnih\ 

4  t 

X.  Wie  Testamente  aufgehoben  and  widerrufen  werden. 

§.  563.  So  weit  jede  Willenserklärung  durch  Handlungen  vernichtet, 
oder  durch  Zufälle  vereitelt  wird;  verliert  auch  ein  Testament  oderCo- 
dicill  seine  rechtliche  Wirkung. 

Vom  Widerrufe.  : 

§.  564.  Jede  einseitige  letzlwillige  Verordnung  kann  von  dem  Testa- 
tor, bis  zu  seinem  Ableben,  nach  Gefallen,  ganz  oder  zum  Theil  wider- 
rufen und  abgeändert  werden. 

durrh  Zurücknahme, 

§.  565.  Wenn  der  Testator  ein  gerichtlich  niedergelegtes  Testament 
oder  Codicill  zurücknimmt,  so  verliert  dasselbe  seine  Gültigkeit. 

Anh.  §.  42.  V erlangt  der  V er  schwender  die  Zurückgabe  seines 
vor  der  Prodigalitätserklärung  niedergelegten  Testaments \ 
so  ist  diesem  Gesuche  zu  willfahren. 

Rescrlpt  v.  2. eepttr.  1703.   t>.  <r.  ii.  @.  474,  aufgen.  in  f.  42.  us  9tn&. 

§.  566.  Es  macht  dabei  keinen  Unterschied,  wenn  gleich  der  zurück- 
genommene Aufsalz  noch  unentsiegclt,  oder  sonst  unverändert,  in  dem 
Nachlasse  vorgefunden  wird. 

§.  567.  Soll  ein  zurückgenommenes  Testament  oder  Codicill  ander- 
weitig gerichtlich  übergeben  werden;  so  ist  dabei  alles  das  zu  beobach- 
ten, was  bei  der  Uebergabe  eines  Testaments  oder  Codicills  überhaupt 
vorgeschrieben  worden. 
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§.  568.  Wenn  ein  und  eben  dasselbe  Testament  bei  mehrern  Gcrreh- 
ten  niedergelegt  worden;  und  bei  einein  derselben,  ohne  Zurücknahme, 
bis  zum  Absterben  des  Testators  aufbewahrt  geblieben  ist:  so  bleibt 
dasselbe  bei  Kräften;  wenn  gleich  die  bei  den  übrigen  Gerichten  nie- 
dergelegten Exemplare  zurückgenommen  wären. 

§.  569.  Durch  die  blosse  Zurückforderung  wird  die  nicht  wirklich 
zurückgenommene  Disposition  noch  nicht  entkräftet. 

§.  570.  Hat  der  Testator  bei  der  Zurückforderung  seinen  Willen,  die 
Disposition  aufzuheben  oder  abzuändern ,  ausdrücklich  erklärt;  so  ist 
die  Gültigkeit  und  Wirkung  einer  solchen  Erklärung  nach  den  wegen 
des  ausdrücklichen  Widerrufs  vorgeschriebenen  Kegeln  zu  beurthcilen. 
(§.  587.  sqq.) 

§  571.  Ein  gerichtlich  niedergelegtes  Testament  oder  Cödicill  soll 
nur  dem  Testator  selbst,  oder  einem  von  ihm  dazu  gerichtlich  bestell- 
ten Bevollmächtigten  zurückgegeben  werden. 

1)  Rescript  ».  l.fflia«  1B02,  tut.  bfc  Ucftcrf<ntum  eine*  mü<Umbtnbta  Xrflai 
mentt  tun*  tit  tyoft.  " 

Da  bir  ßrfi0'3u0it  ?ommiff?ontn  autoriftrt  finb,  im  <ftamm  brr  SReatrtutia, 
Xrftantrntc  «njun t buir n,  un d  fo i * <  brmndd)ft  an  birfr  jur  rorirrrn  «ufbrroabruna, 
rtnjufrnbrn ,  fo  ift  c0  feinrm  Sftrbrnfrn  untrrworfrn,  tat  brrglridirn  $>flamrmc/ 
nenn  fte  &rerndd)ö  iurücfqrnommrit  mf rben  /  auf  fern  tlntrag  br*  H(\u\tom  an 
bie  ^rri0'3uflt}«@ommif|Ton  |ura<fgrfnnbt/  unb  brmfrlbm  burdj  Dirfr  roirbrr 
auöq«bdnbi«t  wrrbrn  tbtinrn.  Dir  ©cfabr,  ba§  bir  Xrftamrnte  auf  brr  foii 
»rrlorm  arbrn  f&niitrn,  ift  biet  nidir  nröftr,  al*  brt  brrrn  Wnnabrtir;  tS  ftrbt 
aud>  ble  ©orfduift  bre  31.  ß.  9t.  Ib.  1.  £tr.  12.  §.  571.  unb  brr  31.  ©.  O.  £6.  2. 
Xit.  4.  §.y.  biffrm  iBrrfnbrrn/  rorldirtf  auf  brr  brfonbrrn  3}rrf«ffuitg  brr  ftrri«« 
Suftij  (Jommiiffonm  brrubt,  nicht  rntgrqrn.  Urbriarn5  orrftrbt  rt  ftcb  t>on  frtbft/ 
bafj  bir  2Birfungrn  brr  3urötfnabme(  brt  in  du  fr  u  brr  auebrficflidi  erfldrtrr  31b» 
ficht  brr  flufbrbuna,,  ttü  bann  rtntrrtrn,  rorttn  bir  Ärri0\3ufti|«Gprninifl?on  bat 
Xrffamrnt  au*grbdnbigt  bat.  2ßir  rrtbrilrn  Sud)  foldjr*  auf  ben  Örridjt  »om 
15.  fcrbruar  b-3-  bJermit  jum  Örförib,  unb  )tnb  ic.  .  . 

Struetf  Str*ip  S3.  2.  <25. 382. 

2)  f.  «Bp.  jur  %®.0.  f.* 29. 

§.  572.  Wird  ein  neues  Testament  übergeben,  und  darin  Hie  im  vo- 
rigen enthaltene  Erbeseinsetzung  abgeändert;  so  verliert  das  frühere 
Testament  seine  Gültigkeit. 

§.  573.  Es  fallen  daher  auch  die  in  dem  frühern  Testamente  ausge- 
setzten Vermächtnisse  weg;  in  so  fern  dieselben  nicht  in  dem  spätem 
ausdrücklich  wiederholt  und  bestätigt  sind. 

§.  574.  Hat  aber  der  Testator  in  dem  spätem  Testamente  deutlich  er- 
klärt, dass  auch  die  Erbeseinsetzung  des  frühem  bei  Kräften  bleiben, 
und  also  der  später  eingesetzte  Erbe  nur  zugleich  mit  dem  früher  be- 
nannten sein  Erbe  sein  solle:  so  bestehen  auch  die  Legate  aus  dem  frü- 
hem Testamente:  in  so  fern  selbige  durch  das  spätere  nicht  ausdrück- 
lich aufgehoben  sind. 

§.  575.  Einer  solchen  ausdrücklichen  Aufhebung  ist  es  gleich  zu  ach- 
ten, wenn  der  Testator  eben  dieselbe  bestimmte  Sache,  welche  er  in 
dem  frühern  Testamente  einem  Legatario  vermacht  hat,  in  dem  spätem 
einem  Andern  zuwendet. 

§.  576.  So. weit  durch  ein  späteres  Testament  das  frühere  nach  obi- 
ger Vorschrift  seine  Gültigkeit  ganz  verliert  (§.  572.),  kann  es  den  Le- 
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gatarien  aus  dem  frühern  Testamente  nicht  zu  statten  kommen,  wenn 

gleich  in  -selbigem:  die  sogenannte.  Codiciüarclausel  beigefügt  wäre«,  ; 

§.577*  Hat  der  Testator  in  dem  spätem  Testamente  selbst,  oder  bei. 
dessen  gerichtlicher  Ucbergabe,  ausdrücklich?  erklärt,  dass  er  die  Erbes- 
einsetzung bloss  um  des&willeu  geändert  habe,  weil  der  in  dein  frühem 
ernannte  Erbe,  gestorben  sei;  und  es  ündet  sich,  dass  dabei  ein  .Irrthum 
zum  Grunde  gelegen:  so  istdas  spätere  Testament  ungültig. 

§.  578.  Ißt  *»:  diesem  Falle  das  frühere  Testament  in  gerichtlicher 
Verwahrung  zurückgeblieben,  so  behält  dasselbe  seine  völlige  Gül- 
tigkeit   .1.      ,  i  <. 

.,§.  579.  Die  in  dem  spätem  Testamente  enthaltenen  Verordnungen 
gelten  also  nur  in  so  weit,  als  dadurch  Verordnungen  des  frühem  Te- 
staments,: ;ui smt  4$r  Erbeseinsetzung,  aufgehoben  werden. 

§.,5§p.;  Ausser  diesem  falle  (§.  577.  578.),  kommt  das  frühere  Testa- 
ment, welches  durch  ein  späteres  aufgehoben  worden,  wenn  auch  die- 
ses letztere  nicht  bestehen  kann,  dennoch  nicht  wieder  zu  Kräften,  son- 
dern es  findet  die  gesetzliche  Erbfolge  Statt. 

§.  581.  "Wenn  aber  bei  dem5spätern  Testamente  nicht  einmal  die  Er- 
fordernisse eines  gültige^  "^ld^rrufs  anzutreffen  sind,  so  behält  das 
frühere  seine  Gültigkeit  , 

§.  582.  Ist  das  spätere  Testament  zurückgenommen,  das  frühere  hin- 
gegen in  gerichtlicher  Verwahrung  aufbehalten  worden;  so  bleibt  letz- 
teres, wenn  es  nicht  sonst  auf  eine  rechlsbeständige  Art  widerrufen 
ist,  gültig,  r    .  :  •: 

:§.  583.  Durch  spätere  Godicille,  wodurch  blosse  Vermächtnisse  be- 
srftnmt  worden*' werden  -frühere  in  der  Regel  nicht  aufgehoben. 

§.  584.  Es  müssen'  also  die  in  beiderlei  Codicillen  ausgesetzten  Le- 
gate entrichtet  werden,  in  so  fern  nicht  die  spätere  Disposition  die 
frühere  ausdrücklich  aufhebt,  oder  sonst  von  der  Art  ist,  dass  die  frü- 
here damit  unmöglich  bestehen  kann.  (§.575.) 

§.  585.  Wenn  ein  Testament  und  Codicill'  zugleich  übergeben  wor- 
den, so  wird,  wenn  nicht  aus  den  beigefügten  Datis  ein  Anderes  erhel- 
let, angenommen,  dass  das  Codicill  später,  als  das  Testament  errich- 
tet sei. .  •     :  .i 

§.  586.  Wenn  in  dem  spätem  Codicille  einer  in  der  frühern  Dispo- 
sition schon  bedachten  Person  ein  Legat  angewiesen  wird,  so  ist  im 
zweifelhaften  Falle,  und  wenn  nicht  aus  der  Fassung  der  spätem  Dis- 
position ein  Anderes  erhellet,  der  Legatarius  nur  das  spätere  Vermächt- 
niss  zu  fordern  befugt  i 

durch  ausdrücklichen  Widerruf, 

§.  587.  In  der  Regel  kann  jemand  nur  auf  eben  die  Art,  wie  er  testi- 
ren  kann,  auch  die  einmal  errichtete  Disposition  widerrufen. 

Kescript  t>.  12.  ©cd*.  I825:nebfi  fcertdjt  »•  18.smtjuf*  «jd.,  6etr.  t>ie  Sorm  M  SBfr 
fcerrufg  eiltet  XeftamcntS. 

Stuf  (Suer  (Sgcfürnj  bobe  Srrfnguna,  üom  11.  b.  <R  betreffenb  bie  SWcfcroerbe 
betf  gteutenant*  an.  in  Der  #Döotbefenfache  t>on  G.  »erfeblen  wir  nid)t  unter 
2Sub«retnreid)ung  ber  eingäbe  befielben  uom  29.  ».  2tt.  <janj  geborfamö  folgen« 
beö  anjujetgen: 

bte  factifd)en  2tofüftrun<*en  betf  SSittfleHertf  jtnb  in  birffiabrbelt  begrönber.  2Bir 
haben  e*  aber  um  beöbalb  für  unjuläffig  Qtt)<\lttttt  ben  SSeftbtttel  von  ben  ge- 
nannten (Gütern  für  ibn  auf  ben  ©runb  be*  roedjfelfeitigen  Xfftament*  vom  5. 

3uni  1816.  ju  berichtigen,  ba  bte  »ertforbene  Sbcfrau  fceö  Sötttfietter*  baffetbe 
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burd)  tat  XtUmtnt  vom  s.  87?ai  1824.  roclchrS  an  fdnctt  dnfjerlicbert  «Flingern 
leibet/  wfberrufett  bat.  Stvar  b>it  fte  tiefen  2Bit«rruf  dm  4.  Dcfober  1824.  ««• 
ricbtJid)  Wteber  aufgehoben/  jeboch  ba*  Xdtnmen*  ww  8.  «Dtai  1824.  nicht  j«n 
riHfqenommfn  ,  unb  »utr  haben  Dober  bie  (Srfiarunq  com  4.  üctober  1824.  jut 
aufbfbunq  bwfeö  XeflamenH  mit  XptniTcbt  auf  ben  $.  587.  Xit      betf  21- 

ß.  9t.  n i ct. t  r'ür  jurcichenb  gehalten,  ba  bie,  folgcnben  9)arägrapb<n  es  untf  nicht 
iroeifelbaft  erfcbeinen  loffen,  bog  In  bec  «Regel  bie  fcufbebüng  eitietf  gültigen 
nicht  juröcTgenommenen  leframenrö  ebenfalls  nur  burd)  ein  in  gehöriger  ^orm 
qefj£teß  Xeftament  unb  nicht  bin-*  eine  bloße  gcrid' tlidx  (Srfldrung  bewirft 
werben  (ann.  Gbelüv  brn  18.  Slugufl  1S25.  £)at  D.  2,  (See 

Die  93erfüauna  auf  3bre  gegen  ha*  0-8.  ©et.  in  Gotlin  gerichtete  S3e» 
fdjwerbe  tom  29.  3ult  t.%  „;  „V( 

betreffend  bie  SÖerwrigerung  het  #t)potpefenbeborbe  auf  ben  ©rurtb  betf "er» 
tfen  pon  ibrer  perflorbenen  gbefrau  errichteten/  burch  ehi  jwelte*  wiberru* 
fenen  unb  burch  einen  gerichtlichen  SBiberruf  wieber  beraefieUffn  XtHamtme 
ben  »efl&tttcl  ber  von  her  «cblafferin  befeffetten  ©runb'flücf«  auf  3breit 
tarnen  }u  berichtigen 

itf  burch  einen  vom  gebauten  O.  £.  ©et.  geforbertett  Bericht  nnb  burch  «ine  feht 
forgfditige  grrodaung  ber  febr  jweifelbaften  Rechtsfrage/  »eiche  habet  iura 
©runbe  i i rat ,  aufgeholten  worben. 

grß  fefct  foitnte  3bnen  baber  befannt  gemacht  »erben/  baf}  hie  gewänfehre' 
©erfügung  an  batfO.  8.  Oer.  pon  hem  Sußijminifter  nidjt  erlaffen,  unb  ba*  ob* 
roaltenbe  iflebenfen  bec  £rjpotbefenbefcorbe  nicht  für  unerheblich  angefeben  »er* 
hen  (ann. 

£aben  fld)  auch  hie  in  bem  »weiten  £eßament  begänfügten  ^ntedaterben  bis- 
her nicht  mit  ihren  Slnfprüchen  gemelbet/  fo  barf  bod)  ber  fcopotbefenrlcbter/ 
hie  SBeoenfen  welche  barau*  tnttleben,  bag  bei  bem  gerichtlichen  28iberruf.  bie 
hei  XetUmenten  poraefebriebene  gorm  nicht  beobachtet  warben  ift ,  unb  ba§  b:a-« 
au«  »nfprüche  ber  ^nteftaterben/  fei  es  .nun  auf  bem  Wrunbe  bei  jroeiten  %t* 
ftament*  ober  ohne  aOe  j>lnftcbt  auf  hie  teftamehtarifche  SQerfuaung  ber  35er(lor= 
benen  begranbet  werben  ffcnnen,  nicht  überleben/  unb  es  fcheint  bafi  ©ie  nur 
burch  Seifton  her  ndebften  3fnteflaterbrn/  ober  hcren  teehtsrrdfttge  Söerurtbei« 
lung  im  gafle  be*  SBiberfprucbö  tu  3brem  3wecfe  gelangen  fönnen. 

(Ben.  «ct.  beß  3u|ii|m.  T.  13.  Vol.I.  fol.45  unh  83, 

§.  588.  Doch  kann  unter  eben  elen  Umständen,  und  mit  eben  den  Er- 
fordernissen, wie  Jemand  eine  privilegirte  Disposition  errichten  kann, 
auch  eine  vorher  förmlich  und  gerichtlich  errichtete  Verordnung  wider- 
rufen werden. 

§.  589-  Dagegen  kann  ein  unter  gesetzniässigen  Erfordernissen  ein- 
mal errichtetes  privilegirtes  Testament  unter  Umstünden,  wo  das  Pri- 
vilegium nicht  mehr  Anwendung  findet,  nur  mit  Beobachtung  der  Er- 
fordernisse eines  förmlichen  gerichtlichen  Testaments  widerrufen  werden. 

§.  590.  Die  Wirkungen  eines  unter  privilegirten  Umständen  gesche- 
henen Widerrufs  dauern  nur  so  lange,  als  die  Gültigkeit  eines  unter 
gleichen  Umständen  errichteten  Testaments  dauern  würde. 

§.591.  Ist  aber  das  frühere  Testament  zurückgenommen  worden: 
so  bleiben  dieWirkungen  dieser  Zurücknahme  stehen,  wenn  geich  der 
ausdrückliche  Widerruf,  wegen  Mangels  der  gehörigen  Erfordernisse, 
wegen  des  Zeil  Verlaufs,  oder  sonst,  an  sich  unkrUftig  wäre. 

§.  592.  Wenn  hingegen  der  Widerruf  an  6ich  mit  den  gehörigen  Er- 
fordernissen versehen  ist:  so  schadet  es  der  Kraft  desselben  nichts,  wenn 
gleich  das  widerrufene  Testament  selbst  nicht  zurückgenommen  worden. 

inaonderheit  bei  VermächtnifteD, 

§.  593.  Zum  Widerrufe  blosser  in  einer  gerichtlichen  Disposition 
errichteter  Vermächtnisse  ist  die  vor  einem  Notario  und  zweien  Zeu- 
gen abgegebene  Erklärung  des  Testators  hinreichend. 
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§.  594.  Ein  bloss  aussergerichtlicher  Widerruf  desi  Testator*  kann 
nur  alsdann  für  hinreichend  geachtet  werden,  wenn  derselbe  in  einem 
eigenhändig  geschriebenen  und  unterschriebenen  Aufsalze  erklärt  ist. 

§.  595.  Ist  der  den  Widerruf  enthaltende'  aussergerichthche  Aufsatz 
von  dem  Erblasser  bloss  unterzeichnet:  so  darf  darauf  nur  alsdann 
Rücksicht  genommen  werden,  wenn  zugleich  der  Bewegungsgrund 
des  Widerrufs  angegeben  ist,  und  dieser  der  Wahrheit  gemäss  befun- 
den wird.  ,  .  )     i  .. 

durch  Wegstreichen,  Auslachen  u.  ■.  w.  bei  aussargerichtlichen  Verordnungen, 

§.  596.  Wenn  in  aussergerichtlichen  Dispositionen  ein  VennScht- 
niss  ganz,  oder  auch  nur  der  Name  des  Legatarn,  die  Sache,  oder  das 
Quantum,  welche  vernjfecht  worden,  weggestrichen,  ausgelöscht,  oder 
sonst  unleserlich  gemacht  sind:  so  ist  das  Legat  für  aufgehoben  zu 
achten. 

§.  597.  Auch  kann  der  Inhalt  solcher  aussergerichtlichen  Verordnun- 
gen durch  blosse  entgegengesetzte  Willenserklärungen  widerrufen  wer- 
den; sobald  Über  dergleichen  Erklärung  des  Erblassers  nur  ein  in  ge- 
wöhnlichen Fällen  hinreichender  Beweis  geführt  w§rden  kann. 

§.  598.  Blosse  Vermutbungen,  dass  der  Teslator*seinen  letzten  Wil- 
len haben  ändern  wollen,  verdienen  keine  Rücksicht. 

.  .  .  wegen  des  dem  Erblasser  verursachten  Lebensverlustea, 

§.  599.  Hat  der  Erbe  oder  Legatarius,  durch  Vorsatz  oder  grobes 
Versehen,  den  Tod  des  Testators  verursacht:  so  wird  derselbe,  auch 
ohne  ausdrücklichen  Widerruf,  des  ihm  zugedachten  Vortheils  ver- 
lustig. 

§.  600.  Doch  findet  das  Gegentheil  Statt,  wenn  ausgemittelt  werden 
kann,  dass  der  Erblasser  dem  Erben  oder  Legatario  das  Versehen,  wo- 
durch der  Unglücksfall  entstanden  ist,  verziehen  habe. 

^  '  wegen  nacbgebomer  Kinder, 

§.601.  Wie  es  zu  halten  sei,  wenn  bei  dem  Ableben  des  Testators 
Kinder  vorhanden  sind,  auf  welche  in  dem  errichteten  Testamente  keine 
Bücksicht  genommen  worden,  ist  gehörigen  Orts  vorgeschrieben.  (Tb.  2. 
Tit.  2.  Abschn.  5.) 

durch  Untergang  oder  Verlust  des  Testaments  oder  Codicills. 

§.  602.  Geht  ein  Testament  oder  Codicill  durch  Zufall  verloren;  so 
ist  die  Ausmittelung  des  Inhalts  durch  Beweis  zulässig; 

§.  603.  Doch  wird  dazu  ein  vollständiger  Beweis  erfordert,  welcher 
durch  einen  Erfüllungseid  nicht  ergänzt  werden  kann. 

§.  604.  Ist  die  Disposition  durch  ein  grobes  oder  massiges  Versehen 
der  Gerichte  verloren  gegangen,  so  müssen  diese  nicht  nur  die  Kosten 
der  Ausmiltelung  tragen,  sondern  auch,  nach  Vcrhältniss  ihrer  erwiese- 
nen Nachlässigkeit,  bestraft,  oder  ihres  Amtes  entsetzt  werden. 

Strafe  desjenigen,  welcher  Jemanden  an  Errichtung  eines  Testaments, 

§.  605.  Wer  einen  Andern  an  Errichtung  seines  Testaments  erweis- 
lich verhindert  hat,  geht  aller  Vorlheile  verlustig,  die  er  vermöge  der 
gesetzlichen  Erbfolge,  oder  eines  vorhin  errichteten  Testaments  sonst 
erhalten  hätte. 

oder  an  dessen  Uebergabe,  oder 

§.606.  Wer  zur  Beförderung  seines  eigenen  Vortheils,  oder  zur 
Kränkung  der  Rechte  eines  Dritten,  die  gerichtliche  Uebergabe  eines 
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schon  gefertigten  Testaments  verhindert,  muss' denen,  welche  darin  be- 
dacht waren,  für  die  entgehenden  Vortheile  gerecht  werden.   

an  dessen  Widerrufe  bindert)  „,    ,  '. 

§.  607.  Wer  Jemanden  an  dem  Widerrufe  seines  errichteten  Testa- 
ments hindert,  verliert  alle  darin  ihm  verschafften  Vor l heile,  und  muss 
Doch  ausserdem  denjenigen,  zu  dessen  Besten  der  Widerruf  gereicht 
haben  würde,  vollständig  entschädigen.  ;'k   ,  .* '; 

oder  ein  Testament  verheimlicht   

§.608.  Wer  ein  Testament,  oder  andere  letztwillige  Disposition 
verheimlicht,  der  verliert  nicht  nur  alle  ihm  darin  zugedachten  Vor- 
theile; sondern  er  muss  auch  den  Betrag  desjenigen  Vorlheils,  den  er 
sich  durch  die  Verheimlichung  zu  verschaffen  gedachte,  dem  Fiscus  zur 
Strafe  entrichten. 

Strafe  desjenigen,  der  durch  Gewalt  oder  Betrug  ein  Testament  bewirkt  hat. 

§.  609.  In  Fällen,  wo  nach  Vorschrift  §.  23.  24.  25.  ein  Testament 
wegen  verübten  Zwangs,  oder  bezügliche r  Verleitung  für  ungültig  er- 
klärt werden  muss,  wird  derjenige,  welcher  einer  solchen  unerlaubten 
Handlung  sich  schuldig  gemacht  hat,  meines  gesetzlichen  Erbrechts  eben- 
falls verlustig. 

§.  G10.  Hat  er  kein  gesetzliches  Erbrecht,  so  muss  er,  nach  ßewand- 
niss  der  Umstände,  an  Gelde,  oder  am  Leibe,  nachdrucklich  bestraft 
w  erden. 

XI.  Verstärkung  der  Utstwilligen  Verordnung  durch  Anerkenntnis». 

§.611.  Der  Erbe  und  Legatarius,  welcher  eine  letztwillige  Verord*- 
DDDg  einmal  anerkannt  hat,  kann  deren  Gültigkeit  nicht  weiter  an- 
fechten. 

§.612.  Einem-  ausdrücklichen  Anerkenntnisse  ist  es  gleich  zu  ach- 
ten, wenn  der  Erbe  Vermächtnisse  aus  dem  Testamente  ohne  Vorbe- 
halt bezahlt,  oder  wenn  der  Legatarius  ein  solches  Vennächtniss  ohne 
Vorbehalt  ang<  nommen  hat. 

§.613.  Doch  inuss  dem  Legatario  sowohl,  als  dem  Erben,  rechtliches 
Gehörverstattet  werden,  wenn  sie  nachweisen  können,  dass  die  Gründe, 
ausweichen  sie  die  Verordnung  anfechten  wollen,  erst  nach  dem  Aner- 
kenntnisse zu  ihrer  Wissenschaft  gelangt  sind. 

Rescript  \>.  17.  gymi  unb  17. 9(u«uft  1830/  baß  eint  au  f»tf>  ungtiftiae  Je&twtfltge 
$>;£voOtioii  burcb  Sinerfututniä  bcr  3nttftarerbeft  redjrStjiilttj}  werbe. 

3n  33rranlaffuitq  her  uon  bem  SRafor  von  SR.  birrfetbu*  unterm  25.  3fonüar 
c.  einaeretcHen/  orig.  nebft  2ln(aqen  beifolqenben  $3orfi*Uuna,  bat  ber  $urtt*mf* 
nifttr  ben  *Rertd>t  betf  Äurmdrftidien  gjupiUem&ofleait  unb  Die  gRittniriftcr  bon 
SR  rt»«n  33ormunbfdiaftäaften  erforbert/  unb  bierau*  bee  «ndDer^n  erleben,  wo* 
r«uf  bte  trottcnen  brm  ßoflegto  unb  brr  vormunM'cbaftlt.cbftt  itfebfcrbe  $tnfid)t0 
far  Don  gi.fdtf n  *ftacbla£  reaulirung  obroaltenbe  Differenz  (Td)  grunbet. 

Der  ^uflMiinitfer  fann  nach  (grrodguna  afXrr  ttmfMn&e  ber  vbm  ßoOeaium 
in  btn  Verfügungen  bom  21.  ©eptbr.  unb  l\.  9tobbr.  pr.  aufaeßrUten  9nftdit 
»i<bt  beitreten/  ifl  birtmebr  In  iflfrü(tft*ttgung  brr  ac(rt>Hcb«n  Borfd)riften  — 
§  611  bi«6ü.  Xbt.  I.  lit.  12  betf  81.  ß.a.,  §  .70.  Ilt.  2.  brr  £.0.'(coi»f.birrbfi 
«u<h§.  250.  I.e.  pt$  9.  ß.  SR.)  unb  §  /i38.  XbUI.  Xit.  2.  ibid.  —  brr  9tfef« 
"unq,  baft  eine  jebe  an  ftd)  unqfiltiqe/  lebtwtütqe  SJerorbnüng  boOfornnune 
9h<ht6aulttqfrlf  erlange/  nenn  fte  oon  ben  fdnrmrltd)en  €rbinterrffenten  auö* 
trätflid)  a(4  gfittiq  anerfannt  wirb.  Sofern  baber  ba$  Äofleqium  feinen  3tbfi* 
W  brat  /  baß  Mr  im  Ättefle  be*  Pupillen- ftullrgit  bom  27.  Oftbr.  pr.  genannten 
toi  Zhdbttv  be$  SRittmeifiertf  bon  ffr.,  brflen  alleinige  3:iteftaterben  finb,  fo 
febeinr  eö  aud)  feinem  weiteren  gegrünbeten  Siebenten  ju  Unterlizenz  bafl  bte 
tabem  aufergcricbtUcbeit  Äobtjille  bom  29. 3ulii8i8  enthaltene/  an  (td)  nacb 
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§.  379.  £(jl.  H.  SH.  2.  beß  31.  2.  SR.  aDerbingß  ungültige  ©f  ßpofttf  on  baburrf)  tbte 
iKed)ttfqultt^feit  erlangt  tat/  ba§  biefelbe  von  ben  im  allegirten  Slttcffe  be^cict)> 
neten  3ftteftaterben  resp.  von  bercn  Kurator  unter  oberoormunbfcbaftltcher  ©e< 
ncbmiaung  in  ben  &*rbanblungcn  Dom  21.  Dftbr.  unb  18.  £>c$br.  1884  überall 
alß  rechtsgültig  unb  verbinblich  anerfannt  worben  Ml  Söcriin  ben  17.  ÜKat  1830. 

*£>ie  von  bem  Ä&nlfll.  flammergerichte  in  bem  «Berichte  vom  17.  3ttni  o. 
bie  £i)potbefenfacbe  ber  «Rittergüter  $8.  unb  9t.  betr. 
mit  93euig  auf  bie  \8eftimmungen  it$  SRefcr.  vom  17.  3Rai  b.^.  bemerf tief)  ge* 
machten  3n>clfcltfgr&nl>e  ftnb  bei  (grlaiTuttg  beß  lederen  bereits  erwogen  worben/ 
eß  fann  bierin  ober  eine  SBleberlcgung  ber  burch  bie  gebaute  Verfügung  auss» 
gefprochenen  2lnftcht  nicht  gefunben  werben. 

£)ie  ju  beren  ^egrünbung  allegirten  Oefffcvorfchriften  (welche  von  bem  $tn« 
erfenntniffe  eine*  £e#amentß  fprechen)  &anbeln  feineßwegeß,  wie  baß  Äoflegiunt 
annehmen  will/  nur  von  bem  Salle/  wenn  in  einem  formen  göltigen  Sefiamente 
S3efUmmtmgen  enthalten  ftnb/  bie  bem  ©efe^e  nld>t  entfprechen/  fonbern  eß  ftnb 
biefe  «öorfdjriften  namentlich  bie  ber  §§.  611—613.  SM.  Sit.  12  beß  21.  ß.  9t. 
gan$  allgemein  ergangen/  unb  es  muffen  biefelben  bafcer  auf  alle  gätlc  ange- 
wenbet  werben/  in  benen  ein  @rbe  ober  ein  grgatar  bie  (Uültigfeit  beß  von  i(;m 
anerfannten  Xeftamentß  &dtte  anfechten  fbnnen;  cß  mag  nun  bie  Ungulttgfeit 
beß  anerfannten  Seftament*  in  ber  llnfdbigfeit  beß  Seflatorö  git  uHitttt/  ober  in 
bem  Langel  ber  gorm,  ober  in  bem  Ehalte  beß  Setfamentß  (93erle$ung  beß 
«Pflichttbeilß)/  ober  in  einer  jweiten  iefctwifltgen  SBerorbnung,  welche  bie  erße 
aanj  ober  jum  Zfceil  aufbeben  würbe/  ihren  (grunb  baten;  eß  mag  ben  aner* 
fennenben  (geben  ober  ßegatarien  ein Erbrecht  nach  ben  ©efe&en,  ober  aus  einem 
anbeten  Seßamente  ober  (grbvertrage  juftebenj  eß  mag  in  bem  anerfannten  Se? 
flamente  ber  9lnerfenncnbe  als  erbe  ober  ßegatar  einaefefct  fein  ober  nicht. 

SBenn.alfo  bie  gcfefclfchen  erben  außgemittelt  ftnb/  unb  biefe  inßgefammt 
eine  vorgefunbene  Icfctwtfltge  Serorbnung  i&reß  erblafferß  anerfennen7  ober 
wenn  Jehtereß  von  ben  in  einer  anberen  lebtrviOigen  Söerorbnung  eingefefcten 
ßrben  unb  gegatarien  gefcfofe&t;  fo  erhält  bie  anerfannte  öerorbnung  baburch 
vodfommene  ©ültigfeit  (voraußgefefet  freilief)/  ba§  bie  Verfügungen  beß  Sefia* 
mentß  nicht  einem  ©erbotßgefefce  juwiberlaufen,  ober  ju  ibrer  ©ulttgfeit  ber 
(Genehmigung  beß  Staats  bebürfen),  inbem  alßbann  Sftiemanb  vorhanben  ifr, 
ber  ein  Stecht  hätte,  bie  ©ältfgfeit  beß  anerfannten  Sefiamente  anzufechten; 
ba§  ber  Seichter  baffelbe  ex  officio  angreifen  bürfte  Idpt  (ich  burch  feine  gefefc» 
liehe  SOorfchrift  rechtfertigen;  eß  verorbnet  vielmehr  ganj  im  $inf(ange  mit  bem 
nur  gebachten  allgemeinen  ©runbfafce  beß  vom  ^ufJijminiflerio  unter  bem  17.  SKat 
1810  ergangenen  SRefcr.  (SDfatbiß  farlf.  SD^onatBfdjr.  Sh-!X.  ©.470.)  auöbrücfr 
lieh  /  ba§  ber  dichter  bie  ^nteftaferben/  von  welchen  er  bie  Stgnition  eines  Se» 
ffamentß  forbert/  nicht  mit  ben  etwantgen  fehlem  beffelben  befannt  machen 
bürfe/  fonbern  ba§  tt  benfelben  überladen  bltiben  mütJc/  ftch  beöhalb  felber  ju 
berathen. 

%n  (grtvAgung  biefer  ©rünbe  i\i  überaß  feine  Veranlagung  vorhanben  von 
ber  burch  baß  dtefer.  vom  17.  SWai  c.  außgefprochenen  Anficht  jurücf ^treten, 
nnb  fann  baß  Äoflegtum  baher  nur  auf  bafelbe  verwiefen  werben. 
83erltn  ben  I7.5lugua  1830. 

@en.  «ct.  beß  3ttüi|m.  T.  No.  13.  Vol.  1.  fol.  121  unb  123. 

XIL   Von  wechselseitigen  Te»tamenten.  S 

§.614.  Wechselseitige  Testamente,  wodurch  Einer  den  Andern,  in 
Rücksicht  der  von  diesem  geschehenen  Erbescinsetzung,  zu  seinem  Er- 
ben ernennt,  können  nur  unter  Eheleuten  errichtet  werden. 

§.  615.  Die  nähern  Bestimmungen  wegen  solcher  Testamente  sind 
gehörigen  Orts  vorgeschrieben.  (Th.  2.  Tit.  1.  Abschn.  7.) 

Rescript  V.  10.  ©eebr.  1801,  tett.  Me  yuUUation  imb  OSefanöfinartjung  md)(tt(titu 
ger  Xeftammtc.    f.  ju  f.  230.  h.  t. 

§.  616.  Wenn  zwei  Personen  einander  in  verschiedenen  Instrumen- 
ten zu  Erben  einsetzen,  ohne  dass  die  eine  der  Einsetzungen  auf  die 
andere  sich  bezieht;  so  ist  jede  dieser  Verordnungen  als  ein  für  sicJi 
bestehendes  Testament  .anzusehen. 
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Zweiter  Abschnitt« 

Fora  Erbverträgetu 

§.  617.  Auch  durch  Erbverträge  kann  ein  Contrahent  dem  andern, 
oder  beide  einander  wechselseitig,  Rechte  auf  ihren  künftigen  Nach- 
lass  einräumen. 

Persönliche  Erfordernde. 

§.  618.  Wer  Erbverträge  schliessen  will,  muss  mit  den  Eigenschaf- 
ten versehen  sein,  welche  sowohl  zur  Errichtung  eines  Testaments,  als 
zur  Abschliessung  eines  Vertrags,  erforderlich  sind. 

§.  619.  Ermangeln  dem  Versprechenden  die  zum  gültigen  Contrahi- 
ren  erforderlichen  Eigenschaften,  so  gilt  der  Erbvertrag  auch  nicht  als 
eine  einseitige  letztwillige  Verordnung,  wenn  gleich  zu  dieser  letztern 
der  Contrahent  an  sich  nach  den  Gesetzen  fähig  wäre. 

Gegenstände, 

§.  620.  Nur  solche  Sachen  und  Rechte,  worüber  Jemand  durch  einen 
letzten  Willen  zu  verfügen  berechtigt  ist,  kann  er  Andern  durch  Erb- 
verträge zuwenden. 

§.  621.  Erbverträge  müssen,  wie  Testamente,  gerichtlich  abgeschlossen, 
oder  von  beiden  Theilen  persönlich  den  Gerichten  übergeben  werden. 

§.  622.  Die  privilegirte  Form  von  Testamenten  findet  bei  Erbverträ- 
gen nicht  Statt. 

§.  623.  Auch  bei  der  Aufbewahrung,  Eröffnung  und  Zurückgabe  der 
Erbverträge,  muss  der  Richter  alles  das  beobachten,  was  bei  den  Testa- 
menten vorgeschrieben  ist. 

Anh.  §.  43.  Auch  dadurch,  dass  der  Erbvertrag  unversiegelt 
den  Qerichten  übergeben  (pirdy  wird  die  Versiegelung  und 
überhaupt  die  bei  den  Testamenten  vorgeschriebene  Form 
nicht  ausgeschlossen. 

1)  Beserlpt  b.27.$ec6r.  1796,  *>ege«  Wnaflme  iinb  «Berficartuna  Ut  Qrr&Mrttäge, 

3br  babt  in  gurem  Seric&te  Pom  19.  &.2R.  angefragt: 
ob  bei  Crboertrdgen/  bie  oon  (Sbefeuren  in  fle&ent>er  (S&e  errietet/  unb  offen 
einer  Deputation  übergeben  werbett/  lit  Söerjtegelung  ex  officio  oerfügt 
»erben  muffe? 

Sbr  werbet  juo&rberft  in  2lnfebung  tiefe*  ©eaenflanbe*  barauf  aufmerffam  gc« 
maßt,  ba§/  nad)  fiarer  ^orfeftrift  Unfern  9f.  ß.  SK.  Tb.  IL  Xit.  1-  §.  44t„  ©rb« 
»ertrdge  unter  (Sbeleuten/  roenn  ffe  aud)  in  fie&enber  (Sbe  errietet  werben/  ben« 
«oeb  oon  ber  sftotbwenbtgfett  ber  gerichtlichen  SSoflilebung  oi*penft«t  ftnb,  unb 
alfo  oor  einem  5uflij<Gommiffario  unb  Sflotarfo  gültig  pofljogen  werben  f&nnen/ 
fobalb  bie  (Ebefrau  boburd)  an  ibrem  Gucceflloneredite  ex  lege  ntdjt*  »edieret 
3n  anbern  gäHen  aber/  wo  ba*  ©efe$  bie  ger(d)tlicbe  Söofljlebung  eine*  £rb« 
»ertrag*  iur  ©ültigfeit  beffelben  erfordert/  unb  wo  bie  ^artbeien  ben  2ßeg  ber 
fierid)tlid)en  SBofljiebung  aud)  freiwillig  wählen/  mu§  aHerbing*  ber  (grboertrag/ 
natbbem  et  von  bem  @erid)te  ober  einer  Deputation  beffelben  geb&rig  aufgenom* 
nen  unb  Pon  ben  «Parteien  oo0jogen  worben/  perjtegelt  nlebergelegt  werben/ 
»eil  Unfer  SÄ.  bie  ©erftegelung  bei  Xetfamenten  erforbert,  in  bem  §.623. 
Xit.  12.  Part.l.  in  Jinfebung  ber  gorm  ber  ©rboerrrdge  auf  bie  58orfd)rtft  bei 
ben  Xeftamentett  perwiefen  wirb/  ratio  legis,  weit  ndmllcfc  ben  Disponenten  in 
ber  Siegel  baran  gelegen  in,  baf  ibre  lefctwtfligen ©erorbnungen  oor  ibrem  £ot>e 
nicht  allgemein  befannt  werben  mßdjten,  bei  folgen  (Srboertrdgen  eben  fo  gut 
wie  bei  xeflamenten  iutrifft/  barau?/  baf  folerje  tyatitctnttn  ftcb  ben  Vortrag 
ibre*  gefd)loffencn  (grboertrage*  in  verfammeltem  ©eridjte  gefallen  Iaffett/  noaj 
ntd)t  folget/  baf}  fte  bie  gefe$lid)en  6öorfd)ttften /  welche  auierbem  jut  <2idje» 
rung  folget  lefctwifligen  Diapofitionen  gegen  alle  weitere  Gopalltung  gegeben 
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84  (Btftn  tbtih  äntflfter  Sit*,  i-  623- 

ffnb,  bei  ber  ibriqeii  nicht  beobachtet  Wtffert  »oCtcn/  übrigen*  aber  in  ber  9ta- 
tur  eine*  <Srboertrage0  nj£bt0  lieget,,  womit  eä  nicht  belieben  Ifcnnte,  bag  ein 
iolcber  Vertrag/  ber  feine"  ©irhtnaen  et*  fiacb  tem  Xrjbe  b<0  einen  Gontraben» 
ten  du^ern  foü,  bi0  ba|)in  oerflegelt  bei  bem  (ijeri.chte  nieberqeUqt  rcerbf.  ;* 

N.C.C.  T.  X.  <2>.  1499.  No.3.  be0  9la4>trdg*  1797. 

2)  f.  9lrf).  jur  «C  ©.  ö.     431.  •  | 

3)  Bescript  ».  1.  <wai  1835,  baß  bie  StHSftrttgima  bei-  (Srfcüfrtrtüfle  »er  ben  ovitnu 
litten,  Wtcr  tti  35trn>rt>cnen,  bie  SUitferfigiwa  ber  (Sdeoevtraae.  «or  ben  mAttx,  fror  j^eliöcm 
f,c  0cf(tlOMm  worbtn,  geOörr.  .  .  /  . 

2luf  bie  Anfrage  Pom  7.*.  2ft.  wirb  bem  Konigl.  etabfgerlchf  eröffnet,  bog 
ber.Suftinninitfer  ber  Slnficfet  M  0. 2.  (Set.  *u  ipafberfräbt  bab'm  beipfli  d/tet, 

, 4  bag bie  BußferHgiittg  be*  iwlfdjeh  bem  nt  fiuctlinburg  toerftorbenen  2tubi* 
trur  ©  nnb  ber  tferwtnwefen  ttmtmann  jj>.  unterm  26.  UKa* 1832  >gefd)lof» 
•    fenen  23ertraqeö  hid)t  von  (Seiten  fceö  genannten  ftoüegiuui*,  fonbern  burd) 
baß  Äonigl.  etabtdericftt  erfolgen  mu§.  ;  .r..:&2lfi... 
Der  §.15.  EMI.  Xit.h.  ber  2l.®.0.  benimmt: 
,i  :  bag  bei  (Srbocrtrdgm  wegen  beren  «uf tiefem un^,  g^ri^tiither  jn te- 
berlegung   u  nb   91  uf  b  e  w  abru  n  g  bie  SBorfdjriften  t>e6"  31.  2.  1K.  XI: .  I  I. 
Sit!  12.  §§.  621— 62.5./  Übrigen*  aber  bie  im  ndmlidjen  Xitel  für  £rtfa* 
meitte  erteilten  Äumeifungen,  mit  ben  ati$  ber  (Natur  eine*  »Vertrag e*  imb 
ber  babei  flanffnbenben  üftifwirfung  jweier  Kontrahenten  von  |elb|l  fJiejien» 
,»•••  ben!  ©taaggaben,  flnwenbunq  ffnben  follen.  '««, 


Unter  ben  in  &i  jiebung  genommenen  SJorfcf) elften  »erweifet  ber  -  §.  in 
Xli'W.  Sit.  4.  ber  81.  ©.  O-  wegen  ber  na4>  erfolgter  iPubttUMon  >ber<j&eflamente 
burd>  ben  Siebter  oon  91  mte  wegen  *u  »erfügenben  83efanutmadiungen,  älfo.  and) 
wegen  ber  fcamit  Derbunbenen  Ausfertigungen*  auf  bie  SttcfltnimUngeri  ber 
§§.250-239.  Tbl  tit  12.  be* 31.  8.9t.  Von  biefen  aber  verorbnen  We  237. 
tirib  £58.  in  Verbinbiwg  mit  bem     40.  beö  flnbange*  jum  9t.  2. 

bag  in  allen  gdUen,  wo  ber  «Ktcnrer,  bei  wdenem  bitfffeöament  nieberqelegt 
linb  publicirt  worben/  niebt  berienige  \\h  bei  nKld^em  brr  (irblaffer  wdbrcnb 
feiner  ?ebenF$eit  feinen  perflnt4d>«K  (53eHäbt6(ianb  gt-pabt  .l:at/  ber  erftere 
\.-\  bem  le&tgeijad)  ten  0  r  ö  e  n  tlt  d^  e  u  di  i  &  1 1  r  b  e  ß  leftatür*  bau  Drigi« 
v  ,tiai  Xeijament  fogleid)  nad)  beffen  «pnbiifation  mr  »eitere«  gtie^Udje«  )öe- 
fanntmaebung  an  He  ^ntereilenten  Äberfen^en  fofl.\ 
hiernach  iü  eß  »war  unbebenfliej):  vu 
ba-e  aiu-h  bie  ^iHfen^ung  uon  blofen  grbüertragen  burd)  t)en  lr^t£lf  ^<i:|Dn* 
Iid)en  «Hichter  beß  ßrblattertf  gefduben  mu§. 
..xg^  fann  iebod)  bie/e  W^  ^l  ben  oorliegenbcn  gaß  a«0  folgenden  ®rün* 

Un  nidjt  angewenbet  werben:   ; :  •*  ; ' 

Der  ©ertrag  00m  26.  »Olat  1832  ifl  jwifchen  33raufleuten  «u^rurfHcf)  mit 
^inftd>t  auf  M  einiuaebenbeCibebunbnife  .aetd^IüiTfit/  unD  cö  t|t  Darin  auger  fcert 
S3edtmmungen  iiber  bie,  Srbfoi^e  »erabrebtt  worDeti/      ..  " 
,    bap  bie  »er^iHwete  &  wabrenV  ber  bon  ben  tToniraBentett .  beabftcfttiflteit 
.  ,do<  bie  Diepofttioh  öber  ibr  eigenibümlicbe«  5ö<rntogen  brbalten  Wi'^' 
ßäbarf  ^dber jen<f  Uebr.reinfommen  fetneßwrqeiS  -al'tf  ein  reiner  Sfbiertraa  ttadj 
ben  über '  foldje  ^JcrtrJae  gegebenen  ©orfdjnften  beurtbejlt  werben/  fortberit  ti 
pagt  baffelbe  feiner  gefiuiü'ten  9latnr  nach  gan«  anter  bfe  im'<chmg'o&  be0  n0e* 
airteu  ^.15.  in  fßimi  genommenen  S3e|iimniung  be«  §. :  10!  Up. 5,  tb.H.XIt.l. 
ber  Sl.     p./  welche 'vorftfireibt,  Z \~>  V,:?I'fe  • 

bag  ßbeberebungen  unb  ^ertretqe/  wefene  vor  ooT (je'girtr.ct  fef>ir;n>ec 
ba£  33er  mögen  ber  fünftigen  (£■  b  f  ■  1  e  u  f  e  -  in  b  e  f  0  nbe're  per  Ära  tt/ 
belfen  Einbringung/  Verwaltung   u  n  b   9]  i  e  t;  b  r  auch     ul>k  .jj,  :t 
;  »erben,  aud)  bann,  wenn  barin  35e  ra  bre  bun  gen  üoer  b-ic  finftttie 
Erbfolge  unter  ben  (gfeeleuten  getroffen  worben  /  in  #nW(Tdn  auf  Die 
>:,  gorm  nirtt  aU  <£rb»  fonbern  au  g(u»<rtrdg<  augef  eben  w<  r* 
.  .  ben  (ollen. 

,'Biif-b'fl*  gorraellc  nun  bejiebt  fic^,  wie  aud)  bog  nnmiVrelbare  2fnfcf>lie§e« 
beff  5.  4ji.  bea  2lnbang0  jur  8.         «n  ben  »bett  eltirteu     15.  beweifet,  offen- 
bar bie  ßreitige  graqe: 
,  oon  welchem  «icbier  bie  »ußfertigung  betf  in  SRebe  flefeenben  Sertragetf  cf- 

I  w  I    »       Hl  Wp  # 
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r*  $t«bt  ba&rr  bei  berrn  (gntfdmbuna  nach  l>em  93orft«&enr>en  bfe  fflr  refnr  (grb- 
wirdqe  Audnabnigrorife  gclfcnbc  J8<tftnirntmg,  , 

tafi  bie  9ii0f<rff0tiifg '  burd)  b«rt  le$t«i  prrf&nltd)en  miditn  tt$  Srblaffet* 

bewirft  roerben  ioü, 

ff  Ine  «norm  ab;  viclmebr  berbleibt  f*  bei  txr  ati0b<m§.  49.  £&.  H.  £if.2vbfr 
(£.  O.  ffd)  ergebrnben  aOgflmiiun  0?r  ar  I, 
„rootiact)  Söfrjrdar  »on  bemirnlaw  fKid)tet  «utfgf  fertigt  »«rbett  mfi(Tfn<  vpr 
„rüfld)Mi  t?f  affd)(oi?<n  Horben  f?iib." 

Drmarmdg  bat  bas  ttfcntai.  ©tabtaeriefrt  mit  brr  Sfuöfertigttng  M  Gonfrafttf 
vom  26. "üftai  1832  unaefdunit  |u  orrfabren  ,  in  f  finnig  »orfomnwnbcn  gdflett 
aber  fiel)  na d>  ben  in  biefer  Verfügung  atrtflcfprocfcrnfn  ©runrfdt)m  in  ad>fm. 

t>.  Ä.  fr-  23*  45.  ©.  417. 

Wirkungen,  während  des  Lebens  der  Contrabenten. 

§.  624.  Durch  blosse  Erbverträge  wird  die  Bcfugniss  der  Contra- 
henten,  über  ihr  Vermögen  unter  Lebendigen  zu  verfügen,  nicht  einge 
schränkt. 

§.  625.  Doch  kann  der  Verlragserbe  Schenkungen,  welche  der  Erb- 
lasser wegen  Uebermaasses  zu  widerrufen  berechtigt  gewesen  wäre,  in- 
nerhalb der  geset  zulässigen  Frist  zurücknehmen.,  wenn  gleich  der  Erb- 
lasser sich  dieses  Widerrufs  ausdrücklich  begeben  hätte.  (Tit.  II.  §.1094.) 

§.  626.  Wenn  Jemand  durch  unbesonnene  Ausgaben  die  Substanz 
seines  Vermögens  dergestalt  vermindert,  dass  er  nach  den  Gesetzen  für 
einen  Verschwender  zu  achten  ist:  so  kann  derjenige,  welchem  ein 
Recht  auf  seinen  Nachlass  durch  Erbvertrag  eingeräumt  worden,  auf 
Prodigalitätserklärung  wider  ihn  antragen. 

In  wie  fern  letttwillige  Verordnungen  dagegen  Statt  finden. 

§.  627.  Lctztwillige  Verordnungen  iiuden  gegen  den  Inhalt  eines  Erb 
Vertrags  nicht  Statt. 

§.  628.  Doch  kann  der  Erblasser  Vermäch  Inisse  bis  auf  den  zwanzig- 
sten Theil  seines  Nachlasses  errichten,  wenn  er  nicht  auch  dieser  Befug- 
niss  sich  im  Vertrage  ausdrücklich  begeben  hat. 

§.  629.  Ist  der  Eibverlrag  nur  über  einen  bestimmten  Theil  des  Nach- 
lasses errichtet:  so  fällt  das  übrige  Vermögen  dem  ernannten  Testa- 
ments-, oder  in  dessen  Ermangelung  dem- gesetzlichen  Erben  anheim. 

§.  630.  Ist  in  dein  Erbverlrage  die  letztwillige  Verfügung  über  eine 
gewisse  Sache  oder  Summe  vorbehalten:  so  finden  deshalb,  wenn  keine 
Verfügung  getroffen  ist,  die  Verordnungen  des  Eilften  Titels  §.  1087- 
1088.  Anwendung. 

Erbrecht. 

§.  631.  Aus  einem  wechselseitigen  Erbvertrage  erlangt  nur  der  Ueber- 
lebende  ein  Erbrecht;  und  die  Erben  oder  Nachkommen  des  Erstver- 
storbenen haben  in  so  weit  auf  den  künftigen  Nachlass  des  üebcrlebeu- 
den  keinen  Anspruch. 

§.  632.  Ist  aber  in  dem  Vertrage  die  Erbfolgeordnung  nicht  bloss 
zwischen  den  Contrahenten,  sondern  auch  in  Ansehung  ihrer  Erben 
oder  Nachkommen  bestimmt:  so  ist  eine  solche  Verordnung,  in  so  fern 
sie  das  eigene  Vermögen  der  Contrahenten  betrifft,  nach  den  Regeln 
der  Fideicommisse  und  fideieoinmissarischen  Substitutionen  zu  beur- 
teilen. (  Th.  2.  Tit.  4.  Abschn.  3.) 

§.633.  Fortwährende  Successionsordnungen,  welche  die  Nachkom- 
men auch  in  Ansehung  ihres  eigenen  Vermögens  verpflichten  sollen, 
können  nicht  durch  blosse  Erbverträge,  sondern  nur  durch  Familien^ 
Schlüsse  gültig  errichtet  werden.  (Th.  2.  Tit.  4.  §.  7.  sqq.) 
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Widerruf. 

§.634/  Gerichtliche  auf  den  Todesfall  eingegangene  ErbvertrSge 
können  einseitig  nur  so,  wie  Vertrage  unter  Lebendigen  widerrufen 
werden. 

§.  635.  Haben  beide  Theile  sich  die  Bcfuguiss,  von  dem  Erbvertrage 
nach  Gutfinden  abzugehen,  vorbehalten,  so  wirb*  das  Geschäft  nur  als 
ein  Testament  angesehen. 

§.  636.  Von  dem  Widerrufe  eines  solchen  Erbvertrags  gilt  eben  das, 
was  von  dem  Widerrufe  eines  Testaments  verordnet  ist.  (§.  587.  sqq.) 

§.  637.  So  bald  der  eine  Theil  einen  solchen  Erbvcrgleich  widerruft, 
verliert  derselbe  auch  in  Ansehung  des  andern  seine  Kraft. 

§.  638.  Hat  jedoch  der  andere  weder  seines  Orts  ausdrücklich  wider- 
rufen, noch  sonst  letztwillig  verordnet,  so  bestehen  diejenigen  Vermächt- 
nisse, welche  von  ihm  im  Erbvertrage  andern  Personen,  als  solchen,  die 
mit  dem  Widerrufenden  als  Verwandte  oder  besondere  Freunde  ver- 
bunden 6ind,  ausgesetzt  worden. 

§.  639*  Hat  nur  ein  Theil  die  Befugniss  zum  Widerrufe  sich  vorbe- 
halten: 60  wird  dadurch  der  andere,  ein  Gleiches  zu  thun  noch  nicht 
berechtigt 

§.  640.  So  bald  aber  der  erste  widerrufen  hat,  findet  in  Ansehung 
des  zweiten  die  Vorschrift  des  §.  637. 638.  ebenfalls  Anwendung. 

Entsegung  des  Erbrecht«. 

§.641.  Bei  Erbverträgen  kanu  der  überlebende  Theil  eben  so,  wie 
der  Testamentserbe,  sich  der  Verlassenschaft  gültig  entschlagen. 

§.  642.  Er  kann  aber  alsdann  auch  seines  gesetzlichen  Erbrechts  sich 
nicht  bedienen.  (Tit  9.  §•  401.) 

§.  643.  Ist  in  dem  Vertrage  selbst  der  Befugniss,  die  Erbschaft  aus- 
zuschlagen, ausdrücklich  entsagt  worden:  so  hat  es  zwar  dabei  sein  Be- 
wenden j 

§.  644.  Doch  kann  auch  ein  solcher  Vertragserbc  zum  Antritte  der 
Erbschaft  nur  unter  dem  Vorbehalte  der  Rechtswohlthat  des  Inventarii 
verpflichtet  werden. 

Tom  Rechte  des  Zuwachse«. 

§.  645.  Auch  bei  der  Erbfolge  aus  Verträgen  findet  das  Recht  des 
Zuwachses  Statt. 

Wirkung  der  Erb  vertrage  in  Ansehung  eines  Dritten. 

§.  646.  Uebrigens  gelten  Erbverträge  nur  unter  den  Contrahenten  als 
Verträge;  in  Ansehung  eines  Dritten  aber,  dein  darin  etwas  zugedacht 
worden,  und  der  dem  Vertrage  nicht  mit  Bewilligung  der  Hauptcontra- 
henten  ausdrücklich  beigetreten  ist,  haben  sie  nur  die  Kraft  einseitiger 
letztwilliger  Verfügungen.  (Tit.  5.  §.  75.  76.  77.) 

Aufhebung  derselben. 

§.  647.  So  weit  Testamente  wegen  nicht  eintreffender  Bedingungen, 
wegen  des  von  dem  Erben  verursachten  Todes  des  Erblassefs,  oder 
wegen  Dazwischenkunft  ehelicher  Kinder,  so  wie  überhaupt  durch  Zu- 
fall entkräftet,  oder  vereitelt  werden;  so  weit  werden  unter  eben  den 
Umständen  auch  Erbverträge  rückgängig.  (§.  478-518.  §.  599.  600. 
601.  563.) 

Brbrertrige  «wischen  Ebeleeten. 

§.  648.  Was  bei  Erbverträgen  zwischen  Eheleuten  Rechtens  sei,  ist 
gehörigen  Orts  bestimmt.  (Th.  2.  Tit.  1,  Abschn.  7.) 
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EntMgungavertrSg«.  ^ 

§.  64Ö.  Verträge,  wodurch  einer  künftigen  bestimmten  Erbschaft  ent- 
sagt, oder  die  Theilung  einer  solchen  Erbschaft  im  Voraus  angeordnet 
wird,  gelten  nur  unter  denjenigen ,  welche  zu  einer  solchen  Erbschaft 
als  gesetzliehe  Miterben  berufen  sind. 

§.650-  Zu  Gunsten  eines  Fremden  gelten  dergleichen  Verträge  nur 
alsdann,  wenn  derjenige,  über  dessen  Nachlass  verfügt  werden  soll/  dem 
Vertrage  als  Mitcontrahent  ausdrücklich  beitritt. 

§•651*  Im  letztern  Falle  ist  aber  auch  dieser  künftige  Erblasser  an 
einen  solchen  Vertrag,  wie  an  seinen  eigenen  Erb  vertrag,  gebunden, 
und  darf,  demselben  zuwider,  so  wenig  durch  Testamente,  als  durch 
spätere  Erbverträge  etwas  verfügen. 

§.  652.  Es  begreift  also  eine  dergleichen  gültige  Entsagung  des  ge- 
setzlichen Erbrechts  auch  die  des  Erbrechts  aus  einer  letztwilligen  Ver- 
ordnung, so  wie  umgekehrt  unter  sich. 

§.  653.  Wenn  der,  über  dessen  künftige  Erbschaft  ein  solcher  Ver- 
trag (§.  649.)  geschlossen  wird,  eine  verbindliche  Willenserklärung  ab- 
zugeben unfähig  ist,  so  kann  zwar  der  Vertrag,  auch  ohne  seinen  Bei- 
tritt, gültig  geschlossen  werden;  ■ 

§.  654.  Alsdann  ist  aber  die  gerichtliche  Aufnehmung  und  Abschlies- 
sung  desselben  zu  seiner  Gültigkeit  nothwendig. 

§.655.  Auf  Familienverträge,  in  so  fern  dieselben  sonst  gültig  ge- 
schlossen worden,  findet  die  Vorschrift  des  §.  650-  nicht  Anwendung, 
wenn  gleich  darin  auch  Entsagungen  künftiger  Erbanfälle  enthalten 
wären.  * 

§.  656.  Verträge,  wodurch  Aeltern  ihr  Vermögen  schon  bei  Lebzeiten 
ihren  Kindern  abtreten,  sind  bloss  als  Verträge  unter  Lebendigen  an- 
zusehen. 


Dreizehnter  Titel. 

Von  Erwerbung  des  Eigenthums  der  Sachen 
nnd  Rechte  durch  einen  Dritten. 

§.  1.  Sachen  und  Rechte  können  auch  durch  Handlungen  eines  Drit- 
ten erworben  werden. 

§.2.  Wie  weit  überhaupt  Jemand  aus  Verträgen,  die  zwischen  An- 
dern zu  seinem  Vortheile  geschlossen  worden,  ein  Recht  erlange,  ist  im 
Fünften  Titel  §.  74.  sqq.  vorgeschrieben. 

§.  3.  In  wie  fern  ein  Ehegatte  durch  den  Andern;  Väter  durch  die  in 
ihrer  Gewalt  befindlichen  Kinder;  Dienstherrschaften  durch' ihr  Ge- 
ßinde,  Pflegebefohlne  durch  ihre  Vormünder;  und  Kaufleutc  durch 
ihre  Handlungsbedienten  erwerben;  ist  gehörigen  Orts  bestimmt.  (Th.2. 
Tit.  1.  Abschn.  5.  Tit.  2.  Abschn.  2.  Tit.  5.  Tit.  8.  Abschn.  7.  Tit.  18. 
Abschn.  5.) 

§.4.  Ausser  diesen  Fällen  wird,  wenn  durch  Handlungen  eines  Drit- 
ten Jemanden  Sachen  und  Rechte  erworben  werden  sollen,  in  der  Re- 
gel ein  ausdrücklicher  Auftrag  dessen,  welcher  dadurch  erwerben  soll, 
erfordert. 
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£rster  Abschnitt« 

Fo/i  Vollmachtsauf 'trägen. 

Begriff. 

§.  5.  Die  Willenserklärung,  wodurch  Einer  dem  Andern  das  Recht 
ertheilt,  ein  Geschäft  für  ihn  und  statt  seiner  zu  betreiben,  wird  Auf- 
trag oder  Vollmacht  genannt. 

§.  6.  Wird  der  Auftrag  angenommen,  so  ist  unter  beiden  Theilen  ein 
Verlrag  vorhanden. 

'  Wi«  der  Vollmarhtwrtraf  getchloMcn  werde. 

§.  7.  Wo  nach  den  Gesetzen  kein  schriftlicher  Contracl  erforderlich 
ist;  da  ist  der  Vollmachtsverlrag  für  geschlossen  zu  achten,  wenn  der 
Eine  den  mündlichen  Auftrag  des  Andern  auch  nur  stillschweigend  an- 
nimmt. (Tit.  5.  §.  81.  82.) 

§.  8.  Doch  kann  auch  in  solchen  Fällen,  wo  es  unter  den  handeln- 
den Personen  selbst  eines  schiifllichen  Vertrags  nicht  bedarf,  ein  Drit- 
ter, welcher  mit  dem  Bevollmächtigten  sich  eingelassen  hat,  auf  Erfül- 
lung des  mit  selbigem  geschlossenen  Vertrags  gegen  den  Machtgeber 
nicht  klagen,  wenn  der  Bevollmächtigte  nicht  durch  einen  schriftlichen 
Auftrag  desselben  legitimitt  gewesen  ist 

§.  9.  Wohl  aber  kann  er  sich  an  den  Bevollmächtigten  halten,  und 
von  diesem  sowohl  Schadloshallung,  als  Abtretung  seiner  Rechte  an 
den  Machtgeber  fordern, 

Reecrfpt  t>.  I6.fcec6r.  1793  nebft  SntfdjeiMjna  Der  ©efctjeommlflion ,  betr.  tie  SBItr» 
fungen  eine*  tiuin&Ucfcen  Eollmadjtf  *  ttujtrastf. 

»uf  $ure  Anfrage  »om  12.  t>.  «R,  über  bie  reentftefren  ©Wungen  eine* 
tttünblt*  qtfcbrfecnen  $JoÜmad)t=  auftrage*/  loffen  2Bir  (Such  M  oon  t>er  ©#« 
f.&coinmnfton  abgefaßte  (£ondufum  bterneben  in  Originali  jur  ?Had>acMuug  in 
bem  »orlirgenben  unb  künftigen  gleichen  gdüen  ^ufcrrtgeit.  jc  ©inb  *c.  Jöcrltn/ 
ben  16.  Dccrmbcc  179*. 

nöcilage  ju  vorftrbenbem  Sftcfcrlpt. 
Stuf  tte  Anfrage  betf  Ober*5lupeÜationefenat$  beö  Gammergfricftttf:  ob  ein 
SJcanrafartu*,  ber  ein  münblld)  mit  bem  Sttanbanten  öerabrebe'e*  (itachdft  er» 
fülkt  bat/  oon  bem  teilen  verlangen  fbnne,  baß  er  ibn  wegen  etnefl  in  (befolge 
bietet  Auftrage*  mit  einem  britten  qrfdtlojTrnen  Giontract  mit  btefem  au§cr  ©er« 
binbtichtfir  fe$c  unb  i&n  rntfcbdbtgtn  mufft;  bat  bU  (Sefefceommifjion  bafcin 
conclubtrer: 

baf  ein  2Ranbatariuö,  ber  ein  ibm  mfinblid)  aufgetragene*  ©efdxJff  erfüllet 
bat  /  bon  bem  üftanbanten  Verlangen  tbnnt,  ba(i  er  ibn  Wegen  be$  in  ©e* 
folae  bc$  Auftrage*  mit  bem  britten  gefcMofiVnen  dontractö  mit  biefem 
aufjer  33erbinbung  fe$e ,  unb  ibn  entfcba'bigM  muffe. 

SöerÜn,  bim  3.  £ecemb*H793.   N.C.C  T.  IX.  No.93.  de  1793.  <S.  1841— 1842. 

§.  10.  Der  Machtgeber  kann,  auch  in  diesem  Falle,  gegen  den  Drit- 
ten, mit  welchem  der  Bevollmächtigte  in  seinem  Namen  gehandelt  hat, 
klagen. 

§.11.  In  Fällen,  wo  die  Gesetze  überhaupt  einen  schriftlichen  Ver- 
trag erfordern,  vertreten  die  Ertheilung  einer  schriftlichen  Vollmacht 
von  der  einen,  und  deren  auch  nur  stillschweigend  geschehene  Annahme 
von  der  andern  Seite,  die  Stelle  desselben. 

§.  12.  So  lange  aber  ein  Abwesender,  dem  eineVollmacht  zugeschickt 
worden,  sich  über  die  Annahme  derselben  noch  nicht  erklärt,  oder  doch 
davon  noch  keinen  Gebrauch  gemacht  hat,  ist  der  Vertrag  noch  nicht 
für  geschlossen  zu  achten. 
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Wer  YoUmadtteanftri'ge  tu  ttberoebnen  •ckultif  «ei. 

§.  13.  Personen,  welche  zu  Besorgung  gewisser  Angelegenheiten  öf- 
fentlich bestellt  worden,  können  dieselben  nicht  anders,  als  aus  erheb- 
lichen Ursachen,  die  sie  sogleich  anzuzeigen  schuldig  sind,  ablehnen. 

§.14.  Verzögern  sie  ihre  Antwort,  so  wird  die  Vollmacht  für  ange- 
nommen geachtet,  und  sie  werden  dem  Machtgeber  eben  so  verhaftet, 
als  wenn  sie  zur  Uebernehmung  des  Auftrags  sich  ausdrücklich  er- 
klärt hätten. 

§.  15.  Auch  diejenigen,  welche  aus  Uebernehmung  gewisser  Arten 
von  Aufträgen,  gegen  Belohnung,  ein  Gewerbe  machen,  sind,  wenn  sie 
dergleichen  an  sie  ergehenden  Auftrag  ablehnen  wollen,  dem  Machtge- 
ber davon  sofort  Anzeige  zu  machen  verbunden. 

§.  16.  Unterlassen  sie  dieses,  so  findet  auch  gegen  sie  die  Vorschrift 
des  §.  14.  Anwendung. 

§.  17.  Die  Fristen,  binnen  welcher  dergleichen  Personen  (§.  13-  15.) 
über  die  Ablehnung  eines  ihnen  geschehenen  Auftrags  sich  erklären 
müssen,  sind  nach  den  Tit.  5.  §.  90.  sqq.  gegebenen  Regeln  zu  be- 
stimmen. 

Was  der  Gegenstand  eines  VoUmacbtaauftraget  sein  könne. 

§.  IS.  Alle  Privatgeschäfte,  die  Jemand  selbst  vorzunehmen  berech- 
tigt ist,  können  von  ihm  in  der  Kegel  auch  einem  Andern  übertragen 
werden. 

§.  19.  In  wie  fern,  bei  Civil-  und  Criminalprozessen,  die  Vertretung 
der  Parteien  durch  Bevollmächtigte  Statt  linde,  ist  in  der  Prozcss-  und 
Criminalordnung  bestimmt. 

C.  O.  ».  29.  effiaf  1835,  baß  bie  In  9)rojeffeti  fcen  tyart&efen  juseovbneten  ectlwtrettt 
feiner  S>oUitiad)t  (rbiufcn. 

3»r  ©efeüiauna,  ber  (ei  ber  2lnroenbuna,  be$  §.  20.  Zit  3.  I.  unb  be$ 
§.  21.      3.  £b.  HI.  ber  entjhnbenen  3roeifef,  erfröre  td)  auf  Öftren 

SBcrtAt  t>om  16.  b.  lW.  nad)3brem  a,eniemfcr)afrfkr)en  $tttraa.e,  bat?  in  ^rpjeffen 
nur  bie  »ort  beu  tyartfteien  felbfr  Gewählten,  ntd)t  aber  bie  auf  tbrert  Mntrw  ober 
wn  2tmt*n)eacn  burd)  batf  ©ertaYt  ibnen  nigeorbn eten  ©teüwtrerer,  wenn  fie 
au*  \\\x  3afei  ber  3"frtjcommtffarten  gehören,  (t<fo  burd»  eine  befoubere  SSoHmadbt 
ni  lea,trimiren  Men.  ».  &  3-  8  45.  <©.  430. 

Welche  Auftrüge  niclt  Übernommen  werden  «olles. 

§.  20.  Was  Rechtens  sei,  wenn  unerlaubte  Geschäfte  Andern  aufge- 
tragen worden,  ist  im  Sechsten  Titel  §.51.  sqq.  vorgeschrieben. 

§.21.  Sobald  der  Vorlheil  des  Machtgebers  mit  dein  Vortheile  des 
Bevollmächtigten  in  Widerspruch  kommt,  darf  dieser  den  Auftrag  we- 
der annehmen,  noch  behalten. 

§.  22.  Eben  so  wenig  kann  ein  Bevollmächtigter  Aufträge  verschie- 
dener Personen,  deren  Interesse  einander  entgegen  läuft,  annehmen. 

§.  23.  Personen,  welche  nach  §.  13.  zu  Besorgung  gewisser  Angele- 
genheiten öffentlich  bestellt  sind,  müssen  in  dem  Falle  des  §.  22.  den 
ersten  Auftrag,  den  sie  einmal  übernommen  haben,  behalten. 

§.  24.  Audern  steht  es  frei,  nach  gehörig  erfolgter  Aufkündigung  des 
frühem  Auftrages,  den  spätem  zu  übernehmen. 

§.  25,  Behält  in  den  Fällen  des  §.  21.  22.  der  Bevollmächtigte  den 
Auftrag,  ohne  die  Beschaffenheit  der  Sache  seinem  Machtgeber  zur 
gehörigeu  Zeit  (§.  17.)  treulich  anzuzeigen:  so  haftet  er  demselben  für 
allen  daraus  entstehenden' Schaden. 
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§.28.  Ueberdies  kommt  in  dem  Falle  des  §.21.  alles,  was  der  Be- 
vollmächtigte gethan  hat,  so  weit  es  vortheilhaft  ist,  lediglich  demMacht- 
geber  zu  gute. 

§.27.  In  dein  Falle  des  §.22.  sind  die  Handlungen  des  Bevollmäch- 
tigten zum  Vortheile  dessen,  für  welchen  er  das  Geschäft  wirklich  be- 
sorgt hat,  gültig,  wenn  nicht  derselbe  sich  eiues  Verständnisses  mit 
dem  Bevollmächtigten,  zurVerkürzung  der  Andern,  schuldiggemacht  hat. 

§.  28.  In  beiden  Fällen,  §.21.  22.  steht  das  unerlaubte  Verhalten  des 
Bevollmächtigten,  in  Ucbemehmung  solcher  Aufträge,  dem  Dritten, 
welcher  sich  redlicher  Weise  mit  ihm  eingelassen  hat,  in  Ansehung  des 
Machtgebers  nicht  entgegen. 

Pertonen,  welche  Aufträge  machen  und  Übernehmen  können. 

§.  29-  Nur  so  weit  sich  Jemand  überhaupt  verbindlich  machen  kann, 
wird  er  durch  Erlheilung  oder  Annahme  eines  Auftrages  verpflichtet. 

Rescript  v.  28.<flo»6r.  1825,  tag  aueft  SrauenjimmeriBoftmaäten  itternebmett  »mten. 

■ » 

3lu$  bem  93eric()fe  »om  8.  b.SW.  ift  erfeben  worden,  |u  roeldjer  anfrage  baö 
ßontgl.  o.  ß.  ©er.  ffd) 

in  Söetreff  (er  Söefugnfp  Der  grauenjimmer,  93o&mad)f0-2lufträ*gc  anjune&men, 

veranlagt  gefunben  bat.  Da  im  9t0aemeinen  fein  ©runb  porbanben/  ronrum 
grauenßperfonen  @efd)ä*fte,  roefcfye  fte  für  ftd)  in  eignen  ttngelegenbeiten  befor 
qen  rfcnnen,  für  Slnbere  »u  übernehmen/  nicht  berechtiget  fein  foHten/  unb  bat 
21.  ß.  3i.  Xb.  I-  Xit.  5.  §.  23.  unocebetratbeten  grauentfperfonen  bei  EingebuBfl  von 
©ertragen  tax  aftannöperfonen  ajeid)  fefct/  von  btefem  ©runbfafce  aber  in  25e* 
gtebung  auf  ben  93o0mad)ttfüertraa  in  Stnfebuna,  ber  ^erfonen  roeiblicf)en  ®t* 
fdileduö  nid)t  a0ein  feine  gefeblic^e  Buönabme  porbanben/  fonbem  Piefmebr  &ie* 
felben  na 4  auöbrucflid)er  Sefiimmuna  be*  8.  2.  SR.  Xir.  l.  §§.  119  biß 
\2h.  in  Säßen/  worin  ein  SDcanfrat  prafumtrt  wirb/  auf  ben  ©runb  einer  per* 
mutbeten  23  oflm  acht/  ©efdtffte  für  anbere  &u  befolgen,  bereditiaet  finb,  fo  tu 
ba0  ft&nigl.  D.  2.  ©er.  mit  3fte<f)t  ber  SReinung/  bafj  unoerbeiratbete  grauenjim* 
mer  unb  ©betrauen,  fefcfere  jeboch  unter  ©enebmiguna,  ibrer  gbemdnncr/  53oü> 
machten  annehmen  unb  als  SÖeooflmäcnfiate  überbnupt  unb  namentlich  auch  jur 
erbebung  pon  (Seibern  aus  JDepotftorien  jugelaffen  werben  f&nnen. 

ü.         S5.26.  (3.38t. 

§.  30.  Wer  sich  selbst  zu  verbinden  unfähig  ist,  kann  dennoch  durch 
gehörige  Ausrichtung  eines  aufgetragenen  Geschäfts,  Rechte  gegen  sei- 
nen Machtgeber  erwerben. 

§.  31.  Rechte,  die  einem  gewissen  Stande  oder  Gewerbe  eigen  sind, 
können  Andern  nicht  aufgetragen,  noch  von  denselben  übernommen 
werden. 

§.  32.  Mit  einem  Bevollmächtigten,  welchem  die  zu  Schliessung  gül- 
tiger Verträge  erforderlichen  Eigenschaften  ermangeln,  ist  ein  Dritter 
sich  einzulassen  nicht  schuldig. 

§.  33.  Hat  er  es  aber  gethan,  so  is{  das  von  dem  Bevollmächtigten 
seiner  Vollmacht  gemäss  abgeschlossene  Geschäft,  sowohl  für  den  Macht- 
geber, als  für  den  Dritten,  der  Regel  nach  verbindlich. 

§.34.  Stand  jedoch  dem  Bevollmächtigten  bei  Uebernehmung  ei- 
nes solchen  Geschäfts  ein  Verbotsgesetz  entgegen,  so  ist  das  Geschäft 
nichtig. 

§.  35.  Ist  aus  dem  Mangel  der  Erfordernisse  bei  dem  Bevollmächtig- 
ten dem  Machtgeber,  oder  einem  Dritten,  welcher  mit  demselben  sich 
eingelassen  hat,  ein  Schade  entstanden:  so  muss  die  Befugniss  des  Be- 
endigten, Ersatz  aus  dem  Vermögen  des  Bevollmächtigten  zu  fordern, 
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nach  dem  im  Fünften  Titel  §.  31.  sqq.  vorgeschriebenen  Regeln  beur- 
theilt  werden. 

§.  36.  In  Fällen,  wo  der  Dritte  Schadloshaltung  aus  dem  Vermögen 
des  Bevollmächtigten  zu  fordern  berechtigt  ist,  muss  bei  dem  Unvermö- 
gen des  Letztern  derjenige,  welcher  wissentlich  einen  Unfähigen  zum 
Bevollmächtigten  bestellt  hat/  dem  Beschädigten  haften. 

Wirkungen  de»  Vollmaehtavertrags» 

§.  37.  Wer  einen  Auftrag  angenommen  hat,  ist  ihn  in  der  Regel  selbst 
auszurichten  verbunden. 

I.   Rechte  twiachen  dem  Machtgeber  und  Bevollmächtigten. 

§.  38.  Ueberträgt  er  das  Geschäft,  ohne  Einwilligung  des  Machtge- 
bers, einem  Andern:  so  muss  er  für  die  Handlungen  und  Versehen  des- 
selben, wie  für  seine  eigenen,  haften. 

»)  Von  der  Befugnis«,  sa  inbettaiiren. 

§.  39.  Hat  aber  der  Machtgeber  dem  Bevollmächtigten  die  Wahl  ei- 
nes Substituten  ausdrücklich  gestattet,  so  haftet  der  Bevollmächtigte 
bloss  für  ein  bei  dieser  Auswahl  begangenes  grobes  oder  mässiges  Ver- 
sehen. 

§.  40*  Uebrigens  finden  alsdann  zwischen  dem  Machtgeber  und  Sub- 
stituten eben  die  Rechte  und  Pflichten  Statt,  wie  zwischen  Ersterem 
und  dem  unmittelbaren  Bevollmächtigten. 

§.41.  Geschäfte  eines  öffentlichen  Amts  soll  Niemand  eigenmächtig 
einem  Andern  an  seiner  Statt  auftragen. 

§.42.  Ist  es  dennoch  geschehen ;  so  sind  die  Handfungen  des  Sub- 
stituten nichtig,  und  er  sowohl,  als  sein  Machtgeber  haften,  einer  für 
beide  und  beide  für  einen,  wegen  alles  daraus  entstandenen  Schadens. 

§.  43.  War  jedoch  der  Substitut  zur  Verrichtung  von  Amtshandlun- 
gen dieser  Art  an  sich  qualificirt;  so  wird  zwar  dadurch,  dass  der,  wel-  * 
ehern  das  Geschäft  eigentlich  oblag,  ihn  dazu  eigenmächtig  substituirt 
hat,  die  Handlung  selbst  noch  nicht  ungültig. 

§.  44.  Derjenige  aber,  welcher  sich  eine  solche  eigenmächtige  Substi- 
tution angemaasst  hat,  soll,  nach  Bewandniss  der  Umstände,  mit  verhält- 
nissmässiger  Geld-  oder  Gefängnissstrafe  belegt  werden. 

§.  45.  Auch  von  dieser  Strafe  bleibt  ein  Beamter  frei,  welcher  durch 
Krankheit  oder  andern  Zufall,  die  Geschäfte  seines  Amts  zu  verwalten, 
auf  eine  Zeitlang  ausser  Stand  gesetzt  worden,  und  auf  so  lange,  bis 
von  seinem  Vorgesetzten,  wegen  einstweiliger  Versehung  desselben, 
Anstalten  getroffen  worden,  solche  Amtshandlungen,  die  keinen  Auf- 
schub leiden,  Andern,  weiche  zu  Geschäften  von  gleicher  Art  öffentlich 
bestellt  und  verpflichtet  sind,  aufgetragen  hat. 

§.  46.  Ist  ein  aufgetragenes  Geschäft  von  der  Art,  dass  der  Bevoll- 
mächtigte selbiges  ohne  Beihülfe  anderer  Personen  nicht  vollziehen 
kann ;  so  haftet  er  für  seine  Gehülfen  nur  so  weit,  als  ihm  ein  mässiges 
Verseilen  bei  der  Auswahl,  oder  bei  der  Aufsicht  über  sie,  zur  Last  fällt. 

§.  47.  Ein  Gleiches  findet  Statt,  wenn  der  Bevollmächtigte,  bei  ein- 
tretenden persönlichen  Verhinderungen,  zur  Besorgung  eines  Geschäfts, 
welches  keinen  Verzug  leidet,  sich  anderer  Personen  bedient  hat. 

§.  48.  Wer  aber  ohne  Noth  sich  fremder  Beihülfe  zu  einem  ihm  auf- 
getragenen Geschäfte  bedient,  haftet  für  allen  durch  solche  Gehülfen 
verursachten  Schaden. 
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b)  Ton  der  Pflicht  dea  Bevollmächtigten,  die  Vorschrift  de*  Machtgebers  genau  in  befolgen. 

§.  49.  Von  der,  zur  Ausrichtung  des  Geschäfts  ertheiltcn  bestimmten 
Vorschrift  des  Machtgebers,  darf  der  Bevollmächtigte  aus  eigner  Machl 
nicht  abgehen. 

§.  50.  Ist  dieses  geschehen,  so  haftet  er  dem  Machtgeber  für  allen  da- 
raus entstandenen  Schaden. 

§.  51.  Hat  der  Bevollmächtigte,  der  Abweichung  ungeachtet,  das  Ge- 
schäft selbst  zum  Nutzen  des  Machlgebcrs  ausgerichtet,  und  dieser  will 
den  Vorlhcil  daraus  sich  zueignen:  so  muss  er  auch  die  Abweichung 
genehmigen. 

§.  52.  Bei  tibertretener  Vorschrift  gilt  die  Vermuthung,  dass  der  sich 
ergebende  Schaue  durch  die  geschehene  Abweichung  verursacht  worden. 

§.  53.  Einschränkungen  und  Ausdehnungen  der  Vollmacht,  welche 
nach  der  Natur  des  Geschäfts,  oder  der  bekannten  Absicht  des  Macht 
gebers,  nolhwendig  sind,  können  nicht  als  unerlaubte  Abweichungen 
von  der  gegebeneu  Vorschrift  angesehen  werden. 

e)  Von  dem  Grade  de«  Vergehen«,  flir  welche«  der  Bevollmächtigte  haften  man, 

§.  54.  Für  den  Ausgang  des  Geschäfts  haftet  der  Bevollmächtigte  nur 
in  so  weit,  als  er  bei  der  Uebernchmung  oder  Ausrichtung  desselben 
ein  Versehen  begangen  hat. 

§.  55.  In  der  Regel  ist  der  Bevollmächtigte,  bei  Vollziehung  des  Auf 
trags,  zu  demjenigen  Grade  des  Fleisses  und  der  Aufmerksamkeit,  wel- 
chen er  in  seinen  eigenen  Geschäften  derselben  Art  anzuwenden  pflegt, 
verpflichtet. 

§.  56.  Kann  hiernach  der  Grad  seiner  Verantwortlichkeit  nicht  aus- 
gcmittelt  werden;  oder  hat  er  den  Auftrag  gegen  Belohnung  übernom- 
men: so  muss  jedes  mässige  Versehen  überhaupt  von  ihm  vertreten 
werden. 

§.  57.  Hat  er  den  Auftrag  als  Kunst-  oder  Sachverständiger  übernom- 
men: so  haftet  er  auch  für  ein  geringes  Versehen. 

§.  58.  Doch  ist  der  Kunstverständige,  welcher  einen  Auftrag  ohne 
Vergeltung  übernommen  hat,  nur  für  ein  massiges  Versehen  zu  haften 
schuldig.  1 

§.  59.  In  allen  Fällen,  wo  die  Ausführung  des  Geschäfts  durch  Zu- 
fall verhindert,  oder  aufgehalten  wird,  inuss  der  Bevollmächtigte  seinen 
IVlachtgeber  davon  zeitig  benachrichtigen. 

§.  60.  Ueberhaupt  muss  er,  während  des  Laufs  des  Geschäfts,  dem 
Machtgeber  über  die  jedesmalige  Lage  desselben,  auf  Erfordern,  treu- 
lich Auskunft  geben.  , 

d)  Von  der  Rechenschaft,  tu  welcher  der  Bevollmächtigte  dem  Machtgeber  verpflichtet  tat. 

§.61.  Nach  vollendetem  Geschäfte  ist  er  demselben  über  dessen 
Ausführung  Bechenschaft  abzulegen  verpflichtet. 

§.  6*2.  AlleVorlheile,  welche  aus  dergleichen  aufgetragenem  Geschäfte 
entstehen,  kommen,  so  weit  nicht  ein  Anderes  verabredet  worden,  dem 
Machlgcber  allein  zu  statten. 

§.  63.  Der  Bevollmächtigte  darf  also  den  erhaltenen  Auftrag  nicht 
dazu  gebrauchen,  sich  ohne  Einwilligung  des  Machtgebers  eigene  Vor- 
theile  dadurch  zu  verschaffen. 

§.  64.  Dagegen  kann  der  Bevollmächtigte,  bloss  bei  Gelegenheit  des 
Auftrags,  Geschäfte,  die  mit  demselben  in  keiner  Verbindung  stehen, 
zu  seinem  eigenen  Vortheile  verhandeln  und  ausführen. 
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•)  Pflichten  det  Machtjjeber«  gegen  den  Bevollmächtigten  wegen  der  Srhadlonbaltnng. 

§.  65.  Der  Machtgeber  inass  den  Bevollmächtigten  für  allen  bei  dem 
Geschäfte  gemachten  Aufwand,  in  so  fern  derselbe  nöthig  oder  nützlich 
gewesen,  entschädigen. 

§.  6(v  I>ic  bei  einem  Geschäfte  gewöhnlichen  Ausgaben  werden  als 
nützlich  angesehen.  ■   ,] 

§.  67.  Ausgaben,  welche  der  Machtgeber  ausdrücklich  untersagt  hat, 
dürfen  ihm  nur  in  so  fern  angerechnet  werden,  als  sie  eine  wirk- 
liche Verwendung  in  seinen  Nutzen  enthalten,  und  er  sich  den  dadurch 
bewirkten  Vorlhcil  zueignen  will.  ' 

§.  68.  Nölhige  und  nützliche  Aufgaben,  welche  die  Person  des  Be- 
vollmächtigten angehen,  sind  nach  seiner,  und  nicht  nach  der  Qualität 
des  Machtgebers  zu  beurl  heilen.  - 

§.  69.  Auch  bei  rückgängig  gewordenem  Auftrage,  oder  fehlgeschla- 
gener Ausrichtung,  ist  der  Bevollmächtigte  den  Ersatz  der  zweckmäs- 
sig verwendeten  Kosten  zu  fordern  befugt. 

In  wie  fern  der  Bevollmächtigte  Zin«en,  oder  -'•  *  l 

§.  70.  Wo  die  Gesetze  nicht  ein  Anderes  verordnen,  ist  der  Bevoll  ~ 
mächtigte;  noch  vor  Beendigung  des  Geschäfts,  Vorschuss  oder  Vergü-r 
tung  der  bereits  gehabten  Auslagen  zu  fordern  berechtigt. 

§.  71.  Hat  er  keinen  Vorschuss  gefordert,  so  kann  er  von  dem  Be- 
trage der  gehabten  Auslagen  landübliche  Zinsen  nur  von  dem  Tage  an 
fordern,  wo  er  dem  Machtgeber  die  mit  den'erforderlichen  Belägen  ver- 
sehene Berechnung  darüber  zugestellt  hat. 

§.72.  Hat  jedoch  der  Bevollmächtigte  Capitalszaltlungcn  für  den 
M «ich! ccber geleistet:  so  mu$s  ihm  der  Vorschuss  schon  von  der  Zeit 
der,  geschehenen  Verwendung  an  landüblich  verzinset  werden. 

§.  73.  Ein  Gleiches  findet  Statt,  wenn  det  Machtgeber  den  ihm  ab- 
geforderten Vorschuss  nicht  zur  gehörigen  Zeit  angeschafft  hat,  oder 
wenn  der  Bevollmächtigte  vor  Vollziehung  des  Geschäfts,  nach  den  Um- 
stünden des  Falles,  den  nöthigen  Vorschuss  von  dem  Machtgeber  nicht 
einziehcnkonnle.  * 

Belohnungen  fordern  kOnne; 

§.  74.  Unbedungene  Belohnungen  kann  der  Bevollmächtigte  pur  ajs- 
dann  fordern,  wenn  die  Gesetze  selbst  einen  Preis  dafür  bestimmen, 
oder  die  Ausrichtung  solcher  Geschäfte  zu  sejnicin ordentlichen  Ge-  ~ 
werbe  gehört.  ••  «i  \ 

§  75.  Wenn  Geschäfte,  zu  welchen  eine  bestimmte  Klasse  von  Per- 
sonen bestimmt  ist,  von  andern,  welche  zu  dieser  Klasse  nicht  gehören, 
auf  eine  an  sich  erlaubte  Art  gegen  eine  vorbedungene  Belohnung  über- 
nommen werden:  so  darf  doch  auch- eine  solche  Belohnung  die  den 
Personen  der  andern  Klasse  vorgeschriebene  Taxe  niemals  übersteigen. 

§.  76.  Bei  Verschaffung  von  Darlehnen  darf  also  der  Bevollmäch- 
tigte, wenn  er  auch  kein  eigentlicher  Mäkler  ist,  sich  dennoch  eine  das 
gesetzmässige  Mäklerlohn  übersteigende  Belohnung  niemals  vorbe- 
dingen. 

Rescrfpt  t>.  19.  Setr.  1908,  tefr.  He  Veftrafuna  htvicnlqtn,  mi&t  fid>  M  QatUbnit 
wrfAatrimgeti  m<br  all  bad  affegUrte  «Oiaftertoftn  Gaben  ja&lm  laffen.    f.  ju  II.  20.  f.  1286. 

§.  77. 'Bei  Geschäften,  wo  kein  gesetzlicher  Maassstab  der  Beloh- 
nung vorhanden  ist,  hängt  die  Bestimmung  derselben  lediglich  von  dem 
Uebereinkonimen  der  Parteien  ab.  » 
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§.  78.  Ist  für  ein  solches  Geschäft  eine  Belohnung  in  unbestimmten 
Ausdrücken  versprochen  worden:  so  muss*  bei  ermangelndem  Einver- 
ständnisse der  Parteien,  die  Belohnung  nach  richterlichem  Ermessen 
bestimmt  werden. 

§.  79.  Bei  diesem  Ermessen  muss  der  Richter  auf  die  für  ähnliche 
Fälle  vorhandenen  gesetzlichen  Bestimmungen,  auf  die  Beschaffenheit 
der  handelnden  Personen,  und  auf  die  zur  Ausrichtung  des  -Geschäfts 
erforderlich  gewesene  Zeit  und  Mühwaltung,  vernünftige  Rücksicht 
nehmen. 

Von  zufälligem  Schaden,  welchen  der  Bevollmächtigte  leidet. 

§.  80.  Unglücksfälle,  welche  den  Bevollmächtigten  bei  Ausrichtung 
des  Geschäfts  treffen,  ist  der  Machtgeber  nur.  in  so  fern  zu  vergüten 
schuldig,  als  er  dazu  auch,  nur  durch  ein  geringes  Versehen  Anlass  ge- 
geben hat.  :v*  . 

§.  81.  Doch  muss  der  bloss  zufällige  Schaden  auch  alsdann  vergütet 
werden,  wenn  der  Bevollmächtigte  die  bestimmte  Vorschrift  des  Macht- 
gebers, ohne  sich  der  Gefahr  einer  solchen  Beschädigung  auszusetzen, 
nicht  hat  befolgen  können.        >  .'  <  -  .  > 

Pflicht  de«  Machtgeber»,  den  Bevollmächtigten  von  den  gegen  Andere  Übernommenen  Verbind- 
lichkeiten m  befreien. 

§.  82.  Der  Machtgeber  ist  schuldig,  den  Bevollmächtigten  von  allen 
Verbindlichkeiten,  welche  derselbe  bei  Ausrichtung  des  Geschäfts  ge- 
gen Andere  übernommen  hat,  zu  befreien.  «t 

§.  83-  Der  Bevollmächtigte  hat  dieserhalb,  so  wie  wegen  seiner  Aus- 
lagen und  zu  fordernder  Belohnungen,  ein  Zurückbehaltungsrecht  in 
Ansehung  derjenigen  Sachen,  die  vermöge  des  Auftrags,  für  den  Macht- 
geber in  seine  Hände  gekommen  sind.  (Tit.  20.  Anselm.  2.) 

§.84.  Dagegen  hat,  wenn  der  Bevollmächtigte  dergleichen  Sachen 
verzehrt,  veräussert,  oder  sonst  abhänden  gebracht  hat,  bei  einem  über 
sein  Vermögen  entstehenden  Concurse,  der  Machtgeber  das  Vorrecht 
der  Sechsten  Klasse  in  Ansehung  des  Werths  derselben. 

II.   Rechte  iwischen  dem  Machtgeber  and  einem  Dritten    a)  überhaupt,  ■ 

§.  85.  Was  der  Bevollmächtigte,  zufolge  des  erhaltenen  Auftrags,  mit 
einem  Dritten  verhandelt,  verpflichtet  den  Machtgeber  eben  so,  als  ob 
die  Verhandlung  mit  ihm  selbst  vollzogen  wäre.  .  > 

h)  besonders,  wenn  Jemand  mit  dem  Bevollmächtigten  und  ein  Anderer  mit  dem  Dfachtgebar 

selbst  gehandelt  hat. 

§.86.  Hat  Jemand  mit  dem  Bevollmächtigten,  auf  dem  Grunde  der 
noch  nicht  widerrufenen  Vollmacht  desselben,  und  ein  Andrer  mit  «fein 
Machtgeber  selbst,  über  einen  und  eben  denselben  bestimmten  .  Gegen- 
stand Verhandlungen  geschlossen,  welche  mit  einander  nicht  bestehen 
können:  so  gilt  in  der  Regel  diejenige,  welche  früher  zu  Stande  gekom- 
men ist,  \ 

§.  87.  Entsteht  jedoch  aus  dem  Zurückgehen  der  spätem  Verhand- 
lung ein  wirklicher  Schade  für  den,  welcher  sich  redlicher  Weise  darauf 
eingelassen  bat:  so  muss  der  Machtgeber  denselben  allemal  vertreten. 

§.  88.  Hat  der  Machtgeber  den  Bevollmächtigten  von  den  Unter- 
handlungen, in  die  er  selbst  über  das  Geschäft  mit  einem  Andern  ge- 
treten ist,  nicht  benachrichtigt:  so  gilt  die  Verhandlung  des  Bevollmäch- 
tigten, wenn  sie  auch  später,  als  die  des  Machtgebers,  abgeschlossen 
wäre. 
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§.89.  In  diesem  Falle  aber  muss  der  Machtgeber  demjenigen,  mit 
welchem  er  selbst  ohne  Vorbehalt  abgeschlossen  hat,  nicht  nur  für  den 
aus  dem  Rückgange  des  Geschäfts  erwachsenden  Schaden,  sondern  auch 
für  den  entgehenden  Vortheil  haften. 

c)  wenn  der  Bevollmächtigte  uie  Gramen  teinei  Auftrags  Überschritten  hat. 

§.  90*  So  weit  der  Bevollmächtigte  die  Gränzen  seines  Auftrags  über- 
schreitet, wird  der  Machtgeber  durch  seine  Handlungen '  dem  Dritten  in 
der  Regel  nicht  verpflichtet.  (§.  51.  67.) 

§.  91.  Derjenige,  welcher  mit  dem  Bevollmächtigten  zu  unterbandeln 
in  Begriff  steht ,  hat  das  Recht,  die  Vorzeigung  der  Vollmacht  zu 
fordern. 

§.  92-  Bezieht  sich  die  Vollmacht  auf  eine  besondere  Instruction:  so 
findet  in  Ansehung  dieser  ein  Gleiches  Statt.  . , 

§.  93.  Ist  einer  besondern  Instruction  in  der  Vollmacht  nicht  erwähnt, 
oder  deren  Vorzeigung  verboten :  so  ist  die  Sache  zwischen  dem  Macht- 
geber und  dem  Dritten  bloss  nach  dem  Inhalte  der  Vollmacht  zu  be- 
urtheilen.  .  . 

§.  94.  Bei  streitigen  Rechtsangelegenheiten  ist  der  Bevollmächtigte 
seine  Instruction  dem  Gegentheile  vorzuzeigen  niemals  verpflichtet. 

§.  95.  Auch  der  Richter  ist  die  Vorzeigung  einer  zum  Vergleiche  er- 
haltenen Instruction  zu  verlangen  nicht  befugt. 

§.96.  Hat  der  Dritte,  mit  welchem  der  Bevollmächtigte  handelt,  die 
Vorschriften  §.  91.  92.  vernachlässigt;  so  kann  er  sich,  wegen  eines  ge- 
gen die  Anweisung  des  Machtgebers  vollzogenen  Geschäfts,  hur  an  den 
Bevollmächtigten  halten.  < 

§.  97.  Hat  aber  der  Bevollmächtigte  nur  eine  ihm  ertheilte  besondere 
Instruction,  deren  in  der  Vollmacht  nicht  erwähnt,  oder  deren  Vorzei- 
gung verboten  worden,  überschritten :  so  hat  es  bei  der  Vorschrift  des 
§.  93.  sein  Bewenden. 

d)  Von  SpecUlvollmachten. 

§.  98.  Wer  zu  einem  gewissen  Geschäfte,  ohne  ausdrücklich  beige- 
fügte Einschränkungen,  oder  Beziehung  auf  eine  besondere  Instruction 
bevollmächtigt  ist,  verpflichtet  den  Machtgeber  durch  alle  zur  Vollzie- 
hung desselben  unternommene  Handlungen,  in  so  fern  nicht  die  Ge- 
setze eine  Spezialvollmacht  dazu  erfordern. 

§.  99.  Eine  Specialvollmacht  ist  erforderlich :  1)  wenn  Eide  erlassen, 
oder  für  geschworen  angenommen  werden  sollen; 

Anh.  §.  44.  Es  macht  hiebet  keinen  Unterschied,  ob  der  Eid 
der  Parihei  oder  einem  Zeugen  erlassen  werden  soll, 

©utaefcteit  her  ©efe&commWott  in  38.  £>ctbt.  ttnb  SRefctfpt  ».  3. 9?o»b*.  1800.  ».  1R.  vi. 
6.341,  aiifoeo*  in  {.44.  bei  tynlj. 

§.  100.  Ferner  2)  wenn  der  Bevollmächtigte  einen  Eid  in  die  Seele 
des  Machtgebers  ableisten  soll : 

§.  101.  3)  "Wenn  die  Entscheidung  eines  Rechtsstreits  einem  schieds- 
richterlichen Ausspruche  unterworfen  werden  soll ; 

§.  102.  4)  Wenn  über  streitige  Rechte  des  Machtgebers  ein  Vergleich 
wirklich  abgeschlossen  werden  soll; 

Reacript  u.  30.©ej>tbr.  1833,  bete  bie  ttuWrttuna  ber  tum  «bftflug  eine«  3?er0lei<W 
Mügctiben  Xoümnäfttn. 
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§.  103  - 


Dem  Ä&nfgl.  etabtgeridTt  wirb  auf  beit  in  fachen  be*  Kaufmann*  SB.  rof* 
ber  teil  Kaufmann  unterm  13  Siugufl  b.  3.  «rfiottetert  Söcricbt/  bei  SRütffert* 
bung  Der  eingereichten  (SpijiatDQllmacbt  D<i  )&.  fotgenbe*  eröffnet: 

Die  (Sigentbümiiehfeit  ber  ^pruialpofl  wacht  beliebt  barin/  top  bie  Sflefug* 
ntffc/  welche  burd>  bietelbe  bem  ^eoollniächtigien  enbeilt  werben  fofleit/  fpetiett 
uub  au  bifitfltd)  in  ber  fBoßmacbt  bfjefd  rtct  werben  muffen.  $um  9f bfct>Iu^e 
etnetf  3$erglcirt»0  bebuef  e*  einer  ^pfjwi»oHmad)f.  Merbingtf  t fl  e*  binldnglicib/ 
wenn  in  ber  2}ollniüCbt  b(o§  bie  ftefugitift  jum  SJergleichö  SJbtchlut;  im  21 CU 
ge  meinen  auegcbrüd't  wirb/  obne  ba§  Die  SBoUma'cbf  bie  fpejteflen  $cbf'ni*uns 
gen  betf  3$erglrid>6  entbdlt,  noch  einer  be'onberen  ^nftruftton  erwähnt.  'Jn  bie« 
fem  $aüe  tfl  ber  üttanbatar  gfgtn  ben  Richtet  unb  ben  Dritten  bin  (du  a,  lief) 
legittmirt,  wenn  er  aud)  bie  ihm  Pom  Sftacbtgeber  ertbeilte  befonbere  ^nftmfttou 
Übertritten  bat.  Der  leptere  wirb  burch  bie  ftanblungen  beö  Üflanbatarö  Per» 
pflichtet  /  unb  hat  weaen  betf  burdi  U^benchrriiungen  ber  9)oOmadit  ihm  jug«« 
fügten  9tad>tbfil*  bloß  ben  SHegrejj  gegen  bieten.  9ßill  lieh  ber  Sftacbtge* 
ber  hiergegen  (ct)6^en /  fo  bleibt  ihm  nicbio  übrig/  AU  bie  befonberen  ihetchrän« 
fungen  entweber  in  bie  Vollmacht  autjunehmeii/  ober  hoch  in  berfelben  auf 
eine  befonbere  ^nftru  f  tion  }u  oerweiten.  Die*  grftattet  batf  (ijefffe 
ouebrücTlich  (21.  ß  3fc.  Xb.  I-  Xit  u.  §.  [h.M.  ff.)  Der  ONad)ta.rber  wirb  altf* 
bann  —  §  y6.  a.  a.  D.  —  burch  bie  £anMuugen  be$  StfePoflmdcbtiateri/  foweit 
er  bie  ^nftruftion  übenehritten  hat/  nid)t  Perp fliehtet/  unb  e6  folgt  hierauf 
pon  felbft,  baß  auch  ber  Stichter,  poii  wachem  b*r  Vergleich  auf  (9runb  einer 
begleichen  bebtnaten  53oflmad)t  abgefcblofiVn  wr^en  toll/  in  (*efolae  i«n<r  fl<s 
fefclid)eii  ^eftimmungen  unb  be*  §.  2<l.  Xit.  2  Xb.  II.  ber  2t.  ®.  O.  J«i  prüfen 
hat/  ob  her  SDlanbatar  ju  ben  abgegebenen  (Srtldrungen  burch  bie  SBollmadjt 
legitimirt  ift. 

(S*  mu§  mithin  bei  ber  Verfügung  be$  ßammergeridu*  Pom  29.  3u(i  b.  3f. 
verbleiben.  (ikn.  2lct.  beö  ^uftijim.  V.  No.  17.  Vol.I.  fol.  163. 

§.  103.  5)  Wenn  ein  Recht  des  Machtgebers  einem  Dritten  abgetre- 
ten, oder  Verzieh!  darauf  geleistet  werden  soll; 

Rescript  v.  19.  Ocrbr.  1809,  b«ß  ein  6oe}iatte»of(imttf>ri<}ter,  welker  jur  Giniie&ung 
einet  Soi^vruujj  bei>olim<td)rij}e,  fa'<h«  ju  e.biren  niän  be»iiijt  fei. 

ift  jwar  auf  (Sure  SBeranlaffung  untec  pcm  26.  Slprill806  an  (Sud)  re» 
feribirt  worben: 

bafl  berjenige,  welcher  eine  (Special  »«Bofliuacht  jum  (gmpfang  ber  ©elber 
erbdlt,  aud)  baburch  qualiftcirt  fer>/  ftatt  ber  tbm  fpectaliter  aufgetragenen 
(Einhebung  be$  91  c r t v t /  bufjelbe  iu  cebiren. 

9llletn  97ii^brduche,  welche  oon  biefem  SRet'cripte  gemacht  worben  ftnb^  haben 
ben  (Jbef  ber  ^fufttj  bewoaeit/  bie  ©ache  reiflich  in  &rwä*a.ung  gu  jiebeny  unbba* 
bei  bat  ftcb  gefunben,  bag  j^ne  ©utfchetbung  mit  ben  (ijrunbid$.'n  beö  9tedit0 
nidit  in  Uebereinflimmung  ju  bringen  ift.  ber  ^efltüii  laßt  ber  Sebent 

nicht  nur  feinen  bisherigen  (Schulder  aud  ber  ©chulbverbinbung/  in  welcher  er 
mit  bemtelben  ftanb/  foiibern  er  übernimmt  aud)  bie  53erbinMichfeit  eineö  23er» 
fduferd  gegen  ben  (Jeiltonariuö.  9lad)  bem  91.  fc.  «K.  Xh.  1.  XU.  11.  §.  420.  «eqcj. 
mu|  ber  (|ebent  für  bie  *Kid)ttflfett  unb  SRechtegüttiafett,  unb  in  pielen  %iü<n 
fogar  für  bie  Sicherheit  ber  abgetretenen  gorberung  haften.  3war  flnb  in  ben 
§§.  442  uno  44  i.  auch  ^«f  nothwenbigen  (SrftTon  beflinimt/  unb  im  §.  444. 

fedgei'eht  worben/  ba§  alöbann  Weber  bie  ^Rid'ttMfeit  noch  bie  (Sicherheit/  ben 
gall  br$  i^etruaö  auiaenommen/  Pertreten  werben  barf;  aber  waÄ  auf  ben  Rai 
ber  notbwenbiqen  (JeHion  betltmmt  worben/  tritt  bei  einer  freiwilligen  (Sefftort 
nicht  ein.  i^ei  £t)poibefeiifchulben  ift  »war  bie  (Gefahr  be*  (lebenten  geringer, 
Weil  in  ber  Sfteqel  bie  Sicherbeit  berfelben  nicht  pertreten  werben  barf;  aber 
felbti  bei  ber  Sfttchtiafeit  ber  Schulbforberung  fommt  ber  Anhang  53.  jumü.8.  fk- 
Xh- 1-  Xit.  20.  $.511.  in  Betrachtung;  auch  ift  ber  (£<btnr  gegen  ben  (Sinw.itib, 
baR  ba^  ^nilrument  falid)  fe»  /  nicht  gefd)i'iht.  Qf^  ift  aber  auch  fchon  genug, 
ba§  ba0  21.  ß.  dt.  jur  ffeffton  eine  ^pfcial»üama*t  erforbert,  unb  bag  Ctuit- 
tung  unb  (Srffion  ihrer  (Sattung  nach  ganj  oerfchiebette  (i)efdidtte  flnb.  3hf 
müffet  baher  |ur  (Jeffton  bppotbefarifcher  unb  anberer  gorberungen  jeberjeit  eine 
befonbere  ^pcctalooUmacht  erforbern,  unb  (Such  im  ftall*  ber  ^effion  mit  ber 
Vollmacht  nur  Quittung  unb  ©eriidjtleiftung  nidit  begnügen;  hiernach  aud)  batf 
hieftge  (Stabtgericht  anweifen.  Snathi^     8.  @.  368.  2r  »bfchnitt. 
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§.  104.  In  so  fern  jedoch  Verzichtleistungen  unter  allgemeinen  Voll- 
machten gewisser  Art,  vermöge  besonderer  Gesetze,  mit  begriffen  sind, 
oder  in  dem  Laufe  des  dem  Bevollmächtigten  aufgetragenen  Geschäfts 
mit  vorzukommen  pflegen,  ist  dazu  eine  Spezialvollmacht  nicht  erfor- 
derlich. 

§.  105.  6)  Wenn  der  Bevollmächtigte  Sachen  oder  Gelder,  (Prozess- 
kosten allein  ausgenommen,)  für  den  Machtgeber  in  Empfang  nehmen, 
und  darüber  quittiren  soll; 

§.  106.  7)  Wenn  im  Namen  des  Machtgebers  Grundstücke  veräus- 
sert oder  angekauft  werden  sollen; 

§.  107.  8)  Wenn  im  Namen  des  Gutsbesitzers  die  Eintragung  auf 
ein  Grundstück,  oder  im  Namen  des  Gläubigers  die  Löschung  eingetra- 
gener Gerechtsame  im  Hypolhekenbuche,  bewilligt  werden  soll. 

§.  108.  Doch  ist  derjenige,  welcher  die  Zahlung  einer  eingetragenen 
Post  in  Empfang  zu  nehmen  gehörig  bevollmächtigt  war,  eben  dadurch 
auch  befugt,  in  die  Löschung  dieser  Post  nach  erhaltener  Zahlung  zu 
willigen.  .*  * 

§-  109.  9)  Auch  zu  Schenkungen  aller  Art,  im  Namen  des  Machtge- 
bers, ist  eine  Spezialvollmacht  nothwendig. 

Form  derselben.  '  i 

§.  110.  Spezialvollmachten  müssen  von  dem  Machtgeber  eigenhändig 
geschrieben  und  unterschrieben:  oder  doch  erst,  nachdem  der  Voll- 
machtsauftrag von  einem  Andern  aufgesetzt  worden,  von  dem  Macht- 
geber eigenhändig  unterzeichnet  sein. 

§.111.  Ist  der  Machtgeber  unfähig  zu  schreiben;  so  muss  die  Spe- 
cialvollmacht nach  den  allgemeinen  im  Titel  von  Verträgen  enthaltenen 
Vorschriften  ausgestellt  werden.  (Tit.  5.  §.  172.  sqq.) 

§.112.  Blosse  Blanquets,  aufweichen  nur  der  Name  des  Machtge- 
bers, ohne  Bestimmung  des  Geschäfts,  wozu  der  Auftrag  gegeben  wor- 
den, sich  befindet,  sind  zu  Handlungen,  die  eine  Spezialvollmacht  erfor- 
dern, niemals  hinreichend. 

§.  113.  Wer  aber  ein  Blanquet,  ohne  Bemerkung  des  Geschäfts,  zu 
welchem  dasselbe  bestimmt  ist,  aus  den  Händen  giebt,  kann  gegen  eine 
über  die  Namensunterschrift  gesetzte  Vollmacht,  wenn  sie  gleich  erst 
nach  der  Unterzeichnung  darüber  geschrieben  worden,  sich  nicht  ent- 
schuldigen. >r«J 

Schreiben  U9  3uMminifter«  u.  29.  <Se»r&r.  1835,  utv.  feie  frage:  ob  XoUmakttn 
mit  öfffnlafiung  \>t$  ftamenä  opn  Den  ©erlebten  aufgenommen  roerben  biirten. 

Die  in  bem  geebrten  ©treiben  fcineö  äonifli.  £ocbloblic()en  2ftinjfl$rinm* 
ber  aurfrodrfigen  Slnaeleaenprtten  toom  17.  b.  ÜW.  ; 

betreffenb  bte  einniebuna,  beä  in  ben  $)&nhtn  Ut  Änufmanntf  $8.  013.  in 
granfrrict)  fteft  b(ftnI>m^rn  mütterlichen  (grbtbeilö  ber  ju  ß.  im  greife  3rto« 
»raclaro  ©erflorbenen  ebefrau  M  Äoloniflen  ©.  (£att>arüte  geb.  (ö. 
enthaltene  grage: 

ob  93oümoct)trn  mit  ©ffeniaflung  bekamen*  be*  S3et>otlm<M)ttj}teit  oon  ben 
(Berichten  aufgenommen  »erben  bürfen,    >  v. 
im  nach  ber  richtigen  Stnftcbi  be*  £anb*  unb  ©tabigeriärt*  ju^nomrailan)  nur 
terneinenb  beantwortet  »erben. 

SRei  fänftig  »orfommenben  dEjnlicben  gdflrn  wirb  ber  brabftcbligte  Broecf  ba= 
borct>  am  beflen  erreicht  »erben  tonnen,  »enn  ffir  ben  (gefanbten  felbfr,  ober 
benjenigen  Beamten  ber  ftfcnlgf.  («efanbtfcbaft/  welcher  von  (£inem  äbnigl. 
£od)l.  2ftiniftertum  jur  Itebemabme  be*  Auftrag*  »orgefchlagcii  »erben  »Ute/ 
tine  gerichtliche  SöoOmacbt  mit  ber  S3efugm$  auägcMt  wirb/  einen  anberen 
fln  feine  ©teile  fubftituiren  }u  bär^pu 
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98  <£rfh<*  XbeiL  £>retje*tttcr  ZittU  §.1U- 

Daburd)  wirb  Me  SBaljl  betf  ©ubflituten  in  bie  £>anb  be*  ©efanbten  ober 
beöjenigctt  gelegt,  roeld>ero  (Sin  &&nigl.  £odvl.  Üfliniflerium  biefetf  ©efcfcdft  anjuoer* 
trauen  angemeffen  ftnbet.    ©en.  Stet.  be6  3?ufti|m.  V.  No.  17.  Vol.  II.  foL  76. 

§.  114.  Iu  aussergerichtlichen  Handlungen  ist  es  die  Sache  des  Drit- 
ten, welcher  mit  dem  Bevollmächtigten  sich  einlassen  will,  wie  er  von 
der  Richtigkeit  der  vorgezeigten  Spezialvollmacht  sich  zu  überzeugen 
gedenke. 

§.115.  Wenn  aber  auf  den  Grund  einer  solchen  Vollmacht  etwas 
gerichtlich  verhandelt  werden  soll:  so  muss  der  Richter  eine  gerichtlich 
oder  vor  einem  Justizkommissario  und  Notario  ausgestellte  oder  aner- 
kannte  Vollmacht  fordern. 

0  Äescript  0.  27.  öetbr.  1828,  betr.  bie  Sragc  ob  bie  bioge  gericötiicäe  ober  notai 
riefle  9t«erfeniiuhg'bei  unterTärift  einer  $oflmadjt  genüge. 

?luf  ben  Bericht 'Vom  14.  b.  2ft  /  bie  goriu  ber  53oflmadjten  ju  bem  gamf* 
Uenicblufte  ber  (trafen  ju  et.  betreffend  roirb  lern  ftbnigl.  O.  ß.  ©er.  eröffnet, 
ba§  ber  3utHjininutrr  ber  2tn#d)t  berjenigen  SWiig  lieber  betf  ßollcgii,  roelctoe 
gjoflmaduen,  bie  blo§  in  2lm'ebung  t»er  Unterfcbrifr  geridjtlid)  ober  oor  einem 
Diotanuo  anerfaJtnt  ffnb,  für  genügend  annebmen/  um  fotnebr  beitritt/  als 
febon  bic  blofje  Slnerfennung  ber  Unterfcbriften  nad)  §.77.  Xit.  7.  2b.  1H.  ber 
91.  ©.  O.  bie  flßirfung  bat,  ba§  ein  fold)cö  3n(lrument  ntct>t  etbltd)  biffüirt 
roerben  fann,  ferner  felbtf  ber  2lustfcÜer  eines  bloßen  Ühlanfrttf  nach  §.  1 1i. 
Tit.  13.  '53^1.  beö  3t.  2.  3t.  eine  über  bie  Wamenöuuterfcbrift  gefegte  <8ollmad)t 
als  gültig  anerfenneit  mu§,  unb  baö  ©eiefc  roegen  Slufbebung  ber  Vertäut 
baruiigcn  „wm  23.  iipril  1821.  §.  t.  gleidifaflß  Dafür  fpriebt,  baß  aud)  bic 
bloße  üiefoguition  oön  Unterfdjriften  00m  SKidjter  für  bie  ©eroifibeit  ber  53er* 
tragSfdilietuingen  al*  aenügnib  ongefeben  werben  mufc.  Da$  ßonigl.  D.  ß.  ©er. 
bat  bnber  Die  ge«eu  bie  ©ültigfeit  ber  5$oÜmad)ten  in  ber  obenerrodbnten  (£ad)C 
aufgetftüieSriiuurung  aufzugeben,  ©en.  SXct.  bco^uftijm.  V.'No.  17.  Vol.  I.  toi.  iüO. 

2  )  Rescript  v.  10.  tJunl  1836,  petr.  bie  Sorm  einer  oon  einer  ^efran  auf  tyren 
(£0emann  tW*  ^erteilten  SSofunuftf. 

Der  ßieutenant  unb  ©utöbeftfyr  ©.  ju  Danjfg  bat  ftd)  in  beranfiegenb  bd* 
gefugten  Original  *8orftf|lung  00m  24.  0.  bnruber  beid)roert,  ba£  büß &6ntgt. 
O.  ß.  ©er.  in  ber  <pro*efcfad>e  feiner  Gtbefrau  roiber  ben  ^anquier  ß.  bie  oort 
ibm  eingereid)te  notarielle  *8oümadit  feiner  ©befrau  nicH  für  genügenb  erud)trt, 
Utirtmebr  bie  Beibringung  einer  gerid)tlid)in  Soflmad)t  jum  3toecTe  bei»  oon  ibm, 
als  BeooUmdcftiatfn  feiner  (£befrau,  mit  bem  je.  ß.  unterm  20.  gebr.  b.^.  ge- 
ricMltd)  abgesoffenen  33ergleid)0,  oerlangt  bat. 

Die  $Rid)tiafeit  M  Vertrage«  oorautfgefcfct,  fann  ber  ^ufü^minifler  ber  tort 
bem  Kollegium  in  ber  ©erf.  vom  jo.  Sffidrj  b.  3.  auögefprodienen  $lnf\<bt  nid)t 
beipf(d>ten.  fommt.  bicr  nidn  auf  taß  Söerbdltnif?  ber  Klägerin/  oerebelid)* 
te'h  tc.  ju  ibrem  beoollmdduigten  Sbemann,  ben  ^eid>roerbirt'ibrer<  an?  fon« 
b?m  auf  beh  23ergleid),  ten  bieier  alß  ber  Beuollmdcbtigte  berfelben  mit  bem 
93erflhgtrHi'Jf4  ?.  abgefebioffen  Ut  Dtefer  SJergleid)  liegt  allein  bem  äoOegium 
jur  BefUtigung  oor. 
5öenn  aud)  angenommen  roirb: 

baf  bie  §§.  198.  200.  Xit.  f.  2{>.II.  bei  2t.  ß.SR.  auf  aHe  «öertrdge  ju  bejie» 
t      ben  feien /  roeldje  ^begatten  in  ftel;enber  <Sbe  fdilie&en; 

fo  genügt  bod)  nad)  2Jor/t!jrift  btt  f  115.  Tit.  13.  Xb.  1.  be0  81.  ß.  9?.  im  95er*r 
bdltnip  ber  g&efrau,  wridje  burd)  ibren  ©bemann  mit  einem  Dritten  fontrabirt> 
eine  notarielle  ^oamad)t.  ©oflre  aud)  bic  (gbefrau  bei  eftoaniaeu  Slufortcichen 
auä  bem  ^oQmad)t£fr.^ontratre  ibfem  Spanne  bie  mangelbafte  gorm  ber  S8oQ« 
mad)t  mit Befianb  gteehtenef  entgegen  fe^en  ffcnnen,  fo  »oörDe  nidittf  bfilo  Weniger 
ber  auf  ©r«nb  ber  93oflmad)t  gefchloffene  23ergleid)  bod)  Oon  feinem  ber  bei* 
ben  ft ct>  oecgleic^enben  Xbeile  angegriffen  »erben  tonnen. 

hiernach  bat  baö  Kollegium  oon  feinem  Verlangen  aojufleben,  unb  ben  93er* 
gteid)  00m  20.  gebr.  b.^/  faß«  fonft  feine  ^inbemiffe  entgegen  fieben,  ju  befldt<* 

gen.  ©en.  Slct.  bc*  ^uiliim.  V.  No.  17.  Vol.  Ii.  foJ.  117. 

*  « 
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3)  Rescript  p.  26.  ^eeV-  1836,  oetr.  t>fe  Sovm  ber  von  JDorfaemefnben  öufljutliaeru 
ben  «SolinudjteitV 

21»f  3bre  Anfrage  vorn  16.  b.Ü».  wirb  3&nen  fcferburch  eröffnet,  bog  bfe 
Boricbrift  brö  §.40.  Xit.  3.  2b.  I.  ber  21.  (9.  O.  Im  §.  15.  Xit.  f  Xb.H.  Qu** 
brucfiicp.  auch  auf  nicht  proiefiualifche  Slnflelegrnbeiteu  anraetibbar  erfldrt  worben. 

£>iernach  müjfen  aud)  bie  23oUmacbten  ber  X>orfaeinein^eit  in  gerichtlichen 
niebt  proAeflualifchen  Angelegenheiten  gerichtlich  aufgenommen  wtrben. 

.      ©en.  tci-  bes  3ufHW.  V.^a.  1?:  Vol. II.  fol.  io4. 

Anh.  §.  45.  £wi<?r  attestirterl  Speciahollmacht  bedarf  es  nicht, 
wenn  Collegia  und  Institute y  deren  Beamte  öffentlichen  Glau- 
ben haben ,  dieselbe  in  dieser  Eigenschaft  ausgestellt^  und 
mit  dein  Amtssiegel  bedrückt  haben. 

'  1)  Rescript  o.  28.  €epft>r.-i705,  tetv.  bic  epecthiooflmacötm  öffentlicher  3nftitute. 
».  5J.  UL      150,  aunjen.  in  i  4  5.  t>e$  Jan).'  . 


2)  A.  G.  O.  ?in(>.  6.46.  i(i  beftimine:' 

3n  allen  $äHen,  wo  bie  SBepolIntächttAren  ber  ©rabtPerorbiteten  nad)  ben  ©e- 
fefen  emer  epejiol«SBottmad)t  »on  ber  aSerfnmmluna  ber  ©tabtperorbneten  bebür. 
fe»,  fall  ein  »on  bem  föorfrebcr  unb  fedjs  $Wa.lieber!t  t>oü>cfonc«  mtb  Pom  2Raa> 
ftrarc  oc$  Ort«  beftätigtee  SeHcjuifj:  einen  cjc fe^ftcf)  abgefaßten  ©e* 

fcblujj  ber  £tabtperoroneten;$erfamutlung  bre  lBepofliriadjrigten  bepoflmadjtigf. 
feien/'  bie  ©teile  ber  SBoilmacftr  pertreten.  • ,  " 

3)  Schreiben  be*  3uftismin>ftrr*  p.  6.©ecbr.  1833,  *etr.  He  Don  SMM§tmtinl>tn 
\mt  »ort  Dem  äirdienworftanDe  au^udedenben  3?r<Niiitid)tcn.  ' 

(Euer  (JECrflrni  bewerfen  in  bem  febr  aeebitefien  Schreiben  Pom' 22.  P.  Sft. 
betr.  bie  qerid)tlid)e  2lufuabme  ber  Vollmachten  für  bie  fit  ben  ftdflen  be$ 
§.159.  £«.11.  Xb.H-  betf  21.2.91.  Pon  einer  ßirajengemeine  ju  wdblenben 
gteprdfrntantett) 

^bflfuö^r:    „ 

ob  eine  <$oflm(icht  pon  einer  ©emeine  ober  Pon  beren  23orftefccrn  autfiu- 

fteüen  fef 

feine  gcfefrliche  Söorfchrift  brfh&e. 

«nad)  meiner  anficht  ift  jefcoch  eine  folche  2üfe  im  ©efe&e  nicht  Por&anbctt. 

Der  §  05s.        Ii.  bcftimmt  jum  Söeifoiel 

fcafj  bie  <J)  r oft e§ooUmad>ten  ber  ftirdungemeinbeU/  au§er  ben  Söortfebem, 
Pon  Dem  Patrone,  bem  jfcirchen  ÄoUeaiO/  ober  in  beren  (Ermangelung  pori 
bem  tyiavt.tt  mit  unterfd)rieben  werben  muffen. 

Die  SöermictVm  a.  unb  33  er  päd)  tunq  ber  <Sru.nbßötfe  form  nach  §.668. 
pon  Den  <8ortl  ehern  unter  ©enebmigung  befi  Patron*  ober  &ird)en*ÄoU 
legii,  erfolgen, 

auf  gleiche  s3Beiie  ffcnnen   

bie  SRtetben  ober  tyadUgefber  eingrjogen  werben. 

9tu*  jur  Siuffünbigünn  unb  ßmpf ong nobm<  ber  oufaefünbiaten 
ßfrebenfapitalien  ftnb  unter  ben/  §§.  62y  — 63s.  an^e^fbenen  SIRo^i^f «tionen  bie 
Äirdienporfte  ber  mit  ©rm-&mtaung  beö^ationß  ober  Äird)en-Äoü?Mium0  ober 
Des  ^nfuef torö  orer  erjpri^fters  befugt.  *•■  1 

66  perfiebt  ftcb  Daber,  Dafi  tte  unter  9^eobad)tuna  ber  ndmlichen  ^otmen 
aud)  ium  3wecfe  ber  ^öermtetbung,  «öerpaebtuna ,  (Smofanqnabme  ber  ^>ncht« 
unO  SWietb^gelber,  nur  Sluffüiibioiin'a  ber  Äird)enf«pitolieu  unb  beren  t£mvfang« 
nabme,  iWePoIlindchttqte  brtleUen  tonnen,  ob«e  bof  ti  ber  &onfucrtn$ 
ber  flanken  ifitrcbengeineinbe  bebnrf. 

Dageaen  (inb  bie  Äircbenporfteber  |ur  2tufnobme  pon  Äirchenfapitalten  nur 
tntter  (öenebm-iaung  be«  $fltron0  ober  beß  Jfcirdnn  Äoüegii,  ober  in  beiber  £r» 
mangelung  berOJemeinbe  ober  beren  Sleprdfentonten  autboriftrt.  §.645. 
«.o  0. 

3ur  ®«rdu§trung  ber  ©runbflfitfe  erforbert  ber  $.647.  in  <t£fen  fiätttn 
Me  (Sitiwiüiaung  ber  ©emeinbe/  ober  ber  burdi  fte  befiellten  «Keprdrentanten. 

3n  qleicbrr  2lrt  ftnb  nod)  onbere  fpecteOe  5öorfd)riften  für  nnbere  gdfle  er* 
tbeilt,  vjöeil  ober  nicht  für  otte  fpeciefle  gdfle  SJerfüaung  im  ©e|e^  getroffen 
»erben  fann;  fo  i\\  im  §.  159.  Sit  iL  allgemein  angeorbnet: 
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ba§  in  an^trorbentltd)  c  n  gdßen  nnl  SSe&ebenbeiten  Von  ber  ©emeinbe 

2>ePoflmdcbtigte  ober  8fteprdfemanten  grrodblt  uni>  mit  3nflrutiion  »erfe&ctt 
werben  foüen. 

(Sine  HU  im  ©efffc  ift  mitbin  in  tirfrr  Sörjiebung  nicht  »orbanben.  %n 
welchen  filiert  e*  einer  (gpr}iälwflm<td)t  bebarf,  barüber  -find  ebenfaU*  bie  er* 
forberlicben  sftefttmmungen  in  ben  QMepen  ert beiff :  §§.  99  bid  109. 

fcteroon  ab  um  eben  i|l  jut  Seit  nictu  ba*  grringfte  3ö«bfirfni§  nocbgewfefen. 

3n  allen  $dflen  nun,  ba  auf  Igrunb  einer  epejialuoamacht  etwa*  gerieftt* 
Ii*  oerpanbett  werben  mu§,  mufj  ber  dichter  eine  gerichtliche  ober  bor  einem 
9totar  auigcftcllte  ober  anerkannte  93oflm*cbt  erforbern. 

©er  §. *4s.  be*  Snbangtf  enthält  blofj  für  ben  galt  eine  Hutfnabme 
wenn    o  II t a  unb  3-nftitute/  berenißeamte  öffentlichen  (glauben  $aben/ 
biefelbe  in  biefer  (£tge  nf d) af t  aueflrtlen  unb  mit  bem  tlmtöffegrl  uerfe&en. 

Daß  nun  in  ben  gdHeti,  ba  eine  ßirchengemeinbe  felbfl  bte  epejialpofl* 
macht  außaefteUt  bat/  biefelbe  nicht  als  ein  ßeflegtum  unb  ^mittut  erachtet 
Werben  Unn,  beren  23eamte  feffe-ntlicften  ßjlauben  haben/  ift  unjn>fifelbaft. 

©er  Umftanb/  ba§  bte  3Bab(  ber  «Repräsentanten  unter  Direftion  ber 
äirebenoorffeber  qefebiebt  —  21.2.9c.  Xb.  U.  Xit.  6.  §.  142.  —  fann  ebenfalls 
feinen  ttnterfcbieb  machen.  Die  ßirxhenpo r lieber  ftnb  feine  Beamte,  welche 
btfmtHcben  (glauben  oerbientn,  unb  rodren  fie  eö  auch/  fo  rodre  boch  eine  &ir* 
chenaenicinbe  immer  fein  foid)<*  Äofifgtum  ober  Snflttut/  »on  Welchem  §.45. 
beä  2tnp.  allein  ipricht.  , 

.  3n  gdüen  aber,  ba  bie  £ircb*ng eme inbe  Söewoömicfetiate  ober  SReprdfen* 
tanten  beUeQen  foU,  werben  biefe  «Ott  ber  ©emeinbe  felbft  gewdblt/  nicht 
von  ben  ^orilcbrrn,  wdche  bloß  bie  ©emeinbe  ju  berufen  unb  bei  ber löeratbung 
ben  2}.o.rfa  ju  führen  haben. 

^fii  ben  ftäütn,  ba  bte  ©petfalPoHmacht  ber  ß  i  r  ch  c  n  p  o  r  \t  e  D  e  r  ohne  £on« 
furrenj  ber  fcircbengeuuinbe ,  fei  e0  unter  3uli<tung  be*  <patron0  ober  be$  Äir* 
cheu^oUegiunitf  genügt/ .jtnb  biefe  auch  immer  nur  a(0  «»rioatperfonen  jn 
betrachten/  auf  welche  ber  §.  45.  bee  2lnb  J.  91.2.0*.  nicht  anwenbbar  id. 

©en.  SIft.  be0  ^uiliim.  V.  No.  1.7.  Vol.  L  fol.  tlS. 

§.116.  Wenn  Sachen  oder  Gelder  durch  einen  Bevollmächtigten  bei 
Gerichten  erhöben  werden  sollen:  so  ist  dazu  eine  gerichtliche  Voll- 
macht nothwendig. 

117.  Ist  der  Empfänger  ein  Ausländer,  so  kann  auch  eine  von  ei- 
nem gerichtlich  beglaubigten  Notario  atteslirte  Vollmacht  angenommen 

werden. 

......«• 

Itescript  ».  18.  «pr«  1823,  tttt.  We  Di'Oe  SBirffamfeft  ber  in  ben  K&efnwtrfnjen 
tter  ttttarieif  ausdeuten  epcdal.'Böftmaäten. 

Ber  oon  bem  Ä&nigi.  @>tabtgericM  im  Bericht  Pom  21.  p.9tt., 
bte  flueantroortunfl  be6  bem        an  ber  9V3ttcben  9Jachla§maffe  jufleJbenben 
grbautbetld  bureffmb/ 
Porgetraa.enen  Meinung  ber  COtajoHtdt  bes  (Joflegiumtf : 

//bag  eine  in  ben  SRbeinproPiiHen  coram  notario  et  testibus  an^gefteBte  unb 
beglaubigte  Special  Vollmacht  jur  Erhebung  von  (Bachen  unb  Seibern  bei 
bieftgen  (Berichten  unb  Dfpojitorie«  btnreiehenb  fei/' 
tritt  ber  3utlij.2Hintffer  um  fo  mehr  bei/  ba  ftcb  aut  ben  Httaterialien  jum 
9f.  8.  SR-  «rateb*/  ba6  ber  einitge  (Sefe^eßgrnnb,  welcher  bem  §.  11 7.  Xit  13. 
be*  I.XbW.  be5  9t  2.  9t  Peranlafr  bat,  barin  beflebt; 

ba§  in  manchen  auswärtigen  Bdnbem  f*lechterbingtf  feine  anbere  SoClmac^tert 
altf  coram  notario  et  testibos  auögefleflt  Werben. 

Dtefer  ©ruub  tritt  aber  auch  in  Sfbficht  ber  einidnbifchen  Stotarien  in  bett 
SKOemprootnien/  wo  baß  granjbftfche  SfteCht  gilt/  ein. 

<&B  perflfbet  (Ter)  pon  frlbß,  ba§  bie  Unferfchrift  betf  «Rotariu*  Pon  bem  compe* 
tenten  2anbgericbta*3>rdfa>enten  «ttellirt  iein  mug.         P.Ä.3.  SS- 21.  ©.274. 

Anh.  §.46.  Die  von  den  Preussischen  Gesandten  und  Residen- 
ten an  auswärtigen  Höfen  attesiirten  Vollmachten^  sind  den 
gerichtlichen  gleich  zu  achten. 


§.  117.  fßou  <ÖoUmaä)tQaufttäQtn*y  101 

1)  Reacript  ».  17.9Joobr.  isoo*  o.k.  vi.  @.3$7,  außen,  in  M6.  »e#  ttsft. 

2)  Kescript  0.3O.<mai  1*23,  betr.  We  irfonl>tf<öaf«ic6e  »ealaubtflutig  aulaeneuter 
«Softm  ad)  ien. 

ero.  ©rccHenj  bitte  id)  au*  bem  beigefcenben  abfchrifrluhen  93fricf>t*  Dom  22. 
P.  2Ji.  bie  iJWchroerbe  geneigten"  näher  e neben  gu  trollen,  welche  bie  jt&nial  @e* 
fanbtfdjaft  ju  ^)arU  über  ba0  Konto.!.  @tabtgericbt  |ti  9c. 9t.  brebalb  geffi Im  bat/ 
ba§  e0  eine  von  ber  (£efanbtfchaft  atrrfUrte  58oUmad>t  nicht  für  autfreichenb  ge» 
halten,  oielmebr  geforbert  hat,  baß  bie  2$olimncrt  Pon  einem  9totario  aufge< 
nonmim,  unb  au§rrbem  bie  ^bentitdt  b*e  *2iuf ff fUcr»  bnreh  bie  ©efanbtfehnft 
atteftirt  ft-in  mu||f.  Diele  Sftrfchwerbe  bärfte  merne0  Gradtfenö  a\e  gegrunbet 
an§ufeben  (ein.  X)cnn  ba  <s  in  mandien  Staaten  eine  gerichtliche  ttufriaftme  btt 
S3oflmad)ten  nicht  qiebt,  fonbern  bie  93oümacht0.9lu0fertlqunqen  *um  9lotarint$* 
geichdfte  geboren,  fo  rührt  r0  obJie3it)eifel  babrr,  baß  na*  §.117.  $it.  i&$b.I. 
be0  3J.  ß-  SluSldnber  in  ftdflen,  wo  fonft  rine  gerichtlich  aufqenommrne  ^oü« 
mad)t  »erlanqt  roirb,  eine  mit  beur  Slttefle  eine*  gerichtlich'bfglaubigten  SBoiafii 
Periebene  ^oEmadn  beibrtnaen  Dürfen. 

Iffienn  nun  ferner  im  $  46.  bei  9lnbänge0  jum  91.  ß.  SK.  perorbttet  iff, 
ba§  bie  von  ben  «preufcifchen  gkfanbtrn  unb  gtrftoentrrt  an  auswärtigen  5?&* 
fen  attefiirten  23oUm«cbrrn  ben  gerichtlidjen  gleich  j|U  achten  finb; 
fo  fann  bie*  boeb  im  23erqlekh  mit  obigem  $.117.  nicht0  anbere*  heißen  nid: 
baß  SJ  tieft,  nach  §.  117.  von  einem  richtlich  beglaubigt™  Otmar  beigefügt 
fein  wüßte,  fann  auch  burd)  ein  tHteti  ber  ©eianbtfchnft  erfefct  werbet*.  ÜJWbin 
fann  bei  einer  folchen,  Pen  ber  (Defanbtfchüft  atteftirrrn  «üoOmadU  nicht  nod) 
oon  einer  eorbergeganqenen  Stufnabme  berfelben  burch  einen  9torariii«  He  Sftebe  fein. 

(Etwa*  gant  anberee  hl  bie  bloße  ßegalifation  eined  9lctenflücf0.  Sine  von 
einem  fremben  3^orario  attetfirte  §3ollmad)t  fann  aüerbing*,  wenn  e0  barauf  an« 
fbmmt,  }u  befchetntgen: 

baß  ba0  qu.  atteft  wirtlich  »Ort  bemjentgen  9iotat  ober  ber  Sfleb&rbe  au0gt« 
fhllt  ift/  oon  welcher  e0/  ber  Signatur  nach/  berrübren  foQ;  ba^  tiefe  *-8e* 
tbrbe  jur  «uefteflunQ  befugt  i|i/  unb  e0  mitbi«  mit  bem  Jlctenfiücfe  feine 
tfclltne  *Rid)figfeit  bat/  , 
in  biefer  Ürt  burch  ein  9lttefl  ber  ©effinbtfchfift  fegalifirt  fein. 

Dte  (Snt(d)eibunq  einer  in  <25tengeU  ^eitrdqen  jur  Äenntnif  ber  «tfreufji* 
f*en  Sufitj  33frfaiTung  ic.  12.  unter  9to.  XIV.  ©eite27  iseq.  mitcjetbfiffm 
Slnfrciqe  ber  Ottpreu§ifchen  Regierung  lägt  über  bte  aufgejleOte  9luttd>t  frtnen 
3roejfet  übrig/  tnbem  ba0  bort  angegebene  SXefcript  M  3u|Ui^rpartemen« 
fe^efe^t  box; 

ba§  ba0  «on  ber  tyreufitfehrrt  ©efanbtfehaft  am  21.  Juli  isoo  |n  Conbon 
aufgenommene  «protocoü  bie  (gtelle  einer  t>on  bem  91  jur  (Erhebung  ber  bem« 
felbm  gebferiqen  in  deposito  bfftnblid)err  (Sjelber  fetner  ©*n>f(irr  ertbeiltcn 
eoecaU-SBoDmacht  aUerbing0  oertreten  fenne,  unb  fte  jum"l£inpfange  btefer 
<8<iber  (egitiniire. 

ffiabrfchernlich  iö  bei  3ufammentrngung  be0  9tnbange0  jum  V.  ß  fR.  ber  §.46. 
m  jenem  SRefeript  b^roorgegangett.  60  fdjeint  auch  bie  im  §.46.  q^troffene 
S&eftimmung  febr  sum  53ortb«il  ber  ^nldnber,  bie  fich  im  9Iußlanbe  befinben,  ju 
gereichen;  mir  bürfte  fte  auf  iRbnigl  Untertanen  audbrütflid)  }u  befchränfen,  unb 
bie0  ben  C^ftanbtfchaften  ju  trennen  fein. 

euenmd§ig  bürften  bie  ©efanbtfchaftett  noch  mit  einer  ^nllruetion  über  bie 
^orm  foteher/  bie  Sufnafcme  einer  gerichtlichen  ©erbanbiunq  oertretenben  Slttcfle 
)u  tun* ben,  unb  fte  an^uroeifen  fein,  biete  91  f teile  b&bin  in  faffen : 

bag  9t  <ft  /  perfbnlich  befannt  unb  bi0pofttion0fdbig/  oor  ber  @efanbtfchaft 
cvfchienen,  ben  ^nbalt  obiger  ^ioBmacht  in  (^egenroart  ber  C&efanbttchaft 
genehmigt/  unb  f'lbige  unterzeichnet  habe. 
93on  ber5Öoamad)t  unb  bem  9mefte  tbnnten  bie  ©efanbtfdjaften  beglaubigte 
Äbfchrift  au  ben  9lcten  jurücfbebalten. 

Sn>.  grcellenj  erfuche  ich  gan*  ergebend  ftd)  über  biefe  SInfTchten  qeneigtefi  ge^ 
gen  mich  du§ern  *u  rooUen.   Berlin/  ben  18.  aTiai  182J.    (Öraf  p. Söerttötorf  f. 

Die  ft&nigl.  C^ei'.mMi chaft  üu  ^ari0  bat  ftch  nadi  bem  abfchriftlid)  anliegen» 
ben  (Schreiben  be0  jtbnigl.  ä^iniüerii  ber  auswärtigen  9inge(egenbeiten  vom  18. 
b.SDt.  barüber  befchwert,  baß  ba0  ©tabtgericht  |H  91.91.  bie  Pon  ihr  bewirfte  23e- 
(Aeiniguna  ber  oon  bem©rafen  9191  auf  benffufiii  (Jommi|fton0ratb9i  9l.  au0ge« 
(teilten  SBoOmacgt  nicht  für  ftureichenb  erachte.  Der^hef  Der  5ufii)  tt;cilt  bie  in 
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ber  Slnlngt  entwlcfelte  flnffcbt  Aber  bie  fl.nwenbbarfeit  M  §.46,  betf  9tn&anae$ 

junr  Ä;  ß.  SR.  Auf  ben  borüeqenben  goU/  unb  trdgt  bem  Ä&nigl.  D  ß.  (Her.  auf/ 
barnacb  ba*  ©tabtgeriebt  ju  reettfteiren,  aud)  in  borfommenben  gälten  ft<h  felbft 
noeb  berfetben  |u  achten.  Berlin,  ben  30.  Sfflai  1823.    b.Ä.^.  #-21.  ©.-«70. 

—  3!)  C.  O*.  t>.  11.  9?öübr.  ifc*^,  betr.  bie  Vefmntä  ber  gonfuf«  unb  Confutftvagentcn  In 
ben  uberfeelfcfteti  itfnbern  jur  «umarme  unb  Nttcfmung  bon  <5ol(macotcn  bieueitisjer  unter* 
ftäitetr.  t  V.  ; V    '  '  .  • 

3$. will  auf  36ren  gemeinfdjaftftd}en  Antrag  »om  31.  t).  SR.  Steinen  ff^nfuln 
unb  ftonjular^genten  in  ben  überfeeifefcen  Säubern  bie  S&efugnifj  erteilen,  ben 
flertcfetli4)cn  gleid)  ju  aefetenbe  S8PÜmo(feten  Steiner  ttntert&aneu  aufnuiebmen  unb 
gu  attefliren.  '  ©.  ©.  de  1830.  <5.  2. 

e)  Voo  Generalvollmachten. 

§.  118.  Auch  derjenige,  welchem  die  Besorgung  aller  Angelegenhei- 
.ten  des  Machtgebers  aufgetragen  worden,  verpflichtet  denselben  durch 
Handlungen,  die  eine  Spezialvollmacht  erfordern,  nur  so  fern,  als  die- 
selben in  seiner  Generalvollmacht  ausgedrückt  sind. 

1)  Rescript  t>.  3Q,?(prü  1819,  betr.  bie  Sorot  einer  ©enecfllvoHmacbt,  weldj*  auä 
ju  ben  9uidelea>ntKit?nf  welctje  eine  €üfciait>oUmacl)t  erforbern,  ermadftigen  fott. 

Da  tat  2i.ß.9f.  2b.  I.  Xit.13.  §.118.  unb  bie  «.(S.O.  Xb  H.  Xir.  3. 
§  15.  ttoridKfiben,  bafi  biejenigen  Slngelfcfmbciten,  |u  welchen  eine  «SpejiaU 
SBoUmodjt  erforbert  wirb,  in  einer  ©<ncraU33oflmad)t  auöaebräcft  fejn  lollen/ 
faUö  Untere  ben*2franb<itaruttf  berechtigen  foü biefe  jpanbtuugen  gültig  borjunebmen: 
fo  tann  batunter  rifte  bloft*  oOgrmrine  löeMignnbme  auf  ba$  31.  ß.  SR.  I.  c.  $.y9- 109. 
unb  bic  21$.  O-  Xb.  2.  Xit .3.  §  15.  nicht  oerftanben  roerbett/  unb  ber  !^ruftij* 
miniitcr  fonn  baber  ber  (Stindteibung  beö  D.  ß.  (4>e r.  ju  "sßreälau  in  iftejirbung 
ouf  bie  fiorm  ber  Don  ber  »errbcücbten  £iiui>tmann  t>.  (5.  auf  <$ie  aufyuflellenben 
95oUmnd)t,  feinen  ^etfaCi  nicht  benagen;  welche*  3bnen  auf  3ftre  <9lnfrage  Pom 
16,  b.  2H./  beren  Slnlagen  hierbei  juräcf  erfolgen,  jum  23efcbeib<  erbjfnet  wirb. 

ÖJen.  Slct.  bcö  Sußijm.  91.  ß.  SR.  No.  13.  Vol.  1.  fol.  291. 

2)  Rescript  D.  22.floi>6r:  1833,  betr.  bie  <8efua,miTe  eine«  ©eneralbevoamärtitigten, 
nantcntlicn  jum  ^ib  frijtufTe  rincä  9tblöfun$$jDiei*fi*e$. 

Sie  Giefebe  uitterfcheiben  nwtichen  <Ep<jialooflmad)r/  weldie  nt  einem  gewijfen 
(flefcbdffe  unb  auf  bie  ju  beffeu  33oUfu»jruiifl  unternommenen  iDanblungen  augge» 
ftcUt  ift,  ui'b  ©eneralooQmQdu,  burd)  welche  bte  Sbefovgung  aller  aingeltgenbci» 
ten  beff  2?laci»tqeberö  aufgetragen  roorbrn. 

css^ys.  Iis.  xit.  i3.  Xb.i.  st.ß.gi.) 

9Iflerbingd  ifl  etf  erforbertich/  baß  in  ber  ®eneraloottmad)t  bieientgen  jpanb« 
Iungen,  mobei  bie  (Sefebe  eine  ^peualoollmacht  erforbern  /  wenn  ber  befteüte 
^anbatariud  ba^tt  bereditigt  fein  füU,  gebbrig  aiiögebnacft  ftnb. 

(§.  iis.  (i.(i.O  —  §  32.  2it.3.  .Xb.  1.  $.15.  Xit-3.  2b.il.  «.©  O.) 

(Sletcbivte  eß  aber  binreidit,  wenn  in  ber  ©ceiialooflmacht  b(o^  bie  ^efugni§ 
Jtt  bem  in  ^Rebe  Oebenben  C^efch^fte  in\  9i  i  1  gern  e  i  nen  auögebrücft  n>u:b/  ob«« 
ba§  bie  93oUmacht  bie  fpeueUen  s-öebingungeU/  unter  roeldun  baö  (Sefchdft  ab* 
gefd>lofen  roerben  foll,  entbot/  noch  einer  befonberen  ^nflruftion  errodbnt,  eben 
fo  i|t  bieg  bei  ber  (Venera t\H)U macht  binldmilifb.  3n  einem  foldwn  gaile  ift  bec 
SWanbatar  gegen  bie  stteborbe  unb  ben  Britten  vodfornmen  Irgttimirt/  roenn 
er  auch  bie  ibm  oom  Q^achtgeber  ertbetlte  bffonbere  ^nOruttion  ubenchritten 
bat.  Der  lebtere  wirb  burch  bieipanblungen  be0  9ttanbatar$  »eroflichtet/  unb  bat 
roegen  bes  burch  Ueberfcbreitungen  ber  33oflmad)t  ibm  juarfüaten  ^achtbeilß 
blo§  ben  SRearefj  gegen  biefe«.  3Bia  (ich  ber  S^ad>tiuber  hiergegen  fchöj* 
Ken/  fo  bleibt  ibm  nichts*  übrig  /  als  bie  befonberen  ^efd^rdnfungen  entroeber  in 
bie  ^oflmdcht  aufzunehmen  ober  bod)  in  berfelben  auf  eine  bffonbere  ^nftruttion 
$u  bermeifen.  Dteö  geftattet  M  (öefeb  auöbrucriid)  (§§.  91.  92.  seq.  Xit.  13. 
£b.  i-  :t.ß.  >R  ). 

Der  OTladageber  wirb  aftfbann  —  §.  96.  a.  a.  O.  —  bureft  bie  £>anbfungen 
M  5ftcöoÜmdd)tigten/  foroeit  er  bie  ^nfmiftion  uberfdjritten  bat/  nicht  uer* 
pflichtet/  unb  eö  folgt  hierauf  von  fflbft,  ba§  aud)  bie  S3ebbtfbe/  bor  welcher 
baä  Ci)etd)dft  auf  ®runb  einer  berglcidjen  bebingten  93oflmad)t  abgcfcbloffen  wer» 
ben  foll/  in(öefolfle  jener  flef<-ölid)ena5fftimmungen  unb  M  §.24.  Xit.  2.  Xb- 
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Ux  &.,&.£).  itt  profett  bat,  ob  ber  SDtanbatar  ju  b«r  abflegebrnn  .  grFldrungett 
burch  bie  SDaflmäcf)t  tegitimirt  1(1.  ' 

Die  (i5eneral»oamacbt/  welche  t»rr  ©raf  von  95.  am  8.  3uni  b.^.  gerichtlfcb 
auf  ben  3fufii§Fommiffariuß  2K.  außgefhflt  bat/  giebt  bem  lefrtercn  ntclit  nur  He 
$rftiflni§,  9camenß  beß  27cad)tgeberß  Vergleiche  enu.U4eben/  ßauf-  £aufch* 
nnb  Verträge  je  Nr  an  bereu  31  rt  abiufchtiejjen,  fpnbern  auch  alle  fonft  n6* 
tbig  werbcnben  (Srfldrungen  in  £r;potbefen  fachen  unb  inßbefonbcre  auf  bie  £en> 
/4>aft  Ä.  abjugcben. 

SBenn  nun  auch  bit  Stblbfung  berjbünwg,  roorauf  ber  SRcjefi  vom  26.  Sftoobr. 
v.%  ftcb  beliebt/  in  bie  tecMlicne  Äatbegorie  eine«  3)eraleid)ß,  nicht  gebracht 
»erben  fann,  Weif  biefer  immer  tfreitige  Stechte  poraußfefct  ($.405.  £it.  16. 
£b.  1.  9t.  8.  St.)/  fo  Ite^t  barin  bod)  ein  Xaufch*  ober  anbcrer  ldßiger$3ertraa/  jiu  beffen 
SfbHhliefung  ber  2ttanbatariuß  ermdchtigt  HL  obne  baf  cd  nach  bem  23or&erge» 
fagrcn  ber  erwdfcnung  brr  beßfaflfigert  Jöebingungen  in  ber  SJoflmacbt  bcburfte. 

©cn.  Stet,  beß  Suftijm.  V.  No.  17.  Vol.I.  fol.  169. 

f)  Von  vermutheten  Vollmachten. 

§.119.  Anverwandte  in  auf-  und  absteigender  Linie,  Eheleute,  Ge- 
schwister, und  Geschwisterkinder  ersten  Grades,  Schwiegerelfern  und 
Schwiegerkinder,  Schwäger  und  Schwägerinnen,  müssen  in. Fällen,  die 
keinen  Aufschub  leiden,  zur  Besorgung  der  Angelegenheiten  solcher 
Personen,  mit  denen  sie  in  einer  dergleichen  Verbindung  stehen,  auch 
ohne  ausdrückliche  Vollmacht  zugelassen  werden. 

Bescript  t>.  24.  Januar  1834,  f>crr.  t>a§  mandatum  präaumtam  ber  €>tiefffn.ber. 

Die  Sttcfoerbinbuna  mu§  in  bem  aefe&lichen  €inne  beß  §.4.*.  £if.  1.  Xb.  1. 
Dc^  8.  £.  9c.  alß  eine  <2chmdgerichaft  erachtet  werben.  Darauß,  ba§  ber  §.44. 
a.a.O.  bie  ©tiefuerbinbuna  befonberß  erwdbnt/  folgt  ntd>t  M  ©egentbeil,  fon= 
brm  nur/  ba§  baß  (ijeiefc  tiefe  befonbere  9Irr  ber  ©cbwdgcrfchaft  auch  mit  einem 
befonberen  9tamen  ju  bezeichnen/  tetfbalb  für  nirbig  befunben,  weil  bicfeltoe  ei- 
aentbümlicbenOtechtßbertimniuiigen  unterworfen  ift/  weld>e  oon  beit  onberen  Birten 
ber  echwdgerfcbaft  nicht  t,*:en.  Stach  aUgemeiner  loaifcher  Siegel  roufi  inbeiTen 
Kafjenige/  waß  ohne  ißcfchrdnfuna  alß  von  ber  (Saftting  gültig  fella/fteflt  wor* 
beti/  aud)  Don  ben  einteilten  Birten  gelten.  Deshalb  ftub  auch  Stiefeltern  unb 
Stieff&bne  alß  (£?d)wdger  im  gefc&ltcben  ©inne,  fi'ir  fold>e  $)erfonen  ju  ec= 
achten,  welchen  im  §  119  Xit.  t3.  2b.  1  beß  21.  2.  SR.  eine  permutbete  Sollmacht 
bfigtlegt  ift,  3Iud)  ber  (SJruiib  beß  GJefefrcß  fpricht  für  bie  Stillegung.  Der  t*e* 
fe^eber  nimmt  an/  baß  bnß  in  btefem  §.  bezeichnete/  bureb  Verwanbfchaft  ober 
fteiratb  begrünbete  nahe  Serbdltnif?/  bie  Sftefuani§  $ur  itfcjorguria  ber  i^cicbdftr, 
welche  feinen  Sluffdwb  leiben  ertbeile  unb  nicht  weniger  ti:  <pflid)t  ju  einer 
foldun  (S5efd)dftßfübrung  auflege. 

Daß  ^erbdtmi^  ber  Gs&efrau  tu  bem  ©obne  ibreö  (gbemauneö  iü  nun  jeben* 
faüs  ein  ndbereg  aU  baßjenige  ju  beffen  trüber.  3öenn  im  §.119.  au^er  ben 
ßcbwdgern  unb  ©chwdgerinnen  auch  befonberö  ber  ©chwi^gercltern  unb  Schwie« 
firrfinber  (grwdbnung  grfebiebt/  auf  welche  ber  gefcljlidK  £3eariff  ber  ©djwdger? 
febaft  ebenfalls  nnwenbbar  ijl/  fo  ld§t  ftcb  bi^rnud  nur  eine  äuällfUung  gegen 
bie  5)rdjjifton  beß  (*5efe(?e^  entnehmen/  nicht  aber  bie  Folgerung  hrrleiten ,  ba§ 
ber'  «udbrudf  ©chwdgerfchaft  bi«  nid)t  im  gefe^lichen/  fonbern  im  eigenen 
§inne  beß  aewbbnlichen  ßeben*  gebraud)t  fei.  Unter  bieü-r  33orau*fcfcung  mu§ 
auch  ber  ©tiefiobn  ber  t>erebelid)ten  nach  §.25.  Sit.  3.  ber  ^rojjcj;  Drbnung 
ttt  beren  tfSevoflmäditigter  jugelaffVn  werben/  wie  biet»  ebenfalls  in  ben  bem 
unterm  25.  ÜHai  18 32.  auf  «öeranlaffung  einer  S^ef^werbe  beß  ^?of ^bdnblerö  D. 
über  buß^atrimonialgeticht  Sempelbof  an  baß  Äbnigl.  Äammergerid)t  erlaffenen 
Äcfcripte  angewiefen  worben  ift. 

(Sen.  3tct.  beß  Suflijm.  V.  No.  17.  Vol.  I.  fol.  1 79- 

§.  120.  Eine  gleiche  vennulhete  Vollmacht  haben  Miteigenlhümer  ge- 
meinschaftbcher  Sachen  oder  Rechte,  inglcichen  Milgenossen  eines  Pro- 
zesses, in  dieser  gemeinschaftlichen  Angelegenheit  für  sich. 

§.  121.  Eben  das  gilt  von  Herrschaften  und  Obrigkeiten  in  Angele- 
genheiten ihrer  Gutsunterthanen.  I 
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(Svfttt  ZhdL  ©runter  SEitel,  §.122 


§.  122.  Ferner  von  Verwaltern,  Buchhaltern,  und  Hausofiizianten, 
in  Ansehung  der  von  ihren  Prinzipalen  oder  Dienstherrschaften  ihnen 
anvertrauten  Geschäfte. 

§.  123.  Aber  auch  alle  diese  Personen  (§.  119  bis  122.)  sind  zu  Hand- 
lungen, wozu  die  Gesetze  eine  Spezialvollmacht  erfordern,  ohne  der- 
gleichen Vollmacht  nicht  berechtigt. 

§.  124.  Derjenige,  welcher  auf  den  Grund  einer  vermutheten  Voll- 
macht, Geschäfte  für  einen  Andern  besorgt,  ist  schuldig,  demselben  da- 
von ohne  Zeitverlust  Nachricht  zu  geben,  und  seine  Genehmigung  da- 
rüber einzuholen. 

§.  125.  Derjenige,  welcher  mit  einem  solchen  vermutheten  Bevoll- 
mächtigten etwas  verhandelt,  hat  das  Recht,  denselben  zu  dieser  Benach- 
richtigung anzuhalten ;  oder  auch  selbst  den,  dessen  Geschäfte  verhan- 
delt worden,  zur  Erklärung  darüber  unmittelbar  aufzufordern. 

§•  126.  Letzterer  muss,  sobald  ihm  die  Nachricht  auf  eine  oder  die 
andere  Art  zugekommen  ist,  über  die  Billigung  oder  Missbilligung  des 
Geschäfts  innerhalb  der  im  Fünften  Titel  §.  90.  sqq.  bestimmten  Fristen 
sich  erklären.  I 

§.  127.  Verabsäumt  er  diese  Fristen,  so  wird  er  ohne  fernere  Wi- 
derrede für  einwilligend  angenommen. 

§.  128.  Erklärt  er  aber  seine  Missbilligung  zur  rechten  Zeit,  so  kann 
der  Dritte,  wegen  des  aus  dem  Zurückgehen  des  Geschäfts  ihm  erwach- 
(  senden  wirklichen  Schadens,  nur  an  den  vermutheten  Bevollmächtigten 
sich  halten. 

g)  Von  »tilUchweigend  ertheitten  Vollmachten. 

§.  129.  Dass  Jemanden  ein  fremder  Schuldschein  anvertraut  worden, 
beweiset  noch  nicht,  dass  derselbe  zur  Einhebung  der  darin  verschrie- 
benen Summe  berechtigt  sei. 

§.  130.  Hingegen  ist  der,  welchem  die  Quittung  über  eine  zu  bezah- 
lende Summe  anvertraut  worden,  zum  Empfange  der  Zahlung  selbst 
für  bevollmächtigt  zu  achten. 

§.  131.  Der,  welchem  der  Verkauf  einer  beweglichen  Sache  aufgetra- 
gen worden,  ist  zum  Empfange  des  Kaufgeldes  so  weit  berechtigt,  als 
der  Machtgeber  ihn  in  den  Stand  gesetzt  hat,  die  Sache  dem  Käufer  zu 
übergeben. 

§.  132.  Nur  alsdann  darf  der  Käufer  an  den  Bevollmächtigten  nicht 
zahlen,  wenn  Einschränkungen  deshalb  in  der  Vollmacht  enthalten  sind; 
oder  wenn  der  entgegengesetzte  Wille  des  Machtgebers  auch  auf  andere 
Art  dem  Käufer  bekannt  geworden  ist. 

§.  133.  Die  Vollmacht  aber  zum  Verkaufe  einer  unbeweglichen  Sache 
enthält  noch  nicht  die  Vollmacht,  das  Kaufgeld  dafür  in  Empfang  zu 
nehmen. 

§.  134.  In  keinem  Falle  wird  vermuthet,  dass  der  Bevollmächtigte 
zum  Verkaufe  Credit  über  das  Kaufgeld  zu  geben  berechtigt  sei. 

§.  135.  Wenn  also  in  dem  Falle  des  §.  133.  der  Machtgeber  sich  nicht 
erklärt  hat,  wie  er  es  mit  der  Zahlung  des  Kaufgeldes  wolle  gehalten 
wissen,  so  muss  zuvörderst  die  Erklärung  desselben  eingeholt  werden. 

§.  136.  Will  entweder  der  Bevollmächtigte,  oder  der  Käufer,  dieses 
nicht  abwarten:  so  ist  der  Letztere  die  Zahlung  in  das  gerichtliche  De- 
positum, auf  Kosten  des  Machtgebers,  zu  leisten  schuldig  und  berechtigt. 

§.  137.  In  allen  Fällen,  wo  der  Bevollmächtigte  .ohne  ausdrückliche 
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Erlaubniss  des  Machtgebers  das  Kaufgeld  creditirt  hat,  ist  Letzterer  an 
den  Vertrag  nicht  gebunden,  sondern  kann  die  Sache  zurückfordern. 

§.  138.  Ist  diese  bei  dem  Käufer  nicht  mehr  vorhanden,  so  kann  der 
Machtgeber  den  bedungenen  Werth  gegen  den  Kaufer  sofort  einklagen. 

§.  139.  Wenn  aber  das  Geschäft  von  der  Art  gewesen  ist,  dass  die- 
jenigen, welche  dergleichen  Gewerbe  treiben,  dabei  Credit  zu  geben 
gewohnt  sind :  so  muss  der  Machlgeber  den  von  dem  Bevollmächtigten 
ertheilten  Credit,  ausser  den  §.  132.  bestimmten  Fällen,  wider  sich  gel- 
ten lassen. 

§.  140.  Ist  Jemand  bevollmächtigt,  ein  Darlehn  aufzunehmen,  so  muss 
die  darüber  ertheilte  Vollmacht  dem  Gläubiger  ausgehändigt  werden. 

§.  141.  Enthält  aber  die  Vollmacht  mehrere  Aufträge;  oder  ist  das 
Darlehnsgeschäft  bei  dem  Auftrage  nur  als  Mittel  zum  Zwecke  anzuse- 
hen: so  ist  es  genug,  wenn  dem  Gläubiger  nur  eine  beglaubte  Abschrift 
der  Vollmacht  zugestellt  wird. 

h)    Von  der  Verpflichtung  de*  Machtgebers  durch  hinzukommende  Genehmigung. 

§.  142.  Auch  Handlungen,  welche  der  Bevollmächtigte  gegen  die  Vor- 
schrift des  Machtgebers  vollzogen  hat,  werden  durch  des  Letzlern  nach- 
her erfolgte  Genehmigung  gültig. 

§.  143.  Auch  durch  nachherige  Handlungen  des  Machtgebers  kann 
eine  solche  Genehmigung  erklärt  werden.  (Tit.  5.  §.  185-191.) 

§.  144.  Wenn  also  der  Machtgeber  weiss,  dass  der  Bevollmächtigte 
die  Gränzen  seines  Auftrags  überschritten  habe,  und  sich  dennoch  den 
aus  dem  Geschäfte  entstandenen  Vortheil  zueignet;  oder  die  aus  der 
eigenmächtigen  Handlung  des  Bevollmächtigten  folgenden  Leistungen 
Übernimmt:  sb  wird  dieses  einer  ausdrücklichen  Genehmigung  gleich 
geachtet. 

§.  145.  Sobald  der  Machtgeber  von  dem  Bevollmächtigten,  oder  dem 
Dritten,  mit  welchem  gehandelt  worden,  Nachricht  erhält,  das  Ersterer 
die  Gränzen  seines  Auftrags  überschritten  habe;  ist  er  schuldig,  inner- 
halb der  Tit.  5.  §-90.  sqq.  bestimmten  Fristen,  über  dessen  Billigung 
oder  Missbilligung  sich  zu  erklären. 

§.'146.  Unterlässt  er  dieses,  so  bleibt  er  dem  Dritten,  mit  welchem 
gehandelt  worden,  für  allen  aus  dieser  Unterlassung  entstandenen  Scha- 
den verantwortlich. 

§.  147.  Wenn  Jemand  gegen  einen  Dritten  schriftlich  erklärt,  dass  er 
einem  Andern  ein  gewisses  Geschäft  aufgetragen  habe;  so  muss  er  die 
Handlungen  dieses  Andern,  welche  derselbe  mit  dem  Dritten  in  Gemäss- 
heit  der  schriftlichen  Erklärung  vorgenommen  hat,  genehmigen;  wenn 
er  gleich  dem  Andern  keine  wirkliche  Vollmacht  ertheilt  hätte. 

§.  148.  Ist  die  Erklärung  gegen  den  Dritten  nur  mündlich  geschehen: 
ßo  ist  zwar  der  Erklärende  nicht  schuldig,  die  zwischen  diesem  Dritten 
und  dein  angeblich  Bevollmächtigten  vorgenommenen  Verhandlungen 
und  geschlossenen  Verträge  selbst  zu  genehmigen;  ' 

§.  149.  Hat  aber  der  Dritte  dem  angeblichen  Bevollmächtigten  auf 
den  Grund  eines  solchen  Vertrags  etwas  gegeben,  oder  geleistet:  so  haf- 
tet der  Erklärende  dafür  eben  so,  als  wenn  er  es  selbst  auf  den  Grund 
eines  mündlichen  Vertrags  erhalten  hätte.  (Tit.  5.  §.  155.  sqq.) 

IIL  Verhältnisse  zwischen  dem  Bevollmächtigten  und  dem  Dritten,  welcher  Verhandlungen 

mit  ihm  vornimmt. 

§.  150.  Wer  mit  einem  Bevollmächtigten  weiter,  als  es  die  Gränzen 
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seiner  Vollmacht  gestatten,  wissentlich  sich  einlässt,  hat,  bei  erfolgender 
Missbilligung  des  Machtgebers,  nur  das  Recht,  das  ganze  Geschäft  wie- 
der aufzurufen,  und  das-,  was  er  darauf  schon  gegeben  oder  geleistet 
hat,  von  dem  Bevollmächtigten  wieder  zurückzufordern. 

§.  151.  Schadloshaltung  hingegen  kann  er  auch  von  dem  Bevollmäch- 
tigten nicht  verlangen,  in  so  fern  sich  dieser  nicht  ausdrücklich  und 
schriftlich  dazu  verpflichtet  hat,  oder  von  dessen  Seite  ein  Betrug  unter- 
gelaufen ist. 

§.  152.  "Wie  weit  cm  Machtgeber  für  den  durch  den  Bevollmächtig- 
ten, bei  Vollführung  des  Auftrags  angerichteten  Schaden  haften  müsse, 
ist  gehörigen  Orts  bestimmt.  (Tit.  6.  §.  50-53.) 

§.  153.  Wer  mit  einem  Bevollmächtigten  contrahirt  hat,  muss  sich 
wegen  Erfüllung  desVcrtrags  in  der  Regel  an  den  Machtgeber  halten. 

§.  154.  Hat  der  Bevollmächtigte  bloss  in  seinem  eigenen  Namen  con- 
trahirt, so  kann  der  Andere  nur  von  ihm  die  Erfüllung  fordern. 

§.  155.  Ausnahmen  und  nähere  Bestimmungen  bei  kaufmännischen 
Geschäften  sind  im  Kaufmannsrechte  festgesetzt. 

§.  156.  Hat  Jemand,  der  zur  Besorgung  gewisser  Angelegenheiten 
öffentlich  bestellt  ist,  dergleichen  Geschäfte  in  seinem  eigenen  Namen 
abgeschlossen;  es  ergiebt  sich  aber  aus  den  zur  Zeit  des  Contracts  schon 
vorhandenen,  und  dem  Andern  bekannt  gewesenen  Umständen,  dass 
der  Gegenstand  der  Verhandlung  wirklich  Aintsangelegenheiten  gewe- 
sen sind;  so  hat  der  Andere  die  Wahl:  ob  er  sich  an  seinen  Mitcontra- 
henlen,  oder  an  die  Kasse  oder  Anstalt,  welcher  derselbe  vorgesetzt  ist, 
halten  wolle. 

§.  157.  Der  Bevollmächtigte  kann,  in  Abwesenheit  des  Machfgebers, 
zu  Handlungen,  wozu  ihn  sein  Auftrag  berechtigt,  durch  den  Richter 
angehalten  werden.  . , 

§.  158.  Doch  kann  der  Machtgeber  durch  den  Einwand,  dass  der 
Dritte  den  Bevollmächtigten  zu  seiner  Pflicht  anzuhalten  unterlassen 
habe,  sich  von  seiner  eigenen  Verbindlichkeit  nicht  befreien. 

Wie  Vollmacht* vertrage  aufgehoben  werden,    1)   durch  Aufkündigung  und  Widerruf. 

§.  159.  In  der  Regel  ist  sowohl  der  Machtgeber  seinen  Auftrag  zu 
widerrufen,  als  der  Bevollmächtigte  die  Ausführung  des  übernommenen 
Geschäfts  dem  Machtgeber  aufzukündigen  berechtigt. 

§.  160.  Es  ist  nicht  nothwendig,  dass  der  Widerruf  oder  die  Aufkün- 
digung unter  Gegenwärtigen  schriftlich  geschehe. 

§.161.  Wohl  aber  muss  derjenige,  welcher  von  dem  Vertrage  abgeht, 
dem  Andern  die  ertheilte  schriftliche  Vollmacht  wieder  abfordern,  oder 
zurückgeben. 

§.  162.  Befindet  sich  diese  Vollmacht  bei  den  gerichtlichen  Acten,  so 
muss  die  Aufhebung  des  Vertrags  von  demjenigen,  welcher  davon  zu- 
erst abgeht,  dem  Richter  angezeigt  werden. 

§.  163.  Der  Machtgeber,  welcher  vor  vollendetem  Geschäfte  die  Voll- 
macht widerruft,  ist  schuldig,  dem  Bevollmächtigten  nicht  nur  wegen 
des  bereits  gemachten  Aufwands,  sondern  auch  wegen  des  dabei  auf  an- 
dere Art  erlittenen  wirklichen  Schadens  gerecht  zu  werden. 

§.  164.  Sobald  dem  Bev  ollmächtigten  der  Widerruf  des  Machtgebers 
bekannt  geworden;  ist  derselbe  verpflichtet,  dem  Machtgeber  selbst, 
oder  demjenigen,  welchen  dieser  zu  seinem  Nachfolger  ernannt,  und 
ihm  angezeigt  hat,  über  die  noch  unvollendeten  Geschäfte  treulich  Aus- 
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kunft  zu  geben,  und  alles,  was  zu  deren  Fortsetzung  gehört,  auszu- 
antworten. 

§.  165.  Er  ist  nicht  schuldig,  sich  mit  fernerer  Fortsetzung  dieser  Ge- 
schäfte auf  irgend  eine  Art  zu  befassen. 

§.  166.  In  so  fern  aber,  als  die  Fortsetzung  angefangener  Handlun- 
gen keinen  Aufschub  leidet,  und  der  Machtgeber  darüber  nicht  beson- 
ders verfügt  hat;  ist  der  gewesene  Bevollmächtigte  befugt,  dieselben  so 
weit  zu  besorgen,  als  es  zur  Abwendung  eines  sonst  unvermeidlichen 
Schadens  nolhwendig  ist.  , 

*  §.  167.  Ist  dem  Bevollmächtigten  die  Verhandlung  des  Geschäfts  mit 
einer  gewissen  bestimmten  Person  aufgetragen;  oder  ist  dem  Macht- 
geber sonst  bekannt,  mit  wem  der  Bevollmächtigte  sich  in  Unterhand- 
lungen darüber  eingelassen  habe:  so  ist  der  Machtgeber  schuldig,  wenn 
er  die  Vollmacht  widerruft,  diesen  Dritten  davon  zu  benachrichtigen. 

§.  168.  Hat  er  dieses  nicht  gethan,  .so  muss  er  dieyvon  dem  Bevoll- 
mächtigten auf  den  Grund  der  Vollmacht  geschlossenen  Verhandlun- 
gen wider  sich  gellen  lassen;  wenn  auch  der  Absthluss  derselben  erst 
nach  dem  Widerrufe,  welcher  aber  dein  Dritten  nicht  bekannt  gewor- 
den, erfolgt  wäre. 

§.  169.  Ist  dem  Machtgeber  daraus  Schaden  entstanden,  so  muss  er 
sich  deswegen  an  den  Bevollmächtigten  halten. 

§.170.  Ausser  diesem  Falle  (§.167.)  und  wenn  dem  Machtgeber 
nicht  bekannt  ist,  mit  wem  der  Bevollmächtigte  in  Verhandlungen  über 
das  Geschäft  sich  eingelassen  habe,  sind  die  Unternehmungen  des  Letz- 
tern, deren  er  sich  nach  erhaltenem  Widerrufe  anmaasst,  für  den  Macht- 
geber unverbindlich. 

§.171.  Hat  der  Bevollmächtigte  dergleichen  Verhandlungen,  unter 
Verschweigung  des  erhaltenen  Widerrufs,  mit  einem  Drillen  abgeschlos- 
sen; so  muss  dieser,  wegen  des  aus  der  Ungültigkeit  des  Geschäfts  er- 
wachsenden Schadens,  an  den  Bevollmächtigten  sich  halten. 

§.  172.  Der  Bevollmächtigte,  welcher  die  ihm  übertragene  Vollmacht 
aufkündigt,  ist  schuldig,  die  angefangenen  Geschäfte  entweder  selbst, 
oder  durch  seinen  Substituten  (§.38.  sqq.)  so  lange  fortzusetzen ,  bis 
der  Machtgeber  dazu  andere  Vorkehrungen  treffen  kann. 

§•173.  Dagegen  ist  aber  auch  der  Machtgeber  zu  Treffung  solcher 
Vorkehrungen,  sobald  die  Aufkündigung  zu  seiner  Wissenschaft  ge- 
langt ist,  ohne  Zeitverlust  verbunden. 

§.  174.  Von  dem  Zeitpunkte  an,  wo  der  Machtgeber,  auch  nur  aus 
massigem  Versehen,  eine  Saumseligkeit  in  Treffung  anderweitiger  Vor- 
kehrungen begangen  hat,  kann  er  von  dem  gewesenen  Bevollmächtig- 
ten, welcher  das  Geschäft  nicht  weiter  fortgesetzt  hat,  keine  Vertretung 
mehr  fordern. 

§.  175.  Hat  der  Bevollmächtigte  nach  diesem  Zeitpunkte  das  Ge- 
schäft selbst,  oder  durch  seinen  Substituten,  weiter  forlgesetzt,  ohne 
seine  geschehene  Aufkündigung  ausdrücklich  zurückzunehmen;  so  ist 
die  Sache  nach  den  Vorschriften  des  folgenden  Abschnitts  zu  beur- 
theilen.  > 

§.  176.  Hat  der  Auftrag  ein  gerichtliches  Geschäft  betroffen,  so  muss 
der  Bevollmächtigte,  welcher  denselben  aufkündigt,  zu  gleicher  Zeit 
dem  Richter  davon  Anzeige  machen. 
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§.  177.  Der  Richter  muss  alsdann,  mit  Rücksicht  auf  die  obwalten- 
den Umstände,  eine  Zeit  bestimmen,  wahrend  welcher  der  gewesene 
^  Bevollmächtigte  das  Geschäft  noch  fortzusetzen  schuldig  seiu  soll,  und 
den  Machtgeber  davon  benachrichtigen. 

§.  178.  Lässt  dieser  den  bestimmten  Zeitraum  ohne  Vorkehrung  an- 
derweitiger Anstalten  verstreichen;  so  findet  die  Vorschrift  des  §.  174. 
wider  ihn  Anwendung. 

§.  179.  In  aussergerichtlichen  Angelegenheiten  steht  dem  Bevollmäch- 
tigten frei,  die  Aufkündigung  ebenfalls  gerichtlich  zu  thun,  und  sie  dem 
Machtgeber,  jedoch  auf  seine  eigene  Kosten,  gerichtlich  bekannt  ma- 
chen zu  lassen. 

§.  180.  Ist  dem  Machfgeber  dabei  nach  dem  Antrage  des  Bevollmäch- 
tigten eine  gewisse  Frist  zu  Treffung  anderweitiger  Vorkehrungen  be- 
stimmt worden:  so  hat  der  Machtgeber,  wenn  diese  Frist  fruchtlos  ver- 
strichen ist,  die  Vermulhung  eines  schuldbaren  Verzugs  wider  sich. 

Widerruf  der  Substitution. 

§.  181.  Der  Widerruf  der  Vollmacht  erstreckt  sich  auch  auf  die  von 
dem  Bevollmächtigten  geschehene  Substitution. 

§.182.  Ist  aber  der  Substitut  von  dem  Machtgeber  selbst  ernannt 
worden :  so  folgt  aus  dem  Widerrufe  der  Hauplvollmacht  der  Wider- 
ruf der  Substitution  nur  alsdann,  wenn  die  Absicht  des  Machtgebers, 
von  dem  Geschäfte  gänzlich  abzustehen,  erhellet. 

§.  183.  Der  Bevollmächtigte  kann  einen  von  ihm  willkührlich  be- 
stellten Substituten  nach  Gutfinden  ändern. 

§.  184.  Ein  Substitut  aber,  der  von  dem  Machtgeber  selbst  ernannt 
worden,  kann  ohne  Genehmigung  des  Machtgebers  vop  dem  Bevoll- 
mächtigten, ausser  dem  Nothfalle,  nicht  geändert  werden. 

Stillschweigender  Widerruf. 

§.  185.  Sobald  die  Fortsetzung  des  Geschäfts  mit  den  fernem  Ver- 
fügungen des  Machtgebers  nicht  bestehen  kann,  ist  der  Auftrag  für  still- 
schweigend widerrufen  anzusehen. 

2)  Durch  den  Tod. 

§•  186.  Durch  den  Tod  eines  der  beiden  Contrahenten  werden  in 
der  Regel  alle  Aufträge  geendigt,  welche  nicht  mit  auf  die  Erben  aus- 
drücklich gerichtet  sind. 

§.  187.  Doch  müssen  die  Erben  des  Bevollmächtigten  nicht  nur  den 
Machtgeber  von  dein  erfolgten  Todesfalle  sofort  benachrichtigen:  son- 
dern auch  die  angefangenen  Geschäfte  in  der  Zwischenzeit,  bis  von  dem 
Machlgeber  anderweitige  Vorkehrungen  getroffen  werden  können,  so 
weit  fortsetzen,  als  es  zur  Abwendung  eines  sonst  unvermeidlichen 
Schadens  nolhwendig  ist. 

§.  188.  Zu  letzterem  ist  der  Bevollmächtigte  selbst  verpflichtet,  wenn 
durch  den  Tod  des  Machtgebers  sein  Auftrag  gehoben  worden. 

§.  189.  Wenn  der  Machtgeber,  oder  dessen  Erben,  in  Vorkehrung 
anderweitiger  Anstalten  sich  einer  Saumseligkeit  schuldig  machen,  so 
finden  die  Vorschriften  §.  174.  Anwendung. 

§.  190.  Die  Regel,  dass  durch  den  Tod  des  Machtgebers  der  Voll- 
machtsvertrag aufgehoben  werde,  leidet  eine  Ausnahme,  wenn  das  Ge- 
schäft von  der  Natur  ist,  dass  es  erst  nach  dem  Tode  des  Machlgebers 
ausgeführt  werden  kann. 

§.  191.  Bei  kaufmännischen  Geschäften  waltet  die  Vennuthung  ob; 
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dass  der,  welchem  sie  anvertraut  worden,  dieselben  auch  nach  dem 
Tode  des  Machtgebers  fortsetzen  solle. 

§.  Auch  in  Prozessangelegenheiten  wird  die  Vollmacht  durch 
den  Tqd  des  Machtgebers  nicht  aufgehoben. 

§.  193.  Eben  so  wenig  wird  durch  den  Tod  des  Bevollmächtigten 
eine  Substitution  entkräftet,  die  von  dein  Machtgeber  selbst,  oder  von 
dem  Hauptbevollmächtigten,  vermöge  der  Ihm  dazu  ausdrücklich  er- 
theilten  Befugniss,  geschehen  ist. 

§.194.  In  allen  Fällen,  wo  nach  aufgehobener  Hauptvollmacht  die 
Substitution  fortdauert,  ist  der  Substitut  befugt  und  schuldig,  das  Ge- 
schäft als  Hauplbevollmächtigler  so  lange  fortzusetzen,  bis  der  Macht- 
geber anderweitige  Verfügungen  getroffen  hat. 

§.  195.  Aufträge,  welche  Jemanden  von  Amtswegen  ertheilt  worden, 
behalten  auch  nach  dein^Tode  des  Machtgebers  ihre  Kraft. 

3)  Durch  eingetreten«  Unfähigkeit. 

§.  196.  Was  wegen  Aufhebung  des  Vertrags  durch  den  Tod  des  ei- 
nen oder  andern  Contrahenten  verordnet  ist,  gilt  auch  in  dem  Falle, 
wenn  einer  derselben  seinen  eigenenGeschäften  vorzustehen  unfähig  wird. 

4)  Durch  entstandenen  Concura. 

§•197.  So  bald  ein  Kaufmann  in  Concurs  verfällt;  oder  nicht  mehr 
zahlen  zu  können  öffentlich  erklärt:  sind  die  ihm  gegebenen  Aufträge 
für  widerrufen  zu  achten.  . 

§.  198.  Die  gerichtlich  bestellten  Curatoren  einer  Masse  müssen  dem 
Cominittenten  davon  unverzüglich  Nachricht  geben,  und  bis  dieser  wei- 
tere Verfügungen  treffen  kann,  das  Geschäft  nur  so  weit  besorgen,  als 
zur  Abwendung  eines  sonst  unvermeidlichen  Schadens  nothwendig  ist. 

§.  199.  Verfällt  der  Machtgeber  in  Concurs,  so  muss  der  Bevollmäch- 
tigte das  Geschäft,  so  weit  es  ohne  offenbaren  Nachtheilder  Masse  mög- 
lich ist,  so  lange  in  Anstand  lassen,  bis  er  von  den  Curatoren  weitere 
Anweisung  erhält. 

§.  200.  Ein  Geschäft,  welches  mit  einem  Dritten  abgeschlossen  wor- 
den, ehe  derselbe  von  dem  Tode  oder  von  der  eingetretenen  Unfähig- 
keit des  Machtgebers  Wissenschaft  erlangt  hat,  bleibt  gültig,  wenn  auch 
der  Bevollmächtigte  selbst  davon  bereits  unterrichtet  gewesen  wäre. 

Von  mehrern  Bevollmächtigten. 

§.  201.  Wenn  mehrere  Bevollmächtigte  Ein  Geschäft  gemeinschaft- 
lich übernommen  haben:  so  wird  ein  Jeder  derselben  dem  Machtgeber, 
zur  Vollziehung,  auf  das  Ganze  verpflichtet. 

§.  202,  Ist  aber  der  Auftrag  von  der  Art,  dass  jeder  der  Uebcrneh- 
mer  nach  seinem  Gewerbe  nur  einen  bestimmten  Theil  des  Geschäfts 
ausrichten  kann:  so  wird  nicht  vermuthet,  dass  sie  sich  gemeinschaftlich 
zur  Ausführung  des  Ganzen  haben  verpflichten  wollen. 

§•  203.  Hat  einer  von  mehrern  Bevollmächtigten  den  Auftrag  allein 
gehörig  ausgerichtet:  so  befreit  er  auch  die  übrigen  von  der  übernom- 
menen Verbindlichkeit. 

§.  204.  Von  seinen  Mitgenossen,  deren  Geschäfte  solchergestalt  von 
ihm  nützlich  besorgt  worden,  ist  er  Vergütung  des  gemachten  Aufwan- 
des zu  fordern  berechtigt. 

§.  205.  Der,  durch  dessen  Schuld  bei  dem  Geschäfte  ein  Schade  ent- 
standen ist,  muss  seinen  Mitgenossen,  so  weit  diese  dem  Machtgeber 
dafür  haften  müssen,  gerecht  werden. 
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§.  206.  Die  Handlungen  Eines  von  mehrern  zu  Einem  Geschäfte  be- 
stellten Bevollmächtigten  sind  allemal  gültig,  wenn  es  darauf  ankommt, 
dem  Machtgeber  Recht  und  Vortheile  zu  erwerben. 

§.  207.  Dagegen  wird  der  Machtgeber  durch  einseitige  Handlungen 
*  Eines  der  mehrern  Bevollmächtigten  wider  seinen  Willen  nicht  ver- 
pflichtet ; 

§.  208.  Es  wäre  denn,  nach  dem  Inhalte  der  Vollmacht,  die  Absicht 
des  Machtgebcrs  gewesen,  die  Ausrichtung  des  Geschäfts  den  mehrern 
Bevollmächtigten  entweder  zugleich,  oder  auch  jedem  von  ihnen  allein 
(sammt  oder  sonders)  zu  übertragen. 

§.  209.  In  dem  Falle  des  §.  202.  verpflichtet  jeder  der  mehrern  Be- 
vollmächtigten, für  sich  allein»  den  Machtgeber  in  dem  ihm  aufgetragenen 
Thede  des  Geschäfts. 

Von  mebrern  Machtgeber«.        .  -. 

§.210.  Der  Bevollmächtigte,  welcher  von  mchrern  zugleich  einen 
Auftrag  erhalten  hat,  ist  denselben  auch  nur  gemeinschaftlich  Bede  und 
Antwort  zu  geben  schuldig.  (Tit.  5.  §.  450-453.) 

§.211.  Die  mehrern  Machtgeber  sind,  in  Ansehung  ihrer  Verpflich- 
tung gegen  deu  Bevollmächtigten,  als  Mitschuldner  anzusehen. -(Tit.  5. 
§.  424.  sqq.) 

§.  212'  Erhält  er  von  den  mehrern  Machtgebern  zur  Fortsetzung  des 
Geschäfts  widersprechende  Anweisungen:  so  muss  er  in  untheilbarjm 
Sachen  diejenige  befolgen,  welche  sämmtlichen  Interessenten  am  we- 
nigsten nachtheilig  ist.  '»  '" 

§.  213.  Doch  bleibt  der  Bevollmächtigte  ausser  Verantwortung,  wenn 
er,  im  zweifelhaften  Falle,  diejenige  Anweisung-  befolgt,  nach  welcher 
die  Sache  in  dem  bisherigen  Stande  erhalten  wird.  \ 

§.  214.  Die  Aufkündigung  der  Vollmacht  muss  von  dem  Bevollinäch- 
tigten  an  sämmt liehe  Macht geber  geschehen. 

§.  215.  Der  Widerruf  Eines  Machtgebers  hebt  sowenig,  als  der  Tod 
desselben,  die  Vollmacht  auf. 

§.216.  Welche  Wirkung  es  unter  den  Machtgebern  selbst  habe, 
wenn  einer  von  ihnen  stirbt,  oder  die  Vollmacht  widerrufen  will,  ist 
nach  den  Regeln  vom  gemeirisaincn  Eigenthume  zu  beurtheilen.  (Til  17.) 

Vom  Rath«  und  von  dtr  Empfehlung. 

§.  217.  Ein  einem  Andern  in  desselben  eigenen  Angelegenheiten  er- 
theilter  Auftrag  ist  nur  für  einen  Rath  oder  für  eine  Empfehlung  zu 
achten. 

§.  218.  In  der  Regel  wird  nur  der,  welcher  wissentlich  einen  nach- 
theiligen Rath  oder  eine  schädliche  Empfehlung  ertheilt,  für  den  widri- 
gen Erfolg  verantwortlich. 

§.219.  Ein  Sachverständiger  aber  haftet,  wenn  er  in  Angelegenhei- 
ten seiner  Kunst  oder  Wissenschaft  Rath  ertheilt,  für  ein  grobes  Ver- 
sehen. 

§.  220.  Aber  auch  ein  massiges  Versehen  muss  er  vertreten,  wenn  er 
seinen  Rath  gegen  Bezahlung  oder  Belohnung  ertheilt  hat. 

§.221.  Der,  welcher  kein  Sachverständiger  ist,  haftet  bei  einem,  in 
andern  Angelegenheiten,  gegen  Bezahlung  oder  Belohnung  ertheilten 
Rath,  ebenfalls  für  ein  mässiges  Versehen. 

§.  222.  Welche  Empfehlungen  die  Wirkung  einer  Bürgschaft  nach 
sich  ziehen,  ist  gehörigen  Orts  bestimmt.  (Tit.  14.  Abschn.  3.) 
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§.  223.  Eben  so  ist  wegen  der  kaufmännischen  Empfehlungen  das 
Nähere  im  Kaufmannsrechte  vorgeschrieben.  (Th.  2.  Tit.  8.  Abschn.6.) 

Vom  Beföhle. 

§.  224»  Aufträge,  welchen  Jemand  auf  den  Befehl  dessen,  dem  er  zu 
gehorchen  schuldig  ist,  in. den  PrivaJ angclegenheiten  desselben  sich  un- 
terzieht, werden  zwar  in  der  Regel  nach  den  Gesetzen  von  Vollinachts- 
aafträgen  beurtheilt ; 

§.  225.  Es  muss  daher  auch  der  Untergebene,  welcher  im  Namen  sei- 
nes Vorgesetzten  ein  Geschäft  mit  einem  Dritten  verhandeln  will,  sich 
dazu  durch  einen  schriftlichen  Befehl  des  Vorgesetzten  legitimiren. 

§.  226.  Eines  solchen  schriftlichen  Befehls  aber  bedarf  es  nicht,  wenn 
das  Geschäft  zu  denjenigen  Obliegenheiten  gehört,  zu  welchen  der  Un-  > 
tergebene  dem  Vorgesetzten,  vermöge  ihres  in  den  Gesetzen  bestimm- 
ten Verhältnisses,  verpflichtet  ist. 

§.  227.  Nähere  Vorschriften  wegen  der  Befehle  zu  unerlaubten  Hand- 
lungen sind  im  Sechsten  Titel  §  45-46.  enthalten. 

■  i . 

■*  Zweiter  Abschnitt« 

Von  TJebernehmung  fremder  Geschäfte  ohne  vorhergegan- 
genen Auftrag.  ■ 

\  *' 

Grundsätze. 

§.  228.  In  der  Regel  ist  Niemand  befugt,  sich  in  die  Geschäfte  eines 
Andern,  ohne  dessen  Auftrag  oder  ein  anderes  besonders  durch  aus- 
drückliche Gesetze  ihm  beigelegtes  Recht,  zu  mischen. 

CO.  v.  29.  gjiaf  1835,  bnj}  ble  in  qjrt»jfiT<n  ben  9)«rt(jeicn  itigeorbneten  ©teöwrtreter 
feiner  SBoÜmad»r  btbihrfen.    (f.  ju  (.19.  tief.  Zitell  ) 

§.  229.  "Wer  dies  thut,  macht  sich  sowohl  dem  Eigentümer  als  dem 
Dritten,  welcher  sich  mit  ihm  eingelassen  hat,  verantwortlich.  f 

§•230-  Doch  darf  sich  niemand  die  Vortheile -fremder  Sachen  oder 
Handlungen  ohne  besonderes  Recht  zueignen,  und  sich  also  mit  dem 
Schaden  des  Andern  bereichern. 

Rechte  demjenigen,  der  die  Geschäfte  eines  Andern  ohne  denselben  Auftrag  nUttUch  besorgt. 

§.231.  Wer  also  aus  dem  ohne  Vollmacht  von  einem  Andern  besorg- 
ten Geschäfte  einen  wirklichen  Vortheil  geniessf,  muss  den  Andern,  so 
weit  als  dieser  Vorlheil  hinreicht;  schadlos  halten. 

§•232.  Für  bereichert  wird '  derjenige  geachtet,  dessen  Vermögen 
durch  den  Aufwand  eines  Andern,  oder  durch  Handlungen,  wofür  der- 
selbe bezahlt  zu  werden  pflegt,  erhalten,  vermehrt,  oder  verbessert 
worden.  ^  '• 

§.  233.  Wenn  der  Andere''  durch  solche  Handlungen  nur  das,  wozu 
er  ohnehin  verpflichtet  war>  geleistet  hat:  s*o  wird  Her,  zu  dessen  Nutzen 
die  Verwendung  geschehen  ist,  dadurch  noch  nicht  für  bereichert  an- 
gesehen. 

Wenn  die  Besorgung  tnr  Abwendung  eine*  bevorstehenden  Schadens  geschehen  ist. 

§.  234.  Wer  die  Geschäfte  eines  Andern  zur  Abwendung  eines  nach 
vernünftigen  und  wahrscheinlichen  Gründen  bevorstehenden  Schadens 
besorgt,  ist  berechtigt,  zu  erwarten,  dass  der  Eigenlhüiner  solches  ge- 
nehmigen werde. 

§.235.  Auch  wenn  die  Genehmigung  nicht  erfolgt,  haftet  dennoch 
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der  Eigenthümer  für  die  zur  Verhütung  des  Schadens  nützlich  aufge- 
wendeten Kosten. 

§.  236-  Dies  findet  selbst  alsdann  Statt,  wenn  die  Sache  nachher,  ohne 
Schuld  des  Besorgers,  dennoch  verloren  gegangen  ist. 

§.  237.  Ein  solcher  Uebernehmcr  fremder  Geschäfte,  welcher  sie  bloss 
zur  Abwendung  eines  bevorstehenden  Schadens  besorgt,  haftet  dabei 
nur  für  ein  grobes  Versehen. 

Wenn  sie  tur  Beförderung  eine«  Vortheils  geschieht. 

§.238.  Wer  aber  die  Geschäfte  eines  Andern,  bloss  um  dessen  Vor- 
theil zu  befördern,  ohne  Auftrag  übernimmt,  muss  sich  um  die  Geneh- 
migung desselben  bewerben. 

§.  239.  Erfolgt  diese  Genehmigung  ausdrücklich  und  ohne  Einschrän- 
kung: so  entstehen  zwischen  beiden  eben  die  Rechte  und  Pflichten,  wie 
zwischen  einein  Machtgeber  und  Bevollmächtigten. 

§.  240.  So  weit  der,  dessen  Geschäfte  besorgt  worden,  die  Geneh- 
migung versagt,  muss  er  sich  auch  des  aus  der  Besorgung  entstandenen 
Vortheils  begeben. 

§.  241.  Hat  er  sich  den  Vortheil  einmal  zugeeignet,  ungeachtet  er 
weiss,  dass  derselbe  aus  der  ohne  seinen  Auftrag  geschehenen  Besorgung 
entstanden  sei;  so  muss  er  dem  Besorger,  jedoch  nur  so  weit,  als  der 
Vorlheil  hinreicht,  wegen  Schadens  und  Kosten  gerecht  werden. 

§.  242.  Entschlägt  sich  der,  dessen  Geschäfte  ohne  seinen  Auftrag 
besorgt  worden,  des  Vortheils:  so  inuss  4ler  Besorger  die  Sache  auf 
seine  Kosten  wieder  in  den  vorigen  Stand  setzen,  und  den  Eigenthümer 
entschädigen. 

§.  243.  Kann  die  Sache  nicht  mehr  in  den  vorigen  Stand  gesetzt  wer- 
den, und  wird  der  Nachtheil  von  dem  Vortheile,  welcher  dem  Eigen- 
thümer durch  die  Besorgung  des  Geschäfts  zuwächst,  offenbar  überwo- 
gen: so  muss  der  Eigenthümer  sich  beides  zugleich  gefallen  lassen. 

§.  244.  Istvaber  das  Uebergewicht  des  Vortheils  nicht  klar:  so  kann 
der  Eigenthümer  verlangen,  dass  der  Besorger  das  ganze  Geschält  für 
eigene  Rechnung  übernehme,  und  ihn  deshalb  entschädige. 

§.245.  Wer  sich  fremden  Geschäften  nur  in  der  Absicht,  den  Vor- 
theil des  Eigentümers  dadurch  zu  befördern,  ohne  Auftrag  unterzieht, 
muss  dabei  schon  ein  geringes  Verschen  vertreten. 

§.  246.  In  obigen  Vorschriften  macht  es  keinen  Unterschied:  ob  der- 
jenige, dessen  Geschäft  ohne  seinen  Auftrag  besorgt  worden,  abwesend 
oder  gegenwärtig  gewesen  ist. 

§.  247.  War  demjenigen,  dessen  Geschäfte  ohne  seinen  Auftrag  be- 
sorgt wurden,  solches  schon  vor  oder  während  der  Besorgung  bekannt; 
und  hat  er  dieser  Besorgung  vor  Vollendung  des  Geschäfts,  sogleich 
nach  erlangter  Wissenschaft,  nicht  widersprochen,  so  muss  er  das  Ge- 
schäft selbst  genehmigen. 

§.  248.  Doch  haftet  er  dem  Besorger  nur  so  weit,  als  sein  Vortheil 
Wirklich  befördert  worden. 

Von  Besorgung  der  Geschäfte  eines  Andern  gegen  dessen  Willen. 

§.  249.  Wer  die  Geschäfte  des  Andern  gegen  dessen  ausdrückliches 
Verbot  übernommen  hat;  der  kränkt  die  Rechte  des  Andern,  und  muss 
allen  auch  nur  zufälligen  Schaden,  in  so  fern,  derselbe,  ohne  seine  Ein- 
mischung, nicht  entstanden  sein  würde  vergüten. 

§.250.  Auch  haftet  er  dem  Eigenthümer  für  den  Gewinn,  welcher 
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diesem  durch  seine  eigenmächtige  Einmischung  in  das  Geschäft  entgan- 
gen ist. 

§.  251.  Will  aber  der  Eigenthtimer  den  Vortheil,  welcher  aus  dem 
gegen  sein  Verbot  besorgten  Geschäfte  entstanden  ist,  sich  zueignen: 
so  findet  auch  in  diesem  Falle  die  Vorschrift  §.  241.  Anwendung. 

§.  252.  In  allen  Fällen,  wo  Jemand  weiss,  dass  der  abwesende  oder 
sonst  Terhinderte  Eigcnthümer  die  Besorgung  seiner  Geschäfte  einem 
Andern  übertragen  habe,  und  einen  solchen  Bevollmächtigten  an  der 
Aasrichtung  dieses  Auftrags  durch  seine  Einmischung  verhindert; 
macht  er  sich  nicht  bloss  für  den  wirklichen  Schaden,  sondern  auch  für 
den  entgangenen  Gewinn  verantwortlich. 

Auseinandersetzung  zwischen  dem  Beaorger  «od  dem  EigenthUmer. 

§.253.  Wer  nach  obigen  Grundsätzen,  wegen  der  Einmischung  in 
fremde  Geschäfte,  einem  Andern  zur  Schadloshaltung  verhaftet  wird, 
ist  allemal  befugt,  den  demselben  verschafften  Vortheü  in  Gegenrech- 
nung  zu  bringen. 

§.  254.  Wer,  nach  eben  diesen  Grundsätzen,  für  die  ohne  Auftrag 
übernommene  Besorgung  fremder  Geschäfte  Vergütung  zu  fordern  be- 
rechtigt ist,  muss  sich  darauf  den  Vortheil,  der  ihm  selbst  durch  eben 
diese  Besorgung  entstanden  ist,  abrechnen  lassen. 

§.  255.  Die  auf  ein  solches  Geschäft  verwendeten  Kosten  werden  un- 
ter beiden  Interessenten,  nach  Verhältniss  des  einem  Jeden  daraus  er- 
wachsenen Nutzens,  vertheik. 

§.  256.  Jeder,  welcher  fremde  Geschäfte  besorgt  hat,  muss  von  seinen 
Handlungen,  Einnahmen  und  Abgaben,  genaue  Rechenschaft  ablegen. 

Wie  lange  die  Verbindlichkeit  des  Besorgen  daure. 

§.  257.  Wer  einmal  ein  fremdes  Geschäft  ohne  Vorwissen  des  Eigen- 
thümers  übernommen  hat,  muss  dasselbe  bis  zur  gänzlichen  Vollendung 
fortsetzen:  weni  nicht  der  Eigcnthümer,  auf  erhaltene  Nachricht,  andere 
Verfügungen  zu  treffen  für  gut  findet. 

Von  gemeinschaftlicher  Besorgung  fremder  und  eigener  Geschäfte  zugleich. 

§.258.  Wer  fremde  Geschäfte  nur  zugleich  mit  seinen  eigenen,  und 
nur  bei  Gelegenheit  der  letztern  besorgt  hat,  wird  dennoch,  in  Ansehung 
des  fremden  Geschäfts,  nach  vorstehenden  Grundsätzen  beurtheilt. 

§.  259.  Wenn  aber  das  fremde  Geschäft  mit  dem  eignen  in  einer  sol? 
chen  Verbindung  stand ,  dass  eines  ohne  das  andere  nicht  besorgt  wer- 
den konnte:  so  muss  das  Verhältniss  zwischen  dem  Besorger  und  dem 
Eigenthümer,  nach  den  Regeln  einer  ohne  Vertrag  entstandenen  Gesell- 
schaft bestimmt  werden.  (Tit.  17.  Abschn.  1.) 

§.  260.  Aber  auch  in  diesem  Falle  haftet  derjenige,  dessen  Geschäfte 
besorgt  worden,  nicht  weiter,  als  der  dadurch  ihm  zugewachsene  Vor- 
theü reicht. 

§.  261.  Ein  Irrthum  des  Handelnden  in  der  Person  dessen,  für  wel- 
chen er  ein  Geschäft  übernommen  zu  haben  glaubt,  ändert  nichts  in  Be- 
ziehung auf  das  Geschäft  selbst,  und  dessen  rechtliche  Folgen. 

Dritter  Abschnitt» 

Van  nützlichen  Verwendungen. 

GnmieftM. 

§.  262.  Derjenige,  aus  dessen  Vermögen  etwas  in  den  Nutzen  eines 
Andern  verwendet  worden,  ist  dasselbe  entweder  in  Natur  zurück,  oder 
für  den  Werth  Vergütung  zu  fordern  berechtigt 
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§.263-280. 


§.  Ist  die  gegebene  Sache  in  dem  Vermögen  des  Andern  noch 
wirklich  vorhanden,  so  inuss  der  Geber  sich  mit  dem  Zurückempfange 
derselben,  so  wie  sie  ist,  begnügen. 

§.  264.'  Ist  die  Sache  nicht  mehr  vorhanden,  so  haftet  der  Andere  für 
den  71  Verth,  nur  so  weit,  als  derselbe  in  seinen  Nutzen  wirklich  ver- 
wendet ist. 

Wa*  nützliche  Verwendungen  sind. 

§.  265.  Was  Jemand,  der  über  sein  Vermögen  frei  verfügen  kann,  an 
Gelde  oder  Geldeswcrth  übernommen  hat,  ist,  ohne  fernem  Beweis,  für 
nützlich  verwendet  zu  achten. 

§.  266.  Kann  aber  erwiesen  werden,  dass  das  Uebernommene  durch 
einen  Zufall  verloren  gegangen,  ehe  der  Uebernehmer  davon  wirklich 
Nutzen  gezogen  hat:  so  ist  keine  Verbindlichkeit  zum  Ersätze  aus  der 
blossen  Uebcrnehmung  vorhanden. 

§.  267.  Hat  der,  in  dessen  Nutzen  etwas  verwendet  sein  soll,  die  Sache 
nicht  selbst  übernommen:  oder  ist  er  ein  solcher,  den  die  Gesetze  iD 
der  Fähigkeit,  über  sein  Vermögen  zu  verfüge^  einschränken;  so  inuss, 
wenn  für  die  nicht  mehr  vorhandene  Sache  Ersatz  gefordert  wird,  die 
wirklich  geschehene  Verwendung  nachgewiesen  werden. 

§.  268.  Das ,  womit  nöthige  oder  nützliche  Ausgaben  für  einen  An- 
dern bestritten  werden,  ist  für  verwendet  in  den  Nutzen  desselben  zu 
achten. 

§.  269.  Ausgaben,  zu  welchen  Jemand  durch  die  Gesetze  verpflichtet 
wird,  sind  nothwendig. 

§.270.  Eben  dafür  sind  diejenigen,  welche  nicht  ohne  Gefahr  eines 
grössern  Uebels  vermieden  werden  konnten,  zu  achten. 

§.271.  Doch  sind  Ausgaben  der  letztern  Art,  wenn  sie  für  einen  Un- 
fähigen gemacht  worden,  nur  alsdann  für  eine  nützliche  Verwendung  zu 
halten,  wenn  die  Gefahr  so  dringend  war,  dass  der  Unfähige  nicht  Zeit 
genug  hatte,  den  zu  dem  Geschäfte  sonst  erforderlichen  Consens  derje- 
nigen, unter  deren  Aufsicht  er  steht,  einzuholen. 

§.  272.  Was  den  Werth  einer  Sache,  oder  sonst  die  Vermögensum- 
stände eines  Menschen  wirklich  verbessert,  ist  demselben  nützlich. 

Rechte  die  au*  der  nlittlirhen  Verwendung  entstehen. 

§.  273.  In  der  Kegel  ist  es  hinreichend,  die  Verbindlichkeit  zum  Er- 
v  satze  zu  begründen,  dass  die  Verbesserung  durch  die  geschehene  Ver- 
wendung einmal  bewerkstelligt  worden;  wenn  sie  gleich  in  der  Folge 
wieder  verloren  gegangen  ist. 

§.  274.  Ein  Unfähiger  kann  aber  zum  Ersätze  nur  in  so  fern  ange- 
halten werden,  als  er  sich,  zur  Zeit  des  gerügten  Anspruchs,  noch  im 
Besitze  des  durch  die  Verwendung  bewirkten  Vortheils  befindet. 

§.275.  Ist  die  verbesserte  Sache,  nach  der  Verwendung  in  das  Ei- 
genthum eines  Dritten  durch  einen  lästigen  Verlrag  übergegangen:  so 
ist  dieser  demjenigen,  aus  dessen  Vermögen  die  Verwendung  geschehen 
war,  nicht  verhaftet. 

§.  276.  Hat  aber  der  Dritte  das  Eigenthum  der  Sache  unentgeltlich 
überkommen,  so  haftet  er  für  die  Verwendung  so  weit,  als  damals  der 
dadurch  bewerkstelligte  Vortheil  noch  wirklich  vorhanden  war. 

§.  277.  Alles,  was  vorstehend  von  nützlichen  Verwendungen  verord- 
net ist,  gilt  nur  in  dem  Falle,  wenn  kein  rechtlicher  Vertrag  unter  den 
Parteien  vorhanden  ist. 
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§.  278.  Was  bei  einem  in  der  Form  mangelhaften  Vertrage  Rechtens 
sei,  ist  im  Fünften  Titel  bestimmt.  (Tit.  5.  §.  156.  sqq.) 

§.  279.  Wer  aus  dem  Vermögen  des  Andern  etwas  an  Gelde  oder 
Geldes  Werth  durch  Betrug  an  sich  gebracht  hat,  ist  jederzeit  zur  voll- 
ständigen Schadloshaltung  verbunden.  (Tit.6.y 

§.  280.  Was  in  der  deutlich  erklärten,  oder  nach  Vorschrift  der  Ge- 
setze zu  vermuthenden  Absicht,  wohlthätig  oder  freigebig  zu  sein,  Je- 
manden gegeben  oder  geleistet  worden;  kann  unter  dem  Vorwande  der 
geschehenen  Bereicherung  desselben  nicht  zurück,  noch  Ersatz  oder 
Vergütung  dafür  gefordert  werden.  (Tit.  11.  Abschn.  9.) 


Vierzehnter  Titel. 

'  i.i. 

Von  Erhaltung  des  Eigenthoms  und  der  Rechte. 

§.  1.  Bas  Eigenthum  der  Sachen  und  Rechte  wird  durch  den  Besitz 
derselben,  und  durch  alle  die  Mittel  erhalten,  welche  die  Gesetze  zur 
Erhaltung  der  Besitzrechte  an  die  Hand  geben.  (Tit.  7.  §.  137.  sqq.) 

§.  2.  Auch  dadurch,  dass  ein  Änderer  die  Sache  im  Namen  des  Eigen- 
tümers in  seiner  Gewahrsam  hat,  wird  für  Letztern  das  Eigenthum 
derselben  erhalten.  (Abschn.  1.  2.) 

§.  3.  Die  Rechte  eines  solchen  Inhabers,  der  im  Namen  eines  Andern 
besitzt,  gegen  einen  Dritten,  sind  nach  den  Vorschriften  der  Gesetze 
(Tit.  7. 1.  c.)  und  gegen  den  Eigenthümer  hauptsächlich  nach  dem  unter  * 
ihnen  obwaltenden  Vertrage  zu  bestimmen. 

§.  4.  Auch  gegen  künftige  Beeinträchtigungen  hat  der  Eigenthümer 
sich  des  Schutzes  der  Gesetze,  durch  die  darin  zu  deren  Abwendung 
angegebenen  Mittel,  zu  erfreuen.  (Abschn.  3.  4.  5.) 

§.  5.  Derjenige,  welchem  der  künftige  Anfall  einer  Sache  oder  eines 
Rechts  durch  Gesetze  oder  Willenserklärungen  versichert  ist,  hat  zur 
Erhaltung  dieses  seines  Anfallsrechts  eben  die  Mittel,  welche  die  Ge- 
setze einem  jeden  Eigenthümer  an  die  Hand  geben. 

§.  6.  Die  Erhaltung  des  Eigenthums  der  Sache  selbst  aber  muss  er  in 
der  Regel  dem  zeitigen  Eigenthümer  überlassen. 

§.  7.  Wenn  jedoch  dieser  die  gesetzmässigen  Mittel  selbst  vorzukeh- 
ren verhindert  wird,  oder  sie  vernachlässigt:  so  ist  der  Anfallsberech- 
tigte zu  deren  Anwendung  in  so  weit  befugt,  als  es  nöthig  ist,  um  eine 
Vereitelung'  oder  Verdunkelung  des^  ihm  versicherten  Anfalls  abzu- 
wenden. " 

§.8.  Nähere  Bestimmungen  hierüber  sind  bei  den  verschiedenen  Ar- 
ten der  Anfallsrechte  festgesetzt. 

i  - 

Erster  Abschnittt 

Vom  Verwtihrungsvertrage. 

Begriff. 

§.  9.  Wenn  eine  Sache  Jemanden  unter  der  Verbindlichkeit  über- 
geben worden,  dass  er  sie  aufbehalten,  und  künftig  zurückgeben  solle; 
so  ist  unter  den  Parteien  ein  Verwahrungsvertrag  vorhanden. 

8* 

* 
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Form. 

§.  10.  Zur  Gültigkeit  dieses  Geschäfts  bedarf  es  keines  schriftlichen 
Contracts,  sondern  es  sind  auch  andere  Beweismittel  von  dem,  was 
vorgegangen  ist,  hinreichend. 

Pflichten  4ea  Verwahren  bei  der  Aufbewahrung. 

§.11.  In  allen  Fällen  ist  der  Uebernehmer  nur  verpflichtet,  die  ihm 
anvertraute  Sache  mit  eben  dem  Fleisse  zu  verwahren,  als  er  bei  sei- 
nen eigenen  Sachen  von  gleicher  Art  zu  thun  pflegt. 

§.  12.  Kann  hiernach  der  Grad  seiner  Verantwortlichkeit  nicht  ab- 
gemessen werden;' und  ist  die  Art  der  Verwahrung  seinem  Gutbefin- 
den lediglich  überlassen  worden:  so  haftet  er  nur  für  ein  grobes  Ver- 
sehen. 

§.  13.  Ein  Gleiches  findet  Statt,  wenn  die  Art,  wie  die  Verwahrung 
geschehen  solle,  im  Vertrage  oder  sonst,  von  dem  Niederleger  selbst 
bestimmt  war,  und  der  Verwahrer  darin  keine  eigenmächtige  Verände- 
rung vorgenommen  hat. 

§.  14.  Hat  er  aber  dergleichen  Veränderung  eigenmächtig  und  ohne 
Noth  vorgenommen;  so  haftet  er  für  allen  daraus  entstandenen  Schaden. 

§.  1^.  In  jedem  Nothfalle  ist  der  Verwahrer  Ort  und  Art  der  Ver- 
wahrung, wenn  sie  gleich  im  Vertrage  bestimmt  sind,  zu  verändern  nicht 
nur  befugt,  sondern  auch  verpflichtet. 

§.16.  Doch  muss  er  dem  Niederleger,  in  so  fern  dessen  Aufenthalt 
ihm  bekannt  ist,  von  einer  solchen  Veränderung  ohne  Zeitverlust  Nach- 
richt geben,  und  dessen  weitere  Verfügung  abwarten. 

§.  17.  In  allen  Fällen,  wo  die  Verwahrung  gegen  Entgeld  übernom- 
men worden,  muss  der  Verwahrer  für  ein  mässiges  Versehen  haften. 

§.  18.  Ein  Gleiches  findet  Statt,  wenn  sich  Jemand  zur  Verwahrung 
einer  Sache  aus  «eigener  Bewegung,  ohne  Noth,  und  ohne  alle  vorher- 
gegangene Aufforderung  des  Niederlegers  angeboten  hat. 

§.  19.  Hat  Jemand  eine  Sache  unter  dem  Vorwande,  sie  zu  verwah- 
ren, unredlicher  Weise  in  Besitz  genommen :  so  haftet  er  auch  wegen 
zufälligen  Verlustes  und  Schadens,  gleich  jedem  unredlichen  Besitzer. 
(Tit.  7.  §.  240.  241-  242.) 

§.  20.  Der  Verwahrer  ist,  bei  entstehender  Gefahr  des  Verlustes, 
seine  eigene  Sache  der  ihm  anvertraueten  vorzuziehen  berechtigt. 

§.  21.  Hat  er  aber  zur  Rettung  der  fremden  Sache  seine  eigene  auf- 
geopfert, oder  einer  Beschädigung  ausgesetzt:  so  kann  er  dafür  Ersatz 
oder  Vergütung  fordern. 

§.  22.  War  der  Schade,  welcher  ,aus  dem  Verluste  der  geretteten 
Sache  entstanden  sein  würde,  unwiederbringlich;  dergestalt,  dass  die 
Sache  ganz  verloren  gegangen,  oder  unbrauchbar  geworden  sein  würde: 
so  kann  der  Verwahrer  bis  auf  den  ganzen  Werth  dieser  Sache  Ver- 
gütung verlangen. 

§*  23.  Konnte  aber  der  durch  die  Rettung  verhütete  Schade  durch 
Verwendung  minderer  Kosten  wieder  hergestellt  werden;  so  dienen 
nur  diese  Kosten  zum  Maassstabe  der  dem  Verwahrer  zu  leistenden 
Vergütung. 

Pflichten  lies  Verwahrer«  hei  der  Zur'ucldieferung. 

§.24.  Ohne  Einwilligung  des  Niederlegers,  oder  ohne  richterlichen 
Befehl,  darf  der  Verwahrer  die  ihm  anvertraute  Sache  keinem  Andern 
ausantworten. 
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§.  25.  Thut  er  es  dennoch,  so  haftet  er  für  die  Sache  und  deren  Werth, 
so  lange,  bis  der  Niederleger  sein  Verfahren  ausdrücklich  oder  still- 
schweigend gebilligt  hat. 

§.  26.  Ist  Jemanden  eine  Sache  versiegelt  oder  verschlossen  zur  Ver- 
wahrung übergeben  worden:  so  muss  er  sie  in  eben  dem  Zustande  zu- 
rückliefern. 

§.  27.  Wird  bei  der  Zurückgabe  das  Schloss  oder  Siegel  unverletzt 
gefunden;  so  haftet  der  Verwahrer  für  den  Inhalt  des  Behältnisses  und 
die  darin  befindlichen  Stücke  nur  alsdann,  wenn  er  des  Betrugs  oder 
eines  groben  Versehens  überführt  wird. 

§.  28.  Ist  aber  das  Schloss  oder  Siegel  eröffnet  oder  verletzt:  so  hat 
der  Verwahrer  die  Vermuthung,  dass  die  Oeffnung  oder  Verletzung 
durch  sein  Zuthun  geschehen  sei,  wider  sich. 

§.  29-  Er  bleibt  also  für  allen  an  der  Sache  erweislich  entstandenen 
Schaden  oder  Verlust  verantwortlich. 

§.  30.  Hat  er  die  verschlossen  oder  versiegelt  niedergelegten  Sachen 
nach  einem  Verzeichnisse  übernommen:  so  kann  der  Niederleger,  in 
Ansehung  des  Werths  der  fehlenden  Sachen,  bei  Ermangelung  anderer 
Beweismittel,  zur  eidlichen  Bestärkung  zugelassen  werden. 

§.  31.  Hat  der  Niederleger  dem  Verwahrer  die  Beschaffenheit  der  in 
dem  versiegelten  oder  verschlossenen  Behältnisse  befindlichen  Sachen, 
bei  der  Niederlegung,  auch  nur  überhaupt  angezeigt:  so  ist,  wenn  die 
,  Wahrheit  auf  andere  Art  nicht  ausgemittelt  werden  kann,  der  Eid  des 
Niederlegers  auch  über  die  Anzahl  dieser  Stücke  zulässig. 

§.  32.  Doch  muss  alsdann  der  Niederleger  wenigstens  so  viel  beschei- 
nigen: dass  er  um  die  Zeit  der  geschehenen  Niederlegung  Sachen  von 
dieser  Art  wirklich  besessen  habe;  und  es  muss  nach  seinem  Stande, 
Gewerbe  oder  Vermögen,  und  nach  den  übrigen  ausgemittelten  Um- 
ständen wahrscheinlich  sein,  dass  er  die  angegebene  Quantität  solcher 
Sachen  besessen  haben  könne. 

§  33-  Obige  gegen  den  Verwahrer  streitende  Vermuthung  (§.28«) 
fällt  weg:  wenn  der  Verwahrer  einen  Zufall,  durch  welchen  das  Schloss 
oder  Siegel  verletzt  worden,  oder  doch  Umstände,  unter  welchen  der- 
gleichen Verletzungen,  ohne  sein  Zuthun,  wahrscheinlich  haben  erfol- 
gen können,  nachweiset. 

§.  34.  Doch  muss  der  Verwahrer,  welcher  sich  mit  dieser  Einrede 
schützen  will,  dergleichen  Vorfall  dem  gegenwärtigen  Niederleger,  oder 
in  dessen  Abwesenheit  den  Gerichten,  sofort  anzeigen. 

§.  35.  Ueberhaupt  muss  jeder  Verwahrer,  in  dessen  Besitz  die  nie- 
dergelegte Sache  beschädigt  wird,  oder  verloren  geht,  dem  Niederleger 
davon  längstens  binnen  drei  Tagen,  nach  bemerktem  Schaden  oder  Ver- 
last, Nachriebt  geben;  damit  der  Niederleger  allenfalls  auf  rechtliche 
Untersuchung  des  Hergangs  <der  Sache,  und  der  dabei  vorkommenden 
Umstände,  sofort  antragen  könne. 

§.  36.  Unterlässt  er  dieses,  und  beruft  sich  erst  zur  Zeit  der  Bück- 
forderung auf  die  Beschädigung  oder  den  Verlust  der  Sache,  so  muss 
er  nachweisen :  dass  dieselben  dur.ch  einen  blossen  unabwendbaren  Zu- 
fall, ohne  ein  auch  nur  geringes  Versehen  von  seiner  Seite,  entstan- 
den sind. 

§.  37.  Er  muss  ferner  diesen  Nachweis  vollständig  führen,  und  kann, 
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zu  dessen  Ergänzung,  zu  einem  nothwendigen  Eide  nicht  gelassen 
werden. 

§.  38.  Ist  zur  Zeit  des  bemerkten  Schadens  oder  Verlustes  der  Auf- 
enthalt des  Niederlegers  unbekannt,  oder  ausserhalb  der  Königlichen 
Staaten;  so  muss,  der  Verwahrer  die  §.  35.  vorgeschriebene  Anzeige  bei 
den  Gerichten  des  Orts  thun. 

§.  39.  Diese  müssen  den  Vorfall  summarisch  und  so  weit  untersu- 
chen,  als  nöthig  ist,  die  Verdunkelung  der  Wahrheit  durch  die  Länge 
des  Zeitverlaufs  zu  verhüten. 

§.  40.  Bei  der  Ausmittelung  des  zu  ersetzenden  Werths  der  verloren 
gegangenen  Sache  finden,  nach  dem  Grade  des.  Vorsatzes  oder  Verse- 
hens, welchen  der  Verwahrer  zu  vertreten  hat,  die  allgemeinen  gesetz- 
lichen Vorschriften  Anwendung. 

§.  4L  Die  Sache  muss  dem  Niederleger  mit  ihren  Zuwüchsen,  und 
aus  ihr'  selbst  entstandenen  Verbesserungen,  zurückgegeben  werden. 

§.  42.  Dagegen  hat  der  Verwahrer  das  Recht,  die  zur  Erhaltung  der 
Sache  verwendeten  Kosten,  ingleichen  den  Ersatz  der  ihm  auch  nur 
durch  ein  geringes  Versehen  des  Niederlegers  verursachten  Schäden 
zu  fordern. 

§.  43.  Ist  die  Niederlcgung  wegen  Feuers-,  Wassers-,  Krieges-  oder 
einer  andern  dringenden  Gefahr  geschehen:  so  haftet  der  Niedcrlcgcr, 
wegen  der  dem  Verwahrer  entstandenen  Beschädigung,  nur  für  ein  mas- 
siges Versehen. 

§.  44.  Verbesserungen  vorzunehmen,  ist  der  Verwahrer  weder  schul- 
dig, noch  berechtigt. 

§.  45.  Hat  er  es  gleichwohl  gethan;  so  ist  er  nach  den  Kegeln  des 
Vorigen  Titels  (§.  238.  sqq.)  zu  beurtheilen. 

Wie  labge  die  Pflicht  lur  Aufbewahrung  dauere. 

46.  In  der  Kegel  muss  der  Empfänger  die  Sache  so  lange  verwah- 
ren, als  im  Vertrage  bestimmt  ist,  oder  es  die  bekannte  Absicht  des  Nie- 
dcrlegers  erfordert. 

§.  47.  Wird  aber  der  Verwahrer  ausser  Stand  gesetzt,  die  Sache  mit 
Sicherheit,  oder  ohne  seinen  eigenen  Nachtheil,  fernerhin  zu  behalten: 
80  kann  er  fordern,  dass  der  Niederleger  ihn  davon  befreie. 

§.  48.  Hat  er  die  Verwahrung  gegen  Entgeld  übernommen:  so  ist  er 
v  nur  wegen  solcher  veränderter  Umstände,  die  zur  Zeit  des  geschlosse- 
nen Vertrags  vernünftiger  Weise  nicht  vorausgesehen  werden  konnten, 
denselben  aufzukündigen  berechtigt. 

§.49.  Aber  auch  in  diesem  Falle  muss  der  Verwahrer  die  Kosten, 
welche  dem  Niederleger  durch  die  zur  anderweitigen  Aufbewahrung  der 
Sache  nothwendigen  Anstalten  verursacht  worden,  auf  die  vorbedun- 
gene Belohnung  sich  abrechnen  lassen. 

§.  50.  Macht  der  Niederleger,  innerhalb  der  gesetzmässigen  Fristen 
(Tit.  5.  §.  90.  sqq.),  zu  Befreiung  des  Verwahrers  von  der  Sache  nicht 
die  nöthigen  Anstalten:  so  hat  Letzterer  das  Kecht,  die  Sache  auf  des- 
sen Kosten  gerichtlich  niederzulegen. 

§.  51.  Ein  Gleiches  findet  Statt,  wenn  der  Aufenthalt  des  Niederle- 
gers unbekannt,  oder  ausserhalb  der  Königlichen  Lande  befindlich  ist. 

§.  52t  Ist  die  Sache  von  der  Beschaffenheit,  dass  sie  nicht  in  das  ge- 
richtliche Depositum  genommen  werden  kann;  so  ist  der  Verwahrer 
dieselbe  der  gerichtlichen  Aufsicht  zu  übergeben  berechtigt. 
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§.  53.  Der  Richter  muss  sodann  einen  Aufseher  auf  Kosten  des  Nie- 
lerlegers bestellen;  und  die  Sache  ist  fernerweit  nach  den  Regeln  von 
gerichtlichen  Sequestrationen  zu  beurtheilea.  (§.  92.  sqq.) 

§.  54.  Der  Niederleger  kann  die  bloss  in  Verwahrung  gegebene  Sache 
von  dem  Uebcrnehmer  zu  allen  Zeiten  zurückfordern. 

g.  55.  Eine  im  Contracte  enthaltene  Zeitbestimmung  wird,  wenn  nicht 
ein  Anderes  ausdrücklich  verabredet  ist,  bloss  zu  Gunsten  des  Nicder- 
legers  beigefügt  zu  sein  geachtet. 

In  wie  fern  Unfähige  durch  Verwahrungavertr'age  verpflichtet  werden. 

§.  56.  Auch  derjenige,  welcher  sonst  aus  Vertragen  nicht  belangt 
werden  kann,  ist  dennoch  die  seiner  Verwahrung  anvertraute  Sache 
zurückzugeben  rechtlich  verpflichtet. 

§.  57.  Doch  kann  der  Niederleger,  wenn  die  Sache  selbst  nicht  mehr 
vorhanden  ist,  deren  Werth  von  einem  solchen  Verwahrer  nur  in  so 
weit  zurückfordern,  als  derselbe  sich  eines  Betrugs  schuldig  gemacht 
hat,  oder  die  Sache  wirklich  in  seinen  Nutzen  verwendet  ist. 

§.  58.  Wenn  wegen  Feuers-,  Wassers-,  Kriegs-  oder  anderer  drin- 
gender Gefahr  einer  auch  sonst  zum  Contrahiren  unfähigen  Person  et- 
was in  Verwahrung  gegeben  worden:  so  haftet  auch  sie  für  den  Ersatz 
des  Werths,  wenn  sie  die  Sache  selbst  verzehrt,  oder  veräussert  hat. 

Von  mebrern  Verwahrern  oder  Erben.  &1*f*t*fr&to'^(j^ 

§.  59.  Ist  die  niedergelegte  Sache  Mehrern  gemeinschaftlich  anvertrauet  /  /J 
worden;  so  haften  alle  für  einen,  und  einer  für  alle.  //  > 

§.  60.  Eine  gleiche  Verbindlichkeit  findet  auch  bei  mehrern  Erben  A?  *~ 
des  Verwahrers-Statt. 

§.  61.  Doch  muss  der  Niederlegcr  sich  zuerst  und  hauptsächlich  an 
denjenigen  Miterben  halten,  welcher  die  Sache  aus  dem  Nachlasse  in1 
8eine  Gewahrsam  übernommen  hat. 

§.  62.  Haben  die  Erben  eine  niedergelegte  Sache  in  der  Meinung, 
dass  sie  zum  Nachlasse  gehöre,  redlicher  Weise  veräusserl:  so'  darf 
dennoch  der  Niederleger  mit  dem  dafür  gelöselen  Kaufpreise  sich  nicht 
begnügen;  sondern  es  bleibt  ihm  der  Nachweis,  dass  die  Sache  zur  Zeit 
der  Niederlegung  mehr  werth  gewesen  sei,  vorbehalten. 

Von  mehrern  Niederlegern.  >4 

§.  63.  Ist  eine  Sache  von  Mehrern  gemeinschaftlich  niedergelegt  wor- 
den; oder  durch  Erbgangsrecht  an  mehrere  Erben  gediehen:  so  muss 
derjenige  unter  denselben,  welcher  sie  zurückfordert,  Vollmacht  von 
den  übrigen  beibringen. 

§.64.  Hat  aber  der  Verwahrer  einen  schriftlichen  Empfangschein  an 
den  Erblasser  ausgestellt;  so  ist  er  befugt,  die  Sache  an  den  zurückzu- 
geben, der  sich  nur  überhaupt  als  Miterbe  legitimirt,  und  den  Empfang- 
schein in  Händen  hat. 

§  65.  Wenn  auch  die  Sache  theilbar  wäre;  so  ist  dennoch  der  Ver- 
wahrer mit  einzelnen  Interessenten  über  die  Rückgabe  sich  einzulassen 
nicht  schuldig. 

§.  66.  Doch  kann  jeder  einzelne  Interessent  die  gerichtliche  Nieder- 
legung der  ganzen  Sache  verlangen. 

flechte  im  Concurte. 

§.  67.  Die  dem  Niedcrleger  in  Ansehung  der  Sache  selbst,  oder  ihres 
Werths,  in  dem  Vermögen  des  Verwahrers  bei  entstehendem  Concurse 
lukommenden  Vorrechte,  sind  in  der  Concursordnuug  bestimmt. 
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§.  68.  Bei  erforderter  Zurückgabe  der  Sache  kommt  es  nicht  darauf 
an:  ob  der  Niederleger  wirklicher  Eigenthümer,  oder  nur  blosser  In- 
haber gewesen  ist. 

§.  69.  Der  Verwahrer  kann  also  unter  dem  Vorwande,  dass  einem 
Andern  ein  besseres  Recht  auf  die  Sache  zustehe,  dieselbe  dem  Mieder- 
leger nicht  vorenthalten. 

§.  70.  Wenn  Jemand  den  Niederleger  eines  unredlichen  Besitzes  der 
Sache  beschuldigt,  und  ein  gerichtliches  Verbot  der  Verabfolgung  an 
den  Niederleger  ausbringt:  so  ist  der  Verwahrer  verbunden,  die  Sache 
den  Gerichten  zur  Untersuchung  und  weitern  Verfügung  zu  übergeben. 

§.  71.  Ein  Gleiches  findet  Statt,  wenn  dem  Niederleger  die  Verwal- 
tung seines  Vermögens  gerichtlich  benommen  worden. 

Folgen  der  widerrechtlichen  ZuviifkhaUung. 

§.  72.  Wenn  der  Verwahrer  die  Rückgabe  der  Sache  ohne  gesetz- 
mässige  Ursache  verzögert;  so  hat  er  von  diesem  Augenblicke  an  alle 
Verbindlichkeiten  eines  unredlichen  Besitzers,  und  haftet  dem  Nieder- 
leger sowohl  für  entstandenen  Schaden,  als  entgangenen  Vortheil. 

Ort  der  Rücklieferung. 

§.  73.  Die  Sache  muss  in  der  Regel  da,  wo  sie  niedergelegt  worden, 
zurückgegeben  und  genommen  werden. 

§.  74.  Ist  eine  nothwendige Veränderung  des  Orts  erfolgt ;  so  kann  der 
Niederleger  die  Sache  da,  wo  sie  alsdann  befindlich  ist,  abzuholen  sich 
nicht  entbrechen. 

§.  75.  Ein  Gleiches  findet  Statt,  wenn  der  Verwahrer  den  Ort  seines 
Aufenthalts  verändert,  und  die  Sache  mehrerer  Sicherheit  wegen,  unter 
Beobachtung  der  Vorschrift  §.  16.  mit  sich  genommen  hat. 

Rechte  de«  Verwahrer»  gegen  den  Niederleger  wegen  Bemühungen  and  Kosten. 

§.  76.  So  weit  ein  Bevollmächtigter  für  Auslagen  und  Bemühungen 
Vergütung  fordern  kann,  ist  auch  der  Verwahrer  dazu  berechtigt. 

§.  77.  Wegen  dieser  Forderungen  gebühret  ihm  auf  die  niedergelegte 
Sache,  unter  den  übrigen  gesetzmässigen  Erfordernissen,  das  Zurück- 
behaltungsrecht. (Tit.  20.  Abschn.  2.) 

§.  78.  Dagegen  kann  er  sich,  wegen  anderer  Forderungen  an  den  Nie- 
derleger, dieses  Rechts  nicht  bedienen.  1 « 

§.  79.  Hat  er  jedoch  erst  nach  geschehener  Niederlegung  ein  auf  die 
Sache  ihm  selbst  zustehendes  Eigenthümsrecht  in  Erfahrung  gebracht; 
und  würde  er  daran,  bei  Zurückgebung  der  Sache  an  den  Niederleger, 
Gefahr  laufen;  so  ist  er  befugt,  wenn  diese  Angaben  cinigermassen  be- 
scheinigt werden  können,  die  Sache  in  gerichtliche  Verwahrung  abzu- 
liefern. 

Vom  erlaubten  and  unerlaubten  Gehrauche  in  Verwahrung  gegebener  Sachen. 

§.  80.  Der  Verwahrer  darf  die  ihm  anvertrauete  Sache  weder  selbst 
nutzen,  noch  sie  einem  Andern  zum  Gebrauche  verstatten. 

§.  81.  Doch  ist  unter  dem  verbotenen  Gebrauche  dasjenige  nicht  zu 
verstehen,  was  zur  Erhaltung  der  Substanz  nothwendig  geschehen  muss. 

§.  82.  Auch  verändert  es  die  Natur  des  Contracts  noch  nicht,  wenn 
der  Niederleger  dem  Verwahrer,  unter  besondern  Umständen,  einen 
unschädlichen  Gebrauch  der  Sache  ausdrücklich  gestattet  hat. 

§.  83.  So  bald  aber  der  Verwahrer  sich  dieser  Erlaubniss  zu  bedie- 
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nen  anfangt ;  so  geht  das  Geschäft,  bei  verbrauchbaren  Sachen  in  einen 
Darlehns-,  und  bei  andern  in*  einen  Leih-  oder  Miethvertrag  über. 

§.  8£  Wenn  baare  Gelder,  geldgleiche  Papiere,  oder  andere  ver- 
brauchbare Sachen  Jemanden,  welcher  in  der  Befugniss,  Darlehnsver- 
träge  zu  schliessen,  durch  die  Gesetze  eingeschränkt  ist,  mit  der  Erfciub- 
niss,  sich  derselben  bedienen  zu  dürfen,  anvertrauet  worden:  so  ist  das 
Geschäft,  wenn  gleich  demselben  der  Name  eines  Verwahrungsvertrags 
beigelegt  worden,  dennoch,  sobald  der  Empfänger  von  dieser  Erlaub- 
niss  Gebrauch  macht,  für  ein  zur  Vereitelung  der  Gesetze  geschlosse- 
nes Darlehn  zu  achten.  * 

§.  85.  Wer  die  niedergelegte  Sache  ohne  des  Andern  Willen  nutzt, 
muss  allen  davon  gezogenen  Vortheil  herausgeben,  und  selbst  für  den 
Zufall  haften,  durch  welchen  die  Sache  bei  Gelegenheit  des  Gebrauchs, 
beschädigt  oder  verloren  worden. 

§.  86.  Hat  der  Verwahrer  durch  den  Gebrauch  die  Gestalt  der  Sache 
verändert,  oder  dieselbe  verschlimmert:  so  kann  der  Niederlcger,  statt 
der  Entschädigung,  die  Sache  dem  Verwahrer  überlassen,  und  dagegen 
den  Ersatz  des  höchsten  Werths,  welchen  sie  zur  Zeit  der  Niederle- 
gung oder  der  Rückforderung  gehabt  hat,  nach  seiner  Wahl  verlangen. 

§.  87.  Hat  der  Verwahrer  die  bei  ihm  niedergelegten  Baarschaften, 
oder  andere  verbrauchbare  Sachen,  ohne  Erlaubniss  genutzt:  so  muss 
er,  von  dem  Zeitpunkte  der  Niederlegung  an,  die  höchsten  Zinsen,  welche 
der  Niederleger  nach  seinem  Stande  fordern  kann,  entrichten. 

§.  88.  Uebrigens  ist  in  einem  solchen  Falle  der  Verwahrer  in  Anse- 
hung der  Münzsorten,  und  sonst,  nach  den  Regeln  des  Darlehnsvertra- 
ges  zu  beurlheilen. 

§.89.  Wie  derjenige  zu  bestrafen  sei,  welcher  eine  ihm  anvertraute 
Sache  veruntreuet  oder  missbraucht,  ist  im  Criminalrechte  vorgeschrie- 
ben. (Th.  2.  Tit.  20.  Abschn.  15.) 

Verwahrung  unbeweglicher  Sachen. 

§.  90.  In  Fällen,  wo  eine  unbewegliche  Sache  Jemanden  zur  Obhut 
anvertraut  worden,  finden  obige  Gesetze  gleichfalls  Anwendung. 

§.91.  Kann  die  Obhut  ohne  Verwaltung  nicht  Statt  finden;  so  wird 
die  Sache  nach  den  Regeln  des  folgenden  Abschnitts  beurtheilt. 

Gerichtliche  Verwahrung. 

§.  92.  Wenn  das  Eigenthum  oder  gewisse  Rechte  auf  eine  Sache  strei  - 
tig sind:  so  kann  dieselbe,  bis  zum  Austrage  des  Streits,  zur  Sicherheit 
des  obsiegenden  Theils,  in  gerichtliche  Verwahrung  genommen  werden. 

§.93.  Dies  findet  hauptsächlich  Statt,  wenn  selbst  der  Besitz  der 
Sache  streitig  ist,  und  der  Richter,  nach  den  Tit.  7.  §•  155-160.  ertheil- 
ten  Vorschriften,  keine  hinreichende  Gründe  findet,  den  Besitz,  bis  zum 
Austrage  der  Sache,  einem  oder  dem  andern  Theile  einzuräumen. 

§.94.  Ist  aber  einTheil  im  unstreitigen  Besitze:  so  kann  die  streitige 
Sache  wider  seinen  Willen  nur  alsdann  in  gerichtliche  Verwahrung  ge- 
nommen werden,  wenn  der  Anspruch  des  andern  wenigstens  so  weit, 
als  es  die  Gesetze  zu  einem  Arrestschlage  erfordern,  bescheinigt  ist,  und 
wahrscheinliche  Gründe  zur  Besorgniss  eines  unwiederbringlichen  Ver- 
lustes oder  Schadens  für  ihn  vorhanden  sind. 

§.  95.  Nähere  Bestimmungen,  wenn  dergleichen  gerichtliche  Verwah- 
rung nothwendig  und  zulässig  sei,  sind  nach  Unterschied  der  Fälle  und 
Geschäfte  in  den  Gesetzen  enthalten.  * 
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§.96.  Bewegliche  Sachen  müssen  in  der  Regel  im  gerichtlichen  De- 
posito  aufbewahrt  werden. 

§.  97.  Die  Pflichten  und  Rechte  des  Richters,  wegen  solcher  gericht- 
lich niedergelegten  Sachen,  sind  in  der  Deposital-  Ordnung  bestimmt. 

§.98.  Können  dergleichen  Sachen,  ihrer  Beschaffenheit  nach,  im  ge- 
richtlichen Deposito  nicht  untergebracht  werden:  so  muss  der  Richter 
dieselben  an  einem  dazu  schicklichen  und  sichern  Orte  aufbewahren 
lassen. 

§.  99.  Dabei  muss  ein  Aufseher  bestellt  werden,  welcher  Acht  darauf 
habe,  dass  die  Sache  nicht  abhanden  gebracht  werde,  und  der  für  die 
Pflege  der  Sache,  so  weit  es  zu  deren  Erhaltung  nothwendig  ist,  sorge. 

§.  100.  Der  Richter  haftet  in  solchen  Fällen  (§.  98  -  99.)  nur  für  ein 
massiges  Versehen  in  der  Auswahl  des  Verwahrungsorts  und  des  Auf- 
sehers, und  letzterer  muss,  je  nachdem  er  eine  Belohnung  erhält  oder 
nicht,  ein  mässiges  oder  grobes  Versehen  vertreten. 

§.101.  Ist  die  Sache,  welche  gerichtlich  aufbewahrt  werden  soll,  der 
Gefahr  des  Verderbens  unterworfen:  so  müssen  die  Interessenten  we- 
gen der  damit  zu  treffenden  Anstalten  vernommen  werden. 

§.  102.  Können  sich  die  Interessenten  darüber  nicht  vereinigen;  so 
muss  der  Richter,  nach  dem  Gutachten  eines  oder  zweier  von  ihm  zu- 
zuziehenden Sachverständigen,  durch  ein  Decret  bestimmen:  ob  und 
wie  die  Sache  ferner  aufbewahrt,  oder  ob  sie  öffentlich  versteigert,  und 
das  Geld,  bis  zum  Austrage  des  Streits,  in  das  Depositum  genommen 
werden  solle. 

Von  Sequestrationen. 

§.  103.  Sollen  lebendige  bewegliche  Sachen  in  gerichtliche  Verwah- 
rung genommen  werden;  so  ist  darüber  ein  Sequester  zu  bestellen. 

§.  104.  Auch  bei  unbeweglichen  gerichtlich  zu  verwahrenden  Sachen, 
findet  die  gerichtliche  Sequestration  Statt. 

§.  105.  Die  Pflichten  eines  gerichtlich  bestellten  Sequesters  sind  nach 
den  Vorschriften  des  folgenden  Abschnitts  zu  beurtheilcn. 

§.  106-  Der  Richter  haftet  für  ein  mässiges  Versehen  in  der  Auswahl 
des  Sequesters,  und  in  der  Aufsicht  über  denselben. 

§.  107.  Auch  Personen,  in  Ansehung  deren  gewisse  Rechte  streitig 
sind,  können  in  gerichtliche  Aufsicht  genommen  werden,  wenn  erheb- 
liche Gründe  zur  Besorgniss  vorwalten,  dass  sie  selbst,  oder  diejenigen, 
unter  deren  Gewalt  oder  Aufsicht  sie  stehen,  durch  ihre  Handlungen 
die  Ansprüche  des  Klägers  vereiteln  möchten. 

§.  108.  Die  Rechte  und  Pflichten,  des  über  solche  Personen  bestell- 
ten Aufsehers  bestimuieu  sich  nach  dem  Endzwecke,  dergleichen  Hand- 
lungen zu  verhüten. 

Zweiter  Abschnitt* 

* 

Von  Verwaltung  fremder  Sachen  und  Güter. 

Grundsatz. 

§.  109.  Der  Verwalter  fremder  Güter  ist,  so  weit  es  dabei  auf  deren 
Erhaltung  und  Aufbewahrung  ankommt,  nach  den  Grundsätzen  des 
vorigen  Abschnitts  zu  beurtheilen;  so  weit  aber  von  ihm  fremde  Ge- 
schäfte besorgt  werden ,  als  ein  Bevollmächtigter  anzusehen. 

Allgemeine  Obliegenheiten  eine»  Verwalter«. 

§.  110.  Er  ist  auf  die  Erhallung  und  ordentliche  Administration  der 

* 
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Sache,  Abwendung  alles  drohenden  Schadens,  und  möglichst  vortheil- 
hafte  Benutzung  derselben.  Bedacht  zu  nehmen  verpflichtet. 

§.  111.  Ohne  erhebliche  Ursachen  ist  er  von  der  bisherigen  Art  des 
Betriebs  des  ihm  aufgetragenen  Geschäfts  abzuweichen  nicht  befugt. 

§.  112.  Thut  er  dieses  eigenmächtig,  so  wird  er  auch  für  ein  geringes 
Versehen  verantwortlich. 

§.  113.  Zu  Unternehmungen,  die  einen  ausserordentlichen  und  unge- 
wöhnlichen Aufwand  erfordern ,  muss  er  die  Billigung  des  Eigentü- 
mers abwarten. 

§.114.  Erfordert  die  Noth wendigkeit,  oder  der  offenbare  Nutzen 
des  Eigentümers,  eine  Ausnahme  von  dieser  Regel ;  so  muss  der  Ver- 
walter seinem  Prinzipale  sogleich  Anzeige  davon  machen,  und  sein 
Verfahren  rechtfertigen. 

§.115.  Missbilligt  der  Prinzipal  den  Aufwand;  so  finden,  je  nach- 
dem bloss  von  Abwendung  eines,  Schadens,  oder  Verschaffung  eines 
Vorlheils  die  Rede  war,  die  Vorschriften  der  Gesetze,  wegen  Besor- 
gung fremder  Geschäfte  ohne  Auftrag,  Anwendung.  (Tit.  13.  §.  234  sqq.) 

Verantwortlichkeit  de«  Verwalter». 

§.  116.  Der  Verwalter  wird  verantwortlich,  wenn  er  die  ihm  anver- 
trauten Güter  vernachlässigt,  die  ausbleibenden  Einnahmen  beizutrei- 
ben verabsäumt,  oder  die  Administrationskosten  auf  eine  unvorteilhafte 
Art  vermehrt. 

§.  117.  Auch  haftet  er  für  den  Schaden  aus  verabsäumter  Entrichtung 
der  auf  der  Sache  haftenden  Abgaben,  und  anderer  die  Sache  betref- 
fenden gewöhnlichen,  oder  von  dem  Prinzipale  ihm  angewiesenen  Aus- 
gaben ,  in  so  fern  er  zu  deren  Bestreitung  hinlängliche  Einnahmen  ge- 
habt hat. 

Rechte  und  Pöichten  de«  Verwalters  hei  den  durch  seine  Hände  gehenden  Geldern. 

§.  118.  Die  in  Händen  habenden  baaren  Bestände  darf  der  Verwal- 
ter nicht  für  sich  selbst  gebrauchen,  noch  sonst  in  seinen  Nutzen  ver- 
wenden, wenn  es  auch  mit  völliger  Sicherheit  des  Prinzipals  geschehen 
könnte. 

§•119.  Vielmehr  muss  er  dieselben,  so  weit  sie  zu  den  §.  117.  be- 
merkten Ausgaben  nicht  erforderlich  sind,  zur  weitern  Verfügung  des 
Prinzipals  aufbewahren,  und  dabei  alle  Pflichten  eines  Verwahrers 
fremder  Sachen  beobachten. 

§.  120.  Verwechselungen  der  Münzsorten  kann  er  ohne  Genehmi- 
gung des  Prinzipals  nur  so  weit  vornehmen,  als  es  zu  den  Ausgaben 
nothwendig  ist. 

Wegen  der  Befugnis»  zu  substituiren. 

§.  121.  Der  Verwalter  ist  seine  Geschäfte  einem  Andern  eigenmäch- 
tig zu  übertragen  nicht  befugt. 

§.  122.  Dagegen  kann  er  sich  bei  Ausrichtung  einzelner  Geschäfte 
fremder  Hülfe  bedienen.  (Tit.  13.  §.  46. 47. 48.)' 

In  gerichtlichen  Angelegenheiten. 

§.  123.  Zu  gerichtlichen  Klagen  und  deren  Beantwortung  ist  der  all- 
gemeine Auftrag  einer  Verwaltung  in  der  Regel  nicht  hinreichend. 

§.124.  Davon  sind  die  Falle  ausgenommen,  wo  die  Gesetze  auch 
einen  blossen  Inhaber  zur  Klage  wegen  entnommener  oder  gestörter 
Gewahrsam  zulassen.  (Tit.  7.  §.  141  - 154.  §.  162.  sqq.) 

§.  125.  In  andern  die  Sache  betreffenden  Rechtsangelegenheiten  hat 


124 


Giftet  SfteO*  »Ur^nter  Xitel.  $.  126- 


der  Verwalter  die  Vermuthung  der  Vollmacht  für  sich.  (Tit.  13. 
§.  119.  sqq.) 

Wegen  Creditnebmem  und  Otb«M. 

§.  126.  Baare  Darlehne  im  Namen  des  Prinzipals  aufzunehmen,  ist  . 
der  Verwalter  ohne  dessen  besondere  Vollmacht  nicht  berechtigt. 

§.  127.  Credit  für  gelieferte  Sachen  oder  Arbeiten  kann  demselben 
nur  so  weit  gegeben  werden,  als  es  im  ]>aufe  der  von  ihm  betriebenen  , 
Geschäfte  gewöhnlich  ist,  oder  ohne  dergleichen  Credit  das  Geschäft 
selbst  nicht  gehörig  betrieben  werden  kann. 

§.  128-  Nur  unter  gleichen  Umständen  ist  der  Verwalter  Andern 
Credit  zu  geben  berechtigt. 

Wegen  andrer  för  den  Principal  gerhlosmen  Vertrage. 

§.  129.  Wie  weit  übrigens  der  Verwalter  durch  seine  Verträge  den 
Principal  einem  Dritten  verpflichte,  ist  nach  den  Grundsätzen  von 
Vollmachtsaufträgen  zu  beurtheilen. 

§.  130.  Sind  diese  Vorschriften  beobachtet,  so  macht  es  keinen  Un- 
terschied, wenn  gleich  der  Verwalter  den  Vertrag  auf  seinen  eigenen 
Namen  geschlossen  hätte,  sobald  nur  aus  den  Umständen  klar  ist,  dass 
er  in  seiner  Eigenschaft  als  Verwalter  gehandelt  habe. 

§.  131-  Doch  kann  der  Verwalter  durch  Verträge  über  künftige  Lie- 
ferungen und  Prästationen  den  Principal,  ohne  dessen  besondere  Ein- 
willigung ,  nur  in  so  weit  verpflichten ,  als  die  Schliessung  solcher  Ver- 
träge aus  seinem  Auftrage  nothwendig  folgt ;  oder  bei  Verwaltungen 
von  der  ihm  aufgetragenen  Art  im  ordinairen  Gange  der  Geschäfte  ge- 
wöhnlich ist. 

Von  Unfihigen,  welche  Verwaltungen  llberntbmen. 

§.  132.  Ist  Jemand  zum  Verwalter  bestellt,  welcher  für  seine  Person 
sich  nicht  verpflichten  kann:  so  verpflichtet  er  dennoch  den  Principal 
durch  seine,  vermöge  des  Auftrags,  unternommenen  Handlungen. 
(Tit  13.  §.30-36.) 

§.  133.  Dem  Verwalter  muss  alles,  was  seinen  Händen  anvertraut 
werden  soll,  nach  einein  schriftlichen  Verzeichnisse  übergeben  werden. 

§.  134.  Ist  dies  nicht  geschehen,  so  muss  der  Principal  nachweisen, 
dass  mehr  übergeben  worden ,  als  von  dem  Empfänger  anerkannt  wird. 

§.  135.  Der  Verwalter  fremder  Güter  ist  verpflichtet,  von  allen  dahin 
'einschlagenden  Geschäften  genaue  Rechenschaft  abzulegen. 

§.  136.  Alle  Einnahmen  und  Ausgaben  muss  er  in  die  dazu  bestimm- 
ten Bücher  ohne  Zeitverlust  eintragen,  und  mit  bündigen  Belägen  recht- 
fertigen. 

§.  137.  Unterlässt  er  dieses,  so  gilt  seine  Angabe  nur  so  weit,  als  er 
deren  Richtigkeit  nachweisen  kann. 

§.  138.  Auch  haftet  er  in  diesem  Falle  für  die  sämmtlichen  aus  der 
Untersuchung  dieser  Richtigkeit  entstehenden  Kosten. 

§.  139.  Ein  Verwalter  muss  in  der  Regel  seine  Rechnung,  nebst  den 
erforderlichen  Belägen,  sogleich  nach  Ablauf  eines  jeden  Rechnungs- 
jahres dem  Principale  einreichen ,  und  auf  deren  Abnehmung  abtragen. 

§.  140.  Hat  er  die  Rechnung  nicht  zur  gehörigen  Zeit  eingereicht,  so 
ist  er  schuldig,  die  jedesmaligen  Cassenbestände,  so  weit  sie  nicht  zum 
fernem  nützlichen  Betriebe  des  Geschäfts  erforderlich  gewesen,  von 
Sechs  Wochen  an,  nach  dem  Jahresschlüsse,  landüblich  zu  verzinsen. 
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§.  141.  Auch  trägt  er  von  dergleichen  Cassenbeständen  alle  Gefahr. 

§.  142.  Von  seinen  Vorschüssen  kann  er  für  die  Zeit,  wo  er  mit  der 
Abgabe  der  Rechnung  säumig  gewesen ,  keine  Zinsen  fordern,  wenn  er 
auch  sonst  nach  rechtlichen  Grundsätzen  dazu  befugt  gewesen  wäre. 
(Tit.  13.  §.70-73.) 

§.  143.  Ist  der  Prinzipal  mit  Abnahme  der  Rechnung  säumig:  so  fal- 
len ihm  die  daraus  entstehenden  Verdunkelungen  der  Geschäfte  zur 
Last. 

§.  144.  Der  Verwalter  ist  alsdann  berechtigt,  die  gerichtliche  Ab- 
nahme der  Rechnung  auf  Kosten  des  säumigen  Principals  zu  fordern. 

Quittung. 

§.  145.  Nach  erfolgter  Abnahme  und  Berichtigung  der  Rechnung 
kann  der  Verwalter  Quittung  darüber  fordern. 

§.  146.  Doch  wird  derselbe  durch  dergleichen  Quittung  von  der 
Vertretung  unredlicher  Handlungen  oder  später  entdeckter  Rechnungs- 
fehler, wenn  gleich  denselben  in  der  Quittung  ausdrücklich  entsagt 
worden,  nicht  befreit. 

§.  147.  Dagegen  kann  aber  auch  der  Verwalter,  wegen  eines  später 
entdeckten ,  zu  seinem  Schaden  begangenen  Rechnungsfehlers,  von  dem 
Principale  Vergütung  fordern. 

§.  148.  Auch  wegen  solcher  Angelegenheiten  und  Geschäfte  die  in 
der  Rechnung  nicht  mit  vorgekommen  sind,  kann  der  Verwalter,  der 
erhaltenen  Quittung  ungeachtet,  zur  Verantwortung  gezogen  werden. 

§.  149.  Noch  weniger  befreiet  die  Quittung  den  Verwalter  von  den 
Ansprüchen  eines  Dritten,  wenn  gleich  die  Forderung  desselben  aus 
einem  Geschäfte,  über  welches  bereits  Rechnung  gelegt  worden,  ent-  * 
standen  wäre. 

§.150.  Rechnungen,  die  einmal  abgelegt  und  quittirt  sind,  können 
nach  Verlauf  von  Zehn  Jahren  unter  keinerlei  Vorwande  mehr  ange- 
fochten werden.  , 

§.  151.  Nur  wegen  offenbar  im  Zusammenrechnen  oder  Abziehen 
?orgefallener  Rechnungsfehler,  und  wegen  eines  bei  der  Verwaltung 
begangenen  Betrugs,  kann  der  Principal,  auch  nach  Ablauf  der  zehn- 
jährigen Frist,  den  Verwalter  selbst,  nicht  aber  seine  Erben,  in  An- 
spruch nehmen. 

§.  152.  Die  §.  150.  bestimmte  Verjährungsfrist  nimmt  bei  solchen 
Verwaltungen,  die  durch  mehrere  Jahre  dauern,  in  Ansehung  des  Ver- 
walters selbst,  von  dem  Zeitpunkte,  wo  er,  nach  seiner  Entlassung  und 
gelegter  Schlussrechnung,  die  letzte  oder  Generalquittung  erhalten  hat, 
ihren  Anfang. 

§.  153.  Zu  Gunsten  der  Erben  des  Verwalters  aber  läuft  diese  Prä- 
scription, in  Ansehung  einer  jeden  einzelnen  Jahresrechnung,  von  dem 
Tage  der  darüber  ausgestellten  Specialquittung. 

.   Wu  Rechten«  ist,  wenn  die  Abnahme  der  Rechnung  verzögert,  oder 

§•  154.  Ist  eine  gehörig  gelegte  Rechnung  durch  schuldbare  Verzöge- 
rung des  Principals  innerhalb  Fünf  Jahre  nicht  abgenommen ,  so  wird 
dieselbe  für  quittirt  geachtet. 

§.  155.  Es  finden  also  gegen  solche  Rechnung,  nach  Ablauf  der  fünf- 
jährigen Frist  von  dem  Tage  der  geschehenen  Einreichung,  nur  diejeni- 
gen Ausstellungen  Statt,  die  auch  gegen  eine  quittirte  Rechnung  zulässig 
sind.  (§.146.148.) 
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§.  156.  Nach  andern  Zehn  J&hren  vom  Ablaufe  der  §.  154.  bestimm- 
ten Frist,  findet  auch  bei  einer  solchen  Rechnung  die  Vorschrift  §.  150. 
151.  Auwendung. 

wenn  die  Rechnungslegung  erlassen  worden. 

§.  157.  Hat  der  Priucipal  dem  Verwalter  die  Rechnungslegung  erlas- 
sen, so  kanu  er  gegen  die  Verwaltung  desselben  nur  solche  Ausstellun- 
gen, die  auf  eiuen  begangenen  Betrug  hinauslaufen,  anbringen. 

§.  158.  Einer  ausdrücklichen  Erlassung  ist  es  gleich  zu  achten,  wenn 
der  Prinzipal  dem  Verwalter  eine  Rechnung  abzufordern  durch  Fünf 
Jahre  vernachlässigt  hat. 

§.  159.  Doch  erstreckt  sich  eine  solche  stillschweigende  Erlassung 
immer  nur  auf  die  einzelnen  Jahresrechnungen,  bei  welchen  der  Fünf- 
jährige Zeitraum,  von  dem  Tage  an,  wo  sie  hätten  gelegt  werden  sollen, 
verlaufen  ist. 

Ausantwortung  der  Rechnungsbiicher  und  Schriften. 

§.  160.  Nach  erhaltener  Quittung  muss  der  Verwalter  dem  Principale 
alle  Rücher  und  Schriften,  welche  mit  der  Administration  in  Verbindung 
stehen,  ausantworten. 

§.  161.  Dagegen  kann  der  Principal  sich  nicht  entbrechen,  diese  Bü- 
cher und  Schriften  dem  gewesenen  Verwalter  auf  jedesmaliges  Verlan- 
gen, jedoch  nur  innerhalb  der  §.  150.  bestimmten  zehnjährigen  Frist, 
vorzulegen. 

Kinnahme  -  Reste. 

§.  162.  Einnahme  -  Rest  darf  der  Principal  nur  so  weit  anerkennen, 
als  der  Verwalter  Credit  zu  geben  berechtigt  gewesen  ist. 

§.  163.  Alle  andere  dergleichen  Reste  muss  der  Verwalter  aus  eige- 
nen Mitteln  entrichten,  und  sich  dagegen  an  die  Restanten  halten. 

Cautfoo. 

§.  164.  Hat  der  Verwalter  Caution  bestellt,  so  haftet  dieselbe  bis 
nach  völlig  abgenommener  und  quittirter  Rechnung. 

Zurückbehaltungsrecht. 

§.  165.  Der  Verwalter  hat  das  Zurückbehaltungsrecht  auf  die  verwal- 
tete Sache  nur  wegen  der  darin  verwendeten  Vorschüsse  und  Kosten, 
ingleichen  wegen  seiner  vorbedungenen  und  nicht  erhaltenen  Besol- 
dung. (Tit.  20.  Abschn.  2.) 

Von  Verwaltungen  ohne  Auftrag. 

§.  166.  Wer  ohne  Auftrag  des  Eigen thümers  sich  der  Verwaltung 
fremder  Sachen  anmasst,  der  ist  nicht  nach  den  Vorschriften  des  gegen- 
wärtigen, sondern  des  Zweiten  Abschnitts  im  vorhergehenden  Drei- 
zehnten Titel ,  zu  beurtheilcn, 

§.  167.  Eben  so  ist  der  von  dem  Eigenthümer  wirklich  bestellte  Ver- 
walter, So  weit  er  die  durch  den  Auftrag  des  Principals,  und  durch  die 
Vorschriften  des  gegenwärtigen  Abschnitts  ihm  vorgeschriebenen  Grän- 
zen  überschreitet,  nur  für  einen  solchen,  der  sich  fremder  Geschäfte 
ohne  Auftrag  angemasst  hat,  anzusehen. 

Von  Handlungsfaktoren. 

§.  168-  Die  besondern  Bestimmungen  wegen  der  Handlungsfactorcn, 
als  Verwalter  fremder  Sachen  und  Geschäfte,  sind  im  Kaufmanbsrechte 
enthalten.  (Th.  2.  Tit.  8.  Abschn.  7.)  •        '  : 

Von  Verwaltung  öffentlicher  fassen  und  Anstalten. 

§.  169.  Auch  die  Verhältnisse  derjenigen,  welche  die  Güter  des  Fis- 
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cus,  Öffentlicher  Corpora tionen,  Communen,  Kirchen  und  Stiftungen 
zu  verwalten  haben,  sind  gehörigen  Orts  bestimmt.  (Th.  2.  Tit.  6. 
11.14) 

§.  170.  Wenn  Personen  oder  Collegia,  denen  die  Verwaltung  eines 
ganzen  Inbegriffs  von  Rechten  oder  Gütern  des  Fiscus,  oder  einer  öf- 
fentlichen Corporation  zukommt,  die  Besorgung  gewisser  dahin  ein- 
schlagender Geschäfte  einem  Andern  als  ein  beständiges  Amt  übertra- 
gen: so  wird  derselbe  dem  Fiscus  oder  der  Corporation  unmittelbar, 
ebenso,  wie  der  Hauptadministrator,  verpflichtet. 

§.171.  Dagegen  findet  zwischen  dem  Fiscus  oder  der  Corporation, 
and  demjenigen,  welcher  bloss  zur  Besorgung  eines  einzelnen  Geschäfts 
derselben  bestellt  worden,  nur  eben  das  Verhältniss,  wie  zwischen  ei- 
nem Privatmachtgeber  und  Bevollmächtigten  oder  Verwalter,  Statt. 

Wiedereinaetmng  des  Fish»  nnd  andrer  Corporationen  gegen  die  Handlungen  oder  Unterlas- 
sungen ihrer  Administratoren.  - 

§.  172.  Weder  der  Fiscus,  noch  andere  Corporationen,  können  ge- 
gen solche  Handlungen  ihrer  Bevollmächtigten  und  Verwalter,  welche 
dieselben,  vermöge  ihres  Amts  oder  Auftrags,  und  innerhalb  dfer  Grän- 
zen  desselben  vorgenommen  haben,  die  Wiedereinsetzung  in  den  vori- 
gen Stand  fordern. 

§.  173.  Auch  wird  durch  die  Nachlässigkeit  der  Bevollmächtigten 
oder  Verwalter  des  Fiscus,  oder  anderer  mit  ihm  gleich  privilegirter 
Corporationen,  der  Ablauf  der  Verjährung  so  wenig  gehindert,  als  de- 
ren rechtliche  Wirkung  aufgehoben.  (Tit.  9.  §.  629.  sqq.) 

§.  174.  Nur  bei  Prozessen  kommt  diesen  moralischen  Personen,  wenn 
die  Bevollmächtigten  oder  Verwalter  derselben  die  gesetzmässigen  oder 
die  von  dem  Richter  bestimmten  Fristen  verabsäumen,  die  Wiedereiü- 
setzung  in  den  vorigen  Stand  innerhalb  vier  Jahren  zu  statten. 

§.  175.  Dieser  vierjährige  Zeitraum  wird  von  dem  Tage  an  gerechnet, 
wo  die  verabsäumte  Frist  zu  Ende  gegangen  ist. 

§.  176.  Die  Wirkungen  dieser  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen 
Stand,  und  das  dabei  zu  beobachtende  Verfahren,  sind  in  der  Prozess- 
ordnung vorgeschrieben. 

§.  177.  Vorstehende  Verordnungen  (§.  174.  175.  176.)  finden  auch 
alsdann  Anwendung,  wenn  ausser  Prozessen,  die  Gesetze  die  Befugniss 
zur  Ausübung  eines  gewissen  Rechts,  oder  Entgegensetzung  eines  Ein- 
wands,  an  eine  kürzere  als  die  gewöhnliche  Verjährungsfrist  gebunden, 
und  dabei  wegen  dieser  moralischen  Personen  keine  besondere  Aus- 
nahme gemacht  haben. 

Dritter  Abschnitt. 

Von  Cautionen  und  Bürgsclwften. 

Zweck  der  Cautionen. 

§.  178.  Durch  Caution  kann  sich  Jemand  der  künftigen  Erfüllung  der 
Verbindlichkeit  eines  Andern  versichern,  oder  die  Besorgniss  künftiger 
Beeinträchtigungen  in  seinem  gegenwärtigen  Eigenthume  und  Besitze 
abwenden. 

Befugniti  «ie  tu  fordern. 

§.  179.  Die  Befugniss,  Caution  zu  fordern,  kann  Jemand  durch  Wil- 
lenserklärungen, oder  auch  unmittelbar  aus  dem  Gesetze  erlangen. 
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Gwetilicbe  Cautionui. 

§.  180.  Die  Fälle,  wo  Jemand  vermöge  des  Gesetzes  Caution  zu  for- 
dern berechtigt  ist,  sind  bei  Bestimmung  der  Rechte  selbst,  welche  da- 
durch versichert  werden  sollen,  in  diesem  Landrechte,  und  in  der  Pro- 
zessordnung festgesetzt. 

§.  181.  Wer  nur  gegen  Caution  zur  Ueberlieferung  einer  Sache 
schuldig  ist,  kann  diese  Sache  so  lange,  bis  die  Caution  berichtigt  wor- 
den, zurückhalten,  ohne  dass  ihm  die  rechtlichen  Folgen  des  Verzugs 
zur  Last  fallen. 

§.  182.  Hat  er  die  Sache  vor  bestellter  Caution  abgeliefert:  so  folgt 
daraus  noch  keine  Entsagung  des  Rechts,  die  Caution  nachzufordern. 

§.  183.  Wen  das  Gesetz  zur  Cautiousforderung  berechtigt,  der  ist 
nicht  schuldig,  sich  mit  einem  blossen  Angelobnisse  des  Andern  zu  be- 
gnügen. 

§.  184.  Caution  durch  den  Eid  findet  nur  alsdann  Statt,  wenn  sie 
auf  andere  Art  nicht  bestellt  werden  kann. 

§.  185.  In  welchen  Fällen,  statt  des  Cautionseides,  mit  persönlichem 
Verhafte  dessen,  der  die  Sicherheit  bestellen  soll,  verfahren  werden 
könne,  ist  in  den  Gesetzen  ausdrücklich  bestimmt. 

§.  186.  In  der  Regel  muss  die  gesetzliche  Caution  von  dem  dazu  Ver- 
pflichteten durch  Bürgen  oder  Pfander  bestellt  werden. 

§.  187.  Die  Art  und  Höhe  einer  solchen  Caution  ist  nach  Verhält- 
niss  der  Wichtigkeit  des  zu  versichernden  Rechts,  oder  des  von  dem 
Andern  zu  besorgenden  Schadens,  durch  richterliches  Ermessen  zu  be- 
stimmen. 

§.  188-  Der,  welcher  eine  solche  Caution  zu  fordern  hat,  ist,  wenn  sie 
durch  Verpfändung  bestellt  werden  soll,  dieselbe  nur  in  so  weit  für 
hinreichend  anzunehmen  schuldig,  als  sie  bei  Landgütern  innerhalb  der 
ersten  Zweidrittel,  bei  städtischen  Grundstücken  aher,  innerhalb  der  er- 
sten Hälfte  des  Werths  versichert  werden  kann» 

§.  189-  Nur  die  mit  einer  solchen  Sicherheit  im  Hypothekenbuche 
eingetragenen  Activforderungen  ist  der  Cautionsberechtigte  als  hinläng- 
liche Versicherung  anzunehmen  verbunden. 

€.  O.  o.  3.  swat  1821,  bttr.  bfe  ftnitaftme  bei-  6raat*fc6u(b  Meine  a»  bepoßralmaglfle 

£)a  in  ©emöfj&ett  ÜKeiner  SBerorbnuna,  t>om  17.  3anuar  1820.  ®.  <S.  9?o.  577. 
für  bie  gefammre  @taat$fa)ulb,  mitbin  aud)  für  bie  bei  weitem  ben  flröüten  Zb]eil 
berfelben  Mlbenben©taat*«©d)ulbfd)etne,  bat  gefammte  Vermögen  unb  (Sigent&imt 
bei  Qtaatt,  in*befonbere  bie  fänrnitlidjen  ©omafnen ,  ftorften  unb  fäfulariflrfen 
©üter  im  flanjen  Umfange  ber  3Rouard)te,  blo*  mit  Shitföluf  ber,  wetdje  für  batf 
ÄrDn«5«^c°n""^  befiimtnt  ffnb,  jur  ©idjer&eit  Soften,  bie  reflelmäfige  &erjm- 
funa,  berfelben  aber  burd)  bk  ber  $>aupr»erwaltuna,  ber  ®taatöfd)ulben  unter  be» 
fonberer  äSerantwortlidtfeit  übern>iefenen  SReoenfien  jener  $>ppDt&ef  (Idjer  gefrefJt 
ifr;  fo  befrtmme  3*  hiermit,  bap  jürtbar  au^fiepenbe  ober  unrerjubrtn<}enbe  Äapi« 
tolten  ber  ffirc&en,  ©Aulen,  müben  (Stiftungen  unb  affer  anberen  öffentlichen  3tn- 
fialten, —  ber  unter  SBormunbfcfcaft  freb>nben  tyerfonen,  wenn  tbre  Bonnünber 
ober  Kuratoren  barauf  antragen ,  fo  wie  enbüd)  ber  SBerltjffenfd&aftä«  unb  Ärebtt« 
majTen,  wenn  bie  bur$  ben  Kurator  jebeämal  von  31mtörcegen  barüber  f&riftlicf) 
iu  befragenben  refpefttoen  <Srb.3ntereffeuten  unb  Debitoren  ti  nad)  ber  SRefcrfott 
befcfcUefjen,  jum  Stnfaufe  von  ©taat*«©4)Ulbfc&emen  »erwenbet  werben  fönnen. 

Gcbenfo  füllen  fünffig  aW  91mt*fautfon  überall  ©taat$«©d)nlbfe&etn«  al  pari  bei 
9tpmina(wern)4  angenommen  werben,  unb  ber  bieder  ftattgefunbene  ttnrerfcljieb: 
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oB  bk  Kaution  bei  Sfrwalttnig  düii  offenrttcfcen  ober  $rfoaf  »ermögen,  namenf« 
Iid)  &er  StyofUalfaffen  befledt  »iro, 
forrfaöm.  •   T     .  -  ©.©.<§>.  46. 

§.  190-  Soll  die  Caution  durch  Einlegung  beweglicher  Pfänder  be- 
stellt werden,  so  ist  auf  Dreiviertel  des  abgeschätzten  Werth?  dersel- 
ben Rücksicht  zu  nehmen. 

§.  191.  Soll  die  Caution  durch  Bürgen  bestellt  werden,  so  ist  der 
Berechtigte  nur  mit  solchen  Bürgen,  die  mit  Grundstücken  angesessen 
sind,  sich  einzulassen  verpflichtet. 

§.  192.  Die  Annehmlichkeit  dieser  Bürgen  selbst  ist  darnach  zu  be- 
urtheilen,  wie  sie  die  von  ihnen  zu  leistende  Caution  nach  der  Bestim- 
mung des  §.  188.  auf  ihre  Grundstücke  versichern  können. 

§.  193-  Auch  kann  dem  Cautionsbcrechtiglcn  ein  Bürge,  welcher  in- 
nerhalb der  Königlichen  Lande  nicht  belangt,  noch  zur  Zahlung  angehal- 
ten werden  kann,  niemals  aufgedrungen  werden. 

§.  194.  Von  vorstehenden  Regeln  (§.  188  bis  192.)  abzuweichen,  und 
statt  der  Realcaution  einen  Taloss^en  Cautionseid  anzunehmen,  ist  dem 
Richter  nur  alsdann  erlaubt,  wenn  keine  Realcaution  aufgebracht  wer- 
den kann,  und  zwei  im  guten  Rufe  stehende;  mit  den  Umständen  des 
Verpflichteten  oder  des  Bürgen  wohl  bekannte  Standesgenossen,  den- 
selben für  hinlänglich  sicher  erklären. 

§.  195.  Derjenige,  welchem  eine  gesetzliche  Caution  bestellt  worden, 
kann  sich  daran,  sobald  der  Fall  eintritt,  gegen  den  er  dadurch  gedeckt 
werden  sollte,  wegen  alles  dabei  durch  den  Cautionsverpflichteten  ver- 
ursachten Schadens  halten, 

§.  196.  Die  gesetzliche  Caution  dauert  so  lange,  als  die  Besorgniss, 
dass  der  Verpflichtete  seinen  Obliegenheiten  nicht  nachleben  werde, 
nicht  gehoben  ist. 

Von  der  Caution  mii  Vertrügen. 

§.  197.  Auch  durch  Verträge  kann  sich  Jemand  Sicherheitsbestellung 
für  seine  Sachen  oder  Rechte  durch  Bürgen  oder  Pfänder  verschaffen. 

§•  198.  Sobald  die  Art  der  Cautionsbeslellung  im  Gesetze,  durch 
richterlichen  Ausspruch,  oder  durch  Vertrag  bestimmt  ist,  können  zwar 
Pfänder  statt  Bürgen,  nicht  aber  Bürgen  statt  Pfänder,  wider  den  Wil- 
len des  Berechtigten  gegeben  werden. 

§.199.  Wie  die  Cautionsbestellung  durch  Pfandverträge  geschehen 
könne,  wird  bei  den  Rechten  auf  fremdes  Eigenthum  näher  bestimmt 
werden.  (Tit  J20.  Abschn.  1.) 

Von  eigentlichen  Bürgschaften. 

§.  200.  Wird  die  Sicherheit  dadurch  verschafft,  dass  ein  Dritter  ge- 
gen den  Berechtigten,  zur  Erfüllung  der  Obliegenheiten  des  Verpflich- 
teten, auf  den  Fall,  wenn  dieser  denselben  nicht  nachleben  würde,  sieb 
verbindet;  so  ist  ein  Bürgschaftsvertrag  vorhanden. 

§.  201.  Wer  sich  solchergestalt  für  einen  Andern  verpflichtet,  wird 
Bürge;  und  derjenige,  welcher  sich  zur  Schadloshaltung  des  Bürgen  an- 
heischig macht,  wird  Rückbürge  genannt. 

Erfordernisse  einer  Verbindlichen  BUrguchafi. 

§•  202.  Zu  einer  verbindlichen  Bürgschaft  wird  in  der  Regel  die  aus- 
drückliche Erklärung,  für  die  Verpflichtungen  eines  Dritten  haften  zu 
wollen,  erfordert. 

.  9 
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C.  O.  ».2.5e6r.  1815,  bafi  nfemanb  eine  blt  £ötfU  fWne*  Sferm&geti*  flfterfttiarabe  Sau« 
Wen  füv*  £a(7eitf>tbftnte  macben  fott. 

tritt  je$t  jum  öftem  ber  $afl  ein,  baf  biejentgen,  weldje  für  Söerwal« 
ter  von  Äaffen  ober  onberem  ^raat£*$$erinö<)en  Kaution  geleitet  fcaBen,  Bei  ent* 
flanbenen  SDefeften,  biefe  Kaution  ntd)t  anberS ,  ate  mit  i&rem  a.änjltd)en  Ruin, 
verlieren  rönnen,  unb  biefer  ttmfranb  &at  wn  3«U"  3«*  *9lteberfcfclaauna, 
me&rerer  niefct  unbebeurenber  £>efeFts<gummen  veranlagt.  ®em  foß  für  bic  jolge 
bobur*  begegnet  werben,  ba§  SRiemanb  eine  bie  Wülfte  feine«  SBermögen*  überfiel, 
flenbe  Kaution  für  einen  Waffen  bebtenten,  ober  für  anbere  Verwalter  von  ©taart- 
oermögen  machen  barf ;  inbem  man  ffd>  nur  inbiefem  Salle  ebne£>arte  a,ea,en  benSBör« 
aen  ton  bie  BefMte  Kaution  galten  fann.  (Sine  9?ac$wetfim<j  be*  Söermbaen*  von 
leiten  be$  Qaoenten  ifl  hierbei  ni$t  nötftig ;  e<  i|t  (n'nret&enb ,  wenn  er  bei  ber 
# aurionflleifhwa,  oerjt$ert,  baß  ber  betrag  ber  Kaution  bie  $>älfte  feine«  S8ermö< 
a.nt$  niefet  überfiele,  unb  ifem  babei  befannt  gemadtt  wirb,  bap  er  mit  biefer  &er> 
tfefreruna.  jugletd)  auf  äße  unb  jebe  SRacfcflc&t  Bei  ber  etwanigen  (Stnue&una.  ber  Be» 
jleflfcn  Kaution  SBerjfdbt  leifle.  ®.  <5.  <5.  9. 

§,  203.  Diese  Erklärung  muss,  ohne  Unterschied  des  Gegenstandes, 
schriftlich,  oder  zum  gerichtlichen  Protokolle  abgegeben  werden. 

§.  204.  Sobald  der  Bürge  die  Uebernehmung  der  Bürgschaft  solcher- 
gestalt ohne  Bedingung  oder  Vorbehalt  erklärt  hat,  haftet  er  dem  Be- 
rechtigten, auch  ohne  dessen  ausdrückliche  Annahme. 

§.  205.  Ist  aber  die  Bürgschaft  nur  bedingungsweise,  oder  unter  ei- 
nem Vorbehalte  übernommen  worden,  so  gelangt  sie  nicht  eher  zur 
Wirksamkeit,  als  bis  der  Berechtigte  sich  darüber  erklärt  hat 

Stillschweigende  Bürgschaften. 

§»  206«  Wer  den  Schuldschein  eines  Andern  mit  unterschreibt,  wird, 
wenn  das  Instrument  kein  Wechsel  ist,  im  zweifelhaften  Falle  nur  für 
einen  Zeugen  geachtet. 

§.  207.  Die  blosse  Empfehlung,  dass  der  Creditsuchende  ein  ehrli- 
cher Mann,  und  bei  gutem  Vermögen  sei,  zieht  die  aus  der  Bürgschaft 
entstehenden  Verbindlichkeiten  in  der  Regel  nicht  nach  sich. 

§.  208.  Was  aber  unter  Kaufleuten  bei  Empfehlungen  Rechtens  sei, 
ist  gehörigen  Orts  bestimmt.  (Th.  2.  Tit.  8.  Abschn.7.) 

§.  209.  Auch  Andere,  welche  nicht  Kaufleute  sind,  machen  sich  durch, 
dergleichen  allgemeine  Empfehlung  (§.  207.)  als  Bürgen  verantwortlich, 
wenn  sie  dem  Empfohlenen  dergleichen  unrichtiges  Zeugniss  wider  bes 
seres  Wissen,  oder  aus  grobem  Versehen,  m  bestimmten  Ausdrücken 
schriftlich  ertheilt  haben. 

§.  210.  Tfoch  mehr  haftet  derjenige,  der  mit  einem  Andern,  in  der 
Absieht,  ihm  Credit  zu  verschaffen,  versfeilte  Verträge  schhesst,  oder 
andere  simulirtc  Handlungen  vornimmt. 

Anli.  §.  47.  Wer  durch  Errichtung  simuHrter  Kßuf-  Tausch- 
Pacht  -  Mieihs-  Erbzins  -  oder  anderer  Verträge  einem  Grund- 
'  stück*  den  Schein  eines  höhern  Werths  beilegt,  soll  als  vin 
Betrüger  von  Amtswesen  zur  Untersuchung  gezogen,  und 
nach  dem  Grade  der  dabei  zum  Grunde  lies  enden ,  mehr 
oder  minder  gefährlichen  Absicht,  auch  nach  dem  Verhält- 
nisse des  daner  entstandenen  grössern  oder  geringem  Ge- 
winns oder  Schadens  mit  den  im  Griminalrechte  bestimmten 
Strafen  belegt  werden* 


Digitized  by  Google 


§.210.  Rott  Gautbneu  na»  mttfd>afttn.  131 

Verordnung  t>.  20.5eJr.  1803,  ncgen  «Beröfinina  ber  itartt&eUföfn  Solam  ßmtttr» 
ttt  Sauf*  Xau(<S)t  unö  tyadjtwrträfle. 

©eine  Äönigl.  SD?ajcfröt  von  teufen  k.  haben  bur*  ba*  SPuBIicanbum  vom 
29. 2Rai  1797  Bereit*  für  ba*  Serjogthum  ©*Icfteu  Diejenigen  93orf*riften  er« 
feilen  laffen,  welche  er f orber lid)  gewefen,  um  Meiernden,  wel*e  ®runbffücFe  Fau* 
fen  ober  ©eil)  laraitf  leiten  wollen,  gegen  bie  $2>eforgni{j  $u  fi*ern,  Bei  SBeurthei« 
hing  beä  aßertb*  ber  ©rmiofhitfe  bur*  flmulirte  ffauf*  unb  £auf*s@;ontracte  qe. 
taufet  gu  werben.  £)ie  (Srfa&rung  bat  inbeffen  gelehrt,  bap  btefe  f*äbli*en  ©i* 
raulotionen  au*  in  anbern  $rot>injen  bin  unb  wieber  üblich  geworben,  unb  ff* 
ri*t  blo*  ouf  Äauf*  unb  Kaufverträge,  fonbern  au*  auf  $pa*t«,  3Kietb**  unb 
anbere  bie  iRufcungen  ber  (SrunbftücFe  Betreffenbe  (Sontracte  erffreeft  baBen. 

Seine  Äonigl.  ÜKajeftct  ftnben  baher  für  nötbig,  baä  oben  gebaute  SJuBlican* 
bum  näher  ju  Be|timmen  unb  $ur  allgemeinen  Befolgung  in  $>ö*ß  3)ero  gefamm* 
tett  Staaten ,  9?a*(rebenbe*  bierbur*  ju  oerorbnen  unb  feftyufefcen: 

1.  3eber ,  roel*er  ein  £anbgut  ober  ein  anbere*  (SJrunbftiicF  Faufen  ober  ein 
Jtorlebn  barauf  geben  roifl,  wirb  guoörberfr  erinnert,  baf  ber  in  bem  $>t)potbeFen* 
Buo)  eingetragene  SBertb,  oon  ber  IBebörbe,  wel*e  ba*  £opotbeFenbu*  führt, 
reine*rocge*  vertreten  wirb,  fonbern  e*  oielmebr  Iebigli*  feine  ©a*e  bleibt,  fi* 
wn  beffen  9ti*tigFeit  bur*  juläfjtge  9?ad)fragen  unbörfunbigungen  ju  überzeugen. 

2.  Um  jebo*  bie  bittet,  wobur*  biefe  tteberjeugung  Bewirft  »erben  Fann,  $u 
erleichtern^  foHen  Fünftig  in  ben  £opotbeFenf*einen  ni*t,  wie  an  einigen  £)rten 
gegeben ,  nur  bie  neueren  (SrwerB*preife,  fonbern  aud)  bte  frühem,  fo  weit  fte 
au*  bem  $>ypotbeFenBu*  hervorgehen,  aufgeführt  werben.  Ülufierbem  mufj  bie 
von  bem  Sanbgute  ober  anberm  ©runbftücfe  oorbaubene  ritterf*aftli*e  ober  ge* 
ricbtlicbe  Xarc,  unb  jwar  in  lefcterm  $afle  mit  Benennung  be*  ©eri*t* ,  welche* 
bie  3lbf*a$ung,  bemirft  bat,  in  ben  £opot&eFenf*einen  oermerFt  werben. 

3.  2öer  bur*  Errichtung  ffmulirfer  Äauf*,  £auf**,  $a*t«,  2Bietb*«,  (SrBjin**, 
ober  anberer  ähnlicher  Verträge  einem  ©runbfrncfe  ben  Schein  eine*  höheren 
üßerrbeS  Beilegt,  foll  al*  ein  Betrüger  von  2lmt*wcgen,  jur  ttnterfu*ung  gebo- 
gen, unb  nach  bem  ®rabe  ber  babei  jum  ©runbe  liegenben  mehr  ober  weniger  ge* 
fäbrli*en  XBficbr,  auch  nach  bem  SBerbältnifj  bei  baher  entlranbenen  gröfierh  ober 
geringem  ©ei»inne*  ober  ©(haben*,  mit  ben  in  bem  31.  2.  9t  2h.  II.  Sit.  20. 
1  1259-1268.  Befiimmten  ©trafen  Belegt  werben. 

4.  öBenn  ber  33efi$er  eine«  ©runbftücfö  burch  begleichen  ©chetnüertrage  anbere 
»erleitet  hat,  ihm  einen  höhern  (Srebit  ju  Bewilligen ,  unb  e$  entfleht  bemnädjfl 
über  fein  Vermögen  (Soneur*,  wobei  folche  hintergangene  ©läuBiger  SBerlufr  leiben, 
fo  foll  berfelbe  niemals  jur  Cessio  bonorum  »erfrattet,  fonbern  nach  $orfcbrtft 
M  8L  2.  3t  2h.  II.  2it.  20.  §.  1458- 1472,  unb  nach  SBefchaffenheit  ber  fonft 
eintretenben  Umpänbe,  al*  ein  muth wißiger  unb  fahrlafpger  SBanqueroutier  Be- 
(broft  werben. 

5.  ®ietd)e  ©trafen,  wie  bie  (Kontrahenten  feIB|r  (§.  3.)  haBen  au*  alle  btefe* 
nigen  wrwtrFt/  wel*e  an  ben  mehrgeba*ten  fimulirten  ©ertragen  al$  SKitteM* 
perfonen  auf  irgenb  eine  3Beife  wiffentli*  2heil  nehmen,  unb  üBerbieä  finb  bte* 
felbenbenen,  bie  hierbur*  ©*aben  erleibeu,  mit  ben  £>aupt=(£ontrahenten,  et* 
ner  für  alle  unb  alle  für  einen,  jur  @ntf*äbigung  oerpf!i*tet. 

6-  2ßeber  bie  ©eri*te,  no*  bie  3u|ii^6ommiflarien  unb  SRotarien,  imglel* 
ö>n  bie  patentirten  9KäFler  unb  Agenten  foüen  jl*  Bei  Qlufnebmung  ber  ©ontracte 
ju  SßerFjeugen  unerlaubter  ©imulatronen  gebraneben  laffen;  vielmehr  muffen  fte, 
ttetm  fte  wegen  einer  fol*en  ©imulation  erheBli*en  SBerba*t  höBen,  unb  bie 
Kontrahenten  (!*  bur*  SBorhaltungen  »on  ihrem  flrafBaren  SorhaBen  nt*t  aB* 
hingen  laffen  wollen,  ben  ihnen  gema*ten  Auftrag  ganj  ablehnen.  Sluperbem 
muffen  Diejenigen  <Seri*t$perfonen,  welche  bei  5luöübung  ihre*  ri*terli*en  5lmte* 
ton  fol*en  ©imulationen  glauBh(rfte  ÄenntniJ  erlangen ,  baoon  ber  ^ehörbe  5ln* 
jeige  tlmn ,  bamxt  na*  SBef*affenheit  be$  oBwaltenben  S3erba*t«  unb  ber  fonjr 
eintretenben  Umflänbe  bie  Unterfu*ung  wegen  ber  unternommenen  ©imulation 
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132  ©rfler  StjeU.  »fcrjeftnter  Eitel,  §.211. 

»eronlaft  unft  Bit  ju  beren  (grleMgung  bte  Eintragung  folget  twbac&ttgen  (Sott, 
tracte  tn  bte  $>9potf)eFenbüd)er  ntdjt  geflottet  roerbe. 

7.  ©ertdjtfyerfonen,  9totarten,  ÜÄäfler  unb  Agenten,  »elcfje  wiffentltd)  fmw. 
Itrte  Vertrage  wm  ber  oben  ermahnten  5!rt  unterfiüfcen  unb  begünjhgen,  foUen 
auf  er  ber  §.  5.  BefMwititen  ©träfe  ftwtf  tatet  entfefct,  wenn  fte  aber  bie  tfonen 
§.  6.  auferlegten  $fltd)fen  aut  Safcrläfftgfeit  t>erabfäumen,  nad)  93erfcältntjj  bet 
©rabe*  ber  »erfcfeulbeten  Saf)rläfpgfeit  nad)  Zuleitung  bet  21.  S.  9t  Xfc.  II.Zit.20. 
§.  334-336,  betraft  »erben.         N.  C.  C.  T.  XI.  ©.  767.  No.  14.  de  1802 

§.  211.  Doch  erstreckt  sich  in  beiden  Fällen  (§.  209.  210.)  Hie  Ver- 
haftung nur  so  weit,  als  der  Creditgebende  aus  der  Empfehlung  oder 
Simulation,  Bewegungsgründe,  sich  mit  dem  Schuldner  einzulassen,  ver- 
nünftiger Weise  hat  entnehmen  können. 

§.  212.  Wer  aber  bezüglicher  Weise  Jemanden  zum  Creditgeben 
verleitet  hat,  ist  demselben  für  allen  daraus  entstandenen  Schaden  ver- 
antwortlich. 

§.  213.  Wer  schriftlich  erklärt,  dass  Jemanden  auf  seine  Gefahr 
Credit  gegeben  werden  könne,  wird  als  Bürge  verhaftet. 

§.  214.  Ein  Gleiches  gilt  von  einer  mündlichen  Erklärung,  wenn  die 
Summe  des  zu  gebenden  Credits  auf  Fünfzig  Thalcr  oder  weniger  ein- 
geschränkt war. 

§.  215.  Wer  Jemanden  den  Auftrag  macht,  auf  seine  eigene  Rechnung 
einem  Andern  Geld  oder  Waare  zu  creditiren,  der  haftet  als  Haupt- 
schuldner. 

§.216.  Zwischen  demjenigen,  der  einen  solchen  Auftrag  giebt,  und 
dem,  welcher  ihn  befolgt,  entstehen  eben  die  Rechte  und  Pflichten,  wie 
zwischen  einem  Machtgeber  und  Bevollmächtigten. 

§.  217.  Auch  erwirbt  der  Auftragende  gegen  den,  welchem  der  Cre- 
dit gegeben  worden,  alle  die  Rechte,  die  einem  Machtgeber  durch  die 
Handlungen  seines  Bevollmächtigten  erworben  werden. 

§.  218.  Ist  in  der  Erklärung,  oder  dem  Auftrage,  (§.  213-  215.)  die 
Summe  des  zu  gebenden  Credits  niefit  bestimmt,  so  haftet  der  Erklä- 
rende oder  Auftragende  für  alles,  was  auf  Credit  gegeben  worden,  in 
so  fern  nicht  der  Creditgebende  sich  mit  dem  Schuldner  eines  Verständ- 
nisses, zum  offenbaren  Missbrauche  des  von  ersterm  in  letztem  gesetz- 
ten Vertrauens,  schuldig  gemacht  hat. 

Wer  Bürgschaften  übernehmen  könne. 

§.  219.  Nur  diejenigen,  welche  gültige  Dariehnsverträge  zu  schliessen 
fähig  sind,  können  ausdrücklich  oder  stillschweigend  Bürgschaften  über- 
nehmen. 

-  §.  220.  Wie  weit  Ehefrauen  für  ihre  Männer,  oder  für  Andere  sich 
verbürgen  können,  ist  gehörigen  Orts  bestimmt.  (Th.  2.  Tit  1.  Abschn.5.) 

Verordnung  i>.  30.  9<u«jufl  1833,  betr.  bte  tyuffiebung  ber  (3ef#tecfit$üormunbfäaft 
ta  <£d)(cfien  unb  ber  in  ber  9ftibo/p&mtfcfKn  «JMfietMrbnung  enthaltenen  3>oi|"<6riften  wegen  ber 
^«rgfdjoften  ber  brauen  für  ihre  Wanner.    ®.  <B-  6.  96.    (f.  jU  II.  18.  *.  39.) 

Von  Bürgschaften  der  Weiher. 

§*  221.  Den  Wittwen  und  ledigen  Frauenspersonen  müssen,  bei  Ue- 
bernehmung  einer  Bürgschaft,  die  rechtlichen  Wirkungen  und  Folgen 
derselben  vor.  Gericht  erklärt  werden. 

Anh.  §.  48.  Der  Erklärung  bedarf  es  in  dem  Falle  nicht,  wenn 
die  Bürgin  zum  Protokolle  erklärt  hat,  dass  sie  mit  den  recht- 
lichen Folgen  einer  übernommenen  Bürgschaft  bekannt  sei. 
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Rescript  p.  29.eept6r.  isoo,  utt.  tit  (ItttioxaHcn  bef  «Börafäaften  ber  Statten* 
perfonen,  welcöe  t>te  Sollen  der  93üriifc&aft  rennen. 

Die  »on  gud)  in  bem  Berichte  »ora  i7.  ©epfember  b.  3.  angenommene  J)ea« 
fttng  betf  §.221.  XU.  14.  £&.  I.  be*  «.  ß.  von  ber  ©ülttaWt  ber  Söurgfcbaft 
einer  grauendperfon  ift  febr  richtig;  inbera  tß  t>&flig  gleich  iff,  ob  eine  grauen*« 
perfon  gerichtlich  certiortrt  ift,  ober  burd)  eignen  Vortrag  vor  Bericht  angejefg- 
termafjeit  beroiefen  bat/  ba§  eö  feiner  (Jertioration  bebürfe. 

sfltutt  «roji»      i.  ©.  361.  unb  ©tengcl*  S3citr.  $8. 12.  ©.279. 

§.  222.  Dass  und  wie  die  Verwarnung  geschehen  sei,  muss  in  dem 
Bürgschaftsinslrumente  selbst,  oder  unter  demselben  verzeichnet  werden. 

§.  223.  Ist  kein  besonderes  Bürgschaftsinstrument  ausgestellt,  son- 
dern die  Yerbürgung  in  dem  Hauptinstrumente  enthalten,  so  ist  der 
Vermerk  der  Verwarnung  in  oder  unter  dem  letztern  erforderlich. 

§.  224.  Die  Erklärung  muss  in  verständlichen  Ausdrücken  gesche- 
hen :  so  dass  die  Bürgin  dadurch  einen  hinlänglichen  Begriff  von  den 
rechtlichen  Folgen  der  zu  übernehmenden  Bürgschaft  erhalten  könne. 

§.  225.  Die  Stelle  dieser  von  dem  Bichter  zu  machenden  Erklärung 
vertritt  es  nicht,  wenn  gleich  in  dem  Instrumente  die  rechtlichen  Fol- 
gen der  Bürgschaft  ausgedrückt  sind,  und  die  Bürgin  gerichtlich  erklärt 
hat,  dass  sie  das  Instrument  selbst  gelesen  habe  oder  dass  ihr  dasselbe 
vorgelesen  worden. 

§.226.  Wenn  diese  Vorschriften  (§.221-225.)  nicht  beobachtet 
worden,  so  bleibt  die  Bürgschaft  einer  Frauensperson  ohne  rechtliche 
Wirkung. 

§.  227.  Hat  der  Richter,  vor  welchem  das  Geschäft  vollzogen  wor- 
den, die  Verwarnung  unterlassen,  oder  dabei  die  Vorschriften  §.  222- 
225.  verabsäumt,  so  haftet  derselbe  dem  Berechtigten  für  allen  daraus 
entstehenden  Schaden. 

§.228.  Die  vorgeschriebene  Verwarnung  ist  in  allen  Fällen  not- 
wendig, wo  eine  Frauensperson .  die  Verbindlichkeit  eines  Andern  auf 
den  Fall,  wenn  er  sie  nicht  selbst  erfüllte,  übernehmen  soll. 

§.  229.  Ueberhaupt  muss  diese  Verwarnung  bei  allen  Geschäften  er- 
folgen, wo  die  Frauensperson  auf  den  Fall,  wenn  ein  Anderer  seine 
Verbindlichkeit  nicht  erfüllte,  zu  Gunsten  des  Berechtigten,  gewisse 
Nachtheile  übernimmt,  oder  gewissen  Vortheilen  entsagt. 

§.  230.  Die  Verwarnung  muss  also  hinzukommen,  wenn  eine  Frau- 
ensperson, deren  Forderungen  im  Hypothekenbuche  eingetragen  sind, 
der  ihr  aus  der  Eintragung  zukommenden  Priorität,  es  sei  zu  Gunsten 
ihres  Mannes,  oder  eines  Dritten,  entsagt. 

1)  Rescript  ö.  9.$e*r.  1802,  betr.  bie  »etebnins  einer  «Berjidt  teiftenben  eijefran. 

8luf  gute  Anfrage  Pom  2.  biefetf  gereift  (Such  hiermit  jum  «Öefchcib:  ba§  e$ 
ber  bei  55 ürgfeba freit  porgefchriebenen  Belehrung  nicht  bewarf,  roenn  eine 
frait  auf  bas  ibr  in  ben  ©runbftücfen  ibretf  Gebe  manne*  beredte  £rjPotbcfrtr» 
Stecht  gdnjltd)  ©erjicbt  leiftet,  unb  folct>eß  nicht  auöbrücflich  ui  ©unffett  eine* 
Dritten  gefchiebet,  inbem  baö  21.  ß.  SK.  biefe«  nad)  ber  pon  (Sud)  aOegirtett  (Steile,  , 
Ib.  1.  Xit.iä.  §.231.  nicht  erforbert,  unb  überbaust  bie  baö  bürgerliche  93er* 
lebt  einfcbrdnfenbe  unb  *ftuliitdt0*&lagen  Peranlaffenbe  gefefeliche  Söorfcbriften 
feine  auebebnenbe  ©rfldrung  tferüatten.  9teueä  ardjto     2.  ©. 307. 

2)  Rescript  t>.  21.  «pr«  1823,  baß  ju  einer  <p<trtia(ce{flon  mit  ginräumung  Der 
Priorität  von  einer  Srau  bie  (Jertioration  nidit  ertorberfitf)  fei. 

Da*  fttntgl.  (Stabtamcbt  ju  $auer»i$  febeint  jufolge  ber  8Ju$etnanberfe&ung 
in  ber  anfrage  vom  6.  Oct.  P.  3. 

betreffenb  bie  pon  ber  v'ercfcltcfttctt        iprem  gefjtonar  ttagerdumte  3>rioriedt 
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beff  eebirten  Antbeils  eine*  Capitata  vor  bem  5K«ff /  ben  fte  be&dlt,  unb  bie 

in  Antrag  gefommene  Söcrmerfung  biefer  Priorität  im  ßppotbcfen  buche, 
felbfl  Der  üfteinung  ju  fein,  bafj  im  3iüqemcincn  eine  folebe  $riorttdtö=(Sinrdu» 
mung  pon  (Seiten  einer  grauenßoerfon  nicht  ju  ben  im  21.  2.  SR.  <£$.  I.  <Cit.  14. 
§§.  229  unb  230.  ooraußgefefcten  gdOcn  }u  rennen/  unö  biefe  Meinung  muf  aller* 
btng*  für  bie  richtige  angenommen  werben.  Sine  deffion  geb&rt  unbejweifelt 
ju  ben  ©efchdften,  bie  einegraueneperfon  auch  ohne  oorpergegangene,  beiitfarg« 
fdjaften  oorgefebriebene  Belehrung  mit  rechtlicher  ffiirfung  eingeben  fann.  SBenn 
aber  nur  ein  Xbeil  eines  Gapitalß  cebirt  wirb,  fo  gebart  e0  $u  ben  Skflimmungen 
ber  CEcfftort /  ob  ber  abgetretene  unb  ber  ber  Giebcntin  bleibenbe  Antbcil  gleiche 
Sftecbte  haben,  ober,  ob  bem  einen  ober  bem  anbern  Antbeile  am  (Japitale  ein  93or* 
*  }ugäred)t  |u?ommen  foU,  fo  bajj  bie  tbeilweife  barauf  eingebenben  Summen  bem 
einen  ober  bem  anbern  Xbeilbaber  oorjüglicb  iufommen  follen.  itf  alfo  biefe 
Söcftimmung  alß  ein  Xbeil  M  Gefjtonßgefcbdftß,  nid)t  alß  ein  befonbere*  ©e* 
fcbdft  ju  betrauten,  ©efcet  bie  ©efttmmung  babin/  bafj  ber  (Jefftonar  ben  oor* 
jüglicben  Antbeil  erbdlt,  fo  ift  eö  ton  Griten  ber  Gebentin  eine  Veräußerung 
biefeö  £beil*,  jur  (Spaltung  ber  bei  biefer  SBerdufierung  beabftdjtigten  ©ortbetle, 
obne  ba§  babei  bie  SrHegünftigung  bellen,  mit  bem  baß  ©efcbdft  abqefchloffcn 
worben,  befonberß  bcabftdjttgt  wirb.  Der  Gefftonar  erbdlt  unmittelbar  mit  bem 
ihm  abgetretenen  Antbeile  baß  Söorjugörecht,  unb  wenn  auch  nach  ber  SafTung 
ber  (£ eilton  bie  <Priorttdtß»  Einräumung  alß  eine  von  erfterer  abgefonberte  £>anb* 
lung  erfebeint,  fo  dnbert  bod)  biefe  gorm  nichts  im  SÖcfentlicbcn  &eß  ©e fcbdft?. 
(£3  ifl  alfo  biefer  gau*  offenbar  verhieben  von  ben  in  bem  oben  errodbnten  §. 
Poraußgefe&ten  gdüen.  Auß  ben  SJerbanblungen,  bie  bemGircular  Dom  29.9toP. 
1790  an  fdmmtlicbe  ßanbee^utflj  Kollegien 

(Söictenfammlung  oon  1790.  Otto.  70. 
vorausgegangen/  ergiebt  (tcb  auch,  bafi  bamalö  baß  mit  ber  Abtretung  eineß  An« 
tbeilö  an  einem  Kapital  übergebenbe  23orjitgßred)t  nicht  jur  ßrftrterung  gefom« 
men,  oielmebr  bei  biefen  (Erörterungen  immer  ber  gaü  oorauögefefct  worben,  bafj 
bie  9>rioritdt0-  (Sinrdumung  ein  abgefonberte^  ©efclidft  ift,  baß  in  söesiebung  auf 
einem  nur  jufdlllg  mit  biefer  $riorttdtß=(5inrdumung  in  93erbinbung  fommenben 
Anfprud)  eines  Dritten  abgefcbloffen  n>irb. 

Auß  biefer  GircularSBerorbnung  febeint  aber  bieS3eßtmmung  beß  angeführten 
§.  230.  lebigltd)  genommen  roorben  jui  fein.  (£ß  fann  biernad)  eine  ausbebnenbe 
(Srfldrung  btefeß  §.  um  fo  roeniger  für  jiuldfftg  angenommen  werben,  alt  über* 
fcaupt  bie  iöorfcbriften,  betreffend  bie  S3ürg|d)afien  ber  Leiber,  feine  auöbeb» 
nenbe  (Srfldrung  oerftatten. 

üleuetf  «rdjfo  «5.H.  pap.  310. 
Die  bei  einer  Geffion  oorfommenben  ^eflimmungen  über  bie  Valuta  flnb  itocn 
unbejroeifelter^  alö  bie  «prioritdtß  einrdumung ,  lebigltd)  alö  ein  £beil  be*  ^ef- 
f?on0gefd)dftö  anjufeben,  unb  ba  eß  nad)  ber  iBefiimmung  be0  Xb.  L  ^it  Ii. 
§.390.  be*  91.2.9t.  lebigltd)  oon  bem  Uebereinfommen  ber  Parteien  abbdngt, 
voas  für  bad  abgetretene  iKedit  begablr  ober  gegeben  roerben  foll,  fo  folgt  aud) 
barauö,  ba§  baburd),  ba§  pon  bem  (Jefftonar  nicht  Doöfldnbige  Valuta  geleitet 
wirb,  in  ber  Sftntur  unb  in  bem  SBefeit  beß  ©efd)dft0  niebttf  gednbert  roirb,  bie. 
feö  UmÜanbeß  ungead)tet  alfo  immer  nur  bie  33orfd)riftcn  oon  Abtretung  ber 
«Rechte  im  Allgemeinen,  nicht  bie  93orfd)riften  pon  S3ürgfd)aften  ber  ffieiber/ 
in  Anroenbung  !ommen  fbnnen. 

Der  einer  grauenfperfon,  bie  ben  porjoglichen  Antbeil  an  einem  ipr  jufie- 
benben  Kapitale  abtritt,  obne  Valuta  bafar  ooQftdnbig  Pergütet  }u  erhalten,  ba* 
Muß  erroachfenbe  Serlitü,  fann  um  fo  weniger  eine  anbere  Anficht  beqn'mben, 
aH  biefer  Serlufi  lebtglid)  alt  ein  folchet  tu  betrachten,  ben  bie  §ebcntin 
an  bem  pon  ihr  Perdu§erten  ©igentbume  leibet.  Denn  *.  g.  in  bem  pon  bem 
Äonigl.  (Stabtaericbt  angejeigten  JaUe  Perliert  bie  Sebentin,  »enn  roirflieb  bie 
pon  tbr  abgetretenen  porjögitcben  800 Dltblr.  Pollen  SBertb  haben,  unb  fte  bie* 
fen  nicht  erhalten  bat,  ba*  weniger  Erhaltene  nur  an  biefen  abgetretenen  800 
SRrblrn.  Auf  bie  ihr  bletbenben  200  Düblr.  hat  baö  ganje  ©efd)dft  gar  feinen 
(£influ§.  ß&nnen  biefe  festem  200  Sfttblr.  Pom  ©chulbner  nicht  beigetrieben  werben, 
fo  ift  biefeß  ein  oon  bem  eingegangenen  @effton0gefd)dft  ganj  unabhdngigerfBerlufi. 

Da*  oon  bem  äbnigl.  etabtgericht  in  bem  angt$<ißten  Salle  au*  bem  Um« 
üanbe/  bag  bie  Sebentin  iBaluta  nicht  ooflftdnbig  erhalten,  gegen  bie  in  Antrag 
gefommene  93ermerfung  ber  ^rtoritdts » einrdumung  genommene  SöeDenfen  fann 
alfo  nicht  für  erheblich  geachtet  werben.       ift  fiberbte* 
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1.  ttnr  eine  58ermutfcung/  ha§  We  Gebentin  Valuta  nicht  Vofludnbfg  erhalten, 

2.  trenn  auch  fjntt  btffer  Vermittlung  e£f  fefttMni>e,  ba§  Valuta  nicht  voflfhtn» 
Mg  bejablt  worben,  unb  wenn  e?  auch  für  mbgltch  angenommen  »erben 
fbnnfe,  bap  bei  einem  fünfttaen  §Rfd)töftrrite  über  ba$  eingegangene  ©e* 
fchäft  ber  erfennenbe  dichter  bie  Sfteftimmunaen  von  SSürgfchaften  berSBei* 
ber  für  anwenbbar  halten  m&d)te:  fo  ift  bod)  immer  fein  hinlänglicher  ©runb 
vorpanben,  von  Slmtewegen  SebenflichFeitett  gegen  bie  ftorm  M  eingeaan- 
genen  ©efödfttf  au  erregen,  unb  eine  ©eriebtiaung  ber  gorm  vor  ber  ©er* 
merfung  ber  eingeräumten  Priorität  im  önpötpefenbuche  ju  »erlangen,  ba< 
burd)  biefe  Söcrmerfung  feinem  ber  Gontrabenten  ein  neue0  SHedjt  beigelegt/ 
ober  an  ben  rotrflid)  ihm  imlchenben  Stedten  etwa*  entjogen  wirb. 

S.  v?  d b fr  nad)  ber  StnfTd)t  be*  Ä&nlal.  '3tat>fqertct)ttf  fann  bie  red) ilicTe  *HMtv 
Fu ng  be3  von  ber  verebltchten  9t. 91.  eingegangenen  ftefdjäftß  in  ber  vorliegen« 
ben  gorm  nicht  bejweifelr  werben,  in  Stnfepung  ber  (Summe/  für  welche 
wirflid)  voüftänbige  Valuta  aeleiftet  roorben,  unb  bie  iftefiimmunaen  be0  9.  ß.  9t. 
2b- 1  £it.  14.  §§.240  —  242.  bearünben  biefe  9ln(Td)t  in  jebem  8a0e. 
fann  alfo  bie  SBermerfung  in  3lnfehtmg  ber  eben  bemerften  ©umme  burd)« 
au*  nicht  verweigert  »erben.  Die  ju  SeßftrUung  tiefer  ®ummt  erforber* 
liehen  Recherchen  von  Slmtöwegcu  anoißeflen,  würbe  aber  burchau0  unjuldf» 
ftg  fein/  unb  ber  GFebentin  von  2lmt0weaen  bie  (Sinwenbung  vorjubepalten, 
bie  fte  aus  ber  bei  gingepung  beö  <J5efd)dfttf  angeblich  nicht  gebbrig  beob- 
achteten ftorm,  in  fo  toeit  alö  fte  Valuta  nicht  voOftdnbig  erhalten/  viel« 
leicht  würbe  nehmen  fernen,  ifi  aud)  nkbt  fruläfltg.  (£0  bleibt  alfo  nichts 
übrig/  al0,  bem  wieberbolten  ©erlangen  bc0  Gefu*onar0  jufolge,  bie  93er« 
merfung  ber  <PrioritdtX£inräuinung  im  j?upotpefenbud)e  ju  oerfügen/  unb 
baburd)  ber  Önweifung  beö  0. 2.  ©er.  ju  genügen. 

£)a$  Äbnlgl.  (gtabtgericht  |patte  jwar,  wie  fid)  au0  feiner  Sin  frage  ergiebt/ 
früher  aud)  ba0  j&ebenfen,  bafj  bie  (üebentin  tiefen  Söermerf  nicht  au0* 
brücflid)  bewiütgt;  fcheint  aber  felbfl  bafielbe  aufgeqeben  ju  laben,  unb  ber 
Gefftonnr,  ber  etabtgerichi0'2lffefFor  91.91./  hat  baffelbe  in  feiner  an  bit* 
£).  ü.  Oer.  anrichteten  33orfteOung  auch  fd)on  hinlänglich  befeitigt/ weshalb 
nicht  erforberlich  /  hier  weiter  barauf  eingehen.      v.  Ä.3f.  ©.21.  @.245. 

3)  Rewcript  v.  20.$ebr.  i824,  bog  tu  efnem  ^efetofatfonö* Sonfenfe  einet  Srauenfc 
Perlon  bie  getttoration  nicht  erfbrberlid)  fei. 

Dem  ftbnigl.  D.  9.  ©er.  wirb  auf  58eranlaflung  einer,  von  bem  ©eheimen- 
2tgation0rathe  91.91.  in  ber  von  9t.9tfchen  Sflepfanbbriefung0fadK  eingereichten  23or. 
ßedung  hiermit  eröffnet,  baß  ber  3ufti|-3Ritiißrr  bei  bem  <pofllocation0*@onf<nfe 
ber  dltern  in  91. 9t.  beftnblichen  Xodjler  be0  91. 9t.  fein  red)tlid>e0  «ebenfen  ftnbet. 
Denn  wenn  aud)  feine  Gertioration  vorgenommen  worben  ifi,  wie  fte  ber  §.230. 
Xit.  l4.  Zl).L  be0  2t.  2.9t.  Vorfchreibt,  fo  tü  bod>  feine0Wege0  anzunehmen/  ba§ 
gegen  bie  in  91.91.  gültige  gorm  verfiofjen  worben  fei/  um  fo  weniaer/  a(0  bie  ge» 
Dochte  ©efehftelle  gani  von  bem  gemeinen  9ted)te  abweidet/  welche0  nur  3nter* 
cefjtonen  her  Leiber  in  ber  Siegel  für  ungültig  ertlärt,  worunter  Gonfenfe  ber 
in  «Rebe  flehenben  3rt  gar  nicht  |u  rechnen  (Inb.  60  hebarf  baher  auch  feine0  91t* 
tefieö  be0  9tieberldnbifchen3ußij*2Kinifler0/  wovon  bie  «Pofllocation  abbängia  ge* 
raaeöt  worben  id.  v.  Ä.  %     23.  0.49. 

4)  Reecrfpt  v.  lS.^utv.  i83i ,  ba6  eine  ^ertiorotion  ni«c  erfovbe» 1id>,  wenn  bie 
3«fta6erin  einer  für  fT<6  feU>ft  auf  ibvem  ©runbflüefe  eingetraaenen  Sorberung  bie  Priorität 
ceöirt. 

3n  ber  originaliter  heifommenben  anberweitiaen  Eingabe  vom  1.  b.  971.  be« 
febwert  (td)  ber  SSuchbänbler  9t.  über  bie  Verfügung  be*0  Äfcnigl.  Ober  ?IopeOa# 
tion«gerid)t^  vom  6.  Sluguft  c,  burd)  weldie  feine  am  2y.  ^uli  c  in  ber  ipppo» 
tpffenfache  von  9t.  beim  dollegio  angebrachte  sSefd)Werbe  über  ba0  £antgericht 
}n  ^romberg  wegen  3urücfweifung  feine0  9ntrag0  auf  Eintragung  ber  priori 
tät0einrdumung  ber  verehlichten  9t  91.  für  ungegrünbet  er  mit  et  tfr.  Tu\  ba0 
Documenttim  ex  quo,  ber  (Jeffton0«Mct  vom  4. 9tooember  v.  3.  nicht  mehr  vor- 
liegt/ fo  läßt  ftch  nicht  voQftänbtg  be  unb  eilen,  welche  S3ewanbni§  e0  mit  ber 
$rioritdt0einrdumung  vor  ber  für  bie  Cessionaria  auf  ihren  eignen  ©ütern  ein* 
getragenen  Qorberung  hat.  G0  fommt  tebod)  auf  bie  Stuft Idrung  biefe0  factifchen 
Etrbdltnifieö  nicht  an;  Der  ftaH,  ba  für  ben (Sigenthümer  eineö ©runbfiürf 0  eine 
Sorberung  eingetragen  ijJ,  ift  leicht  benfbar,  unb  ein  foi4)e0  SBerhdltni§  vorau0* 
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dcfffct/  Wtt  ba*  3uffij»ÜKinifterium  für  ben  Saß,  ba  bie  Eigent&ümerin  als 
ä"baberin  ber  für  ftc  eingetragenen  gorberung  toegen  berfelben  bie  «Priorität 
einem  anbern  ©Idubiger  einrdumt,  bie  §§.229.230.  £it.  14.  £b.I.  be$  2l.ß.9t. 
Hiebt  für  antvenbbar.  Der  §.230.  iß  nur  eine  Folgerung  aus  §.  229./  wie  baß 
,/alfo"  im  Eingange  ergiebt.  Der  §  229.  |>bt  aber  »orauß,  t>a§  ein  grauenjim« 
mer  gereiften  SBortbellen  entfagt,  wenn  ein  Untrerer  feine  93crbinblid)feit  niebt 
erfüßt.  (£5  möiTcn  alfo  für  bie  gdUe  ber  §§.  229  unb  2i0.  immer  3  qjerfonec 
coneurriren; 

•)  berjeniat/  |u  beffen  ©unften  bie  Erfldrung  gefebiept/ 

b)  bie  erfldrenbe  Srauenßperfon, 

c)  ein  Dritter/  roeldjer  eine  SÖerbin Mid) feit  ju  erfüllen  verpflichtet  10/  infcem 
bie  grauentfperfon,  eben  für  ben  gall/  ba  biefe  britte  $erfon  bie  23erbmb« 
liebfeit  niebt  erfüllt/  gertiffe  *nad)tbeile  übernimmt/  ober  Sortbeilen  entfigt, 

$ür  ben  gall  aber/  ba  ein  grauenjimmer  eine  <Sd>u(b  comrabfrt/  wie  lier 
burd)  @d)ulDtgbleiben  ber  Valuta  cessionis,  tiefe  ©diulb  auf  ibre  ©üter  ein« 
tragen  ld§t  unb  bem  (Dldubiger  bie  Priorität  für  eine  gorberung  einräumt/ 
tveldje  für  fit  felbfi  auf  ibren  (Sütern  eingetragen  ttf,  fo  eoneurrirt  feine  britte 
»ßerfon.  Bit  felbft  ift  bie  23erpfUcbt et e.  2Jon  ber  $rioritdt  fann  nur  bie 
Siebe  fein/  wenn  fit  fefbfl  a(0  ©djulbnerin  bie  3«blung  ntd)t  leiftet. 

^ebenfalls  id  vom  ganbgeriebte  ju  »romberg  barin  niebt  angent/ften  verfttb» 
reit/  ba§  ts  bie  Eintragung  anber*  vorgenommen  bat/  altf  fle  in  2t n trag  gebracht 
tvorben  ift.  gaOö  baß  ßanbgerid)t  SÖebenfen  trug/  bie  Eintragung  mit  ber  <prio* 
ritdtflt  Einräumung  ju  oeranlaffen/  mu§te  etf  juvor  bem  Söittfteller  eröffnen,  bafj 
bie  Eintragung  in  biefer  9trt  niebt  erfolgen  tonne,  baß  fle  aber  Sftubr.  Iii.  9U-  8. 
obne  bie  «Priorität*. Einräumung  ber  ©c&ulbnerta/  faUß  er  ts  toünfcbe,  fofort 
erfofgen  foüe. 

Das  ftbnigf.  Ober*9tppe0atfon$gericbt  bat  bab<r  niebt  nur  baS  ßanbgeridjt 
|u  SRromberg  bieferbalb  }u  rectifteiren,  fonbew  baffeibe  aud)/  fofern  ba*  ©ach« 
perbältnifl  riebtig  vorgetragen  itf,  antutveifen/  fall«  ber  Eintragung  ber  «Priorität 
feine  anbere  Söebenfeit/  al0  hat  aud  ben  §§.229  unb  230.  Xit.  i4.  Sfc&.I.  bei 
31.8.9*.  entnommene/  entgegenfiebert/  biefelbe  ju  bemirfen. 

P.  Ä.  3.  S5.  38.  ®.  289. 

§.  231.  Dagegen  ist,  wenn  eine  Frau  auf  ein  ihr  zustehendes  Recht 
Überhaupt  gänzliche  Verzicht  leistet,  ein  solches  Geschäft  nach  den  Re- 
geln von  Bürgschaften  nicht  zu  beurthcilen. 

§.  232.  Wenn  eine  Manns-  und  Frauensperson  sich  in  Einem  Instru- 
mente als  Selbst-  oder  Mitschuldner  verpflichtet  haben :  so  vermuthen 
die  Gesetze,  dass  die  Mannsperson  Hauptschuldner,  die  Frauensperson 
aber  nur  Bürge  sei. 

1)  Rescrlpt  v.  l».  «pril  1830,  betr.  bie  OTotfyvenbigfeit  ber  Certforation,  wenn 
eine  <?&efrau  in  bemfelben  3nffrunientc,  mit  iljrem  Ebemanne  all  Bürgen/  f«p  felbft  *l$  Qauvt* 
föiitbnerin  tocrpftidjtet. 

»uf  5bre  Anfrage  in  ber  SBorfteUung  t>om  2.  b.  SD*, 
ob  aud)  in  bem  gafle,  ba  eine  ftrauenßperfon  unb  eine  27?ann$perfon  ftdj 
in  ein  unb  bemfelben  3fnfirumente  bergefialt  autfbrücfücb  perpjüicbten/  baß 
bie  Ebefrau  als  $auptfd)u(bnerin/  ber  Eb^mann  aber  als  SÖürge  baften 
foOe/  eine  gericbtltcbe  Sertioration  erfolgen  müffe? 

roirb  ^biten  biermit  eröffnet/  ba@  aud)  in  biefem  von  ^bnen  angegebenen  gaüc 
bie  Eb<frau  nad)  ergangenen  ^rdjubicaten  nur  bann  verpfltcbtet  roirb/  tvenn  btt 
in  ben  §§.232  =  234.  £it.  i4.  £b.  I-  beö  9t.  ß.  SR.  Porgefdjricbene  (Jertioratton  ge* 
riebtiieb  erfolgt  ifl.  Denn  aud)  in  biefem  gafle  tritt  bie  jweite  93orau0fe$ung 
bei  §.  232.  i.e.  ein/  bafj  ndmlicb  in  einem  ^nfirumente  eine  grauenßperfon  urtb 
eine  SD^annlperfon  ftd)  als  itfebul Dner  pcrpj)id)trt  boben/  inPem  aud)  ber 
S3ürge  all  ein  «Olitfcbulbner/  ndmiieb  alt  ein  fubftbiarifd)  Perpflicbtetcr  smit* 
fd)ulbner/  eraebtet  werben  mti§.  ^n  bem  Pon  5bnen  angeführten  ga0e  ttitt 
biet?  um  fo  mebr  ein/  Da  ber  Ebemanit  fogar  bic  S3ürgfcbaft  al6  @flbft(d>ulbnet 
übernommen  bat.  £)er  Siebter  mu§  baber,  toenn  er  auch  3roeifel  gegen  bie 
SKicbtigfeit  biefer  ©runbfdpe  brgt/  ex  officio  auf  ©eobadjtung  ber  gefebiieb 
f?d)er|1en  gorm  bringen/  faU3  auf  ben  ©runb  einer  bergleicben  niebt  gerid)t(td)en 
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©cfculDbcrfe&rdbmig  eine  Eintragung  erfolgen  fofl,  »ibrigenfa0*  er  ftcfc  einem  Sffce« 
grefFe  augfe$t.  v.  £.  3.  93. 35.  ©.  269. 

2)  Rcseript  d.  22.  gjjÄrs  1833,  terr.  tu  3>erb<tftung  einer  SrauenSperfon  aW  SBiir* 
gti,  wenn  fi4>  tiefere  mit  einet  3T»ann$perfon  oftne  gerttoration  all  (gcltiftfdjulönerin  Der» 
pfliäter  Dat. 

2luf  ben  Aber  bie  SWcftroerbe  bc$  gieurenant*  t>«on  5*.  am  5.  b.  2tt.  tvüatttttn 
SVricfct,  in  ©act)en  roiber  bert  oormaligen  ßcettf*3uftlj|ratb  ©•  wirb  bem  £6- 
ntal.  £>.  ß.  ©er.  eriffnet/  ba§  wenn  aud>  ber  «ntrag  be0  w.  »on  S8.  auf  ßct* 
fiung  eine*  93orfd)uit<0  auö  bem  ©ebalt  bc*  :c.  ©.  ofccr  au*  ber  Depofttalfaffe 
ic.  tinjuldfftg  ift,  boeb  feine  93efd)rocrbe  wegen  21bn>eifung  ber  gegen  bie  (Sbcfrau 
beJ  ic.  ©.  beabft<btigten  Älage  begrüntet  erfdjeint. 

Denn  31.  Ü.  SR.  £&.  I.  Xit.  l4.  §.  232.  qeftntfet  bie  ßlage  au*  einer  ÜRitoer* 
pflidjfuna  ber  $rau,  als  au*  einer  «iirgfebaft,  aOerbingö,  unb  ijl  eö  oud)  richtig, 
baf  bie  ^Reinting:  bafj  bie  SJerpflidnung  altf  Söurge  roegen  mangelnber  Gertio« 
wtion  unjuldffig  fei/  von  mebreren  ©cridbtßb&fm  angenommen  wirb/  fo  ift  bie» 
fclbe,  wenn  nicht  ofenbar  irrig/  t>od)  jeoenfaflö  fo  jrocifel&aft,  ba§  fte  ftd)  nid^t 
ju  einer  6ntfd)eibung  per  decretum  eigner. 

Da*  Äbnigl.  O.  ß.  ©er.  bat  baber/  wenn  ber  ic.  von  s-8.  bie  Älage  gegen  bett 
ic.  @.  erneuert/  biefelbe  jujulaffen  unb  barin  salv.  remed.  ju  erfennen. 

©en.  SIct.  Oed  3uftim.  B.  5^0.  37.  gol.  23. 
smmerf.  «Bergt,  bfe  ^ubifate  in  <S.  u. t>.  ©. Weäelfpr.  «8-  Ii.  ©.271  unb  03.  III.  6.2*9. 

§.  233.  Soll  dieser  rechtlichen  Vermuthung  entsagt  werden:  so  ist 
dazu  eine  eben  dergleichen  Verwarnung,  wie,  bei  einer  übernommenen 
Bürgschaft  selbst,  noth wendig. 

§.  234.  Mit  dem  Einwände  der  unterbliebenen  Verwarnung  kann  die 
Bürgschaft  leistende  Frauensperson  gegen  Jeden,  zu  dessen  Sicherheit 
sie  die  Bürgschaft  übernommen  hat,  ohne  Unterschied  seiner  eigenen 
persönlichen  Qualität,  sich  schützen. 

§.235.  Auch  kommt  dieser  Einwand  den  Erben  der  Bürgin,  ohne 
Unterschied  ihrer  eigenen  Qualität  zu  statten. 

§.  236.  Hat  aber  die  Erblasserin  in  einer  rechtsgültigen  letztwilligen 
Verordnung  die  Bezahlung  der  verbürgten  Schuld  dem  Erben  oder 
einem  Legatario  aufgetragen,  so  gilt  dergleichen  Erklärung  als  ein  Ver- 
mächtniss. 

§.  237.  Auch  wenn  die  Bürgschaft  leistende  Frauensperson  den 
Hauptschuldner  beerbt  hat,  ist  sie  dem  Berechtigten  nicht  als  Bürge, 
sondern  nur  als  Erbe,  verhaftet. 

§.238.  Das  Unterbleiben  der  vorgeschriebenen  Verwarnung  wird 
dadurch  nicht  gerechtfertigt,  dass  einer  Frauensperson  die  Folgen  und 
Wirkungen  der  Bürgschaft  in  vorhergegangenen  Fällen  gehörig  erklärt 
worden.  . 

§.239.  Wie  weit  eine  Frauensperson,  die  eigene  Handlung  treibt, 
sich  gleich  einer  Mannsperson  verbürgen  könne,  ist  im  Kaufmannsrechte 
bestimmt.  (Th.2.  Tit.  8.  Abschn.  7.) 

§.  240.  Nach  Höhe  desjenigen,  was  eine  Frauensperson  für  die  über- 
nommene Bürgschaft  an  Belohnungen  und  Vortheilen,  die  einer  Schät- 
zung nach  Oelde  fähig  sind,  wirklich  erhalten  hat,  ist  sie  dem  Gläubiger 
allemal  verhaftet. 

§.  241.  So  weit  durch  das  Hauptgeschäft  der  Frauensperson  Vor- 
teile, zu  welchen  sie  ausserdem  kein  Recht  hatte,  zugewendet  worden, 
wird  dieselbe  durch  oMe  für  dieses  Hauptgeschäft  übernommene  Bürg- 
schaft verpflichtet. 

§.242.  In  beiden  Fällen  (§.240.241.)  kommt  es  nicht  darauf  an, 
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wenn  auch  die  Bürgin  zu  der  Zeit,  da  sie  in  Anspruch  genommen  wird, 
sich  in  dem  Besitze  dieser  Belohnungen  oder  Vortheile  nicht  mehr  be- 
finden sollte. 

§.  243.  Die  aus  einer  unkräftigen  Bürgschaft  bereits  geleistete  Zah- 
lung kann  eine  Frauensperson  unter  diesem  Vorwande  nicht  zurück- 
fordern. 

§.  244.  Dagegen  erhält  die  unkräftig  übernommene  Bürgschaft  durch 
eine  gleichfalls  ohue  geset zulässige  Verwarnung  erfolgte  Wiederholung 
derselben  keine  mehrere  Gültigkeit. 

Wer  als  Bürge  angenommen  werden  ntisse. 

§.  245.  Einen  Bürgen,  dessen  hinlängliche  Sicherheit  für  die  Forde- 
rung nicht  nachgewiesen  werden  kann,  ist  der  Berechtigte  wider  seinen 
Willen  anzunehmen  nicht  schuldig. 

§.  246.  Die  Annehmlichkeit  eines  Bürgen  ist,  bei  darüber  entstehen- 
dem Streite,  nach  den  bei  den  gesetzlichen  Cautionsleistungen  vorge- 
schriebenen Grundsätzen  zu  beurtheilcn. 

§•  247-  Hat  aber  Jemand  einen  Bürgen  als  tauglich  einmal  angenom- 
men, so  kann  er  die  Bestellung  einer  andern  Sicherheit  nicht  mehr 
fordern. 

§.  248.  Verändern  sich  jedoch  die  Umstände  des  Bürgen  zur  offen- 
baren Gefährdung  des  Gläubigers,  so  kann  letzterer  auf  bessere  Sicher- 
heitsbestellung antragen. 

Bei  welchen  Geschäften  Bürgschaften  Statt  finden. 

§.  249.  Die  Bürgschaft  findet  in  Ansehung  aller  erlaubten  Verbind- 
lichkeiten Statt,  welche  durch  andere  Personen  geleistet,  oder  auf  eine 
gewisse  Summe  in  Anschlag  gebracht  werden  können. 

§.  250-  Auch  für  den  Nachtheil,  welcher  aus  den  unerlaubten  Hand- 
lungen eines  Andern,  oder  aus  der  Vernachlässigung  seiner  Pflichten 
entstehen  könnte,  kann  Bürgschaft  geleistet  und  gefordert  werden. 

§.  251.  So  weit  aber  die  Forderung  des  Gläubigers  an  den  Haupt- 
schuldner ganz  ungültig  ist,  so  weit  ist  auch  die  dafür  geleistete  Bürg- 
schaft unverbindlich. 

§.  252.  Besonders  findet  für  einen  in  den  Gesetzen  ausdrücklich  ge- 
missbilligten  Vertrag  keine  Bürgschaft  Statt. 

§.  253.  Hat  der  Bürge  den  Gläubiger  durch  unwahre  Versicherun- 
gen verleitet,  sich  auf  einen  solchen  Vertrag  einzulassen;  so  haftet  er 
demselben  für  allen  daraus  entstandenen  Schaden  als  Hauptschuldner. 

§.  254.  Entsteht  die  Ungültigkeit  des  Hauplvertrages  bloss  aus  der 
persönlichen  Eigenschaft  des  Verpflichteten :  so  haftet  der  Bürge,  dem 
Gläubiger  ebenfalls  als  Hauptschuldner. 

§.  255-  Der  Einwand  der  Unwissenheit  von  dieser  Qualität  des  Ver- 
pflichteten kann  einem  solchen  Bürgen  nicht  zu  statten  kommen. 

§.  256.  Auch  der,  welcher  für  die  von  einer  Frau  unkräftig  geleistete 
Bürgschaft  eine  weitere  Bürgschaft  gegen  den  Gläubiger  übernommer 
hat,  haftet  dem  Gläubiger  eben  so,  als  wenn  er  ihm  die  Bürgschaft  un- 
mittelbar geleistet  hätte. 

L  Rechte  und  Pflichten  iwischen  dem  BUrgen  und  dem  Berechtigten. 

§.  257.  Der  Bürge  haftet  für  den  Hauptverpflichteten,  so  weit  diesei 
seiner  Verbindlichkeit  gegen  den  Berechtigten  keine  Genüge  leistet. 

Worauf  die  Verbindlichheit  des  BUrgen  »ich  entrecht. 

§.258«  Die  Verbindlichkeit  des  Bürgen  kann  aber  über  den  Gegen 


Digitized  by  Google 


§.m  »on  (Sautümett  mtb  «ttrßfdjafteii^  139 

r 

stand,  auf  welchen  die  Bürgschaft  ausdrücklich  gerichtet  worden,  nicht 
ausgedehnt  werden. 

§.  259.  Dass  sich  der  Bürge  über  die  Capitalssumme,  auch  für  Zin- 
sen, Früchte,  Schäden,  Kosten  und  Convenlionalstrafen  verpflichtet 
habe,  wird  nicht  vennuthet. 

§.  260.  Doch  haftet  der,  welcher  für  ein  zinsbares  Capital  Bürgschaft 
leistet;  auch  für  die  rückständig  gebliebenen  Zinsen  des  letzten  Jahres/ 

§.  261.  Wer  nicht  für  das  Capital,  sondern  nur  für  die  Zinsen  sich 
verbürget  hat,  wird  von  der  Bürgschaft  ganz  oder  zum  Theil  frei,  wenn 
das  Capital  bei  dem  Hauptschuldner  %anz  oder  zum  Theil  verloren 
geht. 

§.  262.  Docl*  haftet  er  für  die  Zinsen,  welche  bis  zur  Zeit  des  über 
den  Hauptschuldner  eröffneten  Concurses  rückständig  geblieben  sind; 
in  so  fern  dem  Gläubiger  in  deren  Beitreibung  keine  schuldbare  Ver- 
säumniss  zur  Last  fällt. 

§.  263.  Eine  solche  bloss  für  die  Zinsen  geleistete  Bürgschaft  tritt, 
wenn  sie  einmal  erloschen  ist,  nicht  wieder  in  ihre  Wirksamkeit,  wenn 
gleich  der  Hauptschuldner  zu  bessern  Vermögensumständen  gelangt. 

§.  264.  Hat  aber  in  dem  Falle  des  §.  261.  der  Bürge  die  Bürgschaft 
für  die  Zinsen  auf  eine  in  sich,  oder  durch  eine' gewisse  Begebenheit, 
welche  noth wendig  eintreffen  muss,  bestimmte  Zeit  übernommen:  so 
haftet  er  für  diese  ganze  Zeit;  wenn  auch  das  Capital  früher  verlo- 
ren ginge. 

§.  265.  Wer  für  die  Rückgabe  einer  Sache  sich  verbürgt,  haftet  auch 
für  die  mit  der  Sache  zurückzugebenden  An-  und  Zuwüchse. 

§.  266.  Wer  für  das,  was  ein  Anderer  überhaupt,  oder  aus  einem  ge- 
wissen Geschäfte  schuldig  geworden,  sich  verbürgt,  der  haftet  dennoch 
nur  für  das,  was  der  Berechtigte  zur  Zeit  der  vollzogenen  Bürgschaft 
von  dem  Verpflichteten  wirklich  zu  fordern  hatte. 

§.  267.  Doch  sind  auch  solche  Verbindlichkeiten,  bei  welchen  nur 
der  Termin  zu  deren  Leistung  noch  nicht  eingetreten  war,  mit  darun- 
ter begriffen. 

§.  268.  Wer  für  allen  aus  einem  Geschäfte  entstehenden  Schaden 
sich  verbürgt  hat,  der  haftet  nicht  für  den  entgangenen  Gewinn. 

§.  269.  Wer  aber  für  alles  zu  haften  versprochen  hat,  was  der  Ver- 
pflichtete aus  einem  gewissen  Geschäfte  zu  zahlen  schuldig  werden 
möchte,  muss  alle  aus  dem  Geschäfte  entstehenden  Verbindlichkeiten, 
nebst  Zinsen,  Früchten,  Kosten,  Schäden,  und  entgangenem  Gewinne 
übernehmen. 

§.  270.  Eine  dergleichen  uneingeschränkte  Vertretung  findet  auch 
alsdann  Statt,  wenn  sich  der  Bürge  ausdrücklich  als  Selbstschuldner 
Terpflichtet  hat. 

§.271.  Wer  dafür,  dass  ein  Dritter  ein  für  ihn  ohne  seinen  Auftrag 
vorgenommenes  Geschäft  genehmigen  werde,  sich  verbürgt,  und  diese 
Genehmigung  nicht  herbeischaffen  kann,  haftet  dem,  welchem  er  die 
Bürgschaft  geleistet  bat,  für  allen  aus  dem  Rückgange  des  Geschäfts 
entstehenden  Schaden. 

§.  272.  Für  den  entgangenen  Vortheil  aber  haftet  er  nur  alsdann, 
wenn  er  sich  dazu  ausdrücklich  verpflichtet,  oder  die  Bürgschaft  nach 
§.269.  ohne  alle  Einschränkung  übernommen  hat. 
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Besonder»  von  Amticaatiooen. 

§.  273.  "Wer  für  Jemanden  eine  Amtscaution  bestellt  hat,  darf  nur 
für  die  durch  denselben  entstehenden  Dcfccte  haften. 

f.  tu  J.  202.  *U(ti  2ittl*. 

§.  274.  Für  die  Zinsen  dieser  Defecte,  ingleichen  für  die  Kosten  der 
Untersuchung ,  haftet  er  nur  in  so  fern,  als  er  sich  dafür  ausdrücklich 
mit  verbürgt,  oder  nach  §.  269.  eine  uneingeschränkte  Bürgschaft  über- 
nommen hat. 

§.  275.  Wenn  aber  auch  der  Bürge  für  Zinsen  und  Kosten  selbst 
nicht  verhaftet  wäre:  so  kann  doch  der  Berechtigte  dieserhalb  an  das 
Vermögen  des  Hauptverpflichteten,  vorzüglich  vor  dem  Bürgen,  sich 
halten. 

§.  276.  Für  die  verwirkte  Geldstrafe  haftet  der  Bürge  nur  alsdann, 
wenn  er  es  ausdrücklich  mit  übernommen  hat. 

In  wie  fertf  der  Bürge  in  etwa«  mehrere«  oder  stärker  ab>  der  Hauptschuldner 

verpflichtet  »ein  könne. 

§.  277.  Zu  etwas  Mehrerein,  als  der  Hauptverpflichlete  selbst  zu  lei- 
sten hat,  kann  der  Bürge  niemals  angehalten  werden. 

§.  278-  Wohl  aber  kann  sich  der  Bürge  zu  einer  bessern  Sicherheit, 
als  der  Hauptschuldner,  verpflichten. 

§.  279.  Auch  kann  der  Bürge,  welcher  für  eine  ihrem  Betrage  nach 
unbestimmte  Forderung  Caution  geleistet  hat,  mit  dem  Berechtigten, 
über  eine  dafür  auf  den  künftigen  Vertretungsfall  zu  entrichtende  be- 
stimmte Summe,  im  Voraus  sich  einigen. 

§.  280.  Aber  auch  alsdann  ist  der  Bürge,  bei  entstehendem  Vertre- 
tungsfalle, die  verabredete  Summe  nur  in  so  fern  zu  bezahlen  verbun- 
den: als  ein  minderer  Betrag  der  Hauptforderung  nicht  ausgemittelt 
werden  kann. 

§.281.  Was  der  Gläubiger  um  deswillen,  weil  er  dem  Schuldner, 
wegen  der  im  Gesetze  bestimmten  persönlichen  Verhältnisse,  eine  Com- 
petenz  lassen  muss,  von  demselben  nicht  erhalten  kann,  ist  er  auch  von 
dem  Bürgen  zu  fordern  nicht  berechtigt. 

§.  282.  Ausserdem  aber  haftet  der  Bürge  für  den  Ausfall,  welchen 
der  Gläubiger  bei  dem  Hauptschuldner,  wegen  einer  demselben  aus  an- 
dern gesetzlichen  Gründen  zukommenden  Competenz  erleidet. 

Wenn  der  Berechtigte  »ich  an  den  Bürgen  halten  könne, 

§.  283.  In  der  Regel  kann  der  Gläubiger  an  den  Bürgen  sich  nicht 
eher  halten,  als  bis  er,  durch  Verfolgung  seines  Rechts  gegen  den  Haupt- 
schuldner, erwiesen  hat,  dass  dieser  seine  Verbindlichkeit  zu  erfüllen, 
ganz  oder  zum  Theil  nicht  im  Stande  sei. 

bei  Pertonalforderungen. 

§.  284.  Ist  jedoch  der  Hauptschuldner  zu  der  Zeit,  da  der  Bürge  be- 
langt wird,  auf  das  Anhalten  anderer  Gläubiger  zum  Arrest  gebracht; 
oder  bei  einer  von  solchen  Gläubigern  wider  ihn  veranlassten  Auspfän- 
dung, kein  Gegenstand  der  Execulion  bei  demselben  vorgefunden  wor- 
den; so  kann  der  Bürge,  welcher  für  eine  blosse  Personalforderung 
sich  verpflichtet  hat,  den  Einwand,  dass  der  Schuldner  zuerst  belangt 
werden  müsse,  nicht  entgegensetzen. 

§.  285.  Eben  so  ist,  wenn  der  Gläubiger  die  Execution  wegen  einer 
solchen  Versonalforderung  gegen  den  Hauptschuldner  wirklich  nachge- 
sucht hat,  der  Bericht  des  Excculors,  dass  kein  Gegenstand  der  Execu- 
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tion  vorgefunden  worden/  zum  Nachweise  von  dem  Zahlungsunvcrmö- 
geo  des  Hauptschuldners  hinreichend. 

§.  286.  Sind  aber  bei  der  Execution  gegen  den  Hauptschuldner  Sa- 
chen ausgepfändet,  oder  in  gerichtlichen  Beschlag  genommen  worden: 
so  muss  der  Gläubiger,  deren  öffentlichen  Verkauf  abwarten,  ehe  er 
den  Bürgen  in  Anspruch  nehmen  kann. 

§.287.  Besitzt  der  Hauptschuldner  noch  Activforderungen,  welche 
liquid,  und  von  einem  in  guten  Vermögensumständen  stehenden  Schuld- 
ner zu  zahlen ,  auch  innerhalb  Dreier  Monate  fällig  sind :  so  muss  der 
Gläubiger,  vor  Belangung  des  Bürgen,  den  Zahlungstermin  abwarten. 

§.  288.  Auf  den  Eingang  solcher  Activforderungen  aber,  deren  Rich- 
tigkeit oder  Sicherheit  noch  zweifelhaft  ist,  oder  deren  Verfalltag  spä- 
ter eintritt,  kann  der  Gläubiger,  mit  Belangung  des  Bürgen  zu  warten, 
nicht  angehalten  werden. 

§.  289.  Besitzt  der  Hauptschuldner  Grundstücke,  so  muss  auch  der 
Personalgläubiger  Sequestration  oder  Immission  in  dieselben  nachsu- 
chen, ehe  er  den  Bürgen  belangen  kann. 

§.  290.  Hat  aber  der  Gläubiger  binnen  Drei  Monaten,  nach  verfüg- 
ter Sequestration  oder  Immission,  auch  dadurch  seine  Befriedigung 
nicht  erhalten  können:  so  ist  er,  den  fernem  Erfolg  dieses  Executions- 
mittels  abzuwarten,  nicht  schuldig. 

§•291.  Kann,  nach  Beschaffenheit  des  Grundstücks  und  seines  Er- 
trags, überzeugend  nachgewiesen  werden,  dass  der  Gläubiger,  wegen 
anderer  darauf  haftenden  oder  sonst  der  sein  igen  vorgehenden  Forde- 
rungen, aus  den  Einkünften  desselben,  innerhalb  der.dreiinonatlichen 
Frist,  nicht  bezahlt  werden  könne:  so  ist  er  dieses  Executionsmittel  vor 
Belangung  des  Bürgen  zu  ergreifen  nicht  schuldig. 

bei  Realforderungen. 

§•292.  Ist  aber  die  Schuld,  für  welche  die  Bürgschaft  geleistet  wor-4 
den,  eine  Realschuld:  so  muss  der  Gläubiger  erst  alle  gesetzmässigen 
Grade  der  Realexecution  durchgehen,  ehe  er  den  Bürgen  belangen  kann. 

§•293.  Er  muss  also  den  gerichtlichen  Verkauf  des  Unterpfandes, 
und  die  Verthcilung  des  Kaufgeldcs  abwarten. 

§.294.  Wenn  sich  jedoch  aus  Vergleichung  des  für  das  Pfand  gelö- 
seten  Kaufgeldes,  mit  den  darauf  haftenden  liquiden  und  der  Forde- 
rung des  Gläubigers  unstreitig  vorhergehenden  Schulden,  sofort  ergiebt, 
dass  der  Gläubiger  aus  dem  Kaufgelde  nicht  bezahlt  werden  könne:  so 
ist  er  die  Vertheilung  desselben  abzuwarten  nicht  schuldig. 

§.  295.  Wenn  gleich  der  Realgläubiger  aus  dem  Unterpfande  nicht 
befriedigt  werden  kann:  so  ist  er  dennoch  die  Execution  in  das  übrige 
Vermögen  des  Hauptschuldners,  vor  Belangung  des  Bürgen,  nachzusu- 
chen verpflichtet. 

bei  Wechaelforderungen. 

§.  296.  Wer  für  eine  Wechselschuld  sich  verbürgt  hat,  kann  belangt 
werden,  sobald  dieWechselexecution  gegen  den  Hauptschuldner  frucht- 
los vollstreckt  ist,  oder  wegen  seiner  Entfernung  nicht  vollstreckt  wer- 
den kann. 

Fälle,  wenn  eich  der  Gläubiger  sofort  an  den  Bürgen  halten  kann. 

§•  297.  Der  Gläubiger  kann,  mit  gänzlicher  Uebergchung  des  Haupt- 
Echuldners,  sich  sofort  an  den  Bürgen  halten,  wenn  sich  dieser  ausdrück- 
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lich  als  Selbstschuldner  verpflichtet,  oder  dem  Einwände,  dass  der  Haupt- 
schuldner zuerst  belangt  werden  müsse,  gehörig  entsagt  hat;  (§.307.sqq.) 

§.  298.  Ferner  alsdann,  wenn  der  Hauptschuldner  nicht  mehr  in  Kö- 
niglichen Landen  belangt  werden  kann; 

§.  299.  Auch  alsdann,  wenn  der  Hauptschuldner  durch  richterliches 
Erkenntniss  zu  einem  langern  als  einjährigen  Indulte  verstattet  worden; 

§.  300.  Endlich  alsdann,  wenn  über  das  Vermögen  des  Hauptschuld- 
ners Concurs  eröffnet  wird. 

§.  301.  Doch  muss  in  diesem  letzten  Falle  der  Gläubiger  seine  Forde- 
rung, und  die  dafür  ihm  geleistete  Bürgschaft,  dem  Richter  spätestens 
im  Liquidationstermine  anzeigen. 

§.  302.  In  der  Kegel  muss  dej  Gläubiger  seine  Forderung,  bei  dem 
Concurse  des  Hauptschuldners,  so  lange  verfolgen,  bis  der  Bürge  zu 
seiner  Befriedigung  rechtskräftig  verurtheilt  worden. 

§.  303.  Hat  er  aber  schon  vor  eröffnetem  Concurse  ein  rechtskräfti- 
ges Urtel  gegen  den  Bürgen  erstritten:  so  ist  er  nicht  schuldig,  sich  in 
den  Concurs  einzulassen,  sondern  kann  den  fernem  Betrieb  der  Sache 
dem  Bürgen  anheim  geben. 

§.  304.  Hat  der  Gläubiger  seine  Forderung  bei  dem  Concurse  gar 
nicht  angezeigt,  und  sich  also  damit  präcludiren  lassen:  so  wird  er  sei- 
nes Rechts  gegen  den  Bürgen  verlustig. 

§.  305.  Kann  er  jedoch  vollständig  nachweisen,  dass  die  Forderung, 
wenn  sie  auch  angemeldet  worden  wäre,  dennoch  leer  ausgegangen  sein 
wurde;  so  kann  der  Bürge  sich  mit  vorstehendem  Einwände  nicht 
schützen. 

§.  306.  Der  Einwand,  dass  der  Hauptschuldner  nach  der  fruchtlosen 
Execution  wieder  zu  bessern  Vermögensumständen  gelangt  sei,  kann 
den  Bürgen  von  der  ungesäumten  Befriedigung  des  Gläubigers  nicht 
befreien. 

§.  307.  Dem  Einwände,  dass  der  Hauptschuldner  zuerst  belangt  wer- 
den müsse,  kann  der  Bürge  gültig  entsagen. 

§.  308.  Geschieht  dergleichen  Entsagung  von  einer  sich  verbürgen- 
den Frauensperson :  so  muss  derselben  darüber  auf  eben  die  Art,  wie 
bei  der  Bürgschaft  selbst,  besondere  Bedeutung  und  Verwarnung  ge- 
schehen, und  wie  dieses  geschehen  sei,  eben  so  in  oder  unter  dem  Haupt- 
oder Bürgschaftsinstrumente  vermerkt  werden.  (§.  221.  sqq.) 

§.  309.  In  allen  Fällen,  wo  die  Bürgschaft  nicht  für  die  Forderung 
selbst,  sondern  ausdrücklich  nur  für  den  dem  Gläubiger  aus  dem  Ge- 
schäfte entstehenden  Schaden  geleistet  wird,  ist  die  im  Instrumente  ge- 
schehene Entsagung  des  Einwands  ohne  Wirkung. 

Welcher  Einwendungen  der  BUrge  neb  gegen  den  Gläubiger  bedienen  ktfnne. 

§.  3U0.  Die  Rechte  und  Einwendungen  des  Hauptschuldners,  welche 
die  Forderung  selbst  betreffen,  kommen  auch  dem  Bürgen  gegen  den 
Gläubiger  zu  statten. 

§.311.  Hat  jedoch  der  Gläubiger,  bei  Belangung  des  Hauptschuld- 
ners, den  Bürgen  mit  vorladen  lassen :  so  steht  das  gegen  den  erstem 
ergangene  Urtel  auch  dem  letztern  entgegen. 

§.  312.  Der  Bürge  kann  alsdann  nur  über  solche  Einwendungen, 
welche  die  Gültigkeit  der  von  ihm  geleisteten  Bürgschaft  betreffen, 
rechtliches  Gehör  fordern. 

§.  313.  Hat  der  Bürgesich  für  das,  wozu  der  Hauptschuldner  rechts- 
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kräftig  verurtheill  werden  möchte,  verbürgt:  so  kann  er  den  Inhalt 
eines  solchen  gegen  den  Hauptschuldner  ergangenen  Urtels  nicht  fer- 
ner anfechten. ' 

§.  314.  Nur  Einwendungen,  welche  auch  der  Hauptschuldner  noch 
m  der  Execution  selbst  entgegen  setzen  könnte,  bleiben  alsdann  auch 
dem  Bürgen  noch  offen. 

§.  315.  Wie  weit  der  Bürge  von  den  gesetzmässigen  Rechtsmitteln 
gegen  ein  Erkenntniss,  welche  der  Hauptschuldner  nicht  eingewendet 
hat,  Gebrauch  inachen  könne,  bestimmt  die  Prozessordnung. 

Befreiung;  des  Bürgen  von  seiner  Verbindlichkeit. 

§.  316.  Hat  Jemand  für  eine  Forderung,  die  an  einem  gewissen  Ter- 
mine zahlbar  ist,  ohne  für  die  Dauer  der  Bürgschaft  selbst  eine  gewisse 
Zeit  zu  bestimmen,  sich  verpflichtet:  so  ist  er  befugt,  nach  Ablauf  des 
Zahlungstermins,  den  Gläubiger  dahin  anzuhalten,  dass  er  die  Schuld 
einklage  oder  ihn  der  fernem  Bürgschaft  entlasse.  % 

§.317.  Hat  aber  der  Bürge  sich  dieses  Rechts  nicht  bedient,  so  wird 
er  dadurch,  dass  der  Gläubiger  dem  Hauptschuldner  Nachsicht  gegeben 
hat,  von  seiner  Verbindlichkeit  noch  nicht  frei. 

§.  318.  Hat  sich  Jemand,  ohne  die  Lauer  der  Bürgschaft  zu  bestim- 
men, für  eine  Forderung,  die  erst  nach  vorhergegangener  Aufkündigung 
zahlbar,  oder  sonst  an  keinem  gewissen  Termine  fällig  ist,  verpflichtet: 
so  dauert  seine  Verbindlichkeit  so  lange,  als  das  Recht  des  Gläubigers 
gegen  den  Hauptschuldner. 

§.  319.  Doch  kann  ein  solcher  Bürge  gegen  den  Gläubiger,  auf  Be- 
langung des  Hauptschuldners,  oder  Entlassung  von  der  Bürgschaft,  un- 
ter eben  ölen  Umständen  antragen,  unter  welchen  er  den  Hauptschuld- 
ner zu  seiner  Befreiung  davon  anzuhalten  berechtigt  ist.  (§.  356.  sqcj.) 

§.  320.  Hat  Jemand  eine  Bürgschaft  nur  auf  eine  gewisse  bestimmte 
Zeit  für  ein  Darlehn  übernommen:  so  erlöscht  dieselbe,  wenn  der  Gläu- 
biger den  Hauptschuldner  nicht  spätestens  am  Dritten  Tage  nach  Ab- 
lauf dieser  Zeit  belangt,  oder  die  Klage  nicht  fortgesetzt  bat. 

§.  321.  Wohnt  jedoch  der  Gläubiger  ausserhalb  des  Orts,  wo  das 
Gericht,  bei  welchem  die  Klage  angestellt  werden  soll,  seinen  Sitz  hat: 
so  kommt  ihm,  ausser  dieser  dreitägigen  Frist,  auch  noch  diejenige  zu 
statten,  welche  nach  dem  gewöhnlichen  Laufe  der  Posten  erforderlich 
ist,  ehe  die  Klageanmeldung  bei  dem  Gerichte  eintreffen  kann. 

§.  322.  Hat  Jemand  eine  Bürgschaft  nur  auf  eine  gewisse  bestimmte 
Zeit  für  eine  Verbindlichkeit  übernommen,  welche,  wie  die  Amtspflicht, 
ihrer  Natur  nach  fortwährend,  oder  deren  Erfüllung  sonst  an  keinen 
gewissen  Tag  gebunden  ist:  so  endigt  sich  die  Verpflichtung  des  Bürgen 
mit  dem  Ablaufe  der  bestimmten  Zeit.  / 

<§.  323-  Nach  dem  Ablaufe  dieser  Zeit  ist  der  Bürge  befugt,  den  Be- 
rechtigten aufzufordern,  dass  er  ihn  entweder  der  Bürgschaft  entlasse, 
oder  gegen  den  Verpflichteten  rechtlich  ausführe:  dass  und  was  ihm  die- 
ser in  Ansehung  des  Vergangenen  zu  leisten  oder  zu  erstatten  habe. 

§.  324.  Zögert  der  Berechtigte  damit,  so  kann  der  Bürge  auf  richter- 
liche Bestimmung  eines  den  Umständen  angemessenen  Zeitraums  antra- 
gen, binnen  welchem  der  Berechtigte  seine  Ansprüche  an  den  Verpflich- 
teten gerichtlich  ausführen,  oder  gewärtigen  müsse,  dass  der  Bürge  sei- 
ner Bürgschaft  für  entlassen  geachtet  werde, 

§  325.  Ist  der  Bürge  entlassen,  so  darf  er  Leistungen  oder  Defekte 
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des  Hauptverpflichteten»  wenn  auch  dieselben  aus  den  Zeiten,  für  welche 
die  Bürgschaft  geleistet  war,  herrühren,  nicht  vertreten. 

§.  326.  So  lange  aber  der  Bürge  noch  nicht  entlassen  ist,  haftet  er  für 
alle  aus  der  Zeit  seiner  Bürgschaft  sich  herschreibenden  Leistungen  und 
Defekte. 

§.  327.  Gegen  diese  Verhaftung  kommt  es  ihm  nicht  zu  statten,  wenn 
gleich  der  Hauptverpflichtete  quittirt  worden  wäre;  in  so  fern  nur  der 
Berechtigte,  auch  nach  crlheilter  Quittung,  Ausstellungen  zu  machen  be- 
fugt ist.  (§.  146.  sqq.) 

Wie  weit  Verbandlungen  iwMchen  dem  Gläubiger  und  Hauptschuldner  den  BUrgen  eebaien, 

oder  tu  statten  kommen. 

§.  328-  Hat  der  Gläubiger  bei  Verfolgung  der  Execution  gegen  den 
Hauptschuldner  ein  grobes  Versehen  begangen,  so  fällt  ihm  der  daraus 
entstehende  Schade  zur  Last. 

§.  329.  Haben  der  Gläubiger  und  Hauptschuldner  zum  Nachtheile 
des  Bürgen  ein  geheimes  Vcrständniss  unterhalten:  so  ist  jeder  von  ih- 
nen dem  Bürgen  zur  vollen  Entschädigung  verpflichtet. 

§.  330*  Durch  die  zwischen  dem  Gläubigerund  Hauptschuldner  nach 
vollzogener  Bürgschaft  errichteten  Verträge  kann  die  Verbindlichkeit 
des  Bürgen,  ohne  dessen  Einwilligung,  nicht  erschwert  werden. 

§.  331.  Auch  kann  der  Gläubiger,  während  der  Bürgschaft,  der  ihm, 
noch  ausser  selbiger,  von  dem  Hauptschuldner  bestellten  Sicherheit,  ohne 
Genehmigung  des  Bürgen  sich  nicht  begeben. 

§.  332*  Thut  er  es  dennoch,  so  wird  er  seines  Rechts  an  den  Bürgen 
verlustig. 

§.  333*  So  weit  jedoch  der  Gläubiger  überzeugend  nachweisen  kann, 
dass  der  Bürge  durch  Aufgebung  der  anderweitigen  Sicherheit  nicht 
verkürzt,  worden  sei,  ist  er  sich  ferner  an  den  Bürgen  zu  halten  wohl 

befugt. 

■ 

'  Wie  weit  Rechte  und  Pflichten  aus  der  Bürgschaft  auf  die  Erben  Ubergehen. 

§.  334.  Die  aus  der  Bürgschaft  zwischen  dem  Gläubiger  und  Bürgen 
entstehenden  Rechte  und  Verbindlichkeiten  gehen  auf  die  Erben  von 
beiden  Seiten  über. 

§.-335.  Auch  bei  Amtscautionen ,  und  andern  dergleichen  Bürgschaf- 
ten, welche  für  die  Erfüllung  einer  Verbindlichkeit  geleistet  worden, 
haften  die  Erben  des  Bürgen,  selbst  wenn  der  Fall  der  Vertretung  erst 
nach  dem  Tode  des  Erblassers  zur  Wirklichkeit  gelangt  wäre. 

§.  336.  Ist  aber  die  Verbindlichkeit*  des  Bürgen,  vermöge  des  Ver- 
trags, nur  auf  seine  Lebenszeit  eingeschränkt:  so  finden  zwar  die  Vor- 
schriften §.  320-327.  Anwendung; 

§.  337.  Doch  läuft  die<  §.  320.  bestimmte  Frist  nur  von  dem  Tage  anr 
wo  das  Ableben  des  Bürgen  zur  Wissenschaft  des  Gläubigers  gelangt  ist. 

II.  Rechte  zwischen  dem  BUrgen  und  dem  Hauptschuldner. 

§.  338.  Der  Bürge  tritt,  so  weit  er  den  Gläubiger  befriedigt  hat,  in 
alle  Rechte  desselben  gegen  den  Hauptschuldner,  ohne  dass  es  dazu 
einer  ausdrücklichen  Ccssion  bedarf. 

§.339.  Doch  muss  der  Gläubiger,  auf  Verlangen  des  Bürgen,  auch 
zu  Ertheilung  einer  solchen  ausdrücklichen  Cession  auf  dasjenige,  was 
er  von  dem  Bürgen  wirklich  erhalten  hat,  angehalten  werden. 

§.  340.  Hat  aber  der  Bürge,  durch  Vergleich  oder  Erlass,  den  Gläu- 
biger mit  einer  geringem  Summe,  als  die  Forderung  desselben  wirklich 
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beträgt,  abgefunden:  so  kann  er,  ohne  ausdrückliche  freiwillige  Cession 
des  Gläubigers,  auf  ein  Mehreres,  als  er  selbst  gegeben  hat,  sich  an  den 
Hauptschuldner  nicht  halten. 

§.  341.  Wer  für  einen  Andern  wider  dessen  Willen  Bürgschaft  ge- 
leistet hat,  ist  lediglich  nach  den  Regeln  des  vorigen  Titels  §.  249-252. 
zu  beurtheilen. 

Pflicht  des  in  Anspruch  genommenen  Bürgen  wegen  Zuiiebung  des  HaupUehuldnen. 

§.  342.  Wird  der  Bürge  von  dem  Gläubiger  zuerst  in  Anspruch  ge- 
nommen: so  muss  er  dem  Hauptschuldncr  davon  unverzüglich  Nachricht 
geben,  und  dessen  schriftliche  Einwilligung  in  die  Bezahlung  der  gefor- 
derten Summe  verlangen. 

§.  343.  Kann  er  diese  Einwilligung  nicht  erhalten;  so  muss  er  es  auf 
den  Prozess  ankommen  lassen. 

§.  344.  Wird  die  Klage  von  dem  Gläubiger  wider  den  Bürgen  wirk- 
lich angestellt;  so  muss  letzterer  den  Hauptschuldner  zu  dem  Prozesse 
gerichtlich  mit  vorladen  lassen. 

§.  345.  Ist  dies  geschehen,  und  der  Hauptschuldner  hat  sich  nicht  ge- 
meldet; so  ist  der  Bürge  die  Sache  durch  die  Instanzen  fortzusetzen  nicht 
schuldig. 

§.  346.  Vielmehr  muss  der  Hauptschuldner  das  zwischen  dem  Gläu-  1 
biger  und  Bürgen,  zum  Nachtheile  des  letztem  ergangene  Erkenntniss,  ' 
zu  dessen  Vortheile  auch  wider  sich  gelten  lassen. 

§.347.  Meldet  sich  aber  der-HauptschuIdner  bei  dem  Prozesse:  so 
ist  er,  auf  Verlangen  des  Bürgen,  schuldig,  denselben  allein  zu  überneh- 
men: und  der  Bürge  ist  ihn  nur  in  so  weit  fortzusetzen  gehalten,  als  ev<  - 
darin  seine  eigenen  Einwendungen  gegen  die  Verbindlichkeit  aus  der 
Bürgschaft  ausführen  will. 

§•  348.  Das  alsdann  gegen  den  Hauptschuldncr  rechtskräftig  ergan- 
gene Urtel  gilt  auch  gegen  den  Bürgen,  zum  Vortheile  des  Gläubigers, 
in  so  fern  er  gegen  diesen  dergleichen  zuvor  gedachte  Einwendungen 
nicht  hat  ausfuhren  können;  so  wie  zum  Vortheile  des  Bürgen  gegen 
den  Hauptschuldner,  wenn  er  an  diesen  seinen  Begress  nehmen  Will. 

§.  349.  Hat  aber  (1er  Bürge,  mit  Vernachlässigung  obstehender  Vor- 
schriften §.  342-348.  den  Gläubiger  befriedigt:  so  muss  er  alle  Einwen- 
dungen, welche  der  Hauptschuldner  diesem  entgegensetzen  könnte,  auch 
wider  sich  gelten  lassen.  ' 

§.  350.  Wegen  des  Falles,  wenn  der  Gläubiger  den  Hauptschuldner 
zuerst  belangt  hat,  und  in  wie  fern  das  gegen  diesen  ergangene  Urtel 
auch  wider  den  Bürgen  gelte,  hat  es  bei  den  Vorschriften  §.  310  -  315«, 
sein  Bewende«. 

Pflicht  des  Hauptschuldncr«   gegen  den  BUrgea  znm  Eraatxe  der  Schaden,  Zinsen  m>4  Kotten. 

§.351.  Der  Hauptschuldner  ist  dem  Bürgen  auch  wegen  der  aus  der 
Bürgschaft  entstandenen  Schäden  und  Kosten  zur  Schadloshaltung  ver- 
pflichtet. 

§•  352.  So  weit  aber  der  Schade  durch  die  eigene  Schuld  oder  un- 
nützen Umzüge  des  Bürgen  verursacht  worden,  ist  der  Hauptschuld- 
ner denselben  zu  vergüten  nicht  gehalten. 

§.  353.  Doch  ist  der  Hauptschuldner  auch  Verzögerungszinsen, 
welche  der  Bürge  dem  Gläubiger  hat  entrichten  müssen,  zu  erstatten 
schuldig. 

§•  354.  Der  Bürge  kann  nicht  nur  für  das  Capital,  sondern  auch  für 
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alle  Zinsen,  wejche  er  dem  Gläubiger  hat  bezahlen  müssen,  von  dem 
Hauptschuldner  gesetzmässige  Verzugszinsen  fordern. 

§.355.  Hat  derBürgc  ein  zinsbares  Capital  für  den  Hauptschuldner 
bezahlt:  so  tritt  er  gegen  ihn,  auch  wegen  der  femcrn  fortlaufenden  Zin- 
sen, in  die  Rechte  des  Gläubigers. 

Pflicht  des  Schuldners  den  Bürgen  von  der  Btirgacheft  zu  befreien. 

§.356.  Nach  verflossener  Zahlungszeit  kann  der  Bürge  auf  Befrei- 
ung von  der  Bürgschafr  gegen  den  Hauptschuldner  klagen. 

£.  357.  Auch  vor  Ablauf  der  Zahlungsfrist  ist  der  Bürge  berechtigt, 
auf  Befreiung  von  der  Bürgschaff,  oder  auf  Sicherheitsbestellung  anzu- 
tragen: wenn  der  Schuldner  zu  verschwenden  anfangt,  oder  sonst  in 
Verfall  seines  Vermögens  geräth; 

§.  358.  Ferner  alsdann,  wenn  der  Schuldner  Anstalt  macht,  die  Kö- 
niglichen Lande  dergestalt  zu  verlassen,  dass  er  darin  nicht  ferner  be- 
langt werden  könnte. 

§.359.  Wer  für  fortwährende  Verbindlichkeiten,  ohne  Zeitbestim- 
mung,  und  ohne  Vergeltung  Bürgschaft  geleistet  hat,  kann  dieselbe  nach 
Ablauf  Eines  Jahres  aufkündigen. 

§.360-  Der  Hauptverpflichtete  muss  alsdann,  wenn  ihm  nicht  aus 
Nebenverlrägcn,  oder  sonst,  besondere  Hechte,  die  Fortsetzung  der 
Bürgschaft  zu  verlangen,  zukommen,  den  Bürgen  vor  Ablauf  des  zwei- 
ten Jahres  von  der  Bürgschaft  befreien. 

§>  361.  Diese  Befreiung  zu  bewerkstelligen,  kann  der  Bürge  den 
Haüptverpflichteten  durch  diejenigen  gesetzmässigen  Zwangsmittel  an- 
halten, die  überhaupt  nach  Vorschrift  der  Prozessordnung  statt  finden, 
wenn  Jemand  zu  einer  ihm  rechtskräftig  auferlegten  Handlung  durch 
Execution  genöthigt  werden  soll. 

§.  362.  Zum  Nachtheile  des  Berechtigten  aber,  gegen  welchen  die  Auf- 
kündigung nicht  vorbedungen  worden,  findet  sie  in  der  Regel,  und  aus- 
ser den  Fällen  (§.357.358.)  nicht  eher  Statt,  als  bis  demselben  eine  an- 
dere annehmliche  Sicherheit  bestellt  ist.  (§.  318.  319.) 

Von  Prämien  bei  Bürgschaften, 

§.  363.  Der  Bürge  kann  sich  für  die  übernommene  Bürgschaft  eine 
Belohnung  vorbedingen. 

§.  364.  Die  Festsetzung  derselben  hängt  in  der  Regel  von  der  Ver- 
abredung der  Parteien  lediglich  ab. 

§.  365.  Bei  Darlehnen,  oder  andern  creditirten  Geldern,  darf  die  vor- 
bednngene  Belohnung  Ein  Procent  von  der  verbürgten  Summe  in  der 
Regel  nicht  übersteigen. 

§.  366.  Auch  wenn  mehrere  Bürgen  gemeinschaftlich  für  eine  solche 
Schuld  sich  verbürgt  haben,  können  sie,  zusammen  genommen,  nur  Ein 
Procent  zur  Belohnung  sich  vorbedingen. 

§.  367.  Dagegen  ist,  wenn  die  Bürgschaft  mehrere  Jahre  dauert,  die 
Bestimmung  der  Prämie  auf  Ein  Procent  für  jedes  Jahr  zulässig. 

§.  368.  Wegen  einer  Belohnung  des  Rückbürgen,  für  die  übernom- 
mene Vertretung  des  Hauptbürgen,  finden  eben  diese  Vorschriften  An- 
wendung. ♦ 

§.  369.  Wer  eine  Caution  für  fortwährende  Verbindlichkeiten,  ohne 
Zeitbestimmung,  gegen  Vergeltung  übernommen  bat,  ist  zu  einer  nicht 
vorbedungenen  Aufkündigung  gegen  den  Hauptschuldner  nur  in  den  Fäl- 
len des  §.  357. 358.  berechtigt. 
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§.  370.  Mass  der  Bürge  baares  Geld  zur  Sicherheit  des  Gläubigers 
niederlegen:  so  kann  er  ausser  der  vorbedungenen  Belohnung,  auch 
die  Vergütung  der  landüblichen  Zinsen  fordern. 

§.  371.  Doch  kommen  dem  Schuldner  diejenigen  Zinsen  zu  gute, 
welche  das  niedergelegte  Geld  bei  dessen  Austhuung  aus  dem  gericht- 
lichen Deposito  getragen  hat. 

§.372.  Sind  geldwerthe,  auf  jeden  Inhaber  lautende,  Papiere  statt 
baaren  Geldes  niedergelegt  worden :  so  ist  der  Schuldner  dem  Bürgen 
den  Unterschied  zwischen  den  Zinsen  dieser  Papiere,  und  den  landüb- 
lichen Zinsen,  zu  vergüten  gehalten. 

IIL  Mit  mehreren  MitbUrgen. 

§.  373.  Das  Verhältniss  mehrerer  Mitbürgen,  sowohl  gegen  den  Gläu- 
biger und  Schuldner,  als  unter  sich,  ist  hauptsächlich  nach  dem  Inhalte 
des  errichteten  Vertrages  zu  beurtheilen. 

§.374.  So  weit  aber,  als  dieser  nichts  bestimmt,  finden  auf  solche 
Mitbürgen,  die  sich  für  Einen  Hauptschuldner  gemeinschaftlich  verpflich- 
ten, die  Vorschriften  von  Correal- Verbindlichkeiten  Anwendung.  (Tit.  5. 
§.  424.  sqq.) 

§.  375.  Wer  nur  für  einen  Theil  der  Schuld,  oder  Überhaupt  nur  für 
seinen  Antheil  sich  als  Bürge  verpflichtet  hat,  der  darf  seinen  Mitbür- 
gen in  keinem  Falle  vertreten. 

§.  376.  Wer  für  einen  unfähigen  Bürgen  gegen  den  Gläubiger  sich 
verpflichtet,  der  haftet  letzterem  als  Hauptbürge. 

§.  377.  Wer  für  einen  unfähigen  Bürgen  die  Vertretung  gegen  seine 
Mitbürgen  übernimmt,  der  wird  in  Ansehung  dieser  selbst  als  Mitbürge 
angesehen. 

§.  378.  Wenn  mehrere  Personen,  ein  Jeder  besonders,  die  Bürgschaft 
für  Eine  Verbindlichkeit  tibernehmen:  so  hat  der  Gläubiger  die  Wahl, 
einen  Jeden  derselben,  nach  Höhe  der  geleisteten  Bürgschaft,  ganz, 
oder  auf  einen  Theil  der  Schuld,  so  lange  in  Anspruch  zu  nehmen,  bis 
er  wegen  seiner  ganzen  Forderung  befriedigt  ist. 

§.379.  Dagegen  findet  in  Ansehung  solcher  Bürgen  unter  sich,  so 
wie  keine  gemeinsame  Verbindlichkeit,  also  auch  keine  gegenseitige  Ver- 
tretung Statt. 

IV.  Von  RUckbtirgen. 

§.  380.  Der  Rückbürge  ist  schuldig,  dem  Hauptbürgen  alle  aus  der 
Bürgschaft  entstandene  Schäden  und  Kosten  zu  vergüten. 

§.  381.  Doch  ist  der  Hauptbürge  verbunden,  sich  zuerst  an  den  Haupt- 
verpflichteten zu  halten,  und  wenn  er  diesen  in  Anspruch  nimmt,  dem 
Rück  bürgen  davon  Nachricht  zu  geben. 

§.  382.  Eben  so  muss  der  Hauptbürge,  wenn  er  von  dem  Gläubiger 
in  Anspruch  genommen  wird,  den  Rückbürgen  zum  Prozesse  mit  vor- 
laden lassen. 

§.383.  Der  Rückbürge  tritt,  so  weit  er  den  Hauptbürgen  befriedigt 
bat,  auch  ohne  Cession ,  in  alle  Rechte  desselben  gegen  den  Verpflichteten. 

§.  384.  Der  Rückbürge  hat,  wegen  der  Befreiung  von  der  Bürgschaft, 
eben  die  Rechte  gegen  den  Hauptbürgen,  welche  diesem  gegen  den  Gläu- 
biger, und  gegen  den  Hauptverpflichteten  zukommen. 

V.  Ende  der  BUr^chaft 

§.  385.  Sobald  die  Verbindlichkeit,  wofür  die  Bürgschaft  bestellt 
worden,  aufhört,  fällt  auch  die  Pflicht  des  Bürgen  hinweg. 
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§.  386.  Ist  durch  einen,  ohne  Zuziehung  des  Bürgen,  zwischen  dem 
Berechtigten  und  Hauptverpflichteten  getroffenen  Vergleich,  die  Ver- 
bindlichkeit des  Letztern  auf  einen  mindern  Betrag  heruntergesetzt 
worden :  so  kommt  dieses  auch  dem  Bürgen  zu  statten. 

§.387.  So  weit  aber,  wegen  Nichterfüllung  des  Vergleichs,  die  ur- 
sprüngliche Verbindlichkeit  des  Hauptschuldners  wieder  eintritt,  wird 
auch  der  Bürge  für  den  ursprünglichen  Vertrag  wieder  verhaftet.  (Tit. 
16.  §•  445.  sqq.) 

§.  388.  Uebrigens  werden  die  aus  der  Bürgschaft  entstehenden  Pflich- 
ten auf  eben  die  Art,  wie  andere  Verbindlichkeiten,  aufgehoben.  (Tit.  16.) 

§.  389.  Wenn  der  Gläubiger  den  ersten  Bürgen  seiner  Verbindlich- 
keit entlässt:  so  kommt  dieses  auch  dem  zweiten,  welcher  für  diesen 
sich  verpflichtet  hat,  zu  statten. 

§•  390.  Dagegen  werden  durch  die  Entlassung  Eines  von  mehreren 
Mitbürgen,  die  Rechte  und  Verbindlichkeiten  der  übrigen,  sowohl  gegen 
den  Entlassenen,  als  unter  sich  nicht  geändert. 

§.  391.  Die  Verjährung,  welche  den  Hauptschuldner  von  seiner  Ver- 
bindlichkeit befreiet,  hebt  auch  die  Verbindlichkeit  des  Bürgen  auf. 

§.  392.  Alles,  was  die  Verjährung  gegen  den  Hauptschuldner  hemmt, 
unterbricht  sie  auch  gegen  den  Bürgen. 

§.  393.  Hat  der  Bürge  sich  als  Selbstschuldner  verpflichtet,  oder 
dem  Einwände,  dass  der  Hauptschuldner  zuerst  belangt  werden  müsse, 
gültig  entsagt,  so  kann  er  sich  mit  einer  bloss  in  Ansehung  des  Haupt- 
schuldners abgelaufenen  Verjährung  gegen  den  Gläubiger  nicht  schützen. 

§.  394.  Auch  wird  das  Recht  des  Gläubigers  gegen  den  Bürgen,  und 
eines  Mitbürgen  gegen  den  andern  nicht  verjährt,  so  lange  die  Verbind- 
lichkeit des  Hauptschuldners  noch  nicht  erloschen  ist. 

§.395.  Entsteht  Concurs  über  das  Vermögen  des  Bürgen,  so  muss 
der  Gläubiger,  auch  wenn  der  Fall  der  Vertretung  noch  nicht  vorhan- 
den wäre,  sein  eventuelles  Recht  darauf  bei  dem  Richter  des  Concurses 
dennoch  anzeigen. 

§.396.  Unterlässt  er  dieses,  so  kann  er  sich  an  die  zum  Concurse 
gezogene  Masse  auch  in  der  Folge  nicht  halten. 

§.  397.  Gelangt  der  Bürge  nachher  wiederum  zu  bessern  Vermögens- 
umständen: so  bleiben  zwar  dem  Gläubiger  seine  Rechte  gegen  densel- 
ben, gleich  andern  im  Concurse  ausgeschlossenen  oder  leer  ausgegange- 
nen Gläubigern,  vorbehalten; 

§.  398.  War  aber  der  Fall  der  Vertretung  zur  Zeit  des  entstandenen  4 
Concurses  schon  wirklich  vorhanden,  so  kommt  dem  Bürgen  die  Rechts- 
wohlthat  der  Competenz  gegen  den  Gläubiger  unter  eben  den  Umstän- 
den zu  statten,  unter  welchen  ein  Schuldner  sich  deren  gegen  seine  al- 
tern Gläubiger  bedienen  kann. 

VI.  Von  Expromisftionen, 

§•399.  Wenn  Jemand  eine  fremde  Schuld  statt  des  ersten  Schuld- 
ners tibernimmt  (Expromission) :  so  fällt  alle  Verbindung  zwischen  Letz- 
tenn  und  dem  Gläubiger  hinweg.  ^ 

§.  400.  Zu  dergleichen  Uebernehmung  aber  wird  allemal  ein  schrift- 
licher Vertrag,  und  die  ausdrückliche  Einwilligung  des  Gläubigers  er- 
fordert. 

§.  401.  Ist  es  nach  der  Fassung  des  Instruments,  und  nach  den  Um- 
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ständen  zweifelhaft  r  ob  die  Parteien  eine  Expromission,  oder  nur  eine 
Bürgschaft  haben  vollziehen  wollen;  so  wird  letzteres  vermuthet. 

§.402.  Ist  derjenige,  welcher  die  fremde  Schuld.  Übernommen  hat, 
selbst  Darlehns Verträge  zu  schliessen  unfähig,  und  dieses  dem  Gläubiger 
nicht  bekannt  gewesen:  so  bleibt  die  Verbindlichkeit  des  ersten  Schuld- 
ners bei  Kräften. 

§.  403.  Hat  aber  der  Gläubiger  die  Unfähigkeit  des  ihm  vorgeschla- 
genen neuen  Schuldners  gewusstp  oder  doch,  bei  Anwendung  der  ge- 
wöhnlichen Aufmerksamkeit,  wissen  können:-  und. denselben  gleichwohl, 
mit  Entlassung  des  vorigen  Schuldners  angenommen:  so  kann  er  sich 
in  der  Regel  auch  an  letzteren  nicht  ferner  halten.  (§.  409.) 

§.  404.  In  wie  fern  der  befreiete  Schuldner  dem  Uebernehmer  seiner 
Verbindlichkeit  verpflichtet  werde,  ist  nach  dem  Inhalte  des  zwischen 
ihnen  geschlossenen  Vertrages  oder  vorgefallenen  Geschäfts  zu  beur- 
theilen. 

§-405.  Dass  der  Uebernehmer  sich  des  Rechts,  Vergütung  von  dem 
faefreieten  Schuldner  zu  fordern,  habe  begeben  wollen,  wird  in  der  Re- 
gel nicht  vermuthet. 

§.  406.  Hat  der  Uebernehmer  den  ersten  Schuldner,  ohne  dessen  aus- 
drückliche Einwilligung,  von  seiner  Verbindlichkeit  befreiet,  so  wird 
die  Sache  zwischen  ihnen  nach  den  Regeln  des  Zweiten  Abschnitts  im 
vorigen  Titel  beurlheilt. 

besonders  der  Fr*u«n*per»onen. 

§.  407.  Soll  eine  Frauensperson  die  Schuld  eines  Andern  durch  Ex- 
promission übernehmen:  so  kann  dieses  gültiger  Weise  nur  gerichtlich 
geschehen. 

§.  408.  Auch  eine  gerichtliche  Expromission  kann  die  Frauensperson 
unter  eben  den  Umständen,  und  binnen  eben  der  Zeit  widerrufen,  als  , 
ein  Geschenkgeber  eine  auch  gerichtlich  vollzogene  Schenkung  wegen 
Uebermaasses  zurücknehmen  kann.  (Tit.  11.  §.  1091.  sqq.) 

§.  409.  So  weit  die  Expromission  der  Frauensperson  nach  obigen  Re- 
geln (§.  407. 408.)  ungültig  ist,  oder  widerrufen  wird,  kann  der  Gläubi- 
ger an  den  vorigen  Schuldner,  welchen  er  bloss  in  Rücksicht  dieser  Ex- 
promission entlassen  hat,  sich  wieder  halten. 

§.  410.  So  weit  die  Frauensperson  für  die  Expromission  von  dem  be- 
freieten  Schuldner  Vergütung  erhallen  hat,  ist  ihre  Expromission,  gleich 
jeder  andern,  gültig  und  wirksam. 

§.  411.  Hat  die  Frauensperson  für  den  ersten  Schuldner  wirklich  Zah- 
lung geleistet :  so  kann  sie  dieselbe  von  dem  Gläubiger,  unter  dem  Vor- 
wandc,  dass  ihre  Expromission  ungültig  oder  widerruflich  gewesen, 
nicht  zurückfordern. 

§.412.  Gegen  den  befreieten  Schuldner  aber,  dessen  Verbindlich- 
keit sie  ohne  Vergütung  übernommen  hat,  bleiben  ihr  ihre  Rechte,  ent- 
weder nach  dem  Zweiten  Abschnitte  des  vorigen  Titels,  oder  nach  den 
Regeln  vom  "Widerrufe  der  Schenkungen,  vorbehalten. 

Vierter  Abschnitt* 

Von  Pfändungen. 

Begriff. 

§.  413.  Pfändung  heisst  die  eigenmächtige  Besitznehmung  einer  frem- 
den Sache,  in  der  Absicht,  sich  dadurch  den  Ersatz  eines  zugefügten 
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Schadens  zu  versichern,  oder  künftige  Schadenszufügungen  und  Beein- 
trächtigungen seines  Rechts  abzuwenden. 

»         Wenn  Pfändungen  tulju»ig  aind. 

§.  414.  Pfändungen  sind,  als  eine  Art  der  Privatgewalt,  nur  alsdann 
zulässig,  wenn  ohne  dieselben  der  Zweck,  der  Sicherstellung  wegen  ei- 
nes schon  erlittenen  Schadens,  oder  der  Abwendung  noch  bevorstehen- 
der Beeinträchtigungen,  durch  richterliche  Hülfe  nicht  erlangt  werden 
kann. 

§.  415.  Sie  finden  also  nur  Statt,  wenn  der  Beschädiger  oder  Störer 
unbekannt,  unsicher,  oder  ein  Fremder  ist,  der  innerhalb  der  Provinz 
nicht  belangt  werden  kann. 

§.  416.  Ferner  alsdann,  wenn  die  Pfändung  das  einzige  Mittel  ist, 
sich  (Jes  Beweises  der  geschehenen  Beeinträchtigung  oder  des  erlitte- 
nen Schadens  zu  versichern. 
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S5eroei0  ber  gefd)e&enen  S3eeintrdd)tigung  ober  M  erlittenen  (Schaben*  oerftebern 
W<0.  Dieä  ift  jwar  in  biefem  §.  nur  bann  geftattet,  wenn  fein  anbereö  üJiittel 
vorftanben  ifl,  tiefen  Söeweiß  ju  fuhren;  aOein  an  anberen  Beweismitteln  er« 
mangelt  <$  gere&bnlich,  unb  ba0  21.  ß.  SR.  belaßt  cö  aud)  in  Dergleichen  gorft» 
*Poltjeifachen  bei  bemjenigen,  wa$  in  ben  fpecieflen  *J)rooinsialgefe&en  »erorbnet 
Id.  Da  nun  bie  (5bur*  unb  ÜUumdrfifche  gorfUDrbnung  Dom  20.  Wlai  1 720 
im  5.£fr.  in  flnfefcung  ber  erlaubten  ^fdnbungen  jwifchen  befannten  unb  unbe« 
fannten  Defraubanten  feinen  Unterfchieb  macht,  fo  tonnte  in  gebachten  gafle 
nur  tiefet  (Mciet?  at0  entfeheibenb  angefeben  werben,  2Benn  nun  gleich  ber  ba* 
malige  SJorf aO  bereite  abqemacbt  ift,  fo  baben  wir  bennod)  n&tfctg  gefunben,  (Sud) 
(Herauf  ju  eurer  fünftigen  Directton  um  fo  mebr  aufmerfiam  *u  machen,  altf  etf 
fowobi  »um  belferen  Sfleweife,  wie  auch  ju  lieberem  @chub  beö  (Sigenthum*  erfot* 
bcrlid)  trt,  baö  iKccht  ber  «Pfdnbung  nicht  *u  febr  einjufchtdnfen. 

Steue*  3lrd)to  83.  l.  ®.457.  unb  (Stengel*  »eitr.  85.12.  ©.280. 

§.  417.  Wegen  bloss  verwirkter  Strafen  kann  eine  Privatperson  nur 
alsdann  zur  Pfändung  schreiten,  wenn  sie  ein  besonderes  Interesse  da- 
bei hat,  dass  durch  Vollstreckung  der  Strafe  ihr  Recht  gegen  künftige 
Beeinträchtigungen  gesichert  werde. 

§.  418.  Gegen  Posten,  Staffetten  und  Couriere  ist  keine  Pfändung 
erlaubt.  N 

§.  419.  Die  Pfändung  darf  nur  auf  frischer  That,  nachdem  die  Be- 
schädigung oder  Störung  erfolgt  ist,  geschehen. 

Wo  gepfändet  werden  könne. 

§.  420.  Ausserhalb  der  Gränzen  der  Feldflur,  auf  welcher  die  Be- 
schädigung oder  Störung  erfolgt  ist,  darf  der  Beeinträchtigte  den  Be- 
schädiger oder  Störer  mit  Pfändung  nicht  verfolgen. 

§.  421.  Hat  Jemand  auf  einer  fremden  Feldflur  ein  auf  einen  gewis- 
sen Distrikt  eingeschränktes  Recht:  so  kann  er  nur  innerhalb  dieses 
Distrikts  Pfändungen  vornehmen. 

.  §,  422.  Erstreckt  sich  das  Revier,  innerhalb  dessen  Jemand  ein  Recht 
auszuüben  hat,  über  die  Gränzen  einer  Feldflur  hinaus:  so  bestimmen 
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dieGränzen  des  Reviers  den  Bezirk,  in  welchem  er  Pfändungen  vorzu- 
nehmen berechtigt  ist. 

Wie,  and 

§.  423.  Um  der  Sache,  welche  gepfändet  werden  soll,  sich  zu  bemäch- 
tigen, sollen  weder  gefährliche  Waffen,  noch  reissende  Hunde  gebraucht 
werden. 

was  gepfändet  werden  könne. 

§.  424.  In  der  Regel  sind  nur  Vieh,  und  andere  bewegliche  Sachen, 
ein  erlaubter  Gegenstand  der  Pfändung. 

§.  425.  Aber  auch  von  diesen  muss  nicht  mehr  gepfändet  werden,  als 
nothwendig  ist,  um  den  erlittenen  Schaden  nach  einem  ungefähren  Ue- 
berschlage  zu  decken,  oder  sich  des  Beweises  def  unternommenen  Be- 
einträchtigung zu  versichern. 

§.426.  Ist  der  Gepfändete  erbötig,  statt  des  zu  pfändenden  Stücks 
ein  anderes  Pfand,  welches  zu  vorstehender  Deckung  des  Pfändenden 
hinreichend  ist,  niederzulegen;  so  ist  der  Pfändende  selbiges  anzuneh- 
men, und  nöthigen  Falls  dem  Andern  bis  an  den  nächsten  Ort,  wo  die 
Miederlegung  geschehen  kann,  zu  folgen  schuldig. 

§.427.  Von  Fracht-  und  Rcisewagen  dürfen  die  geladenen  Güter, 
wider  den,  "Willen  des  Inhabers,  nicht  gepfändet  werden. 

§.  428.  Wegen  blossen  Uebcrtretens  des  Viehes  in  ungeschlossenen 
Feldern  findet  unter  Nachbarn  keine  Pfändung  Statt. 

§.  429.  Ganze  Heerden  zu  pfänden  ist  nur  alsdann  erlaubt,  wenn  ein- 
zelne Stücke  davon  nicht  gepfändet  werden  können,  oder  wenn  durch 
Pfändung  solcher  einzelnen  Stücke  der  gesetzmässige  Zweck,  der  Pfän- 
dung gar  nicht  zu  erreichen  stünde. 

§.430.  Personen  sollen  nur  alsdann  angehalten  werden,  wenn  die 
Sachpfändung  entweder  gar  nicht,  oder  nicht,  ohne  sich  zugleich  der 
Person  zu  versichern,  bewerkstelliget  werden*  kann. 

Pflichten  des  Pfändenden   nach  geschehener  Pfändung;. 

§.  431.  Der  Pfänder  muss  die  geschehene  Pfändung  den  Gerichten 
des  Orts  sofort  anzeigen,  und  die  gepfändeten  Stücke  denselben  zur 
Verwahrung  abliefern. 

Rescript  ».  24.  $tc&r.  1816,  ftetr.  lai  Verfahren  Ui  Wäntuttgen. 

Äuf  Den  SBcrtcbt  totr  Einigt.  Dber  2önbe$aerl<MÖ<(Soniniifj?on  vom  26.  t>.  üft./ 
wegen  be$  33erfabren0  bei  $fdnbuno,en/  ift  Der  äuft'J'^initfer  mit  bem  iperrn  üttinh  * 
tfer  Ui  Innern  in  Gorr.mtrnication  getreten/  unb  efl  roirb  nach  Dem  Darauf  ein» 
gegangenen,  in  2lbfd)rift  anltegenben  Hn»ortfd)reiben,  t>pm  14.  D.  ÜH./  DerSJniraa, 
b«$  SoUeaH : 

bie  Ort**  ©orgermeifter  ju  auiorifiren  /  bei  »orfaflenben  «pfänbungen  bie 
5>fänDer  anmnebmen/  ben  ©d>aben  ab§ufd)dfcen  /  unb  bernnddift  bie  aufge« 
nommenen  93erbanblungen  an  bie  betreffend  <8ert4)te  einjufenben/  aud) 
bie  Parteien  babin  ju  verroeifen/ 

Werburd)  genehmigt,  »onad)  ba*  ©eifere  ju  verfügen  tft.  t>.    ^.  93. 8.  ©.  243. 

§.  43$.  Ist  der  Gerichtshalter  nicht  gegenwärtig,  so  mag  die  Abliefe- 
rung auch  nur  an  die  Dorfgerichte  gültig  geschehen. 

Pflichten  der  Gerichte  hei  geschehenen  Pfändungen. 

§•433.  Ist  die  Pfändung  wegen  einer  Beschädigung  unternommen 
worden:  so  müssen  die  Gerichte  den  Schaden  sofort  untersuchen  und 
abschätzen. 

§.  434-;  Haben  die  Gerichte  des  Orts,  wo  die  Pfändung  geschehen  ist, 
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oder  die  ganze  Gemeine  eiu  Interesse  bei  der  Sache:  so  muss  der  Ge- 
richtshalter'benachbarte  unparteiische  Gerichte  zuziehen. 

§.  435.  Zu  dieser  Abschätzung  muss  der  Gepfändete  vorgeladen  wer- 
den, wenn  derselbe  gegenwärtig,  oder  dergestalt  in  der  Nähe  ist,  dass 
er  binnen  vier  und  zwanzig  Stunden  erscheinen  könnte. 

§.436.  Hat  aber  der  Gepfändete  sich  entfernt;  oder  erscheint  der- 
selbe auf  die  ergangene  Vorladung  nicht :  so  kann  die  Abschätzung  auch 
ohne  ihn  vorgenommen  werden. 

§.  437.  Der  Tieschädiger  ist  allemal  schuldig,  auf  die  Entschädigungs- 
klage bei  den  Gerichten  des  Orts,  wo  die  Pfändung  erfolgt  ist,  sich  ein- 
zulassen. 

§.  438.  Hat  der  Beschädiger,  auch  innerhalb  Dreier  Tage  nach  der 
Abschätzung,  sich  nicht  gemeldet,  so  kann  mit  gerichtlicher  Versteige- 
rung des  Pfandes  verfahren  werden. 

Rechte  de«  Pfändenden  au«  einer  gehUt-ig  geschehenen  Pfändung. 

§.  439.  Von  dein  gclöseten  Kaufgelde  kann  der  Pfänder  den  Ersatz 
des  Schadens,  alle  gerichtliche  und  aussergerichlliche,  durch  die  Pfän- 
dung verursachte  Kosten,  und  das  in  den  Proviuzialgcsctzen  näher  be- 
stimmte Pfandgeld  fordern. 

1)  Verordnung  n.  l.  gjiaf  1803,  uüber  Da«  Smtaeiben  Ul  2Sie&e*  oftne  Birten 
für  Oft»  unD  50«flp«uflen. 

2)  Verordnung  ».  8.«»rll  1806  beleben  %nWi  für  bie  TOarf  unb  Bommern. 

3)  Bescrlpt  t>.  9.  SM  1823,  betr.  bat  ^fanbatlb  in  Greußen. 

(«d  1-3  f.  )U  I.  6.  f.  7J.       I.  6.200-204.) 

4)  Rescript  \>.  5.  «Hottbr.  182»,  betr.  bei  ^fanbartb  beim  £ol$biebftaf)f. 

Da«  Oanb*  unb  ©tabtgericht  ui  Rellin  traut  in  bem  abfdiriftlicfi  anüegen»- 
ben  Sfleridjte  oom  30.  »,2tt.  bei  nnt  cm,  ob  bef  jebem  £oljbicbßabl  3>fanbaelb 
jum  2tnfa&  fomme,  ober  nur  a löb ann,  wenn  bic  «Dfdnbung  auf  frifcher  2bat 
erfolgt  fri? 

Da*  ©efefc  wegen  Unrerfucfcungen  unb  SSeftrafung  Iti  ßolibiebflabf«"  »om  7. 
3unt  1821  In- 0  im  in  t  im  §.i.  in  änfebuna,  be*  «pfanbgelbe«  beim  einfädln  #oIj* 
biebftabl,  ba§  ti  ju  erlegen  fei/  wo  <i  obferoanjmdfjtg  hergebracht  ift.  Da  nun 
fowobl  bie  gorft-Orbnung  ffir  «Pommern  »om  2h.  Öecbr.  1777.  Tit.  14.  §.42. 
alt  bie  93crorbnung  wegen  95efirafuna  ber  gorjioerbrechen  Dorn  22.  3unl 
1800  in  fine  beftimmt,  ba§  bei  bem  ftoljbiebjJabl/  auger  ber  ©träfe/  auch  $fanb» 
gelb  erlegt  »erben  fo((;  fo  wirb  ti  fein  Siebenten  fcaben,  ba§  ba$  «Pfanbgelb  in 
Bommern  betm  Swljbfebftabl  gefefelid)  unb  obferoanimdjjifl  ift.  «Jlur  fragt  <*  fich, 
wenn  unb  reo  gepfdnbet  werben  fann?  Die  gorfhDrbnung  beftimmt  Herüber 
nicht*,  unb  wir  finb  bober  ber  «Meinung,  ba|  auf  bas  31. ß.  9f.  2b.  L  Sit. i4. 
Stbtchu.  4.  vi  recurriren  fei,  unb  nad)  §.  4i9  unb  420.  bie  <J)fdnbung  nur  auf 
frifdur  Xbat  unb  in  ber  gorft,  wo  ber  £ol*biebftabt  oerübt  10/  erfolgen/  mitbin 
ber  goftbebiente  ben  «efebdbiger  mit  ber  Sfdnbung  nicht  »erfolgen,  unb  noch 
Weniger  bemfelben,  wenn  bie  «Pfdnbung  nicht  auf  frifcher  £bat  erfotat/  «Dfanb« 
gelb  abforbern  fbnne.  5m  gau*  eine  äonigl.  «Regierung  hiermit  einoeruanben 
ift,  erfueben  wir  >lßoblbicfelbe  ergebend/  bie  Domainen  «gorfibebienten  banach  an« 
iuweifen,  unb  werben  wir  bie  iKefolution  an  ba*  ßanb-  unb  (gtabtgericfct  in 
SBoOin  bi»  jum  Eingänge  3&rer  Antwort  autffefeen.   (Stettin,  ben  i4.  fcpril  1824. 

ßbnigt.  «preufslfche*  £>.  2.  ©er.  »on  Bommern. 

Dem  JS&niol  D  9.  ©er.  wirb  auf  ben,  wegen  be*  tyfanbgelbe*  bei  Äoljbieb* 
fldbten  unter  bem  10.  ^uniuß  b.  3.  erftatteten  «erlebt,  bei  SuradTenbung  bei 
bamit  eingereichten  Schreiben*  ber  borttaen  Regierung  oom  20.  SWai  b.  %,  hier- 
mit erbifnet/  bog  ber  3ufttj*aniniflrr  (Ich  für  bie,  in  biefem  iRerid)fe  unb  in 
bem  an  bie  gebadjte  «Regierung  oon  bem  (JoUegto  unter  bem  l4.3tpril  b.  3f.  erlaffe« 
nen  Schreiben  auiSgefprocbenen  SOteinung  erfldrt,  unb  ber  £err  gin^anj« SDtiniöer 
bie  SKegierung  angewiefen  bat,  naeft  bie|er  2f nftctjt  ju  verfahren. 

JBerlin,  ben  5. 3lo»ember'  1824.  o. «.  %  SB-  25.  ©.  130. 
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§.  440.  Wenn  der  Schade  von  Mehreren  verursacht,  und  nur  einer 
oder  etliche  gepfändet  worden:  so  kann  dennoch  der  Pfänder  seine 
Entschädigung  für  das  Ganze  aus  dem  gelösetcn  Kaufgelde  nehmen. 

§.  441.  Bei  Vieh  kann  das  Pfandgeld  nicht  von  der  ganzen  Heerde, 
sondern  nur  von  den  gepfändeten  Stücken  gefordert  werden. 

§.  442.  Ist  also  in  dem  Falle  des  §.  429.  oder  sonst  eine  ganze  Heerde 
angehalten,  oder  eingetrieben  worden;  so  müssen  die  Gerichte  des  Orts, 
und  in  Abwesenheit  des  Justiziarii,  die  Dorfgerichte  sofort  bestimmen: 
wie  viel  Stücke  davon,  nach  dem  Grundsatze  §.  425.,  bis  zum  Austrage 
der  Sache  zurückbehalten  werden  sollen. 

§.  443.  Nur  diese  Stücke  sind  als  gepfändet  anzusehen,  und  nur  von 
diesen  kann  Pfandgcld  gefordert  werden. 

§.  444.  Das  Pfandgeld  verbleibt  dem  Pfänder,  wenn  bloss  wegen 
Störung  gepfändet  worden;  oder  derselbe  sich  damit  statt  des  Schadens- 
ersatzes begnügen  will. 

§.445.  Fordert  aber  der  Pfänder  besondern  Schadensersatz:  so  muss 
er  die  Hälfte  des  Pfandgeldcs  der  gemeinen  Casse  des  Orts  überlassen. 

Recht  des  Gepfändeten. 

§.  446.  Widerspricht  der  Gepfändete  der  Rechtmässigkeit  der  Pfän- 
dung, und  dem  Verkaufe  der  Pfandstücke:  so  muss  ihm  darüber  recht- 
liches Gehör  verstattet  werden. 

§.  447.  Zu  di  eser  rechtlichen  Erörterung  gehört  es  auch,  wenn  der 
Gepfändete  behauptet,  dass  der  wirklich  vorgefallene  Schade  durch  die 
eigene  Schuld  und  Nachlässigkeit  des  Pfändenden  entstanden  sei. 

§.  448.  Sobal  d  der  Gepfändete  auf  rechtliches  Gehör  anträgt,  müssen 
ihm  die  Gerichte  die  gepfändeten  Stücke,  mit  Vorbehalt  der  Rechte  des 
Pfanders,  abfolsen  lassen. 

§.  449.  Steht  jedoch  der  Gepfändete  unter  einer  andern  Gerichtsbar- 
keit; oder  ist  er  nicht  für  hinlänglich  sicher  zu  achten:  so  kann  er  die 
Verabfolgung  der  Pfänder  nur  gegen  Bestellung  einer  annehmlichen 
Caution  für  alles  das,  was  der  Beschädigte  nach  §.  439.  zu  fordern  hat, 
verlangen.  * 

§.450.  So  oft  die  Verabfolgung  der  Pfänder  vor  ausgemachter  Sache 
geschieht,  muss  der  Gepfändete  dieselben  aus  der  gerichtlichen  Verwah- 
rung abholen. 

Von  Pfändungen,  die  bloss  lum  Schutze  gegen  Störungen  geschehen. 

§.  451.  Ist  die  Pfändung  bloss  in  der  Absicht,  sich  gegen  Beeinträch- 
tigungen eines  vermeintlichen  Rechts  zu  schützen,  vorgenommen  wor- 
den: so  kann  der  Pfänder  nur  das  Pfandgeld  und  den  Ersatz  der  Kos- 
ten fordern. 

§.  452.  Der  Richter  des  Orts  muss  also  die  Parteien  nur  summarisch 
vernehmen,  und  die  Pfandstücke  dem  Eigenlhümer,  jedoch  in  dem  Falle 
des  §.  449.  gegen  Caution,  abfolgen  lassen. 

§  453.  Auch  muss  dem  Pfändenden,  auf  sein  Verlangen,  eine  Recog- 
nition  über  die  erfolgte  Pfändung,  und  die  nur  mit  Vorbehalt  seines 
Rechts  geschehene  Rückgabe  der  Pfänder,  auf  Kosten  des  Gepfändeten 
ausgefertigt  werden. 

§.  454.  Das  Erkenntniss  über  die  Rechtmässigkeit  der  Pfändung, 
und  was  dem  anhängig  ist,  bleibt  in  diesem  Falle  bis  zum  Erkenntnisse 
in  der  Hauptsache  ausgesetzt. 

§•  455.  Die  Klage  über  die  Beeinträchtigung  inuss  bei  dem  ordentli- 
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chen  Gerichtsstande,  wohin  die  Sache  auch  ohne  Rücksicht  auf  die  ge- 
schehene Pfändung  gehören  würde,  angestellt  werden. 

§.456.  Ist  aber  der  Gepfändete  ein  Ausländer;  so  muss  er  Caution 
bestellen,  dass  er  vor  den  Gerichten  des  Orts  sich  einlassen,  und  was 
erkannt  werden  wird,  gehörig  befolgen  wolle.  \ 

§.  457.  Weigert  er  sich  dessen,  so  soll  das  Pfand  gerichtlich  verkauft, 
Pfandgeld  und  Kosten  davon  bestritten,  der  Ueberrest  in  aas  gericht- 
liche Depositum  genommen,  und  dem  Pfänder  nach  §.  453.  Röcognition 
ertheiit  werden.  \ 

ExeeMt  bei  Pfändungen.  \ 

§.  458.  Einer  geselzmässig  unternommenen  Pfändung  darf  sich  Nie- 
mand widersetzen. 

§.  459.  Wer  sich  dem  Pfändenden  im  Begriffe  der  vorzunehmenden 
Pfändung  entzieht,  muss  das  Pfandgeld  doppelt,  und  wer  sich  der  Pfän- 
dung mit  Gewalt  widersetzt,  muss  dasselbe  vierfach  entrichten. 

§.460.  Der  das  einfache  Pfandgeld  übersteigende  Betrag  fällt,  als 
Strafe,  allemal  der  gemeinen  Casse  des  Orts  anheim. 

§.461.  Wer  bei  einer  vorfallenden  Pfändung  den  Andern  schimpft, 
schlägt,  oder  sonst  beschädigt,  soll  nach  aller  Strenge  der  Criminal- 
gesetze  bestraft  werden. 

§.  462.  Wer  unrechtmässiger  Weise  gepfändet  hat,  muss  das  Pfand 
dem  Andern  kostenfrei  zurück  liefern,  und  demselben  für  den  verur- 
sachten Schaden  und  entgangenen  Gewinn  vollständi  ge  Genugthuuog 
leisten. 

§.  463.  Auch  hat  derjenige,  welcher  Pfändungen  wi  derrechtlich  vor- 
nimmt, nach  Bewandniss  der  Umstände,  die  gesetzmässigen  Strafen  der 
unerlaubten  Selbsthülfc  oder  beleidigten  Freiheit  des  /Indern  verwirkt. 
(Th.  2.  Tit.  20.  Abschn.  4.  12.) 

§.  464.  Ist  die  unrechtmässige  Pfändung  ohne  Verüb  »ung  persönlicher 
Gewalt  geschehen:  so  dient  der  Betrag  des  im  Falle  «der  Rechtmässig- 
keit zu  erlegen  gewesenen  P/andgeldes,  zum  Maasstaatbe  der  dem  un- 
befugten Pfänder  aufzulegenden  Geldstrafe. 

§.  465.  Auch  derjenige,  welcher,  nachdem  er  gepfän  det  worden,  sich 
eigenmächtig  wieder  in  Besitz  des  Pfandes  zu  setzen  unternimmt,  oder 
einer  Gegenpfändung ,  aus  vermeintlichem  Wicdervergeltungsrechte, 
sich  anmaasst,  wird  nach  den  Vorschriften  §.  462-464.  beurtheilt. 

1  s 

Fünfter  Abschnitt* 

- 

Von  Protestationen. 

§.  466.  In  allen  Fällen,  wo  die  Pfändung  nach  den  Gesetzen  nicht 
Statt  findet,  oder  der  Berechtigte  sich  dieses  Mittels  nicht  bedienen  will, 
.  kann  er  sein  Recht  durch  eine  gerichtliche  Protestation  gegen  alle  nach- 
theiligc  Folgen  verwahren. 

§.  467.  Er  muss  aber  zugleich  dafür  sorgen,  dass  die  eingelegte  Pro- 
testation dem  Gegentheile  durch  die  Gerichte  bekannt  gemacht  werde. 

§.  468.  Von  Protestationen  zur  Unterbrechung  der  Verjährung;  zur 
Verhütung  der/  für  ein  Realrecht  auf  ein  Grundstück  durch  die  Anträge 
und  Verfügungen  eines  Dritten  bei  dem  Hypothekenbuche  zu  besor- 
genden Nachtheils;  ingleichen  von  Wechselprotestationen,  iot  dasErfor- 
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derliche  gehörigen  Orts  vorgeschrieben.  (Tit;9.  §.603.  Tit.  20.  §.  415. 
Tb.  2.  Tit.  8.  Abschn.  8.) 

§.469.  Blosse  Vorbehalte  bei  Zahlungen  und  andern  dergleichen 
Handlungen,  wodurch  die  Erfüllung  einer  Verbindlichkeit  geleistet 
wird,  sind  nicht  nach  den  Regeln  von  Protestationen  zu  beurtheilen; 
sondern  ihre  Wirkung  ist  nach  der  Natur  der  Handlung  selbst,  welcher 
sie  beigefügt  werden,  zu  bestimmen. 


Fünfzehnter  Titel. 

Von  Verfolgung  des  Eigenthnms. 

Wer  vindiciren  könne. 

§.  1.  Der  wahre  Eigcnthümer  hat  das  Recht,  seine  Sache,  die  seiner 
Gewahrsam  ohne  seinen  Willen  entnommen  ist,  oder  vorenthalten  wird, 
von  jedem  Inhaber  und  Besitzer  zurückzufordern. 

§.  2.  Wie  weit  dieses  Rückforderungsrecht  auch  einem  Besitzer  ge- 
gen andere  Inhaber  und  Besitzer,  und  selbst  gegen  den  Eigentümer, 
zukomme,  ist  im  Siebenten  Titel  bestimmt.  (Tit.  7.  §.  162.  sqq.) 

§.  3.  Auch  der  Eigenthümer  eines  Rechts  kann  dieses  sein  Eigenthum 
gegen  jeden  Anmaasser  desselben  verfolgen. 

§.  4.  In  wie  fern  der  Besitzer  eines  Rechts  diesen  seinen  Besitz  ge-  ' 
gen  einen  Andern,  der  sich  eben  dasselbe  Recht  anmaasset,  verfolgen 
könne,  ist  nach  gleichen  Regeln,  wie  bei  dem  Besitze  körperlicher  Sa- 
chen, zu  beurtheilen. 

§.  5.  Der  Umfang  des  Rechts  selbst  aber,  und  in  wie  fern  die  darun- 
ter begriffenen  Befugnisse  nur  gegen  gewisse  Personen,  oder  auf  gewisse 
Sachen,  und  gegen  jeden  Besitzer  derselben  ausgeübt  werden  können, 
ist  nach  der  Natur  und  Beschaffenheit  des  Rechts  zu  beurtheilen.  (Tit. 
2.  §.  131.  sqq.) 

§.6.  Kinder  können  die  zu  ihrem  Vermögen  gehörenden,  von  dem 
Tater  veräusserten  Grundstücke  und  Gerechtigkeiten,  wenn  die  Ver- 
ausserung  mit  Vernachlässigung  der  gesetzlichen  Vorschriften  gesche- 
hen ist,  auch  bei  noch  fortdauernder  väterlicher  Gewalt  zurückfordern. 

§.  7.  Eine  gleiche  Befugniss  steht  auch  der  Ehefrau,  in  Ansehung  der 
zum  vorbehaltenen  Vermögen  gehörenden  Stücke,  ingleichcn  wegen  der 
eingebrachten  Grundstücke  und  Gerechtigkeiten,  wenn  sie  der  Mann 
gegen  die  Vorschrift  der  Gesetze  einseitig  veräussert  hat,  noch  während 
der  Ehe  zu.  (Th.  2.  Tit.  1.  Abschn.  5.) 

§.  8.  Erben  können  ihre  eigenen  von  dem  Erblasser  veräusserten  Sa- 
chen zurückfordern. 

§.9.  Sie  müssen  aber  dem  Beklpgten,  nach  den  Kräften  der  Erb- 
schaftsmasse, eben  so  gerecht  werden,  als  der  Erblasser  dazu,  wenn  die 
Vindication  noch  bei  seiner  Lebenszeit  erfolgt  wäre,  verpflichtet  gewe- 
sen sein  würde. 

§.  10.  Sind  sie  Erben  ohne  Vorbehalt  geworden,  so  können  sie  auch 
ihre  eigenen,  von  dem  Erblasser  veräusserten  Sachen  nicht  vindiciren. 

Gegen  wen  die  Vindication  Statt  finde. 

§.  y.  Das  Recht  der  Rückforderung  findet  nur  gegen  den  wirklichen 
Besitzer  oder  Inhaber  der  Sache  Statt;  in  so  fern  letzlerer,  sich  nicht 
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durch  Benennung  dessen,  für  den  er  besitzt,  von  dem  Ansprüche  befreiet. 
(Tit.  7.  §.  165  sqq.) 

§.  12.  Wer  sich  zum  Schaden  des  Klägers  für  den  Besitzer  der  Sache 
fälschlich  ausgegeben  hat,  haftet  demselben  für  das  ganze  Interesse. 

§.  13.  Der  Kläger  ist  also  zwar  schuldig,  wegen  der  Sache  selbst  an 
den  wahren  Besitzer,  in  so  fern  dieselbe  gegen  diesen  noch  vindicirt 
werden  kann,  sich  zu  halten. 

§.  14.  Wenn  aber  auch  dieses  geschieht,  so  bleibt  ihm  dennoch  der 
sich  angebende  falsche  Besitzer,  wegen  alles  aus  dieser  falschen  Angabe 
erwachsenden  Schadens,  und  entgehenden  Gewinns,  verantwortlich. 

/§.  15-  Eben  diese  Vorschriften  finden  auch  gegen  denjenigen  Statt, 
der  eine  Sache  unredlicher  Weise  an  sich  gebracht,  und  sie  hiernächst 
weiter  veräussert  hat. 

§.  16.  Derjenige,  welcher  die  in  Anspruch  genommene  Sache,  nach 
eingehändigter  Vorladung  weiter  veräussert,  wird  in  so  fern  einem  un- 
redlichen Besitzer  gleich  geachtet. 

Wirkungen  der  Vindication  gegen  einen  unredlichen  oder  anrechtfertigen  Betitier. 

§.  17.  Wer  eine  fremde  Sache  unredlicher  Weise  an  sich  gebracht 
hat,  inuss  sie  dem  dazu  besser  berechtigten  Rückforderer  unentgeldlich 
herausgeben. 

§.  18.  Ein  Gleiches  findet  gegen  Jeden  Statt,  welcher  die  Sache  von 
einer  verdächtigen  Person  an  sich  gebracht  hat. 

§.  19.  Für  verdächtig  sind  diejenigen  anzusehen,  welche  mit  Sachen 
derselben  Art,  von  welcher  die  Rede  ist,  nicht  zu  handeln,  oder  der- 
gleichen nach  ihrem  Stande  und  Lebensart  nicht  zu  besitzen  pflegen. 

Anh.  §.49.  Diejenigen  Verkäufer  eines  Pferdes  sind  für  ver- 
dächtig  zu  halten,  welche  ausser  den  öffentlichen  Märkten 
P/erde  zum  Verkauf  feil  bieten,  ohne  als  Rosstäuscher  oder 
angesessene  Leute  bekannt  zu  sein,  oder  sich  als  solche  zu 
legitimiren,  und  dem  Käufer  ihre  Legitimation  zuzustellen. 

entnommen  au*  bem  IKefcr.  b.  27.  <fio\>6r.  1797.   ».  9t.  IV.  6.  379. 

Anh.  §.  50.  Niemand  soll  sich  mit  einem  bekannten  oder  un- 
bekannten Soldaten  ohne  Beisein  des  Feldwebels  oder  Wach- 
meisters in  Kaufgeschäfte  einlassen,  es  wäre  denn,  dass  der 
Soldat  die  ausdrückliche  Erlaubniss,  gewisse  Fabrikate  öf- 
fentlich feil  bieten  zu  können,  schriftlich  erhalten  hätte,  und 
sich  deshalb  gegen  den  Käufer  legitimiren  könnte*  widrigen- 
falls ein  solcher  Käufer  es  sich  selbst  beizumessen  hat,  wenn 
er  nicht  nur  die  gekaufte  Sache  zu  jeder  Zeit  unentgeldlich 
herausgeben  muss,  sondern  ihn  auch  noch  überdies,  falls 
sie  etwa  gestohlen  sein  sollte,  die  in  den  Gesetzen  auf  den 
unvorsichtigen  Ankauf  gestohlner  Sachen  geordnete  Strafe 
treffen  wird. 

1)  Verordnung  t.  18.  gjiärj  1811,  betr.  bie  SreJfjeit  ber  tinteroffcstere  nnb  €ol< 
böten  fiter  l&r  öSermöaen  su  btfponiren,  |.  6,  wobuvä  bte  «Beßimmuna  be*  f.  50  bei  «nb. 
auf  Wunatur*  unb  SHontirungMütft  befäränft  ifJ.   (f.  tu  II.  10.  §.27.) 

2)  Verordnung  ö.  s.  2):ai  1809,  betr.  ba*  «Cerbot  bei  tuifatift  bon  ©eaenfläirtw 
geitrtOnUäer  ©<&f(?#Iabuna  von  @d>iffem.   <f.  ju  II.  20.  (.  1231  sqq.) 

§.  20.  Was  der  unredliche  Besitzer,  oder  der  demselben  gleich  zu 
achten  ist,  wegen  der  Nutzungen,  Schäden  und  Kosten,  dem  Rückfor- 
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derer  zu  vertreten  habe,  ist  gehörigen  Orts  bestimmt.  (Tit.  7.  §.222.sqq*) 
§.21.  Wer  eine  Sache  von  einem  solchen,  von  dem  er  weiss,  oder 
muthmaasset.  dass  er  darüber  zu  verfügen  nicht  berechtigt  sei,  an  sich 
bringt,  in  der  Absicht,  dieselbe  dem  rechtmässigen  Eigenthümer  oder 
Besitzer  zu  erhalten:  der  ist  nach  den  Regeln  des  zweiten  Abschnitts 
im  Dreizehnten  Titel  zu  beurtheilen. 

§.  22.  Wer  aber  mit  diesem  Einwände  gegen  die  rechtlichen  Folgen 
einer  unrechtfertigen  Erwerbung  sich  schützen  will;  der  muss  nachwei- 
sen, dass  er  seine  Absicht,  die  Sache  für  den  Eigenthümer  zu  erhal- 
ten, bei,  oder  sogleich  nach  der  Erwerbung,  deutlich  an  den  Tag  ge- 
legt habe. 

§.  23.  Was  wegen  der  Sachen,  welche  der  Feind  erbeutet,  und  nach- 
her au  Andere  überlassen  hat,  Rechtens  sei,  ist  gehörigen  Orts  vorge- 
schrieben. (Tit.  9.  §.  199.  200.) 

gegen  einen  redlichen  Debitier* 

§.24.  Wer  die  entfremdete  Sache  zwar  redlicher  Weise,  aber  unent- 
geldlich  an  sich  gebracht  hat,  mnss  sie  gleichergestalt  unentgeldlich  dem 
rechtmässigen  Eigenthümer  oder  Besitzer  verabfolgen. 

§.  25.  Wer  die  dem  rechtmässigen  Eigenthümer  oder  Besitzer  abhan- 
den gekommene  Sache  von  einer  unverdächtigen  Person,  durch  einen 
lästigen  Vertrag,  an  sich  gebracht  hat,  muss  dieselbe  zwar  ebenfalls  zu- 
rückgeben; 

§.  26.  Er  kann  jedoch  dagegen  die  Erstattung  alles  dessen,  was  er 
dafür  gegeben  oder  geleistet  hat,  fordern. 

§.  27.  Die  Rechte  und  Pflichten  eines  redlichen  Besitzers  in  Anse- 
hung der  auf  .seine  Besitzzeit  treffenden  Ausgaben,  Nutzungen,  Verbes- 
serungen und  Verschlimmerungen,  sind  im  Titel  vom  Besitze  bestimmt. 
(Tit.  7.  §.1S9.  sqq.)  .  >r 

§.  28.  Hat  der  redliche  Erwerber  einer  fremden  Sache  selbige  redli- 
cher Weise. hinwiederum  veräussert:  so  ist  er  dein  Eigenthümer,  wenn 
dieser  auf  andere  Art  nicht  vollständig  entschädigt  werden  kann,  den 
bei  der  verausserung  gezogenen  Vortheil  zu  verabfolgen  gehalten. 

§.  29.  Bei  Berechnung  dieses  Vortheils  muss  dem  gewesenen  redli- 
chen Besitzer  alles,  was  er  während  seiner  Besitzzeit  anderwärts  her, 
ab  aus  der  Sache  selbst,  zu  deren  Erhaltung  oder  Verbesserung  ver- 
wendet hat,  zu  gute  gerechnet  werden. 

§.  30.  Auch  findet  dergleichen  Anspruch  an  den  gewesenen  Besitzer 
der  Regel  nach  nur  innerhalb  Eines  Jahres,  nach  der  von  ihm  gesche- 
henen Veräusserung,  Statt. 

§.  31.  Kann  der  Beklagte  nachweisen,  dass  er  den  bei  der  Vcräusse- 
rong  gezogenen  Vortheil  durch  Zufall  wieder  verloren  habe:  so  ist  er 
auch  innerhalb  dieser  Jahresfrist  von  dessen  Herausgebung  an  den  Klä- 
ger frei. 

§.  32.  Dagegen  ist  der  Kläger,  auch  nach  Ablauf  der  Frist,  die  Her- 
ausgabe des  Vortheils  zu  fordern  berechtigt,  wenn  er  nachweisen  kann, 
dass  der  Beklagte  sich  noch  wirklich  im  Besitze  desselben  befinde. 

Von  der  Angabe  and  Nachweiiung  des  Betttttiteis. 

§.  33.  In  welchen  Fällen  derjenige,  der  wegen  einer  in  seinem  Besitze 
befindlichen  Sache  angesprochen  wird,  zur  Angabe  seines  Besitztitels 
gehalten  sei,  ist  gehörigen  Orts  festgesetzt.  (Tit.  7.  §.  180.  sqq.) 

§.  34.  Sobald  der  Kläger  nachgewiesen  hat,  dass  die  in  Anspruch  ge- 
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nommene  Sache  seinem  rechtmässigen  Besitze  ohne  seinen  Willen  ent- 
kommen sei,  ist  der  Beklagte  in  allen  Fällen  schuldig,  seinen  Besitztitel, 
und  den,  von  welchem  er  denselben  erhalten  hat,  anzugeben. 

§.  35.  Bei  Erben  eines  solchen  in  Anspruch  genommenen  Besitzers 
ist  es  genug,  wenn  sie  nachweisen,  dass  die  streitige  Sache  in  dem  Nach- 
lasse befindlich  gewesen  sei. 

§.  36.  Wegen  der  in  öffentlichen  Versteigerungen,  in  Kaufläden,  oder 
auf  Messen  und  Märkten  erkauften  Sachen,  finden  überhaupt  die  Vor- 
schriften des  §.  42.  43.  44.  Anwendung. 

§.  37.  Wer  in  den  nicht  ausgenommenen  Fällen  seinen  Vormann  und 
Besitztitel  nicht  angeben  kann,  muss  die  Sache  unentgeldlich  zurück- 
geben. 

§.  38.  Dagegen  ist  dieser  Umstand  allein  noch  nicht  hinreichend,  ihn 
zu  den  übrigen  Vertretungen  eines  unredlichen  Besitzers,  wegen  der 
Natzungen,  Schäden  und  sonst,  zu  verpflichten. 

§.  39.  Wer  aber  auf  gerichtliches  Befragen  die  Angabe  seines  Vor- 
mannes oder  Besitztitels  beharrlich  verweigert,  ohne  Umstände  nach- 
weisen zu  können,  die  es  wahrscheinlich  machen,  dass  ihm  beides  wirk- 
lich unbekannt  oder  entfallen  sei;  der  ist  in  allem  Betrachte  für  einen 
unredlichen  Besitzer  zu  achten. 

§.  40.  Ein  Gleiches  findet  gegen  denjenigen  statt,  der  den  Besitz  der 
Sache  dem  Richter  freventlich  abgeleugnet  hat. 

§.  41.  Wer  den  Besitz  einer  gestohlnen  oder  verlornen  Sache  ver- 
heimlicht, der  begründet  die  Vermuthung  wider  sich,  dass  er  sie  unred- 
licher Weise  an  sich  gebracht  habe. 

W*i  für  Sachen  nicht  vindiciri  werden  können. 

§.  42.  Sachen  die  von  dem  Fisco,  oder  bei  Öffentlichen  Versteigerun- 
gen erkauft  worden,  sind  keiner  Vindication  unterworfen. 

§.43.  Ein  Gleiches  gilt  von  Sachen,  die  in  den  Läden  solcher 
Kaufleute,  welche  die  <iilde  gewonnen  haben,  erkauft  worden^ 

§.  44.  Wer  ausserdem  eine  Sache  auf  Messen  und  Märkten,  oder 
sonst  von  Leuten,  welche  Sachen  dieser  Art  unter  obrigkeitlicher  Er- 
laubniss  öffentlich  feil  haben,  erkauft  hat,  dem  kommen,  wegen  der  nur 
gegen  Ersatz  zu  leistenden  Rückgabe,  die  Rechte  eines  redlichen  Besit- 
zers zu. 

§.  45.  Baares  cursirendes  Geld  kann  gegen  einen  redlichen  Besitzer 
nicht  zurückgefordert  werden,  wenn  selbiges  auch  noch  unvermischt 
und  unversehrt  in  dem  Beutel  oder  anderem  Behältnisse,  in  welchem  es 
Vorhin  gewesen  ist,  gefunden  werden  sollte. 

§.  46.  Hat  jedoch  der  gegenwärtige  Besitzer  des  Geldes,  welches  un- 
ter obigen  Umständen  noch  von  allem  andern  Gelde  mit  Gewissheit 
unterschieden  werden  kann,  dasselbe  unentgeltlich  überkommen;  so 
muss  er  es  dem  Eigenthümcr  herausgeben. 

§.  47.  Obige  Vorschriften  (§.45.  46.)  gelten  auch  von  den  auf  jeden 
Inhaber  lautenden  Papieren  und  Urkunden,  so  lange  dieselben  nicht 
ausser  Cours  gesetzt  worden. 

1)  Reserlpt  ».s.ttrtrj  1795,  un.  bfe  Seßimmuna,  wetAe  %ant «öMIgaHwien  all 

hültU  an  porteur  afUtlfeftetl  fmb. 

SDa  Unfer  jpauptbancoblrecfortum  notfcig  (jefiinben  bat/  mit  fecr  dufern  gorra 
bet  2)ancoot>(igcrtlonen  eine  S3erdnberuna,  fcergcßalt  |ti  treffen/  Da§  tiefelbm  ge* 
wnTeraaafjen  ao  Porteur  ßeßeflt/  tmft  HUx,  fontf  unnxMd)tiQt  gjrdfentont  o&ne 
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»eifere  gegltimatfon  für  ben  reditmdßigen  3fnfcaber  geachtet  Werben  foQ:  fo  i* 
jtDod)  mit  bemfelben  bie  SBerabrebung  getroffen  worben,  tiefe  93erdnberung  auf 
folebe  ©elber,  bfc  autf  gerichtlichen  ober  pormunbichaftlichen  Dcpojttitf,  ober  oon 
piis  corporibiw,  welche  unter  frffcnrfid)rr  Öutorifdt  abminiftriret  werben,  bei  ber 
$anco  belebt  werben*  nicht  *u  e£tenbiren,  oielmebr  e*  in  Slnfebung  tie- 
fer 5irt  von  Obligationen  bei  ber  bieberigen  f$orm,  fo  rote  überhaupt  bei  ber 
bisberigen  gSerfaffung,  überall  au  belaffem  Damit  aber  auch  bie  Jöancocomtoir* 
btk  s])iüfunq  ber  Segitimation  b<r  $rdfentanten  ber  auf  fold)e  Personas  m  orales 
lautenben  Obligationen  n id  t  in  ©erlegcnbeit,  unb  roie  (Ich  fchon  ereignet  bat/  in 
bie  ©efabr  qrratfcVn  mbgen,  wegen  einer  an  ben  unriebtiaen  Inhaber  unb  fal= 
(eben  $)rdfentanten  qelcitfeten  3af)!una.  in  gertd)tlid)e  Weiterungen  Perwitfelt/ 
unb  roobl  gar  gu  Doppelten  3ablungen  anget  alten  ju  roerben/  fo  wollen  wir 
tierbur*  feflfefcen: 

I.  bafl,  fo  rote  eä  in  Sfnfefeung  Unferer  ßanbetfcoflegiorum  unb  anberer  grfc§erer 
ein  formirte*  (Kollegium  auSmachenber  ©erichte  unb  SJormunbi'cbafttfdmter 
bei  ber  bisherigen  gorm  unb  ginriebtumj  ber  Quittungen  perbleibet/  alfo 
bei  ben  Meinem  (Berichten,  unb  tvrnu 

1)  bei  ben  SHagtfirdien  ber  Üeinern  ©tdbte  bie  Quittungen  über  einjujiebenbe 
SBancoobltgationen  oon  bem  üttflgiftratscoiu-gio  autfgefteflt/  unb  mit  bem 
(gtabtffegel  bekräftiget  fepn; 

2)  bei  £>omainenjuuijämtem  tiefe  Quittungen  oon  bem  ©omainen  ■  unb 
Sufhubeamten,  imal eichen  von  bem  Slctuario  unterzeichnet,  unb  ebenfalls 
las'  Stmteftegel  befgebrueft; 

3)  bei  9>rioat^  unb  anbem  einteilten  «patrimonialgerichten  bie  Quittungen 
pon  bem  j uftitiiuio  mit  Beifügung  beö  ®erid)t*|tegel0  aUdgefieUt  werben 
mfiffen. 

Dbne  eine  in  tiefer  $orm  autfgeftelltr  Quittung  wirb  funftig  Pon  Unfern  83an* 
cocornfoir0  feine  3ablung  geleiflet  werben. 

II.  SBenn  bie  03erid>fe  unb  Sormunhfchaftödmter  eine  SBancooblfgation  mit 
ihrer  oorfchriftämdßigen  Hnterichrift  quittiret,  jemanben  auö  ibrer  dritte/ 
einem  33ormunbe,  ober  einem  anbent/  pon  bem  nicht  mit  ©ewi§peit  con* 
fliret,  ba§  er  bem  »ancocomtoir  pon  $erfon  büildnglich  befannt  fei,  §ue 
eincafitrung  anvertrauet  haben;  fo  muß  baoon  jugleich  bem  beb&rigen 
SBancocomtoir  in  einem  mit  ber  porfdiriftämdfiigen  Unterfdjrift  unb  Surfte* 
adung  oerfebeneit  (Schreiben,  unter  beftimrater  Benennung  be5  autorifirten 
(Smpfdngerö  Nachricht  gegeben  werben. 

III.  Me  (Berichte,  befonberö  aber  bie  fleinern  27cagiffrdte  unb  ^atrtmonialge* 
ricrjtaobrigfeiten,  werben  ernftlid)  erinnert,  bie  2}orfd)riften  ber  ©epojttalorb» 
nun 4,  wegen  (tcherer  unb  forgfdltiger  Aufbewahrung  ber Söancoobltgationen 
unter  bepofttalmd§igem  SWcbluffe,  fo  wie  bie  aOgetneinen  33erorbntingen/ 
ftegen  aufmerffamer  guter  SSerroaprung  ber  ©ertchtdflegel ,  auf  tat?  forg» 
fdltigfte  ju  beobachten,  aQermafcen  wenn  in  ber  golge  eine  jum  Depoftto 
gcb&renbe  Obligation  auö  bem  Depofftalfaflen  anbera,  altf  burd)  gewaltfa« 
men  Einbruch  getf ob (en  .  ober  fonft  abbdnfcen  gebracht  Worten,  unb  berglet* 
eben  Obligation  unter  Sftachmachung  falfcber  Unten'cbriften  unb  (Bieget,  ober 
unter  2fttßbraud)una  be»  nicht  gebbrig  verwahrten  ©iegeltf/  bei  Unferer 
SBanco  prdfentirt  unb  pon  tiefer  ponorirt  werben  foflte/  bie  OerichtfobrigfeU 
ten  unb  (Serichtflbebiente,  roelche  fiep  einer  SJernad.ldfftaung  biefet*  gefegt« 
eben  33orfd)riften  ©Bulben  fommen  laQm,  ben  Depofttalintereflentett 
für  ben  baraud  entflebenben  2 diäten  prircipaliter  gerecht  werten  foüen. 

hiernach  habt  jbr  euch  fowohl  felbft  in  porfommenben  $dOen  aOergeborfarnft 
}u  achten,  aii  auch  bie  unfer  (Such  flepenben  igebbrben  *u  inftruiren. 

N.C.  C.  T.IX.  @.  24.47.  No  13  de  1795. 

2)  Gesetz  r>.  17.  Juni  1833,  n>eaen  Stu^OeUuna  von  «papieren,  weldje  eine  SaMunafc 
t>frpfti£ttuna  an  jct>en  3nbaber  enttjatten.    ©.  6.  g.  75.   (f.  iU  1. 11.  ft.  737.!».  1.  ©.  426.) 

§.  48.  Ausser  Cours  sind  solche  Papiere  gesetzt,  wenn  der  Eigentü- 
mer sein  Recht  daran,  auf  eine  in  die  Augen  fallende  Art  auf  dem  In- 
strumente selbst  vermerkt  hat: 

§•  49.  Ingleichen  alsdann,  wenn  auf  den  unter  öffentlicher  Autorität 
ausgefertigten  Papieren  dieser  Art,  durch  einen  den  Regeln  des  Insti- 


Digitized  by  Google 


160  ©rfler  £$efl.  $unfte$nter  Xitth  §.50. 

tuts  gemässen  Vermerk  erklärt  ist:  dass  sie  nicht  mehr  an  jeden  Inha- 
ber zahlbar  sein  sollen. 

§.  50.  Privat  vermerke  (§.  48.)  können  nicht  anders,  als  nach  vorher- 
gegangener gerichtlicher  Untersuchung,  durch  ein  auf  das  Instrument 
selbst  gesetztes  gerichtliches  Attest  aufgehoben,  und  das  Papier  wieder 
in  Cours  gesetzt  werden. 

§.  51.  l)ie  §.  49.  beschriebenen  Vermerke  hingegen  kann  nur  dasje- 
nige Institut,  welches  sie  gemacht  hat,  wieder  aufheben. 

1)  Reseript  o.  29.9D?är$  1806,  utv.  ba«  »erfahre»  bei  gsiebercouvigebuitg  ante 
@ouv$  gefettet  <prant>6if<fif.  j 

Die  pommerfche  ©eneral^anbfchaft*  ©irection  wirb  nächfien*  ba$  abfdjrift» 
lief)  auliegenbe  Publicanbunt/  ba*  ©erfahren  bei  ber  2Blebereoiir0gebung  nu^er 
Umtauf  gefegter  «Pfandbriefe  betreffenb/  burch  bejfcn  ^nfertion  in  tee  &f« 
fentlicben  ©Idtter  *ur  allgemeinen  £cnnthi§  bringen.  ^nbem  3Bir  <£ud)>Daoon 
hiermit  benachrichtigen/  befeblett  2Bir  (Sud)  jugleid),  ©uch  ben  barin  enthaltenen, 
ben  SSorfcbriften  M  $t-  6.  9c.  2b.  1-  Xit.  15.  §.  43.  seq.  gemdfjen  SBetfimmungen 
nicht  nur  felbft  fu  conformiren,  fonbern  auch  ttnterbeb&rben  baju  anm« 
weifen. 
Sin  ba*  Gammergericbt. 

^Bekanntmachung. 

(£0  erfchelnen  febr  oft  Pommerfcbe  pfanbbrfefe,  »eiche  burch  eine  S5emerfung 
außer  @our*  unb  nachher  von  einer  unbekannten  $anb/  mit  bloßer  9tamen$un* 
terfd^rift/  ohne  ffieitere0  roteber  in  G>our$  gefefct  werben. 

X)a  nun  bie0  gerabe  gegen  bie  gefefclicbe  ©eclaratiou  »om  23.  3ftati7$&  ioe» 
aen  23inbication  berBillets  au  porteur,  fo  roie  gegen  bas  21.  2.9t.  £h.  l.  Xiti5. 
§.48.  unb  folgenbe,  anflogt,  auch  für  ba0  publicum  Gefahr  befürchten  läßt;  fo 
b<Stt  bie  General '£)irection  ber  oerbunbenen  Pommerfcben  ßanbfcfcaft  e* -für 
Pfli^t/  9tad)jiebendeö  bekannt  $u  machen: 

(£0  bleibt  jedem  (gigentbümer  eine«  Pfandbriefe^  frei/  fein  (Sfgenfbum  an 
fetbttjen  badureb  (icher  ju  ficUen/  ba§  er  bieö  auf  eine/ in  bie  Bugen  fallende 
Strt  auf  bem  Pfanbbriefe  bemerfe  unb  biefen  dadurch  außer  Umlauf  fe#,  wie 
btc0  bie  ©efe&e  nachgeben. 

©ofl  aber  ber  Pfandbrief  roieber  in  eine  anbere  £anb  übergehen/  mitbin  ben 
freien  Umlauf  roieber  erhalten/  fo  ifl  SßachftebendeS  notbn>enblg: 

1)  3tf  ein  Pfandbrief  oon  einem  ber  bfccbtfen  ubd  bfibern  ßanbeö^oDeaien 
felbft  außer  Gour*  gefe&t/  unb  wirb  oon  bem  ihn  außer  Gour*  fegenden 
b&chflen  unb  bbbtrn  GoUegiO/ 

mit  Beifügung  be0  Dati/  betf  in  fchwarjer  garte  beigebrucTten  ofentll« 
chen  ©iege(0  unb  unter  ber  gewöhnlichen  Unterfdmft  bes  (Soüegtt 
wieber  bie  58efcbrdnfung0^a3emerfung  gehoben,  mithin  ber  freie  Umlauf 
bem  Pfandbriefe  wteber  beigelegt;  fo  werben  bie  lanbfehafttichen  GoDegia 
einen  fo  gualiftcirten  Pfanbbrief  ju  allen  ihm  in  bem  2!Uerb6chfl  betätigten 
^Reglement  zugeeigneten  ©oruigen  geeignet  achten. 

2)  Sin  ganj  (gleiche*  wirb  ©tatt  finben,  wenn  Stegimentögericbte,  2ftagiflräte/ 
Slmtör,  (griff**,  unb  Patrimonialgericbte  Pfandbriefe,  bie  fte,  ba 0  roo&l 
ju  merfen,  fclbft  außer  dour*  gefegt  haben,  bie  Gour0befd)rdnfuna  :  beben 
unb  ben  «Pfandbrief  in  ben  freien  Umlauf  wteber  jurueffefcen.  (go  muß 
aber  jebeemal 

mit  Beifügung  beö  £)ati,  be0  in  fchwarjer  garbe  befaedrueften  bfrentlt' 
dien  ©iegel0  unb  ber  gewöhnlichen  Unterfcfjrift  mit  Benennung  ber  &» 
genfehaft  ber  unterfchriebenen  SBeporde/ 
gefebeben. 

3)  Pfandbriefe,  welche  von  Unferbebfcrben/  bie  nur  einzelne  Directionen  ober 
Öbminiflrationen  haben/  beögleichen  oon  Korporationen ,  bie  nid)t  geriet* 
lidje  äraft  jugleich  mit  hoben/  wenn  JTe  auch  mit  einem  81mt0i  ober 
öffentlichen  ©iegel  oerfehen  finb/  unb  oon  fljrioati*  burch  »ejeichnuug  ib' 
re0  <Sigentbum0/  ober  fonfligen  Sftecr)t0  an  ben  Pfandbrief/  auper  Umlauf 
gefc$t  worben/  fbnnen  nur  baburch  bem  Pfandbriefe  ben  freien  Umlauf 
gültig  wieber  »erfchaffen/ 

baf  fie  oon  einem  befannten  Berichte/  nach  vorgängiger  gerichtu« 
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eben  U  nterfuch  ttn  g,  cltt  pertcfif ridie^  Seucjnifi  üerfcfjaffett,  bafj  bfe 
Söefcbrdnfung  oon  bem  »abrcn  5öfft$er/  ber  ben  Umlauf  bcfd) rdnft  bat/ 
tpieber  gehoben  unb  ber  *Pfanbbricf  in  Den  freien  Umlauf  roteber  juruef* 
gegeben  worden 5  unb  btefe*  3eugni§  mufj  Pon  bem  (Berichte, 
mit  23eifüflung  br$  Dati ,  be*  febroarj  beigebrudten  ©erid)t$|tfgcltf/ 
unb  ber  P&fligen  Unterfcbrift  M  ©cricbtfl  tnrfel;e n  fenn, 

4)  Die  lanbfchaftlicben  DepartementtfsDirectioneÄ  feben  bie  in  iftren  Depar« 
tement0  au0gefertigten  «pfanbbriefe,  unb  bie  ©eneral-;Directfon  bie  in  ber 
3>rouin$  ausgefertigten  «pfanbbriefe  in  Umlauf/  inbem  fte  burd)  eine  95e« 
merfung  auf  betreiben/ 

unter  Beifügung  betf  Datt,  be*  in  fchrrarj  gebrueften  Stempel*,  unb 

ber  gewöhnlichen  Unterfcbrift/ 
bie  Aufhebung  ber  93efcbränfung  unb  #erfiellung  bc*  freien  Umlauft  be» 

jeiebnen. 

2l0e  außer  Umlauf  gefegt  geroefene,  unb  nicht  auf  Dorfie^rnbe  2!rt  in  freien 
Umlauf  jurutf gegebene  «Pfanbbriefe/  fann  unb  Wirb  bie  ßanbfcbaft  tpeber  jum 
Umlauf  nod)  §um  3a&lungöempfang/  tioc^  jur  £bfd)ung  im  SRegijier/  geeignet 
unb  fdbig  achten. 

N.C.C.  T.xil.  e.H3.  9tr.32.  de  1806.     smat&i*  95.2.  ©.  487.  2r  »bfd). 
2)  Rescript  p.H.eeptbr.  1821,  benfelben  ©egenftani)  betr. 

3n  bem  urfebriftlicb  beiliegenben  93ericbt  Pom  6.  b.2K.  trdgt  bie  Äur»  ttnb 
9tcumdrfifd)e  2Ritterfcbaft0»£irectton  barauf  an: 

1)  fte  |u  autoriflren/  bie  von  ü;r  burd)  einen  ©ermerf  auger  GFour*  gefe&ten, 
bem  $fanbbriefö  ^nfiitut  eigentümlich  juaeb&rigen/  ober  «ber  mit  irgenb 
einem  ©runbe  bei  ibr  beponirten  «Pfanbbriefe/  obne  Porberige  Umfcbreibung 
in  anbere  <pfanbbriefe,  roieber  in  ben  (Fours,  unter  Unterfcbrift  tyttt  girma 
unb  Beifügung  ibreö  Ämtsftegel*  in  ©cbtPdrje/  fefcen  ju  dürfen ; 

2)  e*  ju  berotrfen  unb  nur  öffentlichen  ßenntnif  gu  bringen/  ba§  auch  £in|7cf}f$ 
ber  Pon  anberen  öffentlichen  93eb&rben  unb  *Prioatperfonen  aufjer  (5our*  |U 
fe&enben  Äur-  unb  9ceumdrfifcbert  «Pfandbriefe/  bie  dltere  93orfcbrift  pon 
1785  in  biefer  Söejlebung  aufgehoben  werbe/  unb  In  beren  ©teile  baß  »Ke- 
feript  an  bie  «pommerfebe  OJenerah  2anbfcbaft0  -  Direction  Pom  29.  ÜHat 
1806  trete. 

Dem  SRtnifierio  betf  Innern  fdjeint  e$  unbcbenflidw  obne  »eitere  ß&nfgl.  ©anc* 
tion  |u  er  Haren,  ba§  M  eben  gebaebte  SRefcript  nicht  blotf  für  bie  <poinmerfcbe/ 
fonbern  auch  für  alle  anbere  <pfanbbriefe  9lnroenbung  ftnbe.  Denn  in  2lnfebung 
ber  «pommerfchen  «Pfanbbricfe  bat  in  biefer  ©ejtebüng  nie  ein  befonberetf  93er« 
&d(tni§  obgeroaltet. 

2)a*  «publicanbum  Pom  29.  2ftar*  1806  enthält  eiaentlicb  nichts  roeiter,  alt 
eine  gtepublieatton  ber  93on'cbriften  be*  21.  ß.  SR.  Xit.  15.  §.48««qq.j  unb 
ta  bie  £>ec(aration  Pom  23.  OTat  17»5  fein  $rooinjia(gefeb/  fonbern  ein  ftflgentet' 
«etf  getoefen:  fo  febeint  biefelbe  bereitö  burd)  M  9f.£9t  berogirt  ju  fein. 

£3  bürfte  baber  feinem  93ebenfen  unterliegen/  ba§  bie  £aupt'3Rtttcrfd)afttf' 
Ilirection  in  ber  Sirt/  wie  fte  ju  1.  angetragen  bat/  ju  autoriflren  fei. 

Uebrigen«  glaubt  baö  SKinifierium  beö  3nnern  faum,  baf,  roie  bie  ic.  Dlrec« 
tion  tu  2.  gebeten  bat/  eine  befonbere  ©efanntmacbung-birferbalb  nbtbfq  fein 
bürfte/  ba  pielmebr  bie/  im  93orf)ebenben  gedu§erte  bieefeitige  Meinung  f!d)  be< 
n\ti  an0  ben  (gefefeen  ton  felbü  folgern  läßt.  2lDenfaüö  f&nnte  ein  Sfbbrucf 
M  ju  erlaffenben  Siefcriptö  in  ben  p.  Äampbfcben  ^abrbücbern  peranlagt  »er* 
Un,  unb  »ürbe  biefl  für  ben  Sroecf  toobl  binreidjenb  fein. 

em.  (J?ceflenj  erfuebt  ba0  SWinlflerium  M  Innern  ganj  ergebend,  bemfelben 
^odjbero  erleuchtete  «Oceinung  barüber  geneigtefl  jufommen  ju  laffen. 

»erlin,  ben  21.  Sunt  1821. 

ftutf  bem  abfehriftlich  anliegenben  Schreiben  be*  fperrn  ü^inifierff  be*  Innern/ 
vom  2i.^uni  c.  birb  bem  ^bnigl.  ^ammergericht  mit  mebrerem  naebrtebtlid) 
I«  «feben  gegeben,  |u  tpelchen  3lntra*gen/  bie  Äur*  unb  Steumdrfifcbe  ^aupt*3lit» 
ttrfcbafti^irectioit/ 

wegen  ffiieber^ourtfgebung  ber  außer  Gour*  gefegten  Äur«  unb  Sfteumdr* 
fifchen  «Pfandbriefe, 

Deranlaft  toorben  iß.  DrrGbef  ber^uflij  bat  (Ich  mit  ber  Pon  bem  £errn  SWiniffer 
3nnern  geiugerten  91 11  cht  polltg  cinoertlanben  erfldrt,  unb  gelterer  barauf 

W«nneopjr  21U9.  UnbvtQt  IL  11 
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bie  gebad>te  SRftterfdjafttf * iDIrr ctlott  befthteben,  ffch  nach  ben  in  bem  (Schreiben 
concerttrtcn  @runbfä$en  &u  o^ten.      Söerltn/  ben  l4.@eptbr.i82i. 

•.fc3.  8.18.  ©.9. 

3)  öesetz  ö.  16.  Sunt  1835,  foegen  Slujjrr«  un&  2Biebcrfncouv£fe$ut!g  ber  auf  jeben 
3nfjaber  laurenben  <pa»tci-e. 

Um  He  ©d>wierigFeiten  $u  Befeittgen,  welche  Bei  ben  unter  öffentlicher  Au« 
torität  auf  jeden  3nhaBcr  au  gefertigten  kavieren  burch  bie  nach  §§.  47  unb 
48.  Sit.  15.  %\).L  bc*  A.S.&  julafffgen  AußercurSfefcungen  für  bte  3"fti« 
tute  herbeigeführt  werben,  benen  bie  3infenia^,Urtfl  Di>er  Planmäßige  Tilgung 
obliegt,  oerorbuen  3Bir,  auf  ben  Antrag  UnfereS  ©taa  tSmmifteriumS  unb  nach 
erforbertem  ©machten  ttnfere«  ©taatSrath*,  für  fämmtltche  ^rooinjen  ttnfe. 
rer  Monarchie  wie  folgt: 

§.  I  SSermerFe,  moburch  auf  jeben  3"haBer  Iautenbe  unter  öffentlicher  Auto« 
rität  ausgefertigte  Rapiere  »Ott  SPriDatperfoncu  Bis&er  autfet  Äatd  gefegt  roor« 
ben  ffnb,  ober  Fünfttg  außer  ÄurS  gefe$t  werben,  füllen  für  baS  pnftttut,  weU 
djem  bte  3tof«ty»Wu«fl  ober  planmäßige  Tilgung  obliegt,  feine  Binbenbe  Äraft 
haben. 

3n  Anfehung  ber  SBirFung  berfelBen  qegen  anbere  33eft$er  »erBlei&t  ei  Bei 
ben  58orfd)riften  beS  A.£.9i  5$.  1-  Sit.  15.  §.  47.u.ff. 

§•  2.  2Btrb  ber  Bcrlufl  eine*  außer  £ur*  gefegten  Rapier«  oon  bemjemgen, 
$u  beffen  Borthtil  ^affelbe  auf  er  ÄurS  gefegt  morben,  bem  3nftitute  angezeigt 
unb  enthält  biete  Anzeige  anjjer  ber  Bezeichnung  be*  Rapier*  nad)  Budtftaben, 
Kummer  unb  ©elbBetrag,  Bei  SPfanbbriefen  auch  mit  Benennung  beS  ($ute$, 
zugleich  ben  3"halt  beö  BcrmerFS,  fo  foü  baS  'jnuirut  baS  Rapier,  wenn  eö 
oon  einem  fpäteren  3nh<*Bcr  vorgelegt  wirb,  anhalten,  unb  ben  Anjeigenben 
hteroon  benachrichtigen,  welchem  bte  weitere  Verfolgung  feines  Rechts  gegen 
ben  ^räfentanteu  überlaffen  Bleibt. 

S>aS  %n{titut  i|t  Befugt,  baS  Rapier  junt  gerichtficheu  5)epofitum  abjugeBen. 

§.  3.  (SBen  fo  fott  auch  basjenige  $apier,(fei  eS  mit  ober  ohne  BermerF)  an« 
gehalten  werben,  worauf  ein  (Bericht  aus  irgenb  einem  ©runbe  Bei  bem  3njtt« 
tut  Befchlag  gelegt  hat.  3n  biefem  JaH  gefchieht  bte  Benachrichtigung  unb 
Ablieferung  an  baS  Befchlag  legetibe  (Bericht. 

§.4.  2ßenn  bei  $pfanf>Briefeu,  welche  mit  einem  SDrioatoermerFe  (5.1.)  »er« 
fehen  ftub,  baS  3nftttut  bie  amtliche  9Ser|id>erunq  crtheilt,  baß  HS  $ur  erfolg« 
ten  Einlösung  bes  Rapier*  weber  eine  Anzeige  beS  BerlufteS  noch  eine  Befchlag« 
nähme  gefchehen  ift,  fo  fofl  bie  fiöfchung  beS  ber  §>ppotheFenBebörbe  eingereich« 
ten  WanbBriefeS  auf  ben  Antrag  b*S  jnftitttts  ohne  SBettereS  erfolgen.  Auch 
bie  Eintragung  eine«  umgeferttgten  ^fanbbriereS  tofl  erfolgen,  wenn  baS  3«fK« 
tut  barauf  anträgt  unb  bte  SBerftcherung  ertheilt,  baf  Bt^  jur  Einreichung  be« 
Rapier*  weber  eine  Anzeige  beö  $erlu{*e$,  noch  eine  ißefchlagnahme  gefche« 
,  hen  ifl. 

§.  5.  3n  Anfehung  ber  2fu§ercuröfefcungen,  welche  burch  bie  3nflitiite  felBfl 
ober  burch  eine  anbere  öffentliche  ©ehörbe  gefchehen,  wirb  burch  ba$  gegen  war« 
tige  ®efefc  nichtö  geäubert. 

§.  6.  Eben  fo  Bleibt  e$  Bei  ben  Bisherigen  gefefclichen  Vorfchriften  über  bte 
^Jfltd)ten ,  welche  bie  3ntftrtite  fchon  wegen  ber  Blofeu  Anzeige  be«  ©erlufretf 
eines  Rapier* ,  ol)ue  ^ücf fleht  auf  eilten  in  bemfelben  angcbrachleu  JßermerF, 
ju  beo&achteu  haBen 

§.7.  Bei  ^aoiereu,  woju  Befonbere  j&ifiUütipini  ausgefertigt  werben,  wirb 
felbft  burch  bie  mit  einer  für  baS  3«^r»t  Binbenbcn  Kraft  erfolgte  AufjercurS« 
feßung  bte  3aWung  ber  3n,fcn  öl,f  Bie  Bereits  ausgegebenen  ÄouponS  nid)t 
gebinbert;  bte  Ausreichung  neuer  (jouponS  'aber  unterBletBt,  fobalb  eine  An. 
geige  beS  3S(r(ujieS  ober  eine  Befchlagnahme  gefdichen  tfr. 

§.8.  Bei  papieren,  moju  Feine  douponS,  fonbern  aBgefonberte  3mfen»9te« 
Cognitionen,  3^nfenfcheine  ober  bergleichen  ausgefertigt  werben,  muffen  biefe 
SKecognitionen  ober  ©Cheine  jc.  in  bem  Jatt  ber  §§.  2  unb  3.  »on  bem  3n|ti« 
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tut  angehalten  werben,  eben  fo,  wie  biet  mit  ben  papieren  felBf*  fein  würbe, 
ju  benen  fte  ««boren.  SBi*  jur  3lnjet^c  ober  ©efc&lagnaira*.  aber  erfolgt  bie 
Sj^iung  ber  3»nf«»  «»  i*oen  SPräientanten. 

§.9.  ©et  papieren,  wo$u  »eber  ©oupon«  (§.7.)  nod)  £\nUn* SRecognftto. 
nen  (§.  8.)  auggefertigt  »erben,  erfolgt  bie  3infcnjablnng  an  jeben  ^räfentan* 
ten,  fo  lange  riidjt  eine  Slnjeige  beb*  93erluffe«  ober  eine  93efd)lagnabttie  <5tatt 
gefunben  bat.  ©.  ©.  ©.  133. 

4)  Reseript  o.  19. 9(prt(  1836  ncbfl  Hntage,  betr.  bie  ^Bieberinepurifegung  ber  an» 
ger  CEotir^  gefegten  wormaW  .fiöntgl.  (giid'fiffbea  «Steuer 'Grebütaitenfdjeine. 

JDem  Äfcniql.  D.  ß.  ©er*  wirb  anttegenb  eine  Mbfd)rift 

1)  beö"  <§d)reiben0  bee*  £bnigl.  SRiniftertumtf  ber  auämdrttgen  Shtgefegenbetren 
Pom  23.  ftebruar  b.  3f.,  betrejfenb  b<\$  iöerfnbren  /  »enn  au§errur$qefe&te 
breiprojrntige  oormal«  äbnigl.  edcbfticbe  eteuer* Ärebit*  ßqffenfcheine  von 
ber  ©roßbcrjogltefc  2ö eimarfefcen  S3eb&rbe  »ieber  in  j*ur*  gefefct 
»erben  foflen. 

2)  M  9fu$$uae*  au*  bem  <®ro^ber|0«(tcr>  5Beimarf<&en  ©efefce  jur  ©fcherftek 
lung  bea  (Sigentbura*  an  ben  auf  Den  3fnbabcr  lautenben  ©taate*fd>ulb  *  Ur* 
tun ben,  unb 

SJ  bc*  Sludge*  auf  bem  ©treiben  betf  ©rofiberjoglicft  SBeimarfcben  ©faattf« 
tniniftertum*  oom  5.  gebruar  b.  3.  Aber  ben  ;u  1.  bezeichneten  (öegenftanb, 
|ur  «Nachriefet  unb  «Kachacbtung  in  vortotmnenben  gdOen  mitgeteilt. 

»erlin,  ben  19.  »pM  1836. 

ffiti  ©efegenbeit  ber  (ginlifung  eine*  von  Greußen  übernommenen  unb  bem« 
ndcbft  burch  bie  Gonoention  oom  l.  »ßfal  1826  bem  (i)ro§  herzoglich  igacbfen« 
Sitetman'cben  (Gouvernement  uber»iefenen  breiproientiqen  oormald  ftbniaf.  (&dcbs 
fliehen  ©teuer * &rebit *  Äauenfcbein*  /  »efeber  früher  oon  brr  Äbniqt.  SReqierung 
ju  üflrneburq  außer  @ourä  unb  unter  Beobachtung  ber  btiffeittf  oorqetchriebrnen 
$orm  »ieber  in  (^ottrd  gefe&t  roorben  »ar,  fam  ee  jur  Sprache,  »ie  eine  ©ro§* 
Jerjogiid)  <2ad)fen^2Seimarfche  Söerorbnung  oom  19-  Slpril  1813,  »elcfee  im  flu*« 
juqe  gang  ergebend  beigefügt  »orben  ift,  bie  aröbrücflicbe  93oNcbrtft  enthalte, 
baß  berjeniqr,  »eleber  ein  <&taat*papier  außer  (Joure  gefegt  habe  unb  folebetf 
»ieber  in  *Iouro  fefcen  »ofle,  „folchefi  oor  einem  (drolberjoglicfcen  ©e* 
rjebte  ju  9>rotocoll  erfldren"  mfiffe. 

I)a  bie  Äbnigl.  SKeqterunq  |u  SWerfeburg  »eber  in  tyerfon,  nod)  burd)  einen 
^eooUmdchtiqten'  eine  folche  (£rf  Idrung  oor  einer  ber  im  §.  32.  beB  qebachten  (de* 
fefce*  nambaft  gemachten  *2!Bcttnarfd)en  ©fbfcrbe  abgebtn  tonnte  unb  vooÜtt,  ba* 
©roßb«rjogltcbe  8anbfd)aft6>@oUrgium,  mit  »elcbem  baruber  communicirt  »urbe, 
aber  nur  in  biefem  5alle,ben  bei  ber  25erlofung  bernuegefommenen  Schein  (in* 
IMen  »oflte,  fo  trat  ba*  unterzeichnete  2ttinifteriuin  in  golge  einer  Eingabe  beö 
S^rfTber«  biefeö  ©Cheine«  bieferbalb  mit  bem  ©rofb^jogl.  ©dd)ft[ct)en  ©laata« 
2Rtntjtertum  in  (Jonimunication. 

2Ju^  bem  im  3!u3iuqe  gan*  ergeben^  befaefügten  9Jnt»ortfchreiben  betf  ßebte» 
ren  »ofle  (Sine  Äbntgl.  ^)od)lbbl.  ^)auot  ^enoaltung  ber  <£taartffd)ulben  gefdt* 
liqü  eneben,  in  welcher  Brt  man  >iöeimarfd)er  ©eit0  bereit  ift,  bie  au6  ber  ge* 
baebten  Söerorbnung  für  bicjfcitige  Jfcebbrben  entfpringenbe  3nconoenie»t|  ju  be* 
ftitigen. 

3nbem  ba«  unterzeichnete  «Winifterium  Sßoblberfelben  flefdOlqem  (SrmelTen 
aanj  erqebenfl  anbeimfteflt,  ob  bie  in  9tebe  ftebenbe  (grfldrunq  bei!  ©roßberjog« 
lidT t^dchltfcben  ©taateminifterii  ben  betrvffenben  ^ebbrben  jur  Slacbachtuna  mit« 
iutfjeilen ,  unb  wa0  $u  biefem  t$nbe  etroa  ju  oerfugen  fein  mbchte»  bemertt  baf« 
felbe  noch,  baf  bie  Äbniql.  Sfcegierung  ju  CO^erfeburq,  »eiche  »obl  am  meiften 
in  ben  gafl  fommen  bftrfte,  von  biefer  grfldrunq  (gebrauch  ju  machen,  bereit* 
unter  bem  beutigen  dato  baoon  in  £enntniß  gefegt  »orben  ift. 

SBerrtn,  ben  23.  gebruar  1836.    üftintiterium  bei*  au*»drtigen  flnqefegenbeiten. 

©efe^  }ur  «BicherfteEung  M  (Sigentbum*  an  ben  auf  ben  3nbaber  (autenben 
©taat0fd)ulb«ttrtunben  M  ©ro§b«rjogtbum*  Weimar  oom  19.  Slpril  1833. 

(2lu«f|ug.) 

§.  30.  ßapitaloerfebreibungen  unb  3in«leiften,  auf  benen  unter  ber  €tfldrang: 

11* 
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,/©irb  au§er  £urß  ßffe^t^ 
irgenb  ritt  Inhaber  mit  Unterieicbnung  feineß  ©opnorteß/  t>etf  £ageß  unb  3fnh« 
red/  aud)  feines  ganjen  Ramend  befunbet  erfcbeint/  verlieren  baburcb  aOe  ®ül= 
tigfeit  für  jeben  anbeten  nirf)t  befonberß  legitimirten  (§.  31.)  3nbaber>  fte  |7nb 
alßbann  obn  e  weitere  grage  barfiber/  von  wem  jene  SBefunbung  betrübe  öut<l) 
©cbulourfunben  auf  einen  genannten  ©Idubiger  ju  betrachten/  unb  fallen  nicht 
unter  bie  «eflimmung  beß  §.  1. 

§.  i't.  ©ill  jebocb  ber  benannte  Inhaber  ober  bellen  jur  eache  legittmirter 
«Nachfolger  eine  folrte  ©tatttßfcbulb.  Urfunbe  wteber  in  £urß  fe&en  unb  ibr  bie 
©ültigfeit  für  jeben  Inhaber  roieber  verleiben /  fo  mug  er  biefeß  gerichtlich  gu 
^rotofoü  erfldren,  unb  rcenn  er  bem  ©erlebte  nicht  perl&nlid)  befannt  ifi,  burd) 
iroei  bemfelben  perfbniicb  unb  alß  glaubhaft  woblbetannte  3eugen  feine  ^bentitdt 
recognoßciren  laffen/  bamit  bie  Sufiijbebbrbe  mit  ibrer  gewöhnlichen  Unterfcbrift. 
mit  sßeifüguHg  beß  Xageß  unb  3abreß/  aud)  mit  iBclbrücTung  beß  bierju  verltc* 
benen  bcfonbcren  ©tcmpelß ,  auf  bem  Documente  bcurfunbe : 

//©lebet  in  ßurß  gefefct. " 

§.  32.  3u  ber  in  bem  §.  31.  gebauten  gerichtlichen  ßanblung  ftnb  Unfere  bei* 
ben  ßanbeß*9tegierungen  aDbur  unb  $u  (Sifenacb/  fobann  bie  3ruflij*2lemter  ju 
Siajlebt,  Söuttftebt,  ©eifa,  Ilmenau,  3ena,  Äaltennorbbeim,  «tteuftabt  an  ber 
Oria/  Dflbeim,  SDadja,  «öiefelbad)  unb  ©eiba  rtußfcblieglid)  befugt. 

§.33.  Die  ©taatßfaffe  bonorirt  feine  ©taatßfcbulb« Urfunbe/  worauf  fleh  bie 
§.30.  gebacbte  (Srfldrung  ber  8lu§ercurßfcbung  beftnbet/  roenn  nicht  juoor  bie  ttr* 
funbe  auf  bie  §.  31.  georbnete  ©eife  roieber  in  Äurß  gcfe&t  »orbett  it. 

©eimar/  ben  19.  Slpril  1833. 

(Hußjug.) 

©aß  nun  bie  Slnwenbung  beß  bietfeitigen  ©efe&eß  vom  19.  Slpril  1833  \ut 
©icberfteflung  beß  (Sigentbumß  an  ben  auf  ben  3npaber  lautenben  ©tatttßfchulb* 
Urtunben  beß  ©rofjberaogtbumß  im  Allgemeinen  betrifft/  fo  bemerfen  wir  jundcbft/ 
ba§  alle  vor  bem  1.  Dctober  1833  flattaefunbene  21uf  er«  unb  ©ieberinfurßfcbungen 
vormaliger  £&nigl.  ©dchjtfcbcr  ©taatßpapiere/  mit  Slußnabme  ber  unter  berjperr* 
fchaft  beß  «preugifchen  Canbrechtß  oorgenommenen/  alß  gar  nicht  vorbanben  bt* 
tracbtet  werben/  unb  baß  ©rofberjoglicbe  ßanbfcbaftß*  (Joflegium  foldje  docu- 
mente obne  ©eitereß  bem  jcbeßmaligen  93eftper  bonorirt.  Sluger  biefrn  gdQcn 
unb  roo  überhaupt  bie  2lu§erfurßfebungen  alß  gefebltch  göltig  ju  betrachten 
ftnb/  muß  bie  ©i  eberinf  ur  ßfefcung  unerldglicb  von  einer  ber  baju  in  bem  §.32. 
beß  ©efefceß  außfcbUcfjlid)  autoriftrten  ©  r  0  p  b  e  rj  0  a  1 1  en  e  n  ©cbocben  gefcheben, 
inbem  bie  ©orte  beß  ©efe^eß  bieß  gang  benimmt  ausbrechen,  unb  eine  3lbdnbe- 
rung  befeiben  4nberß  alß  im  verfatTungßmd§igen  ©ege  nicht  Hatt  finben  fann. 
3nbe§  haben  felbft  <J)rioatPerfonen  /  roenn  jte  außer  Äurß  gefebte  Rapiere  tvteDer 
in  £urß  leben  rooflen/  nicht  unumgingiid)  nbtbig/  ihre  beßfalftgen  grfldrun^en, 
Legitimationen  ic.  entmeber  perf&nlich  ober  burd)  einen  Skooilmdchttgten  gcrabe 
vor  b*r  S3ebfcrbe  abiugeben/  welche  nach  §-32.  ju  b<r  Seiirlunbung  ber 
3n(urßfe4ung  ermder^tiget  Iii,  fonbern  ei  genügt  aflenfaUß/  roenn  biefe  (£r- 
fldrung  k.  nur  überhaupt  vor  itc^enb  einem  (Bericht  geborig  abgegeben  unb 
nur  ttt  Söeborbe/  roelcher  bie  vorfebriftsrndgig*  93eurf  unb un^  auf  bem  Staate* 
papiere  gefeblich  jugemiefen  ift/  urfd)  riftlich  ober  in  beglaubigter  gorm 
mitgetbeilt  rolrb,  roomit  nnch  97ian§(iabe  beß  concreten  Safleß  bie  jpanblung  ber 
3nfurßfe$ung  bebingt  itf.  Um  fo  weniger  aber  bebarf  eß,  roenn  bie  3lu§erfurß* 
feftung  von  cffentlidicii  ifieborben  gefchab/  brr  ^ellellung  befonberer  93evoümdch' 
tigter,  tvie  ßro.  (S^cQen^  in  Dero  geehrte  den  Schreiben  poraußfe^en.  ßrfldrt 
eine  folche  93ebBrbe  unter  SlmtßbanO  unb  Siegel/  ba|  fie  eine  oon  ihr  auger 
ßurß  gefebte  Urfunbe  biefer  8rt  roieber  in  Äurß  gefept  roiffen  roofle,  fo  verbient 
eine  folche  (grfldrung/  felbß  von  einer  blofjen  2lbmini(lratio »  S5eb5rbe  gegeben/ 
nach  allgemeinen  9iecbtßgrunbfd$en  vodfommene  &Uaubrourbigfeit  unb  bebarf 
nicht  erll  einet?  gerichtlichen  ftnerfenntniffeß/  iil  auch  von  ben  im  §.  32.  aufge« 
führten  ©ro§b  erjogüchen  SebJrben  (ktß  für  hinreidjenb  geachtet  tvorben/ 
um  auf  ben  @runb  berfelben  bie  ©iberinfurßfe$ung  auf  bem  ^taatßpapiere 
feibfl  |u  beurfunben.  Uebrigenß  ftnb  biefe  ißcbftrben,  um  ber  ßbnigl.  5)reu» 
gifchen  @taatßregierung  nud)  bei  biefem  8nla§  einen  »eroeiß  freunbnnd)barlicher 
(Geneigtheit  |U  geben/  angeroiefen  roorben/  in  ben  ftdlJen,  roo  Äonigi.  $reu§i* 
fche  S3cb6rbcn  biß  ju  bem  Srfcheinen  beß  fraglichen  OJefe^eß  vom  19.  «pril  1833 
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Meffefrfae,  toormalß  ÄBnigT.  6Mftföe  &taattmhtt  avßtx  Ättr*  gefegt  $a« 
bctt/      2öWertnfup0fe^unö  fportelfrei  »orjune&nun. 
SBdmat/  &«t  5.  Februar  1836. 

©ro(j&crjo0Uc&  ©dcfcftfcM  ©taatö  *  SHinfffe ritim  /  ^Departement  Uv  Mtoättl&tn 

2/nflckfl  enteilen. 

».  Ä.  3.  ©  47.  ©.506-511. 

§.  52.  Die  öffentliche  Bekanntmachung  der  Entwendung  oder  des 
Verlustes  eines  solchen  Instruments,  ist  noch  nicht  hinreichend,  denje- 
nigen, welcher  dasselbe  vor  oder  nachher  an  sich  bringt,  als  einen  un~  . 
redlichen  Besitzer  darzustellen. 

§.  53.  Nur  alsdann  ist  der  öffentlichen  Bekanntmachung  diese  Wir- 
kung beizulegen,  wer.i  der  Eigentümer  den  Besitzer  überführen  kann, 
dass  dieser  davon,  zur  Zeit  des  Erwerbes,  wirklich  Wissenschaft  ge- 
habt hat. 

1)  £ie  uorjftfjenbcn  M.  47-53  fürten  au<b  in  fcenjenfgeu  eanbe&fjeiren  ®efe$ei*raff,  fit 
benen  ba$  «.  e.W.  no*  nfcöt  gilt,  noc&  $.23  ber  fBerorbnung  V.  16. 3u(i  1819.  (f.  «üb  2.) 

2)  3n  SJetreff  bei  SBerfatjvenl  fit  finfebung  bei  Slufgebotl  unb  ber  ttmovtffatfon  ber  auf 
jeben  3nf>abet  lautenden  «Documenta  namenrticö  ber  Wanbbriefe,  ber  Obligationen  ber  »anf, 
ber  ©fffjanblung  unb  anberer  öffentlicoer  Slnftalten,  unb  ber  ©taatspa&tere,  toergi.  W.  ©.  O. 
16  L  Itt.  5.  f,  115.,  $tnu.  f.  385  unb  386,  unb  i  120  sqq.  unb  tynfi.  f.  388,  fowic  bie  iur 
Grgwjung  biefer  33efttntmungen  ergangenen. 3>erorbnungcu : 

ä)  Verordnung  t).  16.  Sunt  1819,  roegen  Erläuterung  unb  <£rgänjt»ug  ber  gefe$* 
Uätn  $eftimmungcn  über  bie  ftniorttfation  ber  ©taatüpapiere,  nament(t<ft  ber  ©taatl  *  €<6u(b< 
febeine,  ber  3inäcoupon*  ju  benfelben  unb  ber  ©äeofifcoen  Zentral« ©teuer «Obligationen.  ©.  ©. 
6.157. 

b)  Oesetz  p.  7.3uni  mi,  »egen  ber  SCmortifarfon  mmtx  äammertrebft  Waffen« 
f<betne  unb  ©teuererebiysaffen » Obligationen.    ©.  @.  ©.96  unb 

C)  CO.  p.  22. Octbr.  1825  unb  Verordnung  p  3. gjjaf  1828  jur  Erläuterung 
unb  Srgänjung  ad  a  unb  b  gebauter  3Jerorbnungen.  ©.  @.  d«  1825  ©.  229  unbde  1828  ©.  61. 

§.  54.  Ber  Eigcnthümer  verliert  sein  Recht  auf  eine  unbewegliche 
Sache,  wenn  er  nach  gesetzmässig  ergangener  Edictalcitation,  dasselbe 
nicht  gehörig  anmeldet  und  nachweiset. 

§.  55.  Wie  weit  durch  das  Aufgebot  gefundener  Sachen  das  Recht 
des  Eigentümers,  zum  Besten  des  Finders,  und  der  Armenkasse  verlo- 
ren geht,  ist  gehörigen  Orts  festgesetzt.  (Tit.  9.  §.  31.  sqq,) 

§.  56.  Bie  einmal  gegen  den  Eigentümer  verjährte  Sache  kann  der- 
selbe nicht  zurückfordern. 


Sechszehnter  Titel. 

Von  den  Arten,  wie  Reclite  und  Verbindlichkei- 
ten aufhören. 

§.1.  Bas  Eigenthum  einer  Sache  geht  durch  deren  physische  Verän- 
derung nur  in  den  Fällen  verloren,  welche  die  Gesetze  ausdrücklich 
bestimmen.  (Tit.  9.  §.  ?75.  sqq.) 

§.2.  Ber  gänzliche  Untergang  einer  Sache  hat  von  selbst  den  Verlust 
aller  darauf  haftenden  Rechte  zur  Folge. 

§.  3.  Entsteht  jedoch  aus  der  untergegangenen  Sache  eine  andere,  so 
gehen  alle  Rechte,  die  auf  jener  hafteten,  auch  auf  diese  in  so  weit  über, 
als  sie  darauf  ausgeübt  werden  können. 
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§.  4.  Findet  die  Ausübung  des  vorigen  Rechts  auf  der  neu  entstande- 
nen Sache,  ihrer  Natur  nach,  nicht  Statt:  so  muss  dennoch  derjenige, 
welcher  aus  der  neuen  Sache  Vortheil  ziehen  will,  den  Berechtigten 
verhältnissmässig  entschädigen. 

§.  5.  Ist  durch  physische,  nicht  aus  Willkühr  eines  Menschen  veran- 
lasste Ereignisse,  eine  Sache  nur  in  so  weit  verändert,  dass  die  darauf 
haftenden  Rechte  unter  obwaltenden  Umständen  nicht  ausgeübt  werden 
können :  so  ruhet  das  Recht  bis  nach  gehobenem  Hindernisse. 

§.  6.  Durch  eben  die  Handlungen  und  Begebenheiten,  wodurch  das 
Eigen Ihum  von  Sachen  und  Rechten  auf  Andere  übergeht,  verliert  auch 
der  bisherige  Eigenthümer  seine  diesfälligen  Befugnisse. 

§.  7.  Rechte  erlöschen  durch  Verjährung,  richterliches  Erkenntniss, 
und  durch  solche  Handlungen  und  Begebenheiten,  wodurch  die  Oblie- 
genheit des  Verpflichteten  getilgt  worden. 

§.  8.  Mit  -Erlöschung  einer  Hauptverbindlichkeit  werden  auch  die  da- 
raus fliessenden,  oder  zu  deren  Verstärkung  und  Sicherheit  übernom- 
menen NebenverbinjHichkeilen,  in  so  fern  sie  nicht  durch  Gesetze,  oder 
ausdrückliche  Verabredungen  vorbehalten  sind,  aufgehoben. 

§.  9.  Die  gewissen  Klassen  der  Verbindlichkeiten  eigenthümlichen 
Arten  ihrer  Auflösung,  sind  in  den  Gesetzen,  bei  den  dahin  einschlagen- 
den Materien,  besonders  bestimmt. 

§.  10.  Ueberhaupt  aber  werden  alle  Verbindlichkeiten  durch  deren 
Erfüllung  aufgehoben. 

Erster  Abschnitt. 

Von  Erfüllung  der  Verbindlichkeiten  überhaupt 

Wie  erfQUt  werden  muss.  . 

§.  11.  Eine  andere  Sache  oder  Handlung,  als  zu  welcher  der  Ver- 
pflichtete eigentlich  verbunden  war,  kann  von  Seiten  des  Berechtigten 
weder  gefordert,  noch  demselben  aufgedrängt  werden. 

Wm  Rechten»,  wegen  UowÖglirbkeit  der  Erfüllung  bei  Verbindlichkeiten  aus  Willenserklärungen ; 

bei  Verbindlichkeiten  unmittelbar  aus  dem  Geeette. 

§.  12.  Was  Rechtens  sei,  wenn  die  Erfüllung  einer  aus  Willenser- 
klärungen entstandenen  Verbindlichkeit  dem  Verpflichteten  auch  hur 
durch  ein  geringes  Versehen  unmöglich  geworden,  ist  gehörigen  Orts 
bestimmt.  (Tit.  5.  §.360-367.  Tit.  11.  §.  880.  sqq.  Tit.  12.  §.310. 
313.  u.  s.  w.) 

§.  13.  Ist  die  Erfüllung  einer  unmittelbar  aus  dem  Gesetze  entsprin- 
genden Verbindlichkeit  dem  Verpflichteten,  auch  nur  durch  ein  gerin- 
ges Versehen,  unmöglich  geworden,  so  muss  er  den  Berechtigten  schad- 
los halten. 

§.14.  Ist  die  Unmöglichkeit  ohne  sein  Verschulden  entstanden:  so 
haftet  er  dem  Berechtigten  nur  so  weit,  als  er  aus  der  unterbleibenden 
Erfüllung  mit  dessen  Schaden  Vorlheil  ziehen  würde. 

Zeit  der  Erfüllung. 

§.  15.  Ein  Jeder  ist  schuldig,  seine  Verbindttchkeiten  auch  zur  gehö- 
rigen Zeit  zu  erfüllen. 
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ZÜgerung  und  deren  rechtliche  Folgen. 

§.  16.  Wer  dieses  unterlässt,  muss  die  Folgen  seiner  Zögerung  gegen 
den  Bereclitigten  vertreten. 

§.  17.  Ob  diese  Vertretung  sich  bloss  auf  den  unmittelbaren  Scha- 
den einschränkt:  oder  auch  den  mittelbaren,  und  den  entgangenen  Ge- 
winn unter  sich  begreife,  ist  nach  der  Natur  des  vorgcwalteten  Geschäfts, 
und  nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  des  Sechsten  Titels  zu  beur- 
theilen. 

§.  18.  Was  bei  der  verzögerten  Ucbergabe  einer  Sache  zu  leisten 
sei,  ist,  wenn  die  Gesetze  nicht  besondere  Bestimmungen  bei  gewissen 
Geschäften  vorschreiben,  nach  den  im  Siebenten  Titel  bestimmten  Ver- 
pflichtungen eines  unredlichen  Besitzers  zu  entscheiden.  (Tit.  7.  §. 
223.  sqq.) 

§.  19.  Von  den  rechtlichen  Folgen  der  Zögerung  bei  zu  leistenden 
Zahlungen  wird  im  zweiten  Abschnitte  dieses  Titels  gehandelt.  (§,64.sqq-) 

§.  20.  Wo  die  Zeit  der  Erfüllung  weder  durch  Willenserklärungen, 
noch  durch  richterlichen  Ausspruch,  noch  durch  besondere  Gesetze  be- 
stimmt ist ,  da  muss  der  Berechtigte  den  Verpflichteten  zur  Erfüllung 
auffordern. 

§.  21.  So  lange  dergleichen  Aufforderung  zur  Wissenschaft  des  Ver- 
pflichteten nicht  gelangt  ist,  kann  in  diesen  Fällen  dem  letztern  keine 
Zögerung  beigemessen  werden. 

§.22.  Niemand  kann  dem  Andern  eine  Zögerung  beimessen,  so  lange 
er  selbst  von  seiner  Seite  seiner  Schuldigkeit  noch  keine  Genüge  gelei- 
stet hat. 

§.23.  Muss,  nach  der  Natur  des  Geschäfts,  die  Verbindlichkeit  erst 
von  der  einen  Seite  erfüllt  werden,  ehe  der  Andere  die  gegenseitige 
Pflicht  zu  leisten  schuldig  ist:  so  kann  Letzterer  dem  Ersteren  eine  Zö- 
gerung nur  in  so  fern  zur  Last  legen,  als  er  seines  Orts  seine  Obliegen- 
heit zu  erfüllen  bereit  und  im  Stande  war. 

§.  24.  Bei  wechselseitigen  Zögerungen  trägt  derjenige,  welcher  sich 
derselben  zuerst  schuldig  gemacht  hat,  die  rechtlichen  Folgen  davon 
nur  bis  zu  dem  Zeitpunkte,  wo  der  Verzug  desZweilen  angefangen  hat. 

§.25.  Kann  dieser  Zeitpunkt  nicht  ausgemitlelt  werden:  so  wird  nur 
auf  die  rechtlichen  Folgen  der  spätem  Zögerung  Rücksicht  genommen. 

§.  26.  So  weit  die  Unmöglichkeit  das  gänzliche  Unterbleiben  der  Er- 
füllung entschuldigt;  so  weit  kommt  sie  auch  dem  zu  statten,  der  seine 
Verbindlichkeit  nicht  zur  gehörigen  Zeit  erfüllen  kann. 

Ort  der  Erfüllung. 

27.  Wenn  weder  Willenserklärungen,  noch  die  Natur  des  Ge- 
schäfts, noch  besondere  Gesetze,  den  Ort  der  Erfüllung  näher  bestim- 
men :  so  muss  dieselbe  da,  wo  der  Verpflichtete  sich  aufhält,  geleistet 
und  angenommen  werden. 

Zweiter  Abschnitt. 

Von    der  Zahlung. 

Begriff- 

§.28.  Geschieht  die  Erfüllung  der  Verbindlichkeit  des  Schuldners 
durch  Geld,  oder  geldgleiche  auf  jeden  Inhaber  lautende  Papiere,  60 
wird  solches  eine  Zahlung  genannt. 
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§.  29.  Der,  welcher  eine  Zahlung  für  seine  eigene  Rechnung  zu  for- 
dern befugt  ist,  heisst  der  Gläubiger. 

Wem  gültig  gezahlt  werden  könne. 

§.  30*  Nur  dein  Gläubiger,  oder  demjenigen,  welchem  das  Recht  des- 
selben oder  dessen  Ausübung  übertragen  ist,  kann  gültig  gezahlt  werden. 

§.  31.  Ist  in  dem  Vertrage  oder  Instrumente,  aus  welchem  die  durch 
Zahlung  zu  tilgende  Verbindlichkeit  entspringt/  Jemand  ausser  dem 
Gläubiger  benannt,  welchem  die  Zahlung  gültig  solle  geleistet  werden 
können:  so  hat  der  Schuldner  die  Wahl,  an  welchen  er  zahlen  wolle. 

§.  32.  Diese  Wahl  kann  ihm  von  dem  Gläubiger  nicht  anders,  als  ge- 
gen vollständige  Entschädigung,  beschränkt  werden. 

§.  33.  In  eben  den  Fällen  aber,  wo  wegen  veränderter  Umstände  der 
Rücktritt  von  einem  Vertrage  überhaupt  Statt  findet,  kann  auch  der 
Gläubiger  diese  dem  Schuldner  gelassene  Wahl  widerrufen.  (Tit.  5. 
§.  377.  sqq.) 

§.  34.  Auch  durch  richterliche  Verfügung  kann  der  Schuldner  das 
Recht  und  die  Pflicht  einem  Dritten,  statt  des  Gläubigers,  Zahlung  zu 
leisten,  überkommen. 

§.  35.  Es  darf  aber  durch  dergleichen  Verfügung  die  Verbindlich- 
keit des  Schuldners  auf  keine  Weise  härter  oder  lästiger  gemacht 
werden. 

§.  36.  So  weit  Jemand  in  der  Verwaltung  seines  Vermögens  durch 
Gesetze  oder  richterliches  Erkenntniss  eingeschränkt  ist,  kann  ihm 
keine  gültige  Zahlung  geleistet  werden. 

§•37.  Wie  weit  einem  Ehemanne  für  seine  Frau;  einem  Vater  für 
seine  Kinder;  einem  Bevollmächtigten  für  seinen  Machtgeber;  einem 
Verwalter  für  seinen  Prinzipal;  den  Vorstehern  der  Corporationen; 
den  Administratoren  des  Fiscus;  und  den  Vormündern  für  ihre  Pflege- 
befohlnen,  gültig  gezahlt  werden  könne :  ist  nach  den  die  Befugniss  die- 
ser Personen  näher  bestimmenden  besondern  Gesetzen  zu  beurtheilen. 
(Th.  2.  Tit.  1.  Abschn.  5.  6.  Tit.  2.  Abschn.  3.  Tit.  6.  Tit.  14.  Tit.  IS. 
Abschn.  5.  Th.  1.  Tit.  13.  Abschn.  1.  Tit.  14.  Abschn.  2.) 

§.  38.  So  weit  Jemand  durch  rechtsbeständige  Willenserklärungen 
in  der  Verwaltung  seines  Vermögens  eingeschränkt  ist,  so  weit  können 
ihm  auch  keine  gültigen  Zahlungen  geleistet  werden. 

§.39.  Doch  steht  dieser  Grund  der  Ungültigkeit  einer  geleisteten 
Zahlung  nur  dem  entgegen,  welcher  die  dem  Gläubiger  gemachte  Ein- 
schränkung gewusst  hat,  oder  sie,  nach  gesetzlichen  Vorschriften,  hätte 
wissen  können  und  sollen.  (Tit.  4.  §.  31.  sqq.) 

Wer  gttltig  Zahlung  leisten  könne. 

§.40.  Aus  der  Unfähigkeit,  gültige  Zahlungen  anzunehmen,  folgt  noch 
nicht  die  Unfähigkeit,  dergleichen  zu  leisten. 

§.  41.  Vielmehr  ist  jede  auch  von  einem  Unfähigen  geleistete  Zahlung, 
zum  Vortheile  des  Zahlenden,  in  so  weit  gültig,  als  er  sich  dadurch  von 
einer  Verbindlichkeit  befreit  hat. 

§.  42.  Wie  weit  aber  die  von  einem  solchen  Unfähigen  geleistete 
Zahlung  auch  zum  Vortheile  des  Empfängers  gültig  sei,  oder  zurückge- 
fordert werden  könne,  wird  unten  bestimmt.  (§.  166.  sqq.) 

§.  43.  Wer  die  Schuld  eines  Andern  mit  oder  ohne  Auftrag  bezahlt, 
befreit  zwar  denselben  von  seiner  Verbindlichkeit; 

§.  44.  So  weit  aber  das  Gezahlte  nach  den  unten  folgenden  Vorschrif- 
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ten  zurückgefordert  werden  kann,  tritt  auch  die  Verbindlichkeit  des  vo- 
rigen Schuldners  wieder  ein.  (§.  72. 73  ) 

§.  45.  Die  Rechte  des  Zahlenden  gegen  den  Schuldner  sind,  je  nach- 
dem er  die  Zahlung  mit  oder  ohne  Auftrag  oder  wider  den  Willen  des- 
selben geleistet  hat,  nach  den  Vorschriften  des  Ersten  und  Zweiten  Ab- 
schnitts im  Dreizehnten  Titel  zu  beurt heilen. 

§.  46.  Ueberhaupt  tritt  in  der  Regel  der  Zahlende  gegen  den 'Schuld- 
ner, auch  ohne  ausdrückliche  Cession,  in  die  Rechte  des  bezahlten 
Gläubigers. 

§.  47.  In  so  fern  aber  der  bezahlten  Forderung  nach  ihrer  Qualität 
gewisse  Vorrechte  beiwohnen;  kann  der  Zahlende  sich  dieser  Vorrechte 
gegen  einen  Dritten,  ohne  ausdrückliche  Cession,  in  der  Regel,  und 
wenn  nicht  besondere  Gesetze  ein  Anderes  vorschreiben,  nicht  be- 
dienen. 

1)  Publicandum  o.  16.  Wärt  1808,  bttt.  fea*  j»  «ubistrudi  in  ConairffB,  tvt; 
gen  foi<fier  Sortrrunijtn,  »eldje  mit  3>emdit<n  veifegra  fln&. 

Die  SHrd>t6froge: 

eb  bie  brtt  <Staat$beb&rben  wegen  ben  bffentHcben  unb  gemeinen*  Saften  unb 
Slbqüben  im  ©ermogen  bei  8*ultiner0  gefefclieb  juftebenoen  5}orred)te  obne 
auäbrüdlfcbe  Gefffon  auf  brn  übergebe«/  bec  ftartbe0unoermlgenben<5cbulb' 
mti  jene  SBeborben  befriedigt  bat, 

ift  jwar  fehon  burd»  bie  $rojef<Drbnung  Xlr.  50.  §.  l6i.  bejabenb  cntfdtieben. 

Da  aber  folefte  in  SiücTiTcht  oec  fflorfebrift  be«  8.ß.  SR.  £b.  t.  £iM6-  §.47.  far 

jTDfifflbflft  trafttti  »orten  ift,  fo  ift  bureb  ble  3mmeMat»erfugung  d.s.  b.  SW. 

biefefbe  babin  beclarirt  roorben: 

baß  bem  aüegirten  §.  ber  ^rogefi  Drbnung  ber  voranaefäbrre  §.  be0  91.8.91. 
nicht  entaegen  ftebe/  unb  b«§  a(fo  im  Qonrurfe  fiber  baß  23rrmogen  beö 
@cbulbner0  bat  Ja»  sobintrandi  auch  in  «bfiebt  foleber  gorberungen  ftatt  ftnbr, 
benen  nad)  tbcer  Cuafitdt  gereifte  SBorredjte  beiroobnen. 

3nbem  Sßir  blefe  aflerbbchfte  Deelaration  in  ©emdfebett  bei  $ofrefeript0  vom 
8.  huju*  |u  3ebecmann0  SBiffenfcbaft  bringen,  fo  befeblen  2Öir  «ugleict>  fdmmt» 
lieben  ÜXagirtrdfen  unb  Untergertcbren  Unfertf  Diftrict*,  ftcb  bei  »burtbeiluna, 
unb  gntfdjeibung  obiger  9ted>t0frage  auf  baö  (Stuauefle  nach  biefer  aflerbodjften 
Dectaration  ju  ad)ten.  SRatbi*  SB.  6.  3.  i.  te  »bfdjnttt. 

2)  f.  itnft.  wir  tU<8<6.  f.  331. 

§.  48.  Eben  so  erlangt  der  Zahlende,  auf  eine  für  die  Forderung  durch 
Bürgen  oder  Pfand  bestellte  Sicherheit,  die  Rechte  des  Gläubigers  in 
der  Regel  nur  durch  die  ausdrückliche  Cession  desselben. 

§.49.  Unter  eben  den  Umständen,  wo  der  Glaubiger  von  seinem 
Schuldner  selbst  Zahlung  anzunehmen  verbunden  sein  würde,  kann  er 
die  Annahme  derselben  von  einem  Dritten,  welcher  statt  des  Schuldners 
zahlen  will,  und  in  der  Verwaltung  seines  Vermögens  nicht  eingeschränkt 
ist,  nicht  verweigern. 

§.  50.  So  weit  der  Gläubiger  dergleichen  Zahluug  von  einem  Dritten 
anzunehmen  schuldig  ist,  so  weit  ist  er  auch  demselben  seine  Rechte 
an  den  Schuldner  abzutreten  verpflichtet.  (Tit.  11.  §.  442.  443.  444.) 

§.  51.  Wenn  aber  beide,  der  Gläubiger  und  Schuldner,  der  von  ei- 
nem Dritten  angebotenen  Zahlung  widersprechen:  so  kann  dieselbe  dem 
Erstem  nicht  aufgedrängt  werden. 

Wo  die  Zahlung  geleitet  werden  mUta*. 

§.  52.  Zahlungen  die  sich  nicht  auf  Verträge  gründen,  ist  der  Schuld- 
ner nur  da,  wo  er  wohnt,  zu  leisten  verpflichtet. 

§.  53.  Dergleichen  Zahlungen  aus  öffentlichen  Kassen,  und  an  dicsel- 


170 


ben,  müssen,  ausserdem  Falle  eines  Darlchns  auf  der  Kasse  in  Empfang 
genommen,  und  in  die  Kasse  geleistet  werden. 

Wann  getahlt  werden  mÜM«. 

§.  54.  Zu  der  durch  Willenserklärungen  oder  Gesetze  bestimmten 
Zeit  muss  der  Schuldner  Zahlung  leisten. 

§.  55.  Doch  ist  der  Gläubiger,  Wechselzahlungen  ausgenommen,  nicht 
eher,  als  nach  gänzlichem  Ablaufe  des  bestimmten  Tages,  auf  die  Zah- 
lung zu  klagen  berechtigt. 

§.  56^  Vor  der  bestimmten  Zeit  ist  der  Gläubiger  die  Zahlung  anzu- 
nehmen nicht  schuldig. 

Von  ab»chl)tglirb«n  und  StUckuhlungen. 

§.  57.  Noch  weniger  kann  ihm  eine  bloss  abschlägliche  Zahlung  auf- 
gedrungen werden. 

Verordnung  o.  S.ffebr.  1811,  betr.  bie  $arH<tff£ünDf 311113  unb  tyartialceffion  einet 
§orb;rung.    f.  ju  I.  II.  f.  399.  v 

§.  58.  Daraus  allein,  dass  der  Gläubiger  einen  Theil  der  Zahlung  an- 
genommen hat,  folgt  noch  keine  stillschweigende  Verlängerung  der  Zah- 
lungsfrist in  Ansehung  des  Ueberrestes. 

§.  59.  In  Fällen,  wo  ein  Gläubiger  nach  den  Gesetzen  sich  unter  meh- 
rern Schuldnern  an  jeden  nur  für  seinen  Antheil  halten  kann,  ist  er 
auch  von  Jedem  die  Zahlung  seines  Antheils  anzunehmen  verbunden. 

§.  60.  In  welchen  Fällen  der  Richter  einen  Gläubiger  zur  Annahme 
abschläglicher  Zahlungen  anhalten  könne,  bestimmt  die  Prozessordnung. 

Vom  Vorausbezahlen  bei  Alimenten. 

§.  61.  Alimente,  sie  mögen  aus  einem  Vertrage  oder  letzten  Willens- 
erklärung, oder  vermöge  des  Gesetzes  zu  entrichten  sein,  müssen  alle- 
mal vorausbezahlt  werden. 

§.  62.  Wenn  der  Termin,  auf  wie  lange  die  Vorausbezahlung  jedes- 
mal geschehen  solle,  anderwärts  nicht  bestimmt  ist:  so  muss  ein  Viertel- 
jahr vorausbezahlt  werden. 

§.  63.  Hat  der  zu  Verpflegende  den  Anfang  des  Zeitraums,  auf  wel- 
chen er  die  Vorausbezahlung  zu  fordern  hat,  erlebt,  und  sind  die  Ali- 
mente selbst  auf  ein  Geldquantum  bestimmt:  so  muss  der  Antheil  die- 
ses ganzen  Zeitraums  entrichtet  werden;  wenn  auch  der  Empfänger  vor 
dessen  Ablaufe  verstorben  wäre. 

Folgen  der  Zügerung  bei  Zahlungen. 

§.  64.  Wer  in  Bezahlung  einer  schuldigen  Geldsumme  säumig  ist, 
muss  Verzögerungszinsen  entrichten. 

§.  65.  Was  wegen  dieser  bei  Darlehnen  verordnet  ist,  gilt  auch  bei 
andern  verzögerten  Zahlungen,  wo  nicht  die  Gesetze  besondere  Be- 
stimmungen vorschreiben.  (Tit.  11.  §.827-834.  §.111.  116.  ß27.  Tit. 
12.  §.  328.  sqq.) 

1)  Rescrlpt  t».  19.  eeptbr.  unb  15.  £>ctbr.  1801,  betr.  bie  2>erbfnbfi<6feft  ber  ©ee> 
banblunij  jur  3a(>lun«)  von  3>erju££jtnfcit. 

6*  ifl  Darüber  Sßefebroerbe  Qcfübrt  nwben,  baß  3fbr  bie  @ee&anbiuna**<S0' 
efetdt  in  bem  argen  Den  Schiffer  £>aaie  grffibrteit  $ro|e§  uerurtbeilt  pabt,  von 
bem  Dem  Äldfler  iu  bejablenben  grachtlobn  aud)  SBerjugöjinfen  ju  entrichten. 

Da  nun  bte  (Seebanbluna^SocIetäi,  als*  eine  fafalifebe  Station,  nacb  flarer 
©orfebrifr  beß  GirculariS  vom  18.  9loocmber  1799/  nur  bann3infcn  ju  begabten 
fcf)ult>ta  ift,  wenn  folcbe  einem  ©Idifbi^er  oerfelben  ausbrücf  lid)  Derfprocben  »or* 
ben;  fo  »ollen  »IBir  (Sucb  bierburd)  erinnern/  bie  gefefcltcbe  33erorbnuna,  in  fünf* 
tiflen  gdflen  ntd)t  aufet  9td)t  }u  ldffen.  JöerUn,  am  19.  September  1801. 
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Bericht  beb*  ffammerqcrldjtff. 

3n  (üemdfbelt  be*  afterbocbflen  SRefcrivttf  mir  19.  b.  SD)./  befreffenb  bie  ?*e 
fdimerb«  ber  ©eebnnblung*  ©oeietdt,  iba§  fte  in  bem  gram  ben  §d)iffer  £oafr, 
gefübrtcn  <Projefi  verurteilt  worben/  von  bem  bem  ßldger  tu  bcuablenbrn 
grnchtlobn  mich  2Jerjug*|infen  |u  entrichten/  verfcblen  wir  nicht/  folgcnbe«  aller, 
untertbdnigft  ju  bewerten : 

gtacb  $.  4oi.  Tit.  50.  ber  V.  ©.  D.  bat  ftch  bte  eocietdt  gegen  ante«  tfauf. 
leutc,  e«  betreffe  SBaarrn,  @elb  ober  "BttbUl,  ibrrr  ffgfatt  eben  SBorjugs. 
rechte  gleich  ber  »anf  begeben.  Daß  alle«,  rootf  auf  bie  @d«ijfabrt  brr@ee* 
banbluna  ifleutg  bat/  nach  eben  biefen  ©runbidtfrn  von  bem  ftrfalhdun  $}or- 
luqßreAie  befreit  fenn  fpOe/  baben  wir  für  unbebenflid)/  unb  bem  eignen 
3»tereffe  ber  ©eebanblungS.©ocictdt  angemeffen  grfunben. 

l>\t$  vorautfgrfebt,  fann  auch  bie  Serbinblicbfrit/  %inUn  |u  bejabfen/  unb  bem 
Schiffer  fo  wie  bem  Kaufmann  |u  veraciten,  nid)t  bejwetfclt  werben;  unb  wenn 
gleich  biete  33orfcbrift  nur  bei  ber  Üocation  im  Soncurfe  vorfomntt/  fo  ift  bort) 
bie  ©orfchrift  in  *Me|ug  auf  bie  oDaemeine  (gntiaaung  generell.  6o0ten  n>ir 
bierin  irreR/  fo  muffen  wir  nürrunteribdniafi  um  ndbere  Drclararion  wegen  bie« 
fe«  3weifrl<  bitten/  bamit  aud)  bem  Tribunal  bavon  «Nachricht  gegeben  werben 
finne.   »rrlin,  am  24.  eeptember  1801. 

JR  e  f  c  r  I  p  t. 

ÜuS  Cfurem  Verlebte  vom  24.  v.  2R.  babm  fflfr  erfeben/  woburch  3br  et"  tu 
rerbtfertiaen  gebeult/  ba§  bte  €cebanblung0<<&ocirfdt  in  bem  gegen  ben  ©chiffer 
£aafe  geführten  $ro(ef  verurteilt  worben,  von  bem  an  ben  ftldger  |u  bejab« 
lenben  gracbtlobn  aud)  3)crjug«jinfen  ju  entrichten.* 

Die  Folgerung/  welche  3br  bUrbct  auf  ber  Dlßpotfflon  bei  $.401.  Tit. 50. 
Xb-K  ber  «.     £>•  berleitct: 

ba§  ndmlicb  bie  ^rebnnblung*  Coclctdr,  weil  fte  ftd»  ber  ffafafifeben  Siechte 
in  ibrem  faufmdnniicben  93erfrbr  geaen  anbere  £iiuflrute  beceben  bat/  von 
benfelben  aud)  aegen  @d)iffer/  mit  welchen  fte  burd)  ibre  @cbiffabrt  inöcr» 
binbung  getreten/  reinen  (Debraud)  machen  fonne, 

fann  febod)  in  bovpelter  £tnftehr  nicht  flatt  ftnben/  inbem  tbelff  in  ber  aflegirten 
(flrfrbffeOe  ousbrüdlid»  feflgefebt  worben/  bag  ber  eoeietdt  gegen  anbere  $rt> 
Vatperfonen,  welche  nicht  fcauflcute  (Tnb  (alfo  auch  gegen  Schiffer),  ibre  ffrfalt. 
feben  9lrchie  in  flm'ebung  Iti  mit  benfelben  eingeaangenen  ©erfebrfl,  nach  ibrem 
ganien  Umfange  vorbehalten  bleiben  foflten;  tbciltf  aber,  weil  jene  58erjichflri< 
"flung,  wie  ber  (Sinaang  bei  angeführten  $ob<  HU  erfennen  atebt,  überhaupt  nur 
auf  bie  ft*falifcben  23orju««rechte  im  (Joncurfe  gerichtet  ifl/  unb  baber,  ba  Re- 
nunciaiinnes  tcricte  tu  interpretiren  ftnb/  auf  anbere  gdfle  nicht  autfgebebnt 
werben  fann;  (urnal  bie  ©eebanbluna^ßoeietdt  in  bem  Such  eommuhteinen 
^dtrriben  vom  12-  v.  9Ä.  gegen  beren  ttnwcntung  auf  bte  bem  giecu0  juflebeit- 
ben  Vorrechte  in  ffnfebung  ber  3in6jablung  autflrädlid)  protefliret  bat. 

bat  brmnflch  AberaQ  bei  ber  93erföciung  vom  w.  v.  SR.  fein  iPewenben, 
unb  babt  3br  Such  biernadj  in  »orfommenben  gdOen  gebubrlid)  |u  achten.  JÖer» 
lin/  am  15.  Oftober  1801. 
C25tenge!l  »ettr.  ».  14.  ®.  222— 226.  unb  gjaafiow«  0«nWuch  Tb- 1.  e.  121. 

2)  Geeets  v.  7.«jrH  1833,  üb«r  bal  »cebt  unb  bte  «Serpfficbtun«  bei  "SUait  in  ftn« 
fcbunfl  ber  3inftn.   f.      1-  11.  I-  «27. 

3)  Verordnung  v.  2.3n«l  I8«7,.»faen  «erabftbuna  b<*  (m  Dfh>reu6<rc6en  ^ro< 
»iniiafrtät  Mimmtrn  2in<rav<i.  unb  C.  v-  3.  ^et>c.  1833,  tveaca  «tnrotn6un«  tiefer  Ccr» 
orbnuu«  im  £au(nbura>$ütowi'aieii  «reife,    f.  tu  L  11.  |.  8*1. 

4)  Rescrlpt  t».  l.SKal  1820,  brtr.  bie  SBeridbrun«  »er  ^mMiinfen.  f.  ju  L  11.  |.  8*9. 

66-  Wer  aus  einer  unerlaubten  Handlung  zur  Entschädigung  ver- 
pflichtet ist,  uinss  den  nach  Geide  festgesetzten  Belrag  derselben,  von 
dein  Tage  des  ergangenen  Urtcls  an,  verzinsen. 

§.  67.  In  allen  Fällen,  wo  durch  Gesetz  oder  Willenserklärungen  ein 
Zahlungstag  bestimmt  ist;  nimmt  der  Lauf  der  Zöger  ungszinsen  von  die- 
sem  Tage  seinen  Anfang. 


17$  (Stflet  Z1>tfL   ®e*«$elM!ter  ZiUU  $.68- 

§.  68'  Eben  das  findet  bei  bedingten  Zahlungen  Statt,  so  bald  die  Be- 
dingung eingetreten,  und  dieses  dem  Schuldner  bekannt  geworden  ist. 

§.  69.  In  beiden  Fällen  macht  es  keine  Acnderung,  wenn  auch  der 
Glaubiger  sich  nm  die  Zahlung  nicht  gemeldet,  sondern  stillschweigend 
Nachsicht  gegeben  hat. 

§.  70.  Hat  aber  der  Gläubiger  die  Zahlungsfrist  ausdrücklich  verlän- 
gert, und  sich  wegen  dcrZinsen  nichts  vorbedungen:  so  künnen  letztere 
bis  zum  Ablaufe  der  Nachfrist  nicht  gefordert  werden. 

Wa»  «Ii  Zahlung  angenommen  werden  mUta«. 

§.  71.  Wenn  weder  ein  Zahlungstag  bestimmt,  noch  eine  ausserge- 
richtliche  Aufforderung  nachgewiesen  ist:  so  laufen  die Zögerungszjnsen 
erst  vom  Tage  der  dem  Schuldner  geschehenen  Behändiguug  der  Klage 
des  Gläubigers. 

§.  72.  Gelder  oder  geldgleiche  Papiere,  von  welchen  der  Gläubiger 
weiss,  dass  der  Schuldner  darüber  nicht  verfügen  könne,  ist  er  von 
demselben  in  Zahlung  anzunehmen  nicht  befugt. 

§.  73.  Hat  er  es  dennoch  gethan,  so  wird  er  dem  Eigenthümcr  der 
Gelder  oder  Papiere  zur  Eni  Schädigung  verhaftet;  er  behält  aber  auch, 
so  weit  er  diese  leisten  muss,  sein  voriges  Recht  gegen  den  Schuldner. 

MUnitorte. 

§.  74.  Wenn  es  zweifelhaft  ist,  in  welchen  Münzsorten  eine  Zahlung 
zu  leisten  sei,  so  muss  in  der  Regel  auf  den  Zeilpunkt  gesehen  werden, 
wo  das  Recht  des  Gläubigers,  aus  welchem  er  die  Zahlung  fordert,  zu- 
erst entstanden  ist. 

§.  75-  Nur  bei  Schadensersetzungen  und  andern  Verbindlichkeiten, 
die  nicht  von  Anfang  an  auf  baare  Geldzahlung  gerichtet  waren,  sondern 
erst  in  der  Folge,  durch  Vertrag  oder  richterliches  Erkenntniss,  auf  eine 
Geldsumme  gesetzt  werden,  ist,  im  Mangel  näherer  Bestimmungen,  auf 
die  Zeit  des  geschlossenen  Vertrages,  oder  des  publicirten  Urtels,  Rück- 
sicht zu  nehmen. 

§.76.  Jede  Zahlung  muss,  wenn  nicht  besondere  Verabredungen 
oder  Gesetze  auf  Gold  oder  Scheidemünze  vorhanden  sind,  in  dem  zur 
Zahlungszeit  gangbaren  Preussischcn  Silber-  Courant  geleistet  und  an- 
genommen werden. 

§.  77.  Zahlungen  unter  Zehn  Thalern  müssen,  im  Mangel  näherer  Be- 
stimmungen, ganz  in  Scheidemünze,  und  unter  Breissig  Thalern  halb  in 
Courant,  halb  in  Scheidemünze  angenommen  werden. 

1)  Declaration  v.  2i.et»t1>x.  1808,  tttx.  bie  biw&  bie  Webuctiwi  bec  €*tfbo 
mfinjen  tnrtfan&tnen  Tiifffrmjlen- 

(St  finb  bei  bet  in  jeber  $rot>tti}  M  $Preu£  ifäen  ©raat«  fcurd?  ein  befonbe» 
re«  Sflublicanbum  erfolgten  9tebuftion  ber  ©cbeibemfinje,  über  ben  ©inn  unb  bie 
9lnn>«nbung  bei  9L  8  9i.  2b.  1.  Xit.  11.  §.  790.  791.  unb  Sit.  16.  §.  74.  auf 
bie  in  ©geibeinunje  ju  letfrenben  aSerbinblidtfciten,  roeldje  »or  bem,  in  jefcem 
SDubliranbo  befitmmten,  ober  fonfl  auf  ben  Sag  be*  tyublicanbi  anmne&menben 
9tet>ufrtontf.2ermirt,  contrabirt  roorben,  Rntifil  entfranben.  Um  tiefen  ju  b* 
gegnen,  wirb  tiadb  eingeboltem  ©utaditen  ber  ©efe$<(£ommiffton  btermit  »erorbnet. 

$.1.  9IUe  3ablungen  au«  ©efdjAften  »or  ber  2Rü»j»9iebuFtton,  »elcfce  nad) 
ben  ©eie$en  ober  ben  befonberen  SBerabrebungen  ber  ißartfceien  in  <Sd)eibemünje 
gefefceben  foUen,  finb  in  berfelben,  nad)  beut  bureft  bie  9tebuftton  beruntcrqefefc« 
ten  Söertbe  m  leiflen.  2Ber  alfo  j.  58.  vor  ber  SRebuction  100  «Rtblr.  in  ©djet« 
bemünje,  ben  2baler  ju  24  gute  ©roföen  geborgt  bat,  muf  100  SRt&lr.  in 
©cfribeuiiinje,  benS$aleuu  36  gute  ©roföen,  jurücfja&Ien. 
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§.2.  ©a  aber  biebei  »orau$gefe$t  wirb,  bafjjur  ^cif  ber  crntraBtrtcn  SSer« 
6tnblid)feit,  ber  eourtfmäijige  Sßertb  ber  ©tbeibemünje  gegen  (Mourant  in  feiner 
fo  erheblichen  iDiffererij  geftanben,  bie  auf  ben  SBerflj  ber  SBaare  einen  @influß 
hat,  weld)e$  jebod)  gefdjiiebt,  fobalb  ba$  iNgio  3chn  V9R  $>unbert  beträgt:  fo 
mup  bem  ©cfeulbner  eine  foicfoe  ober  höhere  juffereitj  bergeflatt  ju  (Statten  f un: 
men,  bafi  nur  in  biefent  $aUe  ber  cpurtJmäfiige  SHSertb  ber  (Sdjeibemünje,  wie 
foldjer  jur  ^oit  ber  entflanbenen  SBerbinblidifeit  befcfjaffcii  war,  völlig  vergütet 
wirb.  Sßer  alfo  100  Sltblr.  in  Sdjeibemünje  ju  einer  3eit  geborgt  bat,  ba  fie 
courdmäjjig  20  prfjt-  »erfor,  ifl  80  9ttblr.  in  rebucirtem  SBertbe  ju  befahlen 
fd)ulbig.  Tamit  jebod)  über  ben  jebedmaligen  (tours  fein  weitläufiger  Streit 
entfiele:  fo  foU  in  ber  Ghur<  unb  ÜReumarf  ber  ©ourtJ  von  Berlin;  in  Bom- 
mern ber  »Sour*  ton  Stettin;  in  SSeflpreufien  ber  (£our0  ton  ßlbtna;  in 
jöfipreujlen  ber  (£ our*  »on  ÄönigtJberg ,  unb  in  (SAlefTen  ber  (Sour*  »on  S^re$» 
lau  jum  ©runbe  gefegt  werben,  unb  jwar  ifl  überall  ber  JDurdjfdjnitt  ber 
©ourfe  t>on  15  in  15  Sagen  gur  9Jorm  anzunehmen. 

§.  3.  $ür  bereits  ebne  Vorbehalt  abgemalte  ©cfcfcäfte  barf  auÄ  ber  gegen« 
wärtigen  ©eclaration  fein  ©runb  jur  3ur"cf »  ober  9tad)forberung  (ergenom- 
men  werben.  ÜKatbjtf      7.  ©.  18.  lr  SIbfd). 

(Unntufun;:   T<it  'Huemftttlung  bt»  in  vorfltfytnbtr  Crrteration  in  lV-,ug  genomn- 
n«n  Courft»  in  Sfrlin  fünftel  ftd?  «bgrörutft  in  iHatthie  monatbefdjrift  35.  VII.  Q.  87.) 

2)  Kdict  v.  13.  £«6r.  1811,  »egen  iinun-o^ung  ber  <2eÖci&emünjt  <n  Mourant. 

2>ie  allgemeinen  unb  gegrünbeten  ©efcfcmerben  Unferer  Untertbanen  über 
ben  9fad)tbeif,  ber  ihnen  aut  bem  Söerbältnifie  ber  jefcigen  Sdieibemunje  ju  bem 
(Mourant  erir>äd)jl,  haben  Un*  bewogen,  9)faajiregeln  ju  treffen,  um  ba$  Uebel 
gänjlid)  411  beben. 

2ßir  haben  bjher  nad)  gepflogener  9?erathinig  mit  bewährten  9J?ännern.  aut 
bem  Staube  ber  ©utdbefifjer  fomobl,  ald  au*  bem  £>anbeläftanbe,  befefofoffen: 

1.  <2ämmtlid)e  nod)  courflrenbe  unb  fefcon  bitfbar  auf  jmei  drittel  ihre?  9to. 
minalwertM  rebujirte  ©djeibemünje  feil,  fobalb  alt  möglid)  eingefdhmoljen, 
offtnirt  unb  in  ooüwicfctige*  (Mourant  umgewanbelt  werben,  bamit  fie  bemnädjfl 
gam  auä  bem  Umlaufe  »erfd)roinbe. 

2.  Sern  15.  Januar  1812  an  foflen  ntinbeftenf  für  fed)«jigtaufenb  Ühafer  9teaf. 
wertb  (Sefceibeuiünje  wöd)entlid)  affinirt,  unb  in  (Mourant  nad)  bem  SRünjfup* 
von  1764-  umgeprägt,  aud)  bamit  fo  lauge  ununterbrochen  fortgefahren  werben, 
bit  bie  jefct  umlaufenbe  Sdjeibemünje  umgepräqt  ifl,  ober  wenigfienr?  feine 
mehr  jum  Umprägen  eingeliefert  wirb;  monäd)(l  2Bir  einen  Sennin  beflimmen 
werben,  binnen  we!d)em  bie  etwa  »orbanbenen  Riefle  folcher  SJiünje  nod)  in  Uu> 
fern  Waffen  unb  im  gemeinen  SBerfebr,  nad)  beffen  Umlauf  aber  bloß  alt  f  feto.! 
in  Unferer  Hintue  angenommen  werben  foOen. 

3.  Storni!  Untere  Untertbanen  jefct  gfeid)  bie  Beabftd)tigten  SSortbeile  genießen, 
unb  wäbrenb  ber  Operation  ber  Scrjmcljung  unb  Umprägung,  burd)  bat  Sohra a :i  ■ 
fen  bei  (Sourfetf  ber  Sehet bemiin;e,  unb  burd)  ben  3Bud)er  nid)t  (eiben;  fo  erf(ä< 
reu  2ßir  fte  hiermit,  bii  fie  eingefebmoljen  fein  wirb,  für  ein  gefeglicM  Sur 
rogat  be*  (Sourant«,  unb  firiren  2ßir,  auf  bie  3cir*  ben  ©ourö  folgcnbermaffen : 

•Sin  9{eid)^thaler  Mourant  ifl  gfeid)  unb  fann  befahlt  werben  in  Nominal' 
ober  ehemaliger  fogenannter  fdifed)ter  9)?unite:  in  ben  ÜRarfen  unb  Bommern 
mit  3weiunbt)ieri|ig  ®rofd)enflürfen,  in  Sprengen  unb  ©dhlefien  mit3weiunbfunfs 
gtg  unb  Cr  in  halben  ©i(bergrofd)en  ober  2>ittd)en^flü(fen.   3u  rebu(,irter  ober 
fogenannter  guter  9Rüii|e  (^ün^Sourant):  in  ben  Warfen  unb  Bommern  mit 
31d)tunbj{wanjig  G$rofd)en,  in  Greußen  unb  Sdilefteu  mit  $ünfunbbreiHig  Sil- 
bergrofd)en  ober  2)üttd)en; 
^unbert  2ha (er  Mourant  fönnen  bemnad)  befahlt  werben:  in  Nominal«  ober 
fogenannter  fd)fed)ter  ^fKüuje  mit  (fiuhunbert  ^ünfunbflebenjig  Shafern,  in 
rebujirter  ober  fogenannter  guter  SRünje  mit  @inhunbert  Sed^ebu  unb  jwe: 
drittel  Sbalem. 
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4.  ginere  3eben,  ber  eine  3«W"n$  o«  ffönigliche  ffaffe  ju  Wften  faul, 
tia  ifl,  fleht,  von  SDublication  biefe«  <£biet«  an,  frei,  ben  Ibeil,  ben  er  in 
fltnqenbem  ©ilbergelbe  ju  entrichten  bat ,  nach  belieben  in  (Mourant  ober  in 
©cheibemünie  nach  obigem  ®our«  von  175  ju  jableu ;  jebod)  fann  bei  @ntrid>. 
tuttet  ber  Abgaben  bie  <Bd)eibemüuje  nicht  mehr  jum  Sbeile  nach  ber  vorigen  9?e« 
buftion,  fonbern  fernerhin  nie  anber«  al«  nach  ber  neuen  Slcbufrion,  bai  ijl,  ju 
42  ©rofchenftücfen  ober  52}  ©ilbergrofchen  ober  S>üttchen|lütfen  angenommen 
werben. 

5.  2Rit  $u«nabme  bei  $>anbel«»erfebr<  unter  tfaufleure  ifl  auch  jeber  privat* 
mann ,  ber  eine  (Sourantfumme  einrieben  hat,  verbunben,  ftatt  berfelben  Sehet, 
bemünte  ju  obigem  &our«  von  175  für  100  9ltblr.  Mourant  aufnehmen,  ©er 
©laubiger  fann  jeboeb  bie  ©ertftfation  ber  SRftnje  verlangen. 

6.  Title  von  tyublication  biete«  (SbtftS  an  ju  fchliefenben  ffauf.  unb  SBerfauf., 
SJtietb*«,  Sohn«  unb  anbere  ©ertrage  fonnen  nur  (wenn  e«  nicht  in  ©olbe  ge. 
fchiebt)  in  ©oltraut  ober ,  al«  (Surrogat  beffelben ,  in  (gebeibfnuinje  nach  obigem 
<$ourä  gefchlofjen  morben.  SJlo«  in  9tücfftd)t  ber.  oor  ber  $ublication  bei  gegen« 
wärtigen  (Sbift«  eingegangenen  temporairen  Verpflichtungen,  fpü  et,  fo  lange  ber 
©ertrag  wöbrt,  wenn  berfelbe  auf  (Scbeibemünje  lautet,  bei  ber  3d&llinö>  b«rre» 
buhlten  2Kün<e  oon  36  ©rofeheu  ober  45  Böhmen  ober  ©titfehen  verbleiben. 

7.  Einem  3*ben,  ber  feine  (Sdieibemünae  will  umprägen  (äffen,  fleht  frei,  fic 
in  bie  SJiüuje  ju  liefern,  unb  wirb  ihm  für  175  Nominal» ibaler  in  Böhmen,  ®ro« 
fchen  ober  in  onbercr  (Scheibemünje,  100  Sbaler  flingenb  Mourant  nach  bem 
fDiüujfuüe  oon  1764  ohne  irgenb  einen  Slbnig  gezahlt'  »erben.  Sollte  bei  ber 
ÜDiiiuce  bereit«  bie  für  bie  nädifle  Sttoche  beflimmte  Scbeibetnünje  jum  ftfftuiren 
eingegangen  fein,  fo  hängt  e«  lebiglid)  oon  bem  @tubringcr  ab,  ob  er  feine 
©cheibemüme  vorläufig  <unicfnehmen ,  ober  fie  i'<  ber  SRünje  lapert  will;  in  wel« 
ehern  Jaüe  ihm  ein  (Jonto  eröffnet  unb  ihm  ein  «Schein  gegeben  wirb,  worin  be« 
werft  ifl,  an  welchem  Sage  ihm  nach  ber  ibn  treffenben  «Reibe  bat  (Sourantgelb 
audgejaplt  werben  fou*. 

8.  S)a  bie  9Kiiiu«Öff!iianten  f?ch  nur  mit  fitiantttäten  oon  wenfgflen«  1000 
$ltt)\r.  2Rünje  befaffen  fonnen,  fo  werben  £>anbfl6bäufer  in  ben  $>auptftäbten 
ber  ÜKonard)te  unuorjfiglich  bannt  beauftragt  werben,  bie  fleinern  Quantitäten 
von  (Sin  bi«  \n  (Siiitaufenb  Ibalern  jumtjinfchmeljen  unb  Umprägen  indou« 
rant  bei  ber  $>auptmünje  ju  beförbem. 

9.  3>a«  Einbringen  ber  *reu§ii'chen  <Scfeeibemfinje  fleht  jwar  einem  3eben 
frei,  bie  SDfütue  muü  jebod)  bei  bem  ©erifjfation««95ureau  geprüft,  unb  bie 
notorifch  falfcheu  <3tfi<fe  muffen  ausgeflogen  werben. 

10.  $ie  Eroortation  ber  (gcheibeinünje  fowobl,  al«  be<  ©ourant«  unb  bei 
(Silber«  in  Marren  nad)  bem  9lu«Ianbe,  ifl  wäbrenb  biefer  Operation  verbo« 
ten,  unb  ftnbet  lebigltd)  nur  auf  iPäfjfe  UnferS  (StaatSfanjler«  ftatt.  2Ber  auf 
heimlicher  @rpcrtation  ertappt  wirb,  ben  trifft  bie  Äonpafation;  bie  ©enun* 
cianten,  fo  wie  biejenigen,  bie  bergleichen  SWüitje  anhalfen,  erhalten  bie  $>alfte 
jur  Belohnung.  3lnf  ben  gehörig  befebeinigteu  2>urchfubrhatibel,  fo  wie  auf 
ba«  f leine  (Ären perf ehr,  fjnbet  bat  SBerbot  feine  Tfnwenbung. 

11.  ©enn  burch  bie  gegenwärtige  Operation  aller  Unterfchieb  jwifchen  <5ou. 
rant  unb  ©cheibemünje  aufhören  foO,  unb  alle  ©elboerträge  nur  in  ©olb  ober 
Mourant  ftatt  flnben  fönnen;  fo  ifl  auch  in  ftufunft  weiter  feine  ©cheibemünje 
nöthig,  ai«  foviel  jum  Ausgleichen  bei  fleinfreu  ©onrantgelbe«  erforberlicb  if). 
@iue  folche  9(u«g(eichuuc|«^ün{e  werben  wir  fobalb  al«  möglich,  feboch  fcblech« 
terbing«  nur  fo  oiel  prägen  laffeu,  al«  tum  Ausgleichen  unentbehrlich  ifl.  2)iefe 
2Ju«gleichung«'2JJünje  barf  nie  al«  3fl^ung«mittel  ftatt  (Mourant  gebraucht 
werben. 

12.  (Damit  nie  beforgt  werbe,  ba§  baoon  je  ein  tteberfluf  entflehe,  ber  bie 
nämlichen  Wachtbeile  erzeuge,  welche  bie  jefcige  (Scheibemünje  heroorgebracht 
hat,  fo  bepimmen  2Bir  hiermit  al«  fejlel  ®efe$,  baü  9iiemanb  genöthigt  wer. 
ben  föune,  unter  welchem  SBorwanbe  e«  auch  Uh  «ine  eumme,  bie  burch  ein 
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©oiirant|Tticf  auflgebrücfr  werken  Fanii,  in  einer  9Iiitffl!eii)ungö  =$?ünje  anjmief). 
men ,  tvoqeqen  itnfere  Waffen  alle  neue  3u*gieichungfc3Rünje  füufttg  flatt  ©pu« 
ranr  auf  Verlangen  anzunehmen  »crpfltc^ret  jlnb. 

13.  3ur  @rlcicbterung  ber  9%ed>nun<teitf  unb  um  eine  gang  gleiche  Stfün^e  in 
Unfern  Staaten  einzuführen,  «vollen  Stftr  fünftigbin,  wie  e*  bereit«!  tu  <S<bIe» 
flen  unb  in  Greußen  ber  $a0  tfr,  ben  Jbciler  flatt  in  24  in  30  gleiche  Ibctle, 
unb  bagegen  ben  bretjiigflen  £betl  beb"  IbalcrÄ  in  10  SDfettnige  jertbeifen,  fp 
baß  ber  Jbaler  au$  2)reibitnbert  Vfcnniaen  befleb>.  Ußtr  werben  bober  für  batf 
@rfte,  ipfenntgflücfe  ju  300  auf  ben  Sbafer;  2  SDfennigflücfe  üu  150  auf  ben 
£baler,  unb  5  Wennigflücfe  §u  ©fertig  auf  ben  Spaler,  SBepufv*  ber  9lu«. 
gleidning,  fauber  in  ffupfer  ausprägen  lajfen. 

14.  2Bir  werben  ©arge  bafiir  tragen ,  baf  in  allen  Waffen  ein  ffeiner  S8e- 
franb  ber  neuen  iHu*qleicming*.9Jtunje  »prbanben  fei,  ber  auf  ©erlangen  gegen 
(Spitrapt  aufgeweebieit  werben  Fann.  ©i*  bte  jefctge  €<bcibemutije  in  (Mourant 
umgeprägt  fein  wirb,  faun  fie  ncufl  ber  neuen,  jeboch  nur  nad)  pbigem  SJtaafl» 
ftabe  circultren,  unb  fpQ  bafl  Spublifuut  au*  flehten  &era.lcid)uiid>!£abeUeti  ba* 
SBerr>ältni$  ber  neuen  ttu*glei<feuns*<3J{üiije  ju  ber  jefct  uod)  cotirftrenben  alten 
©cbeibemilnje  erfeben.  ®.  @.  ®.  373. 

3)  Declaratlon  r>cä  1.6.  tri  vorftetjtnbeit  Qrblctf  ».  20.  $«tr.  1812. 

2>a  wegen  ber  31  utf legung  ber  in  bem  (Sbifte  pam  13.  Dccember  1811  inSBe. 
treff  ber  ©infepmeljung  unb  Umprägung  ber  ©cheibemünje  in  ßpurant,  &  6. 
enthaltenen  $eftimmung : 
bafl  in  9iucfjTd)f  ber,  var  ber  ^ublifatian  betf  gbtfrt  eingegangenen  tempp« 
rairen  Verpflichtungen,  fp  lange  ber  SBc rirag  raäbrt,  wenn  berfelbe  auf  <gchei* 
bemiinje  lautet,  e*  bei  ber  3<*blung  ber  rcbnctrrcii  2Rünje  vpn  36  ©rpfet/en 
pber  43  ftöbtuen  pber  S>fittcbert  verbleiben  folle. 
3roeifel  ettiflanben  flnb;  fp  beNartre  3*,  auf  Obren  Antrag,  bte'e  33eflimntuna, 
ba bin:  ba$  bei  allen  im  §.6.  bei  gebauten  gbitti  ermähnten,  »pr  ber  tyublt. 
fatiPK  beffelben  gefcblpffenen  Vertragen,  welche  auf  eine  gänijicbe  pber  tbeil« 
toeife  3JMung6«9jerbinbli(bfeit  in  Wim  je  gerichtet  fitib,  bte  ^blutig  in  Wim  je 
nur  bitf  ^um  31.  SRärj  be4  gegenwärtigen  3apre0  nach  bem  $u^e  wn  36  ©rat 
l'chen  pber  45  ©ppmen  auf  ben  Xbaler  gerechnet,  flatt  ftnbett  fann;  bte  nach 
biefent  Sage  fällig  rverbenben  3dblungen  aber  in  ber  3)?aa§e  ju  leiflen  fitib,  ba£ 
ber  Sbaler  mit  42  ©rpfchen  Stücfen,  Pber  52i  (gilbergrpfeben,  pber  2>iittcben« 
flüefen  berichtigt  werben  niuj}.  ©.     ©.  9. 

4)  Bescrlpt  ».  T.nttil  1813,  betr.  t>lt  <Scr6iii»li«fctt,  €4etJ>rmünje  aiDuntOmtn. 
Dem  Äbntql.  Q.  2.  i&f r.  von  v2Seftprruftm  roirb  auf  bie  mitrrltl  93<ri*tö  vom 

4.  t».  9W.  in  SWjtrbung  auf  bd«  €Mfr  Pom  13.  Üejjbr.  ».  %  roraen  ginf4>meU 
tung  b<r  ©cbfibrmünje,  grmnebte  anfragen/  in  betreff  ber  JInfraqe 
ad  1./  roatf  unter  trmporairen  ^rrvüichtungen  im  ©inne  betf  <&Htti  vom  13. 
Dejbr.  pr.  §.  6.  eigentlich  iu  Vf Hieben  fri  /  unb  bri  «eichen  ^ablungf n  a(fo 
bie  ecbriitemftnic  nach  bem  vorigen  (Jourt/  nämlich  mit  j  lt$  Ülominalr 
tvertbtf/  angenommen  roerben  muffen?  tum  i'djeiPc  ertbeilf/  baft  r<in  bin« 
reichent<er  (Srunb  oorbanben  iß,  bem  «uebruef:  tetnporaire  Verpflichtungen/ 
—  einen  anbern  ©inn  bei)u(egen4  a\i  berfelbe  nach  bem  armbbnlictien  Sprach« 
gebrauche  bat.  Darnach  finb,  rote  batf  Äfcnigl.  O.  fi.  (!5er.  felbtl  rtcbttg  an» 
jubtt,  temporaire  Serpüicbtunaen  ein  (i5egenfap  von  ben  fortbauentb^n. 
@ie  erlevig«n  ftch  burch  eine/  ein«  ober  mehrmalige  (Sriöflung  Per  3)rrp flieh« 
tung,  tvelcbe  auf  eine  beÜimmte  3eit/  ober  auf  eine  beftimmte  3<bl  von  Bei» 
flungen  befd>ränft  iü.  Die  Seit«  unb  3*l'tbrßtmniung  fann  itboch  im 
trage  von  einem  erfl  ju  erroartrnben  Srrtanif  abbdnqig  o  ein  nebt  fei»/  obne 
ta%  baburch  bie  ©erpflichtung  für  rine  fortbauernbe  anjunfbrnen  iü,  info-^ 
fern  nach  ©«fchiebrnbeit  ber  möglichen  gdOe  nicht  ein  beionberer  ©runb 
vorbanben  i%  biefei  an|uncbmen. 

auä  bem  in  bem  $.6.  be*  (Ebiet*  vom  13.  Dejbr.  pr.  beffnbltchen  Stach* 
fab:  —  fv  lange  ber  Vertrag  rodbret,  —  unb  aus  ber,  biefen  §.  ndber  bt> 
Üimmenben  S.  £>.  vom  20.  gebruar  c.  ergiebt  ftch  beutlich/  ba|  bie  Jöettim* 
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mung  biefe«  §.  nur  auf  temporalre  turch  einen  ©ertrag  eingegangene  93er« 
pflichtungen  Änwenbung  ftnbet,  unb  au*  nur  bie  rechtlichen  golgen  t>cr  in 
rebucirter  üniinje  oon  36  ©rofeben  ober  45  SJbbmen  ober  Döttchen  ju  (ei- 
fienben  3ablungen  benimmt  hat. 
Bnlangrnb  Die  i^rage 
ad  2./  nach  welchem  tfourö  bie  in  ©cheibemänje  ju  leiftenbe  Bo^Iurtfl  in 
bem  gafle  ju  berechnen  fei/  nenn  bie  Serbtnblichfeit  nicht  auf  einem  23er. 
trage  beruhet/  ober  ber  Vertrag  nicht  au«bräcf  lieh  auf  ©cheibemüme  lautet? 
fo  ift  ber  Unterfchleb,  ben  ba«  ftonigl.  D.  2.  ©er.  jroifdjen  einer  SRebuction 
unb  einer  geftflellung  be«  SourfeftV  nad)  welchem  bie  ©cheibemänje  alt 
Surrogat  bes  dourant«  angenommen  »erben  müffe/  bei  »nwenbung  bts 
(Ebicttf  aufiMt,  Weber  nach  &en  Korten  be«  Shcts  noch  äberbaupt  be< 

Srünbet/  ba  bie  geftfefeung  be«  Verbdltniffe«  ber  üHinje  jum  Mourant  bie 
tebuefion  )ur  golge  hat.  SBcnn  baooto  ausgegangen  wirb,  baß  burch  baf 
gnet  vom  13.  Dejor.  pr.  eine  tebuetion  erfolgt  iiL  fo  ergiebt  (ich  barautf/ 
ba§  in  aDen  gdll-en,  auf  welche  bieScflimmung  be*  §.  6.  wegen  ber  in  ber 
rebucirten  2Rfinje  t>on  36  ©rofeben  burch  93ertrdgc  eingegangenen  tempo» 
rairen  Verpflichtungen/  nicht  »nwenbung,  ffnbet,  bie  gelungen  beö  ». 
£. ».  unb  berDeclaration  beffetben  oom  27.  ©eptbr.  1803  eintreten.  Die 
porfommenben  gdUe  werben  hiernach  (Ich  ohne  ©chwieriafeU  entfeheiben 
laffen.  »ei  Beantwortung  ber  grage 
ad  3./  nach  welchem  Gourfe  bie  ©cbeibemunje  bei  ber  3urü  cf  ja&lung  foleber 
Darleben,  bie  «hon  por  bem  Sfu*bruch  betf  Kriege«  in  ©cheibemünje  gege- 
ben worben,  ju  berechnen  fei? 
ftnbeu  gleichfalls  bie  Beftimmungen  fce«Sl.  2.  SR.  unb  ber  Declaration  Pom 
27.  ©ept.  1808  Slnwenbung/  welche  auch  für  autfreiebenb  anjunebmen  (inb. 
2Ba«  enblich  bie  in  äSrjiebuncj  auf  bie  ü".  C  Pom20.gebmar  1812  auf* 
gefieBte  grage 

ad  4.  betrifft,  ob  bie  ©cheibemünje  nach  bem  porigen  (Jourfe  ju  |  betf  Storni» 
nalwertb«/  ober  aber  nach  bem  neuen  Gour*  ju  4  beff  9tominalwertb0  in 
bem  gaUe  ju  berechnen  fei/  wenn  bie  3ablung  fchon  por  bem  1.  Sprite,  fdl* 
(ig  gewefen,  bie  3A9iung  aber  erft  nach  bem  Ablaufe  be«  31.  ST/tdrj  c.  gclet- 
flct  werbe? 

fo  ift  nach  ben  SBorten  ber  GF.  D.  bei  ben  ad  j.  biefer  SRefolution  bejeich» 
neten  Verpachtungen  bie  S3efugni§  unb  Verbinblichfeit  nach  bem  guge 
ber  dltercn  ober  neueren  SRebuctton,  in  ÜTlünje  3*blung  \u  leiften/  barnad- 
beiiimmt/  ob  bie  3ablung  bis  jum  31.  Sndrj  ober  nach  biefem  Xage  fdQig 
gewefen.  Diefefi  ergiebt  (Ich  au«  brm  Dlachfafc,  ber  ben  Porbergeben- 
ben  <2a$/  in  welchem  ber  Xermin  ber  3ablung  al«  Terminus  ad  quem 
angegeben  wirb/  ndber  benimmt,  3"  wie  weit  eine  bis  jum  31.  SDtdrj 
fdüig  gewefene,  nachher  aber  erß  geletöete  3abiung  noch  in  SPlünje  gelei« 
(iet  werben  bürfe,  mu§  nach  ben  Umfidnben  in  ben  einjelnen  gdUen  unb 
nach  b<n  über  bie  Mora  unb  ben  rechtlichen  golgen  berfeiben  Porbanbenen 
83eftimmungen  entfehiebeu  werben. 

hieraus  wirb  tat  £bnig(.  £).  8.  ©er.  ftd)  uberjeugen,  ba§  Hg  (Stift 
Pom  i3.De|br.  pr.  unb  bie  S.D.  Pom20.'gebr.  c.  inBnfebung  ber  von  bem 
dollegio  aufgeboten  Slnfragen,  feiner  ndbern  Dellaration  bebarf.  3Benn 
©erichte  in  bem  Departement  betf  jt&nigl.  D.  &  ©er.  wirilid)  einen  ©runb 
haben,  über  ben  ©inn  unb  bie  rechtlichen  golgen  eine«  ©efebe*/  in  fo 
weit  ti  }ur  9Jnwenbung  be«  Sftichtertf  fotnmt/  eine  Anfrage  ju  ließen,  fo 
haben  (te  (ich  bamit  an  ba«  Äonigl.  D.  2.  ©er.  unb  nicht  an  bie  «Regie- 
rung {u  wenben,  wonach  bie  fianbgtricht«  |u  Xolfemit  unb  Sleuteuch  an» 
juweifen  (tnb.  p.         ».  l.  ©.46. 

5)  Cleaetz  übn  bie  WüntverfafTuna  in  ben  Dreuß.  etaaten  v.  30.  ewtv.  1821. 

3»  ber  Weht,  eine  aletcbforniicie  fefle  SSätjrutiq  in  ®olb  unb  ©über  in  Un« 
fercti  fämmtlicben  <Btaattn  einzuführen ,  biefe  burch  eine  angemeffene  ©chet(e< 
munje,  fo  weit  e«  baö  »ebürfnig  be«  täglichen  5öerfepr«  erforbert,  mit  ben  oe- 
fonberen  9Ba&rttuc}eH  einzelner  ßanbedt^eile,  für  beten  SBetbehaltunc)  hinlängliche 
Orfinli  vorbanben  jinb ,  in  ein  feft  beßimmte«  unb  leicht  überfidtfliie«  iBerbäli« 
niß  ju  fefcen,  unb  bureb  Slulprägung  einer  hinlänglichen  2Kenge  inidnbifeber 
©olb«  unb  ©ilbermünjen  ben  Umlauf  freraber  SKünjforten  fowohl,  o«  ber  ol« 
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feit  fdjon  berabgefef^tett  inlänbifAen  igAeibemünje  allmäblig  qan|  entfrebrNA  jtt 
tnaA«,  »erorbnen  unb  gebieten  ©tr,  nach  erforbertem  ©utaAt«  Unfere* 
®ta«t*rafp*  wie  folget:     '  ' 

I.  2>ie  eigcnfbüm  Ii  Ae  ©olbmü^e  be*  Staat«  bleibt  nad)  6fr  bisherigen  gj?fjn.j. 
wrfafTung  ber  $riebrtA*b*or.  U*rfelbe  fofj  wie  bieber  bergeftalt  ausgeprägt 
»erben,  bat  fünf  unb  bretptg  ©tütf  eine  Warf  wiegen,' unb  in  tiefer  «Warf 
groeibunbert  feA*gig  «ran  feine*  ®o(b  enthalten. 

2.  ©ei  ber  9teAnung  in  ©olbe  Wirb  ber  ftriebriA*b*or  gu  fünf  Ibafern  an* 
getiomm«.  ginbunbert  brei  unb  neunzig  Ibaler  eilf  $>reigebntbeii  <19Sfi) 
in  ©olbe  enthalten  baper  eine  SRarf  feine*  ©olb. 

3.  Doppelte  unb  balbe  SriebriAWor  werben  in  gleicfrtm  ©erbalrnttj  uno-naA 
eben  bemielben  $u§e  au*geprägt. 

4.  Tie  eigentbümliAe  (gilbermünge  bei  (Staat*  iff  ber  Vreufüföe  Ibaler.  3ebn 
unb  ein  balbe*  ©tü<f  werben  wie  Bieber  eine  SRarf  wiegen,  unb  gweibunbert 
unb  feAsjebu  ©rän  feinen  ©über*  entbalten.  SUierjebn  VreuftfAe  Ipaler  jinb 
baper  eine  Start  fejn)/l  ©Über. 

5.  $a4  bieber  aqftyrftebene  f leine  tfuraur,  ba*  naA  betn  SRüngfujfe  Pen  1764 
gu  oiergebn  Ibalern  auf  bie  SDfarf  feinen  ©über*  a»*geprägt  würbe,  unb  in 
Bulben,  drittel«,  Viertel.,  <2cA«teI«,  unb  3wölftel«lpaf'erh  bejianb,  foll  in  alfen 
Ibeileu  be*  ©täät*  na*  feinem  vollen  gebauten  ©ertbe  im  Umlaufe  bleiben; 
fünftig  aber  füllen  auf  er  ben  2  baiern  nur  (£infed)*telfh"Kfe  ausgeprägt  werben. 

6.  2Me  alten  Sinfünflel.  unb  *3infunfgepntel>lbalerftüa*e,  bie  ohne  fr  in  nur  in 
ben  tyrooingen  Vreufen  unb  2ßeftpreu|?cn  noA  im  Umlaufe  finb,  fo  wie  bie  utu 
geränberren  ©iiiieA*teJ.  unb  eingroölftel.ibalerliütfe,  foUen,  obne  fcerabfefcuna, 
ipre*  2ßerrbe*  unb  obne  SQerlujt  ber  Dnbaber,  naA  unb  naA  eingemeAfelr  uub 
tu  ben  2Rünjftätten  eingef  Am  offen  werben. 

7.  fffinftig  wirb  ber  Vreufiftfee  Ibafer  in  ttriferen  fämmtliAen  <&taattn  in 
breUjig  ©übergrofAen  getbeilt.  @*  foüen  be*palb  ©ilbergrofA«  in  »iHon 
au*geprägt,  btefelben  aber  nur  a(*  ©Äetbemünje  gur  2fu*gleiAuug,  befonber* 
im  Meinen  Söerfebr,  gebrauAt  werben.  ^ah  lim  gen,  bie  mit  ganzen,  drittel«  unb 
SeA* lel.Ibalerfiütfen  geleißet  werben  fonnen,  ifr  Sfiemanb  »erpfliAtet,  in  Sil. 
bergrofAen  anzunehmen:  bogegen  barf  bie  Annahme  berfelben,  bort* ben  offen r Ii. 
Aen  Mallen  unb  Staffelten  eben  fc  wenig,  aU  im  tyrfoatoerfebr,  geweigert  wer« 
ben,  in  fo  fern  bie  gu  leifienbe  Gablung  weniger,  al*  ein  @eA*teMbäIcr  be« 
trägt,  ober  weniger  al*  ein  «öeAateiftücf  |ur  »u*gletAung  ber  Summe  er« 
forberliA  tft 

JDie  »ort Arif t  be*  91.  £.  9t  1.  Ib.  16.  Ii t.  §.  77.  tft  alfo  hiermit  aufgeboben. 

8.  dinbunbere  feA*  unb  jmei  Drittel  ( 1061)  ©ilbergrofAen.©tü(ft  feilen  eine 
Wart  wichen  unb  oier  unb  feA*jig  @rän  feinen  Silber*  enthalten.  5)ie  SKarf 
feine*  ©über  wirb  alfo  in  ben  (5ilbergrofA<n.©tü(fe«  ju  (eA*jeon  Ibalern 
en*gebraAt. 

9.  ®ie  3fu*man^ung  ber  <?ilbergrofAeu«  Stucfe  foQ  in  Unferen  Wtünßättm 
mit  ber^efaniitmaAung  biefe*  (3efe$e*  anfangen,  baoon  aber  mebr  niAt  in  Umlauf 
qefeer  werben,  al*  erforberlid)  ifl,  um  ben  im  7ten  §.  au*gebrü(ften  3we<f 
JU  errei Aen. 

10.  Sobalb  fle  erfAeinen,  baten  fte  überall  in  Unferen  (Staaten  auf  bie  in  eben 
bem  §. 7.  autfgebrücfte  SBetfe  gefebUAen  Sur* ;  bie  $übrung  ber  9ie Atumaen  in 
5ff entlieft«  Äaffen  na*  Ibalern  ju  breifig  (2ilbergrofAen,  unb  bie  (grpebuug  ber 
öffenrliAcH  föefäOe  naA  biefer  9ieAnung,  nimmt  gleiAmobl  erfr  bann,  wenn  eine 
gureiAenbe  3dM  biefer  neuen  2Rünjfortw  im  Umlaufe  ifr,  ibren  Anfang. 

II.  iDer  ©ilbergrofA«  wirb  weiter  in  groölf  Pfennige  getbeilt.  Qi  foll« 
gleiAjeitig  mit  ben  Sil  bergrofAen,  8eA*pfennig<©tucfe  tnSBiQort,  oerbältni^mäßtg 
naA  bem  im  §.8.  befiimmten  BNhnfttft,  auA  SSier-,  S>rei-,  3«»<t  unb  ©inpfennig. 
Stücfe  in  Äupfcr  au*geprägt,  unb,  in  foweit  bie*  gur  2lu*g(eiAung  im  f leinen 
Söerfebr  nötbig  fein  foöte,  mebr  aber  niAt,  in  Umlauf  gefegt  werben. 

12.  Die  fterrjättniffe  ber  alten  $reu$ifd}ea  ©Aeibemünp  m  ftiüon  bleib«  un« 
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tcränbert  Wefelen,  wie  fie  bureb  ba«  (Sbf  et  vom  13. JDejemBer  1811  beflrmmt  ffnb, 
unb  äffe  öffentliche  ÄafFe*  werben  hiermit  a»ge»4efen,  jebe  Sablung,  »eld)e  «t 
$reu$ifchem  fturant  an  fle  ju  machen  ift,  auch  in  gebachter  ©cbiibemünje  nach  bem 
SBerbälmtfie  oon  jwei  unb  »ierjig  ©rofehen. ©lüden,  jmei  unb  fünfzig  unb  einhaifi 
SSüttcfcen .  ober  SBöhmeu --©türfeit  unb  tuet  unb  acfctug  ©ecfa«pfennig. ©lüden  für 
ben  *Preutiifcben  Xbaler  überall  anjunebjnen.  '.  <  ■ 

@<  foll  aber,  nach  ber  »eflimmung  be*  @bid«  vorn  13.  ©eiemBer  1811,  biefe 
©cbeibemimje,  fooiel  baoofl  noch  im  Umlauf«  ift ,  einbogen,  afjintrt  unb  in  Ätfc 
raut  umgeprägt  werben;  babtr  biefclbe  auch  fernerhin  burch  ^rioatperfunen  in  bie 
3J?ün  je  jum  Umprägen  eingeliefert  werben  famt .  .  :  - 
u..;ll<;1DieH5wtt^fche  ffnpfermönje,  »eiche  gegenwärtig  noch  im  Umlanfe  iR,  I» 
hält  ebenfalls  ihren  bisherigen  SBerth.  2Bo  aber:  ber  Webrauch  betfelbeu  ©chwie* 
riflfFeir  finbet,  fofl  auf  Antrag  ber  £>Ber.spräpenten  «nftalt  getroffen  werben,  ffe 
ohne  ©chaben  ber  »ejl&er  gegen  neue«  Äupfergelb  umjutaufcben. 

'•'VL  ®rfl  oon  bem  Soge  an,  ba  Unfer  ©taat«*2l?inifterium  erflärt  IjaBen  wirb, 
baß  in  einer  ?)rooinj  eine  hinlängliche  Summe  in  ©ilbercjrofthen  im  Umlaufe  ift, 
fuhren  'bfe  öffentlichen  Äaffen  bafelbjr  ihre  Rechnungen  irt'XgÄern  ju  breitig  ©II» 
fcerarbfehen,  unb  <£übergrofcben  ju  jwölf  Pfennigen. 

$ro  Urioaroerfebr  Netfit  fett  Bifler  erlaubte  3&ere*nung<art.au^  ferner 
geflartet. 

*  1,5,  ©ämmtliche,  Befonberä  in  ben  weltlichen  fljrooiujen  noch  curfirenbe,  nicht 
HJreußifche  gjlüuje«,  foffen  oftne*  Xufföufi  auf*  heue  uuterfucht,  .mir  bem  ^reufi- 
fchen  ©elbe  oerglichen,  unb  bie  SRefultate  bawn  burch  SßergleiajUngätabellert,  nach 
oorgängiger  Genehmigung  be$  <5taatS  <  2Rinifleriüm6,  gleichzeitig  mit  ber  publica- 
tibn'bc*  gegenwärtigen  ©efefce*  öffentlich  befannt  gemacht  werben. 

16.  Eon  ben  nach  §.  11.  neu  in  prägenben  Äupfermünjen  f  offen  fo  Piel  ©tücfe, 
al*  jufammengenommen  einen  ©ilbergrofehen  aufmachen,  ein  uno  ein  werte!  JBoth 
wiegen,  unb  alfo  bat  ©ewicht 

be<  SBierpfennigitücfe«  fünfjmölftbeil  &»tL   ,  - 
btt  kreipfennigftücfe*  fünft'ech4jebntheil 
be«  ^weipfennigftiief e$  f  ünf  oierunbpan  jigtheii  i?o f &, 
bei  $in.pfennigftiicfeö  fünfachtunbweriigtbeil  Seth  .  i(  .. 

oerragen.  ..;  .       ;  ' 

17.  .SBct  bec  Suriprängung  ber  9Rüiqen,  bie  in  $o!ge  Mefcö  ©efe$e*  in  Itnferem 
©taate  im  Umlaufe  fein  werben,  f dl  unter  bem  Sttorroanbe  eine«  fogenannten  9le» 
mebiuuil  an  ihrem  (Sehalte  unb  ©ewtebt« nttfjtd  gefurjt,  oielmebr  äße  ©orgfalt 
oaranf  oerwenbet  werben,  bat  fte  btibti , ©ehalt  unb  ©ewicht,  »oflßänbig  haben. 

18.  5hi  ben  ciinelnen  ©olbmünjen  foD  burchauä  Feine  Abweichung  tnt  $etnge« 
halte,  im  ©ewiehte  afiet  in  feinem  $affe  weiter  al*  äuferflen«  Ii*  aüf  ein  »ier'tel 
^rojent  gebulbet  werben.  ( 

19.  2fn  ben  einjelnen  iPreugifchen  J^alerflficfen  feff  bie  Abweichung  im  $einge« 
balte  äuferflenö  einen  ©rem,  im  ®mtd)tt  aber  böchflend  ein  halb  gJrojent  Betra. 
gen  bürfen. 

20.  9ln  ben  einzelnen  <Sinfech«tbeiIfrü<fen  borf  bie  Abweichung  im  Feingehalte 
niemal«  anberfbalh  ©rän,  unb  im  ©«Wichte  nie  ein  tyrojent  überfleigen. 

21.  üBir  Behalten  Uu«  oor,  eigene  oon  Unserer  ÜRünjoerwaltung  unabhängige 
SDfiinj warbeine,  wo  e«  nötbig  erachtet  wirb,  anjuorbnen,  welche  auf  ben  fteing* 
halt,  bat  ©ewicht  unb  bie  fonflige  ^efchaffenheit  be*  in  irgeub  einem  üb  eile  Un< 
fere«  <5taatt4  in  Umlauf  fommeuben  inlänbifchcn  fowohl,  alt  fremben  SRetattgeh 
bcö  affer  31  rt  ju  wachen,  bau  elbe  \n  unterfuchen  unb  bie  9iefu(tate  baoon  }ur  S3er« 
anlaffung  weiterer  ^erffigungen,  ben  £)ber'$räf!benten  »orjulegen  haben  werben. 

22.  5>a«  gegenwärtige  ©efe$  hat  feinen  »ejug  auf  bie  ajtünjoerfafTung  in 
^eufchatel.  ©iefe  wirb  unoeränbert  in  ihren  bisherigen  «erhältniffen  erhalten. 

®.  ©.  e.  159. 
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6)  CO.  ».  ^2.  3unf  1833,  »tarn  aUg<nultun  »(»ran«!  btr  nram  64«ftemfime  traft 
Stußertcuriffounö  frcnibfr  eäcibcmunicn.  ,  • 

Um  Me  # intern iffe  ju  Befeitigen,  welche  wegen  ber  no*  fn  mehreren  tyrooinjen 
eurfirenben  alten  £anbe*©*etbemünjen  unb  fremben  ©cbeibemünjen  Jet*  aflgemei. 
nen  SBerBreftung  ber  bur*  baS@efe&  »om  30.  ©eptember  1821  eingeführten  neuen 
@*eibemfinie  entgegen  flehen,  unb  ben  3we<f,  biefe  neue@*eibemünje  jur  affgemef. 
nen  aflein  gültigen  SanbeSntünje  im  ergeben,  ju  beförbern,  wifl  3*  wo*  ben  ©or. 
f*lägen  beS  ©taats=3Winf/lerii  hiermit  folgenbeS  befh'mmen : 

1)  ©emerbtreibenbe,  fo  Wie  aflo  bfejenigen,  welche  tbre  SBaaren  offentfi*  au*. 
Bieten,  foBen  'ton  jefit  an  aBgemein  gehalten  fein,  bie greife  in  $Preuflif*em  ®elbe, 
na*  ber  neuen  (gintbeilung  »on  30  ©ilberg.of*en  auf  ben  Jhaler  unb  12  Mfe» 
nige  auf  ben  ©ilbergrof*en  ju  (teilen  j' 

2)  au*  bei  aBen  öffentlichen  SSerbanblungen  ber  ©erwaltungS.  unb  3ufhj«$e« 
fcörben ,  Xotarfen,  giuctionS.<Kommiffarien,  ben  ÄurSjetteln,  SBaaren.SPrei<s<Son. 
rants  tc.  muf}  bie  neue  9JtTinj«(§intbeilung  jur  SInwenoung  gebraut  werben; 

3)  bie  ?Dolijei.£aren,  wo  felbige  nod)  befielen,  muffen  ebenfalls  na*  BerfelBen 
angelegt  »erben;  •  :v 

4)  bie  fremben  (Silber,  unb  flupfer. @*eibemünjen  aBer  9lrt  f offen  gtaM 
auf  er  Äur«  gefe$t  fein,  unb  na*  Ablauf  einer  $rifl  »on  ©e*S  SWonaten  im  »er. 
febr  ni*t  mehr  angenommen  werben;  - 

5)  bie  Einbringung  frember  ®ilBer»©*eibemfinjen  foB  »on  je$t  anbei  ©traft 
ber  ffonjNcariotf,  »erboten  fein. 

Sind?  bie  ©foBrfugung  fremOer  Äupfermünjen,  fo  wie  überhaupt  jeber  Äupfer« 
mfinje,  welche  ni*t  unter  Vrcufifoem  Stempel  ausgeprägt  worben,  foB  unter 
Strafe  ber  Äo.nfiScation  unb  ber  3<Wung  beS  boppeltcn  9fennwertBS  öberaff  »er« 
Boten  fein,  bergefralt,  baf  nur  bie  als  SKetafl  unb  gum  @inf*melgeu' eingeführten 
Äupfermümen  baoon  ausgenommen  BleiBcn,  woju  aber  $2|fe  Bei  ben  Betreffenben 
^ro»injial.9legieruncjen  na*göfu*t  werben  muffen.  ©.  ©.  ©.;  128. 

7)  C.  O.  ».  2  6.  oertr.  1825,  tag  btl  (ünftiaeti  Serftäftea  Mb  »«ftniuiarn  iuu«  trr 
%«lticfjnu«a  <B<vi4)C*  mr  ««bcwptdftn  oerftanbtn  »erb«  follca. 

5)a  ber  Umlauf  ber  «Ken  ®d)eioemünj«  nunmehr  nicht  weiter  ftatt  ffnbet ;  fo 
f<$«  3*  feft,  Baf  Bei  jtoer  Strt  »on  ©ertragen,  fo  wie  bei  SXe*nungcn  unter  ber 
SJejeiAnung  »on  ®rof*en,  jebesmal  ©übergroßen  als  Treipig  Sheile  eine«  Xba> 
lerS .  fo  wie  unter  Pfennigen  3wölf  Steile  eines  ©ilbergrof*en  ober  £>reibunbert 
©e*Sjig  Xbeile  eine«  SpalerS  gu  »erflehen  finb.  ©er  tyreiSßeuer  ifl.terBunben, 
bie  Gablung  hiernach  angunepinen,  fo  baf  fernerbin  eine  iXecbnung  au*  nicht  in 
ihren  einzelnen  iDoftrionen  in  ®rof*en  na*  ber  ©intbeilung  »on  A  Shaler  gefteQt 
unb  etwa  nur  bie  $>auptfumme  auf  <Silbergrof*«n  rebujirt  fein  barf,  vielmehr  ber 
3abIungSpfIi*tige  bere*tigt  fein  fofl,  jebe  iu©ourant  aufgeführte  Untereintbeilung 
eine«  Zbalejrt  alt  ©ilbergrcf*en  ober  A  unb  biefe  i  12  Pfennige  ju  rechnen  unb 
gu  jahlen. 

5)iefe  JBefrimmungen  foBen  »on  bem  Sage  ber  »efanntm«*nng  an,  wel*e  »a* 
©taat««ÜRinifeerium  im  gefe|li*en  ©ege  ju  »eranlaffen  bat,  in  «raft  treten. 

©-©.  @.227. 

8)  C.#.  t».  25.  Wobbr.  1826,  witn  «8frt«ftwifl  btr  mm  6*elbfmüitje  in  bte  wtft> 
Uditn  9robinic«  ber  9J3onarA<f. 

5)a  bie  Bisher  ergangenen  Sfnorbnungen,  |ur  aflgemeinen  CerBreftung  ber 
Bur*  baS  ®efe$  »om  30.  (September  182 1  eingeführten  neuen  ©*eibemünje  in 
ben  treulichen  ^rooinjen  ber  ÜÄonarAie,  nicht  auSrei*enb  Befunben  ffnb,  in  bem 
bort  no*  immer  nicht  nur  bie  »on  ber  ftnnabme  Bei  ben  öffentlichen  gaffen  unb  im. 
gemeinen  tterfehr  auSgef*loffenen  alten  Van beS-Scheibem tilgen,  fonbern  au*  bie 
bur*  Steinen  SefeBJ  »om  22.  3uni  1823  außer  @ourS  gefegten  fremben  ©über* 
unb  jfupfer.©*etbemünjen/  ff*  im  Umlaufe  ffnben,  unb  bie  5Bere*nungSarten  na* 
gemein  Mourant  gemein  ®elb,  Jranffurter  unb  Äle»if*en  SBalem,  na*  ©tfl. 
bernu.  f.m.  ^  einer,  bie  OTbeitenBe  nnb  untere  «olfsflaffe  Befonoer*  brütfenben 
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Agiotage  SBeranTaffunci  geben;  fo  wifl  3*.  im*  ben  »prüfet j"gcn  he«  ©iaat$mi. 
fteruitnö ,  für  bie  n»«ftttcbeii  ^rooinjen  ftolgenbe*  beftimroen : 

1)  bie  i  iirdi  Steinen  £efebl  t>wn  22.  3uni  1823  auf  bie  Einbringung  fremder 
Alberner  unb  fupferner  ©fheibemnnje  gefefcten  ©trafen  ber  StonfMatfon  unb  re*p. 
t>cr  Äonfafation  unb  3a^un<l  hoppelten  9Jennmertbe$,  foB  auch  in  ben  Jaücn 
inr  5towenbuug  fommen,  wo  biefe  ÜD?ün}en  im  Sauid)  ober  gemeinen  83er! et?r  ge< 
braucht  unb  angetroffen  werben,  unb  benjenigen  treffen,  ber  fokhe  tufgiefct 

(Sine  ^u«nabme  Neroon  wirb  nur  für  ben  nachbarlichen  S3erfebr  in  ben 
P&ren  jfrabten  unb  örtfthaften,  welche  in  ben  burch  .bie  ^üerbnuna,  befrimmlen 
©rentbejirfen  M  jur  SHnnenlinie  belegen  ftnb  unb  in  ben  Pom  3°Uwbanbe 
au<!c{«f*lpffenen  £anbe$tbeilen  gemattet. 

2)  i(t  jwar  fchon  ben  Untertanen  alle  ©efegenbett  gegeben,  fleh  ber  al< 
tett  fianbeti.©cbefbemünje  in  «Silber  (©iflon)  unb  Tupfer,  )U  ibrem  tmöen 
SKennmertbe  burd)  iSinjahlung  unb  felotf  ourd>  23erwed)f«Iung  bei  ben  ffönigli. 
tfeen  .Hüffen  }u  entlebigen;  ba  biefe  ®elegenbeit  aber  oon  ihnen  nicht  überall 
g*bprig'j&enu$t  ifr,  unb  bamit  biefelben  fiefc  gegen  ben  9?ad)theil,  rocldier. «ttt 
ber  fernem  SMgabe  biefer  üJ?ün$eri  perbuubeu  fein  feil,  »erwahren  tonnen,  will 
34)  nachgeben,  hat  noch  -eine  griff  von  bret  Monaten  -befltmutf  »erbe,  binnen 
meiner  biefe  SRünjen,  bei  ben  näber  burd)  bie  Regierungen  pi  beftimmenben 
Äaffen,  jum  üRennwertbe  »n  jebem  betrage  uingewethfek  werben  fönnen.  SXu 
gege.n  foUen.bie  alten  £anbe^  eefeeibemünjen,  einfchlicplich  ber  fremben  Äonoen. 
tion(t'3n><'igtofcf)enftud:e,  oon  nun  an  »errufen  unb  aujier  <£our$  gefegt  fein,  unb, 
wo  fte  im  laufd)  ober  gemeinen  93erfehr  angetroffen  werben,  confayrt  werten. 

3)  3m  fcanbel  unb  Jöerfebr  im  3nnern  foü  feine  anbete  ©erechnungSart 
im  SPromTcfcen  ©efbef  «ben  Ibaler  pi  30  ©itbergrpfcben  nnb  ben  ©über* 

grofeben  ju  12  Pfennigen,  (tan  fiiiben,  unb  jebe  bagegen  enthafte  tfoniraoen« 
ticut  poIiieiliaVbefiraft  werben. 

$ie  ¥>eflimmung  im  §.  14.  be*  tSefefcei  fiter  bie  SJfßnjoerfaffung  »om  30. 
September  IS21,  wonach  im  SPriMtoerfe&r  feoe  bWher  erlaubte  SBeredutung«. 
art  ferner  gemattet  ift,  hört  baber  auf. 

ffatrffeute  unb  ©ewerbtreibenbe,  welche  Faufmänntfche  9teffjre  pewen,  foBen 
ihre  Bücher,  wo  feitfce«  nod)  nicht  flarr  finbef,  vom  Anfang  bei?  OafjreH  1827 
in,  noch  brefer  <£infheHurtg  führen,  wibrigenfalW  fie,  wenn  bei  -einer,  nad)  ben 
gefefclidjeii  Q>eflimmungen  eintretenben  ©orlegung  ber  ©ücher,  ober  iarau*  ju 
ferfigenber  Sinnige  ein«  ffpntraoenttoit  ^egen  *iefe  JBeflimmung  fleh  ergtebt,  in 
eine  ©rrafe  oon  20  bi?  100  -Jifhlr.  verf allen 

5ßirt>  bei  öffentlidjen  ©erbanblungen  ber  SBerwaltung«.  unb  3u(lij^el)ßrben, 
9totaHen,  «uotron«  Äomrtiffarien  M.  f.  w.  bie  neue  «jönieintbeilung  nidjt  §nr 
51nwenbwng  gebraebt,  fo  »erfaOt  ber  SBeamte,  »eldjer  oie  jßer&anMung  auf« 
nimmt,  in  eine  ©träfe  oon  2  biö  23  9fa$lr. 

9fur  ber  2ßed)felwrfe|r  -Weiht  oon  biefer  »orf«4jrtft  auflgenommen. 

4)  SBegen  ber  unterfagten  SInnabnte  frember  ®plb<  unb  ©tlbermun^en  bei 
ben  öffentlichen  Äaffen,  Meiben  bie  bWber  erhiffenen;  ©eftimmunge«  in  Äraft. 

3m  $anbel  unb  gemeinen  SSerfepr  foflen  bte  fremben  (SHbenwihtjen  nur  |U 
bemSBertbe  ausgegeben  werben  bürfen,  welcher  ihnen  in  ber  berSBefanntmadjung 
Pom  27.  97et>ember  1821  (ß„,  3.  oon  1821  3.  L90  f.)  beigefügten  $BergIei< 
*ung?tobelIe  gegen  ^reußifebe«  ®elb  beigelegt  ift,  unb  bürfen  \k  ^  einem 
beren  gftrtbe  bei  Mengen  nisbt  aufgebrungen  werben. 
-Surflnnobme  biefer  VmjfH  i|l  übrigen«  memanb  oerppichtet  ®,©  ©.115. 

..  9)  CO.  »u30.9jptttr.i829,  M«  bie  «meeabni  ber  Mrlejjeotn  CO.  auf  bre  ößli» 
<btn  Vrotiitiien. 

$a  bie  bisher  ergangenen  5(norbnungen  jut  aögemeineu  Verbreitung  ber  burd) 
ba«  ©efe&  »oiu  30  ©eptember  1821  eingeffnjrten  neuen  <2d>eibemünie  in  ben 
ö(tlid)eu  Vrooin^en  ber  Monarchie  nicht  auareirtenb  befunben  ftnb,  inbetn  tbeil« 
weife  bie  burch  SReineu  «Öefebl  «pm  22.  3unt  1823  außer  ffurt  gefegten  frem. 
ben  ©über,  nnb  Äupfer.ecfcetberaünjen  fleh  in  mehreren  Oegenben  noch  immer 
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fm  Umlaufe  Beffnl^en;  fo  will  3<f>,  to  ttebereinlltmmiing  mit  SReiner  In  biefer 
»ejiebung  für  bie  wefllt*en  Frowin  je»  unterm  25-  Sfooember  1826  erlafTenen 
JÖrber,  nad»  ben  Vorfrtlägen  bti  StaaKminifleriuni«,  hiermit  and)  für  bie 
©|ilid>en  tyrooinjen  ftolgenbe*  beftimmen: 

1)  <S>k  tmr*  Genien  ©«febl  vom  22.  3uni  1839  auf  bie  CrtnbrtiiQuiiq  frem> 
ber  glberner  uhö  fupferner  Scbeibemünje  «eierten  (Strafe  ber  6onft*ration  unb 
wsp.  ber  SoufWafion  unb  3ablung  betf  Spelten  tfennmertbe* ,  follen  au* 
ht  ben  fallen  gur  5lnw«nbung  fommeu,  wo  tiefe  ÜDtfliurn  im  5aufd>  ober  ge. 
meinen  Verfebr  gebraust  unb  angetroffen  »erben,  mt  benjentgen  treffen,  ber 
folefce  audgiebt. 

SBentt  in  befonbern  Ratten  ber  nachbarliche  SÖctfefcr  ober  anbere  ItmflJnbe 
eine  ^ümtabme  hiervon  erforbern  früton,  fo  wirb  ba*  StJattfminrfrerium  barfi» 
ber  entftfceiben.  23en  SJtetuHrocrfb-  ber  confttJrirfen  2Rünjen  foOen  bie  Sfrmen. 
SnfMten  be«  £>rt»  erbalten,  in  meinem  bie  »eftfcfognabme  ber  SWfinjen  Statt 
fefunben. 

2)  3"f  $«rtfaV»ffung  ber  fr-emben  SdKibemünjen,  wirb  em  Jermiir  »oh  $rei 
SRonaten  bewilligt,  bamit  bie  Untertanen  ftf  biefer  SRüujen  entlebigen  unb 
fl*  gegen  ben  ftadjtbeil,  welcher  mit  ber  fernem  3fu*gabe  berfelben  oerbunben 
ifl,  »erwabren  fönnen. 

3)  3m  $anbel  unb  Vertebr  im  Innern  foH  feine  anbere  »ereebnungfart,  alt 
im  $reu§ticben  «elbe,  ben  Ibaler  ju  30  Silbergrofchen  unb  ben  Silbergro« 
feben  ju  12  Pfennigen  Statt  fuiöen,  unb  jebe  bagegen  entbcefte  (Sontraoention 
polijeilid)  beftraft  werben. 

2)ie  »eßimmung  im  §.  14.  be*  ©efefce«  über  bie  SHiii^oerfaffung  »om  30. 
September  1821,  wonach  im-  Vrioatoerfebr  jebe  bisher  erlaubte  Vereitlung*, 
art  ferner  gemattet  ift,  bort  baber  auf.  ffaufleute  unb  ©ewerbetreibenbe,  welche 
raufmanmfehe  «Rechte  haben,  foflen  ibre  Vücber,  wo  folget  noch  ntcfct  Statt 
finbet,.  von  Anfang  bet  fahret  1830  an  nad)  biefer  QHn tbeilung  führen,  wibrü 
flcnfdüö  ff  e,  wenn  bei  einer  na  *  ber.  gefefclieben  $eftimmungen  eintretenben  Vor« 
Iegang  ber  Vücber  ober  berrautf  ju  fertigender  Mu*jiige  eine  (Sontraoention  ge* 
gen  biefe  »eftimmung  fleh  ergiebt;  in  eine  Strafe  ton  20  bit  100  fttblr. 
»erfüllen. 

2ßirb  bei  öffentlichen  Verbonblungen  ber  Verwaltung«,  unb  SunijBebörben, 
ftotarien,  anfttontff  ommiffarien  u.  f.  w.  bie  »orgefchrieben«  30cnn$.(?mt&eilung 
nicht  jur  SJnwenbung  gebracht,  fo  »erfaüt  ber  Beamte,  welcher  bie  Verhanblung 
aufnimmt,  in  eine  Strafe  »on  2  bH  25  «Rfblr.  Stur  ber  2ßed)fel.Verfebr 
bleibt  »on  biefer  Vorfcbrift  aufgenommen. 

4)  Sßegen  ber  unterfagten  «unafeme  frember  ©olb.  unb  Sübermünjen  bei 
ben  öffentliAen  Äaffen,  bleiben  bk  biftjer  erlaffenen  ©eftimmungen  hi  Äraft. 

3«n  $anbel  unb-  gemeinen  93trfebr  foUen  bie  fremben  Silbermün^en  nur  |U 
bem  2öer tbe  aufgegeben  werben  bürfen ,  welker  ibuen  in  ber,  ber  ^efdnntma> 
d)ung  oom  27.  Xooember  1S21  («.  S.  ton  1821,  S.  190  ff.)  beigefügten 
5Berglefd)«.Xabelle  gegen  tyreuf iftef  ®crb  betgelegt  ift,  uub  bürfen  fie  «u  einem 
böseren  2öcrthe  bei  Gablungen  uidjt  aufgebrungeu  werben.  3ur  Slmiabme  bie- 
fer SKün^en  ift  übrigenf  9?iemanb  verpfTta^tet. 

SBegen  ber  in  9?eu  Vorpommern  nod>  im  Umlauf  bepnbiid)en  alten  f$we> 
bifd^'pommerfajen  2Jtumen ,  wirb  befonbere  2lnorbuung  erfolgen. 

®.  S.  de  1830.  ®.  3. 

iO)  CO.  fr.  iS.Sttt.  1830,  bftr-  Mc  ^eflimmunten  Kxgtn  feet  iir  9?cu«orpouim<rn 
un»  <Rügrn  nodf  im  Umlauf  brfinMtcteii  g7!ün)tn. 

3in  »erfolg  3Keiner  £)rber  oom  30.  ^ooember  t>.  %  bie  2Begf*affung  ber 
alten  unb  bie  Verbreitung  ber  neueu  S&eibemünje  iu  Vejug  auf  bie  öftlidten 
SÖr ocit^en  ber  ^Ronard)ie  betreff enb ,  roill  t*  auf  ben  ^eria^t  bH  Staat« mini« 
fleriumf  »om  30.  Januar  b.3.  unb  nad)  beffen  Anträgen  bte,  wegen  ber  in 
Steu-Vorpommern  unb  SÄügeu  Mt$  im  Umlauf  befinb!kl)en  alten  fd^webifü). 
pommerfc^en  Wttaim,  »orbebalteüen  »eßimmuugen  babin  erteilen: 
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Setbinbltcb feit  baju  vor  ober  erfl  nach  tiefer  Serorbnung  entftanben  ifr,  oB  bie 
Sablung  au!  einer,  ober  an  eine  Äönigl.  Äaffe  ju  leiften  ifr,  ober  unter  $)rit>atper- 
fönen  ftott  ftnber,  e!  bem  3ob,Ier  frei  freien,  ba!,  wa!  er  in  Silbercnurantgelbe  ab. 
jntragen  bat,  in  Sreforfcbeinen  ju  berichtigen. 

§.7.  hiervon  füllen  nur  folgenbe  5lu?nabmen  ftatt  finben: 
A.  S^e  Staatsanleihen  in  baarem  ©elbe,  meld?«  bereit!  abaefchlrffen  ober  er* 
öffnet  ftab,  ober  nodj  eröffnet  »erben  möchten,  nebft  ben  baoou  ju  jablenben 
3infen. 

Jl.  9Ae  Anleihen,  welche  Mi  Htm  Sage  ber  ^ublifation  biefer  SRcrorbnung, 
oon  ber  Saut  unb  Seebonblung  gegeben  ober  genommen  flnb,  neb|t  ben  baeon 
rürffrdnbfgen  unb  fänftigen  $\n1m. 

C.  @ben  fo  bleiben  bie  «Rechte  btt  ©Ifiubiger!,  welcher  ff*  in  ©duilbinfrru. 
menten  beftimmre  Specie!  bat  oerfpred)en  laf|cn,  ober  ffmfrig  flo>*erfpred)en  loffen 
wirt>,  »orbebalxen.. 

§.8.  ©ei  allen  3abl»ngen  in  Silbergelb  an  Unfere  Waffen  fofl,  fo  weit  bieSbett« 
barfeit  ber  Summe  e!  erlaubt,  »om  1.  3"»»  &•  3.  an,  ber  »ierte  Sbeil  in  Srtfor. 
febeinen  gejablt,  unb  biefer  nicht  anber!  »on  ben  Waffen  angenommen  werben. 

§.9.$ür  biejenigen  Sreforfcbeine,  weifte  Unfern 9)oftämtern  »orfcbriftlmätKg  jnr 
SBerfenbimg  überliefert  jinb,  foll  nur  ba!  ®olbporto  entrichtet,  'au*  ton  Unfern 
$oft6ttitern  für  ben  ganjen  tonen  anuijeigeriben  betrag,  gleich  bem  ®olbe  unb  ben 
SBanfnoten  gehaftet  werben,  wenn  bie  Sreforfcbeine  in  Gegenwart  bc!  tyofrmeijrer! 
ober  eine!  anbern  jur  9nnat)me  gefegten  flSoftbebfenten  »erfiegelt  finb,  unb  ba! 
g>ofi|le()eI  betgebrueft  ifr. 

§.  10.  Sßer  Sreforfcbeine  wrfälfdst  ober  nachmacht,  an  ber  SBerffilfcbung  Sbeil 
nimmt,  »erfälfcbte  ober  nadigetnad)te  Sreforfcbeine  in!  VuMifum  miffentlid)  bringt 
ober  bringen  hilft,  foH  mit  eben  ber  Strafe  belegt  werben,  welche  nach  $crfd)rift 
be!  «.  8.     Jh.  2.  Sit.  20.  $.  254.  u.  f.  gegen  falfcbe  Sttiinjer  georbnet  ifr. 

§.  Iii  5)ie  (Stnnebmer,  föenbanten  unb  anbere  Äaffenbeamten  haben  in  iKbfkht 
ber  Sreforfcbeine  eben  ba!jentge  )u  beobachten,  ma!  ihnen  in  ftnfebung  be!  baaren 
®elbe!  »orgefehrieben  ilr.  Sollten  fte  bawiber  banbeln,  fo  haben  f!e  nach  &or» 
fchrift  be!  21.  £  9t  2*.  2.  Sit.  20.  $.  413. 414. 426.  unb  428.  Strafe  tu  erwarten. 

N.  C.  C  T.  XII.  S.  39.  «r.8.  de  1806. 

14)  fidiei  v.  7.<Srvt(r.  1814,  befr.  tlc  Zrtfon  unb  Xftaltrfftritte. 

ttnfer  Gcbift  00m  19.  Januar  1813  unb  ttnfere  femerweite  SBerorbnung  00m  5. 
SWäri  1813,  bie  Srefor«  unb  Sbalerfcbeine  betreffend  ffnb  in  ihren  wefentlicbften 
fünften,  wonad)  ber  »orbanbette  Äiiffcnbefranb  an  biefen  Scheinen,  jur  Gablung 
ber  9?atural<£ieferungen  für  bie  Sruppcnoerpflegung  oerwenbet,  unb  bagegen  uir 
Sftealifation  biefe!  in  Umlauf  gebrachten  Rapier«,  eine  neue  SBermögen!freuer  ju  Ü 
$rojent,  unb  eine  jweite  Sinfommen^fteuer  autfgefcbrteben  werben  foflte,  bei  ben 
bamaliaen  Ä rteg^ereignijfen  nid)t  jur  <Bu«fübrung  gef ommen,  unb  2Bir  haben  burd» 
Unfer  ^ünbbd^ti  Qbitt,  b.  b.  ^ari«,  ben  3.  3uni  biefe*  3ohre<  für  bie  23ergü. 
tung  ber  tfriegtflieferungen  auf  anbere  2lrt  geforgt.  ®a  3ßir  aber  fortwäbrenb  bie 
Slbficbt  haben,  biefeÄ  ^apiergelb  |U  oerminbern,  unb  baffelbe  nach  unb  uacb  ganj 
au!  ber  3^fu[atton  ^u  jieben;  fo  verorbnen  SBtr  bierburd)  $olgenbe!: 

§.  1.  Sn'e  burd)  Unfere  (Sbifte  00m  19.  3<"uiar  unb  5.  SRän  1813.  auferlegte 
jweite  IBennögen«.  unb  @iufommen(ieuer,  wollen  2Bir  Unfern  Untertbanen  nidjt 
a b' orbern,  unb  bierburd)  erlaifen.  dagegen  foUen  bie  beiben  (e$ten  Sennine  ber 
eTften  2»ermögeu«fleuer  au!  bem  @bif te  »om  24.  Wai  1812.,  weldje  2ßir,  fo  wie 
Sllle!,  wa!  auf  ben  erflen  Scrmin  nodj  röcf  Rantig  ifr,  jur  Vergütung  ber  Äriegeö. 
Ueferungen  in  ber  Vertobe  oon  1806  6t!  1813-  burd)  Unfere  obenget>acrite  ^erorb* 
nung  vom  3.  3uni  biefe!  3flbre!  beflimmt  unb  angewiefen  haben,  al!  Ättcg!deuer 
betrachtet  unb  gegen  ben  ßrlaji  ber  obenbenannten  Steuer  bie  äuifertfgung  oon 
Obligationen  auf  Unfere  Romainen  nicht  erfolgen,  woburch  neue  Staat!papiere 
gn  einem  anfebnlid)en  ©etrage  gef dja ff en  werben  würben,  bie  auf  ben  (Sour!  ber 
febon  »orbanbenen  nad)tbeilig  Wirten  fbiinten. 
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5.  II.  3ur  ftealtfatiira  ber  fn  Umlauf  beffobiichen  Srefor.  ttnb  3$alerfdjeine,« 
weifen  2*  ir  ben  Inhabern  berfelben  folgenbe  Wittel  nach. 

©ie  fönnen  unb  foUen  nämlich  nach  bem  SRennmertbe  an  ttnfere  Soffen  in  3ab, 
lunq  gegeben  »erben: 

1)  bei  bem  Bcrfaufe  ber  Romainen,  in  frfern  fclchc  für  baar  Weib  au«gebofen 
»erben,  nach  ben  Beltimmungen  Unferer  Berorbnung  vom  5.  SRärj  be«  vorigen 
3abre*  »egen  Bcräuferung  ber  ©taat«güter,  nad)  ber  Jffiabl  be«  Käufer«; 

2)  Set  ber  ©ruub  unb  ®e»«rbefteuer  foroobl  in  ben  ^rpcmjen  recht*  ber 
6lbe,  ai«  in  ben  SProvinjen  ber  reiben  ©ouvernement«  j»tfcben  ber  @Ibe 
nnb  ffiefer,  unb  jwifchcn  ber  äßefer  unb  bem  9ibein,  mit  einem  drittel  be* 
©teuerbetrage«,  unb  jmar  bei  ber  ©ruubfteuer  in  Beträgen  ton  unb  über 
24  Iboler,  unb  bei  ber  @e»erbe|teuer  in  betragen  von  unb  über  9  Iba« 
ler;  für  bic  in  vollen  Xbalern  auigebenben  (Summen,  mit  ber  Bervffidming, 
jenen  Xbeil  in  Ireforfdjeinen  ju  entriditen;  bei  Beträgen  unter  24  unb  9  Jbaler 
aber,  nad)  ber  aßabl  ber  ©teucrfdjulbigen,  »obei  »egen  ber  Berechnung  biete« 
einen  drittel*  folgenbe  Beflimmungen  gelten: 

ta  Betreff  ber  ©emcrbejteuer  »irb  ber  balbjäbrige  ©teuerbetrag  bei  ©er. 

pflichteten  jum  ©runbe  gelegt; 
in  betreff  ber  ©runbftcuer  »irb  ber  gan)  jäprlidje  ©teuerbetrag  unb  nicht 

bic  jebritnalige  Kontribution! State  bei  einzelnen  Kontribuenten  jur  S8e- 

rednung  be«  (Sinen  drittel*  angenommen. 
SBenn  je bod>  ganje  Kommunen  ihre  ©runbfleuer  nad)  bi«berfgem  (Gebrauch 
im  ©anjen  abführet!  bürfen,  fo  ift  nad)  bem  ganj  jährlichen  iberrage  ber 
gefammten  Kommune,  ba«  eine  drittel  ju  berechnen; 

3)  bei  ber  »erfonenfteuer  in  ben  tyrovinjen  recht«  ber  (Slbe  in  bem,  von  ben  ein« 
jelnen  Kommunen,  für  einen  jeben  Gntricbtuuge.Sermin  jii  jablenbeu  Setrage,  unb 
l»ar,  in  fo  fem  biefer  in  vollen  Jhalern  ausgehet,  für  ben  in  vollen  Ibaleru  aus* 
geben  ben  Betrag,  mit  ber  Berpflicbtung,  Ireforicheme  ju  entrichten; 

4)  bei  Berichtigung  aller  9lücf|rAiiöe  au«  ber  SPeriobe  bi«  (Snbe  2Kai  biefe« 
3<>bre«, 

an  ©runbfreuern  unb  an  ©ewerbfteueru 

in  Unfern  fammtlicfeen  fyrooinjen  obne  Unterfcbieb,  in  ibrem  vollen  Betrage  unb 
j»ar  nad)  ber  2öabl  bei  Bejabler« ; 

5)  bei  Berichtigung  ber  SWcfftänbe  an  Verfonenfteuer,  au«  berfelbcn  tycriobe,  in 
ben  Vrovinjen  rechr«  ber  @lbe.  in  bem  von  ben  einteilten  Kommunen  ju  jablenben 
Setrage,  nach  ber  2ßabl  be«  @ ni^ohler 

6)  Bei  Abtragung  fämmtlicher  rficfftänbiaer  (Srb.  unb  3eitpüd)te,  au«  berfel. 
ben  Veriobe,  in  *en  «rovinjeu  bieffeit«  ber  @lbe,  jebod)  nur  jum  britten  Sbeile  be« 
gefammten  sJiücffranbe«  be«  ftabluuq*  Verpflichteten,  nad)  feiner  2ßabl. 

7)  Bei  Abtragung  fämmtlicber  rücfftänbiger  6rb«  unb  3*'tpächte,  au«  berfelben 
tyeriobe,  in  ben  Vrooinjen  ber  ©ouvernement«  ju  «fcalberftabt  unb  9Kün(ler,  unb 
l»ar  nach  bem  vollen  Betrage  be«  gefammten  SRücfftanbe«  be«  fteftanten,  nach  ber 
Söabl  beffelben. 

23 ir  fefcen  jebo*  hierbei  au«brücf(id)  fe(l:  baf  bie  Befugniffe,  »eiche  ben  a«l 
4  bi«  B.  benannten  9ie|tanten  hiernach  jufteben,  auf  tünftige  9te|te  von  Abgaben 
unb  3ett rächten  triebt  anmenbbar  fein,  fonbern  biefe  nach,  ben  a<l  1.,  2.  unb  3.  gege« 
benm  Beflimmungen,  »ie  bie  funenten  ©teuern  unb  @efäü*e,  bebanbelt  »erben 
follen. 

§.  III.  Um  bie  Gablung  ber  %  heile,  welche  in  Sreforfcheinen  entrichtet  »erben 
miiffen,  ju  erleichtern,  foDen  vorerjt  unb  bi«  fleh  bie  vorbanbenen  Srefor.  unb  Iba« 
lerfebeme  über  ben  ganzen  Umfang  ber  Monarchie  mehr  vertbeilt  haben,  bei  ben 
@rbebung«flellen,  S>epot«  vott  Irefor.  unb  Sbalerfcheiuen  augelegt  »erben,  au« 
»eichen  ein  3eber,  »oriug«»eife  aber  bie  Kontribuenten,  vergleichen  gegen  Berich- 
tigung beren  9lenn»ertb«  empfangen  fönnen. 

Unfern  $inanjminifter  aber  autoriflren  9Sir,  ju  feiner  Seit,  unb  »enn  bie  im 
folgenben  §.  angeorbnete  »enuchtung  ber  Jrefor«  nnb  Sbalerfcbeine,  bereu  SRaffe 
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bt'ä  auf  bie  Summe  »erminbert  boten  »Irb,  baf  bie  SerpfHd)tung,  einen  Ibeil  fn 
Jenen  ©feinen  $u  fahlen,  mit  bem  jirfulirenben  SBe traqe  nicht  mebr  vereinbar  ifr, 
Unfere  Söeftunmungen  wegen  tiefe«  tyflicbtrbcii«,  na*  9Jcaafigabe  ber  Umftänbe 
einjubolen,  um  bie  Verpflichtung,  t&eilwetfe  JreforfAeine  ju  entrichten,  ju  mobi« 
fairen,  unb  na*  unb  nach  ganj  aufzubeben.  • 

§.  IV.  3m  Allgemeinen  gilt  biefe  3abfang  in  ibaler«  nnb  Xreförfcheiuen  nur 
auf  bie  in  (Silber  einjulöfenben  «Summen.  Jffienn  baber  biefe  Rächte,  ff  aufgelber 
ober  Steuern  jum  Xbeil  in  Wölbe  ju  entrichten  ffnb,  fo  wirb  bie  ©olb.&uote  ton 
bem  einjujablenben  »etrage  »or»eg  in  Slbjug  gebracht,  unb  nur  »on  bem  Lieber« 
refie  wirb  biejenige  Summe  beregnet,  welche  in  £baler.  unb  2reforfd)einen  ange. 
nommen  werben  fann. 

3n«befonbere  aber  befrimmen  2Bir  noch  femer,  in  betreff  ber  SRealifationÄmte 
tel  ad  6  unb  7.,  baß  bie  refp.  ganj  unb  toeilmeife  »erftattete  Abtragung  ber  rücf. 
fränbigen  3eitpäd)te  in  Irefor«  unb  Sbalerfcbeinen,  nicht  mit  auf  bie,  »cm  ben  <5>o- 
mainenbeamten  abjufübrenben,  noch  rütfftänbfgen  baaren  ©efäGe  erfheeft  wer» 
ben  foQ. 

§.  V.  Um  bie  Srefor*  unb  Sbaler f Acine  nad)  unb  nad)  au«  bem  Umlauf  ju 
Bringen,  fott 

1)  au«  ben  jefct  »orbanbenen  Äaffenbefränben  unb  au«  bem  Eingänge  an  ©teuer» 
unb  $ad)trüdftänben ,  bie  Summe  uon 

(Siner  Million  fünfmal  bunberrtaufenb  Sbalern, 
unb  \wat  mit  500,000  Jblr.  gleich  bei  bem  <£rfd>einen  tiefer  unfern  SBerorbnung, 
mit  500,000  Sblr.  gegen  @nbe  be«  STOonat«  September,  unb  mit  500,000  3$ir. 
gegen  Ccnbe  be«  ÜRonatS  ©ejember  b.  3-  »ernid>tet  »erben,  3erner  fou" 

2)  von  ben,  burd)  bie,  im  §.  2.  ad  2.  bi«  incL  7.  nachgemiefenen  9teafifatfon«. 
mittel,  eingebenben  Xrefor»  unb  Spalerfdjeinen  »om  3abre  1815  incl.  an,  alljäbr« 
Iid)  bie  #Älfte  ber  ganjen  eingerommenen  (Summe,  unb  §»ar  »on  bem  ©mgange 
au«  ben  2Konaten  3anuar  ftebruar  unb  SRärj 

im  SRonat  Stpril  beffelben  3abre« ; 
»on  bem  (gingange  au«  ben  9Jtonaten  Stpril,  2Rai  unb  3"ni 

im  SRonat  3uli  beffelben  3abrtt; 
wn  bem  Eingänge  au«  ben  2Ronaten  3«li,  Auguft  unb  (September 

im  ÜRonat  £)f tober  beffelben  3<*bre«; 
»on  bem  ©ingange  au«  ben  Monaten  JÖftober,  9to»ember  nnb  JStyemBer 

im  2J?onat  3anuar  be«  folgenben  3<>bre« 
gleid)fall«  Demidjfet  »erben. 

SÖenn  inbef  bie  $älfte  be«  gefammten  jährlichen  ©ingange«  bie  Summe  von 
achtmal  bunberttaufenb  ibalern  nicht  erreichen  foflte ;  fo  fou*  auf  jeben  $aD  biefe 
al«  Minimum  jur  Vernichtung  benimmt,  unb  fte  foü*  ent»eber  au«  Unfern  Äaffeu« 
SBeftänben  entnommen,  ober  burd)  Sluffauf  jufammengebraebt  »erben. 

2>ie  Vernichtung  foU  »on  ber,  burd)  Unfere  Verorbnung  oom  5.  SRärj  1813.  unb 
burd)  Unfere  (£.  £).  oom  13.  8Rärj  b.  3-  ernannten  Äommiffion  jur  Vernichtung 
ber,  bei  bem  ©omainenoerfauf  eingebenben,  <Staat«papiere  erfolgen,  unb  biefe  fotf 
bie  gefd)ebene  Vernichtung  burd)  bie  öffentlichen  glätter  Befannt  machen. 

§.  VI.  ©o  lange  al«  hiernach  noch  jrefor«  unb  Shalerfcheine  im  Unilair*  ffnb, 
fönnen  folcbe,  auler  ben  oben  beftimmteu  Sailen,  »o  fie  in  Unfere  halfen  gejohlt 
»erben  muffen,  nur  nad)  freier  Uebereinfunft  jmifdjen  Weber  unb  Empfänger  in 
gablung  gereicht  »erben. 

§.  VÖ.  Siegen  ber  gejrempelten  Ireforfcheine  »erbleibt  e«  übrigen«  überaa  bei 
ben  ergangenen  befonberen  ©efiimmungen.  ®.  (S.  ©.  83. 

15)  Verordnung  ».1. «Uta Ulf,  6etr.  6le  ewtiMrte  «««Hfarton  UtXtttot*  um 
Irjaltrfdjfine. 

IDurd)  Unfer  «Sbift  »om  7.  cSeptember  1814,  bie  2refor«  unb  Shalerfo>eine  be» 
treffenb,  haben  SBir  über  bie  aUmät  liae  SSerminberung  unb  ciufiroeiltqe^iealtnrung 
biefe«  ^japiergelbe«  Snorbnungen  erlaffen,  »eiche  eine  allgemeine  S^^ion,  fo 
»ic  ein  bebeuteube«  ©teigen  beffelben  im  ffourfe  jur  golge  gehabt  haben. 
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Seftbnn  (f)  |tt  Jolqe  btf  $.  5.  bfefeä  (?bi?t$  bU  (Summe  Von  einer  iini>  einer 
halben  SRtflion  Sbalern  in  Sreforfcbeinen,  trtrf lict>  vernietet  unb  bur*  tiefe 
SWaafregel  bie  vorbanbene  geringe  9)?affe  biefe«  Stapiergelbe«  fo  weit  verminbert 
worben,  ba$  baburch  Faum  ber  je&nte  Iheil  be«  in  Unfern  «äffen  notbwenbigen 
©elbumlauf«  beffritten  werben  Fann. 

SBir  fehen  ttn«  baburch  nunmehr  im  (Stanbe,  ben  3nbabern  biefer  (Steine, 
burcb,  bie  gebachte  ftaffen^irFulation  felbfr,  einen  voflfommenen  binreicbenben  9fea. 
(ifation*<$onb6  ju  qeirabren,  unb  ba  anbern  SbctI*,  bei  bera ,  Mir*  bie  glücf  liehen 
(Ireigniffe  ber  julefct  verfloffenen  tbatenreid)en  3ah«,  bewirf ten  Fräftigen  Slufblä» 
fcen  bee  $>anbel«  unb  ber  ®ewerbe  in  bem  gamen  Umfange  Unferer  (Staaten,  bie 
allgemeine  3itFulation  ber  Jrefor  unb  JGalerfdjethe,  alt  einet  burd^  ben  frflbern 
günfligen  (Srfolg  ber  Verorbnung  vom  4.  ftebruar  1806  völlig  bemalt  gefunbenen 
3abl»ng«mittel«,  fo  lange  foldje  na*  ben  Veffimmungen  Unferö  (giugang*  geba*. 
ten  (?bifrt  nod)  fortbauern,  jum  Söortbcil  bet  $>anbel$.  unb  ®emerbe|lanbe«  unb 
iirr  Erleichterung  ber  «äffen«  ®efchäfte  fe&r  ju  wünfchen  iff,  fo  verorbnen  9öir 
golgenbrt : 

$.  I.  Vom  L  2Rat  1815  an,  foUen  bie  Srefor.  unb  £balerf<heine  Bei  allen 
Unfern  «äffen  in  Unfern gefammten  Staaten  mit  ^begriff  fiimmtlidjer  wie. 
ber  vereinigter  ober  erworbener  iProvinjen,  gleich  bem  <Stlber.«ouranr,  unroetger. 
lieb  in  3ablung  angenommen  werben,  beTgeffalt,  baß  et  jebem  3ablunqöprttd>tiaen, 
gletdiviel,  ob  feine  VerbinblicbFeit  jur  Gablung  vor  ober  na*  obigem  Üiato  ent« 
ftanbtn  tft,  freigeben  foll ,  bie  in  <Stlbcr.«ourant  an  Unfre  «äffen  ju  gablenben 
(Summen,  na*  feiner  9öabl,  entweber  in  Flingenbem  Weibe,  ober  in  Srefor«  unb 
Jbalerfcbeinen,  ganj  ober  jum  2beil  abzuführen. 

§.  2.  $ie  in  bem  §.  2.  unter*  ®bilti  oom  7.  (September  v.  3.  enthaltene  Ver« 
Pachtung,  ben  britten  ibeil  ber  ®runb.,  tyerfon«  unb  ©emerbe.(SteUeT  in  gebad>. 
ten  (Scheinen  ju  entrichten,  wollen  2Öir  jur  Erleichterung  ber  Berechnung  mit  ben 
«ontribuenten  oom  1.  2Kai  b.%  an,  auf  bie  ^älfte  bergcf>alt  auabehnen,  bafj  je» 
ber  (Steuerpflichtige  bei  ber  ®ewerbe«©teuer  von  bem  balbjäbit,;:i  (Steuerbetrage, 
bet  ber  ®runb«  unb  Verfonen5@teuer  aber,  in  ben  ganzjährigen  ©teuer^Äuanti«, 
bie  £>alfte  in  Irefor«  unb  Xbalerfcbeinen  )U  entrichten  verpflichtet  iff. 

SSir  behalten  Uni  jeboeb  vor,  fobalb  bie  verringerte  3ffaffe  biefer  (Scheine,  bie 
frrenge  Erfüllung  biefer  Verpflichtung  nicht  mehr  juläft,  biefelbe  auf  ben  Vortrag 
unfer«  $inanzminiffer«  ju  befcbränFen,  unb  eine  ober  bie  anbere  ber  oben  genann« 
ten  (Steuern  baoon  aufnehmen. 

§.  3.  Obgleich  jeber  (Steuerpflichtige  (Gelegenheit  finben  wirb,  fid)  Iii  ju  obigem 
SettpunFte  mit  ben  notbwenbigen  Xrefor«  unb  Xbalerfcbeinen  zu  oerfeb.en;  fo  wer. 
ben  Sir  bod) ,  um  bie  Erfüllung  obiger  Verpflichtung  ju  erleichtern,  bie  Veran« 
flaltung  treffen  laffen,  baf  in  jeber  bebeuteuben  iDtarftfiabt  ber  Monarchie,  berglei« 
djen  (Scheine  gegen  ein,  Unfern  «äffen  *u  berechnenbe*  Slufgelb,  »on  <Se<h$  5Pfenni. 
gen  pro  Ibaler,  bei  ben  »on  Unferm  ^inangminifler  bem  $ublifo  befonber«  ju  be« 
nennenben  «äffen  unb  ^anblung*baufern,  ju  haben  flnb. 

§.  4.  2)a  nach  ben  obigen  §.1  ertb«lten  SBeffimmungen ,  für  bie  nodh  in  $töfc 
Iation  befinblichen  Srefor.  unb  Shalerfdjeine,  ein  »SOig  jureichenbe«  SRcalifation^ 
Wittel,  angeorbnet  werben,  et  jeboch  bei  ber  im  §.  5  be«  6bift$  »om  7.  (Septem» 
ber  1814  oerorbnefen  blo«  allmäbligen  Vernichtung  ber  Irefor«  unb  Sbalerfdbeine 
auf  jeben  verbleiben  mufi,  um  nicht  ^um  unoermeiblichen  9?achtbei(  bet  {>an> 
bei*  unb  ber  (bewerbe,  eine  ju  bebeutenbe  ÜRaffe  oon  3<>blnng«mitteln  plö^lich 
oußer  3irFuIarton  ju  bringen;  fo  foll  oom  1.  3Rai  1815  an,  fo  weit  ber  jebeäma» 
lige  Vorrath  von  2refor.  unb  Jhalerfcheinen  et  gekartet,  jebe  au«  ttnfeni  «äffen 
in  (Silbergelb  ju  Ieiffenbe  3aMung  ebenfaH*  in  jrefor.  unb  Jholerfcheinen  gelei» 
flet  werben  Fbnnen  unb  e*  foE  Dobermann,  welcher  aut  Unfern  «äffen  eine  3ab< 
hmg  in  ©ilbergelb  |U  f orbern  bat,  verpflichtet  fein,  bie  3ahlung  ganj  ober  gum 
Xheil  in  Srefor.  unb  Shalerfcheinen  anzunehmen. 

§.  5.  3n«befonbere  beffimmen  fflfr  hiermit,  baf  alle  vor  bem  1.  $uni  v.  3. 
aut  SieferuugtfontraFten  entflanbene  gorberungen  in  ©itter.©ouraiU  an  ben 
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®taot  für  getfeferte  Sfrmee.SBebürfniffe,  in  fofcrn  ber  faffemSufton*  bie  3<xb. 
(ung  berfcl bcn  in  Jrefor«  unb  $balerfd>einen  geftatter,  ganj  in  btefem  3ab[nnci$= 
mittel  angenommen  werben  muffen,  unb  bleibt  ti  Unferm  ftinanjminifrer  »or. 
bellten,  oi«  öerfd>iebenen  ffaffen  bieferbalb  mit  näherer  3"f*™f*i»n  j*> 
feben. 

§.6.  3n  allen  ftäDen  (mit  5fu#uat>me  bei  im  »origen  §.  BefKmmten),  in 
weiden  auf  ben  ®runb  febriftlid)  abgef^f offener  Verträge,  eine  beftimmte  <Spe. 
}ie*  btt  (Silbergelbe«*  auebriitflici)  »orbebungen  werben,  ober  füuftia.  oorbebun« 
gen  »erbe»  möchte,  mufj  bie  ^ahlung  aud)  aut  Unfern  Staffen  fontrafroiäjlig 
gelei/tet  werben,  worauf  von  felbj)  folgt,  bag  alle  ©taatfanleiben  im  3m  unb 
«Huelanbe,  »eltbe  überall  auf  Flingcnbe«  (Silber,  ©ourant  abgefdbloffeu  jlnb,  fo 
»fe  bie  laufenben  3i"f*n  berfeiben  au*  Unfern  Äaffen  in  flingenbem  Silber« 
(Sourant  befahlt  werben  müffeu  unb  oon  ben  Staattfgläu  bigern  mdit  anber«, 
Uli  in  flingenbem  (Selbe  angenommen  werben  bürfen. 

§.  7.  91uf  ben  $rioaft>erFe&r  haben  «De  »orftebenben  SBeftimmungen  burebauf 
feinen  fcemg.,  unb  beflätigtn  2Ö«r  vielmehr  bie  $efrfe$ung  bei  §.  (3.  be«  P&iftfl 
w>m  7.  (September  1814,  nad)  »elcfeem  bie  Slnnabme  ber  Srefor«  unb  Jbaler« 
fcheine  jmifdjen  tyrioatperfonen ,  oon  ber  freien  Uebereiufunft  j»ifd>en  ihnen 
Iebiglid)  abbängig  bleibt,  fo  wie  benn  überhaupt  ade  ©eftimmungen  Unfers 
web'rqebad)ten  ©biftl  oom  7.  «September  0.3.,  in  foweit  fle  burd?  bat  gegen, 
»artige  ni*t  abgeänbtrt  werben  ffnb,  bierbur*  au«brücflid)  betätiget  werben. 

§.  8.  Aür  biejenigen  Srefor«  unb  J&alerfdbeine,  welche  Unfern  ißoftämteru  oor« 
faViftflmäjiig  uberliefert  »erben,  foll  jur  Gfrleidjterung  bet  ftommerjetf  unb  ber 
jjjirfulation  nur  bat  halte  $o|i»orto  entrtd)tet,  auch  oon  Unfern  $ofrämtern  för 
ben  ganjen  ihnen  anjujeigenbeu  betrag  gleidb  bem  ©olbe  gehaftet  weröen,  »enn 
bie  jrcfor»  unb  J&alerfdjeine  ht  ©egenwart  beö  50oftmeifier«  ober  eine?  anbern 
jur  3tnna&me  befugten  gjoftbebieuten  oerjlcgelt  finb,  unb  bat  ^offffegel  beigebrueft 
ifl.  ©.  <S.  @.  17. 

16)  C.  O.  p.  »l.  Seile.  18»*,  mgm  fteßtfMf  »er  «tum  «affenanweiftangm  ftaet 
ber  XrtforfOitlBe. 

J5>a  bie  nad)  9J?etner  33erorbnung  00m  4.  Februar  1806  unb  4.3>ejemoerl809  auft 
gegebenen  Xrefor«  unb  Xbalerfdjeine,  fo  wie  bie  nad  3Ketner  93erorbmmg  vom  15. 
Sebruar  1816  (©.  <S.  SRo.  335.)  jum  Umlauf  in  Steinen  «Staaten  gerempelten 
e&emalfi  fachfi icheti  ffaffenbiQetf  Lit  A.  burd)  bie  ^irf ularion  f^abbaft  unb  jum 
2hct(  unbrauchbar  geworben  finb,  et  baber  nerhi^  e:  achter  ifi,  ffc  burdb  ein  anbere^ 
Rapier  ju  erfe$en :  fo  habe  td)  bie  ^auptoerwaitung  ber  (Sraatefdmlben  beauftragt, 
ben  ©etrag  ber  ihr  na*  §.  XVIII.  2J?einer  Söerorbnung  »om  17.  3anuar  1820 
wegen  fünftiger  SBebanblung  bet  gefammten  cStaaWfcfjulbenwefen«  (®.  2lo. 
577.)  jur  ©eifung  ber  unoerjinßlicfecn  ©taatöfcfculb  übewiefenen  ßilf  SRiüionen, 
3wetbunbert  unb  gvoei  unb  SBierjig  Jaufenb,  5>re$unbert  Sieben  unb  Söierjig 
2hj!er  Mourant  ju  oerbriefen  unb  bamit  für  bie  fämmtli$en  in  bem  Ittel  ber  um 
»erjintfienen  (Staat^fchulb  begriffenen  $erbinblid>feiteu  aufjurommen.  3uichbem 
ein  jum  ttmtanfdje  hinrei^enber  SBorratb  oon  biefen  93erbriefungen  bereit«  au^ge. 
fertiget  fft;  fo  foll  nunmehr  mit  bercirUuiJrei^nng  oerfa&ren  »erben,  unb  befiimme 
303  be«h^lb  ^olgenbe«: 

I.  <5>ie  93erbrkfungen  ber  nnuer ;im?(id>en  (Staat^fc^ulb  führen  ben  9? amen :  8v. 
niqli* .  fyetifrfcbe  Waffen >  ^moeifung.  Sic  lauten  auf  Mourant  nad»  bem  3Rün* 
'fufe  »on  1764  unb  finb  ein,  jum  offcntlidjen  Umlaufe  für  ben  Umfang  Steiner 
ganjen  2Rouard)ie  beflimmte«,  gemüii^te^,  bem  baaren  9RetaD*(£ourantgelbe  gleich 
|U  achteiibcb  {ßapier.  $uf  weldbe  Summen  bie  einzelnen  &rten  biefer  Äaffen «9ln« 
weifunqen  angefertigt  finb,  ober  ausgefertigt  werben,  unb  bie  nähere  ©efdjjreibung 
berfeiben  wirb  bie  fcauotoerwaltung  ber  (Staatsf^ulben  befannt  matten. 

II.  «fle  gefe$li*e  SBeflimmungen,  »el*e  in  «nfe^ung  ber  Srefor«  unb  I^aler. 
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fcfceine,  fo  rcie  bor  Äoffenbiflet*  Litt.  A.  begeben,  finben  auf  bie  ff  offen  =2fn»eifun* 
gen  fcnwenbung,  m  («fern  fle  burcp  gegenwärtige  S3erorbnung  niept  aufgehoben 
ober  abgeanbert  »erben. 

HI.  TOU  bem  3.  Januar  1825.  »erben  bie  #affen»91nweifungeu  ausgegeben.  Bei 
allen  Steinen  ff  äffen ,  ohne  ttnterfchieb  ber  $rotin<en,  alt  baare*  <SeIb  in  3af)limq 
angenommen  unb  gegeben,  bei  bem  9Kealtfation*  .©omtoir  in  Berlin  aber  ganj  in 
berfelben  2lrt,  »ie  brtper  bie  Sreforfcpeine,  Sbalerfcpeine  unb  ffaffenbillet*  Litt 
A.  gegen  6a*re«  ®elb  jum  »ollen  Nominalwert^  ebne  üiufgelb  umgefefct  (re* 
oliflrtX 

IV.  ©te  @enfra!fleffe  für  ben  ttmtaufcp,  fo  wie  für  bie  Ausreichung  ber 
ffaffen.Slnwcifungen  gegen  haare*  ®elb  obne  Sltrfgelb,  ift  bie,  ber  $>juptter»al« 
tung  ber  ©taartfepulben  untergeorbnete  ©ontrofle  ber  ©taattyapiere, 

V.  934«  biefer  llmtauf*  Beenbigt  ifl,  Tonnen  auep  Srefor.  unb  2baler(d>eine, 
fmgleicpen  Äüffenbiüeta  Litt.  A.  in  3aplung  angenommen  »erben. 

VI.  Mt  3aplungen,  wel<pe  in  (gilbergelb  an  2Reine  fämmtlicben  ffaffen 
ohne  Uitternticb  berfelben  ju  letfien  jinb,  feilen,  in  fofern  burcp  fchrif  fliehe 
©ertrage  ein  Slnbere*  titelt  betfimmt  ift,  bei  jeber  Gtinjablumj,  menn  biefelbe 
bie  ©umme  ton  3mei  Ibalern  (Mourant  erreicht,  ober  überfleigt,  jur  $>älfte, 
fo  »eit  bie  51>cil barfeit  ber  ©umme  et  erlaubt,  in  ffaffen«  Sfnroeii'ungen  or-er 
torläufig  noep  in  ben  $.  V.  bejeiepneten  papieren  abgeführt  »erben.  2Mefe  S3e. 
ftimmung  tritt  für  biejenigen  flrotinjen,  in  welchen  «Keine  93erorbnungen  »e« 
gen  bet  3wang*anfbe»U  tont  7.  ©eptember  18  U,  1.  iDiärj  unb  7.  2tprÜ  1815, 
unb  15.  Februar  1816.  (®.  @.  Ko.246,  266,  270  unb  335)  bt^er  nod)  nicht 
wt  Sludfübrung  gefommen  jlnb,  mit  bem  1.  3)?ärj  1825,  in  allen  übrigen  $rö. 
tinjen  aber  fepon  mit  bem  3.  3anuar  1825,  in  SSirffamfeit. 

VII.  ®er  tiefer  ©eflimmung  entgegen,  ben  berreffenben  2$eil  feiner  3«P* 
lung  nicht  in  ben  fo  eben  bejeidjneten  Vapiercn  abführt,  erlegt,  für  jeben 
baran  feplenben  Ibdcr  2  ©ifbergrofepen  ©traf^gio  jur  ffaffe. 

VIII.  ©om  3.  3anuar  1825  an  follen  ÜBieiue  fämintlicpen  Raffen,  nament. 
lieb  auep  bie  ©taartfcbulben  -  lilgungtfaffe,  bie  in  ihren  $>eftänben  befinblicben 
ober  fernerbin  bei  ihnen  eingehenben  $reforfcpeine,  Xbalerfcbeine  unb  ffaffen« 
bittet«  Litt  A.  niept  weiter  ausgeben/  fonbern  gegen  ffaffen.  Hnweifungen  um. 
taufepen. 

IX.  $40  $inanjminifrerium  hat,  im  (ginterflänbniffe  mit  ber  #aupt»er»aT« 
tung  ber  ©taat*fcbulben  oafür  ju  f  er  gen,  batf  in  ber  $c\t  oom  3.  Januar  bti 
1.  2J?ärj  1825  bei  jeber  Regierung*  .$>auptfaffe  binreiebenbe  Gelegenheit  tor« 
panben  ifl,  nicht  allein  biefen  Umfaufd)  ju  bemirfen,  fonbern  aud)  ffaffen  «Sin« 
»eifungen,  »o  et  nötpig  ifl,  gegen  baare  3aplung  opne  Slufgelb  ju  erpalten. 

X.  Bfle  eingeräumte  Jreforf  epeine,  Spalerfd)eine  unb  Äaffenbißet«  Litt.  A. 
ffnb  fofort  auf  eine,  von  ber  Hauptverwaltung  ber  ©taartfcpulbeit  na  ber  ju 
beftimmenbe  SIrt  für  ben  Umlauf  untauglicp  ju  maepen,  bemnädbfl  aber  ber  »on 
9Rir  jur  Vernichtung  ber  bajtt  befltmmten  ©taatöpapiere  ernannten  Äommif« 
fion  jur  Sßerbrennung  ju  übergeben. 

XI.  ©efepäbigte,  ober  fonfl  unbrauchbar  geworbene  Äaffen^nweifungen  taufcht 
bie  ^auptterwaltung  ber  ©raartfcpulben  aut  bem  ipr  baju  überwiefenen 

in  fofern  um,  altf  auf  benfelben 

1)  bie  gebruefte  üitteta  unb  Nummer  berfelben 

2)  fo  »ie  bie  babei  gefepriebene  NamenÄunterfcprift, 
ooffflanbig  noch  »orbanben  unb  ffeptbar  ijl. 

XII.  Sei  etmanigen  ©erfälfebungen  ton  Äaffen «?(n»eifungen,  foll  bie  fcaupt. 
terwaltuna  ber  ©taat^fchulben  berechtiat  fein,  torläufiae  llnterfucbunaen  lur 
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Ermittelung  ber  Später  unb  fteftfreHuitg  bei  XnatBefranbee"  anniorbnen,  ober, 
nach  93efinben  ber  itmftanbe,  felbfr  gu  führen,  woburd)  jebod)  bie  ©erpflidjtung 
oer  geridhtlicften  Mürben,  namentlid)  außerhalb  SBerlin,  jum  aefefclid)  rrrqc 
fd&rfebenen  Söerfapren  nicht  au^ofd)Io|t<n  »erben  fpff.  Ueber&aupt  muß  aber 
biefelbe  von  jeber  oergefatienen  5Berfälfdmng  ober  bcm  SBerbadjte  einer  fpld>en, 
fo  wie  wm  allen  Slnjeigen  ober  Anflogen  eine«  bapta  einfdjlagenben  Verbrenn« 
ungefäumt  in  ffenntniß  gefefct  »erben. 

XIII-  3*  ermächtige  bie  $aupt»er»altung  ber  ©taaMfdmlben,  nadi  »erlauf 
einiger  Seit,  wenn  ba«  tyuBlifum  juppr  |»eimal,  in  angemeffenen  3»'i*cnräu« 
wen,  aufgeforbert  ifi,  bie£refor>  unb  Xpalerfäeine, imgleidjen  bie  ftqffenbiBetf 
LiltA.  gegen  Äaffen » 21n roeif ungen  umjütaufaien /einen  Sßräf iufto  iSerwin  von 
minbefien*  fedtf  Monaten,  unter  ber  S8er»amung  unb  mit  ber  SBirfung,  an|u. 
fe fett,  baß,  mit  31b lauf  beffetben,  a0e  SInfprücpe  an  ben  Staat  aus  bergleidjen  ipa< 
pieren  eriöfdpen.  9Inmelbungen,  jum  ©cpufce  gegen  biefe  Vräfluffon,  rlnben  babei 
nt*t  fiatt,  bergefhlt,  bap  alfo  mit  (gintritt  jene«  ^räFIuflPtermin«,  alle  aWbann 
nod)  cirfultrenbe  Srefprldjeine,  Spalerftpeme  unb  ffaffeubiHet«  Litt  A.  »ertfclo« 
Hub.      .  ©.©.©.238. 

17)  C.  ©.  «.  9.  Hprü  1825,  tttr.  fefc  UnaüirMf tlt  ttfdwittmt  irafTcRamodfungnt. 

9Iuf  ben  Antrag  ber  $auptperwaltung  ber  ©taartfdjulben  vom  5. ».  3R.  5e» 
fHmme  id)  hiermit ,  baß  außerbem  in  deiner  an  bat  2Rini|terium  ber  Jinaujen  unb 
bie  0aupt»er»altung  ber  Staat  Bulben  erlaffenen  £>rber  oom  2L2)ejem6erl824, 
wegen  ber  in  ©teile  ber  Xrefprfdjeine  unb  ^affenbifleta  Litt.  A,  getretenen  tfajTen» 
an»eifungen  §.  XI.  beßimmren,  jum  Umtauft  oefdjabigter  ffajfenanweifungen 
etforberlicpenÄennjeidjen,  nämlich  :  ber  gebrurften  Littera  unb  Kummer  -berfelben, 
bei  babei  gefd>riebenen  Unterfcfcrift,  aiidb  nod>  ber  unbebrudte  äußere  Stanb,  »el« 
(per  bur*  ba«  2BafTerjeicpen  jugleid)  ben  SBertp  ber  Äaffenanrbeifung  anbeutet, 
m  abgeritten  fein  barf.  ©.©.©.  23. 

•  18)  <fr  0.  »•  l4.9Jo»6r.  1835,  m&m  yui&abt  neu«  ÄalT«nann>effimgtii. 

$a  bie  na*  deiner  Ärber  Pom  21.  2)ejemoer  1824.  (©.©.©.  238.) 

mit  .   11,242,347  9ttplr. 

unb  nad)  deiner  Crber  ppm  22.  Sprit  1827. 

(®.©.  ©.  33.)  mit   6,000,000  Btplr. 

jufammen  ©iebenjepn  Million,  j»ei  .f>unbert  unb  jwei  unb  Pierjig  laufen b,  brei 
$>unbert  unb  jieben  unb  pierjig  Jbaler  Mourant,  in  Umlauf  gefegten  Äaffenanroei. 
f ungen  burd)  ben  (Gebrauch  untauglich  getoorben  finb,  fp  habe  3d)  bie  $>auptSBer. 
rpaltung  ber  ©taatäfcpulben  beauftragt,  in  gleichem  ©etrage  unb  unter  berfelben 
S8eneni)ung  neueÄaffenanweifungen  anfertigen  unb  fpld>e  oon  jefct  ab  in  Umlauf 
fefcen  ui  lafien,  »eapalb  ich  fplgenbe«  Perprbne: 

I.  9lüe  gefe$Iid)e  SBeftimmungen ,  i»eld>e  wegen  ber  bisher  igen  ^affenanroeifun* 
gen  bi«  je$t  ergangen  finb,  ftnbert  aud)  auf  bie  neuen  Äaffenanroeifungen  infproeit 
Sinmenbung,  als  jle  burd)  gegenwärtige  Söerprbnung  ni*i  aufgehoben  ober  abgean« 
bert  »erben. 

IL  <&te  ^auptPerroaltung  ber  ©taat^fdjulben  bat  bie  nähere  ®efd>rei(ung  ber 
neuen  Äaffenanmeifungen  p  pr  beren  Sluögabe,  befannt  ju  madjen,  unb  fobalb  fle 
foldje  fämmtlid)  in  Umlauf  gefegt  bat,  gieidjmäßig  pffentlid)  an}ujeigen,  in  mel. 
eben  Beträgen  bie  bret  arten  ber  äaffenanroeifungen,  bie  rpie  bisher  1,  5  unb 
50  «Rtblr.  beibehalten  »erben,  ausgefertigt  »orben  fmb. 

III.  9Rit  ben  neuen  ftajfenanweifungen  bat  bie  $auptper»altung  ber  @taatt< 
®d)u(ben  bie  alten  Äaffenanmeif ungen  aUmäiig  einjulöfen  unb  an  bie  Steinum' jtou 
iur  9kmid}tuug  ber  baju  befiimmten  ©taatdpapiere  *ur  Verbrennung  abzuliefern. 
2>ie  neuen  Äaffenanweifungen  »erben  ba&er  gunact>ft  neben  ben  alten  Äa)Ten.s2In»ei« 
fungen  cirfuliren ,  bie  $>auptPerwaitung  ber  ©taatÄfdjulben  ifl  aber  baför  »erant. 
nmm,  baß  ber  »etrag  fämmtlidjer  flleichjeitig  im  Umlauf  beftnblicfeer  alten  unb 
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neuen  ff  offenem  weifungen  jufantmen  bte  ton  SRfr  genehmigte  Summe  nldjt 

fiperfleige.  .  ■ 

3dj  ermächtige  bie  $aupt»erwaltung  bcr  ©taat$fchulbcn,  mit  bem  Hmtaufd)  ber 
alten,  gegen  bie  neuen  Äaffenanroeifungen  »orjugehen,  fobalb  na*  ihrem  Srmeffen 
bie  (Sinjiebung  ber  ölten  hinreichen*'  »orbereitet  ifl.  3>aö  $ublifum  ifl  ju  biefem 
AuStaufch  burch  jweimalige  ©efanntmacfcungen,  bie  in  angemeffeneu  Zeiträumen 
toben  gelefenflen,  »on  ber  #aupt»erwalrung  ju  befrimmenben  öffentlichen  SBTär. 
tern  abjubruefen  flnb,  aufjuforbern.  &\iqUid>  ermächtige  3*  bie  #auptoerwal. 
tung  ber  ©taatflfcbulben,  bie jen igen  3nbaber  ber  alten  ffaffenanweifungen ,  bie  fich 
fedtf  9Öod)en  na*  ber  legten  ©efanntmachung  ber  Aufforberung  jum  Au«taufd) 
nicht  gcmelbet  haben,  S8er)uf«  beffelben  ju  einem  sprfiflujTotermin  unter  ber  93er» 
marnung  unb  mit  ber  Jffitrfung  »orjulaben,  baf  mit  Ablauf  biefe«  £ermin$  alle 
Anfprfidje  an  ben  ©taat  aut  ben  alten  Äaffenanweifungen  erlöfcrjen.  2>er  tyräflu« 
ffotermin  muf  auf  minbefren*  fec&S  SBtonate,  »on  ber  erften  öffentlichen  JBeFannt« 
machung  beffelben  ab  gerechnet,  h«nau«gefefct  unb  burch  bie  Amtsblätter  fämmtlicher 
Regierungen,  fo  wie  burd)  bie  gelefenflen  tynwirijialjeitungen ,  »eiche  bie  $>aup> 
»erwaltung  ber  ©taatöfchulben  auswählen  hat,  jur  ffenntnif  ber  3nterefTenten 
gebracht  werben.  Anmelbungen  jum  ©chufce  gegen  bie  $räflufion  finben  babef 
nicht  fratt,  bergefralt,  baf  unmittelbar  nach  bem  Ablaufe  be9  SPräffuftotermin«  ge. 
'gen  biejenigen ,  welche  f!ch  in  bemfelben  jum  Au«taufche  nicht  gemelbet  haben,  mit 
ber  SPräflujion  ju  »erfahren  ifl,  unb  alle,  aMbann  noch  nicht  eingelieferte  alte  #af. 
fenanweifungen  wertblo«,  unb  wo  fie  etwa  noch  jum  Söorfchefn  fommen,  anjut)al« 
ten  unb  an  bte  Hauptverwaltung  ber  ©taatGfchulben  abzuliefern  flnb. 

V.  SBefcfcäbigte  ober  fonfl  unbrauchbar  geworbene  neueffaffenanwetfuugen  taufdht 
bie  $>aupt  »erwaltung  ber  ©taatffchulb eu  um,  wenn  fle 

1)  bie  gebruefte  Serien  •  unb  Solfenjahl, 
...  .  2)  bie  getaufte  Sitera,  '  *  "  ;  " 

3)  bie  qc| chn^I^nc  Jcurnincr  inib 

»ctflfiänbig  enthalten.  3m  ©erfolg  SReiner  £)rber  »om  9.  April  1825.  (©.  ©. 
©.  23.)  fe$e  3*  ^gleich  feit,  baf  ganj  ober  uim  Sheil  befchnittene Äaffenanmei« 
fungen  in  ben  öffentlichen  Waffen  unb  überhaupt  in  3<>i)lung  nicht  angenommen, 
fonbern  angehalten  unb  an  bie  $aupt»erwaltung  ber  ©taatöfchulben,  welche  einen 
@rfa$  bafür  nur  bann  ju  teilten  bat,  wenn  ihr  nachgewiefen  wirb,  baf  bat  S3e» 
fchnetben  juf  Allig  erfolgt  ifl,  eingefanbt  werben  feilen.    @.  ©.  de  1836.  ®.  169. 

19)  C.  O.  ».  6.D«6r.  1836,  betr.  bie  Cfiniieljuna  ber  »auf %  unb  6ee&anblung«f«$eine, 
fowte  ber  Vontmerfdien  33anff<fctine  unb  beren  Crfap  in  Äaffcnftnweifunuen. 

!5>amit  bad  mit  deiner  (Genehmigung  circulirenbe  iflaplergelb  für  ben  gan* 
jen  Umfang  ber  Monarchie  nach  einem  gleichmäßigen  tylane  angefertigt  werbe 
unb  einer  gleichen  Seauffichtigung  in  Betreff  ber  fBerfälfchungen  unterliege, 
habe  34  nach  bem  Antrage  be*  ©taatfmimfteriumt  angeorbnet,  baf  bie  oon 
bcr  Banf  unb  ©eehanblung  bisher  ausgegebenen  Sraffcnfcheine  eingejogen  unb 
Uir  Erleichterung  beö  ©elboerf ehr« ,  fiatt  berfelben,  Äaffen»  Anweifungcn  jum 
93etrage  oon  brei  3Jf iüionen  Shaler  für  bie  ©auf  unb  von  jwet  Millionen  Iba. 
ler  für  bie  gcehanblung,  bie  eine  $alfte  in  Apoint^  ju  100  Ibaler,  bie  an« 
bere  ^älfte  in  Apointt  ni  500  Shaler,  gegen  lieber  legung  cineö  gleichen  93e< 
rrcgrt  »on  ©taa«. (SchulbfAeinen  nach  bem  ^ennwerthe  bei  ber  $>aupt»erwal. 
tung  ber  ©taaMfchulben,  ausgegeben,  in  gleicher  Art  auch  bie  nach  §§.  7  unb 
10.  brt  (Statut*  ber  ritterfebaf Hieben  ^rioat.  ©anf  in  Bommern  vom  23.  3a. 
nuar  1833.  (®.  <5.  ©.  5.),  gegen  unterpfänMiche  ^ieberlegung  t>on  500,000 
Sbaler  in  ©taart«©chulbfchcinen  nach  bem  Kennwerthe  bei  ber  ®eneral.©taatfj« 
faffe,  in  ©irculation  »crbliebenen  500,000  Ibaler  in  Sflommerfchen  ©anffchei« 
nen  ju  ^ünf  Xhaler,  buret)  bie  gleiche  ©umme  »on  Äaffen.Anweifungen  ju 


192  ©rfter  ZfteU.    (Sechzehnter  Xitel,  §  78- 

ftünf  2$aler  erfefct  werben  fallen,  ®emgem5|  beauftrage  3*  bie  $au*rwr»al. 

tung  ber  Staatäfchulben ,  unverjüglicr)  mit  ber  Anfertigung  ber  (weniaA  erfor« 
berufen  ÄaJTen « 2tnroeUunflen  ju  100  ifcaler  unb  500  £fcaler,  fo  roie  be« 
2Jfebrbebarf$  an  Äaffen-Slnmeifungen  ju  5  X&aler  vorjuqeben.  2>ie  Ablieferung 
biefer  Soffen» Slnroeifungen  iu  100  Xbaler  unb  500  £baler  an  bie  SBanf  unb 
(Bee&anMung,  roeldbe  nach  @mpfangnal)mevberfelben  feine  Äaffenfcfeetne  ferner» 
(in  in  Umlauf  bringen  werben,  gefdjicftt  gecjen  vorherige  2)epojition  be$  gleichen 
^rrage$  in  <gtaatä«  Scbiilbfcbeinen,  bereu  filtern,  9tumuiern  unb  Beträge, 
nacfobem  fle  bind)  einen  53ermerf  auger  iScnri  gefegt  jtnb,  burd)  bie  btejigen 
Leitungen  befannt  gemacht  werben.  Tiefe  ©taat^Schulbfdbeine  verbleiben  im 
©epofitorio  ber  Hauptverwaltung  ber  ©taahlfcfeulben ,  b\$  bie  ba für  atrtgegebe. 
nen  Äa'ffen  *3lnrocifungen  wieber  etugelöfi  unb  juriicfgeltefert  fhib.  3n  glei« 
eher  ^Irr  fol!  bie  Hauptverwaltung  ber  @raat$fchulben  bie  21u$pänbtgung 
ber  ftatt  ber  tyommerfchen  S>anffcheiue  über  ben  burd>  3Jteine  £>rber*  vom  21. 
$ejember  1824.  (®.  ©.  ©.  238.)  unb  22flen  Sfpril  1827.  (©.  <5.  @.  33.)  ge. 
nebmigtert  betrag  ber  Raffen » Anweifungen  aufyufertigenben  500,000  Sbaler 
in  Raffen •  9fnweifungen  ju  r>  Ibaler  gegen  tteberna&me  ber  bafär  niebergelegten 
500,000  Ihaler  ©taa« .  ©chulbfcfeeine  nach  bem  SRenuroertbe,  an  bie  ®enerah 
©tagt* •  ÄajTe,  bewirten  unb  bie  bafür  »erpfäubeten  Staat$'©<hulbfcbeine  biö 
jurlRücfticferung  ber  Äaffen«  Slnweifungen  ju  5  Jbaler  in  ihrem  ©epofltorio 
aufbewahren.  Tie  Hauptverwaltung  ber  ©taat*'@cbulben  bat  eine  nähere  25e= 
fchretbung  ber  Staffen»  2In weifungen  ju  100  Ihalcr  unb  500  Xbäler  vor  beren 
Aufgabe  befannt  ju  ntaefaen  unb  biefelben  jurf  $ermeibung  einer  Söerfcbiebenbeit 
jwifchen  ben  Soffen »ülumeifungen  mit  bemfelben  Tamm,  wie  bie  bereit*  aufge« 
gebenen  /  ju  verfeben.  2löe  gcfe$licbe  SBeftimmungen ,  roefc&e  wegtn  ber  beengen 
Waffen.  Anroeifungen  Ui  ieft  ergangen  jtnb,  füllen  auch  auf  bie  hiernach  au4mfer« 
tigenben  Äaffcn  •  2ln weif ungen  augewenbet  werben.  Tie  Hauptverwaltung  ber 
(Staat*  »©Bulben  bleibt  bafiir  verantwortlich,  bafi  ju  feiner  3e,t  °"  betrag 
fämmtlicher  im  Umlauf  befmMichen  alten  unb  neuen  ^affen-^nweifuugen  jufani. 
men  bie  von  5Rir  bureb  Weine  Ärbert  vom  21flen  3>eiember  1824.  ^.238.) 
unb  22ften  April  1827.  (©.  ©.  <5.  33.)  fo  wie  burch  tiefen  SBefebl  genehmigten 
(Summen  fiber|teige.     ,  >  .  ©.  ©.  ©.  318. 

§.  78.  Auswärtige  M  i  -orten  ist  der  Gläubiger  nur  alsdann  in  Zah- 
lung anzunehmen  schuldig:  wenn  sie  ausdrücklich  verschrieben  sind; 
oder  durch  die  Landesgesetze  Cours  erhalten  haben. 

.  §.79-  Bei  Zahlungen,  die  in  hiesigen  Landen  zu  leisten  sind,  kann 
der  Schuldner  auswärtige,  in  hiesigen  Landen  nicht  cursirende  Müuz- 
sorten,  zu  entrichten  niemals  gezwungen  werden. 

§.  30.  Ausgenommen  ist  der  Fall,  wenn  auswärtige  Münzsorten  als 
Waa'rc  gekauft  worden,  und  dem  Käufer  abgeliefert  werden  sollen. 

§.81.  Wenn  in  allen  übrigen  Fällen  die  verschriebene  auswärtige 
MOnzsorte  in  der  Zwischenzeit,  bis  zu  der  in  hiesigen  Landen  zu  lei- 
stenden Zahlung,  ausser  Cours  gesetzt  worden  ist;  so  kann  auch  der 
Gläubiger  State  derselben  hiesige  Münzsorte  fordern. 

Bekanntmachung  v.  27. 9?oufcr.  mt  actf  SBcrdleidjun^tabtlU  btimvM  m<6> 
wer  fremder  erUriorttn  argen  Vrrugifc&fJ  mttb. 

3n  $ejug  auf  ben  §.  15.  betf  ®efe$eti  über  bie  üRünjverfaffung  vom  30.  ©eptbr. 
b.  3.,  bat  ba*  Äönigl.  ©taatämtniflerium  jur  Sßelebrung  be*  publicum*  nadule« 
benbe  Xabeüe  mr  Sergleic^ung  ber  in  ben  einzelnen  ^rovin^en  ber  2Ronard}ie  für« 
firenben  fremben  2Rünien  mit  betn  gefeilteren  gJreußtfcfeen  ©elbe  auöarbeiten  laffen 
unb  öffentlich  befannt  gemalt: 

■  r 
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be«  ©ertb*  nadibenannter  frember  ©elbforten  gegen  $reu§ifc&e*  ©elb,  na*  bem 
neuen  9Jfünj.(Sbift  oora  30.©eptbr.  b.3„  jur  Belehrung  bed  $ublifuurt. 
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(Tai  flcf«*U<f)c 

(Sin  boppelter  tlugutf.,  ©eorge»,  gtrcme«  ober  SaxlVot 
einfacher      «  «  «       •  • 

halber        »         <  ■       •  » 

ffraniöfittet  40  ^rarrfd  .©türf  

begleichen    20  .   

Stufilfche*     10  «Rubelte!  

bergleicben     5       .      pon  1798  unb  1799  . 

boppelter  ©ouoerainb'or  

einfacher  (halber)  *   

£ollanbifdKr  boppelter  9tu»ber  

begleichen     einfacher  •   

pollroichtiger  £ollanbifcher,  tfremnifcer,  fcefheicbi« 

fcher  ober  änberer  beutfcher  Dufaten  

*  SluffifAer  Zutaten,  feit  1797  geprägt  

II.  0tlber~ /nünjen. 

(Sin  SrauttfAwetg.Süneburgfcher,  ffurbannooerfcher  <Specie*>I&aler, 

ober  48  3Wariena,rofchen'<gtücf  

feiner  ©ulben  ober  24  üRariengrofchen.(3fücf   

»raimfAweig.iJüneburgfcber  j  Ibaler  ober  12  gRariengrofchen 

Steh«  9Jiariengrofcben.>Stücf   

Äonoention*«  ober  @pecie*.  Ibaler  

halber  (SpedeÄ»  Ibaler  ober  &onoention$«  ©ulben  

»iertel  ,    .  .  .       8  ©r.  (Sfücf  .  .  .  . 

3n»anjiß  Streuer  «©riief  

Äonoemion*  4  ©r.  3 1 uef  

3ehn-Äreujer.(2riicf  

Äonoemion«  2  ©r.  <5tüd  

SBrabamer  Ilmlcr  

balber  »rabanter  Ibaler  

oiertel       >  >   

48  (schiaincj  (2pecie$,  ober  60  ©cfiilling  fiübifA  ober  ^ambur» 

burger  @ourantge(b   

bergl.  1  i  32  <5<hiU.  Specietf  ober  40  erfüll,  fiübeefer  gourantgelb 
.   j  1 16     »         *        •   20     <         *  i 
'    ]i  8     »  *        .    10     •  •  * 

*  Vi  •   4     »          •        »5»          •  • 
Hamburger  2  g»arf  «©tücf ,  gourantgelb  

»       l     t       ■  •  .  

8  Schilling. (2tncf  

*       4  *   

Von  btn  fnrcneitburgrr  CourantgM&e  werften  blt  31.16.13.8. 

•  unft  3  6d?illtn9»etÄcrt  mit  btn  Hamburger  Courantgeiftf 
gifid,  unb  rrrl>4ltnigmigig  «ngtnommtn. 

3)änifcf)er  ober  @*n>ebifcher  (Specie*.  Ibaler  .  

begleichen  Teicha.  *anco< Ibaler  oon  tfriebrid)  VL  

@chn»ebifchetf  10  £>erßäcf  ,  . 

5  .   

L  13 
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Serlüt,  ben  15.  ßfiobet  182L  »ad  ZtaatSminifttvium. 

3ur  »en>ottJiänbi<ning,  roirb  btefe  Xabefle  ber  ®.  ©.  ctnoerleibt. 

©erlin ,  ben  27.  $Rot>emb.er  1821   ©.  ©.  de  1821.  ©.  190. 

§.  82.  Waltet'  zwischen  den  Münzsorten,  in  welchen  der  Gläubiger 
die  Zahlung  zu  fordorn  hat,  und  denjenigen,  in  welchen  der  Schuldner 
sie  Zu  leisten  befugt  und  verpflichtet  ist,  ein  Unterschied  ob;  so  muss 
bei  der  Bestimmung:  wie  viel  in  dieser  letzten  Münzsorte  zu  zahlen  sei, 
auf  die  bei  Darlehnen  gegebenen  Vorschriften  Rücksicht  genommen 
werden.  (Tit.  11.  §.  778.  sqq.)  . 

§.  83.  Uebrigrns  hat  es  bei  demjenigen,  was  wegen  der  zu  zahlenden 
Münzsorten  bei  Verträgen  überhaupt,  bei  Kauf-  und  Darlehnsverträ- 
geu  insonderheit,  bei  Vermächtnissen  und  andern  Geschäften  verord- 
net ist,  sein  Bewenden.  <Tit.  5.  §.£57.258.  Tit.  11.  §.56-57.  §.778- 
sqq.  Tit.  12.  §.  450.451.) 

§.  84.  Auch  gelten,  alle  von  den  Parteien  im  voraus  verabredete  Be- 
stimmungen, und  zwar  zum  Besten  des  Schuldners  ohne  Unterschied; 
zum  Yortheile  des  Gläubigers  aber  nur  in  so  fern,  als  darunter  kein 
Wucher  verborgen  liegt. 

§.  85.  Von  Zahlungen  im  kaufmännischen  und  Wechselverkehre  sind 
nähere  Bestimmungen  im  Kaufmannsrcchic  enthalten.  (Th.  2.  Tit.  8- 
Abschn.  7.  8  ) 
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f.  100.  Sott  bet  3af»l»»fl,  195 

Von  Quittung««.  i 

§.  86.  Wer  Zahlung  geleistet  hat,  ist  Quittung,  das  heisst,  ein  schrift- 
liches Bekenutniss  der  empfangenen  Zahlung,  von  dem  Gläubiger  zu 
fordern  berechtigt 

Reacript  ».  a7.fle*f.r.  17»7,  tttx.  He  Jfoflfa  Ht  &u\ttim&tn  l)xmtf>tt«tifön  gorbc* 
Hingen.    {(.  iu  I.  30.  |.S32.  tülfe.  i.64.) 

§.  87.  Zu  einer  vollständigen  Quittung  gehört  1)  die  Beschreibung 
oder  Benennung  der  getilgten  Schuld;  2)  die  Benennung  des  gewese- 
nen Schuldners ;  3)  die  Angabe  der  Zeit  und  des  Orts,  wo  die  Zahlung 
geschehen;  4)  die  Unterschrift  des  Gläubigers,  oder  sonst  gesetzmässig 
legitimirten  Empfängers. 

§.  88.  Ist  die  Zahlung  nicht  durch  den  Schuldner  selbst,  noch  auf  des- 
sen Befehl  oder  Auftrag,  sondern  durch  einen  Andern  geleistet  worden: 
so  ronss  auch  dieser  in  der  Quittung  benannt  werden. 

§.  89.  Wird  die  Quittung  auf  das  Schuldinstrument  selbst  vermerkt, 
so  bedarf  es  der  Bestimmungen  nicht,  welche  sich  aus  diesem  ergeben. 

§.  90.  Was  von  den  Umständen  der  Zahlung  aus  der  Quittung  nicht 
zu  entnehmen  ist,  muss  der  gewesene  Schuldner  erforderlichen  Falls  auf 
andre  Art  nachweisen. 

§•91.  Wenn  bei  Zinsenzahlungen,  und  bei  fortwährenden  Prästatio- 
nen, zwischen  dem  Znhler  und  Empfänger  bisher  eine  gewisse,  obschon 
fehlerhafte  Form  von  Quittungen  üblich  gewesen ;  so  kann  der  Schuld- 
ner dem  nicht  am  Orte  gegenwärtigen  Gläubiger  die  Zahlung  gegen  eine 
solche  Quittung  zwar  nicht  verweigern; 

§.  92.  Er  ist  aber  eine  gesetzmässige  Quittung  von  dem  Gläubiger 
nachzufordern  berechtigt. 

§.  93-  Personen,  die  des  Schreibens  nicht  mächtig,  oder  sonst  wegen 
körperlicher  Fehler  zu  schreiben  verhindert  sind,  müssen  ihre  Quittun- 
gen unter  Zuziehung  zweier  Instrumentszeugen,  mit  Kreuzen  oder  ih- 
rem sonst  gewöhnlichen  Handzeichen  unterzeichnen. 

§.  94.  Bei  Posten  von  Fünfzig  Thalern ,  und  weniger,  ist  die  Zuzie- 
hung auch  nur  Eines  Instrnmentszeugcn  hinreichend. 

§.  95.  Die  Zeugen  müssen  bei  ihrer  Unterschrift  attestiren,  das«  der 
Zahlungsnehmer  dies  Zeichen  in  ihrer  Gegenwart  beigefügt  habe. 

§.  96.  Beträgt  die  gezahlte  Summe  Fünfzig  Thaler  oder  mehr:  so  kann 
der  Zahlungsh  ister  verlangen,  dass  die  Quittung  in  eben  der  Form  aus- 
gestellt werde,  welche  bei  den  Verträgen  solcher  Personen  vorgeschrie- 
ben ist.  (Tit.  5.  §  171.  sqq.) 

In  wie  fem  die  RBekrelie  de«  lattrumroU,  oder 

§.  97.  Daraus  allein,  dass  das  Schuldinstrument  sich  in  den  Händen 
des  gewesenen  Schuldners  befindet,  folgt,  gezogene  Wechsel  allein  aus- 
genommen, noch  nicht,  dass  die  Schuld  bezahlt  worden. 

§.  98.  Erhellet  jedoch,  dass  der  Gläubiger  selbst  dem  Schuldner  das 
Instrument  zurückgegeben  habe:  so  wird,  dass  die  Schuld  getilgt  sei, 
so  lange'ermulhet,  als  nicht  eine  andere  Ursache  der  geschehenen  Rück- 
gabe ausgemittelt  werden  kann. 

§.  99.  Wenn  nicht  erhellet,  wie  der  Schuldner  zum  Besitze  des  In- 
struments gelangt  sei:  so  entsteht  aus  diesem  Besitze  zwar  ebenfalls 
eine  Vermuthung  für  den  Schuldner; 

§.  100.  Es  hängt  aber  alsdann,  nach  Bevrandniss  der  übrigen  vorwal- 
tenden Umstände,  von  richterlichem  Ermessen  ab:  in  wie  fern  diese 
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Vermuthung,  bei  Ermangelung  anderer  Beweismittel,  durch  einen  not- 
wendigen Eid  bestärket,  oder  gehoben  werden  solle. 

§.  101.  Es  ist  daher  der  Zahlende  mit  der  Rückgabe  des  Instruments 
sich  zu  begnügen  niemals  schuldig,  sondern  er  kann  noch  ausserdem 
ausdrückliche  Quittung  verlangen. 

die  Cassation  desselben  die  Stelle  der  Quittung  vertrete. 

§.  102.  Wenn  das  Instrument  bei  dem  Gläubiger,  oder  in  dessen 
Nachlasse,  zerrissen,  zerschnitten,  oder  sonst  cassirt  vorgefunden  wird: 
so  entsteht  die, rechtliche  Vermuthung,  dass  die  Forderung  selbst,  welche 
dadurch  begründet  werden  soll,  auf  eine  oder  die  andere  Art  aufgeho- 
ben worden. 

§.  103.  Diese  Vermuthung  Tallt  aber  weg,  sobald  nachgewiesen  wer- 
den kann,  dass  die  Verletzung  durch  blossen  Zufall  entstanden,  oder 
von  dem  Schuldner  selbst,  oder  einem  Dritten,  ohne  JEinwilligung  oder 
Genehmigung  des  Gläubigers  bewirkt  forden  seL 

Beweiskraft  der  •  Quittungen. 

§.  104.  Eine  gesetzmässig  eingerichtete  Quittung  bewirkt  sogleich, 
als  sie  dem  Schuldner  ausgehändigt  worden,  für  denselben  einen  recht- 
lichen Beweis  der  nach  dem  Inhalte  der  Quittung  geleisteten  Zahlung. 

§.  105.  Dem  Aussteller  -bleibt  aber  das,  Recht,  das  Gegentheil  nach- 
zuweisen, vorbehalten. 

§.106.  Hat  Jedoch  der  Aussteller  einen  längern  als  Dreimonatlichen 
Zeitraum  verstreichen  lassen,  ohne  den  .Schuldner  wegen  nicht  gelei- 
steter Zählung  zu  belangen,  und  die  Quittung,  als  bloss  in  Erwartung 
der  Zahlung  ausgestellt,  zurück  zu  fordern:  so. soll,  in  Ermangelung  ei- 
ner vollständigen  Aufklärung  der  Thatsache,  der  Inhaber  der  Quittung 
eher  zum  Reinigungs-.,  als  der  Aussteller  «um  Erfüllungseide  gelassen 
werden 

§.  107.  Auch  kann  der  Aussteller,  nach  Verlauf  dieser  Frist,  den  Er- 
ben des  Schuldners  über  nicht  erfolgte  Zahlung  keinen  Eid  zuschieben. 

5-108.  Hat  der  Schuldner  gegen  Empfang  der  Quittung  einen  Re- 
vers, dass  die  Schuld  noch  nicht  bezahlt  sei,  ausgestellt,  so  verliert  da- 
durch die  Quittung  alle  Beweiskraft. 

§.  109.  In  wie  fern  aber  der  Gläubiger  sowohl  als  der  Schuldner,  ei- 
nem Dritten,  welcher  durch  dergleichen  zwischen  ihnen  vorgefallene  .Si- 
mulation hintergangen  oder  verkürzt  worden,  dadurch  verhaftet  wer- 
den, ist  nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  von  Simulationen  und  Hin- 
tergehungen zu  beurlheilcn.  (Tit.  4.  §.  52.  sqq.  Tit.  14  §.  210.  211.) 

§.  110.  Befinden  sich  auf  dem  in  den  Händen  des  Gläubigers  geblie- 
benen Instrumente  Vermerke  geleisteter  Zahlungen,  es  sei  von  der  Hand 
des  Gläubigers,  oder  auch  des  Schuldners  selbst,  so  vertreten  sie  die 
Stelle  wirklicher  Quittungen. 

§.  III-  Der  Beweis,  dass  gleichwohl  die  Zahlung  nicht  erfolgt  sei, 
ist  also  gegen  solche  Vermerke,  jedoch  nur  in  eben  dem  Maasse,  wie 
gegen  eigentliche  Quittungen,  zulässig. 

§.  112.  Dass  die  Vermerke  auf  dem  in  den  Händen  des  Gläubigers 
zurückgebliebenen  Instrumente  wieder  ausgestrichen  sind,  benimmt 
denselben  noch  nichts  von  ihrer  Beweiskraft. 

§.  113.  Erhellet  aus  der  Quittung,  dass  die  darin  bescheinigte  Auf- 
hebung der  Verbindlichkeit  nicht  durch  Zahlung  erfolgt  sei:  so  muss  das 
anderweitig  zwischen  dem  Gläubiger  und  Schuldner  vorgefallene  Ge- 
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schäft,  ans  welchem  die  Quittung  entstanden  ist,  näher  ausgemittelt 
werden. 

§.  114.  Findet  diese  Ausmittelung  nicht  Statt,  so*  ist  dergleichen  Quit- 
tung nach  den  Regeln  von  Entsagung  der  Rechte  zu  beurtheilen. 

§.  115*  Quittungen  beweisen  in  der  Regel  nur  die  Zahlung  der  da- 
rin ausdrücklich  benannten  Schuldposten. 

§.  116.  Bezieht  sich  die  Quittung  auf  eine  gehaltene  Berechnung,  und 
wird  darin  bekannt,,  dass  der  Empfänger  dem  Aussteller  nichts  mehr 
schuldig  geblieben  sei,  so  sind  alle  bis  dahin  zahlbar  gewesene  Posten 
für  abgethan  zu  achten. 

§.  117«  Dagegen  ist  auch  eine  solche  Quittung  auf  Forderungen*  die 
zwar  damals  schon  vorhanden,  aber  noch  nicht  fällig  waren,  keineswe- 
gs zu  deuten. 

§.  118.  Noch  weniger  ist  dieselbe  auf  solche  Posten  zu  ziehen,  von 
welchen  der  Quittirende  zur  Zeit  der  Ausstellung  *noch  keine  Wissen- 
schaft haben  konnte« 

§.  119.  Ist  die  Quittung  ausdrücklich  noch  auf  die  zur  Zeit  der  Aus- 
stellung unbekannten  Posten  gerichtet,  so  muss  das  Geschäft  nach  den 
Regeln  der  Entsagungen  und  Vergleiche  beurtheilet  werden* 

§.  120«  Kaufleute,  die  ordentliche  Handlungsbücher  zu  führen  schul-: 
dig  sind,  können  sich  nicht  entbrechen,  dem  zahlenden  Schuldner,  an 
welchen  sie  zur  Zeit  der  Zahlung  keine  Forderung  mehr  zu  haben  ein- 
gestehen, eine  allgemeine  Quittung,  dass  bis  dahin  alles  berichtiget  sei, 
zu  ertheilen; 

§.  121-  Gegen  eine  solche  Quittung  findet  keine  Nachforderung  äl- 
terer Posten,  unter  dem  Vorwande,.  dass  dieselben. noch  nicht  zahlbar,, 
oder  unbekannt  gewesen,  Statt« 

§.  122.  Doch  erstreckt  sich  dieses  nur  auf  Forderungen,  die  2u  den 
kaufmännischen  Geschäften  des  Ausstellers  gehören. 

§-12&  Wegen  anderer  Geschäfte  finden,  auch  bei  Kaufleuten  die 
Vorschriften  §.116-119.  Anwendung.. 

§~124.  In  wie  fern  Zahlungen  durch  Vermerke  auf  Kerbhölzern  be- 
wiesen werden  können,  ist  nach  den,  wegen  Beweiskraft  der  Kerbhöl- 
zer überhaupt,  in  der  Prozessordnung  enthaltenen  Vorschriften  zu  be- 
urtheilen« s 

Von  der  Rückgabe-  und  MortiEcirung  de«  Vtuhlten  Instrumenta. 

§.125.  Ausser  der  Quittung  kann  der  Zahlende  auch  noch  die  Rück- 
gabe des  über  die  berichtigte  Schuld  einseitig  ausgestellten  Instruments 
fordern. 

§.  126.  Ist  das  Instrument  abhänden  gekommen,  so-  vertritt  dessen 
Mortificirung  die  Stelle  der  Rückgabe. 

§-127.  In  dem  Mortifikationsscheine  muss  die  verloren  gegangene 
Urkunde  genau  bezeichnet,  und  das  Bekennt niss,  dass  der  darin  gegrün- 
deten Verbindlichkeit  vollständig  gentiget  werden,  enthalten  sein. 

§.  128.  Ist  die  Schuld  mit  Einwilligung  des  Schuldners  an  einen  Drit- 
ten gediehen:  so  muss  der  Schuldner  mit  einem  von  diesem  letzten 
Inhaber  ausgestellten  Mortificationsscheine  sich  begnügen. 

§.  129.  Ist  aber  die  Uehertragung  der  Förderung  an  einen  Dritten 
ohne  Consens  des  Schuldners- geschehen:  so  ist  der  Schuldner  nur  ge- 
gen einen  von  seinem  anerkannten  Gläubiger  ausgestellten  Mortiiica- 
tionsschein  Zahlung  zu  leisten  verpflichtet. 


■ 


Digitized  by 


198 


®efler  ZfftiU   <Sedj«3cljnr<r  Xitel 


§.  130- 


§.130.  Ist  das  Instrument  an  jeden  Inhaber  zahlbar,  so  kann  der 
Schuldner  öffentliches  gesclzuiässiges  Aufgebot  und  Mortificirung,  auf 
Kosten  des  Zahlungsnehiners,  verlangen. 

1)  Verordnung  t>.  9. 5>ecbr.  1S00,  we^en  «OJoifificatfon  Ut  an  efnen  aett>lfTen  3«« 
haltt  vi*  wegen  offcnmrten  «uf9ebort  ötc  an  Jenen  Snftafrrr  airtaeftcKfen  €*MU>»er(ttrel6uiiaen. 

2öir  ftriebricb  SÖilbelm,  von  ©oftef!  ©naben  Söuig  von  Spreufan  jc  ic.  2&un 
futiö  mrt  fit^eti  hiermit  ju  wiffen:  bafj,  ba  rochen  9Jcorttfkation  ber  an  einen  $«• 
»vi  Ifen  3ubaber,  unb  wegen  be$  üffentlidjen  ^Infucbottf  ber  an  jeben  Qnhaber  auf« 
gefMten  $rivat.@(ftulbverfcbreibungen  3tt><»f*i  «ttflauben  jlnb,  2Bir  $olgenbe< 
befhalb  ju  verorbnen  geruht  haben. 

$.  1.  ©t«  auf  einen  beßtmmten  3nhaber  lautenben  SBerfdjreibungen  unb  Urfun« 
ben  tonnen  hur  auf  eben!  bie  9ö<i»c  »er pfändet  werben,  wie  jfe  nach  ^orfcfjnft  be4 
91.  & 91.  2t  1.  Sit.  XI.  §.  394  bii  417.  abgetreten  werben  muffen. 

§.  2;  $>ie  SBefanntmachung  ber  Sßerpfänbung  an  ben  Slutlftelicr  ber  Urfunbe  i(i 
jwar  nicht  Mir  JBegrünbung  bei  binglichen  SKccijt«  notb.  ivenbig,  ali  welche*  mit 
bem  2lugenblicfe  anfangt,  ba  bie  Urfunbe  bent  SPfanbgtäubiger  fdirtftltd)  verpfänbet 
unb  wirtlich  fibergeben  worben;  aber  e(J  bleiben  bod),  bei  betn  9JtangeI  einer  fol« 
eben  SBefanntmachung  an  ben  @cbulbner,  biejenigen  3ab,unfl*n  ll"b  recf>rlicr>en 
.^anblungen,  fo  weit  fte  jü  feinem  93ortbeilc  gereichen,  gültig.  welche  er  reblic&er« 
weife -au«  Langel  biefer  SBiffenfcbaft  vorgenommen  bat,  alt  wohin  bie  §$.281  — 
284.  Sit.  XX.  £b.  I.  be*  2f.  £.  9t  näher  beflimmt  imb  abgeändert  »erben. 

§.  3.  3n  ber  Siegel  wirb  alfo  ber  ©chulbner  bureb  einen  nach  SBorfcbrift  bef 
21  «,9t  Jb.  1.  XVI.  .$..120  bii  129.  au*ge(leUten  3Kortififationf.15cbem 
ff  <fr  er  gefleKt. 

§.  4.  bei  »erlernen  SBecbfeln  nt  Beobachten  fei,  ift  int  21.  &  91.  Zk-  U- 
ZU.  VIII.  §.  1159  —  U80.  unb  §.  1199  —  1202.  vorgetrieben. 

$.5.  2tud)  ber  Umflanb,  bajj  bie  SBerfobreibung  eine  vorläufige  Gnnwtfligung  in 
eine  funfttge  GteffTon  ober  83crpfänbung  enthalt,  macht  auf  er  ben  in  bem  ©efefce 
befonber*  aufgenommenen  Säßen  (21. 2. 9t  Sj.  II.  Sit.  VIII.  §.1245,  1246.) 
feinen  Unterfdjieb. 

$.  6.  £ann  aber  ber  ©cbulbner,  befonber*  in  2luf*bung  ber  auf  JDrbre  aufgeffelh 
teu  Urfunbe,  wabrfcbeinlicb  machen,  bat?  enttveber  bei  auswärtigen  ©ertöten 
ober  fünft,  unangenehmen  Weiterungen,  ober  wohl  gar  ber  ©efabr  ber  boppeften 
3af)lung  aufgefegt  fein  würbe,  wenn  er  ba$  -Original  nitfet  junlcf  empfinge,  fo  mu§ 
ber  ©laubiger  enttveber  ben  SBerluft  ber  Urfunöe  na^er  na^meifen,  ober  auf  fein« 
Soften  bai  öffentliche  Aufgebot  berfelben  beivirfen. 

$.  7.  3n  biefem  Jafle  fomobl,  alei  wenn  auf  jeben  3"0aber  Iautenbe  SJ5rivatur« 
funben  amortifirt  werben  follen,  bienen  bie  93orfd)riften  ber  21.  ©.  Ö.  %t>.  I. 
Sit.  LI.  §.  115.  u-  f.  jur  9?icr)tfd)nur,  jebod)  mup  baUi  ber  ^ueficlier  bor  Urfunbe 
in  ber  Siegel  jugejogen,  unb  bat  Grrfenntnifj  mit  gegen  ihn  gerichtet  werben. 

$.8.  Sjjiefer  ifl  befugt,  barauf  annitragen,  ba§  entiveber  bie  3aftlungö}eit  btt 
Gapitalf,  ober  bodj  ber  nädjfle  3?n«t«min  abgewartet  werbe;  aber  auch  obne  fei« 
nen  Antrag  fott  bie  bii  ju  biefem  Sermine  verlaufene  3eit  ber  Jrifl  bef  2lufgebo* 
M  I)injugered)net  werben.  , 

$.  9.  3«  ber  Siegel  wirb  gwar  bai  2(ufgebot  von  bem  fllidjter  bei  91t^jteDerf 
ber  Urfunbe  erlaffeu,  ei  muß  aber  aud)  bie  öffentliche  SBorlabung  in  ben3ettungen 
ber  ^Jrovini,  wo  ber  Sßerlierer  fleh  betjmbet,  befannt  gemadjt  werben. 

$.  10.  ©ei  biefem  21ufgej>ote  foQ  ja>ar  bie  Jöerorbnung  vom  3ten  9Uärj  1804, 
2fbfchnitt  1.  §.1.  beobachtet  weTben;  e^  fott  aber  babei  bie  ©inrüefung  ber  öffent- 
lichen »orlabung  in  bic  3ntelligeujb(ätter  nicht  hinreichenb,  fonbern  bie  ©efannt« 
machung  bureb  bie  3eirun9  gefcheheu. 

§.  11.  3ft  ber  ©erfehr  jwifchen  ben  Örten,  wo  ber  Söerüerer  fleh  beftnbet,  unb 
wo  ber  2lueiMcr  ber  Urfunbe  fl*  aufhält,  unterbrochen,  fo  flehet  ti  bem  SSerlierer 
frei,  bei  bem  £>.  g.  ©er.  ber  iOrovinj,  in  welcher  er  fieb  aufhält,  auf  (Srlaffung  bti 
Aufgebote«  anjutragen;  ein  folcfre*  «Präclujion«.®rfenntniß  fleht  aber  bene»  nid>t 
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eittpeoett,  »eldje  jtir  3rit  bei  Verlieren«  ff*  in  Denjenigen  °inbern  befanben,  bereu 
SBerfebr  mit  bem  JÖrte  bes  Aufgebots  gebineert  würbe. 

§.  12.  3ft  feine  9!&fd)rtft  ber  verlornen  ttrfunben  eor&anben,  fo  tfl  bie  SBor» 
fd)rift  ber  «.  «.  £>.  Ib.  I-  Xit.  X.  §.  122.  ju  beobachten. 

fcoffmanns  ftepcrtcrtum  21).  2.  ©.  134.  unb  2Katb«  83. 9.  @.  18.  lr 
3lbfd)mtt. 

,   2)  f.  «.©.0   SU  XU-  II.  1.115.  9W0.  1.385  unb  1.  386. 

§.  131.  So  lange  ein  nach  obigen  Vorschriften  hinlänglicher  Mortifi- 
catiousschein  dem  Schuldner  nicht  verschafft  werden  kann,  ist. derselbe 
nur  gegen  annehmliche  t'.aution  Zahlung  zu  leisten  verbunden,  und  in 
deren  Entstehung  die  zu  zahlende  Summe  gerichtlich  niederzulegen  be- 
rechtigt. 

§.  132.  Wegen  Mortificirung  gerichtlich  eingetragener  Instrumente 
hat  es  bei  den  Vorschriften  der  Hypothekenorduung  sein  Bewende». 

1)  «Scrgl.  $.0.  Ii  t  IL  |.  273-283  anl  %  «•  £>.  Zit.  51.  f.  115  «jq. 

2)  Roscrlpt  ».  1*.  @fpttr.  1805,  bafi  tt  M  öffenrlicfifn  flufaetoti  «fnc«  berforeo fl« 
Sangtnrti  Mögen  «KecofltilMon«  fco  eine*  üb«  etne  cinfletraaenr  l»oft  n(djf  bebiirfe. 

3n  gurem  ancuntertbdnigften  »«richte  »om  2.  b.üH.  feeb  3br  barübet  jitei« 
fel&aft  unb  bittet  um  »elcbrung: 

ob  §utn  93ebuf  ber  fibfebung  berrenigen  217  SRtbfr./  welche  au*  b»m  üwifchen 
ber  Äeunmerberrin  0.  IB..,  unb  ibrem  (Ebccu noiTf m  über  bas  Slntöeil  81.  beS 
im  1' a u fi: buriifdi.it  greife  belegenen  (SuteS  3-  unterm  13.  ^nuar  1  778  ge« 
fchloiTenen  Äaiif'ftontralt  fär  ben  lebtern  auf  baffelbe  «ingitraaen  finb,  ein 
förmliches  ülufgebot  b«S  itm  ertbeilten  »erloren  gegangenen  Stecognttions* 
fcbeinS  notbwenbig  fep,  ober  et  beffelben  nicht  beturfe,  unb  mit  bteferSfc« 
febung  obne  weiteres  auf  ben  ©runb  ber  Quittung  unb  bes  aXtoriiftfationö* 
fcbeinS  bes  genannten  3nbab<r4  »erfabren  werben  tbnne. 
hierauf  laffen  SBir  (Such  iur  ««folution  «rtb«il«n,  wie  bie  ledere  91  ftrmative  un» 

bebenflieb  bie  richtige  iß,  unb  «S  babte  D<3  bcabjVd)ttgt<n  fbrnüidjcn  2Jiifa.cbotS 

nicht  bfbarf. 

Die  $).  O.  »om  20.  D«l«mber  1783  imterfcbeibr4  <2.  84  b{ereni«ien  3nftru« 
mtnte,  n>eld)e  nach  ibrrm  >baltr  unb  ber9tatur  be0  Negotii  fo  befefoatfen  tinb, 
ba§  barüber  ju  (Runden  eines  Dritten  bat  biSponjrt  werben  f  bnnen ,  »on  ben  je« 
niaen,  wobei  eine  foId)e  Di*Po(ttion  ju  (Munden  cinrd  Dritten  nidu  €tatt  ftnbei/ 
unb  »erorbnet  in  ten  folgenben  ^aragrapben,  befonbers  im  §.  27S.  nur  ft'tr  ben 
erftern  ftall  bie  bjfentlicbe'  iUortabuna  aü<r  bericitlgen,  welchen  an  ber  m  Ibfebrn* 
ben  5)ofi  unb  bem  baräber  ausgepellten  ^[nflrument  irgenb  einige^  sKecJjt  ju)te= 
ben  mbd)te. 

3m  gegenreartlgen  JaOe  i(l  nun,  gurem  SReriAte  jufolge,  «in  folebetf  3n8ru« 
ment  »on  ber  x?*ulbnerin  ber  »ertforberten  Äammcrberrin  U.  9B.,.  Aber  bie  rürf. 
üdnbigen  A'aufgetber  ber  2t7  3ttblr.  niemals  ausgeileOt/  virlmebr  entbot  ber  t>rr(o< 
ren  gegangene  atefognitionefdiein  in.  tine  nidu»  weiter,  in  i>tn|id)t  berfrlben, 
alt  ein  blofieD  Beugnig  ber  geriet litben  «ebbrbe,  für  ben  iOrrldurtr,  ibren  Sbe« 
mann,  ba§  tiefe*  röffödubige  Äaufprdtium  auf  bem  »on  ibm  oeifauften  Ojute 
tingetragen  roorben. 

Dieie-J  blof;e  Srugnig  fann  bie  t?fefle  eines  eingetragenen  X)oeumentS,  von 
toelcbem  in  bem  aOegirten  f.  273.  gteitbroobl  nur  bie  Äebe  W,  nicht  »ertreten, 
«ber  als  ein  Dofument  betrachtet  werben ,  ba  folcbes  nicht  vorbanbeuill  unb  nie« 
mats  auSgefleat  roorben,  unb  es  folgt  mitbin  auch  barauS/  bafi  bie  93orfchriften, 
»eiche  00m  Aufgebot  folcher  Dofumcnte  hanteln,  auf  ben  in  SRebe  feijenbcn Srte* 
fognitionpfchein  nicht  angeroenbet  werben  fbnnen. 

(Sben  besbalb  \H  benn  auch  fchon  in  bem  unterm  30.  «Jtottember  t789  an  bas 
(Fammergericht  erlajfenen  JXei'cripte  fettaetett  worben,  ba§  von  einer  b(o§en  3n- 
grojTations*9teeognition  qua  Uli  (ein  bem  (glauben  bes  £>t)potberenbuchS  nach« 
tbeiliger  SJlifibraucb  gemacht  werben  tonne «  unb  eS  alle  auch  blo§  baruber  eines 
förmlichen  ttufaebots  »d  «Sectom  amortisaiionis  nicht  bebürfe. 

Dabei  fommt  auf  ben  von  (Sud)  berührten  Untrrfcbicb  beiber  ^düe,  bag  ndm-- 
Hcb  bamalS  lern  »«deren  ««gangenen  Slcfogniüonßfcheiii  «in  mit  b«r  3ngroffa» 


200  «rflcr  ST&eü.  ®c*«jc^ntcr  XiUl.  §.  133- 


tfaneWoit  berfebenetf  Docrnnentnm  ex  qoo  beigefügt  genxfeit/  »elcM  gegen« 
tvdrtig  ermangelt  uttb  niemal«  außgeftrflt  roorben,  um  fo  weniger  etwa«  an/  als 
bie  jQualirdt  M  Stefognttionäfcfeeintf  baburch  nid>t  »erdnbert  wirb/  unb  nid)t 
tiefer  unb  baff  barin  enthaltene  3euftni§  ber  erfolgten  (Eintragung/  fotibcrn  nur 
ein  Aber  bic  @d>ulb  fclbÖ  auegeftellte*  Dofument  |uv  Dtöpofltion  barfiber  |u 
©unften  eine*  ©ritten  geeigenfebaftet  ijt. 

N.C.C.  T.XH.  (25.779.  9lr.  4.  bei  9M)trag*  de  1806.  nnb  2Jlat&U  SB.  10. 

(25. 16.  2r  9lbf<t»nt«. 

Rechdieht  PrS*uBtionen  «u»  Quitta«$«n. 

§.  133.  "Wenn  bei  terminlichen  Zahlungen  oder  Leistungen  durch 
Quittungen  oder  sonst  nachgewiesen  werden  kann,  dass  dieselbe  für 
zwei  auf  einander  folgende  Termine  von  dem  Schuldner  abgeführt,  und 
von  dem  Gläubiger  ohne  Vorbehalt  angenommen  worden:  so  wird  ver- 
muthet,  dass  auch  die  ältern  Termine  berichtigt  sind. 

§.  134.  Diese  Vermuthung  findet  Statt,  wenn  gleich  die  Berichtigung 
der  beiden  Termine  nicht  durch  Zahlung,  sondern  durch  Compensation 
oder  Erlass,  jedoch  ohne  Vorbehalt,  geschehen  ist. 

§.  135.  Auch  hindert  es  nicht,  wenn  gleich  die  in  den  Quittungen 
ausgedrückte  Summe  mit  dem,  was  eigentlich  hat  gezahlt  werden  sol- 
len, nicht  Übereinstimmt. 

§.  136.  Dagegen  ist  es,  um  diese  rechtliche  Vermuthung  zu  begrün- 
den, nothwendig,  dass  die  Quittungen  wirklich  zu  verschiedenen  Zei- 
ten ert  heilt  worden. 

§.  137.  Auch  wird  die  Vennuthung  geschwächt,  wenn  zwar  Quittun- 
gen von  mehreren  vergangenen,  aber  nicht  unmittelbar  auf  einander 
folgenden  Terminen  vorhanden  sind. 

§.  138.  Alsdann  hängt  es  von  richterlicher  Beurtheilung  ab:  in  wie 
fern,  nach  Bewandniss  der  Übrigen  vorwaltenden  Umstände,  auf  einen 
Erfüllungs  -  oder  Reinigungseid  zu  erkennen  sei/ 

§.  139.  Ist  in  allgemeinen  Ausdrücken  über  die  bis  zu  einem  gewis- 
sen Termine  berichtigten  Prästationen  quittirt:  so  gilt  die  Vermuthung, 
dass  alle  bis  dahin  fällig  gewesene  Termine  berichtigt  worden;  wenn 
gleich  das  in  der  Quittung  ausgedrückte  Quantum  nur  den  Betrag  des 
letzten  fälligen  Termins  ausmacht. 

§.  140.  Wa6  wegen  der  Quittungen  Über  bezahlte  Zinsen  bei  Dar- 
lehnen Rechtens  sei,  ist  gehörigen  Orts  festgesetzt.  (Tit.  11.  §.837.sqq.) 

§.  141.  Wenn  in  verschiedenen  Quittungen  über  fortwährende  Präs- 
tationen die  Beschaffenheit  des  Rechts,  aus  welchem  sie  entspringen, 
verschieden  angegeben  worden:  so  muss  diese  Beschaffenheit,  falls  sie 
nicht  auf  andere  Art  auszumitteln  ist,  nach  den  altern  Quittungen  be- 
urtheilt  werden. 

§.  142.  Ist  aber  die  Quantität,  welche  entrichtet  werden  soll,  in  äl- 
tern und  neuem  Quittungen  verschieden  angegeben,  so  streitet  die  Ver- 
muthung für  das:  was  in  den  neuern  Quittungen  enthalten  ist. 

§.  143.  Ist  in  einer  Reihe  von  drei  auf  einander  folgenden  Jahren  die 
Zahlung  oder  Lieferung  immer  auf  einerlei  Weise  geleistet,  und  ohne 
Vorbehalt  angenommen  worden,  so  ist  zu  vermuthen,  dass  die  Zahlung 
auf  so  hoch  vergleichsweise  bestimmt  sei. 

§.  144.  Diese  Vermuthung  fällt  aber  hinweg,  wenn  nach  den  übrigen 
vorwaltenden  Umständen  ein  gültiger  Vergleich  zwischen  dem  Schuld- 
ner und  dem  Empfänger  nicht  gedacht  werden  kann. 

§.  145.  Ueberhaupt  bleibt  dem  Berechtigten  der  Nachweis,  dass  die 
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Zahlung  oder  Lieferung  nur  aus  Irrthum  oder  aus  andern  Ursachen  s 
solchergestalt  angenommen  worden,  innerhalb  der  Verjährungsfrist  al- 
lemal vorbehalten. 

§.  146.  Bei  Verbindlichkeiten,  die  nicht  in  terminlichen  Zahlungen 
bestehen,  wirkt  die  Quittung  über  eine  jüngere  Schuld  (keine  Vermu- 
thung,  dass  die  ältere  getilgt  sei. 

§.  147.  Wenn  jedoch  Kaufleute  über  die  Rechnung  des  letzten  Jah- 
res, die  am  Schlüsse  desselben  gemacht  worden,  ohne  Vorbehalt  quit- 
tirt  haben,  so  sind  auch  die  Rechnungen  der  vorhergehenden  Jahre  für 
abgethan  zu  achten. 

§.  148.  Ein  Gleiches  gilt  auch  bei  Apothekern,  Handwerkern,  und 
andern,  welche  entweder  mit  ihren  Kunden  überhaupt,  oder  mit  dem 
Inhaber  der  Quittung  insonderheit,  erweislich  in  dem  Verhältnisse  ste- 
hen, dass  sie  sich  mit  demselben,  wegen  ihrer  Lieferungen  oder  Leistun- 
gen, alljährlich  in  einem  gewissen  Termine  zu  berechnen  und  aus  ein- 
ander zu  setzen  pflegen. 

Wirkungen  der  Zahlung. 

§.  149.  Eine  gültig  und  richtig  geleistete  Zahlung  befreiet  den  Schuld- 
ner von  der  Verbindlichkeit,  welche  dadurch  hat  getilgt  werden  sollen. 

§.  150*  Ist  der  Zahlende  dem  Empfanger  aus  mehreren  Forderungen 
verhaftet:  so  muss  hauptsächlich  nach  dem  Uebereinkommen  der  Par- 
teien beurtheilt  werden,  auf  welche  der  schuldigen  Posten  die  geleistete 
Zahlung  anzurechnen  sei. 

§.  151.  Hat  der  Schuldner  die  Zahlung  ausdrücklich  auf  eine  gewisse 
Post  geleistet,  und  der  Gläubiger  selbige  angenommen,  ohne  seinen 
Widerspruch  innerhalb  der  Tit.  5.  §.  91.  sqq.  bestimmten  Fristen  nach 
Empfang  des  Geldes  gegen  den  Zahlenden  zu  äussern :  so  kann  er  diese 
Zahlung  nachher  auf  eine  andere  Forderung  nicht  anrechnen. 

§.152.  Hat  der  Gläubiger  die  ohne  weitere  Bestimmung  gezahlte 
Summe  ausdrücklich  auf  eine  gewisse  Post  angerechnet,  und  der  Schuld- 
ner hat  solcher  nicht  binnen  obgedachten  Fristen  nach  Empfang  der 
Quittung  widersprochen :  so  muss  er  sich  diese  Anrechnung  auch  in  der 
Folge  gefallen  lassen.  <, 

§.  153.  Ist  kein  Uebereinkommen  unter  den  Parteien  vorhanden:  so 
muss  die  geleistete  Zahlung  zuvörderst  auf  die  damals  verfallenen  Zin- 
sen gerechnet  werden. 

§.  154.  Hat  der  Schuldner  auch  Kosten  zu  entrichten:  so  gehen  diese 
den  Zinsen  noch  vor. 

§.  155.  Unter  mehrern  Capitalsposten  ist  die  Zahlung  vorzüglich  auf 
diejenige  zu  rechnen,  welche  der  Gläubiger  zuerst  eingefordert  hat. 

§.  156.  Ist  keine  derselben,  oder  sind  sie  alle  zugleich  eingefordert 
worden:  so  kann  der  Gläubiger  die  gezahlte  Summe  auf  diejenige  Post 
anrechnen,  bei  welcher  ihrer  Qualität  nach  die  wenigste  Sicherheit  ist. 

§.  157.  Sind  die  Forderungen  von  gleicher  Qualität:  so  geschieht  die 
Anrechnung  auf  diejenige,  welche  in  Ansehung  des  Zinssatzes  dem  Schuld- 
ner die  lästigste  ist. 

§.  158.  Tritt  keiner  von  vorstehenden  Bestimmungsgründen  ein :  so 
muss  die  Zahlung  auf  diejenige  Post,  welche  am  längsten  verfallen  ist, 
augerechnet  werden. 

§.  159.  Kann  auch  hieraus  kein  Bestimmungsgrund  entnommen  wer- 
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den,  so  ist  die  Zahlung  auf  alle  Schuldpostcn  verhältnissmässig  abzu- 
rechnen. 

Tom  Torbehalte  bei  Zahlungen. 

§.  160.  "Wird  eine  Zahlung  mit  Vorbehalt  geleistet :  so  bleibt  dem 
Zahlenden  das  Recht,'  seine  Einwendungen  gegen  die  Zahlungsverbind- 
lichkeit auch  nachher  noch  geltend  zu  machen. 

§«  161.  Ein  solcher  Vorbehalt  aber  muss  schriftlich  erklärt,  oder  in 
der  von  dem  Zahlungsnehmer  ausgestellten  Quittung  anerkannt  sein. 

§.  162.  Diese  Vorschrift  gilt  auch  bei  Posten  von  Fünfzig  Thalern 
und  weniger,  sobald  darüber  eine  schriftliche  Quittung  crthcilet  worden. 

§•  163.  Ist  der  Vorbehalt  nicht  in  Ansehung  aller  Einwendungen 
überhaupt  geschehen,  so  erstreckt  seine  Wirkung  sich  nur  auf  solche, 
die  ausdrücklich  vorbehalten  sind. 

§.  164.  Will  der  Zahlungsnehmer  sich  bei  dem  Vorbehalte  nicht  be- 
ruhigen: so  steht  ihm  frei,  den  Zahlenden  zur  rechtlichen  Ausführung 
seiner  Einwendungen,  nach  Vorschrift  der  Prozessordnung,  gerichtlich 
aufzufordern. 

§•  165.  Durch  eine  ohne  Vorbehalt  geleistete  Zahlung  gehen  in  der 
Regel  die  Einwendungen,  welche  der  Zahlende  dem  Andern  hätte,  ent- 
gegen setzen  können,  verloren. 

Toet  der  RUekforderung  einer  .um  Irrthum  geleisteten  Zahlung. 

§.  166.  Doch  kann  das,  was  auf  den  Grund  einer  vermeinten,  aber 
nicht  wirklich  vorhandenen  Verbindlichkeit,  und  also  aus  Irrlhum,  be- 
zahlt worden,  nach  den  hier  folgenden  nähern  Bestimmungen  zurück- 
gefordert werden. 

§.  167.  Jeder  Irrthum,  zu  welchem  der  Zahlende  durch  den  Empfän- 
ger betröglich  verleilet  worden,  berechtigt  den  erstem  zur  Rückfor- 
derung. 

§.  168.  Die  zu  früh  geleistete  Zahlung  einer  Schuld,  die  an  einem  ge- 
wissen bestimmten  Termine  fällig  war,  kann  unter  dem  Vorwande 
eines  Irrthums  weder  zurück,  noch  etwas  an  Zinsen  für  die  Zwischen- 
zeit zur  Entschädigung  gefordert  werden. 

§.  169.  Die  zu  früh  geleistete  Zahlung  einer  Schuld,  deren  Zahlungs- 
termin von  einem  künftigen  der  Zeit  nach  Ungewissen  Ereignisse  ab- 
hing, kann  nur  alsdann  zurückgefordert  werden,  wenn  der  Zahlende, 
in  Ansehung  dieses  Ereignisses  selbst,  in  einem  an  sich  die  Rückforde- 
rung begründenden  Irrlhume  schwebte. 

§.  170.  Was  aus  einem  Geschäfte,  das  wegen  der  Unfähigkeit  des  ei- 
nen Theiles  nach  den  Gesetzen  für  ihn  unverbindlich  war,  vor  gehobe- 
ner Unfähigkeit  gezahlt  worden,  das  kann  so  weit,  als  der  Unfähige 
auch  nicht  wegen  geschehener  Verwendung  in  seinen  Nutzen  verpflich- 
tet war,  zurückgefordert  werden. 

§.171.  Hat  ein  Unfähiger  eine  an  sich  verbindliche,  aber  unzinsbare 
Schuld  zu  früh  bezahlt:  so  ist  er  von  dein  Empfänger,  wegen  der  Zin- 
sen für  die  Zwischenzeit,  Vergütung  zu  fordern,  berechtigt. 

§■  172.  Zahlungen  aus  einem  Geschäfte,  welches  gegen  ein  ausdrück- 
liehes  Verbotsgesetz  läuft,  kann  zwar  der  Zahlende  nicht  zurückfordern ; 

§•  173.  Der  Fiscus  aber  hat  das  Recht,  dem  Empfänger  den  verbote- 
nen Gewinn  zu  entreissen. 

§•  174.  Wäre  der  Zahlende  eine  nach  den  Gesetzen  zur  Uebernch- 
mung  von  Verbindlichkeiten  unfähige  Person:  so  kann  die  von  selbigem 
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auch  aus  einem  unerlaubten  Geschäfte  geleistete  Zahlung  zurückgefor- 
dert werden. 

§.  175.  Doch  bleibt  derselbe,  wegen  seiner  Theilnahme  an  der  uner- 
laubten Handlung,  aus  welcher  die  Zahlung  geschehen  ist,  dem  Fiscus 
zur  Strafe,  gleich  dem  Empfänger,  verhaftet. 

§.  176.  Bei  Zahlungen  aus  einem,  bloss  wegen  Mangel  der  gesetz- 
massigen  Form,  unverbindlichen  Geschäfte,  findet  die  Rückforderung 
aus  einer  vorgeschützten  Unwissenheit  dieser  gesetzlichen  Vorschriften? 
niemals  Statt. 

§.  177.  Was  bei  Zahlungen,  die  aus  mündlichen  Verträgen  geleistet 
worden,  Rechtens  sei,  ist  gehörigen  Orts  näher  bestimmt.  (Tit.  5.  §. 
155.  sqq.)  v 

§.178.  Soll  ausser  vorstehend  bestimmten  Fällen  eine  ohne  Vorbe- 
halt geleistete  Zahlung  widerrufen  werden;  so  muss  ausgeinittelt  sein: 
1)  dass  für  die  Person  des  Zahlenden  gar  keine,  auch  nicht  eine  bloss 
moralische  Verbindlichkeit  zur  Zahlung  vorhanden  gewesen  sei;  2)  dass 
der  Empfänger  dadurch  einen  Vortheil  erlangt  habe,  zu  welchem  er  gar 
kein  Recht  hatte;  3)  dass  die  Zahlung  aus  einem  wirklichen  Irrthuine 
geschehen  sei. 

§•  179.  War  bei  dem  Zahlenden  eine,  wenn  auch  nur  unvollkommene 
Pflicht  zur  Zahlung  vorhanden:  so  findet  keine  Rückforderung  Statt, 
wenn  gleich  derselbe,  wegen  eines  vorhandenen  positiven  Gesetzes,  zur 
Zahlung  wider  seinen  Willen  nicht  hätte  angehalten  werden  können. 

§.  ISO.  Erhielt  der  Empfänger  durch  die  Zahlung  nur  das,  was  ihm 
wirklich  zukam:  so  ist  er  zur  Rückgabe  nicht  verpflichtet;  wenn  gleich 
nicht  der  Zahlende,  sondern  ein  Anderer  ihm  die  Zahlung  hätte  leisten 
sollen. 

§.  181«  Sind  endlich  zwar  die  übrigen  §.  178.  bestimmten  Erforder- 
nisse vorhanden;  es  kann  aber  nicht  nachgewiesen,  oder  sonst  aus  den 
Umständen  klar  entnommen  werden,  dass  die  Zahlung  wirklich  aus  Irr- 
thum geschehen  sei:  so  ist  das  Geschäft  nicht  nach  den  Regeln  von  Zah- 
lungen, sondern  vou  Schenkungen  zu  beurtheilen. 

§.  182.  Ist  ein  Vertrag,  eine  letztwillige  Verordnung,  oder  ein  Urtel, 
auf  deren  Grund  Jemand  Zahlung  geleistet  hat,  in  der  Folge  für  ungül- 
tig erklärt  worden,  so  ist  zwar  anzunehmen :  dass  die  Zahlung  aus  Irr- 
thum erfolgt  sei;  > 

§.  183.  Ob  aber  der  Zahlende  auch  in  diesem  Falle  ein  Rückforde- 
rungsrecht habe,  hängt  davon  ab :  ob  auch  die  übrigen  beiden  Erforder- 
nisse des  §.  178.  vorhanden  sind. 

§.  184.  Hat  Jemand  den  Vertrag,  die  letztwillige  Verordnung,  oder 
das  Urtel,  aus  welchem  er  eine  Zahlung  geleistet  hatte,  wegen  eines 
Maugels  an  der  durch  positive  Gesetze  bestimmten  Form  selbst  ange- 
fochten, und  bloss  aus  diesem  Grunde  die  Nichtigkeitserklärung  dersel- 
ben bewirkt:  so  kann  er  dennoch  die  daraus  einmal  geleisteten  Zahlun- 
gen nicht  zurückfordern.  (§.  178.) 

§.  185.  Wer  wissentlich  fremde  Schulden  bezahlt,  kann  unter  dem 
Vorwande,  dass  er  dazu  nicht  verbunden  gewesen,  das  Gezahlte  nicht 
zurückfordern. 

§.  186.  So  weit  aber,  als  die  von  Jemanden  für  sich  selbst  geleisteten 
Zahlungen,  wegen  seiner  persönlichen  Unfähigkeit,  eine  Zahlungsver- 
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bindlichkeit  zu  übernehmen,  zurückgefordert  werden  können ;  so  weit 
findet  dergleichen  Rückforderung  auch  in  Ansehung  der  von  einem  Un- 
fähigen für  einen  Andern  geleisteten  Zahlungen  Statt.  (§.  170.) 

§.  187.  Auch  der  Fähige  kann  die  für  einen  Andern  geleistete  Zah- 
lung so  weit  zurückfordern,  als  der  Schuldner,  wenn  er  die  Zahlung 
selbst  geleistet  hätte,  dazu  berechtiget  sein  würde. 

§.  188.  Nach  diesem  Grundsalze  bestimmt  sich  also  auch  die  Befug- 
niss  einer  Frau,  die  in  stehender  Ehe  ohne  Genehmigung  des  Mannes 
geleisteten  Zahlungen  nach  getrennter  Ehe  zurückzufordern. 

§.  189.  Wer  eine  Sache,  die  er  nicht  zu  fordern  hat,  und  sich  dessen 
bewnsst  ist,  als  Zahlung,  oder  sonst  als  Erfüllung  einer  Verbindlichkeit 
annimmt,  haftet  für  das  Empfangene  als  ein  unredlicher  Besitzer. 

§.  190.  Wer  selbst  im  Irrlhume  war,  ist  als  ein  redlicher  Besitzer 
anzusehen. 

§.  191.  Wer  für  den  ganzen  Betrag  einer  nur  zum  Theil  richtigen 
Schuld  eine  Sache  an  Zahlungsstatt  gegeben  hat,  kann,  wenn  er  auch 
den  zu  viel  bezahlten  Theil  zurückzufordern  berechtigt  wäre,  dennoch 
auf  die  Rückgabe  der  Sache  selbst  nicht  antragen. 

§.  192.  Wer  von  mehreren  Sachen  nur  die  eine  oder  die  andere  zu 
geben  schuldig  ist,  und  aus  Irrthum  sie  alle  gegeben  hat,  muss  bei  der 
Zurückforderung  dem  Empfänger  die  Wahl  lassen. 

§.  193.  Wer  eine  Geldsumme  oder  andere  verbrauchbare  Sache,  die 
er  nicht  zu  fordern  hatte,  als  Zahlung  annimmt,  haftet  dafür,  in  so  fern 
überhaupt  eine  Rückforderung  Statt  findet,  als  für  ein  Darlehn. 

§.  194.  Hat  er  gewusst,  dass  er  eine  solche  Zahlung  nicht  zu  fordern 
habe,  so  muss  er  davon  den  höchsten  erlaubten  Zinssatz,  vom  Tage  des 
Empfanges  an,  entrichten. 

§.  195.  Ist  er  selbst  im  Irrthume  gewesen ,  so  wird  er  zu  Verzöge- 
rungszinsen nur  vom  Tage  der  eingehändigten  Vorladung  verpflichtet. 

§■  196.  Hat  die  Erfüllung  der  vermeinten  Verbindlichkeit  in  Hand- 
lungen bestanden,  wofür  der  Leistende  belohnt  zu  werden  pflegt:  so 
kann  derselbe  diesen  Lohn  unter  eben  den  Umständen  nachfordern,  un- 
ter welchen  er  eine  geleistete  Zahlung  zu  widerrufen  berechtiget  sein 
würde. 

§.  197.  Wegen  anderer  aus  Irrthum  geleisteterHandlungen  kann  der 
Leistende,  selbst  unter  diesen  Umständen,  nur  alsdann  Vergütung  for- 
dern, wenn  der  Andere  gewusst  hat,  dass  ihm  diese  Leistung  nicht 
gebühre,  und  die  Handlung  an  sich  einer  Schätzung  fähig  ist. 

§.  198.  Wenn  derjenige,  welchem  die  Zahlung  geschehen  ist,  selbige 
nicht  für  sich  selbst,  sondern  bloss  für  einen  Dritten  angenommen  hat : 
so  findet  die  Rückforderung  nur  gegen  den  Dritten  Statt;  es  wäre  denn, 
dass  der  Empfänger  betrüglich  verfahren,  oder  die  Gränzen  seines  Auf- 
trages überschritten  hätte. 

Von  der  Rückforderung  geleüteter  Zahlung,  wenn,  du,  wofür  sie  geschehen  sind,  niebt  erfolgt. 

§.  199.  Was  Rechtens  sei,  wenn  aus  einem  geschlossenen  Vertrage 
einer  der  Contrahcnten  etwas  gegeben  oder  geleistet  hat;  hiemächst 
aber  die  Erfüllung  des  Vertrages  von  Seiten  des  Andern  nicht  Statt 
findet:  ist  gehörigen  Orts  bestimmt.  (Tit.  5.  §.  360.  sqq.) 

§•  200.  Ist,  ausser  dem  Falle  eines  Vertrages,  etwas  in  Rücksicht  ei- 
nes durch  den  Empfänger  zu  erfüllenden  Zwecks  gegeben  oder  geici- 
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stet  worden,  so  muss  der  Empfänger  in  der  Regel  diesen  Zweck  erfül- 
len, oder  das  Empfangene  zurückgeben. 

§.  201.  Ist  durch  die  eigne  Schuld  des  Empfängers  die  Erreichung 
des  Zwecks  vereitelt  worden:  so  ist  er,  von  dem  Zeitpunkte  an,  da 
diese  seine  Verschuldung  eingetreten  ist,  je  nachdem  das  Gegebene  in 
einer  Sache  oder  Geldsumme  besteht,  zu  den  Vertretungen  eines  un- 
redlichen Besitzers,  oder  zur  Verzinsung  verpflichtet. 

§.  202.  Ist  die  Erfüllung  des  Zwecks,  ohne  alles  Zuthun  des  Empfän- 
gers, durch  einen  blossen  Zufall  unmöglich  geworden:  so  darf  der  Em- 
pfänger dem  Geber  nur  so  weit  gerecht  werden],  als  das  Empfangene 
in  seinen  Nutzen  verwendet  ist. 

§.  203.  Ist  die  Erreichung  des  Zwecks  durch  Zuthun  des  Gebers 
vereitelt  worden:  so  haftet  der  Empfänger  dem  Geber  nur  so  weit,  als 
er  sich  aus  dem  Empfangenen  noch  wirklich  reicher  befindet. 

§.  204.  Will  aber  in  diesem  Falle  der  Empfänger  von  dem  Geber 
die  Leistung  eines  Interesse  fordern:  so  muss  er  sich  alles  Empfangene 
darauf  anrechnen  lassen. 

Von  Zahlungen  tu  einem  anerlaubten  Zwecke. 

§.  205.  Was  zu  einem  unerlaubten  Zwecke  gegeben  worden,  kann 
nur  der  Fiskus  zurückfordern. 

§.  206.  Ein  Gleiches  gilt  von  dem ,  was  zu  einem  wider  die  Ehrbar- 
keit laufenden  Zwecke  gegeben  worden,  sobald  dieser  Zweck,  und  das 
Verwerfliche  desselben,  auch  dem  Empfänger  bekannt  war.  ■ 

§.  207.  Was  dem  Geber  widerrechtlicher  Weise  abgenöthigt  wor- 
den, muss  demselben  zurückgegeben  werden. 

§.  208.  Wegen  der  Nutzungen  und  Zinsen  finden  die  Vorschriften 
§.  189. 194.  Anwendung. 

§.209.  Wie  weit  abgenöthigte  Verträge  ungültig  sind,  und  also  das 
daraus  Gegebene  zurückgefordert  werden  könne,  ist  gehörigen  Orts 
bestimmt.  (Tit.  4.  §.  31.  sqq.) 

§.210.  Wer  einer  in  öffentlichen  Bedienungen  stehenden  Person 
dafür,  dass  sie  ihr  Amt  ausübe  oder  nicht  ausübe,  eine  in  den  Gesetzen 
nicht  gebilligte  Belohnung  freiwillig  gegeben  hat,  kann  dieselbe  niemals 
zurückfordern. 

§  211.  Vielmehr  fallen  dergleichen  freiwillig  gegebene,  oder  auch 
nur  bestimmt  angebotene  Belohnungen,  dem  Fiskus  anheim. 

§.  212.  Wer  aber  durch  das  Verhalten  des  Empfängers  zu  einer  sol- 
chen Gabe  verleitet  worden,  der  kann  dieselbe  nach  den  Bestimmun- 
gen §.  207.  208.  zurückfordern. 

Dritter  Abschnitt. 

Von  der  Deposit  io  n. 

Grundaatx. 

4213.  Durch  eine  rechtmässige  gerichtliche  Deposition  der  schul- 
digen Summe  oder  Sache  wird  der  Schuldner ,  und  dessen  Bürge ,  so 
wie  durch  wirkliche  Zahlung  oder  Uebergabe ,  von  der  Verbindlich- 
keit frei. 

Wo  die  Depoution  geschehen  m\i»«e. 

§.  214.  Die  Zulassung  zur  Deposition  ist  bei  den  Gerichten  des  Zah- 
lungsorts nachzusuchen.  ' 
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§.  215- 


Wann  «ie  Statt  find«.  >■■  ,  .    ;  ■• 

§.  215.  Sic  findet  hauptsächlich  alsdann  Statt,  wenn  die  Zahlung  we- 
gen eines  in  der  Person  des  Gläubigers  sich  findenden  Hindernisses 
nicht  geleistet  werden  kann. 

§.216.  Dergleichen  Hinderniss  entsteht,  wenn  der  Gläubiger,  oder 
sein  Bevollmächtigter,  zur  Zahlungszeit  am  Zahlungsorte  nicht  zu  finden, 
oder  wenn  er,  oder  sein  Bevollmächtigter,  zum  Empfange  der  Zahlung 
nicht  gehörig  legitimirt  ist. 

§.  217.  Versichert  der  Schuldner  bei  seiner  "Vernehmung  beharrlich, 
dass  er  weder  den  Gläubiger,  noch  seinen  Bevollmächtigten,  aller  ange- 
wendeten Mühe  ungeachtet,  habe  finden  können:  so  muss  ihn  der  Rich- 
ter, jedoch  mit  Vorbehalt  der  Rechte  des  Gläubigers,  zur  Deposition 
zulassen. 

§.  218.  Die  gerichtliche  Deposition  findet  ferner  Statt,  wenn  der  Gläu- 
biger die  Annahme  der  Zahlung  aus  einem  unerheblichen  oder  doch 
zweifelhaften  Grunde  verweigert. 

§.  219.  Dahin  gehört  besonders  der  Fall,  wenn  der  Schuldner  die 
Richtigkeit  des  Grundes  der  Forderung  zum  Theil  leugnet,  und  der 
Gläubiger  den  anerkannten  Theil  derselben,  auch  mit  Vorbehalt  seines 
Rechts  wegen  des  streitigen  Ueberrestes,  nicht  annehmen  will. 

§.  220.  Ferner  der  Fall,  wenn  einer  von  mehreren  nur  auf  ihren  An- 
iheil  verpflichteten  Schuldnern,  den  seiiiigen  dem  Gläubiger  anbietet, 
und  dieser  die  Annahme  verweigert. 

§.  221.  Wird  die  Verstattung  zur  Deposition  aus  diesem  Grunde  ge- 
beten (§.  218.),  so  muss  der  Gläubiger  über  die  vorgeschützten  Ursachen 
derselben  vor  allen  Dingen  rechtlich  gehört  werden. 

§.  222.  Ein  Gleiches  muss  geschehen,  wenn  nur  die  Legitimation  des 
zur  Zahlungszeit  am  Zahlungsorte  gegenwärtigen  Gläubigers,  oder  sei- 
nes Bevollmächtigten,  von  dem  Schuldner  bezweifelt,  und  um  deswillen 
auf  Deposition  angetragen  wird. 

§.  223.  Können  jedoch  in  beiden  Fällen  die  Gründe  für  oder  wider 
die  Rechtmässigkeit  der  Deposition  nicht  sofort  klargemacht  werden: 
so  muss  der  Richter  die  Deposition  auf  Gefahr  des  unterliegenden  Theils 
gestatten. 

§■  224.  Auch  muss  in  einem  solchen  Falle  das  Erkenntniss  über  die 
Rechtmässigkeit  oder  Unrechtmässigkcit  der  Deposition  bis  zum  Urtel 
in  der  Hauptsache  ausgesetzt  werden. 

§.  225.  Ob  die  Hauptsache  vor  dem  Richter,  wo  die  Deposition  ge- 
schehen ist,  gehöre,  oder  nicht,  bestimmt  die  Prozessordnung. 

§.  226.  Wegen  noch  streitiger  Gegenforderungen  kann  der  Schuld- 
ner zur  Deposition  nur  unter  den  Erfordernissen  eines  gesetzmässigen 
Arrestschlags  zugelassen  werden. 

§.  227.  In  wie  fern  ein  Wcchselschuldncr  gegen  die  Wechselexecu- 
tion  durch  Deposition  sich  schützen  könne,  ist  gehörigen  Orts  bestimmt. 
(Th.  2.  Tit.  8.  Abschn.  8.) 

-  §-:228.  Durch  eine  rechtmässige  wirklich  geleistete  Deposition  geht 
die  Gefahr  der  gerichtlich  niedergelegten  Sache  auf  den  Gläubiger  über. 

§.229.  Von  Verzögerungszinsen,  Conventionalstrafen,  und  andern 
nachtheiligen  Folgen  des  Verzuges  wird  der  Schuldner  seit  dem  Tage 
der  Präsentation  seines  Gesuchs  frei,  in  so  fern  darauf  die  wirkliche 
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Niederlegung  geschieht,  und  dieselbe  in  der  Folge  für  rechtmässig  er- 
kannt wird. 

§.  230.  Hat  der  Gläubiger  die  Annahme  der  Zahlung  aus  rechtmässi- 
gen Ursachen  verweigert;  oder  werden  die  von; dem  Schuldner  seiner 
oder  seines  Bevollmächtigten  Legitimation  entgegengesetzten  Zweifel 
als  unerheblich  verworfen;  so  kann  die  auch  wirklich  erfolgte  Deposi- 
ten die  Stelle  der  Zahlung  oder  Uebergabe  nicht  vertreten,  sondern  sie 
ist  auf  Gefahr  und  Kosten  des  Schuldners  geschehen. 

§.231.  Ein  Gleiches  findet  Statt,  wenn  in  dem  Falle  des  §.  217.  der 
Schuldner  die  Deposition  wider  besseres  Wissen  veranlasset  hat. 

§.  232.  Auch  kann  die  nur  zum  Theil  geschehene  Niedeflegung  der 
Schuld  die  Stelle  der  Zahlung  nur  alsdann  vertreten,  wenn  der  Gläu- 
biger Abschlagszahlungen  anzunehmen  verbunden  gewesen  wäre. 

§.  233.  Was  bei  der  Deposition  sonst  Rechtens  sei,  ist  theils  in  der 
Depositalordnung,  theils  im  Titel  vom  Verwahrungsvertrage  vorgeschrie- 
ben. (Tit.  14.  Abschn.  1.) 

§.234.  Auch  bei  unbeweglichen  (Sachen  findet  die  Uebergabe  zur 
gerichtlichen  Aufsicht  und  Verwahrung,  mit  der  Wirkung,  dass  der  Ver- 
pflichtete dadurch  seiner  Verbindlichkeit  entledigt  werde,  aus  eben  den 
Gründen  Statt,  welche  wegen  der  Deposition  überhaupt  im  Vorstehen- 
den bestimmt  sind. 

Vierter  Abschnitt. 

Von  der  Angabe  an  Zahlungsstatt 

§.  235.  Die  Uebergabe  einer  Sache  an  Zahlungsstatt  befreiet  den 
Schuldner  nur  so  weit ,  als  dieselbe  von  dem  Gläubiger  ausdrücklich 
als  Zahlung  angenommen  worden. 

Wenn  eine  Angab«  nn  Zablungutatt  vorbinden  sei. 

§.  236.  Daraus,  dass  der  übergebenen  Sache  eine  Taxe  beigefügt  wor- 
den, folgt  noch  nicht,  dass  der  Glaubiger  dieselbe  für  den  bestimmten 
Preis  an  Zahlungsstatt  angenommen  habe. 

§.237.  Vielmehr  kann  der  Gläubiger,  so  lange  er  sich  Über  den 
Werth  der  angegebenen  Sache  mit  dem  Schuldner  noch  nicht  aus- 
drücklich vereinigt  hat,  gegen  Rückgabe  derselben  noch  allemal  baare 
Zahlung  fordern. 

§.  238.  So  lan^e  daher  über  den  Preis  der  Sache  noch  kein  Einver- 
ständniss  vorhanden  ist,  bleibt  das  Eigenthum  davon  mit  allen  seinen 
rechtlichen  Folgen  dem  Schuldner,  und  der  Glaubiger  haftet,  bei  der 
Verwahrung  derselben,  nur  für  ein  grobes  Versehen. 

§.  239.  Hat  aber  der  Schuldner  dem  Gläubiger  zu  seiner  Erklärung: 
ob  er  die  Sache  für  den  bestimmten  Preis  annehmen  wolle,  eine  längere 
Frist  nicht  ausdrücklich  verslattet,  so  muss  der  Gläubiger  die  Erklä- 
rung innerhalb  der  Tit.  5.  §.  91.  sqq.  bestimmten  Fristen  abgeben. 

§•240.  Unterlässt  er  dieses,  so  hängt  es  von  dem  Schuldner  ab,  die 
Sache  nach  eigenem  Gutbefinden  zurückzufordern. 

§.  241.  Hat  der  Gläubiger  die  Tit.  5.  §.  91.  sqq.  bestimmten  Fristen 
verstreichen  lassen,  ohne  die  Sache  dem  Schuldner  zurück  zu  geben: 
so  muss  er,  während  der  fortgesetzten  Unterhandlungen  über  den  Preis, 
bei  Verwahrung  der  Sache  nicht  bloss  für  ein  grobes,  sondern  auch  für 
ein  massiges  Versehen  haften. 
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Wirkungen  derselben. 

§•  242.  Hat  der  Gläubiger  die  Sache  für  einen  bestimmten  Preis  ein- 
mal angenommen:  so  ist  in  so  weit  die  Schuld  getilgt;  und  es  treten 
übrigens  zwischen  den  Parteien  eben  die  Rechte  und  Pflichten  ein, 
'  welche  zwischen  Käufern  und  Verkäufern  obwalten. 

§.  243.  Wird  jedoch  die  Sache  innerhalb  Jahresfrist,  nachdem  sie  an 
Zahlungsstatt  gegeben  worden,  ganz  oder  zum  Theil  von  einem  Dritten 
in  Anspruch  genommen:  so  steht  dem  Gläubiger  frei,  gegen  Rückgabe 
der  Sache  sofort  baare  Zahlung  zu  fordern ,  und  die  Ausführung  des 
Prozesses  gegen  den  Dritten  dem  Schuldner  zu  überlassen. . 

§.  244.  In  Ansehung  der  Zwischenzeit  ist  sodann  der  Gläubiger  als 
redlicher  Besitzer  zu  betrachten. 

§.  245.  Erfolgt  der  Anspruch  des  Dritten  erst  nach  Ablauf  des  Jah- 
res :  so  hat  der  Gläubiger  gegen  den  gewesenen  Schuldner,  in  Ansehung 
der  Gewährsleistung,  nur  eben  die  Rechte,  wie  ein  Käufer  gegen  seinen 
Verkäufer. 

§.  246.  Wird  die  Annahme  an  Zahlungsstatt  in  dem  Falle  des  §.  243. 
widerrufen;  so  kann  zwar  der  Gläubiger,  auch  wenn  der  Dritte  seinen 
Anspruch  an  die  Sache  nicht  erstreitet,  auf  die  von  ihm  selbst  aufgeru- 
fene Annahme  an  Zahluugsstatt  nicht  mehr  zurückgehen; 

§.  247.  Er  kann  aber  die  Sache  so  lange,  bis  er  entweder  bezahlt, 
oder  der  Anspruch  des  Dritten  darauf  rechtskräftig  festgesetzt  ist,  als 
ein  Pfand  zurückbehalten. 

§.  248.  Kann  er  aus  der  Sache,  oder  sonst,  von  dem  Schuldner  seine 
Befriedigung  nicht  erhalten,  so  bleibt  ihm  zwar  in  diesem  Falle  des  §. 
243.  sein  Recht  an  den  Bürgen  noch  offen; 

§.  249.  Er  muss  aber,  wenn  er  sich  dieses  Rechts  künftig  bedienen 
will,  den  geschehenen  Aufruf  der  Annahme  an  Zahlungsstatt  zu  eben  der 
Zeit,  wo  er  ihn  gegen  den  Schuldner  erklärt,  auch  dem  Bürgen  bekannt 
machen. 

§.  250.  Ist  die  §.  243.  bestimmte  Frist  einmal  verstrichen:  so  bleibt 
der  Bürge  von  aller  Vertretung  wegen  der  durch  Annahme  anZahlungs- 
statt  getilgten  Schuld  frei;  wenn  gleich  der  Gläubiger  sich  noch  an  den 
gewesenen  Hauptschuldner  nach  Vorschrift  §.  245.  regressiren  kann. 

* 

Fünfter  Abschnitt. 

Von  Anweisungen. 

Begriff. 

§.251.  Wenn  Jemand  einem  Andern  den  Auftrag  macht,  etwas, 
welches  der  Auftragende  von  einem  Dritten  zu  fordern  hat,  bei  demsel- 
ben für  seine  eigene  Rechnung  zu  erheben:  so  wird  dieses  eine  Anwei- 
sung oder  Assignation  genannt. 

§.  252.  So  weit  bei  der  Anweisung  die  Absicht  zum  Grunde  liegt, 
dass  dadurch  eine  Schuld,  mit  welcher  der  Anweisende  dem  Angewie- 
senen verhaftet  ist,  getilgt  werden  soll,  ist  das  Geschäft,  als  ein  Mittel 
zur  Aufhebung  von  Verbindlichkeiten,  lediglich  nach  den  Vorschriften 
des  gegenwärtigen  Abschnitts  zu  beurtheilen. 

Form. 

§.  253.  Bei  Summen,  wo  die  Gesetze  schriftliche  Verträge  erfordern, 
müssen  auch  Anweisungen  schriftlich  ertheilt,  und  von  dem,  welcher 
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daraus  Zahlung  leisten  soll  (dem  Assignaten),  schriftlich  angenommen 
werden.   

§.254.  Ist  über  die  angewiesene  Schuld  ein  Instrument  vorhanden: 
so  ist  der  Anweisende  schuldig,  dasselbe  dem  Angewiesenen,  zur  Vor- 
zeigung bei  dem  Assignaten,  auszuantworten. 

§.  255.  Doch  ist  diese  Ausantwortung  des  Instruments  zur  Gültigkeit 
des  Geschäfts  in  der  Regel  nicht  nothwendig.  (§.  293-) 

Verhältnisse  iwischen  dem  Assignaten,  den  Anweisenden  und  dem  Angewiesenen. 

§.  256.  Der  Assignat  ist  schuldig,  die  auf  ihn  gerichtete  Anweisung 
in  so  weit  anzunehmen,  als  er  dadurch  auch  in  Ansehung  der  Zeit,  des 
Orts,  der  Münzsorten,  und  sonst,  zu  einem  Mehreren,  als  er  dem  An- 
weisenden schuldig  war,  gegen  den  Angewiesenen  nicht  verpflichtet 
wird. 

§•257.  Weigert  er  die  Annahme  ohne  rechtlichen  Grund:  so  bleibt 
er  dein  Anweisenden  zur  Schadloshaltung  verhaftet. 

§.  258.  Doch  ist  der  Assignat  eine  bloss  mündliche  Anweisung,  auch 
unter  Fünfzig  Thalern,  anzunehmen  niemals  verpflichtet. 

§.259.  Hat  der  Assignat  die  Anweisung  angenommen:  so  muss  er 
dem  Angewiesenen  (Assignatario)  Zahlung  leisten;  wenn  er  auch  dem 
Anweisenden  (Assignanten)  zu  nichts  verpflichtet  wäre.  i 

§.  260.  In  diesem  letzten  Falle  sind  die  gemachten  Vorschüsse,  und 
die  deshalb  zwischen  dem  Anweisenden  und  Assignaten  entstehenden 
Rechte  und  Verbindlichkeiten,  nach  den  Gesetzen  von  Vollmachtsauf- 
trägen zu  beurtheilen. 

§.261.  Dass  der  angewiesene  Gläubiger  den  Assignaten,  statt  des 
Anweisenden,  für  seinen  Schuldner  angenommen,  und  letztern  aller 
Verbindlichkeiten  entlassen  habe,  wird  nicht  vermuthet. 

Anweisungen  alt  Ces*ion. 

§.  262.  Hat  aber  der  Gläubiger  den  Assignaten,  statt  des  Anweisen- 
den,  ausdrücklich  zu  seinem  Schuldner  angenommen:  so  vertritt  die  An- 
weisung die  Stelle  einer  Angabe  an  Zahlungsstatt. 

§.  263.  Die  fernem  Verhältnisse  zwischen  dem  Anweisenden  und 
Angewiesenen  werden  nach  eben  den  Grundsätzen,  wie  zwischen  dem 
Cedenten  und  Cessionario,  beurtheilt. 

Anweisungen  mit  Delegation. 

§.  264.  Tritt  bei  einem  solchen  Geschäfte,  wo  der  Angewiesene  den 
Anweisenden  völlig  entlässt,  und  statt  seiner  den  Assignaten  zum  Schuld- 
ner annimmt,  auch  die  Einwilligung  des  Assignaten  hinzu :  so  ist  eine 
Delegation  vorhanden. 

§.  265.  Bei  einer  Delegation  hört  alle  Verbindung  zwischen  dem  An- 
weisenden und  dem  Assignaten  auf,  und  der  Anweisende  wird  von  der 
Verbindlichkeit,  dem  Angewiesenen  für  die  Richtigkeit  der  assignirten 
Post  zu  haften,  frei. 

§.  266.  Auch  kann  alsdann  der  Assignat,  welcher  den  Angewiesenen 
statt  des  Anweisenden  zu  seinem  Gläubiger  einmal  angenommen  hat, 
demselben  Einwendungen  und  Gegenforderungen,  die  er  gegen  den  An- 
weisenden hatte,  nicht  mehr  entgegensetzen.  (Tit.  11.  §.412.) 

§.  267.  Der  ausdrücklichen  Annahme  des  Assignaten  zum  Schuldner, 
statt  des  Anweisenden,  wird  es  gleich  geachtet,  wenn  der  angewiesene 
Gläubiger  seinen  bisherigen  Schuldner  quittirt,  und  das  Instrument  zu- 
rückgiebt. 
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Bekanntmachung  der  geschehenen  Aasignation. 

§.  268.  Der  Anweisende  muss  dem  Assignaten  die  geschehene  Anwei- 
sung bekannt  machen. 

§.  269.  Ist  dieses  nicht  geschehen,  so  wird  der  Assignat  dem  Anwei- 
senden zu  irgend  einem  Schadensersatz,  wegen  verweigerter  Annahme, 
nicht  verantwortlich.  (§.  256. 257.)  , 

§.  270.  Hat  hingegen  der  Assignat  die  Anweisung  ohne  Vorbehalt 
angenommen,  so  kann  er  die  unterbliebene  Bekanntmachung  gegen  den 
Angewiesenen  nicht  mehr  vorschützen. 

§.  271.  Dagegen  kann  aber  auch  der  Anweisende  die  von  dem  Assig- 
naten auf  die  an  sich  richtige  Anweisung  geleistete  Zahlung,  bloss  aus 
dem  Grunde,  weil  derselbe  von  ihm  keine  besondere  Bekanntmachung 
erhalten  habe,  nicht  anfechten. 

§.  272.  War  in  der  Anweisung  selbst  einer  besondern  Bekanntma- 
chung gedacht,  und  der  Assignat  hat  bei  der  Annahme  schriftlich  erklärt, 
dass  er  dieselbe  nur  in  Erwartung  der  versprochenen  Bekanntmachung 
leiste:  so  ist  der  Assignat,  wenn  die  Bekanntmachung  bis  zum  Zahlungs- 
termine nicht  eingehet,  oder  er  den  Inhalt  für  sich  nachtheilig  findet,  an 
die  Annahme  nicht  gebunden. 

§.  273.  Hat  der  Assignat  eine  ausdrücklich  auf  nähere  Bekanntma- 
chung sich  beziehende  Anweisung,  ohne  dieselbe  abzuwarten,  angenom- 
men und  bezahlt:  so  haftet  er  dem  Anweisenden  für  allen  Schaden,  wel- 
cher vermieden  worden  wäre,  wenn  er  die  Bekanntmachung  abgewar- 
tet hätte. 

9. 274.  So  lange  der  Assignat  die  Anweisung  noch  nicht  angenom- 
men hat,  kann  .derselbe  noch  dem  Anweisenden  Zahlung  leisten. 

Widerruf  der  Assignation. 

§.  275.  Wird  die  Anweisung  vor  erfolgter  Annahme  widerrufen:  so 
ist  der  Assignat  zu  dieser  Annahme,  und  zur  Zahlung  an  den  Angewie- 
senen nicht  mehr  befugt. 

§.  276.  War  ihm  jedoch  zur  Zeit  der  Annahme  der  Widerruf  bereits 
zugekommen:  so  ist  er  dem  Angewiesenen  Zahlung  zu  leisten  verbun- 
den, und  muss  gegen  den  Anweisenden  die  Folgen  der,  des  Widerrufs 
ungeachtet,  geschehenen  Annahme  vertreten. 

Pflichten  de»  Assignatarli  wegen  Binuehung  der  angewiesenen  Sache  oder  Summe. 

£  277.  Der  Angewiesene  muss,  wenn  nicht  ein  Anderes^  verabredet 
worden,  die  angewiesene  Post  binnen  Vierzehn  Tagen,  von  Zeit  der 
geschehenen  Anweisung,  einzuziehen  sich  angelegen  sein  lassen. 

§.  278.  Wohnt  der  Assignat  an  einem  andern  Orte,  als  wo  der  An- 
gewiesene sich  aufhält:  so  wird  diese  Frist  von  der  Zeit  an  gerechnet, 
wo  die  Anweisung  dem  Assignaten  an  seinem  Wohnorte  vorgezeigt 
werden  konnte. 

§.  279*  War  die  angewiesene  Schuld  zur  Zeit  der  Anweisung  noch 
nicht  .zahlbar:  so  nimmt  die  Frist  erst  mit  dem  Verfalltage  ihren  Anfang. 

Rechte  und  Pflichten  de«  AeMgnatarii  bei  nicht  erfolgter  Annahme. 

§.  280.  Verweigert  der  Assignat  die  Annahme,  so  muss  der  Angewie- 
sene dem  Anweisenden  sofort  Nachricht  davon  erfheilen,  und  demsel- 
ben die  weitere  Verfügung  überlassen. 

§.  281.  Doch  hat  der  Angewiesene,  wenn  er  die  assignrrte  Post  im 
Namen  des  Anweisenden  «inklagt,  die  Vermuthung  einer  Vollmacht  für 
sich.  (Tit.l3.§.liasqq.) 
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§^  282.  Der  Anweisende  inuss  aber  auch  in  diesem  Falle,  auf  Ver- 
langen seines  angewiesenen  Gläubigers,  die  Befriedigung  desselben  auf 
andere  Art  bewirken,  und  dieser  ist  nicht  schuldig,  den  Ausgang  des 
Prozesses  gegen  den  Assignaten  abzuwarten. 

Inglekhea  hei  nicht  erfolgter  Zahlung 

§.  283.  Ist  d*e  Anweisung  zwar  angenommen,  die  Zählung  äber  bin- 
nen der  bestimmten  Frist  nicht  geleistet  worden;  so  hat  der  Angewie- 
sene die  Wahl;  ob  er  sogleich  auf  den  Anweisenden  zurückgehen,  oder 
sich  an  den  Assignaten  aus  der  geschehenen  Annahme  halten  wolle. 

§.284.  Im  ersten  Falle  linden  die  Vorschriften  §.  280.  281.  282. 
ebenfalls  Anwendung. 

§.285.  Will  aber  auch  der  Angewiesene  gegen  den  Assignaten  aus 
der  Annahme  kla  gen;  so  muss  er  dennoch  dem  Anweisenden  Ton  der 
unterbliebenen  Zahlung,  und  angestellten  Klage,  ohne  Verzug  Nachricht 
geben.  . 

§.  286.  Unterfetest  er  dieses,  so  muss  er  selbst  ein  geringes,  bei  dem 
Betriebe  des  Prozesses  oder  der  Execution  begangenes  Versehen,  gegen 
den  Anweisenden  vertreten. 

§.287.  Hat  aber  der  angewiesene  Gläubiger  seine  gesetzmässigen 
Pflichten  beobachtet:  so  kann  er  zu  allen  Zeiten  die  Fortsetzung  des 
Prozesses  und  der  Execution  gegen  den  Assignaten  dem  Anweisenden 
überlassen,  und  sich  nach  wie  vor  an  diesen,  als  seinen  Schuldner, 
halten. 

§•  288.  Doch  muss  er  in  diesem  Falle  alles  das  beobachten,  was  die 
Gesetze  einem  Bevollmächtigten,  welcher  vor  beendigtem  Geschäfte  die 
Vollmacht  aufgekündigt  hat,  vorschreiben.  (Tit.  13.  §.159.  sqq.) 

§.  289.  Lässt  sich  der  Angewiesene  mit  dem  Assignaten  in  neue  Ver- 
bindungen ein,  und  versäumt  darüber  den  Betrieb  der  Sache  innerhalb 
der  gesetzmässigen  Frist :  so  geschieht  es  auf  seine  Gefahr,  und  er  ver- 
liert den  Regress  an  den  Anweisenden. 

§.  290.  Ein  Gleiches  findet  unter  eben  den  Umständen  Statt,  wenn, 
der  Angewiesene  dem  Assignaten  eigenmächtig  Nachsicht  giebt,  oder 
sich  von  ihm  weiter  anweisen  lässt. 

§.  291.  Uebrigens  tritt,  sobald  die  Anweisung  angenommen  ist,  der 
Angewiesene  in  alle  Rechte  des  Anweisenden  gegen  den  Assignaten. 
(§.266.) 

Ob  die  Annahme  einer  Anweisung  das  Anerkenntnis«  einer  Schuld  enthalte. 

§.  292.  Ist  die  Anweisung  ausdrücklich  als  auf  eine  Schuld,  womit 
der  Assignat  dem  Anweisenden  verhaftet  sei,  gerichtet,  und  von  dem 
Assignaten  ohne  Vorbehalt  angenommen  worden:  so  hat  diese  An- 
nahme, zum  Besten  des  Anweisenden,  die  Wirkung  eines  erneuerten 
Schuldbekenntnisses. 

Von  Anweisungen   aus  circalatiOD «fähigen  Papieren. 

§.  293.  Entspringt  die  Verbindlichkeit  des  Assignaten  gegen  den  An- 
weisenden aus  einem  auf  jeden  Inhaber  lautenden,  und  in  den  Händen 
des  Assignaten  befindlichen  Instrumente:  so  ist  zur  Rechtsbeständigkeit 
der  Assignation  die  Aushändigung  dieses  Instruments  noth wendig. 

§.294.  Der  Assignat  ist  in  solchem  Falle  nur  demjenigen,  welcher 
das  Instrument  in  Händen  hat,  Zahlung  zu  leisten  befugt  und  schuldig. 

Von  mehreren  Anweisungen. 

§.  295.  Sind  auf  ein  und  eben  dasselbe,  in  den  Händen  des  Assigna- 
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ten.  für  Rechnung  de*  Anweisenden  befindliche  Objekt,  mehrere  An- 
weisungen ausgestellt  und  angenommen  worden:  so  hat  in  Ansehung 
dieses  Ob jects  derjenige,  dessen  Anweisung  zuerst  angenommen  ist, 
den  Vorzug.  , . 

§.  296.  Doch  bleiben  den  übrigen  Angewiesenen  ihre  Rechte  gegen 
den  Assignatenvatis  der  Annahme  desselben,  vorbehalten. 

-,  ,    ,  Von  kaufmännischen  Assignationen.  .  ,  .  . 

§.297.  Was  bei  kaufmännischen  Assignationen  gelte,  ist  gehörigen 
Orts  vorgeschriebene (Th.  2.  Tit.  8.  Abschn.  9.) 

■    Von  •Anweisungen,  die  nicht  cur  Betahlung  einer  Schuld  gegeben  worden. 

§.  298.  Wird  die  Anweisung  nicht  zur  Tilgung  einer  Schuld  des  An- 
weisenden an  den  Angewiesenen  gegeben  :  so  finden  zwar  wegen  der 
von  dem  letztern  zu  beobachtenden  Pflichten,  ingleichen  wegen  derVer- 
hälthisse  zwischen  ihm  und  dem  Assignaten,  die  Vorschriften  des  ge- 
genwärtigen Abschnitts  ebenfalls  Anwendung; 

•  §1  299.  In  wie  fern  aber,  wenn  die  Anweisung  angenommen  und  be- 
zahlt worden,  der  Angewiesene  dem  Anweisenden,  oder  letzterer  dem 
erstem,  bei  nicht  erfolgender  Annahme  oder  Zahlung  verhaftet  sei?  muss 
nach  Beschaffenheit  des  unter  ihnen  vorgefallenen  Geschäftes,  aus  wel- 
chem.die  Anweisung  entstanden  ist,  beurtheilt  werden, 
i  •    .  h  is;  i;  ; 

Sechster  Abschnitt. 

Von  der   Comp  e?i  satt  on. 

Begriff. 

§.  300.  Die  Aufhebung  der  Verbindlichkeiten,  welche  durch  gegen- 
seitige Anrechnung  dessen,  was  Einer  dem  Andern  schuldig  ist,  erfolgt, 
wird  Compensation  genannt. 

§.301.  Sobald  die  Forderung,  durch  welche  die  Compensation  ge- 
setzinässig  begründet  wird,  entstanden  ist,  wird  auch  die  Schuld,  so 
weit  die  Compensation  reicht,  für  erloschen  geachtet. 

Wae  fUr  Forderengen  eompensirt  werden  können,  e)  nur  eigene  Forderungen. 

§.  302.  Nur  auf  das,  was  Jemand  für  sich  selbst  zu  fordern  hat,  kann 
das,  was  er  dem  Andern  schuldig  ist,  abgerechnet  werden. 

§.  303.  Gegen  eine  theilbare  Forderung,  welche  Mehreren  gemein- 
schaftlich zustehet,  kann  das,  was  Einer  oder  der  Andere  von  ihnen 
schuldig  ist,  jedoch  nur  auf  dessen  Antheil,  abgerechnet  werden. 

Von  Coreedforderungen. 

§.  304.  Dagegen  findet  die  Abrechnung  einer  Schuld,  für  welche  Meh- 
rere als  CorrealverpÜichtete  haften,  gegen  einen  jeden  derselben  zum 
vollen  Betrage  Statt 

§.  305.  Auch  kann,  unter  mehreren  gemeinschaftlich  verhafteten  Cor- 
realschuldnern,  derjenige  von  ihnen,  welcher  auf  das  Ganze  in  Anspruch 
genommen  wird,  das,  was  er  für  seine  Person  an  den  Gläubiger  zu  for- 
dern hat,  bis  zum  vollen  Betrage  der  gemeinschaftlichen  Schuld  ab- 
rechnen, , 

§.  306.  Mit  dem  aber,  was  ein  Anderer  von  den  Mkschuldnern  an 
den  gemeinschaftlichen  Gläubiger  zu  fordern  hat,  kann  der  in  Anspruch 
Genommene  in  der  Regel  nicht  compensiren. 

%.  307.  Doch  findet  die  Compensation  Statt,  wenn  der  Mitverpflich- 

Digitized  by  Googl 


§  317.  ö*tt  bet  kompenfMon.  $13 

tete  seine  Forderung  an  den  gemeinschaftlichen  Gläubiger'  dett'ln  An± 
sprach  genommenen  Mitschuldner  rechtsgültig  abgetreten' hat.    1  1 

Von  Erb.cb.fHforden.nfB. 

§.  308-  Wer  an  einen  Erben  etwas  zu  fordern  hat,  kann  die  fönfe- 
rung  auf  das,  was  er  der  noch  ungeteilten  ErbseWt  schuldig  ist,  nur 
nach  Verhältniss  des  Erbantheils  seines  Schuldners  in  Abrechnung 
bringen.  • 

§.  309.  Unter  eben  den  Umständen  aber,  unter  welchen  ein  Erb- 
schaftsschuldner das  Ganze  an  Einen  der  Miterben  zu  zahlen  berech- 
tigt ist,  kann  er  auch  seine  Forderung  an  diesen  Erben  zum  vollen 'Bei 
trage  auf  die  Schuld  abrechnen.  (Tit.  17.  Abschn.  2  ) 

§.  310.  Dagegen  kann  der  Erbschaftsschuldner,  wenn  einer  der  Mit- 
erben nach  getheilter  Erbschaft  das  Ganze  von  ihm  zu  fordern  berech- 
tigt ist,  dasjenige,  was  er  an  einen  andern  Mitefben  zu  fordern  hat, 
auch  nicht  zum  Theil  compensiren. 

§.311.  So  weit  ein  Erbschaftsgläubiger  seine  Befriedigung  von  je- 
dem unter  mehreren  Miterben  ganz,  oder  nur  nach  Verhältniss  dessen 
Erbantheils,  verlangen  kann ;  soweit  kann  er  sich  auch  der  Compensä.- 
tion  gegen  einen  Miterben,  welcher  eine  eigene  Förderung  wider  ihn 
einklagt,  bedienen. 

§.  312.  Ist  jedoch  der,  gegen  dessen  eigene  Forderung  eine  Erbschafts- 
schuld abgerechnet  werden  soll,  nur  Beneficialcrbe,  und  die  Beschaf- 
fenheit des  Nachlasses  noch  ungewiss:  so  muss  der  Erbschaftsgläubi- 
ger, welcher  damit  auf  das,  was  er  dein  Erben  schuldig  ist,  compensi- 
ren will,  letzterem  wegen  seiner  Entschädigung  auf  den  Fall,  dass  der 
Nachlass  zur  Tilgung  der  Erbschaftsschuld  ganz  oder  zum  Theil  nicht 
hinreichte,  annehmliche  Sicherheit  bestellen. 

*  *  * 

Von  cedirten  und  angewiesenen  Forderungen. 

§.  313.  Gegen  eine  cedirte  Forderung  kann  der  Schuldner  nur  das, 
was  er  ati  den  ersten  Inhaber  vor  bekannt  geraachter  Cessiort  zu 
fordern  hatte,  ingleichcn  seine  Forderungen  an  den  dermaligen  Inhaber, 
abrechnen. 

§.  314.  So  weit  der  Schuldner,  bei  Cessionen  durch  Anerkenntniss 
des  Cessionarii,  und  bei  Anweisungen  durch  die  Annahme,  seiner  Ein- 
wendungen, die  er  gegen  den  Cedenten  oder  Anweisenden  hatte,  ver- 
lustig wird;  so  weit  kann  er  Forderungen,  welche  ihm  an  diese  zuste- 
hen, gegen  den  Cessionarium  oder  Angewiesenen  nicht  in  Abrechnung 
bringen. 

§.  315.  Dagegen  kann  aber  auch  der  Schuldner,  welcher  einen  Cessio- 
narium für  seinen  Gläubiger  angenommen  hat,  wenn  dieser  die  For- 
derung ohne  seine  Zuziehung  weiter  cedirt,  die  Gegenforderungen,  die 
er  an  ihn  hatte,  auch  gegen  den  ferneren  Cessionarium'  abrechnen. 

§.316.  Ausser  diesem  Falle  findet  die  Compensation  einer  Forde- 
rung, welche  dem  Schuldner  an  einen  der  Zwischeninhaber,  den  er 
aber  zu  seinem  Gläubiger  nicht  angenommen  hat,  zustand,  gegen  den 
letzten  Inhaber  nicht  Statt. 

Von  Compensationen  in  Concur»en. 

§.  317.  In  Concursen  findet  die  Compensation  gegen  den  Gläubiger 
Statt,  wenn  gegenseitige  Forderungen  zwischen  dem  Gemeinschuldncr 
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und  einem  Gläubiger  desselben,  schon  vor  eröffnetem  Concurse,  be- 
standen  haben; 

§.  318.  Ferner,  wenn  Jemand  an  die  Coneursmasse,  oder  an  den  gan- 
zen Inbegriff  der  Gläubiger,  erst  nach  eröffnetem  Concurse  eine  Forde- 
rung erlangt  hat,  und  ihr  etwas  schuldig  geworden  ist ; 

§.  319v  ingleichen,  wenn  Jemand,  der  dem  Gemeinschuldner  schon 
vor  eröffnetem  Concurse  etwas  schuldig  gewesen,  nachher  ein  Gläubi- 
ger der  Coneursmasse  geworden  ist. 

§,320.  Dagegen  ist  die  Compensation  in  Concursen  nicht  zulässig, 
wenn  Jemand  dem  Gemeinschuldner  vor  eröffnetem  Concurse  etwas 
schuldig  war,  und  erst  nachher  eine  Forderung  an  ihn,  es  sei  aus  einem 
neuen  Geschäfte,  oder  durch  Cession  eines  andern  Gläubigers,  erlangte. 

§.321.  Auch  alsdann  nicht,  wenn  Jemand  Gläubiger  des  Gemein- 
schuldners vorerüffnetem  Concurse  gewesen,  und  erst  nachher  der  Masse 
etwas  schuldig  geworden  ist. 

§.  322.  Doch  findet  in  diesem  Falle  (§.321.)  die  Compensation  Statt, 
wenn  der  Gemeinschuldner  die  Befugniss  zur  Compensation  einer  ge- 

fenwärtigen  Forderung,  womit  er  dem  Gläubiger  verhaftet  ist,  auf  eine 
ünftige  Schuld,  womit  dieser  ihm  verhaftet  werden  wird,  dem  künfti- 
gen Schuldner,  schon  vor  eröffnetem  Concurse,  ausdrücklich  einge- 
räumet  haf. 

§.  323.  Wenn  alsp  in  einem  vor  eröffnetem  Concurse  geschlossenen 
Pachtcontracte  festgesetzt  worden,  dass  der  Pächter  die  baar  einge- 
zahlte Caution  auf  die  letzten  Pachttermine  soll  abrechnen  können: 
so  ist  der  Pächter  zu  dieser  Compensation  befugt;  wenn  gleich  die  letz- 
ten Termine  schon  in  die  Zeiten  nach  eröffnetem  Concurse  treffen. 

§.  324.  Doch  kann  der  Pächter  auch  von  diesem  Comp ensat ions- 
rechte, zum  Nachtheile  der  auf  das  gepachtete  Gut  gerichtlich  eingetra- 
genen Gläubiger,  nur  in  so  fern  Gebrauch  machen,  als  er  seine  Caution, 
und  das  derselben  beigelegte  Compensationsrecht,  früher,  als  diese  Gläu- 
biger, hat  eintragen  lassen. 

§.  325.  Die  im  Gute  gemachten  Verschlimmerungen,  und  etwa  sonst 
von  dem  Pächter  zu  vertretenden  Mängel,  kann  derselbe  gegen  die 
Gläubiger  mit  seiner  dem  Gemeinschuldner  baar  eingezahlten  Caution 
niemals  compensiren. 

§.  326«  Dagegen  müssen  die  Gläubiger  die  von  dem  Pächter  im  Gute 
gemachten  Verbesserungen,  so  weit  sie  dieselben  überhaupt  zu  vergü- 
ten schuldig  sind,  auf  die  von  dem  Pächter  rückständig  gebliebenen 
Pachtgelder  sich  allemal  abrechnen  lassen. 

§.  327.  Doch  sind  die  eingetragenen  Gläubiger,  welchen  durch  diese 
Abrechnung  die  Mittel  zur  Bezahlung  ihrer  Zinsen  während  des  Con- 
curses  entgehen,  ihre  Entschädigung  dafür  aus  der  Masse,  deren  Sub- 
stanz durch  die  compensirten  Verbesserungen  einen  Zuwachs  erhalten 
hat,  mit  dem  Capitale  zugleich  zu  suchen  wohl  befugt. 

HJergC  «.  ®.  O.  £6.1.  ZU.  SO.  f.  156-160. 

Voa  Coapensationen  zwischen  dem  Gläubiger  und  Btlrgen. 

§.  328-  Der  Bürge  kann,  ausser  seinen  eigenen  Forderungen  an  den 
Gläubiger,  auch  alles  das  in  Abzug  bringen,  was  der  Hauptschuldner, 
vermöge  der  Gesetze,  auf  die  Schuld  abzurechnen  befugt  sein  würde. 
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§.  329.  Dagegen  kann  der  Hauptschuldner  mit  dem,  was  der  Gläubi- 
ger dem  Bürgen  schuldig  ist,  nicht  compensiren. 

Von  Compensation  der  Forderungen  eine«  Dritten,  bei  Bevollmächtigten, 

§.  330.  Werden  Rechte  im  Namen  eines  Dritten  ausgeübt,  so  kön- 
nen nur  Forderungen,  welche  diesem  Dritten  entgegen  stehen,  in  Ab- 
rechnung gebracht  werden. 

§.331.  Gegen  den  Bevollmächtigten,  welcher  Forderungen  seines 
Machtgebers  einziehet,  findet  die  Abrechnung  seiner  eigenen  Schuld 
nicht  Statt 

bei  Vormündern, 

§.  332.  Vormündern  kann  auf  die  Forderungen  ihrer  Pflegcbefohl- 
nen  das,  was  sie  selbst  schuldig  sind,  nicht  abgerechnet  werden. 

§.  333.  Auch  findet  für  oder  wider  einen  Vormund,  der  eigene  For- 
derungen einklagt,  oder  wegen  eigener  Schulden  belangt  wird,  die  Com- 
pensation  der  Schulden  oder  Forderungen  des  Pflegebefohlnen  nicht 
Statt. 

§.  334.  Dagegen  kann,  wenn  die  Verwaltung  der  Vormundschaft  un- 
ter Mehrere  getheilt  ist,  das  mit  einem  Vormunde  in  Angelegenheiten 
der  Pflegebefohlnen  rechtsgültig  verhandelte  Geschäft,  auch  für  oder 
wider  die  übrigen  Vormünder,  die  Compensation  in  Ansehung  der 
Pflegebefohlnen  begründen. 

§.  335.  Ein  Gleiches  findet  auch  bei  der  unter  mehreren  Personen 
gelheilten  Verwaltung  des  Vermögens  anderer  Privatpersonen  oder 
Gesellschaften  Statt.  (§.  368.) 

bei  Eheleuten. 

§.  336.  Der  Ehemann,  welcher  seine  eigenen,  oder  Forderungen  der 
Ehefrau  einklagt,  muss  sich  die  Schulden  der  letztem  in  so  fern  anrech- 
nen lassen,  als  er  dieselben  anzuerkennen  nach  den  Gesetzen  verpflich- 
tet ist. 

§.  337.  Auch  ist  er  gegen  die  Schulden  der  Ehefrau  seine  eigenen 
Forderungen  zu  compensiren  berechtigt.  . 

§.  338.  Eben  so  kann  der  Ehemann  solche  Forderungen  der  Frau, 
welche  bloss  die  während  der  Ehe  fälligen  Nutzungen,  und  Einkünfte 
ihres  eingebrachten  Vermögens  betreffen,  auf  seine  eigenen  Schulden 
allemal  compensiren. 

§.  339.  Dagegen  kann  er  andere  Forderungen  der  Ehefrau  auf  seine 
eigenen  Schulden  nur  in  so  fern  abrechnen,  als  er  die  Einwilligung  der 
Frau  dazu  in  gesetzmässiger  Form  herbeischafft. 

§.  340.  Leben  Eheleute  in  der  Gütergemeinschaft:  so  können  auf  ihre 
Forderungen  nur  solche  Schulden,  für  welche  das  gemeinschaftliche  Ver- 
mögen haftet,  abgerechnet  werden. 

§.  341.  Schulden  und  Forderungen  der  Ehefrau,  welche  blos  ihr  vor- 
behaltenes Vermögen  betreffen,  können  weder  für  den  Mann,  noch,  ge- 
gen seinen  Willen,  wider  ihn  in  Abrechnung  kommen. 

§•  342.  Schulden,  welche  gegen  einander  abgerechnet  werden  sollen, 
müssen  so  beschaffen  sein,  dass  der,  welchem  die  Compensation  entge- 
gengesetzt wird,  an  dem,  was  er  mit  Recht  zu  fordern  hat,  nichts  verliere. 

b)  nur  fällige  und  gleichartige  Forderungen. 

§.  343.  Nur  fällige  und  gleichartige  Verbindlichkeiten  können  gegen 
einander  aufgehoben  werden. 
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§.  344  Zwischen  eigentlichen  Zahlungen  und  andern  Leistungen  fin- 
det also  keine  Compensation  Statt. 

§.  345.  Auch  Leistungen  bestimmter  Sachen  /oder  Handlungen  kön- 
nen gegen  einander  nicht  compensirt  werden. 

§.346.  Sind  aber  Gegenstand,  Zeit  und  Ort  übereinstimmend;  so 
kommt  es  auf  den  Ursprung  der  wechselseitigen  Forderungen  nicht  an. 

§.  347.  Was  Jemand  nur  unter  einer  aufschiebenden,  noch  nicht  ein- 
getretenen Bedingung  zu  fordern  hat,  kann  er  auf  das,  was  ohne  Bedin- 
gung von  ihm  bezahlt  werden  soll,  nicht  abrechnen. 

§•  348*-  Dagegen  kann  das,  was  Jemand  unter  einer  auflösenden  Be- 
dingung zu  fordern  hat,  auf  das,  was  er  ohne  Bedingung  schuldig  ist, 
compensirt  werden;  in  so  fern  er,  der  obwaltenden  Bedingung  ungeach- 
tet, das  Recht  hat,  die  Auszahlung  seiner  Forderung  zu  verlangen. 

§.  349.  Auch  das,  was  Jemand  zu  einem  gewissen  Zwecke  zu  fordern 
hat,  kann  er,  sobald  die  Zahlung  fällig  ist,  gegen  seine  fälligen  Schulden 
abrechnen. 

§.  350.  Was  an  einem  andern  Orte  zu  zahlen  ist,  kann  nur  gegen 
"Vergütung  des  Interesse  compensirt  werden. 

§.351.  Dies  Interesse  muss,  wenn  die  Parteien  sich  darüber  nicht 
einigen  können,  der  Richter  bestimmen. 

§.  352.  Zwischen  Forderungen,  die  zu  verschiedenen  Zeiten  zahlbar 
sind,  findet  gegen  den  Willen  des  einen  oder  des  andern  Theils  keine 
Compensation  Statt. 

§.  353.  Wenn  jedoch  in  Concursen  Jemand  an  den  Gemeinschuldner 
eine  sofort  fällige  Forderung  hat,  und  dagegen  aus  einem  mit  demselben 
geschlossenen  Geschäfte  der  Masse,  jedoch  nur  dergestalt  verhaftet  ist, 
dass  seine  Schuld  erst  nach  einem  gewissen  Zeitvcrlaufe  fällig  wird,  so 
steht  es  ihm  frei,  sich  des  Compensationsrechts  sofort  zu  bedienen. 

§.  354.  Ist  aber  Jemand  dem  Gemeinschuldner  zu  einer  bereits  fälli- 
gen Zahlung  verhaftet ,  und  hat  dagegen  eine  Forderung  an  die  Masse, 
deren  Verfalltag  noch  nicht  eingetreten  ist;  so  findet  zwar  gleicherge- 
stalt  die  Compensation  Statt; 

§.  355.  Doch  muss  ein  solcher  Schuldner  der  Masse  derselben  wegen 
der  Zinsen  für  die  Zwischenzeit,  bis  seine  Forderung  fällig  wird,  gerecht 
werden. 

§.  356.  Wer  seinem  Schuldner  freiwillig,  oder  auf  richterlichen  Be- 
fehl Zahlungsfristen  gestattet  hat,  kann  das,  was  er  demselben  in  der 
Zwischenzeit  schuldig  wird,  auf  die  nächstkünftigen  Zahlungstermine 
abrechnen. 

§.  357.  Hat  aber  der  Gläubiger,  nach  gestatteter  Zahlungsfrist,  Schul- 
den, womit  ein  Dritter  seinem  Schuldner  verhaftet  war,  freiwillig  über- 
nommen: so  kann  er  letzterem,  wenn  derselbe  die  übernommene  Schuld 
gegen  ihn  einklagt,  die  Compensation  aus  seiner  eigenen  gestundeten 
Forderung  nicht  entgegen  setzen. 

§.358.  Nur  dann,  wenn  dem  Gläubiger  eine  Erbschaft  angefallen 
ist,  an  welche  sein  alter  Schuldner  eine  Forderung  hat,  kann  er  sich 
gegen  denselben,  wenn  er  diese  Erbschaftsforderung  von  ihm  als  Erben 
beitreiben  will,  mit  der  Compensation  seiner  eigenen  obgleich  gestun- 
deten Forderung  schützen. 

c)  Nur  liquide  Forderungen. 

§.  359.  Ist  die  Forderung  des  Einen  eingeräumt,  oder  sonst  so- 
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gleich  klar,  die  andere  aber  wird  von  dem  Gegentheile  noch  bestritten: 
so  findet  die  Compensation  nur  in  so  fern  Statt,  als  die  bestrittene  Ge- 
genforderung nach  Vorschrift  der  Prozessordnung  sofort  liquide  ge* 
macht  werden  kann. 

§.  360*  So  weit  dieses  nicht  zu  bewirken  ist,  muss  der  Schuldner  der 
liquiden  Forderung  Zahlung  leisten ,  und  kann ,  wegen  behaupteter  Un- 
sicherheit seiner  Gegenforderung  bei  dem  Andern,  nur  unter  den  im 
dritten  Abschnitt  bestimmten  Umständen  zur  Depositum  gelassen  werden. 

§.  361.  Wird  aber  die  bestrittene  Gegenforderung  in  der  Folge  liquid 
gemacht:  so  findet  dennoch  wegen  des  Zeitpunktes,  wo  die  Compensa- 
tion geschehen,  und  also  die  Forderung  des  Andern  erloschen  ist,  die 
Vorschrift  des  §.  301.  Anwendung. 

§.362.  Ist  die  Forderung  liquid;  die  Gegenforderung  aber  zwar  in 
Ansehung  ihres  Grundes  eingeräumt,  oder  sonst  klar;  jedoch  in  Anse- 
hung ihres  Betrages  noch  streitig:  so  findet  die  Compensation  ebenfalls 
nur  so  weit  Statt,  als  dieser  Betrag  selbst  sogleich  klar  gemacht  werden 
kann. 

Forderungen  and  Fälle,  wo  die  Compensation  nicht  Statt  findet. 

§.  363.  Der,  welchem  etwas  in  Verwahrung  gegeben ;  oder  eine  nicht 
verbrauchbare  Sache  geliehen  worden,  kann  sich  gegen  die  schuldige 
Rückgabe  mit  der  Compensation  nicht  schützen. 

§.364.  Auch  alsdann  findet  keine  Compensation  Statt:  wenn  der 
Verwahrer,  bei  der  nicht  mehr  möglichen  Rückgabe  der  niedergelegten 
Sache  selbst,  den  Werth  derselben  zu  erstatten  verpflichtet  ist. 

§.  365.  Dagegen  kann  auf  den  zu  erstattenden  Werth  der  geliehenen 
Sache  mit  andern  Forderungen  compensirt  werden. 

§.366.  Gegen  schuldige  Alimentgelder  findet  keine  Compensation, 
wohl  aber  der  Einwand  Statt,  dass  die  Gegenforderung  zum  Unterhalte 
der  zu  verpflegenden  Personen  verwendet  worden. 

§.  367.  Aber  auch  dieser  Einwand  kann  nur  rückständigen  Verpfle- 
gungsgeldern, und  nicht  solchen,  die  für  den  letzten  Tennin  fällig,  oder 
für  die  Zukunft  bestimmt  sind,  entgegen  gesetzt  werden. 

§.  368.  Forderungen  an  eine  Landesherrliche  Kasse  können  auf  Zah- 
lungen, die  an  eine  andere  zu  leisten  sind,  niemals  abgerechnet  werden. 

1)  Rescript  o.  9.  gjjai  1809,  tett.  bic  eompenfation  ber  Sorberunam  an  bie  SBanf 
unb  6edjaubluna  mit  «gdjulben  an  bie  (generali  <Staat$fafTe. 

9Ud)  bem  $ubttfrtnbum  vom  16.  Dejember  1808/  feie  »erdnberte  «OerfnflTung 
ber  oberfhn  (gtaattbeborottr  in  23ejiet)ung  auf  bie  innere  gantet  unb  ginfliijoer» 
roaltting  betreffenb/  §.  2i.  unb  24/  ftnb  jroar  bie  Mafien  ber  beiben  <3elbtnfittute 
b(0  Staats"/  ber  (gSeebanblung  unb  ber  &nnque/  bem  5tnan}minifierio  unb  na« 
mentUd»  ber  (2eftion  betf  ©eneralfafien*,  söanf*/  ©efbflnblung*-  unb  ßotterieroe« 
Uns  untergeorbnet  roorben/  eine  «Bereinigung  ber  ßaffen  ber  söanf  unb  ©eebanb* 
iuna.  mit  ber  £<tuptft<wtöfa|Te  bergeflalt,  ba§  bie  ße&te  bie  ©Bulben  ber  (Srfterit 
übernommen  babe,  ift  «ber  nient  erfolgt/  au#  eine  foldjc  Bereinigung  in  bem 
$abtifanbum  nirqenbö  enthalten. 

Diefeö  wirb  (Such  jur  9tact)rict)t  unb  2Id)fung  in  ben  ftäütn,  wenn  ©tagt** 
ftfulbner  mit  Sorberungen  «n  bie  SBanque  ober  ©eebanblung  .fompenftren/  ober 
mit  «papieren  berfeiben  3<W«ng  teilen  noüm,  &ierbustf)  eröffnet. 

attatbt*  ©.8.  es.  3t.  lr  9ibfd)nitt. 

2)  CO.  p.  12.&e<ftr.  1812,  ipoburd)  @<bu(bnern  $önl$ti<btv  Saffen  bie  3urürfja6(tina 
ber  ((fculbiaen  Kapitalien  in  ©taatfpapieren  gemattet  wirb,    (f.  i«  !•  11-  7780 

§.  369.  Auch  wenn  Forderung  und  Gegenforderung  aus  einerlei  Ge- 
schäfte oder  Grunde  herrühren,  findet  dennoch  die  Compensation  nur 
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in  so  fern  Statt,  als  nach  der  Kasseneinrichtung  die  Gegenforderung 
aus  demselben  Kassenfond  zahlbar  ist,  an  welchen  die  Schuld  abgetra- 
gen werden  muss. 

§.  370.  Ein  Käufer,  welcher  das  Kaufgeld  zur  Bezahlung  gewisser 
Schulden  des  Verkäufers  anzuwenden  versprochen  hat,  kann,  zum 
Nachtheile  dieser  Gläubiger,  mit  andern  Forderungen  an  den  Verkäu- 
fer nicht  compensiren. 

Cowpeniation  bei  Handlangen. 

§.  371.  Nur  zwischen  Handlungen,  die  einen  bestimmten  Geldwerth 
haben,  und  wobei  es  gleichgültig  ist,  von  wem  sie  geleistet  werden,  kann 
eine  Compensation  Statt  finden. 

Entiagung  der  Compensatio!». 

§.  372.  Dem  Einwände  der  Compensation  kann  der  Schuldner  für 
sich  selbst  gültig  entsagen. 

§.  373.  Ein  blosses  auch  eidliches  Versprechen,  baare  Zahlung  zu 
leisten,  ist  für  eine  solche  Entsagung  noch  nicht  zu  achten. 

§.  374.  Zum  Nachtheile  des  Bürgen  ist  eine  nach  übernommener 
Bürgschaft  geschehene  Entsagung  des  Hauptschuldners  ohne  Wirkung. 

Compensation  bei  mehreren  vorhandenen  Forderungen. 

§.  375.  Ist  der  Schuldner  seinem  Gläubiger  mit  mehreren  Forderun- 
gen verhaftet:  so  finden  bei  der  Compensation  eben  die  Grundsätze, 
wie  bei  der  Zahlung,  in  so  weit  Statt,  als  überhaupt  die  Compensation 
der  Gegenforderung  gegen  mehr  als  eine  der  Forderungen  zulässig  ist. 

Rechtliche  Vermuthung  aus  der  unterlassenen  Compensation. 

§.  376*  Baraus  allein,  dass  Jemand,  ohne  seine  Gegenforderung  in 
Abzug  zu  bringen,  Zahlung  geleistet  hat,  folgt,  ohne  Zutretung  anderer 
Umstände,  noch  nicht,  dass  die  Gegenforderung  unrichtig,  bezahlt,  oder 
sonst  erloschen  sei. 

Verjährung. 

§.  377.  Dass  zur  Zeit  der  eingeklagten  Forderung  die  Gegenforde- 
rung schon  verjährt  ist,  hindert  die  Compensation  nicht,  wenn  nur  zu 
der  Zeit,  da  die  erstere  zahlbar  war,  die  Verjährung  der  letztern  noch 
nicht  vollendet  gewesen  ist. 

Siebenter  Abschnitt. 

Von  Entsagung  der  Rechte. 

Begriff. 

§.  378.  Die  Erklärung,  von  einem  Rechte  keinen  Gebrauch  machen 
zu  wollen,  wird  Entsagung  genannt. 

§.  379.  Die  Entsagung  eines  bereits  erworbenen  Rechts  heisst  Erlass, 
die  eines  noch  zu  erwerbenden  aber  Verzichtleistung. 

Grundsätze. 

■ 

§.  380.  Was  von  Verträgen  Überhaupt  gilt,  findet  auch  auf  Entsagun- 
gen der  Regel  nach  Anwendung. 

§.  381.  Erlass  und  Verzichtleistungen  erfordern  allemal  eine  aus- 
drückliche Willenserklärung. 

Von  Entsagung  der  Einwendungen. 

§.  382.  Die  Entsagung  der  Einwendungen  aber  gegen  eine  an  sich 
gültige  Forderung  kann  auch  stillschweigend  geschehen. 

§.  383.  Wer  in  einem  Prozesse  von  seinen  Einwendungen  gegen  eine 
wider  ihn  ausgeklagte  Forderung  innerhalb  der  durch  die  Gesetze  be- 
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stimmten  Fristen  keinen. Gebrauch  macht,  wird  derselben  auch  ohne 
weitere  Entsagung  verlustig. 

§.  384.  Welche  Arten  der  Einwendungen  auch  nach  erfolgter  rechts- 
kräftiger Entscheidung  noch  gebraucht  werden  können,  bestimmt  die 
Prozessordnung. 

§.  385.  Wie  weit  Jemand,  der  seine  Verbindlichkeit  erfüllt  hat,  ohne 
von  den  dagegen  ihm  zustehenden  Einwendungen  Gebrauch  zu  machen, 
das  Geleistete  auf  den  Grund  dieser  Einwendungen  zurückfordern 
könne?  ist  nach  den  in  dem  Abschnitte  von  Zahlungen  vorgeschriebenen 
Grundsätzen  zu  beurtheilen. 

§•  386«  Uebrigens  hat  es  wegen  derjenigen  Entsagung  der  Einwen- 
dungen, welche  in  einem  Vertrage  geschieht,  bei  den  Vorschriften  des 
Fünften  Titels  §.  193.  6qq.  sein  Bewenden. 

Von  Entsagungen  Überhaupt. 

§.  387.  So  weit  ein  Vertrag,  der  bloss  mündlich  erfolgten  Abschlies- 
sung  ungeachtet,  gültig  ist,  so  weit  ist  es  auch  eine  bloss  mündliche  Ent- 
sagung. 

§.388.  Was  von  der  Annahme  einer  Schenkung  verordnet  ist,  gilt 
auch  von  der  Annahme  eines  Erlasses,  oder  einer  Verzichtsleistung. 
(Tit.  11.  §.  1058.  sqq.) 

§.389.  Die  Annahme  des  bei  der  Entsagung  zurückgegebenen  In- 
struments dienet  statt  einer  ausdrücklich  erklärten  Acceptation. 

§.  390.  Aus  der  blossen  von  dem  Berechtigten  geschehenen  Rückgabe 
des  Instruments,  Über  eine  nicht  durch  eigentliche  Zahlung  zu  erfüllende 
Verbindlichkeit,  folgt  allein  noch  kein  Erlass  derselben. 

§.  391.  Wenn  jedoch  der  Verpflichtete  einen  andern  Grund,  wodurch 
die  Verbindlichkeit  gehoben  worden,  anführt:  so  dient  der  Umstand, 
dass  ihm  das  Instrument  von  dem  Berechtigten  zurückgegeben  worden, 
zur  Unterstützung  seiner  Angabe;  und  es  kann  dadurch  nach  richterli- 
chem Ermessen,  und  nach  Bewandniss  der  übrigen  zutretenden  Um- 
stände, ein  Erfüllungs  -  oder  Reiniguugseid  begründet  werden. 

§.  392.  Gerichtliche  Entsagungen  bedürfen  keiner  Annahme. 

Von  Entsagungen,  welche  unentgeltlich  oder 

§.  393.  Eine  unentgeldlich  geschehene  Entsagung  eines  bereits  erwor- 
benen, ingleichen  eines  zwar  noch  künftigen,  aber  doch  so  beschaffenen 
Rechts,  dass  der  Anfall  desselben  dem  Entsagenden  gewiss  war,  ist  einer 
Schenkung  gleich  zu  achten. 

gegen  Entgelt  geschehen. 

§.394.  Ist  die  Entsagung  gegen  Entgelt  geschehen:  so  finden,  wenn 
von  einem  noch  zweifelhaften  Rechte  die  Rede  war,  die  Vorschriften 
des  folgenden  Abschnitts  von  Vergleichen,  sonst  aber  die  Grundsätze 
des  Titels  von  Verträgen,  wodurch  Gelder  oder  Sachen  für  übernom- 
mene Handlungen  oder  Unterlassungen  gegen  einander  versprochen  wer- 
den, Anwendung.  (Tit.  11.  Abschn.  8.) 

§.  395.  War  über  das  streitige  Recht  bereits  ein  Prozcss  anhängig, 
so  ist  die  auch  unentgeltlich  geschehene  Entsagung  desselben  nach  den 
Regeln  von  Vergleichen  zu  benrtheilen. 

Personen ,  welche  entsagen  können. 

§.  396.  In  der  Regel  kann  Jeder,  welcher  Verträge  schliessen  kann, 
auch  seinem  Rechte  entsagen. 
§.  397.  Die  Entsagungen  eines  Verschuldeten  sind,  in  so  fern  sie  nach 
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eröffnetem  Concurse^  geschehen ,  zum  Nachtheile  der  Glaubiger  ohne 
Wirkung. 

§.  398.  In  wie  fern  frühere  Entsagungen  von  den  Gläubigern  ange- 
fochten wenden  können,  bestimmt  die  Coucursordnung. 

Rechte  und  Einwendungen,  welchen  nicht  entsagt  werden  kann. 

§.  399.  Rechten,  die  aus  unerlaubten  Handlungen  bereits  entstanden 
•  sind,  kann  derjenige,  welchem  sie  zukommen,  gültig  entsagen. 

§.  400.  Dagegen  ist  eine  Verzichtsleistung  auf  Rechte,  die  aus  künfti- 
gen unerlaubten  Handlungen  entstehen  möchten,  unwirksam. 

§.  401.  Die  Entsagung  solcher  Einwendungen,  welche  aus  dem  Man- 
gel der  nach  Vorschrift  der  Gesetze  zur  Gültigkeit  eines  Geschäftes 
nothwendigen  Erfordernisse  entspringen,  hat  an  sich  keine  Kraft. 

§.  402.  In  wie  fern  bei  Entsagungen  der  Frauenspersonen  überhaupt, 
und  der  Ehefrauen  insonderheit,  eine  gewisse  gesetzliche  Form  nothwen- 
dig  sei,  ist  gehörigen  Orts  bestimmt.  (Tit.  14.  §.  220.  sqq.) 

Autlegun  geregeln. 

§.  403.  Auch  bei  Entsagungen  finden  die  bei  Willenserklärungen  und 
Verträgen  angenommenen  allgemeinen  Auslegungsregeln  Statt. 

§.  404.  Die  allgemeine  Entsagung  des  aus  einem  Geschäfte  entsprin- 
genden Rechts,  enthält  auch  die  Entsagung  aller  darunter  begriffenen 
einzelnen  Befugnisse ;  nicht  aber  der  gegen  das  Geschäft  selbst  aus  dein 
Gesetze  zustehenden  Einwendungen. 

i 

•  i  ■    *  * ,         •  * 

■  *  * 

Aehter  Abschnitt. 

V  o  n    Vergleiche  n. 

Begriff. 

§.405.  Vergleiche  sind  Verträge,  durch  welche  die  Parteien  die  bis- 
her unter  ihnen  streitig  oder  zweifelhaft  gewesenen  Rechte  dergestalt 
bestimmen,  dass  wechselseitig  etwas  gegeben  oder  nachgelassen  wird. 

Wer  Vergleiche  echliesaen  Irftane. 

§.  406.  So  weit  Jemand  lästige  Verträge  zu  schliessen  fähig  ist,  so 
weit  kann  er  auch  auf  Vergleiche  sich  einlassen. 

Form. 

§.  407.  So  weit  Vergleiche  das  Eigenthum  einer  unbeweglichen  Sache, 
oder  einer  Grundgerechtigkeit  betreffen,  finden  wegen  der  dabei  zu  be- 
obachtenden Form  die  Vorschriften  des  Zehnten  Titels  §.  15. 16. 17. 
Anwendung. 

Nur  Uber  streitige  and  zweifelhafte  Rechte  finden  Vergleiche  Statt. 

§.  408.  So  lange  gegen  ein  Recht  noch  Einwendungen  Statt  finden 
können,  so  lange  können  darüber  Vergleiche  geschlossen  werden. 

§.  409.  Auch  die  Art  der  Erfüllung  eines  rechtskräftigen  Urtels  kön- 
nen die  Parteien  durch  Vergleich  näher  bestimmen. 

§.  410.  Ausserdem  sind  Entsagungen  eines  unstreitigen  Rechts,  wenn 
sie  auch  in  der  Gestalt  eines  Vergleichs  geschehen,  nur  nach  den  Grund- 
sätzen des  vorhergehenden  Abschnitts  zu  beurtheilen. 

§.411.  Eben  so  müssen,  wenn  die  Mängel  eines  Geschäfts,  welche 
verursachen,  dass  daraus  gar  kein  Recht  entstanden  ist,  durch  nachhe- 
rige Willenserklärungen  gehoben  werden  sollen,  dergleichen  Erklärun- 
gen, wenn  sie  auch  Vergleiche  genannt  worden,  dennoch  nur  nach  den 
Grundsätzen  von  Anerkenntnissen  beurtheilt  werden«  (Tit.  5.  §.185-192.) 
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§.  412.  Uebcr  rückständige  VerpÜegungsgclder  sind  Vergleiche,  wie 
über  andere  Schulden,  zulässig. 

§.413.  «Ueber  künftige  Verpflegungsgelder  kann  ein  Vergleich,  nur 
unter  Bestätigung  der  ordinalen  Gerichte  des  zu  Verpflegenden,  ger 
schlössen  werden. 

Anh.  §.  51.  Ist  der  zu  Verpflegende  minderjährige  so  erfolgt 
die  Bestätigung  des  V trgleichs  bei  der  vormundschajtlichcn 
Behörde  des  zu  Verpflegenden, 

1)  Bcflcrlpt  ».  6.£>«cbc  1796,  tetr.  eiirtae  ©eBenfläiibe  M  9?ormiiitb<W><tftfre<6t*. 
(»d  2.  M  9J«9«ei*«  über  Me  <8rrpf!«6iiflg  ber  Suranbeti  gültig  bei  ben  $ormunbf*jafttbtpör' 
bat  aufgenommen  »etben  fönncn.)    f.  IM  IL  8.  f.  187. 

2)  Rencript  *.*8.3mi  183»,  tag  Me  SJ*rf*rfft  bei  I.S1.  be*  ««6.  nur  »annfcn» 
wenbuna  finbet,  wenn  ber  ia  $ervfteaeabe  unter  oberttormunbf<6aftffa>er  «uflidit  fteöt. 

ßanb«  unb  (grnbtqrridjt  tu  Ottmachau  bat  in  bem  Berichte  vom  8. 
b.  SD?,  um  ndftere  SBcfltmmungcn  über  bie  9nn>cnbung  be*  §.  51.  bts"  Stnbrtnatf 
jum  *.  fi.  91.  arteten. 

3n  Meter  Söejtebung  er&ffnet  ber  3uflijminiftcr  bem  Äfcnfgt.  <Dupintn*£one= 
gium,  bafl/  ba  bie  töorforge  beö  mütterlichen  (Uroßonter*  eines  unehelichen  Ätn« 
beß  für  boiTelbc/  welche  nach  §.95.  bes  9tn&<maeS  jum  St.  2. 9t.  eintritt/  berflon- 
trofle  beö  »ormunbfctw'tlidKn  Ojrridit*  nid)i  unterrcorfrn  itf: 

(9lefcr.  vom  10.  9tovbr.  1824.  — 3ftrb.  SS.  24.  (25.259.) 
e«  aud>  ber  Genehmigung  unb  SBeßdtigung  ber  vormunbfd)iiftlid)eit  SPebBrbe  tut 
©filttafilt  eine*  Vertrages  Aber  bie  Ültmentation  eine«  foldjen  unebeltdjen  Sin» 
Uif  ben  ber  mütterliche  (üroGoater  rtbid)litfct,  nicht  brbarf. 

Ct  benimmt  jwar  S.  5t.  befl  Slnbange«  jum  5t.  2. 9t.  ju  §.4i3.  Xit.  16. 
beS  91.  2.  9t.: 

//3<i  ber  tu  ©erpffegenbe  minberjibrig/  fo  erfolgt  bie  Seffitlgung  betf  93er« 
//gleich*  bei  ber  »ormunbfebaftlichen  Jbebbrbe  betf  ju  ©erpflegenben;" 
inbefj  itf  tiefe  ffiorfrtrtft  nur  auf  bie  gdfle  ju  blieben/  wo  ber  tu  »erpfleaenbe 
Minorenne  unter  obervormunbfcbaftlidier  Stufftcbt  tebf.  Durch  jene  ©rflimtnung 
bat  uiebt  bie  Kompetent  ber .vormunbfcbaftlicben  ©erichte  erweitert/  fonbern  nur 
ber  3weifel  befeitigt  »erben  foDen,  ber  barüber  gewefen/  ob  ein  beim  vormuni)* 
fdiaftlirtencfleridne  ober  bie  «limentation  befÄuranben  flbgefdjioffenerSBerflletd) 
von  ©altigteit  fei. 

3enc  »eßimmung  be«  $.51.  bef  Hnbnngetf  ift  auf  bcmStefcr.  »om  6.Decem« 
her  1796/ 

(Stengel'«  ©eitrige/  SB.  3.  ©.  193.) 

entnommen/  wobureb  auf  bie  91nfrage  bei  Dlrtftoriura*  bes*  SJormunbfcbafttfge« 
richte'  tu  Berlin  vom  5.  ütpril  1796  enticbieben  ij}/  ba§  ein  SBeraleicb  aber  9ili* 
mente  eine*  tfuranbert,  ber  bei  Gelegenheit  ber  Hbftbliefung  eine*  (errbrrjfffe*/ 
ober  fonA  von  bem  oormunbfcbaftlicben  (Sericbte  abgefdjlofFen  wirb/  von  Cflültig« 
feit  fein  foO.  Die  ^rtltmmung  be<  |. 51.  be<  ifnbangtf  (ann  nur  ba  nurlttitotn« 
bung  foramen,  too,  nie  bei  ben  Obergerichten  ober  ein)elnen  großen  Untergerid)» 
itn,  beionbere  vormunbfcbaftlicbe  iöeborben  beßeben/  unb  bie  grage  entfiebtn 
tonnte: 

ob  fte  al*  bie/  im  J.4i3.  beö  «.8.9t.  beteiebneten/  perftn(id)en  ©erid>te  ju 
betrachten  feien. 

SDtlt  9tücf|Td»t  auf  biefe  Srcffnungen  iü  bat  £anb»  unb  ©tafctgtriät  |U  Ottma- 
cbau weiter  |u  befdjelben.  »■  Ä.  %  ».  44.  e.  66. 

§.  414.  Doch  kann  nur  der,  welcher  die  Verpflegung  erhalten  soll, 
den  Mangel  der  gerichtlichen  Bestätigung  gegen  einen  ihm  nachthciligen 
Vergleich  vorschützen. 

Uber  unerlaubt«  Handlunjea. 

§.415.  Auch  über  das  Privatinteresse  aus  schon  begangenen -uner- 
laubten Handlungen  kann  ein  Vergleich  geschlossen  werden. 
§.416.  Dagegen  hat  ein  Vergleich  zur  Verheimlichung  eines  Verbre- 
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chens,  welches  der  Richter  von  Amtswegen  rügen  muss,  keine  rechtliche 
Wirkung. 

Wie  weit  Irrthum  den  Vergleich  entkräfte. 

§.  417.  Irrthümer  in  der  Person,  oder  in  dem  Gegenstande  des  Ver- 
gleichs, entkräften  denselben,  so  wie  jede  andere  Willenserklärung. 
(Tit.  4.  §.  75.  sqq.) 

§.  418«  Dagegen  kann  ein  Vergleich  unter  dem  Vorwande  eines  vor- 
gefallenen Irrt  bums  über  die  Beschaffenheit  des  streitigen  Rechts  selbst, 
in  der  Regel  nicht  angefochten  werden. 

Betrag. 

§.  419.  Hat  jedoch  der  eine  Theil  ein  angebliches  Recht  bezüglicher 
Weise  vorgespiegelt:  so  kann  der  andere  nach  entdecktem  Betrüge  von 
dem  Vergleiche  zurücktreten. 

Nea  aufgefundene  Urkuuden.  i 

§.  420-  Ein  Gleiches  gilt,  wenu  aus  neu  aufgefundenen  Urkunden  der 
gänzliche  Mangel  alles  Rechts  auf  Seiten  des  Gegeniheils  klar  nachge-  { 
wiesen  werden  kann. 

§.  421.  In  diesem  Falle  findet  alles  Anwendung,  was  die  Prozessord- 
nung wegen  Anfechtung  eines  rechtskräftigen  Erkenntnisses  aus  neu 
aufgefundenen  Urkunden  vorschreibt. 

Vergleiche  Uber  Rechte,  die  einem  Dritten  gehören. 

§.  422.  Vergleiche  über  Rechte,  von  welchen  sich  in  der  Folge  findet, 
dass  dieselben  weder  einem,  noch  dem  andern  Theile,  sondern  einem 
Dritten  zukommen,  sind  ohne  Wirkung. 

§.423.  Ebeu  so  verlieren  Vergleiche  über  die  streitig  gewesenen  Fol- 
gen eines  an  sich  unbestritten  gebliebenen  Rechts  ihre  Kraft,  wenn  sich 
findet,  dass  das  Recht  selbst,  auf  dessen  Grund  der  Vergleich  geschlos- 
sen worden,  nicht  vorhanden  sei. 

§.  424.  Wird  der  Berechtigte  des  Rechts  selbst,  über  dessen  Folgen 
der  Vergleich  geschlossen  worden,  nachher  verlustig,  so  kann  er  die 
Erfüllung  des  Vergleichs  von  dem  Andern  nicht  fordern. 

§.  425.  In  wie  fern  aber  derjenige,  auf  welchen  das  Recht  übergeht, 
an  den  Vergleich  gebunden  sei;  oder  dessen  Erfüllung  fordern  könne: 
hängt  von  der  Beschaffenheit  des  Besitzes  ab,  in  welchem  der,  welcher 
den  Vergleich  errichtete,  sich  befand;  so  wie  von  der  Beschaffenheit 
des  Titels,  aus  welchem  er  seines  Rechts  verlustig  geworden,  und  selbi- 
ges an  den  neuen  Besitzer  übergegangen  ist. 

Vergleiche  sind  nicht  auedehnend  ra  erkKren. 

§.  426.  Vergleiche  dürfen  über  die  Befugnisse  oder  Gegenstände,  auf 
welche  sie  sich  beziehen,  nicht  ausgedehnt  werden. 

§.  427.  Haben  sich  die  Parteien  ausdrücklich  über  alle  ihre  wechsel- 
seitigen Forderungen  verglichen:  so  sind  alle  bisher  gehabte  gegenseitige 
Rechte,  sie  mögen  schon  streitig  gewesen  sein  oder  nicht,  für  aufgeho- 
ben zu  achten. 

§.  428.  Doch  bleiben  auch  von  einem  solchen  Vergleiche  diejenigen 
Posten  ausgenommen,  welche  einem  oder  beiden  Theilen  erst  nach'  dem 
Vergleiche  bekannt  geworden  sind. 

Vergleiche  Uber  Rechnungen. 

§.  429.  Ist  Über  eine  streitige  Berechnung  ein  Vergleich  geschlossen 
'  worden,  so  kann  derselbe  wegen  angeblicher  in  der  Rechnung  entdeck- 
ter Irrthümer  oder  Unrichtigkeiten,  nicht  angefochten  werden. 


r 
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§.  430.  Wegen  begangenen  Betrages  aber  findet  die 'Aufhebung  eines 
solchen  Vergleichs,  so  wie  jedes  anaern,  Statt. 

§.  431.  Wegen  Rechnungsfehler  kann  der,  zu  dessen  Nachtheile  sie 
gereichen,  noch  innerhalb  zehn  Jahren  nach  geschlossenem  Vergleiche 
auf  Berichtigung  und  Vergütung  antragen. 

§.432.  Wegen  offenbarer  bloss  in  einem  irrigen  Zusammen-  oder 
Abziehen  bestehender  Rechnungsfehler  findet  der  Anspruch  auch  nach 
Zehn  Jahren  gegen  den,  welcher  den  Vergleich  geschlossen  hat,  nicht 
aber  gegen  seine  Erben  Statt. 

§.433.  Ist  nicht  die  Rechnung  selbst  der  Gegenstand  des  Vergleichs 
gewesen,  sondern  nur  eine  Rechnung,  als  ungezweifelt  richtig,  dabei 
zum  Grupde  gelegt  worden;  und  es  findet  sich  hiernächst,  dass  in  die- 
ser Irrthümer  vorgefallen  sind :  so  kann  der,  welchem  diese  Irrthümer 
zum  Nachtheile  gereichen,  noch  innerhalb  der  Verjährungsfrist  den  Feh- 
ler rügen,  und  Schadensersatz  fordern. 

§.434.  In  allen  diesen  Fällen  (§.  431.  432.  .433  )  steht  es  dem  An- 
dern, welcher  zu  dieser  Vergütung  sich  nicht  entschliessen  will,  frei, 
Ton  dem  Vergleiche  zurückzutreten. 

§•435.  Ist  in  dem  Vergleiche  die  Summe  der  verglichenen  Forderun- 
gen nur  zur  Bezeichnung  derselben  angeführt,  und  dieselbe  aus  Irrthum 
zu  hoch  oder  zu  niedrig  angegeben  worden :  so  findet  wegen  des  Unter- 
schiedes kein  Anspruch  Statt. 

Ueber  Inbegriffe  von  Sachen. 

§.  436.  Ist  bei  einem  Vergleiche  über  einen  Inbegriff  von  Sachen  ein 
Verzeichniss  zum  Grunde  gelegt  worden:  so  erstreckt  sich  der  Ver- 
gleich nur  auf  die  darin  angeführten  Stücke. 

§.  437.  Sind  jedoch  im  Vergleiche  die  Grundsätze  der  Theilung  des 
streitig  gewesenen  Inbegriffs  bestimmt :  so  müssen  die  im  Verzeichnisse 
ausgelassenen  Sachen  nach  diesen  Grundsätzen  beurtheilet  werden. 

§.438.  Haben  die  Parteien,  ohne  ein  Inventarium  zum  Grunde  zu 
legen,  sich  verglichen:  so  finden  keine  weitere  Berechnungen  oder 
Nachforderungen  Statt. 

§.  439.  Ueberhaupt  kann  ein  Vergleich  unter  dem  Vorwande,  als  ob 
ein  oder  der  andere  Theit  dadurch  über  oder  unter  der  Hälfte  verletzt 
worden,  nicht  angefochten  werden. 

Ueber  Erbschaften. 

§.440.  Haben  Intestaterben  mit  solchen,  die  durch  Testamente  oder 
Verträge  zu  Erben  eingesetzt  worden,  sich  verglichen:  so  werden  da- 
durch die  Rechte  der  Legatarien,  in  so  fern  diese  die  Gültigkeit  des  Tes- 
taments oder  Erbvertrages  nachweisen  können,  nicht  verändert. 

§.  441.  Diese  können  daher  auch  an  den  dem  Intestaterben  abgetre- 
tenen Theil  des  Nachlasses  sich  halten,  wenn  der  üeberrest  zu  ihrer 
Befriedigung  nicht  hinreicht. 

§.  442.  Ueber  Erbschaften  aus  letztwilligen  Verordnungen  findet  vor 
Publication  derselben  kein  gültiger  Vergleich  Statt. 

§.  443.  Nach  erfolgter  und  den  Parteien  bekannt  gewordener  Publi- 
cation aber,  kann  keiner  derselben  den  Mangel  der  Wissenschaft  von 
dem  Inhalte  der  Verordnung  vorschützen. 

Gerichtliche  Vergleich«. 

§  444.  Wegen  gerichtlich  geschlossener  Vergleiche  bleibt  es  bei  den 
Vorschriften  der  Prozessordnung. 
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Wirkung  einet  Vergleichs  in  Ansehung  des  Bürgen, 

§.  445.  Nach  einem  Vergleiche  bleibt  der  Bürge,  welcher  dabei  zu- 
gezogen worden,  in  so  fern  seinetwegen  nichts  Besonderes  verabredet 
ist,  für  die  Erfüllung  der  von  dem  Hauptschuldner  durch  den  Vergleich 
übernommenen  Verbindlichkeit  verhaftet. 

§.  446.  Ist  der  Bürge  weder  bei  dem  Vergleiche  zugezogen,  noch  da- 
rin ausdrücklich  entlassen  worden :  so  wird  er  zwar  dadurch  von  seiner 
Vertretungsverbindlichkeit  noch  nicht  frei; 

§.  447.  Der  Gläubiger  kann  aber  gegen  ihn  von  dem  Vergleiche  kei- 
nen Gebrauch  machen;  und  es  bleiben  ihm  alle  Einwendungen  gegen 
die  ursprüngliche  Forderung,  deren  der  Hauptschuldner  durch  den 
Vergleich  verlustig  geworden  ist,  gegen  den  an  ihn  sich  haltenden  Gläu- 
biger vorbehalten. 

§.  448-  Dagegen  kommt  dem  Bürgen  gegen  den  Gläubiger  der  Ein- 
wand des  Vergleichs,  so  wie  alle  übrigen  Einwendungen  des  Haupt- 
schuldners, allemal  zu  statten.  \ 

des  Pfandrechts. 

§.  449.  War  für  die  verglichene  Forderung  ein  Pfandrecht  bestellt; 
und  es  ist  darüber  in  dem  Vergleiche  nichts  Besonderes  verabredet :  so 
haftet  dasselbe  auch  ferner  noch  dem  Berechtigten  zur  Sicherheit  der 
aus  dem  Vergleiche  an  den  Verpflichteten  ihm  zustehenden  Forderung. 

Neunter  Abschnitt. 

Von  Aufhebung  der  Rechte  und  Verbindlklikeiten  durch 

deren  Umschaffung. 

I  Wm  Novation  sei. 

§.  450.  ^Rechte  und  Verbindlichkeiten  können  auch  nach  ihrem  Ent- 
stehen, mit  Einwilligung  der  Interessenten,  umgeändert  werden. 

i  Grundsätze. 

§.451.  Die  einer  schon  vorhandenen  Verbindlichkeit  in  der  Folge 
hinzutretenden  Verabredungen  sind  im  zweifelhaften  Falle  so  zu  deu- 
ten, dass  die  ursprüngliche  Verbindlichkeit  so  wenig  als  möglich  geän- 
dert werde. 

§.  452.  Durch  die  blosse  Ausstellung  neuer  Urkunden  über  eine  schon 
vorhandene  Schuld  wird  in  der  Natur  derselben  nichts  geändert. 

§.453.  Eben  so  wenig  erfolgt  eine  Veränderung  in  der  Natur  der 
Schuld,  wenn  die  Zahlungstermine  näher  oder  anders  bestimmt,  von 
einer  unzinsbaren  Schuld  Zinsen  versprochen,  oder  in  Ansehung  des 
Zinssatzes,  oder  der  für  die  Schuld  bestellten  Sicherheit,  veränderte 
Abreden  getroffen  worden. 

§.  454.  Wird  aber  eine  neue  Verbindlichkeit  ausdrücklich  an  die 
Stelle  der  vorigen  gesetzt;  so  erlöscht  diese  letztere  durch  Umschaffung 
(Novation). 

§.  455.  Ist  die  neue  Verbindlichkeit  so  beschaffen,  dass  die  vorige 
Verbindlichkeit  mit  ihr  zugleich  nicht  bestehen  kann:  so  erlöscht  die 
vorige,  wenn  auch  eine  ausdrückliche  Aufhebung  derselben  nicht  erfolgt 
wäre. 

I»  wie  fern  ein  unfähiger  Schuldner, 

§.  456.  So  weit  der  unfähige  Schuldner  während  der  Unfähigkeit 
Zahlung  leisten  kann,  so  weit  gilt  auch  nur  eine  unter  diesen  Umstän- 
den von  ihm  vorgenommene  Novation.  (§.  40.  41.  42») 
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ein  unfähiger  Gläubiger, 

§.  457.  So  weit  einem  Gläubiger,  welcher  in  der  Verfügung  über 
sein  Vermögen  eingeschränkt  ist,  Zahlungen  mit  rechtlicher  Wirkung 
nicht  geleistet  werden  können,  so  weit  kann  auch  der  Schuldner  eines 
solchen  Gläubigers  keine  demselben  nachtheilige  Novation  mit  ihm  vor- 
nehmen. 

einer  vom  mehrerera  Mitverpflichteten  oder  .  . 

§.458.  Wenn  von  mehreren  Mitverpflichteten  der  Eine  mit  dem 
Gläubiger  eine  Novation  der  ganzen  gemeinschaftlichen  Verbindlich- 
keit vornimmt:  so  befreit  er 'dadurch  die  Übrigen  eben  so,  wie  durch 
geleistete  Zahlung. 

Mitberechtigten  noviren  k*<5nne. 

§.  459.  Hat  von  mehreren  Mitberechtigten  der  Eine  allein  eine  No- 
vation mit  dem  gemeinschaftlichen  Schuldner  vorgenommen:  so  ist  die- 
selbe nur  für  seinen  Antheil  von  Wirkung. 

§.  460.  Ausgenommen  ist  der  Fall,  wenn  der  Schuldner  das  Ganze  < 
an  diesen  Mitberechtig^en  zu  zahlen  oder  zu  leisten  befugt  gewesen. 

Novation  durch  Veränderung  in  den  Personen,  > 

§.  461.  Was  Rechtens  sei,  wenn  die  Novation  durch  Veränderung 
der  Person  des  Gläubigers  oder  Schuldners  erfolgt,  ist  gehörigen  Orts 
bestimmt.  (Tit.  11.  Abschn.  3.  Tit.  14.  §.  399.  sqq.  Tit  16.  §.  260.  sqq.) 

in  der  Art  der  Verbindlichkeit. 

§.462.  Soll  die  Novation  durch  eine  Veränderung  in  der  Art  der 
Verbindlichkeit  unter  eben  denselben  Personen  erfolgen :  so  muss  der 
Schuldner  nach  den  Gesetzen  fähig  und  berechtigt  sein,  eine  Verbind- 
lichkeit von  dieser  Art  zu  übernehmen. 

§•463.  Auch  der  Gläubiger  muss  fähig  und  befugt  sein,  ein  Recht 
von  der  Art,  als  an  die  Stelle  seines  vorigen  Rechts  treten  soll,  zu  er- 
werben. 

§.  464.  Ueberhaupt  ist  eine  Novation,  wodurch  an  die  Stelle  einer  Ver- 
bindlichkeit eine  andere,  welche  durch  Verträge  gar  nicht  übernommen 
werden  kann,  gesetzt  wird,  ohne  Wirkung/ 

Folgen  der  Ungültigkeit  einer  Novation. 

§.  465.  Ist  die  Novation  ungültig:  so  bleibt  die  vorige  Verbindlich- 
keit bei  Kräften. 

§.  466.  Ein  Gleiches  findet  Statt,  wenn  die  Novation  nur  unter  einer 
demnächst  nicht  eintreffenden  Bedingung  vollzogen  worden. 

Wirkungen  einer  gültigen  Novation. 

§  467.  Ist  hingegen  die  Novation  gültig:  so  kann  die  neue  Verbind- 
lichkeit unter  dem  Vorwande,  dass  die  alte  nicht  rechtsbeständig  gewe- 
sen sei,  nicht  angefochten  werden. 

§.  468.  Doch  kann  der  Schuldner  unter  eben  den  Umständen,  unter 
welchen  die  Rückforderung  einer  geleisteten  Zahlung  Statt  findet,  die 
zur  Tilgung  einer  altern  eingeschrittene  neue  Verbindlichkeit  wider- 
rufen. 

§  469.  Durch  eine  gültige  Novation  erlöschen  die  besondern  Vor- 
rechte, welche  der  aufgehobenen  Verbindlichkeit  vermöge  der  Gesetze 
zukommen;  und  können  auch  durch  die  ausdrückliche  Verabredung  der 
Parteien  auf  die^  neue  Verbindlichkeit  von  verschiedener  Art  nicht 
übertragen  werden. 

§.  470.  Auch  erlöschen  andere  bei  der  vorigen  Hauptverbindlichkeit 
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getroffene  Nebenabreden,  in  so  fern  dieselben  nicht  ausdrücklich  vor- 
behalten worden. 

In  Ansehung  der  Pfandrechte  und  Blirguchaften. 

§.  471.  Ein  Gleiches  gilt  von  dem  für  die  vorige  Verbindlichkeit  be- 
stellten, und  bei  der  neuen  nicht  mit  übernommenen  Pfandrechte. 

§.  472.  Der  Bürge,  welcher  bei  einer  von  dem  Gläubiger  mit  dem 
Schuldner  vorgenommenen  Novation  nicht  mit  zugezogen  worden,  haf- 
tet nicht  für  die  neue  Verbindlichkeit. 

§.  473.  Ist  er  aber  zugezogen,  und  seinetwegen  nichts  Besonderes 
verabredet  worden:  so  geht  auch  seine  Verpachtung  aus  der  Bürgschaft 
auf  die  neue  Verbindlichkeit  mit  über. 

§.  474.  Wenn  hingegen,  wegen  Ungültigkeit  der  Novation,  die  alte 
Verbindlichkeit  bei  Kräften  geblieben  ist:  so  bleiben  auch  alle  zu  de- 
ren Bestärkung  und  Sicherstellung  eingeschrittene  Nebenverbindlich- 
keiten ungeändert. 

§.  475.  Liegt  jedoch  der  Grund  von  der  Ungültigkeit  der  Novatiou 
nicht  in  der  Person  des  Gläubigers;  und  hat  dieser  den  Bürgen  aus- 
drücklich entlassen,  oder  das  Pfand  zurückgegeben,  oder  die  eingetra- 
gene Sicherheit  löschen  lassen:  so  kann  er  an  den  Bürgen  sich  nicht 
ferner  halten,  und  vou  seinem  Pfandrechte,  zum  Nachtheile  eines  Drit- 
ten, keinen  Gebrauch  mehr  machen. 

Zehnter  Abschnitt« 

Von  Aufhebung  der  Reckte  und  Verbindlichkeiten  durch 
♦  deren  Vereinigung. 

■ 

Begriff  der  Confu»ion. 

§.  476.  Wenn  die  Rechte  des  Gläubigers  und  die  Verbindlichkeiten 
des  Schuldners  in  Einer  Person  zusammen  treffen,  so  werden  beide 
durch  diese  Vereinigung  aufgehoben. 

ErforderniM«  derselben. 

§.  477.  Zu  einer  solchen  Vereinigung  wird  erfordert,  dass  diePerson, 
in  der  sie  erfolgt,  das  Recht  für  sich  selbst  auszuüben,  und  die  Pflicht 
für  eigene  Rechnung  zu  leisten  habe. 

§•478.  Ferner,,  dass  bei  ihr  das  Recht  und  die  Verbindlichkeit -aus 
einein  unwiderruflichen  Rechtsgrunde  zusammen  kommen. 

§.  479.  Ist  der  Vertrag  oder  die  Handlung,  wodurch  die  Vereinigung 
erfolgt,  widerruflich,  so  ruhen  die  Rechte  und  Pflichten  nur  so  lange, 
als  die  Vereinigung  dauert. 

§.  480.  Wenn  also  das  dem  Schuldner  übertragene  Recht,  vermöge 
des  Vertrages  oder  anderen  Rechtgrundes,  durch  welchen  selbiges  auf 
ihn  gediehen  ist,  wiederum  an  einen  Andern  gelaugt,  so  tritt  der  Ver- 
pflichtete wieder  in  die  vorige  Verbindlichkeit. 

§.  481.  Wenn  die  Vereinigung  durch  Erbgangsrecht  erfolgt  ist;  und 
die  Erbschaft  einem  nachgesetzten  Erben  herausgegeben  werden  muss: 
so  gelangen  die  Rechte  und  Verbindlichkeiten  des  ersten  Erben  gegen 
die  Masse  wieder  zu  Kräften. 

Coafuaion  bei  Realrechten. 

§.  482.  Auch  Rechte  auf  die  Sache  erlöschen,  wenn  der  Verpflichtete 
das  Eigenthum  /der  berechtigten  Sache,  ock»>der  Berechtigte  das  Eigen- 
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thum  der  verpflichteten  Sache  aus  einem  unwiderruflichen  Rechtsgrunde 
überkommt. 

§.  483.  Ein  Gleiches  gilt  von  subjectiv  dinglichen  Rechten  (Tit.  2. 
§.  127.),  wenn  der  bloss  persönlich  Verpflichtete  zum  Besitze  der  be- 
rechtigten Sache  gelangt;  oder  der  Eigenthümer  der  berechtigten  Sache 
die  Verbindlichkeit  des  persönlich  Verpflichteten  überkommt. 

§.484.  Das  subjcctiv-dinglichc  Recht  kann  jedoch  erhalten  werden, 
wenn  der  Verpflichtete  während  seines  Besitzes  gegen  die  Vereinigung 
ausdrücklich  protestirt,  und  diese  Protestötion  in  dewHvpolhckcnbuche 
der  berechtigten  Sache  vermerken  lässt. 

Anh.  §.  52.  Hypothekenrechte  werden  nicht  durch  die  blosse 
Vereinigung  ihres  Eigenthums  mit  dem  Eigenthümer  des 
verpflichteten  Grundstücks  in  einer  Person  aufgehoben,  so 
lange  nicht  eine,  von  dem  Antrage  des  Besitzers  abhängende 
Löschung  erfolgt  ist,  und  kann  der  Besitzer  bis  dahin,  ein 
solches  ^ungelöschtes  Hypothekenrecht  gültig  an  einen 
dem  abtreten. 
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»ed)t  auf  ben  abgelten  ^fanbbrief  erwerben.  6«  mufi  biefelbe  »ielroebr  fldbfcbt 
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werben,  eben  fo  wie  eine  £ijpotbef  gettfc&t  werben  mufj,  unb  nid)t  weiter  cebfrt 
»erben  tarf/  wenn  ber  Darlebnßgeber  bei  ber  Vergebung  beß  Darlepnß  außbrfaf* 
ltd)  bie  23ebtngung  aufgehellt  bat,  ba§  jebe  2lbfd)lagßjablung  gelofcbt  «erben  fofle. 

,Der  locus  einer  gel&fd)ten  gorberung  tft  ein  leerer  SRaum  unb  fein  äppotbe» 
fenredjt;  ber  nacbfolgenbe  £t>potbefengldubiger  rücft  ipso  jure  fcereitt.  Die 
fdMagnabme  btt  9)la&eß,  worauf  eine  gorberung  eingetragen  fiebt,  tft  etwas?  nie 
rifttfef»  Unm&glidjeß,  weil  fid>  ber  locus  obne  eine  gorberung  niebt  alß  etwa«  für 
f\d)  SScflebcnbeß  benfen  ld§t,  bie  Söefcfclagnabme  clneß  folgen  qMafceß  obne  bfe 
gorberung  fei b %  würbe  alfo  nur  eins  Slußjtcbt  auf  einen  leeven  Sftaum  gewdbren:!  — 
Die  fcbfcfcung  ber  abgelten  $ofener  «Pfanbbriefe  aber  fann  nid)t  gebtnbert 
»erben ,  weil  fiel)  biefelbe  auf  ben  Vertrag  ibrer  SöewiOigung  grünbet. 

».  Ä.  3f.  S3. 4o.  @.  164. 

5)  Kescript  b.  25. 5ebr.  1833,  tag  ber  ©genf&ümer  eine«  ©runbftüctt  burd>  Sin* 
ittWung  ber  bcmiuf  toerfitferten  ©elbfummeit  ben  locu«  unb  bie  Serberung  feibtf  erwirbt,  er 
mag  perfönliajer  ©diulbner  fein  ober  nitör. 

Dem  &6nigl.  O.  g.  ©er.  wirb  auf  ben  in  ber  Söefcbwerbcfaebe  beß  Dber*9te 
'giflratorö  5?.  erwarteten  »erlebt  Pom  29.  Januar  c.  eröffnet/  bafl  ber  Sufttjmis 
nifter  ber  2lnftd)t  beß  Gollegii,  weldK  babin  gebt: 

ba§  bie  Declaration  beß  §.52.  bcß2lnbangß  |um  2T-  ß.  SR.  vom  3.  9lprili824. 
nur  in  bemgaHe  in  i&rein  »ollen  Umfanae  gelten  unb  baß  2Bort  „QwtW 
in  biefem  iSefefce  mit  bijpotbcfarifc^  perfteberter  gorberung  nur  bann  fono* 
npm  fein  foll/  wenn  ber  jablenbe  (Sigentbümer  ntdjt  perf&nltcber 
©djnlbner  ber  getilgten  <Doft  ift;  wdbrenb/  wenn  bieß  ber  gaU  ift,  £wo* 
tbef  nur  bie  £npo tbefenßelU  bejcidjnen  foll/ 
tttebt  beitreten  fann. 

SBebcr  baß  bejogene  nod)  irgenb  ein  anbereß  ©efefc,  nod)  ber  (Sprach gebrauch/ 
fennt  einen  Unterfdjieb  jwifeben  £tjpotbef  unb  ^ppotbcfarifd)  perjtdjertcr  gorbe« 
rung.    (Sine  gorberung  wirb  jur  #upotbcr,  wenn  fte  bwtbcfarifd)  oerftdjerf, 
b.  f).  im  £t)potbefenbud)e  eingetragen  wirb.  Die  bwt&efarifcbe  <8er(tdjerung  fß 
bie  ipanblung,  £t)potbef  baß  ^robuft  berfelben.  Unter  ber  S9e|eict)nung :  (Eigen» 
tbömer,  Seffionar  einer  XpppotbcE  wirb  fte«  ber  fcigentfcümer/  ber  Gefltonar 
ber  bPPotbefarifd)  perjteberten  gorberung  perftanben. 
£dtte  baß  Cöefefc  mit  ben  2öorten4 
aOe  9ted)te  eineß  Gefffonarß  ber  #»potbef/ 
ben  Sinn  oerbinben  wollen,  bafj  ber  jablenbe  (Sigentbümer  nur  @efjtonar  mefit 
ber  SKeaiforberung/  fonbem  beß  locus  babe  fein  foHen,  fo  müjjte  biefer  Sinn  nud) 
in  bem  galle  gelten/  wo  er  eine  frembe  ©djulb  jablt.  Daß  ©efe$  biftinguirt 
bur<baug  nicht  jwifdjen  bem  (Sfgenfbümer  m  Perpfdnbeten  ©uttf,  ber  jugleid)  perfbn* 
Cid)  PerpHid)teter©tt)ulbner  ifl,  unb  bem  ©igentbömer,  ber  nid)t  jugleid)  perffen* 
(id)  Perpflidjteter  ©cfculbner  ifi,  giebt  pielmebr  beiben  alle  9ted)te  eineß  ^efftonarß/ 
unb  @efftonar  bei§t  aQgemeiu  bei  eingetragenen  gorberungen  berjenige/  ber  biefe 
eingetragene  gorberung  burd)  deffton  erworben  bat.  2öenn  ber  ^ypotbefengldu* 
biger  bem  jablenben  ^cbulbner  außbröcflicb  j«ra  cessa  ertbeilt  bättt/  fo  wdre 
berfelbe,  obgleid)  ftd)  in  feiner  ^erfon  drebitor  unb  Debitor  pereinigt  hätten, 
fd)on  nad)  ber  ^3efltmmung  beß  Slnbangeß  jum  91. 6  07*  §.  52.  Eintragung  feineß 
(fcigentbumßred)tß  an  ber  eebirttn  bnpot{>efartfd)en  gorberung  $u  perfangen  be* 
red)tigt  gewefen.  Durd)  bie  Declaration  Pom  3.  Slpril  1824.  ift  bie  Quittung 
ber  außbrücflidien  defjton  ganj  gletcb  getfeUt.    Durcb  biefe  Declaration  id  bie 
(Erwerbung  ber  ftppotbef  an  baß  Dafein  einer  Quittung,  alfo  eineß  Documenta 
gefnupft,  welche^  ftxf>  feineßwegeß  auf  bie  ^ppotbefentiede  befebronft,  fonbern 
wefentlid)  auf  bie  gorberung  bejiept;  wenn  nun  gefagt  ift,  ba§  biefe  Quittung 
giß  (tußbrueflicbc  Geffton  gelten  foll,  fo  fann  bieß  nie  anberß  aufgelegt  werben, 
alß  ba§  bie  Quittung  alß  außbruefliche  fffffton  ber  ^potbefenforberung  felbjl 
gelten  foll,  unb  man  würbe  ben  Korten  beß  ($efe$eß  offenbar  ©ewalt  antbun, 
wenn  man  benfelben  ben  muürltdmi  unb  fprad)a^md§en  0tnn  nur  in  bem  gatl 
beilegen  wollte,  wenn  ber  <£igentbümcr  liiert  jugleid)  perfbnlicber  ^cbulbner  iftf 
ibnen  aber  eine  ganj  entgegengef^te  Deutung  aeben  wollte  in  bem  gall,  wo  er 
jngleicb  perfinlicber  ©ebulbner  if}.  Äann  baß  ^bnigl.  D.  ß.  ©er.  felbft  niebt  in 
Slbrebe  fieflen,  ba§  (Jefftonar  ber  ^Potbef,  im  ertfern  gafl,  defftonar  ber  &PPO* 
tbefarifcb  Per(!d)erten  gorberung  bellen  foü,  fo  iß  eß  aud)  f(ar  unb  unjweibeutig 
außgefprod)en,  ba§  ber  jablenbe  (gigentbumer,  fei  er  ©djulbner,  fei  er  9tid>t* 
fcbulbner,  bureb  bie  3ablung  felbft  ©Idubiger  beß  ©runbßucfß  wirb/  unb  bie 
boppelte  Qualitdt  »on  <&<t)ulbnct  unb  ©Idubiger  bei  £»potbefcnforberungett  fa 
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an0efnanber  gehalten  werben  foflm,  bajj  bie  SBetefttfgung  beiber  enfgegengefefcfer 
Üualttdten  In  einer  $erfon  m&glicb  in\ 

ßann  es  nun  nfcbt  jweifelbaft  fein A  bn§  bie  <£effton  bem  Gefftonar  ba*  Stecht 
giebt,  über  bie  erbiete  gorberung  nacb  SBiflfubr  gif  biflponfren  unb  biefelbe  auch 
für  ein  mfnfcereß  Quantum  nlö  ben  9tominalwertb  ju  cebiren;  fo  fann,  ba  bef 
bejablenbe  Debitor  „alle"  Siechte  bcö  @efftonar0  genie§en  unb  bie  Quittung  bie« 
felbe  2Birfung  haben  foH  wie  eine  au0brücfliebe  Geffton,  bie*  Stecht  aueb  bem 
(Sigentbamer,  ber  eine  bnpotbefarifebe  gorberung  befriebtgt  unb  barüber  lofcbuna0* 
fähige  Quittung  erhalten  bat,  fd  bie?  bejablte  ©cbulb  urforünglicb  eine  fttmU/ 
fei  ne  eine  eigene  ©cbulb,  n t et) t  fireitta  gemalt  werben. 

Ob  We  für  2600  Xbalcr  oerfaufte  gorberung  oon  300o£balern  al0  perfbnlicbe 
6d)ulb  be*  Gonflituenten  noch  auf  3000£baler  ober  auf  2600  Xbaler  Paltbirt,  fann 
babei  ganj  unentfebieben  bleiben,  ba  jebenfaltt  bie  jpppotbef,  bie  «Kealoerpflicb* 
tung  be0  @ut0  noch  auf  3000$baler  palibfrt  unb  auf  fo  hoch  cebirt  ift  (Srlei* 
bet  berein 0  biefe  gorberung  einen  Sluöfafl  unb  ber  SöcfTber  wi0  ftcb  nun  gegen 
ben  pcrf&nlicben  ©cbulbner  wegen  biefe*  SJußfaUs?  regreffiren;.  fo  roirb  al0bann 
per  sententiam  entfebieben  werben ,  ob  berfelbe  alt  Gtefftonar  ober  al0  Gonflitu- 
ent,  ob  auf  £bbe  wn  2600,  ober  pon  3000  <£balern  haftet/  ober  ob  nid)t  bie 
perfonltcbe  2}crbtnbUd)feit,  wie  ba*  ©utadjten  ber  ©efepcommtfllon  00m  10. 
3-ult  1802  ausübet/  burd)  Gonfolibatton  erlofcben  fd. 

Die  eingefebenen  Sitten  Aber  bie  Seranlaffung  ju  ber  DeKaration  vom  3» 
floril  1824  ergeben,  ba§  e0  unjweffelbaft  in  ber  8lb|Tcbt  &e0  ©efebaeber*  gelegen^ 
bat,  nicht  blo0  Ut  SRed)t  auf  bie  ßopotbefenfiefle,  fonbern  baö  Stecht  auf  bie 
gorberung  felbft  bem  japlen&en  (Sigentbiimer  ju  ubertragen. 

Denn  nicht  aUein,  ba§  biefe  anficht  bereit«  in  brm  oon  bem  ^ußijminifte* 
rium  ausgegangenen  antrage  auögefprocben  foß  f0  fß  ÄUCD  (,ej  ^er  «prüfung  be0 
Antrag*  im  (25taa*0ratbe  febr  oollftänbtg  un  t  erfu  cht, ob  eine  fotebe  Slufbebung  be* 
Gofolibation0*<princip0  juldffig  fei,  unb  biefe  grage  fowobl  nach  rbmifebem  als* 
preu&ifcbem  9tedue  beiabenb  entfebieben;  bemndcbff  aber  baben  ficb  bie  SJbtber- 
langen  be0  Staatsrat^  über  bie  grage:  ob  bei  einer  3ablung  bureb  ben  eigen* 
tbumer  bie  Öbftcbt  ju  faufen  ober  *u  lügen,  ju  prdfumiren  fei,  in  jwei  gleiche 
giften  getbeilt,  Don  benen  bie  erflere  bie  jefct  in  ber (öefebfammlung  beftnblicbe 
<LD.,  bie  »weite  aber  anberweitige  23eftimmungen  in  95orfd)lag  brad)te,  unb  in 
gleicber  31«  bat  ftcb  eine  Söerfcbiebenbeit  ber  SInftcbt  im  <&mtexM\)  felbfJ  funb 
getban;  ©e.  Sftaiefrit  baben  aber  niebt  aQein  bureb  ^3oQMebung  ber  oon  ben 
©ertbeibigern  ber  erlern  (Üteinung  in  93orfd)lag  gebraebten  (£.  O-,  fonbern  nod) 
bureb  eine  jweite  an  ben  ©taatfratb  g^riebtete,  niebt  publicirte  <§.  0.  de  eodem 
dato,  unb  bier  gans  auäbrucf ltd)  auäjufprccben  gerubet: 

ba|  aiacrb&cbft  Dielelben  ber  Meinung  beö  Staatßratbeß  babin  beitreten: 
ba§  ber  (gigentbümer  eines  Ö^runbfiöcfS,  welcber  eine  auf  baffelbe  bopo« 
lbefarifd)  oerficbette  gorberung  bef riebigt,  unb  biefe  gorberung  im  i?opo*^ 
tbefenbuebe  niebt  bat  Ibfcben  laffen,  aueb  obne  förmliche  (Jeffton,  bureb  bie 
blo§e  Quittung  alle  SReebte  eines  ^efjlonarS  ,/biefer"  ^^potb«^  erbalte, 
»ober  e*  bureb  ben  2lu0brutf: 

„biefer  j>^potbe!/A 

AAtti  unjweifelbaft  fefigeflellt  ift,  ba§  bamit  bie  In  bem2)or^ergjbenbett  erwdbnt«^ 
fapotbefarifebe  gorberung  gemeint  ift. 

J)a0  £bntgl.  O.  ß.^er.  bat  baber  bem  Antrage  be*  m  beferiren,  unb 
ftcb  nacb  biefen  ©runbfd^en  aueb  in  3«f«nft  $u  richten.        %  25. 4i.  ©.267. 

6)  Rcscript  *.  6.  «mal ^835,  utv.  bie  tHecbte  U$  J^opiXOefenöliüubiaer«  unb  be3©u«« 
fefflid  ^nfccbüttb  etnei«  auf  imeien  ©>?uubftürfen  eUiaettagenen  unb  aus  btn  Äaufaetbecn  be3 
einen  beridmgten  Voti. 

©er  3u0iimini0er  fann  f?d)  mit  ben  Slnftcbtett  niebt  einoerflanben  txiUttn, 
»ildje  bie  £r;potbefen»£ommlfiion  beß^bnigl.  ipofgericbtö  in  ber  mittelfl  93ericbt0 
t>om  29.  «mar*  b.  3.  abfcbriftlieb  Äberreiebtm  in  ber  £upotbefenfacbe  be0  ©ut0 
8.  an  baö  3«fi»&amt  Sßerl  erlaffenen  Verfügung  entwicfelt  bat. 

X)a0  @ncbtjerbditni§  ift  folgenbe0.  Der  werr  oon  S3.  Perpfdnbete  bem  SRatb 
SR.  mittelfl  notarieEer  Obligationen  Pom  4.  gebr.  u.  1.  9loobr.  1826  ffir  bie 
6umme  von  2050  SRtblr.  nebfl  sprojent  3infen  feine  ©üter®.  im  tOlfinfierfeben 
unb  81.  im  3trnßber0fcben  Departement.  Stuf  ba«  erfiere  ©ut  würbe  bie  gorbe« 
rung  bnpot&e!arifcb  eingetragen,  auf  ba0  leptere  angemelbet  unb  hierüber  unterm 
24.  Dltbr.  1826.  SRefognition  erteilt.  Da0  im  üKftnfferfchen  belegene  ©ut  !am 
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bemnddjft  jur  <2>ubbaflation.  Ätt*  bem  (Srlb*  ber  ßaufgelber  erbielf  ber  SR.  bie 
©umme  von  1959  SRtblr.,  unb  auf  ben  mit  ber  Obligation  vom  1.  «ftovbr.  1826. 
»erbunbenen  »Mnflerfcben  ßupotbefenfchein  warb  bct  ©ernterf  gefefct,  ba§  bie 
gorberung  ber  2050  SRt&lr.  biß  auf  einen  erlittenen  SfttdfaQ  oon  91  SKiblr.  auö 
ben  tfaufgelbern  be*  ©ute*  ©.  getilgt  fei.  Unterm  7.  3«U  v.  3f-  erfldrte  ber 
von  SP.,  baf}  er  bem  SR.  auger  biefen  91  SRtblr.  nod)  bie3infen  ju  sprojentunb 
»tele  Äoßen  verfdnilbe,  weldje  1005  SRtblr.  12@ar.  betrügen,  fo  bafi  le&terer 
noch  1096  SRtblr.  12  ©gr.  &u  forbern  babe.  Die*  erfenne  er  nicht  nur  an, 
fonbern  rooUe  auch,  bafj  bi*  ju  biefem  betrage  bie  Obligation  vom  4.  gebr.  1826. 
In  voller  Sßirfung  bleibe.  3luf  ©runb  biefer  vor  Olotar  unb  3<«aen  abgegebenen 
ßrfldrung  verlangte  bet  SR.,  ba§  bie  1096  SRtblr.  12.  ©qr.  al*  ber  SKefl  ber 
Obligation  vom  4.  gebr.  1826.,  mit  ber  au*  bem  SRefognition*attefte  vom  24, 
Oftbr.  1826.  erlangten  2lnciennetdt,  auf  ba*  im  2lrnßbcrgifd)en  belegene  ©ut  21. 
beftnitiv  eingetragen  werben. 

Da*  ^uflijamt  |u  3fierl  bdlt  bie*  nid)t  für  luldfftg,  weil  bie  urfprünglicbe 
£>ppotbef  bi*  auf  ben  SReft  oon  91  SRtblt.  §u  (fünften  ber  portlojirten  ©Idubiger 
be*  ©ute*  21.  crlofcnen  fei,  wogegen  bie  ßppotbefen  fommiifton  be*  äbnigl. 
£ofgericbt*  ber  2lnjtcbt  ift,  ba§  bie  naebftebenben  Debitoren  ftd)  in  feiner  83e* 
liebung  huüber  befchweren  fbnnen,  roenn  bie  1096  £blf.  12.  ©ar.  beftnitiv  auf 
ba*  ©ut  21.  in  ber  verlangten  3öeife  eingetragen  roerben,  unb  ba§  ber  £ppotbe* 
frnriebter  hierbei  nid)t  roeiter  $um  93eftcn  ber  betbeiliqten  ©Idubiger  etnjufd)rei« 
ten  babe,  al*  bai  er  biefelben  oon  ber  2age  ber  @ad)e  benachrichtige  unb  i&re 
Slntrdae,  namentlid)  roegen  eine*  protrflatioifchen  Söermerf*,  gewärtige. 
Diefe  Anficht  berubt  auf  ber  Slnnabme,  ba§ 

1)  ber  SR.  befugt  geroefen,  feine  volle  gorberung  auf  bem  ©Ute  91.  lieben  ju 
laffen,  unb  ben  burch  Eintragung  auf  ba*  ©ut  ©.  erlangten  «piafc  bem 
von  jur  vbaig  freien  Di*pofttion  gu  überlaffen,  roeil  baburd)  bie 
SRed)töfpbdre  ber  auf  21.  angemelbeten  ©Idubiger  nicht  gefdbrbet  werbe; 

2)  ba§  bie  auf  21.  veritcberten  ßrebttoren  roeber  ju  bem  ©üte  ©.,  nod)  |tt  ben 
barauf  eingetragenen  ©Idubigern,  in  trgenb  einem  Ste^u*  fiepen,  für  tbre 
«Perfon  fein  SRecbt  auf  eine  jHfiimmte  53erwcnbung*art  ber  für  ba*  ©ut@. 

,  aufgefommenen  tfaufgelber  paben,  unb  inebefonbere  ftch  barüber  nicht  be* 
fchtveren  bürfen,  roenn  ein  ©Idubiger,  welchem  für  biefelbe  gorberung  auf 
beibe  ©üter  Jpppotbef  be  füllt  fei,  au*  bem  Sri  00  be*  ©ute*  ©.  ftd)  jm* 
tiJif.it  für  bie  rütftfdnbigen  3infen  unb  Sofien  beja&lt  macbe,  unb  erfl  ben 
SRetf  auf*  Kapital  verrechne. 
Xpiergegen  ift  inbefien  golgenbe*  *u  erinnern. 
3u  l.  äßenn  aud)  bie  auf  bem  ©ute  %  binter  ber  «J)ofr  ber  2050  sRt&lr. 
vermerften  ©Idubiger  fein  Stecht  gebabt  bdtten,  bie  f8erjid)tleifiung  auf  bie  mit 
bem  ©ute  ©.  für  bie  gebachte  gorberung  zugleich  befiellte  ^idierbeit  von  2<u 
ten  be*  SR.  unb  ber  26ichung  auf  bem  ©ute  ©.  ju  roiberfprechen,  fo  folgt  boeb 
barau*  nicht,  ba§  ber  oon  1B.  befugt  getvefen  rodre,  über  bie  bergeftalt  entlebigte 
Steile  anberroeit  *u  bi*poniren.    Da*  ^Dfanb-  unb  £ppotbcfenrecht  Iii  immer 
nur  al*  eine  SRealforberung  benfbar  unb  ju  erroerben  (§.  i40.  Xit.  2.  §§.  1.  unb  55, 
£it.  20.  £b- 1.  2lv2.  SR.).   Der  ed)ulbner  fann  folglich  über  eine  (Stelle  (locus) 
nur  in  fo  roeit  verfügen,  al*  er  bie  gorberung,  wofür  bie  jpppotbef  haftet,  be* 
$ablt  ober  boch  auf  anbere  ißeife  an  (ich  bringt.   Diefer  roefentliche  begriff  ber 
^potbefen  iü  burd)  ben  §.52.  be*  21nbang*  |'um2i.  2.  SR.  nicht  verdnbert.  Die* 
fe*  ©efep  beflimmt  nur,  ba§  ,^ppotbefenred)te  burch  bloge  ^onfolibation  nicht 
mehr  erl6fd)en  follen,  unb  bie  Dedaration  vom  3.  2lpril  1824.  (©.  <2>.  oon 
1824.  ©.77.)  verorbnet,  ba§  ber  eigentbümer  eine*  ©runbftücf*,  roenn  er  bie 
eingetragene  gorberung  begablt  unb  blo*  Quittung  erhalten  bat, 
auf  ©runb  biefer  Quittung  bieSRechte  eine*  ^effionar*  ausüben  fbnne.  9?on 
einer  blofen  Di0poittion*befugni§  über  bie  ©teile  im  £vpotbefenbucbe  fann 
aber  nid)t  bie  SRcbe  fein.    Diefe  ©teile  ifl  an  unb  für  jtch  nicht*;  ber  locm 
ohne  eine  gorberung  Idfjt  ftd)  nicht  al*  etwa*  für  ftch  befiebenbe*  benfen,  nur 
in  S3ej|iebung  auf  bie  obligatio,  beren  Erfüllung  jtdjergefteüt  roerben  fofl,  ift 
er  etwa*.    (Sergl.  bie  SRefcripte  vom  29.  ©eptbr.  1832.  unb  25.  gebr.  1833. 
^abrbücber  sfc.4o.  ©.  I6;i.  iö.4i.  ©.  267.) 

3u  2.  Die  auf  bem  ©ute  21.  hinter  ber  gorberung  ber  2050  SRtblr-  ver» 
merften  ©Idubiger  baben  ein  SRecht  barauf,  ba§  tbnen  nur  btefe gorberung  vor* 
gebe.  3Sdre  lefctere  auf  ©runb  eine*  9}er{ichte*  be*  ©Idubiger*  bei  bem  ©ute 
©.  gelofcfct  worben,  fo  würbe  tyxt  £aa,e  hierin  niebt  verdnbert  fein.   Die*  ge* 
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frfuebt  jebocft/  fobalb  nadi  erfolgter  XHgung  ber  gorberung  ber  2050  SRtblr« 
eine  neue  auf  ibrem  Holtum  fubftituirt  wirb.  211*  eine  foLcbe  neue frorberung  tfl 
aber  bie  mitttUX  (Srfldrung  pom  7. 3fult  P.  3-  anerfannte  im  betrage  pon  1096  Xbfr. 
12  ©gr.  brebnlb  *u  betrachten,  weil  bie  uriprüngltcbe  gorberung  ber  2050  SRtplr1, 
nad)  bem  auf  bem  #opotbefenfd)eine  beß  ©utß  ©.  entbaltenen  amtlichen  93er« 
tnerf  bis  auf  einen  erlittenen  2lU8fflfl  von  91  SRtblr.  aus  ben  £aufgelbern  bes  qe- 
bad)ten  ©utö  getilgt  ift.  Dicfes  gactunt/  welches  nad)  bem  Slttefte  auf  bem 
potbefenfdjeine  feftflebt/  unb  rooburd)  bie  Obligation  biß  auf  ben  SReft  pon  91 
SRtfclr.  ipso  jure  erlofchen  ifl/  fann  bureb  bie  binterber  pon  bem  0.59.  unb  bem 
SR.  abgegebene  ©rfldrung  nicht  aus  bem  2ßege  gerdumt  roerbfn.  SBaltet  irgenb 
ein  3n?eifel  Darüber  ob/  fo  iö  folcher  burd)  etne  bei  bem  ©ubbaftationsridjtet 
auf  ©runb  ber  Ditfributions  öerbanblungen  Pon  Slmtßwegen  ju  erforbernbe 
außfunft  ju  befeitigen. 

Da§  aud)  bas  ^ntereffe  ber  nad)fte&enben  ©fdublger  burd)  eine  berartige 
@ubtfituirung  gefdbrbet  »erben  f&nne,  baoon  überjrugt  man  ftcfc  am  beutlichflen, 
toenn  man  ftd)  ben  gall  benft,  ba§  ber  poftlocirte  ©Idubiger  auf  benfelbett 
©runbtfücfen,  rtrte  ber  ibm  porgebenbe,  Oeritcbert  fei.  Dtefer  fonnte  barauf 
rechnen,  baß  ibm  nur  eine  gorberung  auf  beiben  ©runbflücfen  oorging;  lieg 
auch  ber  ©chulbner  bie  porftebenbe  «Polt  auf  bem  Sinen  ©runbftücfe  15fd)en,  fo 
gewann  er  bier,  was  er  bort  oerlor;  giebt  man  nun  aber  w,  ba§  ftatt  ber  fcfc» 
febung  eine  anbere  gorberung  eingetragen  werben  fbnne,  fo  tritt  ibm  gang  wiber 
alle  mögliche  S5ered)nung  ftatt  bes  einfachen  ber  boppelte  SÖetrag  obr.  Dabin 
fübrt  es,  roenn  man  tfa't  ber  Sflefugnif?  bes  ©cbulbnerS,  über  bie  eingeigte  gor* 
berung  ju  Perfügen,  welche  ibm  bns  ®efe$  jufpriebt,  ein  Dispofftionsreebt  über 
bie  ©teile  im  ftppotbefenbuebe  anerfennt. 

üKit  SRücfftcbt  auf  oortfebenbe  Bußeinanberfe&ung  fann  ber  ^uftijminifier  bie 
©rünbe  ber  ipppotbefen^Äommiifton  beö  Äbntgl.  #ofgerid)ts  nicht  für  richtig 
erachten,  unb  mit  oielmebr  ber  »nftdjt, 

ba§  bie  Eintragung  bes^nbaltß  ber  notariellen  (grfldrung  Pom  7.3?uH  P.3f. 

auf  bas  ©ut  91.  jum  «Prdjubt*  ber  früber  angemelbeten  ©Idubt» 

ger  un*uld§ig  ifi, 

bo{j  mitbin  bie  angemelbete  gorberung  ber  2050  SRtblr.  aus  ber  Obligation  00m 
4.  gebr.  1826.  jefct  nur  mit  bem  3«fa&e  eingetragen  werben  burfe  wie  ibn  bic 
amtliche  SRegijkatur  auf  bem  OHünjierfcben  jpppotbefenfdjein'  be0  ©utS  ©. 
ergiebt: 

„ba§  ndmlidj  bie  £aptfalforterung  ber  2050  SRtbfr.  bis  auf  einen  erlittenen  * 
„Huafatt  oon  91  SRtblr.  auö  ben  ^aufgelbern  be0  ©ut*  ©.  getilgt  wor« 
z/ben  fei/ 
unb  bem  beifügen ; 

,/ber  S3cft$er  oon  35.  babe  jwar  unter  bem  7.  3?uli  1834  anerfannt/  bem  :c.  SR. 
z/augerbem  noch  an  dlteren  3i«ff«  vmb  Sofien/  bie  (gumme  von  1005  $Ktb(r. 
/,12  ©gr.  fd)ulbig  \u  fein,  fo  ba§  bie  ganje  bem  le^tern  Juftebenbe  gorbe^ 
;,rung  nod)  1096  Dttblr.  12.  ©gr»  betrage /  eö  werbe  biefeß  2lner!enntni§ 
//iebod)  nur  unter  außbrücfltd)em  ©orbebalt  ber  3ted)te  ber  bißber  (Ii 
/,gemelbeten  ©Idubiger  eingetragen." 

£iernad)  ifl  bas  ^utiisamt  ju  ffierl/  befen  mltüberreicbter  Bericht  Pom  8. 
gebr.  b.  ^.  bierneben  jurücTerfolat/  anberwett  ju  befebeiben,  bemfelben  inbe§/ 
Wenn  baß  Slttetf  auf  b^m  SWünfierfdjen  ^i)potbefenfd)etn  noeb  3tt)etfel  über  bie 
Slrt  ber  3ablung  ber  1959  SKtblr.  unb  auf  wie  bod)  bem^ufolge  bie  urfprünglid)e 
Obligation  nod)  oalibirt/ julägt,  ju  überfaffen/  wegen  ^ertbeilung  ber  jiaufgeU 
ber  beß  ©utö  ©.  ndbere  2Iußfunft  Pom  O.  2.  ©er.  ju  fünfter  einrieben. 

@d)tie§lid>  wirb  ber  ^tjpotbefen  Äommiftton  bes  Äbnial.  i?ofgerid)ts  erbff* 
«et/  wie  ber  Suftijmimfler  jwar  ebenfalls  ber  Meinung  ift/  ba§  ber  §,  52.  bes 
Snbango  num  91.  Ü-  SR.  auf  bas  SKefognitions^pfiem  nicht  angewenbet  werben 
Ihnne,  iebod)  aud)  bierbei  bie  ©rünbe  ber  $r;Potbefen>£ommiffton  bes  jtbnigl. 
J?ofg<rid>tß  niebt  tbeilt/  welche  H\)in  angegeben  itnb: 

ba§  ber §.52.  auf  ber 9}orauSfrbung  berube/  bie  ©teile  im  jpnpot&efenbucbe 
fei  einjelbftfidnbiaeß  bingltcbeß  Sftecbt,  baß  biefe  SöorauSfebung  aber  bei  t>m 
SReeognitionßt ©Bärme  nidit  eintreten  tbnne,  weil  es  babei  gerabc  an  bem 
locus  feble/  unb  ftd)  Hbti  nid)t  fagen  lajfe/  baß  ber  @d)ulbner  wieber  in 
ben  £>efip  beß  erlebigten  locus  gekommen  fei. 

2ßie  febon  oben  bemerft  worben,  barf  bie  ©orfchrift  beS  §.52.  beß  Slnbangs 
i«m  %  2.  SR.  ntdjt  aus  bem  ©ejtcfcttfpunft  aufgefaßt  werben,  als  erlangt  bec 
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(Slgentbümer  eine  ©ißjjofttion^SBefugnifj  über  He  ©teile  im  ftnpot&eTenbucfie, 
unb  alß  babe  et  über  baß  $fanbrecbt/  abaefe&en  von  ber  gorberung,  »ofar  c* 
befteUt  roorben,  *u  t>erfagen.  ©o  l>at  jtcb  bie  (Sefe&fommtfjton  bei  (grftattuna, 
beß  ©utad)tenß  vorn  I0.3fult  1802.  («Rabe  85.  7.  (S.  263.  ff.)/  »orauß  jener  §.  52. 
gebilbct  tvorbett/  bie  (Saebe  nicht  gebacbtj  fte  ift  oielmebr  jit  bcfonbcrer 9?öcf ftcfct 
barauf,  ba§  bie  g&fcbung  n t et t  anberß,  alß  auf  ben  Antrag  betf  Söeff&era  unb 
nur  naeb  «Probuetion  be0  ^nßrumentß/  erfolgen  fann,  ber  Slnftcbt  geroefen,  ba§ 
baß  j>n 00 tbefenreebt  nid>t  bureb  bie  blo§e  ßonfolibation,  fonbern  e»ft  burd) 
bic  ßofebung  aufgehoben  »erbe.  ©0  ift  eß  aueb  im  §.52.  beß  anfange*  auß» 
gefproeben. 

93et  bem  sRecognftionßs©nftem  fe&lt  nun  aber  bie  »efentliebeSBebingung,  un- 
ter »eleber  bie  2lnwenbbarfeit  beß  §.52.  eintreterr  fann;  eö  ift  babei  nur  eitt  re* 
cognoßdrter  £ttel  oorbanben,  von  bejfen  ß&fcbung  nid)t  bie  «Rebe  fein  fann*.ftetut. 
bie  fibfehung  fe&t  eine  Eintragung  ©orauß,  unb  biefer  Xitel  wirb  nacb  ber  im 
§.482.  £tt.  16.  £b-I.  beß  91.  8.  SR.  enthaltenen  «Regel  r-on  felbft  aufgehoben/  fo* 
balb  bie  Serbdltniffe  beß  ©cbulbnerß  unb  ©läubtoerß  ftd)  ©ereintgen.  Darum  ift 
benn  aud)  in  ber  SSerorbnung  ©om  31.  OHärj  1834.  §.  18.  (©.  ®.  ©on  1834  ©.  51.) 
außbrätflicb  ©orgefd) rieben,  ba&  angemelbetc  SRealforberungen,  bie  burefc  3a  b* 
Iung  getilgt  ftnb,  bei  Anlegung  beß  £npotWenbucfc$  nicht  weiter  berueffab* 
tigt  »erben  foßen.         .  .  b.  &3f.  S3-  45.  ©.  502. 

Bei  Grnndgerechtigkeit. 

§.  485.  Wie  weit  Grundgerechtigkeit  durch  Vereinbarung  der  be- 
rechtigten und  belasteten  Sache  in  einem  Eigenthümer  erlöscjien,  oder 
nicht,  ist  gehörigen  Orts  bestimmt.  (Tit.  2^.) 

Coofusion  durch  Erbschaft.  .  *   .-<    .  . 

§.  486.  Die  Wirkungen  der  Vereinigung  durch  Erbgangsrecht  wer- 
den durch  den  Vorbehalt  der  Recht swohlthat  des  Inventarii  gehindert. 

§.  487.  Der  Beneficialerbe  behält  also  gegen  den  Nachlass  seines 
Schuldners  die  Rechte  eines  andern  Erbschaftsgläubigers. 

§.488.  Wenn  jedoch  bei  dem  Aufgebote  der  Erbschaft  die  Zuläng- 
lichkeit des  Nachlasses  sich  ergiebt:  so  erfolgt  die  Vereinigung  vom  Tage 
des  eröffneten  Präclusionserkenntnisses. 

§.489.  Der,  welcher  eine  Erbschaft,  ohne  Vorbehalt  übernimmt, 
kann  seine  Forderungen  an  den  Erblasser,  weder  zum  Nachtheile  der 
andern  Gläubiger,  noch  der  Legatarien,  ferner  geltend  machen. 

§.  490.  Dadurch,  dass  der  Schuldner  Erbe  des  Gläubigers  wird,  ent- 
steht niemals  eine  Vereinigung  zum  Nachtheile  der  Erbschaftsgläubiger, 
der  Miterben  oder  der  Legatarien. 

§.  491.  Vielmehr  muss  ein  Miterbe,  zur  Berichtigung  seines  Erbtheils, 
die  Anweisung  an  das,  was  er  selbst  der  Masse  schuldig  ist,  so  weit  das- 
selbe hinreicht,  annehmen. 

Confution  bei  mehreren  Mitberechtigten  oder  Mitverpflichteten. 

§.492.  Wenn  Rechte  oder  Pflichten  mehreren  Personen  gemein- 
schaftlich zukommen,  so  werden  durch  die  Vereinigung,  welche  nur  in 
Ansehung  des  Einen  unter  ihnen  erfolgt,  die  Verhältnisse  der  übrigen 
nicht  geändert. 

§.  493.  Wenn  also  auch  einer  von  mehreren  gemeinschaftlich  ver- 
pflichteten Mitschuldnern  das  Recht  des  Gläubigers  erwirbt:  so  kann 
er  davon  gegen  die  andern  Mitschuldner  nach  wie  vor  Gebrauch  machen. 

§.  494.  Doch  muss  er  sich  dabei  denjenigen  Antheil  anrechnen  lassen, 
für  Welchen  er,  als  Mitschuldner,  demjenigen  seiner  Genossen,  welcher 
den  gemeinschaftlichen  Gläubiger  befriediget,  verhaftet  sein  würde. 

Confuiion  »wischen  dem  Bürgen,  Hauptschuldner  und  Gläubiger. 

§.  495.  Wenn  der  Bürge  den  Schuldner  oder  dieser  jenen  beerbt: 
so  ändert  sich  nichts  in  den  Rechten  des  Gläubigers. 
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§.496.  "Wenn  der  Gläubiger  den  Bürgen  oder  dieser  jenen  beerbt: 
jbo  werden  zwar  die  gegenseitigen  Rechte  und  Verbindlichkeiten  aus 
der  Bürgschaft  aufgehoben;  die  Verbindlichkeiten  des  Hauptschuldners 
aber  bleiben  unverändert. 

§.  497.  So  weit  der  Gläubiger  und  Hauptschuldner  einander  beer- 
ben, wird  zugleich  die  Verbindlichkeit  des  Bürgen  aufgehoben;  auch 
wenn  derselbe  schon  rechtskräftig  verurtheilt  war,  den  Hauptschuldner 
zu  vertreten. 

§.498.  Dagegen  verbleibt  dem  Bürgen  sein  Recht,  den  Ersatz  der 
wegen  der  Bürgschaft  gehabten  Schäden  und  Kosten  aus  dem  Vermö- 
gen oder  Nachlasse  des  Schuldners  zu  fordern.  -  • 

§.  499,  Ein  Gleiches,  findet  Statt,  wenn  der  Bürge,  vor  erfolgter  Ver- 
einigimg, an  den  Gläubiger  für  den  ^Hauptschuldner  schon  wirklich 
Zahlung  geleistet  hatte. 

RechUwohltbat  der  Separation  de»  Vermögen»  de»  Erben  und  Erblasser»  bei  Concarsen. 

§.  500.  Wenn  der  Erbe  in  Concurs  verfallt,  so  können  die  Gläubiger 
des  Erblassers  darauf  antragen:  dass  zu  ihrem  Besten  der  Nachlass  von 
dem  eigentümlichen  Vermögen  des  Erben  abgesondert,  und  zu  ihrer 
Befriedigung  vorzüglich  verwendet  werde. 

§.  501.  Nur  das,  was  nach  ihrer  Befriedigung  von  dem  Nachlasse  noch 
übrig  bleibt,  fällt  wieder  in  die  Concursmasse  des<  Erben  zurück. 

§.  502.  Durch  einen  solchen  Antrag  wird  also  die  Vereinigung  und 
Vermischung  des  Activvermögens  des  Erblassers  und  Erben,  auch  wenn 
Letzterer  von  der  Rechtswohlthat  des  Inventar»  keinen  Gebrauch  ge- 
macht hätte,  zum  Besten  der  Erbschaftsgläubiger  verhindert. 

§.  503.  Auf  diese  Absonderung  können  jedoch  nur  diejenigen  Gläu- 
biger des  Erblassers  antragen,  welche  vor  Ablauf  eines  Jahres,  nach 
dem  Absterben  des  Erblassers,  ihre  Befriedigung  von  dem  Erben  ge- 
richtlich gefordert,  und  die  Exccution  wider  ihn  bis  zum  eröffneten 
Concurse. fortgesetzt  haben. 

§.504.  Erbschaftsgläubiger,  welche  mit  dem  Erben  eine  Novation 
vornehmen,  werden  dadurch  des  Absonderungsrechts  verlustig. 

§.  505.  Haben  einige  Erbschaftsgläubiger  ihr  Absonderungsrecht 
erhalten,  andere  aber  selbiges  obgedachtermassen  eingebüsst ;  so  wer- 
den erstere  aus  dem  abgesonderten  Nachlasse,  ^o  weit  derselbe  zureicht, 
befriedigt,  und  letztere  müssen  ihnen  als  Gläubiger  des  Erben,  nachste- 
hen, wenn  sie  gleich  sonst,  nach  der  Qualität  ihrer  Forderungen,  einen 
Vorzug  hätten  verlangen  können. 

§.  506.  Erbschaftsgläubiger,  denen  für  ihre  Forderungen  ein  Pfand- 
oder Hypothekenrecht  in  einer  zum  Nachlasse  gehörigen  Sache  bestellt 
worden,  bedürfen  zur  Erhaltung  desselben  keiner  Absonderung. 

§.507.  Hat  Jemand  eine  verschuldete  Erbschaft  ohne  Vorbehalt  der 
Recht6wohlthat  des  Inventarii  übernommen,  und  ist  dadurch  ausser 
Stand  gesetzt  worden,  seinen  eigenen  und  den  Erbschaftsgläubigern  zu- 
gleich ein  Genüge  zu  leisten:  so  können,  bei  einem  über  ihn  entstehen- 
den Concurse,  seine  Gläubiger  auf  die  Absonderung  seines  eigenen 
Vermögens  von  dem  Nachlasse  antragen. 

§.  508.  Zu  dergleichen  Antrage  sind  jedoch  nur  solche  Gläubiger  des 
Erben  berechtigt,  deren  Forderungen  älter  sind,  als  der  Erbanfall,  und 
die  diese  Forderungen  innerhalb  Jahresfrist,  nach  übernommener  Erb- 
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schaft,  gegen  den  Schuldner  eingeklagt,  auch  die  Execution  bis  zum  er- 
öffneten Concurse  fortgesetzt  haben. 

§.  509.  Die  Wirkung  dieses  Absonderungsrechts  ist,  dass  die  Gläu- 
biger des  Erbeu,  denen  es  zukommt,  aus  seinem  abgesonderten  Vermö- 
gen vorzüglich  befriedigt  werden  müssen. 

§.  510.  Nur  an  das,  was  alsdann  von  dem  Vermögen  des  Erben  noch 
übrig  bleibt,  können  die  Erbschaflsgläubiger,  denen  er  wegen  der  ohne 
Vorbehalt  geschehenen  Erbesanlretung  aus  eigenen  Mitteln  verhaftet 
ist,  ingleichen  seine  eigenen  Gläubiger,  denen  nach  §.  508.  das  Abson- 
derungsrecht nicht  zukommt,  sich  halten. 

§.  511.  Auch  hier  bedürfen  Glaubiger  des  Erben,  die  mit  Pfand  oder 
Hvpothek  gedeckt  sind,  keines  Absonderungsrechts. 

§.  512.  Dagegen  kann  auch  zum  Nachtheile  solcher  Erbschaftsgläubi- 
ger, denen  der  Erbe,  vor  eröffnetem  Concurse,  ein  Pfand-  oder  Hypo- 
thekenrecht in  seinem  eigenen  Vermögen  bestellt  hat,  auf  die  Absonde- 
rung nicht  angetragen  werden. 

«Serflf.  XM-  &t>  50.  ».  272-286. 

■  * .. 

> 

Siebenzehnter  Titel. 
Vom  gemeinschaftlichen  Eigenthume. 

finster  Abschnitt« 

* 

Vom  gemeinschaftlichen  Eigenthume  überhaupt 

*  *  ■  * 

Allgemeine  Grundsätze. 

§.  1.  Gemeinschaftliches  Eigenlhum  ist  alsdann  vorhanden,  wenn  das- 
selbe Eigenlhumsrecht  über  eine  Sache,  oder  ein  Reclit,  mehreren  Per- 
sonen ungetheilt  zukommt.  (Tit.  8.  §.  14.  15.  17.) 

§.  2.  Bei  der  Gemeinschaft  des  Eigenlhums  wird  vermuthet,  dass  je- 
der Miteigenlhümcr  gleiches  Recht,  und  eben  so  viel  Recht,  als  der  an- 
dere, an  der  gemeinschaftlichen  Sache  habe. 

§.  3.  Die  ungleiche  Theilnehmung  an  der  Sache  ändert  noch  nichts 
in  der  Beschaffenheit  des  Rechts  der  verschiedenen  Miteigentümer. 

§.  4.  Das  Recht  eines  jeden  Theilnehmers  auf  die  gemeinschaftliche 
Sache  gehört  zum  besondern  Eigenthume  desselben. 

Wie  Gemeinschaften  entstehen. 

§.  5.  Von  den  Titeln  und  Erwerbungsarien  des  Miteigentums  gilt  in 
der  Regel  alles,  was  vom  Eigenthume  überhaupt  verordnet  ist. 

§.6.  Gemeinschaften,  die  aus  Verträgen  entstanden  sind,  werden 
nach  den  Regeln  der  Gesellschaflsverträge  beurtheilt.  (Abschn,  3.) 

§.  7.  Bei  Gemeinschaften,  die  aus  Verfügungen  eines  Dritten  entste- 
hen, muss  vorzüglich  auf  die  Verordnungen  des  Stifters  Rücksicht  ge- 
nommen werden. 

§.  8.  Bei  Gemeinschaften,  die  aus  einer  zufälligen  Begebenheit  ent- 
standen sind,  gelten  die  Vorschriften  des  gegenwartigen  Abschnitts. 

§.  9.  Eben  diese  Vorschriften  finden  auch  alsdann  Anwendung,  wenn 
die  Entscheidung  weder  aus  der  Verordnung  des  Stifters,  noch  aus  dem 
Gesellschaftsvertrage,  noch  aus  den  über  diese  beiden  Arten  der  Ge- 
meinschaften gegebenen  besonderen  Gesetzen  entnommen  werden  kann 
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Rechte  der  Tb  eil  nehmer  Überhaupt. 

§.  10«  Kein  Theilnehmer  kann,  ohne  Beistimmung  der  übrigen,  über 
die  gemeinschaftliche  Sache,  deren  Besitz  oder  Benutzung,  gültige  Ver- 
fügungen treffen. 

§.  11.  Selbst  durch  die  Mehrheit  der  Stimmen  können  die  übrigen 
Theilnehmer  in  ihren  Rechten  nicht  beeinträchtigt  werden. 

§.  12.  Wenn  es  aber  auf  Verfügungen  über  die  Substanz  der  gemein- 
schaftlichen Sache  oder  die  Art  ihrer  Verwaltung  oder  Benutzung. an- 
kommt.' so  entscheidet  in  der  Regel  die  Mehrheit  der  Stimmen. 

§.  13.  Der  mindere  Theil  der  Miteigentümer  muss  sich  also  dem 
Schlüsse  der  mehrern  unterwerfen,  oder  die  Aufhebung  der  Gemein- 
schaft fordern. 

§.14.  Wählt  der  Widersprechende  Letzteres:  so  darf  in  der  Zwi- 
schenzeit, bis  zur  vollendeten  Auseinandersetzung,  wider  seinen  Wil- 
len keine  Veränderung  vorgenommen  werden. 

§.  15.  Kann  die  Gemeinschaft  entweder  gar  nicht,  oder  innerhalb 
einer  gewissen  noch  nicht  zu  Ende  gelaufenen  Zeit  nicht  aufgehoben 
werden:  so  ist  der  Widersprechende  befugt,  auf  richterliche  Untersu- 
chung: ob  die  von  den  übrigen  Theilhabern  beschlossene  Verfügung 
zum  gemeinschaftlichen  Besten  gereiche,  anzutragen. 

§.16.  Findet  sich  dieses  nicht:  so  darf  wider  den  Willen  auch  nur 
eines  Theilhabers  an  äer  Sache,  in  deren  Verwaltung  und  Benutzung 
nichts  geändert  werden. 

§.17.  Findet  sich  aber,  dass  die  Verfügung  zum  gemeinschaftlichen 
Vorlheile  gereiche,  und  dem  Widersprechenden  unschädlich  sei:  so 
muss  der  Richter  die  Einwilligung  des  letztern  ergänzen. 

§.  18.  Ein  Gleiches  muss  geschehen,  wenn  aus  der  streitigen  zum  ge- 
meinschaftlichen Vortheile  gereichenden  Verfügung,  zwar  einiger  beson- 
derer Schade  für  den  Widersprechenden  entsteht,  die  übrigen  aber, 
ihn  dafür  vollständig  schadlos  zu  halten,  bereit  und  vermögend  sind. 
•  §.  19.  Ob,  und  wie,  bloss  zur  Erhaltung  der  gemeinschaftlichen  Sache 
Veranstaltungen  zu  treffen  sind,  muss  schlechterdings  nach  der  Mehrheit 
der  Stimmen  entschieden  werden. 

§.20.  Eben  so  gilt  die  Stimmenmehrheit  ohne  weitere  Rückfrage, 
wenn  die  Theilnehmer  darüber,  dass  eine  Veränderung  getroffen  wer- 
den müsse,  einig  sind,  und  nur  über  die  Art,  wie  sie  geschehen  solle, 
gestritten  wird. 

§.  21.  Der  Regel  nach  werden  in  allen  Fällen,  wo  die  Stimmenmehr- 
heit entscheiden  soll,  die  Stimmen  nicht  nach  ,den  Personen,  sondern 
nach  Verhältniss  der  Antheile  der  Interessenten  gezählt. 

§.  22.  Wenn  es  aber  auf  blosse  persönliche  Gerechtsame,  und  nicht 
auf  die  gemeinschaftliche  Sache  selbst,  deren  Verwaltung  und  Benutzung 
ankommt;  so  geschieht  die  Stimmenzählung  nach  den  Personen. 

§.  23.  Bei  vorhandener  Stimmenniehl  hei  t  muss  der  Streit  durch  Com- 
promiss,  oder  wenn  auch  darüber  die  Theilnehmer  sich  nicht  einigen 
können,  durch  richterlichen  Ausspruch  entschieden  werden. 

§.24.  Der  Schieds-  sowohl,  als  der  ordentliche  Richter  müssen,  bei 
ihrer  Entscheidung,  nur  auf  das,  was  dem  gemeinsamen  Besten  sämmt- 
licher  Theilnehmer  am  zuträglichsten,  und  hiernächst  auf  das,  was  der 
eigentlichen  Bestimmung  der  Sache  am  gemässesten  ist,  Rücksicht 
nehmen. 
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Gewahrtara  and  Berit*. 

§.  25.  Zur  Gewahrsam  der  Sache  sind  in  der  Regel  säinratUche  Theil- 
nehmer zugleich  berechtigt. 

§.  26.  Kann  die  Sache  nicht  in  gemeinschaftlicher  Gewahrsam  gehal- 
ten werden :  so  hat  derjenige  den  Vorzug,  welchem  der  grösste  Antheil 
an  derselben  zukommt. 

§.27.  Sind  die  Anthcile  gleich:  so  hat  derjenige,  in  dessen  Gewahr- 
sam, nach  seiner  Lage  und  Vermögensumständen,  die  Sache  am  sicher- 
sten aufgehoben  ist,  darauf  vorzüglichen  Anspruch. 

§.  28.  Kann  auch  hiernach  der  Streit  nicht  entschieden  Werden:  so 
muss  das  Loos  den  Ausspruch  thun. 

§.  29.  So  weit  mit  der  Gewahrsam  der  Sache  theilbare,  oder  solche 
Nutzungen,  die  nach  Oelde  geschätzt  werden  können,  verbunden  sind, 
finden  die  Vorschriften  §.  37.  sqq.  Anwendung.  .  . 

§.  30.  Ist  aber  mit  der  Gewahrsam  eine  untheilbare  und  unschätz- 
bare Nutzung  dergestalt  verbunden,  dass  dieselbe  ohne  die  Gewahrsam 
nicht  genossen  werden  kann:  so  muss  letztere  unter  den  Theilnehmern 
abwechseln. 

§.  31-  Die  Dauer  der  Besitzzeit  eines  jeden  richtet  sich  alsdann  nach 
dem  Verhältnisse  seines  Antheils  an  der  gemeinschaftlichen  Sache. 

§.  32.  Wer  mit  der  Gewahrsam  den  Anfang  mache,  und  wie  die 
Theilnehmer  darin  einander  folgen,  ist  nach  Vorschrift  des  §.  26  und 
28.  zu  bestimmen. 

§.  33.  Ist  die  unschätzbare  Nutzung  so  beschaffen,  dass-  sie  nur  in 
einem  gewissen  wiederkehrenden  Zeiträume  (periodisch)  ganz  genossen 
werden  kann:  so  kann  nur  nach  dem  Ablaufe  eines  solchen  Zeitraums 
ein  Wechsel  in  der  Gewahrsam  Statt  finden. 

§.  34.  Ein  Interessent,  welcher  in  dem  ihn  betreffenden  Zeiträume, 
die  unschätzbare  Nutzung  selbst  zu  geniessen,  durch  Abwesenheit  oder 
sonst  gehindert  wird,  kann  sein  Recht  dazu,  wider  den  Willen  der  an- 
dern Theilnehmer,  keinem  Fremden  übertragen. 

§.  35.  Wegen  des  Besitzes  gemeinschaftlicher  Familienurkunden  ist 
gehörigen  Orts  das  Nöthige  festgesetzt.  (Th.2.  Tit.  4.  Abschn.  1.)  . 

Verwaltung. 

§.  36.  Auch  die  Verwaltung  der  Sache  gebührt  der  Regel  nach  sämmt- 
lichen  Theilnehmern  gemeinschaftlich. 

§.  37.  Findet  die  gemeinschaftliche  Verwaltung  nach  der  Natur  der 
Sache,  nach  dem  Einverständnisse  sämmtlicher  Theilhaber,  oder  nach 
einer  entscheidenden  Stimmenmehrheit  (§.  12-18.)  nicht  Statt:  so  muss 
ein  gemeinschaftlicher  Administrator  bestellt,  oder  die  Sache  für  ge- 
meinschaftliche Rechnung  verpachtet  werden. 

§.  38.  Können  die  Theilhaber  sich  darüber;  ob  Pacht  oder  Admini- 
stration Statt  finden  solle,  nicht  vereinigen,  so  giebt  lediglich  die  Mehr- 
heit der  Stimmen  den  Ausschlag. 

§.  39.  Steht  es  fest,  dass  die  Verpachtung  Statt  haben  soll,  so  hat  die 
Meinung  desjenigen,  welcher  auf  öffentliche  Versteigerung  der  Pacht 
anträgt,  den  Vorzug. 

§.  40.  Steht  es  fest,  dass  ein  gemeinschaftlicher  Administrator  zu  be- 
stellen sei:  so  hängt  die  Auswahl  der  Person  desselben  abermals  bloss 
von  der  Mehrheit  «er  Stimmen  ab. 

§.  41.  Bei  vorhandener  Stimmengleichheit  hat  der  von  einigen  Theil- 
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nehmern  zum  Administrator  vorgeschlagene  Miünteressent  vor  einem 
Fremden  den  Vorzug. 

§.42.  Ausser  diesem  Falle  findet  die  Vorschrift  §  23.  24.  Anwen- 
dung. 

§.  43-  Auch  Veränderungen  in  der  Person  des  Administrators  hän- 
gen von  der  Mehrheit  der  Stimmen  ab. 

Motten  und  Lasten. 

§.  44.  Die  theilbaren  Nutzungen  einer  gemeinschaftlichen  Sache  müs- 
sen, im  Mangel  näherer  Bestimmungen,  allemal  nach  Verhäliniss  der 
Anrechte  eines  jeden  Interessenten  getheilt  werdeu. 

§.  45.  Nach  gleichem  Verhältnisse  muss  auch  jeder  Theilnehmer  zu 
den  Lasten  der  Sache,  und  zu  den  Kosten,  welche  darauf  zu  verwen- 
den sind,  beitragen. 

§.  46.  Wer  sich  seiner  Pflicht  zur  nutzbaren  Erhaltung  der  Sache 
vorsätzlich  entzieht,  kann  angehalten  werden,  seinen  Antheil  den  übrigen 
Miteigeuthümern  nach  einer  gerichtlich  aufgenommenen  Verkaufstaxe  zu 
überlassen^. 

§.  47.  Ein  Gleiches  findet  Statt,  wenn  ein  Theilnehiner  seinen  Bei- 
trag zu  den  gemeinschaftlichen  Lasten  und  Kosten  wegen  Unvermögens 
nicht  aufbringen,  und  dieser  Beitrag  auch  aus  den  wirklich  fälligen  Nut- 
zungen seines  Antheils  nicht  genommen  werden  kann. 

§.  48.  In  dem  Falle  des  §.  46.  ist  der  widerspenstige  Theilnehmer  für 
die  von  den  andern  auf  seinen  Theil  gemachten  Auslagen  gesetzmässige 
Verzugszinsen  zu  entrichten  verbunden. 

§.  49.  Ausser  diesem  Falle  aber  findet  für  die  von  einigen  Theilneh- 
mern  zum  Besten  der  übrigen  gemachten  Auslagen  landübliche  Verzin- 
sung Statt.  (Tit.  11.  §.  841.) 

§.  50.  Der  Antheil  eines  jeden  Theilnehmers  an  den  Nutzungen  ist 
sein  ausschliessendes  Eigenthum,  und  die  übrigen  können  ihm  nicht  vor- 
schreiben, was  er  davon  für  einen  Gebrauch  machen  wolle. 

§.  51.  Nur  in  Fällen,  wo  wegen  der  von  einem  Theilnehmer  zu  den 
Lasten  und  Kosten  der  Sache  zu  leistenden  Beiträge,  die  Uebrigen  auf 
seinen  Antheil  an  der  Substanz  Anspruch  machen  können  (§.  46.  47.), 
sind  sie  auch  an  die  wirklich  fälligen  und  ihm  noch  nicht  verabfolgten 
Nutzungen  sich  vorzüglich  zu  halten  berechtigt. 

§.  52.  Gemeinschaftliche  Verträge  der  Theilnehmer  mit  einem  Drit- 
ten sind,  in  Ansehung  des  Letztern,  nach  den  Vorschriften  der  Gesetze 
von  Correalverträgen,  zu  beurtheilen.  (Tit.  5.  §.  424.  sqq.) 

Rechte  und  Pflichten  der  Oes  eil  schafter  fegen  einen  Dritten,  besonders  aus  den  Handlungen 

einielüer  Theilnehmer. 

§.  53.  Wenn  ein  Theilnehmer,  vermöge  eines  Auftrages  der  Uebri- 
gen, oder  auch  ohne  dergleichen  Auftrag,  in  Rücksicht  der  gemeinschaft- 
lichen Sache,  etwas  mit  einem  Fremden  verhandelt;  so  werden  die  Rechte 
und  Pflichten,  welche  aus  einer  solchen  Handlung  zwischen  ihm  und 
dem  Fremden,  so  wie  zwischen  diesem  und  den  übrigen  Theilnehmern 
entstehen,  nach  den  Vorschriften  des  Dreizehnten  Titels  im  Ersten  und 
Zweiten  Abschnitte  beurtheilt, 

§•  54.  In  Fällen,  wo  die  Gesetze  eine  vermuthete  Vollmacht  zulas-  • 
sen:  hat  der  Theilnehmer,  weleher  in  Rücksicht  der  gemeinschaftlichen 
Sache  etwas  verhandelt,  dergleichen  vermuthete  Vollmacht  für  sich. 
(Tit.  13.  §.  119.  sqq.) 
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§.  55.  "Was  ein  Theilnehmer,  auch  durch  Verwendung  des  gemein- 
schaftlichen Vermögens,  für  sich  selbst  und  auf  seinen  eigenen  Namen 
erwirbt,  wird  kein  gemeinschaftliches  Eigenlhum  der  übrigen  Theil- 
nehmer. 

§.  56.  Es  steht  aber  diesen  frei,  von  dem  Erwerbenden  die  Abtre- 
tung des  Miteigentums  der  ganz  oder  zumTheil  aus  gemeinschaftlichem 
Vermögen  erworbenen  Sachen  oder  Rechte  zu  fordern. 

§.  57.  Wollen  sie  dieses  nicht,  so  muss  der  Erwerbende  das  Verwen- 
dete mit  gesetzlichen  Verzugszinsen  zurückgeben. 

§.  58.  Theilnehmer,  deren  Miteigentum  ohne  ausdrücklichen  Vertrag 
entstanden  ist,  dürfen  einander,  bei  ihren  Handlungen  oder  Unterlas- 
sungen in  Rücksicht  der  gemeinschaftlichen  Sache,  nur  für  grobe  und 
massige  Versehen  gerecht  werden. 

§.  59.  Hat  aber  ein  Theilnehmer  ohne  Auftrag,  oder  gar  wider  den 
Willen  der  Uebrigen,  etwas  vorgenommen,  was  die  ganze  gemeinschaft- 
liche Sache  betrifft:  so  haftet  er  für  den  dabei  entstandenen  Schaden, 
gleich  einem  Fremden.  (Tit.  13.  Abschn.  %  3.) 

Veräußerung  eintelner  Antheile. 

§.  60.  Bei  gemeinschaftlichem  Eigenthume,  welches  weder  durch  Ver- 
trag, noch  durch  Verordnung  eines  Dritten  entstanden,  ist  jeder  Theil- 
nehmer sein  Anrecht  auch  einem  Fremden  zu  überlassen  wohl  befugt; 

§.  61.  Doch  bleibt  den  übrigen  Theilnehmern,  wenn  dieselben  die 
Gemeinschaft  unter  sich  fortsetzen  wollen,  das  Vorkaufsrecht  vorbe- 
halten. 

§.  6^.  Melden  sich  zur  Ausübung  dieses  Rechts  mehrere  Theilneh- 
mer: so  entscheidet  unter  ihnen  die  Wahl  des  Ausscheidenden. 

§.  63.  Bei  einem,  durch  Vertrag  oder  Verordnung  eines  Dritten  ent- 
standenen gemeinschaftlichen  Eigenthume,  kann  jeder  Theilnehmer  sein 
Anrecht  eüiem  Mitgenossen  gültig  abtreten. 

§.  64.  Auch  ist  die  Abtretung  des  Miteigenthums  an  einen  Fremden, 
bei  Gemeinschaften,  welche  durch  Verordnung  eines  Dritten  entstan- 
den sind,  in  der  Regel  zulässig.  , 

§.  65.  Doch  haben  auch  in  diesem  Falle  die  übrigen  Interessenten 
das  Vorkaufsrecht  nach  den  §.61.  62.  enthaltenen  Bestimmungen. 

§.  66.  Können  und  wollen  aber  die  übrigen  Interessenten  auf  die 
Theilung  sofort  antragen;  oder  vermögen  sie  einen  aus  der  Person  des 
neuen  Mitgenossen  für  sie  entstehenden  Nachtheil  auszuweisen :  so  fin- 
det die  Veräusserung  an  einen  solchen  Mitgenossen  nicht  Statt. 

§.  67.  Bei  Gemeinschaften,  die  durch  Vertrag  entstanden  sind,  haben 
eben  diese  Vorschriften  §.  65.  66.  in  so  weit  Anwendung,  als  der  Ver- 
trag bloss  die  Erwerbung  eines  gemeinschaftlichen  Eigenthums  zum  Ge- 
genstande hatte. 

§.  68.  Hat  aber  in  diesem  Vertrage  ein  Mitglied  zugleich  gewisse 
Handlungen  und  persönliche  Pflichten  in  Rücksicht  des  gemeinschaft- 
lichen Geschäfts  übernommen :  so  kann  derselbe  seinen  Mitgenossen, 
durch  Veräusserung  seines  Anrechts,  einen  Fremden,  wider  ihren  Wil- 
len, dazü  nicht  aufdringen.  ;;; 

Verpfändung  derselben. 

§.  69.  In  so  fern  als  ein  Theilhaber  sein  Anrecht  an  einen  Fremden 
zu  veräussern  befugt  ist,  kann  er  es  auch  demselben  verpfänden. 
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Reflcrlpt  ».  16. 3u«  im»  27.  «nguft  1821 ,  bttv.  tot  *efu«niß  cine#  sr.itefsentfcii» 
mn-#/  obne  ©eneömiijuna  ber  übrigen  ©Üteijjenrbimier,  über  feinen  Unheil  tu  verfugen. 

gfuf  bie  nrfdirlffticfe  beifomntenbe/  von  tritt  ßcbubfuben  91.  ju  9t.  in  (2«« 
dien  wiber  ben  geweienen  Stuscultator  91.  unter  bem  24.  v.an.  eingerr lebte  SBor« 
ficllung  wirb  betn  Htntal.  O.  2.  Ü3er.  betnerflid)  gemadit/  tag  (0  Aber  bat  von 
ibm  in  ber  SOerfAgung  vom  20.  November  pr.  aüegirte  £of ÜRefcript  vom  29. 9to« 
»ember  1790/  wonad)  (in  SMiteigentbftmer  ottne  (iienebimgung  Der  übrigen  über 
feinen  9lntbell  nlcbt  verfügen  fann,  fall*  fte  pro  indiviso  b«fü)en,  unb  nid)t  je* 
ber  von  ibnen  auf  augenblickliche  Tbrilung  anzutragen  vermag/  bie  gkilimmun« 
gen  b(6  fpdtern  M.  2.  SR.  Ib.  I  tit.il.  SS  60.  63  unb  6t.  Aberfeben  ju  baben 
fdjeint/  inbem  bternad)  iebem  coudomino  bie  freie  Didpofttion  Aber  feinen  Sin« 
ibetl/  infofern  baran  nur  niebt  jara  personalUsima  gefnApft  ftnb/  juftebet. 

Der  3uflijl»linifter  erwartet  ba&er,  ba§  bat  Gofleglutn  fein  «Qerfabren  rrctl* 
fteiren,  ober,  fflQ«  biefem  feiner  SDieinung  nach,  befonbere  (SrAnbe  entgegenßeben, 
baröber  beridjttn  roerb«.  »erlin,  ben  16.  3ull  1821. 

3n  bem  von  bem  Äbnlgl.  O-  S.  ®er.  unter  bem  9.  b.  2R.  trftattttttt,  bie  83e* 
febwerbe  betf  ©Aukuben  9t  |u  91.  in  ©acben  gegen  ben  gewefenen  Uuöcultatot 
91.  betreffenben  «eridjle,  jinbet  ber  ^ufii^SDlinitter  feine  befonbere  (SrAnbe  au  6« 
gefAbrt/  welche  feine  in  ber  Verfügung  vom  16.  ».  2H.  bem  GFodegio  eröffnete 
Meinung  mobiftriren  fbnnten.  £>er  von  bem  Goßegio  allegirie  $.69.  Sit.  17. 
2b.  I-  bei  0.  8.  9t.  begebt  lieb  |uridcbft  auf  bie  vorbergrbenben  §§  60.  unb  fol» 
qenbe,  unb  er  flellt  feö/  ba§  ber  3RiteiaentbAmer/  fo  weit  er  feinen  «Intbetl  »rr- 
du&ern  barf,  foleben  aueb  verpfdnben  tbnne.  £ntfd)eibenb  bleibt  in  bem  in  «Hebe 
tfrbtnben  Salle  mitbin/  weldte  grfeblidje  SBirfung  bie  lebtroiOige  Bispoftiion  brtf 
tenlorbenen  2anbratb*  91.  Aber  bie  gortbaucr  be«  gemeinfebaftlicben  5eHe|t$etf  btt 
@ute«  91.  von  leiten  ber  (Erben  bifl  ntm  lobe  ber  SBittwe,  unb  Aber  bie  Un« 
terfagung  ber  Ülienation  btt  Q&uttt  bis  ju  bleiern  (EretgnitTe,  babr.  3ene  28ir* 
fung  (ann  aber  feineöroegeö  berienigen  btt  wirflieben  3tu6fd>lu(feff  einer  ©adje 
vom  <|Jrivntverfebre  gleicb  fein/  vieümbr  fann  fte  nad»  ber  gemeinen  Siegel  nur 
barin  begeben/  bafc  ber  üRiteigentbümer  fein  üteebt  blog  in  bem  SDtaaflr/  nie  er 
es  ftibft  beftbt/  auf  Mnbern  )u  Abertragen  vermag/  toeil  im  Abrigen  nad>  bem  §. 
26.  2it.  8.  a.a.O.  Söerdufierungen /  roelcbe  nid)t  |ur  ftrdnfung  woblenvorbener 
SRecbte  gercieben/  «eftattet  ftnb/  unb  bier  niebt  von  einem  an  bie  «Derfonlidifeit 
btt  «ettber«  gebunbenen  Sfntbeil  am  (gigetitbume  bie  Siebe  iß.  SHit  bemfelben 
dieebte/  womit  ber  bebingte/  ober  ber  fünftige  4>e(i&  einer  <2to<be  auf  ein*n  91n« 
bern  Abertragen  werben  tann,  ftnb?t  folebetf  aueb  binftebtlid)  eine*  UTiiteigen« 
tbuml  etatt.  Ob  ber  SOTiteigentbAmer  in  bie  Uebertragung  ober  SBcrpfdnbung 
auflbrAtfiid)  eingewilligt  babr,  ober  ob  er  nad)  bem  QJefeb«  fAr  einrciüiginb  er* 
aa)ttt  tff/  ba«  madit  feinen  Untcrfcbieb. 

ßieniacb  erwartet  ber  3u(h|  SD(inifier/  bafi  ba*  Äonfgl.  0.2.  ©er.  burd)  nun- 
mebrige  Befolgung  ber  Äuflage  vom  16.  V*3R.  ber  sWefcbreerbe  btt  91.  abbelft/ 
unb  wie  folebe«  gefebeben  fei/  anjeige.  fdttlin,  ben  27.  Sugufi  1821. 

«.  18.  0.1t. 

§.70.  Jeder  Thcilhabcr  ohne  Unterschied  kann,  auch  einem  Frem- 
den, nicht  nur  seilten  Anthcil  an  den  bereits  gewonnenen  Nutzungen 
abtreten,  sondern  auch  demselben  die  künftigen  Nutzungen  für  seinen 
Theil  gültig  anweisen. 

§.71.  Ucberhaupt  sind  die  Gläubiger  eines  Thcilhabcrs  befugt,  an 
den  Antheil  der  Nutzungen  ihres  Schuldners  aus  der  gemeinschaftlichen 
Sache  sich  zu  halten,  und  dessen  Herausgabe  von  den  übrigen  Interes- 
senten zu  fordern. 

§.  72;  Es  findet  also  auch  der  Arrestschlag  auf  Nutzungen  Statt, 
wenn  nicht  gewisse  Gesellschaften  durch  Gesetze  davon  ausdrücklich 
ausgenommen  sind. 

§.  73.  Auf  den  wirklichen  Mitbesitz,  oder  auf  die  Mitvcrwaltung 
der  gemeinschaftlichen  Sache,  kann  der  blosse,  auch  dingliche  Gläubi- 
ger eines  Theilnehmers,  nicht  Anspruch  machen. 

§.  74.  Eine  notwendige  Veräusserung  des  dem  Schuldner  gehören- 
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dien  Antheils  an  der  Sache  selbst,  auf  das  Andringen  seiner  Gläubiger, 
ist  nur  unter  den  §.  60-68.  bestimmten  Umständen,  so  wie  alsdann  zu- 
lässig, wenn  auf  die  Theilung  des  gemeinschaftlichen  Eigenthums  ange- 
tragen werden  kann. 

1)  Rescript  «.ftl.tQftfplSlS,  betr.  bie  eubfjaftation  eine«  tfjcil*  eine«  Qu«. 

;  Der  (Jonbuctcur  01.  fübrt  in  ber  urfc&riftlid)  anliegcnbctt  SBortfeflung  »om  13. 
gebruar  b.  ^-  barüber  33efd)»crbe/  ba§  ba*  &&nigl.  ßammergeridjt  ba0D.  E.  ©er. 
ju  granffurt  requirirt  bat,  »egen  einer  ©cbulb  bes  ©utöbeftbero  91./  wetebe  auf 
beffen  Slntöcüe  bc*  ibm  unb  bem  :r.  91.  gemeinfebaftlicb  jugeb&renbcn  ©ute0  3t 
eingetragen  ftebt/  biefcö  ©ut  fahren  unb  fubbaftiren  ju  (nffeti 7  unb  bcrfclbe 
»erlangt  principaliter,  baf  bie  (Sgccutiott  gegen  ben  lt.  91.  nur  burd)  ben  23er* 
fauf  bc0  9tfd)en  9lntbcil0  Pollflrecft  werbe/  eventualiter,  ba§  baö  ©ut  naturali- 
ter  getbeilt  »erbe.  Der  ^ufiij  üfttniftcr  bat  bie  Steten  be0  O.  2.  ©er.  abgefor* 
bert/  unb  biefe  ergeben/  ba§  baö  ß&nigl.  Äammergericbt/  bem  jene  «protefia* 
tton  bcö  91-  gegen  bie  ©ubbaftation  beä  ganjen  ©ute0  eröffnet  »orben  iil,  bie* 
felbe  burd)  ba0  ©(.treiben  Dorn  l.  Stuguji  1816  für  unerbebltd)  erfldrt  bat/  ruecl 
in  bem  #opotbefenbud)e  feine  Sinfcbrdnfung  für  ben  einen  ober  ben  anbern  ßt* 
aentbümer  für  ben  g<iö  ber  ©erdußerung  eingetragen  itl  Der  3uf">2ftinifier 
ffnbet  aber  biefen  ©runb  in  feiner  2trt  erf(*tpfcnt>.  Daß  %ubicat,  auö  »etebem 
bie  (Ssecution  nacfogefudjt  »irb/  itf  nur  s»ifd)en  bem  ©lafermcifler  91.  unb  bem 
£>ef  onomen  9t.  ergangen.  Söenn  au*  ibm  bie  gfecution  in  ba0  gemeinfdjafttid)  bem 
ic.  9t.  unb  bem  Gonbucteur  9t.  jugeb&rige  Out  burd)  Söerdugerung  beö  ganzen  ($)u« 
tc0  realiftrt  »erben  fofl,  fo  fönnen  äBtberfprucbe  be0  bei  ber  früheren  (Sache  gar 
nid)t  jugejogenen  ic.  9t.  nicht  per  decretum,  unb  am  »enigften  mit  Angabe  US 
©runbe0,  befeitigt  »erben,  ba§  im  ßgpotbefenbuebe  feine  ßinfcbrdnfung  für  ei* 
nen  ober  ben  anbern  üfttteigent&omer  auf  ben  gaü  be0  33erfaufe0  eingetragen  fei. 
Denn  ber  k.  91.  bat  nur  feinen  Slntbcil  be0  ©ute0  perpfdnbet/  unb  ber  ©Idubi* 
ger  bat  bei  Darleibung  be0  @apita(0  febr  »obl  »iffen  f Minen /  ba#  er  &um 
<Pfanbe  eine  enctie  erbalte/  worüber  fein ©d)ulbner  niebt  allein  bi0poniren  fann. 
Derfelbe  fann  fict)  baber  niebt  beflagett/  »enn  bie  er/cution  baburd)/  ba§  ba0 
«erpfdnbete  Obiect  Obreren  gcb&rt,  febweree  $u  rcaliffren  iil/  ai0  e0  fonft  ber 
gaa  fein  würbe.  Dagegen  ße&t  ber  *e.  9t.  in  ©efa&r/  bei  ber  ©ubbaflation  be* 
©utc0/  »ie  jte  \d}t  eingeleitet  »erben  f ofl,  verfügt  }u  »erben.  Denn  bei  ber  notb* 
»enbigen  ©ub&aftatton  be0  ©ute0  bat  ber  ©Idubiger  ba0  SRec&t/  ju  verlangen/ 
ba§  bie  Slbjubifation  erfolge,  »enn  jwet  Drittel  be0  £arwcrtbe0  geboten  ftnb/ 
(3t.  ©.£).  £b.l-  Sit.  5t.  §.54.)  wogegen  bei  bem  S3ebuf0  ber  Ebeilung  erfolgen« 
Itn  ©erfaufc  einer  gemctnfdjaftlidjen  ©adje  ganj  anbere  Söcftimmungcn  nacb 
§§.  92—94.  £it.  17.  2b.  I  beö  21.  ü.  Sft./  ben  3ufd)lag  bebingen.  Der  ic.  9t.  »ürbe 
baber  in  feinen  Stedden  beeintrdebtiget  »erben,  »enn  auf  ben  Antrag  be0  ©tdu« 
bigerö  feine0  sniteigentbümerö  baß  ganje  ©ut  jur  notb»enbigen  ©ubbadation  ge» 
htaö)t  »erben  füllte.  Da0  ^6nigl.  ^ammeraeriebt  bat  atfo  nur  bie  notb»enbige 
©ubbajlation  be0  bem  ©tafermeifier  9t.  oerpfdnbeten  3intbcü0  be0©ute0  nad)  oor« 
bertger  SejlfleUung  biefe0  SJntbeit0  tu  veranlaffen,  unb  ben  ;c.  9t.  niebt  im  25eltbe 
ju  itoren.  ©laubt  ber  tc.  9t./  ba§  biefe  ^ubbaüation  eine»  2tntbeil5  ibm  nacb» 
tbeiltg  fein  machte,  fo  mu§  berfelbe  feinen  ©cbulbner  biöponirett/  auf  bie  Bufftc* 
bung  ber  ©emeinfebaft  |u  prooociren/  um  S3ebuf0  ber  Xbfilung  nacb  §.  90.  Xit. 
17.  XI).  I.  be0  21.  ß.  SR.  bie  3ubbailation  be0  ganjen  ©ute0  in  Slntrag  ,ui  bringen/ 
wobei  al0bann  ber  3ufd>Iad  *on  bem  gintreten  ber  §§.92  —  91  a.  a.  £>.  getroffe* 
nen  Sedimmnngen  abbdngig  bleiben  mu§.  ».        S3.il.  @.213. 

2)  Rescript  •.  i  •'.  .;uvU  1833,  betr.  bie  Uniuläflldfett  ber  (Subbaflation  eined  eintet« 
«en  9(ntbeiK  an  einem  s«»neinfd)attlic&en  ©runbßücfe  oor  ber  Xßeitung,  «nb  bie  Sollen  fot* 
cöer  Verankerung  für  bie  J;i;;>orOefena(äut)iaer. 

'!  Dem  £&nigl.  £).  2.  ©er.  wirb  auf  beffen  SBeric&t  Dom  29.  ÜTidrj  c. 

in  ber  (B'fdjen  ©ub&aßation0fac*)c  5«  ©. 
gofgenbc0  eröffnet: 

:  Die  SBtftme  be0  Kaufmann  (3.  unb  i&re  3  ©obne  beffnben  iid),  nad)  bem  ei- 

Senen  Vortrage  be0  Äbnigt.      ß,  ©er.,  im  gemefofcbaftlicben  S3efT^e  unb  inbei? 
Scr»altung  beö  nod)  ungetbeilten  9tad)laffe0  t&rc*  Wlmtuß  unb  SJaterö  nnb 
fc&cn^U  beöanbene  ©Ätergemeinfc^aft  fort  .  :  u       .  .».'.' 
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3«  bem  SKacMaffe  gebtren  mehrere  ©runbflöcfe,  unter  anbem  auef)  baff  S3ür» 
ger«@runbftücf  No.  2  tu  «Ö. 

@in  pertonlicber  ©Idubiger  beff  einen  ©obnrff  fuehte  bei  bemSanb»  unb  Stabt* 
aeriebte  ju  ©•  im  Sßege  Der  (Sgecution/  bie  (gubbatfation  beff  ibeellen  eecbfftel* 
Slntbeilff  feinet  ecbuiönerß  an  bem  (örunbftücre  No.2.  nach;  bem  Antrage  würbe 
©mitgegeben,  baff  ganje  ©runbftücf  auf  1337  Xblr.  13  ©gr.  8$>f.  abgefebdfet 
unb  ber  6te£beil  befielbett  mit  einer  9w&chentild)en  grill  jur  ©ubbatfation  aeflellr. 

Das  ßanb-  unb  ©tabtgeridjt  tu  ©./  welcbeff  ein  DepofttaUffaoital  oon  3500 
SRtblrn  auf  biefem  unb  ben  übrigen  jum  Machlaf  gehörigen  ©runbftücfen  \u  ftr» 
bern  bat/  erfldrte  ju  ben  ©ubbaftationg:  Sicten : 

ba§  burd)  ben  Verlauf  von  |tel  beff  in  Siebe  fle&enben  ©runbftücfff  bie  j)ü« 

potbefenreebte  feine*  Depofftorii  auf  baff  gange  ©runbtfücf  nicht  alrcrtrt  nur* 

bin  tonnten/ 
mit  bem  Slntraqe: 

bieff  ben  fiieitanten  befannt  ju  magern 

Dteö  gefebab,  unb  es  fcblug  hierauf  baff2anb«  unb  ©tabtgeric&t  |*  ©.  am  13. 
JDecember  1832  ben  ibeellen  6t  en  £feeü  beff  Johann  ©.  an  bem  ©runbflücfe 
No.  2.  ju  ©.  bem  Surger  ®.  für  ein  ©ebot  Don  40  dityx.  ju. 
frdat  (ich: 

1)  ob  baff  <8erfabrcn  beff  ßanb*  unb  ©tabtgeric&tff  ju  ©.  an  ftcf>  §uld|jig  ge. 
wefen?  unb 

2)  waff  eff  für  rechtliche  Sßirfungen  fcat? 
Da«  äbnigl.  02.  ©er.  will 

ju  1.  baff  ©erfahren  beff  2onb*  unb  ©tabfgerichttf  burdj  bie  25orf*rift  beff 
<Preu§ifd)en  2anbrecbtff  »on  1721.  2*.  II.  q&uc&4-  Sit.  6.  »rt.2.  §.7. 
rechtfertigen,  roe!d)e  lautet: 

—  fo  ein  SDliterbe,  Socio»,  ©emetnfdiafter,  Consors  ober  ©efeö,  ein  #aab, 
®ut  ober  ©ereebtigfeit,  baran  anbere  Xpeil  ober  ©emeinfebaft  bdtten,  »er* 
laufte  ohne  Bereinigung  feiner  Üftiterben,  gemeinen/  Gonforten  ober  (De« 
feilen /  berfelbe  Äauf  ober  (Jontract  foO  nicht  weiter  binben,  benn  fo  Olef  a(ff 
bem  93erfdufer  ju  feinem  ttntbeil  an  fo!d>er  oerfauften  $aao,  (Gütern  ober 
®erecbtigfeit  gehubrt.    Unb  foldjergeflalt  fann  auch  ein  ebeaatt,  fo  in 
namtfd)cn  Sutern  faet,  ein  £auff  ober  ©runb,  obne  beff  anbern  SBiffcn 
nicht  gan)  oerfaufen,  fonbern  ba  fokheff  gefchebe,  iß  ber  ßauf  niefct  Weiter 
frdftig,  alff  fo  weit  er  beff  Söerfduferff  t&ümifche  $d(fte  betrifft. 
€5  folgt  auff  biefer  Ö)efe$0eHe  bloff/  ba§  ein  ftaufeontract/  Weidjen  einen  SDlitei* 
gentbümer  über  eine  im  gemeinfd)aftlict)en  Sigentbum  beftnbiiebe  ©ache  eiufei» 
tia  f*liegt,  nid)t  in  totum,  fonbern  nur  in  Untum  ju  red)tbefidnbig  ift,  fo  weit 
ndmlid)  fein  9intbril  an  ber  gemeinfd)aftlid>en  @a*e  gebt;  —  ein  Siech tfffafc, 
in  SBe^iebung  auf  ben  «öertdufer,  unbebentüd)  richtig  ift,  unb  nur  in  &ejie* 
bung  auf  ben  Ädufer  noch  eine  Unterfcheibung  |u(d^t/  je  nad)bem  ftd)  berfelbe^ 
inbtm  er  eine  (Sache  gan)/  unb  nicht  bloff  einen  SCbeii  baoon,  |u  taufen  wdbnte, 
in  einem  fotdien  3mbum  befunben  bot/  ber  eine  Aufhebung  beff  ®ertrageff 
fl'f»blich  rechtfertigt/  ober  nicht,   eben  fo  folgt  barauff/  bat  ein  3ftiteiaentfc6« 
mer  feinen  9Intbeil  an  ber  gemeinfehaftlichen  £ad>e  einem  ttnbern  übcrlatTen  ober 
abtreten  fann;  eine  Söeftimmunq,  bie  aud>  baff     ß.9t.  fennt: 

f,  60.  63.  unb  64.  Xit.  17.  Xbeitl. 
(gff  üebt  biernach,  wie  baff  Itonigl.  O.  ü.  ©er.  richtig  autfföbrt/  auch  ber 
Gerung  nid>tff  imSOege,  ba§  ein  folcher  Stntbeil/  im  28ege  ber  ggecution,  »um 
fl«id)tlichen  Söerfauf  gebracht  werben  barf; 

§.  74.  bafelbff. 

Dageaen  Hmmt  in  83etrad>t/  ba§  baff  «.2.81.  ben  (Brunbfafc  beff  gfjJmi. 
»«  gtechtff  nicht  fennt,  wonach  aöeff/  waff  jur  «ctio»  unb  5)aiftomaffe  aebbrt, 
Auf  bie  üftiterben/  nach  S3erbdltni§  ihrer  erbguoten,  ipso  jure  übergebt/  ba§  aifo, 
»od)  bem  91  2.  SR./  ertf  eine  (Srbauffeinanberfr^ung  oorauffgeben  mu§/  ebe  man 
mit  üReüimmtbett  annehmen  fann,  baf  einem  imiterben  m.  ber  6te  Xbeil  an 
«inem  geroiffen,  |ur  S3erla(femcbaft  gehörigen  ©runbflficf  jufieht/  unb  eff  folgt 
burauff  wieberum,  ba§/  fo  lange  bieff  nicht  ^efcheben  ift,  bie  eubbafiation  biefeff 
6tcn  Xbeilff  unjuldfitg  bleibt/  weil  man  nicht  wiffen  fann:  ob  ber  SRiterbe  nicht 
föon  fooiel  auff  bem  Vermögen  vorweg  erhalten  hat,  ba§  für  ihn  nidjtff  mebr 
IJ  erben  i^,  unb  ob  nach  S3ericbtigung  ber  ©d>ulben  überhaupt  etwaff  jur  2)er« 
IftcUung  fibrig  bleibt. 

ipterju  tritt  ferner/  baß  im  vorUegcnben  gatti  ber SBe^titel  beff  6ten  Xbeilff 
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M  ©runbfiücfS  für  t>en  30 bann  <3.  noch  tttdit  berichtigt  worben,  unb  ba§/  fo 
lange  bicS  ntct)t  gefcbeben  ift/  ein  perfbnlicber  lüldubiger  bcjfelben/  auf  bie  t>cr« 
meintlicbe  ibeale  Cbuote  bes  fraglid)en  (ikunbflücfS/  weber  ein  £npotbefenrecbt 
erwerben/  nod)  biefelbe  iur  Bubbaftation  fteüen  fonnte. 

Der3fuftiimiuirter  mu§  baber  bei  ber  früher  auSgefprocbenen  Slnftcbt  beharren/ 
bafc  bas  Verfahren  beS  Eanb*  unb  ©tabtgeridjts  \u  ©.  an  ftch  unfiattbaft 
gewefen  ift. 

3u  2.  ©efefct  aber  auch,  tut  ftdnbe  feft,  ba§  bem  3obann  ©.  ber  6te  £b<il 
an  bem  Jöürgergrunbftütf  9to.  2.  $u  @.  jugeftanben  höbe,  es  wdre  fogar  ber 
S3eft$titel  oon  bieiem  6ten  X belle  auf  beffen  tarnen  berichtigt /  gefegt  alfo/ 
bie  ©ubbafiation  biefes  flntbeils  nodre  juldiftg  geroefen:  fo  frdgt  es  fid)  ferner: 
waS  benn  ber  ©erfauf  eines  Slntbeils  an  einem  gemeinschaftlichen  (inunb- 
dürfe  für  rechtliche  golgen  baben  fann?, 
Die  Antwort  ergiebt  ftd)  aus  ber  folgenben  Betrachtung.  %tbt  @adje,  wetebe 
mehreren  <j)erfonen  in  einem  ungeteilten  3utfanbe  nugebort,  tu  beren  gemeinjebaft« 
licbeS  gigeni&unt/  bie  Xbeilnebmer  hüben  eine  moralfiche  $erfon,  fte  lieben  in 
einer  ©emeimebaft  mit  einanber,  unb  biefe  fann  nur 

a)  bureb  «Bereinigung  aller  »echte  ber  einjelnen  in  einer  £anb, 

b)  burd)  gemeinschaftliche  93erdu§erung  an  einen  unter  ibnen,  ober  einen  ftrem- 
ben/  ober 

c)  burch  Xbcüung ,  b.  &.  9laturaltbeilun3  ober  öffentlichen  S&erfauf  ber  ganjm 
^acbe, 

getöfl  werben. 

Daburdv  ba6  ein  Xbeilnebmer  ober  ÜRiteigentbumer  fein  Anrecht  einem  ber 
übrigen  Xbetlnebmer  ober  einem  ftremben  oberldft,  ober  ba§  ein  (Sldubigrr  a- 
nen  2tntbeil  beS  aHitetgentbümcrS  {um  gerichtlich  nofbwcnbigen  Söerfnuf  titüt, 
ttitt  ber  Geftfonar,  (Srbtchaftßfdufrr/  ober  Jlbjubtcatar  immer  nur  an  bie  ©teile 
feines  Gebenten,  erbfebaftsoerfdufers,  ober  e<hulbners,  folglich  in  t>k  ©erneut* 
fchaft  mit  ben  übrigen  Xbeilnebmern. 

Darum  fpriebt  bas  9t.  ß.  St.  §.  60.  u.  f.  Eft.  i7.  Xh.  L  nur  von  ber  tteberlaf* 
fung  ober  Abtretung  eines  Anrechts  am  SKiteigentbume/  unb  verweifi  im  §.74./ 
reo  oon  ber  notbwenbigen  9$erdu§erung  auf  bas  Anbringen  ber  l^ldubigrr  bie 
Stehe  ift,  auKbrörflid)  auf  jene  §§.60—68.  Da*  Anrecht  eines  SDiiteigentbumerS 
aber  beftebt  in  bem  Inbegriff  ber  Stechte  unb  ©erbinblicbfeitetty  welche  einem 
SDiiteigentbümer  in  Sßejug  auf  bie  gemeinfchaftliche  Bache  jutfeben. 

Der  Bürger  ©.  ju  @.  bat  alfo  burd)  bie  Slbjubicatton  in  feinem  ftafle  mehr 
erworben,  als  ben  SIntbeil  an  bem  in  Stebe  flebenben  (örunbfrurf/  welcher  feinem 
(©chulbner  3fobann  ©.  juflanb,  mit  allen  bemfelben  in  shejiebung  nuf  bad  mu 
<igentbum0-SÖerbdltnt§  juftebenben  Stechten  unb  2}erbinNid)feiten,  mit  anbern 
SBorten:  er  u\  ben  9Jiitaeno|Ten,  wie  ber  §.68.  fagt/  in  beren  ^emeinfehaft  auf* 
^ebrungen  worben/  unb  bat  nun  erft  ba*  Stecht  erworben/  auf  eine  Xbeiiung  De» 
gemeinfehafliiehen  @iaentbum*  unb  ju  biefem  3^'rf/  nuf  ben  öffentlichen  Söerfauf 
M  ganjen  ©runbitCirfö  anzutragen.  Diefer  öffentliche  öerfauf  erfolgt  aber,  wie 
jebt  freiwiUige  ©ubbaflaiton,  unbefd>nbet  ber  9ied)te  ber  Swtbefengldubiger 
unb  ber  übrigen  Stealberechtigten. 

3m  oorliegenben  gofle  banbelt  etf  ftcf)  überbem  »on  einem  gemeinfehaftlicben 
(Sigentbum  mehrerer  27Uterben,  e$  nur  ein  Xbeil  beg  grbrechtß  Ue  ftobann 
®.,  ndmlid)  t>t$  Srbred)«/  welchem  ibm  auf  bas  (iirunbfiiicf  No.  2.  jufianb/  »er« 
fauft  worben.,  ber  ftdufer  ifl  fonach  ein  ©rbfehaftefdufer  /  unb  feine  »Rechte  unb 
Söerbinblichfeiten  ftnb  twd)  §.4s4.  u.f.  2it.  Ii.  £b- 1-  be0  51.  ß.  Sc-  ju  be^ 
urtbeilen. 

M  ifl  bletf  um  fo  weniger  jweifelbaft,  ba  er  in  feinem  ffafle  mehr  Siechte 
,   erwerben  fanny  alö  feinem  ©chulbner,  ber  in  ungetbeüten  ©ütern  Übt,  UM 
jufieben. 

&t  ergiebt  iTch  hieraus  /  bn§  baS  ßanb»  unb  (?fabtgerid>t  |u  ©. .boDfommen 
Stritt  bat/  wenn  es  ber  ßbfehung  feines  Depoftml^aoitnlS  auf  bem  perfauften 
6ten  Xbeile  beS  in  Siebe  flebenben  (iirunbfiürfs  wiberiorid)t. 

Das  Äbnigl.  O.  2.  (9er.  erbdlt  4uf  ben  (£runb  ber  »orfJehenben  SluSfabrung 
(ierburch  bie  31nwrifung: 

bem  £6nigl.  ßanb*  unb  <2fabtgeridjt  ju  ©.  bfe  ßbfehung  außbröeflich  I« 
untertagen/  unb  wenn  buidhe  tmwifd)en  gefdu-ben  fein  foflte,  bafitlbt  mit 
Söejug  auf  bie  SBorfdjrift  beS  §.  526  «qq.  Jtit.  20.  2beil  L  beS  2t.  g.  St.  »on 
Slmtswegen  anjubalten/  bie  SEBibereintragung  fofort  »teber  ju  bewirfeny 
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un br fcfrabet  jeboch  t>er  «Rechte  betf  SÜbiubicgfnrS ,  wenn  er  ftd>  getraut/  Im  SBege 
Stechten*  auszuführen/  tag  er  bie  ßbfebung  ju  verlangen  befugt  fei. 

V.  Ä.  3.  93.  41.  @.  555. 

3)  Rescript  t>.  13.3uni  1836,  6etr.  bie  Xtfuqnit  be*  ©lauter*,  feine  jubicatmä* 
ftqt  Sorberuna.  auf  ein  feinem  @<fcu(tner  mit  anbern  aemeinfeöafuid)  geböt-igel  Orunbßücf  ein« 
tragen  su  laffen,  unb  bcnina<f>fc  auf  ben  Sßerfanf  beä  ©rimbfliieW  anjutraaen. 

Dem  Berichte  betf  äbniglicnen  ©tabtgericbttf  vom  24.  SOTat  b.  3f.  liegt  foU 
genber  gatt  *um  ©runbe: 

gur  bie  aRüfler  ».feben  £eflamentö<€rben  ifl  ber  SflcfT&tiref  ber  tum  sftacbfaf 
gehörig  geroefenen  ©runbftütfe  berichtigt,  flebt  alfo  frft/  baß  fte  üfiiteiqen* 
tbumer  berfeiben  (Inb.  3u  biefen  Xeßamenttf  Grben  gebbrt  eine  verehelichte  »D?. 
&uf  Deren  Slntbeil  wirb  bie  Eintragung  einer  jubifatmdßigen  Sortierung  naebge« 
fud)t.  Datf  Äbnialicbe  ©tabtgend)t  bemübt  ftd)/  gegen  bie  8nftd)t  betf  O. 8. 
©er.  ju  (Stettid  autfjuföbren: 

baß  ein  Stöfterbe  feinen  totalen  noch  unbeffimmrrn  Slnfbeii  an  etoem©runb« 
flücf c/  auch  nad)  beroirfter  58ejt$titel?58erid)ttgung  für  fdmmtlicbe  (Erben, 
nicht  verpfdnben/  folglid)  aueb  ein  (gläubiger  betf  Sterben  auf  bellen  9fn« 
recht  feine  gorberung  ex  judicato  nid)t  eintragen  Iaffen  fbnne. 
g*  1iüvt  iTd)  barauf,  ba§  nach  $.69.  $it.l7.  L  91.2.91.  bie  Verpfdnbung  br* 
©uttfantbeiltf  überall  autfgefcblofien  fei/  roo  bie  Veräußerung  nicht  fiattftnbe/ 
»eiche  bier  nach  §.  65. 66.  a.  a.  D.  nicht  luldi'ftg  geroefen  fei. 

Diefer  Sin  ficht  fann  ber  ^ufiijminifler  nicht  beitreten, 
l)  «nach  §.  64.  a.  a.  Ö.  ftnbet  bie  Abtretung  betf  Slnrecbttf  an  einen  grembett 
bei  allen  aud  £eflamenten  entflanbenen  ©emeinfebnften  in  ber  SRege!  ©tatt. 
3»ar  loa  ben  Sfttteigentbümern  nad)  $.65.  bafelbft  tag  Vorfaufßrecbt  jufte* 
btn/  baoon  fann  aber  bei  Verpfdnbunqen  nicht  bie  Stehe  fein.  ©ben  fo  roenig 
flebt  ber  §.66.  entgegen/  roo  nach  bie  Veräußerung  betf  Sintbeiltf  an  einen  ftrem- 
ben  burch  bie  Veräußerung  betf  ©anjen  autfgefebl offen  roirb;  benn  biefe  Unorrein« 
barfeit  ber  Veräußerung  einetf  2lntbeiltf  mit  ber  Veräußerung  betf  ©anjen  ftnbet 
nach  ber  9latur  ber  ©ad)e  auf  Verpfdnbung  betf  flmbelltf  feine  Änroenbung. 

ifi  burd)  biefe  V< (lim mimq  nur  vorgefebrieben/  baß  bie  einfeitige Veräußerung 
betf  '3Jntbeil0  ber  gemeinfehaftiiehen  Veräußerung  betf  ©anjen  nachgeben  muffe. 
3Benn  biefe  Vorfcbrift  auf  bie  einfeitige  Verpfdnbung  einetf  Slntbeiftf  angeroenbet 
rtirö,  fo  fann  bieg  feinen  anbern  (Sinn  haben/  altf  baß  biefe  einfeitiae  Verpfdn* 
bung  nicht  bie  einfeitige  Verdu§erung  betf  oerpfdnbeten  9(ntbei(tf  jur  ^olge  haben 
fann/  roenn  auf  bie  $terdugerung  betf  ©an^en  angetragen  »irb/  toie  auch  im 
§.  74.  a.  a.  D-  autfbräcflich  oorgefchrieben  ift. 

2)  3n  bera  oon  brm  ©tabtgerichte  in  S5ejug  genommenen  SRefcript  vom  13. 
Slpril  1833  (Jahrbücher  4i.  ©.555.)  ifi  nur  autfgefprochen/  ba§  oor  ber  TW» 
Iung  einer  (Srbfchaft  ber  ibeole  Sintbert  betf  ÜTliterben  an  einem  ©runbfiäcfe  nicht 
Koch  ber  jQuote  benimmt  werben  fann  unb  bie  einfeitige  Veräußerung  betf  ber« 
pfdnbeten  ttntbeiltf/  auch  toenn  fte  im  2Bege  ber  nothrcenbigen  ©ubhafiation  tt* 
folgt/  bie ßßfebung  ber  batf  (Dante  affteirenben  Jntabulate  nicht  |ur$o!ge  habe. 

i)  Die  rechtlichen  gola<«  ber  (gintragung  auf  einen  einjelnen  »ntbeil  du§em 
ftcb  feit  ber  Verorbnung  vom  4.  SÜl&vi  1834  über  ben  ©ubbaftatlontf »9)rojr§  an* 
bertf/  altf  bietf  früher  ber  $aO  geroefen.  Der  iStiteigenthumer  einetf  ©runbfh'icftf 
fonnte  fonft,  roenn  er  auf  (gubbafiation  ber  Xheiiung  rorgen  antrug/  ben  ^att 
einer  fbrmüchen  Verurteilung  ber  SKiteiaentbumer  autfgenommen^  nur  im  3Bege 
ber  freiroilligen  @ubhaflation  feinen  3roecf  erreichen,  gtf  rourben  baburd) 
bie  Stechte  ber  ftupotbefenqldubiqer  fo  toenig  berubrt,  altf  bietf  burch  einen  Ver« 
fauf  autf  freier  £anb  ber  $aa  ill  Der  auf  einen  cinjelnen  Stntheiie  eingetragene 
$9P0tbefengldubiger  hat  nicht  mehr  fechte,  altf  fein  (gcbulbner  felbft  befaß,  ßr 
fonnte  baher  nur  ben  einzelnen  9Inthei(  ober  batf  Anrecht  feinetf  echulb- 
nertf  im  2ßege  ber  notbroenbigen  gubballation  |um  Verfauf  bringen.  Der  <£r« 
Heber  trat  baburch  in  bie  ©emeinfehaft  mit  ben  übrigen  SRtteigentbfimer/  roie 
bietf  im  SRefeript  bom  13.  Sfprii  1833  umfldnblich  autfgefuhrt  ift,  unb  fonnte 
nur  erfl  im  >2Be^e  ber  freiroiOigen  ©ubhafiation  auf  ben  gerichtlichen  Verlauf 
betf  ganzen  ©runb^öcftf  £5ebuftf  ber  Xheilung  antragen. 

9tnbertf  fommt  bie  ©ache  feit  bem  (fnebeinen  ber  Verorbnung  vom  4.  2Rdr| 
1834  aber  ben  ©ubhaflatioutfproneß  }u  flehen.  Der  §.  2.  biefer  Verorbnung  legt 
ber  ©ubbafintion,  ro eiche  auf  ben  Antrag  einetf  SRitetaentbomertf  erfolgt/  bie 
5öirfungen  ein  er  n  othm  enbig  en  bei.  £ierautf  ergiebt  ftch/  baß  feit  biefer 
öerorbnung  ber  SWiteigenthömer  unb  in  golge  beffen  auch  ber  auf  beffen  9lnthe« 
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eingetragene .  £wotbff*ngldubiger  toi  «Recht  baben,  ba4  ganje  ©runbftöcf  im 
sJBeae  ber  notbroenbiaen  ©ubbaftatlon  junt  Söerfauf  *u  bringen. 

£)a*  fi&nigl.  @tabtgerid)t  bat  bajcr  bcr  Bnweifung  b<0  O.  6.  ©<r.  wegen 
Eintragung  bet  jubicatmdfMam  gorberung  auf  ben  9lntb<il  ber  »erebelichten 
auf  Q)runb  beß  §.  22.  bet  ©erorbnung  vom  4.  9Kdrj  1834.  übet  bie  ggecution 
In  Gtoil  dachen  mit  Stecht  genügt/  nnb  Wieb  auch  bie  ©ubbaftation  be*  gan* 
|en  ©runbfläcf*  im  gßege  bet  notbwenbtgen  ©ubbaüation  einzuleiten  haben/  wenn 
barauf  im  Sortgang  bet  (Ssecution  angettagen  »erben  foflte. 

b.  Ä.  3«  25»  ^7.  ©.513, 

4)  Rescript  t».  21.  3uli  unb  10.  ©epfbr.  1836,  bafj  ber  ©laubiger  gegen  feinen  <£cöulb* 
ner,  weltfern  ein  gjiireigtntbum  an  einem  ©runbftürfe  juftefit,  nicbt  ba$  aanje  ©runbßiicf, 
fonbern  nur  ben  ttmfceil  be«t  gdjuumer*  jur  ©ubbaftatien  fcdngtn  fann. 

©em  fönigticfcen  D.ß.Oer.  wirb  anliegenb  bie  83cfchwerbe  be*  3?uflij  fiom* 
wiffariu*  ®.  ju  Birnbaum 

in  bet  bei  bem  bortigen  ßanb*  nnb  ©tabtgericht  fchroetcnbcn  3-fd)en  £2ub- 
..  baftationäjache 

Dom  8.  b.  im.  nM  beren  Anlagen  in  Urfcftrift  mit  ber  Veranlagung  ^gefertigt/ 
bie  eingeleitete  ©ubbaftation  M  ganzen,  &fm  iur  3<ihlung  verurteilten 
@.3.  nur  jur  £dlfte  gehörigen,  ©runbftatf*  au?  ben  in  bem  oon  bem  Sfte- 
fcbroetbefa&rer  angejogenen  SReffripte  vjom  6.  Olooember  0.  %  angeführten  ©rfin« 
ben  wiebet  aufoufceben,  unb  bcöfcalb  Slnwtifung  an  batf  £anb«  unb  etabtgcricbt 
|tt  Birnbaum  ju  er!  offen. 

£>urd)  ba5  teihtdfrdftige  (grfenntnifj,  welche*  nur  gegen  einen  SKrteigentbä« 
mer  beö  jur  ©ubbaftatton  gesellten  ©runbftötf*  ergangen  ift,  bat  bet  ftldger 
nur  einen  Xitel  |um  5J)fiuib  recht  auf  bie  bem  (3  et)  uibu  e  r  iug  ebb  eigen  3  m* 
mobilien, ' 

§.  22.  93.  u.  4.  2Jldrj  1S34. 
unb  baburd)  jugleieh  bas  Stecht  auf  ©ubbatfatton  fceö  bie  fem  gebbrigen  91ntbeil$ 
erlangt,  weichet  naef)  §.60.  Xit.  17.  8Lß.  SR.  untet  ben  in  ben  folgenben 
§§.  frtfgefe&ten  Söebingungen  befonbertf  »erdujjert  werben  Darf,  Dir*  iRed)t 
fann  auf  bie  2lntbeile  ber  übrigen  jubffatmd&ig  nicht  oerurtbetiten  SDNteigerrtbu« 
mer  nicht  autfgebebnt  werben,  inbent  bie  93orfd>rift  betf  §.  2.  Vlv.  3.  ber  58rrorb» 
nung  II.  joom  4.  üJidrj  1834.  jroar  bem  Wlit eigen tbfim er,  auf  notbwenbige 
©ubiafiation  betf  ganzen  gcjneinfchaftlichen  ©runbflucfß  anzutragen,  getrottet/ 
biefe  iHefuaui§  aber  auf  ben  ©idubiger  betf  «miteigentbümet*  nicht  au$gebe&nt 
wetben  fann,  bet  nur  fein  $f  anbrecht  tu  fealiffren  berechtigt  ift. 

©0  wenig  ber  ©Idubiger  beef  betuttbeiltcn  3niteigeurbömerd  bie  jubifatmdfige 
ftotberung  auf  bie  übrigen  fifnt^cUe  bei  gemeinfcbaftücfcei!  (Drunbfiücfg  eintragen 
Iaffen  lann,  eben  fo  wenig  Eann  er  bte  ©nbbajlation  "bet  fibtigen  Sintbeile  »et* 
laugen.  <£*  »ergebt  ad)  iebod)  bon  fdbll  bap  bem  Bbtubtf  ata r  Ijicrnüdjft  a(ö 
SOTiteigentbömer  unbenommen  bleibt,  |um  3wecf  bet  9fu$einanbcrfebung  von  Dem 
itm  nach  §.  2.  91t.  3.  jener  «öeroribruiyg  juilcbenben  gtecfjte  ©ebraud)  ju  machen. 

S3etüit^  ben  21. 3 uli  1836. 

©em  (Xit)  wirb  auf  ben  Bericht 
in  ber  bti  bem  £ani>-  unb  ©tabfgerfeht  |u  »frnbaura  fehwebenben  3 
©ubbaflation^fache 

twm  27.  ».  0).  erbffnet,  t>af  ber  3fu^iioitrtitlet  4ucf)  nach  nochmaliger  Prüfung 

ber  ©ache  bei  bet  Verfügung  bom  21.  3-uIt  t>.%, 

wonaeb  ein  (Sidubiget  aeaen  feinen  ©dmlbnet,  welchem  ein  SO^tteigentbum 
<ttt  einem  ©runbihfiefe  ju^lebet,  nieht  baö  gan§e  ©runbßücf,  fonbern  nur  ben 
Sintbert  feine«  ©ehulbner«  jut  eubbaßation  bringen  fann, 

Mm  bleiben  mu§. 

^>ier»on  fann  fluch  bet  #att,  wenn  batf  3mtHgentbum  auf  bet  ehelichen  @ä- 
tetgemeinfdvaft  betubt,  leine  ffuänabme  machen. 

Daö  ÄoUrgium  -gebt  twon  autf,  ba^  bei  bet  ehelichen  ©fifetgentdnfchaft  he« 
Cbeleuten  an  ben  gemetniebaftiieben  ©runbflöcfen  fein  inteaeftuefler  «ntbeil  ju. 
«ehe.  Die  Oorfefcriften  übet  bie  Sludeinanberfe^ung  (§§  637.  f.  Xit  1.  Tb-  ! f • 
91.  ß.  SR.)  beweifen  inbefen  M  ©egentbeil.  fflenn  beibe  €<>eleut<  ein  (gtunbfiücf 
aemeinichafriieh  beft^ett/  fo  folat  oon  felbfl/  bag  jebem  batan  ein  Unrecht  jur 
ßdlfte  (bie  ibeule,  intea<ftuefle,  ^>41fte)  auflebt,  wenn  auch  wdbrenb  ber  Che  bie 
maturaltbeiiung  ber  einfeitigen  Verfügung  ünts  ehegotten  nach  §.378.  a.a.O. 
entjogen  ift. 

■ 
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Da§  tief« Söefchränfung  nur  bie  rofflfu&rlichen  iöcrfiigunaeit  eine?  (gpegatfen, 
nicht  aber  tue  »35efugntffc  fcer  (^läubiper  trifft,  roirb  von  bem  ft'ofleimnn  felbß  an* 
erfannt.  Die  Unjertrennlichfeit  be*  2?lireigcnt&umö  fann  baber  bie  nofttvenbige 
eubbaftatton  be*jenigen  »ntbeil*  nicht  binbern,  ber  bem  verurteilten 
<3d)itlbner  gehört.  Die  ©ubbaflatton  brö  ganzen  vJjrunbtfücf*  fefct  bagrgenei« 
gegen  beibe  Eheleute  crf!ritrrncs  (Srfenntnifj  vorauf 

hiermit  ftcbt  auch  bic  Söorfchrift  ber  ».  ©.  O.  2b.  L  £it.  1.  f.  23.  nid)t  im 
Sßiberfpruch  /  benn  hiernach  ift  allerbing*  bie  3ujiebung  ber  Gcbefrau  nur  in  ein* 
{einen  bezeichneten  gdHrn  nbtbig/  bei  einfeitigen  echulben  be*  gbcmanne*  aber 
nicht  erforberlicb.  Darau*  folgt  allerbing*,  ba|  ber  ©bemann  allein  örrurtbeilt 
werben  fann,  nie  auch  in  bem  vorliegenben  «pro$effc  gefd)eben  Ii).  Die  SBirfun* 
gen  be*  Urtelß  ftnb  jebod>  »erfchieben*  je  nachbem  bie  grau  jugfeid)  mit  verur* 
tbeüt  roorben  ifl  ober  nicht.  3Benn  bie  (Sbefrau  in  bem  vorliegenben  Sntte  mit« 
verflagt  roorben  rtäxt,  fo  würbe  fie  mitverurtbeilt  roorben  fein,  ba  auch  fftf  bie 
einfeitigen  echulben  be*  ebnnanneö  in  ber  Wegel  ba*  gemeinfchaftltche  23ermt>- 
gen  verhaftet  ift  (».8.91.  2b- H.  Xif.  l.  §$.  391. 394.) 

Die  gpefntion  ftnbet  immer  nur  nach  bem  Inhalte  be*  rechtflfrdftiaen  Urtelß 
flatt  unb  befchrdnft  n'ch  lebiglich  auf  benjentaen/  ber  Verurteilt  ift.  süienn  aifo 
ein  ©Idubiger  ba*  gemeinfehaftiiehe  23erm&gen  ber  (Eheleute  «an*  in  »nfprucfc 
nehmen  roill,  fo  mu§  er  auch  geaen  beibe  bie  fllage  richten  unb  ihre  3Berurtbei* 
(ung  egtrabtren,  ebe  er  gegen  beibe  mit  ber  gfefution  vorfchreiten  fann. 

Da*  Kollegium  bat  ftch  auch  noch  über  bie  mfcgJicnen  golgen  einer  auf  bett 
»ntbeil  be*  verurteilten  «bemanne*  befchrdnften  (Dut*^ubbaftation  verbreitet/ 
inbem  e*  au*jufübren  fuebt/  ba§  bem  (Sbemanne  nach  ber  ©ubbaflatron  feine* 
»ntbeil*  roieber  bie  £dlfte  von  bem  für  feine  Ehefrau  refervirten  »ntbeile  tu« 
fallen  rcüri>e,  roeil  bie  (Süterqemefnfchaft  frlbft  fortbauere. 

Ueber  bie  burd»  bie  antbeilige  ©ubbaftation  entfiebenbe  3Recht*oerbdltnlfje 
fann  jebod)  jum  33ornu*  feine  (Sntfcheibung  ftatt  finbcn ;  noch  roeniger  aber  fann 
um  biefer  mutbma§lichen  golgen  roillen  ba*  Stecht  be*  ©tdubiger*,  ber  nur  ge« 
gen  einen  SDltteigentbümer  ein  erfenntnifj  erftrttten  bat,  verdnbert  unb  er»ti« 
tert  roerben. 

Uebrigen*  tv&rbe  hierbei  auch  *ur  GgrrocTaung  fommen,  ba§  ba*  SDWefgentbum 
an  bem  jur  fcdlft*  fubbafttrten  ©runbfiücTe  burch  bie  notbivenbfge  «öerdugerung 
gar  nicht  aufgehoben  roii-b,  fonbern  nur  von  bem  ©bemanne  auf  ben  »biubifatar 
foroeit  übergeht/  ba§  ber  geltere  fiatt  be*  ©bemanne*  in  ba*  SDciteigentbum  ein« 
tritt,  ^fnbejfen  fann  hteroon  unb  von  bem  ctroa  roegen  be*  Ueberfcfiufle*  entite« 
henben  9techt0verbdltni§e  auf  feinen  gaU  ba*  ©ubbajiationdverfabren  abbdnaig  fein 
•ber  auf  ben  »ntbeil  be*  nicht  verurteilten  gjUtetgentbunur*  au*gebebnt  werben. 

Die  Unjuldfllijfeit  biefer  von  bem  (£it.)  beoorroorteren  »ußbehnuncj  ergiebt 
ftd)  nnr  noch  beutlicher  au*  bem  von  bem  Kollegium  belogenen  §*. 386.  a.a.O./ 
roonaeh  auch  bei  vorroaltenber  ©itergemeinfehaft  bie  grau  in  einzelnen 
gdüen  mit  ihrem  SSermbgeMantbeile  nur  fubflbiartfch  haften  foQ.  hierüber  fann 
mithin  nur  burch  @rferintni§  gegen  bie  (Ehefrau  ftlbft  entfehieben  roerben. 

Da*  (£it.)  hat  baher  nach  trer  gyerföaung  vom  2h.  ftulf  b.3.  ba*  Erfahren 
einzuleiten  unb  ben  ^utereffenten  |U  fiberlaffen,  nach  S3efTnben  beibe  (Eheleute  in 
»nfprnch  |u  nehmen^  nenn  e*  ihnen  b«rum  ju  thun  in  ber  <Esecution*«^n« 
fianj  nicht  auf  einen  »ntbeil  befchrdnft  ju  »erben. 

Berlin,  ben  io.@eptember  1836.  v.Ä.  %f&.to.  (S.208. 


§.  75.  Bie  Theilong  des  gemeinschaftlichen  Eigenthums  findet  in  al- 
len Fätten  Statt,  wo  nicht  ausdrückliche  Gesetze,  VerCräge,  oder  rechts- 
gültige Verordnungen  eines  Dritten  entgegen  stehen. 

§.  76-  Das  Recht  auf  eine  solche  Theilung  anzutragen,  kann  auch 
durch  Verjährung  nicht  ycrloren  gehen. 

§.  77.  Selbst  alsdann  nicht,  wenn  ein  Theilnehmer  der  von  dem  an- 
dern angetragenen  Theilung  widersprochen,  und  letzterer  sich  dabei 
durch  noch  so  lange  Zeit  beruhigt  hätte. 

§.  78.  Der  blosse  Rath  oder  die  Warnung  des  Stifters,  dass  die  Ge- 
meinschaft fortgesetzt  werden  möchte,  schränkt  das  Recht  der  Theil- 
nehmer, auf  Trennung  anzutragen,  nicht  ein. 
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§.  79.  In  allen  Fällen,  wo  die  Aufhebung  eines ^n  sich  gültigen  Ver- 
trages in  den  Gesetzen  verstattet  ist,  kann  auch  die  Verbindlichkeit  aus 
Verträgen,  zur  Fortsetzung  der  Gemeinschaft,  aufgehoben  werden.  (Tit. 
5.  §.  349.  sqq.) 

§.  $0.  Eben  so  findet  die  Trennung  einer  Gemeinschaft,  deren  Fort- 
setzung ein  Dritter  an  sich  gültig  verordnet  hat,  in  denjenigen  Fällen 
Statt,  wo  ein  gültiger  Vertrag ,  wegen  Unmöglichkeit  der  Erfüllung, 
oder  wegen  veränderter  Umstände,  aufgehoben  werden  kann.  (Tit.  5. 
§.  360-377.  sqq.) 

§.  81.  Was  wegen  Trennung  einer  unter  Eheleuten  entstandenen 
Gütergemeinschaft  Rechtens  sei,  ist  im  Titel  von  der  Ehe  vorgeschrie- 
ben. (Th.  2.  Tit.  1.  Abschn.  6-  7.  8.) 

§.  82.  So  weit  Jemand  gültige  Veräusserungsverträge  zu  schliessen 
föhig  ist,  kann  er  auch  auf  Theilung  des  gemeinschaftlichen  Eigenthums 
antragen. 

§.  83.  Sind  bei  einer  in  den  Gesetzen' an  sich  gebilligten  Theilung  die 
Interessenten  über  den  Zeitpunkt  derselben  nicht  einig:  so  muss  die 
Theilung  bis  dahin  verschoben  werden,  wo  sie  ohne  Schaden  der  Sache, 
und  mit  dem  wenigsten  Nachlheile  für  säinmtliche  Interessenten  erfol- 
gen kann. 

§.  84.  In  der  Regel  ist  derjenige  Zeitpunkt  abzuwarten,  wo  sich  Nut- 
zen und  Lasten  der  gemeinschaftlichen  Sache  am  füglichsten  gegen  ein- 
ander abwägen  lassen. 

§.  85;  Wegen  blosser  Rückstände  in  der  zur  gemeinschaftlichen 
Sache  gehörenden  Einnahme,  kann  die  Theilung  selbst  nicht  aufgehal- 
'  ten  werden. 

§.  86.  Wenn  mehrere  von  einander  unterschiedene  Sachen ,  deren 
%  jede  besonders  genutzt  werden  kann,  zu  theilen  sind:  so  .darf  deswe- 
gen, weil  einige  noch  nicht  getheilt  werden  können,  die  Theilung  der 
übrigen  nicht  ausgesetzt  bleiben. 

§*87.  Was  seiner  Natur  nach  th  eilbar  ist,  und  durch  die  Theilung 
seinen  Werth  nicht  verliert,  muss,  wenn  nicht  ausdrückliche  Gesetze 
entgegenstehen,  oder  die  Interessenten  sich  auf  andere  Art  deshalb  ver- 
einigen, in  Natur  getheilt  werden. 

§.  88.  Können  die  Interessenten  wegen  Zuschlagung  der  einzelnen 
Thcile  sich  nicht  vereinigen ;  so  entscheidet  das  Loos. 

§.  89.  Kann  zwar  die  Sache  an  sich  in  Natur  getheilt,  über  die  Wür- 
digung oder  Legung  der  Theile  aber  kein  Uebereinkommen  unter  den 
Interessenten  getroffen  werden:  so  ist  jeder  derselben  auf  öffentlichen 
Verkauf  anzutragen  berechtiget. 

§.  90.  Dergleichen  Ausgebot  zum  öffentlichen  Verkaufe  findet  in  al- 
len Fällen  Statt,  wo  die  Theilung  in  Natur  nicht  erfolgen,  und  auch  we- 
gen Ueberlassung  der  gemeinschaftlich  gewesenen  Sache  an  einen  der 
Theilnehmer,  oder  an  einen  Dritten,  keine  Vereinigung  unter  den  Inte- 
ressenten erreichet  werden  kann. 

§.  91.  Ob  für  ein  geschehenes  Gebot  der  Zuschlag  erfolgen,  oder  die 
Ausbietung  fortgesetzt  werden  solle,  entscheidet  die  Mehrheit  der 
Stimmen. 

§.  92.  Liegt  jedoch  bei  dem  Aufgebote  zum  öffentlichen  Verkaufe 
eine  Taxe  zum  Grunde,  welche  mit  Zuziehung  sämmtlicher  Interessen- 
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tcn  nach  Vorschrift  der  Prozessordnung  aufgenommen  worden;  und  ge- 
schieht ein  Gebot,  wodurch  die  Taxe  erreicht  oder  gar  überstiegen  wird: 
so  muss  der  Zuschlag  geschehen,  wenn  auch  nur  einer  oder  etliche  Inte- 
ressenten, welche  keine  Mehrheit  ausmachen,  darauf  antragen. 

§.93-  Ist  die  Taxe  nicht  erreicht  worden,  und  die  Stimmen  für  und 
wider  den  Zuschlag  sind  gleich,  so  findet  derselbe  nicht  Statt. 

1)  Rescript  v.  M.  Januar  1802,  betr.  bte  CfiMvftiiaiins  bei  »ormunbfctjafWäeii  9t* 
tidjtt  in  >cn  Suidjia«  eint*  (»riinbftüctt  twan  minorenn«  snittlgfnrijiimtr  mtereffirrn. 

Sie  »orfebrifr  betf  «.ß.gt.  £ b.  I.  XU.  17.  i  *M,  worüber  3&t  in  «uremSöe* 
rid)t  vom  12.  b.  an.  anfragt ,  entbilt  nur  eine  9torm  für  brn  9crd)trr,  reonad) 
bei  emff<benb<m  (2trett  ju  entfeheiben  tft,  inwiefern  ein  auf  3nflan|  eine*  mt* 
b»ü>r«  fubbaftirte*  aemeinfcbaftücbe*  ©rurtöflücr  für  ein  gefebebenetf  ©ebot  §u. 
geichiagen  »erben  nu'iffe. 

Dae  oormunbfchaftUwe  @oQegtum/  n>rfdictf /  al*  <25fefli>ertreter  ber  <J>ffrabe- 
fobWnen,  al*  Partei  betrachtet  werben  mufj,  i ff  an  t>(c  hier  Mgefefcien  Sftegetn 
triebt  gebunbrn,  unb  ef  fann  babrr  toon  brmfelben  bie  Grinrcifliquna  jn  ben  3a« 
fch lag  auch  für  rtn  bie  Jare  nicht  erreichende*  ©rbot  unbebenflich  ertbeilt  wer» 
fttii/  wenn  ber  SBormunb  tTa*  ©ebot1  annehmlich  ffnbet/  unb  Die  Umftdnbe  Aber* 
iruarnb  ergeben/  bag  bei  einer  gortfe&ung  ber  ©ubbaffatton  ein  mehrere«  nicht 
OerauSforamen  »erbe.  (Stengels  SBeitr.  SB.  15.  6.282. 

2)  Verordnung  ».4.  «an  1834,  über  bea  6ubba(latloB*<  unb  JtAufgelö«rbtl«««n^» 
ttwk  (i.  1.  T.o.  3.) 

SBei  ben  Söorfcbriften  llnfcrer  A.  ®.  £>.  über  Ben  ©uBbajtotum*.  unb  ffaufgelber» 
liguibation*proie|j  pat  fleh  ba*  fcebörfnif  einer  Hbänbcrung  ergeben,  welche  nicht 
bi*  jur  fttadenbung  ber  von  tttitf  angeorbneren  allgemeinen  ©efe$reoiffon  airtgefeßt 
werben  fann.  9ßir  wrorbnen  bemnacb  für  auVtyrooinjen  Unferer  Monarchie,  in 
welchen  bie  A.  ©.  Ö.  jtraft  bat,  auf  ben  Antrag  Unferer  □nfiijminifler  unb  nach 
erforbertem  ©utaebten  einer  oon  ttnö  au*  ÜKitgliebcrn  be«  ©taaHratb*  ernannten 
Äommifffon,  wie  folgt: 

3u  II.  l.  ».  65.  Zit.  sa  btr  Vwiffjwbnun«. 
§.  1:  3>ie  @uBtmfhtion  foO  fünftig  nur  ftattfinben: 

1)  bei  ©runbfhicfen, 

2)  Bei  ©ereebtigfeifen,  welchen  bat  ©efe$  bie  (Sigenfäaft  einer  unbeweglichen 
(Sache  beilegt,  unb 

3)  Bei  (Schiffen,  \u  beten  JOerpfänbnng  bie  JtoturahtteBergaBe  an  ben  ©laubiger 
gefefcltd)  niebt  erforbcrltcfc  t(t.  (A.  £.  SR.  Sb- l-  Sit.  20.  §.  300.) 

3tt  II.  5-S.  Xit.  52. 

5. 2.  Au&rr  ben  fallen  ber  ©refution  unb  be*  ÄonFnrfe«  tritt  bie  notbwenbige 
©ubMtation  mit  ihren  SHMrfungen  auch  «l*bann  ein,  wenn  ber SJerfauf  erfolgen  foü: 

1)  im  erbfdbaftlichen  £iquibation*«VrojefTe,  ohne  Untcrfcbfeb,  ob  ber  $rBe  im 
3?>efi$  btt  5?ad)laffe<  (ich  Brfinbef,  ober  nicht ; 

2)  auf  ben  Antrag  be<  »enefinal'@rBen,  beffen  Crigen^oft  ol<  SBenefftlöKSrte 
im  fwpotbefcn Buche  «ermerft  (3!.g.9t  Ib.  I.  lit.  9.  §.  448.),  ober,  wenn 
ba*  f>ppotbefenBucb  noch  niebt  regulirt  werben,  ju  ben  $opotbefen< Elften 
ongejeigt  i(t; 

3)  auf  ben  Antrag  eine*  SD?tteiqfnthümer«  »im  %wtä  ber  5Iu*eiuanbcrfc^ung, 
infofern  bie  SJtitcigentbnmer  flcb  niebt  baräBer  einigen,  bap  nur  eine  freiiotU 
lige  ©uBbaflation  ftattbaBen  foQ. 

2>ie  ©orfebrift  §.  8.  Sit.  52.  ber  ^rojeforbnung  wirb  aufg<boBen. 

(Ute  »oUfltiAbMe  «Scrorbnunfl  f.  m  *.  ®.  £)•  L       ••  1  *n>  «nb  CB.  6*  6>  3a.) 

3)  Rescript  ».  l2.9Rai  1834,  jnr  Cfrlaattrun«  bei  M. bfrSBeror&nunfl  ».*.as«ri  i»3«. 

Dem  fibnigl.  Sormunbfcbaftigericbt  wirb  auf  bie/  mittelfi  »erlebt*  vom  28. 
».  tm.  »orgeiragenen  3reeifel  ober  einige  «eflimmungen  ber  SBcrorbnungen  vom 
4.  Wliti  b-3. 

wegen  ber  Csecntlon  In  ßibilfacben, 
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über  batf  eubbaflatton** ©erfahren 
golgenbe«  eriffnet. 

I.  3«  §.2.  ber  SBerorbnung  vom  4.  anirj  b.  %  über  bie  «seeution 

In  Sioilfacben. 
Dfefer  §.  befftmmt : 

bat  ber  SBencftilalerbe  unb  ber  S3erIafT<nfcf)aftdcurator  bie  (ggeeutlon  itt  ben 
9tad>(a§/  roenti  bao*  3noentarium  Aber  benfelben  bereite  angefertigt  hl  /  nuc 
bureb  bett  Antrag  auf  Eröffnung  bed  frbfctiaftltd-.cn  giguibationOproirfieo'/ 
nenn  batf  Snoentartum  aber  noch  nicht  angefertigt  toorben,  nur  bureb  b«n 
Antrag  auf  gerichtliche  Inventur  unb  (Einleitung  bc0  erbfchaftlicben  ßiqui« 
batiendproirtTcd  aoroenben  fftnnen. 
Die  3ufammcnftrOunq  beO  «31  itt  rag«: 

1)  auf  gerichtliche  Snoentur / 

unb 

2)  auf  (Sinfeitung  bei  erbfchaftlicben  ßfauibatione'proiefie*, 

fliebt  binldnglicb  *u  erlernten/  bag  beibe  Antrdqe  bei  ber  nämlichen  S3e&6rbf  et* 
folgen  foflen.  3tun  !ann  aber  btr  erbfcbaftlicbe  2tqutbationöproje§  nicht  Pom 
So rm itnfc icwu'töflf rt*f ,  fonbern  nur  Pom  SKicbter  ber  grofebaft /  bem  *ttacblag. 
rudm-r,  eingeleitet  »erben:  ba*  fibnigl. SJormunbfcbaftSgericbt  mu§  baber  in  ben 
gdüeit,  in  «eichen  wegen  SArte  ber  Seit  baa  3fnprntarium  t)L,r*  feinen  Rom- 
mtffariu«  noeb  nid)t  bat  angefertigt  tperben  tonnen/  bie  Anfertigung  beffelben  ber 
Slacblagbeborbe,  alfo  hier  bem  (Stabtgericbte/  äberlaffen/  wenn  baS  (entere  nicht 
porjieben  loOte,  tat  jftnigl.  a3ormunbfcbaft$gericbt  um  bie  SJouenbung  ber  3n« 
Pcmur  }u  reguiriren. 

II.  du f  2.  bti  (Sefebetf  Pom  4.  gnir§  b.  3f.  Aber  ben  ©ubbaftationfc 

unb  £  auf  gelbe  r-giquibatt  ono«  $rojeg. 
hiernach  foQ  auger  ben  gdllen  ber  ggecution  unb  be*  (Sonturfeo*  bie  notp« 
ttenbige  ©ubbaftation  mit  ibren  äSirfungen  aueb  eintretein  tC. 
3)  auf  ben  Antrag  eines  5D?itetgentbAmerl  jurn  3roerfe  ber  Auleinanber« 
fepun«,  infofern  bie  aftiteigentbümer  (ich  n t cti t  barAbee  einigen/  b«g  nur 
eine  freiwillige  Subbaßation  ßatt  (tnben  foQ. 
©äff  fi&nigl.  93ormunbfcbaft0gericbt  bat  3roetfeI  tarüber: 

„ob  ber  bi*potTtioe  £beil  biefer  Söorfcbrift  blog  bie  g&rmlicbr'eiteit  brff 
Serfauftf,  ober  auch  ben  materiellen  Xbeil  beff  ©cfcbdftff/  namentlicb 
bie  grage  angebt/  ob  für  ein  gewiffeff  ©ebot  ber  3«l*lafl  erfolgen  foO 
ober  niebt." 

Daff  ÄoUegium  trdgt,  tote  eff  fieb  auffbrAtflicb  dugert: 

//»ebenfen,  eine  felbftfldnbige  Anficht  Aber  ben  Sinn  bieferSBeflira* 
mung  aufteilen." 

3u  einem  folchrn  Sebenfcn  Iii  feine  ©eranlafiung  Porbanben.   Die  gaffung 
ift  flar,  unb  idgt  Aber  bie  »bliebt  beff  ©efepgeberff  feinen  3roeifel. 
Daff  ©efefc  begnögt  ficf>  nidit,  ju  beffimmen: 
bag  in  bem/  $.2.  bejeiebneten  britten  Salle ,  nämlich  auf  ben  Antrag  eine* 
SWiteigentbAmcrff  jum  Smtdt  ber  «uöeinanben«$ung,  in  fofern  bie  2Rit« 
cigentbiimer  ftd)  nicht  Darüber  einigen/  bie  notbwenbige  ©ubpaftation  er* 
folgen  i'o U, 
fonbern  eff  fagt  auffbrüeflieb : 

ed  falle  aiffbann  bie  notptoenbige  ©ubpa^ation  mit  ibren  SBtrfungen 
eintreten. 

Diefe  Sorfcbrift  be$iebt  flcb  baber  niebt  blog  auf  bie  ftormlic&reltcn  bti  «Ber« 
fauf«,  fonbern  aud)  //auf  ben  materietten  Xbeil  be«  ©efcbdftö/  auf  bie  e»»enti«- 
lia  ne,.otii."  Der  ganje  »weite  9lbfd)nitt,  unb  barunter  bie  §§.70-74.  2it.52. 
ber  «projieg.Orbnung,  ttnb  auf  eine  folche  ©ubbaftatton  niebt  mebr  anroenbbar/ 
unb  t$  tbnnen  fonad)  bie  auf  bem  fubbafitrten  <#runbflA<fe  eingetragenen  ©Idu« 
btger  unb  refp.  Die  2Riteigentbümer  bei  bem  3ufd)!age  aUetbing«  einen  9Iu?faO 
ober  2Jerluft  erleiben,  wie  bie«  bei  anbern  notbwenbigen/  im  »ißege  ber  6jetUi 
Hon  unb  beö  Äoneurfe»  eintretenden/  ©ubbadationen  ßff<beb«n  fann. 

einer  iwlbrütf lieben  »ufbebung  ber  gefe^licben  Sorlcbrirten  Aber  bie  golgen 
e[ner  fretrotQigen  ©ubbaftation  beburfte  tt  übrigens  nicht/  »eil  eine  freiroifl'ge 
feubbanatlon  noch  immer  mbglicb  bleibt,  roenn  bie  SWiteigentbAmer  (tcb  Nrä* 
ber  Bereinigen ,  bag  ber  tf entliehe  Söerfauf  im  SBeae  ber  freiroiUigen  «ubbaita. 
tton  erfolgen  foOe.  gür  bett  porUcflenbcn  3roetf  aber  »ar  eine  »ufbebung  ler 
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golgen  einer  freiwilligen  Sfabnftation  unnMbfg,  reell  ter  9oO  //einer  not&reen« 
bigen  @ubbaßation  mit  tbren  SEBirfungen"  bem  g«0e  //einer  freireifligen"  fon« 
trabictorifd»  gegenüber  ftebt/  fo  ba§  in  bem  erflen  Salle  oon  bem  le&tern  nidjt 
bie  Siebe  fein  fann. 

Daä  Äbntql.  23ormunbfdiaftlgerid)t  reirb  baber ,  nenn  ein  SDWeigentbömer 
bie  Subbafiation  eine*  ©runbflötfl  in  Antrag  bringt/  ben  SBormunb  ber  mino» 
rennen  3ntereffentcn  mit  ben  nbtbigen  »nreeifungen  »erfeben  muffen/  real  er  in 
bem  iflittungftermine  ju  tbun  unb  |u  erfldrm  bat/  um  leben  fonft  unoermeiblt- 
d)ffi  9Uätbeil  von  feinen  «Pflegebefoblenen  abiureenben. 

SRacb  bem  au«brüdlid)en  Bntrage  bei  ffbnigt.  SJormunbfdjaftlaerichtl  ift  btf* 
feit  SJeridjt  unb  biefe  Söerfügung  bem  ^ieftgen  ©tabtgeridjt  mitgetbeilt  reorben. 

».  «.  3.  83. 43.  @.  495. 

4)  Retcrlpt  «.  ao.^mif  1834,  fietr.  bie  {Befaaitig  bet  SDUtetgentöfimer,  auf  beniBer» 
tauf  ber  aenteinfdjatrHcteii  €a<6e  anjurraam. 

Der  3uflijforamiffarlul  37?.  ju  9t.  bat/  all  Äurator  ber  jfrferimann  ©.fdjrn 
SRa*la§moiTe/  bie  urid)riftlid)  beiliegenbe  ©efdjroerbe  gegen  bie  ©erfügung  bei 
Äbnial.  O.ß. ©er.  vom  9.  SWai  b.  5-  eingereiht,  worin  fein  9fntrag  auf  @ub« 
baftatton  bei  ©utel  ».  lurüdgerelrfen  reorben  ift.  Diefe  Scfdjwerbc  finbtt  ber 
3ujlnminlfter  begrünbet. 

9lad)  ben  im  91. 2.  SR.  Xt.i.  £it.  17.  $5.172—173.  75.  u.  89—91.  aufgeftell. 
ten  ©runbfd&en  bat  ieber  SPliteigentbümer  bie  *Befugni§,  ben  bffentlidjen  93er* 
fauf  ber  gemeinfd>aftlid>en  (5ad)e,  iöebufl  ber  «uieinanbetfebung  mit  feinem 
SPlirrigentbömer/  ju  forbern/  in  fofern  nid)t  ber  ©ertrag/  reeller  bie  ©«mein, 
fdjaft  begrünbet,  entgeaenßebt. 

Dal  Äbnlgl.  ß.  ß.  ©er.  bat  baber  bie  $rovocation  bei  Kurator«  auf  ben  ftf« 
fentlid)en  93erfauf  beS  (gute*  IB.  ben  aul  bem  ßoootbefenbucbe  erbeOenben  27ltt« 
eigentbumern  beffclben  mltjutbeilen,  fte  aufiuforbern/  fid)  binnen  4  2Bod>en  über 
bie  in  Antrag  gebrachte  SBerdujjerung,  mit  söejiebung  auf  ben  S-  75.  a.a.O.  fttt 
erfldren,  unb  reenn  fte  feine  Qsinroenbungen  aufftellen,  reelcbe  ben  fcffrntlicben 
©erfauf  für  immer  ober  |ur  Bete  auifdjliegen,  bie  ©ubbaftatfon  bef  ©utel  nad) 
bem  §.2.  üto.  3.  ber  ©erorbnung  vom  4.  3Jidrj  b.  3-  cin{u(eiten.  Stellen  fit 
bagegen  ginwenbungen  jener  «rt  auf/  fo  ftnb  biefelbcn  bem  «Jkoooeanten  mit« 
lutbeilen,  unb  bcrfelbe  |um  Oiedtflwege  {u  »erweifen. 

23on  ben  getroffenen  ifleflimmungen  iil  ber  k.  37?.  unter  giörffenbung  feiner 
beigebenben  SDianualarten  in  Äenntniß  in  fernen.  ».  «.3. $.43.  2.449. 

5)  Rescrlp«  ».  11.  «NN  1836,  betr.  bie  eut&aftatlon  eine*  «emelttfAafHitfen  ©runb, 
flucti  auf  ben  ftnrrag  einel  9Rftei«,enrbümtrJ. 

Dem  erflen  @enat  bei  Ä&nfgt.  o.2.©er.  wirb  ber  SSericfet  befl  bortigen  5)u- 

piflen -ÄoOegtum«  t>om  19-  O-  S»?-/ 

bie  ®ubbafiation  Ui  ben  jpüttenratb  Ä-fcM  grbtn  geborigen  ©u«  37?.  be- 
treffenb/ 

lugefertigt  unb  ber  naefiftebenbe  S3efd)eib  ertbeiU. 

Z)er  bifentlicbe  33erfauf  einef  mebreren  <ßerfonen  gemeinfdiafilid)  gebbrigen 
®uttt  iü  bal  gefeblidje  Mittel  |ur  üufbebung  ber  ©emeinfebaft.  Unjuldffig  \\\ 
bcrtelbe  nach  bem  «.  8.91.  Xb  1  Sit.  17.  $$.75  unb  123.  nur  «libann,  nenn 
befonbere  gefeblicbe  iDorfd)riften/  Verträge  ober  red)t0gAltige  93rrorbnungen  einc0 
dritten  entaegenfteben.  3>n  vorliegenben  fiatit  treten  nad)  ber  Snieiae  bei  3)u» 
piüen.ÄoUeqiums  bergleicben  ^)inberni(fc  ber  Xbeilung  nid)t  in  ben  ffleg. 

Unter  biefer  Söoraulfebung  iil  nad)  3nbalt  bei  «Kefcriptl  »om  30.  3uni  1834/ 
(3abrbud)er  fö.  43.  ;Z.  449.)  bie  @ubbaßation  oon  37?.  obne  aSeiterci  einzu- 
leiten. 

Der  (Sinreanb/  «elften  bal  tfoßegium  in  feiner  Verfügung  vom  17.  Jebruar 
b.  3.  babin  aufttcOt: 

ba§  el  ibm  all  @ubbaftationl:SBebtrbe  nid)t  jm1.be/  per  decretum  Aber 

bie  S3egronbung  ber  gegen  bie  beantragte  ®ubba|htion  bei  ©uttl  ange« 

braebten  (Einreenbungen  |u  entfebeiben/ 
ttnb  ba|  bie  (Einleitung  eines  notbreenbigen  ©erfaufl 

nur  in  Qolge  einel  «orbergebenben  erfcnntniiTel  gefdjeben  fbnnc, 
bereeifet  ju  viel  unb  ift  barum  unrid)tig. 

2Benn  ber  Äoncurs  erbffnet  iß  unb  auf  feubbuflation  angetragen  reirb/  fo 
wirb  i:d)  (ein  ©criebt  burd)  einen  SBibcrfprud)  bei  ©emeinfd)ulbnerl  unb  (Eigen* 
^^niTtcrö  t^c^itwoicw  lö^fcW/  c cfl  eine  ^^iitf^^clöiif?^  l^AirÄt^ci?  ipcdmi^ctt* 
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§.94- 


mnn  tie  ©nbbaftatiott  im  SBege  ber  grecution  erfolgen  foO/  Ifi  in  ber 
Siegel  ein  grfenntntg  erforbcrlicb ^  ndmlid)  in  öden  ben  gdflf«,  in  welchen  bic 
ggecution  nur  auf  ben  @runb  einetf  ergangenen  (ErfenntnüTetf  erfolgen  barf  Sin« 
itt  bie  (Jfecution  obne  »oradnatgetf  erfennrnlß  ©tott/  |.  SB.  im  ftiiQ  einer  6je« 
cution  im  abmtniflratioen  Wt$t,  fo  barf  aud)  auf  ben  Söiberforucb  Dt 6  ggeguenbl 
(eine  5Sü(fMd)t  genommen  werten !  . 

Die  ©erorbnung  vom  4.  «Pldr*  1834.  bat  bie  gdüe  ber  notbwenbigen  ©üb* 
(aiiation  aufgellt.  £tegt  ein  fol&er  gaH  vor/  fo  bat  ber  9tid)ter  auf  ben  9n« 
trag  bei  Sflerechttaten  bie  Subbafiation  au*  bem  alleinigen  (i3runbe  ju  »eranlaf, 
fen,  «eil  batf  ©efeb  ben  iöerfauf  ol«  einen  geri  ebt  Ii(t)  n  ot  broen  bigen  be» 
jeidinet,  b.  b-  ber  berechtigte  bot  tbn  *u  forbern  unb  ber  Siebter  ttf  »er» 
pflid) tet/  ben  53erfauf  einzuleiten.  9iur  nenn  einer  ber  Sdße  ber  gefeilteren 
SluSnabme  eintritt, 

(§.75.  £lr.  17.  Tb.I.  bftf  «.g.  SR.) 
liegt  ibm  ob,  bie  ©adie  »orerft  mm  grfenntnift  ju  OeOen. 

Der  erfle  ©enat  bei  jtbnigl.  £>. 8.  ©er.  wirb  b«ber  nttaeroirfen/  wenn  ber 
gafl  einer  ttutfnabme  nicht  oorbanbrn  ifi,  bie  notbmrnbige  <§ubb<iftation  bei  ®u« 
tte  SER.  fofort  ut  oeronlaffen.  bat  berfelbe  bemndcbß  nach  feiner  brften  lieber» 
geugung,  aber  irbeufadd  beftnitto/  «u  erfennett/  tamit  bem  {prottofantm,  im  ftafl 
ber  3urötfroeifung/  bie  <0i6glid)feit  frei  bleibt/  roegen  SJerle&ung  eineö  flaren 
SReebttfarunbiage*  ba«  Äectotumittel  ber  9lid)tigfeii*t>t|d)n>erbe  einbiegen, 
»erlin,  ben  lt.  2ipril  1816.  ».  Ä. 3-  30.47.  ©.Stl. 

§.  94.  Ist  zwar  die  Theilung  zulässig,  die  Veräusscrung  an  einen 
Fremden  aber  verboleu:  so  muss  die  uniheilbare  Sache  durch  Verstei- 
gerung unter  den  Interessenten  selbst  in  Geld  gesetzt  werden. 

§.95.  Bei  einer  solchen  Bietung  unler  den  Interessenten  kann  der- 
jenige, welcher  auf  die  Theilung  dringt,  den  Zuschlag  an  sich  selbst, 
wenn  auch  sonst  seine  Stimme  das  Uebergewicht  ausmacht,  doch  nicht 
verlangen,  wenn  nicht  wenigstens  der  volle  Betrag  einer  nach  §.  92.  auf- 
genommenen Taxe  geboten  worden. 

§.  96.  Unler  mehreren  ein  gleiches  Gebot  abgebenden  Theilnehraern 
entscheidet  die  Erklärung  der  übrigen.  Wenn  aber  ausser  ihnen  keine 
Theilnehmer  mehr  vorhandcp  sind,  oder  die  übrigen  sich  wegen  der 
Entscheidung  nicht  vereinigen  können  oder  wollen:  so  hat  derjenige, 
welcher  das  höchste  Gebot  zuerst  abgegeben  hat,  den  Vorzug. 

§.97.  Bei  allen  Theilungen  müssen  die  Inleiessenten  einander  für 
den  jedem  zugeschlagenen  Anlheil,  wie  bei  Kaufverträgen,  die  Gewähr 
leisten. 

§.  98.  Bei  Theilung  gemeinschaftlicher  Capilalien  finden  wegen  der 
Gewährsleistung  die  Vorschriften  von  Cessionen  Anwendung.  (Tit.  11. 
Absehn.  3-  §.  420.  sqq.) 

§.99.  Diese  Verbindlichkeit  der  thcilcnden  Miteigentümer  gegen 
einander  (§.  97.  98  )  wird  nicht  geändert,  wenn  gleich  der  Dritte,  wel- 
cher ihnen  das  gemeinschaftliche  Eigenthum  übertragen  hat,  wegen  einer 
künftigen  Auseinandersetzung  gewisse  Vorschriften  erlheilet  hätte. 

§.  100.  Wenn  aber  aus  dem  Inhalte  der  Verordnung  sich  ergiebt, 
dass  der  Stifter  einem  Interessenten,  von  Anfang  an,  gewisse  Theile  als 
sein  besonderes  Eigenthum  habe  anweisen  wollen;  so  findet  deshalb 
keine  Gewährsleistung  Statt. 

§.  101.  Im  zweifelhaften  Falle  wird  letzteres  (§.  100.)  eher,  als  erste- 
res,  (§.  99.)  vermulhet. 

§.  102.  In  so  fern  durch  die  Theilung  streitige  Punkte  abgemacht  wor- 
den, ist  6ie  nach  den  Gesetzen  von  Vergleichen  zu  bcurlheilen. 

§.  103.  Eigenthum  und  Gefahr  in  Ansehung  des  Ganzen  gehen  bei 
Theilungen  nur  eben  so,  wie  bei  Kaufverträgen  in  Ansehung  körpcrli- 
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eher  Sachen,  und  bei  Cessionen  in  Ansehung  der  Rechte,  auf  den  Ue- 
bernehmer  des  Ganzen  über. 

§.  104*  Die  Bestimmung  der  Antheile  oder  Abfindungen  geschiebt 
übrigens  nach  Verhältniss  des  dem  bisherigen  Miteigentümer  zugekom- 
menen Anrechts.  (  §.  2.  3.) 

Wirkuogen  dertelfcen  in  Absicht  euf  eio«n  Dritten. 

§.  105.  Durch  die  Theilung  können  die  in  Ansehung  der  getheilten 
Sachen  schon  erworbenen  Rechte  eines  Dritten  nicht  geschmälert  werden. 

§.  106.  Hat  der  Gläubiger  ein  dingliches  Recht  auf  die  gemeinschaft- 
lich gewesene  Sache  erlangt:  so  kann  er,  auch  wenn  die  Sache  in  Natur 
gcthcilt  worden,  an  jeden  Theil  für  das  Ganze  sich  halten. 

§.  107.  Für  bloss  persönliche  Forderungen  aber,  die  einem  Dritten 
an  sSinmlliche  gewesene  Theilhaber  zukommen,  haftet  bei  einer  weder 
durch  Vertrag,  noch  durch  letztwillige  Verordnungen  entstandenen  Ge- 
meinschaft, nach  erfolgter  Trennung  derselben,  ein  jeder  der  gewesenen 
Theilnehmer  nach  Verhältniss  des  empfangenen  Antheils. 

§.  108.  Wenn  über  den  Grund  des  Anspruchs  eines  Dritten  an  die 
gemeinschaftlich  gewesene  Sache,  oder  an  die  Personen  der  säramtli- 
chen  vormaligen  Theilnehmer,  ein  Rechtsstreit  entstehet,  so  sind  letztere, 
in  so  fern  sie  ihren  Gerichtsstand  in  hiesigen  Landen  haben,  schuldig, 
auch  nach  erfolgter  Theilung,  mit  dem  Gläubiger  sich  gemeinschaftlich 
einzulassen. 

§.  109.  Ausnahmen  und  nähere  Bestimmungen  in  Ansehung  solcher 
Theilnehmer,  deren  gemeinschaftliches  Eigenthum  aus  einem  Gesell- 
schaftsvertrage entstanden  ist,  so  wie  in  Ansehung  der  Miterben,  sind 
gehörigen  Orts  festgesetzt.  (  Abschn.  2.  3.) 

§.  110.  In  allen  Fällen,  wo  die  gewesenen  Theilhaber,  vermöge  eines 
ausdrücklichen  Vertrages,  gemeinschaftlich  haften,  wird  ihre  Verbindlfch- 
keit  gegen  den  Dritten  durch  die  erfolgte  Theilung  in  nichts  geändert. 

In  wie  fern  Theilangen  angefochten  werden  kUnnen. 

§.  111.  Die  Kraft  und  Gültigkeit  einer  Privat  theilung  ist  nach  den 
Regeln  von  Vergleichen,  so  wie  derjenigen,  welche  mit  Zuziehung  des 
Richters  angelegt  worden,  nach  den  Regeln  der  rechtskräftigen  Erkennt- 
nisse zu  beurtheilen. 

§.  112.  Nur  so  weit  also,  als  Vergleiche  oder  rechtskräftige  Urtels- 
Sprüche  von  den  Parteien  angefochten  werden  können,  findet  die  An- 
fechtung einer  in  rechtsgültiger  Form  abgeschlossenen  Theilung  Statt. 

§.113.  Doch  kann  eine  gerichtliche  Theilung  unter  dem  Vorwande, 
dass  das  Geschäft  nicht  vor  dem  gehörigen  Richter  verhandelt  worden, 
nicht  angefochten  werden. 

§.114.  Dagegen  gilt  bei  Theilung  eines  Inbegriffs  von  Sachen,  selbst 
wenn  sie  durch  Erkenntniss  bestimmt  worden,  dennoch  eben  das,  was 
die  Gesetze  bei  einer  durch  Vergleich  vollzogenen  Theilung  eines  sol- 
chen Inbegriffs,  in  Ansehung  der  dabei  übergangenen  Stücke  vorschrei- 
ben. (Tit.  16.  §.436.  sqq.) 

Zweiter  Abschnitt. 

Vom  gemeinschaftlichen  Eigenthume  der  Miterben. 

§.  115.  Die  gemeinschaftlichen  Rechte  der  Miterben  sind  nach  den 
allgemeinen  Grundsalzen  vom  Miteigenthume  zu  beurtheilen. 
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§.  116.  Das  Anrecht  eines  jeden  an  der  Gemeinschaft  ist  entweder 
durch  rechtsbeständige  Willenserklärung  des  Erblassers,  oder  in  deren 
Ermangelung  unmittelbar  durch  Gesetze  bestimmt  (Tit.  12.  Th.  2. 
Tit.  1-4.)  V 

Von  Erbuchaftstheilungen. 

§.  117.  Jeder  Erbe,  dessen  Antheil  nicht  in  sich  selbst,  sondern  nur 
im  Verhältnisse  gegen  das  Ganze  bestimmt  ist,  kann  auf  die  Theilung 
antragen. 

Wer  darauf  antragen  könne. 

§.  118.  Ein  Verbot  des  Erblassers,  dass  sein  Nachlass  niemals  ge- 
theilt  werden  solle,  haJt  keine  rechtliche  Wirkung. 

§.  119.  Wohl  aber  kann  der  Erblasser  die  Theilung  bestimmter  ein- 
zelner zum  Nachlasse  gehöriger  Stücke  untersagen,  und  deren  fort- 
währende Gemeinschaft  unter  den  Erben  verordnen. 

§.  120.  Wie  weit  dergleichen  Verbot  für  beständig,  oder  nur  auf 
gewisse  Grade  von  Wirkung  sei,  ist  nach  den  bei  Fideicommissen  vor- 
geschriebenen Grundsätzen  zu  bcurfheilen.  (Tit.  12.  §.  53.  sqq.) 

§.  121.  Hat  der  Erblasser  die  Aussetzung  der  Theüung  bis  zum  Ab- 
laufe einer  gewissen  Zeit,  oder  bis  zum  Eintritte  einer  gewissen  Bege- 
benheit vorgeschrieben:  so  müssen  die  Erben  sich  diese  Vorschrift  ge- 
fallen lassen. 

§.  122.  Doch  ist  ein  Erbe,  dem  der  Erblasser  nicht  mehr  als  einen 
ihm  gebührenden  Pflichttheil  verlassen  hat,  auch  an  solche  Verfügun- 
gen desselben  (§.  119-121)  nicht  gebunden. 

Art  der  Theilang. 

§.  123.  Die  Art  der  Theilung  ist  nach  der  Vorschrift  des  Erblassers, 
Übrigens  aber  nach  den  Regeln  des  vorigen  Abschnitts  zu  bestimmen. 

Rescrlpt  d.  2i.5D«br.  180t,  betr.  bie  «Mmittetung  be*  ttntftettl  eine*  aufgetretenen 
gantonißen  ober  SDeferteirrt  an  einem  OTaälaffe  für  bie  3n»a(ibenfaffe. 

2Bir  Iaffen  (Sud)  nadjrichtlich  bterburd)  befannt  machen/  tag  mlttelff  3fmme« 
Mar* Verfügung  vom  5.  tiefe*  feftgeff&t  Worten ,  tt  fofle  |ur  21u0mftte(una,  tetf 
}u  confttfeirenben  ßrbtbell*  eine*  angetretenen  Cfantoniftcn  ober  befertirten  ©ol« 
taten  in  einem  galle/  »o  SRiterben  oorfcanben  ffnb/  roeldje  bie  (Srbfcbaft  für  bie 
<£age  annebmen  »ollen,  bet  ©ubbaftation  ber  (Drunrjiucfe,  ober  ber  ttucrion  be* 
snobiliari*  nicht  beburfen.  liefern  flemd§  fofl  in  folgen  gdtten  bie  »utfmltte* 
lung  be*  (Srbtbeifff  be*  Deferteur*  ober  angetretenen  Qantoniften  nur  nad)  einer 
gerichtlichen  %a%t  qefdjeben,  unb  bie  ©eneral * ^noaliben  «Äolfe  ftcb  bamit  be« 
gnöqen  muffen,  &iernad)  babt  3br  Sud)  nicht  nur  felbft  geborfamfi  |u  achten, 
fonbern  auch  tiefe  Untere  Wdetbbchfte  2Biflen*meinung  ben  Such  fuborbinirten 
«nterg ersten  unb  bei  guch  anaeftrlltcn  gißcdlen  befännt  |u  machen. 

Sleue*  Strebt»  83. 2.  @.  277.  unb  ©tengel*  »ettr.  83.  16.  ©.  94. 

§.  124.  Schriften  und  Urkunden,  die  weder  ein  zum  Nachlasse  ge- 
hörendes Grundstück  betreffen,  noch  ein  in  die  Theilung  kommendes 
Recht  begründen,  noch  an  sich  einen  nach  Gelde  zu  bestimmenden 
Werth  haben,  verbleiben  demjenigen,  welchem  der  grösste  Theil  an 
der  Erbschaft  Zukommt. 

■ 

§.  125.  Unter  Miterben,  deren  Antheile  gleich  sind,  entscheidet 
Über  den  Besitz  solcher  Urkunden  das  Loos. 

Rescrlpt  ».  12.  Januar  1805,  betr.  bie  iBcverbuna  ber  iut  immeetoa^renben  Sorfc 
fecund  einer  Sabrtf  aegebenen  Sonbi. 

2Bir  toben  burch  eine  unterm  3. November  1804  erlaffene  G.  D.  ten  bi*$er 
bei  temOJeneraI^obrifen*2)epartement  allgemein  angenommenen  ©runbfaö: 
ba&  aüt  suc  immernxJbrcnbcn  Sortfcfcuna,  einer  gaWlanfialt  ßegebene  gonb* 
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nltm&U  ittr  (Erhebung  fornmot/  fonfetrn  nur  offfin  trmirnigett  >er  (Srbtn 
jufflücn  fallen,  n>c!4>ct  Me  gortfcfcung  ter  gabriE  übernimmt/ 

gen<bmtgt  ttnb'bcßArijt. 

€0  wirb  (Sud)  foldjc*  bierburd)  mit  btm  gn<JMßtffn  Söcfc^t  befannt  gtmacfct/ 

(£ud>  biernad)  ntdjt  nur  in  vorfommenben  gäüen  &u  achten,  fonbent  auefc  eure 

Unttrgcricbt«  in  beffen  ©rmdfcbttt  I«  inftruiren. 

N.CC.  T.XI.  ©.2865.  9tft2.  de  1805/  «Keuc*  »rd)it>  83.3.  ©.428.  tt.  SHatbiÖ 
83.  1.  ©.95. 

§.  126«  Hat  der  Erblasser  selbst  die  Theilung  angelegt:  so  kann  er 
die  von  den  Miterben  für  ihre  Antheile  einander  zu  leistende  Gewähr 
(§.  97-98.)  Einem  oder  Allen  erlassen;  doch  nicht  zum  Nachtheile  des- 
sen, welchem  er  nur  eineji  demselben  gebührenden  PÜichtlheil  ange- 
wiesen hat. 

Rechte  und  Pflichten  der  Miterben    in  Ansehung  der  ErbscheftMchulden  und  Leiten. 

§.  127.  Zu  den  die  Erbschaft  betreffenden  Schulden  und  Lasten  sind 
die  Erben' gegen  die  Erbschaftsgläubiger  gemeinschaftlich  verpflichtet. 

§.  128.  Unter  sich  aber  sind  sie  dazu,  nach  Verhältniss  ihrer  Erb- 
theile,  beizutragen  schuldig. 

§.  129.  Doch  kann  dieser  Beitrag  unter  den  Erben  selbst  durch  Ver- 
fügung des  Erblassers,  oder  durch  Vertrag,  auch  in  einem  ungleichen 
Verhältnisse,  gültig  bestimmt  werden. 

§.  130.  Dergleichen  Festsetzungen  können  aber  die  Rechte  der  Gläu- 
biger niemals,  und  blosse  Verabredungen  der  Erben  unter  sich  können 
auch  die  Rechte  der  Legatarien  auf  den  ganzen  Nachlass  nicht  schmalem. 

besondere  nach  erfolgter  Theilung. 

§.  131.  Haben  die  Erben  vor  Erfüllung  ihrer  gemeinschaftlichen  Ver- 
bindlichkeiten in  den  Nachlass  sich  getheilt;  so  hat  jeder  Erbschafts- 
gläubiger die  Wahl:  ob  er  sich  an  die  Erben  insgesammt,  oder  an  jeden 
derselben,  nach  Verhältniss  seines  Erbtheils,  oder  an  einen  unter  ihnen 
für  das  Ganze  halten  wolle. 

§.  132.  Will  er  sich  an  die  Erben  insgesammt  halten,  so  müssen  ihm 
dieselben  in  dem  letzten  persönlichen  Gerichtsstande  des  Erblassers  ge- 
recht werden.  (§.  108.) 

§.  133.  Hält  er  sich  an  die  einzelnen  Erben,  oder  nur  an  einen  unter 
ihnen,  so  muss  er  jeden  in  seinem  eigenen  Gerichtsstande  belangen. 

§.  134.  Auf  eine  höhere  Summe,  als  der  erhaltene  Erbtheil  beträgt, 
kann  kein  einzelner  Erbe,  wenn  er  die  Erbschaft  nicht  ganz  ohne  Vor- 
behalt angetreten  hat,  für  das  Ganze  belangt  werden. 

§.  135.  In  wie  fern,  wenn  dieser  Erbtheil  durch  Zahlungen  an  andere 
Gläubiger  bereits  erschöpft  ist,  der  Erbe  nur  nach  Verhältniss  seines 
Antheils,  oder  gar  nicht  haften  dürfe,  ist  nach  den  im  Neunten  Titel 
§.  452.  sqq.  vorgeschriebenen  Grundsätzen  zu  bestimmen. 

§.  136.  Kann  der  Gläubiger  von  dem-  oder  denjenigen  einzelnen  Er- 
ben, die  er  in  Anspruch  genommen  hat,  seine  Befriedigung  ganz  oder 
zum  Theil  nicht  erhalten:  so  bleibt  ihm  dennoch  sein  Recht  gegen  die 
Übrigen  Miterben. 

Wu  Erben,  die  nuh  erfolgter  Tbefleng  den  Brbeebeft^raubigern  nur  fttr  ihren  An  theil  haften 

wollen,  m  beobachten  beben. 

§.  137.  Wollen  die  theilenden  Miterben  einen  Erbschaftsgläubiger 
verpflichten,  dass  er  sich  an  jeden  unter  ihnen  nur  nach  Verhältniss  sei- 
nes Erbtheils  halten  solle;  so  müssen  sie  demselben  die  bevorstehende 
Theilung  in  Zeiten  bekannt  machen. 
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§.  138.  In  Ansehung  der  unbekannten  Gläubiger  muss  diese  Bekannt- 
machung dreimal  in  die  Zeitungen  und  Intelligcnzblätter  der  Provinz 
eingerückt  werden. 

§.  139.  War  der  Erblasser  ein  Kaufmann,  dessen  Verkehr  sich  auch 
ausserhalb  der  Provinz  erstreckte:  so  muss  die  Bekanntmachung,  noch 
ausserdem,  in  den  Zeitungen  einer  andern  Königlichen  Provinz  erfolgen. 

§.  140.  Dazu  muss  eine  Provinz  gcwählet  werden,  in  welcher  der  Erb- 
lasser sein  Verkehr  hauptsächlich  betrieben  hat,  oder  die  dem  Auslande, 
wohin  er  handelte,  am  nächsten  liegt. 

§.  141.  Lässt  ein  Erbschaftsgläubiger  Drei  Monate  nach  geschehener 
Bekanntmachung  verstreichen,  ohne  sich  zu  melden;  so  kann  er,  nach 
erfolgter  Theilung,  an  jeden  Erben  nur  für  seinen  Antheil  sich  halten. 

§.142.  In  dem  Falle  des  §.  139. 140.  kommt  den  auswärtigen  Gläu- 
bigern des  Erblassers  eine  Sechsmonatliche  Frist  zu  gute. 

§.  143.  Die  Frist  wird,  wenn  die  Bekanntmachung  durch  Briefe  ge- 
schehen, von  dem  Tage,  wo  der  Brief,  nach  dem  gewöhnlichen  Laufe 
der  Posten,  an  dem  Orte  seiner  Bestimmung  hat  eintreffen  können,  bei 
öffentlichen  Bekanntmachungen  aber,  von  dem  Tage  der  ersten  Einrük- 
kung  in  die  Zeitungen  gerechnet. 

§.  144.  Es  hängt  von  den  Erben  ab,  diese  Bekanntmachung  durch  die 
Gerichte  zu  veranstalten,  oder  sie  selbst  aussergerichtlich  zu  besorgen. 

§.  145.  Ist  nur  letzteres  erfolgt,  und  ein  Gläubiger  leugnet  die  erhal- 
tene Nachricht;  so  müssen  die  Erben  die  mündliche  Eröffnung,  oder  den 
Eingang  des  Briefes,  worin  die  schriftliche  Nachricht  enthalten  war,  und 
bei  öffentlichen  Bekanntmachungen,  die  wirklich  erfolgte  Einrückung 
derselben  gehörig  nachweisen. 

§.  146.  Gegen  einen  Gläubiger,  dessen  Forderung  den  Erberi  zwar 
bekannt,  sein  dermaliger  Aufenthalt  aber,  nach  ihrer  an  Eidesstatt  abzu- 
gebenden Versicherung,  unbekannt  war,  ist  die  öffentliche  Bekanntma- 
chung hinreichend. 

Rechte  der  Miterben  gegen  einander,  nach  erfolgter  Theilung  wegen  der  Erbsehnftaechulden 

und  La*ten. 

§.  147.  So  weit,  nach  vorstehenden  Grundsätzen,  ein  jeder  Miterbe, 
auch  nach  der  Theilung,  den  Erbschaftsgläubigern  und  Legatarien  ver- 
haftet bleibt,  hat  er  das  Recht,  von  seinen  Miterben  den  Nachweis  zu 
fordern :  dass  die  vou  selbigen  übernommenen  Thcile  der  Erbschafts- 
schulden und  Lasten  berichtigt,  oder  doch  die  übrigen  Miterben  von 
ihrer  Verbindlichkeit  dazu  befreit  worden. 

§.  148.  Die  Zeit,  binnen  welcher  eines*  oder  das  andere  geschehen 
solle,  muss,  wenn  die  Parteien  sich  darüber  nicht  vereinigen  können, 
nach  Beschaffenheit  der  Umstände  von  dem  Richter  bestimmt  werden. 

§.  149.  Jeder  Mit  erbe  ist  von  dem  andern  Sicherheitsbestellung  des- 
halb auf  seinen  Antheil  zu  fordern  berechtigt.  t 

§.  150.  Einen  Miterben,  welcher  der  §.  147.  ihm  obliegenden  Pflicht 
in  der  bestimmten  Zeit  nachzukommen  säumig  ist,  muss  der  Richter, 
auf  das  Anrufen  auch  nur  eines  einzelnen  Miterben,  zu  deren  Erfüllung 
anhalten. 

Rechte  und  Pflichten  der  Miterben,  wegen  der  cur  Erbschaft  gebärenden  Ahtiefordertingen. 

§.  151.  Auch  die  zur  Erbschaft  gehörenden  Activforderungen  kön- 
nen die  Erben,  so  lange  sie  im  Miteigenthume  stehen,  nur  gemeinschaft- 
lich einziehen. 
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Reicrlpt  t».  20.  6r»ttr.  1S33,  tttt.  bit  itHtimation  »ur  einfiagunfl  einer,  meorere« 
Vertonen  alä  teaai  f>intcrl>iu"cnen  Sorbrruna. 

Dein  Äonigl.  O.  B  (8rr.  roirb  beigebenb  eine  «bfcbrlft  ber,  von  bem  ^ußii« 
ratb  g.  im  9camen  t>ti  ?x inm r nlerß  0.  ft.  unb  brr  0.  O'fcben  ©rfcbwißer,  roeqen 
vcrroet^f  rtf  r  ginleitung  brr,  oon  ber  (Jcllraienrdtbin  0  .  2B ,  grbornen  d.w.,  uitb 
jtomortrn  rotttr  brn  SDinior  a.  D.  0.  0.  unb  bellen  gbrfrau  angrßeOten  klage , 
untrrm  26.  ».  «Di.  arfübrten  SMcbrorrbe  mit  bem  ter&ffn*n  jugefmigt,  bafj, 
wenn  ba*  (Zacboerbdltmfj  richtig  »orgetragcn  roorb<n,  bie  2Öc|cbtorrbe  als  ge« 
grünbet  |u  eraditen  iß. 

(Ss  iß  hier  oon  einem  btbingten  Kroate  bie  SRrbe,  tvrlcbes,  faß*  bet  ringe» 
grfebte  (grbe  obit<  gribrärrbrn  Orrben  follte.  brr  Scbrocßrc  brr  £rblaffrrin  ober 
beren  gribrSrrben  ausgelebt 'roorben  iß.  Der  eingefebte  grbe  ßarb  obne  geibeo« 
erbrn,  mitbin  trat  bie  Jöebingung  betf  gegatf  ein.  Die  (geh naht  brr  <£rblaffe< 
rin,  bie  ©eneralin  0.  batte  jrbod)  ben  flnfafl  tn*t  erlebt/  ba*  grgat  frei 
brtbrr  ibrrn  getbeSerben,  b  b  «breit  jftinbern  ju.  ftirnmch  banbrlt  ti  fich  fei« 
nesroeges  von  brr  ginjiebung  eines  Slftioi  einer  grofehart,  unb  fann  ber  §.  151. 
Sit.  17.  Ib.l.  tti  M.  g.  9t.  roeber  bireft  noch  analog  |ur  «ntoenbung  fommrn. 

Die  frbftbaff  iß  ein  Snbrgriff  oon  Stechten  unb  Sßrrbinbiicbf.tten.  Die 
Xbrilung  brr  fechte  fann  nur  jurjieirt  mit  ber  Xbrilung  ber  jum  (#anjm  ge« 
bbrigen  Serbinblicbfritrn  erfolgrn.  Da  irbod)  ber  grofdunte-iiiidubiger  jrbeit 
grbrn,  auf  £6bc  brr  (gumrae  feines  Qtrttbeils,  rceqen  ber  ganjen  gorbrrung  in 
»nfprud»  nebmen  fann,  ».g.SK.  I.  17.  (MSI.  I3i.:  fo  baben  bie  Qrfffcc  bell 
tbrilrnben  (Erben  ba*  Werbt  gegeben,  von  irbrm  SLTiiterben  ben  Otadroei*  bec 
i&cricbtigung  ber  übernommenen  grbfdiaüsichulbcn  unb  bis  babin  ©icberllrflung 
tu  oerlangen;  —  §.  l47.  «49.  a.a.O.  —  hierauf  beerben  ficb  aurb  bie  äbrigen 
SJorfchriften  über  bie  ginjiebung  ber  UftiO'gorberungen  nach  ber  Ibriluna  — 
§.  152.  u.  f.  Durch  bir  Ibnlung  felbft  rrbalten  inbefc  bir  (Erben  erß  eine  35er« 
anlaffunq,  bie  etforbrrlicbrn  üflaafirrgrln  \u  ibrer  ®tchrrßrDung  roegrn  brr  grb« 
fcharislaßen  ,u  tretfen,  unb  bies  eben  iß  ber  (grunb,  roefbalo  nad?  ben,  bei  bie« 
fer  gebre  oon  bem  dtbmii'cbrn  9tecbt  befanntiieb  abroeiebrnben  ganbesgeirben 
oor  brr  XbeKung  fein  <£rbr  berechtigt  itl,  für  feinen  Itnl  aud)  nur  nnrduote 
ber  Siftio-^orberung  einnu|ieben. 

6)an|  anbere  (Drunbidbe  treten  bei  geraten  ein,  beren  CRrqenjtanb  nur  ein« 
leine  «Sachen  ober  Summen  finb,  —  lit.  12.  §  6.  a.  a.  0.  —  ober  auch  ein  3n* 
begriff  oon  ein, einen  dachen  —  Dftivenital  tmm  —  mit  roelchcn  aud)  »obl 
einzelne  93rrbinblichreitrn  orrbunbtn  fein  tbnuen,  J25.  a.  a.  O-,  »eiche  aber 
nie  einen  Inbegriff  Siechtrn  unb  ^erbinblichfritrn  —  uoivmiUi  juri»  — 
bilbrn.  Deebalb  ift  eine,  mehreren  5)erfonrn  ol0  geaat  binterlaffrnr  Äftio«5or« 
brrung  nad)  ben  »om  erblaffer  angewieirnm  Cuoien  oon  felbft  ipso  jur«  — 
gnbriit. 

ein  tbeilbaretf  gegat  fann  bafcer,  fofern  ber  öntbril  einr«  jrben  OTiffegatar* 
feftilebt,  oon  jrbrm  gegatar  auf  &bbt  leines  SMntbeiltt  einqe|oqen  roerben.  ^ro* 
}e(i  Drbnung  lit.  5.  §.4.  9(0.7.  ^nfofern  nun  bie  ftldger  üdi  ali  ^nbaber  ber 
eingeflagten  Üntbriie  legitimirrn,  fo  iß  bie  gegitimaiion  jur  ^ache  binldnalicb 
feiijeii.llt,  obne  bat  es  nod)  barauf  anfommen  fann,  nachiuroeifrn,  »eichen  ^n* 
tereffrnten  bie  nicht  eingebauten  «Jinrbrile  bee  gegai«  »uneben. 

9fu0  tiefen  (i)rtinbrn  iß  unter  ftorautfCetjuna,  bafj  bai  vEachoerbditnif  richtig 
borgrtragen  roorbrn,  oon  bem  gebauten  Siebenten  abiußebrn,  unb,  faiitffonß  bec 
«läge  nid)t«  entgrgenßebt,  bie  3nßruftion  berielben  einiuleiten. 

».  Ä.  3.      42.  <S.  86. 

§.  152.  Nach  gelheiltcr  Erbschaft  kann  der  Schuldner  an  denjenigen 
Erben  sicher  zahlen,  welcher  sich  im  Besitze  des  über  die  Forderung 
sprechenden  Instruments  befindet. 

§.  153.  Wollen  die  übrigen  Erben  verhindern,  dass  der  Besitzer  des  In- 
struments das  Ganze  für  sich  einziehe:  so  müssen  sie  dieses  dem  Schuld- 
ner gerichtlich  bekannt  machen;  und  wenn  die  Post  in  das  Hypothek en- 
buch  eingetragen  ist,  auch  ihre  Prolestalion  daselbst  vermerken  lassen. 

§.  154.  Ist  die  Schuld  so  beschaffen,  dass  kein  besonderes  Instru- 
ment darüber  vorhanden  ist:  so  muss  der  Schuldner  an  denjenigen  Er- 
ben zahlen,  welchem  die  Post  bei  der  Theilung  angewiesen  worden. 
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§.155*  Kann  keine  dergleichen  Anweisung  vorgezeigt  werden :  so 
ist  der  Schuldner  berechtigt,  zu  verlangen,  dass  die  Erben  einen  ge- 
meinschaftlichen Bevollmächtigten  zur  Einziehung  der  Schuld  bestellen. 

§.  156.  Können  oder  wollen  die  Erben  dieses  nicht  thun;  oder  zwei- 
felt der  Schuldner,  dass  die  vorgezeigte  Vollmacht  von  sämmtlichen 
Erben  ausgestellt  sei:  so  kann  er  sich  durch  gerichtliche  Niederlegung 
der  schuldigen  Sache  oder  Summe  von  seiner  Verbindlichkeit  befreien. 

§.  157.  Die  Niederlegung  muss  in  demjenigen  Gerichtsstande  gesche- 
hen, unter  welchem  der  im  Vertrage,  oder  durch  das  Gesetz,  bestimmte 
Zahlungsort  gelegen  ist. 

§.  158.  Die  Kosten  der  Niederlegung  müssen  die  Erben  tragen,  so- 
bald das  Bedenken  des  Schuldners,  welches  dieselbe  veranlasset  hat, 
nicht  offenbar  unerheblich  gewesen  ist. 

Wie      u  halten  sei,  weoa  das  Erbracht  streitig  ist. 

§.  159.  Streiten  mehrere  Personen  darüber,  welchem  von  ihnen  das 
Erbrecht  ganz  oder  zum  Theil  zustehe:  so  muss  die  Verwaltung  der 
Erbschaft  einem  gerichtlich  zu  bestellenden  Verlassenschafts -Curator 
aufgetragen  werden. 

§.  160.  Hat  schon  einer  der  Prätendenten  redlicher  Weise  den  Be- 
sitz der  Erbschaft  ergriffen :  so  muss  er  darin  bis  zum  Austrage  der 
Sache  gelassen  werden. 

§.161.  Befindet  sich  noch  keiner  der  Prätendenten  im  Besitze  der 
Erbschaft:  so  hängt  es  lediglich  von  der  Beurtheilung  des  Richters  ab, 
die  Curatel  einem  unter  denselben,  oder  auch  einem  Fremden,  zu 
übertragen. 

§.162.  Sowohl  der  Verlassenschafts- Curator,  als  der  im  Besitze 
befindliche  Prätendent,  müssen  die  Verwaltung  der  Erbschaft,  bis  zum 
Ausgange  des  Streits,  unter  richterlicher  Aufsicht  führen. 

§.  163.  Sie  müssen  bei  allen  Verfügungen,  welche  die  Substanz  des 
Nachlasses,  oder  Hauptveränderungen  in  der  Administration  desselben 
betreffen,  die  anderen  Erbschafts -Prätendenten  zuziehen. 

§.  164.  Sobald  der  Streit  über  das  Erbrecht  oder  die  Erbtheile  ent- 
schieden ist,  oder  alljährig,  wenn  dieser  Streit  sich  in  die  Länge  zie- 
het, muss  der  Curator  den  Interessenten  von  seiner  Administration 
Rechenschaft  ablegen. 

§.  165.  Der  redliche  Erbschaftsbesitzer  (§.  160.)  kann  nur  nach  ent- 
schiedener Sache,  oder  wenn  er  sich  während  des  Prozesses  einer 
nachtheiligen  Verwaltung  der  Erbschaft  verdächtig  macht,  zur  Rech- 
nungslegung angehalten  werden. 

§.  166.  Die  Theilung  der  Erbschaft  muss  ausgesetzt  bleiben,  bis  der 
Streit  über  das  Erbrecht  oder  die  Erbantheile  völlig  entschieden  ist. 

§.  167.  Doch  können  diejenigen,  welche  von  den  übrigen  Präten- 
denten als  Miterben  anerkannt  werden,  auf  die  Theilung  in  so  weit  an- 
tragen, als  selbige  ohne  erheblichen  Nachtheil  für  die  Andern,  im  Falle 
dass  diese  den  gemachten  Anspruch  rechtlich  ausführen  sollten,  Statt 
finden  kann. 

§.  168.  Wie  es  in  Fällen,  wenn  Testaments-  oder  Intestaterben 
über  das  Erbrecht  streiten,  mit  dem  Besitze  und  der  Verwaltung  des 
Nachlasses  zu  halten  sei,  ist  gehörigen  Orts  bestimmt  (Tit.  12.  §.  243* 
sqq.) 
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Dritter  Abschnitt. 

Von  Gemehischaften,  weklie  durch  Vertrag  entstehen. 

Begriffe  und  Grandtätte. 

§.  169.  Ein  Vertrag,  durch  welchen  mehrere  Personen  ihr  Vermö- 
gen oder  Gewerbe,  oder  auch  ihre  Arbeiten  und  Bemühungen,  ganz 
oder  zum  Theil,  zur  Erlangung  eines  gemeinschaftlichen  Endzwecks 
vereinigen,  wird  ein  Gesellschaftsvertrag  genannt. 

§.  170.  Der  Zweck  der  Verbindung,  und  das  Verhältniss  der  Ver- 
bundenen bei  und  zur  Erlangung  desselben,  müssen  allemal,  ohne  Un- 
terschied des  Gegenstandes,  durch  einen  schriftlichen  Vertrag,  bei 
Strafe  der  Nichtigkeit,  festgesetzt  werden. 

§.171.  Ist  dies  nicht  geschehen,  gleichwohl  aber  durch  die  gemein- 
schaftlichen Verwendungen  der  Gesellschafter  bereits  etwas  erworben 
worden :  so  wird  ein  solcher  Erwerb  als  gemeinschaftliches  Eigenthum, 
welches  aus  einer  zufälligen  Begebenheit  entstanden  ist,  nach  den  Re- 
geln des  ersten  Abschnitts  bcurtheilt. 

§.  172.  Haben  mehrere  Personen  gemeinschaftlich  mit  einem  Dritten 
einen  Verl  rag  geschlossen:  so  wird,  in  Ermangelung  eines  besondern 
rechtsgültigen  Abkommens  unter  ihnen  selbst,  ihr  Verhältniss  gegen 
einander  nach  den  in  dem  Vertrage  mit  dem  Dritten  vorkommenden 
Bestimmungen  beurtheilt. 

§.  173.  Sind  auch  in  diesem  dergleichen  Bestimmungen  nicht  enthal- 
ten: so  finden  die  allgemeinen  Regeln  des  ersten  Abschnitts  An- 
wendung. 

§.  174.  Ist  das,  was  in  die  Gesellschaft  gebracht,  oder  durch  dieselbe 
bewirkt  werden  soll,  in  dem  Vertrage  nicht  deutlich  bestimmt:  so  strei- 
tet die  Vermuthung  mehr  für  die  Einschränkung,  als  für  die  Erweite- 
rung desselben. 

§.  175.  Die  Pflichten  der  Verbundenen  zur  Erreichung  des  gemein- 
schaftlichen Endzwecks,  so  wie  die  Rechte  derselben  in  Ansehung  des 
dadurch  zu  erwerbenden  Vortheils,  werden  im  zweifelhaften  Falle  für 
gleich  geachtet. 

I.  Von  allgemeinen  GetelUchafted.  ' 

§.176.  Eine  allgemeine  Gütergemeinschaft  kann  durch  Vertrag  nur 
unter  Eheleuten  errichtet  werden.  (Th.  2.  TU  1.  Abschn.  6.) 

§  177.  Was  wegen  einer  allgemeinen  Gesellschaft  des  Erwerbes  un- 
ter Eheleuten  Rechtens  sei,  ist  gehörigen  Orts  bestimmt.  ( Ebend.) 

§.  178.  Unter  andern  Personen  kann  eine  solche  allgemeine  Gemein- 
schaft des  Erwerbes  nur  durch  einen  gerichtlich  geschlossenen  Vertrag 
gültig  eingegangen  werden. 

§.  179.  Dass  dergleichen  Vertrag  geschlossen  worden,  muss  durch 
Anschlag  an  der  Gerichtsstelle  des  Wohnorts  säinmtlicher  Contrahen- 
ten,  so  wie  durch  Einrückung  einer  Anzeige  in  die  Zeitungen  und  Intel- 
ligenzblätter der  Provinz,  öffentlich  bekannt  gemacht  werden. 

§.  180.  Ist  dieses  unterblieben,  so  kann  eine  solche  Gemeinschaft  ei- 
nem Dritten,  der  sich  mit  einem  der  Interessenten  in  Verhandlungen 
eingelassen  hat,  so  lange  er  der  Wissenschaft  nicht  überführt  werden 
kann,  niemals  zum  Nachtheile  gereichen. 

§.  181.  Uebrigens  gelten,  wegen  der  bei  Schliessung  eines  solchen 
Vertrages  zu  beobachtenden  Erfordernisse,  ingleichen  wegen  dessen, 

mAnntopflf  3iag.  Unbttdjt  TL  17 


Digitized  by  Qoogle 


CPtftet  XfcefL.  ^  ifbett  zehnter  2itel. 


$.182- 


was  zu  einer  Gemeinschaft  des  Erwerbes  im  zweifelhaften  Falle  gerech- 
net werden  müsse,  eben  die  Vorschriften,  wie  bei  Eheleuten.  (Th.  2. 
Tit.  1.  Abschn.  6.) 

§.  182.  Dagegen  werden  die  Rechte  und  Pflichten  der  Gesellschafter, 
in  Ansehung  des  Besitzes,  der  Verwaltung,  und  der  Benutzung  des  ge- 
meinschaftlichen Erwerbes,  im  Mangel  näherer  Bestimmungen,  lediglich 
nach  den  Kegeln  des  Ersten  Abschnitts  beurtheilt.  , 

II.    Von  be»onde?D  Gesellschaften. 

§.  183.  Gesellschaftsverträge,  welche  nur  auf  einen  bestimmten  Ge- 
genstand, oder  auf  ein  besonderes  Gewerbe  oder  Geschäft  gerichtet 
sind,  bedürfen  keiner  gerichtlichen  Abschliessung  oder  Bestätigung. 

§.  184.  Eben  dies  gilt  auch  bei  Kaufleuten,  welche  nur  zum  Betriebe 
eines  einzelnen  bestimmten  Geschäfts  mit  einander  in  Verbindung  treten. 

§.  185.  Wenn  aber  eine  eigentliche  Societätshandlung  unter  einer 
gemeinschaftlichen  Firma  errichtet  werden  soll:  so  ist  ein  solches  Ge- 
schäft nach  den  im  Kaufinannsrechte  darüber  ertheilten  nähern  Vor- 
schriften zu  beurtheilen.  (Th.  2.  Tit.  8.  Abschn.  7.) 

§.  186.  Bei  andern  besondern  Gesellschaften  müssen  zwar  die  Rechte 
und  .Pflichten  der  einzelnen  Mitglieder,  in  allen  Fällen,  hauptsächlich, 
nach  dem  Inhalte  des  zwischen  ihnen  errichteten  Vertrages  bestimmt 
werden ;  : 

§.  187.  Doch  kommen  Einschränkungen  dieser  Rechte  und  Pflichten, 
weiche  von  den  gesetzlichen  Bestimmungen  abweichen,  sowohl  der  Ge- 
sellschaft überhaupt,  als  einzelnen  Mitgliedern  derselben,  gegen  einqnt 
Dritten  nur  in  so  weit  zu  statten ,  als  sie  dem  Dritten  zu  rechter  Zeit 
bekannt;  gemacht  worden,  .  j 

Rechte  und  Pfficbten  der  Ge.etUch»ft*r: 

§.  188.  Die  Verbindlichkeit  unter  den  Contrahenten  nimmt  der  Regel 
nach  mit  dem  Tage  des' geschlossenen  Vertrages  ihren  Anfang. 

4)  in  Ansehung  der  BeitriEp, 

§.  lÖ9.  Wenn  der  Vertrag  nicht  ein  Anderes  bestimmt,  so.  ist  Jedes 
Mitglied  zu  dem  gemeinschaftlichen  Fonds  in  gleichem  Verhältnisse  bei- 
zutragen schuldig.  I  , 

§.  190.  Zu  mehreren  Beiträgen  aber,  als  wozu  ein  jeder  Mitgenosse 
sich,  ausdrücklich  verbunden  hat,  kann  derselbe,  auch  unter  veränderten 
Umständen,  von  den  übrigen  nicht  angehalten,  werden. 

§.  191.  Findet  jedoch  ohne  dergleichen  mehreren  Beitrag 'die  Errei- 
chung des  gemeinsamen  Endzwecks  gar  nicht  Statt:  so  kann  das  vrei^ 
gerade  Mitglied  zum  Austritte  aus  der  Gesellschaft,  angehalten  werden. 

§.  192.  Auch  ist  unter  diesen  Umständen,  wenn  nämlich  -durch  die 
ausdrücklich  verabredeten  Beiträge  der  gemeinsame  Endzweck  gar  nicht 
erreicht  werden  kann,  jeder  Mitgenosse,  auch  noch  vor  Ablauf  der  con- 
traetmässigen  Zeit,  die  Gesellschaft  zu  verlassen  berechtigt  .  -'• 

§.  193.  Sollen  die  Geschäfte  der  Gesellschaft  durch  neue  Beiträge 
nur  erweitert  werden,  übrigens  aber  der  Gegenstand  derselben  ungeän- 
dert  bleiben;  so  können  die  übrigen  Mitglieder  diese  Beiträge  nach  ei- 
genem Gutbefinden  verstärken.  m 

§.  194. :  Sie  können  aber  den  weigernden  Mitgenossen  weder  zu  einer 
ebenmässigen  Verstärkung  nöthigen,  noch  seiner  Weigerung  halber  von 
der  Gesellschaft  ausschjiessen. 

§.  19&.  Vielmehr  können  sie  nur,  bei  einem  in  dem  erweiterten  Ge- 
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schäfte  entstandenen  Gewinne,  nach  Verhältniss  ihrer  verstärkten  Bei- 
träge, auch  einen  stärkeren  Antheil  fordern. 

§.  196.  Wollen  hingegen  die  übrigen  Gesellschafter,  durch  neue  Bei- 
träge, den  Zweck  ihrer  Verbindung  auf  einen  neuen  darin  bisher  nicht 
betriebenen  Gegenstand  ausdehnen:  so  ist  derjenige,  welcher  seinen  Bei- 
trag dazu  verweigert,  weder  schuldig,  noch  befugt,  an  diesen  erweiterten 
Geschäften  Theil  zu  nehmen. 

§.  197.  Vielmehr  ist  in  so  weit  die  Verbindung  der  übrigen  Mitglie- 
der als  eine  neue  bloss  unter  ihnen  bestehende  Societät  anzusehen. 

§.198.  Der  zum  Betriebe  des  gemeinschaftlichen  Geschäfts  zusam- 
mengetragene Fonds  ist  von  der  Zeit  des  geschlossenen  Vertrages  an  als 
gemeinschaftliches  Eigenthum  anzusehen. 

§.  199^  Sollen  Grundstücke  zum  Fonds  der  Societät  beitragen,  und 
als  gemeines  Eigenthum  angesehen  werden:  so  soll  deren  förmliche  Zu~ 
Schreibung  an  die  Gesellschaft  im  Hvpothekenbuche  erfolgen. 

Rescript     8. 3«««ar  1S36,  betr.  bii  unjulÄffiafcft  ber  ^erftitfeung  bei  »cfistltt» 
anf  bie  Sfrm«  rincr  £«iMiins*0efetttoaft ;  f.  m  II.  6.  f.  13. 

•  §«  200*  Ist  dieses  unterblieben,  so  werden  dergleichen  Grundstücke 
nur  in  Ansehung  der  Gesellschafter  unter  sich,  nicht  aber  in  Ansehung 
eines  Dritten,  gemeinschaftlich. 

§.  ^01.  Mobilien  und  Effecten ,  welche  nach  einer  gewissen  Taxe  der 
Gesellschaft  überhefert  worden,  werden  ebenfalls  ein  gemeinschaftliches 
Eigenthum  derselben.  ..        *  < 

§.202.  Sind  Grundstücke  ohne  Zuschreibung ,  und  Mobilien  Ohne 
Taxe,  der) Societät  überlassen,  so  wird  vermuthet*  dass  sie  derselben 
bloss  zum'  Gebrauche  geliehen  worden. 

§.  203-  Wer  mit  Leistung  seiner  Beiträge,  die  nicht  in  bäarem  Gelde 
bestehen,  säumig  ist,  mus*  der  Gesellschaft  den  durch  diesen  Verzug 
entstandenen  Schaden  ersetzen.  '  ',..«< 

§.  204* "  Bei  verzögerter  Entrichtung  der  Geldbeiträge  haben  die  übri^' 
gen  Gesellschafter  die  Wahl,  statt  des  Schädensersatzes,  gesetzmäs- 
sige  Verzugszinsen  zu  fordern.  (Tit.  11.  §.  827.  sqq.)  • 

§.205.  Sobald  die  Gesellschaft  ihren  Anfang  genommen  hat,  sind  Nut- 
zen und  Sehaden  den  Interessenten  nachVerhältniss  ihrer  Antheile  gemein* 

•  ■  ■*>■*•'  *»#...»«.-.'  '  9)'  bei  dem  Betriebe  der  Geichäfte. 

§.  206.  Wenn  der  Vertrag  nicht  ein  Anderes  bestimmt ,  so  ist  jedes* 
Mitglied  zum  betriebe  der  gemeinschaftlichen  Angelegenheiten  auf 
gleiche  Art  befugt  und -verpflichtet.  -  .  ►  w- »  ' 

§,207.  Es  iriüssen  daher  in  -der  Regel  dieSocietätsgeschäfte  vdtt  sämimV 
liehen  Mitgliedern  gemeinschaftlich  betrieben  und  vollzogen  werden. 

•  §*  20&  Udch  bedarf  es  der  Zuziehung  solcher  Mitglieder,  die  nur 
zum  Geldbeitrage,  nicht  aber  zum  Betriebe  der  Geschäfte  sich  verbun- 
den haben,  nur  alsdann,  wenn  Handlungen  unternommen  werden  sol- 
len, die  den  Grundsätzen  des^ocietätsvertrages  nicht  gemäss  sind. 

§.  2109.  Ist  im  Gesellschaftsvertrage  nicht  bestimmt,  wie  bei  dem  Be- 
triebe der  gemeinschaftlichen  Angelegenheiten,  in  Fällen,  wo  die  Stim- 
menmehrheit entscheiden  muss,  die  Stimmen  gezählt  werden  sollen  :  so 
geschieht  dieses  nicht  nach  dem  Verhältnisse  der  Beiträge,  sondern  nach 
den  Personen. 

§.  210.  Ißt  einem  der  Gesellschafter  der  Betrieb  aller,  oder  einer  ge- 
wissen Art  der  Societätsgeschäfte,  ohne  weitere  Bestimmung  übertragen 
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worden:  So  ist  das  Vcrhältniss  desselben  nach  den  Regeln  von  unein- 
geschränkten Vollmachtsaufträgen  zu  beurtheilen.  (Tit.  121.  §.  98.  sqq.) 

§.  211-  Gesellschafter  sind  bei  dem  Betriebe  des  gemeinschaftlichen 
Gewerbes  zu  demjenigen  Grade  von  Fleiss  und  Aufmerksamkeit  ver- 
pflichtet, den  ein  Jeder  in  seinen  eigenen  Geschäften  anzuwenden  pflegt. 

§.  212.  Ist  aber  einem  Gesellschafter,  ausser  seinem  Antheile  am  Ge- 
winne, noch  eine  besondere  Besoldung  oder  Belohnung  für  die  Besor- 
gung eines  gewissen  Geschäfts  ausgesetzt  worden:  so  muss  er  ein  dabei 
begangenes  Versehen  nach  allgemeinen  über  das  Geschäft  selbst  ergan- 
genen gesetzlichen  Vorschriften,  ohne  Bücksicht  seiner  persönlichen 
Eigenschaften,  vertreten. 

§.213.  Ein  Gleiches  findet  Statt,  wenn  einzelne  Sachen  einem  Ge- 
sellschafter zur  besondern  Verwahrung  oder  Verwaltung  anvertraut 
worden.  •  « 

§.  214.  Vorstehende  Verordnungen  (§.  212. 213.)  finden  jedoch  nur 
zum  Vortheile  der  übrigen  Gesellschafter,  .nicht  aber  zur  Entschuldi- 
gung des  Bevollmächtigten,  Verwalters,  oder  Verwahrers  selbst,  der. 
etwa  in  seinen  eigenen  Geschäften  -einen  höheren  Grad  von  Fleiss  und 
Aufmerksamkeit  zu  äussern  pflegt,  Anwendung. 

§.  215.  Ein  Gesellschafter  kann  sich  von  seiner  Verbindlichkeit  zum 
Schadensersätze  dadurch  nicht  befreien,  dass  er  der  Gesellschaft  in  an- 
dern Fällen  besondere  Vorlheile  erworben  hat; 

§.  216.  Kein  Gesellschafter  kann  den  übrigen  an  seiner  Statt  einen 
Fremden  zum  Mi tgliede  aufdringen. 

§i  5517»,  Dadurch,  dass  eins. der  Mitglieder  seinen  Antheil  an  «lern  Ge-^ 
winne  einem  Fremden  überlässt,  erlangt  dieser  so  wenig  die  Rechte  als 
die  Pflichten  eines  . Mitgliedes. 

§.218.  Ein  solcher  Cessionarius  kann  daher  von  den  übrigen  Ge- 
sellschaftern weder  Rechnungslegung,  noch  andere  Nachweisungen  über 
die  betriebenen 'Geschäfte;  wohl  aber  die  Vorlegung  einer  Balance  über 
den  aus  dem  gemeinschaftlichen  Gewerbe  entstandenen  Gewinn  und 
Verlust  fordern.    .    -j-  • 

3)  wegen- der  Rechnungslegung.  -..  • 

.§.,219.  Den  übrigen  Mitgliedern  der  Gesellschaft  ist  .hingegen  jeder 
Mitgenosse  von  seinen  für  die  Gesellschaft  übernommenen  Geschäften 
Rechnung  zu. legen  verpflichtet.  ..»'..., 

£.  220.  jWenn  bei  dieser  Rechnungslegung  Posten  vorkommen,  deren 
Verwendung  nach  den  Umständen  wahrscheinlich!  die  -Beibringung  .ei- 
nes ^entliehen  Belegs  oder  anderen  Beweises  aber  mit  erheblichen 
Schwierigkeiten  verbunden  ist:  so  kann  die  bloss  an  Eidesstatt  gesche- 
hene Angabe",  oder  die  eidliche  Bestärkung  des  Rechnungsiegers,  nach 
richterlichem  Ermessen}  die  Stelle  des  Belages  oder  weiteren  Nachwei- 
ses vertreten.    <.  ;  

§.  221.  Auch  die. Erben  eines  verstorbenen  Gesellschafters  sind  über 
die  von  dem  Erblasser  besorgten  Sociclätsgeschäftc  Rechnung  zu  legen 
schuldig.  . 

.  §•  222.  Haben  die  Mitglieder  der  Gesellschaft  der  Befugniss,  über 
das  von  eine*»  unter  ihnen  besorgte  Geschäft  Rechnungslegung  zu  for- 
dern, entsagt :  so  hat  es  dabei,  wenn  auch  die  Entsagung  vor  der  Been- 
digung des  Geschäftes  erfolgt  wäre,  sein  Bewenden. 
§.  223*  Kann  Jedoch  ein  solcher  Gesellschafter  eines  jauch  nur  in  ein- 
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zelnen  Theilen  und  Verhandlungen  bei  dem  Geschäfte  begangenen  Be- 
truges überführt  werden:  so  muss  er  über  das  ganze  Geschäft,  der  ge- 
schehenen Entsagung  ungeachtet,  Rechnung  legenv 

§.  224.  Der  Gesellschafter,  welcher  der  Kasse  der  Societät  eigen- 
mächtig etwas  vorenthält,  muss  nach  der  Wahl  der  übrigen,  entweder 
den  dadurch  verursachten  Schaden  ersetzen ,  oder  geselzmässige  Ver- 
zugszinsen entrichten* 

§.  225.  Jedes  Mitglied  ist  für  die  zum  gemeinschaftlichen  Besten  aus 
eigenen  Mitteln  gemachten  Vorschüsse  landübliche  Zinsen  zu  fordern 
berechtiget.  \*i 

§.  226.  Auch  müssen  ihm  die  bei  Ausrichtung  der  Societätsgesühäfre 
verwendeten  Reise-,  Zehrungs-  und  anderen  unvermeidlichen  Kosten 
vergütet  werden. 

§r227.  Für  die  bei  solcher  Gelegenheit  erlittenen  Schäden  kann  er 
unter  eben  den  Umständen ,  wie  ein  Bevollmächtigter,  Ersatz  fordern. 
(Tit.  18.  §.  80.  sqq.) 

§.  228-  Für  die  zum  Besten  der  Gesellschaft  angewendeten  Bemü- 
hungen kann  er  sich  keine  ihm  nicht  versprochene  Belohnung  anrechnen. 

§.  229.  Für  solche  Arbeiten  aber,  die  zum  gewöhnlichen  Betriebe 
der  Societätsgeschäfte  nicht  gehören ,  und  eine  besondere  Kunst  oder 
Wissenschaft  erfordern,  kann  er  den  gewöhnliehen  Preis  in  Rechnung 
bringen. 

4)  lim  4c»  VerhSltD»sen  geffen  Andere« 

§.  230t  Eine  Gesellschaft  wird  in  der  Regel  nur  durch  gemeinschaft- 
lich abgeschlossene  und  unterschriebene  Verträge  verpflichtet. 

§.1231.  Ist  der  Betrieb  aller  oder  gewisser  Geschäfte  einem  der  Ge- 
sellschafter von  den  übrigen  aufgetragen  worden :  so  verpflichtet  der- 
selbe durch  seine  Handlungen  oder  Verträge  die  Gesellschaft  als  ein 
Bevollmächtigter.  (§.210.) 

§.  232.  Ein  Gesellschafter,  welcher  nicht  imNamen  der  Societät  con- 
trahirt,  verpflichtet,  wenn  er  auch  sonst  als  Bevollmächtigter  anzusehen 
wäre,  nur  sich  selbst,  nicht  aber  die  Gesellschaft. 

§.233.  Hat  jedoch  ein  Gesellschafter,  zwar  nur  in  seinem  Namen, 
aber  in  Angelegenheiten  der  Societät,  einen  Vertrag  geschlossen:  ist  er 
schuldig,  den  daraus  entstandenen  Vortheil  der  Gesellschaft  zu  über- 
lassen, 

§.  234.  Gegen  den  Dritten  aber,  welcher  mit  dem  Gesellschafter  bloss 
auf  seinen  eigenen  Namen  contrahiret  hat,  erlangt  die  Gesellschaft  aus 
einem  solchen  Vertrage  kein  Recht;  und  kann  daher  die  von  selbigem 
an  seinen  Contrahenften  geleisteten  Zahlungen,  oder  anderen  Verhand- 
lungen, wodurch  die  aus  dem  Vertrage  entstandene  Verbindlichkeit 
wieder  aufgehoben  worden,  nicht  anfechten. 

§.  235.  Auch  die  Wissenschaft  des  Dritten,  dass  das  Geschäft,  worü- 
ber er  contrahiret,  die  ganze  Gesellschaft  angehe,  kann  denselben  in  den 
ferneren  Verhandlungen  mit  seinem  Contrahenten  nicht  einschränken, 
so  lange  dabei  kein  Betrug  vorwaltet*  oder  keine  gerichtliche  Untersa- 
gung erfolgt  ist. 

§.  236.  So  weit  Jemand  einem  Andern  durch  nützliche  Besorgung 
seiner  Geschäfte,  oder  durch  nützliche  Verwendung  verpflichtet  wird, 
so  weit  kann  auch  eine  Gesellschaft  solchergestalt  verpflichtet  werden. 

§.  237.  Wer  aus  diesem  letzten  Grunde  (§.  236-)  eine  rechtsgültige 
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Forderung  an  die  Söcietät  erlangt  hat,  der  kann  an  jeden  der  Gesell- 
schafter für  seinen  Antheil  sich  hallen.     »  - 

§.  238.  Für  den  Antheil  eines  jeden  haften  die  übrigen  Mitgenossen 
dem  Gläubiger  als  Bürgen. 

§.  239.  Haben  sich  aber  die  Gesellschafter  einem  Dritten  aus  einem 
ausdrücklichen,  von  ihnen  gemeinschaftlich,  oder  durch  ihren  Bevoll- 
mächtigten, geschlossenen  Vertrage  verpflichtet:  so  rindet  gegen  sie  die 
Vorschrift  von  Correalverträgen  Anwendung.  (Tit.  5.  §.  424.  sqq.) 

§•  240.  Hat  jedoch  der  Gläubiger  nur  mit  einem  der  Gesellschafter 
als  gemeinschaftlichem  Bevollmächtigten  contrahirt :  so  kann  in  der  Re- 
gel, und  wenn  die  Vollmacht  nicht  ausdrücklich  auf  eine  Verpflichtung 
von  dieser  Art  gerichtet  war,  Personalarrest  im  Wege  der  Execution, 
auch  nur  gegen  den  Bevollmächtigten  gesuchet  werden. 

5)  wegen  Gewinns  und  Verluvt*. 

§.  241.  Alles,  was  nach  Abzug  der  gemeinschaftlichen  Schulden,  der 
zum  Betriebe  des  Geschäftes  verwendeten  Kosten,  des  zur  Gesellschaft 
gewidmeten  Capitals,  und  der  von  den  Mitgliedern  zusammengebrach- 
ten Beiträge,  an  gemeinschaftlichem  Vermögen  übrig  bleibt,  gehört  zum 
Gewinne  der  Gesellschaft. 

§.  242.  So  weit  als  vorstehende  Posten  aus  dem  gemeinschaftlichen 
Vermögen  nicht  gedeckt  werden  können,  ist  Verlust  vorhanden. 

§.  243.  Bei  Berechnung  des  Gewinnes  und  Verlustes  muss  auf  die 
fortwährende,  durch  den  Gebrauch  entstehende  Abnutzung  und  Ver- 
minderung des  Werths  der  Werkzeuge,  Gerätschaften  und  anderer 
Effecten,  deren  die  Gesellschaft  zum  Betriebe  ihres  Gewerbes  sich  be- 
dienet, Rücksicht  genommen  werden. 

§.244.  Der  Antheil  eines  jeden  Gesellschafters  am  Gewinne  und 
Verluste  muss  hauptsächlich  nach  dem  Inhalte  des  Vertrages  beurthei- 
let  werden. 

§.  245.  Ein  Abkommen,  wodurch  einem  der  Gesellschafter  aller 
Schade,  und  dem  andern  aller  Vortheil  allein  angewiesen  wird,  ist  nach 
den  Kegeln  von  Schenkungen  zu  beurtheilen. 

§.  246.  Kann  das  Abkommen  als  Schenkungsvertrag  nicht  bestehen : 
so  muss  Gewinn  und  Verlust  unter  solchen  Gesellschaften  nach  gesetz- 
lichen Grundsätzen  vertheilt  werden. 

§.  247.  Hat  ein  Mitglied  statt  seines  Antheils  am  Gewinne,  sich  be- 
stimmte Zinsen  für  ein  Capital  vorbedungen,  ohne  an  der  Gefahr  des 
Verlustes  Theil  nehmen  zu  wollen:  so  wird  er  nur  als  ein  Gläubiger 
der  Gesellschaft  betrachtet. 

§.  248.  Uebernimmt  er  aber  verhältnissmässigen  Antheil  an  dem  Ver- 
luste, welcher  die  Gesellschaft  betreffen  möchte :  so  ist  es  ihm  erlaubt 
sich  höhere,  als  die  sonst  in  den  Gesetzen  zugelassenen  Zinsen  seines' 
Capitals  vorzubedingen. 

§.  249.  Durch  dergleichen  besondere  Verabredungen  unter  denjeni- 
gen, welche  einmal  wirkliche  Mitglieder  der  Gesellschaft  geworden  sind, 
(§.  247.  248.)  wird  jedoch  das  Verhältniss  eines  jeden  derselben  gegen 
Fremde,  denen  die  Gesellschaft  auf  eine  oder  die  andere  Art  verpflich- 
tet worden,  ni^ht  geändert. 

§.  250.  Wenn  hingegen  Jemand,  ohne  wirklich  Mitglied  der  Gesell- 
schaft zu  werden,  derselben  bloss  ein  Capital  unter  der  Bedingung  an- 
vertrauet, dass  er  davon  höhere,  als  die  eigentlichen  gesetzlichen  Zin- 
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seil  gemessen;  dagegen  aber  auch  Gefahr  und  Verlust  nach  Verhältniss 
dieses  Capitals  mit  tragen  wolle:  so  haftet  derselbe  den  Gläubigern  der 
Gesellschaft  nur  mit  seinem  eingelegten  Capitale;  und^ann  ein  Mehre- 
res  zu  den  Societätsschulden  beizutragen  nicht  angehalten  werden. 

§.  251.  Ist  im  Vertrage  über  den  Antheil  der  Gesellschafter  am  Ge- 
winne und  Verluste  nichts  festgesetzt:  so  muss  derselbe  nach  Verhält- 
niss ihres  Beitrages  zum  gemeinschaftlichen  Fonds  bestimmt  werden. 

§.  252.  Haben  sämmtliche  Mitglieder  nur  durch  ihre  Arbeit  den  ge- 
meinschaftlichen Vortheil  zu  befördern  sich  verbunden:  so  ist  ihr  An- 
theil am  Gewinne  und  Verluste  gleich. 

§.  253.  Ist  nur  ein  oder  anderes  Mitglied  vom  Beitrage  zu  dem  ge- 
meinschaftlichen Fonds  entbunden  worden:  so  wird  sein  im  Contracte 
unbestimmt  gebliebener  Antheil  am  Gewinne  dem  Antheile  desjenigen» 
welcher  den  mindesten  Capitalsbeitrag  geleistet  hat,  gleich  gesetzt. 

§.  254.  Haben  die  übrigen  Mitglieder  alle  gleichen  Capitalsbeitrag 
geleistet,  so  hat  der  von  diesem  Beitrage  ganz  entbundene  Gesellschaf- 
ter am  Gewinne  mit  ihnen  gleichen  Antheil. 

§.  255.  An  dem  Verluste  nehmen  die  geldbeitragenden  Mitglieder 
in  eben  dem  Verhältnisse  Antheil,  wie  an  dem  Gewinne. 

§.  256.  Ein  vom  Geldbeitrage  entbundener  Gesellschafter  kann  zur 
Uebertragung  eines  Anlheils  von  dem  am  Fonds  der  Gesellschaft  ent- 
standenen Verluste,  ausser  dem  Falle  einer  ausdrücklichen  Verabredung, 
nicht  angehalten  werden. 

§.  257.  Vielmehr  besteht  sein  Antheil  an  dem  Verluste  nur  in  der 
Entbehrung  der  für  seine  Bemühungen  zum  gemeinschaftlichen  Besten 
gehofften  Belohnung. 

§.  258.  Sind  aber  einem  solchen  Gesellschafter  die  Vortheild  frühe- 
rer Jahre  zu  Capital  gut  geschrieben  worden,  dergestalt,  dass  er,  nach 
Verhältniss  dieses  Capitals,  an  dem  ferneren  Gewinne  Theil  zu  nehmen 
berechtiget  ist:  so  muss  er  nach  gleichem  Verhältnisse  auch  zu  dem  Ver- 
luste beitragen. 

§.  259.  Soll  der  durch  Verlust  am  gemeinschaftlichen  Fonds  erlittene 
Abgang  wieder  ergänzt  werden:  so  geschiehet  der  Nachtrag  in  eben 
dem  Verhältnisse,  wie  am  Anfange  der  Gesellschaft  das  gemeinschaft- 
liche Capital  zusammen  gebracht  worden. 

§.  260.  Ist  der  Verlust  durch  die  Schuld  eines  vom  Geldbeiträge 
entbundenen  Mitgliedes  verursacht  worden:  so  ist  dieser  zwar  zum 
Schadensersatze,  nicht  aber  zu  einem  neuen  Beitrage  verpflichtet. 

§.  261.  Die  Rechnung  über  Gewinn  und  Verlust  muss,  wenn  nichts 
besonderes  verabredet  ist,  nach  erfolgter  Beendigung  des  gemeinschaft- 
lichen Geschäftes,  falls  aber  dieses  durch  mehrere  Jahre  fortwähret, 
alljährlich  abgeschlossen  werden. 

§.  262.  Zum  Nachtheile  der  vom  Geldbeitrage  befreieten  Mitglieder 
kann  der  Verlust  eines  vorhergehenden  Jahres,  im  Mangel  ausdrückli- 
cher Verabredungen,  bei  der  Berechnung  über  ein  folgendes,  von  dem 
Gewinne  desselben  nicht  abgezogen  werden. 

§.  263.  Ueber  seinen  Antheil  am  Gewinne  ist  jedes  Mitglied  frei  zu 
verfügen,  und  denselben  aus  der  Gesellschaft  herauszuziehen  be- 
rechtiget. 

§.264.  Auch  die  Mehrheit  der  Stimmen  kann  kein  Mitglied  zu  einer 
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im  Vertrage  nicht  verabredeten  Zurücklassung  seines  Antheils  am  Ge- 
winnet  zur  Verstärkung  des  gemeinschaftlichen  Fonds,  wider  seinen 
Willen  verpflichten. 

§.  265.  Dagegen  muss  aber  auch  ein  jeder  Gesellschafter  mit  der 
baaren  Herauszahlung  seines  Anlheils  am  Gewinne  sich  so  lauge  gedul- 
den, bis  dieselbe  ohne  Zerrüttung  der  fortzusetzenden  Geschäfte  Statt 
finden  kann. 

§.  266.  Die  Gläubiger  eines  einzelnen  Gesellschafters  können  auch 
an  seinen  Antheil  vom  Gewinne  sich  halten. 

§.  267.  Doch  müssen  sie  sowohl  wegen  Nachweisung  dieses  Antheils, 
als  wegen  der  Art  und  Zeit  der  Herausgabe,  sich  alles  das  gefallen  las- 
sen, wozu  der  Schuldner  selbst,  nach  dem  Vertrage,  oder  nach  den  Ge- 
setzen verpflichtet  ist. 

§.  268-  Wenn  also,  nach  dem  Vertrage,  der  Gewinn  von  gewissen 
Jahren,  oder  nach  einem  gewissen  Verhältnisse,  zur  Verstärkung  des 
Fonds  in  der  Gesellschaft  bleiben  soll :  so  gilt  ein  solches  Abkommen 
auch  gegen  die  Gläubiger  eines  einzelnen  Gesellschafters. 

Vom  dem  Austritt«  einzelner  Mitglieder. 

§.  269.  In  der  Regel  steht  einem  jeden  Mitgliede  frei,  die  Gesell- 
schaft nach  Gutbefindcn  zu  verlassen. 

§.  270.  Ist  aber  der  Vertrag  auf  gewisse  Jahre,  oder  zur  Ausführung 
eines  gewissen  bestimmten  Geschäftes  geschlossen  worden:  so  muss  der 
Ablauf  der  Zeit  oder  das  Ende  des  Geschäftes  abgewartet  werden. 

§.  271.  In  diesem  Falle  findet  ein  Rücktritt  von  der  Socielät  nur  in 
so  weit  Statt,  als  selbiger  überhaupt  von  andern  gültigen  Verträgen  zu- 
lässig ist. 

§.  272.  Ferner  alsdann,  wenn  die  Gesellschaft  nicht  anders,  als  durch 
neue  Beiträge,  fortgesetzt  werden  kann.  (§.  191.  192.) 

§.  273.  Ein  Mitglied,  welches  sich  der  Erfüllung  seiner  Pflichten  be- 
harrlich entziehet,  kann  noch  vor  Ablauf  der  Zeit,  oder  vor  Beendigung 
des  Geschäftes,  von  der  Gesellschaft  ausgeschlossen  werden. 

§.  274.  Noch  mehr  ist  die  Gesellschaft  dazu  berechtiget,  wenn  ein 
Mitglied  betrüglich  gegen  dieselbe  gehandelt  hat,  als  ein  Verbrecher  be- 
straft, oder  für  einen  Verschwender  gerichtlich  erklärt  worden  ist. 

§.  275.  Wenn  das  auszustehende  Mitglied  der  aus  solchem  Grunde 
ihm  angekündigten  Ausschliessung  widerspricht :  so  muss  zwar  demsel- 
ben rechtliches  Gehör  darüber  verstattet  werden; 

§.  276.  Wird  aber  demnächst  die  Ausschliessung  selbst  für  recht- 
mässig erklärt:  so  erstrecken  sich  die  Wirkungen  davon  bis  auf  den 
Tag  der  geschehenen  Ankündigung  zurück. 

§.277.  Wenn  die  bestimmte  Zeit  verflossen  ist;  oder  das  Geschäft, 
welches  den  alleinigen  Gegenstand  der  Gesellschaft  ausmacht,  beendigt; 
oder  dessen  Fortsetzung  verboten  worden:  so  nimmt  die  Gesellschaft 
von  selbst  ein  Ende. 

Von  dem  Tode  eine*  Gesellschafter*. 

§.278.  Bei  Gesellschaften,  deren  Gegenstand  und  Zweck  nicht  in 
dem  Betriebe  eines  gemeinschaftlichen  Geschäfts  oder  Gewerbes  be- 
steht, wird  durch  den  Tod  eines  Gesellschafters  in  den  Verhältnissen 
derselben  nichts  geändert. 

§.  279.  Vielmehr  treten  die  Erben,  sowohl  in  Ansehung  der  Befug- 
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niss  zum  Austritt,  als  der  Pflicht  zur  Fortsetzung  der  Gesellschaft,  le- 
diglich an  die  Stelle  des  Erblassers. 

§.  280.  Ein  Gleiches  findet  Statt,  wenn  zwar  der  Zweck  der  Gesell- 
schaft auf  ein  gemeinschaftliches  Geschäft  oder  Gewerbe  gerichtet  war, 
das  verstorbene  Mitglied  aber  an  dem  Betriebe  desselben  nicht  thätigen 
Antheil  genommen  hat. 

§•  281.  Sobald  aber  ein  Mitglied,  welches  zu  dem  Betriebe  des  ge- 
meinschaftlichen Gewerbes  durch  Handlungen  mitzuwirken  hatte,  ver- 
stirbt :  stehet,  wenn  nicht  im  Vertrage  ein  Anderes  ausdrücklich  be- 
stimmt ist,  den  Erben  des  Verstorbenen  sowohl,  als  den  übrigen  Mit- 
gliedern, der  Rücktritt  von  dem  Vertrage  offen. 

§.  282.  Ist  hingegen  in  dem  Vertrage  ausdrücklich  festgesetzt,  dass 
die  Erben  in  der  Societät  bleiben  sollen :  so  sind  diese  sowohl,  als  die 
übrigen  Mitglieder,  an  den  Vertrag  gebunden. 

§.  283.  Auch  in  Ermangelung  eines  Vertrages  verpflichtet  eine  an 
sich  rechtsgültige  Verordnung  des  Erblassers  die  Erben  zur  Fortset- 
zung der  Societät:  in  so  fern  es  die  übrigen  Mitglieder  verlangen. 

§.  284.  Doch  ist  dergleichen  letztwillige  Verordnung  in  Ansehung 
desjenigen,  welcher  von  dem  Verstorbenen  nicht  mehr,  als  den  ihm  ge- 
bührenden Pflichttheil  erbt,  unverbindlich. 

§.  285.  Hingegen  muss  auch  der  blosse  Erbe  im  Pflichttheile,  die  aus 
einem  Vertrage  entspringende  Verbindlichkeit  zur  Fortsetzung  der  Ge- 
sellschaft gegen  die  übrigen  Mitglieder  anerkennen« 

§.  286.  Gegen  seine  Miterben  kann  er  verl.Higen,  dass  ihm  sein  Pflicht- 
theil aus  dem  übrigen  nicht  in  der  Societät  stehenden  Vermögen,  in  so 
fern  dieses  dazu  hinreicht,  angewiesen  werde. 

§.  287.  Kann  eine  solche  Abfindung  geschehen:  so  tritt  eben  dadurch 
der  Erbe  im  Pflichttheile  aus  der  Societät,  und  hat  au  dem  ferneren 
Gewinne  und  Verluste  keinen  Antheil. 

§.  288.  Soll  jedoch  derselbe  auch  gegen  die  Societätsgläubiger  aus- 
ser Verbindung  kommen:  so  muss  alles  beobachtet  werden,  was  für 
den  Fall  vorgeschrieben  ist,  wenn  ein  einzelner  Gesellschafter  die  noch 
fortdauernde  Societät  verlässt.  (§.  300.) 

§.  289.  Eine  Verpflichtung,  wodurch  sich  Jemand  zur  Fortsetzung 
einer  Gesellschaft  für  beständig,  oder  auf  eine  ga;iz  unbestimmte  Zeit 
anheischig  macht,  ist  sowohl  für  den  Contrahenten,  als  für  dessen  Er- 
ben unverbindlich. 

§.  290.  Der  Abgang  eines  Mitgliedes,  von  dessen  Betriebe  und  Ein- 
sichten die  Geschäfte  der  Gesellschaft,  oder  ein  gewisser  Zweig  der- 
selben, bisher  hauptsächlich  abgehangen  haben,  berechtiget  auch  ein 
jedes  anderes  Mitglied  zum  Austritte. 

Wu  l»ei  dem  Austritte  einzelner  Mitglieder  su  beobachten,  in  Ansehung  der  Übrigen  Mitglieder; 

§.  291.  Ein  Mitglied,  weiches  von  seinem  Rechte,  aus  der  Gesell- 
schaft zu  treten,  Gebrauch  machen  will,  muss  seinen  Vorsatz  denUebri- 
gen  in  Zeiten  bekannt  machen. 

§.  292.  Der  wirkliche  Austritt  kann  nur  am  Schlüsse  eines  Jahres, 
oder  in  einem  solchen  Zeitpunkte  geschehen,  wo  sich  Nutzen  und  La- 
sten, Gewinn  und  Verlust,  füglich  gegen  einander  abwägen  lassen. 
(§.  83.  84.) 

§.  293.  Die  Ankündigung  des  Austritts  muss  dergestalt  zeitig  erfol- 
gen, dass  die  übrigen  Gesellschafter,  wegen  Abfindung  des  Austreten- 
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dcn,  und  Fortsetzung  der  Geschäfte  unter  sich,  die  nöthigen  Anstalten 
treffen  können. 

§.  294.  In  Ansehung  der  zur  Zeit  des  angekündigten  Austritts  bereits 
angefangenen  Geschäfte,  ist  der  Austretende,  bis  zu  deren  völligen  Been- 
digung, auch  nach  dein  Austritte  noch  als  ein  Gesellschafter  anzusehen. 

§.  295.  In  wie  fern  aber  bis  zur  völligen  Beendigung  solcher  Ge- 
schäfte die  Abfindung  des  Austretenden  verschoben  bleiben  müsse,  oder 
derselbe  darauf,  gegen  Sicherheitsbestellung  für  seinen  etwanigen  An- 
theil  am  Verluste,  antragen  könne ;  muss,  bei  entstehendem  Streite,  von 
dem  Richter  nach  den  Umständen,  und  dem  Gutachten  der  Sachver- 
ständigen bestimmt  werden. 

§.  296.  An  Unternehmungen,  welche  zwar  noch  vor  dem  wirklichen 
Austritte,  aber  doch  erst  nach  Ankündigung  desselben,  wider  den  Wil- 
len des  Austretenden  angefangen  worden,  nimmt  derselbe,  weder  in  An- 
sehung des  Gewinnes  noch  Verlustes,  ferner  Antheil. 

§.  297.  Zur  möglichsten  Vermeidung  künftiger  Streitigkeiten  werden 
die  Gesellschafter  hiedurch  angewiesen,  sogleich  nach  angekündigtem 
Austritte  sich  mit  dem  Austretenden  über  die  Grundsätze  der  künfti- 
gen Auseinandersetzung  zu  verabreden. 

§.298.  Besonders  muss  bei  dieser  Gelegenheit  festgesetzt  werden : 
was  für  Geschäfte  zu  der  Theilnchmung  des  Austretenden  annoch  ge- 
hören sollen. 

§.  299.  Können  die  Interessenten  sich  darüber  nicht  vereinigen:  so 
werden  Geschäfte,  die  zwar  beschlossen  sind,  mit  deren  Ausführung 
aber  noch  kein  wirklicher  Anfang  gemacht  ist,  dennoch  als  gemeinschaft- 
bch  angesehen ;  sobald  schon  durch  den  Abschluss  allein  Rechte  und 
Verbindlichkeiten  für  die  ganze  Gesellschaft  wirklich  entstanden  sind. 

in  Antchang  der  Societätsgläubiger. 

§.  300.  Durch  den  Austritt  eines  Mitgliedes  wird  dessen  Verbind- 
lichkeit gegen  die  Gläubiger  der  Gesellschaft  nicht  verändert. 

§.  301.  Er  haftet  also  denselben  nach  wie  vor  aus  gütigen  Verträgen 
für  das  Ganze,  so  wie  aus  gesetzlichen  Verpflichtungen  (§.  236.)  für 
seinen  Antheil,  nach  Verhältniss  desjenigen,  den  er  an  der  Socictät  ge- 
habt hat. 

§.  302.  So  weit  der  austretende  Gesellschafter  den  übrigen  den  zur 
Tilgung  seines  Antheils  an  den  gemeinschaftlichen  Schulden  erforder- 
lichen Fonds  zurücklässt,  kann  er  fordern,  dass  sie  in  einer  zu  bestim- 
menden Zeit  die  erfolgte  Befriedigung  dieser  Societätsgläubiger,  oder 
seine  von  deren  Ansprüchen  bewirkte  Befreiung  nachweisen. 

§.  303.  Dabei  findet  alles  Statt,  was  in  einem  gleichen  Falle  wegen 
der  sich  auseinandersetzenden  Miterben  verordnet  ist.  (§.  147.  sqq.) 

Von  gänilicher  Trennung  und  Aufhebung  der  Gesellschaft. 

§.  304.  Soll  eine  gänzliche  Trennung  der  Gesellschaft  erfolgen :  so 
müssen,  wenn  nicht  ein  Anderes  verabredet  ist,  zuvor  die  bereits  ange- 
fangenen Geschäfte,  auf  gemeinschaftlichen  Gewinn  und  Verlust,  ausge- 
führt werden. 

§.  305.  Es  kann  also  auch  in  der  Regel  kein  Gesellschafter  seinen 
Capitalsbeitrag  vor  völlig  beendigten  Geschäften  zurückfordern. 

§.  306.  Bei  der  Auseinandersetzung  selbst  finden,  im  Mangel  beson- 
ders verabredeter  Bestimmungen,  die  allgemeinen  Vorschriften  des  Er- 
sten Abschnittes  Anwendung.  :  "  -  *  *  «:: 
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§.  307.  Auch  durch  die  gänzliche  Aufhebung  der  Gesellschaft  wird  in 
den  Verbindlichkeiten  der  gewesenen  Mitglieder  gegen  die  Gesellschafts- 
gläubiger nichts  geändert. 

§.  308.  Wenn  jedoch  einem  solchen  Gläubiger  die  Aufhebung  der 
Gesellschaft  ausdrücklich  bekannt  gemacht  worden  ist:  so  inuss  der- 
selbe, wenn  er  sich  aus  einem  mit  der  Gesellschaft  geschlossenen  Ver- 
trage an  einen  der  gewesenen  Mitglieder  für  das  Ganze  halten  will, 
denselben  innerhalb  eines  Jahres  nach  geschehener  Bekanntmachung  in 
Anspruch  nehmen. 

§.  309.  Wird  die  Forderung  erst  nach  Aufhebung  der  Gesellschaft 
fällig;  so  mus8  die  Jahresfrist  von  ~dem  Verfalltage  an  gerechnet  werden. 

§.310.  Lässt  der  Gläubiger  diese  Frist  verstreichen:  so  haftet  ihm 
jedes  Mitglied,  auch  aus  einem  solchen  Vertrage,  nur  nach  Verhältniss 
seines  an  der  Societät  gehabten  Antheils. 

Vierter  Abschnitt. 

Von  Gemeinheitst Heilungen. 

(IDiefet  Hbfänitt  iß  burtö  bfe  (SemetnfjefrJtOetlungtarbnunj)  ».  7.  3unf  1821  aufjjefjofcen 
unb  Untere  an  He  SteUe  Unttbtn  ge treten;  f.  bie  gebarfjte  örfcnung  naä  f.  361  bief.  XUeW.) 

Allgemeine  Grundsätze. 

§.  311«  Die  von  mehreren  Dorfscinwohnern ,  oder  benachbarten 
Gutsbesitzern,  bisher  auf  irgend  eine  Art  gemeinschaftlich  ausgeübte 
Benutzung  der  Grundstücke  soll,  zum  Besten  der  allgemeinen  Landes- 
cultur,  so  viel  als  möglich,  (§.337.)  aufgehoben  werden. 

§.  312.  Es  macht  dabei  keinen  Unterschied :  ob  das  Eigenthum  der 
solchergestalt  gemeinschaftlich  benutzten  Grundstücke  der  ganzen  Ge- 
meine, oder  einzelnen  Theilnehmcrn  zusteht. 

§.  313.  In  allen  Fällen  findet  jedoch  dergleichen  Auseinandersetzung 
nur  in  so  weit  Statt,  als  dadurch  die  Landescultur  im  Ganzen  befördert 
und  verbessert  wird.  , 

Wenn  der  Antrag  auf  eine  Gemeinheitstheilung  Statt  linde. 

§.  314.  Jeder  Antrag  darauf  muss  also  durch  das  Gutachten  sach- 
kundiger Landwirthe:  dass  dieTheilung  nicht  nur  an  sich  möglich,  son- 
dern auch  dem  Ganzen  vortheilhaft  sei,  begründet  werden. 

§.  315.  Ein  solches  Gütachten  ist  zur  Begründung  des  Antrages  hin- 
reichend, wenn  die  Auseinandersetzung  zwischen  einer  Gutsherrschaft 
und  der  ganzen  Dorfgemeine  erfolgen  soll. 

§.  316.  Wenn  aber  nur  ein  Mitglied  der  letztern  auf  die  Auseinan- 
dersetzung mit  den  übrigen  Mitgliedern  anträgt ;  so  muss  es,  zur  Be- 
gründung seines  Gesuchs,  nachweisen :  dass  und  wie  die  Theilung  zum 
Vortheile  sämmtlicher  Interessenten  geschehen  könne. 

Wer  darauf  antragen  kSnne. 

§.  317.  In  der  Regel  kann  nur  der  Eigenthümer  auf  die  Auseinander- 
setzung antragen. 

§.  318.  Doch  sind  auch  solche  Besitzer,  die  ein  beständiges  unwi- 
derrufliches Nutzungsrecht  haben,  dergleichen  zu  machen  berechtigt. 

§.  319.  Auch  den  Besitzern  der  nur  in  Cultur  ausgethanen  Güter 
(Tit.  21.  Abschn.  4.)  kommt  diese  Befugniss  zu. 

§.  320.  Doch  müssen  in  beiden  Fällen  (§.  318.  319.)  die  Eigenthü- 
mer der  Grundstücke  bei  der  Auseinandersetzung  selbst  nothwendig 
zugezogen  werden. 
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§.  321*  Blosse  Niessbraucher,  Zeitpächter,  und  andere,  die  nur  ein 
vermöge  der  Zeit  oder  der  Art  nach  eingeschränktes  Nutzungsrecht  be- 
sitzen, können  nur  mit  ausdrücklicher  Genehmigung  des  Eigentümers 
die  Auseinandersetzung  suchen. 

§.  322.  Dagegen  steht  zwar  den  Eigenthümern  frei,  auch  ohne  die  Be- 
willigung solcher  Besitzer  auf  die  Theilung  anzutragen;  diese  aber  kön- 
nen verlangen,  dass  die  wirkliche  Vollziehung  derselben  so  lange,  bis 
ihr  Nutzungsrecht  aufhört,  ausgesetzt  bleibe. 

§.  323.  6er  nutzbare  Eigenthümer  eines  Erbzinsguts  kann  zwar  auf 
die  Theilung  antragen;  er  muss  aber  dabei  den  Obereigen thümer  zu- 
ziehen. 

§.  324.  Bei  Lehnen  ist  die  Zuziehung  des  Lehnsherrn  erst  alsdann, 
wenn  das  Lehn  nur  noch  auf  vier  Augen  steht,  nothwendig. 

§.  325.  Ausser  diesem  Falle  ist  es  genug,  wenn  nur  dem  Lehnsherrn, 
oder  seiner  Lehnscurie,  von  der  bevorstehenden  Auseinandersetzung 
Nachricht  gegeben  wird. 

§.  326.  Hat  der  Vasall  lehnsfähige  Descendenz:  so  bedarf  er  keiner 
Zuziehung  anderer  Agnaten  oder  Mitbelehnten. 

§.  327.  In  Ermangelung  solcher  Descendenz  ist  die  Zuziehung  des 
nächsten  Lehnsfolgers  erforderlich. 

§.  328.  Wohnt  jedoch  der  Lehnsfolgcr  ausserhalb  der  Königlichen 
Staaten,  und  ist  er  in  denselben  auch  mit  Gütern  nicht  angesessen :  so 
muss  der  nächste  nach  ihm,  welcher  innerhalb  der  Königlichen  Staaten 
sich  befindet,  zugezogen  werden. 

§•329.  Sind  mehrere  gleich  nahe  Lehnsfolger  vorhanden:  so  ist  die 
Zuziehung  aller  erforderlich. 

§.  330.  Doch  ist  der  Besitzer  diejenigen  unter  denselben,  welche  we- 
der in  den  Königlichen  Staaten  wohnen,  noch  Güter  daselbst  besitzen, 
zuzuziehen  nicht  verpflichtet. 

§.331.  Die  Zuziehung  blosser  Lehnsanwarter  ist  in  keinem  Falle 
nothwendig. 

§.  332.  Wer  ein  Grundstück  nur  wiederkäuflich  besitzt,  muss  den 
Wiederkaufsberechtigten  zuziehen. 

§.  333.  Den  vorstehend  (§.  323-332.)  benannten  Interessenten  muss 
die  bevorstehende  Auseinandersetzung,  zur  Wahrnehmung  ihrer  Ge- 
rechtsame dabei;  in  der  Regel  gerichtlich  bekannt  gemacht  werden. 

§.  334.  Wenn  jedoch  der  Besitzer  eine  gehörig  geschehene  und  zur 
Wissenschaft  derselben  wirklich  gelangte  Privalbekanntmachung  hin- 
länglich nachweiset:  so  bedarf  es  keiner  gerichtlichen  Vorladung. 

§.  335.  Haben  diese  Interessenten  bei  der  Theilung  sich  gemeldet; 
so  müsseu  sie  mit  ihren  Einwendungen,  in  so  fern  dieselben  auf  einer 
angeblichen  Verminderung  der  Substanz,  oder  fortwährenden  Verrin- 
gerung ihres  Werths  beruhen,  rechtlich  gehöret  werden. 

§  336.  Haben  sie  sich  aber  nicht  gemeldet,  so  müssen  sie  alles  das, 
was  mit  dem  gegenwärtigen  Besitzer  verhandelt  worden,  in  der  Folge 
wider  sich  gelten  lassen. 

§.  337.  Doch  ist  ihre  ausdrückliche  Einwilligung  nothwendig,  wenn 
die  ganze  Sache,  oder  auch  einTheil  derselben,  gegen  eine  andere  Sache 
von  ganz  verschiedener  Art  vertauscht  werden  soll. 

Griindrftu  dar  Theilung. 

§.338-  Bei  einer  jeden  Auseinandersetzung  muss  darauf  gesehen 
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werden,  dass  kein  Theil  gegen  den  andern  verkürzt,  in  seinen  Nutzun- 
gen geschmälert,  oder  in  dein  freien  Gebrauche  seiner  Grundstücke  ge- 
hindert werde.  1 

§.339*  Doch  ist,  bei  Beürtheilung  dessen,  nicht  bloss  auf  einzelne 
Stücke  und  Rubriken,  sondern  auf  den  ganzen  Umfang  der  Wirth- 
schaft  eines  jeden  Interessent en>  so  wie  sie  vor  und  nach  der  Theilung 
sich  verhält,  Rücksicht  zu  nehmen. 

§.  340*  Bei  Bestimmung  des  Werths  der  zu  theilenden  Grundstücke 
kommt  nicht  bloss  die  Beschaffenheit  des  Grundes  und  Bodens,  son- 
dern auch  die  Lage,  und  der  Zustand  der  Cultur  in  Anschlag. 

§.  341.  Vergütungen  in  Geide  ist  keiner  der  Interessenten  sich  auf- 
dringen zu  lassen  schuldig. 

§.  342.  Nur  in  dem  einzigen  Falle  muss  der  Uebernehmer  eines 
schlechter  cultivirten  Grundstücks  Geldvergütung  annehmen ,  wenn 
diese  so  beschaffen  ist,  dass  er  dadurch  den  Mängeln  der  Cultur  abzu- 
helfen völlig  in  Sland  gesetzt  wird. 

§.  343.  Dagegen  kann  ein  Ausfall  in  der  Qualität  durch  einen  Zusatz 
in  der  Quantität  vergütet  werden. 

§.  344.  Jedoch  muss  auch  dabei  auf  den  Unterschied  in  den  Cultur- 
kosten,  in  der  Entfernung,  und  andern  Vorlheilen  und  Nachtheilen  der 
Lage,  Rücksicht  genominen  und  dafür  billige  Vergütung  geleistet  werden. 

§.  345.  Auch  die  Austauschung  von  Grundstücken  der  einen,  gegen 
Grundstücke  von  einer  andern  Gattung,  müssen  die  Interessenten,  zur 
Beförderung  und  Erleichterung  der  Theilung,  sich  gefallen  lassen. 

§.  346-  Doch  ist  kein  Interessent  in  eine  solche  Vertauschung,  wo- 
durch die  ganze  bisherige  Art  seines  Wirlhschaftsbetriebes  verändert 
werden  müsste,  zu  willigen  verbunden. 

§.347.  Wenu  Dorfgemeinen  sich  mit  der  Gutsherrschaft  auseinan- 
dersetzen: so  müssen  jedem  Theile  seine  Grundstücke  in  Einer  Folge 
angewiesen  werden. 

§.  348.  Kein  Mitglied  der  Gemeine  ist  schuldig,  in  eine  Auseinander- 
setzung zu  willigen,  wodurch  es  ausser  Stand  kommen  würde,  die  ihm 
angewiesenen  Grundstücke  mit  dem  bisher  nur  gehaltenen  Gespanne 
und  Gesinde  wirtschaftlich  zu  bearbeiten. 

§.  349.  Die  Grundstücke  der  Kirchen,  Pfarren  und  Küstereien  sind, 
so  viel  als  möglich,  in  dem  Reviere  der  Unterlhanen,  oder  wenn  sie  in 
Erbpacht  ausgethan  sind,  da,  wo  es  den  Erbpächtern  am  bequemsten 
ist,  anzuweisen. 

Aufhebung  der  Auf  der  gethellten  Gemeinheit  haftenden  Dienstbarbeittrechte. 

§.  350.  Durch  dergleichen  Auseinandersetzungen  können  die  Inte- 
ressenten die  wohlerworbenen  Rechte  eines  Dritten  auf  die  getheilte 
Sache  nicht  schmälern. 

§.  351.  Kann  jedoch  der  Zweck  der  bessern  Cultur,  mit  unveränder- 
ter Beibehaltung  der  einem  Dritten  auf  das  Grundstück  zustehenden 
Dienslbarkeitsrechte,  nicht  erreicht  werden;  so  ist  der  Dritte  sich  de- 
ren Einschränkung  oder  Aufhebung,  gegen  hinlängliche  Vergütung,  ge- 
fallen zu  lassen  verbunden. 

§.  352.  Die  dabei  zu  beobachtenden  Grundsätze  sind  in  dem  Titel 
von  Grundgerechtigkeiten  näher  bestimmt.  (Tit.  22.) 

§.  353.  Auch  auf  die  Ausgleichung  der  unter  den  Theilenden  selbst 
Statt  findenden  wechselseitigen  Servituten,  so  weit  dieselbenMen  freien 
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Gebrauch  der  Sache  hindern,  muss  bei  der  Auseinandersetzung  Rück- 
sicht genommen  werden. 

§.  354.  Ist  wegen  deren  Beibehaltung  nichts  Besonderes  verabredet : 
so  sind  solche  Dienstbarkcitsrechte,  welche  mit  dem  Zwecke  der  Aus- 
einandersetzung nicht  bestehen  können,  nach  vollzogener  Theilung  für 
aufgehoben  zu  achten. 

§.  355.  Der  Gebrauch  der  beizubehaltenden  Servituten  muss  so  be- 
stimmt werden,  dass  er  den  Zweck  der  Auseinandersetzung  nicht 
vereitle.   

Vo«  den  aof  der  geteilten  Sacfa«  b*ft*nd«n  Abgaben  and  Lutea. 

§.  356.  Uebrigens  werden  durch  die  Auseinandersetzung  gemein- 
schaftlich benutzter  Grundstücke  öffentliche  und  gemeine  Lasten,  in- 
gleichen andere  Privatansprüche  nicht  geändert. 

§.  357.  Vielmehr  treten,  wenn  bei  solcher  Gelegenheit  einzelne  zu 
dem  belasteten  Gute  gehörige  Grundstücke  gegen  andere  ausgetauscht 
worden,  letztere,  auch  in  dieser  Rücksicht,  an  die  Stelle  der  erstem. 
,v  3&8f  Die  durc(i  dergleichen  Auseinandersetzungen  bewirkten  Ver- 
besserungen der  Grundstücke  sollen  mit  neuen  Abgaben  von  Seiten 
des  Staats  nicht  belegt,  noch  die  alten  um  deswillen  auf  irgend  eine 
Art  erhöhet  werden. .  ,  .  ., 

§.  359.  Ben  Theilnebmern  steht  es  frei,  sich  nach  vorstehenden  Grund- 
sätzen, auch  aussergerichtlich  uud  in  Güte,  auseinander  zu  setzen. 

§.  360.  Das  Verfahren  bei  gerichtlichen  Gemeinheitstheilungen,  ist  in 
der  Prozessordnung  bestimmt. 

,§.,361.  Wegen  der  Theilung  anderer  Arten  von  Gemeinheiten  und 
gemeinschaftlichen  Nutzungsrechten,  hat  es  bei  den  Vorschriften  des 
Ersten  Abschnitts  sein  Bewenden. 

1)  SBwai;  $*kt  iur  Veforberun*  ber  pMbculrur  to.  14.^e»tbr.  1811,  t> 11-20,  betr.  bie 
^uivotifum  be*  butfveien  <DtittbtUi  ber  «letfe*  tiitr  in  2öf<t>ca>ramnn<on  befin&ticfan  Stlbmairf, 
unb  ba$  SRafenabbauen  auf  ®emctnbeu>ei&en ;  f.  &u  I.  22.  na<b  f.  248. 

ajergt.  in  betreff  ber  bei  gut*b<rrti$eit  unb  bäuttliättn  WtQuUrtxnQtn  $\ti<bhtiti$  j« 
bettirfenbtn  <9emein&citlU)ei(un8cn : 

»)  M&let  v.  I4.eeptbr,  1811,  beer,  bie  tRfflunrung  ber  autfoerrlitfen  unb  bäuerli* 
<f>cn  SBcrbältnine,  unb  Declaratlon  betreiben  ».  29.<Dlai  1816,  %tt.  23  sqq.; 

b)  Verordnung  t>.  20.  3uni  1817,  wegen  Organifation  ber  <£eneralcommtflionen 
iinr  5tT4u(irung  btr  gutäjerrliäen  unb  bauenden  SBerljättniffe,  |.  101-1Ö3; 

e)  Gesetz  iv*.-«cvttt  1823,  »egen  tRegutirung  ber  gutfberrlic&ett  unb  (äuerfitfen 
Serftilttiffe  in  ber  ^robinj  $of«n,  ft.  65  «nb  66| 

(f.  ju  U.  7  n<wt>  f.  494.) 

3)  Cremeinheitstneilungs-  Ordnung  9. 7.3uni  1821. 

$)a  bfe  bisherigen  ©efefce  fiber  bie  Slufoebung  ber  (Semeinfteifen  für  bat  S3e* 
börfnif  ber  erweiterten  ßanbcultur  ni$t  me&r  genügen;  fo  ftaoen -SBir  btefelbe 
einer  forgfältigen  «Keoifton  unterwerfen,  unb  ben  aufgearbeiteten  ©ntwurf  jtt 
einer  ©emeini)eiM&eUung9\£)rbnung,  mit  Sujiebiuift  oer  $rotun§ialcoUegien  unb 
fadtfunbtger  Ütfänner  au«*  jeber  $rot>in$  träfen  Iaflen.  Wärtern  bie  »011  iftnen 
gemalten  S8orfd)Iäge  unb  (Erinnerungen  aud)  in  Unferm  ©taatäratb  erwogen 
worben;  fo  »erorbnen  Sir  auf  bat  oon  bemfelben  erjtattete  ©utadjren  nun« 
mcbro  für  alle  ^rotrinjen  ttnferer  ajtonarcm'e,  in  mehfcen  ba*  91.  2.  &  etnge* 
fü&rt  tft,  mit  Aufhebung  be*  4.  fcbfdmttt*,  17.  Sit.  L  beffelben,  unb  ber 
©emeinfeeitötfteilung^tjDrbnung  für  ©cfclefien  »om  14.  Bprtl  1771  (iemit, 
wie  folgt: 

§.  1.  2>te  wn  mehreren  @tnwoljnern  einer  <&tabt  ober  eine«  5>orf*,  *on  ®e* 
meinen  unb  ©runbbefaern  bieder  gemeinföaftlicr,  ausgeübte  »enufcung  iänMi* 
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*er  ©runbfrucfe  foQ  jum  SBeftcn  i>er  allgemeinen  Sanbcnlrur,  fo  viel  al*  mog* 

Ii*  ift,  aufgehoben,  ober  fo  lange  flc  betfebt #  mögli*f*  unf*äbli*  gemacht 
werben. 

I.  2l&f#mtt 

Söon  Aufhebung  6er  ©emein&eiten.  • 

1)  Habere  Seftimmung  free  33rgiiffft.  . 

§.  2.  £)ie  Aufhebung  ber  ©emeinbeit  iwh  biefer  £>rbnung  finbet  nur  Start, 
bei  2ßeibebere*tigungen  auf  2(ecFern,  Sföwrn,  Ungern ,  ftorften,  unb  fonfttgen 
SBeibeoläfcen,  bei  Sorftbere*tigungeu  |ur.rä)taft,  jutn  SDtitgenuffe  be$  $>olje$, 
unb  jum  3rreuef)pleu,  unb  bei  33ere*tiguijgen  jum  flaggen*,  $>eibe*  unb  Söul* 
tenbieb,  e*  mögen  übrigens  biefe  ©ere*tfame  auf  einem  gemeinf*aftli*en  Qu 
gentbume,  einem  ©efammteigeutbume  ober  einem  einfettigen  ober  roe*felfetttgen 
2)ienftbarFeitöre*te  beruben. 

§.  3.  S)ie  blog  vermengte  Sage  ber  Slecfer,  SQBtefett  unb  fonftiger  fiänbereien, 
ohne  gen?einf*aftli*e  SBenufcung,  begrünbet  feine  2lu$einanberfe$ng  na*  bie« 
fer  Örbnung. 

§.  4.  2)ie  Wem  etnbettötbeilung  ftnbet  nur  auf  beu  Antrag  eines  ober  mehre« 
rer  Xbeilnebmer  ©tatt 

§.5.  3n  ber  Siegel  fanit  nur  ber  (Stgentbiimer  auf  9lu*einanberfeftung  an« 
tragen. 

§.  6.  5)o*  fmb  au*  fol*e  Qöeftyer,  bie  ein  beflänbige*  unroiberrufltchetf  «Rur« 
jungäre*t  haben,  unb  bie  erblichen  SBeft&er  ber  nur  in  Kultur  auegetbanenen 
©üter      2      ib.  I.  Sit.  21.  W*n.  IV.)  ju  biefem  Slntrage  berechtigt.. 

§.7.  3n  bei  Den  Jollen  muffen  aber  bie  (Sigentbümer  ber  ©runbftütfe  bei  ber 
91ii$etnan&erfe$unfl  felbft  jugejogcn  werben.  .   .  ,, 

§.a  $u*  muffen  jene  ^eftfcer  §.  6.,  wenn  flc  eine  ©emeinbettötbeilunq 
f*en  ff*  nnb  *em  Sigentbümer  »erlangen,  mit  bem  Antrage  auf  ©emeinbeit*. 
aufbebung  juglei*  ben  Antrag  auf  SRegulirung  ber  gutöberrlt*en  ^erbältniffe 
mbinbm,  injafera  f!e  jiacri  bem  <Sbict  oom  14.  September  1811  unb  beffen 
®eclarationen  baju  befugt  ftnb.  ». 

§.9.  sJt ufcbare  (Jigentpümer  etne$  (SrB^in^  *  unb  eined  ßebngut*,  unb  bte 
9liUMiie|ier  cineö  Sibetcommipgut^  ungleichen  bie  wieberFäufii*en  SBefi^er^ 
flnb  ebenfalls?  bie  5lu$etnanberfefcung  ju  fueben  berechtigt. 

§.  10.  (£$  bebarf  au*  ber  $umun%  ber  £)beretgentbumer,  ber  £ebn$berren,. 
ber  Sehn*  *,  unb  $ibeicommtgf  olger  unb  ber  2BieberFauf*bere*tigten  oon  2lmttf. 
wegen  ni*t,  fonbern  e$  ftebt  ben  Sbeilnebmern  biefer  2lrt  nur  frei,  auf  bie 
öffentliche  SBeFanntma*ung  ber  beoorftebenben  £b*ilung  ft*  ju  melbeti  unb  ihre 
©ere*tfame  wahrzunehmen. 

§.  IL  SKelben  fte  ft*  ni*t,  fo  müfTen  ffe  bie  ohne  ihre  3uiMw«8  bewirFte 
Xbeiiung  gegen  ft*  gelten  laffen,  unb  fie  Fönnen  fol*e  unter  Feinem  SBorwanbe 
anfe*ten. 

J.  12.  Felben  ff e  f!*,  fo  muffen  fle  mit  ihren  (Stnmenbungen ,  infofern  f!e 
eine  angebli*e  ttn^ulänglicbFeit.  ber  @utf*äbigung  für  bie  ©ubflanj  unb  bte 
ei*erfteü*ung  ber  ^ntf*äbigung  in  Kapital  ober  «Rente  betreffen,  gebort" »er. 
ben.  2lnbere  Sinmenbungen  fleben  ihnen  ni*t  ju. 

§.  13.  5lntichTetif*e  ^fanbbefi^er  unb  immtttirte  ©laubiger  Fönnen  nur  unter 
^Beitritt  unb  3ujt*P"n<l  beö  (Sigentbümer*  auf  ©emeinbeit^auf bebung  antragen. 

§.  14.  9ii*terbli*e  9tie^brau*er  unb  3«tyä*ter  ftnb  nur  bann  auf  ©emetn« 
bei  t^auf  bebung  anui  tragen  berede  igt ,  wenn  fte,  na*  ben  ©efe^en  über  bte  9tegu« 
Iirung  ber  gut*berrli*en  unb  böuerli*en  JBerbältniffe,  einen  Slnfpru*  auf  bie 
erbliche  tteberfaffung  ber  innebabenben  ®te0en  haben,  unb  mit  ber  ©emeinbeü*- 
aufbebung  bte  9ftegulirung  ber  gu«berrli*en  S8erbäItni|Te  oerbunben  wirb. 

§.  15.  Slußer  biefem  Salle  Fonnen  blofe  ^iepbrau*er,  3eitpä*ter  unb  anbere, 
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bte  ihre  ©runbfhlcfe  nur  »ermoge  «ine«,  ber3*tt  ober  9frt  tia$,  eingefchränfrert 

9lu£ung$recbt*  bellten,  nur  mit  auSbrücf lieber  ©enebmigung  be*  (gigentbümeT* 
bte  3u0einanberfegung  fuefoen.  Vefcterer  binden  ifl  roobl  berechtigt,  audb  ohne 
bic  Bewilligung  jener  33ejijjer  mäbrenb  ber  2)auer  ihre*  SRugunqtirecbM  unter 
ben,  §.  158.  unb  feig,  bemerften  SRaatfgaBeti ,  bte  2luäeinanberfe$ung  au^utotrfen 
unb  zu  ooll<ieben. 

§.  16.  ©ei  ©egenfKinben  be*  gemeinfehaftlichen  (gigenthum*  tfl  jeber  2Jfttetgen. 
tbümer  bte  ftutfeinanberfeftung  jtt  oerlangen  befugt. 

§.  17.  ©ei  ©runb(iütfen,  beren  @Mprt|ISm  einer  <5tabt*  ober  ©orfgemeine  ju« 
(lebt,  bereu  9lu$uugen  aber  ben  ein|7»en  angefeffeuen  SRitgliebem  berfelben  ge« 
Bühren,  t(t  jebe*  gur  ©cnufcung  bered)tigte  üttitglieb  ber  ©emeine  für  bte  feinem 
©runbbeftfc  anbängenbe  £beilucbmung6rechte  auf  5lu$einanberfe$ung  anzutragen 
berechtigt.  • 

§.  18.  S8et  mechfelfeitiqen  £>ienftbarfeit$recbten,  tnfonberbett  bei  ffoppelbütun. 
gen  («.8 .SR.  Ib.  I.  Sit. 22.  §.  135.),  fann  jeber  Xbeil  bie  Aufhebung  berfelben 
nach  ben  ©rnubfäfcen  biefer  £>rbmmg,  »erlangen.  3»  9fr«cf|tcfct  ber  wecbfelfeitigen 
£>ütungen,  bte  auf  nachbarliche  ftreunbfchaft  unb  ©utwiüigfeit  beruhen ,  hat  e* 
bei  ber  ©orfchrift  bei  51.  &  9t.  a.  a.  £).  §.  137.  fein  ©eioenben. 

§.  19.  S&ei  einfeitigen  5)ienflbarfeit$rechtett  fleht  ber  Eintrag  auf  Aufhebung 
jmar  auch  bem  Berechtigten  ju,  jeboch  nur  unter  ben  §§.  86.  unb  94.  betner ften 
©infehränfungen. 

3)  X>erfdiift>ene  Birten  ber  ausetnanberfegung. 

§.  20.  $er  Antrag  auf  ®emeinbeit$aufbebung  fann  nicht  nur  in  9*ücf  jtcht  ah 
Ier,  einer  gemeinfehaftlichen  ©enu$ung  unterworfenen  (Segenfränbe,  fonbern  auch 
in  9tncfifd)t  einzelner,  gemeinfehaftlid)  benufcter  ©runbftficfe,  gemacht  werben.  @* 
Fann.  alfo  bie  oermengte  tfage  ber  9lcfer«  unb  $>iefenbefi$ungen  unb  bie  gemein« 
fchaftliche  $>ütung  barauf  aufgehoben,  unb  bie  £>üt.ungtfgeineinbeit  auf  ben  übri- 
gen 2BcibepIä$en,  ober  auf  einem  £beil  berfelben,  beibehalten  werben. 

§.21.  Sind)  tonnen  mehrere  eintragen be;  bie  anfer  ftch  in  Gemeinheit  bUibtn 
wollen,  bie  2Metnanberfe$ung  mit  ben  übrigen  Sbeiluebmern  oerlangen. 

4)  »egrunbung  be«  Qttitiag«.  "' 

§.  22.  3n  allen  Raffen  finben  ©emetnbeirtftbeilnngen  nur  in  fofern  <5tattf  alt  ' 
baburd)  bie  Saubcultur  im  ©au{eu  beförbert  unb  oerbeffert  wirb. 

§.  23.  ilt  ohne  Beweisführung  anzunehmen,  ba§  jebe  ®emeinbeit«au$einan- 
berfefcung  zum  gelten  ber&tnbcultur  gereiche  unb  ausführbar  fei.  9tur  bann,  wenn 
behauptet  wirb,  bap  einer  bisher  gemeinfehaftlichen  ©efabr  ber  Skrfanbung  ober 
ber  ©eichäbigung  ber  Subftanz  burch  ^aturfräfte  nach  ber  Jbeilung  einzelne  Xbeil« 
nehmer  aüeiu  autfgefe£t  werben,  ijt  ber  beweis  be«  ©cgentbeilä  gulaffig #  welchen 
ber  Bebauptenbe  führen  muß. 

§.24.  (£ä  bebarf  auch  in  bem$atfe,  wenn  ein  SKitgTtcb  einer  <&tabt*  ober  3)orf« 
gemeine  auf  $lu*einanberfe$uug  mit  ben  übrigen  anträgt,  beä  Beweifeä  nicht,  bafl 
bie  Ibeilung  jum  ©ortbetl  fämmtlicher  Jhcilnehmer  gefefaehen  fönne:  e$  genügt 
vielmehr,  bafl  bie  übrigen,  wie  ohne  befenbem  Schwei«  anzunehmen  ifl,  oöüftän- 
big  entfehdbigt  werben  fouuett. 

§.  25.  Unter  btefer  Söoranäfefcuna  ift  bie  ©emeinhett^theilung  auch  bann  3uTAf« 
jtg,  wenn  bieSßrooocaten  bie  ©emeitvheit  unter  (Ich  aufzuheben  nto)t  im  ©tanbe  jlnb. 

5)  SJejVljr^nEung  bes  ProvoFattone  1 2terf?tft. 

$.26.  JS)ie  SSefugnif ,  auf  (Slemetnheirttbeüung  anzutragen,  fann  weber  burch 
SföiUeiigerflärungcn  noch  burd)  Verträge,  noch  burch  Verjährung  erlöfchen. 

§.  27.  ©ertrage  unb  2ßiUcn*erflärungen,  woburch  ©emeinbeittftbeilungen  au<« 
gefchloffen  werben,  (inb  in  9lücf|icht  ber  Werfer  unb  ber  bamit  in  SBerbinbuna,  (le- 
henben  ^u$ungen  nur  auf  (o  lange  Seit  oerbinblich,  ali,  nach  ber  beüehenben 
Jruchtfolge  unb  ©chlageintheilung  ber  gemein! chaf tlich  Benufiten  ®runb(tücfe,  zur 
Zweimaligen  2(bnu$ung  aller  Schläge  erforberlich  tfl;  in  "Diücr'itcbt  anberer  ©egen« 
flänbe  bauttt  ihre  »erbinblichfeit  nur  3eheit  3«6re.  Mit  Ablauf  biefer  3eit. 
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§.  28.  2Ka*en  befonbere  ortIi*e  $er&ältniffe  längere  griffen  nöt&ig,  fo  Fonnen 
foI*e  nur  unter  ©eneftmiflung  ber  tfanbetyolMeibe&b'rbe  mit  re*tli*er  SßirFuna 
jebo*  au*  in  biefem  JaUe  nur  für  eine  betfimmte  SKei&e  ton  3ajren  feßgefett 
werben. 

§.  29.  2tu«  frO^ere,  SuMfate  Fönnen  ben  Antrag  auf  @emein&eft*t&eilung 
ntcrjt  gtnberiu 

6)  t>on  £betlnebmutigerecf?tett. 
fiftgemcJne  33efWmtiiungen  batäbetr. 

§.30.  &ei  einer  jeben  5fu^einanberfe$ting  muffen  hie  »er&eilfgren  na*  ihren 
2$eilne()tmin<}$recf)ten  abgefunden  »erben. 

§.  31.  SBeldje  fechte  jebem  33et&eiligten  an  bem  ©egenffanbe  ber  (Bemeinheit 
$ufief)en,  unb  ber  Uinfang  biefer  9ted>te  mu£,  in  Ermangelung  re*t*befiänt>tqer 
sföiüenäerFlarungen  unb  re*t$Fräftiger  ErFenntniffe,  juförberfr  na*  ben  flatutcu 
rtf*en  9te*ten,  in  beren  Ermangelung  na*  ben  ^rPDtn^talrec^fen,  unb  »enn  au* 
biefe  fe&lcn,  na*  ben  SBorf*riften  be*  21.  &  9i,  worauf  ®ir  hiermit,  iebocfa  unter 
SBejie&ung  auf  bie  na*folgenben  §§.,  »er»eifen,  beurteilt  »erben. 

9t  ä  h  t 1  e  SefHtttmungett« 
a)  Sei  <9emcinn>eiben. 
aa)   «Bctedjnung  nad>  bem  Q$rft$fhinb. 

§.  32.  2Benn  fol*ergefralt  bei  gemeinf*aftli*eu  £>ütungen  bie  SJeilne&mung** 
re*te  felbfl  feftlte&en,  Dahingegen  aber  ba*  2Raaf  unb  SBer'bältnif  ber  Zbeilmbme 
eine«  jeben  einzelnen  3ntereffenten  ni*t  bur*  UrFunben,  3ubiFare  ober  Statuten 
Beftimmt  tff,  fo  feil  biefe*  SRaajj  unb  SBerhältni^  in  ber  SRegel  nad)  bem  93eft> 
flanbe  in  ben  legten,  ber  Einleitung  ber  Sheifung  oor&ergegangenen  3e{m  3<*ren 
feftqefMt  »erben.  * 

§.  33.  ©tefer  ©eflfcfrartb  »irb  na*  ber  3a&l  bei  Sßielei,  na*  ber  Slrt  beffelben, 
unb  na*  ben  3*iträuinen,  mit  unb  in  »eichen  jabrli*  jeber  Jbeilnebmer  bie  £>ü' 
tun«  ausgeübt  hat,  bergeffalt  berechnet,  b<\$  habet  ber  5)ur*f*nitt  aller  bret  <5äH 
au*  ben  oorgeba*ten  3e&n  3ahren  jum  ©runbe  gelegt  »irb.  E*  »erben  jebo* 
babet 

a)  bie  SBiefyaM  verarmter  ober  bur*  ttnglficfrfäffe  betroffener  SJfirglieber  Bitf  jt* 
ber  Sftitteljahl  erlief,  bie  anbere  feiner  tflaffe  ge»öpnli*  gehalten  haben,  unb  bii 
ju  eben  biefer  3abl  ber  SSiehfianb  berjenigen  oer'minbert,  »el*e  benfelben  barü&er 
hinauf  erwettert  baben ;  unb 

b)  ttnglücftfja&re,  in  »el*en  bur*  <2eu*en,  tfrieg  u.  f. ».  ber  S3te&(lanb  »er* 
mtnbert  »orben,  übergangen,  unb  baför  bie  unmittelbar  oor&erge&enben  früheren 
3a&re  jur  Berechnung  gebogen. 

bb)  ^cretfinuttg  na*  Der  ©urtbwinttwittg- 
o)  Mbt\l)<W9t. 

§.  34.  9?ur  bann,  »enn  entmeber  ber  jepnia&rige  $ejt$franb  na*  »orfleoenben 
Regeln  nt*t  $ut>erläfftg  au^umitteln  iffA  ober  aber  oon  einzelnen  X^eilne^mern  er* 
mieten  »irb,  bafl  fie  t>on  ibrem  (übrigen*  fe!*fie&eiiben)  9le*te  in  ben  legten  ^e^n 
3a^ren  gar  Feinen,  ober  bo*  einen  minberen  ©ebrau*  gemacht  Wen,  al*  »o^u 
pe  ermeifi'li*  bur*  ÖrFunben,  3ubtcate  unb  <Btatuten  befugt  »aren,  fott  ba* 
£Mna&me»erbälfnip  na*  ben  S5orf*riften  be*  31. 2.  SÄ.  $&.  I.  Xit.  22.  §.  90. 
unb  folg.  bere*net,  jebo*  a(*bann  babet  9ta*fle^enbe*  beobad^tet  »erben. 

§.  35.  S)a*  Jutter  oon  gänbereien,  »el*e  auüer&alb  ber  JelbmarF  bei  bere*tig« 
teil  ©ut*  belegen  finb,  ifl  aldbann  mit  ju  berücf|i*tigen,  »enn  bie  2änbereien  enu 
»eber  f*on  bei  ber  93erleibmig  bei  ^e*tö  ju  bem  berechtigten  ©Ute  gehört  ^abenA 
ober  feit  re*t*t>erjä&rter  3eit  babei  benu$t  »orben. 

§.  36.  2)aö  Jutter  &on  Se^enteu  »irb  bei  ber  5)ur*»interung*.&ere*nuncj 
bann.bemcfH*tigt: 

mannfoptf  «Ug.  tanbredjt  IT..  18 
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1)  wenn  ber  Sehnte  auf  ber  Jelbmarf  ber  $ur  Rötung  Bcrcdbf^ten  2hcilneh« 
mer  erhoben  »trb ; 

2)  twenn  bcr  Sehente  außerhalb  biefer  $elbmarf  entmeber  feit  rechttoerjährter 
3eit  bei  bem  berechtigten  ©ute  geroefen,  unb  ba«  Stroh  baoon  bemfelben  benufct 
roorben,  ober  wenn  er  oou  einem  £ütung«bered)tigteu  erworben  »orben,  bcr  ba« 
$utter  baoon  in  Berechnung  $u  bringen  befugt  mar. 

$)abin  n>erben  bie  §§.  94.  nnb  95.  Xit.  22.  2h.  I.  be«  %  £  9i.  näher  befh'mmt. 

§.  37.  $&ci  bem  iMntchlage  be«  £Htfnterfutterge»inne«  tft  nur  auf  ben  ©troh«(§r. 
trag  von  ben  nad)  lanbüblicher  52i>irtr>fcfeaf röar t  ober  nach  berjenigen,  »eiche  in  ber 
®egenb  unb  an  bem  £)rte  bc«  berechtigten  ©runbftücf«  feit  red)t«oet  jährter  3ett 
hergebrad)t  ifl,  bcftelltcn  51ecfcrn,  unb  auf  ben  £>eu$eminn  »on  natürlidjen  Söiefen, 
tmgleichen  auf  ben  3d)eunenabgan}i  an  Svaff  u.  f.  ».  SKücfftcfjt  $u  nennen. 

§.  38.  $>a«  Sutter  au«  Abgängen  einer  junt  berechtigen  (Sute  gehörigen  SBrau. 
erei  unb  Brennerei,  ober  einer  anberen  Sabrifation«anjlalt,  fann  bei  ber  3tu0intffe* 
Iung  ber  ©urchwiuterung  nur  bann  bor  ü et  tut  tu; r  werben  roenn  ba«  £>iccbr :  ba«  au« 
biefen  Abgängen  erhaltene  $ieh  auf  bie  2ßetbe  ju  bringen,  burch  einen  befenberen 
Xitel  erworben  toorben. 

§.  39.  2ßiU  ber  mit  ber  ©chäfereigerechttgfett  »erfchene  OutöBeft^er  bei  einer 
©emetnbeit«theilung  ben  (schaafftanb  nicht  nad)  ber  Swrchminterung  berechnen 
laijen;  fo  fann  er  nur  für  ben  fett  ben  Iefcten  gehn  fahren  oor  ber  Einleitung  ber 
2lu«einanberfe$uug  burchfchnittluh  gehaltenen  c£chaaf|lanb  ßntfehäbigung  »er« 
lanaen. 

SBahlt  er  aber  biefen  lefctern  93?aap|tab,  fo  Fann  fein  2hcilnehmnng«recht  in 
9tütf ficht  be«  übrigen  93tcf>eö  an  tyfcrben,  .Öchfen,  fühen,  Owng^icb,  nur  fo  hoch 
beftimmt  werben,  bat?  e«  überhaupt  bie  3)urchwinterung  nicht  überfchreitet.  S^ahin 
werben  bie  §§.  159.  unb  160.  Xit.  22.  £b.  £  bc«  9. &  9i  abgeänbert  unb  ergänzt. 

§.  40.  tStttb  einteilte  Xfoeilnehmer  jur  £>ütung  mit  foldjem  &ieh  berechtigt, 
»eiche«  mit  $eu  unb  ©troh  nicht  erhalten  wirb,  al«  (Schweinen  unb  ®anfen,  fo 
muf*  bafür,  neben  bem  burch  ben  &urchwinterungö=@runbta$  feftgefleüten  SSteh* 
flanbe,  noch  befonbere5lb(tnbung  gemäht t,  unb  babet  lebiglich  ber  nach ju weifen  be93e. 
jtfcfianb  ber  legten  jehn  3ahre  tu  ber  §.  33.  beffimmten  Slrt  junt  ®runbe  gelegt 
»erben. 

ß)  9Sd  &tabtt  unb  £orf*  ©emefnert. 

§.  41.  Sali«  in  ©tobten  bie  befonbere  £)rt«oerfaffung  ba«  Sßer&altnifj  ber  Sheif» 
nähme  an  ber  gemeinen  SBeibe  nicht  beflimmt,  fo  bient  ftolgenbe«  jur  SRtchtfchnur: 

a)  bie  §>ütüng«rechte  ber  Slcferbürger  ftnb  al«  £betlnebmung«rechte,  bie  mit  ih* 
rem  ©runbbefty  oerbunben  fmb,  anjufefcen,  nnb  ihre  gegenfcttigeuSlutheile  nach  ben 
ooritebeub  §.  34.  unb  folgenb.  oufgefteUtett  Regeln  ju  bercdinen; 

t>)  bie  mit  Käufern  ohne  5Iecfer  angefeffenen  93ürger  ftnb  fo  otel  93ieh  auf  bie 
gemeine  Söeibe  ju  bringen  berechtigt,  al«  erfurberlid)  ift,  um  bie  nothwenbigft^n 
33ebürfniiTe  eine«  $)au«ha!t«  für  ÜJtarm,  $rau  un5  bVe{  ^tnber  befriebtgen,  unb 
btefe«  Bebürfni^  ijl  ju  anbcrtbalb  f  uhroeibeu  ju  berechnen. 

c)  3n  iRficfftcht  unangefejfener  Bürger  unb  cBchufcöerroanbte  ift  anjtinehmen, 
bap  ihnen  feine  eigene  /pütungäbefugniffe  ^ullehen. 

£>aben  fle  aber  nach  ber  befonbern  SBerfaffuna  be«  Ort«  perfönliche  nicht  naber 
beftimmre  ^ütung^rechte,  bie  oon  ihren  Bermiethern  nicht  hergeleitet  »erben  fön. 
nen;  fo  ftnb  fie  ben  .^)au«beji$ern  gleich  ju  achten. 

d)  3ft  bie  gemeine  28cibe  jur  (Ernährung  biefeß  S^iebflanbe«  aller  93ürger»Äfaf« 
fen  unjureichenb;  fo  muf  ber  in  ben  festen  lehn  fahren  oor  bcr  Einleitung  ber 
2(u«einauberfe$ung  t>on  jeber  Pfaffe  im  Qurchfchnitt  gehaltene  ^iehflanb  auege- 
mitreit,  unb  barnach  ba«  Sheilnehmung«recbt  jeber  Älaffe  beflimmt  »erben. 

§.  42.  2>ie  JBorfchrtft  be«  §.  30.  %it.7.  Sh-  U.  be«  9t.  2.  Vi.  über  ba«  «erhält, 
niji  ber  Iheilnahme  ber  2>orfbemobncr  an  ber  ©emein»eibe  »irb  babin  erläutert, 
baü  bie  2heilnehmung«rechte  ber  mit  Gedern  angefefTenen  Sßirthe  ebenfall«  nach 
§.  34.  unb  folg.  biefer  Orbnung,  }U  berechnen  finb,  bie  ohne  5tecfer  angefeffenen 
23irthe  hingegen  bie  ®emein»etbe  nur  mit  fo  t>iel  23tch  behüten  bürfett,  al«  erfor* 
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berlicb  M,  um  bfe  notfcwenbigfren  bebürfniffe  eine«  £au*bolt*  ffir  SJfann,  $rau 
unb  bvei  hinter  gu  befriebigeft,  mit»  Meie*  ifr  gu  anbertbalb  Äubweibcn  angufebla« 
aen.  deicht  bie  Söeibe  nicht  für  alle  Sfceilnebmer  au*,  fo  finbet  bie  borfdjrift  be* 
§.  41.  93nd>flabe  d.  Slnwenbung. 

§.43.  55>ic  !£beilnebmung*rcd)te  ber  bauern,  bie  «tdbt  (gigentbümer  ffnb,  in 
begiebung  ouf  ifcre  ©ut*berren,  flnb  übrigen*  gmtä&ft  tiad)  ben  ©eicfcen  über  bie 
SKegulirung  ber  gut*()errltchen  unb  bäuerlichen  bcrbältniffe  gu  beurteilen. 

y)  tym-t<hnun$  t>tt  U(on\>tvtn  SBciben. 

§.  44.  Slußer  bem  biebfranbe,  mit  welchem  bie  ein  (einen  26cilnebmer  gur  $>fi« 
tung  berechtigt  finb,  muffen  im  Salle  be*  §.  34.  bei  beflimmung  be*  berbälfuiffetf 
ber  Sbeilnabme  an  ber  gemeinen  Söeibe,  auch  bie  befonberen  SÖeiben  bctfelben, 
meiere  f!e  entmeber  gur  aöeinigcn  benufcung  ober  mit  anbern  gemeinfd)aftlid)  außer  / 
bem  ©egenflanbe  ber  Teilung  beftfcen,  berüdftchrigt  werben. 

§.  45.  Solche  befonbere  SBeiben  (§.  44 ),  bie  in  neuern,  bie  bena&rung*frift 
nicht  erreid>enbeu  %eitm  erworben  morben,  ober  welche  ber  berechtigte  für  ben 
biebftanb,  mit  welchem  er  bie  gemeinfehafiliche  2B«&e  ju  betreiben  befugt  ifr,  über« 
all  nicht,  ober  bech  nicht  feit  recht*oerjabrtcr  gtit  beutet  bat,  fönnen  bei  ber  b*» 
ßimmung  ber  ^ntbeile.an  ber  gemeinen  Sßktbe  liic^r  berüdfid)figt  werben. 

§.  46.  £>at  ber  @igentbümcr  bie  Jmtungtfgercchtigfcit  mir  au*brütflicbem  58er« 
gidjt  auf  eigene  Sbeiinabme  oerlieben,  fo  muß  er,  ohne  £>injtcht,  ob  ber  bered)« 
tigte  feine  ißebürfniffe  auf  eigenen,  ibm  allein  mfrebenben  Reiben  ober  auf  Sffieibe* 
pläfcen,  bie  er  mit  anberen  Jbeiluebmern  gu  behüten  befugt  ifr,  gu  beliebigen  im 
<£tanbe  fei,  ben  gangen  2Bertb  ber  £>ütung  oerguten.  Keimen  aber  anbere  an  ber 
mit  bergiebt  ber  eigenen  Jbeilnabme  oon  bem  (Sigentlwmer  bewilligten  Rötung 
Sbeil;  fo  ftnb  biefe  unter  ben  in  ben  folgenben  §§.  bemerften  ttmflänben  auf  SBe. 
reebnung  ber  befonberen  SÖeiben  angutragen  berechtigt. 

§.  47.  3fr  bie  $>ütung  für  eine  beftimmte  5lnjabl  biet),  unb  gugleieh  mit  be« 
fHmmung  ber  3?it  ber  gulafflgen  3lu*übung  oerlieben,  fo  ifr  nad)  biefer  bcjrim« 
mutig  bat  £beilnebmung*recht  fefrgufe&en,  unb  e*  fommt  auf  bie  eigene,  ober  mit 
anbern,  al*  ben  trjeilenben  £beilncbmern  in  ©emeinfd)aft  bcfmblidje  Rötung  be* 
berechtigten  nicht  an. 

§.48/ Oft  feiner  biefer  $äHe  (§.  45  bi*  47.)  oorbanben,  fo  muß  ein  oerbiltniß« 
maßiger  £heil  be*  biebfranbe*,  mit  welchem  ber  berechtigte,  er  fei  SRiteigentbü« 
mer  ober  <£ienfibarfeit**$&ereehtigter,  bie  $>ütung  aulguüben  befugt  ifr,  auf  feine 
befonbere  SBeiben  (§.  44.)  gurüefgerechnet,  unb  nur  nach  bem  bann  oerbleibenben 
Ueberfchuffe  feine*  berechtigten  biebfranbe*,  fein  2f)eilnebmung$rcd)t  beftimmt 
werben. 

§.  49.  '3)iefe*  berbältniß  ifr  nad)  bem  Sßiebfranbe  unb  na*  ber  Seit,  in  welcher 
nach  einem  ^urchfehnitte  oon  gebn  fahren  bie  SBcrechtiQten  bit  gu  tbeilenbe  ge. 
meine  28eibe,  ibre  befonbere  unb  mit  SHnbern  gemeinfchaftlio^e  SBeibe  bebütet  ba* 
ben,  gu  beftimmen. 

§.  50.  Sinb  über  ben  in  ben  legten  gebn  3«bren  auf  ber  gu  tbeilenben  Sffieibe 
unterhaltenen  &iebjtartb  be«  berechtigten  feine  gulänglt'cije  Nachrichten  gu  befchaffen, 
fo  muß  ba«  SRaaß,  in  welchem  ihm  feine  befonbern  Reiben  angufchlagen  ftnb, 
nach  bem  SBerbältniffe  fowobl  feine*  al*  be*  ^icbjraube*  ber  mitberechtigten  Sfßei* 
betbeilnehmer  gu  ber  ©rgiebigfeit  fämmtlic^er  oon  ibnen  betriebenen  gemeinfe^aft« 
liehen  unb  befonbern  Sffieiben  beregnet  werben. 

§.51.  beruhet  bie  berechtigung  bc*  abgufinbenben  S^eilne^mer*  auf  einem 
®ienjtbarfei«rechte,  unb  ergiebt  jich,  baß  bie  nad)  §.  48.  u.  ff.  beredmete  bergü. 
tung,  mit  3nbegriff  ber  befonberen  Sfßeibe  beö  berechtigten  für  feinen  berechtigten 
btebftanb  unguretchenb  fein  würbe;  fo  ifr  fein  Sbnlnebmung^recht  bi*  nur  Suföng* 
lichfeit  be*  bebfirfniffe*  gu  erhöben.  2)iefe*  finbet  unter  ben,  §.  105  unb  106. 
2it.  22.  2b.  I.  be*  31.2.  %  befiimmten  borauäfefcungen  auch  bann  Unwert« 
bung,  wenn  bie  Söeibe  für  ben  ^igentbümer  ungulänglicfa  fein  foüte;  außer« 
bem  aber  muß  ber  berechtigte  eine  berminberung  feine*  bie&flanbe*  nac^  eben 
bem  berbältniffe,  wie  ber  ©igentbümer,  fi*  gefallen  laffen. 
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h)  33dm  flaggen«/  Reifet«  nttb  33tiltf)cnh(«fr. 

$.52.  3)er  ttmfang  ber  ^Berechtigung  jum  flagge««,  $>eibe«  unb  $8ültenhte& 
wirb,  infofern  jle  jum  ber  Düngung  ©tatt  ftnbet,  bei  ben  mit  9lecfern, 
liefen  unb  ©arten  angelegnen  Berechtigten  nach  bem  SSebürfniffe  ber  ©ün* 
gung  in  ber,  (eben  £rts  angebrachten  5Beftellung$art,  benimmt.  2>avou  wer* 
ben  jebodj  bie  eigenen  «Wittel  ber  ©fingerjubereitung ,  bie  jeber  an  (Stroh, 
(Schilf  je.  bat,  abgeregnet. 

2Bo  tiefe«  9^ed>t  auf  ©emeinweiben  von  ben  gefammfen  $ütung«berechtig« 
ten  ausgeübt  wirb,  ift  baffelbe  nach  erfolgter  Teilung  ber  SBeibe  al$  von  felbfi 
burch  Srompenfation  erlofchen  anjufeben. 

$.  53.  SBet  berechtigten,  bie  mit  bergleichen  (§.  52.)  ©runoflücfen  nicht  an* 
gefeffen  ftnb,  wirb  biefe«  Xbei(nehmung«recht  nach  bem  SÖebürfniffe  ber  (Streue 
für  bie  Söjehjahi,  bie  ffe  auf  bie  ju  theilenbe  gemeine  SBeibe  ju  bringen  befugt 
jinb,  befttnimt. 

§.  54.  93e$we<f t  ba$  vorgebaute  Stecht  (§.  52.)  bie  Neuerung,  f°  whalt  e$ 
feine  SBcftimmung  burch  ba«  ©eburfnip  be«  Berechtigten  an  Neuerung,  wovon 
jeboch  bie  eigenen  Jeuerungömittel  an  £>olj,  2orf  je  abzurechnen  |inb. 

§.55.  Enthält  ba«  Riecht  jugleich  bie  »efugmj  jum  SBerfauf,  fo  ifl  ber  Um« 
fang  biefer  lefcteren  Sefugniü  nach  bem,  in  ben  legten  ber  Einleitung  ber  2lu& 
einauberfefcung  unmittelbar  vorhergehenben  jebn  3ahren  im  J5)urchfchmtt  »er« 
fauften  Betrage  $u  befUmmen. 

7)  tCfmlungegrunbfigc. 

§.56.  *S>te  Aufhebung  ber  ©emeinbeit  wirb  baburch  Bewirft,  baf  ben  fleh 
au«einanberfe$enben  Xbeilnebmcrn  an  bie  (Stelle  ihrer  Berechtigungen  eine  an« 
gemeffene  Entfchäbigung  jur  auäfchliefHichen  unb  freien  Verfügung  überwiefen 
wirb. 

§.57.  Eine  Entfchäbigung,  in  beren  freien  ©ebrauch  ber  Empfänger  gehin* 
bert  fein  würbe,  ijt  feiner  anzunehmen  f<hulbig. 

§.  58.  3(ud)  fann  eine  Entfchäbigung,  welche  eine  Beränberung  ber  ganjen 
bi«beriaen  9lrt  be«  ffiirtbfchaftöbctriebe«  be«  £auptgut*  nöthig  macht,  feinem 
Teilnehmer  aufgebrungen  werben. 

§.59.  $iir  foiche  Beränberungen  ftnb  pi  achten: 

1)  wenn  eine  bisherige  SIcferwirthfchaft  in  eine  Biebjiichteret  verroanbelt 
werben  müjite  unb  umgrfebrt,  ober  wenn  eine  von  beiben  bie  $>auotfache  war, 
foiche  aber  fünftig  nur  Siebenfache  werben  würbe; 

2)  wenn  ein  fcauptjweig  ber  2Birtbf*aft,  ber  in  uberwiegenbem  Berhältniffe 
gu  ben  übrigen  (raub,  ganj  ober  grötfrentbeil«  aufgegeben  werben  müpte,  ober 
boch  nur  burch  Anlegung  neuer  gabrifattontfanftalten  erhalten  werben  tonnte; 

3)  wenn  ein  gefpannbaltenber  Stcfermirth  foiche«  fernerhin  nicht  mehr  hal» 
ten  fönnte,  unb  feine  Sänbereien  mit  ber  £>anb  bauen  müßte,  ober  umgefebrt. 

Slnbere  Beränberungen  in  ber  bisherigen  5lrt  be«  2öirtbfchaft«betriebe$  fommen 
nur  in  fofern  in  Betracht,  a\4  fte  von  gleicher  ob?r  größerer  Erheblichfeit  ftnb. 

§.  60.  Unter  biefen  Borauäfe&ungen  (§§.  57  unb  58.)  fann  bie  Entfchäbigung 
fo  ftmb,  Diente,  SRaturaUeifhingen  unb  Switai  beftehen. 

§.  61.  S)ie  fianbentfchäbigun'gen  mnffen  bie  au«  ber  Lerneinheit  fcheibenben 
unb  barin  bleibenben  Xbeilriehmer  möglich)!  in  einer  jufammenhängenben  wirth« 
fchaftlichen  Sage  erhalten. 

§.62.  3ft  fetefe  ohne  Berfurjung  einzelner  Xbeilnefcmer,  unb  ohne  Slufopfe* 
rung  überwiegenber  Äulturvortheile  nicht  gu  erlangen;  fo  fann  fleh  feiner  ent* 
brechen,  eine  £anbentfchäbigung  in  getrennter  Sage  anzunehmen,  in  fofern  fte 
ben  affgemeinen  Befttmmungen  ($§•  57  unb  58.)  entfpricht,  unb  eine  gwecfmÄpige 
Bemirtbfchaftung  gemattet. 

§.  63.  Stuf  jeben  Sali  mu&  ber  Empfänger  ffe  Bei  bem  ©ure,  gu  welchem  fte 
angewiefen  worben,  gu  bem  ihm  angerechneten  2Bertr>e  nu^en  fönnen. 

§.  64.  ©runbflücfe,  welche  feiner  ©emeinheit  unterliegen,  muffen,  wenn  ber 
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(gtgentbümer  ffc  anbietet,  unb  btefelben  in  ben  2lu«einanberfe(!Mig«plan  gaffen, 
jroar  angenommen,  fönnen  ihm  aber  nicht  abgebrungen  »erben. 

§.65.  @ben  bie«  gilt  oon  ben  ouf  fremben  Jelbmarfen  gelegenen  ©runb* 
früefen,  meldte  ju  ber  ;©emeiiil)ett ,  oon  beren  Aufhebung  bie  Rebe  ifl,  nicht 
geboren. 

§.66.  <5)cr  Siegel  nach  muff  jeber  Sbeilnebmer  burd)  £anb  abgefunben  »erben. 

§.  67.  @r  mu§  jebod)  für  einen  2lu«fau*  in  ber  ©üre  einen  3ufa$  in  ber 
gläcbe  annehmen,  auch  eine  2lu«taufchuug  oon  ©runbftiicfen  ber  einen,  gegen 
©runbftücfe  von  einer  onbern  ©attnng  (ich  gefallen  Jaffcn,  in  fofern  babureb 
bie  Bedingungen  ber  §§.  57  unb  58  nicht  oereitelt  »erben. 

$.68.  gerrere«  jtnbet  infonberbeit  auch  in  Rücfftcbt  berjenigen  Sbeifnebuicr 
fiatt,  bie  eine  $fitung«6ienjtbarfett  ober  ©cbäfercigerecbtigfeir  haben. 

§.69.  tau  nicht  allen  Sbeilnebmc-n ,  bem  3»eefe  ber  5lu«einanberfe$utia, 
gemäf,  eine  »irtbfcbaftltcfce  Sage  ibrer  Sänbereien  »errafft  »erben,  fo  muffen 
diejenigen,  »eiche  nad)  bem  (£rmeffen  ber  5Ju«einauberfe&ung«bebörbe  baju  geeig? 
net  jlnb,  jeboeb  nach  ber  ihnen  Riebet  freiffebenben  eignen  Söabl,  entmeber  bie 
tbuen  ebne  3lbbau  an$u»eifenben  Säftbereien,  ber  minber  oortbeilbaften  Sage 
berfelben  ungeachtet,  annehmen,  ober  gegen  dntfebäbigung,  einen  3lbbau  fT<b  ge- 
fallen laden,  »enn  ber  t>tcrte  £b««l  ber  hierbei  interefjtrten  Sbeilnebmer  (nach 
Den  Sintberten  berechnet)  ihn  oerlangt 

§.  70.  ©rpalten  fte  eine  @ntfd)äbigung,  »eiche  ntdjt  allein  ben  <£rfa&  ber  ©e* 
bdube,  ber  Befriebigungen,  be«  ©eböft«,  be«  ©arten«,  nnb  ber  barin  befinblt= 
eben  Bäume,  fonbein  au*  ben  @rfa$  ber  ftulturmängel  unb  be«  temporclleu  5lu«* 
fall«  an  fruchten  enthält,  fo  ffnb  jte  oerpfliebtet,  bie  bisherigen  ©ebäube,  nebfr 
©eböfte  unb  ©arten  benjenigen,  bie  ben  (Schaben  erfefcen  wüffen,  ui  überlaffen. 

§.  71.  Beguügen  ffc  ffcb  aber  Iebigücb  mit  ben  Baufoften  ber  2Bobu«  unb  jjßirtfj* 
fcbaft«gebäube,  na*  9lbjug  be«  SÖertb«  ber  bieberigen  ©ebäube;  fo  oerbleiben  bem 
Slbbauenben  ba«  bisherige  ©eböfte  unb  ©arten  nebft  ©ebäuben. 

§.72.  <5>ie  Soften  öcö  Abbaue«  (§§.  70  unb  71)  muffen  oon  allen  5lu«einanber* 
fefcung«-  £beilnebmern,  »eiche  baxaut  Bortbeil  haben,  einfcblietilicb  bcö  Abbauen* 
ben,  nach  Berbältnijj  ihre«  Bortbeil«,  aufgebracht  »erben. 

§.  73.  5)ie  diente  »irb  in  Joggen  beftimmt,  jebod),  »enn  jicf)  bie  Sbeilnebmer 
nicht  anberroeit  oereinigen,  in  ©elbe  abgeführt  SBct  ber  Berechnung  be«  Rog* 
gen«  auf  ©elb  »erben  bie  legten  »terjebn  3abre  bergcftalt  jum  ©runbe  gelegt,  baf 
bie  }»ei  tbeuerjten  unb  bie  j»ei  »oblfeilften  berfelben  »eqqelaffen  »erben,  unb  au« 
ben  übrig  bleibenbcn  jebn  fahren  ber  furcht ebnitt  ber  9Jfartini.9)?arFtoreife  ge* 
jogen  »irb.  ©tefer  burcbfcbnittliebe  ©elbbetrag  ift  für  ben  näcbficn  3ablung«ter= 
min  ju  entrichten,  $ür  ba«  barauf  folgenbe  ^abr  aber  foll  ber  ©elbbetrag  f>efte= 
ben  au«  9teun  3e^,ue^  oorbergebenben  ©elbbetrag«  unb  ein  3ebntel  be«jenigen 
2Öertb«,  »eichen  ber  au«gemittelte  9ioggenbetrag  nach  bem  burebfebnittlicben  9J?ar- 
tini*iKarftpreife  biefe«  folgenben  3«bre«  baben  »irb.  5luf  gleid)e  2ßeife  foll  ber 
SBetrag  ber  ©elbrente  für  jebe«  ber  nachfolgenben  3obr*  fortfehreiteub  berechnet 
»erben. 

§.  74.  Unter  SJtarttni^arFtpreife  (§•  73)  »erben  biejenigen  oerflanben,  »elcbe 
im  5)urchfd)nitt  ber  ^»et  bem  SJtartmitage  jimäcblt  lieaenben  3öochen  <BMt  ge* 
funben  haben.  (Sie  finb  nach  ben  9Kärften  berjenigen  Ärte  ju  beftimmen,  »eiche 
bierju,  nebjt  bem  ihnen  jugebörenben  Be^irC  oon  ben  Regierungen  burch  bie  -SJmt«. 
Matter  namentlich  angegeben  »erben  follen. 

§.  75.  2)ie  Rente  ifl  gegen  ©riegung  be«  fünf  unb  j»atnigfachen,  für  bie  lau* 
fenbe  Wertete  ermittelten  Betrag«  ablö«Iich.  @«  mujj  fecb«  ÜJTonate  oorher  ge« 
fünbiqt  »erben;  wenn  jebod)  ber  Berechtigte  bie  Slblöfung  oerfangt,  fo  mujj  er  auf 
ben  Slntrag  be«  Verpflichteten  jich  eine  3«Jb^l"fl  in  mehreren  Terminen,  bie  bi«  auf 
$ünf  ^abre  oertbeilt  »erben  fönnen,  gefallen  Iajfen. 

§.  76.  5>ie  Rente  genießt  oor  allen  hopothefarifchen  Sorberungen  buffel&e  Bor« 
jua«recht,  »eiche«  bem  abgelöfeten  Rechte  felbjt  juftanb ;  jur  Erhaltung  beffelben 
mup  jeboch  ber  Berechtigte  bei  Bermeibung  bet  in  ben  ©efe&en  beftimmten  Räch« 
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tiefte,  Binnen  3<^"*f"fi  ^m         bet  ©effätigtmg  be*  9?e|cffe?  gerechnet,  Mc 

Eintragung  tn  ba$  ^potbefenBueh  be$  verpfüÄteten  ©runbffücf*  nachfuchen. 

§.77.  dine  @ut|d)ä&igung  tu  teilte  (§.  73)  mttf  bann  angenommen  werben, 
wenn 

a)  einem  5)ieiiffBarfeit«Berechttgten  eine  Grntfchäbigung  in  &mb  bergeffalt  nicht 
gegeben  werben  Faun,  baf?  er  ei  |U  bem  abgefcbäfcten  ättertbe  ju  nufcen  vermag; 

b)  wenn  er  baburd)  in  ben  ©tanb  gefegt  wirb,  fich  bie  Nu$ung,  bie  baburd^aB» 
gelbff  wirb,  ju  »erfchaffen. 

§.  78.  Rubere  jährliche  Naturalabgaben,  irclcf>e  in  3(rt  unb  ÜKaafl  genau  ju  be« 
fflmmen  ftub,  unb  au0  ben  ErjeugnifTen  beä  verpflichteten  ©utä  müf[en  geleitet 
werben  föuiien,  finben  nur  gum  @rfa&  »orüberaehenber  Nacht&eile  ber  3tuöeinan« 
berfefcung,  namentlich  gum  (£rfa$  »on  einzeiligen  2lu$fälleu  an  bem  Bei  ber  gut« 
gleiehung  »orau*gefe£ten  (Srrragc  <5tatt. 

§.  79.  Slrbeiräbülfen  fönuen  für  bie  ju  gleichem  gnetf«  erforberlichen  SBerBefie« 
rungflarBeiten  auf  böcf>ftenö  jwölf  3aBre  Dorbebalteu  werben. 

§.  80.  können  bie  Naturalabgaben  (§.  78)  autf  ben  ©rjeugniffen  be$  @ut$  nicht 
genommen  werben,  fo  mujj  bafür  eine  (£ntfd)äbtgung  in  ©eibe  geleiffet  unb  ange» 
nommen  weTben. 

§.  81.  £)icte  (SntfehäbiqungGart  muf  auch  geleiffet  werben,  wenn  bie  Natural* 
abgaben  au$  ben  (Srjeugniffen  bcS  ®utä  genommen  werben  fönnen,  ungleichen  we. 
gen  ber  2lrBeit*bülfen  §.  79,  fobalb  in  bem  einen  ober  awbzvzn  Sali  ber  berechtigte 
jie  ooniebt. 

§.  82.  SBedtfelfeitige  5)ienffBarFetfen  gleicher  Slrt  werben  burer)  tfompenfatton 
aufgehoben. 

$.  83.  $>at  jeboeb  ein  JBeilBaBer  ein  BefonbereS  Vorrecht,  ober  ffnbet  ein  anbe» 
res  SBerbältuils  ber  Übeilnabme  au  ben  Nufcungcu  ber  gegenfeitigen  ©ieuffbarFeit 
®tatt,  al$  ba$  ©erfiältrtiji  ber,  ber  »echfelfettigeu  S)ienft btxUit  unterliegenben 
©runbffücfe ,  fo  muffen  bie  X^eilijaber  nach  bem  betrage  ihrer  Nn$ungen  unb 
«Rechte  ausgeglichen  werben.  $ie  Äompcnfatton  gefebiebt  alfo  in  bieiem  JaHe 
nur,  in  fo  weit  bie  gegenfeitigen  Nufcungärccbte  gleich  jinb,  unb  ber  UeBericbujs 
mujj  befonberä  oergütet  werben. 

§.  84.  31*  bie  Beibehaltung  wechfelfeitiger  2)ienffbarFeiten,  welche  mit  bem 
3wecfe  ber  3lu$einanberfe$ung  nicht  belieben  fönnen,  nicht*  rerabrebet,  fo  ftnb  fte 
nach  ooHjogener  Übeilung,  felbff  in  bemftafle,  wenn  ba*  §.  83  gebachte  oeri'dji ebene 
£beilnebmiing$t>erbültnijj  Statt  finbet,  für  aufgehoben  $u  achten. 

§.  85.  3n  biefem  ftalle  Darf  baber  auch  für  eine  cBcbäfereigerechtigFeir,  wofür 
feine  befonbere  Slbfünbung  oerlangt  worben,  Feine  Befonbere  (Sntfdjäbtgurtg  ge« 
mäbrt  werben. 

§.  86.  Kenn  einfeitige  ©ienff&arFeitöberechticite  auf  9luöeinanberfe$ung  antra, 
gen,  fo  muffen  fle  fich  jebe,  bem  Belafteten  beliebige  @nt|chäbigung$art,  fte  fei  fianb, 
Nente  ober  ftapttal,  gefallen  laffen. 

§.  87.  ©et  ber  SBefttmmuttg  be$  2Bertb$  be3  (Srunb  unb  ^obenö  werben  bie  ©e« 
genfränbe  ber  Negel  nach  in  bem  31(ftanbe  aiigeuommeu,  in  welchem  fle  fich  jur 
Seit  ber  <Hu$einanberfe$ung  Befinben.  Nur  in  Nücf jicht  beö  Jorftgrunbe^  finbet 
nach  §•  132  eine  giitnaftnu  cBtatt. 

§.88.  55>te  3lbfd)ä^ung  gefchieht  nach  bem  Nu$en  unb  Ertrage,  welchen  bie 
©ache  jebetn  Söefifeer  gewähren  fann. 

§.89.  2)abei  Fommt  ber  neuere  ^ünaung^uftanb  nicht  in  5lnfchlag;  oielmeBr 
Bleibt  biefer,  b.  i.  berjenige  jünger,  welcher  bie  örtlid)  üblichen  Oaaten  noch  nicht 
gerragen  hat,  gleich  ben  übrigen,  auf  periobtfehe  Nürtingen  fchon  rerwenbeten  Rc. 
freUungif offen,  ©eaenffanb  befonberer  -Vergütung,  welche  bem  2lbtretenben  oon 
bem  Empfänger  $u  letffeu  iff. 

§.  90.  3eber  Sbeilnebmer  muß  niefct  nur  für  ben  na*  J.  88.  unb  folg.  ermittel« 
ten  2ßertb,  fonbern  auch  für  ben  Unterfchieb  in  ber  Entfernung  unb  für  anbere 
SSortbetle  ber  Sage  entfcfaäbi^t  werben. 

§.  91.  S3et  bem  flnfehlage  ber  Berechtigungen  mup  auf  ben  Umfang  bei  Nechtö 
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an  jT$  rntb  otrf  bie  lanbftBliche,  örtlich  anmenbtare  Art,  baffelBe  gu  Benimm,  9*u<f. 
jid)t  genommen  werben. 

§.  92.  @*  feot  alfo  »eber  Mc  Jabrläfflgfeit  eine«  ober  bei  anbern  Bisherigen  SBe« 
Wer«,  noch  beffen  ungewöhnlicher  Sleifc  in  ber5Benu$ung  beSSRechtf  auf  dieäßert^. 
befrtmmung  <£influ$. 

§.  93.  9*acb  bem  foichergeftalt  auSgemittelten  (Srtrage  muf  ber  Siegel  nach  jeber 
^Berechtigte  abgefunben  werben. 

§.  94.  Hat  jeboch  ein  &ienftbarfeit*berechtigter  auf  2(u6einanberfe$ung  angerra« 
$en,  fo  bangt  et  von  ber  SBahl  be*  &elafieten  ab,  ob  er  ihn  nad)  beut  9tu$uncj$er« 
trage  ber  ©ienflbarfeit  ober  nach  bem  SBort^etl,  melier  bem  SBefafteten  au«  bereit 
Slufbebung  ermächff,  entfehäbtgen  »ill. 

§.  95.  3ebem  ibetlnebmer  mfiffen  gu  feinen  ©runbftücfen  bie  erforberlichen 
2ßcge  unb  Xrtften  oerfchafft  »erben. 

§.  96.  $>er  gu  beren  neuen  Anlage  erforbcrliche  (Srunb  unb  SBoben  muß  »Ott 
allen  SBetbetfigten,  nach  öer&ältniji  ihre*  £betIuebmtmgSrecht$,  hergegeben  wer* 
ben,  Unb  ber  Beitrag  jebeS  (£ingelnen  wirb  ihm  auf  feine  3lbftnbung  angerech» 
net.  3n  eben  bem  ©erhättniffe  mujj  jeber  Sfwlnehmer  gur  Anfertigung  unb 
Unterhaltung  beitragen. 

§.  97.  CSben  biefei  (§§.  95  unb  96.)  ftnbet  in  ftutf ficht  ber  (gntmäfFerungSgrä* 
Ben,  ohne  »eiche  ber  33oben  ben  Ertrag,  gu  »elcfeem  er  abgefchäfct  »brben, 
nicht  gewähren  fann,  unb  in  9tücfjtcht  ber  ©ränggräben  <&>tatt. 

§.98.  Jeber  Sbctlnehmer  fann  oerlangen,  bog  ihm  bie  unentbehrliche  2Rit« 
Benufcung  ber  @e»äffer  auf  ben  auSeinanbergefefcteu  ©runbftücfen  oorbebalten, 
unb  biefe  fo  auögcwiefen  »erben,  wie  es  gu  biefem  Rmd  für  beibe  Jheile  am 
Beguemftcn  t|t.  Sßerben  gu  bem  SBebuf  g»ecfmäSige  neue  Sranfftätten  angelegt, 
fo  fimben  bie  SBorfcbriften  ber  §§.  95  unb  96.  2tu»enbung. 

§.  99.  5)te  oor  ber  ÄnSeinauberfefcung  fchon  gemetnfcbaftlich  Benufcten  £ehm«, 
©anb»,  Äalfr  «nb  SJfergelgruben,  Äalf«  unb  onbere  <Bteinbrücbe,  Bleiben  gut 
gemeinfcfcaftlicben  S&euuiung  an*  ferner  oorbebalten,  infofern  bie  Jbeilnebmer 
belbalb  nicht  bnreh  Ueber»eifung  befonberer  SBorrät^e  biefer  Art  ausgeglichen 
»erben  fbnnen. 

§.  100.  GHnbegungen  unb  beren  Unterhaltung  fönnen  auf  ftoften  tämmtliche* 
£t)ci(nebmcr  nur  in  bem  Salle  oerlangt  »erben,  »enn  über  bie  ©runbftücfe  et? 
neS  »etbeiltgten,  ober  an  benfelben  orrbet,  fchmale  Triften,  auf  »eichen  baS 
SBieh  burch  ben  Birten  nicht  gufammengehalten  »erben  fann,  vorbehalten  »er« 
ben  muffen. 

§.  10L  SBet  ber  erften  auf  einer  3>orffeIbmarf  eintrefenben  ©emeinUimhei* 
Iung  foll  gu  ber  (2d)ullebrerfMe  fo  oiel  ©artenlanb,  als,  einfcblieflicb  beS  bis« 
ber'befeffenen,  gur  Haushaltung  einer  Familie  oon  ber  §.41.  9?ud)ft.  b.  anqe. 
gebenen  ©tärfe,  unb  gur  <&ommerftaltfütterung  unb  ®urch»interung  oon  giöet 
Haupt  9itnbDtch  erforberlid)  ift,  in  *»ecfmäjiger  ^age  anae»iefen  »erben;  ba* 
gegen  aber  auch  bie,  ber  (stelle  bisher  guflänbtg  ge»«fene  2Beibebered)tigung  auf 
ben  ©runbfiucfen  ber  $orfgemeine  aufboren. 

§.  102.  3fl  jeboch  bie  bisherige  SBefugnif  bei  ©chullebrer«  größer,  al«  im 
§.  101.  beftimmt  »orben,  fo  muf  er  nach  bem  gangen  Umfange  feine*  Sfceil* 
nebmnngSrecht*  abgefunben  »erben. 

§.  103.  &ie  ©eitimmuug  ber  (Sntfcbäbtgung  unb  ber  ©runbfltlcfe,  »eiche  je* 
ber  Jheilnehmer  burd>  bie  ftuöeinanberfefcüng  erhalten  foH,  geflieht  burch  bie 
AiiSetnanberfefjungSbehörbe. 

§.104.  8te  mu^  fich  babei  nach  oBigen  JBorfchriften  achten,  unb  möglichfl 
oerbüten,  ba^  fein  £h«I  g*8<u  ben  anbern  oerfürgt  unb  in  feinen  9tu$una,en 
cjef&mälert  »erbe. 

§.  105.  »ei  ber  »eurtheilung  beffen  ifl  jeboch  nicht  auf  eingelne  ©tücfe  unb 
Sftubrifen,  fonbern  auf  ben  ganten  Umfang  ber  Sföiühfchaft  eines  jeben  X^eit« 
nehmerS,  fo  »ie  fle  oor  mit  nach  ber  Xbetliing  ftch  oerhält,  Wicfjufct  gu  nehmen. 

§.106.  S)er  ©ebrauch  be«  Soofe«  i(l  ©ehufS  biefer  2lu$einanberfe$ung  nur 
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in  ben,  in  bem  3C.  fi.  9?.  2&eill.  Sitel.  11.  §§.  570  unb  573.  oemerfrett  Satten, 
unb  unter  ben  bort  fefrgefreüten  SJfaafjgaben  guläfftg. 

§.107.  bei  ©runbftiicfen,  n>eld>e  in  9tatur  «td^t  geseilt  werben  tonnen, 
welche  burch  bie  Xbeilung  on  ihrem  üöertb  terlieren  würben,  ober  welche  in 
einer  &anb  oortbeilbafter  al*  in  ber  bertbeilung  benujjt  werben,  ftnber  belauf* 
ber  3u*einanberfefeung  ber  Xbeilnebmer,  im  Langel  einer  (Einigung,  nur  ber 
öffentliche  gerichtliche  berfauf  (Statt. 

8)  Von  $orfttbetlung?n, 

§.  108.  $>ie  »orflebenben  allgemeinen  ®runbfä$e  haben  ber  Siegel  nacr)  auch 
bei  ber  Aufhebung  ber  ©emeinbett  in  Jorfren  Qlnmenbung. 

$.  109.  <&te  SJtaturaltbeilung  eine*  gemeinfehaftlichen  SBalbe*  fft  ganj  ober 
Xbeilweife  nur  bann  juläffig,  wenn  entweber  bie  einzelnen  5lntbeile  jur  forfb 
mäßigen  benufcung  geeignet  bleiben,  ober  ffe  »ortbeilbaft  al$  Stecfer  ober  SBtefe 
fcemi|t  werben  fönnen. 

$.  110.  2luper  biefen  $äu*en  fann  bie  9lu$einanberfe$ung  ber  2Jciti@tgenthü> 
wer  im  ÜJtangel  einer  Einigung  nur  burch  öffentlichen  gerichtlichen  berfauf 
bewirft  werben.  ' 

§.  III.  (Binb  bie  Anrechte  ber  SRiteigentbümer  nicht  nach  öuoten  beflimmr, 
unb  beziehen  jtch  biefelben  auf  »erfebieben  artige  SRufcungcn;  fo  muß  baö  SBerth' 
»erbältuijj  ber  SRufcungen  jebe*  einzelnen  ifeeilnehmerd  burch  ©acr>er|tanbtge 
abgefchäfct  werben. 

§.  112.  ®fe  Sbeilung  muß  möglich!!  fo  bewirft  werben,  baß  jeber  SJtiteigen* 
thümer  feinen  3lutbeil  nicht  allein  t>om  ©runb  unb  boben,  mit  9?iicfftcht  auf 
bie  berfchiebenbeit  ber  ©üte,  fonbern  auch  bei  ftehenben  $>olje$  erhalt. 

§.  113.  biefeä  nach  ber  £>ertlichfeit  nicht  $u  bewirten;  fo  muf  ber  jenige, 
ber  einen  Iteberfchuß  an  $>olj  erhält,  im  Langel  einer  Einigung  über  bellen 
SBejablung,  ben  Zubern  entweber  burch  Slnwcifüng  einetf  »erbältnifhnäjngen  2)t« 
flrieft*  jur  Slbboljung  in  allgemeinen  ftritfen,  ober  burch  Lieferung  einer 
verhältnismäßigen  jährlichen  Quantität  £>olje$  auf  bejrimmte  Oabre  entfehäbigen. 

§.114.  $>te  5lblöfung  ber  auf  ber  $orjt  baftenben  ©runbgerechtigf ei ten  fann 
auch  ber  berechtigte  unter  ben,  §§.  Süunb94  bemerften  Eiufcbrärifungen  oer» 
langen. 

§.  115.  Jinbet  ber  &elaffete  Eigentümer  einzelne  ©ienfibarfeitflberedbtigte  ab; 
fo  ijt  er  befugt,  nach  berbältiiif?  bei  £beilnebmungörccht$  bei  Slbgefunbeneu 
einen  £b«l  bei  bennfcteu  ©egenfranbeö  ber  SJtitbenufcung  ber  übrigen,  noch 
nicht  abgefunbeneu  Xbeilnebmer  $u  entziehen,  uub  barnber  frei  ju  »erfügen. 

§.  116.  bei  ber  5lbfchä$ung  einer  ÜKaffungtfgerechtiQ.fcit  ift  bie  Jrage:  wie 
oft  »olle  ober  ©prangmafr  eintrete?  nach  bem  in  ben  le$ten  breiptg  fahren 
ftattgefunl>encn  ©urchfchiutr^oerhältniffe,  unb  bie  $rage:  wie  oiel  bieb  bei  oo(* 
ler  ober  ©prangmajf  gefeiftet  werben  fönue?  nach  ber  2>urcbfchnitt$jabl  bc$  in 
ben  brei  le$ten  fällen,  bejiebungöweife  ber  vollen  unb  ©prangmajl  wirflich 
eingetriebenen  biebeä  jii  beftimmen. 

§.  117.  S)er  2Ra|iung$berechtigte  fann  nur  eine  Entfcbäbigung  in  SScnte 
(§.77.)  »erlangen. 

§.  118.  Unbefiimmte  §>oljung*gerechtigfeiten  $um  berfauf  f!nb  nach  bem  ht 
ben  lefcteu,  ber  Einleitung  ber  5lu^einanberfe^ung  unmittelbar  »orhergehenöen 
gehn  3^hrenr  im  ©urchfehnitt  oerfanften  betrage  ju  beftimmen. 

§.119.  Unbelrimmte  ^oljung^gerechtigfeiten,  bie  fich  auf  ba$  SBebürfnt^  er« 
(Irecfen,  finb  nach  bem  ©utachten  ©achoerjtänbiger  auf  eine  jährliche  Smntu 
tat  ju  bringen. 

§.  120.  bei  ber  9lbfchä$nng  bei  bauholibebarf^  ifl  nicht  allein  bie  erlte  3n« 
franbfefcung  ber  ©ebäube  unb  bie  gewöhnliche  Unterhaltung,  fonbem  auch  He 
mögliche  befchäbiguug  berfelben  burch  firnt  $u  berüefitchtigen.  ©iub  bie  ©e* 
bäube  bei  berechtigten  ®utö  bei  einer  Jeuerfojietät  uerfichert,  fo  wirb  bie  Jeu* 
er^gefahr  nach  bem  3)urchfchuitt  ber  in  ben  legten,  ber  Einleitung  ber  2iu*ein* 
anberfe^uug  unmittelbar  »orhergefcenben  gehn  3«hren  gezahlten  Seuer.©ojietär$. 
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beitrage  ancjefAIaaen.  ><B\nb  fie  aber  nt*t  oerft*ert;  fo  BlefBt  e*  bem  (Srmef* 
fen  ber  ©a*»erftänbicjen  fiberlaffen^  bie  33eiträgefäfce  berjenigen  Seuerfojietär, 
beren  CnrfabrUUgen  auf  ben  gegebenen  JaH  oorjiigäweife  5inwenbung  frnöen,  bei 
bem  ftnfcblacje  jum  <$runbe  ju  legen.  ^Beträgt  alio  jjnnf  jßeifpiet  na*  bem 
5>ur*f*riitt  ber  jährliche  Beitrag  4  ^rojerit  ber  95crjiimmg«funime,  unb*  ber 
Sikrtb  be*  #o(je*  in  ben  ©ebäuben  na*  bem  (Smfaufepreife  1000  $&aler,  fo 
belauft  ff*  ber  <Mnf*lag  ber  $eucr*gefabry  auf  5  Ibaler  jährli*. 

§.  121.  <&inb  ©ebäube  ber  3er(tßrung  ober  ber  SSefrtä'bicuina,  bur*  bie  ©ewalt 
beä  2ßaffer$  äutfgefe&t,  fo  ift  au*  no*  für  tiefe  ©efahr  eine  verhältnismäßige 
(Summe  bem>-na*  §.  120.  antfjumittelnben  betrage,  binjujure*nen,  meiere:  oöti 
©a*t>er(tänbigen ,  na*  ber  ©röße  ber  ©efafjr,  jüfolge  ber  Hörigen  (^rfat)* 
rung,  $u  Befttmmen  ifl 

§.122.  5)ie  ©efaßr  ber  fcefääotgung  bur*  ©türm  wirb  Bei  biefer  ftirämtt« 
telung  niebt  Berücffi*tia,t,  inbem  fie  bur*  bie  ©efafcren,  welchen  berSBalb  au*, 
gefegt  mar,  au*gea,li*en  wirb. 

§.  123.  öflenn  ber  £>oljunq$f»erecbtfgre  wegen  UnjulängIt*Feit  be«  2BaIbe$, 
ober  feiner  2>eftänbe,  na*  ben  $8or|cbrif(en  be«  5(.  £  9t.  Jh.  Xtr.  22.  §.  226 
unb  227.  fl*  eine  Grinf*ränFung^iri  ber  ©enitfcung  feine*  !Re*f$  gefalfen  Iaffen 
mnfi;  fo  roirb  mit  9iücfft*t  auf  bie  datier  btefe*  3ufianBf$  nä*  bem  Qrrme'f« 
fen  ber  (Sa^erfMnbtgen  ein  oer&ältnifsmäfacjer  Jfretl  oon  ber  3(bfinbung  gefüqt. 

§.124.  3ft  ^r  £>oljbere*ti<jte  auf  eine  qemt|7e  §>oljort  eingef*ränFt,  fo  Fann 
feine  Stbftnbung  in  ber  SRead  nur  na*  bem  Söejtanbe  biefer  £oljart  jur  Seit 
ber  Qlutfeinanberfefcung  Beflimmt  werben. 

§.  125.  3H  jebo*  biefe  ^oljart  ganj  au$a,ecjanqen,  ober  erbeBH*  oerminbert, 
unb  ber  dtgentbümer  gur  Sßicberantfflaujung  berfel&en  oerbunben;  fo  ifl  bie  31b» 
ftnbitng  na*  bem  Umfange  beä  9te*t$,  mit  9fricfj!*t  auf  ben,  na*  ber  £>ert» 
lid)f eit  ju  erwartenben  2!nwu**  unb  bie  baju  erforberIi*e  3*i*  B""&  <3a*tfer« 
ftänbiae  in  ermitteln. 

§.  126.  $>at  aber  ber  (£iq.entbümer  ben  9J?angel  bur*  feine  ©Auty  oerur* 
facht,  fo  fann  au*  in  9lüe?jt*t  ber  Reit,  bie  jum  9nwu*ä  ber  anzupflanzen* 
ben  §>pfyart  erforberli*  ift,  ni*t$  gefurzt  werben. 

§.  127.  ®ie  (£ntf*äbigung  für  eine  ftolj  Berechtigung  ift,  wenn  ber  SBelaflete 
auf  bie  Tiblöfung  anträgt,  ber  Sftegel  na*  in  £anb,;  mit  3lnre*nung  ber  ba* 
rauf  befiuMi*en  $)oljBe|tänDe,  ju  Ieifteu,  wenn  fol*e$  ju  einer  forjlmäftcjen 
£>oljBenu$ung,  ober  jur  oortoeilbaften  SBenufcung  aW  Siefer  ober  üßicfe  geeiejuet 
ifl.  iHufer  btefen  Jäüen,  unb  uberfeauot  in  ben  $äflen  beö  §.77.  ift  ber  Söe« 
re*tiate  fie  in  9tente  anjunel>men  oerpfIi*tet. 

§.  128.  £>a$  ^e*t,  oermoge  beffen  bie  Söefifcer  oon  ^eefern,  liefen  unjb 
jur  Sor|t  ni*t  gehörigen  2öetbcreoteren  verbunben  jtnb,  baö  auf  iferen  Gftrunb« 
fiücfeu  auff*lagenbe  $0!^  ober  gewifTe  3lrten  beffelben  biö  gut  $>aubarfeit  fort* 
waebfen,  unb  oon  einem  dritten  benu$en  gu  laffen,  ijl  auf  (Sin  SProjent  be^ 
SBertb*  ber  gur  3cit  2lu*einanberfe$ung  oor^anbenen  ^o^Bejtähbe.  aBjU. 
febä^en,  unb  wirb  bur*  beffen  @rlecjung  abgelöfet. 

§.  129.  Stofjer  biefer  Slbfinbung  erhält  ber  S8ere*ttgte  ben  »orljanbenen  f>o\u 
Beflanb  entweber  in  9?atur  bur*  2öectnahme  ober  bur*  ßmpfana  bed  tarinäpt* 
gen  SKerth«  beffelben.  Sffief*e  oon  Beiben  Slbfinbungen  ©tatt  ftnben  foü,  Be» 
Otmmt,  im  ÜJtangcl  einer  Einigung,  bie  3lu$ctnanberfefcung*Be&brbe,  na*  ber 
»or^1ali*en  ^ußii*Feit  ber  einen  ober  ber  an  bem. 

§.130.  SRebeu  biefer  @ntf*abigung  (§.  128  unb  129.)  ift  ber  $ere*ttgte 
ni*t  no*  eine  Befonbere  ($ntf*äbtgung  für  bie  ihm  etwa  juftehenbe  3J?afl* 
nu$ung  in  f orbern  Befugt;  flanb  aber  bem  &elafteten  bte  9J?a|tnu^ung  ju,  fo 
mu§  er  fi*  beren  betrag  Don  feiner  (Sntf*äbigung  fiirjen  Iaffen. 

§.  131.  3^ei  ber  3lu$mittelung  ber  @ntf*äbia»ing  ber  9öeibeBere*tigten  in 
Beftauöenen  Jorften  Faun  bie  9ßeibe  nie  höher  aBgef*ä$t  werben,  al*  Bei  bem 
^oljbcflanbe  gur       Ber  3luöeinanberfe|ung  barin  Beftubli*  ift. 

§.132.  3ft  bie  Jorfl  f*le*t  Beflanben,  fo  Fann  ber  Siegel  na*  nur  biejenige 


Digitized  by  Google 


282  «rtfer  £$efl*  eiebengefotter  fclret  *  J.36L 

SBcibeBenu$uwg  aBgefcbä^t  »erben,  »el*e  Bei  einem  mittelmäiHgen  SBeflanbe 
ter  $orfl  ®tatt  gefunbeu  haben  würbe. 

§.  133.  #at  aber  ber  (Sigembümer  bur*  ©ertrage,  Verjährung  ober  3ubi* 
cate  Die  5©efngnif ,  bic  $orftfultur  bi*  ju  bem  Sfliaape  be*  mittelmäßigen  £olj. 
betfaube*  *u  treiben,  oerloren,  fo  muß  bie  2lbf*ä$ung  na*  bem  Sujtanbe  gut 
Seit  ber  Xbeilung  gef*eben, 

$.134.  $8on  ber  na*  ben  ©runbfäfcen  ber  §§.131  unb  folg.  auägemittelten 
jföeibe  muß  ein  oevbaltnißmäßiger  Xbeil  für  ben  Vollberechtigten  in  9tücfft*t 
ber,  nad)  ben  ©runbfäfcen  ber  Sorftfultur,  ober  na*  feiner  bef*ränfteu  $8e< 
fugniß  (§.  133.)  aiuulegenben  £>oljf Tönungen,  unb  für  ben  9Kajtbere*tigten  in 
SiücfftAt  ber  gefefclüten  SDtaftfcbomtng  abgeregnet  »erben. 

§.  135.  2)ie  na*  berm  $lbjug  oerbleibenbe  Sßeibe  ma*t  bie  SRaffe  au«,  In" 
»e!*e  bie  öBeibcbere*ttgten  fi*  na*  SBerhäftniß  ihrer  Xheilnehmung*re*te  ju 
feilen  hüben. 

§.  136.  Sinb  jebo*  flaggen«,  $>eibe«  unb  j8ültenhiebberc*ttgte  »orbanben, 
fo  muß  au*  bie  hierauf  anjüf*lagenbe  SBerminberung  be$  2Beibe»ertb*  in  21&» 
reebnung  gebra*t  »erben. 

§.  137.  3|t  bie  SDTaffe  jur  5Befriebigung  aller  biefer  Sbeilnebmer  (§.  136.) 
unuirei*enb,  fo  muffen  fieb  felbiae  fomofcl,  al*  bic  Sßeibeberecbtigren,  eine  oer« 
hältnißmäßige  Äürjung  ihrer  Slbfinbung  gefallen  laffen.  ©em  Söalbeigentbümer 
tan»  jebo*  an  bem  ihm  roegen  ber  $>oIjnu$ung  juftänbigen  "21m  heile,  außer  bem 
Salle  be$  §.  133.,  »egen  ber  llnnilänglicbfeit  be*  iteberreße*  für  bie  SBeibe», 
flaggen*  unb  $öültenbiebbere*ttgte,  m*t6  gefurzt  »erben. 

§.  138.  Die  @nt|*äbigung  ber  2öeibebere*tigten  in  fianb,  »irb  ibnen  in  ber 
5lrt  angere*net,  »ie  lefctercä  na*  gefebebener  Slbbolning  bei  bem  <5)afein  ber 
©tubben  |itf  Jffieibe  gef*icft  ijt;  »ill  aber  ber  (£igentbümcr  bie  ößeibe  al$  »öl* 
Iig  raitm  abtreten,  fo  muß  er  ba$  Sftaben  ber  (Stämme  unb  Ebenen  ber£ö*er 
Be»irfen  Iaffen,  ober  bie  bieäfalffgen  Äojlen  bem  abgefunbenen  aßeibebere*tig. 
ten  erfeeen. 

§.  139.  @ben  biefe  ©runbfäfce  (§.  132.  unb  folg.)  flnben  in  SKücfit*t  be«  ganj 
unbeftanbenen  $orftgrunbc$  (Btatt. 

§.  140.  $8on  $Bere*tigungcn  ©treue  $u  re*en ,  fann  ber  Sföertb  niemals 
Softer  6ere*uct  »erben,  als  bie  Berechtigung  bei  $Deoba*tung  ber  Jorjl^oli« 
geigefe$e  hat  genügt  »erben  fönnen. 

9)  TüirFungen  6er  ^faseifiAnöerfftjuncj. 

§.  141.  ©ie  au$einanbcrgefe$ten  Xbetlncbmer  erhalten  bfe  ibnen  ange»tefene 
©ntf*äbtgung  $ur  an*f*Iicßlichcn  5Benufuug  unb  freien  Verfügung,  in  fofern 
ihr  8efi$re*t  unb  ihre  ©*ulbett-93erbinbuug  teine  Gnnfrtränfung  begrünben. 

§.  142.  (ginb  bem  gmfc  ber  5lu$einanberfe$ung,  außer  ber  aufjubebeuben 
gemeinf*aftli*en  SBenufcung  (§.2.),  no*  anbere  ©runbgere*iiafetten  binberli*, 
fo  müffen  au*  biefe,  gegen  bintäugli*e  (Sutf*äbigung,  aufgehoben  »erben. 

§.  143.  Heber  bie  Aufbebung  ber  au*  ben  gut*berr!i*en  SBcrhältnipen  frl*er 
oauerli*en  56ef!$er,  bie  ni*t  @igcntbümer  finb,  entfpringeuben  geiftungen,  i|l 
bereit«  bur*  ba«  Crbift  oom  14.  (geotember  1811  unb  beffen  ©etlarationen 
Oer  fugt.  Ueber  bie  Slufhebungen  ber  Seillungen  anberer  bäuerlichen  93efl^er,  ber 
Scheuten  unb  anberer  ber  Sanbfiiltur  f*äbli*er  ©ere*tfaine,  ergeht  heute  eine 
befoubere  95erorbnung,  »orauf  hiermit  w»iefeu  »irb. 

§.  144.  Sffio  ber  «?>rrbenf*!ag  in  ber  5lrt  eingeführt  ift,  baß  ber  25ortheil 
baoon  allen,  uir  ^cbaaf hütung  berechtigten  Xbeilnebmern  oerbältnipmäiig  ui 
ftatten  fommt,  ba  hört  er  bur*  bie  Aufhebung  ber  gemeinf*aftli*en  $ütung 
unb  bie  Trennung  ber  beerbe,  ohne  Ausgleichung  auf. 

§.145.  3  tobt  aber  einem  ober  einigen  %  bei  Ibaberit  ein  ^)fcr*re*t  ni,  fo 
ntu§  bafür  eine  oerhältni^mäßige  @ntf*äbigung  in  9iente  gegeben  »erben. 

§.  146.  ©er  ©ebrau*  ber  beijubehaltcuben  ober  neu  einjuführenben  unent« 
behrli*en  ©ienftbarfeilen,  ali  ber  Söcge,  Sriftcn  ic  mup  fo  benimmt  werben, 
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bag  er  ben  S^etf  ber  2fo$eincmberfe|wng  nicht  oereitele,  ttttb  fo  wenig  alt 
möglich  Befchranfe. 

§.  147.  2>ie  @ntfd)ät>igung,  He  |eber  2f)etlf>aBer  bnrch  Me  9(u$efoanberfe$uncj 
erhält,  ifr  ein  ©urrogat  5er  bafür  abgetretenen  (Örunbftiicfe  ober  baburct)  abge« 
Iöfeten  Berechtigungen,  unb  erhält  baher  in  Sfofefcung  tferer  ©efugniffe,  Saften 
unb  fonftigen  &cchtloerhältmffe  bie  (Sigenfchaften  berjenigen  ©runbflücfe,  für 
welche  fte  gegeben  worben. 

§.148.  ifcie  burch  bie  Teilung  erhaltenen  ©runbflücfe  treten  alfo  in  Sftücf« 
ficht  ber  Sehn««  unb  SibeifommifrVejrBmbungen  unb  ber  hppothtfarifchen  ©<hul« 
ben  an  bie  ©teile  ber  abgetretenen. 

§.  149.  ©inb  (Srunbftücfe  ober  ©erechtfame  gegen  diente  aBgerreten,  fo  tritt 
auch  biefe  an  bie  eteHe  berfelben.  <Sl  mu§  jcbocb  in  bal  Cwotorfenbuch  bei 
Beladeten  ©ruubfiucfl  t>ermerft  »erben,  bai  bie  Slente  ein  3uber)ör  bei  berede 
tickten  ©utl  fei,  unb  bie  $äptgfeit  bei  SBefifcerl,  über  biefelbe  ju  oerfügen,  au* 
bent  $>ppotbefenBuche  über  bal  lefctgebachte  ©ut  ju  erfefyen  fei. 

§.  150.  Sterben  ^3ertinengflucfe  gegen  eine  Baare,  ein  für  allemal  gu  entriß, 
teube  Vergüttgung  abgetreten;  fo  ftnben  in  9Sücfjicht  ber  ^rjpotfcefeiiCjläuBiger 
bie  ©orfchriften  bei  31.5.91.  £h.I-  Sit.  20.  §.460—465.  Sinmenbifng. 

$.151.  3»1  S^lle  bei  §.464.  a.  a.£>.  bei  31.8.  R  föunen  jeboch  bie  $900« 
tBefengläubiger  jtch  mir  wegen  ber,  oon  betn  neuen  SBefifcer  gu  entrichteten 
©clbfumme,  an  benfelben  unb  au  bal  abgetretene  $ertinenjftücf  Balten.  $uch 
fann  fleh  biefer  in  jebem  Salle  burch  gerichtliche  SRieberleguug  bei  ftapttall  oon 
aller  Söer&aftung  befreien. 

§.  152.  3n  Sftücfficht  ber  ©elbentfchäbigungen  für  ben  neueflen  2)üngung*«t. 
flanb  unb  für  SBerbefferungtf  arbeiten  tonnen  $>ppotljeFengIäuBiger  nur  bie  83er< 
wenbung  berfelben  in  bal  ©ut  unb  ju  beffen  Kultur  oerlangen,  unb  beähalb 
nur  ihre  ©chulbner  in  2lnfpruch  nehmen. 

§.  153.  SBei  fiebn«  unb  Sibeifommipgütern  fönnen  ber  Sehnlherr,  bie  gefcn* 
unb  Sibeifommijjfolaer  einer  SIBtretung  oon  gjertinenjfiücfen  gegen  ©efb,  ober 
ber  Slblöfung  oon  Kenten,  infofern  beibel  nach  biefer  örbnung  juläfflg  ift,  nicht 
rai  besprechen.  <Eie  fönnen  vielmehr  nur  oerlangen,  baß  bal  Kapital  wieber  gu 
Se&n  ober  Jibeifornmip  angelegt,  ober  gur  SBefriebigung  ber  erflen  ftopothefen« 
gläubiger  oerwenbet  werbe. 

§  154.  <$ben  biefel  flnbet  ®tatt  in  SRücfpcht  ber  £)Bereigentfnimer  Bei  @rB* 
jtnögütern  unb  SBieberfauflBeredjtigten,  unb  fönnen  biefe  nur  ©tcberftelliing  bei 
Sapxtalt,  ober  beffen  SBerwenbung  gu  BleiBenben  ^erbefferungen  bei  ©utl,  ober 
gum  Slnfauf  neuer  SPertinengftücfe  forbern. 

§.  155.  ©er  Verpflichtete  haftet  für  bie  Erfüllung  biefer  JBerBtnblichfeiten 
(§§.  153  unb  154.),  er  Fann  fich  jeboch  oon  ber  JBertretungl.SBerbinblichfeit  burch 
gerichtliche  SRieberlegung  bei  ©elbel  frei  machen. 

§.  156.  3(uch  in  SRücfficht  ber  öffentlichen  Saften  fhiben  bie  Verfügungen  bei 
§.  148.  jtatt.  ©inb  ©runbflficfe  gegen  SRente  ober  Styital  abgetreten,  fo  »er* 
Bleiben  bie  öffentlichen  Saften  auf  *  ben  ©runbflücfen,  unb  ifl  alfo  Bei  beren  &e. 
fiimmung  hierauf  9tücfj!cht  gu  nehmen. 

§.  157.  Sur  3RitBenu$ung  Berechtigte  unBefannte  2h«lhaBer,  bie  ffch  ber  ßf» 
fentlichen  Vefanntmachuug  ungeachtet  nicht  gemelbet  haben,  föunen  bie  3ulein« 
anberfe$ung,  felbft  im  Jafl  einer  Verlegung,  nicht  anfechten. 

§.158.  3n  9lücfficht  ber  SBirfungen  ber  Sluleinanberfeßungen,  mit  welchen 
Sfcgulirungen  ber  gut^errltchen  unb  Bäuerlichen  ©er&ältniffe  oerbunben  worben, 
in  SBe^tehung  auf  bie  Pächter,  hat  el  Bei  ben  93crfcf)riften  ber  ©eflaration 
oom  29.  ÜJ?ai  1816.  $rt.  116.  unb  folg.  fein  SBeraenben. 

§.  159.  @Ben  biefe  »orfchriften  ftnben  ^ücfftchtl  M  ^achtoerhältniffel  ftatt, 
wenn  mit  ber  5luleinanberfe$ung  feine  folche  ^egulirung  oerbunben  ift.  ©er 
^achter  muf  fich  alfo  auch  in  biefem  Salle  entweber  mit  ber  $enu$ung  ber, 
bem  gepachteten  ©ute  für  bie  ihm  oerpachteten  ©egenfläube  angewiefenc  @ut. 
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fcbäbtgurio,  auf  bie  ©auer  ber  tya$tjeit  Begnügen,  ober  e*  flejt  fym  frei,  bie 
$ßad)t  jui  Pfinbigen. 

§.  160.  2Bäblt  er  <£rflere<,  fo  muff  fbm  jber  Söerpadjter  bie  Äoflen  ber  in 
{JfDtye  ber  9ta*etnanberfefcung  erforberlitben  Ghrricbtung  neuer,  ober  ber  58er- 
gröferung  oorbanbener  ©ebäube  unb  anberer  Anlagen,  unb  bte  Äoffrn  ber  er» 
forberlicben  SBermebrung  be*  ©ut*in»entarium*  überweifen,  ober  alle*  biefe* 
felbfi  bewtrPen  (offen. 

§.  161.  5lud)  muffen  ibm  bte  (Sntffbabigungen  für  ben  tietieften  2>üngung*ju« 
ftänb  unb  für  ä$erbefTerung*arbetten,  jur  SSermenbung  ju  biefen  Steden, 
bte  (Sntfcbäbigungen  für  temporafre  Sluefälle,  in  fo  weit  |!e  bte  $Pad>tja&re  be* 
treffen,  *T*  @rfa$  berfelben  überlaffen  »erben. 

§.162.  mW  er  bie  fffinbfgung;  fo  mu|  er  batwn  binnen  bret  SRonaren 
*bn  beni  2age,  an  melcbem  ibm  ber  vorgelegte  5fu*einanberfe$ung*pfan  befannt 
gemacht  werben,  ©ebraud)  macben.  @r  gte^t  bann  mit  bem  @nbe  be*  näcb» 
fteit  2Ötrtbfd)aft*jabre*  ab.  3ft  jebocb  von  bem  Jage  ber  tffinbigung  bi*  gü 
bem  (£nbe  be*  tyacbtjaoTe*  nicht  menigften*  ein  3e^ral,m  &on  brei  Monaten 
*erfdjwünben,  fo  fanu  bte  Aufhebung  be*  fljacbtoerbältntjfe*  ntdjt  mit  bem  ($nbe 
be*  lanfenben,  fonberrt  erft  be*  nacfeflfolgenben  tyaebtjabre*  geforbert  werben. 

§.163.  SMofe  perfönltcbe  9liefjbraucber  muffen  ftcb  ber  Siegel  nacb  mit  ber 
SBenufcung  ber,  bem  ©ute'  angewiefeneu  SHbftnbung  begnügen.' 

10)  Von  «infülirutig  neuer  Gemeint) citen. 

§.  104.  «Reue  ©emetnbetten,  beren  Slufbebung  bie  jefcige  Örbnung  bejwecft 
(§,2.),  fönnen  nur  unter  ber  SBefäränPung  be*  §.27.  unb  nur  burcb  fdjrtftli* 
ien'ÄVrtrag  errietet  werben. 

§.  165.  ©emetnfcbaftlicbe*  ©igentbum,  welche*  nad)  SöerPünbigung  biefer  £)rb* 
nung  entflebt,  unb  mit  anbern  befonbern  JBefTfctbümern  al*  ^ubthox  in  ©er* 
binbung  gefegt  worben,  Pann,  biefe*  3u^mmeubonge*  ungeachtet,  nur  nach  ben 
©runbfäfcen  oon  Teilung  be*  gemeinfdjaf  titeben  (iigentbüm*  aufgelöst  werben. 

II.  Wfd>nitt. 

§8on  (Sinfcfcränf  ung  ber  (Gemeinheiten. 

1)  ö*tnfüf?rung  einer  ben  Tieften  angemeffenen  unb  5wecfm£0igen  25enntjung. 

§.  166.  3fber  (Stgentbümer  mit  2>tenftbarPeiten  beladeter  ©runbftficfe,  unb 
jeber  Sfttteigentbümer  von  ©emeingrünben  Pann  begebren,  baß  bie  £betfneb= 
mungSrecbte  ber  ©tenftbarfett*  *  unb  SDtttberecbtigten  auf  ein  befHmmte*  SKaap 
feflqefefct  werben,  unb  baruacb  bie  $enu$ung  georbnet  »erbe. 

§.  167.  @*  fann  tufonberbeit  barauf  angetragen  »erben,  baf  bie  9lrt  unb 
bie  3<ibl  be*  Sötebe*,  womit  bie  fmtung  ausgeübt  »erben  Pann,  unb  bte  3"*/ 
wann  bte  Ausübung  flatt  ftubet,  au*gemtttelt  unb  feftgefe$t  werben. 
I  §.  168.  3n  SRüdficbt  ber  $>ol$ung*<ierecbttgPetten  flnbet  bie  33efttmmnng  be* 
9)laatfe*  ber  Sbetluabme,  mit  Vertief jtcbttgüng  ber  &orfcbriften  be*  51.  &  % 
Zh.l.  $tt,22.  §.235 unb  236.  ebenfafl*  ftatt. 

§.  169.  9tegultrungen  biefer  3lrt  werben  oon  'ber  ®emeinbett*tbeilnng^5ebörbe 
bewirPt,  unb  muffen  bei  allen  neuen  Jelbeintbeilungen  oon  3lmt*wegen  gefebeben. 

§:.17Ö.  gntfleben  babei  ©treittgPetten,  fo  muffen  fte  »on  ber  @enretnbctt*tbci. 
lungebebörbe  entfebteben  werben. 

§.171.  $)ie  unter  ben  (Stgentbümern  oermifebter,  mit  gegenfettigen  ©tenfl* 
barfeiten  beladeter  Sänbereten,  unb  unter  ben  Mteigentbümern  von  ©emein^ 
grrtubeu  beftebenben  Gctnricbtungen  wegen  S3enu$uug  ber  ibren  gemeinfamen  iHed)* 
ten  unterworfenen  ©runbftütfe  müffen,  wenn  aud)  nur  ein  Sitertbeil  ber  S8e« 
redjttaten  (nud)  bem  2ßertbe  ber  2bcilnebmuug*red)re  bereebnet)  barauf  anträgt, 
ber  UnterfuAung  auf  ipfe  3werfmäfiigfett  unterworfen,  unb  wenn  fieb  bte 
Sbeilnebmer  wegen  beren  2tbänberung  niebt  tereinigen  Pönnen,  bie  an  i&rer 
(SteUe  einjufübrenben  Ärbnungen  unb  tfnftalten  feftgefefet  werben. 

§.  172.  2)te*  gilt  in*befonbere 
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1)  ton  ber  SBenufcung  ber  gemeinen  SÖeibeanger, 

2)  5er  (Scblageintbeilung  bei  oermengten  31ecfern, 

3)  ber  weiter  al$  polizeilich  fchon  beflimmten  ßinfchränfung  ber  2Biefen  unb 
unb  Saatbebutung, 

4)  ber  <£chfageintbeiluhg  bei  Sorfl«  unb  Xorfnufcnngen. 
§.  173.  2lucb  baruber, 

1)  ob  oermengte,  mit  gegenfettigen  ©ienjtbarfeiten  belüftete  5lecfer  auf  mer> 
rere  3<*hre,  alö  bieijer  üblich  war,  ober  gänjlich  befäet  ober  unbefäet  jur 
£>ütung  ober  jum  £>oljanbau  niebergelegt; 

2)  ob  (Saubfcbellen  gebecft; 

3)  2ßeibeplä$e  ju  SBiefen  eingefchont  ober  ju  Werfern  aufgebrochen; 

4)  ößiefen  mit  ber  £>ütung  ganjlich  oerfchont; 

5)  gemiffe  SBeibepläfce  für  betfimmte  SBiebarten  gehegt; 

6)  einige  ©iebarten  »on  ben  ©emeinfcütungen  ganj  auägefchloffen; 

7)  gemein febaftliche  Jorften  abgebest  unb  gerabet, 

8)  &ewä|Terung$*  unb  5tbwäfTcrung$=3lnftatten  angelegt  werben  foflen, 
ftnbet  ba*  §.  171.  gebaebte  Verfahren  ftatt. 

§.174.  $>ie  in  ben  §§. 29. SO  unb 81.  Sit. 22.  JJ.L  M  91. ß. 3?.  Beftimm* 
ten  ©runbfäfce  ftnben  auf  afle  Slrten  »on  Iänblichen  ®runbgerechtigfetten  5ln* 
wenbunq. 

§.  175.  £>ie  (Sntfchäbigung  ber  $tenft&ar?ett$berecr>tigten  Faun,  aufjer  ber  in 
bem  <M.£.9i.  SM-  ZU  22.  §.81.  bemerften  3lrt,  auch  babtir*  bewirft  wer* 
ben,  bat*  ber  ©elafrete  fein  eigeneö  Xbeilnehmungärecbt  auf  SBenu&ung  berjent* 
gen  ©runbff  liefe,  welche  bem  berechtigten  angewtefen  »erben,  einfehränft  ober 
gänzlich  aufgiebt. 

§.  176.  Äann  wegen  ttnerbeblicbfeit  be$  ®egenfianbe$  bie  (Sntfcbcibigung  auf 
bie,  §.  175.  gebachte  Slrt  nicht  gefchehen,  fo  fann  ffe  auch  in  ©elbe  geleiffet 
werben. 

§.  177.  9Iuf  bie  vorgebauten  SBebingungen  fönnen  fowohl  einjefne  Grigentbu» 
mer,  a(6  auch  mehrere  berfelben  nach  gemeinfebaftlichem  platte  ihre  £änbereien, 
unb  jmar  fowohl  mit  ber  SBirfung  ber  ®emeinbeit*tbeilung,  bat*  ftc  nebmlid) 
£>ebufö  einer  ferneren  51u$einanber(e$ung  ju  beren  Umtaiifcb  nicht  mehr  genö: 
thigt  werben  fönnen,  al»  auch  fo',  bafl  ber  U mt auf*  für  einen  [rieten  $all 
vorbehalten  bleibt,  ber  bisherigen  ©emeinfehaft  entziehen,  wenn  bargethau  wirb, 
baß  burch  bergleichen  2fufyüqe  bie  orbnungSmätjige  Sbemifcung  ber  übrigen 
©runbflücfe  weber  geftört,  noch  für  ben  $aü  einer  ffmftig  allgemein  erfolgenbcn 
2lu$einanberfe$ung  bie  3lnorbnmig  fehieflicher  $Maus£ag,en  gebinbert  wirb- 

§.  178.  33ej werfen  bergleichen  5lu$jüge  (§.  177.)  bie  Befreiung  ber  2lcferlä'n* 
bereien  »cm  frember  £>ütung,  fo  finben  beäbalb  tit,  §.  191.  ertheilten  93or* 
fchrtften  5lnwenbung.  Vinter  biefem  Salle  werben  vergleichen  2!enberungen 
(§.  171  unb  folg.)  9ftücfjicbt0  ber.  ftabtifchen  Jelbmarfen  »on  bem  3Jtagiftrate, 
unb  auf  bem  £aube  von  bem  ßreiälanbratbe,  auf  ben  Antrag  bces  Xbeilnebmerä, 
ber  ffe  beabficbtiqr,  miftelfl  fummarifchen  Verfahrens  unterfuhr,  unb  e$  wirb 
»on  biefen  barüber  oerfugt.  .  4 

§.  179.  3hre  Sejtfefcung  mup  einflweifen  jur  Sfudfübrung  fommen,  unb  e$ 
{lebt  bem  jenigen,  ber  fich  baburch  beeinträchtigt  glaubt,  nur  ber  SRefurS  an  bie 
Slugeinanberfe&nngäbe&örbe  offen; 

§.  180.  @ben  biefe  ©efugnif  fleht  beut  @igenthümer  |U,  wenn  fein  Eintrag 
aU  unjuläfjtg  jururfgewiefen  ifr.  . 

2)   2tuet»fifung  5e&  f^utfreien  Drittele»  » 

§.  181.  5)ie  im  @bifte  oom  14.  (September  1811.  wegen  SBeforberung  ber 
Sanbfultur  ben  5lcferbef.$ern  ertheilte  Sßefugnij*,  ben  bxitten  Sheil  ihrer  3lcfcr> 
Iänbereien,  ober  weniger,  ber  Rötung  ^u  eutiiehen,  wirb  h^rburch  befrätigf, 
unb  näber,  wie  folgt,  beflimmt 

§.  182.  S)er  Antrag  barauf  fann  fowohl  oon  ciniclnen  3lcferbe|I$ern  ange- 
iracht  werben,  aW  eine  Sereinigung  mehrerer  barauf,  baf  ihnen  baö  ^utfrete 
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©rittet  nad)  einem  gemeinfebaftlicben  platte  gugetbeilt  »erbe,  julafjlg  !(!.  Söenn 
ober  ber  werte  Zbtil  ber  Jbeilncbmer  (nad)  ben  5Mntr>etIen  beregnet)  ober  be« 
ren  mehrere  bie  £>utfret&eit  »erlangen;  fo  muf  ba$  fcutfreie  drittel  allgemein, 
b.  t.  für  fämmtlidje  Sbeilnebmer  ber  gemeinfcbaftlidben  Jlur  autfgewiefeu  werben. 

§.  183.  SHujjer  bem  $alle,  wenn  bie  Sutfroeifung  allgemein  erfolgen  mutf, 
jtnbet  biefelbe  auf  ben  einfetttgm  Antrag  einzelner  Sbetlnebmer  nur  unter  ben, 
§.  177.  beflimmten  SBebingungen,  unb  wenn  biefe  obne  aßen  SScferumfafc  erfüllt 
werben  tonnen ,  fratt. 

3lu<fe/folI  bem  Zutrage  nachgegeben  werben,  wenn  et  gu  gleichem  SBefcuf  nur 
M  ttmtaufcbeS  »on  einigen  wenigen  Sltferirürfen  bebarf. 

§.  184.  Sr3ei  ber  allgemeinen  5lutfmeifung  be$  butfreien  2>ritrel$  ifr  ntebt  nur  ein 
allgemeiner  3lcferumfa&  guläfjig,  fonbern  auch  barauf,  bafj  burd)  jene  9lu$fonbe- 
rung  bie  33ewirtbfd)aftung  ber  übrigen  ©runbftücfe  nierjt  gefrört  unb  einer  fünf, 
tigen  allgemeinen  Slnäeinanberfefcung  feine  £inberniffe  in  ben  2öeg  gelegt  werben, 
»on  2(mtö wegen  gu  Galten,  unb  ber  gu  biefem  Söet)uf  etwa  erfbrbcrlidje  Siefer« 
umtauft  ju  »eranjhlten. 

§.  185.  Slufer  bem  »orgebaebten  ftafle  (§.  184.)  ifr  bei  einer  allgemeinen  9lu$. 
weifung  bet  butfreien  Tritt cl^  ein  5lcferumfa$  unb  bte  3ufammenlegung  ber  San. 
bereten  nur  bann  ju  »eranlaffen,  wenn  entraeber  bie  SJtebrbeit  ber  Sbeilne&mer  ba« 
ruber,  baf  biefer  gefebeben  fofl,  einverfianben,  ober  wenn  obnebem  bei  SBeriicfffcbtt« 
gung  ber  ®röj?e  unb  ©üte  ber  £änbereien  eine  oerbältni|jmäjHg  gleiche  Sutbeilung 
niebt  auöfübrbar  ifr. 

§.  186.  $ie  <Hu*meifung  bet  befreien  drittel*  fcblicgt  aud)  nidbt  ant,  baf  bie 
gu  bemfelben  gehörigen  Sänbereicn  fünfrig  bei  einer  eintretenben  2lu$cinanberfe$ung 
gur  SDtatTc  ber  umjutaufcbenben  ßänbereien  gebogen  werben,  dagegen  fann  ber 
Umtaufcb  gu  biefem  SBcbuf  nid)t  mebr  erzwungen  werben,  wenn  bereif  auf  jene 
SBeranlaffung  eine  3ufammenlegung  fhtt  gefunben  bat,  ober  fämmtliebe  Übeilncb» 
mer  barüber  einig  geworben  ftnb,  unb  in  beiben  fällen,  rOer  aud)  auf  Antrag  ein« 
gelner  Ibeilnerjm'er  für  bereu  butfrei  gemachte  Sänbcreten  bie  ®emcinbeit*rbeilung$« 
ber)örbe  tt)re  3uftüumung  bagu  ertbeiit  bat. 

§.  187.  SBcft^t  3emanb  in  einer  Jelbmarf ,  auf  welcher  noch  (Gemeinheit  flatt 
ftnbet,  weniger  alt  ben  brirten  2beil  feiner  ?ättbcreien  butfrei,  0i>er  fpidjen  nicht 
im  3"fammenbange:  fo  barf  er  auf  bie  im  ©emenge  He^ettbcn  butfrei  geworbenen 
(Btücfe  nur  bann  23ieb  «nr  Sffieibe  ober  gum  SRocbtlager  bringen,  wenn  biefelben  gu. 
länglich  bewahrt  jinb,  ober  bat  Söief)  in  Horben  eingefcblöffen  ober  getübert  (mit 
©triefen  an  fefre  ®egenf>änbe  auf  ber  SBeibe  befeftigr)  wirb. 

§.  188.  5luch  fönnen  Slcferwirtbe,  welche  nur  einen  2beil  ibrer  ßänbereien  but« 
frei  beji$en,  nur  auf  3abre*frif*  Bereinigungen  wegenr  beren  SBebütung  burd)  ba« 
öieb  anberer  Xbetlncbmer  gilitig  fd)liefen. 

§.  189.  S)te  ben  befonberen  unb  fremben  £ürung*bered)ttgten  nact)  §.  13.  be^ 
tfulturebift*  w>m  14.  ©eorember  1811  gebübrenbe  (gntfa^äbigung,  fann  aucr)  auf 
bie,  §§.  175  unb  176  biefer  £rbnung  bemerfte  5lrt  geleiffet  werben. 

§.  190.  SÖirb  bie  ßnrfcbäbtgung  in  tfornrente  beflimmt,  fo  wirb  fie  auf  bie, 
§.  73.  gebachte &rt  in  ©elbe  abgeführt  unb  fut er  gefrcllt. 

§.  1S(1.  ^ejwecfen  alle  ober  einzelne  3lcFerbejlßer  nur  bie  einflweilige  £>utbefrei. 
ung  einzelner  ^Icferfrücfe  bi«  jum  britten  Sbeile  bcrfelben,  obne  bai  et  gu  biefem 
SSebuf  eine«  Umraufdje«  bebarf,  unb  wollen  fie  babei  bie  befreiten  gänbereien,  für 
ben  $aU  einer  fünftig  eintretenben  Slu^einanberfcf^ung,  ber  ÜRafTe  ber  umgutau» 
fefeenben  Räubereien  nid)t  entgiebeu :  fo  firib  bie  örtöbebörben  (§.  178.)  auf  ben 
Slnrrag  ber  Sheiliiehmer  gebalten,  f!d)  ber  Onfrruftiou  ber  ^(rbanMtinq  §u  unter« 
gieben,  jebodb  bleibt  aud)  in  biefem  Jade  bie  (£ntfd)eibung  enrfrebeuber  <^treitigfei> 
ten,  imgleieben  bie  ©enebmigung  ber  gütlicben  Bereinigungen  ber  2lu$einanber> 
fe^ung^bebörbe  oorbebalten. 

3n  allen  anbern  Jällen  aber  boben  ffd>  bie  Sbeilncbmer  mit  ibren  Antragen  an 
bie  gebaebte  SBebörbe  gu  wenben,  unb  oon  biefer  weitere  Verfügung  wegen  <*iulci. 
tung  ber  <5aä)t  gu  gewärtigen.  ©.  @.  <B.  53. 
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4)  ($u|.  15  ber  ©fmeinfjdtSt&eiUinglorbn.)  Schreiben  be$  SufHjminfßert  0-  8.gjjär| 
1830,  f>etr.  vmc  Susiefcun«  ftöeicommiffarifdkr  93efifccr  bei  ©emeinijeitftbcfluntjen. 

-  ©a  bei  ftbeicomrainarifeben  Rubffitutionen  Der  gibuciarerbe  nur  bie  Sftedjte 
M  91ie§braucher*  bat,  (§.466.  Sit.  12.  £p- 1.  Deß  31.  ß.  8ft.)  ber  9Ur§brauchec. 
ober  bei  ©emeinbettötbeilungen  nach  §.  15.  Der  (#emetubeitötbeilung$*£)rDnung 
t>om  7.  ^funi  1821.  Den  (gigentbtimer  jujte&en  mufj/  fo  fnnn  ich  mich  nur  mit 
euer  ggceUenj  in  Dem  geehrten  (Schreiben  vom  19-  P.  2R.  geäußerten  2lnftcht: 
fcafj  bte  §.  U.  ff.  beö  (Sefepeß  Pom  7.  3unf  1821.  perorbnete  bffentlicbe  33e« 
fanntmaebung  nur  bei  fttbeicommiffen  ?jnwenbunq  ftttbe/  Dagegen  bei  blof 
ftbeicommiffarifepen  @ubftitutionen  bte  fpejifüe  3uite^ung  tcr  Sibetfomratfia* 
rien  notbwenbig  werbe/ 
einperftanben  erfldren. 

*  Den  mir  gefäaigft  mitgeteilten  SBedcbt  ber  ©rneralcommifiton  ju  S3re0la« 
Pom  5.  &  SR.  ermangele  fd)  nicht  hierbei  ganj  ergebend  jurücf  jufenben. 

©en.  SIct.  bei  3uflijm.  ©utöberrl.  SBerp.  No.43.  fohAU 

5)  (au  6.22  >eqq.  ber  ©emein&eitfityeiiunaSot  tu.)  a)  ReSCript  b.  2.  ÖCtbr.  1816, 
bete*  ben  »ßadnpetf,  bafj  eine  Reparation  bem  ©anjen  Port&eilijafr  fei. 

Dem  Ä&nigl.  O.  2.  ©er.  oon  ßitipauen  wirb  bie  originalster  belfommenbe 
33efchwerbe  ber  £)orffd>aft  91.91.  oom  19.  (September  c,  wegen  Des,  in  @epa- 
rationdfodjrn  be*  ©utfrbeftpera  01.  91.  wiber  \u ,  von  ibr  verlangten  Äofteitvot* 
iö)ü\)tS/  sub  lege  reraissionis  mit  ber  Sluflaae  juqefertiqt,  Darauf  an jujei qen, 
ob  biet  ber  gall  vorbanben  ttf,  wo  nad)  §.  298.  De?  Slnbange*  §ur  91.  (£.  O./ 
Per  jtefe  auf  Da*  SRefcript  vom  5.  Slpril  unb  bie  S.O.  Pom  3t.2Kdrj  1806.  (OHa- 
tpisf  jurift.  attonatfeprift  93.3.  pag..  98.)  qrünbet,  bie  (Einhebung  br*  Äofien- 
oorfchuiT«*  Pon  ben  $rooocaten  juldfftg  i#.  Dobel  wirb  bem  ftfcnigl.  O.  ß.  (Der. 
bem erf lieh  gemalt/  ba§  baffdbe  bei  ber  2tu6legung  br*  §  316.  Xit.  17.  Xfc.I. 
oe*  31.  9t.  ci?  ju  beruefftchtigen  bat,  Da§  fchon  in  einem  Steffript  Pom  17.  ge« 
bruar  1803/  be(fen  in  ^abnö  (gebarten  über  ßJemetnbeitötbeüungen  unb  Vererb» 
Pachtungen/  SÖeriin,  1806.  pag.  75.  gebort  iff,  tiefe  Sorfchrift  bapin  gebeu» 
Ut  worben- 

Da§  ber  erforberlicbe  «Nachweis,  welch  era.e|talt  bie  Reparation  bem  (Sanken 
vorteilhaft  fei/  nichts  weiter  in  ftd)  fa§t/  afö  ba§  bargetban  werben  mu§/ 
ba§  bao  ju  tiKiienbe  Denier,  in  feinem  ganjen  Inbegriffe  jufammengenom« 
men,  buref)  bie  Reparation  in  einen  beffern  tfuituntmanb  gefept  werben 
fbnne,  a(0  in  welchem  ti  fld)  befunben  f)at,  unb  fcternad)  ntdjt  Darauf 
anfommt,  ba^  bie  Durch  bie  Reparation  ju  betpirfenbe  58erbefferung  auf 
ieben  einjelnen  £(>eii  betf  gemeinfd)aftlid)en  3teoierö  erOrecfe. 

».  *.  3.  93.  8.  6. 246. 

b)  CO.  p.  I4.3unf  1828,  betr.  bie  53efuanig  jur  ^}robotation  auf  ©emetapeitft 
toeiluna. 

3lu6  6m  tn  Ujrem  35eri(^t  Pom  ZOftm  p.  33?.  angeführten  ©rünben  tpill  3er)  (Bit 
proptforifet)  unb  bt^  ju  weiterer  gefefclichen  ^e^immung  über  bie  Suläfjigfett  ber 
pon  einzelnen  iOtitgltebern  einer  <&tabt  ober  3>orfgemeine  tn  Eintrag  gebrauten  ©e- 
parattouen  ber  in  benfelBen  befte^enben  ©emetn&etten,  r)terburcr>  ermächtigen,  bei 
bem  5ötberfprucfee  ber  flkovef aten  etnflweileu,  unb  Biö  jur  anberwetttgen  gefehlt« 
d)en  ^ejttmmung,  ber  (Einleitung  ber  (Separation  21 11  ftanb  \u  geben,  wenn  nicht 
ber  vierte  Shctl  ber  3ntere|fenfeu  (nach  ben  gefe^itchen  Xheiluehimmg^recbten  an. 
gefcfelagen)  barauf  anträgt,  ober  feine  3ußintmung  bogu  ert^eilt;  e*  wäre  benn,  bap 
bie  pon  einer  geringeren  3«&*  »w»  Sbctlnefcnwn  ertra^trten  ober  betütfligtert  @e« 
parationen,  obne  befonbern  9lacf)t()eil  für  bte  übrigen  3ntereffenten  mit  überaie* 
genben  ÄuItUr«93orlheüen  für  bte  ^uöfd)etbenben  aufgeführt  »erben  fönnten. 
2)iefe  SBefttmmungen  foOett  auch  auf  bte  bereit*  anhängigen  gemein  bei  t« tri  etüm. 
gen  Olnmenbung  fjnben,  trenn  nicht  fchon  Sötberfpruch  gegen  bte  porjunehntenbe 
5ludetnanberfe$ung  erhoben,  aber  rechtefräfttg  verworfen  tft,  ober  wenn  bie  3bCü 
reffenten  nicht  fchon  Uebereinfünfte  über  baö  9Befentltd)e  bei  ©efchäftö,  über  2hetl« 
nehmungfrechte,  3luögleichungfgrunbfä|e  unb  ^lanlagen  gefchloffen  haJben,  ober 
wenn  nicht  in  Solge  beö  gemachten  Sntrage*,  bte  SBermcffung  bereit«  wefentüch 
fortgefchritten  ifr.  (Bit  haben  btefem  gemäß  ba*  Weitere  }u  perfügen,  unb  bie 
f uppiteirenben  ©etneinben  ju  befeuerten.  p.  f.  3.  93. 31.  ©  .271 . 
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6)  (su  I  153  ber  ©emeinoeiMöeininaöorbn.)    Rescrlpt  p.  4.  floöbr.  1833,  berr.  bie 

Anwendung  M  M53  bei*  ©emein&eiWtijeilunaiorbnunsj  auf  ee&naüter,  namemiidj  in  Bommern. 

Dem  K&nigl  D.  ß.  (3}er.  wirb  auf  Den  ®erid)t  com  10. 3uni  fc.  über  Die 
Slnroenbung  Dcd  §.  153.  ber  (55emeinbeit0tbeilung0*  Drbnung  auf  ^onimrrl'djc  fiepn* 
guter  erbtfnet,  ba§  ber  3ujli}mtnifter  ^er  ^aritl  aufgefaßten  2ln|tcht  nicht  betre- 
ten Famt.  Denn  wenn  Der  oorallegirte  §.  153.  benimmt ,  ba§  Das  Kapital  rcie» 
ber  nu  ße&n  angelegt  ober  \ut  ißefrtebigung  ber  erften  i?ßpotbef'engidubige,r  Per* 
menbet  rcerben  mup,  fo  folgt  barautf  nod)  nicht/  bajj  bem  ß«bn0bejt$er  bie  2Ba&I 
unbebingt  unb  auch  in  bem  Salle  aufregt,  tpenn  bie  eine  Sirt  ber  93errocnbung 
bem  oorgejeidjneten  $ntdt,  nämlich  bie  Spechte  ber  fiebn0folger  &u  fabern,  nicht 
entfpricht.  Vielmehr  Perftrbt  ftch  fär  einen  folgen  gall  pon  felbft/  ba§  nur  bie 
anbere  alternative  juldfflg  erachtet  tperben  fann. 

Sin  folcher  $aU  fann  nun  jtpar  in  anberen  ^rouinjett,  fofern  ein  Kapital 
ohne  Konten*  ber  Agnaten  -fontrabirt  unb  au0brueflich  unter  Vorbehalt  ber  Stechte 
berfelben  einaetragen  roorben  ift/  eintreten.  %n  ^<i"<J  «uf  bie  SJommenchen 
fiebne  aber  ftnbet  ber  oorauugefefcte  gaH/  fotoeit  e0  ftch  um  bie  Stechte  besßehn*« 
folger*  banbelt,  gar  nicht  Slnroenbung.  Denn  ba  hier/  fofern  baß  2lltobialoerm6* 
gen  unjureichenb  in ,  bie  ©ubfianj  be0  ßebngute*  auch  wegen  ber  Pon  ben  Signa* 
ten  nicht  fonfentirten  ^chulben  angegriffen  tperben  fann,  fo  errodd'ft  bem  ßrbntf* 
folget  in  bem  Porautfaefefcten  galle  fein  $ftad)tbeil  baburd),  n>enn  ftatt  ber  2fcie* 
beranlegung  be0  ablfcftingäfapital*  ju  Sehn/  bagegen  bie  eingetragenen  ©chnlöen 
abgezahlt  tperben.  ©0  fommt  mithin  nur  auf  bie  (Sicherung  be0  bem  ßebn0fol* 
per  juftepenben  fechte*  in  ber  3irt  an/  ba§  in  einem  folchen  gafle/  reo  ndmlid) 
mit  bem  21bl6fung0=  Kapitale  bie  eingetragenen  ©chulben  abgetragen  trotten,  ber 
ojUobialnachlap  im  gaUe  heften  (guffaienj  bafur  Perhaftet  bleibe/  ben  betrag  bet 
übgel&ften  Sftealttdten  bem  gepnöfolger  ju  ertiatten.  Diefe  iBerpfltibtung  an  ftch 
braucht  burch  fein  (Sefeö  feftgeftetlt  ju  werben/  beruht  Pielmebr  fchon  auf  ben 
©runbfdpen  ber  fpommerfeben  ßehnöserfafFung/  ba,  wenn  ber  2lQobialnachla§  für 
bie  eingetragenen  ©chulben  auffommen  muß/  e0  ftch  von  felbft  oerftept/  baf}  biefe 
©erpflfebtung  auch  auf  gröattung  ber  »blbfung*  Kapitalien;  welche  jur  abtra* 
(jung  berfelbeu  perrornbet  roorben/  au3|ubebnen  ift. 

Ber  in  einem  folchen  gaUe  im  jpopotbefen  buche  einjutragenbe  SöermerF/ 
baß  im  Ait [Je  ber  3uldnglichfeit  be0  2lllobtaloerm&gen0  be0  2ebn0bejt$er$  bei 
heften  Xobe  ber  betrag  be*  Slbl&fungS*  Kapital«  an  ben  fiepnefolger  jurüdS 
gejaplt,  unb  pon  bie|em  anbenoeitig  ju  ßebn  angelegt  toerben  muffe, 
fanh  unb  foQ  baher  aud)  gar  nicht  ben  $\xeä  haben,  bem  £epnefolger  ^Rechte  jir 
geben/  welche  ihm  fchon  jufteben.  Dtoch  roeniger  wirb  bei  einem  folchen  23er* 
merfe  eine  ßbfdiung  unter  Vorbehalt,  ober  eine  ßinroirfung  beffelben  auf  bie 
SRechte  ber  nad>folgenben  ^npotbef  «©Idubiger  beab)7d)tigt.  Vielmehr  ijiberfelbe 
lebiglich  ba^u  beOimmt,  eine  iÖerbunfelung  be0  (Bad)Oerbd(tniffe0  für  lunftige 
Reiten  ju  Perhötrn,  bamit  ber  Üinfprud)  ber  ßebn0fola.er  auf  grjlatfung  be0  für 
bie  abgel&ften  Sttalit&tm  aejablten  Kapital«  in  einem  fönftigen  ©uccei'itonöfalle 
flat  bleibe.  $u  biefem  3roecf  ift  aber  ber  Porg^ebachte  93ermerf  PoHfommen  hin* 
reichenb;  nur  Pertleht  e0  ftch  Pon  felbft,  ba§,  ba  berfelbe  ftch  auf  bie  2ibfd>rel- 
hung  ber  abgelbtien  SRealitdten  besieht,  berfelbe  nicht  Rnbrica  III.,  fonbern  Rubr. I. 
eingetragen  tperben  muß.  ^n  roiefern  in  sßeiug  auf  bie  lehn^berrlichen  Siechte 
ein  folcheö  Verfahren  geeignet  ift/  mu§  jtoar  ber  S5eurtbeilung  ber  einjelnen 
gd0e  öbcrlafTen  bleiben.  3n  ^e§ug  auf  ba0  ßepngut  «J).  fann  bie0  aber  nicht 
jroeifelhaft  fein/  ba  ju  ben  eingetragenen  ^jften  ber  2ehn0berrlid>e  Konfen0  er* 
theilt  ift.  («en.  2lct.  be0  ^ufttiirt.  ©utß^errl.  SSerh-  No.4i.  Fol.  105. 

7)  (iu  (.193  ber  ©emein^etiitOctlun^orbn.)  CO.  t».  2.  3uH  1831,  betr.  bie  3?erfd>u(< 
biitt^  bei-  l'cfjne  unb  ^ibetcommiiTe  tiir  ben  SBetrag  ber  ^u^et'nanbcn'ci^ni.u-  s\oü<n  unb  9ttftn< 
tuitascaiutatten  bei  (gemeinbeitätOeilungen  unb  5tMöi'unijenj  f.  ju  I.  18.  $.  234. 

8)  (>u  «.76  unb  f.  147-  156  ber  <aemelnOeit*tGei(ung$orbn.)  Gesetz  b.  29. 'Juni 
1835,  we^en  eidjeraeltung  bev  Kedjte  btitrer  »Derfonen  bei  ejuWOeutid); baueriidjen  SKejjnli» 
runden,  ©cmctnf)cit;Uöe«luni)en  unb  »blofunflcil. 

2Btr  Srtebrtd)  Jötlbelm,  pon  ®otte0  ©nabcn,  Äßnig  »on  ^rcupen  :c.  k.  Dcrorb» 
nen  ^ur  näbem  SBcfttnmmng  unb  3lbänbenmg  ber  ®efe$e  wegen  SRegitltruug  ber 
guteljerrlicfroäuerlidien  23erbälfni|Te,  imgletcheit  ber  ©emeüiheitöt&eilmia,**  unb  516* 
lÖfuhg<orbnüngeti/  auf  ben  Eintrag  Unfern  Staat0niini(leriuni0  unb  naef)  erforber» 
fem  ©utac^ten  ttnferö  (Btaatttatfc,  toit  folgt: 
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§.  1.  Su  ben  §§.  31  unb  3a  be«  Ebifr*  wegen  9tegulirung  ber 
erliefen  Söer^ältnifie  oom  14.  ©eptbr.  1811. 

2)ie  in  ben  §§.  147-155.  ber  ®emetnbeitatbeifung&£rbnung  »om  7. 3unt  1821. 
aufgehellten  ©runbfä&e,  über  bie  SBirFungen  ber  2lu*einanberfe&ungen  in  $e*ie* 
bung  auf  bie  9te*te  britter  tferfonen,  finben  au*  auf  bie  na*  bem  EbiFt  vom  14. 
(Beptbr.  1811.  oorjunebmenben  SReguIirungen  Slnwenbung.  . 

©affelbe  gilt  »on  ben  im  §.  8.  ber  SBerorbnung  oom  30.  3uni  1834  Beaei*neteit 
9fobengef*äften;  imglei*en  oon  folgen  2lutfeinanberfe$ungen,  bei  weisen  feine 
bäuerliche  SBefffcer  ZUil  nehmen. 

§.2.  3u  ben  §§.  18  unb  24.  be$  Gtbittt  wegen  SReguItrung  jcoom  14.  (SeptBr. 
1811  unb  Slrt.  70.  ber  ©eFlaratton  oom  29. 2Rat  1816. 

®ie  SBejrimmungen  be*  §.  152.  ber  ®emeinbett$tbeilungfc.Örbnung  x>vm  7..  Juni 
1821.  über  bie  äSerwenbung  ber  ®elbentf*äbigung  für  ben  neueren  £)üngung$ju* 
(lanb  ber  abgetretenen  fiänbereien  unb  für  &er6efferung$=5lrbetten,  gelten  au*  für 
bie  öofwebrgelber,  wel*e  bie  bäuerlichen  ößtrtfce  bei  sftegulirung  ber  gurtberr« 
Ii**bäuerlicben  Verbältniffe,  an  bie  ©ut$berrf*aften  $u  Rahlen  haben,  ©er  2lrt. 
70.  ber  Perforation  oom  29.  SJtai  1816  i|t  auf  biefe  fo  wenig,  aW  auf  jene 
anjuroenben. 

§.3.  3u  ben  §§.76.  unb  149.  ber  ®emeinheit$theilung*£rbnung  unb  §.38. 
ber  2lblöfung*.£>ri>nung  oom  7.  3uni  1821. 

5)ie  in  bem  §.  149.  ber  ©emeinbeitötbeilung^rbnung  „om  7.  %mi  \S2\  ent» 
haltene  SBeftimmung,  na*  n>el*er,  im  Jafle  ber  @ntf*äbtgung  in  Kenten,  in  bem 
$i;potbeFenbu*e  beö  belüfteten  ©runbftücf*  oermerft  »erben  mufj,  baf  bie  diente 
ein  gubepr  beö  berechtigten  (S5utö  unb  bte  SBefugnifi  be$  SBejt$er$,  über  biefelbe  $u 
verfügen,  au*  bem  $)ppotbeFenbu*e  über  baö  le$tgeba*te  ®ut  $u  erf eben  fei,  — 
finbet  au*  auf  @ntf*äbigungen  in  Kapital,  5(nwenbung  unb  gilt,  mit  biefer  21u$« 
bebnung,  bei  äblöfungen  unb  SRegulirungen,  na*  bem  (Bbilt  oom  14.  ©eptbr. 
1811  ebenfo,  wie  bei  ®emeinbeit$tbeilungen. 

5S>te  im  §.  76.  ber  @emeinbeit$tbetlung«<£)rbnung  unb  in  bem  §.  38.  ber  9fb!& 
fung$=£)rbnung  oom  7.3uni  1821.  enthaltene  entgegenftebenbe  S8orf*rift,  wona* 
bie  Berechtigten  $ur  ©rbaltung  be*  ihnen  gufrebenben  Söorjugärecbtä  wegen  ber 
Kenten  unb  Kapitalien  binnen  ^flbresfnft  bie  Eintragung  felbjt  na*fu*en  f  ollen, 
wirb  bierbur*  aufgehoben.  3)ie  ©eneral«£ommiffionen  jinb  oerpfli*tet,  biefe  @in* 
tragung  von  ftmtäroegen  ju  beforgen. 

§.4.  3u  ben  §§.24. 55.  unb  56.  be*  (SbiFt*  oom  14.  ©eptBr.  1811.  Slrt 
51-55.  ber  ©eFlaration  oom  29.  2Rai  1816,  §.23.  ber  QiBlbfung*orbnung  oom 
7.3unil821  unb  §§.110-112.  ber  Slblöfungöorbnung  Pom  13.  3«"  1829. 

£)ie  bejtebenben  $orf*riften  wegen  ber  ben  ©uttbeftyern  unb  3lbgaBe»SBere*« 
tigten,  in  33ejiebung  auf  bie  hPPothe!arif*en  ©laubiger,  Sebnfc  unb  $ibeiFom» 
mijjfolger  unb  anberen  9tealBere*tigten  jugeflanbenen  Söefugniffe,  jur  83erf*ul* 
bung  ber  £)auptgüter,  Veräußerung  unb  SBerpfänbung  ppn  2lBftnbung>  unb  2lB» 
Iöfung&Sänbereien  unb  Kenten,  ©ermenbung  ber  au*  biefen  ®ef*aften  belöge« 
nen  unb  ber  516 löfung**  Kapitalien  |u  ben  neuen  Einrichtungen  in  $oIge  ber 
flutöherrli*«bÄuerIichen  SRegulirungen  unb  3lblbfungen  werben,  wie  folgt,  näher 
beftimmt  unb  abgeänbert: 

1)  3u  ben  @inri*tung$Foflen,  für  wel*e  fi*  ber  ®ut*berr  unb  SlbgaBeBere*. 
ttgte  biefer  Littel  bebienen  fann,  werben  ber  Siegel  na*  nur  gere*net: 

a.  bie  ^öauf often  unb  bie  Sluöqaben  $ur  2lnf*affung  bei  3npentartiimtf, 
»el*e  nbthig  finb,  um  bem  berechtigten  ©ute  bie  wegfallenben  £)ienfle 
ju  erfe$en; 

b.  bie  5lnf*affung*Fofren  beö  3npentarium«,  bie  ©au«,  9*obung**,  @nt. 
wäfferung««  unb  »ewafferungdfoften,  wel*e  erforberli*  flnb,  um  baö  m 
@ntf *äbigung  abgetretene  fianb,  fei  e*  a\4  Zubehör  eine^  anbern  $aupU 
gute«,  ober  mittelfl  @ni*tung  befonberer  l^orwerWwirthf*aften,  ober 
fleinerer  Etabliffementö,  gehörig  |U  Bennien- 

2)  2Btrb  in  bem  Betriebspläne  beö  ©auptsu«  bur*  bie  2lu«einanberfe&ung 
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eine  erBeBltdje  SJeränberung  erforberlid),  fo  Fommen  nicfct  Blof?  bte  fcorffe* 
henb  (a.  unb  b.)  benannten,  fonbern  auch  bie  gu  bcr  oeränberren  @inric§)» 
tung  be*  $>auptgut*  nötigen  SfofchaffungeFoften  bef  ^noentartum*,  bte 
.  fcau«,  Abling« v  Gmtwäfferung*.  unb S5e»äfferung*Fotfen,  in  Sinfcfclag. 
2)ie4  frnbet  iuöbefonbere  2ln»enbung  auf  bie  Soften  be«  Slbbaue*  im  Salle 
ber  2ran$loFationen  bäuerlicher  2Ötrthe,  imgleichtn  im  §aü*e.  ber  (Errichtung 
neuer  Verwerfe  auf  entlegenen  ®ut$länbereien,  $ehuf*  ber  Erleichterung 
r  ihrer  3$efMlung  mit  eigenen  geuten  .  unb  eigener  SBefpannung. 

Betreffen  bie  in  dir.  2.  ermahnten  SBeränberungen  Sehn»  ober  JibeiFornmifi 
guter,  fe>  foü*  bei  beren  Jeftfefcung  oon  ben  ©eneral»Sommifftonen  unterfudjt 
werben,  ob  unb  in  weit  folche  eine  beftänbige  ober  nur  eine  »orubergehenbe  23er* 
befferung  ber  gebauten  ®üter  gewähren  mögen. 

®ie  Soften  bcr  lefctereif  IMrt  ift  ber  Sdbn#«.  ober  $iBetFommi£Beju)er  $u  erflat* 
ten  oerbunben.  @ä  wirb  ihm  unb  feinen  Nachfolgern  bie  Pflicht  auferlegt  bie 
(Erfiattung  biefer  Soften ,  burch  eine  jährliche  Sahlung  beö  fünfzehnten  Xheil« 
berfelben  ju  BemirFen. 

£)ie  (Einzahlung  biefer  jährlichen  Abträge  erfolgt  an  &aö  gerichtliche  2)epi>jf» 
rorium,  in  foweit  nicht  burch  bie  (Stiftung* » UrFunbe  einem  $amütcnoorfteher 
Siedbtc  in  biefer  SBejiehung  beigelegt  jinb. 

*5>tc  SBermenbung  ber  abfchläglfch  geleiteten  Sahlungen  befchränFt  ftcr>  nicht 
auf  bie  Anlegung  *u  einem  gebnfc  ober  jibetFommijjftamm,  fonbern  eö  tonnen 
bie  eingezahlten  ©elber  auch  zu  3lblöfung  t>on  (schulben,  »eiche  auf  ber  <5ufh 
ftanz  ee$  Sehn*  ober  $ibeiFommiffe$  haften,  »ermenbet,  ober  fonfl  ju  geh»  ober 
gibeiFommij?  wieber  angelegt  »erben. 

§.  5.  3u  bem  §.24.  bei  (EbiFt*  oom  14.  ©eptbr.  1811.  5Trt.  56-  59.  ber  9» 
flarotiott  »om  29. SJcat  1816,  ju-ber  Verorbnunq  oom  9. 3R«  1818»  unb  gtt 
bem  §.23.  ber  5lblöfung*or6nung  oom  7.  3uni  1821, 

©obalb  ber  ®elbbebarf  be*  ®ut*befl$erä  ober  Qlbgabeberechrigten  nadh  5frt. 
54.  ber  ©eFlaration  »om  29.  fcai  1816  fefrgefefct  unb  »on  ber  ©eneralSom. 
mtffton  bereinigt  ift,  muf  bie  §9potheFenbehörbe  jebe,  innerhalb  ber  fefrgefefc* 
ten  (Summen  oorgenommene  SSerpfänbung  ober  Veräußerung  ber  3lbftnbungen 
unbebingt  eintragen,  unb  barf  bie  Sicherheit  bei  eingetragenen  Gläubiger*  ober 
bei  Säufer*  oon  bem  SBemeife  ber  $er»enbung  bei  (Selbe*  nicht  abhängig  ge» 
macht  »erben. 

$)ie  bäuerlichen  JBirthe,  melche  auö  ber  (Etqenthumtoerleihung,  ober  Slblo. 
fung  an  ben  betreffenben  ®ut«bej?fcer  Sapitaljablung  zu  Ieiften  haben,  fmb  auf  2ln* 
trag  beffelben  bii  jum  belauf  ber  feftgefefcten  SBetmrfäfumme  zur  Sahlung  an  bem 
felben  anjuroeifen.  ®ie  Verpflichteten  »erben  burch  bie,  auf  ben  ®runb  biefer  9lm 
»eifungen  geleiteten  3<*h(ungen  oon  aller  »eitern  Vertretung  rüef fichtlich  ber 
S3er»enbung  frei,  unb  muffen  folche  auf  ben  ©runb  jener  2fn»erfung  unb  ber  Äutt= 
tung  ober  be*  göfchungöconfenfe*  beö  ihnen  ange»iefenen  Empfänger^  im  ^po« 
theFenBuche  fofort  abgefchrieben  werben. 

®ie  ®eneral.ffommiffion  ift  aber  berechtigt  unb  »erpflichtet  ben  ®ut*befi^er  jur 
beftimmungömä§igen  58er»enbung  bei  ©elbeö  anzuhalten,  unb  ffc  ertheilt  bemfel« 
ben  nach  gefflhrtem  S8e»etfe  ober  nach  befunbener  SRtchtigFeit  öer  Angabe,  bei  an» 
gefteöter  Prüfung  eine  ©efcheinigung  über  bie  93er»enbung. 

Qllle  Anwärter  unb  fonftige  9{ealberechtigte  flnb  auch,  »enn  jle  bei  ber  91uöein. 
anberfe$ung  nicht  jugejogen  »orben,  befugt,  ftch  bie  ^Beobachtung  ber  obigen  93or» 
fchrift  oon  ber  ®eneral^ommiff!on  nach»eifen  ^u  laffen.  S)ieö  Stecht  fällt  »eg, 
»enn  f!e  fich  nicht  innerhalb  breter  3ahre  nach  ber  (Eintragung  im  5)i}potheFen* 
buche  bei  ber  ®eneral=Sonrmiffton  beöhalb  gemelbet  haben. 

®ie  oorflehenben  SBefltmmungen  ffnoen  bei  allen  9legulirungen  na*  bem  <£biFt 
Dom  14.  ©eptbr.  1811.  unb  bei  allen  Slblbfungen  nach  ber  örbnung  oom  7.  3unt 
1821  5ln»enbung  unb  bie  3lrt.  56-59.  ber  $>eFlaration  oom  29.  SKai  1816,  fo 
mit  fie  bisher  noch  geltenb  ge»efen,  treten  bagegen  auper  Sraft. 
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'  §.  6.  9fof  er  Bert  &  JÖ.  wmt  30fren  3«ni  1827,  ©.  ©.  pag.  78.,  oom  13.  SRai 

1829,  ®.  O.  pag.  44.  unb  2.  3uli  1831,  ©.  ©.  pa£.  155. 

I.  2Senn  bie  Sehn«,  ober  Jibeif  ommi|jbe|l£er  ftott  ber  ihnen  nachgegebenen  ©et« 
äujjerung  ober  SBerpfänbung  ber  5lbfinbungen  e«  oorjiehen^  bie  @inrichtung«foften 
(§.4.  Str.I.  unb  2.)  welche  fie  bei  gut«herrlic&bäuerlichen  SRegulirungen  *ber 
SIMöfungen  oerroenben  muffen,  burch  Anleihen  auf  bie  J&ubftarn  Ht  ^auptcntt«, 
einfcfcltegltch  jener  Subehörungen,  gu  Begaffen;  fo  bürfen  biefe  Anleihen  nicht  bie 
£>älfte  be«  2Berth«  ber  Slbftnbungen  übergreifen.  Sterben  ju  biefem  Sroetf  lanb. 
fchaftltche  $fanbbriefe  aufgenommen,  fo  tblrb  btefer  9Berth  »on  ber  &mbfchaft 
felbft  feflgefteOr.  93ei  anbern  5>arlehnen  gefdjteht  folche«  von  ber  ©enerakßom- 
mtffton  nad)  ben,  bet  ber  21u«einanberfe$ung  jum  ©runbe  gelegten  lanbübi1d?en 
2lbfd)ä$ung««$rtnjipten.  :  .  / 

II.  S)ie  £ehn«*  ober  $ibeiFommt|$be|?$er  |tnb  femer  Befugt,  bte  ©u&ftanj  be« 
$>auptgut«  auch  für  ben  betrag  ber  £arital««5lb|tnbungen  unb  Qrntfchäbigungen  pi 
oerpfanben,  welche  fie  bei  @emeinheit«tbeilungen  «nb  Hblöfungen  für  bte  gum  &hn 
unb  Sibetfommtf  gefchlagenen  ©runbflücfe,  ober  jur  Slblbfung  ber  auf  benfelben 
t)af tenbeu  (Serottuten  unb  Sailen  }u  entrichten  haben. 

III.  @ben  baju  f!nb  |te  toegen  berjentgen  Sofien  befugt,  welche  burth  Söermeffüncj 
unb  IBonitirung,  fo  tote  burch  bte  fommilTarifchen  SBerhanblungen  bei  allen  ©e. 
fd)äften  entliehen,  bie  bie  2lu«führung  ber  ©efefce  über  bie  gutöberrlich'bäuerlichen 
SRegultrungen  unb  in  ben  ßanbe«thetlen  jenfeit«  ber  @lbe  auch  bie  burdj  bie  ©e* 
fefce  »om  21.  9lpril  1825.  oorgefchriebene  3lu«gleichung  fiBer  bte, erheblichen  &e|ifc. 
rechte  unb  9&au*aflen  auger  bem  gut«herrlichen  »erhältniffe  —  ferner  über  ©e* 
meinheit«th*ilungen  unb  Slblöfungen  gum  ©egenflanb  haben. 

Stuf  bie  Soften  ber  tyrojeffe,  welche  burch  bat  9lu«einanberfeöimg«<,  Shctlung«*, 
ober  3lblöfung«gefd)äft  entliehen,  ftnbet  biefe  $eflimmung  nicht  2fmwnbung.    '■  ■ 

IV.  3m  »orftehenb  9fr.  I.  bezeichneten 'Salle  i|l  bie  £öbe  ber  @inrichrung«fo» 
ften,  in  ben  Sailen  9t r.  II.  unb  III.  augerbem  aber  bte  roirf liehe  SBerroenbung  ber 
2lbfmbungen  unb  9lu«etnanberfe$ung«f  ollen  jc  burch  ein  in  Beglaubter  5?orm  au«* 
gefertigte«  2lttefl  ber  ©enerakffommtfflonen  nachjuroeifen,  unb  bie  §»pothefenBe* 
horben  flnb  befugt  unb  oerpflichtet,  auch  ohne  (ginmtfligung  bei  8ehn«herrn,  ober 
ber  Sehn«»  unb  $ibeifommtffolger,  bie  auf  ben  ©runb  be«  Sittelle«  nachgefuchte 
Eintragung  in  bat  £>»potheFenbuch  ju  oeranlajfen.  @«  fofl  übrigen«  »on  bem 
©ut«beft&er  abhängen,  ob  er  bie  erweisliche  Summe  alt  ein  ®arlehn  auf  bie  ©ut«. 
fubflanj  aufnehmen,  ober  ftatt  beffen  feinem  9(flobial*  unb  freien  SRachlaffe  ben  3fn« 
fpruch  auf  @rfia ttung  bei  ber  ffinftigen  @rbau«einanberfe$ung  mittelfl  eine«  $8er« 
merf«  im  ^t)pothefenbuche  vorbehalten  toiff. 

V.  Vermag  in  ben  sub  9lr.  IL  unb  III.  bezeichneten  $aUm  ber  ®ut«Be^er  bie 
SBertoenbung  ber  5tbttnbungen  unb  5lu«einanberfe$ung«fo|ten  jc.  nicht  fofort  nach* 
jutoeifen,  fo  muf  Bei  ben  im  JJopothefenbuche  eingetragenen  ©ummen  einjltoeilen 
bemerft  »erben:  „bafl  bie  SBerroenbung  berfelben  noch  nachjuroeifen  fei" 

^iefe  SBemerfung  toirb  auf  bat  erfolgenbe  S8ern)enbung«^ttefl  ber  ©eneral* 
Äontmiflfon  in  bem  ^DpotheFenbuche  gelöfchr. 

VI.  «fea«  im  §.  5.  biefe«  ©efefce«  in  Slnfehung  ber  JBefupif  ber  Slnmärter  unb 
^ealbwechtigten,  fomte  in  5Infehung  ber  Dreijährigen  #räfluft»frift,  in  »ejiehung 
auf  SBerfchulbung  ber  31  bf  in  Bungen  Benimmt  tfl,  finbet  auch  Bei  Söerfchulbung 
ber  ©ubflanj  bet  $auvta.utt  5Inmenbung. 

VII.  2)ie  fechte  ber  früher  eingetragenen  ©laubiger  bleiben  Bei  folgen  §8er* 
pfänbungen  be«  ^auptgut«  überall  unoeränbert. 

§.  7.  3u  ben  §5.  5.  unb  6.  biefe«  ©efefce«. 

©ieben  ®ut«bejl$ern  unb  5(bgabeberechtigten  |u(tehenbe  ^efugnip  jur  Söerfchul» 
bung  ber  Slbftnbungen  unb  ber&auptgüter,  ober  juröeräuferung  ber  erllern,  finbet 
ber  ftegel  nad»  nur  Bi«  ju  ben,  in  joige  ber  51u«einanberfe$ung  in  bem  £»potbe-. 
fenbuche  ^u  Bemirfenben  Ülb»  unb  Sufdjreibungen  |latt.  ©ott  ihnen  folche  barüber 
htnau«  oorbehalten  bleiben,  fo  liegt  ihnen  ob,  bie«  Bei  3ufchretbung  im  fcopoth* 
fenBuche  oermerfetrau  laffen. 

19* 
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Erfolgt  Feine  Suföreibung  im  $yp9t$efenBu$e,  fo  tfebt  ihnen  jene  SBefugnijj 
nur  in  fofern  ju,  alt  jie  ihre  Einträge  beöbalb  innerhalb  3abretfrtfi  nach  5er  S3eftä» 
tigung  btt  Sfajeffe*  Bei  5er  ®eneral=ftommifitcm  gemacht  haben. 

3n  aßen  JäHen  ift  bie  festere  ermächtigt,  benfelben  eine  angemeffene  tyräfluffu. 
friflF  |u  befitmmen,  tnnerbalb  welker  ffe  bte  nur  JeftfMIung  i&rer  5&enoenbung$be* 
fugniffe  nötige  ftachaetfe  beibringen  haben. 

§.  8.  3u  bem  §.  150.  ber  ®emetnbeiWbeilung*.j£fcb!wng  unb  §.  39.  ber  ablfc 
fungö-JDrönung  »om  7. 3uni  1821. 

3)ie  befonbere  JBeFanntmachung,  welche  bei  gutlberrltch*bÄuerItcben  9tegulirutt» 
gen,  ©emetnbeiwtbeilungen  unb  5lblofungen  an  bie  $9potbefengläubiger  ju  erlaf. 
fen  ifl,  fhtbet  nicht  nur  binfichtlich  ber  ©laubiger,  rocldje  Kapital  au  f orbern  haben, 
fonbern  au*  binfichtlich  berjentgen  ©laubiger  flot^  welche  mit  Kenten,  Abgaben, 
ober  ähnlichen  fortmäbrenben  Setzungen  im  ?>wotbefenbucbe  eingetragen  Heben. 

Solche  9ieal&erechfiqte  tonnen  aWbann  oerlangen,  baf  bie  ffapitalabjinbung  enfc 
toeber  jur  2ßieberber(ieüung  ihrer  gefebmälerten  (Sicherheit  ober  jur  SBefriebigung 
ber  er|fen  £>t>pot&e?engläubiger,  tnfofern  beren  gorberungen  für  jle  bte  Stealberech* 
tigten,  oerpfliebtenb  finb,  oerwenbet  werbe,  unb  e$  ftnben  mit  biefer  (Srgänjung  ber 
§.  150.  ber  ©emetnbei^tbeüung^rbnung  unb  ber  §.39.  ber  2lblbfung$orbnung 
»om  7. 3um  1821  ntc^t  nur  auf  ©emeinpeitstbeilungen  unb  Äblöfungen,  fonbern 
au*  auf  gut*&err*  unb  bäuerliche  ^egultrungen  SInmenbung. 

dt  bebarf  bei  Äapitalabftnbungen  feiner  befonbern  SBeTannimacbung  an  bie 
8ebn«berren,  öbereigentbümer  Sehn**  ober  $ibeif ommipfolger  unb  Sffiieberfauföbe« 
rechtigte;  biefelben  mögen  »on  bem  2#eilung*plane  £enutni#  erhallen  iabm 
ober  nicht 

§.  9.  3w  bem  §.  150.  ber  ©emembeirttbeilunge^rbnung,  §.  39.  ber  fcblofungfc 
£>rbnung  »om  7.  3uni  1821.  unb  §.  107.  ber  2lblöfuug$orbuung  »om  13. 
3uli  1829. 

©ie  befonbere  SBefannrmarfmng  ber  Äapitatobfmbungen  an  bie  eingetragenen 
©laubiger  unb  an  bie  im  vorigen  Paragraphen  Bezeichneten  mal  berechtigten, 
fällt  weg: 

a)  infomett  bie  Äopifalabftnbungen  *u  ben  Einrieb  tun  gtfofren  erforberlich  fmb; 

b)  bei  anberroetten  Söerwenbungen  in  bie  ©ubflanj  bcö  berechtigten  ®ut*,  ober 
|ur  Stöftoffung  ber  juerft  eingetragenen  Äapitalpojren,  wenn  bie  Slbftnbung 
ttnb  bie  SBerfchulbung  fo  mäfig  ftnb,  ba?  bie  eingetragenen  ©cbulben  un* 
ter  Surechnung  btt  folcbergeftalt  au  »ertoenbenben  ÄapttaW  mehr  nicht  alt 
S»ei  drittel  btt  ®üttmtt^t  betragen,  wobei  ber  ®eneral»Äommifjioit 
fiberlaffen  bltiht,  auf  »eiche  SBeife  tfe  fleh  bte  tteberjeugung  »on  biefem 
SBerthe  »erfchaffen  will; 

c)  wenn  bie  Äapttalabftnbung  nur  20  SRtblr.  ober  weniger  beträgt. 

§.  10.  Su  bem  §.55.  btt  ®biltt  »om  14.  ©eptbr.  1811,  §$.  23. 39.  unb  40. 
ber  2lblöfung*orbnung  oom  7. 3uni  1821. 

fBut  wegen  ber  fechte  ber  Sehn«  unb  Jibeffornmißfolger,  hPPothefarifchen 
©laubiger  unb  anbem  ftealberecbtigten,  ihrer  3u^i^uncj  unb  ber  Sffiahrnehmung 
ihrer  Suchte  burch  bie  ©eneraLÄommiffion,  rücfjtcbtlicb  ber  9l&löfungfc£apfta. 
Iien  »erorbnet  ift,  ftabet  auch  in  bem  Jade  Slntoenbung,  wenn  ftcb  bei  ber 
85eräuferung  ber  Qlbftnbungaiänbereien  Ueberfchüffe  über  ben  au  ben  (StnriaV 
tnng«.Äo|len  nothmenbigen  »ebarf  ergeben.  ®.  e.  e.  135. 

9)  Sit  «nMuitfl  bei  5>crfa6reitl  6ei  «ii^rttftwins  ber  ©emeinöefrStöWfiingett  fomweit  bie  is 
bie  6tefte  be#  tit.43.  ber  Vrojegorbnuna  getretenen  »erorbnungen  inr  Stnwenbung,  namenttwt* 

a>  Verordnung  b.  20.  3wrf  1817,  »egen  OrganifaHw  ber  ©enerateommiffiMen  ja 
©.  <S.  <S.  161. 

b>  Gesetz  b.  7.  Sunt  1821,  über  bfe  «trtffibrvtg  ber  SenteinbeitltbeUungJ*  ttnb  2lbi 
tafung^orbnungen.    @.  @.  ©.  83. 

^^«^Vcrorilinui^  *.30.3uni  1834,  all  «nbang  m  »Drgebatfrea  ajtrorbnnngett. 

(f.  itt  %  ©.  0.  2*.  L  »fc  43.) 
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Fünfter  Abschnitt. 

Von  Gränzscheidungen. 

Wi«  QrXnucfaeidung«B  antulegen. 

§-362-  Sowohl  bei  Gemeinheitstheilungen,  als  in  allen  andern  Fällen, 
wo  eine  Bestimmung  der  Gränzen  erforderten  ist,  müssen  dieselben  deut- 
sch bezeichnet  werden. 

§•  363.  Diese  Auszeichnung,  sie  mag  durch  die  Grenzraine,  Graben, 
Steine,  Pfähle^  Bäume  oder  Grenzhügel  bestimmt  werden,  muss  se  be- 
schaffen sein,,  dass  sie  nicht  leicht  verrückt  oder  verdunkelt  werden 
könne. 

§.  364.  Es  ist  hinlänglich,  wenn  die  Grenzgrabelt  oder  Raine  zwi- 
schen einzelnen  Besitzungen  Einen  Fuss,  zwischen  verschiedenen  Feld- 
marken aber  Vier  Fuss  breit  sind. 

§.  365.  Doch  kann  eine  bisher  bestandene  grössere  Breite  zum  Nach- 
tbeile derjenigen,  welche  ein  Nutzungsrecht  darauf  haben,  solcherge- 
stalt nicht  eingeschränkt  werden. 

§.  366.  Die  Mitte  des  Grabens  oder  Rains,  welcher  die  Gränze  be- 
stimmt, ist  für  die  eigentliche  Gränzlinie  zu  achten. 

§.  367.  Gränzpfähle,  Bäume,  und  Steine  müssen  durch  oberhalb  des 
Bodens  eingehauene,  oder  durch  untergelegte  unverwesliche  Merkmale 
bezeichnet  werden. 

§.368.  Ein  Hügel,  welcher  für  ein  Gränzzeichen  angegeben  wird, 
hat  diese  Eigenschaft  nur  alsdann,  wenn  unter  demselben  dergleichen 
Merkmale  sich  finden ;  oder  wenn  die  Bestimmung  desselben  zu  einem 
Gränzzeichen  aus  andern  Umständen  deutlich  zu  entnehmen  ist. 

§.  369.  Wege,  Fusssteige,  und  Bäche,  welche  ihre  Lage  leicht  ver- 
ändern, sollen  zur  Bezeichnung  der  Gränzen  in  der  Regel  nicht  ange- 
nommen werden» 

§.  370.  Wo  die  Bezeichnung  der  Gränzen  nicht  durch  Raine  oder 
Graben,  sondern  durch  Steine,  Pfähle  oder  Hügel  geschiehet,  müssen 
diese  Gränzzeichen  so  angelegt  werden,  dass  der  Gränzzug  durch  eine 
gerade  Linie  von  einem  zum  andern  bestimmt  werde. 

§.  371.  Vorstehende  Regeln  sind  sowohl  bei  Bestimmung  bisher 
streitig  gewesener,  als  bei  Erneuerung  unstreitiger  Gränzen  zu  beob- 
achten. 

Von  AaMUttcliMg  atreittpr  Grämen. 

§.  372.  Auf  Wiederherstellung  verdunkelter  und  ungewiss  gewor- 
dener Gränzen,  ist  jeder  benachbarte  Besitzer  anzutragen  wohl  befugt. 

§.  373.  Diese  Befugniss  kann  durch  keine  Verjährung  erlöschen. 

§.  374.  Wohl  aber  kann  die  Verjährung  Statt  finden,  wenn  der 
Gränzzug  selbst  nicht  streifig  ist,  sondern  ein  Nachbar,  jenseits  dessel- 
ben, etwas  von  dem  Grunde  und  Boden  des  Andern  durch  rechtsver- 
jährten Besitz  erworben  zu  haben  behauptet.  (Tit.  9.  §.660.  661.  662.) 

§.  375.  Gränzen  sind  verdunkelt,  wenn  keine  von  beiden  Theilen 
dafür  anerkannte,  hinlängliche  Merkmale  vorhanden  sind. 

§.  376.  Daraus  also,  dass  ein  oder  anderer  Gränzuachbar  bei  seinem 
Grundstücke,  die  in  ältern  Registern  oder  Vermessungen  angegebene 
Quantität  nicht  mehr  zu  haben  angiebt,  folgt  noch  keine  Verdunkelung 
der  Gränzen. 

§.  377.  Bei  Wiederherstellung  verdunkelter  Gränzen  muss  vorzüg- 
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lieh  auf  die  rorhandenen  Urkunden  gesehen,  und  nach  dem  Inhalte 
derselben  beurtheilt  werden:  ob  die  von  einem  oder  dem  andern Theile 
angegebenen  Gränzzeichen  dafür  wirklich  zu  achten  sind. 

§.  378.  Doch  ist  zur  Erklärung  oder  Ergänzung  des  Inhalts  der  Ur- 
kunden, ingleichen  bei  gänzlichem  Mangel  derselben  oder  der  darin 
angegebenen  Gränzzeichen,  auch  auf  die  Aussagen  glaubwürdiger  Zeu- 
gen Rücksicht  zu  nehmen. 

§.  379.  Wenn  die  vormaligen  richtigen  Gränzen  gar  nicht  auszumit- 
teln  sind;  so  muss  das  streitige  Stück  unter  die  Gränznachbarn  getheilt 
werden. 

§.  380.  Bei  dieser  Theilung  ist  hauptsächlich  auf  das  Verhältniss  des 
bisherigen  Besitzstandes  der  Parteien  Rücksicht  zu  nehmen. 

§.  381.  Ist  auch  kein  dergleichen  ruhiger  Besitzstand  vorhanden:  so 
muss  durch  eine  gerade  Linie,  von  dem  letzten  bis  zum  nächstfolgen- 
den unstreitigen  Gränzzeichen,  die  Grärize  berichtigt  werden. 

§.382.  Ist  jedoch  ausgemittelt,  dass  bei  dem  letzten  unstreitigen 
Gränzzeichen  die  Gränze  von  der  geraden  Linie  abgegangen  sei,  und 
nutf  der  eigentliche  Punkt,  bis  wohin  diese  Abweichung  sich  erstreckt 
hat,  kann  nicht  mit  rechtlicher  Gewissheit  bestimmt  werden ;  so  wird 
das  streitige  Stück  zwischen  den  beiden  Gränznachbarn  gleich  getheilt. 

Von  Gränierneuerungen. 

§.  383.  Um  die  Verdunkelung  *der  Gränzen  zu  verhüten,  ist  jeder 
Besitzer  seine  Nachbarn  zu  deren  Erneuerung  aufzufordern  wohl 
befugt. 

§•  384.  Die  Kosten  einer  solchen  Gränzerneuerung  müssen  von 
8ämmtlichen  Nachbarn,  nach  Verhältniss  der  Länge  ihres  Antheils  an 
der  Gränzlinie,  getragen  werden. 

§.  385.  Bei  einer  dergleichen  Gränzerneuerung  ist  die  Zuziehung  al- 
ler Nachbarn,  mit  deren  Gründen  die  neu  aufzunehmende  Gränzlinie 
in  Verbindung  stehet,  erforderlich. 

§.  386.  Gegen  die  Nichtzugezogenen  kann  eine  solche  Gränzerneue- 
rung auch  in  der  Folge  nicht  angeführt  werden.  > 

§.  387.  Nur  bei  Gränzscheidungen,  nicht  aber  bei  der  blossen  Er- 
neuerung unstreitiger  Gränzen,  ist  die  Zuziehung  der  §.323-332  be- 
merkten Interessenten  nothwendig. 

§.  388«  Dagegen  soll  sowohl  die  Erneuerung  alter,  als  die  Bestim- 
mung neuer  Gränzen,  allemal  mit  Zuziehung  einer  Gerichtspersdh  vor- 
genommen, und  ein  Protokoll  darüber  bei  den  Gerichten  aufbewahrt 
werden. 

Achtzehnter  Titel. 
Vom  getheilten  Eigenthnme. 

§.  1.  Wenn  das  Eigenthum  getheilt  ist,  (Tit.  8.  §.  16  bis  20.)  so  wird 
derjenige,  welchem  nur  ein  Miteigenthum  an  der  Proprietät,  aber  kein 
Aptheil  an  dem  zum  Eigenthume  gehörenden  Nutzungsrechte  zukommt, 
Obereigenthümer  genannt. 

§.  2.  Ueber  die  Proprietät  der  Sache  (§.  10.  ebend.)  können  nur  der 
Ober-  und  nutzbare  Eigenthümer  gemeinschaftlich,  mithin  keiner  der- 
selben öhne  Zuziehung  und  Bewilligung  des  Andern,  gültig  verfügen. 
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■ » §.  3.  Das  zum  Eigenthume  gehörige  Mitbesitaungsrecht  des  Oberei- 
genthümers  ruhet  so  lange,  als  der  nutzbare  Eigenthümer  seines  Rechts" 
auf  die  Sache  nicht  verlustig  geworden  ist. 

§.  4.  Bas  zum  E^genthuine  gehörige  Nutzungsrecht  (§.  IL  12.  ebcnd.) 
ist  in  dem  besondern  und  abschliessenden  Eigenthume  des  nutzbaren  " 
Eigentümers. 

:  §.  5.  Dieser  kann  also  über  den  Gebrauch  der  Sache  so  weit  gültig 
verfügen,  als  dadurch  die  dem  Obereigenthümer  zukommenden  Rechte  ^ 
nicht  geschmälert  werden. 

§.  6*  Wer  das  nutzbare  Eigenthum  hat,  ist  berechtigt,  allen  Vortheil 
von  der  Sache  zu  ziehen,  welcher  von:  derselben,  ihrer  Substanz  unbe- 
schadet, erhalten  werden  kann. 

§.7.  Auch 'ausserordentliche  Nutzungen,  die  sonst  keinem,  als  dem  ^ 
wirklichen  Eigentümer  der  Sache  gehören,  kommen  dem  nutzbaren 
Eigentümer  zu.  (Tit.  9.  §.  81.  sqq.) 

§.  8.  Zu  Veränderungen  der  ganzen  Sache,  wodurch  sie  aufhört,  die- 
selbe  Sache  zu  sein,  ist  der  nutzbare  Eigenthümer  nicht  berechtigt. 

§.  9.  Wohl  aber  ist  er  befugt,  einzelne  Theile  oder  unter  einem  In- 
begriffe von  Sachen  enthaltene  Stücke  zu  ändern,  so  weit  es  ohne  Ver-~ 
minderung  des  Ganzen,  und  ohne  die  Hauptbestimmung  desselben  zu 
verändern,  geschehen  kann. 

§.  10.  Selbst  zur  Verringerung  eines  Theils  der  Sache  ist  der  nutz-  y 
bare  Eigenthümer  berechtigt,  wenn  ohne  dergleichen  Verringerung  die- 
ser Theil  der  Sache  gar  nicht  genossen  werden  könnte. 

§.  11.  Dagegen  ist  aber  auch  der  nutzbare  Eigenthümer  alle  ordent-  , 
liehe  und  ausserordentliche  Lasten  der  Sache  ohne  Beitritt  des  Ober- 
eigenthümers,  zu  tragen  verpflichtet. 

§.  12.  Die  verschiedenen  Bedingungen,  unter  welchen  das  Obereigen- 
thum von  dem  nutzbaren  getrennt  worden,  bestimmen  die  verschiede- 
nen Arten  des  getheilten  Eigenthums. 

Krater  Atoehnltt* 

Vom  Lehne. 

.:  iL    Begriffe  und  GronfeStu. 

§.  13.  Eine  Sache,  deren  nutzbares  Eigenthum  Jemand  unter  der 
Bedingung  einer  dem  Obereigenthümer  zu  erweisenden  besondern 
Treue,  gegen  den  von  diesem  ihm  zu  leistenden  Schutz  besitzt,  wird 
ein  Lehn  genannt.  > 

§.  14.  Der  Obereigenthümer  heisst  Lehnsherr,  und  der  nutzbare  Ei- 
genthümer Vasall  oder  Lehnsmann. 

§.15.  Scitenverwandten  männlichen  Geschlechts,  welche  durch  eine 
ununterbrochene  Reihe  männlicher  ehelicher  Nachkommen,  von  eben 
dem  ersten  Erwerber  des  Lelms,  wie  der  nutzbare  Eigenthümer  selbst, 
abstammen,  heissen  Agnaten. 

§.  16.  Diejenigen,  welchen  entweder  selbst,  oder  deren  Vorfahren  in 
aufsteigender  Linie,  das  Lehn  mit  dem  Vasallen  zugleich  verliehen  wor- 
den, werden  Mitbelehnte  oder  Gesammthänder  genannt. 

§.  17.  Agnaten  und  Mitbelehntc  nehmen  an  dem  nutzbaren  Eigen- 
thume  des  Lelms,  welches  dem  Vasallen  zukommt,  Theil. 
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§.  18.  Doch  ruhet  ihr  Recht  so  lange,  bis  sie  nach  der  Ordnung  der 
Lehnsfolge  zum  wirklichen  Besitze  des  Lelms  berufen  werden. 

Rescrlpt  t>.  24.  Sanuav  1810,  betr.  bie  agnattfefien  ftecöte  bev  WtiMänbet  auf  tntätlt 
fctfdje  8e&ne,  wenn  bie  (ignatifäen  Dtec&te  auf  bortfge  ße&ne  ntät  mefjt  (lattftnben. 

2Bir  labert  burd)  eine #  unter  bem  28.  De  cem  b  er  ö.  3.  an  Unfer  et nnteminifle* 
rium  erlaffene  9lQerb&d)fte  GFabinettf-  Dröre,  ben  $runt>fafe  al0©efe$  aufgeflellet: 
bafj  Untertanen  audrodrtiger  ©tnaten,  in  benen  bie  agnattfehen  «Redete  auf 
Se^ne /  roelcfte  in  beren©eblet  belegen  ft'nb,  eefftren,  föroobl  folcfce  Untertan« 
nen,  welche  in  biefem  (gebiete  Sethe  beftfcen/  al*  aud)  folebe,  welche  nur 
bort  roobnen,  unb  feine  ße&ne  bort  beulen ,  aerabe  in  benfelben  gdllen ,  irr 
benen  nad)  bortigen  ©efefcen  bie  agnatifd)en  SRedjte  auf  bortige  ßepne  nid)t 
me&r  flatt  finben,  bergleidjen  agnatifd)e  Sfteefcte  in  anfern  Staaten  nid)t 
ausüben,  vielmehr  aUe  foldje  3fted)te  erlofd)en  fein  foOen; 
weldieö  2Btr  Gitd)  Werburg  |ur  genaueren  ^attatfrung  in  aQen  toorfomtnenbeit 
gdflen  befannt  madjen.  anatpi*  83.  8.  ©.571.  lr  «bfc&nttt. 

§.  19.  Zur  Lehnstreue,  die  der  Vasall  seinem  Lehnsherrn  schuldig 
ist,  gehört,  dass  er  so  viel  an  ihm  ist,  den  Nutzen  desselben  zu  beför- 
dern, Schaden  und  Nachtheil  aber  abzuwenden  beflissen  sei;  auch  die 
im  Lebnsvertrage  übernommenen,  oder  durch  die  Lehnsgesetze  vorge- 
schriebenen Dienste,  und  andere  Obliegenheiten,  treulich  entrichte. 

§.  20.  Wenn  der  Lehnsherr  nicht  zugleich  Landesherr  des  Vasallen 
ist:  so  ist  die  Lehnstreue  gegen  den  erstem  allemal  der  Unterthanen- 
treue  gegen  den  letztern,  auch  in  dem  Falle,  wenn  beide  zusammen  nicht 
bestehen  können,  untergeordnet. 

§.2L  Die  Pflicht  des  Lehnsherrn  besteht  in  der  Gewährung  desje- 
nigen Schutzes,  ohne  welchen  der  Vasall  das  Lehn  gehörig  zu  besitzen 
und  zu  benutzen  ausser  Stande  sein  würde. 

§.  22.  Wenn  also  der  Vasall  wegen  des  Lehnes,  oder  eines  dazu  ge- 
hörenden Stücks  in  Anspruch  genommen  wird,  so  ist  der  Lehnsherr  ihn 
zu  vertheidigen  schuldig. 

II.    Uutericbied  iwincben  gegebenen  and  aufgetragenen  Lahnen. 

§.  23.  Bei  Erklärung  der  die  gegenseitigen  Rechte  und  Pflichten  zwi- 
schen dem  Lehnsherrn  und  Vasallen  bestimmenden  Gesetze  und  Ver- 
träge ist  darauf:^  ob  das  Lehn  ursprünglich  dem  Vasallen  von  dem 
Lehnsherrn  verliehen,  oder  von  ersterem  dem  letzteren  aufgetragen 
worden,  Rücksicht  zu  nehmen. 

§.24.  Im  erstem  Falle  hat,  bei  zweifelhaften  Bestimmungen,  der 
Lehnsherr,  so  wie  im  letztem  der  Vasall,  die  Vermuthung  für  sich.. 

III.  Was  Lehn  sein  ktinne. 

§.  25.  Jede  Sache,  bei  welcher  das  Ober-  von  dem  nutzbaren  Eigen- 
thume  getrennt,  und  jedes  von  verschiedenen  Personen  besessen  wer- 
den kann,  kann  auch  zu  Lehn  gegeben  und  aufgetragen  werden. 

§.  26.  Es  können  also  nicht  nur  unbewegliche  Sachen  und  Rechte, 
sondern  auch  bewegliche  Sachen,  in  so  fern  deren  Substanz  oder  Werth 
auf  eine  dauerhafte  Art  sicher  gestellt  wird,  die  Eigenschaft  eines  Lehns 
erlangen. 

§.  27.  Sind  bewegliche  Sachen  mit  einer  unbeweglichen  zugleich  zu 
Lehn  gegeben  worden:  so  werden  erstere  als  Lehnszubehör  angesehen. 

§.  28.  Pertinenzstücke  eines  Lehns  haben  also  nur  in  so  fern  die 
Lehnseigenschaft,  als  sie  dem  Vasallen  ausdrücklich  als  Lehn  verliehen 
worden. 

§.  29.  Auch  wenn  Jemand  mit  einem  Gute  und  allem  Zubehör  belie- 
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Len  ist,  werden  dennoch  nur<  diejenigen  beweglichen  Pertinenzstücke, 
welche  entweder  einen  Theil  des  Lehns  ausmachen,  oder  die  dabei  zur 
Zeit  der  ersten  Verleihung  befindlich  gewesen,  oder  in  der  Folge  an 
deren  Stelle  getreten,  oder  die  durch  eine  spätere  Investitur  besonders 
verliehen  sind,  als  Lehnszubehör  angesehen. 

§.  30.  Wenn  ein  Vasall  nach  der  ersten  Belehnung  bewegliche  Sa- 
chen dem  Lehne  zugeschlagen  bat,  erhalten  dennoch  dieselben  die 
Lehnseigenschaft  nur  alsdann:  wenn  sie  von  dem  Vasallen  dem  Lehns- 
herrn zu  Lehn  ausdrücklich  aufgetragen;  oder  in  der  überreichten 
Lehnsspecification  als  Zubehörungen  des  Lehns  mit  aufgeführt  worden. 

§.  31.  In  wie  fern  aber  dergleichen  Pertinenzien  den  Lehnsfolgern 
gegen  oder  ohne  Vergütung  bleiben  müssen,  ist  nach  den  unten  vorge- 
schriebenen Grundsätzen  zu  beurtheilen.  (§.  526.). 

§.  32.  Die  durch  Natur  von  aussen  her  bewirkten  Zuwüchse  der  Sub- 
stanz eines  Lehns  haben  von  selbst  die  Lehnseigenschaft. 

§.  33.  Zuwüchse,  welche  durch  die  Handlungen  eines  Menschen  von 
aussen  her  beigefügt  worden,  werden  nach  den  Regeln  von  Pertinenz- 
stücken  beurtheilt.  (§.  28.  sqq.)  v 

§.  34.  Auch  das  schon  getheilte  Eigenthum  einer  Sache  kann  von  dem 
Besitzer  ferner  einem  Dritten  zu  Lehn  gegeben  werden. 

§.35.  Dieses  gilt  sowohl  von  dem  Ober-,  als  von  dem  nutzbaren 
Eigenthuine. 

§.  36.  Hat  der  Vasall  sein  nutzbares  Eigenthum,  oder  der  Lehnsherr 
sein  Obereigenthum  einem  Dritten  zu  Lehn  gegeben:  so  wird  dieses 
eine  Afterbelehnung  genannt. 

§.  37.  Wenn  Jemanden  ein  Lehn  mit  seinen  Lehn-  und  Mannschaf- 
ten verliehen  worden:  so  ist  dem  Vasallen  die  Lehnsherrlichkeit  Über 
die  davon  abhängenden  Aftervasallen  mit  übertragen. 

§.  38.  Ein  Gleiches  findet  Statt,  wenn  ein  Gut,  mit  welchem  das  Ober- 
eigenthum anderer  Lehne  verbunden  ist,  unter  dem  Ausdrücke:  mit  al- 
len Ehren,  verliehen  worden. 

IV.  Wer  Lehn«  geben  könne. 

§.  39.  So  weit  Jemand  über  das  volle  Eigenthum  einer  Sache,  aus  ei- 
gener oder  übertragener  Macht  zu  verfügen  berechtigt  ist:  so  weit  kann 
er  das  nutzbare  Eigenthum  derselben,  mit  Vorbehalt  des  Obereigen- 
thums, Andern  verleihen,  oder  das  Obereigenthum,  mit  Vorbehalt  des 
nutzbaren,  einem  Andern  auftragen. 

§.  40.  Bei  Sachen,  die  nach  vorhandenen  allgemeinen  Landes-  oder 
besondern  Lehnsverträgen  oder  nach  hergebrachtem  Gebrauche  des 
Lehnshofes,  zu  Lehn  gegeben  zu  werden  bestimmt  sind,  ist  der  Ober- 
eigenthümer  das  ihm  anheim  gefallene  nutzbare  Eigenthum  wiederum 
einem  Andern  zu  verleihen  schuldig. 

§.  41.  In  wie  fern  bischöfliche  und  andere  geistliche  Lehne,  die  sich 
während  einer  Vacanz  eröffnen,  von  dem  Capitel  wieder  verliehen  wer- 
den können,  ist  gehörigen  Orts  bestimmt.  (Th.  2-  Tit.  11.  Abschn.  13.) 

§.  42.  Bei  der  Verleihung  solcher  Sachen  ist  die  Beobachtung  der 
bei  andern  Veräusserungen  in  gewissen  Fällen,  oder  unter  gewissen 
Umständen,  gesetzlich  vorgeschriebenen  Erfordernisse  und  Feierlich- 
keiten nicht  nothwendig. 

§.  43.  So  wie  eine  Person  höhern  Standes  einer  niedern,  so  kann 
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auch  eine  Person  niedern  Standes  einer  höhern  Lehne  verleihen  oder 
auftragen. 

V.  Wer  Lehne  empfangen  könne.  i 

§.  44.  So  weit  Jemand  eine  gewisse  bestimmte  Sache  zu  erwerben 
nach  den  Gesetzen  überhaupt  fähig  ist;  so  weit  kann  ihm  auch  eine 
solche  Sache  als  ein  neues  Lehn  verliehen  werden. 

§.  45.  Alle  übrigen  Bestimmungen  der  Eigenschaften  eines  neu  auf- 
zunehmenden Vasallen  hängen  von  dem  Gutbefinden  des  Verleihen- 
den ab. 

§.  46.  Bei  schon  bestellten  Lehnen  muss  die  Fähigkeit,  dieselben  bei 
sich  ereignendem  Anfalle  zu  übernehmen,  hauptsächlich  nach  dem  In 
halte  des  ursprünglichen  Lehnsvertrages  und  der  Lehnbriefe  beurtheilt 
werden. 

§.  47-  So  weit  diese  nichts  Besonderes  bestimmen,  hängt  die  Fähig- 
keit, ein  angefallenes  Lehn  zu  übernehmen,  von  der  Fähigkeit  zur  Lei- 
stung der  damit  verbundenen  Pflichten  ab. 

§.  48.  Wenn  Sachen,  die  bestimmt  sind,  als  Lehn  ausgethan  zu  wer- 
den, von  neuem  verliehen  werden  sollen:  so  ist  die  Fähigkeit,  sie  zu 
erwerben,  nach  eben  den  Grundsätzen  zu  bestimmen,  nach  welchen 
diese  Fähigkeit  bei  den  vorhergehenden  Vasallen  zu  beurtheilen  war. 

§.  49.  Moralische  Personen,  welchen  Lehne  verliehen  worden,  sind 
in  der  Regel,  zur  Leistung  der  damit  verbundenen  Pflichten,  einen 
Lehnsträger  zu  bestellen,  befugt  und  schuldig. 

Rescript  w.  4.  ttoö&r.  ntbfl  C.  O.  t>.  23.  öetbr.  1833,  betr.  bie  9U>f<$afFuna  ber  na* 
bem  fa * indie»  i'ebnämanbat  erforterlirten  ?el)ndtr«gcr  füc  «gtabtgemetnfcen. 

£a*  Jtftnlftl-.  D.  8.  ©er.  <mof<lngt  in  ber  abföriftUd)en  »nlage  t>ie  SlHer* 
t>bd)fte  <L  D.  »om  2J.  t>.  2R., 

betreffend  bte  SJbfdwffmig  ber7  naefi  bem  fdd)fifd)en  ßepnflmanbat  erforberlt* 
djen  ßeptmrdger  fur  inldnt>tfcf)c  ©tabtgemeinen  unb  bte  S3erid)iigung  berSöe* 
ft&tttel  für  Untere, 

um  ftd)  biernnd)  |u  achten  unb  tcmgema§  fca,  wo  ©tabträt&e  unb  2KagiftrJte 
aU  Sfleftfeer  »on  ©ninbfmtfen  im  £tjpotbefenbucf)e  »erjeiebnet  fiebert,  nunmebr 
bie  ©tabtgemetnen  alö  Sfletfocr  aufjuföbrenA  weldVö  am  fürjeften  baburd)  gefebe* 
f)tn  Untt;  ba@bemtnitrotberDinteiuunterfireid)enben(Slntraguna^'S8ermer(  ber 
bisberigen  SÖeföer,  ber  9tame  ber  ©tabtgenteinen,  als  jefeigen  25e|u>er,  fuDßituirt, 
unb  ftatt  ber  erfieren  in  ben  fänfttg  ju  ertbeilenben  £upot&efenfd)etäe«  aufge* 
fü&rt  »erben.  i 
äöerltn,  ben  4. SKoobr.  1833.  o.  Ä.  3-  33-  42.  ©.  287. 

9ta(fe  3feren,  be$  3uflf$mint(ler6 ,  Anträgen  genehmige  3df>/  &<*f  bte  SBorfcfcrift 
beä  fäd)fif*cn  gepnämanbat*,  nad)  meiner  ©rabtgemetnben,  welcfee  gefcngüter  be» 
ftfcen,  bte  geben  burd)  £e&n$rräger  gu  fudjen  üerpfltcfetet  jtnb,  bei  mlänbtfdVn 
<&tabfgemetnben  fernerhin  nid)t  in  3lnwenbung  gebraut  werben,  nritfein  bte  95e|iel« 
Iung  oon  gefms trägem  für  foldje  ©emetnben  ntd)t  weiter  erfordernd)  fein  foll.  $u* 
gleid)  autortjtre  3«*)  ©te,  ben  SiifK&mmifto,  Bei  *en  ^pootfjeFenbüdjern  über  folc&e 
Se&ngüter  bte  Anordnung  $u  treffen,  baf  bte  ©rabtgemettte,  nid^t  aber  ber  2Ragi* 
firat,  qM  $Öejt&er  bejeidmer  werbe. 

SBerltn,  ben  23.  &tk  1833.  ».  Ä.  3-  23.  42.  @.  288. 

§.  50.  Hiervon  ist  der  Fall  ausgenommen,  wenn  aus  dem  Inhalte  des 
Lehnsvertrages  oder  Lehnsbriefes,  oder  aus  der  Natur  der  darin  vorbe- 
dungenen Pflichten  sich  ergiebt,  das  letztere  von  allen  physischen  Per- 
sonen, welche  die  moralische  Person  ausmachen,  geleistet  werden  sollen. 

§.51.  Eine  gleiche  Ausnahme  findet  Statt,  wenn  erhellet,  dass  das 
Lehn  von  allen  Dienstleistungen  frei  ist,  und  die  Lehnserneuerung,  dem 
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Herkommen  gemäss,  nur  bei  Veränderungen  des  Lehnsherrn  hat  gesu- 
chet werden  dürfen. 

§.52.  Die  Fähigkeit  eines  Lehnsträgers  muss  nach  eben  den  Grund- 
sätzen, wie  die  Fähigkeit  eines  Vasallen  selbst,  beurtheilt  werden. 

§:  53.  Ftir  andere  Vasallen,  die  nur  auf  eine  Zeitlang,  oder  nur  bei 
einer  gewissen  Begebenheit,  ihre  Lehnspflichten  selbst  zu  leisten  unfä- 
hig sind,  muss  ein  Bevollmächtigter  zugelassen  werden. 

§.  54.  Die  Fähigkeit  eines  solchen  Bevollmächtigten  ist,  wo  nicht  be- 
sondere Verträge,  Gesetze  oder  Gewohnheiten  des  Lehnshofs  ein  An- 
deres bestimmen,  nur  nach  den  allgemeinen  Kegeln  von  Vollmachtsauf- 
trägen  zu  beurtheilen. 

§.  55.  Der  Lehnsherr  ist  in  der  Regel  nicht  schuldig,  einen  Vasallen, 
der  durch  fortdauernde  Unfähigkeit  an  eigener  Leistung  der  Lehns- 
pflichten ganz  verhindert  wird,  zum  Besitze  des  Lehns  zu  lassen,  und 
einen  Lehnsträger  für  ihn  anzunehmen. 

§.  56.  Agnaten  und  Mitbelehnte  hingegen  können  einen  solchen  Va- 
sallen, wenn  ihn  der  Lehnsherr,  seiner  Unfähigkeit  ungeachtet,  anneh- 
men will,  nicht  ausschliessen. 

§.  57.  Entsteht  die  Unfähigkeit  des  Vasallen  erst  nach  schon  erlang- 
tem Besitze  des  Lehns :  so  kann  der  Lehnsherr  sich  in  der  Regel  nicht 
entbrechen,  einen  tauglichen  Lehnsträger  für  ihn  anzunehmen. 
,.  §•  58.  Besitzen  mehrere  Vasallen  zugleich  Ein  Lehn,  so  muss  einer 
von  ihnen  zur  Leistung  der  Dienste  und  Pflichten  im  Namen  aller  zu- 
gelassen werden. 

§.  59.  Einen  fremden  Lehnsträger  hingegen  ist  d#  Herr  in  solchem 
Falle  anzunehmen  nicht  verbunden. 

§.  60.  Wo  der  Lehnsherr  einen  Lehnsträger  zuzulassen  schuldig  ist; 
da  hängt  die  Auswahl  der  Person  desselben  von  dem  Vasallen  ab. 

§.  61.  Den  gewählten  Lehnsträger  kann  der  Lehnsherr  nur  so  weit 
verwerfen,  als  er  gegen  die  Tüchtigkeit  desselben  zur  Erfüllung  der 
Lehnspflichten  erhebliche  Ausstelhingen  machen  kann. 

§.  62.  Hängt  es  aber  von  dem  Willen  des  Lehnsherrn  ab,  einen  Lehns- 
träger anzunehmen:  so  ist  er  eine  ihm  dazu  gefällige  Person  zu  wählen 
berechtiget. 

VI.  Eintheiliing  und  Arten  der  Lehne. 

§.  63.  Eigentliche  Lehne  heissen  diejenigen,  bei  welchen  alle  im  ge- 
meinen Lehnrechte  bestimmte  Eigenschaften  eines  Lehns  anzutreffen  sind. 

J64.  Bei  allen  schon  bestehenden  Lehnen  wird  vermuthet,  dass  die- 
en  gegen  die  von  dem  Vasallen  übernommene  Pflicht,  dem  Lehns- 
herrn Kriegsdienste  zu  leisten,  ursprünglich  verliehen  worden. 

§.65.  Alle  Lehne  sind  also,  im  zweifelhaften  Falle,  für  Mannlehnc 
zu  achten. 

§.  66.  Adliche  Lehne  heissen  diejenigen ,  von  welchen  der  Vasall, 
nach  dem  ursprünglichen  Vertrage,  Ritterdienste  zu  leisten  verpflich- 
tet ist.  < 

§.67.  Personen  unadelichen  Standes  können  also  zu  solchen  dem 
Adel  bestimmten  Lehnen  in  der  Regel  nicht  zugelassen  werden. 

§.  68.  Besondere  Eigenschaften,  oder  von  der  Regel  des  gemeinen 
Lehnrechts  abweichende  Beschaffenheiten  eines  Lehns,  müssen  auf 
rechtliche  Art  bestimmt  sein,  und  erwiesen  werden. 

§.  69.  Wenn  jedoch  die  meisten  von  einem  gewissen  Lehnhofe  ab- 
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hängenden  Lehne,  in  einem  oder  anderem  Stücke,  von  der  gewöhnlichen 
Beschaffenheit  eines  Lehne  abweichen:  so  gilt  die  Veimuthmig ,  dass 
eine  gleiche  Abweichung  auch  bei  den  Übrigen  Lehnen  desselben  Lehn- 
hofs Statt  finde. 

§.  70.  Die  verschiedenen  Arten  der  Sachen,  welche  zu  Lehn  gegeben 
werden ,  bestimmen  die  verschiedenen  Arten  und  Benennungen  der 
Lehne. 

§.71.  Was  unter  der  Belehnung  mit  Regalien,  und  insonderheit  mit 
der  Gerichtsbarkeit,  begriffen  sei,  ist  im  Personenrechte  bestimmt. 
(Th.  2.  Tit.  17.  Abschn.  1.) 

§.  72.  Unter  Kirchlehn  wird  das  Patronatrecbt  der  Kirche  verstanden. 

§.  73.  Das  Geldlehn  setzt  ein  Capital  voraus,  welches  sicher  gestellt, 
und  wovon  dem  Vasallen  das  Nutzungsrecht  zu  Lehn  gegeben  worden. 

§.  74.  Es  sind  daher  Gelder,  die  aus  einem  Lehne  gelöset,  oder  zu 
dessen  Erwerbung  bestimmt  worden,  für  wirkliche  Lehne  noch  nicht 
zu  achten. 

§.  75.  Wenn  einem  Gläubiger  das  Pfandrecht  auf  eine  zur  Sicherheit 
seiner  Forderung  übergebene  Sache  zu  Lehn  verliehen  worden:  so  heisst 
es  ein  Pfandlehn. 

§.  76.  Der  Vertrag,  auf  dessen  Grund  ein  solches  Pfandlehn  bestellt 
worden,  ist  nur  so  weit  gültig,  als  er  den  zur  Verhütung  des  Wuchers 
beim  Pfandverkehre  gegebenen  Gesetzen  nicht  entgegen  läuft. 

§.  77.  Aus  der  Verwirkung  oder  sonstigen  Aufhebung  des  Pfandlehns 
folgt  noch  nicht  der  Verlust  des  Pfandrechts,  und  noch  weniger  der 
dadurch  versicherten  Forderung. 

§.  78*  Wenn  aber  die  Forderung  getilgt  wird,  so  hört  nicht  nur  das 
Pfandrecht,  sondern  auch  das  Pfandlehn  auf. 

VII.    Ursprüngliche  Bestellung  der  Lehne. 

§.  79.  Die  Lehnseigenschaft  einer  Sache  wird  nicht  vermuthet,  son- 
dern muss  durch  Nachweisung  eines  sie  begründenden  rechtsgültigen 
Titels  dargethan  werden. 

§.80.  Dieser  Titel  beruht  entweder  auf  .Lehnsverträgen,  oder  auf 
letztwilligen  Verordnungen,  oder  auf  der  Verjährung. 

§.  81.  Soll  ein  neues  Lehn  durch  Vertrag  bestellt  werden,  so  müssen 
darin  die  wechselseitigen  Bedingungen,  unter  welchen  das  Lehn  verlie- 
hen und  besessen  werden  soll,  bestimmt  sein. 

§.  82*  Diese  Bedingungen  müssen  den  allgemeinen  Vorschriften  der 
Gesetze  nicht  zuwider  laufen,  und  mit  den  Pflichten,  die  der  neue  Va- 
sall seinem  Landesherrn  schuldig  ist,  bestehen  können. 

§.  83.  Der  Vertrag  muss  allemal  ohne  Unterschied  des  Gegenstandes, 
bei  Strafe  der  Nichtigkeit,  schriftlich  errichtet  werden. 

§.84.  Sollen  unbewegliche  Güter  unter  Privatpersonen  als  neue 
Lehne  verliehen  werden :  so  ist  die  gerichtliche  Abschliessung  des  Ver- 
trages, und  die  Vermerkung  der  Lehnseigenschaft  im  Hypothekenbuche 
nothwendig. 

§.  85.  Ist  dieser  Vermerk  .unterblieben,  so  kann  aus  der  Lehnseigen- 
schaft der  Sache  einem  Dritten,  welcher  dem  Glauben  des  Hypotheken- 
buches gefolgt  ist,  kein  Nachtheil  erwachsen. 

§.  86.  Hiesige  Unterthanen  sollen  ihre  inländischen  Güter  und  Ge- 
rechtigkeiten, ohne  besondere  Einwilligung  des  Landesherrn,  Auslän- 
dern weder  verleihen,  noch  zu  Lehn  auftragen. 


Digitized  by  Google 


§.95.  »V         »pmfieWf»  1  301 

§.  87.  Ueberhaupt  ist  zur  Bestellung  neuer  adelicher  Lehne,  so  wie 
bei :  Fideicommissen,  die  ausdrückliche  Einwilligung  des  Landesherrn, 
bei  Strafe  der  Nichtigkeit,  von  nun  an  erforderlich. 

§.  88.  Der  Lehnsvertrag  wird  durch  die  Belehnung  oder  Investitur 
vollzogen. 

§.  89.  Diese  geschieht  durch  die  Uebergabe  der  zu  Lehn  versehenen 
Sache  von  der  einen,  und  das  Angelöbniss  der  Lehnstreue  von  der  an- 
dern Seite. 

§.  90.  Besondere  Leistungen  oder  Feierlichkeiten,  so  wie  die  Aus- 
stellung eines  Lehnsreverses,  können  von  dem  Vasallen  nur  so  weit 
gefordert  werden,  als  es  der  Lehnsvertrag,  oder  ein  wohlhergebrachter 
Gebrauch  des  Lehnhofes  mit  sich  bringen. 

§.  91.  Der  Lehnsrevers  dient  nur  zur  Versicherung  des  Lehnsherrn, 
dass  der  Vasall  die  Sache  als  Lehn  besitzen,  und  der  übernommenen 
Lehnspflicht  nachleben  wolle. 

§.  92.  Sobald  die  Belehnung  vollzogen  ist,  tritt  der  Vasali  in  alle 
Rechte  und  Nutzungen,  welche  mit  dem  Lehne  verbunden  sind. 

§.  93.  Die  zu  Lehn  gegebene  Sache  erhält  zugleich  alle  Eigenschaft 
ten  eines  Lehns,  ob  schon  der  körperliche  Besitz  dem  Vasallen  noch 
cht  eingeräumt  worden. 

§.  94.  Ueberhaupt  hat  die  Belehnung  alle  Wirkungen  einer  gericht- 
Uebergabe. 

§.  95.  Nach  vollzogener  Belehnung  ist  der  Vasall  die  Ausfertigung 
des  Lehnbriefes,  und  bis  diese  erfolgt,  einen  Lehnsschein  zu  fordern 
wohl  befugt. 

1)  Itcscript  \>.n.mm  1813,  betr.  bie  SMfertiauna  ber  «ebnttriefe  in  ber  SOiarf 
«Brandenburg. 

Dem  ßbnigl.  ßammergeriebte  wirb  auf  brtt/  tpegen  ber  oon  bemfelben  aft 
ßebnöeurte  Der  2ftarf  83ranbenburg,  $u  beforgenben  Jlufiferttgung  bet  2ebnb riefe, 
unter  bem  9.  b.  271.  erffatteten  Söericbt/  unb  bie  barin  enthaltene  Anfrage,  als 
(Supplement  ber  3-njiruction  Pom  7.  2Rai  1811  bierburefe  eröffnet: 

baf?  ßebnbriefe  fomoM  überbaupt,  al*  inöbefonbere  Diejenigen  ßefcnbriefe, 
roeldie  bte  je&t  ftc-niqi.  ßebne  ber  e&emaltgen  33aHei  Brandenburg  betf  Bt 
3?obanniter  *  Örben*  betreffen/  jur  unmittelbaren  Solljtebung  ©r  ß&ntgl. 
gjtajefldt  unb  jur  Gontraftgnatur  beö  ^uflt|« üKini#er0  anzufertigen  (fnb.  ' 

©aö  &6nigl.  SamnurgericM  bat  fcaber  in  allen  oorfommenben  Sailen,  bie  Snt« 
würfe  unb  gtefnfdjriften  ber  ßebnbriefe  jur  Prüfung/  ©enebmtgung  unb  kontra* 
fianatur  beö  3ufJij<2Mnifier*  einjufenben,  ber  fdld^e  @r.  SMajeflät  bem  äonige 
überreichen  wirb. 

Die  Äanjleigebubren  in  ber  <3adje  bleiben  bei  bem  £6nigl.  ftammergertente. 
9tur  bei  etwa  porlommenben  £bronlebnen  bepdlt  ber  3ufiij«2Mnifter/  alä  Gbef 
UB  ßebnö- Departement*,  bemfelben  bie©ebabren,  unb  überbaupt  bie  ndbere  Sin* 
orönung  ftd)  por.  ».  Ä.  3r.  33.  2.  <3.  10. 

2)  Rescript  t>.  22.  ot»rit  1815,  ten-.  bie  ?n;:  ferrtgung  ber  Cefjnttrfefe  über  Witter» 
»nb  (SdwUenleijne  in  ben  ehemaligen  ©t  3oOanniter*örben$gütern. 

Dem  Äbnigl.  D.  ß.  ©er.  von  ber  «Heumar*  wirb  auf  ben  unter  bem 
11.  b.  SW.  erffatteten  Sericbt  biermit  nun  S3efcbetbe  ertbeilt,  ba§  nur  in  Hbftcbt 
berjenigen  jur  ebemaligen  <3t.  3obanntter-£>rben0*Sflgaei  SBranbenbura  geb&ri- 
aen  ßebne,  meiere  in  wirf  lieben  ßnnb*  ober  Rittergütern  begeben,  bte  aueige* 
ferttgten  ßebnbriefe  juv  unmittelbaren  «öofljtebung  ©einer  Äfinigl.  SKajeffät  ein* 
iureieben/  bie  wegen  ber  ßebnfebuljengöter  unb  fon lügen  ßebnsfqrunbftücfc  ju  er* 
tbeilenben  ßebnbriefe  aber  nad)  wie  por  unter  ber  Unterfdjrift  beö  GoHegii  autf* 
iuferrigen  (tnb.  P.  Ä.  3.  Sö.  5.  @.  4. 

3)  Rescript  p.  2.6eptbr.  1832,  betr.  bie  Ausfertigung  ber  CeWftfeine  bei  «mtfc 


\ 


Digitized  by  Google 


302  GzftetXWU  md)t^ntev  WttL  §;96- 

Dem  Sittel  O.  8.  ©et.  wirb  auf  feinen  Söericftt  vom  16.  V.  2R.  «fcffnet, 
bn§  bet  3ufH|*27liniflet  bem  ©entfment  ber  SRcgicrung  ju  2Kerfeburg  beitritt/ 
nadj  tveldjem  bie  Ausfertigung  bet  ße&nfdjetne  bei  »mt* * SBauerlebnen  (ebiglicft 
bet  Regierung  fu  uberlaffen  ift.  V.  &  3.  2).  20.  ®,  29. 

§.  96.  Der  Vasall  ist  aber  auch  in  der  Regel  schuldig,  den  Lehnbrief 
selbst  abzulösen,  und  hat  nicht  das  Recht,  mit  dein  blossen  Lehnsscheine 
s  sich  zu  begnügen. 

§.  97.  In  so  fern  der  Lehnbrief  sich  nicht  auf  einen  schriftlichen  Lehns- 
vertrag oder  besonderes  Yerzeichniss  bezieht,  muss  in  demselben  alles, 
was  zum  Lehne  gehört,  und  was  dagegen  geleistet  werden  soll,  hinläng- 
lich bestimmt  werden. 

§.  98.  Auch  müssen  darin  die  erforderlichen  Bestimmungen  wegen 
der  Agnaten  oder  Mitbelehnten  enthalten  sein. 

§.  99.  Es  wird  nicht  vermuthet,  dass  der  Lehnsvertrag  durch  den 
Lehnbrief  hat  abgeändert  werden  sollen. 

§.  100.  Lehnbriefe  machen  einen  vollen  Beweis  zwischen  dem  Lehns- 
herrn und  Vasallen,  nicht  aber  gegen  einen  Dritten,  welcher  sein  Recht 
weder  von  dem  eineii,  noch  von  dem  andern  herleitet. 

§.  101.  Auch  wirkt  der  erste  Lehnbrief  einen  dergleichen  Beweis  für 
und  wider  die  Agnaten  und  Mitbelehnten. 

VIII.  Erneuerung  der  Lehne.  -• 

§.  102.  Auf  eben  die  Art,  wie  das  Lehn  zuerst  verliehen  worden,  muss, 
so  oft  die  Person  des  Lehnsherrn  oder  des  Vasallen  verändert  wird,  die 
Erneuerung  der  Lehne  von  dem  Vasallen  nachgesucht  werden. 

Rescript  u.  30.  3utl  1819,  betr.  bic  Erneuerung  ber  nfefit  auobiftfrtcn,  auf  toier  9ta< 
ßen  fteftenben  Cefine  bei  normaKgen  Sönfarefcbl  SBefWjaten. 

Der  3ufHj«antnifter  tonn  ber,  t>on  bem  äfcnigl,  Sber'ßanbetfgericfct  in  beffen 
«Berichte  vom  23.  c.  geäußerten  »nftd)t: 

ba§  bei  ben  auf  vier  ober  weniger  Äugen  ftebenbenße&ngutent/  welche  burtf 
bie  ©efefce  beö  vormaligen  Ä&niareid)*  SSeftr&alen  von  ber  Stflobiftcattott 
autfgefcbloffen  roorben  /  feine  27?utfjuna  unb  SMeibung  &mt  ftnbe/  vielmebr 
babei  nur  nod)  von  bem  ßeimfaflo'recfcte  bie  Siebe  fein  f&nne, 

nicht  beitreten.  Da  biefe  fiebne  nod)  jefct  in  ibrer  ganzen  urfvranglic&en  eigen« 
febaft  erjftiren,  fo  folgt  bavauB/  ba§  aueft  bie  betleben&en  gefefclictun  33orfd)rif* 
ten  in  2*e$ug  auf  bie  Üftut&ung  unb  SöeU&nung/  auf  fte  vbOige  Bmvenbung  ffn* 
ben  muffen,  v.  &  3.  $8.  14.  ©.  5. 

§.  103.  Wenn  die  Veränderung  bloss  darin  bestehet,  dass  bei  meh- 
reren bisher  in  Gemeinschaft  gestandenen  Lehnsherren  das  Obereigen- 
thum  einem  unter  ihnen  allein,  gegen  Abfindung  der  andern,  überlassen 
worden:  so  bedarf  es  in  der  Regel  keiner  Erneuerung  der  Lehne. 

§.  104.  Wenn  mehrere  bisher  in  Gemeinschaft  gestandene  Vasallen 
das  Lehn  innerhalb  der  §.  121.  bestimmten  Frist  theilen:  so  ist  es  nicht 
nothwendig,  dass  sie  gemeinschaftlich  die  Lehen  erneuern;  sondern  es 
ist  hinreichend,  wenn  dieses  nur  von  demjenigen  geschieht,  welcher  das 
Ganze  übernommen  hat. 

§.  105.  Wenn  aber  die  mehreren  Vasallen  die  Gemeinschaft  über 
obgesagte  Frist  hinaus  fortsetzen:  so  müssen  sie  die  Lehnserneuerung 
gemeinschaftlich  nachsuchen;  und  ein  Gleiches  muss,  nach  erfolgter 
Theilung,  von  demjenigen,  welcher  das  Ganze  übernommen  hat,  ge- 
schehen. 

§.  106.  Die  Lehnserneuerung  ist  in  der  Regel  nothwendig,  wenn 
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auch  nur  die  Person  des  Repräsentanten  des  Lehnsherrn  öder  Vasal- 
len geändert  wird.        » (  .? 

§.  107.  In  so  fern  jedoch  moralische  Personen  die  Erneuerung  ihrer 
in  Besitz  habenden  Lehne  nach  dem  Ablaufe  bestimmter  Jahre  zu  su- 
chen schuldig  sind,  bedarf  es  deren*  nicht  bei  einer  blossen  Verände- 
rung in  der  Person  des  Lehnstrag£j> 

§.  108.  Vielmehr  ist  es  in  eineu|  solchen  Falle  genug,  wenn  der  neue 
Lehnsträger  dem  Lehnsherrn  bloss  angezeigt,  und  bei  demselben  legi- 
tünirt  wird. 

§.  109.  Dass  bei  Veränderungen  in  der  Person  des  Lehnsherrn  oder 
Vasallen  auch  die  Agnaten  pÜer  Mitbelehnten  die  Lehne  erneuern,  ist 
in  der  Regel  nicht  nothwendig.  t 

§.  110.  Bei  unadelichen  Lehnen  ist  eine  Erneuerung  bei  Verände- 
rungen in  der  Person  des  Lehnsherrn  in  der  Regel  nicht,  sondern  nur 
da  nothwendig,  wo  besondere  Gesetze,  oder  hergebrachte  Gewohnhei- 
ten des  Lehnhofes  solches  erfordern. 

Bescrlpt  t».  24.  «uguft  1813,  utx.  t>ic  QSeröältnffre  ber  ehemaligen  3©Gannttet*ö» 
fcenS;?er>ne  $um  £Mat. 

Dem  £&nigl.  O.g.  ©er.  oon  ber  Sfreumarf  wirb  auf  t>h,  mittelff  SSerldjt* 
oom  6.  b.  «m.  getbane  anfrage: 

ob  ber,  bon  bem  SBefi&er  beö  aOobiftcirten  ßepttflutetf  9t  naeft  3?nbaft  ber 
.  .  Slflotiftcationg.  Urfunfcei  üom  20.  Deebr.  1803/  au£et  bem  Sr.  2flajefidt  bem 
Könige  als  ganbetfberrn ,  unb  als  Patron  unb  Sprotector  beä  Drbentf,  fet) ui- 
btgen  jbonmqtnl'«  (Sib«,  brm  jperremneifhr  unb  bem  Otben  ut  Icifentc/  (Sib 
ber  Xreue  unb  beö  ©eborfam*,  au*  iefrt/  ba  beö  ßbnigö  üftaietfät  ©elbft 
ßebne&err  ber  Drben0lebne  geworben  (uib,  ©r.  aHajeftdt  nad)  bereite  abge- 
legtem ftomaglal «  gibe  nod)  befonberß  getriftet  Werben  foQe,  ober  tmtt? 

tirrmit  jum  S3efd)eib  ert&eüt/  ba§  bard)  bU/  tfermbge  be*  (Sbktff  00m  30.  Dct 
1810  gegebene,  (Einhebung  fdmmtlidjer  geblieben  ©üter  in  ber  S&ionardjie/ 
bie  «aflei -^ranbenburg  bea  ©t.3obanniter=Drbentf  unb  haß  fterrenmeißertbum 
beflfelben/  gdnjUob  aufgriffet  toorben,  unb  ©e.  ÜÄajeffdt  ber  &6nig  gebnbere 
Derjenigen  geben  ber  aufgelösten  taflet  unb  be*  aufgetreten  ßerrenmeiftertbumU, 
»eldje  annod)  rH5  geben  belieben,  ifl.  3?n  ben  aUobtftcirten  geben  ber  aufgelfcfe* 
ten  fallet  unb  bed  aufgelfcfeten  ßerrenmeiftertbum*,  beflebt  gar  fein  gebenöocrbanb 
mebr.  8u<b  fle&t  ber  ©rofmettfer  beö  neu  errichteten  £6nigl.  $reu§.  et. 
3obanniter*£)rben0/  nidit  in  irgenb  einem  S3crl>dltniffe  ju  jenen/  fei  tt  annod) 
als  geben  ©r.  ftoniql.  SJlajefldt  beftebenben,  feadis,  (et  e*  afloblftcirten  geben. 
©olaVmnad)  giebt  ber  £obe*fafl  be*  £od)feÜgen  «prinjen  gerbinanb  oon  «Preufjen, 
£&mgt.  b^tit,  feinen  «nlaß,  bie  geiffung  eine*  gibeö  oon  beut  ©efaer  oon  9t 
j)u  forbern,  unb  ein  (gib  beffelben  an  betf  tyrinjen  ^einrieb  oon  «ßreugen,  Äontgt. 
jpobeit,  ift  unflattbaft  Sine  ffiieberbolung  ber  geiflung  be*  Untertbdnigfettä. 
Gibeö  Des  gebauten  33eft&er0  an  2e.  SWaiefidt  ben  üMiia,  ftnbet  ebenfalls  nid)t 
ftatt.  2Benn  aber  toiber  erwarten/  ber  söeft^er  oon  9t  ben  Untertbdnigfeit** 
®ib  an  ©e.  2ttajeffdt  ben  Äfcnig  noeb  nid)t  geleiflet  fjat,  fo  mu§  et  benfelben 
annod)  leiften.  ».  Ä.  3f.  S3.  2.  ©.  10. 

§.111.  Die  Uebcrnahme  eines  Lehns  und  Abnahme  des  Lehnseides 
kann,  wenn  nicht  ausdrückliche  Gesetze  des  Lehnhofes  entgegen  ste- 
hen, auch  durch  einen  dazu  bestellten  Specialbevollmächtigten  erfolgen. 

1)  Bescrlpt  d.  I9.<mml  ncH  CO.  ».  i.  gjläri  1817,  wegen  «Meinung  be5  8efjnö# 
eibe<  fm  J&eriost&um  ©aeöfen  unb  in  ben  Sauden. 

?fa*bem  in  bem  #er$ogtfcum  ®a*fen,  ber  ^teberlauf!^  unb  bem  $reu$. 
Slnt^ett  ber  öberlauju),  bie  aHgemetne  ^ulbtgung  ©tatt  gefunben  ^at,  fo  toitt  3* 
btefen  geletfleten  ^ulbtgungöetb  jugleid)  anfe^en  .alt  geleiteten  ^epndetb  oder  ber* 
{eiligen  ®ut*befu)er,  SBafaQen  unb  Wcfaimntbanbcr,  roelctoe  eigentlich  ben  fiebnöetb, 
in  §injtc^t  auf  ben  in  manu  dominante  burd)  bie  Abtretung  jener  £anbe  erfolgten 
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Sali  ber  ©eronbemna,  beö  gebnSberm,  annocb  »tmt  $ulbtgttng6eibe  aBgefonbert,  gu 
leiten  oerbunben  geniefen  wären.  £>ierburcb  »ifl  3*  berri  tfanbe,  fowoM  in  SHücf. 
ficfct  ber  oon  bemfelben  früber&m  erlittenen  Ptelfacfeen  £rieg«brangfale,  als  2fteiner 
bemfelben  ge»ibmeten  £anbe*Däterlicben  ©ejtnnungen ,  einen  SBeroet*  deiner  £ö« 
mgltcben  ®nabe  geben,  wobei  e*  fieb  perftebt,  bop  ber  £e&n$eib  pon  aßen  benjenigen 
£aupt'$8afau*en,  üffitbelebnten  unb  (Sefdfnmftänbern  geleiftet  »erben  mufc  meiere 
ben  $ulbigung*eib  nidit  geleifiet  &aben,  unb  baß  in  ben  Jaden  ber  in  manu  servi- 
ente  einrretenben  SBeranberungen  eö  bei  bem  btöber  gefeilteren  Söcrfa^ren  lebtglid) 
fein  93e»enben  bat.  $>ternacb  Gaben  <3te  ba*  SBeitere  ju  verfügen. 
Berlin,  ben  1.  3Rärj  1817.  t>.  £.  3.  SB.  9.  ©.  189. 

Dem  ßbnigl.  O.  ß.  (3er.  wirb  $ur  Sttacbricfit  unb  flebtung  tie  von  er.  ütta« 
jetfdt  bem  Äbnige  unterm  31.  2ttdr$  c  2iaerbbd)fl  Ponogene  Q.  O.  ober  bfe 
(grlaffung  bcö  ßepnöctbe«  wegen  ber  in  ©aebfen  eingetretenen  Söerdnberungen 
in  manu  dominante  bierneben  in  Stbfd^rift  ingefertigt. 
«Berlin,  ben  19.  flpril  1817.  &  3f.  23.  9-  <2>.  190. 

2)  Rescrlpt  t>.  5.  Ottbv.  unb  22.9Job6r.  1824,  *etr.  ba<  *erfön»<öe  ScfAdneii  »ei 

Um  ben  ©efcbdfttfgang  abiu!ur|en,  »ifl  ber  Suflijjgttiniffer  bem  Ä&niglfcben 
Äammergericbte  bie  Prüfung  unb  S3e»iatguna  berSIntrdge  auf  DUpenfation  ooro 
perf&nlicben  Srfcbeinen  jur  2lbleiflung  bes  ßepneibeö  bei  ßebngätern  in  bem  *um 
Departement  beö  (Soflegii  aeb&riaen  ©debftfeben  ßanbeaantbeile  biermit  überladen. 

(£$  mu§  ieboeb  bie  Dafür  ju  ne&menbe  £anjlct.(i3ebübr,  »elcbe  in  iebem  ein* 
leinen  Salle  2  Xblr.  15  @gr.  Mourant  betrdgt,  an  bie  Söureau«  Gaffe  beß  3uffi|- 
SWiniflerii  berichtigt  »erben, 
»erlitt,  ben  5.  Oetbr.  1824.  ».     3f.  SB.  25.  e.  83. 

Da  ba*  ff&nigl.  £).  ß.  ©er.  itt  feinem  »eriebte  Pom  12.  Dctbr.  c.  anjeigt, 
ba§  in  frabern  Seiten  bie  ©ebübren  für  bie  Ditfpenfationen  üom  perfbnli- 
eben  (Srfcbeinen  ber  58afaflen  »ur  Slbleiftung  beö  ßebnöeibe?,  jwifeben  4  unb  7  5Rt&lr. 
betragen  baben,  unb  in  ßebnöangelcgenbetten  bie  ©ebübren  bauptfdcblicb  nacb 
ber  Obferoanj  beff  ßebn^bofe«  ju  berechnen  ftnb;  fo  genebmigt  ber  3ujiii«2ni- 
nifter,  ba§  nacb  bem  «öorfcblnge  beö  £oflegium0  för  bie  Dißpenfation,  —  roelcbe 
iebeömal  in  S3e)iebung  auf  bie  allgemeine  ftutorifation  Pom  5.  Dctober  c.  befott« 
ber0/  unb  abgefonbert  pon  ber  (Station  e|pebirt  »erben  mu§<  —  »enn  ber^Bertb 
betf  ©runbjluc«  ober  ber  ©ereebtigfeit  unter  2000  SRtblr.  ifl,  2  «Rtblr.  15  @gr./ 
unter  io,ooo  SRtblr.  —  5  SÄtblr.,  wenn  er  1 0,000  SRtblr.  ober  baraJber  iö,  6  2fctblr. 
liquibirt  werben  !bnnen.  gür  eine  folebe  Difipenfation  muffen  aber  jebegmal  obne 
Unterfcbieb  betf  gafletf,  2  sRt&ir.  15  @gr.  an  bie  83oreau*GajTe  bc0  ^ufiis.gKi* 
nitleriumö  beriebtigt  werben. 

Da§  bad  ^bnigi.  O.  £.  ©er.  ermdebtigt  ifi,  bie  Ditfpenfationen  bewanbtett 
Umftdnöen  nacb  |u  ertbeilen,  unb  tt  tc^alb  ferner  feiner  ©efuebe  an  baß  ^u« 
#ij-2ttinifterium  bebürfe/  ifl  bureb  bie  Stmtßbldtter  befannt  tu  macbeit. 
»erlitt,  ben  22.  $Koo.  1824.  9.  ff.  3.  ».  25.  6.  83. 

§.  112.  Personen,  welche  wegen  minderjährigen  Alters  unter  Vor- 
mündern stehen,  empfangen  durch  diese  die  Belehnung. 

Rescrlpt  ».lS.gftiq  isit,  betr.  bie  SeönlmÜRbtsreit  ber  {Midien  %a{Mtu. 

Dem  Äbnigl.  D.  ß.  ©er.  }u  9laumbura  wirb  auf  ben  »eriebt  Pom  7-  b.  2R./ 
wegen  ber  PoOen  ßebnömünbigfeit  ber  fdcbjtfcben  Söafaflen  erbffnet,  baf  bic 
SInftcbt  be0  Goflegii,  nacb  welcber 

bie  3<it  ber  PoDett  ßebnamünbigWt  er#  mit  bem  erfoßten  24tfeit  Sabre 
eintritt, 

gan$  riebtig  tft,  unb  ba§  nacb  berfelben  unbebenfUcb  in  porfommenben  gdOeti 
»erfabrett  werben  mu§.  p.  ff.  3.  25.  9.  @.  3. 

§.  113.  Bergleichen  Vormünder  müssen  aber  selbst  lehnsfähig  sein, 
wenn  sie  zu  diesem  Geschäfte  gebraucht  werden,  oder  einen  Andern 
dazu  bevollmächtigen  sollen. 

§.  114.  Vasallen,  welche  das  zur  Ableistung  des  Lehnseides  nach 
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den  Gesetzen  oder  Gewohnheiten  des  Lchnhofes  erforderliche  Alter 
erreicht  haben,  können,  wenn  sie  auch  noch  unter  Täterlicher  Gewalt 
oder  Vormundschaft  stehen,  die  Belehnung  selbst  tibernehmen. 

§.  115.  Wo,  nach  der  Observanz  des  Lehnhofes,  die  Belehnung  des 
Vasallen  selbst  bis  zur  Erreichung  des  gehörigen  Alters  ausgesetzt  blei- 
ben kann,  da  muss  dennoch  von  seiner  Vormundschaft  die  Lehen  ge- 
muthet,  und  zur  wirklichen  Ableistung  des  Lehneides  Indult  gesuchet 
werden. 

§.116.  Die  Lehnsmuthung  besteht  in  einem  wirklichen  vorläufigen 
Anerkenntnisse  der  Lehnsverbindlichkeit,  und  in  einem  Versprechen 
der  zu  seiner  Zeit  nachzusuchenden  förmlichen  Belehnung." 

§.  117.  Wenn  eine  Familie  einen  gemeinschaftlichen  Lehnsträger  zu 
haben  berechtiget  ist:  so  sind  die  einzelnen  Mitglieder  von  Lehnsmu- 
thungen  und  Nachsuchung  der  Belehnung  für  ihre  Person  frei. 

§.  H8.  Sie  müssen  aber  ihr  Recht  an  dem  Lehne,  bei  jedesmaliger 
Veränderung,  entweder  selbst,  oder  durch  ihren  Lehnsträger»4em  Lehn- 
hofe anzeigen. 

§.  119<  Geschieht  dies  nicht:  so  haben  sie  zu  gewärtigen,  cjass  sie 
bei  vorfallenden  gemeinschaftlichen  Lehnsangelegenheiten  übergangen 
werden. 

§.  120.  Diese  Vorschriften  (§.  118.  119.)  gelten  auch  von  Agnaten 
und  Mitbelehnten,  welche  von  selbst  eigener  Erneuerung  der  Lehne 
frei  sind.  (§.  109.) 

§.  121.  In  der  Regel  muss  die  Erneuerung  des  Lehne  binnen  Einem 
Jalire  und  D  r eis sig  Tagen,  nachdem  der  Fall  sich  ereignet  hat»  nachge* ; 
suchet  werden.  .  - 

§.  122.  Diese  Frist  wird  von  dem  Tage  an  gerechnet,"  da  dem  Vasal- 
len der  Anfall  des  Lehns,  oder  die  Veränderung  des  Lehnsherrn,  •  be- 
kannt geworden  ist  ?  ■ 

§.  123.  Dass  der  Vasall  den  Abgang  des  innerhalb  Landes  verstor- 
benen Lehnsherrn  erfahren  habe,  wird  allemal  vermuthet. 

§.  124*  Kann  hingegen  der  Nachfolger  im  Lehne  einer  von  dem  Ab- 
gange des  vo/igen  Vasallen  früher  erlangten  Wissenschaft  nicht  über- 
führt werden:  so  läuft  die  Frist  vom  Tage  der  Besitznehmung  des  Lehns. 

§.  125.  Der  Tag,  an  welchem  die  Veränderung  sich  zugetragen  hat, 
kann  niemals  in  Anrechnung  kommen. 

§.  126.  Bei  denen,  welche  vermöge  eines  Vertrages  zum  Besitze  des 
Lehns  gelangen,  läuft  die  Frist  vom  Tage  der  Vollziehung  desselben; 
bei  denen,  deren  Folgerecht  sich  anf  eine  letztwillige  Verordnung  grün- 
det, vom  Tage  der  Pubhcation;  bei  denen,  die  ein  Lehn  durch  Meistge- 
bot erstehen,  vom  Tage  des  publicirten  Adjudicationsbescheides;  bei 
Begnadigungen  vom  Tage  der  Ausfertigung. 

§.  127.  Gelangt  Jemand  zu  einem  Lehne  aus  einem  Rechtsgrunde,  zu 
dessen  Vollgültigkeit  der  Consens  des  Landesherm  nöthig  ist:  so  läuft 
die  Frist  erst  von  dem  Dato  dieses  ertheilten  Consenses. 

§.  128.  Ist  vor  Ablauf  der  Frist  eine  abermalige  Veränderung  vorge- 
fallen: so  wird  die  Frist  von  Zeit  der  letzten  Veränderung  aufs  neue 

gerechnet  '  '  *  ' ' 

§.  129.  Innerhalb  der  zur  Belehnung  gesetzten  Frist  kann  eine  Ver- 

tttAimtopff        Unbttd)t  Ih  20 

Digitized  by 


306.  Cr0t*  Stoff,  mttäntet  Zitth  $.130- 

längerung  derselben  gesucht,  und  darf  ohne  besonders  erhebliche  Gründe 
nicht  verweigert  werden. 

§.  130.  Bei  der  ersten  Verlängerung  bedarf  es  in  der  Regel  keiner 
Bescheinigung  besonderer  Hinderungsursachen. 

§.  131.  Wird  aber  eine  fernere  Verlängerung  gesucht:  so  inuss  der 
Vasall  erhebliche  Gründe  dazu  anführen  und  bescheinigen. 

§.  132.  Unterlässter  dies:  so  verfällt  er,  auch  wenn  die  Verlängerung 
bewilliget  worden,  dennoch  in  die  durch  die  Gesetze  des  Lehnhofes 
verordneten  Strafen. 

ü  §.  133.  Weigert  der  Lehnsherr  die  Verlängerung  der  Frist:  so  steht 
dem  Vasallen  frei,  auf  rechtliches  Gehör  und  Erkenntniss  über  die  Rich- 
tigkeit und  Erheblichkeit  seiner  Gründe  sich  zu  berufen. 

§.  134.  Ist  die  Lehnsherrlichkeit  steitig:  so  ist  es  genug,  wenn  der  Va- 
sall sich  bei  dem  Lehnhofe,  oder,  in  Ermangelung  dessen,  bei  demjeni- 
gen der  streitenden  Theile  meldet,  welcher  sich  zu  der  Zeit  im  Be- 
sitze des  Rechtes  befindet. 

§.  135.  Weiss  der  Vasall  nicht,  oder  zweifelt  er:  welcher  den  Besitz 
für  sich  habe;  so  muss  die  Anmeldung  bei  derjenigen  Behörde  gesche- 
hen, welcher  die  Entscheidung  über  die  streitige  Lehnsherrlichkeit  zu- 
kommt. 

§.  136.  Wird  demjenigen,  welcher  auf  das  Lehn  Anspruch  macht, 
stört 'Recht' dazu  von  dem  Lehnsherrn  bestritten:  so  läuft  die  Frist  zur 
Nachweisung  der  Investitur  von  dem  Tage,  wo  das  den  Streit  entschei- 
dende Urtel  rechtskräftig  geworden  ist. 

,  §»137.'  Streiten  Mehrere  untereinander  über  das  Recht  zur  Lehns- 
folge: so  musS  jeder  der  Prätendenten  die  Lehen  innerhalb  der  gehöri- 
gen Frist  muthen;  und  es  muss  ihm  darüber,  mit  Vorbehalt  des  Rechts 
der  TJqbrjgeji,  ein  Muthschein  ertheilt  werden. 

•&  13&;  1%. gehörig  nachgesuchte  Belehnung  ist  der  Lehnsherr  un- 
weigerlich zu  ertheilen  verbunden. 

£.139*  Bei  Ausfertigung  des  neuen  Lehnbriefes,  ist  der  Lehnsherr, 
gegen  den  Inhalt  des  vorigen,  etwas  eigenmächtig  zu  ändern  nicht 
befugt,.  • 

§.140.  Auch  mit  Einwilligung  des  Vasallen  kann  an  dem  ursprüng- 
lichen Lehnsvertrage  und  Lehnbriefc,  zum  Nachtheile  der  Agnaten  oder 
Mitbelehnten,,  nichts  geändert  werden. 

§.  141.  Wcno  Lehnbriefe  verschiedenen  Inhalts  sich  finden:  so  gilt 
im  zweifelhaften  Falle  der  neuere,  auch  zum  Nachtheile  des  Vasallen, 
welcher  ihn  angenommen  hat,  und  seiner  Erben:  in  so  fern  nicht  erhel- 
let, dass  die  Amiahme,  unter  dem  gegen  den  Lehnsherrn  oder  bei  dem 

Lcpnshofe  ausdrücklich  (erklärten  Vorbehalte  seiner  Rechte,  gesche- 
hen sei.  V  ' . 

§.  142.  Hingegen  kann  der,  älteren  Lehnbriefen  zuwiderlaufende, 
Inhalt  neuerer  zum  Nachlhcile  der  Agnaten  oder  Mitbelehnten  nur  in 
so  fern  gelten,  als  nachgewiesen  werden  kann,  dass  die  Aenderung  mit 
ihrer  oder  ihrer  Erblasser  Genehmigung  vorgenommen  worden, 

(  IX.  Verhältnis  iwische.i  dem  Lehnsherrn  und  Vajallen.  ' 

§.  143-  Durch  die  Belehnung  übernimmt  der  Vasall  die  Pflicht  der 
Lchnstreue  gegen  den  Obereigcnthümer,  und  die  mit  dem  Besitze  des 
Lehns' verbundenen  Dienste,  oder  andern  Obliegenheiten. 

*  » 
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1)  Gesetz  *.2i.*pttt  1825,  über  bie  ben  ©riwbbefls  betreffenbe»  JBer&äuitf(Te  ic.  (n 
brn  ganbeMjeilen,  »elrte  eine  Seirfatta  tum  Äöntarefcb  SEBefli>b<i(en  gebort  Gaben  (ratzen  9(uf# 
ftebung  »er  le&nS&errllcben  «Redte  |.  50  unb  68  foigbe).    ©.  @.  ©.  74. 

2)  Oesetz  de  eodem  befreiten  3n&afW  für  ble  eanbeJt&eHe,  weifte  «uns  ©i-ogöfvjogi 
Iftum  5*era  gettfrt  haben  (|.  38  unfc  48  folabe).    ©.  ©.  6-  94. 

3)  Gesetz  de  eodem  beffelben  3nfjnft5  ftir  btc  ftmbefrbeile,  Weifte  ju  htm  franjolifft* 
tanfeatifften  Departement  gebort  Gaben  (§•  40  unb  50  tolabe).    ©.  ß.  ©.112. 

(wegen  i-3.  f.  tu  IL  7.  §.240  folgenbe.) 

1  )  Von  der  Lehnatreue. 

§.  144.  Die  besonderen  Arten  der  Hülfe-  und  Ehrendienste  werden 
durch  den  Lehnsvertrag,  oder  durch  die  Gesetze  und  Gewohnheiten 
des  Lehnhofes  bestimmt. 

§.  145.  Der  Vasali  ist  für  dergleichen  Dienste  in  der  Regel  weder 
Schadloshaltung,  noch  besondere  Belohnung  zu  fordern  berechtiget. 

§.  146.  Eine  vorsetzliche  Verletzung  oder  Verweigerung  der  Lehns- 
pflichten wird  Felonie  genannt. 

§.  147.  Der  Vasall,  welcher  seinem  Lehnsherrn  feindlich  begegnet; 
sich  mit  dessen  Feinden  in  Verbindungen  zu  seinem  Nachtheile  cinlösst, 
oder  ihnen  Vorschub  thut;  den  Lehnsherrn  selbst,  oder  dessen  Frau, 
oder  die  in  seinem  Hause  lebenden  Verwandten  in  auf-  und  absteigen- 
der, oder  auch  im  ersten  und  zweiten  Grade  der  Seitenlinie,  schrmpf- 
bch  behandelt;  oder  sich  seiner  Lehnspflicht  bezüglicher  Weise  ganz 
zu  entziehen  sucht,  begehet  eine  Felonie  der  ersten  Classe. 

§.  148.  Unter  Feindschaft  wird  hier  eine  jede  auf  Kränkung  der  Per- 
son, der  Ehre,  der  Freiheit,  oder  des  Vermögens  des  Lehnsherrn  gerich- 
tete Thallichkeit  verstanden. 

§.149.  Handlungen  des  Vasallen,  wodurch  derselbe- nur  die  durch 
Gesetze  vorgeschriebenen  bürgerlichen  und  Unter  (haneupflichten  be- 
folgt, können,  wenn  sie  auch  zum  Nachtheile  des  Lehnsherrn  ausschla- 
gen, für  Felonie  niemals  geachtet  werden. 

Reecript  r>.  l.Wiaf  1835  nebfi  C.  O.  t>.  26.BprU  beif.  Satjrt,  betr.  ben  eintritt 
bieffettiacr  «afaüen  in  frembe  SoiHftoirbienfte.  «<  •   •  •  •' 

T>tm  ÄSttt(|l.  iL  wirb  ein  ffu*nig  nutf  ber  Äflfrfc-  <£.  O.  toom  26.  ».  2)1./ 
burd)  n>rld)e  £r.  SRnjefldt  ber  Ä5iuq  *u  befitmmen  aeru&ft  fcnben : 

brt§  im  £erjoqtbume  Snd)frn  mit  ßföngötern  nnfdfttge,  jeb*d)  nid)t  im  Mef» 
feittoen  Untertban<nc$3crbanbf  flebenbe  SBafaÜen  ber  befonbern  SfQcrfe.  (Er* 
I<tubnt§  jum  eintritt  in  frembe  2nititair*£>icrifie  nid)t  bebfirfen, 
jttt  9tfl£brid)t  unb  SKatffldjtung  ^gefertigt.  Berlin,  ben  i.3MrVl8J5. 

91  nf  ihren  berieft t  Dom  14.  b.  öber  bte  ©erpflidtfunq  eine*  im  S>erjoflt&ume 
(£ad)  t'en  mit  gebncjü fern  anfäfftgen,  boeb  nicht  im  bteffeititfen  Untertanen* 23er« 
fcanbe  ftebenben  93a füllen,  SRetne  befonbere  (grlaufcnif  jum  Eintritt  in  frembe  Wu 
IttatrMenfte  nadiiufucfan ,  befümme  3<b,  baf,  ei  für  foldjc  ftaüe  deiner  @rlaubntf 
nicht  bebarf.  3*  fiberlaffe  3^nen,  bem  Sußtnnimfta,  bte  beteiligten  3uftubebör« 
ben  »on  deiner  23  eft  t  mm  im  q  in  ftenn  t  nt  p  ju  fe$eit.         $ r i e  t>  rt  rf>  9ß  i  l  f? e  Im. 

fcerltn,  ben  26.  ^fpril  1835:  ».  f.  3-  93.  45.  ©.  411. 

§.  150.  Wer  den  schuldigen  Lehnseid  verweigert;  die  ihm  obliegen- 
den Dienste  versagt;  oder  die  dein  Lehnsherrn  drohende  Gefahr  an  Le- 
ben, Leib,  Ehre  und  Vermögen,  so  weit  es  in  seiner  Macht  steht,  nicht 
abwendet;  oder  das  Lehn,  ohne  Vorwissen  des  Lehnsherrn,  mit  Ver- 
schweigung der  Lehnseigenschaft  veräussert:  der  wird  einer  Felonie 
der  zweiten  Classe  schuldig. 

§.  151*  Die  Verzögerung  des  Gesuches  um  die  Belehnung,  und  an- 
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•  t  .......    «>l*  »  » 

derer  sowohl  damit  als  mit  dem  Besitze  des  Lelms  verbundener  Qblie- 
gehheiten,  wird  als  eine  Felonie  der  "dritte^'.  Gtasb&  angesehen. 

§•152.  Dahin  werden  auch  die  Fehler  der,zweitcn  blasse, gerechnet, 
in  so  fern  der  Vasall,  .eines  bösen  Vorsatzes  dabei  niejit  überführt  wer- 
den kann.  .i-  *  .•  ■  ..  i 

§.  153*  Die  Felonie  der  ersten  Classe  wir,djn  dftr.  Regel  mit  dem  Ver- 
luste des  Lehns  bestraft.  (§.  614.  sqq.)  ■■■■>   

§.  154.  Eben  dieselbe  Strafe  folgf,  der  Regel  nach,  auch  auf  eine  Fe- 
lonie der  zweiten  Gasse,  wenn  der  Vasall  .das  nutzbare  Eigenthum  ur- 
sprünglich von  dem  Lehnsherrn  erhalten  haf.  ::  '  "; 

§.  155-  Hat  aber  der  Vasall  das  Obercigenthum  .der  Sache  ursprüngr 
lieh  dem  Lehnsherrn  aufgetragen:  so  wird  eine  Felonie  der  zweiten 
Classe,' wo  nicht  Lehnsvei träge,  oder  besondere  Gesetze,  ein  Anderes 
vorschreiben,  nur  mit  einer  Geldstrafe  gebüsst.  r  ,S , 

§.  1 56..  Eine  solche  Geldstrafe  darf,  im  Mangel  näherer  Bestimmun- 
gen, den  Dreijährigen  Ertrag  des  Lehns  nicht  übersteigen.  .  > 

§.1^7.'  Eine  Felonie  der- dritten  Classe  wird  allemal  nur;  mit  einer 
Gcldbusse,  oder  sonst,  nach  Gewohnheit  des  Lehuhofes,  mit  einer  min- 
der onpinadlichen^  ;     , .;»  - »i-rls  f  ,*. .  / 
,  §.158^  D«  höchste  Geldbnsse  soll,  bei  einer  Felonie  der 


Classe,  den»  Einjährigen  Betrag  der  Lehnseinkünfte  niemals  übersteigen. 

•  §.159.  Die' Strafe  der  Felonie  ist  für  erlassen  zü  achten,'  wenn  der 
Lehnsherr  binnen  einem  Jahre,  nachdem  er  >von  dem  Lelmsfehler  Nach*-' 
rieht  erlraken,  denselben  nicht  gerügt,  oder  in  der  Zwischenzeit  Lehns- 
dienste oder  andere  Lehnsprästalioncn  von  dem  Vasallen  angenom- 
men hat.  ;   :      '  :"\ 

r  i)  Allgemeiner  fcehngpardon  *;  n.ötrttr.  isi$  für,  W  »mwm,  tot* 
mal*  mätibai  *mtitbM<.  •;    'l    1  '  ...» 

Um  Hrtfern  getreuen  95afa0enunb  gefmlenten  in  ben  burd)  ben  2-räfrat  t>om  18. 
ffiai  1815  an  mi  abgetretenen,  e&emalö  #priig(i(fy<Bü(fc|tfcf)en  &mbe$tfyci1en,  ein 
sDtcrfmal  Unfern  ftönigltcfoeH  ©uabe  $u  geben,  ^aBeu .  28tr  befcblpflen,  benen« 
fetten  einen  allgemeinen  gefwgparbon,  wegen  aÖer  jeit&er  in  S&ejtefcuna,  auf 
bte  JjRacfcfucfcung  ber.  SBelebnuiig  unb  5lbleißuna,  bei  tfefcntfpfltdtf  »prgefafienen 
£e&n$fe&ler,  unter  nadjfPTgenbcn  (Smföranfungen  ju  geßatte«.  * 

2Bir  fefcen  bemnadj  fefl,  unb  «erorbnen  fcterburd): 

5h*le:ünb  jebe  »on  ben  SBafaffen,  Selmleuten  ttyr  WitUUitiien  in  ben  ob* 
gebacken  j^anbeäf&eilen  &i$  Gießer  in  Pomwä&ntet SBejiejmng  begangenen  Se&nfc, 
fehler,  ffe  mögen  mit  bem  ©erlufte  be$  £eM  feljft,  mit  einer' %lb*  pjfer  an« 
beren  ©rtafe  belegt  werben,  foffeit  Peniefcen  unb  pefgeben  fehl,  $alhrfr&  bt£ 
»afoUert,  «elnreute  unb  2Kifbefel)nte  Binnen  ««er  !eäAfird;eii,  "58  lüften  utrb 
brei  Sage  in  fi<fc  enr&altenben  3öfer<*frtfr,  »on  bem' XaaVWifei  geV 
rennet,  wegen  ber  &elei()ung  'unb  SBefennutog  ber  Siefen,  unb  gefammten  £><mb  1 
nimmt  ge&drig  melben.  •  ;  '  .•i*.?*mn 

(Sö  Derzeit  f?$  jebp*  babet  Don  fef&jr,  unb  mir)  ilejr&urcfc  auibTuttHdj  Jfc(T« 
gefefcr,  t>a£,  wenn  Bereit*  wegen  eistet  begaugenen'ßc&iifffe^IerS  auf  fren  $er» 
Iu(l  bc$  i'e&n$  redtflidj  unb  rec&tffräfttg  erfannr  niorbe  it,  rber  b«f  A?eftn  feftön 
uorfcer  alö  apert  f>eimgefallen,  oben  buri  ©ueeeffipn  an  anbere  gebie&ci*  i#,  etf 
babet,  bet, Allgemeinen  &&nöparbpn*  ungeachtet,,  fein  »crbleibeu  Gaben  nunj;  • 
fp  wie  benn  auefc  biefer  £eim$parbpn  ben.3ufhuib  nidbt  Peränbert,  in  welkem  ji<& 
baö  2tt>n  bermalen  BeflnbeiL  fp  baß  fplglicfe  bte  na<&  ber  3«t  Äetf •  SSerf duntrnifTetf  er/ 
folgten  SBeraugerungen,  Sferpfäubungen  unb  erteilten  Sefenöfeerrltc^en  f  pnfenfe 

bei  Gräften  Metben.     »  ■  r  "         '  ©.©.  ©.212. 

.  \  "  j  'it.  '  '•?!.•-».•••'.  ^ii---.:oxTi  '      .  .T7.. 
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2)  Hescrlpt  p.  7.  ttefcfi  CO.  ».4.  Samt«  1817,  Jetr.  bett  2e$n$i><uboii  fartfi/djer 
IBafaUtn*  :  .:•  ..-»'• 

9ßenn  qUii)  ber  ben  ©ädjflfcfcen  S8af oEfcn  »cn  TOtr  erteilte  £ebn$p<irban  na* 
fcem  3n&att  ber  Söerorbnung  t)om  11.  -OcrBr.  t>.  3-  nur  auf  biejenigen  £e&n$feMer 
Jejogen  «erben  tonn,  welche  W  jur  SDublifatton  btefcö  ©efcfcc*  t>ou  Den  $afarten! 
Begangen  roorben  jTiib,  fo  min  3*  bod&  bie  bann  beftimmte  Jrifi  t>on  58  SföoaVn 
tmb  3  Sagen  au*  für  biejenigen  SBerfäumuiffe  unb  Regler,  roefdje  na*  ber  $ubli« 
cation  ber  SBerorbnung  vom  il.^)ctBt.,>.3..>,Pr9^^n  ftnb  unb  vorfallen,  in  9ln. 
wenbung  bringen  laffen,  fo  bap  bie  Wallen,  wenn  jte  fla)  oor  Ablauf  biefer  griff 
gehörig  melben,  von  aDen  ©trafen  befreit  fein  follen. 

3*  eröffne  3bn«n  biefe*  auf  ben  SBeridjt  oom  26.  ».  2Jt ,  um  Jiernad)  bie  geriebt* 
Mcfeen  SBefcörben  mit  »eiterer  2faroeifung  m  »erfeben.  6$  bebarf  «aber  au*  , gar 
feiner  Seriellen  SBeridbttferfrattung  an  9J?ufc,  »eil  3*  in  ber  SBewbnung  uoffl  IV 
Sctbr.  t>.  3.  unb  in  biefer  &rbre  -allgemein  alle  ßebnlfebler  oerjfcfcen  babe  unb  »er* 
getbe,  Me  fn  bem  burd)  bie  Sßerorbnung  feftgefefcten  ^timwn  gut  gemaefct  »erben. 
3fr  bagegen  bie  Jrifl  abgelaufen,  fo  treten  bie  ©trafen  ber SeIonie*nacr)3nr)oMer 
Sebnägefefce  unb  ber  (Be»or)nheit  be$  tfebnö&ofeä  in  ßraft,  unb  wirb  ber  @rla§  bie* 
fer  (sptrafe  oon  bem  SBafalfen  iiad)gcfu#t:  fo  mufj  baruber  in  jebem  Sali  an  9Jtid) 
Berietet  »erben.  (Sty)  Sns&ndb  2Btlfeelm. 

SBerltn,  ben  4. 3<*nuar  1817* 

(Sä  Gaben  US  £&nig$  Wlaicflät  in  ftolge  be$  barfiber  von  (Seiten  be$  Sufli^ 
5DHnifter0  aefbanen  93ortrage0  miftelft  2lfler&Bcbfter  Gs  D.  vom  h.  b.  m  be* 
Bimmen  gerubrt/  bafl  bie  in  bem  bur$  bie  Serorbitung  oom  ll.  Dctbr.  t>.  3?. 
ben  fdcbfi!Ct)en35afaUen  erteilten  ßebneparbon  beftinuntegrifl  von  58  2Bod)en  unb 
3£agen  aud»  für  biejenigen  93erffiu'mniffe  unb  gebler/  irefdie  nad)  ber  <j)ubliCatton 
ber  obgebaefoten  23erorbnung  »orgefallen  flnb  unb  üorfaflen,  in  Sfnroenbung  ge^ 
bracht  »erbrn  foO,  roenn  bie  «öafaUen  ftcb  oor2lbfnuf  biefer  Srift  ge^Jrig  melbcn. 

6ß  »irb  baber  ber  Äbnfgf.  p;  8.  ©er.  eoituniffton  Slbfcbrift  beö  3iaert)6d)ften 
SBefeblö  jur  »eitern  S5efanntmact)Ung  unb  Öcbtung  r)iennit  jugefertlget. 
S3erlin/  ben  7.  Januar  1817.  ».  ^.  3.  §5.  9»  ©.  4. 

§.  160.  Gegen  den  Stellvertreter  oder  Vormund  des  Lehnsherrn  fin- 
det eine  Felonie  nur  in  so  fern  Statt,  als  durch  dieselbe  Rechte  gekränkt 
werden,  welche  der  Stellvertreter  oder  Vormund  im  Namen  des  Lehns- 
herrn auszuüben  befugt  ist. 

§.  161.  Fehler  eines  Lehnsträgers  können  dem  Vasallen  nicht  zuge- 
rechnet werdeu. 

§.  162.  Der  Lehnsträger  selbst  aber  verliert  in  dem  Falle  des  §.  147. 
150.  alle  Vortheile,  die  er  jetzt  und  künftig  aus  dem  Lehne  zu  erwar- 
ten hatte. 

§.  163.  In  dem  Falle  des  §.  151.  152.  verliert  er  nur  die  Brei-  oder 
Einjährige  Belohnung,  die  ihm  für  sein  Amt  zugestanden  worden. 

§.  164.  Der  Lehnsherr,  welcher  seinem  Vasallen  widerrechtlich  nach 
dem  Leben  trachtet;  oder  seine  Gewalt  zum  Nachtheile  der  Gesundheit, 
Freiheit,  oder  Ehre  des  Vasallen  missbraucht,  oder  denselben  bei  dem 
Besitze  und  Genüsse  des  Lehns  nach  bestem  Vermögen  zu  schützen 
unterlässt,  wird  für  seine  Person  des  Obereigenthums  und  der  lehns- 
herrlichen Rechte  verlustig.  (§.  640.  sqq.) 

§.  165.  Wenn  der  Stellvertreter  oder  Vormund  des  Lehnsherrn  der- 
gleichen Fehler  begangen  hat,  so  trifft  nur  ihn,  nach  Beschaffenheit  des- 
selben, die  §.  162.  163.  verordnete  Strafe. 

2)  Von  der  Ijebnigericbtsbarkeit. 

§.  166.  Durch  die  Bclehnung  wird  der  Vasall  in  allen  nicht  streitigen 
Angelegenheiten,  welche  das  Lehn  als  Lehn  betreffen,  der  Gerichtsbar- 
keit des  Lehnsherrn  und  dessen  Lehnhofes  unterworfen. 
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RescrIpt  t>.  4. 9?o»br.  1833,  Jett.  bie  im  3nlanbe  telegenen  Steele»  tfrtfifajer  Mn* 
«fiter-  t  .  .     .  .  . 

9c  ad)  ben  bii?f)eriaen  ©run&fdfcen  ftnb  bie  ju  ßfbngötertt  fm  Äbntgrefcb  &a<b* 
fen  unb  im  ©rofberjogtbum  eact)fen»2Beimar  o*0  «Dertinenjiten  geborigen  $ar* 
(den  ober  SBetgftter,  »elebe  Im  ^reufjifcben  ©ebiete  Hegen/  at*  oreufeifefte 
ßebne  angefeben  worben/  toetebe  auf  brn  gafl  ber  Apertur  bieffeit*  cinqejogett 
»erben  ffcnnen,  unb  babei  bot  eß  auch  für  bie  golge  fein  ©eroenben., 

2Ba0  jeboeh  bie  3infen  unb  Dienfte  betrifft/  bie  a(0  «pertinenjien  {u  einem 
2ebn  im  (£dcb(tfd)en  ober JOBtimarfchen  geboren;  fo  bot  eine  ^Bereinigung  mit 
ben  Genannten  £&fen  babin  (Statt.  <jefunben: 

bafj  roecbfelfeitig  tiefe  nicht  mebr  a(0  felbfiffdnblge  ßebne  in  ben  gdnbern 

be«  2Bobnfü}e0  ber  $8erpflid)teten  angefebtn  unb  ale  folctje  bebanbett  toer* 

ben  (ollen. 

3n  «ejugauf  bie  ©egenftdnbe  biefer  «Bereinigung,  roelebe  |u  einem  bie**  ober 
jenfettigen  (gute  geb&reit/  toirb  auf  bie  fcauptconoenrton  oom  28.  Stuguft  1819 
5(rt.  II.  §.  13  —  19.  >ftejng  genommen;  unbefebabet  teboeb 

1)  ber  befonbern/  ttmai  gnbcretf  feßfteflenben  Stteftimmungen  in  ber  Gtonpett« 
tion,  $.  23.  in  ttmebung  ber  ©eriebtsbarfeit/  Stet.  IL  §.  ti.,  unb 

2)  mit  ber  Sßefchrdnfung,  ba§ 

a.  flkoceffe  Aber  jene  Stecht*  nur  bei  ben  ©erlebten  be0  @ebiet0  beruflich* 
tigen  gefubrt  werben/  unb  au*  nur  von  biefen  ©erlebten  bie  (ggeeution 
gegen  bie  ^Pflichtigen  gefeneben  barf; 

b.  bei  ber  ©ubbaßation  eineß  ©ute,  rooju  fechte  ber  fraglichen  9frt  qe* 
b&ren,  bie  etwa  nbtbige  Taxation  folei>er  9tect)te  bon  ben  »uba,  errodbn« 
ten  (Berichten  gefebeben  foüe. 

9fud)  bei  äQobtal  (Sötern  foH  in  Sfleutq  auf  bie  au  ihnen  geb&renben  Stechte  aU 
U$  ba$  Stnroenbung  ffnben,  n>a0  in  Bniebung  per  CebngÄter  nach  Obigem  fetf« 
gefallt  toorben  tft;  bagegen  ftnb  bie  Sfleftimmurigen  nicht  ju  erftrrtfen  auf  felbft* 
fidnbige/  mehr  \u  einem  ©ute  gebbriaen  SRed)te,  welche  in  beiben  (gebieten  au0. 
gevibt  werben  /  j.  5V  auf  fca$  einer  gamilie  ofcer  Korporation  obne  9tticfftcbt  auf 
ein  Wut  juftebenbc  Stecht/  Btnfen  in  mehreren  Dorfern,  oon  toeleben  einige  preu* 
fifeft  geroorben,  ober  fdebfifcb  geblieben  ftnb/  $u  erbeben. 

Sollten  bereit«  9tciuition0gelber  fold>er  3infen  unb  ©ienfte  ai0  lebnbare  ©elb» 
fldmme  in  JKefcblag  genommen  roorben  fepn;  fo  ftnb  fte  nach  ben  je&t  oerabrebe« 
ten  'Seftimmungen  roiiber  frei  tu  geben.  ».      3f.      42.  @.  288. 

§.  167.  Zu  dieser  LehnsgerichtsbaTkcit  gehört  auch  die  Bestellung 
und  Bestätigung  eines  Lehnsvormundes. 

§.  168.  'Wie  weit  der  Lehnsherr  dabei  auf  den  nächsten  Agnaten 
Bücksicht  zu  nehmen  schuldig  sei;  worin  die  Pflichten  eines  solchen 
Lehnscurators  bestehen;  und  wie  das  Verhältniss  desselben  gegen  den 
ordentlichen  Vormund  des  Vasallen  beschaffen  sei:  ist  gehörigen  Orts 
bestimmt.  (Th.  2.  Tit.  18.  Abschn  9.) 

§.  169.  In  streitigen  Angelegenheiten  kommt  dem  Lehnsherrn  und 
dessen  Lehnhofe  eine  Gerichtsbarkeit  nur  in  so  fern  zu,  als  er  zugleich 
Landesherr  ist;  oder  ihm  diese  Gerichtsbarkeit  von  dem  Landesherrn 
ausdrücklich  oder  stillschweigend  eingeräumet  worden. 

§.  170.  Auch  in  diesem  Falle  gehören  zur  Lehnsgerichtsbarkeit  nur 
Streitigkeiten  zwischen  dem  Lehnsherrn  und  dem  Vasallen,  den  Agna- 
ten oder  Mitbelehnten,  oder  zwischen  diesen  unter  sich,  welche  die  aus 
der  Lehnseigenschaft  entstehenden  Bechte  und  Verbindlichkeiten  be- 
treffen. 

§.  171.  Wenn  der  Prozess  mit  einem  Fremden,  welcher  nicht  zu  der 
Lehnsverbindung  gehöret,  geführt  wird;  oder  wenn  derselbe  bloss  die 
Nutzungen  und  Einkünfte  des  Lehns  zum  Gegenstande  hat:  so  gehört  er 
vor  die  ordentlichen  Gerichte. 

Rescrlpt  ».  20.3anuacl8i8,  uti:.  bie  2Dabrnef)mung  bet  «eebte  be*  ee&nlbemt  t(l 
SJrocenen. 
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DU  ©efcfcetotittg  beff  Ä&nigf.  £).  ß.  ©er.  auf  b<n  S3erld>t  t>om  10.  Dctobtt 
pr.,  betreffend  ben  «Projeß  be0  ßefcntf. gt0ct  roiber  bie  SWobial*  Crbin  beff  legten 
93afaflen  jum  ©ute  9t.  unb  bie  naebber  alff  ßittff*3fnterDementen  mit  aufgetretenen 
bret  gjiifbelebnten  9t.  unb  tfonforten,  tft  bieber  babureb  aufgebalten  trorben,  i>nß 
ber  @bef  ber  ^uftij  n&tbig  gefunben  bat,  barüber  roie  tn  anbern  Äfcnigl.  «prottin« 
Jen  unb  namentlich  in  Bommern  bie  lebnffberrlicben  ©eredjtfame  »abgenommen 
werben/  jüüfcrberfl  fcrfunbtgung  etn^nirben. 

9Ud?bem  bie  er f orDfrli eben  Sftacbricbten  mwmcbr  eingegangen  ftnb/  roirb  bem 
ßfcnigl,  D.  2.  ©er.  eröffnet,  ba(j,  ba  ffen  bie  SBelbebaltUng  beff ©dcbflfcben ßebn- 
rechtff  nicht  auf  bie  @ompetenj|  ber  rormaligen  @dd>fndien  Sfleb&rben  nur  SBear» 
Leitung  ber  gebns fachen  bejieben  fann,  »ielmebr  in  2lbftcbt  beff  aMortff  bie  9St* 
Kimmungen  ber  <preu§i(*en  CSefeöe  überall  eintreten/  nach  biefen  eff  aber  itnbe? 
irocifelt  tft/  ba§  bie  ^cflcOung  be*  gitfcalff  |ur  Verfolgung  lebneberritcber  ,atc< 
redjtfame  t>or  baff  £anbeff«3fuftij.*G!oflcqium  ber  <proöin|  alff  ßcbnff*  Gurie  gcbfcri/ 
bie  SBabrnebmung  ber  SRecbte  beff  2ebnffberrn  in  bem  errodbnten  ,«proc«ffe  .in  (£r* 
mangelung  eineff  ßebnff  gifffalff  einem  ber  bei' bem  GoÜegfo  angefleHten  ^uftij* 
Gommiffarten  aufgetragen  »erben  mu§.    *.  £.  %yA,t\t;vtßt, 

§.172.  Wenn  also  auch  ein  Gläubiger  Lehnsschulden 1  gegeü,den 
Lehnsbesitzer  einklagt:  so  kann  der  Lehnhöf  das  Erkenntniss  darüber 
sich  in  der  Regel  nicht  anmaassen.  •/ 

§.  173.  Vielmehr  muss  der  Lehnsherr,  welcher  die  Jurisdiction  in 
Lehnsangelegcnheiten  auch  über  fremde  zur  Lehnsverbindung  nicht  ge- 
hörige Personen  behauptet,  die  Landesherrliche  Verleihung,  darüber, 
oder  einen  wohlhcrgcbrachlen  rechtsverjährten  Besitz  nachweisen.  . 

§.  174.  Wenn  das  Hypothekenbuch  über  das  Lehn  bei  dem  t.cW 
hofe  befindlich  ist:  so  wird  vermuthet,  dass  demselben  die  Gerichtsbar- 
keit .in  allen  die  Lehnsschulden  betreffenden  Prozessen,,  auch  wenn 
Fremde  darin  mit  verwickelt  sind,  zukomme. 

§.  175.  Die  Lehnsgerichtsbarkeit  in  streitigen  Fallen  ist  allemal  flcr 
Obergerichtsbarkeit  des  Landesherrn  untergeordnet.  « 

§.  176.  Auch  durch  Lehnsreverse,  worin  der  Vasall  sich  verpflichtet, 
den  Lehnhof  als  seinen  alleinigen  Richter  anzuerkennen,  und  bei  den 
Aussprüchen  desselben  sich  zu  beruhigen,  kann  er  dem  Gebrauche  'der 
ordentlichen  Rechtsmittel  nicht  im  Allgemeinen  entsagen. 

§.  177. .  Lehngüter,  welche  wiederum  in  freie  ErDgüt er  verwandelt 
werden,  fallen  der  ordentlichen  Gerichtsbarkeit  anderer  Güter  von 
gleicher  Art  anheim. 

3)  Von  der  Veräußerung  des  OWeigenthnme. 

§.  178.  Der  Lehnsherr  ist  über  sein  Obercigenthum  in  der  Regel, 
auch  ohne  Zuziehung  des  Vasallen,  zu  verfügen  berechtiget.  , 

§.  179.  Hat  aber  der  Vasall  ursprünglich  das  Obercigenthum  dem 
Lehnsherrn  aufgetragen:  so  kann  demselben  ein  anderer  Lehnsherr  wi- 
der seinen  Willen  nicht  aufgedrängt  werden. 

§.  ISO.  Tritt  also  in  diesem  Falle  der  Lehnsherr  sein  Obereigenthum, 
ohne  die  Einwilligung  des  Vasallen,  einem  Andern  ab:  so  ist  die  Hand- 
lung, in  Beziehung  auf  den  Vasallen,  ohne  Kraft. 

§.  181.  Versagt  der  veräussernde  Lehnsherr  dem  Vasallen,  unter  dein 
Vorwande  einer  solchen  Abtretung  des  Obereigenthums,  seinen  Schutz: 
so  entstehen,  zum  Vortheile  des  Vasallen,  alle  Wirkungen  einer  von 
dem  Lehnsherrn  begangenen  Felonie.  (§.  164.) 

§.  182.  In  allen  Fällen  ist  der  Vasall  einen  Lehnsherrn  niedern  Stan- 
des, als  der  bisherige  war,  wider  seinen  Willen  anzuerkennen  nicht 
schuldig. 

§.  183.  Die  Pflichten  und  Lasten  des  Vasallen  können  durch  eine 
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willkührlich  unternommene  Veränderung  in  der  Person  des  Lehnsherrn 
nicht  erschweret  werden. 

§.  184.  Der  Vasall  ist  daher,  gegen  jeden  aus  Veränderung  des  Lehns- 
herrn zu  besorgenden  Nachtheil  Sicherheitsbestellung  zu  fordern,  be- 
rechtiget. 

§.  185.  Der  Lehnsherr  ist  schuldig,  eine  mit  dem  Obcreigenlhume  vor- 
gehende Veränderung  dem  Vasallen  wenigstens  Sechs  Wochen  vor  der 
Vollziehung,  zur  Wahrnehmung  seiner  Rechte  dabei,  bekannt  zumachen. 

§.  186.  Wenn  das  Obereigenthum  einem  Grundstücke  als  ein  Real- 
recht anklebt:  so  geht  dasselbe  mit  dem  Grundstücke  zugleich  auf  je- 
den'  röchlmässigen  Erwerber  des  letzt ern  über. 

.  '"J  '  •  4)   Von  der  Veräußerung  de»  Lehns. 

§.  187.  Der  Vasall  ist  sein  nutzbares  Eigenthum  am  Lehne  einem 
Fremden  eigenmächtig  zu  übertragen  nicht  befugt. 

§.  188.  Ist  die  Veräusserung  mit  Verschweigung  der  Lehnseigenschaft 
geschehen;  so  enthält  sie  eine  Felonie  der  Zweiten,  sonst  aber  der  Drit- 
ten Ciasse. 

§.  189-  Soll  jedoch  dergleichen  eigenmächtige  Veräusserung  als  eine 
Felonie  bestraft  werden:  so  muss  der  Veräusserungsvertrag  nicht  nur 
geschlossen,  sondern  auch  das  Lehn  dem  fremden  Erwerber  wirklich 
übergeben  sein. 

j§j.  190.  Ist  die  Veräusserung  schon  vor  angestellter  Klage  des  Lehns- 
herrn rückgängig  geworden :  oder  kann  der  Vasall  nachweisen,  dass  er 
durch  Hindernisse,  deren  Abwendung  oder  Uebcrsteigung  nicht  in  sei- 
ner Macht  stand,  von  gehöriger  Nachsuchung  des  Lehnsherrlichen  Con- 
senses  abgehalten  worden:  so  kann  ihm  eine  Felonie  gar  nicht  zugerech- 
net werden. 

§.  191.  W>s  in  Ansehung  des  gesammten  Lehns  Rechtens  ist,  gilt 
auch  in  Ansehung  einzelner  Theile  oder  Stücke  desselben. 

§.192.  Wenn  der  Vasall  einzelne  Theile  oder  Stücke  des  Lehns  auf 
Erbzins,  Erbpacht,  oder  sonst  zur  Cultur  austhut :  so  ist  dieses  für  eine 
strafbare» Veräusserung  nicht  zu  achten. 

§.  193.  In  wie  fern  aber  der  Lehnsherr,  oder  die  Agnaten,  bei  erfolg- 
tem Rückfalle  des  Lehns,  dergleichen  Handlungen  des  Vasallen  gelten 
zu  lassen  schuldig  sind,  hängt  davon  ab :  ob  die  Substanz  des  Lehns  da- 
durch wirklich  vermindert  oder  verschlimmert  worden.  (§.  9  ) 

§.  194.  Zur  Abtretung  des  Lehns  an  einen  Agnaten  oder  Mitbelehn- 
ten bedarf  es  keiner  Einwilligung  des  Lehnsherrn. 

§.  195.  Doch  können  durch  dergleichen  Abtretung  die  Rechte  des 
Lehnsherrn  in  keinem  Falle  geschmälert  werden. 

§.  196.  Der  Vasall  ist  schuldig,  eine  solche  Abtretung  dem  Lehnsherrn 
bekannt  zu  machen;  und  begeht,  wenn  er  dieses  unterlässt,  eine  Felonie 
der  Dritten  Classe. 

§.  197.  Die  Befugniss,  das  Lehn  zu  veräussern,  welche  einem  Vasal- 
len, vermöge  besonderer  Lehnsgesetzc,  des  Lehusvertrages,  oder  Lehn- 
briefes,  oder  einer  ausdrücklichen  Lehnsherrlichen  Einwilligung  zu- 
kommt, darf  über  den  eigentlichen  Worlverstand  der  in  diesen  Urkun- 
den gebrauchten  Ausdrücke  nicht  ausgedehnt  werden. 

§.  198.  Ist  jedoch  das  Lehn  dem  Lehn'sherrn  ursprünglich  von  dem 
Vasallen  aufgetragen  worden:  so  finden,  bei  Ausdeutung  des  im  Lehns- 
vertrage  oder  Lehnbriefe  gemachten  Vorbehalts  der  Veräusserung,  die 
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allgemeinen  Auslegungsregeln,  wie  bei  andern  Willenserklärungen,  An- 
wendung. 

§.  199.  Im  zweifelhaften  Falle  muss,  bei  aufgetragenen  Lehnen,  der 
Lehnsvertrag  oder  Lehnbrief,  auch  in  Ansehung  des  darin  gemachten 
Vorbehalts  wegen  der  Befugniss,  das  Lehn  zu  veräussern,  eher  zumVor- 
theile  des  Vasallen,  als  des  Lehnsherrn,  erklärt  werden. 

§.  200.  Hat  der  Lehnsherr  die  Erlaubniss  zur  Veräusserung  in  allge- 
meinen Ausdrücken  und  ohne  Einschränkung  ertheilt:  so  ist  allemal 
auch  das  Recht,  über  das  Lehn  auf  den  Todesfall  zu  verfügen,  mit  da- 
runter begriffen. 

§.  201.  Hingegen  begreift  die  gesetzliche  Erlaubniss,  ein  Lehn  zu  ver- 
äussern, die  Befugniss,  darüber  auf  den  Todesfall  zu  verfügen,  noch 
nicht  in  sich.  ; . 

§.  202.  Der  Consens  des  Lehnsherrn  muss,  wenn  er  verbindliche 
Kraft  haben  soll,  ausdrücklich  und  schriftlich  erlheilt  werden. 

§.  203.  Doch  enthält  die  von  dem  Lehnsherrn,  in  dieser  Eigenschaft, 
oder  bei  seinem  Lehnhofe  ertheilte  Bestätigung  eines  Vertrages,  zugleich 
die  Einwilligung  in  die  darin  vorbedungenen  Veräusserungen. 

§.  204.  Eine  nachher  hinzukommende  schriftliche  Genehmigung  des 
Lehnsherrn  hat  mit  einer  von  Anfang  an  ertheilten  Einwilligung  gleiche 
Kraft. 

§.  205.  Die  Einwilligung  des  Lehnsherrn  in  die  Veräusserung  des 
Lehns  enthält  noch  keinen  Consens  in  die  Verschuldung  desselben. 

§.206.  Ueberbaupt  verliert  durch  dergleichen  Einwilligung  der  Lehns- 
herr nichts,  weder  an  den  auf  dem  Lehne  selbst  haftenden  Rechten, 
noch  an  den  ihm  dafür  zu  leistenden  Pflichten. 

§.  207.  Die  Veräusserung  muss  also,  in  der  Regel,  nur  an  einen  sol- 
chen Besitzer  geschehen,  welcher  zur  Leistung  der  dem  Lehnsherrn 
schuldigen  Pflichten  fähig  ist. , 

§.  208.  War  die  Einwilligung  ausdrücklich  auf  einen  benannten  Er- 
werber gerichtet:  so  kann  der  Lehnsherr  diesen  nachher  unter  dem 
Vorwande  der  Unfähigkeit  nicht  verwerfen. 

§.  209.  In  so  fern  dem  Lehnsherrn,  nach  dem  Lehnsvertrage,  oder 
besondern  Gesetzen,  ein  Vorkaufsrecht  zukommt,  ist  der  in  die  Ver- 
äusserung überhaupt  ertheilte  Consens  noch  nicht  für  eine  Begebung 
dieses  Rechts  zu  achten. 

5)  Von  AfterUldmuniea. 

§.  210.  Der  Vasall  kann,  auch  ohne  Bewilligung  des  Lehnsherrn,  sein 
nutzbares  Eigenthum  einem  Andern  zu  Lehn  geben. 

§.  211.  Doch  ist  er  schuldig,  die  vorgenommene  Afterbelehuung  dem 
Oberlehnsherrn  sogleich  nach  deren  Vollziehung  anzuzeigen;  und  be- 
geht, wenn  er  dies  uhterlässt,  eine  Felonie  der  dritten  Classe. 

§.  212.  Hat  der  Oberlehnsherr  in  die  Afterbelchnung  nicht  gewilb'gt: 
60  wird  dadurch  in  dem  bisherigen  Verhältnisse  zwischen  ihm  und  sei- 
nem unmittelbaren  Vasallen,  nichts  geändert. 

§.  213.  Der  Lehnsherr  ist  also  die  Dienste,  welche  ihm  von  dem  Lehne 
geleistet  werden  müssen,  von  dergleichen  ohne  seinen  Consens  bestell- 
ten Aftervasallen  anzunehmen,  nicht  verbunden. 

§.214.  Vielmehr  ist  der  Aftervasall  nur  dem  Obcrvasallcn ,  als  sei- 
nem unmittelbaren  Lehnsherrn,  mit  Diensten  und  Pflichten  verhaftet. 

§.  215.  Doch  kann  er  die  dem  Afterlchnshcrrn  schuldigen  Dienste, 
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nach  dessen  Anweisung,  auch  dem  Oberlehnsherrn,  wenn  dieser  sie  von 
ihm  annehmen  will,  zu  leisten  sich  nicht  cnlbrcchen. 

§.216.  Der  Obervasall,  welcher  eine  Aftcrbclehnnng  ohne  Consens 
des  Oberlehnsherrn  ertheilt  hat,  muss  alle  Beeinträchtigungen  der  Ober- 
lchnsherrlichen  Rechte,  welche  von  Seiten  des  Untervasallen  geschehen, 
gleich  seinen  eigenen  verantworten. 

§.•217.  Hat  also  der  Aftervasall  eine  Felonie  gegeu  den  Oberlehns- 
herrn begangen,  welche  denselben  zur  Einziehung  des  Lehns  an  sich  be- 
rechtigt: so  findet  diese  Einziehung  auch  zum  Nachtheile  des  Oberva» 
salleu  und  seiner  Leibeslehnserben  auf  so  lange  Statt,  als  noch  der  Af- 
tervasall, oder  Leibeslehnserben  von  demselben  vorhanden  sind. 

§.  218.  Doch  kann  der  Obervasall  die  Fehler  des  Untervasallen  ge- 
gen den  Oberlehnsherrn,  so  lange  noch  Zeit  dazu  übrig  ist,  verbessern, 
und  dadurch  die  ihm  narhtheiligcn  Folgen  der  Felonie  abwenden. 

§.  219.  Hat  sich  der  Obervasall,  durch  eine  begangene  Felonie  gegen 
den  Oberlehnsherrn,  des  Lehns  verlustig  gemacht:  so  verliert  auch  der 
Aftervasall  sein  Recht. 

§.  220.  Eben  das  findet  Statt,  wenn  auch  auf  andere  Art  das  Lehn 
von  dem  Obervasallen  an  den  Oberlehnsherrn  sich  erledigt. 

§.  221.  Hat  hingegen  der  Oberlehnsherr  in  die  Afterbelehnung  ge- 
willigt; oder  ist  das  Lehn  von  der  Art,  dass  es  von  jeher  als  Afterlehn 
verliehen  und  besessen  worden:  so  bestimmt  im  erstem  Falle  der  von 
dem  Ober-  und  Aftervasallen  geschlossene,  von  dem  Oberlehnsherrn 
genehmigte  Vertrag;  so  wie  im  letztern  der  bei  der  ersten  Afterbeleh- 
nung  crtheilte  Lehnbrief,  das  Yerhältniss  zwischen  dem  Oberlehnsherrn 
und  dem  Aftervasallen. 

§.  222.  In  beiden  Fällen  trifft  die  Strafe  einer  begangenen  Felonie  im- 
mer nur  den,  welcher  sich  derselben  unmittelbar  schuldig  gemacht  hat. 

§.  223.  Verliert  also  der  Aftervasall  durch  eine  gegen  den  Oberlehns- 
herrn begangene  Felonie  sein  Recht:  so  fällt  dasselbe  an  den  Oberva- 
sallen zurück. 

§.224.  Hat  hingegen  der  Obervasall  sein  Recht  verwirkt:  so  kann 
dieses  dem  Aftervasallen  zu  keinem  Nachtheile  gereichen. 

§.  225.  Vielmehr  kann,  sowohl  in  diesem,  als  in  jedem  andern  Falle, 
wo  das  Lehn  an  den  Oberlehnsherrn  sich  erledigt,  der  bisherige  After- 
vasall von  diesem,  so  lange  er  das  Lehn  nicht  wieder  vergeben  hat,  die 
unmittelbare  Belohnung  fordern. 

8.  226.  Wird  aber  das  Lehn  von  dem  Oberlehnsherrn  wieder  ver- 
liehen;  so  muss  der  bisherige  Aftervasall  die  unmittelbare  Lchnshcrrlich- 
keit  des  neuen  Obcrvasallcn  anerkennen. 

§.  227.  Uebrigcns  wird  im  zweifelhaften  Falle  vermuthet,  dass  der 
Obervasall  das  Lehn  unter  den  nämlichen  Bedingungen  und  Einschrän- 
kungen, unter  welchen  er  es  selbst  erlangt  hat,  dem  Vasallen  hinwie- 
derum verliehen  habe. 


§.  228.  Der  Vasall  kann  die  Substanz  des  Lehns  überhaupt  nicht, 
und  die  Nutzungen  desselben  nicht  über  seine  Besitzzeit  hinaus,  eigen- 
mächtig mit  Schulden  beschweren,  oder  sonst  belasten. 

§.  229.  Nur  solche  Schulden  des  Vasallen  treffen,  zum  Nachtheile 
des  Lehnsherrn,  das  Lehn  oder  dessen  Früchte,  die  entweder  die  Ge- 
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setze  für  Lehnsschulden  ausdrücklich  erklären,  oder  in  deren  Aufneh- 
mung der  Lehnsherr  gewilligt  hat. 

§.230.  In  wie  fern  das  Lehn  zur  Vermehrung,  Verbesserung  oder 
Wiederherstellung  der  Substanz;  zur  Verteidigung  desselben  und  sei- 
ner Gerechlsaine;  zur  Abfindung  der  Ehegattin  und  Töchter  des  Va- 
sallen; zur  Kriegsrüstung  für  die  Sühne;  zur  Beerdigung  des  Vasallen, 
und  Anschaffung  der  Trauer  für  seine  Familie;  zur  Berichtigung  des 
rückständig  gebliebenen  Lehnscanons,  Dienstlohns,  und  anderer  das 
Lehn  betreffenden  Abgaben,  auch  ohne  die  Einwilligung  des  Lehns- 
herrn, mit  Schulden  güllig  belastet  werden  könne:  bleibt,  nach  Verschie- 
denheit der  Verfassungen,  der  nähern  Bestimmung  der  Provinzialgesetze 
vorbehalten. 

Rescript  u.  13.  $u(  1833,  betr.  ben  Umfang  einer  ßfuTcftwelarnben  8etn*6oPot4ef 
in  ber  VaufiQ. 

Dem  Jtbnigl.  £>.  £.  ©er.  wirb  auf  ben  burch  eine  "BorfleUung  be«  3ufll|  (Font. 
mfjTnriu«  9t.  t>cran(a§t(it  Bericht  vom  18.  o.  UJt.  .  betreffenb  ben  Umfana  einer 
fliQ'diTTcidf nten  gebnf  finjpotbef  In  ber  Weberlaufts  btermit  erbjfnet,  bag  ber 
$.  19*  ber  ^nftruefcon  vom  12.  Bug.  1820  wegen  Dtegutiruna  be *  .fcijootbffenwe« 
fenl  im  ßenogibume  ©aebfen,  feinefwege*  jur  3lbf?£ht  gebabt  bat,  in  ben  mate. 
Hellen  geglichen  löeflimmungfn,  betrejfenb  bie  »Jüirfutigen  ber  ftiflfcbweiaenben 
.fcppoibeten ,  etwa!  iu  änbern.  Söleimebr  10  bei  bem  eebluffe  be«  gebaehien'f. 
nur  ooraueaefebt  roorben,  bag  bie  Serbaftung  ber  ©ubftanj  für  bie  fhütebrori» 
genben  gebn«  ftppotbefen  in  ben  blfberiaen  Sebufgefeben  gearünbet  fei.  Da  nun 
barober  in  ber  9tieberlau|ib  3reeifel  obwalten/  unb  biefe  3"»«tfcl  burd)  bic  3n> 
#ructi»n  nicht  baben  crlebigt  »erben  foflen,  fo  ftnbet  ber  ^uftij- Ofttniflrr  fein 
Siebenten  babei/  flart  t>d  in  fine  betf  f.  ty.  »orgriehlaaencn  Bennert  er,,  einen  an« 
bern  ein|utragen,  tooburch  bie  SRrehte  ber  ^nbaber  jÜQfcbioeigenber  Eebnf* ftpoe* 
Ibefen  unangefochten  bleiben.  fcmßebt  barüber  in  einzelnen  gdüen  ein  Streit/ 
fo  mag  richterliche  gnt|d)eit)mig  erfolgen.  0.  ft.  X  »•  ty.  0.  303. 

§.  23L  Nach  eben  diesen  Gesetzen  muss  auch  beurlheilt  werden: 
in  wie  fern  eine  solche  Schuld  aus  dem  Lehne  schlechterdings,  oder  nur 
in  Ennangelung  eines  zureichenden  Allodialvennögens ,  bezahlt  wer- 
den müsse. 

§•  232.  Im  Mangel  näherer  Bestimmungen  gilt  die  Regel:  dass  Lohns- 
schulden, welche  bloss  die  Person  und  Familie  des  Vasallen  betreffen, 
oder  zur  Tilgung  gewisser  ihm  persönlich  obliegender  Verbindlichkei- 
ten gemacht  sind,  vorzüglich  aus  seinem  Allodialvermögen  oder  Nach- 
lasse, und  nur  bei  dessen  Unzulänglichkeit  aus  dem  Lehne  zu  tra- 
gen sind. 

§.  233.  Auch  darüber:  welche  das  Lehn  schlechterdings  treffende 
Schuld  die  Substanz  desselben  angehen,  oder  nur  aus  den  Nutzungen 
getragen  werden  müssen,  bleiben  die  nähern  Bestimmungen  den  Pro- 
vinzialgesetzen  vorbehalten. 

§.  234.  Wo  aber  diese  nicht  ein  Anderes  ausdrücklich  verordnen, 

ist  Überhaupt  anzunehmen,  dass  die  gesetzlichen  Lehnschuldcn  nur  aus 

den  Notzungen  des  Lehus  getragen  werden  dürfen. 

1)  a)  Killet  ».  9.  Ottbr.  1807,  t>err.  be«  erlefAterten  @ru*bbefie  unb  ben  freien  ©e* 
brauefi  ber  fflrunbfturfe.  (I  S.  beer,  bie  «Kcndjuieun^  ber  Stint  unb  Stbeieommifie  ^rgen  ber 
Xrirgtttiäben.)    (f.  tu  I.  8.  I.  6-8.  93. L  e.  337.) 

I»)  CO.  ». 20. 3anuar  1 808,  betr.  bie  tDtcfaration  brt  I.  8  bf i  Cfbicrt  v.  9. Oetbr  1807. 

<£)a  3*  auf  ben  beifommenben  Bericht  br*  ©ebetmen<£)ber>$inani>iRatb  0pn 
5DfafJon>  über  ba*  9Jloratortfn<©efud)  be«  (trafen  von  Sanbrecfi  bie  SJerorbitung 
t>om  9.  £)ctober  ».  Q.  $.  VIII.,  ton  ber  ben  2efcn«.  unb  ftibeicommifbejiljern  ge« 
Matteten  S&ef uqnip,  jum  ©ebuf  bei  föetabltffemente*  bet  Wuter  in  ftnfebuna,  erlitte« 
»er  ÄrteaafdjAben,  bie  erfMberltcben  ©umnen  auf  bie  ©ubßanj  ber  ©üter  felbfl 
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pripotbcfarifcf)  aufnehmen  ju  bürfen,  babin  beclarirt  babe,  baß  folc^e  aud)  auf  alle 
andere  Äriegälajren  unb  bie  ju  bereu  Hbf iibrung  aufgenommenen  ober  noep  aufju» 
nebtnenben  <Scpulben  angeroenbet  »erben,  unb  fetbfl  folepeu  tfebenfc  unb  $ibeicom« 
imftbejt&ern  ju  ®Mtm  fommen  foll,  bte  biefe  Saften  au*  eigenen  Mitteln  befhit« 
ten  Gaben,  fo  laffe  3*  (Sud)  bte  belegen  dato  ertpetlte  SKefolurion  mit  bem  33e« 
feple  abfdjriftlicp  jufertigen,  fämmtltcpe  £anbe**3ufrtjeoflegia  jur  9tacpacJ)tung  in 
aüen  äbnlicpen  JäHen  anjuweifen. 

N.  C.  C.  T.  XII.  b.  @.  277.  9lr.  24.  fle  1808. 
C)  C.  O.  \>.  >.<snai  1808  unb  Rettcrfpt  t>.  o.^ai-  1808,  betr.  bie  3urittf»al» 
tum  *er  auf  bie  Subftunj  tn  Celjne  unb  ftibeicommifTe  aufjune&menben  €djulben. 

<5)ie  Derwtttmete  £auptmännin  oon  N.  N.,  welcbe  auf  bem  obn  tprem  »erfror»* 
nen  3Kanne  ererbten,  nad)  iprem  £obe  aber  bem  näcpfren  SBerroanbren  gu  binterlaf« 
fenben  ©ute  N.  eine  5lnletbe  35ebuf$  ber  ©eefung  ber  Äriegelaften  aufnehmen  toiH, 
bittet  in  ber  Gier  anltegenben  SBorfreßung,  bie  Regierung  ju  N.  baptn  anweifenni 
laffen ,  boj  bie  *ffiieberbejar)lung  biefer  Anleihe  in  *  t  in  jäprlidben  Terminen  w  V? 
Spei!  beftimmt,  fonbern  bie  Sorge  bafür  ben  tjntcreffenten  überlaffen,  unb  6te(e 
nur  von  ber  (Eintragung  benacpridSrigt  werben  motten.  £>a  fd)  nun  biefen  Antrag 
ganj  unbebenfltcp  unb  bemanne  beß  ßbtctß  oom9.£ctober  a.  p.  ganj  angetroffen 
pnbe,  fo  befehle  id)  (Sud),  bie  genannte  Regierung  bem  gemap  ju  infrrutren,  uno 
bie  ©upplicantin  barnad)  |H  befepeiben.  Uebrigenö  babt  3br  für  bie  gleicbmäpige 
3(n»enbung  biefer  3nftruction  bei  allen  3ufii]coüegien  ju  Jorgen- 

Äönigeberg,  ben  3.  üRai  1808. 

JDie  oerroittroete  jpauptmdnnin  ».  N.  ju  N.  in  N.,  roelcbe  auf  bem  ibf  »Ott 
ibrem  ©bemanne  ftbeifommiffartfd)  plnterlaffeiien  ©ufe  N.  jur  Sörfireitung  ber 
tfrteaßlaften  ein  Stnlepn  aufnebmen,  unb  baffelbe  nad)  «maafgabe  bc4  $:  8.  M 
<£bictß  »om  9.  Octbr.  o.  3.  eintragen  laffen  will,  bat  »on  ber  N.w  Sfctgterung 
|ur  SRefolution  erbauen : 

ba§  bie  2Bieberbe\aplung  in  jäbrlichen  Terminen  ju  f':-  £bcfl  feflgefefct/  unb 
ber  barleibenbe  ©Idubiger  baoon  unterrichtet  roerben  muffe/  ba§  feine  i>npo* 
tbef  jdbrlid)  auf  biefe  auote  erl&fcpe/  . 
unb  ftd)  bteferbalb  unmittelbar  befd>roert.  hierauf  ifl  bie  abfebriftlid)  anliegenbe 
(5.  D.  eingegangen,  nad)  roe(d>er  bie  (Sorge  für  bie  28ieberbejablung  einer  fol* 
d)en  Hnleibe  lebiqlidi  ben  ^ntc  reffen  ten,  mitbin  ben  ndcbflen  fiebnd  -  gibeif  ommi§» 
Ober  2Jlajorat$«(2uceeffore'n  beö  beftproerten  ßebnß*/ Sibeifommif*  ober  2Haiorattf* 
auts  überlaffen,  unb  biefen  bem  gemdf  von  ber  gefdjc (jenen  Eintragung  blo§ 
Nachricht  gegeben  roerben  fofl.  . 
^bnigßbcrg,  ben  9.  «Kai  1808.  «matbW  95.  6.  ©.165,  lr  »bfcpnilt. 

d>  Rescript  v.  1  -'.  «au^uü  1809,  benfe(6en  öe^enftanb  betr. 

(5«  iö  bei  ber  Stnroenbung  beö  §.  8.  betf  (Sbicttf  00m  9.  Octbr.  1807/  ben  er* 
leichterten  ©ebrauep  be*  ©runbeigentbumd  betreffenb/  oieifdlfig  bie  Anfrage  gc* 
fcpeben: 

Ob  bie  ojtteße/  roobureb  bie  ^erroenbung  Don  ©elbern/  bie  auf  ßebn-  unb 
gtbeifommifj  =  (Süter  tum  9tetab(iffement  ber  fei  ben,  roegen  ber  erlittenen 
Äriegßfcpdben/  aufgenommen  ftnb/  notbmenbig  burd)  ben  ßanbratb  ober  bureb 
bie  betreffenbe  ßanbfcbaftöbirection  außQefteflt  roerben  muffen,  ober  ob  niebt 
auep  biefe  ©erroenbung  auf  febe  anbe«/  nacb  bem  gemeinen  Sledjte  juldflige 
31  rt  nad)geroiefen  roerben  tbtmt? 

2Bir  erbffnen  Sud)  baber,  ba§  bie  lefctere  Sirt  ber  ?nad)roeifung  feinem  95e« 
benten  unterroorfen  iü,  inbem  bte  $3efd)einigung  burd)  ben  üanbrntb  ober  bureb 
bie  ßonbfcbaftgbirection  nur  für  binreiebenb  erüdrt  roorben,  in  ber  afleinigen«b* 
(td)t,  um  ben  ^eroei*  iu  erleicbtern,  ber  im  SBege  ber  orbentlicben  33eroeifffiib' 
runq,  ber  SKegel  nad)/  mit  größeren  (Scproierigfeiten  oerfnöpft  ifi. 

SBenn  übrigen/ in  bem  §.  8.  bes  <£btct*  bie  3}orfd)rift  entbalten  id/  ba§  Nl 
8ebttr  unb  gibeifommi§*(iJöter  bie  jum  SHetabliffement  ber  Äriegßfcbdben  erfor« 
berltcben  ©ummen  auf  bie  ©ubfianj  foleber  ©üter  intabulirt  werben  fonnett/ 
roenn  bie  ^Berroenbung  bed  ©elbeff  gebbrig  attefiirt  iil,  unb  aud)  bieräber  3»"* 
fei  entftanben  t?nb/  roeil  bie  Sernenbung  nid)t  eber  atteftirt  werben  tbnnc,  al0 
bis  batf  Darlebn  aufgenommen/  unb  juin  SRetabliffement  beÄ  ©uM  lt.  angelegt 
tt,  fo  PerfJebt  eß  ftdi  oon  fefbji,  baf  barunter  niebt  eine  folebe  attcflirung  ge* 
meint  fein  fbnne/  welcbe  beurfunbet,  baf  bie  erft  ju  erborgenben  ©eiber  jum  SRe* 
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♦abriffrment  t>er  Ärfegftffödben  wirtlich  uerwcnbft  Wörben.  gtf  fSmmt  bielme&r 
nur  auf  SSefdrdnigung  borfibefe  an,  baf  We  Summ«  ber  Pon  bem  betreffenben 
gebntf«  ober  §ibeifommi§.©nte  eingetragenen  ßrieactflaflen  unb  ©djdben  ftcf)  fo 
fcoch  belaufe,  altf  batf  äaplfar  beträgt,  weldjetf  berBettbefifcer  popotbefarifch  bie* 
frrbölb  aufzunehmen  entfchloften  ifl. 

ginetf  Sttacbweifetf,  ba§  batf  folchergeffalt  auf  ein  ßcbn-  ober  glbeifommi§* 
@ut  aufounebmenbt  £arlebn  auefe  ipfrflld)  *um  SRetablilfement  bejTclben  verweh* 
bet  worben,  fann  etf.jur  SEegrönbung  ber  Eintragung  Uß  Darlebntf  intf  £npo*  . 
tbefenbueb  febon  um  betfbalb  nicht  beburfen,  weil,  ber  Statur  ber  Darlebntfge* 
fcbdfte  nach,  ba*  ßapftal  immer  jupor  ttrtabulirt,  unb  bemnddjft  erfl  ge$ab(t  fein 
mu§,  bepor  folebetf  $um  SRctabllffement  ber  Äriegetffcbdfcen  perwenbet  »erben  fann.  @tf 
bleibt  baber  lebiglid)  @ache  ber  gebntf>  unb  gibeifommif  =  3nt<  rennten ,  barauf 
ju  pigiliren,  ba§  bas  Darlebn  feiner  söeftimmung  gemd§  tkrwcnbet  unb  ber  gefefc* 
lieben  Söorfebrfft  jufolge  in  btn  wrgefchrtefrenen  grifrett  jurüefgejabit  werbe/. 

3u  bem  (Snbe  ftnb  aud)  bie  bWtberWbuchfübretihcn  ^eborben  $u  welter  nichttf 
perbunben,  altf  ben  autf  bem  öopMbcfenbuche  fonflirenben  ße&ntf*  unb  glöeifom« 
mi§*  Untere  (fenten  bie  perfugte  ^ntabulation  eine*  foleben  Darle&ntf,  jür  Söabr* 
nebmuna  ibretf  ^ntereffc  befannt  $u  machen,  unb  tiefe  Söcfanntmachung  gleich- 
üettta  mit  Der  ^ntabulation  fejbfl  ju  perfugen,  aud)  für  bte  richtige  ^ntabula* 
tion'biefer  SRefanntmacbung  ju  forgen.         SDiatbitf  Sö.  8.  ,©.  319..  Ir  Slbfdmltt. 

;jc  C)  »eeicrlpi  ».  lfl.Siusu»  1809,  betr.  bie  Hmvcnbang  Vc!  f.  8.  bc$  gbtet*  t>. 
9.ö«br.  1807  auf  ftabtifebe  Orunbßütfe.  - 

'Die  Kuratoren  nuh  ber  (ggefutor  betf  91.  glbeifommiffetf  haben  t>k  Port  (Such 
erbaltene  Utefolution  Pom  24.  ^uliutf  c.  eingereicht,  woburcbSbr  felbige  mit  bem 
antra«  auf  Eintragung  einer  bem  tfnufmann  9t.  Aber  2000  SRrfc f r.  ©Hb  unb 
500  Sktblr.  Mourant  auögefteHten  Obligation  auf  batf  In  ber  @>panbaucrfira(je  in 
S3erÜn  belegene  jum  9tfd)en  gibeifornmiffe  aebbrige -geetpautf  and  bem  ©runbe 
jurücfücwiefen  habf,  weil  baß  ©biet  Pom  9-  betbr.  1807  §.  VIII.  nur  t>on  8anD* 
gutem  rebe.  «j  •  .  ■   „        .  >     .       n  , 

üßlr  machen  (Sud)  baber  ju  (Surer  Directfon  befannt/  ba§  bie  im  §.  8.  biefetf 
ebict«  enibnlM««  Skrprbnung  aflen  gibeifommi§*^ej?bern  ob"e  Sluisfnabme  tu 
fiaften  tomme,  inbem  bie  anfcfceinenb  bie  fidbtifdjen  gibeifommiffe  auäfd)lie§enbe 
^atTunq  bed  §.  8.  beff  beregten  (Sbictö  augenfebeinlid)  nur  foird)  bie  ©eltenbeit 
beö  gflfleö,  b«§  ftdbtifcbe  ©runbßorfc  ju  einem  gibeifommif}  eonftitnirt  werten, 
fteranlait  worben  10.        i  -  -  v 

Üem  bei  ßanbgötern  erforberlicben  Mttefle  be*  Äreiölanbratbö/  ober  bet  Banb» 
fcb(\ftßbirectiony  $arf  bei  ^4btifd)en  gibeifornmilTen  nur  ba*  nmft  bed  3)oltjeibi^ 
rectoriumö,  ober  betf  2)iagiftratö  be0  Ortö  fubflituirt  werben,  wornad)  3bt  6"* 
alfo  in  biefem  unb  in  dbnlictjen  gdüen  tu  achten  babt. 

,/„.  .  2Hatbi*  93.9.  @.48.  2r9tbfrtnitf. 

#)  ReserSpt  ».  20.  §ept»r.  1809,  betr.  bie  55et/(6ulb«n8  ber  mnt  unr>  5«bei<om< 
ttvffTc  »eijen  ber  «rie^f^äben. 

Inf  eure  »ufrage  in  ber  ßancTenfcben  ^npotbefenfac^e  Pom  26.  3ulin*  c, 
betrejfenb  Ä  , , . .  , 

t. 'bie  «Berfchnltung  ber  ßebtt»  «nb  gibeifommifgüter  nac^ SOinafgabe  betf  (Sbietl 
J'pom  9.  Pctbr.  i807v 

galtet 3bt  bi«fburch  |ur  «Refolution,  ba§  bie  miMft  betf  gebachten  gbidtf  §.  8. 
wbnad)  jur Tilgung  berjentgeh  Schulben,  welche  jum  Sietabliffement  ber 
^riegetffd)dben  auf  bie  ©ubftan^  ber  £ebn*  unb  gibeifommi^güter  contrabirt 
»otbert>  nach  Ablauf  breter  ^attt  feit  ber  contrabirten  gehutb,  tdbr.'ich  we- . 
nigfiehß*flerffunfjfbnte  $bett  bltf  Äapttaltf  abgejablt,  uub  folchergeflalt  bie 
gan^e  ^chulb  Idngftentf  binnen  18  fahren  getilget  werben  fofl, 
eineetbeiltf  ten  ©ort b eil  betf  ie^fgen  S3e|l$rrtf,  anberntbeiltf  aud)  ben  95orfbeif 
feinet  9tfld)folger  \m  Q3rf7^  beabftchtiget.    2)em  je&igen  ißefiber  gewdbrt  bie  ge* 
Milche  93orYchrift  §.  8.  ben  «öortbeil,  bafj  er  burd)  ben  SBiberfpruch  ber  ßebntf« 
ober  gibeifommi^  3ntereffenten  nicht  gebtnbert  werben  fann,  baß  jum  SRetabUf* 
fernem*  ber  '^rieigeßfehdben  erfortrerliche  Kapital  auf  bie  eubflauj  ber  ©uter  bO* 
Dotbefarifch  »erftchern  ju  laffen,  unb  ba§  ibm  jugleich  batf  ©efe^  eine  angemef« 
feite  3e(t  Qttiatttt,  binnen  welcher  er  batf  I)arlehn  aOmdblig  abjablen  fann  unb  . 
gwf»  T)urd>  biefe  fuccefftpe  Tilgung  ber  ©chulben  wirb  aber  auch  zugleich  ber 
S3ortbeil  ber  ßebn  unb  §ibeiFommi§folgcr  bewirft,  inbem  fü  bie  Xilgung  ber  gan* 
len  ©cbulb  in  btV  gefeiltcben  B«it  »erlangen  fbnnen.   Da  nun  ein  jeber  btfu&t 
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'    •»  .  •  •  •  i 

Iii/  ftd)  betf  <8ort&eilt  gu  begeben,  ben  ibm  bat  (Befefr  gcflattet,  fo  iß  von  felbtf 
flar /  baß  bU  liefen**  unb  gibeifommif^SnterefFenten  bemSSejTfcer  jur  Xilgung  ber 
©cbulb  eine  längere  3<it,  alt  baß  (#efe$  beflimmt,  bewilligen  f&nnen,  ba§  aber 
auch  nur  ber  anbern  ©eite  bem  Söcfi^rr  freigeben  muf,  bie  Gablung  in  einer  für* 
leren.  ju  bewirfen,  unb  fid)  pi'rju  gültigerweife  ju  »erpfüc^fcn.  £at  lc$* 
iere  folgt  aud)  fd*o;t  baraut,  ba§  bat  ©e|c$  J>ura>  bie  2ßorte: 

jdbrtid)  wenigftenö  ber  fünfzehnte  Xbetl 
nur  ba*  gertnefte  Quantum  beflimmt  bat/  weichet  ber  23cftfccr  jdbrlfd)  abjablen 
füll ;  birrburd)  ni  bcmfelben  offenbar  frei  geftellt,  bie  <5d)u(D  burd)  grfcfjcre  3a&» 
längen  in.  einer  förderen  Seit  ju  tilgen,  unb  wenn  birg  nicht  ber  gaü  rcdie,  fo 
würbe  ber  3m t et  beö"  ©efefces, tidmltd)  baö  «K^tnbltffement  ber  &riegtfd)dbcn/ 
nidrt  erreicht  werben,  (obalb  ber  iflefifcer  nicht  (#eiegcnbrit  bat,  einen  ©Idubi« 
ger  au*iumittcln,  ber  ibm  auf  18  ^abre  (Srebit  giebt  unb  mit  einer  fuccciftoen 
Strang  beö  ganzen  Darlebnt  jufeieben  ijl 

2öenn  alfo 

1)  in  bem  von  (Such  angejefgten  ga0e  ber  SReft^rr  In  bem  <2>d)ulbbocument 
ftd)  verpflichtet  bat,  bat  erpaltene  Darlebn,  nach  Verlauf  pon  brittrbalb 
Sabrcn  unb  nad)  ooradngiger  halbjährigen  Buffünbigung  jurücTjujablen/  fo 

■     fann  et  (einem  ©ebenfen  unterworfen  fein, 

ba&  biefe  ^efftmmung  beö  ©djulbbocumcntt  in  bem  fcppot&efenbud)  ver« 
werft  werben  mu§. 

JDenn.  wenn  auch  gleid)  birraut  bie  golge  enffpringen  Fann,  bafj  ber  ©Idubf» 
0er,  fobalb  er  binnen  ber  Verabrebeten  3eit  nicht  befriebigt  wirb,  bie  ©ubbafta« 
tion  nachfitcht,  fo  bleibt  cö  boch  lebiglich  bie  2ache  beß  jefcigen  iHeftfcer*  unb  bet 
übrigen  ßebnß*  unb  $ibeifommi§  ^ntereffenten,  auf  einem  anbern  2ßegc  für 
bie  V3*friebigung  btefcö"  (Sldubigert  ju  forgen,  um  baburd)  ber  ©ubbafiation 
»oriubeugen.  .    :  ,  .  . 

3n  ber  von  (£ud)  aOegfrten  G.  ö.  vom  3.  «mal  pract.  wirb  nur  gefagt/ 
ba§  ber  Antrag  b«r  N.  N. 
wornad)  bie  ßurücfjablung  bet  Dnrlefent  nicht  in  jflbrltchen  Terminen  |tt 
xt  Xb'Ü  beflimmt,  fenbern  bie  (Sorge  bafür  ben  ^ntereffenten  überlaffen 
unb  biefen  nur  oon  ber  Eintragung  «Nachricht  geaeben  werben  fott, 
bem  vsrinne  bet  Erbtet ö  vom  9.  üetbr.  im>7  ganj  anaemeffen  feo; 
unb  bieß  iü  auch  wirfiid)  ber  Sau,  tubem  bat  gebachte  (Sbict  nur  benimmt,  wat 
ber  Sßeftyer  minbeflent  leiten  mu§,  unb  wat  bie  gepnt«  unb  gibeifommi§»3fnte< 
reffenten  boebften*  forbern  fonnen,  woburd)  alfo  bie  resp.  ©efugni§  berfelben/ 
-  mebr  |u  ieiöen  al0  gelciftet  werben  foU,  ober  weniger  ju  forbern  al0  gefor* 
bert  werben  fann, 

feinetftvegeg  befchrdnft  wirb.  &3  folgt  bierauff  von  felbft/  ba§  bie  obige  «öorfchrift 
De«  ebictö  vom  9.  Dctbt.  1807  burch  bie  Q.  O.  vom  3.  SDlat  1808  feineßwegel 
abgednbert,  noci)  Weniger  alfo  aufgeboben  iji, 

.  ascritt.  ferner  # 

2)  bem  £ebn**  ober  5ibeifommi§ * SßeiT^er  .bat  auftunebmenbe  Darlebn  hic^t 
baar^  fonbern  nur  iu  <J)fanbbriefen  ober  anberen  <Staatfpavi<ren  nach  bem 
9tomina(wertbe  ge^ablet,  bagegen  aber  bie  baare  3nrricfiabiung  ber  ganzen 
(Summe  von  ibm  venprochen  wirb,  fo  mu§  auch  biefe  ^«rbinblicbfejt  bet* 
(Bdmlbnerß  auf  bie  eubflanj  ber  (guter  eingetragen  werben. 

Denn  um  bie  ©ubffani  beö  ßebnö*  ober  gibeifommifjgutt  guitiaerweife  ju 
verpfdnben,  tft  —  wie  (5ud)  bereitt  burd)  ba$  SRefcr.  vom  12.  Stuguf!  b.  3.  et* 
öffnet  worben,  —  nur  eine  gefehlt  che  ^ad)  weifung  babin  nbtbig  / 

ba§  bie  vf. limine  ber  von  bem  ©ute  getragenen  ^riegtlafien  unb  6d)dben 
ftd)  wirflich  fo  boch  belduft,  a(0  ba0  einmtraaenbc  Kapital,  wogegen  eß  bem 
£ebnt>  unb  Sit>eifommi§* ^ntereffenten  öbrrlaffen  bleibt, barauf  ^u  vigiiiren/ 
bag  baJ  Darlebn  feiner  SBtftimmunq  gemd§  verwenbet  werbe. 
SQenn  nun  g(eict)  ber  ^ eftner ,  fobalb  ibm  bie  valuta  in  ^fanbbriefen  ober  an« 
beren  papieren  nach  bem  mominalwertb  gejablt  wirb,  nicht  iw  ©tanbe  ift,  bie« 
feß  Darlrbn  unmittelbar  gum  feilen  be0  @utet  w  verwenben,  ober  burch  ben 
iBerfauf  ber  erbahenen  «Papiere  fleh  je$t  fo  viel  baar  QJelb  |u  verfdjaffen,  alt 
bie  eingetragene  (Summe  betragt/  fo  wirb  boch  bierburch  bie  SWog iid)f eit, 

bag  i>ew  obngeachtet  ber  voOe  S3etrag  bet  eingetragenen  Dariebnt  jum  ©e* 
ücn  bet  ©utet  verwanbt  wirb/ 
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feine*»ege0  au0gefd)IofFen/  inbem  ber  25ef?$er  l>U  Differenj  $n>ifd>rtt  betn  (Tour* 
unb  Jftomfnnlwertbe  ber  erhaltenen  ^aptere  nus  feinem  2lHobialoermogen  bccTen, 
aud)  OJelegenpeit  hoben  fann,  burd)  Söerpfdnbuna  tiefet  Rapiere  ober  burd)  an* 
berroeittge  Umfcbldge  unb  Operationen/  bie  er  lamit  Pormmmt,  fo  Diel  haar 
©elb,  al0  ba0  eingetragene  Darlebn  beträgt/  flcb  ju  befebaffen  unb  jum  Sfteta* 
bliffement  be*  ®ute0  }U  perwenben.  Ueberbem  fann  aud)  ber  Umftanb  nicht  au« 
fjer  »cht  gelaffen  »erben  /  bag  ber  SRefTfter /  wenn  er  bie  valuia  ganj  ober  jum 
Tbeli  in  «Parieren  annimmt/  bierburdi  ben  (üldubtpf r  beroeaen  fann,  batf  Dar= 
lehn  gegen  geringere  Btnfen/  aiö  eg  fonft  gefdieben  »ürbe,  berjugeben.  21  u f  alle 
gd0e  ifl  e0  hiebt  ©acbe  ber  ßppotbefenbueb  fi'ibrenben  itfeb&rbe,  fonbern  lebigltd) 
©acbe  ber  ßebnä*  unb  $ibeifommig*3ntereffenten,  barauf  ju  (eben/  ba§  las  ein* 
getragene  Darlebn  feinem  %nt<t  gemdg  per»anbt  »erbe. 
3)  ^n  bem  21  ß.  SR.  Tb.  2.  Tit.  4.  §.  lOi.  önb  216.  wirb  Perorbnet, 

bag  »enn  ber  ©Idubigee  »egen  ber  beftimmten  ;K«cr;nblung0.  Termine 

freiwiUig  9tacbffcbt  giebt/  folenetf  auf  feine  (gefaftr  gefebtebet; 
unb  in  ber  febon  er»dbnten  <J.  O.  ifl  nur  enthalten ,  bag  bie  SSieberbejablung 
fcetf  Carlebn*  nicht  gerabe  in  jährlichen  Terminen  ju  TV  ju  beflimmen,  fonbern 
bie  ($orge  ben  3fntereffentrn  jw  überlaffen  fei. 
(£S  itf  folcbergeßalt  in  tiefer  (F.  D.  nur  baoon, 

»ie  h'tjt  bei  Bufnebmung  be0  Darlebn0  bie  fünftfge  SRiitfjnblimg  $u  be* 

flimmen  fei/ 

in  ber  obigen  «Borfcbrift  be*  2T.  ß.  Sfc.  aber  bapon  bie  SRebe, 

»eld)e  gefe&licbe  golge  entlobet,  »enn  ber  ©Idubiger  bie  jefet  beffimmtett 
,    SRüefjablung**  Termine  fünft  ig  bei  beren  eintritt  nicht  beachtet/  fonberti 

freiwillig,  ober  obne  (Einwilligung  ber  5nter# ffenten /  Sftacbficbt  giebt. 
<Zt  will  baber  nicht  einleuchten/  »ie  einige  Sftttglieber  eures  Gollegil  ber 
Meinung  fein  tonnen, 

bag  biefe  «Borfcbrift  be0  9.  ß.  SR.  burd)  bie  er»dbnte  £.  O.  aufgehoben  fei. 
Such  fann/  ba  feit  bem  S&tct  oom  9.  Dctbr.  1907  noch  nicht  einmal  brei 
3ahre  oerftrieben  ftnb,  ber  gaQ/  bag  ein  ©Idubiger  bie  in  ©emdgbeit  biefe0  gbict* 
ober  burd)  anberweitige  «Bereinigung  ber  ^ntereffenten  regulirten  SRürfiablung*- 
Termine  nicht  beachtet  bdtte,  noch  gar  nicht  porbanben  fein/  »enn  aber  ein  fol* 
eher  gaü  fünftig  eintreten/  unb  bann  barüber, 

»eiche  Solgen  au*  ber  con  bem  ©Idubiger  freiwillig  erteilten  9tacbftc&t 
entfprfnaen/ 

ein  (Streit  entffe&en  (otttC/  fo  mug  biefer  etreit  im  2ßege  beö  5>rocejfe0  entfdjte» 
ben  »erben. 

Uebrigen0  iil  eö 

A)  in  flnfebung  ber  gibeifommig*©üter  blnrefcbenb/  »enn  bie  erfolgte  (Ein- 
tragung beff  Darlebnö  biog  Denjenigen  gibeifommig « ^fntereffenten  befannt^ 
gemacht  »irb,  welche  nach  ber  ©orfchrift  betf  31.  ß.  3ft.  Tb-  2.  Tit.  4.  §.  87. 
biß  95.  bei  ber  33erfd)ulbung  eines  $ibetfommi1je0  juaetogen  »erben  utüUen/ 
unb  nach  23orfcbrift  bed  §.  68.  1.  c.  aud  bem  j^potbefenbuebe  eon(iiren. 
S3et  ßehngütem  bagegen  mug  bie  erfolgte  Eintragung  be0  Darlebnö  benfeni« 
aen  ^ntereffenten  befannt  gemacht  »erben,  beren  @in»iaigung  )u  einer  S3etaftung 
beß  ßebnö,  n.ach  ben  $orfcbriften  be0  31.  ß.  §R.  Tb.  t.  Tit.  18.  §.  228.  seq.  unb 
31.  seq.  unb  bc0  Dflpreugifchen  $rooinMal<SRecht0  3nni(?  37.  unb  38.  ertorbet«  • 
lieh  tit;  inbem  bie  ^nterciTenten  burch  biefe  S3efanntmad)ung  in  ben  €  tan b  gefegt 
»erben  foQen,  ihre  Stechte  in  Slnfebung  ber  SJerdnberung   betf  eingetragenen 
2)arlebn0  unb  in  Stnfebung  ber  in  bem  eingetragenen  ©chulbbocumente  beftimmten 
JRücfiablungd^Termfne  »abrjunebmen.        Sftatftit  Ö.  8.  ©.550.  2r  3lbfchnitt. 

S>  Rescrlpt  0.3.  IRdri  I810,  benfelben  ©eaenflanb  betr.  • 

3Bir  haben  nunmehr  bie  oon  bem  qebeimen  Obertribunal  unb  ben  ßanbesiuflfj« 
coüegien  über  bie  £5efanntmad)una  ber  nach  Anleitung  beö  6bict0  00m  9.  Dctbr. 
1807  §.  8.  Aur  SBieberberftrüung  ber  burd)  ben  Ärieg  ruinirten  ßebntf«  unb^ibei« 
fomimp ■>  Wuter  aufgenommenen  rarlebne  eingegangenen  Berichte  erwogen,  unb 
ftnben  nicht  nur  bei  ber  frühem  SBerorbnung,  bag  bem  (Sidubiger  bie^orge  für 
ben  S9e»ei0  ber  »irflichen  Q3er»enbung  M  Darlebn0  gur  ^BteberberüeOung  be0 
ßebn0  ober  5ibeifommi1Te0  nicht  aufgebärbet/  fonbern  biefelbe  ben  ßebnd«  ober 
Bibeifommijf- 3fntere|Tenten  überlaffen  werben  mug  /  feinen  Slnftanb,  fonbern  2Bir 
geben €udh  aud)/  mit  SRücfftcht  auf  bte  nach  bemStntrage  ber  perwittweten £aupt» 
mdnnin  »on  Olefeo»  unter  bem  3.  mt  erlajfene  e.  D,  Solgenbetf  ju  erfennen. 
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(gl  fcafte  ndmlicb  bie  von  «Kefcoro  ttorgeftellt,  tn§,  roenn,  rofe  bal  ganbetf- 
Sußijeoflegium  ju  Stettin  »erlange/  benett/  roelcbe  bal  (Selb  iur^Bieberberfteflung 
bei  ßebnei  ober  Sibeifommiff«!  i«  leiben  bereit  flnb,  befannt  gemacht  »erben 
foÜe,  ba§  idbrlid)  ber  15.  Xbeil  bei  ßapitall  eingebogen  roerben  muffe,  rocil  fonfl 
bie-  ihnen  befteflle  #i)potb«f  in  2ln(ebung  btefetf  15.  Xbeill  jdbrlid)  erl6fd)r /  biefe 
Siebenten  tragen  würben/  fiel)  auf  ein  fo  ücnolcf  eitel  unb  gefährliche!  (öefchdft 
einjulaffen.  mit  SRötf ficht  auf  biefe  ®rönbe  oerorbnete  tlnfere  Siüerhocbite  $rr» 
fon  in  ber  angeführten  <J.  O./  ba§  bie  Söicbrrbrjablung  ber  gebacken  Knieibe 
t  nid)t  eben  in  jdbrlicben  Xerminen  u<  TV  *u  betfimmen/  fonberh  bie  ©orge  für 
bie  geborige  Bbjablung  ber  ©cbulb  ben^fnterefTenten  |u  überlaffen  fe«.  ipeernad) 
fleht  e»  alfo  Diii  ©Idubigern  frei/  ftd)  auch  anbere  3«blungltermine  aulftubebin* 
gen.  SJtadjen  jte  aber  »on  biefer  SÖefugnig  feinen  (gebrauch/  fo  Ift  anzunehmen/ 
tan  fle  uch  bie  von  bem  ©efe$e  beflimmten  Xermine  baben  gefallen  iaijen.  Der 
(gläubiger  oerliert  alfo  nicht  nur  in  aflen  fällen,  roenn  er  bie  ganje  i5idbnge 
grill  oerftreieben  ld§r,  unb  aud)  binnen  4  Soeben  nad)  Ablauf  berfeiben  bie  Imlage 
nicht  anmelbet  unb  ben  <Proje§  ober  bie  (Sgecution  nicht  geborig  fortfebt,  nad) 
©orfdjrift  bei  «.ß.St.  £0.1.  Sit.  IV.  §.255.  unb  Xb.  H.  Xit.  IV.  §.  103.  feine 
9iea  treffe  an  bem  oerpfdnbeten  Sebn-  ober  8iöetfommi§--(i}ute/  fonbern  biefer 
©erluft  trifft  ihn,  nad)  «Borfdjrift  bei  §.  252.  unb  253.  Xit.  IV.  Xb.  I.  bei  21.  B.JR./ 
in  SRüdfabt  beffen/  toal  er  von  bem  jdbrlid)  abjutragenben  I5ten  Xb«üe  einju« 
lieben  unterlaffen  bat/  aud)  nlsbann,  roenn  er  ftd)  roegen  ber  £abiungtftermine 
innerhalb  ber  15jdbrlgen  grill  nicht*  bcfonberl  auebebungen  bat.  SIflein/  obgleich 
bem  ©Idubiger  ba0  Stecht  eingeräumt  wirb/  bie  3ablungltermtne  innerhalb  ber 
I5jdbrigen  griü  anber0  ju  beilumncn,  fo  fod  bod)  baburd)  ben  Sibeifommig^n« 
tereffenten  bal  Stecht  nicht  benommen  werben/  gegen  ben  ©cbulbnee  felbfl  barauf 
|u  bringen/  ba§  er  bie  ©cfculb  idbrlid)  um  TV  Xbeil  tilge/  Damit  ihnen  nicht/ 
nenn  jte  oor  Jlblauf  ber  ganjen  lSjdbrigen  grifl  jur  ©ueceffton  gelangen/  eine 
größere  ©cbulb  }ur  üatl  falle/  all  (te  nach  bem  (öefefcr  ju  übernehmen  tdjulöig  ftnb. 

Durch  biefe  ©erorbnung  roerben  ben  gebnl«  ober  ^ibeifommi§  ^nterejfenten 
fbre  SRed)te  erhalten,  real  aud)  iroifchen  bem  sBefT^er  unb  bem ©Idubfger  Infln* 
febung  bei  aufgenommenen  Darlebnl  mag  oerabrebet  roorben  fein,  unb  el  würbe 
in  biefer  SRücfjtcbt  gar  feiner  SWanntmadjung  bei  auf  bal  ßebn  ober  gibeifom* 
miß  aufgenommenen  Darlebnl  an  bie  ßebnl-  unb  $ibeifommi§  '-3nterej[enten  be* 
biirfen.  Dagegen  haben  biefe  Dabei  ein  Untere  jfe/  ba§  auch  bai  aufgenommene 
Darlebn  in  bal  ßebn  ober  gibeifommif}  roirfliob  oermenbet  roerbe.  3br  habt  ihnen 
alfo  In  ben  §dlten/  roo  ei  tfat  ed)n?ierigfeit  gefchehen  fann,  auch  ben  befonbern 
gaü  bei  aufgenommenen  Darlebnl  befannt  su  machen.  Da  aber  biefe  fpecietle 
^efanntmachnng  nicht  feiten  mit  großen  S&eitlduftigfeiten  oerbunben  iil,  unb 
ihr  oft  unöberfteigliche  ^inberniffe  im  ^2Sege  (hhen/  fo  foU  fte  aud)  nicht  fcbleriv 
Utting  notbw«nbig  fein,  »ielmebr  fofl  bie  in  biefer  33erorbnung  enthaltene  att» 
gemeine  ©efanntmaebung  genügen/  ba§  nad)  bem  ©biete  oom  9.  Dftbr.  1607 
jeber  Bebnl«  unb  gibeifommif*»23eft&er  beftfgt  fei/  roegen  ber  jur  "fflieberheröeflung 
ber  Wüter  erforberlichen  (Summe  bie  ^ubfianj  ber  ($ütrr  felbj!  ju  belaften,  unb 
bafl  ihnen  öberlaffen  bleibe/  ihre  Dtecbte  in  «nfebung  biefer  Darfebne  toabriu» 
nehmen.  Diel  bat  auch  um  fo  weniger  iSebenfen,  ba  eineiXbeül  ber  (Sldubiger 
bal  ®elb  erfl  bergeben  muß/  ehe  el  oerwenbet  »erben  fann/  unb  er  alfo  feiner* 
feiti  für  bie  33erroenbung  beffelben  nicht  forgen  fann/  biefel  aud)  mit  2Beitldu* 
ftgfeiten  oerbunben  fein  roärbc/  auf  bie  (ich  fein  £apita(i$  einlaifen  toirb;  anbern 
Xbcill  aber  bie  gebni-  unb  gibeifommifefofger  felbft  ein  ^ntereffe  babei  h«ben/ 
§ur  ®iebcrberfteUung  bei  ©utel  mitjumirfen,  unb  bem  SBetffcer  Ubti  su 
gu  fommen,  ihnen  auch  /  roenn  tat  Darlehn  nicht  gehörig  oerroenbet  ober  getilgt 
roirb/  bie  rid)terlicbe  ^ülfe  ftit  fiatttn  lommt. 

^offmannl  Stepertorium  Xb.  2.  @.  175. 

h)  €•  O.  t>.  30.öct6r.  1810,  Utv.  bie  «erfaulbuita  Uv  ©udftaoj  ber  Cehne  nub 

SibeicomntiiTe  ivegen  ^nCiiöfdjtiben. 

9Iul  @urem  5Bertd)t  oom  27.  b.  9Jf.  erfe&e  3^  #  M  baruber  S^ifel  enfjranben, 
ob  bicge^nl*  unb  Jibeicommip  *  33efi$er ,  meiere  in  (Stemäfteft  bei  §.  VIIL  bei 
ßbtftl  oom  9.  Öftober  1807  gum  Sietabliffcment  ber  Änegel*<Sd)abcn  tmb  Ärte. 
gel d^ajlen  bie  ©ubftani  tfercr  Sehn*  unb  Sibeifommif  .©öter  oerfcfeulben  »oflen, 
bal  ibneu  uac^gelajfene  jöuantum  blol  in  baarem  ©elbe  ober  ob  jte  baffelbe  au*  in 
Wanbbrtefen,  ®taatt>  unb  anbem  papieren  bergeftalt  aufeuue&meu  berechtigt  pnb, 
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baf  fit  um  ben  |um  ftetaBttffement  ber  $rneg^<3d&aben  tittb  Strieg«.  Saften  accor« 
birten  ©elbbetrag  Baar  $erBei  jü  fdjaffen ,  bie  in  ^fanbbriefen,  <5taatt  *  unb  anbern 
5Da^ieren  nad)  iljrem  9fominalmert&  aufgenommene  bb&ere  5)arlebna«eummc  auf 
bte  ©ubftanj  ber  £t(>n-  unb  SibeifommitJ.  ©üter  eintragen  (äffen  bürfen  «nb  34 
»ta  ba&er  biefen  3weifel  nacfc  @urem  Söorfälage  Mir«  nadtfefcenbe  geftfefiiinaen 
aufgeben : 

2Benn  ber  23ejffcer  eine«  ße&n«  ober  Sibeifommifie*  wegen  ber  SflfanbBriefe, 
<£taatt  «  ober  anbern  Rapiere,  bie  er  bei  einer  Sfnlei&e  für  bie  Kriegs*  ©djctben  unb 
Ärieg*.  Saften  erhält,  bie  ©ubftanj  be$  ©ute*  für  eine  bbfcere  (Summe  al*  ber  25e. 
trag  ber  ffrieg*  (5*äben  unb  gaffen  ift,  oerpfänben  will,  fo  foOen  juoörberfl  über 
feinen  Antrag  jwei  Anwärter  nad)  Anleitung  ber  SBeftimmung  brt  Sf.ß.  9t.  %h.  II. 
Sit.  4.  §.  87.  unb  folg.  oernommen  werben. 

2>iefe  SBernebmung  foH  gerietet  werben  auf  ben  »on  bem  33efl&er  angegebenen 
SBetrag  ber  $rrieg$--©d)äben  unb  ßatfen,  auf  bie  $orfd)läge,  welcbe  bie  Anwärter 
wegen  9?egoeiirung  be«  Kapital*,  ba*  jur  8erid)tigung  ber  flrieg*.  (Serben  unb 
ßaften  nöt&tg  ifr,  machen  fönnen,  um  baburd)  ben  SBerluft  an  SPfattbbriefen,  ®raat*. 
unb  anbern  papieren,  für  welken  ber  äSeftfcer  bie  ©ubftonj  bei  ©ut*  mit  »erpfän« 
ben  wtO*,  gu  »ermeiber.,  fo  wie  aud)  auf  bie  SSefrimmungen  wegen  gehöriger  S8er« 
wentmng  beö  Kapital*.  ®t  foll  bemnäd)|t  herüber,  allenfalls  mit  93eftimmunq 
einer  ^tnreicr>enben  griff,  unb  mit  (Srtpeilung  einer  Bejtimmten  Auflage  über  bte 
uad)  »efdjaffen^eit  ber  (Srflärung  ber  Anwärter  $u  Berutyigenben  fünfte  au*  ber 
93eft$er  oernommen  werben  unb  nad)  ber  erfolgten  gegenfettigen  $ernefcmung  if* 
»on  ber  bat  £j$potbeFenBucb  fübrenben  33ebbrbe  m(t  Söorbebait  ber  im  förmlichen 
Sftecntömege  oon  bem  einen  Sbeile  ober  oon  beiben  Jb«ilen  nä&er  autyufübrenben 
SRecfrte,  bur#  eine  9*efolutton  feftjufe&en,  welcher  betrag  für  #rieg**ed)äben  unb 
Saften  unb  unter  welchen  SJtobificaticnen  berfelBe  auf  bie  ©ubftanj  fo*  ©ut$  ein* 
getragen  werben  foll  unb  bei  biefer  ^efolution  fcat  e«  ba*  S3ewenben,  Biö  im  form« 
liefen  «Rechtswege  etwa«  anberö  feftgefefct  worben. 

S3ei  biefer  Seftfefcung  burefe  eine  Stefolution  bleibt  e*  bem  (grmeffen  ber  ba«£t). 
potbefenBucMübrenben&ebörbeüBerlaffen,  in  wiefern  auf  bie  Erinnerungen  ber 
Anwärter  wiber  ben  Setrag  ber  Ärieg* .(sdjäben  unb  Saften  unb  über  bie  SÖerwen» 
bung  beä  beöbalb  auftune&menben  Kapital*,  fo  wie  über  bie  »ergebenen  3)?obtft= 
cationen  Bei  Eintragung  biete*  Sapitali,  nad)  ben  hierüber  fefcon  oorliegenben  ge* 
fefclicfcen  SBeftimmungen  9iücffid)t  *u  nehmen  ift.  3n  9*ücf  jTdrt  beö  «Betraf  Ginge* 
gen,  mit  welchem  ber  SBcjifcer  ber  £efm*  unb  Äibeifommiff« ©fiter  wegen  beö  S8er* 
Iuf>«  au  ^fanbbriefen,  <&taatt*  unb  anbern  papieren  bie  ©ubftanj  oerpfättben  witt, 
fann  auf  bie  SBorfdjläge  mit  welken  bie  Anwärter  gebort  werben  foüen,  Bei  ber 
geftfefcung  burefe  eine  SRefolution  nur  in  foweit  geartet  werben,  aU  fte  fogleid)  baar 
©elb,  ju  3lbwenbung  biefed  ^erlufte«,  nac^weifen.  3n  foweit  alfo  biefeö  nid)t  ge* 
fliehet  mu^  ber  95etrag  beä  oon  bem  Seft'^er  angegebenen  Söerluft*  auf  bie  <Bub\\am 
ber  ®üter  mit  eingetragen  werben,  ^ierna*  fjabt  3br  wegen  ber  ^ttblifation  bie-. 
fer  SBeftimmungen  unb  fonfl  bat  drforberlicfce  ^u  oerfügen  im  9tamen@ure$  \x>m< 
geneigten  Äönigö.  ©#  &  133 

i>  Rescript  ^.  I6.öcrtr.  1812,  6etr.  bie  SBerftfculbbarfeit  Sibetfommfggüttr 
wcflen  ber  SLtit&fdtfUn, 

®"\®W*k  p.  S.  ®cr.  jii  ©roaaa  »irb,  auf  ben  «Beridjt  oom  3i,  ffluguü  c. 
betreffenb  bie  SBefiignt§,  bte  3«röcf§abtuna  ber  auf  gtbfi!ommt§.©runbüöcfe/ 
wegen  ber  Äri«9^fd)4bcn,  aufgenommenen  £ar!e&tte  ju  forbern,  nad)  üorbertaer 
eommuniention  mit  beö  ^errn  Gtaatst m^Urt,  epeenenj,  eröffnet,  bnfi  &i«9itUtv 
bbdjjJe  G.D.  »om  9too.  1811  auf  bie  Sindioaie  betf  2(.  2. 3t.  Xb.  II,  Tit.  8  §  86 
seq.,  befanberö  auf  ben  §.99.  searünbet  ifl,  weldjer  oerorbnet,  Hfi  bem  teefffeet 
jur  ^iöieberberfleaung  betf  gtbeifommig  «©uteö  burd)  93erroenbung  ber  nuttuneb« 
menben  eumme  eine  oerbdltni§mdftige  B«it  geladen  werbe»  mufl,  cbe  er  mit  ber 
Siücfjaljlunq  anjufnngen  fdjulbig  iff.  Da  nun  bie  in  bem  fcbict  vom  9  net 
1807  beüimmfe  breijdbrige  grift  ben  naftber  eingetretenen  ^erbiltriffm  niebt^n* 
gemeffen  befunden  worben;  fo  bat  be^  ßinigß  ünmcftdt  biefe  griß  auf  ba*  2lnfu^ 
eben  bet  ©rafen  ft,  unb  »erfebiebener  ScblcfTfcben  SRajoratf .  unb  gibeifommii* 

mannfopff  «Ug.  «.anbiegt  IL  21 
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SBeft&er/  bis  juin  24.  3funi  ist5  ju  perldngern  geruht,  unb  nur  ben  gall  be* 
SlnbrinqenS  cineS  c^ldubtqeriT  aufgenommen.  3öenn  baber  in  bem  jefct  angeieig« 
tat  gnfle/  wegen  ber  oon  9tfd)en  ftibeifommifj * ©nter,  pon  feinem  ©Idubiqer, 
fonbern  nur  von  ben  ©&pnen  &eS  gibeifommifh$Beu>erS/  auf  bie  3urficr*abluna, 
ber  jum  SRftrttrlifiVment  t>er  ßrtegefrtdben  aufgenommenen  Gapitalien  gebruugen 
Wirb;  fo  n>irb  ber  ftibeifommifh  S8cu"$«  ftd>  aQerbingS  auf  bie  2lflerbfcd)fte  @.  D, 
berufen  fbnnen,  wonad)  baS  äftnigl.  <pupiflen*@o0egium  ben  Kurator  ber©6bne 
beS  Jeggen  Sibeifommi§ss-8ejt$erS  ju  befd)eiben  bat.  83.  l.  ©.259. 

It)  Reseript  \>.  8*3ttfi  181  **/  3uiieöuna.  bei-  Anwärter  bei  QSerfcöulbung 

efneS  exnioratautS. 

Dem  äerrn  SRittmeltfer  ton  9t.  wirb  nuf  bie  SSorfleHung  Pom  16.  p.  an./ 
unter  3urücfgabe  ber  Anlagen  berfelben/  in  2lb|Td)t  ber  barin  ent&altenen  anfrage: 

ob  nur  ©in trag ii Ii«  ber  von  ber  ®ubftan|  feinet  SenloratguteS  9c./  nach 
SWaagaabe  beö  (SbictS  vom  24.  27? ai  d.  5.  bellten  93erm6genSfteuery  bet 
(JonfenS  ber  betten  ndchlten  (Senioratöanwdrter  erforberlich  ober  entbehr* 
lid>  fei? 

bierburdi  jur  Slefoluiion  ertbeilt,  bafi  bie  3"iiebung  ber  beibm  ndebfien  gnmdr« 
ter  aHerbing*  für  erforberlid)  ju  achten  iü,  ba  ber  jperr  tc.  von  91.  geftdnblid) 
bie  Sibltcbt  bat/  fo  Diel  «Pfanbbriefo  rtU  bie  bejablte  iBermcgensfleuer  oon  321  >K i i) i r. 
nad)  bem  (SourS  betrdgt/  ausfertigen/  unb  mitbin  bie  ©ubftanj  beS  ©eniorat* 
guteS  für  eine  Wert  ©umme/  als  ber  eigentliche  25etrnq  ber  (Steuer  ift/  wer» 
pfdnben  ju  (äffen  i  weSbalb/  ber  2lnaloqie  beS  Sistig!,  ©efrbls  Pom  30.  Der.  1810 
©.  133.  ber  (S.  e.  jufolge,  bie  ©orfchriften  bes  31. 2.  SR.  2b.  H.  Sit.  4.  §  81.  seqq. 
hier  unfireitig  ibre  Hnroenbung  ffnben.  p.  ff.  3f.  ».  2.  @.  24. 

1)  Verordnung  ».  *.  Wugufl  1817,  betr.  bie  SScrfdmlbuna,  ber  fieöne  unb  Sibci* 
commiffe  tvegen  ber  aui  ben  testen  Kriegen  berrübreuben  ©rfjrtben  unb  Saßen. 

3n  Erwägung  ber  ungewöhnlichen  Sailen,  welche  oon  pielen  Unfern  Untertanen 
feit  bem  Oabre  1  SO«  unb  »oriiialtd»  in  ben  ffriegSjahren  1812,  1813  unb  1814  ge* 
tragen  werben  mujjten,  haben  2tiir  für  nötfng  erachtet,  bie  SftechtäoerhältnifTe  ber 
SehnS*  unb  §ibeiFommt|T»23ejt$er  in  SBejiehung  auf  ÄriegS  *  «Schöben  unb  Saften, 
naher  ju  befttmmen,  unb  oerorbnen  bierbunt,  nad)  '^jibcrtiug  Unfcrö  <5taatitatty, 
wie  folget: 

§.  1.  @6  foflen  bie  für  ben  ffrteg  »on  1806  M  1807  erlaffenen  »orf*rtften  be« 
ßbtf«  »om  9.  Äftober  1807  §.  8.  unb  ber  ©eflaration  w«  20.  3anuar  1808, 
woburd) 

jeber  fie^nö*  unb  Sibeifommtf -93e(t^er  Berechtigt  würbe,  bie  jum  ^etaBItjTement 

ber  f  ricQ«  =  8d)a5en  unb  jur  Jedling  ber  tfrtegä  -  £afren  er  für  ber  Ii  eben  Summen 

auf  bie  ©uftflaiti  ber  ©üter  ^pot^efartfdi  aufzunehmen, 
ba,  wo  btefe  SSerorbnungen  bittet  febon  gegolten  haben,  hinfort  auch  für  bie  Äriegä* 
jähre  1812, 1813  unb  1814  auf  alfe  ©efffcer  oon  Sehen,  5amiUen*Sibetfotnmtffe  unb 
foleben  ©iitern,  welche  mit  ftbeif  ommifTdrifchen  ®u&fiitutionen  befchwert  ftnb,  ohne 
9!öcf)tcht  auf  bie  5lnorbnung  einzelner  Stbeifommipftiftungen,  angewanbt  werben. 

$.  2.  95on  ben  Ärieg«(aflen ,  wofür  eine  33erfd)ulbung  erfolgen  fann,  bleiben  je« 
boch  au0gefd)IojTeu,  bloiie  Natural  Einquartierung ,  $>anb*  unb  ©pann^ienfte. 

ss.  3.  ^inb  bie  Ärteg« Iaf!en,  wofür  ba0  ®nt  oerfdjnlbet  werben  foQ,  Pon  ber  ^Irt, 
baf  bafür  in  $ofge  bed  ($bifttf  Pom  3.  ^uni  1814  eine  Vergütung  bereits  erfolgt  tfr, 
ober  fünftiq  erfolgt;  fo  i|l  btefe  Söergütungö^umme  im  erfifen  ^aß,  pen  ber  ©ümme 
ber  burch  g3erfd)uibung  $u  beefenhen  Sailen  in  51biug  gu  bringen,  im  ^weiten  JaÖ  jur 
Abtragung  ber  bereits  aufgenommenen  Schulb  gu  perwenben.  Ößenn  t'nSbefonbere 
biefe  Vergütung  in  SteferüngSfcheinen  erfolgt,  fo  tfl  ber  S3e|!ßer  perpflftchtet,  biefe 
SieferuiigSfcheiue  fogleich  bei  Aufnahme  beS  Kapitals,  ober,  wenn  ihm  btefelben 
noch  nicht  eingehändigt  ftnb,  fobalb  biefes  gefchieht,  gerichtlich  ju  bepoutren,  unb 
ben  betrag  berfelBen,  fobalb  er  baar  ausgezahlt  werben  wirb,  jur  Befreiung  beS 
©uts  pon  ber  aufgenommenen  ©chulb  ju  «erweuben. 

§.  4.  3n  5lnfehnng  beS  ben  SÖeft&ern  obliegenben  33eweifeS  ber  Äriegsfchäben  unb 
flriegSlaften,  hat  *4  bei  ben  für  foiche  Salle  bisher  erlaffenen  öorfchriften  fein  85e« 
wenben. 
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5.  5.  JSXe  SlBjahlung  her  aufjunehmenben  ©dmlb,  In  fomeit  ffenf^t  fchon  Im 
§.  3.  btefetf  ©efefce*  beftimmt  tft,  mufl  3»«  3flhre  nach  ber  Sfufnabme  bergeftalt 
ihren  Anfang  nehmen,  baf  aläbann  ein  3ehntbeil  unb  eben  fo  von  ba  an  afljäbrlidb 
flfcichfaüö  ein  Sehnt  heil  ber  ganzen  ©chulb  abzutragen  iß;  aud)  fpU  jebe  3chiif5  bie. 
fer  Slrt  ohne  9tücf  ficht  auf  bie  3«*  i&rer  Aufnahme  wenigftentf  oor  beut  1.  3anuar 
1831  pbüig  abgetragen  feon,  fo  baü  von  biefer  %tit  an,  für  ade  nicht  abgetragene 
<sd>uloen  ba*  SRealrecht  oon  felbft  aufhört. 

§.  6.  3n  2lnfehung  ber  au«  ben  ffriegöjahren  pon  1806  unb  1807  herrübrenben 
SBerfcfjulbung  oon  Sehen  unbSibeifommilTen,  oerorbneu  2Bir,  baf  ttnfere  (S.  £). 
vom  9.  Stovern  ber  1811,  meldte  für  ©chlefien  ben  Anfang  ber  5Kücf  .jci  hf  unc;  Iii 
}um  24.  Juni  18!5  binau*gefefct  hatte,  hinfort  auch  auf  bie  übrigen  Sprornnjen, 
»ortn  baö  @bift  »om  9.  £)f  tober  1807  publtjirt  »orben  »ar,  angewendet  »erben  foll. 

®.  ©.  ©.  206. 

in)  Declaration  ber  porfteljenben  Cerorbnunß,  d.  ll.ftyrll  1818. 

2Bir  Jriebrich  3öilbelm;»on  ©ottetf  ©naben,  fföntg  oon  $reuj;en  :c.  je.  haben 
in  Unferm  Sbif t  oom  9.  £ftober  1807  §.  8. ,  unb  ber  (Defloration  Pom  20. 3anuar 
1808,  bie  SBerjchuloung  ber  Sehen  unb  Sibetfornmiffe  wegen  ber  au«  ben  fahren 
1806  unb  1807  bmübrenben  ffriegäfchäben  unb  ffriegtffaften  bergefMt  nathgelaffen, 
ba$  bie  SRücfjablung  folcher  ©cbulben  nach  3  3<*bren  mit  be$  kapital*  anfangen, 
unb  bamit  jährlich  in  gleicher  Summe  fortgefahren  »erben  feilte.  2öir  haben  in 
ber  <^o(ge,  burch  bie  bruefenben  3cttumfiänbe  bewogen,  ben  Anfang  biefer  Sfalcfjah» 
hing  für  behielten  auf  ben  24.  jmunü  1815  hinautfgefefct,  unb  *ule$t  in  Unferer 
Söerorbnung  vom  1.  *Huguft  1817  §.  6.  biefen  ftuffdmb  auch  auf  Uufere  übrige  $ro* 
oinjen  erftreeft.  2>a  Und  aber  angejeigt  werben  ift,  bajj  mehrere  ©üterbeftyer  burdh 
btejolgen  ber  Äriegöjahre  aufer  (&ta\\b  gefommen  ftnb,  bie  6Nh*r  fälligen  3ahlun. 
gen  ju  leiften,  fo  oerorbnen  2Sir  herüber,  naefc  eingeholtem  ©utadjten  Unfern 
©taatärathed ,  rote  folget: 

§.  1.  diejenigen  ^eftyer  oon  Sehen*  unb  SibeiFornmifh  (Gütern,  »eiche  mit  ber 
Sfricfyablung  ber  auä  ben  fahren  1806  unb  1807  herrübrenben  $rieg$fd)ulben  noch 
nicht  ben  bie  her  oorgefchriebenen  Anfang  gemacht  haben ,  flnb  baj u,  oom  24.  3u* 
niu*  1818  ab,  unabänderlich  Perpflichtet. 

§.  2.  3)ie  gänzliche  SBeenbigung  biefer  (Schulbentilgung  foll  fpäteften*  ben  24. 3u. 
niu*  1831  erfolgen. 

§.  3.  Sßir  oerorbuen  baher,  bafj  ba«  ganje  Kapital,  ober  ber  nod)  ruefftänbige 
Jheil  beffelben  in  oierjebn  gleiche  Xbeile  oertheüt,  unb  baß  am  24.  3uniuö  jebe« 
3ahre«  ein  folcher  £beil  abgetragen  »erbe.  ©.  <B.  ©.  29. 

n)  Reskript  \>.  20.  9?ov6r.  1820,  betv.      lermfne  jur  SurürfiaMung  ber  SKera» 
tMemtntiiehulUn  bti  l'efcnen  unb  St&eicommtiTcn. 

9t u f  ben  Bericht  bti  &bmg(.  O.  ß.  (Ser.  Pom  6.  b.  0)?. ,  »irb  bem  GfoHegio 
9laä)fiebcnbe*  tu  feiner  Z)treciion  erbffnet.  ^Bas  bie  Hauptfrage  betrifft, 

ob  ein  Uebereinfommen  »»ifchen  ben  gibeifommifc«  unb  ßehnsbeubern  altf 
(gduilbnern  unb  ihren  ©Idubigern,  burd)  roelcbetf  bie  burch  bat  Sbict  Pom 
9.  Oct.  1S07  unb  bie  33erorbnungen  Pom  l.aufluft  1817  unb  21.  Stpril  1818 
hejiimmten  ütöcfiablunaö» Termine  ber  9teta&lijTement0*©ct)ulbcn  »citer  hin* 
au0getc$t  »erben  tollen,  überhaupt  suldffig  fei? 

fo  tritt  ber  ^uflij. SWinifier  ber  bmbenben  Meinung  betf^oflegii  pbllig  bei,  weit 
Dergleichen  Slbreben  unb  Bereinigungen,  porausgefefct,  ba§  fte  in  gebbriger gorm 
erfolgen,  in  ben  obaebachten  c^e>'encn  nirgend  perboten  »erben,  aueb  folche« 
nicht  in  bem  (#etft  gebauter  ©efe^e  gelearn  hat,  weil  fte  bie  X>ie>poftttonofdbtg* 
feit  bti  Sehn«'  unb  ^ibrifommifj- 9)ef?$er0  für  ben  3»«t  bti  9%etabliiTementtf 
nur  erleichtern,  bie  allgemeinen  fchon  efiüirenben  (Defe$e,  »egen  33erfd)ulbung 
folcher  (SJÄter,  aber  nirgenb«  erfebroeren  »oOen. 

2ßaö  nun  aber  bie  gefefcüche  gorm  betrifft,  in  »elcher  biefe  Serabrebungen 
gefehl  offen  »erben  muffen,  fo  unterfcheibet  bad  ^bnigl.  O.  S.  ©er.  ganj  richtig 
bie  gibeifommiffe  pon  ben  fiehngötern.  3"  «nfehung  jener  iß  nach  ben  ©orfchrif* 
ten  bee  «.  ß.  dt.  ein  gamilienfchlu§  erforberlich/  »enn  bie  ©ubfiani  eine«  gamilien* 
Sibeifommiffc*  mit  edjulben  belallet  »erben  foO.    ein  folcher  gamilicnfchluf 
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mug  bafrer  aud)  bett  biet  in  Siebe  tfebenben  Söerabrebtmaen  jum  ©rntrbe  gelegt 
werten,,  .fobalb  ba$  ©runbtfiitf  nid)t  bfo§  mit  feinen  gteoenuen/  foubern  aud) 
mit  ber  (2ubflanj  über  bie  ©renjen  ber  oben  angesogenen  ©efefce  oon  1807/  1817 
unb  1818-binau*  Perbaftct  bleiben  fott.  Da*  Kollegium  erinnert  wat,  ba§  auf 
biefc  Söeife  ben  2öünfd)en  bet  (ScbulDncr  wenig  enn'procben  werben  würbe/  weil 
begleichen  gamiltcnfcblujfe  mit  vielen  ©cbwierigfetten  perfnüpft  feien.  Dies 
raun  inbeffen  nicht«  äntent ,  weil  bie  ©efefce  von  1817  unb  1818  ba*  S5eflc  ber 
perfcbulbeten  gibeifommif  *  ©cfiper  fd)on  genugfam  porgefeben  unb  febt  milbe 
Jöeftimmungeri  getroffen  Gaben.  (SS  ifi  baber  f  ein  ©runb  porbanben,  biefc  JDiS* 
pojttionen  noefj  mebr  *u  erleichtern,  auch  warbe  }U  einer  folgen SJbdnberung  beö 
©efefceö  eine  autbentifebe  Declaratton  crforberlicb  fein/  bie  aber  nad>  bem'Söor* 
febenben-niebt  motioirt  werben  fann.; 

2Ba$  bie  ßebne  betrifft/  fo  tritt  ber  ^ufltj-attinifter  auch  ber  auf  ba*  bortige 
ißtooinjialrecbt  geflößten  Meinung  beS  @ollcgii  allenthalben  bei/  unb  bemem 
'   nur  in  £inftd)t  be0  betlduffg  angeführten  ©a&cS/ 

ba§  bie  fpäW  eingetragenen  £opotb<fcn»©ldubiget  einem  folgen  Uebetein* 
i  *  >  fommen  beitreten  mü§ten, 

J>a§  er  bierju  feinen  binreidjen&en  ©runb  abfe&en  fann.  JDemt  fobalb  überhaupt 
M  Stecht  Des  ©Idubtger*  unb  ©cbulbnerS,  jtd)  über  fpätere  SRücfjablungStet» 
uüne  ju  einigen/  nicht  beftritten  werben  fann,  ift  feine  SBeranlaffung  porbanben/ 
ben  fpdtercn  ßt)potbefen?©ldu6igern  eine  goneurrenj  einjurdumen/  weil  fonft 
bei  jebem  Vereine,  Welmen  ein  öppotbefen^cbulbner  mit  feinem  ©Idubiger, 
•wegen  Söerldngerung  beS  3ablung0termin0  fd)lie§t/  ber  fpdtere#upotbefens©ldiis 
biger  mitjureben'  haben  würbe.  Der  %uftii * SWinifier  mu§  baber  baS  Äbntgl. 
D.  2.  ©er.  hierauf  jur  anberfceitfgen  grrcdgumj  btefeö  ÜUbenpunftes  wenlgftens 
aufmerffam  machen.  »  ».  £.     83. 16.  ®.  228. 

o)  Gvsi-iv  >  27. 3ntif  J824,  Jetr.  bfe  EerfdjulDtmg  ber  SeOne  unb  SibefeommfiTe 
wegen  ber  £rieg$fd?äben. 

3Btr  $riebrtch  2öilhelm,  ©ottes  ©naben,  ftontg  pon  $reufen  ic.  jc.  hoben 
Bereits  in.,  mehreren  ©efefc.en,  namentlich  Pom  9.  .Öftober  1807  §.  8.,  Pom  20.  3a» 
nuar  1808,  Pom  1.  Sluguft  1817,  unb  Pom  21. 2fpril  1818 ,  «Borfchriften  erteilt, 
nach  welchen  bie  SBefffcer  pon  Sehen  unb  StbeifommtjTen  bie  burch  bie  Kriege  pon 
1806, 1807  unb  Pon  1812  bis  1814  oeranlapten,  unb  auf  bie  <Butftant  jener  ©ü* 
fer  gelegten  ÄriegSfchuIben  wteberum  abiutta%m  perpfTtdhtet  ftnb.  SBet  btefen  SBor» 
fchriften  foH  eS  auch  fernerhin  in  ber  SRegel  fein  SBeroenben  baben.  !2Da  Une  inbef» 
fen  angejeigt  worben  tfl,  bap  einzelne  unter  jenen  ©utebeftfcern  burd)  befonbere 
brücfenbe  Umftänbe  au^er  <5tanb  gefe$t  ftnb,  bie  oben  angeführten  ©orfdbriften 
poUftanbig  m  erfüllen;  fo  oerorbneu  Sßir  für  folc^e  einzelne  Jäüe,  nad)  erforbertem 
©utad^ten  Unfer*  (Staatsrat^,  wie  folgt: 

§.  1.  ©tejentgen  93cfT$er  perfcfeulbeter  fielen  ober  Sibetfornnttfle,  welche  ftch  in  ber 
angegebenen  Sage  beftnben,  jlnb  befugt,  barauf  anzutragen ,  bap  wegen  9tücfjahluug 
ber  noch  ungetilgten  ©dmlben  folche  Termine  regulirt  »erben,  welche  ben  oterten 
Xhetl  ber  jährlichen  @infunfte  beö  ©ut«  nicht  uberfletgen. 

§.  2.  Söon  btefen  ©tnfünften  finb  nicht  nur  alle  3Öirthfchaft««5lu0gaBeii,  offent» 
liehe,  gemeine  uubgehnllaffcn,  fonbern  auch  bie 3infen  ber  bie  ©ubftan$  Des  ©ut0 
treffen  ben  Kapitalien  absu^tehen.  ©rjr  pon  beut,  was  nach  allen  tiefen  Slbjugen 
bem  Sehlis «  ober  SibeiFommi§*93eft$er  alö  ©rtrag  übrig  bleibt  ,  ma<kt  ber  Pterfe 
Shell  biejentge  ©umme  aus,  welche  er  jur  ©chulbentilgunq  jährlich  permenben  mup, 

§.3.  aßclche  ®chulben  bie  ©ubltan,  treffen,  ifl  nach  ben  ißorfchriften  ber  ©e» 
fe$c  |u  befrimmen.  ©och  werben  bei  Sehen  wie  bei  Stbeifommiigütern,  ju  ben 
(Schulbeti,  welche  bie  ©ubflanj  treffen,  mit  SRücf jtcfct  auf  §.  2.  unbebtngt  alle  bie» 
jemgeu  ^ered)net,  welche  in  ©emäfhett  Unfers  ©biftS  Pom  9.  £)f tober  1807,  unb 
Unfcrer  Söerorbntmg  Pom  t.  ^fugufi  1817,  auf  felbige  aufgenommen  worben  ftnb. 

§.  4.  3>er  jährliche  3lbjug  fanh  nie  mehr  als  ben  iterren  Sheil  ber  ©tnfünfte  be« 
tragen,  wenn  auch  eine  ßonfurrenj  ber  Schulben,  worauf  ffcfi  baö  gegenwärtige 
©cfe$  begeht,  mit  fold)en  Sehn»  unb  5tbetfommtpfd)UIben  eintritt,  für  welche  be* 
reitä  früher  Äf jahlungötermtne  entrpeber  in  Solge  eines  befonbern  ttebereinfom^ 
nuni/  ober  m$  ben  83orfchrtften  M  21.  S,  9t.  feflgefefci  mprben  jtnb. 
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§.  5.  2fo*  borf  in  Feinem  Salle  ber  3t6jug  be$  vierten  Sbcite  6er  (gtnffinfte  bte 
Jolge  haben ,  baf  bem  £efm»  oiVr  $ibetfommtpeftfcer  biejenige  Äompeteuj  entzogen 
werbe,  worauf  er  in  anbern  Sailen,  im  S3err)ältnt^  ben  Ärebitoren,  gefe£lt*en 
Slnfpru*  baben  würbe.  (SorooM  Bei  fie&en  ales  bei  ftfbeifommifigiitern  ift  jür  ^3e= 
ftimmung  biefer  Äompetenj  bae*  5!.  2. 9t.  S&.  I.  Sit.  18.  §.  350.  unb  fg.,  anjuwen. 
ben.  SBürbe  in  einem  einzelnen  Sali,  bur*  Slnweifung  bei  oben  befiimmten  Söier« 
t&eil*  $ur  Äapitalabtragung,  tiefe  tfompetenj  oerfurjt,  fo  t|t  ber  2lfyug  bergest 
gu  ermäßigen,  bap  bem  Se&n.  ober  Sibeifömmifbejl$er  ber  ©enufl  jener  fompetenj 
ungef*mälert  bleibt. 

§.  6.  2>er  Antrag  auf  9$e(Kmmung  neuer  Sermine  gef*iejt  t>or  ber  ®eneral» 
£anbf*aftäbireftion  ber  $rouinj.  $tefe  fcat  bie  jmei  näd)ften  Anwärter  ober  be« 
ren  Söormünber,  mit  2lu$f*lu£  ber  eigenen  £>e$cenbenten  bei  SBejtyerS,  gur  @rtiä= 
rung  über  ben  Antrag,  unter  SBeflimmung  einer  $rifr,  aufjuforbern.  hierauf  be* 
frtmmt  bie  ®eneral»£anbf*aftäbireftion,  o&n*  jeio*  an  bie  (grflärung  ber  hüben 
nä*fren  Anwärter  ober  bereu  SBormünber  gebunben  ju  fein,  bie  neuen  Sermine  na* 
ben  $orf*riften  5e«  gegenwärtigen  ©efefce*,  inbem  fie  bei  Ermittelung  bei  ©utö« 
(Srtrageä  bie  Sarprinjipien  ber  g>rot)in^  $um  ©runbe  legt.  2lu*  wirb  bie  Sank 
fd)dft  fcierbur*  ermächtigt  t,  bie  bur*  £>aö  jefctge  ®efe£  ben  Sefcntf*  unb  Jibeiforn* 
mip&efifcern  freigelaffene  9fa*ft*t  ju  bewilligen,  ofjne  jt*  babur*  in  i^rem  SBer« 
(ältnip  alö  ©läubigerin ,  einer  Vertretung*  •  58er binbl i *f et t  aufyufefcen. 

§.7.  ®a$  gegenwärtige  ©efefc  betrifft,  eben  fo  wie  ttnfere  früheren  ©efefce  über 
bie  betreffenben  gefcn«  unb  Jibeif  ommijjf*uIben ,  Iebigli*  ben  Slnfpru*  ber  Signa1« 
ten  auf  bie  Befreiung  bei  ®ute$  oon  ben  barauf  gelegten  ©Bulben.  SBaö  bagegen 
bte  9te*te  ber  gläubiger  betrifft;  fo  fittb  biefe  au*  fernerbin  allem  na*  ben  ge. 
f*loffenen  Verträgen  unb  ben  allgemeinen  ©efefcen  $u  beurteilen,  inbem  barauf 
baö  gegenwärtige  ®efe$  feinen  (SinfTuf  baben  fott.  ®.  ©.  @.  123. 

«  j 

2)  a)  cfr.  Edict  r>.  14.<£e»tbr.  1811,  Betr.  bie  SKeguitrung  ber  gutftjerrficoen  unb 
täüttlifbtn  25er&rtltni(Te,  («.24  unb  56)  bie  Declarntion  biefe*  (Sbict*  ö.  29.  ssr.oi  1816 
(1.31-59)  unb  bie  übrigen,  bie  Dteaulivung  ber  siuts&errlicöen  unb  bäuerlichen  aser&äUniffe 
betreffenben  5>erorbnungen  ju  II.  7.  §.  240-494. 

b)  Verordnung  t>.  9.  gjjai  1818,  fiber  bie  SBerfcfiutbung  ber  Sefcne  unb  Sibrf* 
tommiffe  bei  9(uleinanberfe$ung  ber  ©utSijerrn  mit  ben  dauern. 

3n  ttnfcrm  @5tFt  00m  14.  ©eptbr.  1811,  bie  SRegulirung  ber  gutsberrlf*en  unb 
Bäucrlidjen  fBerpältniffe  betreffenb,  Gaben  2Bir  §.  56.  oerorbnet,  ba§  bte  Vejtfcer 
»on  ßeben  unb  jibeifommiffen  gewiffe  SBerfugungen  über  bie  oon  ibnen  befeffenen 
©fiter  au*  ofcne  S^onfen«  ber  Agnaten  oorjune&men  befugt  fein  foflen. 

©tr  &aben  biefe  a3erorbnung  in  Unferer  ©eflaration  00m  29.  SD?at  1816  9lrt. 
56  —  59.  babin  nä^er  bejltmmt,  baf  bie  unbebingte®ültigfeitfol*er  Verfügungen 
oon  bem  na*folgenben  SBeweife  wirfli*er SBerwenbungbe«  eingenommenen 5)ar* 
lebn*  ober  ^aufgelbed  abhängig  fein  foOe.  Xa  jt*  aber  bei  ber  iÜnwenbung  biefer 
legten  S3orf*rtft  grope  (§*wierigfeiten  gefunben  Gaben,  inbem  (Gläubiger  unb 
fer  in  ein  fol*e$  ®ef*äft'»on  ungewiffer  ®ulttgfeit  ff*  einjulaffen  SBebenfen  tra« 
gen;  fo  oerorbnen  2Bir  hierüber,  nad)  erforbertem  ©uta*ten  ttnferä  ©taat«ra'tW, 
wie  folgt:  „ 

§.  1.  SßSenn  ber  33ejt$er  eine*  fiefcen*  ober  Sibeifommt^-.®uteö  bte  i&m  in  ben 
genannten  S^erorbnungen  oerjlattete  Verpfänbung  ober  Veräußerung  oornebmen 
»iH;  fo  Gat  er  juoor  bte  Sef*f*fcun9  f«tne«  ©elbbebarfö  bur*  bte  ®eneral*# ommif« 
flon  in  ber  3lrt  ju  bewirf en,  wie  fie  in  ber  ©eflaration  oom  29.  3Jtat  1816  2lrt.  54. 
oorgef*rieben  ijl. 

§.2.  Oft  biefe  Jeftfefcung  erfolgt,  unb  oon  ber  ©eneral*# ommifjton  atfeflirt; 
fo  muß  bte  £>öpotbefenbebörbe  jebe  innerhalb  ber  feffgefeßten  ©umme  vorgenommene 
S3erpfäubttng  ober  äSrräujjerung  unbebingt  eintragen,  bergeflalt,  ba$bit  (5t*er* 
bett  beö  eingetragenen  ©läubtgerö  ober  Käufer*  oon  bem  23eweife  wtrfli*er  S8er* 
w  e n  b  u n  g  bei  ©elbeä  obllig  unabhängig  i(i. 

§.  3.  SDi«  Nettetal. Äommtfiton  ijl  aber  bere*tigt  unb  oerpfli*tet,  ben  (öutöbe^ 
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ft&er  jur  gefe^Iichen  JÖermenbung  bed  ©elbeö  anhalten,  unb  j!e  ertbeilt  bemfelBen 
-  nach  geführtem  SBeweife,  ober  nach  befunbener  9iid)ttgfeit  bcr  Angabe  bei  angeflell* 
ter  9ÜPifion,  ein  Sitteft  über  biefe  Serroenbung. 

§.  4.  2lffe  knoten  ober  Anwärter,  benen  ein  ®ueceffion*retht  in  biefe*  geben 
ober  ftibeifommii  juftebt,  ftnb  berechtigt,  jich  bie  Beobachtung  ber  im  §.  3.  gegebe* 
neu  SSoridmft  nachroeifen  ju  Iaffen. 

$.  5.  2)urd)  gegenwärtige  SBerorbnung  wirb  bemnach  ttnfere  Defloration  Pom 
29.  9Jiai  1816.  §.  56  —  59.,  in  föfern  barin  oonßeben«  unb  gibeif  ommifröiitern 
bie  Siebe  ift,  au$er  Äraft  gefefct.  ®.  ©.  @.  43. 

c)  efr.  Ctemeinheitgthellungsordnung  t>.  7.  Ouni  1821  (|.i"«fO» 

f.  in  I.  17.  $.  361. 

d)  cfr.  Abldsunggordnaiig  ».  7.  3unJ  1891  (|.  23)  unb  Ablösungfl- 

ordnunf  ».  13.  Juli  1820  (|.  110-112);  f.  ju  II.  7.  f.  240-494. 

e>  €.  O.  v.  so.  3uni  1827,  utK.  bie  SBerftfulbuna  ber  Ceone  «nb  Sibeicommiffe  bei 
gutfberrltdMbäueriitfen  9leau(trunaen. 

2Iuf  ben  Bericht  unb  nach  bem  Anträge  be*  (Staattminiflerium*  beftimme  3d) 
bierburcb,  oa$  in  ben  jenigen  tyrooinjen,  wofelbfl  ba$  ötbtct  vom  14.  ®eotbr.  1811, 
wegen  9tegu(trung  ber  gitttberrfich*  bauerlichen  SBerbältnifje  31nwenbung  finber,  ben 
Beff&mt  pon  Sehn*  unb  Sibeifommil?« Gütern,  auf  welchen  nur  $fanbbriefe  ober 
gar  feine  Schulben  haften,  gemattet  fein  foö,  ba$  bei  ben  bäuerlichen  ftbßnbungen 
gu  ben  Äoften  ber  neuen  Sßirtbfchaft^einrtchtung  erforberliche  ^aptral,  für  weichet 
fle  nach  bem  3(rt.  53.  ber  Defloration  vom  29.  3Jtai  1816  nur  bie  ftbfinbung*ob* 
jecteju  oerpfanben  berechtigt  finb,  $um  halben  Betrage  beo  nach  lanbfchaftiichen 
2lbfchä$ung«prin<ipien  ermittelten  ®ertb«  biefer  bei  ber  2to*einanberfe$ung  ihnen 
jugewiefenen  Slbfinbung,  ohne  (Stnwifligung  ber  Agnaten  ober  3in  war  ter,  auch  auf 
bie  Subjtam  be«  ^auptgutä ,  jeboch  nur  bei  ber  fianbfchaft  in  tyfanbbriefen ,  unter 
ben  in  ber  Defloration  Pom  29.  ÜRai  1816  3trt.  51  —  55-  unb  ber  Berorbnung 
00m  29.  9Rat  1818  oorgefchriebenen  (sicher  f)eitömaagregeJn,  aufzunehmen. 

©.  <3.  @>.  78. 

f)  Ite Scripte  t>.  2.  <$\Hrh  unb  16.  «»vi!  1829,  utt.  bie  3>em>enbuna  Don  ftblöfungf* 
§eibern  im-  «Kericurigmia  foiifentirter  Celjttffcfculbert  bei  Cejjncn  in  eljemal*  ffköfifdjen  Sanbe* 
Hjeilen,  unb  ben  (Sinflug  berfVlben  auf  bie  SonfenSerfbeifitna.  ju  neuen  @d>u(ben. 

Dem  Äbniai.  0.  ß.  ©er.  wirb  auf  bic  Berichte  Pom  ii.Sbobr.  unb  5.  Dejbr. 
p.  %/  worin  Da«  Goflegium  in  ^eraniaffung  cinetf  ©d>retbcntf  ber  ©eneralfom* 
mtfjton  00m  28.  Octbr.  p.  ^.Jin  ber  £.er  DtenfiregultrungSfadu  unb  einer  25e» 
fctjwerbe  be9  $lmt$ratb$  ©•  jn  @.  Pom  s.ejusd.  m.  et  a.  in  Per  9l.er  ßepntffache 
angefragt  hat: 

ob  bie  <8erwenbung  ber  Dienflablofungflgefber  nur  SBefriebigung  bei  erden 
ßopotbefengldubtaertf  bei  ben  lieber  *  ßauflpfcheh  aWannlepn  *  SfMttergütern 
iugelajfen  unb  für  eine  bleibenbe  SBerwenbung  in  baö  Sehn  anerfannt  wer* 
Pen  fbnne/ 

hiermit  fofgenbetf  er&fnet: 

Da  es*  nach  9lrt.  70.  ber  SDeffaration  Pom  29.  tßlal  1816  unb  $.  153.  ber  ©e« 
meinbeitdtbeilungs'-Drbnung  00m  7.  3uni  1821  ausbr&cflich  geftattet  ifi,  9Ibl&«= 
fung0*  Kapitalien  auch  bei  lehnen  jur  Sefriebigung  Per  erjlen  ipppotbetengMubi* 
ger  ju  oerroenben,  fo  mug  Pied  auch  bei  ben  £(pnen  in  ben  Pormal»  «SdcniTfchtn 
fianbefltbeilen  für  juldfcig  erachtet  werben.  3öenn  ftch  aber  ber  gafl  ereignen 
foüte,  ba§  auf  einem  folchen  ßebngute  nach  ber  SSerwenbung  eine«  «blbfung«* 
Ärtoitai^  jur  9)efriebiguna  einer  fontentirten  ^pootbef  bie  @rrbeilung  eines  neuen 
£onfenfe$  nachaefucht  wirb,  fo  ifi  barfiber  jeber^eit  vorher  anjufraqen;  wenn  auch 
bie  ^pootbrf  noch  innerbalb  Per  erfien  ^»dlfte  be«  um  ben  betrag  beö  21bl6iungö* 
Kapital*  oerminPerten  3«erth«  bei  ©uteö  iu  fiepen  fommen  follte. 

hiernach  ifi  auef»  jur  Crlebiaung  ber  ©efchwerbe  beo*  :c.  e.  M  Weitere  |U 
perfügen.  Söeriin/  ben  2ten  URarj  i»29. 

91uf  ben  Bericht  Pom  23.  p.  an. 

wegen  SBerwenbung  per  Dienfiablbfungffgelber  bei  ben  Sehnen  in  ben  PM* 
mal«  fdchüfäen  ßanbedtheUen 
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wirb  bem  Äbnigl.  O.C©er.  erftffnet/  bafj  ber  ©runb,  warum  in  ber  Serfügung 
Dom  2.  ündrj  c.  bie  Snfraae  por  grtbeilung  neuer  IConfcnfe  porgefdjrfeben  »or- 
ten, (ebiflUcf)  barin  ju  fud)en  ift,  baß  bei  abföfTung  ber  ©efefce  vom  7.  3un| 
1821  in  ben  SBeftimmungen  Aber  bie  iBerroenbuna  von  2lblofung0  Kapitalien  bie 
fddjftfdie  2ebn0oerfatTung  niebt  befonbera  berücff?drtlgt  »orben  ju  fein  fdieinr, 
unb  ba&  e*  baber  jur  ©idxrung  be*  oberlebn0berrlid)en  ^ntereffe  nfctbu  erfebien, 
neue  gefe&llcbc  Stimmungen  in  ?fntrög  ju  bringen/  wenn  bie  q)rnsi0,  »a0  eben 
«utf  ben  «nfraqen  über  bie  ©rtbeilung  neuer  Äonfenfe  entnommen  »erben  tonnte, 
biefelben  erforfcerlid)  machen  foüte. 

Da0  ftbnigl.  O.  2  ©er.  nabm  an,  bie  <8er»enbung  beö  21bl&fung0=  Kapital* 
jur  SÖejabJung  ber  erfien  ippooffcefen  fei  unbebenftid),  nur  »erbe  bei  (grtbeilung 
neuer  Äenfenfe  ber  Sfletraa.  br0  ftrtpital0  oon  bem  le&ten  SOertbe,  biö  auf  beffen 
£d!fte  Äonfenö  ertbeilt  »erben  fftrtne,  in  Bbjtug  ju  bringen  fein,  um  bana*  bie 
fünft uie  Äonfenff -Summe  beftimmen  $u  f&nnen,  Stuf  biefe  SBelfe  würbe  aber, 
»ie  ftd)  nu*  bem  im  Bericht  oom  16.  gebr.  angeführten  SBrifpiel  ergiebt,  bie 
Äonten0*©umme  jum  9Ud)fbfit  bW  Sebnsberrn  erbebt.  9tad)  biefem  «eifoiel 
fonnte  ein  £ebnebeft&cr,  bejfen  C$3ut  4ü,ooo  «Jctblr.  »ertb  unb  auf  bie  tuldfffge 
£&be  oon  20,000  «Kiblr.  bereits  oerfdjulbet  iff,  ju  einer  »eiteren  SBerfcbulbung 
ben  ßonfen0  nidu  erbölten. 

«ISenn  er  aber  bei  einer  Nbt&fung  oon  4000  SRtpir.,  biefe  (Summe  jur  Sflejöb* 
(ung  ber  erden  £ppotbef  oerroenbet,  fo  bepdlt  er  eine  ©cbulbenfaft  oon  16,000  Sfttblr., 
unb  fbnnic,  »enn  flucti  bie  4000  9trblr.  oon  bem  früheren  SSertb  oon  40,000 SRiblr. 
in  Abrechnung  gebracht  »ürben,  unb  rtlfo  jrpt  ein  2öertb  beä  ©ut0  von  36,000  ttttpir. 
angenommen  »urbe,  ba  bei  biefem  SBertb  bie Äonfen0«@umme  18,000 SKtbir.  be* 
trdgt,  nod)  auf  2000  Sttblr.  neuen  5tonfen0  erhalten. 

2luf  biefe  tfßeife  tnnn  ber  ßebn6berr  bei  einem  @ut  oon  40,000  SKtblr.,  pon  »el* 
djem  2o,oüo  ÜHtplr.  nach  unb  nad)  abgelfcft  »erben,  genotbigt  fein,  auf  10,000  SHtbir. 
neuen  ftonfens  gu  ertbeilen  unb  alfo  nud)  auf  fo»eit  ber  £epn0rocrtb  beö  fünf- 
tigen 8lnfaO0  oerm'nbert  »erben. 

«ftur  um  biefer  Seeintrdduiaung  be*  ßebn0ftffu0  Porjubeugen,  ift  bie  SJerfü* 
gung  Dom  2.  attdrj  c.  getroffen;  e0  ift  beftfcalb  nicht  n&tbig,  bei  allen  neuen 
jfonfenfen  .; n  bertd)ten,  »ielmebr  f&nnen  alle  Diejenigen  &onfenfe,  bei  benen  b«0 
neu  aufjunebmenbe  Kapital  bie  fonfengfdbige  jpdlfte  be0  ©ut0»ertp0,  oon  »eU 
d)em  juoor  ber  Doppelte  betrag  be0  2lbl&iung0.fcrtpital0  in  3lb»ug  gebracht  »or» 
ben,  nod)  nid)t  überfleigt,  »ie  bi0ber  oon  ben  Sebn0furien  ertbeilt  »erben. 

ffn  fo»ett  »irb  baber  bie  Verfügung  Pom  2.  üÄdrj  c.  mobiftjirt. 
S3erlin,  t>en  16.  9lpril  1829. 

(Sen.  31ct.  be0  3ufiijm.  @ut0b<rrl-  5öerb.  No.  3.  Vol.  VIII.  Fol.  51  unb  58. 

9)  C.  O.  ö.  13. «Rai  1829,  enthaltet»  Wobificationen  ber  «Berovbnunö  \>.  30.  3unl  1827. 

Stad)  bem  Antrage  be0  ©taatömintfleriumö  Pom  28.  p.  xoiü  3*  ftterburd) 
bie  ^efiimmung  deiner  örbre  vom  30.  3"ni  18*27,  nad)  meiner  fce^n0«  unb  Ji* 
beif ommith  $efi?er  ba0,  nad)  erfolgter  gutö^errlicfe .  bäuerlicher  Stegulirung,  benb« 
tbtflte  (Siuricbtung*.  Kapital  auf  bie  ©ubflanj  be*  ©auptgut«  nur  bei  ber  ganbfcfoaft 
jum  falben  betrage  be0  nad)  lanöfd)aftlid)en  ^rinjipien  ermittelten  28ertb0  auf» 
junebmeu  berechtigt  jinb,  6ar>tn  mobileren,  bar?  biejenigen  Vcbu«--  unb  $tbetfom< 
mi§^eft$er,  »cld-c  einen  Iaubfc^af Hieben  Ärebit  in  ibrer  ^rouinj  nicht  benu^eu 
fön  neu ,  jid)  ben  er  f  orber  Ii  dien  93ebarf  pon  jebem  anbern  ©laubiger  ju  perfchafen 
befugt,  auch  ba,  voo  (anbfchaftliche  9(6fchä$uug0  *  $ringipten  nicht  Porhanben  ftnb, 
bie  ©eneral.ftommiffiouen  autorijirt  fein  tollen,  ben  Sßerth  ber  bem  33eft^cr  Uta* 
»iefenen  51bfinbung,  auf  beffen  halben  SBetrag  bie  Aufnahme  be0  (Darlehnö  julälfig 
ift,  nach  ben  bei  ber  2lu0etnanberfe$ung  jum  ©runbe  gelegten  Ianbübltcfeen  516« 
fchä$ung«  *  $rinjtpien  |N  ermitteln.  ©.     ©.  44. 

h)  CO.  t>.  2.3ulf  1831,  benfetben  ©eaenftanb  betr. 

51uf  ben  gutachtlichen  Bericht  beö  ©taat«mini|terium«  Pom  21.  SJtat  b.  3.,  er* 
fläre  3ch  9Jlich  bennit  einperftanben,  ba^  ber  Antrag:  ben  Sehn*,  unb  ftibeifom. 
nt| -33efi$ern  bie  ©erpfänbung  ber  ®üter'©ub(tan-,  »egen  ber  3ln0einanberfe£ung0« 
Foflen  bei  guteberrlid)-.  bäuerlichen  9legulirungen,  ©ein  ein  bei  tö  Reparationen  unb 
Slbl öiungert  ju  geflatten,  in  93e^iehung  auf  ben  Sehneherrn,  fo  »ie  auf  bie  £ehn6« 
unb  Jibeif ommif»  Jolger,  burch  baffelbe  Sttechtfyrinjtp  begrünbet  »erbe,  auf  ml 
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d)cm  bie  93e(timmungen  ber  töefeße  binftcf>tltc^  der  CnnrichtungS  «Soften  Beruhen. 
3d)  genehmige  babery  bap  biefe  SJefiimmungen  auch  auf  bic  2iu$einanberfefcungS-- 
Folien  angewenbet  »erben,  unb  fe$e  nach  bcm  SBorfchlage  be$  ©taatöminifteriumS 
fefr:  ba$  ben  &hn$«  unbgtbeifommipj93e|t8ern  in  fämmtlichen  fljrooinjen  ber9Jto« 
itarchie  gemattet  fein  foll,  bie  ©ubflanj  be*  l'ehnö  ober  SibeifommifTe*  für  biejenf« 
gen  ffoften  gu  perpfänben,  bie  burd>  33ermeffung  unb  SBonitirung,  fo  n>ie  burch  bie 
fornmiffarifchen  33erhanbfungen,  bei  ollen  ®efchäften  entfielen,  welche  bie  9lu*fü> 
rung  ber  ®efe$e  über  bie  gutäljerrlidj  *  bäuerlichen  SKegulirungen,  unb  in  ben  £an» 
bereifen  jenfeitö  ber  OtlBe  and)  bie  burd)  bie  ©efer^e  Dom  21.  Slyrtl  1S25  oorge» 
fchriebene  Ausgleichung  über  bie  erblichen  S8efi$rcct)te  unb  9teallajten  aufer  bem 
guteberrltdbeti  83crhältuij[e,  ferner  bie  ®emeinheit$thetlungen  unb  bie  51  Mo  fungen 
$um  ©egenflanbe  Gaben.  34)  ferner  nach  bcm  Anträge  be$  ©taatSminffieriumä 
feff:  bapbie&bn*.  unb  Sibeitommifj«a3e(i&er  bie  ©ubftanj  ber  ©üter  auch  für 
ben  Betrag  be*  Abfmbung«*f  apttal*  gu  oerpfanben  berechtigt  fein  tollen,  welche* 
(ie  bei  ®emeinhett$tbeilungen  ober  bei  Ablöfungägefchäften  jum  SBeften  ber  ©üiet 
terroenben.  2)ie?)öhe,  fowohl  ber  2u$einanberfe&ung$fo|ren  alt  ber  Abftnbun* 
gen,  ifr  jeberjeit  burd)  ein,  in  beglaubter  ftorm  aufyufertigenbe*  5ltte|r  ber  ©ene* 
ralcommiifion  für  bie  auteberrltd}-  bäuerlichen  Slegulirungen  nachjuweifen,  unb  bie 
£t)porbefen*SBehörben  ffnb  autorijtrt  unb  oerpflichtet,  ohne  ba*  ©rforbernip  ber 
(Sinwiüigung  be*  Bebnöberrn,  ober  ber  £ehn*>  ober  Sibeifommijj*$olger,  tie  auf 
ben  ®ruhb  be*  2ltte|ie$  nachgefuchte  Eintragung  in  bai  ^ppotbefenbuch  ju  Peram 
laffen,  wobei  e*  übrigens  ©on  bem  ©efffcer  abhängt,  ob  er  bie  erweisliche  (Summe 
al*  ein  ©arlehn  auf  bie  ®uterfubfranj  aufnehmen,  ober  feinem  Allobtal.  unb  freien 
Lochia ije  ben  2lnfpruch  auf  @rfrattung  bei  ber  fünftigen  Auäeinanberfefcung  mit« 
reift  eines  &ermerF6  im  $»pothefenbuche  vorbehalten  will.  3n  Betben  Satten  bleu 
Ben  bie  fechte  früher  eingetragener  ©laubiger  ungefährbet.  2luf  bie  Sofien  ber 
fljrojejfe,  welche  burch  ba$  ^uöetnanberfe&ung**,  X^etluttcj^  *  ober  Ablöfung$*©e» 
fchäft  oerurfacht  worbeu,  ftnben  biefe  &e|hmmungen  feine  Storoenbunq,  oielmehr 
Bleibt  es  beShalb  Bei  ber  allgemeinen  gefeilteren  SSorfchrift.         ©.  ®.  &  155. 

i)  Bescript  b.  2.@eptf>r.  1831,  betr.  bie  iSerwenbung  von  »blöfuna*öelbern  bei 
Ce&ngütevn. 

SDem  ß&nigf.  D-2.  ©er.  wirb  auf  ben  »cricht  Pom  13.  Sunt  e., 
betr.  bie  ©erwenbung  von  2tblbfung0gelbern  bei  ßcbngütern, 

hiermit  erfcffnet/  betfj  bas  3uftijmini|terium  ber  Meinung  berjenigen  3Ritgliebee 
Des  .n'oHfcttt  beitritt/  welche  baför  halten/  ba§  bei  Sehnen  bie  Slblefungegdber 
nach  §.  153.  ber  ®cmeinbettßtbcilung0*Drbnung  wieber  ju  Sehn  anaetegt  ober 
tue  ©efriebigung  ber  erften  £ppotbefengldubiger  Perwenbet  werben  mäffen.  2ßa* 
ben  am  echluffe  betf  Berichts  erwähnten  gjunft  wegen  ber  9lblbfung*foffen  bt* 
trifft/  fo  erlebigt  ftch  folcher  burch  bie  3!Qerb.  G.  £).  Pom  2.  3uli  c. 

©en.  SIct.  beö  ©utöberrl.  ©erb.  No.  3.  Vol.  VIII.  Fol.  144. 

U)  Gesetz  v.29. 3uni  1835,  wegen  (Sidrcrßettung  ber  9»ed)te  briUer  Vertonen  bei 
gut£f)crriicb' bäuerlichen  «Kegunrungen ,  ©emeinOeUlibeilungen  unb  ^blDfungen  (9.  4-7);  f  ju 
I.  17.  f.  361. 

§.  235.  Zu  allen  durch  die  Gesetze  gebilligten  Lehnsschulden  kann 
der  Lehnsherr  seine  ausdrückliche  Einwilligung,  wenn  sie  begehrt  wird, 
nicht  versagen. 

Rescript  t>.  13.  <5e6r.  1837,  betr.  bie  grtGeilung  ber' Ceönlconfcnfc  im  ^eriogtOunt 
6acufen  rüctfiditlicl)  ber  Q>eruaftund  be£  CcOni  für  bie  Sinfen  unb  £often. 

X>tm  Äbnigl.  D.  2.  ©er.  wirb  auf  beffen  jßeriebt  Pom  30.  Dejbr.  p.  % 
beireffenb  bie  s8efd)werbe  beö  ^uinjfomifF.  X.  wegen  beö  ju  ben  Sinfett 
unb  ä  orten  von  einem/  auf  bag  SfJtann«  unb  Seiftet  *  ßehngut  O.  für  bie 
finn&cßbrtnf  |u  Ottenburg  eingetragenen  Kapitale  gefügten  leiin^txxlidjtn 
^onfenfe^ 
ierburch  folgcnbeö  erbjfnet: 

Der  im  StUaemeinen  gemachte  Söorfchlag: 
fünftig  bie  ßehnöf onfeni e  ©eitentf  ber  fiehnö-durte  blof  auf  bat  Kapital  gu 
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bcfcfcrtrifen  ttnb  bie  <£f  ntragunq  bet  3tnfen  unb  Soften  nur  unbefd)nbet  be* 
Irbnßbetrltcfcen  3ntcrcffe  |u  geftatten 
rann  auf  feine  Süeife  bte  ©enebmtaung  bei?  ^uftijminifterö  crfcaltert.  Denn 

1.  fcat  ba$  Äolleglum  feit  feinem  S3efleben  öetö  bte  gebntfconfenfe  aud)  auf3in* 
fen  unb  Äoflen  crfirtcTt,  »eil  bie  früheren  edd)jtfa)en  fiebnfr  Gurten  ebenfo 
»erfabcen  baben. 

Diefe  ©erfaffung  berubt  aud)  niefct  bIo§  auf  bem  ©dd)ftfd>en  ßebntf« 
unb  ©erid)t*  (gebrauche,  fonbern  fte  ift  aud>  in  bem/  bem  «Reffripte  Pom  24. 
gflai  I74i.  „C.C.A.  I.  1007.''  beigefugten  gormular  $u  ßcbnöfonfenö.Ur* 
funben  außbriitfltd)  anerfannt. 

Den  «öafaüen  fann  baber  biefetf  Sfteebt,  ben  ße&nöfonfentf  aud)  fibec 
3infen  unb  Soften  ju  oerlangen/  nid)t  endogen  »erben, 
gine  SSenberung  tonnte  nur  im  gefeilteren  2öegt  erfolaen,  fte  fann  aber 
nid)t  in  Antrag  gebracht  »erben/  ba  babei  bie  auf  flänbifebe  «Petitionen  außbrücf- 
lid)  bewilligten  äted)te  ber  23afa(Ien  angegriffen  »erben  »ürben. 

£iernad)  bliebe  nur  übrig  aud)  bie  3infen  auf  bie  fonfenöfdbige  fttlfte  be* 
£ebn»ertbetf  ju  berechnen;  allein  bieß  iß  bt0fc.ee  ntebt  gefebeben  unb  bat  aud)  nid) t 
gegeben  f innen/  ba  einüHaafflab  jur  «ercebnung  »orgefebrieben  fein  mufjte/  »entt 
eine  folebe  »eredjuung  flatlftnben  foOte. 

(Sö  ill  aber  aud) 

2.  ber  3»ecf  ber  93efcbrdnfung  ber  ßebntffonfenfe  fcfnc$roegeö  babin  gerietet/ 
ba§  bem  ßebnßb'rrn  für  ben  Sali  ber  Apertur  bie  eine  Cebnpbdiffc  ganj 
frei  bleibe,  »ie  ftd>  fd»n  barauö  ergiebt/  ba§  ftd)  in  ber  ©dcniTfcben  23er* 
faffung  bei  ben  Slüobial .-  (Sintern  eine  dbnlicbe  83efd)rdnfung  ftnbet.  Der 
£aupt|»ed!  beliebt  ftd)  Pielmebr,  tbeil*  auf  bie  (Sutöbefifcer  felbrt,  bamit 
biedmter  ntd)t  ubermdfjia  Perfcbulbet  »erben  unb  ber  ärebtt  erbalten  »irb 
(üttanbat  Pom  6.3uni  1772.)  —  tbetlö  auf  bie  beflo  grogere  <3id>erbeit  bet  ' 
©Idubiger.  («Refcript  Pom  3.  Slprü  1739.  C.  C  A.  I.  lOOi.) 

Der  3»ecf  gebt  mitbin  namentlich  aud)  barauf,  bag  bei  perdnberten  ®ut$* 
Pfeifen  ober  an»ad)fenben  3t" fen  bie  anbere  ßälfte  bnfür  auffomme.  Da« 
rum  roirb  aud)  niebt  bicödlfte  be*  ©uttf/  fonbern  baß  gange  ©ut  perpfdn* 
bet,  unb  nur  bei  biete c  23erpfdnbung  barauf  Sftücfftcbt  genommen/  ba§  ber 
Äapitalrcertb  nid)t  bie  ipdl fte  beß  2ebn»ertbeö  überffeige. 
9luß  biefen  ©ränben  ijl  e*  unjuldffa  gegen  bie,  auf  fldnbifdjen  Petitionen 
berubenbe  Sdcbitfcbe  2ebnßconfen**58erfaflung  ben  ßonfenß  auf  tag  Kapital  gif 
befebrdnfen ,  ober  j»ar  auf  bte  3infen  unb  Soften  ju  erft reden,  biefe  aber,  nad> 
einem  überbieß  nid)t  oorbanbenen  STcaagflabe  mit  in  Anrechnung  ju  bringen. 

©en.  Slet.  beß  Sufttjm.  gepnflfacben  No.  70.  foL  3» 

§.  236.  Doch  kann  er  nicht  gezwungen  werden,  in  die  Verpfändung 
der  Substanz  des  Lelms  für  solche  Schulden,  die  nach  gesetzlicher  Be- 
stimmung nur  aus  den  Nutzungen  getragen  werden  sollen,  zu  willigen. 

§.  237.  Ausser  dem  Falle  gesetzlicher  Lehnsschulden,  ist  der  Lehn-  - 
herr  nicht  verbunden,  in  Verschuldungen  oder  andere  Belastungen  des 
Lchns  seinen  Consens  zu  crthcilen. 

§.  238.  Wenn  jedoch  der  Vasall  zu  den  Kosten  einer  erheblichen 
Verbesserung  des  Lelms,  welche  die  Landesgesetze  angeordnet,  oder 
die  Gutsbesitzer  dazu  aufgefordert  haben,  ein  Darlehn  aufzunehmen 
genölhigt  wird:  so  kann  er  gegen  den  Lehnsherrn,  welcher  die 
Einwilligung  dazu  versagt,  auf  rechtliches  Gehör  und  Erkenntniss  an- 
tragen. 

§.  239.  Doch  kann  in  einem  solchen  Falle  der  Lehnsherr  nur  ange- 
halten werden,  in  die  Veq>fänduog  der  Früchte  des  Lehns  auf  eine  ge- 
wisse Zeit  zu  willigen. 

§.  240.  Der  Richter  muss  also,  nach  Beschaffenheit  der  Umstände, 
der  Wichtigkeit  und  Nutzbarkeit  der  Verbesserung,  und  dem  Verhält- 
nisse der  Kosten  gegen  die  Einkünfte  des  Lehns,  rechtlich  bestimmen; 

auf  wie  hoch,  und  wie  lange  der  Lehnsherr  einzuwilligen  verbunden  sei. 
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§.  241.  Wird  der  Vasall  durch  Landesherrliche  Befehle  %u  Anstal- 
ten in  dem  Lehngute  verpflichtet,  welche  nicht  auf  die  Verbesserung  des 
Lelms  selbst,  sondern  auf  Erhaltung  und  Beförderung  des  gemeinen 
Wohls  abzielen:  so  ist  der  Lehnsherr  in  ein  zu  den  dicsfälligen  Kosten 
aufzunehmendes  Darlehn  zu  willigen  schuldig.  • 

§.  242.  Für  ein  solches  Darlehn  ist  die  Substanz  des  Lelms  ver- 
haftet. 

§.  243.  Wenn  eine  Schuld  bloss  durch  die  Einwilligung  des  Lehns- 
herrn die  Eigenschaft  einer  Lehnsschuld  erlangt  hat:  so  haftet,  wenn 
nicht  ein  Anderes  ausdrücklich  erklärt  worden,  das  Lehn  nur  bei  Er- 
mangölung eines  hinreichenden  Allodialvermögens. 

§.  244.  Auch  gilt  in  obgedachtem  Falle  die  Vermuthung,  dass  der 
Leimsherr  nicht  in  die  Verpfändung  der  Substanz  des  Lehns,  sondern 
nur  der  Früchte  desselben  gewilligt  habe. 

§.245.  Gesetzliche  Lehnsschulden,  welche  nur  in  Ermangelung  des 
Allodialvermögens  aus  dem  Lehne  zu  tilgen  sind,  ändern  diese  ihre  Ei- 
genschaft dadurch  nicht,  dass  die  Lehnsherrliche  Einwilligung  dazu  er- 
halten worden. 

§.  246.  Vielmehr  wirkt  dieser  Consens  nur  so  viel,  dass  der  Gläubi- 
ger dadurch,  so  wie  bei  andern  consentirten  Schulden,  von  dein  Be- 
weise der  Verwendung  in  das  Lehn  gegen  den  Lehnsherrn  frei  wird. 

§.  247.  Hat  aber  der  Lehnsherr  in  eine  zur  Vermehrung  oder  Ver- 
besserung der  Substanz  des  Lelms  aufgenommene  Schuld  ausdrücklich 
gewilligt:  so  kann  der  Gläubiger  sich  schlechterdings  an  das  Lehn  hal- 
ten, und  darf  sich  auf  das  Ailodialvermögen  des  Schuldners  niemals 
verweisen  lassen.  s 

§.  248.  Bei  Schulden,  welche  gesetzlich  aus  der  Substanz  des  Lehns 
bezahlt  werden  müssen,  können  weder  der  Gläubiger,  noch  der  Schuld- 
ner angehalten  werden,  einen  ausdrücklich  auf  dieFrüchte  eingeschränk- 
ten Lehnsherrlichen  Consens  anzunehmen. 

§.  249.  Eben  das  findet  Statt,  wenn  die  Schuld  das  Lehn  schlechter- 
dings angehet,  und  der  Lehnsherr  seinen  Consens  nur  auf  den  Fall  der 
Unzulänglichkeit  des  Allodii  einschränken  wollte.      '  ' 

§.  250.  Zur  Uebcrtragung  einmal  gültig  aufgenommener  Lehnsschul- 
den an  einen  neuen  Gläubiger,  bedarf  es  in  keinem  Falle  der  Lehns- 
herrlichen Einwilligung. 

» «  ■ 

1)  C.  O.  ü.  20.  9(u«uft  1832/  Mr.  ti<  Hufijcfyina  ber  Gonfenfe  unb  eonficmaHone» 
ber  ecljnlFurien  ju  eeffionen  unb  «Serpfanbungm  von  ecftnlfäultcn  im  $erjogtöum  <gad>ien. 

$uf  ben  von  3bnen  ermatteten  SBertc^t  »om  14.  3(uqujt  b.  %,  cjenebmtcje  3$/ 
,  baj;  fünfttft  ui  (Eeffionen  ober  SSerofäiibmicjen  von  Sebnä&upot&efen  im  £>erjog« 
tbume  <2?rtdjfen,  ein  $oufen$  ber  Sebntfcurie  nicht  erforberüefe  fein  foll,  unb  e«f  et* 
ner  Konfirmation  von  (Betten  berfelben  niefct  weiter  bebarf.         ©.  ©.  ©.  213. 

*  2)  Rescrfpt  ».  25.9iuau(l  1S34,  tag  Die  e.ö.  ».20.  sataufll832  auf  $rlt>atle&n* 
tavitn  feine  Stmoentiung  ftnber. 

©eine  SHajejiät  ber  ßfcnia  baben  unter  bem  4.  ftuguft  b-  3f.  autfjufprecfcen 
ejerubet;  ba§  bie  Siaerbfräfte  Orbre  vom  20.  5luaiui  1832/ 

TOonacf)  FAnftig  |u  Geffionen  unb  ©erpfdnbunaen  von  8ebn$bPöoibef  en  im 
£erAoat&ume  @ad>ftn  ein  Äonfen*  ber  SebntffurFf  nicht  erforberliä)  fein  fofl/ 
unb  (6  einer  Konfirmation  oon  leiten  berfetoen  niä)t  weiter  bebarf/ 
jtd>  nur  auf  bie  unmittelbaren  lanbefl&errlfaen,  tüc^t  aber  auf  «prioatlebnöfuriett 

beliebe  ,  3.  SM*.  0.150. 
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§.  251.  Der  Lehnsherrliche  Consens  darf  niemals  ausdehnend  erklärt 
■werden. 

§.  252.  Sind  in  dem  Consens  gewisse  Termine  der  Abzahlung  be- 
stimmt, und  verlängert  der  Gläubiger  dieselben,  oder  giebt  er  dem 
Schuldner  Nachsicht,  ohne  besondere  Einwilligung  des  Lehnsherrn:  so 
geschieht  es  auf  seine  Gefahr. 

§.  253.  Hat  aber  der  Gläubiger  die  im  Rückstände  gebliebenen  Ter- 
mine zur  rechten  Zeit,  das  heisst,  wenigstens  innerhalb  Vier  Wochen 
nach  dem  Ablaufe  des  Terrains,  eingeklagt,  und  die  Exccution  deshalb 
gehörig  fortgesetzt:  so  schadet  es  ihm  nicht,  wenn  gleich  die  Bezahlung 
innerhalb  der  im  Consens  bestimmten  Frist  nicht  hat  erhalten  werden 
können. 

§.  254.  Wenn  der  Gläubiger  unter  einem  nur  auf  die  Früchte  des 
Lelms,  und  nur  auf  gewisse  Jahre  gerichteten  Lehnsherrlichen  Consense, 
das  Darlehn  gegeben  hat,  ohne  gewisse  Abzahlungstermine  sich  zu  be- 
dingen :  so  kann  er,  wenn  innerhalb  dieser  Jahre  die  Schuld  nicht  ge- 
tilgct,  oder  beigetrieben  worden,  auch  an  die  Früchte,  zum  Nachtheile 
des  Lehnsherrn,  sich' nicht  ferner  halten. 

§.  255.  Auch  wenn  der  Consens  auf  die  Substanz  des  Lehns,  jedoch 
nur  für  gewisse  Jahre,  gegeben  ist,  erlöscht  die  Verbindlichkeit  des 
Lehnsherrn  mit  dem  Ablaufe  dieses  Zeitraums. 

§.  256.  Doch  erhält  in  diesem  Falle  (§.  255.)  der  Gläubiger  sein  Recht 
gegen  den  Lehnsherrn,  wenn  er,  noch  innerhalb  Vier  Wochen  nach  Ab- 
lauf der  Frist,  die  Klage  anmeldet,  und  den  Prozess,  so  wie  die  Execu- 
tion,  gehörig  fortsetzt. 

§.  257.  Eine  von  den  ordentlichen  Gerichten  des  Lehnsherrn  über 
eine  Schuld  oder  andern  Vertrag  ertheilte  Bestätigung,  enthält  noch 
keinen  Lehnsherrlichen  Consens,  wenn  nicht  das  Gericht  zugleich  der 
Lehnshof  ist,  oder  der  Lehnsherr  die  Coniirmation  selbst  unterschrie- 
ben hat. 

§.  258.  Prozesse  des  Vasallen  und  die  darin  ergangenen  Entschei- 
dungen oder  getroffenen  Vergleiche  sind,  so  weit  sie  zum  Nacht  heile 
des  Lehns  oder  des  Lehnsherrn  gereichen,  für  letztern  unverbindlich, 
wenn  derselbe  dabei  nicht  zugezogen  worden. 

§.  259.  Alle  nachtheiligen  Folgen  des  Mangels  der  Lehnsherrlichen 
Einwilligung  oder  Zuziehung  treffen  jedoch!  bei  Lehngütern,  einen 
Dritten,  der  mit  dem  Besitzer  in  Verhandlungen  sich  eingelassen  hat, 
nur  alsdann,  wenn  die  Lehnseigenschaft  des  Grundstücks  im  Hypo- 
thekenbuche vermerkt  ist. 

§.  260.  Wer  aber  dem  Glauben  des  Hypothekenbuchs,  nach  gehöri- 
ger Prüfung  der  darin  eingetragenen  oder  allegirten Urkunden,  redlicher 
Weise  gefolgt  ist,  zu  dessen  Nachtheile  kann  der  Lehnsherr  von  seinem 
nicht  eingetragenen  Rechte  keinen  Gebrauch  machen. 

X.  Verhältnisse  der  Agoeten  gegen  den  Lehnsherrn  und  Vasallen. 

§.  261.  Auch  durch  die  Rechte  der  Agnaten  und  Mi  (belehnten  wird 
die  Macht  des  Vasallen,  über  das  Lehn  zu  verfügen,  eingeschränkt. 

1)  »)  Kdlct  ».  ö.öcttr.  1807  (1.9,  netr.  t>t<  ftuftcpuitg  ober  ttbänberung  ber  Cc&n** 
»ertinbungett  burdi  SamHienfröliiiTe)/  f.  )U  L  8.  f.  8.      L  ©.  227. 

b)  Rescrlpt  n.ii.fw«  1821,  6e*.  feie  gerätiberun»  unb  «utffieban»  btr  Scftnfc 
»trcinlmna  burrf)  Samilienftfifiifii. 

»•»•'»"▼•»•»B/      ^  "  ~  WWW  *V  |  WWf  ■  »S  ||  Ww 
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£(e  ^abett  ftd)  in  ^brer  Vorfleflung  vom  14.  SRdrj  c,  beten  Driginalartlagen 
bierneben  jurücf  erfolgen/  barüber  befeuert,  ba§  i?as  D.  2.  (öer.  |u  ürtag* 
tebiira  bte  iöe ftitigung  unb  (Eintragung  eine*  jroifchen  bem  91.  unb  ben  bet- 
ten SSrübern  01.  gefcblofienen  ©ertrag*, 

tu  ort  ad)  biefe  für  ueb  unb  tljre  ßcibcö  =  £ct>nöerben  ttidjt  nur  ihre  Sftitbefebn* 
fdjaft  auf  einen  früperbin  conflitutrten  ßepnfiaram  entfagt,  fonbern  and)  ju« 
gleid)  auf  bie  ÜMtbelebnfchaft  an  bie  in  bem  95eft$e  be0  01.  ftd)  beftnbenben 
altväterlichen  ßebnaüter,  Verjicht  geleitet  unb  folebe  geaen  ein  Aequipalent 
pon  30/000  SRtplr.  bem  ße&tern  als  freie*  Alloblum  übcrlaffen  haben, 
Verweigert/  unb  bie  sHeftdtfgung  fetter  Allobiftcatton  jundebfi  von  ber Beibringung 
eine*  Samilienfcbluffe*  abpdngig  machen  »tll.  Diefe  söefch»?rbe  ifi  ungegrünbet; 
benn  bie  Verorbnung  Pom  9.  öetbr.  1807  fommt  mit  .ben  Vorfchriften  be*  91. 
ß. SR.  barin  ooöfommen  überefn,  ba§  bie  burd)  (Defefce  ober  rechtsgültige  2BiU 
Ien*erfldrungen  einmal  befiimmte  ßebn*oerbinbung  unb  ©ucceffton*orbnung  nur 
burd)  förmliche  gamilienfcblülTe  gednbert  »erben  !ann.  (£b.  I.  £it.  18.  §§.  386. 
unb  605.)   Die  gorm  unb  (Sültigfcit  foleber  Samilienfcblüffe  ift  aber  lebiglid) 
nad)  ben  SBcftimmungen  be*  A.ß.  SR.  2ft.ll,  £U4.  §.42.  unb  44.,  unb  ZU.  18. 
§§.  550.  unb  556.  ju  beurtbeilen. 

g*  müffen  baber  alle  fucceffton*fdpige  «Witglieber  ber  gamille  lugejogen,  ben 
minberjdbrtaen/  fo  »ie  ben,  innerhalb  be*  breibunbert  jweiten  Xage*  nad) 
ber  von  ibren  eitern  gefebepenen  Vollsiebung  be*  gamiltenfcbluiTe*,  gebornen 
ßinbern,  Vormünber  befieUt,  unb  bie  Approbation  ber  obervormunbfebaftlictoen 
33eb&rbe  beigebracht  »erben. 

Die  von  Sbnen  bagegen  allegirte  Di*pofttion  be*  A.  ß.  9t.  £b.  I.  £it.  18. 
§§.266.  unb  309.  alterirt  in  ben  juerft  gebaebten  Vorfchriften  nicht*,  unb  fann 
bie  von  jbrett  Gonttituenten  beabsichtigte  Aflobiftfation  ber  im  ßepnßverbanbe  be* 
grifenen  altvdterltcberi  ßepngüter  nicht  betuirfen.  Denn  nad)  §§.  268.  seq. 
unb  273.  ftnb  bie  Abfbmmltnge  eine*  Vafaflen,  welche  feine  erben  nicht  gemors 
ben,  bereit  Verfügungen  in  SBejug  auf  bie  (gubßanj  be*  ßebn*  gar  nicht  an  juer= 
fennen,  unb  felbö  roenn  fte  heften  erben  geworben  ftnb,  baff  verduferte  ßebn 
gegen  entfebdbigung  be0ienigen,  »eld)er  mit  ibrem  Vater  contrabtrt  bat,  jurücf* 
juforbern  befugt.  Der  §.309./  »elcber  von  bem  Verbdltnifj  ber  Agnaten  &u  bem 
actue üen  ßebnsbeftber  rebet,  bebnt  jtvar  bie  Verbinbltcbfeit  ber  A bf&mmlinge  ei- 
ne*  Agnaten  nod)  meiter  au*,  inbem  er,  fofern  fte  noch  nicht  ertftirt  baben/  ober 
noch  in  väterlicher  ®c»alt  ftd)  beftnben,  fte  für  bie  ein»  tili  gutta  be*  Vettere  in 
bie  Verfügungen  be*  ßebnßbeftper*  Perpflichtet.  Allein  biefe  Di*vofftion  be*  21. 
ß.  $K.  mu§  biu)td)t(id)  ber  barin  au*gefprod)enen  Verpflichtung  unbebenflid)  mit 
ber  oorangefchieften  Vorfcbrift  be*  §.  268.  in  eonfequente  Verbtnbung  gefefct,  unb 
in  ihren  ^Birtlingen  nach  ber  le$teren  geregelt  »erben,  unb  e*  Hebt  mitbin  barau* 
nur  fo  Piel  \u  folgern,  ba§  bie  bereit*  gebornen  eo^ite  eine*  Agnaten  in  bem 
gebachten  gau,  bie  oon  ihm  ertbeilten  ^onfenfe, 

obne  Unterfd)ieb,  ob  fte  beffen  (Erben  geworben  ftnb  ober  nicht,  Pertreten, 
binfolglich  fo!d)e  Verfügungen,  »eiche  bie  0iu$ungen  be*  ßebn*  betreffen, 
»obin  auch  aüe  Verfchulbungen  geboren  (cfr.  §.  311  L  a.),  fchled)terbing* 
gelten  laffcrt  müfen;  bietenigen  aber,  fo  bie  ©ubfiang  beß  ßebn*  angeben, 
bei  bem  eintritt  ibre*  ©ucceffton*red)t*  nur  gegen  Sntfchdbigung  be*  anbern 
Kontrahenten  iurücfnebmen  bürfen. 

eine  entgegengefebte  Interpretation  Idgt  bie  Vorfdjrlft  be*  A.  ß.  SR.,  (§.  309. 
I.  a.  1.)  nach  bem  ganjen  (SeifJe,  »elcher  ftd)  in  bem  £ir.  18.  in  Uebereinflimmung 
mit  ben  ©runbfd$en  be*  gemeinen  ßebnrecht*  unb  ben  Meinungen  ber  be»dbrte* 
fl«n  9ted)t*lebrer  au*fprid)t,  gar  nicht  $u.  Sollte  man  berfelben  bie  von  3ftnen 
angenommene  Deutung  geben;  fo  »ürbe  ber  §.  386.  gan*  überflüfftg  gemacht  unb 
umgangen,  folchemnach  ba*  gefeblich  aufredjt  erhaltene  ßebn*- 3fnf!itut  in  ber  von 
allen  Stiftern  Dabei  jum  (Srunbe  gelegten,  ober  fünft  ig  bin  jum  ©runbe  jtt  Ie* 
genben  Xenben}  augenblicflid)  gehemmt,  eben  baburch  aber  bie  Stechte  ber  in  be( 
2Jcitbelebnfcbaft  begriffenen  bereit*  esiftirenben  Abfbmmlinge  eine*  Agnaten  gegen 
ben  ffltOen  bc*  Btiittvß  unb  gegen  bie  Abitcht  be*  A.ß.SR.  §§.  269.,  302.,  359. 
unb  554.  verlebt,  unb  e*  ihnen  vbaig  unmöglich  gemacht  »erben/  folche  felb^ 
burd)  bie  voOAdnbigfle  enfd)dbigung  beffen,  an  ben  ba*  ßebn,  fo  »ie  ihre  ©uc* 
ceffton*red)te  barauf,  verdufjert  jtnb,  in  ber  Emilie  $u  erhalten.  3a,  fte  »ürben 
fogar  (Sefabr  laufen/  gdnjlid)  erblo*  ju  »erben,  fofern  e*  ibrem  Vater  Qtüatttt 
»erben  finnte,  ihre  ©ucceftton*rechte  un»iberruflid)  ju  verdu§ern>  über  bie  ba* 
für  erhaltene  Abftnbung  fobann  »illfübriich  tu  bi*poniren,  unb  ihnen  bUrndcbtf 
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foroofjl  in  fendo  itttb  aUodio  baß  leere  «ftacbfeben  gu  f äffen /  o&nc  baß  Perduferte 
ßebn  bei  lern  (gintritt  ifcreß  (Succefjtonßreebtß  (felbfl  gegen  Gnti'cbdbigunq  beß 
andern  Gontrnbenten  )  jurüefforbern  ju  bürfen.  Dafj  t)tcö  ber  ^ilie  beß  ©efefc* 
«eberß  nidjt.iff,. brftdtigt,  neben  berDtßpofition  beß  §.268.  unb  386.,  Die  ffior* 
fcfcrift  beß  §.310.  L  a.t/ 

wonach  ber  Äenfcnß  einiger  Agnaten  ober  97citbelebnten,  weber  Die  Uebrigen 
,  nod)  felbft  bie  Deßeenbenten  ber  Gsonfenttrenbcn,  welcbe  bamalß  nidit  me&r 
unter  österlicher  ©ewalt  ftanben,  unb  auch  naebber  ber  Gonfentirenben  er- 
ben nid) t  geworben  ftnb,  oerpfliebteti  mitbin  bie  lefcteren  oon  ber  3urucf« 
nafcme  ber  väterlichen  SBerfägungen  in  biefem  fpecieflen  gafle  nidit  außfd)iie§t, 
obne  ibnen  irgenb  eine  (gntfcbdbtgungß«23erbtnblid)feit  gegen  ben  anbern 
kontra  ben  ten  bei  bem  (Eintritt  ibreß  ©uccefftonßrecbtß  auf  ju  erlegen; 
ferner  bie  ©orfebrift  beß  §.327.  seq>, 

wonach  ber  Siebter  bei  Söertrdge»  unb  £anblungen,  wobureb  baß  Ccbn  gang 
.    ober  gum  Xbeil  orrdu§ert  roirb ,  bie  (Einwilligung  fdmmtlicber  auß  bem  £p» 
potbefenbueb  befannten  Sfgnaten  erforbern  mu§. 
Dag  unter  Veräußerungen  bcßßebnß,  inSSegiepung  auf  bie  babureb  »erlebbaren 
S3rfugniffe  p«r  bereitß  gebornen  lebnßfdbigen  Stacbf  oinmen  beß  ßebnßbeffperß  ober 
Staunten/  aueb  bie  ßntfagung  auf  bie  ©uccefftonßrecbte  biefer  (eueren  unb  bie 
gintviOigung  in  bie. SIBobiftcation  inbegriffen  ifi,  leibet  nicht  ben  roinbeflen 
gweifel/  ba>.wenn  (te  ibee  ooUe  SSirfung  etgeugen  foO,  baß  conftituirte  ßebn  ba« 
buref)  auß  bem  «öerbanbe  ber  in  ber  urfprünglicben  töelcbnung  begriffenen  9tad>* 
fommen  beß  trften  fotifterß  Ober  ©rwerberß  beraußtreten  unb  ad  extraneos  aber» 
geben  würbe.  (Sben  barum  befagt  aud)  baß  9.  6.91.  §.644.  1.  c:  , 

ba§  bie  gntfagung  beß  9tecbtß,  auf  ein  burd)  bie  Snoeflitur  nodj  ntd)t  über« 
nommeneß  ßebn,  bio§  gu  (fünften  beß.ndd)ften  ßebnfolgerß  oon  52ßtrfurig  fein 
fann/  unb  ba§  —  felbÜ  in  bem  gafl  ber  bereitß  gefd)  ebenen  liebem  ab  nie  beß 
ßebnß  burd)  bie  ^noefiitur  —  eine  folebe  fRenunciation  nach  ben  firtngenten 
©runbfdpen  oon  SBerdugerungcn  ber  ßebne  .(§.  302.  1.  c.  seq.)  beurteilt 
werben  fofl.   . . 

Suß  obiger  (gnfwfefelung  eraiebt  ftd>,  bafj  ber  gwifdjen  3fbrrm  Gonftituenten 
unb  ben  ©ebräbern  9c.  gefcbloffene  ©ertrag  binffcbtlid)  biefer  leereren  unb  resp. 
ibrer  bereitß  gebornen  Deßcen beuten  nur  btejenige  2öirfung  ergeugen  fann/  welche 
ber  §.309.  in  eonfequenter  Söerbinbung  mit  bem  §.  268.  unb  605.  seq.  feftfteflt, 
unb  ba§  baburd)  bie  beabjtcbtiqtc  permanente  Stflobifteation  ber  altodterlfcben  ßebn« 
guter  nid)t  erreicht  wirb,  fonbern  in  biefem  5au*  bie  Sßeflimmungen  ber  ©crorb* 
nuna  Pom  9.  Dctbr.  1807  unb  beß».  8.9t.  §.386.  gur  »nwenbung  fommen  muffen. 

(Sollten  e  ie  niebtß  beffo  weniger  3brem  Sfntrage  auf  25eßdtfgung  unb  (gin* 
tragung  beß  gefdjloffencn  23ertragcß  inbdriren,  fo  wirb  fofdjem  bemnacb  nur  mit 
ber  einfcbrdnfung  <&tatt  geaeben  werben  tonnen,  welche  baß  St.  9c.  Xb.  I. 
Tit.  18.  §.  330.  porfd) reibt.  §ör  tiefen  gatt  ifi  baß  O-  ß.  ©er.  angewiefen,  oon 
ber  perlangten  oorgdngigcn  93oDiiebung  beß  Sertrageß  por  einer  3uftii*£ommtf« 
fton  gu  abütabittn,  unb  ft'd)  nad)  ben  S^aafgaben  ber  21.  ©.  O.  Xb-  H.  XiU  3. 
§.22.  in  ber  ttrt  gu  aebten,  baf  ber  33eftdtigung  nur  nod)  eine  nochmalige  Pott 
bem  D.  ß.  ©er.  gu  peranlaffenbe  Stnerfennung  porbergugeben  braucht- 

^ierburd)  wirb  gugleicb  ber  gweite  Xbeil  3bter  SBefcbwerbe  erlebiget. 

P.      %  ®.  17.  6. 14. 

C)  3>er8l-  wegen  «iiflje&una  ber  S«mf(ienfibeicommf(Te  bareö  Sami«enf4(ufTe  bfe  3ufaße 

ÖU  H.  4.  |.  39  tqq. 

d)  Rescript  t>.  16.^^.1833,  bag  bei  StffobWcaHon  ton  ee&nantewt  unb  Ceftnl» 
(lammen  bur*  Samilienfölüfre  bie  ©runbfaee  «bec  «uföebung  bec  SamilienfxbeteommiiTe  «n# 
wentun^  finben. 

Daß  ßSntgl.  Äammergericbt  bat  in  bem  SBerfdjt  pom  22.  S««i/  bureb  Siegle* 
bung  auf  ben  unter  bem  12.  Sftai  in  ber  p.  ©t'fcben  2a die  ermatteten  Bericht  bie 
©runbe  angegeben,  nt^balb  eß  ben  ©ertrag  ber  ©ebrüber  ».  Pom  SO.SWdrg, 
wobureb  fte  fowobl  bie  ßebngöter  fp.  4ten  unb  5ten  9lntbeilß,  alß  ben  früher  fefl» 
gcfhflten  gebnfiamm  für  allobiftcirt  erfldren,  nicht  für  genügenb  bdit,  fonbern 
auf  ßrriebtung  eineß  förmlichen  gamilicnfchluffeß  btngewiefen  bat. 

Der  ^ufligminifier  ift  tamit  einperüanben,  ba§  eß  eineß  ^amilicnfcbluiTcß  be- 
barf,  eß  fommt  nur  barauf  an,  in  weieber  2irt  er  im  Porfiegenben  gapi*  errieb« 
tet/  unb  welcb*  3>erfonen  Mtl  gugegogen  werben  foöen. 
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Die*  fann  nicht  üweifelnaft  fein/  wenn  habet  bie  Oirunbfdbe  angewenbrt  wer- 
ben, welcbe  bei  ber  Aufhebung  eine*  gamilienftbcifommiffc«  rrfotberltd)  ftnb,  nnb 
worüber  fleh  ber  3fufti*minifter  auefübritd)  In  ben  «Reicripten  oom  l4.3unt  1832 
unb  15.  Dctbr.  beff^ben  3abre«  (3abrbücber39.  ®.i7t.  —  4o.  @.4o2.)  au0ge* 
fproeben  bat. 

g«  in"  in  bem  ©efc&e  §.  68.  Xit.  4.  Xb-  Ii.  gefagt  worben,  ba§  brr  «Richtet 
bei  33erbanblunqen  über  ba0  gtbeifommifc  nur  bic  au*  brm  .popotpffenbuebe  be* 
fanimit  gamilienglieber  aufleben  perbunben  fei,  unb  bie  §§.64  —  67.  fd)reibcn 
bie  forgfdlttarten  Srforfcbungen  ber  Xbetlnebmer  jum  stfebufe  ber  Eintragung  sur 
Seit  ber  Errichtung  t>e0  gibeifommifie0  oor.  Den  fodter  bin^utretenben  SRitglte* 
bem  iß  jur  ^flicht  gemad)t  Worten/  ftd)  gfcld>fa00  burd)  Eintragung  bie  9tcd)te 
ju  ftdurn,  welche  ibnen  obne  biefclbe  bureb  aicridumung  verloren  geben  fbnnen, 

§.  67-  ibM. 

Der  Siebter  bat  mitbin  nicht  nbtbig/  Aber  tiefen  aus  bem  Ipnpotbefenbudje  ftcb 
ergebenben  Umfang  ber  Xoeilncbmer  bin  aus  }u  geben/  unb  n a ct>  anbern  nicht 
etnaetragenen  gamiliengltebern  \u  forfeben.  - 

Diefer  ßkunbfab  gilt  nid)t  allein  bei  SBerdnberungen  mit  bem  gamilienftbel* 
fommif  /  fonbern  auch  bei  Serbanblungen  über  bie  Aufhebung,  roeil  bat  Ebict 
Dom  y  Oetbr.  1*07  bie  21  uf b'bung  be0  £ebn0  unb  gibeifommiffe«  burch  gamilten« 
jd)lu$  jugelaffen  bat/  obne  einen  Uittcrfd)teb  jwifchen  Aufhebung  unb  $3erdnbe* 
rung  in  *Pe$ug  auf  bie  gorm  feftiufefcen.  £efctcre  iß  au«  ben  §$.42.  folg.  Xit4. 
Xb.  H.  ju  entnehmen. 

?iurer  ben  au*  bem  jprtüotfjefenbudje  ftcb  ergebenben  gftttgliebern  müfien  ben 
minberjdbrigen  Detfcenbentcn  berfelben  Söormünber  befleUt/  unb  bie  innerhalb  bc0 
302.  Xage*  nach  SBoüU'bung  be0  gamilicnfcbluffe«  (geborenen  berüdfiebtigt  röerben. 

@ben  fo  ift  fß  au  balten/  nenn  eine  gebnsoerbinbung  burd)  garatlienfd)lu(i 
aufqeboben  werben  foQ. 

Dteö  folgt  barau0/  baß  •  * 

1)  Vebne,  bei  welchen  M  Obereigentbunt/  wie  in  ber  Wart,  nicht  mebr  flatt 
ftnbet/  in  £)e*iebung  auf  bie  Agnaten  unter  ftd) /  bie  größte  Slebnlidjfeit  mit 
gamilienffbeifoinmiffen  baben. 

2)  Da*  Sbict  von  1807  Eebne  ben  gibeifommiffen,  wenn  oon  ibrer  Aufhebung 
bie  Siebe  ift,  gleicbfleüt,  in  Slnfebung  ber  erfteru  auf  ben  3«l*a&  56.  be«  Oft« 
preufjifcben  vJ)rouin$ialrecbt0  oerweifet/  unb  bie0  fieb  auf  bie  §§.  42  —  46. 
Xit.4.  Xb.  II.  besteht; 

3)  aud)  bie  (äefefcgebung  be0  «.  ß.  91.  in  ber  ßebre  PonVßebne  dbnliche  ©runb» 
fdne  aufftrllt,  ai0  bie/  weiebe  im  §  68.  Xit.4.  Xb-H.  entbalten  ftnb. 

9Ud>  ben  §i.  2yo.  unb  291.  Xit.  18.  Xb.  l.  be0  51.  >K.  baben  ndmlicb  bie 
Signalen  unb  ^(itbeiebnten/  welcbe  ftd)  nicht  baben  eintragen  laffen/  eben  bie 
«Haditbeile  beim  ßebn  au  erwarten,  a(0  bie  Stnwdrter  beim  gibeUommiß/  unb 
§.  386.  erwdbnt  eine«  fbrmlicben  gamiiienfd)luffe0/  wenn  bie  einmal  beftimmte 
@uecefiTon0orbnung  gednbert  werben  fofl. 

4)  Die  Sftotbwenbigfeit  ber  gintragung  erfannfe  febon  ba0  gbict  bom  4.  Sfugufl 
1673  in  bem  (§rabe  an/  ba§  e«  §.4.  bie  oerfdumte  Eintragung  ber  Signalen 
fogar  mit  bem  33erlufi  be«  €?uccefffon0red)t0  beftrafte/  unb 

5)  tbnnen  au«  §.  157.  unb  58.  Xit.  51.  ber  21.  ©.  O.  feine  SBiberlegungflgrönbe 
bergeiwmmeu  werben,  eie  baben  nur  fpectefle  QJorfcbriften  be0  $ro»iit|UI» 
Iebnred)t0  im  Sluge,  welcbe  mit  ben  gefe$(icben  «öorfebriften  über  gamilien* 
fd>lü|fe  gar  nicht  in  23erbinbung  gebracht  werben  Hnnen. 

<£0  ftnb  mitbin  nur  aueb  bier  bie  eingetragenen  Agnaten  tu  berüefftebtiaen;  ba< 
gegen  mu§  aud)  im  oorliegenben  gaO/  wie  beim  gamtiien*  gibeifommif?/  eine 
S^eoormunbung  ber  minorennen  Äinber  ber  gingetragenen  erfolgen,  unb  auf  bie 
9ted)te  ber  innerbalb  be0  302.  Xage0  geborenen  9cürf(td)t  genommen  werben. 
Der  (Sirunbfflfc  be0  2ongobarbifd>en  unb  ÜJldrfifcben  ßebnred)t0/  bo§  ber  @obn 
unbebingt  facta  patris  prdßiren  muffe,  fann  pon  ber  lebtgebaebren  gorm  nicht 
biepenftren,  ba  ber  burch  bie  neuere  (§efefegebung  befohlene  gamiliemcbluß  an 
gorinen  gebunbrn  ift,  welcbe  al0  wefentlid)  notbwenbig  oorgefebrieben  worben  ftnb, 
bie  (SJefebe  hierbei  feinen  Unterfchieb  nach  ber  iBerfchiebenbeit  be0  ^)rovinital(ebn* 
recht«  machen,  unb  bei  einem  ganj  neuen  ^nfiitute  ( Aufhebung  ber  £ebne  burch 
gamtlienfcbluß)  auch  nur  bie  l^ebingungen  bejfelben  obne  weitern  ipmblicf  auf 
frühere  $orfcbriften  unb  analoge  S3e|iebungen  jur  Slnwenbung  gebracht  werben 
muffen. 
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«Rad»  blefeit  ©runbfd&en  hat  ba*  Äbnigl.  äammergericht  ftt  ber  vorliegenbe« 
©ad)f  I«  verfögeti.  V.  &  3f.  HB.  42.  &.  107. 

(ttnmerf-  ©e»jen  bie  ftnroenbung  Mefcr  SBerfßauitij  im  Wlfgemcinen  finb  Siebenten  en 
Oofren  und  fitfit  eine  atirftenrifdie  (Dedaration  w  erwarten.) 

2")  a)  Verordnung  ».  U.SJläri  1818,  über  die  Ceöne  unb  Sibeicommlffe  in  be« 
jenfettf  ber  Glbe  belegenen  9)ro»inien. 

5)0  in  benjenigen  ttnferer,  jenfeit*  ber  EIBe  gelegenen  tyrovinjen,  in  melden 
bie  fran^öftfebe  ©efefcgeBung  eingeführt  mar,  gegenwärtig  aber  unfer  2t.  S.  9t  ein« 
geführt  i(r,  über  bie  jortbauer  ber  agnatiiehen  Erbfolgerechte  in  Sehen  unb  Sibei. 
fommiffen  3roeifel  entftanben  finb:  fo  verorbnen  SBtr  (Herüber,  nach  2lnhörung 
Unfern  ^taat*rath*,  wie  folget: 

§.  1.  diejenigen  Sehen  unb  $ibeifommiffe,  welche  vor  ber  Einführung  ttnfer* 
91. S.  9t,  nach  bem  3nhalt  wejrobälitchcr  ober  fram,öftfcher  Serorbuungen,  bereite 
vöütg  aufgehoben  unb  in  freie*  Eigenthum  oerroanbelt  waren,  bleiben  auch  ferner* 
hin  freie*  Eigenthum. 

$r2  SBenn  bagegen  nach  bem  3«halt  jener  fremben  33ercrbnungen  bfeSBerwanb« 
Iung  in  freie«  Eigentum  erft  bei  einem  funftigen  ©uccei|ton*faä  eintreten  Mte, 
unb  wenn  biefer  vorbehaltcne  v5ucceijton*fafl  jur  3?it  ber  Einführung  ttiifer*  9L 
S.  9t  noct)  nid>t  eingetreten,  roorjt  aber  jtet*  möglich  geblieben  war;  fo  f  ollen  bte 
vor  ber  fremben  ©efefcgebunq  geltenb  geroefenen  Erbfpjgerechte  ber  9lgnateii  hier* 
burch  von  neuem  beftättgt  fein. 

§.  3.  SÖenn  in  biefem  jroeiren  Salle,  vor  ber  Einführung  ttnfer*  91.  S.  9t,  ber 
SBefT^er  ba*  Sehen  ober  Sibeifornmiü  ganj  ober  jnm  2beil  veräußert  ober  vejrpfan« 
bet,  ober  bemfelben  Saften  irgenb  einer  9lrt  aufgelegt  hat;  fo  jiub  baburch  nur  bte« 
jenigen  9Rttglieber  ber  jamilie  gehuriben,  welche  entroeber  felbfr  eingewilligt  haben, 
ober  nicht  in  bem  Salle  waren,  baß  bie  in  jenen  fremben. $erorbnungeii  vorbehal« 
rene  8ucceffton  auf  ftc  fallen  fonnte. 

{.  4.  SBetin  in  einem  tolchen  $aUe  feit  ber  Einführung  ttnfer*  91.  S.  91.  bereit^ 
neue  Mamillen  «^efiimmungen  getroffen  roorben  jjtob,  imgleichen  wenn  in  einem 
folchen  ober  einem  anbern  $afle  füuftig  ein  Sibeifommiß  neu  errichtet,  ober  bie 
Sehen«  ober  Sibeifommiß«©ucceffion  abgeänbert  werben  fofl;  fo  ijt  bie  ©ültigfeit 
aller  biefer  $)cutblungcn  lebiglicfc  nach  Uuferm  91.  S.  91.  ju  beurtheilen. 

§.  5.  2öenn  ein  vormalige*  Sehen  ober  ftibeifommiß  burch  Unfere  gegenwärtige 
Serorbnung  al*  freie*  Eigenthum  eine*  SKitgliebc*  ber  $amilie  anerfannt  ifr ;  fo 
hat  biefer  gegenwärtige  Eigentümer ,  nebjr  feineu  SRachfommen,  ba*  Erbfolgerecht 
in  bte  bletbenben  Sehen  unb  Jibeifornmiffe  berfelben  Samilte  verloren. 

§.  6.  tiefer  SBerlufr  tritt  auch  bann,  wenn  ein  folche*  ©ut  burch  einen  Iäftigen 
Vertrag  bereit*  veräußert  ijt,  jum  9lad)theil  Desjenigen  jamilicnglicbe*  (mit  Ein* 
febluß  feiner  9tacfcfommen)  ein,  welche*  ben  2Bertr)  be*  veräußerten  ©ute*  in  fein 
SSermö^en  befommen  hat. 

$.  7/ tiefer  *öerlu|t  fann  jeboch  baburch  abgewenbet  werben,  baß  Binnen  einem 
3ahre,  vom  Sage  ber  gegenwärtigen  SBerorbnung  an  gerechnet,  ba*  vormalige  Se- 
hen ober  Sibeifommiß  entroeber  in  bemfelben  ©ute,  ober  in  einem  anbern  (Sure  von 
gleichem  2ßerthe,  wieberhergefteüt  wirb,  in  welchem  leperii  $olle  ber  gleiche  SSertt) 
betf  ®ute*  von  jwei  9(nwärtern  in  ©emäfcheit  Unfer*  91.  S.  9t  2h.  M.  2it.  4. 
j.  87.  u.  f.  gerichtlich  anerfannt  fein  muß. 

§.  8.  ©oft  bei  ber  funftigen  Erbfolge  in  ein  Sehen  ober  Jibeif ommi§  ein  9Rit« 
glte&  ber  Jamilie  in  ©emäpbeit  ber  gegenwärtigen  ^erorbnung  §.  5.  unb  6.  au*ge« 
fd)loffen  werben;  fo  hat  berjenige,  welcher  biefe  9(u*fchliejiung  U\ia\\TpUt ,  bie  2ha*< 
fachen  |u  beweifen,  worauf  bietelbe  gegrunbet  werben  muf. 

§.9.  3m  übrigen  wirb  Unfere  E.  £>.  vom  28.  £>ecbr.  1809,  welche  bie  Erbfolge 
bamal*  weftphMifcher  ttnterthanen  in  bieffeit*  ber  Elbe  gelegenen  Sehen  unb  Sibet» 
fommiffen  jum  ©egenjtanbe  hat,  hierburch  außer  ffraft  gefegt.      ©.  @.  ©.  17. 

b)  Declarntion  bei  f.  3  ber  borftebenben  «Berorbnnn«  b.  i.3uni  1820. 

3»  ^er  »erorbnung  vom  11.  2Rärj  1818  haben  Sir  befrimmt,  bap  für  biejeni. 
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gen  Sehen  ober  Sibeifommfffe  in  Unfern  ienfetrö  ber  ßlbe  gelegenen  Sflrootnjen, 
welche  $ur  Seit  ber  SSiebereinfübrung  bed  O.SR.  noch  nicht  völlig  freies  Eigentum 
geworben  waren,  bie  Erbfotgerecbte  ber  Agnaten  von  ber  Seit  biefer  Sßiebereinfüh« 
rung  an,  alt  wieberberqeftellt  betrachtet  werben  foflen. 

5)a  aber  in  ber  3wifchenjeit ,  von  biefer  ffiiebereinfü&rimg  an.  BW  jur  ©efefce«. 
fraft  ber  Verorbttung  vom  IL  2Rär$  1818,  bte  Vejt&er  ber  Sehen  unb  Sibetform 
mtffe  Veräußerungen  ober  anberweite  SBelaftungen  berfeiben  vorgenommen  haben 
fpnnten,  unb  in  ber  erwähnten  Verorbnung  über  bat  a3err>älrni^  ber  Agnaten  gu 
folgen  britten  Erwerbern  nicht*  auöbrücflich  benimmt  ifl,  fo  flnb  hierüber  in  ben 
©erichten  Sweifel  entfianben.  ttm  biefe  3n>eifcl  unb  bte  barau*  entfprungene 
9techt$ungewiß&eit  ju  entfernen,  ftnben  2Ötr  ttnt  geqenmärttg  bewogen,  na*  er* 
forbertem  ©utachfen  ttnfer*  (Btaattxatbt ,  unb  mit  SKütfjtcht  auf  bte  Verorbnung 
vom  lLftärj  1818,  ungleichen  auf  ba*  31.2.91.  £b.  1-  Sit.  18.  §.290. 291.  Sit.  15. 
§.  26.  Sit.  20.  §.  80.,  auf  ba$  &vpotbefettpatent  vom  22.  ÜJ?ai  1815  unb  auf 
bte  fernere  £opotbefenverorbnung  Dom  23.  2)ecbr.  1816  gu  oerorbnen,  wie  folget. 

§.  L  ©iejenigen  SIpaten,  welche  ihre  Erbfolgerecbte  gur  Eintragung  in  bie£>v« 
potbefenbücber  »or  bem  1.  3<*uuar  1818  gehörig  angemelbet  haben,  tonnen  bat 
(Vorbei  etntretenbem  ©ueeeffionöfall  au*  oon  allen  britten  Veftyern,  welche  baf* 
felbe  in  ber  Seit  nach  SBiebereinfübrung  bet  S.  m  jur  ©efefcetfraft  ber  Ver* 
orbnung  vom  11.  3Rarj  1818  erworben  baben,  jurüeff  orbern;  fle  finb  jebod)  biefe 
Erwerber  alt  rebliche  Velber  ju  bebanbeln  verpflichtet.  Eine  gleite  Verpflichtung 
haben  pe  auch  gegen  bie  Erwerber  anberer  bittgltcben  fechte  an  bem  Sehen  ober  Ji» 
betfontmiß  auö  jenem  3eitraum. 

$.2.  ©affelbe  gilt  oon  benjentgen  Agnaten ,  welche  fleh  in  bem  Settraum  vom 
I;  Januar  1818  hit  jur  ©efefceäfraft  ber  Verorbnung  vom  11.  2Rärj  1818  gemel- 
bet  baben ,  wenn  bie  Veräußerung  ober  SBefteHung  irgenb  einetf  binglichen  9ted)t* 
für  einen  ©ritten,  fpäter,  alt  biefe  Slnmelbung,  vorgefallen  ifl. 

§.  3.  ©olche  Agnaten  bagegen,  welche  ftch  weber  vor  bem  1. 3anuar  1818,  noch 
vor  einer  folchen  Veräußerung  ober  SScfleßunq  irgenb  eine«  btnglichen  stecht*  für 
einen  ©ritten,  gemeibet  haben,  muffen  bie  fechte  ber  britten  Erwerber  unbebingt 
anerfennen. 

§.  4.  3n  allen  biefen  fallen  bleibt  et  ben  jur  Erbfolge  gelangenben  Agnaten 
unbenommen,  au«  bem  Vermögen  bei  Veft&er*,  welcher  bie  Veräußerung  ober  bte 
SBejtellung  irgenb  eine«  bittgltcben  SKecht*  für  einen  dritten  vorgenommen  hat,  fo 
Weit  et  bie  bejtebenben  ©efc^c  gefhtten ,  Erfafc  ju  forbern.  ©.  ©.  ©.  131. 

c)  Verordnung  b.  9. 3urU  1827,  tvegen  grgrtitiung  be$  f.  5  unb  7  fcer  SJerort* 
tmng  m.  i  i.  Wim  I8*8« 

2Btr  Sriebrich  SßWbelm,  von  ©otteS  ©naben,  Äönig  von  Greußen  je.  k.  ftnben 
Un*  bewogen,  bte  in  ben  §§.  5.  unb  7.  ber  Verorbnung  vom  11  man  1818  über 
bte  Sehne  unb  $tbeifommiffe  in  ben  jenfett*  ber  Elbe  gelegenen  tyrovinjen  enthalt 
tenen  Veftimmungen, 

wobureb  2Btr  lebiglich  bie  3lb|tcht  harten,  gu  verhüten: 
baß  in  berfeiben  ftamtlte  einige  2Ritglteber  bie  Vortheile  ber  franjöfifchen  ©e^ 
feßaebung  unb  bie  bet  wieber'herqejlellten  frühern  9lechtö  gleichseitig  genießen, 
aiibere  aber  nur  von  ben  ftafrbetlen  biefer  ©efe^gebungen  betroffen  werben, 
we«h«lb  SB«  bei  gebachten  Vefttmmungen  nur  bejwecften,  bie  verfchiebenen  in 
biefem  Safle  beftnblichen  TOtglteber  ber  Jamilie  burch  bie  ben  erftem  nachgclaf* 
fene  2Bahl  amifchen  ben  eigenthümlichen  Vortheilen  ber  einen  ober  ber  anbern 
■  ©efe^ebung  gegenfeitig  ausgleichen, 
auf  ben  Vertcht  Unferö  <5taat$mütt|terium$,  unb  nach  erforbertem  ©utachten  um 
fer«  ©taaterath«,  »ie  folgt,  $u  ergänzen.  , 

§  1  2öenn  bie  vor  Einführung  beö  9.  g.  f«.  in  freteö  Etgenthum  verwanbelten 
ßebne  unb  Stbetfommiffe  mehreren,  ju  einem  unb  bemfelben  Sehn«*  ober  Jtbetfpm: 
mtßverbanbe  gehörigen  mitgliebern  einer  Familie  ^gefallen  waren,  e*  fei  ju  gleichen 
ober  unaleichen  Sfeeilen,  fo  ijl  et  gur  Erhaltung  ber  Erbfolgerechte  in  bie  bletbenbe 
Sehne  unb  gtbeifommiffe  berfeiben  Jamilie,  welche  bie  Erwerber  jener  Sintberte 


Digitized  by  Google 


S-V*-  •     ©otttCefote.    .  ?37 

no$  auferbem  befallen,  im  SJer^ältnifi  ihrer  felBfl  nnb  ihrer  UM*  ober  fibeifom. 

mijjfäbiqen  sJtadbfommen  |u  einanber  mcftt  ala  (£rforberm|j  anjufeben,  ba£  botf  Vor. 
malige  gefeit  ,06er  $ibeifommifl  in  ben  betreffen t>en  tnfyfitat  nach  §.  7.  ber  $erorb, 
nung  i»ieberl)ergeftet[t  mürbe.  @ö  finb  oteliwbr  in  einem  'fojcfceh  JaDY  jene  blei, 
benben  £e&ne  unb  Sibeifommiffe  nacb  §.  2.  ber  Serorbnuttg,  autfc  olme  2öieber&er, 
fteüung  ber  oormaligen  ge&ne  unb  Jibeifornmiffe  in  bem:  angegebenen  SBerfcäUmp 
M  »on  Beuern  betätiget m  betrauten. 

§.< 2.  3(1  aber  im  Jade  ber  Ibeüung  unter  mehrere  JamiHenglieber  ba$ ooima* 
JigeJBebn  ober  $ibeifommtj;  »on  einem  ober  bem  anbern  sIRifgliebe  bei  bem  ifcm  px* 
flefulleiien  21'ntbeile  roieberhcr^ei'teür ;  fo  ift  burA  biefeSH&ieberberffeflung  für  jene0 
9J?irgIteb  unb  beffen  fiadjfommen  ber  Söerlujt ber  ($rbfplgerecbte  in  aße  bleibenbett 
2etme  ober  Jjbeifommiffe  berfelben  ftamilie  obne  Unterfiieb  abgemenbet.  dagegen 
baben  babunfc  bie  Erwerber  ber  übrigen  Sintberte,;  roelcfce  ba*  oormalige  £ebn  ober 
jibeifpmmijj  bei  biefen  ntcbt  roteber&erfteflfen ,  »ebef  für  fTdr>  noaY  für  ibre  föad). 
fommen  einen  5(nfprucf)  auf  £ebn$*  ober  Sibeifommif  JoTgerecfcte  in  Demjenigen 
Sfntfeeile  erlangt,  wobei  bie  ffiieberfeerjreflung  erfolgt  ift:  ,J  ©.  ©.  70. 

§.  262.  Nur  der  erste  Erwerber  kann,  mit  Genehmigung  des  Lehns- 
herrn, sowohl  unter  Lebendigen,  als  von,  Todeswegen,  frei  Verfügun- 
gen treffen.  ,  .  .  V~  v 

§.  263.  Auch  den  von  ihm' selbst  in  die  Gesammtehand  aufgenoronaej- 
nen  Verwandten  oder  Fremden,  steht  ein  Recht  des  Widerspruchs  da- 
gegen nur  jn  so  fern  zu,  als  dasselbe  durch  den  mit  ihnen  von  dem  veij 
leiher  des  Lehns,  oder  von  dem  ersten  Erwerber  geschlossenen  Lehiis- 
Yprtrag  begründet  wird. 

§.  264  Haben  dieselben  ihre  Aufnahme  zur  Gesammtcnhand  durch 
einen  lästigen  Vertrag  gegen  Entgelt  erhalten:  so  ist  auch  der  erste  Er- 
werber, in  Ansehung  ihrer,  eben  den  Einschränkungen,  wie  jeder  fol7 
gende  Lehnsbesitzer  unterworfen.  . 

§.  265.  Eben  das  findet  Statt,  wenn  das  Lehn'  schon  dem  ersten  Er- 
werber ausdrücklich  in  der  Eigenschaft  eines  alten  Lehns  verliehen 
worden. 

1)  Von  den  Deteendenten  de»  Vasallen. 

§.  266.  Die  Abkömmlinge  eines  Vasallen  müssen,  wenn  sie  ihres  Va- 
ters Erben  geworden  sind,  die  Verfügungen  desselben,  auch  in  Anse- 
hung des  Lehns,  vertreten. 

§.  267.  Verfügungen,  welche  bloss  die  Nutzungen  des  Lehns  betref- 
fen, müssen  dergleichen  Descendenten  schlechterdings  gelten  lassen.  \ 

§.  268.  Hingegen  können  sie  Verfügungen,  wodurch  die  Substanz 
des  Lehns  vermindert,  oder  geschmälert  worden,  zwar  zurücknehmen; 
sie  müssen  aber  denjenigen,  welcher  mit  ihrem  Vater  und  Erblasser  da- 
rüber contrahirt  hat,  entschädigen. 

§.  269.  Hat  also  der  Vater  das  Lehn  ganz  oder  zum  Theil  veräussert: 
so  kann  zwar  der  Sohn  das  Veräusserte  von  dem  dritten  Besitzer  zu- 
rückfordern; 

§.  270.  Er  muss  aber  demselben  nicht  nur  den  dafür  gegebenen  Werth 
ersetzen;  sondern  ihm  auch  für  seine  übrigen  Verwendungen,  nach  eben 
den  Grundsätzen,  wie  der  Eigenthümer  einem  redlichen  Besitzer,  ge- 
recht werden. 

§.  271.  Von  vorstehenden  Verbindlichkeiten  (§.  267-270.)  kann  der 
Sohn,  welcher  einmal  seines  Vaters  Erbe  geworden  ist,  sich  durch  den 
Einwand  der  Rechtswohilhat  des  Inventarii  nicht  befreien. 

§.  272.  Dagegen  ist  aber  auch  ein  solcher  Sohn  an  Conventionalstra- 

m«nnEpp(f  2109.  UnbttQt  II.  22 

Digitized  by  Google 


338  GtftttXbeil.  9t$tvinttt  SEttcL  §  273- 

fci^WÄclife''dterVatJiffewä'aiif  den  fall  der  Zurücknahme  solcher  Ver- 
fügungen (§:  268.).  än£^^  in  keinem  Falle  gebunden.  ' 

§.  1273.  Söhne,  Weicht  ihres  Vaters  Erben  gar  nicht  geworden,  sind 
in  der  Regel  nicht  verbunden^  die  zum  Nachtlieüe  ihrer  IVechte  auf  das 
Lelm,  durcja  Verminderung;  oder  •Schmälerung  der  Substanz  desselben, 
von  dein  Vater  getroffenen  Verfügungjen  wider  sich  gellen  zu  lassen,  r 

§.  -274  Doch  ist  auch  ein  .solcher  Sohn  die  väterlichen  das  Lehnnicht 
angehenden  Schulden,  so  weit  das  übrige  Vermögen  dazu  nicht  hinreiche 
ans  den  Lehnseinkfinften zu  betahlen  verpflichtet;  und  kann  sich  durch 
Entsagung  der  Allodialerbschaff  davon  .nicht  losmächen.' 

steht  ihm  viehnehr^blöss  frei,  sich  des  Lehns  und '4er  Al- 
lpuialerbschaH  zugießen  fcu  negeben- 

§•  276.  Alsdann  müssen  die.  Lehnseinkünfte  für  Rechnung  der  Glau- 
Inger  so  lange  verwahrt;  werden,  .bis  tuese  befriedigt. sind;  oder  bis  die 
voaxlein  Schuldner,  abstammende  lehnsfähtee  Nachkommenschaft  erlo- 
schen ist.  '  '  :"       '  '  -:  :'"      '  ' 

"'§.'277.  ßs  findet  also  eine  Abtretung  des  Lehns  an  einen  Agnaten 
oder  Mitbelehnten,  oder  selbst  an  den  Lehnsherrn,  zum  Nachtheile  der 

Gläubiger  nicht  Statt?'  ; / 


§.278.  Auch  ein  vöm  Vatei*  enterbter  Söhn  muss,  wenn  er  zum  Be- 
sitze des  Lehns  gelangt,  aus  den  Einkünften  die  väterlichen  Schulden, 
so  weit  das  übrige  Vermögen  nicht  hinreicht,  berichtigen. 

§.  279.  Der  Enkel  ,oder  weitere  Abkömmling  aber,  welchei;  seincrii 
Grossvater  unmittelbar  im  Lehne  folgt,,  ist  die  Schulden  des  Vaters,  des- 
sen Erbschaft  er  entsagt  hä*, aus  dem  GrossVäterlichen*  Lehne  U  ent- 
richibn  nicht  verbanden.  !; 

pdurch 
n,  öder 

eines  derselben,  etwas  verfügt,  gelten  nur  gpgen  diejenigen^  welche  zu- 
gleich Erben  in  seinem,  übrigqn,  Naxhlgsse  geworden  sind. 

§.  28L  Dicsekönnen  sich  auch  ge^en  solche ^«rfügungen  mit  dem 
Einwände  der  Rcehtswohlthat  des  Inventarii  nicht  schützen. 

§.  282.  Für  Lcibeslehnserben,  welche  des  Vasallen  Erben  im  übrigen 
Vermögen  nicht  geworden,  sind  seine  letztwilligen  Verordnungen  über 
das  Lehn  unverbindlich. 

'  §.283.  Doch  ist  ein  Väter  aus  eben  den  gesetzlichen  Gründen,  aus 
Welchen  er  seinem  Sohne  den  Pflichttheil  entziehen  kann,  berechtigt, 
denselben  für  seine  Person  von  dem  Besilze  und  Genüsse  des  Lehns 
auszuschliessen,  und  auf  den  blossen  aus  den  Einkünften  des  Lehns 

.  Vi»-/'* 

ihm  zu  reichenden  Unterhalt  einzuschränken.  . 

§.  284.  Diese  Cömpetenz  uiuss,  wenn  der  Sohn  mit  dem  väterlichen 
Aussalze  sich  nicht  begnügen  will,  auf  die  Hälfte  der  Einkünfte  von 
der  Portion  am  Lehne,  die  ihm  sonst  zugefallen  sem.  würde,  bestimmt 
werden. 

§.  285.  In  allen  Fällen  kann  der  Vater  die  Art  der  Thcitung  unter 
den  Söhnen,  um  Streitigkeiten  unter  ihnen  zu  vermeiden,  gültig  an- 
ordnen. 

§.  2S6.'Er  kann  also  bestimmen:  welcher  unter  mehreren  zum  Na- 
turalbesitze  des  Lelms  mit  gleichem  Rechte  berufenen  Söhnen  das  Lehn- 
gut selbst  erhalten,  und  seine  Brüder  abfinden*solle. 

i 
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§.  287v  Durch  Bestimmung  «von  Uebernehmungf  preisen  oder  Abfin- 
dungssummen aber,  kann  er  die  Rechte  der.  Leibeslehnserben,  die  nicht 
zugleich  seine  AUodialerben  geworden  sind,  nicht  schinäiern*  -  ■ ' . 

Itescripf  p.  7.  Wprii  ltö's  ntbii  ©utoebteii  ber  ©cfefeirtmlfRpn/  betr.  bi'e  fifeerifnb* 
Hrtfett  e<ne*  MnWwl  t)en  ^rtdjfcontrnct  feine«  25ort>efi&*r*  jtf  falten.    ;w'  ?  : 
»uf-Me  abfrage  beö  Äammergeticbt*  vom  2&3anuar  1795: 

ob  ein  in  ba*  fiebn  fucccbircnbrr  9fgriaf/  rttnn  erm  BHotlum  Sfteneftclaferbe 
geroorben,  *a0  SlQoblum  aud)  jureidienb  tft/  benoon  feinem  Srblaffer  folgen 
be*  Eebngutt  gefdjloffenen  ipadbicontratf  ju  baltert  *erbuqben..f<i?  ... 
(at  bie  ©ejefecoinmiffton  bö&üt  eittfcbiebrn:  •  ?:, , 

bag  nach  gemeinen  ?ebnre<bten  ein  in  ba*  ßebn  ftKfefcirenfter  ffl^tMt,  wenn 
er  in  ttdobium  SBenefmalerbe  geworben  >  baö  ilCtobium  aueb  &inreid)enb  ttf/ 
ben  t)on  feinein  ©rblaffer  we«en  be^  ße^nfliiiö  gefd)l offenen  fJJacbtconfMct  tu 
balten  Dcrbunben  fei,  unb  babrt  fein  Unterid)ieb  jä  machen/  ob  er  91  Hein  erbe 
im  HQobtiim  fei/  ober  mebrereSWiierben  $abe.    Berlin/  ben  24.  ÜHdrj  1795. 

Durd)  ba£  ftofrefeript  pom  7.  Slprii  1795/  gur  Sflefofaung  In  geaemodrffgeh 
unb  fänfttgen  gdüen/  wo  ber  ©rbanfafl  fidj  »or  tom  i.^ult  \>.3?<  erttgnet  bat, 
beflaggt.        (Stengel*  Söeitr.  iö.l.  <3.  368.  unb  SUeint  SOrnal. 58. 14;  ©.  390. 

2)  Von  andern  Agnaten  nad  MitbeMmten.  '  a) .  Redita '  derselben  Qberbanpt. 

§.288-  Andere  Agnaten  und  Mit  belohnte,  welche  des  Lehnshcsit- 
zers  Erben  nicht  geworden,  sind  :  keine  der  von  selbigem  über  das  ' 
JLehn  getroffenen  Verfügungen,  wobei  sie  nicht  zugezogen  worden, 
anzuerkennen  verbunden. 

§.  289.  Auch  der  Lehnsherr  kann  durch  seine  Einwilligung  den  Rech- 
ten der  Agnaten  und  Mitbelehnteri  nichts  vergeben. 

§.  290.  Doch  können  Verfügungen  über  Grundstücke  und  Gerech- 
tigkeiten, welche  im  Hypothekeubuche  eingetragen  sind,  nur  von;  sol- 
chen Agnaten  und  Mitbelehntert  angefochten  werden,  welche  ihr  Recht 
an  dem  Lehne  zu  der  Zeit,  da  die  streitige  Verfügung  eingetragen  wurde, 
im  Hypothekenbuche  bereits  hatten  vermerken  lassen. 

§.  291.  Aguaten  und  Mitbelehnte  also,  deren  Recht  zu  dar.  Zeit,  da 
die  sireilige  Verfügung  über  das  Lehn  im.  Hypothekenbuche  vermerkt 
wurde,  dem  Dritten,  welcher  die  Verhandlung  mit  dem  Lehnsbesitzer 
vornahm,  daraus  nicht  bekannt  sein  konnte,  sind  nicht  befugt,  auch 
wenn  die  Lehnsfolge  demnächst  auf  sie  gelangt,  von  diesem  Rechte, 
zum  Nachlhejle  des  Dritten,  Gebrauch  zu  machen. . 

§.  292.,  Doch  bleibt  ihnen,  wegeu  des  an  ihre?»  Rechte  dadurch  er- 
leidenden Abbruchs,  der  Regrcss  an  das  übrige  Vermögen  des  Lehnsbe- 
sitzers, welcher  die  nachtheilige  Verfügung  getroffen  hat,  vorbehalten. 

§.  293.  Söhne,  welche  noch  unter  vaterlicher  Gewalt  sind,  bedürfen 
zur  Erhaltung  ihres  Rechts  gegen  den  Dritten,  keiner  Eintragung  des- 
selben. > 

§.  294.  Sobald  sie  aber  aus  der  väterlichen  Gewalt  auf  eine  oder  die 
andere  Weise  herausgehen,  müssen  sie  ihr  eigenes  Recht,  bei  Vermei- 
dung des  §.  291.  bestimmten  Nachtheils,  eintragen  lassen. 

§.295.  Aber  auch  solche  Agnaten  oder  Milbelehnte,  welche  ihr 
Recht  gegen  den  Dritten  durch  die  Eintragung  sieh  erhalten  haben, 
können  die  ihnen  nachtheilige  Verfügung  des  Lehnsbesitzers  erst  als- 
dann anfechten,  wenn  die  Succession  in  das  Lehn  auf  sie  gelangt  ist. 

§.  296.  Doch  steht  ihnen  frei,  auch  noch  vorher  gegen  die  Verfügung 
Protestation  einzulegen,  und  dieselbe  dem  Dritten,  mit  welchem  der 
Lehnsbesitzer  die  Verhandlung  vornimmt,  bekannt  machen  zu  lassen. 

22* 
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§.  297.  Ist  dieses  geschehen:  so  kann  der  Dritte,  bei  hiernächst  ein- 
tretendem Successionsfalle,  gegen  de»  protestirenden.  Agnaten  oder 
Milbelehnten,  und  dessen  Leibeslehnserben,  von  dein  Rechte  eines  red- 
lichen Besitzers,  von  der  Zeit  an,  wo  die  Successionan  sie  gediehen  ist, 
keinen  Gebrauch  machen. 

§.298.  Auchsteht.es  dem  protestirenden  Agnaten  oder  Mitbelehn- 
ten frei,  noch  vor  erfolgendem  Anfalle,  auf  richterliche  Untersuchung  der 
bei  der  -widersprochenen  Verfügung  vorgefallenen  Thatsachen,  beson- 
ders auf  Atismittelung  des  Zustandes,  in  welchem  das  Lehn  zur  Zeit  der 
Veräusserung  sich  befunden  hat,  damit  die  Verdunkelung  dessen  ver- 
hütet werde,  anzutragen. 

r  §.  299.  Alsdann  finden  die  Vorschriften  der  Prozessordnung  von 
Aufnehmung  eines  Beweises  zum  ewigen  Gedächtnisse  Anwendung. 

§•300.  Wenn  der  fremde  Besitzer  des  Lehns  Verschlimmerungen  in 
der  Substanz  desselben  vornimmt:  so  haben  die  Agnaten,  wenn  auch 
die  Succession  noch  nichUan  sie  gediehen  ist,  wegen  der  ihm  darunter 
zu  «etzenden  Schranken  ei)en  das  Recht,  welches  ihnen  gegen  den 
Lehnsbesitzer  selbst  zukommen  würde.  (§.  57 7.) 

§.  301.  Wider  einen  Agnaten  oder  Mitbelehnten,  welcher  sich  hat 
eintragen  lassen,  nimmt  die  Verjährung  der  Befugniss  zur  Anfechtung 
der  ohne  seine  Einwilligung  über  -das:  Lehn  getroffenen  nachtheiligen 
Dispositionen,  erst  mit  dem  Tage,  da  das  Lehn  sich  an  ihn  erledigt  hat, 
ihren  Anfang. 

1>)  ItMOBdefbett  bei  VeräitMerung«). 

§.  302.  Hat  also  der  Lehnsbesitzer  das  Lehn  ganz  -oder  zum  Theil 
veräussert so  kann  ein  dabei  nicht  zugezogener  Agnat  oder  Mitbclehn- 
ter  dasselbe  binnen  DrcLssig  Jahren,  nach  dem  auf  ihn  erfolgten  Succes- 
sionsfalle, zurück  fordern. 

»  •   

1)  Kdict     9.octbr.l807,  terr.  ben  eiletötertttt  ©runbbeftß  tu  (M)  f.  ju  I.  8,  J.  €-8. 

2)  Kdict  $ur  KißtbtxuH  ber  ?ant>cuirur  t».  I4.@e»tbr.  1811  («.  6)    ut  L  22.  248. 

3)  liescript  *.  9.$tte.  1821,  *etr.  be*  agnattften  Gonfenl  ju  einem  GvbvtdrtSnut 
traft  über  ein  CeOnlpeitinenj. 

2luf  bat  von  bem  JRfcnicjL  Ö.  ß.  ©er.  übe*  bit  S3«fch»ettK  bei  ©rafen  9t., 
tvea,eu  btt  erforberten  ßonfenfetf  ber  Agnaten  jur  Sertautbaruna,  einte,  eine  ßebnfc 
Veninen*,  ndmlid)  bit  ju  bem  @ute  91.  gebiriöc  ©chanfnairuncj/  betreffenden 
(SrbPacht^Gontr/Ktö,  unter  bem  16.  v.  9tt.  erßattettn  Söericht,  trdgt  bet  ^uflij- 
miniftet  fein  ©ebenfen,  bie  £)i*cofttiofi  be6  ©biet*  vom  9.  öctvr-  1S07  §.  5., 
al0  eine  nähere  SBefiimmung  bet  91.  ß.  SR.,  in  bem  ftonbugfdifti  greife/  mit  bit* 
fem  lederen  tuajeict)  burd)  bat  $ubtiention<(^afent  für  eingeführt  anjunevmen, 
ba  baö  kbniqi.  ü- ß.  ©er.  felbft  nicht  tn2lbrebe  fieflen  fann,  ba§  etf  für  ben  Hott* 
butffchen  äreitf  auß  befonbern  provinziellen  Stäcffichten  feiner  üJiobtffcationen  be* 
tarr /  unter  »eichen  bit  ofcige  93orfd)rift  bei  Äbietö  flehen  foQe.  hierauf  Unn 
es  aber  nur  aQein  anfommen.  ©inb  begleichen  StucrTt'chten  nid)t  vorbanden, 
fo  ill  bat  ©efefc  auch  fofort  als  gültig  anjuiehen  unb  anjutvenben.  Die  ßebjitf«  » 
Gonßitution  vorn  Safere  1724,  fann  bei  biefem  ©eflenßanbe  nidu  weiter  in  S3e* 
trachtuna,  gejoejen  n>erben/  ba  bafl  ©biet  vom  Safere  1807'  aflerbtna,«  etwas  neue* 
feftfefcen  unb  bie  früheren  SBeÖimmungen  bat  erleichtern  unb  abändern  rooOen. 

Diefemnad)  bat  baß  £6nia(.  O.  ß.  (der.  in  ber  eingangs  errodbnten  Bache 
dem  §.5.  bei  gbictö  vom  9.  Dctor.  1807  ßeradg,  weiter  ju  eerfa&ren  unb  bat 
Sichtliche  ju  verfugen.  v.  Ä.  3.  sö.  17.  15. 13. 

4)  cfr.  bie  Gesetze  über  bie  JHeguUrung  ber  gut&jerrftdien  unb  bäuerlichen  OSerrjärt* 
utile,  bie  Oemeinhcitgthcilungsordnung  t>.  7.  ^unt  1821/  unb  bie  Ablö- 
eunggordnangen  «.  7.  3um  1821  unb  13.  3uli  1829,  fbwie  Cresetz  ».  29-3uni 
1835,  wegen  6i<6etfteUuuö  ber  SKcchte  brieter  yerfonen  bei  $»UtmMt bäuerli^en  JRegiittwn* 
den,  @emetn^i^et(uttden  «ob  »blofunsen;  f.  Äu  U.  7.  *.  240-494. 
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5)  RescrIpt  *  23.g)iai  1823,  utt.  bte  mifim$  bei  Canon?  tum  mvtzbwtiuten 
8ebn$ftürfeu. 

Wachbrm  wegen  be*  In  bem  Berichte  oom  i4.  Januar  c.  vorn  ßbnigl.  ß. 
©er.  porgetragenen  iftebenfen0,  binftchtfid)  ber  3uldfffgfelt  ber  9iblbfung  *<*  Ga« 
non*  ton  pererbparfiteten  gebnäftücfen,  mit  bera  ÄbntqL  SDNnifierio  be0  Innern 
SKiicffpracbe  genommen  »orben,  »irb  bem  doUegto  eröffnet,  ba§  ber  3füfti*'-  2fli> 
nifter  bie  bei  bem  »wifchrn  bem  OKajor  «R.  unb  bem  9t.  abqefchl  offenen  erbimrtt» 
äontracte  getroffene  SRebenabrebe  wegen  3Iblbeb«rtett  be0  (Janon*,  ben  belieben« 
ben  @efefcen  nach,  für  julditfg  bdtt.  Denn  ba*  Ortnbe0*ßultur*  ©biet  oom  14, 
©eptbr.  1811  fcitfponirt  $.2.  gan*  rtU0brücfIich,  bn§  bie  33erroanbiung  b*0  erb 
pqcntlid)rn  2*erbdltniffe0  in  freies  (gigentbum,  fo  »eh  »o!che0  rechtlich  auqebe, 
erleichtert  unb  bi0  babtn  eine  Einrichtung  getroffen  «erbe,  jenen  3tvecf  ebne 
9lad)tbeH  be0  €rboerpdd)ter$  ju  ftchern,  nämlich  burd)  2tbl8fung  bf0  Canon*  unb, 
in  ber  Sfbl&fungtf« Drbnung  vom  7.  3funi  1821  §.29.  unb  <tO.  ui  biete  gefefrliche 
benimm unq  noch  erneuert  unb  ndber  benimmt,  insbefonbere  nnch  in  itfejuq  auf 
bie  3uUebung  be0  £ebn0berrn  unb  ber  Agnaten,  fofern  »oh  einem  .fcebngute  bie  " 
Dtebe  ift.  %uü  bem  §.  t.  be*  Gultur=gbict0  fann  fetn3»eifel  fcera/nonunen  »er- 
ben, »eil  bie  einfache  unb  afleiniae  2lbl6fung  be0  Ganonö  feine  SBeriefrum*  ber 
«Rechte  ber  SIgnaten  inoolpiret,  fobalb  nur  haß  Kapital  »ieber  in**  ße(m  berroanbt, 
ober  ßebnöfchulben  bamit  bqabir  unb  überbaupt  bie  iBorfcbri  fielt  ber  obengebaxh* 
ten  «blofung«. Orbnung  unb  be0  §.  4o.  in  ©ejug  genommenen  ©emeinbeitö« 
2b<tlung0<  Orbnung  beobachtet  »erben. 

Dagegen  aber  mu§  bie  Üblifung  auch  tfrenge  nad)  bem,  §.  2.  be0  (Xultur<<Sbiet* 
Porgefcbriebenen  £a&,  ndmlicb  *u  4  p£t.  vom  (Janon  unb  nicht  jir5  pGst.,  wie  hier 
pei'chebcn  \u  fein  fcheint,  berechnet  »erben,  inbem  gegen  biefe0  einmal  feflgefefrte 
«Jkincip  feine  äbrebe  jum  9lachtbeil  ber  2ebn0*3ntereffenten  au0ge/6brt  »erbe n 
fand.  ».  ß.  3f.  3Ö.2L  ©.259. 

6)  Gesetz  t>.  28.<r?ot>br.  1826,  terr.  b<u*  ttufeebot  ber  Senaten  bei  Seräiifierung  ber 
eebne  in  Bommern  an  Sanulienalie&er. 

*  *  .  •  • 

®a  3»ctfel  barüber  entllanben  ffnb,  oh  Bei  ben  gjornmerfc^en  £e(men  ba«  9luf« 
gebot  ber  jur  ©uccefpon  berechtigten  Slgnaten  aueb  bei  SBeräujierungeit  be»  ^ehne« 
innerhalb  bcr$atmfie,  unb  bei  Slueäbungen  be0  9iet>ofation6recht6  \\iU\i\u\  Ui\  fo 
oerorbnen  2ßir,  auf  ben  Antrag  Unferc0  ^taatemtniffertumG,  nach  Anhörung  ber 
ÜJommerfchen  $j)rwmjta!ftänbe ,  unb  erforbertem  ©utachteu  Unfere*  <^taatdrat^ 
hiermit,  »ie  folgt: 

§.  1.  3ebe*  SRttglieb  ber  IefcnG&erechtfflten  JamiHe,  welcfee*  «in  ^ommerfc^e« 

£ehn 

1)  burch  fauf  ober  einen  anberen  fälligen  23crrrag,  ober 

2)  burch  eine  Sfteoofationeflage 

erworben  hat,  ober  fünftig  ermtrbt,  ifl  berechtfcjt,  auf  öffentliche  SBorlabung  ber 
etwa  oorhanbenen  nähren  ober  gleich  na()en  Agnaten,  SKttbelehntcn  unb  ©efammt* 
hänber  anzutragen. 

§.2.  ©affelbe  hat  biefe«  Aufgebot  bei  bem  dichter,  unter  welchem  ba*  ®runb* 
ftuef  gelegen  ift ,  nachsuchen.  3n  3(nfehung  ber  ftörmltchfeiten  haben  fleh  bte  ^e» 
Wrben  nad)  ben  §§.  157  unb  158.  ber  Sl.  ©.  $).  2h.  I.  %\t.  51.  ju  rieten,  unb  bie 
Verwarnung  für  bie  Stichterfcheinenben  gefchteht  bahtn: 

ba$  ber  drtrahent  unb  beffen  Iehnefähtge  $)e0cenbenj  aU  nächfle  Sehn^folger 
werben  angenommen  unb  biefem  gemäp  für  befugt  erachtet  werben,  über  M  in 
SBeflfc  h^eube  fiebn,  ben  gehn«gefe$en  gemäf ,  |U  »erfügen;  bie  fich  nicht  meN 
benben  Agnaten,  2)JitbeIeh"ten  unb  ®efammthänbeT  bagegen,  mit  ihrem  etwa* 
nigen  näheren  ober  gleich  nahen  fiehuefolgerecht  präflubirt  werben  foüen. 
§.3.  Sffiegen  ber  nicht  erfchtenenen  Agnaten,  3J?itbelehnten  unb  ©efammtbänber 
wirb,  ber  Verwarnung  gemäS,  ba0  5Präflujlon0urtheU  abgefaft,  unb^in  Qlnfehnng 
btefer,  ber  (grtrabent  unb  beffen  Iehn0fähiae  3)e0ccnbenj  für  bte  näd)|ten  J?ehn^fol« 
fier  in  bte  namentlich  beftimtuten  Sehne  erflärf. 

2>en  erfchtenenen  Agnaten,  «Kitbelehnten  unb  ©efammthänbern  Bleibt  bagegen 
bo0  behauptete  nähere  ober  gleich  nahe  Sehuöfolgerecht  oorbehalten ;  in  bem  tyxä* 
fluftotuiurtieil  i(l  i^neu  jebo*  jebeemaUüte  ongemeffene  Jrijt  ju  Ausführung  ihre« 
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^cchtes  nt  frefh'mmett,  unb  fte  ftnb  »erpflichtet ,  baffel&e  auf  ben  Antrag  bei  ©rtra« 
beuten ,  bei  ©erluft  be0  iKednce ,  tu  ber  ihnen  gefegten  Srif!  geltenb  ju  machen. 

§.  4.  ©efdjiebt  btefe«  »du  ihnen  nicht,  fo  Werben  fte  ihres  vermeintlichen  näfce« 
reu  ober  gleich  nahen  Sebnsfolgeredbt*  nach  3(b!auf  ber  Srift  burch  ein  ©rfenntnif 
üerluftig  erflärt,  Uub  es  finliet  borüber  baö  in  ber  21.  ©.  £>.  £(>.  1.  Sit.  32. 
§§  24  2i  29.  »orgefchriebene  Verfahren  ftatt. 

§.  5.  5Iuf  «Reu* Vorpommern  jtnbct  bas  jefcige  ©efe&  einflmetlen  noch  feine  Sin. 

»enbung.  ®.  @.  ©.  120. 

/  ..... 

.§•  303.  Die  Rückgabe  muss  unentgeldlich  geschehen;  übrigens  aber 
bat  der  bisherige  Inhaber  ausser  dein  Falle  des  §.  296.  die  Rechte  eines 
redlichen  Besitzers. 

§.304.  P,as  York  aufs-  und  Näherrecht,  in  so  fern  selbiges  überhaupt 
Stall  findet,  kann  jeder  Agnat  oder  Milbelehnte,  auch  wenn  er  noch 
nicht  an  der  Succession  steht,  innerhalb  der  gesetzmassigen  Frist 
ausüben,  . 

§.  3(15.  Von  Lchngütern,  die  schon  seit  mehr  als  einer  Generation  in 
einer  Familie  sich  belinden,  wird  vermuthet,  dass  den  Agnaten  und  Mit- 
belehnten das  Vorkaufs-  und  Näherrecht  zukomme. 

§.  306.  Was  vom  Vorkaufs-  und  Näherrechte  überhaupt,  und  bei 
Familiengütern  insonderheit  verordnet  ist,  gilt  in  der  Regel  auch  bei 
Lehngülern.  (Tit.  20.  Abschu.  3.  Th.2.  Tit.  4.  Abschn.  4.) 

§.  307.  Die  Einwilligung  in  die  Veräusserung  überhaupt  enthält,  auch 
bei  Agnaten  und  Mitbelehnlen,  noch  keine  Entsagung  des  Vorkaufs- 
und  Näher-,  wohl  aber  des  Rückforderuugsrechts. 

§•308.  Agnaten  und  Mitbelehnte  können,  durch  ihre  Einwilligung 
in  Verfügungen  des  Lehnsbesitzers  über  das  Lehn,  den  Rechtendes 
Lehnsherrn  nichts  vergeben. 

§.  309.  Dagegen  verpachten  sie  durch  diese  Einwilligung  ihre  Ab- 
kömmlinge, in  so  fern  dieselben  damals  entweder  noch  gar  nicht  vor- 
handen, oder  noch  unter  väterlicher  «Gewalt  waren;  sie  mögen  in  der 
Folge  ihrer  conseutirenden  Väter  Erben  geworden  sein,  oder  nicht. 

llescrlpt  u.  i.  9(pvf(  1815,  tetr.  öle  !Dt$pofitiongf»efu3nig  ber  «SaCutten  über  bag  ee&n. 

Da*  £bnigt.  ÄammergerichtTifdjeint  nach  bem  in  ber  9lf&eri  gebntfammö« 
©ad)e  unter  bem  6.  gebr.  c.  erftatteten  Berichte  ber  SOMnung  \u  fein,  ba(j  burd» 
ben  f.  9.  bftf  etiefß  Dom  9.  Octbr.  1807  bic  «effimmung  be*  21.2.  Oc.,  auf  welche 
bnffelbe  burch  bie  93erfüaung  oom  28.  Januar  b.  3r.  »erroiefen  worben,  aufacbo« 
ben/  ober  bergeflalt  abqelnbert  fet,  bfljS  »Ott  biefer  25eftimmung,  in  foweit  fte  bic 
Stbjtcht  ber  Offeben  ße&ntfainm0*3ntcre|Tcnten  bef&rbern  mürbe/  ober  nicht  mit 
ber  getffefcung  im  §.9.  bre  (£bict0  Dom  9.  Octbr.  1807  übereinfömrat,  fein  (Sjc- 
brauch  gemacht  «erben  ffcnne.  Diefer  ÜHetnung  fann  aber  nid)t  beigepflichtet 
werben.  <g0jft  aanj  unbejroeifelt//  bag  burd)  baS  gfctct  vorn  9.  Octbr.  1807,  ben 
erleichterten  Sftefu)  unb  ben  freien  (gebrauch  beß  (i}runbetgentbunt0  betreffenb, 
überbauet,  unb  in0befonbere  burch  bie  barin  entbaltene  Sftcftimmung  be0  §.9. 
*er  SBerfebr  mit  jebem  eigentbum  erleichtert/  unb  in  foweit  biefer  iöerfebr  nach 
ben  bamaltf  »orbonbenen  (Mefcen  möglich  war,  berfelbe  feineßwege*  befchränft 
werben  foOe.  @o  lange  baber/  unb  in  foweit  nach  ben  bis  mm  9,  Octbr.  1807 
fd)on  beftanbenen  ©efe&en  bie  2cbn0befu)er  eine  Dispofttton  über  baß  geben  ha- 
ben, unb  Od)  uerfrtaffen  fbnnen,  ift  es  gar  nicht  nbtpig,  auf  baß  (£bict  oom 
9.  Octbr.  1807  }u  fommen/  unb  nicht  jüldifig/  barautf  eine  itfefchränfunq  ber 
firbnebefujer  ju  nehmen.  ©0  fann  in  biefer  änftcht  ber  Umftanb  nidjtS  dnbern, 
bafi  bie  geflfefcung  be$  6btct0  »om  9.  Octbr.  1S07  hiernach  in  Slnfehung  ber  ßebne 
grbgtfntbcilß  alö  überflüiflg  unb  unnütz  unb  nicht"  mit  oollftdnbiger  iBerücffich« 
tigung  ber  oorbanbenen  öiefe^e  gegeben,  erfcheinen  tbnnte,  ba  bod)  beßhalb  ba« 
dlterc  GJcfcti  nicht  für  befchrdnft  unb  aufgehoben  geachtet  werben  fann,  wenn 
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aufirbem  fein  Orunb  »orjjaiibdi  iff,  bftfc*  anninc&tne&.f.  51«  folckcr  ©nnfb  ijl 
(»ier  nicht  »orbanben.  ,  .  \ 

Denn  wenn  adch'bie  9!bfTd)t>  bfe  burdt  ba*  (gbfet  voitt  $.  Öcfbr  1 807  erreicht 
werben  wollte,  nicht  (o  aanj  beut!  td)  t>or!a\)e ,  unb  baraU*  (ich  fchon  Die  (&rfld- 
rung  be«  3nbnl«  beö  ©biet*  eradbe:  fo  fann  buch. bie  33orfcbr.ift  bc*  31.  2-  9t- 
<£b.  I.  £it..i8.  §.  309./  auf  welche,  Weber  in  bem  (Sbicfe  nod>  in  brm  3ufa&e  bei 
^fipreufiifcben  ^rooinjial^e'chtö  25ejua  genommen  Hl',  unb  welche  anr  nicht  6e«* 
riefftchtigt  worben  *u  fein  fdjeint,  burch  Uß  ntu«  (*kf<&  fär  aufgehoben  ober 
bcjcbrdntt  nicht  geachtet  werben.  .-..!  i,  , 

3n  foroetr  aifo  bie  erwähnte  SSorfchrift  be*  61.  ß.  91.,  aufweiche  bfl(fe!be  burch 
fca$  Slefcr.  com  28.  Januar  c.  »erwirfen  worben,  obne  9töcrftiht  auf  ba*  (Sbicr 
»ora  9.  Octbr.  l«07  anwenbbar  ift  /  mu§  ha*  ßfcnigl.  Äammef geriebt  biefefbe  un« 
bebrnflich  Anwenben,  uno  las  QoUeaftim  fann  hier  erfl  bahn  auf  ba$  oben  er* 
wdbnte  gbict  deuefftdit  nehmen,  wenn  nicht  fchon  nach  ben  vorher  belanbenen 
©efefren  bie  Von  ben  Ocfchen  yebntlantmsf- ^ntercftntefl  üeratirebete  $erf$aung 
Aber  ben  ßcbnflamm  in  MuSfübrunq  Gebracht  werben  fann."  iDie  ndbete  #*eur» 
ibeifung  ber  Slnwenbbarfeit  ber  erwdbnten  5>orfcbrift  M  9f :  6-  9t.  aber  bleibt  bem 
£&niql.  £ammergerid)fe  äbertaffen,  welchem  He  mit  bem  Berichte  vom  6.  ftebr. 
c  eingereichten  Steten  bierneben  retrabirt  werben.         ;    t».  a.  3.*  SB.  5-  &S. 

§.  310.  Durch  den  Consens  einiger  Agnaten  ode*  Mi  ih< -lehnten  weK 
den  weder  die  Uebrigcn,  noch  selbst  die  Descendenten  der  Consent!- 
renden,  welche  damals  nicht  mehr  unter  vMerlicher  Gewalt  standen, 
und  a?:ch  nachher  der  Consentirendeh  Erben  nicht  geworden  sind, 
verpflichtet. 

c)  bei  VettchuldunRen.  '  ; 

§.  311.  In  vorstehender  Art  (§.  308.  309.  310.)  müssen  also  Auch.  Ag- 
naten und  Mitbelehnte;  so  wie  deren  Leibeslehnserben,  die  Schulden 
des  Lehnsbesitzers,  in  welche  sie  gewilligt  haben,  wenn  sie  zum  Be- 
sitze des  Lehna  gelangen,  anerkennen. 

§.  312.  Auch  wegen  Mangels  der  Lehnsherrlichen  Einwilligung  kön- 
nen sie  sich  dieser  Verbindlichkeit  nicht  entziehen. 

§.  313.  Die  Einwilligung  der  Agnaten  und  Mi  i  belehnten  in  eine  Schuld 
des  Lehnsbesitzers  imiss  schriftlich  erklärt  werden. 

§.314.  Wenn  jedoch  ein  Agnat  oder  Mitbelehnter  das  von  dem 
Lehnsbesitzer  ausgestellte  Schuldinstrument,  ohne  weitem  Beisatz*  mit 
unterschreibt:  so  ist  dieses  einer  ausdrücklichen  Einwilligung  in  die 
Schuld  gleich  zu  achten. 

§.  315.  Wenn  ein  Agnat  oder  Mitbelehnter  einem  von  dem  Lehns- 
herrn oder  einem  andern  Interessenten  bereits  ausgestellten  Consensui- 
strumente  bloss  beitritt:  so  ist  anzunehmen,  dass  er  nur  unter  den  in 
diesem  Instrumente  bestimmten  Maassgaben  und  Bedingungen  einge- 
willigt habe. 

§.  316.  Wenn  ein  Agnat  oder  Mitbelehnter  selbst  dem  Lehnsbesitzer 
ein  Capital  auf/ das  Lehn  dargeliehen  hat:  so  kann  von  ihm  und  seinen 
Leibeslehnserben  der  Mangel  des  Conscnses  nicht  vorgeschützt  werden  \ 
wenn  auch  das  Capital  nachher  an  einen  andern  Inhaber  gediehen  wäre. 

§.  317.  Lehnsschulden,  denen  diese  Eigenschaft  vermöge  des  Geset- 
zes zukommt,  bedürfen  auch  keines  Consenses  der  Agnaten  oder  Mit- 
belehnten. (§.  230.  sqq.)  / 

f.  bie  3Seror&nungen  über  bie  SBevföul&ung  ber  eefjne  nnb  Stbetcommiffe 
•)  wegen  ber  StfegSfojäbcn,  , 
b)  bei  «Keguürung  ber  surtberrlidjen  unb  bäuertitöen  «Ber&ättniiTe,  ©emeinbeitfweihrngen 
unb  9tblöfungen 
tu  f.  234.  bind  Xitel«. 

§.  318.  In  wie  fern  Agnaten  oder  Mitbelehnle  in  die  Verschuldung 
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des  Lehns  zu  willigen  verbunden  sind,  ist  in  der  Regel  nach  eben  den 
Grundsätzen,  wie  bei  dein  Lehnsherrn  zu  beurtheilen.  (§.235-242.) 

§.  319.  Auch  darüber:  in  wie  fern  Lehnsschulden  die  Substanz  des 
Lentis,  oder  nur  die  Früchte  desselben  angehen;  so  wie  wegen  der  Aus- 
deutung und  der  Wirkungen  einer  von  Agnaten  oder  Milbclehnten  er- 
thcUten  Einwilligung,  gelten  die  Vorschriften  §.  233.  234. 244.  251*256. 

§.  320.  Eben  so  finden  bei  Beurtheilung  der  Frage:  in  wie  fern  eine 
Schuld  aus  dein  Lehne  schlechterdings,  oder  erst  bei  Ermangelung  eines 
hinreichenden  Allodialvermögens,  bezahlt  werden  müsse?  gleiche  Grund- 
sätze, wie  bei  dem  Lehnsherrn,  Anwendung.  (§.231.232.243  245.246.) 

§.  321.  Hat  Jedoch  ein  Agnat  oder  Mitbelchnter  in  seinem  Consense 
dem  Gläubiger,  bei  erfolgendem  Successionsanfalle,  die  Bezahlung  aus 
dem  Lehne  ohne  Vorbehalt  versprochen;  so  kann  er  denselben  auf  den 
Allodialnachlass  des  Schuldners  nicht  verweisen. 

§.  322.  Uim  selbst  aber  bleibt,  wenn  sonst  die  Schuld  so  beschaffen 
ist,  dass  sie  das  Lehn  nicht  hauptsächlich  angeht,  sein  Regress  ap  die- 
sen Allodialnachlass  vorbehalten. 

§.323.  Uebrigens  sollen  alle  Lehnsschulden,  denen  ein  dingliches 
Recht  auf  Lehngüter  beigelegt  ist,  in  das  Hypothekenbuch  eingetragen 
werden. 

§.  324.  Besonders  gilt  dieses  bei  denjenigen  Schulden,  die  aus  dem 
Lehne,  auch  ohne  besondere  Einwilligung  des  Lehnsherrn  und  der  Ag- 
naten oder  Mitbelehnten,  bezahlt  werden  müssen. 

§.  325.  Auch  in  Ansehung  derjenigen,  die  nicht  aus  der  Substanz, 
sondern  nur  aus  den  Früchten  des  Lehns  zu  bezahlen  sind,  muss  der 
Gläubiger  für  die  Eintragung  sorgen.  ' 

§.  32H.  Ist  die  Eintragung  nicht  geschehen:  so  stehen  Lehnsschulden, 
wenn  sie  gleich,  vermöge  des  Gesetzes,  das  Lehn  oder  dessen  Früchte 
betreffen,  oder  vermöge  eines  von  dem  Lehnsfolger  oder  dessen  Vor- 
fahren ertheilten  Consenses  von  demselben  anerkannt  werden  müssen, 
dennoch  allen  gehörig  eingetragenen  auch  spätem  Lehnsschulden  nach. 

§.  327.  Verträge  und  andere  Handlungen,  wodurch  das  Lehn  ganz 
oder  zum  Theil  veräussert  wird,  sollen  ohne  die  ausdrückliche  Einwil- 
ligung des  aus  dem  Hypothekenbuche  erheilenden  Lehnsherrn  nicht  ein- 
getragen werden. 

§.  328.  Auch  muss  der  Richter  die  Einwilligung  der  aus  dem  Hypo- 
thekenbuche  bekannten  Agnaten  zu  solchen  Veräusserungen  vor  der 
Eintragung  erfordern. 

§.  329.  Eben  so  muss  bei  Verpfändungen,  wenn  deren  Eintragung 
verlangt  wird,  der  Gläubiger  an  die  Beibringung  des  Consenses  von 
dem  Lehnsherrn  und  den  eingetragenen  Agnaten  erinnert  werden. 

§.  330.  Wenn  jedoch  in  den  beiden  letztern  Fällen  (§.32S.  329.)  der 
die  Eintragung  Suchende,  ohne  den  Consens  beizubringen,  dennoch  auf 
der  Eintragung  bestehet,  so  muss  ihm  dieselbe,  auf  seine  Gefahr,  zwar 
bewilligt,  der  Mangel  des  Consenses  aber  in  dem  Recoguitionsscheine 
ausdrücklich  bemerkt  werden. 

Rescript  *.  la.Sefrt.  1831,  utv.  bfc  Sintragung  ein»  tifdjt  «nfentitten  *?efjn*f<&nlb 
in  <£«Afen. 

Dem  Ä&nigf.  O.fi.Oer.  wirb  auf  bm,  batf  2<&ne*  uitb  ftwotfefcnmrfm  im 
Iprrjoatbum  @ad)fcn  bctrcffcntcn  2)erid)t  »om  27.  Drcbr.  ».  golflcn&ctf  jum 
Söffcfccib  cribcUt: 

/ 
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ad  1.  frtim  Me  fern««  (grtbeifung  (e bnddrrrfldtrr  £onfenfe  auf  ©efabr  be* 
©tdubigert,  jur  Sufnebmuna  von  <2d)ulben  ober  bie  £difte  be0  2&rrtb0  bef 
£ebngute0,  ni<bt  genehmigt  »erben/  .ba  in  bem,  in  brm  Berichte  aüegirten 
ÜTianbate  vom  6.  3funt  1772,  tveldte*  einen  ganft  anbern  ©egenftanb  bat/ 
nidHtf  entbalten  iö,  tvobureb  ba*  bi0berige/  jur  ©rfdbrbung  be0  ©(dubigerf, 
tttib  noch  mebt  feine0  (Jefttonarit  aereienenbe  Verfabren  gerechtfertigt  rotirbe. 
SBetfcbt  ber  ©Idubiger  auf  bie  (Eintragung  einer  nid)t  comenttrten  £<bn0* 
f<hulb,  fo  mu§  al0bann  nad)  SDorfrtnft  b/0  §.üO.  Xtt.  t8.  £b. 1.  be0fl.£.9t. 
unb  be*  $134.  Xir.  2.  ber  £»potbefen»Drbnung  verfabren  werben. 

•d  2.  muß  etf  bei  ber,  in  Oer  beibebaltenen  fddifiüten  tfebnäverfrtjTung  gegron« 
beten  /  £rtbeilung  von  Gonfenfen  ju  ben  (Sefftonen  ber  auf  Srongäter  ringe* 
tragenen  urfpränglid)  eonfentirren  ftorberungen  verbleiben,  (ad  2  aufgrboben 
bur<b  bie  (5.0.  vom  20.2tuguö  1832.)  v.Ä.3.  Ö.  17.  <S.i03. 

Von  Beitreibung  der  LeboMchuldeo  durch  VerZuMentlif  der  Subita». 

§.  331.  Wegen  Lehnsschulden,  für  welche  die  Substanz  des  Lehns 
auch  ohne  die  besondere  Einwilligung  der  Interessenten  haftet,  sind  die 
Gläubiger  auf  gerichtlichen  Verkauf  des  Lehns  selbst  anzutragen  wohl 
befugt. 

§.  332.  Ein  Gleiches  findet  Statt,  wenn  der  Lehnsherr  und  sämmt- 
Iiche  Agnaten  oder  Milbelehnte  in  die  Verpfändung  der  Substanz  des 
Lehns  für  eine  Schuld  ausdrücklich  gewilligt  haben. 

Rescrfpt  v.  to.^uni  1836,  betr.  bie  6uboaflaHon  eine«  Ceonguti,  wenn  ben  Ugna< 

ttn  lai  bencficinoi  taxae  iuftefct. 

3n  ber  von  bem  Ä.fcben  eubbaftation0facf)e  bat  ber  3ufti|fommif[ariu0  £. 
Wamtnt  b«0  3ufli|ratb0  v.  b.  Ä.  ju  ©.  gegen  bie  unter  bem  \h.  Dfjbr.  1834  unb 
23. Sprit, c.  erlogenen  Verfügungen/  wobürd)  VefTen  Antrag  t>or  Slbbflltung  bei 
SÖietung0termin0  ben  Agnaten  ba0  @ut  jur  Sluälbtung  gegen  bie  Xage  ju  offeri* 
ren,  jurücTgewiefen  t0/  Sbefcbwerbe  erboben,  welche  ber  ^ujiijminifler  ntebt  für 
unbegründet  eraebten  fann. 

2)enn  bie  $rage: 

ob  bie  Agnaten  eine*  5Ütmdrfifcf>en  £ebne0  ba0  beneficium  taxae  uberfcaupt 
unb  in0betonbere  aud)  beim  gertebtlid)  notpwenbigen  93erfaufe  juflebe? 
iö  feinrgweae0  fo  unjiveifrtbaft  |u  beantworten  /  bafi  j?d)  foldie  nur  gnifdieibung 
per  decretam  eignen  tbnnte.   Der  ^uflijmtnifter  fann  ftd>  besbaib  mir  ben  33er* 
fügungen  vom  14.  ©eptbr.  1834.  unb  23.  Stprit  c.  nid)t  etnverftanben  erfldren. 

SBenn  ben  Slunatrn  ba«  beneficium  taxae  nuftebt,  bann  fann,  bevor  ibnen  ba0 
@ut  nieftt  angeboten  worben,  bie  ©ubpaftation  niebt  eingeleitet/  wenigften*  mit 
ber  Äuebiftung  be0  ©ute0  niebt  verfabren  werben,  obne  minbefien0  ju  befördb« 
ten,  fca6  batf  ganjie  SBerfabren  nu$to0  geroefen  iil.  (£0  eianet  ftd)  baber  aud)  ber 
von  brm  ^ußijratb  v.b.Ä.  erbobene  8lnfpru<b  nid)t  $ur  SBerweifung  jum  gieita« 
tioM'£crmtn,  weil 

in  biefem  Termine  nur  featf  ©orfauf0red)t  geltenb  gemadjt  »erben  Fann,  in« 
bem  bieftueftbung  br0  letzteren  bie^enntni§  be0  3Rei0gcbot0  oorau0fe$t/  unb 

b.  ben  Agnaten  |ur  (grfldrung  Aber  bie  «u0flbung  ber  3Re4>t0tvobltbat  ber  Sage 
eine  fed)0rvbd)entlid>e  griff  verßattet  werben  mu§. 

Da0  ^fcnigt.  O.  2.  ©er.  bat  baber  gunddrf  bie  ^ppotbefengtdubiger  >ur  @r* 
fldrung  aufjiuforbern ,  ob  unb  wie  weit  fte  ben  Agnaten  ba5  beneficium  taxae  gu« 
gfflrbfn  woUen?  unb  wenn  ein  Uebereinfommen  berfelben  mit  ben  Agnaten  nidjt 
ju  etanbe  fommt,  bie  ©adte  «um  3Jroje§  |u  verweifen,  unb  burdj  (£rfenntni§ 
tu  erlebigen/  bie  »bjubieation  be0  <$ure0  aber  bi0*  babin  au0j|ufrben. 

(Den.  3ift.  be0  3ujii|m.  £ebnofad)en  No.  72  fol.  t. 

§•333.  In  allep  andern  Fällen  kann,  auch  wegen  an  sich  gültiger 
Lehnsschulden,  nur  der  Beschlag  der  Einkünfte  des  Lehns,  die  Seques- 
tration derselben  zum  Besten  der  Gläubiger,  und  ihre  gerichtliche  Ein- 
weisung in  das  Lehn  Statt  finden. 

§.  334.  Dieses  Recht  der  Gläubiger,  sich  an  die  Lehnseinkünfte  zu 
halten,  dauert  bei  Forderungen,  wofür  diese  Einkünfte  auch  ohne  bc- 
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sondern  Consens  der  Interessenten  haften,  bis  zu  deren  vollständigen 
Tilgung. 

§.  335.  Bei  Schulden  aber,  deren  Lehnseigenschaft  bloss  auf  der  Ein- 
willigung eiuiger  Agnaten  oder  Milbelehnten  beruhet,  dauert  es  nur  so 
lange,  als  der  Schuldner,  oder  die  consentirenden  Interessenten,  oder 
Leibeslehnserben  von  beiden,  die  nach  den  obigen  Grundsätzen  ihre 
Handlungen  anerkennen  müssen,  im  Besitze  des  Lelms  sich  befinden. 

§.  336.  Die  Ordnung  in  welcher  die  Gläubiger  ihre  Befriedigung  aus 
dem  Kaufpreise,  oder  aus  den  Einkünften  des  Lehns  verlangen  können, 
wird  nach  den  Grundsätzen  der  Concursordnung  bestimmt. 

§.  337.  Ein  wegen  Lehnsschulden  gesetzmässig  verkauftes  Lehn  (§.331. 
332.)  behält  in  Ansehung  des  Lehnsherrn  die  Lehnseigenschaft,  und  der 
neue  Erwerber  kann  darüber,  in  Rücksicht  auf  den  Lehnsherrn,  nur 
als  über  ein  Lehn  gültig  verfügen. 

§.  338.  Hat  aber  ein  Lehnsherr  so  viel  Consense  ertheilt,  dass  durch 
einen  Verkauf  des  Guts  mit  der  Lehnseigenschaft,  die  an  die  Substanz 
desselben  berechtigten  Gläubiger  nicht  befriedigt  werden  können :  so 
muss  er  sich  gefallen  lassen,  dass  das  Gut  als  freies  Allodium  ausgebo- 
ten und  verkauft  werde. 

§.  339.  In  Ansehung  der  Agnaten  und  Mitbelehnten  hingegen  wird, 
in  jedem  Falle,  ein  wegen  Lehnsschulden  gesetzmässig  verkauftes  Lehn 
in  den  Händen  des  Käufers  freies  Eigenlhum,  und  kann  von  ihnen  zu 
keiner  Zeit  zurückgefordert  werden. 

§.  340.  Bleibt  von  dem  Kaufgelde,  nach  Abzug  der  vermöge  §.  331. 
332.  aus  der  Substanz  des  Lehns  zu  bezahlenden  Schulden,  noch  etwas 
übrig:  so  tritt  zwar  solches  nicht  von  selbst  an  die  Stelle  des  verkauf- 
ten Lehns; 

§.  341.  Der  Lehnsherr  aber,  und  die  Agnaten  oder  die  Mitbelehntcn 
sind  befugt,  darauf  anzutragen,  dass  dergleichen  Ueberschuss  wiederum 
zu  einem  Lehngute  verwendet,  oder  als  ein  Geldlehn  belegt  werde. 

Reseript  ».  18.  smautf  1836,  tetr.  bie  Sujteijuns  ber  9(<jnaten  bei  bec  ttutteföung 
beö  Äautgelbwcil*  einel  futftaftirten  Ctfengutl;  f.  tu  |.  613  btcfri  Xitel*. 

§.  342.  Diese  Befugniss  kommt  ihnen  auch  alsdann  zu,  wenn  sie  ei- 
nen freiwilligen  Verkauf  des  Lehns  genehmigt  haben;  in  so  fern  nicht 
dabei  ein  Anderes  verabredet  ist. 

durch  Sequestration  der  FrUchte  and  Nuttungea. 

§.343.  Diejenigen  Gläubiger,  deren  Forderungen  nur  die  Früchte 
des  Lehns  angehen,  haben  an  die  Einkünfte  des  aus  dem  Verkaufe  des 
Lelms  verbleibenden  Ueberschusses  eben  das  Hecht,  wie  vorhin  an  die 
Einkünfte  des  Lehns  selbst. 

§.  344.  In  allen  Fällen,  wo  bloss  die  Einkünfte  des  Lelms  zum  Bes- 
ten der  Gläubiger  in  Beschlag  oder  Sequestration  genommen  werden, 
bleiben  dem  Lehnsherrn,  wegen  der  aus  dein  Lehne  zu  fordernden 
Geld  -  oder  INatural-Lehnsabgaben,  seine  Rechte  ungeschmälert. 

§.  345-  Zu  den  Lehnsdiensten  aber  bleibt  der  Vasall  selbst  nach  wie 
vor  verpflichtet. 

§.  346.  Doch  steht  dem  Lehnsherrn  frei,  die  Bestellung  eines  Lehns- 
trägers für  ihn  zu  verlangen. 

§.  347.  Diesen  muss  er  unter  den  Agnaten  oder  Mitbelehntcn  wählen. 
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§.  348.  Ein  solcher  Lehnsträger  kann,  ausser  seiner  Scha/Hoshaltung, 
keine  besondere  Belohnung  fordern.  '.» 

§r 349.  Auch  bei  einer  wegen  Felonie  erfolgenden  Erledigung  des 
Lelms  kann  der  Lehnsherr  solchen  Gläubigern,  für  die  er  eingewilligt 
hat,  oder  deren  Forderungen  gesetzliche  Lehnsschulden  sind,  die  Mit- 
tel zu  ihrer  Befriedigung  nicht  entziehen. 

Von  der  Lebn»competent. 

§.350.  Wenn  das  Lehn  sequestrirt  ist,  so  kann  der  Vasall  von 
den  Gläubigern  die  Aussetzung  einer  Competenz  aus  den  Einkünften 
fordern. 

§.351.  Sind  die  Schulden,  weg*a  welcher  die  Sequestration  veran- 
lasst worden,  von  dem  Besitzer  selbst  gemacht;  so  ist  sein  Coinpetenz- 
gesueh  lediglich  nach  den  allgemeinen,  in  der  Prozessordnung  enthal- 
tenen Vorschriften  zu  beurtheilen. 

§.  352.  Auch  kann  alsdann  die  Competenzsumme,  wider  den  Wil- 
len des  Gläubigers,  ein  Viertel  der  Lehnseinkünfte  in  der  Regel  nicht 
übersteigen. 

§.  353.  Wenn  jedoch  dieses  Viertel  dem  Schuldner  auch  den  not- 
dürftigsten Unterhalt  nicht  gewährt:  so  muss  das  zu  diesem  Unterhalte 
Fehlende  aus  den  sequestrirten  Einkünften  zugeschossen  werden. 

§.354.  Ist  die  Sequestration  wegen  Schulden  eines  vorhergehenden 
Besitzers  veranlasst  worden:  so  kann  der  gegenwärtige  Besitzer,  in  so 
fern  er  sonst,  nach  den  Vorschriften  der  Prozessordnung,  auf  eine  Com- 
petenz anzutragen  berechtigt  ist,  standesmässigen  Unterhalt  fordern. 

§.  355.  Doch  darf  diese  Competenz,  so  weit  sie  nicht  zur  blossen 
ISothdurft  gehört,  ein  Drittel  der  Lehnseinkünfte  nicht  übersteigen. 

§.356.  Söhne,  die  ihres  Vaters  Eiben  nicht  geworden  sind,  und 
gleichwohl  nach  §.274.  dessen  Allbdialgläubiger  aus  den  Lehnscinkünf- 
ten  befriedigen  müssen,  können  von  diesen  die  §.  354.  bestimmte  Com- 
petenz, auch  oline  Rücksicht  auf  die  Beschaffenheit  ihres  anderweiti- 
gen Vermögens,  fordern. 

§.  357.  Gegen  die  Lehnsgläubiger  hingegen  sind  solche  Söhne,  und 
gegen  alle  Gläubiger  sind  Söhne,  die  des  Vaters  Erben  geworden,  in 
Ansehung  der  Competenz  lediglich  nach  den  Vorschriften  §.  252.  253. 
zu  beurtheilen. 

XI.  LcfatLMacceMion. 

* 

§.  358.  Zur  Lchnssucccssion  sind  nur  diejenigen  Personen  berech- 
tigt, auf  welche  die  ursprüngliche  Belehnung  ausdrücklich  erstreckt 
worden. 

l)  Unter  'den  Deicendenteu  des  ersten  Erwerber*. 

§.  359.  Die  ursprüngliche  Belehnung  erstreckt  sich  aber  in  der  Re- 
gel auf  alle  lehnsfiihige  Nachkommen  des  ersten  Erwerbers. 

•)  SucceMioDtßhigkeit  Überhaupt.    Von  legitimirten  und 

§.  360.  Für  lehnsfähige  Nachkommen  werden  nur  diejenigen  geach- 
tet, welche  aus  einer  gültigen  Ehe  zur  rechten  Hand  geboren  worden. 

§•  36L  Doch  sind  diejenigen,  welche  zwar  ausser  einer  solchen  Ehe 
geboren,  'aber  durch  die  nachher  von  ihren  Eltern  gültig  vollzogene 
Ehe  zur  rechten  Hand,  lcgilimirt  worden,  nach  gemeinen  Lchnrechten 
von  der  Lehnssuccession  nicht  ausgeschlossen. 

Declaration  ».  30.  ©eptbt.  1820,  betr.  bit  8ebn##6ttc«ff«Mt  b<r  smantcffitibcr* 
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(£4  fhtt  3w*fM  entfhnben,  ob  tu  ben  mit  ttnferen  ©raafen  oerefnfa.ten  ehemals 
fädtfufcen  $rot>in}en  unb  £>ifrriften,  in  welchen,  oertn öae  llnferef  fyattttti,  bte 
^tttfübrung  be$  51. &  &  betreffenb,  b.  b.  15.  «Roobr.  1810  J.  4.,  bie  oprmaligen 
©efefce  unb  $erfaj[unam  in  l'ebn*|"ad)en  »orläuffa.  nocfc  beibehalten  »orben  ftnb, 
bie  außer  ber  (£be  flebornen,  aber  buret)  noAbertcje  (Sqe  ibrer  Altern  (eajtimirten 
Äinber,  in  ben  §Red)ren  SJcantelfinber  genannt,  utr  £ebn*folae  geladen  werben  bür« 
fen?  inbem  jioar  in  ber  fianbeSorbnung  betf  ffurfürften  SHorijj  <le  Anno  1543  Zit.: 

„SBon  benen  au*  ber  9ütterfd)aft,  welche  Äinber  au  jjer  ber  (S&e  jeuaen", 
(Cod.  Aug.  %it.  I.  p.  19.)  fc(Tcjefe$t  ift:  bof  bie  £e&nleute  nur  „oor  fkf)  unb  ifcre 
efjelicfce  cjeborne  &tbe$ *£efm$erben"  beliehen  werben  feilen,  baaeejen  aber  von  ben 
fäd)fiid)en  ©erid)t0bbfcn  ju  allen  3fiten  angenommen  roorben  ifi,  baß  fyierburd)  bie 
SKanrelfiuber  von  ber  £ef)näfo(a,e  nid)t  au?.tefd>lo(fen  feien. 
3>iefe  S^eifel  ju  erlebten,  jlnben  5öir  für  nöfbJa,  ju  »erorbnen: 
baf  bte,  burd>  nacrjberiae  (£fte  ifcrer  (Altern  leqttimtrren  äinber,  toai  bie  9tad)« 
folae  in  fielen  unb  Etttbelc&nfdjaftcn  betrifft  ,  oen  e&eli*en  ffinbern  burchauä 
gleid)  flead)tet  werben  f  ollen,  auefc  bann,  wenn  bte  ße^nbrtefe  auöbrücflicb  auf 
ebelid)  cjeborne  ätnber  gebellt  finb. 

©tnb  bei  ^ublifatton  tiefer  Defloration  bereite  ju  9M)t  Bejränbicje  Jamilien« 
»ertrage  »orfcanben,  fo  bemenbet  e$  bei  tiefen,  fo  wie  überhaupt  bei  allen  bereite 
»orfcanbenen,  auf  ju  Sftecftt  beftänbtcje  Bßeife  errichteten  SSerträaen,  2lnerfennun» 
gen,  SBergtd>rfetfruiic)en  unb  redwfräfttgen  (£rfenntntffen,  wenn  ffe  audb  oon  ben, 
im  aeflenroärriaen  <&efe$e  au*cjefprod)enen  ©runbfäfcen  ju  ©unjten  ober  StadMbeil 
be*  einen  ober  betf  anbern  Xfceil«  abtoeidjen.  ©.  ©.  <S.  201. 

§.  362.  Eben  das  gilt  von  Kindern,  die  aus  einer  an  sich  zwar  un- 
gleichen, aber  durch  Landesherrliche  Dispensation  güllig  gewordenen 
Ehe  geboren  sind. 

§.363.  Ist  die  Landesherrliche  Dispensation  nicht  erfolgt:  so  kön- 
nen solche  Kinder  zur  Succession  in  adeliche  Lehne,  ohne  Unterschied 
t  ob  dieselben  bei  dem  Landesherrn  seihst,  oder  bei  einem  Dritten  zu 
Lehn  gehen,  niemals  gelangen. 

§.  364.  Durch  Landesherrliche  Legitimation  aber  können  unehelich 
geborne  Kinder  nur  mit  ausdrücklicher  Einwilligung  des  Lehnsherrn, 
und  der  Agnaten  oder  Mitbelehnten,  zur  Lehnsfolgc  fähig  werden. 

«doptirten  Kindern/ 

§.  365.  Eben  das  gilt  von  solchen  Personen,  die  ein  Lehnsbesitzer 
an  Kindesstatt  angenommen  hat. 

§.  366.  In  beiden  Fällen  (§.  364.  365.)  können  dergleichen  Kinder 
durch  den  Consens  der  zwei  nächsten  Agnaten  das  Recht  erlangen,  den 
Namen  und  das  Wappen  der  Familie  zu  führen. 

§.  367.  In  Ansehung  der  Succession  aber  kann  ein  Agnat  oder  Mit- 
belehnter den  übrigen  durch  seinen  Consens  nichts  vergeben. 

§.  368.  Wenn  also  der  Fall  eintritt,  wo  ein  nicht  consentirender 
Agnat,  oder  dessen  Nachkommen,  zur  Succession  gelangt  sein  würden, 
wenn  die  Successionsordnung  durch  die  Aufnahme  solcher  Kinder 
0  nicht  wäre  unterbrochen  worden:  so  muss  das  Lehn  den  erstem  wirk- 
lich eingeräumt  werden;  und  die  letztern,  so  wie  ihre  Desccndenten, 
müssen  denselben  weichen. 

§.369.  So  lange  aber  die  Succession  in  den  Linien  solcher  Agnaten 
oder  Mitbelehnten,  welche  consentirt  haben,  stehen  bleibt,  oder  wie- 
der dahin  gelangt,  kann  solchen  legitimirten  oder  angenommenen  Kin- 
dern, und  ihren  an  sich  lehnsfähigen  Nachkommen,  der  Besitz  des 
Lehna  nicht  geweigert  werden.  z 
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•         Ton  Pertonen,  die  da»  KloatergelUbde  abgelegt  haben. 

§.  370.  Nachkomme»  des  ersten.  Erwerbers,  welche  zur  Zeit  des  er- 
folgten- Anfalls  das  Gelübde  der  Armuth  geleistet  haben,  können  auf 
das  Lehn  keinen  Anspruch  machen.  (Th.  2.  Tity  11.  Abschu.  18.) 

§.371.  Vielmehr  fällt  das  Lehn  auf  denjenigen,  welcher  dazu  gelan- 
gen würde,  wenn  die  durch  das  Gelübde^ gebundene  Person  den  Anfall 
gar  nicht  erlebt  nattc       ••   -  ; 

§.  372.  Hat  jedoch  diese  innerhalb  efnes  Jahres  und  Breissig  Ta- 
gen, nach  geschehener  Erledigung  des  Lelms,  die  Entbindung  Von  dem 
Gelübde  auf  rechtsgültige  Art  erhalten :  so  gelangt  sie  zur  Successiön. 

§.  373^  Eine  später  erfolgende  Entbindung  berechtigt  den  einmal  Aus- 
geschlossenen nicht,  das  Lehn  von  dem,  welchem  es  nach  dem  Grund- 
satze des  §.371.  angefallen  ist,  und  dessen  lehnsfähigen  Nachkommen 
zurück  zu  fordern.  ,  .:  t. 

§.  374.  Uebrigens  aber  tritt  der  Entbundene  wiederum  in  alle  Rechte, 
welche  ihm  als  Agnaten  oder  Milbelehnten,  bei  künftigen  Successions- 
f allen,  in  Beziehung  auf  den  letzten  Besitzer  zukommen. 

Voo  Wahn-  und  Bfödsinoigen. 

,.-  §.  375.  Wahn-  und  Blödsinnige  werden  bloss  um  deswillen  von  der 
auf  sie  gelangten  Lehnssuccession  in  der  Kegel  nicht  ausgeschlossen. 

§.  376.  Es  muss  aber  einein  solchen  Nachfolger  ein  Lehnscuralor  be- 
stellt,- und  durch  diesen  für  ,die  gehörige  Entrichtung  der  Lehuspflich- 
ten.  gesorgt  werden.  ^ 

§•  377.,  Die  gewöhnliche  Verwaltung  des  Lelms  und  seiner  Einkünfte 
verbleibt  auch  alsdann  dem  für  den  Besitzer  bestellten  Vormunde. 

§.  378.  Wie  weit  aber  dieser  den  Lehnscurator  zuziehen  müsse,  ist 
gehörigen  Orts  bestimmt.  (Th.  2.  Tit.  18.  §.  1001.  1002.) 

§.  379.  Andere  körperliche  Gebrechen  schliessen  von  der  Lehnssuc- 
cession niemals  aus  *  sondern  berechtigen  nur  den  Lehnsherrn,  auf  Be- 
stellung eines  Lehnsträgers,  zur  Entrichtung  solcher  Pflichten  zu  drin- 
gen» zu  deren  eigenen  Erfüllung  der  Besitzer  durch  das  Gebrechen  un- 
tüchtig gemacht  wird. 

Fähigkeit  in  Ansehung  des  Geschlecht!,    b)  SuccetsionnordnoDg  selbti. 

§.  380.  In  der  Regel  sind  nur  männliche  Nachkommen  des  ersten 
Erwerbers  zur  Lehnsfolge  berechtigt  (§.  422.  sqq.) 

C  O«  to.  13.  <Dec6c.  1814,  (rtr.  bie  QSeiuflfcötnng  her  ttgnatm  gegen  hie  n>eifc(tdje  5De$» 
ceatem  eine*  90lamtlehnhefieer*/  beffen  mdnnliAe  SRaäfommcnftGaft  in  hem  legten  jfriege  ge# 
tateben  III.  * 

3»  bem  buxä)  ben  Jrieben  »om  30.  ÜJtai  b.  %  Beenbiqren  f  Hege  mar  bte  qan^e 
bienfrfäbt^e  3"0,enb  be*  Söntareid)*  »om  17.  bt*  mm  24. 3afcre  aufgerufen;  SBatet 
unb  ©olm  Gatten  alfo  feine  äöabl,  »enn  5er  <So(m  in  biefem  2Uter  flanb;  et  palt 
feine  fHücf flcfct  auf  Sebn*  s  ©ucceffion  ober  anbere  Jamütenumftänbe.  diejenigen 
5(paten,  n>eld)e  nadj  bem  Jobe  beö  SBater*  jur  2ebn*»©ucceffion  gelangen,  röeil 
«bie  männliche  9?ad)fommenfd)aft  betf  93ater6  au*  bem  fegten  Kriege  ntdbt  wteber  ju* 
rücfqefebrt  t|t,  würben  aller  2Öa&rfd)einlid)Feit  na<f>,  niemals  bam  gefommen  fein, 
Kenn  e*  bem  $ater,  rofe  fünft,  fretgeflanben  hätte,  feinen  berangeroadrfenen  ©obn, 
ober  oud)  nur  einen  »on  mehreren,  mriitfju  behalten:  unb  ba  bie  $öd»ter  be$  feigen 
&f)n*&efi$er$  mit  bem  lobejbrer  gröber  im  ffrtege  audf)  bie  2tu«ffcbt  auf  briiber« 
liebe  Uwrerftü$unq  »erlteren,  »eil  bat  £e&n  na*  beö  ©ater*  $obe  entfernten  S3er« 
»onbten  mfättt;  fo  tfr  e*  billig,  baß  bie  fuccebirenben  Monaten  ben  ftadb.tfceü,  ben  , 
hie  Xb*ter  be*  jefcigen  gebnflbeftfcer*  erleiben,  mit  bem  »ort&eü  autfgleufcen,  ben 
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i^neti  ber  Ic^te  ffrfeg  ganj  unerwartet  jugeffifert  fcar.  <5)em  jufolge  fefce  3<fc  <*«f 
3brtn  qesnetnfc^af tlidjcn  Bericht  vom  22.  öetbr.  c.  bierfrurd»  feft: 

ba§  bie  roeibltdje  £>e*<enbenj  eineö  ÜJtannlekn$«&ejt£er$,  beffen  männliche 
^acfefommcnfcfoaft  in  bim  -legten  Ä>tege  bor  bau  Jeinbe  geblieben  ober  an  ben 
im  ®efedu  empfangenen  SBSunben  geftorben  ift,  :Pim  jben  in  baö  Sefcn  .fuccebt* 
renben  ftgnaten.  noien  einmal  fo  Die!  au$  bem  £efcn  er&alten  fofl,  all  fie,  na* 
bem  Ableben  tbre*  ©aterä  mürbe  empfangen  Gaben,  wenn  bejfen  männli^e  £>e$« 
eenbenijifr  eucceftlon  gelangt  märe.  <;  ;  . 

$>iernad)  merben  <£te  bat  (Srforberlicfce  perfügen  unb  ben  «Dom&errn  D:  SBr  t  $  f  e, 
fowiebenf^rl  SÖUftelm  Serbina;nb:  D.  $Bri$fe,  auf  bie  anltegenben  ©e. 
fudje  betreiben.  \  t ,  .         .    .  ,  6. 6.  143. 

38L  In  der  Lebnssuccession  haben  vollbürtige  und  Halbbrüder 
van  Vaters  Seite  in  der  Regel  gleiche  'Rechte. 

§.  38*2.  Enkel  und  Urenkel  treten  allemal  in  die  Stelle  ihrer  vorher 
verstorbenen  Väter. 

'  §.  383.'  Üeberhaupt  findet  in  die  Lehne,  nach  gemeinen  Rechten,  die 
Succession  nach  Linien,  und  nicht  nach  Graden  Statt.    *     :  ;  •'•  

§.  384.  Soll  es  auf  die  JNähe  des  Grades  der  Verwandschaft  mit  dem 
letzten  Besitzer  ankommen:  so  muss  dieses  durch  den  ursprünglichen 
Lehnbrief,  durch  gültige  Familienverträge,  oder  durch  Provinzialgesetze 
bestimmt  sein.  !•••>':. 

§.  385.  Wo  solchergestalt  das  Recht  der  Erstgeburt,  des  Seniorats, 
Majorats  oder  Minorats  festgesetzt  worden,  finden  die  Vorschriften, 
Miß* 'bei  ' ähnlichen  Successionen  in  Familien  -  Fideicommissen,  Anwen- 
dung. (Th.  2.  Tit.  4.  Abschn.  2.) 

'"  §.  386»  Die«  durch  Gesetze  oder  rechtsgültige  Willenserklärungen 
einmal  bestimmte  Successionsordnung  kann  nur  durch  förmliche  Fa- 
milienschlüsse, unter  Einwilligung  des  Lehnsherrn»  geändert  werden. 

3«  betreff  t>er  «luffjeeun^  unb  tttäMerung  Ut  8eijn$ö<rfcint>ungett  fciwl»  Saimlienfäliri?* 
f.  Die  Sui'.njc  !>i  (•  26i  tieft*  Zitas. 

§.  387.'  Nach  gemeinen  Lehnrechten  folgen  also  dem  letzten  Vasal- 
len zuvörderst  seine  lehnsfähigen  Nachkommen  nach  den  Stämmen, 
ohne  Unterschied  des  Grades. 

§.  3$8.  Hinterlässt  der  verstorbene  Vasall  keine  lehnsfähige  Nach- 
kommen, so  sind  diejenigen  Agnaten  zur  LehUssucccssion  berechtigt, 

welche  mit  ihm  von  Einem  nächsten  gemeinschaftlichen  Stammvater 

...... 

herkommen.. 

§.389.  Diejenigen  also,  welche  von  dem  Vater  des  Verstorbenen 
abstammen,  schliessen  diejenigen  aus,  welche  nur  zur  grossväterlichen 
Linie  desselben  gehören. 

§.  390.  Eben  so  werden  diejenigen,  welche  nur  durch  den  Aelter- Va- 
ter des  Verstorbenen  zu  Einer  Linie  mit  ihm  sich  ziehen,  von  denjeni- 
gen, welche  von  seinem  Grossvater  abstammen,  ausgeschlossen. 

§.  391.  Mehrere  Agnaten,  die  mit  dem  Verstorbenen  Einen  gemein- 
schaftlichen nächsten  Stammvater  haben,  und  also  demselben  der  Li- 
nie nach  gleich  nahe  sind,  folgen  in  das  Lehn  gemeinschaftlich,  und 
theilen  selbiges  unter  sich  nach  den  Stämmen  oder  Linien. 

§.  392.  Es  werden  daher  so  viel  Portionen  gemacht,  als  Linien  sind, 
die  sich  mit  dem  letzten  Besitzer  zu  Einem  gemeinschaftlichen  näch- 
sten Stammvater  ziehen. 
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§.  393.  In  den  Linien  selbst  treten  dte  Dcscendcnten,  ohne  Unter- 
schied des*  Grades,  ätiä  eigenein  Rechte,  an  die  Stelle  ihrer  Väter,  wenn 
diese  vor  dem  letzten  Besitzer  gestorben  sind. 

§.  394.  Sie  nehmen  also,  Wenn  ihrer  mehrere  sind,  von  der  Portion 
der  Häuptlinie  zusammen  so  viclj  als  der,  an  dessen  Stelle  sie  treten, 
erhalten  haben  würde,  wenn  er  den  Tod  des  letzten  Besitzers  er- 
lebt hätte. 

§.  ß95.  Bei  dieser  Linealsuccession  macht  es  keinen  Unterschied:  6b 
das' Lehn  schon  einmal  getheilt  worden,  oder  nicht. 

§.  '39G.  Wenn  also*  auch  eine  Linie  schon  einmal  abgefunden  wor- 
den:-so  stellt  dorhdicses  ihrem  Rechte  nicht  entgegen,  so  bald  sie  nach 
den*  Oesetzen  der  Linealsuccession  anderweit  zum  Lehne  berufen  wird. 

§.  397.  Hat  aber  bei  Theilüngen  ein  abgefundener  Agnat  allen  künf- 
tigen Anfällen  för  sich  und  seine  lehnsfähigen  Nachkommen  ausdrück- 
lich entsagt:  so  können  auch  diese,  selbst  wenn  sie  des  Entsagenden 
Erben  oder  Erbes  Erben 'nicht  geworden  sind,  auf  dergleichen  fernere 
Anfalle  Ticinen  Anspruch  machen.  1  v 

'*  '  t)  In  wie  fern  die  ku  Mögend  e  Lini»  tur  Surcewion  gelange. 

§.39&  Tritt -ein  Vater  das  ihm  zugefallene  Lehn  einem  von  seinen 
Söhnen  ab;  so  fällt  dieses  Lehn,  wenn  der  Sohn  oder  lehnsfähige  Nach- 
köinmen  desselben  nicht  mehr  vorhanden  sind ,  an  den  Vater  zurück. 

§:399.  Hat  aber  der' Vater  das  Lehn  Seinen  Söhnen  überhaupt  ab- 
getreten: so  bleibt  er  sb  lange  davon  ausgeschlossen,  als  noch  Einer 
seiner  Söhne;  öfter  deren  lehnsfähige  Nachkommen  übrig  sind. 

§  400.'  Dagegen  tritt  er,  nach  gänzlichem  Abgange  seiner  lehnsfähigen 
Descendenzy  wieder  in  das  Lehn,  und  schliesst  alle  übrige  Agnaten  aus. 

§.40L  Diejenigen,  welche  mit  dem  ersten  Erwerber  nur  dürch  die 
aufsteigende  oder  Seitenlinie  verwandt  sind,  haben  in  der  Regel  kein 
Successionsrccht  in  das  Lehn. 

§  402.  'Ist  aber  das  Lehn  dem  ersten  Erwerber  ausdrücklich  in  der 
Eigenschaft  eines  alten  Lehns  verliehen  worden:  sogelangen  zwar,  nach 
Abgang  seiner  lehnsfähigen  Nachkommenschaft,  auch  andere  Agnaten 
desselben  zur  Succession;  ' 

Kescript  o.  24,  Januar  1810,  oetr.  bfe  agnatlf^m  JKcdjtc  btt  mtlänUt  auf  intötm 
Wcfie  Sef)iie,  nmin  tie  aijnatii'djeii  «Rertte  auf  dortige  eefcne  ntrfjt  me&r  flattftnicit ;  f.  ju  i.  15 

••qq.  b.  t. 

§.  403.  In  so  fern  jedoch  nicht  ein  Anderes  ausdrücklich  bestimmt 
ist,  erstreckt  sich  das  Recht  zur  Lehnsfolge  nur  auf  die  vollbürtigen 
oder  väterlichen  Halb -Brüder  des  ersten  Erwerbers,  und  die  von  ih- 
nen abstammenden  Agnaten. 

§•  404.  Auch  unter  solchen  Agnaten  findet  in  der  Regel  die  Succes- 
sion nach  Stämmen  und  Linien  statt. 

§  405.  Die  aufsteigende  Linie  des  ersten  Erwerbers,  und  deren  lehns- 
fähige Nachkommen ,  haben  also  in  dem  Falle  des  §.  402,  auf  das  Lehn 
in  der  Regel  keinen  Anspruch. 

§•406.  Hat  aber  der  erste  Erwerber,  zur  Zeit  der  erhaltenen  Beleh- 
nung, keine  Brüder  gehabt;  oder  ist  das  Gut,  noch  ehe  es  die  Lchns- 
cigenschaft  erhielt,  schon  ein  Stamm  -  oder  Familiengut  gewesen;  so  ge- 
langen in  Ermangelung,  oder  nach  dem  Abgange  der  Brüder  und  ihrer 
lehnsfähigen  Nachkommen,  auch  die  Ascendenten  des  ersten  Erwerbers, 
und  deren  lehnsfähige  Nachkommen,  zur  Succession. 
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§•  407.  Auch  in  Ansehung  dieser  Agnaten  findet  die  Linealsuccession 
statt,  dergestalt,  dass  diejenigen,  welche  von  dem  Grossvater  des  er- 
sten Erwerbers  abstammen,  die  Linie  des  Aeltervaters,  und  diese  die 
weiter  hinaufsteigenden  Linien  ausschliessen. 

§.408  Stirbt  in  dem  Falle  des  §.402.  der  erste  Erwerber,  ohne 
lehnsfähige  Nachkommen  zu  hinterlassen,  und  ist  alsdann  sein  Vater 
noch  am  Leben:  so  gelangt  dieser  zum  Besitze  des  Lehns,  und  schliesst 
,4ie.  Brüder  <\cs  Erwerbers  aus. 

§.409.  Uebrigens  wird,  bei  der  ganzen  Lehnssuccession,  nachdem 
Zeilpunkte  der  erfolgten  Erledigung  des  Lehns  bestimmt:  wer  an  der 
Succession,  und  in  welchem  Maasse  ein  Jeder  daran  Theil  nehme. 

§.  410.  Doch  werden  diejenigen,  welche  innerhalb  des  Dreihundert 
Zweiten  Tages  nach  geschehener  Erledigung,  diesen  Tag  selbst  nicht  mit- 
gerechnet, geboren  worden,  dafür,  dass  sie  schon  zur  Zeit  des  Anfalls 
wirklich  vorhanden  gewesen,  angenommen. 

2)  SueecMioo  der  Mitbelehnten. 

§.411.  Wo  zur.  Erhaltung  der  Lehnrechte  der  von  dem* ersteh  Er- 
werber abstammenden  Agnaten  eine  Mitbelehnung  oder  Investitur  mit 
der  Gesammteuhand  erforderlich  sei  ^  ist  in  den  Provinzialgeselzen  be- 
stimmt. 

§.412.  Wo  diese  Gesetze  solches  nicht  ausdrücklich  erfordern,  da 
sind  Agnaten  und  Mitbelehute  die  Lehne  erst  alsdann  zu  erneuern  ver- 
bunden, wenn  sie  wirklich  zur  Succession  berufen  werden. 

§.413*  Sind  die  Mitbelehnten  Agnaten  des  ersten  Erwerbers;  und 
mit  der  Formul:  nach  rechter  Sippzahl,  belehnt:  so  folgt  nach  gänzli- 
cher Erlöschung  der  lehnsfähigen  Dcscendenz  des  ersten  Erwerbers, 
nur  derjenige  Mitbelehute,  welcher  dem  letzten  Vasallen  dem  Grade 
nach  der  nächste  ist. 

§.  414.  Ausser  diesem  Falle  hat  es,  auch  in  Ansehung  der  mitbelehn- 
ten Agnaten  des  ersten  Erwerbers,. bei  den  Kegeln  der  Linealsuccession 
sein  Bewenden. 

§.415.  Sind  die  mitbelehnten  Personen  aus  andern  Geschlechtern: 
so  haben,  wenn  nichts  Besonderes  in  dem  ursprünglichen  Lehnsvertrage 
oder  Lehnbriefc  festgesetzt  worden,  diejenigen,  welche  früher  zur  Ge- 
sammtenhand  aufgenommen  sind,  vor  den  später  aufgenommenen  den 
Vorzug. 

§.  416.  Sind  sämmtliche  mitbelehnte  Familien  zugleich  aufgenommen 
worden;  so  wird  dennoch  im  zweifelhaften  Falle  vermuthet,  dass  sie  in 
derjenigen  Ordnung,  wie  sie  im  Lehnbriefe  hinter  einander  aufgeführt 
sind ,  auf  einander  folgen. 

§.  417.  Erhellet  aber  aus  der  Fassung  des  Lehnbriefes,  dass  die  Ord- 
nung, in  welcher  sie  darin  hinter  einander  genannt  sind,  ihre  Folgeord- 
nung in  der  Succession  nicht  bestimmen  solle,  so  gelangen  sie,  nach 
Abgang  der  lehnsfähigen  Nachkommen  des  ersten  Erwerbers,  zu  glei- 
cher Zeit  zur  Lehnsfolgc. 

§.418.  In  den  mitbelehnten  Familien  selbst  geschieht  die  Succession 
nach  Linien,  in  Beziehung  auf  den  ersten  Erwerber. 

§.419.  Ist  in  der  absteigenden  Linie  des  ersten  Erwerbers  die  Pri- 
mogenitur, oder  eine  andere  besondere  Successionsart,  entweder  gleich 
bei  Bestellung  des  Lehns,  oder  doch  in  der  Folge,  vor  der  Aufnahme 
anderer  Familien  in  die  Mitbelehnschaft,  eingeführt  gewesen ;  so  wird 
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vcrmuthct,  dass  eben  diese  Successionsart  auch  in  den  mitbelehnten  Fa- 
milien Statt  finde. 

§.  420.  Mitbelehnte  schliessen  in  der  Regel  alle  weibliche  Lehnsfol- 
gcr  aus. 

§.  421.  Zur  Erhaltung  des  Successionsrechfs  ist  die  Eintragung  des- 
selben in  das  Hypothek enbuch  sowohl  bei  Mitbelehnten,  als  bei  Agna- 
ten, zwar  rathsam  (§.  290.  sqq.),  aber  nicht  nothwendig. 

U3)  Succe»»ioD  in  Weiberlehn. 
n  zu  Weiberlehn  verliehen,  so  wird,  in  Ermange- 
lung anderer  durch  den  Inhalt  des  ersten  Lehnbriefes,  oder  durch  be- 
sondere Gesetze  des  Lehnhofs  vorgeschriebener  Bestimmungen,  ange- 
nommen, dass  diejenigen,  welche  von  dem  ersten  Erwerber  nur  durch 
Weiber  abstammen,  erst  nach  ganzlichem  Abgange  seiner  männlichen 
Nachkommen  zur  Succcssion  gelangen. 

§.  423.  Ein  Gleiches  findet  selbst  alsdann  Statt,  wenn  der  erste  Er- 
werber des  Lehns  eine  Frauensperson  gewesen  ist. 

§.  424.  In  diesem  Falle  gilt  aber  die  Vermuthung,  dass  das  Lelm  ein 
Weiberlehn  sei;  so  lange  das  Gegentheil  aus  den  Lehnbriefen  und 
Lehnsurkunden  nicht  erhellet» 

§.  423*  Hat  bei  Weiberlehnen  der  letzte  mannliche  Nachkomme  des 
ersten  Erwerbers  Söhne  von  Töchtern  oder  Enkelinnen  hinterlassen: 
so  succedircn  diese  nach  den  Linien,  und  schliessen  alle  Descendenten 
weiblichen  Geschlechts,  selbst  ihre  Mütter  und  Grossmütter,  aus. 

§.  426*  Hat  er  keine  Söhne  von  Töchtern  oder  Enkelinnen  hinter- 
lassen: so  verbleiben  seine  Töchter  des  ersten  Grades  zwar  auf  Lebens- 
lang im  Besitze  und  Genüsse  des  väterlichen  Lehns ; 

§.  427.  Sterben  sie  aber,  ohne  männliche  Nachkommen  zu  hinterlas- 
sen, so  fällt  das  Lehn  an  die  alsdann  vorhandenen,  von  dem  ersten  Er- 
werber durch  Weiber  abstammenden  männlichen  Descendenten. 

§.  428.  Sind  deren  mehrere,  so  theilen  sie  sich  in  das  Lehn  nach  den 
Hauptlinien,  die  sich  auf  den  ersten  Erwerber  beziehen;  und  in  den 
Antheil  einer  jeden  Hauptlinie  theilen  sich  hinwiederum  die  auf  einen 
gemeinschaftlichen  Stammvater  sich  beziehenden  Unterlinien;  überall 
nach  den  Regeln  der  Linealsuccession. 

§.  429.  Personen  weiblichen  Geschlechts,  die  nur  durch  Weiber  von 
dem  ersten  Erwerber  abstammen,  gelangen  also  nicht  eher  zur  Succes- 
sion,  als  bis  auch  keine  männliche  Descendenten  durch  Weiber  von 
dem  ersten  Erwerber  mehr  vorhanden  sind. 

§.  430.  Wenn  übrigens,  auch  bei  getheilten  Lehnen,  weibliche  Des- 
cendenten des  ersten  Erwerbers,  in  der  einen  Linie,  durch  männliche 
Nachkommen  desselben  in  einer  andern  Linie  einmal  ausgeschlossen 
worden:  so  bleiben  dieselben  ausgeschlossen;  selbst,  wenn  in  dieser 
anderp  Linie  die  männlichen  Descendenten  durch  Männer  abgehen;  und 
das  ganze  Lehn  bleibt  bei  den  in  dieser  Linie  durch  Weiber  von  dem 
ersten  Erwerber  abstammenden  Nachkommen. 

§.  431.  In  allen  Fällen,  wo  solchergestalt  das  Lehn,  oder  ein  Theil 
davon,  auf  eine  Person  aus  der  weiblichen  Descendenz  des  letzte»  Va*^ 
sallen,  oder  des  ersten  Erwerbers  gediehen  ist,  schliesst  in  der  Folge 
deren  männliche  Descendenz  die  weibliche  wiederum  aus. 

§.  432.  Es  wird  also  eine  solche  Person,  durch  .welche  das  Lehn  auf 
ein  neues  Geschlecht  gebracht  worden,  in  Ansehung  der  Succession,  als 
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ein  neuer  Erwerber  betrachtet,  und  das  Lehn  verfallt  auf  ihre  Dcsccn- 
denz  eben  so,  wie  selbiges  von  dem  ursprünglichen  Erwerber  bis  auf 
'sie  verfallen  ist. 

§.  433.  Wenn  Jedoch  eine  Frau,  durch  welche  das  Lehn  auf  ihre 
männliche  Descendcnz  gebracht  worden,  mehrere  Söhne  hinterlassen 
hat,  und  einer  derselben  ohne  Leibeslehnscrben  verstirbt :  so  succedi- 
ren  seine  vollbürtige  und  Halbbrüder  von  der  Mutter  Seile  mit  glei- 
chem Rechte,  und  mit  Ausschliessung  der  Halbbrüder  von  Vaters  Seite. 

§.  434.  Ist  die  Dcscendenz  derjenigen  Frauensperson,  durch  welche 
das  Lehn  auf  ein  anderes  Geschlecht  gediehen  war,  gänzlich  ausgegan- 
gen: so  fällt  das  Lehn  an  die  übrigen  von  dem  ersten  Erwerber  durch 
Weiber  herstammenden  Descendenten. 

§.  435.  Auch  unter  diesen  findet  die  Linealsuccession  mit  Anwen- 
dung der  Grundsätze  §.  422  bis  429.  Statt. 

§.  436.  So  wie  nach  dieser  das  Lehn,  oder  ein  Thcü  desselben,  auf 
ein  neues  Geschlecht  gelanget,  werden  in  Ansehung  dieses  neuen  Ge- 
schlechts die  Vorschriften  des  §.431.  432.  433.  wiederum  beobachtet. 

4)  Sacces.ioa  bei  ErMchnen. 

§.  437.  Ist  bei  einem  Lehne  die  Succcssionsordnung  der  gemeinen 
Rechte  vorgeschrieben:  so  wird  solches  ein  Erblehn  genannt. 

§.  438.  Im  zweifelhaften  Falle  finden,  auch  bei  einem  Erblchne,  die 
Vorschriften  der  gemeinen  Rechte  nur  in  Ansehung  der  Art  zu  succc- 
diren,  nicht  aber  in  Ansehung  der  sucecssionsfahigen  Personen  Statt. 

§.  439.  Es  schliessen  also  auch  in  solchen  Lehnen,  bei  übrigens  glei- 
chem Rechte  zurSucccssion,  männliche  Verwandten  die  weiblichen  aus. 

§.  440.  Auch  bei  Erblehnen  hat  der  Vasall,  in  Ansehung  der  Befug- 
niss  lctztwillig  darüber  zu  verordnen,  keine  mehreren  Rechte,  als  der 
Besitzer  eines  eigentlichen  Mannlehnes. 

§.  441.  Abweichungen  von  vorstehenden  Regeln,  und  nähere  Bestim- 
mungen derselben,  bleiben  sowohl  bei  eigentlichen,  als  bei  uneigentli- 
chen Lehnen,  den  Provinzialgesctzen  vorbehalten. 

§.  442.  Uebrigens  deutet  die  Bclchnung  eines  Vasallen  für  sich,  sei- 
nen Leibes  -  und  Lehnserben,  noch  kein  Erblehn  an. 

§•  443-  Ist  aber  die  Belehnung  unter  dem  Ausdrucke:  „für  sich  und 
seine  rechten  Erben,  sie  seien  genannt  wie  sie  wollen"  oder  „zu  rech- 
tem Erbe  oder  Erbgute"  geschehen,  so  ist  ein  solches  Lehn  für  ein  Erb- 
lehn zu  achten. 

5)  Von  Anwartschaften. 

§.  444.  Die  blosse  Anwartschaft  auf  ein  Lehn  bewirkt  nur  ein  per- 
sönliches Recht  gegen  denjenigen,  welcher  dieselbe  verliehen  hat» 

§.  445.  Die  zugleich  ertheilte  Eventualbelchnung  aber  enthält  die 
Einräumung  eines  dinglichen  Rechts  auf  das  Lehn,  für  den  Fall,  wenn 
selbiges  an  den  Lehnsherrn  eröffnet  wird. 

§.  446.  Gehörte  das  Obereigenthum  zum  freien  Vermögen  des  Ver- 
leihenden; so  haben  die  von  ihm  erlheilten  Anwartschaften  und  Even- 
tualbelehuungen ,  auch  in  Ansehung  seiner  Nachfolger,  alle  Wirkungen 
gültiger  Verträge. 

§.  447.  Besass  hingegen  der  Verleihende  das  Obereigenthum  nur  als 
Lehn  oder  Fideikommiss :  so  sind  dessen  Nachfolger  die  von  ihm  er- 
t heilten  Anwartschaften  und  Eventuälbelehnungen  nur  in  eben  dem 
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Masse  anzuerkennen  verbunden,  als  sie  überhaupt  Verfügungen  dessel- 
ben über  das  Lehn  oder  Fideikommiss  gelten  zu  lassen  schuldig  sind. 

§.  448.  Ist  auch  von  einem  solchen  Obereigenthümer  auf  ein  Lehn, 
welches  als  Lehn  ausgethan  zu  werden  bestimmt  ist,  die  Eventualbeleh- 
nung  Jemanden  wegen  seiner  Verdienste  um  den  Staat  ertheilt  worden: 
so  müssen  die  Nachfolger  des  Verleihenden  dieselbe  in  allen  Fällen 
anerkennen. 

§.  449.  Ein  Gleiches  gilt ,  wenn  ein  Privatlehnsherr  auf  ein  solches 
Lehn  Jemanden ,  wegen  besonderer  um  die  lehnsherrliche  Familie  er« 
worbener  Verdienste,  die  Anwartschaft  oder  Eventualbelehnung  erthei- 
let  hat. 

§.450.  Bei  Lehnen,  welche  ursprünglich  von  dem  ersten  Vasallen 
dem  ersten  Lehnsherrn  aufgetragen  worden ,  muss  jeder  Nachfolger  im 
Obereigenthume  Anwartschaften,  welche  sein  Vorfahr  auf  das  Ansuchen 
eines  Vasallen  ertheilt  hat,  gelten  lassen. 

§.  451.  Hat  der  Repräsentant  einer  mit  dem  Obereigenthume  verse- 
henen moralischen  Person  die  Eventualbelehnung  über  ein  Lehn,  wel- 
ches als  Lehn  ausgethan  zu  werden  pflegt,  unter  Beistimmung  der  Cor- 
poration, bei  welcher  das  Obereigenthum  beruhet,  Jemanden  verliehen: 
so  kann  ein  nachfolgender  Repräsentant  dieselbe  nicht  aufheben. 

§.  452.  Ueberhaupt  gelten  alle  Anwartschaften  Und  Evcntualbeleh- 
nungen  desjenigen,  welcher  das  Lehn  zuerst  ausgethan  hat. 

§.453.  Audi  der  mit  EventualbeUhnung  versehene  Anwärter  steht 
allen  Mitbelehnten,  und  bei  Weiberlehnen,  der  weiblichen  Descendenz 
des  ersten  Erwerbers  nach. 

§.  454.  Das  Recht  der  Anwartschaft  erstreckt  sich  in  der  Regel  auf 
die  lehnsfähigen  Nachkommen  des  Anwärters. 

§.  455.  Uebrigens  aber  bestimmt  der  Anwartebrief  die  Rechte  seines 
Inhabers. 

§.  456*  Dem  Lehnsbesitzer  muss  von  jeder  ertheilten  Anwartschaft 
und  Eventualbelehnung,  zur  Beobachtung  seiner  Nothdurft,  durch  den 
Lehnsherrn  oder  dessen  Lchnhof  Nachricht  gegeben  werden. 

§.  457.  Doch  ist,  wenn  dieses  unterlassen  worden,  die  Unterlassung 
den  Rechten  des  Anwärters  unschädlich. 

§.  458.  Unter  mehreren  Anwärtern  hat  derjenige  den  Vorzug ,  wel- 
cher zugleich  eine  Eventualbelehnung  für  sich  hat. 

§.  459.  Sind  sie  sämmtlich  mit  Eventualbelehnung  versehen:  so  geht 
der  ältere  dem  jüngeren  vor. 

§.  460.  Sind  sie  alle  ,nur  mit  persönlichen  Anwartschaften  versehen, 
so  bestimmt  die  Zeit  der  Ertheilung  derselben  den  Vorzug. 

§.  461.  Hat  der  jüngere  die  wirkliche  Belehnung  vor  einem  älteren 
erhalten;  so  ist  die  Sache  unter  ihnen  nach  den  Vorschriften  des  Zehn- 
ten Titels  §.  18-25.  zu  beurtheilen. 

§.  462.  Eine  bloss  allgemeine  Anwartschaft  auf  ein  künftig  vacant 
werdendes  Lehn ,  giebt  dem  Inhaber  gar  kein  Recht  auf  irgend  ein  be- 
stimmtes Lehn. 

§.  463.  Ist  aber  Jemand  mit  einer  Anwartschaft  auf  das  zunächst  er- 
ledigte Lehn  versehen;  so  hat  dieselbe  mit  einer  besondern  auf  ein  be- 
stimmtes Lehn  ertheilten  Anwartschaft  gleiche  Kraft. 
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§.  464.  Ein  solcher  Anwärter  kann  also,  so  lange  er  noch  nicht  wirk- 
lich versorgt  ist,  bei  jeder  entstehenden  Vacanz  sich  melden. 

§.465.  Concurrirt  er  dabei  mit  andern,  die  eine  besondere  Anwart- 
schaft auf  dieses  Lehn  haben,  so  muss  das  Vorrecht  unter  ihnen  nach 
der  Vorschrift  §.  458-461.  bestimmt  werden. 

§.  466.  Anwartschaften  und  Evenlualbelebnungcn  verstehen  sich  in 
der  Regel  nur  auf  den  Fall,  wenn  das  Lehn  für  immer  an  den  Lehns- 
herrn erledigt  wird. 

§.  467.  Fällt  aber  das  Lehn,  wegen  Felonie  oder  sonst,  nur  auf  eine 
Zeitlang  an  den  Lehnsherrn  zurück,  dergestalt,  dass  dieser  selbiges,  un- 
ter gewissen  Umständen,  an  die  Nachkommen  oder  Mitbelehnten  des 
ersten  Erwerbers  wiederum  würde  herausgeben  müssen:  so  hat  der  An- 
wärter für  diese  Zwischenzeit  nur  in  so  fern  ein  Recht  auf  das  Lehn, 
als  ihm  dergleichen  in  dem  Anwartebriefe  wirklich  beigelegt  worden. 

§.468.  Ist  eine  Eventualbelchnung  auf  eigenes  Ansuchen  oder  mit 
ausdrücklicher  Einwilligung  des  Lehnsbesitzers  ertheilt  worden:  so  hat 
ein  solcher  Belehnter,  ausser  was  die  Successionsordnung  betrifft, 
gleiche  Rechte  mit  anderen  Lehnsagnaten  und  Gcsammthändcrn. 

§.  469.  Ausser  diesem  Falle  aber  kommt  dein  Eventualbclehnten  so 
wenig,  als  überhaupt  dem  Anwärter,  ein  wirkliches  gegenwärtiges  Recht 
auf  das  Lehn  zu. 

§.  470.  Seine  Zuziehung  ist  also  bei  Veräusserungen  und  Verpfän- 
dungen des  Lehns  nicht  nothwendig. 

§.  471.  Vielmehr  muss  er  das  Lehn  in  dem  Zustande  übernehmen,  in 
welchem  sich  dasselbe  zur  Zeit  der  Erledigung  an  den  Lehnsherrn  be- 
findet. 

§.  472.  Selbst  wenn  das  Lehn  dem  Anwärter  in  dem  Zustande  ver- 
sprochen worden,  in  welchem  es  sich  zur  Zeit  der  erlheilten  Anwart- 
schaft oder  Eventualbelehnung  befunden  hat,  kann  dennoch  derselbe 
von  diesem  Versprechen  gegen  einen  Dritten,  der  in  der  Zwischenzeit 
an  sich  gültige  Rechte  auf  das  Lehn,  oder  auf  Pertinenzstücke  dessel- 
ben erworben  hat,  keinen  Gebrauch  machen. 

§.  473.  Dagegen  sind  die  Rechte  des  Anwärters  gegen  den  Verlei- 
henden und  dessen  Erben,  nach  der  Beschaffenheit  des  Vertrages,  wel- 
cher bei  der  Anwartschaft  zum  Grunde  liegt,  zu  beurtheilen. 

§.  474.  War  dieses  ein  bloss  wohlthätiger  Vertrag:  so  ist  die  Sache 
zwischen  ihnen  nach  den  Regeln  von  Schenkungen  zu  beurtheilen. 

§.  475.  Es  kann  also  der  Anwärter,  selbst  wenn  er  die  Eventualbe- 
lehnung erhalten  hat,  von  dem  Verleihenden  oder  dessen  Erben  keine 
Gewährsleistung  fordern. 

§.476.  Lag  aber  bei  der  Anwartschaft  ein  lästiger  Vertrag  zum 
Grunde:  so  ist  der  Anwärter,  wenn  er  bei  eintretendem  Falle  gar  nicht 
zur  Succession  gelangen  kann,  von  dem  Verleihenden  und  dessen  Er- 
ben Schadloshaltung  zu  fordern  berechtiget. 

§.  477-  Hingegen  kann  auch  ein  solcher  Anwärter  wegen  des  ZuStan- 
des, in  welchem  das  Lehn  sich  an  den  Lehnsherrn  erledigt,  nur  in  dem 
Falle  des  §.  472.  auf  Entschädigung  gegen  den  Verleihenden  Und  dessen 
Erben  antragen. 

XII.  Theiluog  des  Lehnt. 

§.  478.  Mehrere  nach  vorstehenden  Grundsätzen  gleich  berechtigte 
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Lehnsfolger,  gelangen  in  der  Regel  zum  gemeinschaftlichen  Besitze  und 
Genüsse  des  Lelms. 

§.  479.  Können  oder  wollen  dieselben  in  dieser  Gemeinschaft  nicht 
bleiben,  und  bestehet  das  Lehn  aus  mehreren  Stücken,  die  an  sich  als 
besondere  Sachen,  ohne  dass  sie  aufhören  dieselbe  Sache  zu  sein,  be- 
sonders besessen  werden  können:  so  muss  die  Theilung,  der  Regel  nach, 
so  viel  als  möglich  in  Natur  erfolgen. 

§.  480.  Mehrere  zu  einem  Lehne  gehörige  Güter  oder  Gapitalien  müs- 
sen also,  der  Regel  nach,  in  Natur  getheilt  werden. 

§.  4SI.  Ausserdem  finden  Naturaltheilungen  bei  Ichnbaren  Grund- 
stücken nur  unter  Genehmigung  des  Landesherrn  Statt. 

§.  482.  Dieser  ist  berechtigt,  dahin  zu  sehen,  dass  Güter  und  Grund 
stücke  nicht  in  allzukleine  Theile,  zum  Schaden  des  gemeinen  Wesens, 
zertrennt  werden. 
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§.  483.  Nähere  Bestimmungen  hierüber  bleiben  den  Provinzialgeset- 
zen  vorbebalteu. 

§.  484.  Kann  das  Lehn  gar  nicht  getheilt  werden;  oder  sind  die  In- 
teresseuten darüber  einig,  dass  nur  Einer  von  ihnen  das  Ganze  behalten, 
und  die  übrigen  abfinden  solle:  so  hat  derjenige  den  Vorzug,  weicher 
den  übrigen  die  vorlheilhafteste  Abfindung  gewährt. 

§.  485.  Kann  nach  dieser  Vorschrift  keine  Vereinigung  getroffen  wer- 
den: so  nauss  das  Loos  entscheiden. 

§.  486.  Jede  Lehnstheilung,  sie  geschehe  in  Natur,  oder  durch  Ab- 
findung, setzt  eine  Vereinigung  unter  den  Interessenten  über  den  "Werth 
des  Lehus,  oder  in  deren  Ermangelung  eine  aufgenommene  Taxe  voraus. 

§•487.  In  Fällen,  wo  eine  Naturaltheilung  unter  den  Interessenten 
erfolgt,  muss  der  Werth  des  Ganzen,  und  also  auch  der  einzelnen 
Theile,  nach  den  bei  Abschätzungen  überhaupt  in  der  Provinz  gelten- 
den Grundsätzen  bestimmt  werden. 

§.  488.  In  Fällen,  wo  einer  der  Interessenten  das  Ganze,  gegen  Ab- 
findung der  übrigen,  freiwillig  übernimmt,  hängt  die  Bestimmung  des 
Uebernehmungspreise8  lediglich  von  dem  Einverständnisse  der  Parteien, 
und  allenfalls  von  einer  unter  ihnen  anzustellenden  Licitation  ab. 

§.  489.  In  Fällen  aber,  wo  einer  der  Theilnehmer,  entweder  vermöge 
der  bei  diesem  Lehne  eingeführten  Successionsordnung,  oder  nach 
dein  Ausfall  des  Looses,  das  Ganze  übernehmen  muss,  wird  der  Werth 
nach  der  vorhandenen  Lelmstaxe  bestimmt. 

§.  490.  Ist  keine  Lehnstaxe  vorhanden:  so  wird  der  Werth  nach  den 
bei  der  Lehnscurie  üblichen  Taxationsgrundsätzen  angeschlagen. 

§.  491.  Sind  auch  keine  dergleichen  durch  Observanz  bestätigte 
Taxationsgrundsälze  vorbanden;  so  ist  zwar  der  Werth  nach  der  bei 
Güterabschätzungen  in  der  Provinz  überhaupt  geltenden  Taxorduung 
zu  bestimmen; 

§.  492.  Doch  müssen  dabei,  unter  mehreren,  bei  einer  Rubrik  für  die 
Provinz  oder  den  Kreis  vorgeschriebenen  Ertragssätzen  und  Preisen, 
zum  Vortheile  des  Ucbernehmers  allemal  die  niedrigsten  angenommen 
werden. 
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§.  493-  Wenn  nicht  ein  Anderes  verabredet  ist :  so  muss  die  Portion 
der  Abgefundenen  im  Leime  stehen  bleiben,  und  diese  müssen  sich  mit 
den  Zinsen  davoa  begnügen. 

§.494  Geschieht  die  Uebernehinung  freiwillig:  so  gehört  die  Be- 
stimmung des  Zinssatzes  zu  dem  Abkommen  unter  den  Interessenten. 

§.495.  Muss  aber  einer  von  ihnen  das  Lehn  übernehmen;  und  es 
findet  auch  über  den  Zinssatz  kein  gütliches  Einverständniss  Statt:  so 
ist  derjenige  Satz  anzunehmen,  nach  welchem,  bei  Festsetzung  des 
Uebernehmungspreises  selbst,  der  Ertrag  zu  Capital  angeschlagen 
worden. 

#     §.  496.  In  die  Abfindungen,  welche  im  Lehne  stehen  bleiben,  wird 
nach  eben  den  Regeln,  wie  in  das  Lehn  selbst,  succedirt. 

1)  Bescript  ».  16.  9Ro(  1791,  betr.  bie  üuamät  (er  CcGnSabfinbunaen. 

8uf  bie  anfragt  b<r  g)ommerf*en  «Regierung  vom  9.  gebr.  1791/  ob  einer 
bräberliAen  ßebnflabfinbung,  wel*e  auf  einem  brr  »eUerli*en  ßebnguter  iub 
nexa  hypothecae  expressae  neben  geblieben/  na*  Stbfierben  be$  babur*  abge* 
funbenen  ©ruber*  bie  ßebnßgualität  beijulegen  fei?  ift  oon  ber  ©efe&commifnon 
conclubirt: 

baß  bie  ©itfpenfation  bet  Sobnöconfiituiton,  na*  melier  bie  ßebntfabfinbung 
eines"  ©ruber«  qualitat^m  feudalem  bebdlt/  Wenn  m  beren  ©eriAfigung 
vom  ßebnafolger  eine  9ln(eibe  aufgenommen  unb  hat  ßebn  pcrbppofbectrt 
wirb/  aud»  alBbann  Slnwenbung  ftnbe/  wenn  ber  abjujinbenbe  trüber  ferne 
ßebn0abfinbung  lebendang  auf  bem  ßebn  sub  nexa  hypothecae  (leben  laffen. 

Berlin,  ben  7.  SOlat  1791. 

griebri*  SBflbelm  ic.  u.  Unfern  ic.  3rbr  erbattet  biernebeit  baS  auf  (Sure 
Anfrage  vom  9-  gebr.  c.  wegen  ber  qualitatis  feudalis  einer  ßebntfabfinbung  bei 
ber  ©efe&eommimon  abgefaßte  Gfonclufum,  um  Sud)  in  bem  gegenwärtigen  nnb 
fünftigen  gleichen  gdllen  bona*  }u  adjtcn/  au*  fiir  bie  ginfenbung  ber  barunret 
»erjei*neten  ©ebübren  ju  forgen.  (2lnb  k.  »erlin/  ben  i6.«mai  1791. 

ftlein*  önnalen  85. 8.  <2J.  328. 

2)  Bescript  *  37.  5e6r.  1792,  wegen  beä  WöeffaW  einer  «jweßerlicben  eeönlabfm* 
bung  in  tat  Uef>n. 

3br  erbattet  bierneben  ba$  auf  ©ure  Anfrage  »om  30.  T>t(bv.  pr.  a.  abgefaßte 
Gondufum  ber  ©efefreommilfion  wegen  beö"  Stucffafl*  einer  fAwefterlicben  ßebntf* 
abftnbung,  um  €u*  bana*  in  bem  oorlfegenben  galle  gebobrenb  ju  a*ten/  unb 
»alvi«  remediii  jwif*en  ben  ^artbclen  ju  erfennen:  wo  im  übrigen  ti  fi*  »on 
felbft  pertfebt/  bafj  eine  allgemeine  ©efiimmuna  bitfer  grage  für  bfe3ufunft  bem 
fönftigen  9)roPinjiaIgeffbbu*e  »orbebaltcn  bleibe,  ©egeben  ©erlin,  ben  27.  ge. 
bruar  17.92. 

©eilage  §u  Porfte&enbem  «Refcripfe. 
Auf  bie  Anfrage  bc*  £ammergerf*t*  vom  30.  Decbr.  1791/  wegen  SftütffaUl 
einer  fAwefterfiAen  ßebnßauätfeuer ,  bat  bie  ©efebcommiffton  babin  contlubirt: 
ba§  bie  einer  £o*ter,  na*  Äbßerben  fbreff  Sater* ,  von  ibrem  in  ba*  ßebn 
fuccebirenben  ©ruber  ober  ©ruber*  auögefebte  ßebntfauolieuer  in  bem  gaDe, 
baß  $ur  3eit  ibreö  unoerbeuralbeten  Abflerbens  ibr  ©ruber  ober  ibre  ©rü* 
ber  bereit0  oertforben  flnb,  unb  ba*  ßebn  auf  einen  entfernten  Agnaten 
fMt, 

ni*t  in  ba3  ßebn  giirfitffaae,  btelmebr  fol*e  £ebnSau$fteuer  ber  oon  ben 
©rabern  abgefunbenen  ©Awefter  als  beren  unelngef*rdnfte3  gigentbum  ju 
aAten,  mitbin  auf  beren  erben  Pepolbirt  Werbe,  unb  felbigen  «on  bem  in 
ba«"  ßebn  fuccebirenben  Agnaten  be|ablt  »erben  muffe, 
©erlin/  ben  ih.  gebruar  1792. 
N.CCT.lx.No.  15.de  1792.  ©.859-860.  unb  Wein*  Annalen  ©.9-  $.270. 

3)  C.  O.  13.©ec6r.  1814,  bttv.  bie  SSerpflfAfunfl  ber  ««naten  «eaen  bie  weibli<fi< 
S)efcenbeni  eine«  SJjannJebn ibefioerl ,  teilen  ntänniicOe  OJadbfomraenfdjaft  in  bem  Kriege  eon 
1813.1814  aeblieben  in;  f.  iu  |.  380  Utftt  Xitel«. 
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§.  497.  Zur  Succcssion  in  diese  Abfindungen  ist  jedoch  weder  eine 
besondere  Belehnung,  noch  eine  Erneuerung  der  Lehne,  auch  in  Fällen, 
tto  sie  sonst  in  Ansehung  des  Lehns  selbst  erfordert  wird,  noth wendig. 

§.  498.  So  weit  aber  ausser  den  auf  das  Lehn  selbst  eingetragenen 
Agnaten,  oder  Mitbelehnten,  noch  andere,  welche  auf  die  Abfindung 
ein  besonderes  Successionsrccht  haben,  vorhanden  sind,  finden,  wegen 
der  Verbindlichkeit  der  letztern,  sich  eintragen  zu  lassen,  die  Vorschrif- 
ten §.  290.  sqq.  Anwendung. 

§.  499.  Sind  den  Abgefundenen  ihre  Portionen  baar  herausgczahlt 
worden:  so  hat  das  Gezahlte,  im  Mangel  besonderer  Verabredungen, 
nicht  die  Lehnseigenschaft:  sondern  wird  das  freie  Eigenthum  der  Em- 
pfänger. 

§.  500.  Wegen  der  auch  solchen  Abgefundenen  auf  das  Lehn  selbst 
verbleibenden  Agnations  -  und  Mitbelehnschaftsrechte,  hat  es  bei  den 
Vorschriften  S.  396.  397.  sein  Bewenden. 

§.  501.  Hat  der  abfindende  Lehnsbesitzer  zu  solchem  Behufe  Schul- 
den auf  das  Lehn  gemacht:  so  müssen  die  Abgefundenen  und  deren 
Desccndenten,  wenn  sie  in  der  Folge  zur  Succession  im  Lehne  selbst 
gelangen,  diese  Schulden  anerkennen;  auch  wenn  8ie  darin  nicht  aus- 
drücklich gewilliget  haben. 

§.502.  Ist  unter  den  Theilenden  verabredet,  dass  die  den  Abgefun- 
denen herauszuzahlenden  Geldportioneu  wiederum  zu  Lehn  angelegt 
werden  sollen :  so  haben  dergleichen  Posten,  unter  den  theilenden  Li- 
nien, die  Eigenschaft  eines  Fideicommisses. 

Berat.  Wc  3utf*e  ju  «.613  |>»cfe3  ZUM  unfc  ?(.  e.  K.  II.      f.  87  seqq. 

§.  503.  Der  Lehnsherr  aber  kann  darauf  nur  in  so  fern  Anspruch 
machen,  als  ihm  dieselben  zu  Lehn  ausdrücklich  aufgetragen;  und  die 
zu  anderen  Linien  gehörigen  Agnaten  nur  in  so  fern,  als  sie  in  die  Mit- 
belehnschaft  dazu  aufgenommen  worden. 

§.504.  Hat  Jedoch  der  Lehnsherr  in  die  zum  Behuf  der  Abiin  düng 
auf  das  Lehn  gemachten  und  zur  Zeit  des  Anfalles  noch  ungetilgten 
Schulden  gcwilliget:  so  fallen  ihm,  nach  Abgang  der  theilenden  Jjinicn, 
die  anderweit  zu  Lehn  angelegten  Abfindungen  anheim. 

§.  505.  Eben  das  gilt  von  Agnaten  oder  Mitbelehnten  anderer  Linien, 
welche  in  die  Verschuldung  des  Lehns,  zum  Behuf  der  Abfindung,  gc- 
williget haben. 

XIII.  Auseinandersetzung  zwischen  Lebnsfolgertt  und  Allodialerben. 

§.  506.  Die  Succession  in  das  Lehn  gehet  mit  dem  Augenblicke,  wo 
der  bisherige  Besitzer  verstirbt,  auf  den  Nachfolger  über. 

§.  507.  Diesem  müssen  die  Erben  des  letzten  Besitzers  das  Lehn  so 
ausantworten,  wie  dasselbe  von  dem  ersten  Erwerber  auf  ihren  Erb 
lasser  gediehen  ist.  ^ 

v1)  Ueberbanpt. 

§.  508.  In  der  Regel  gelten,  bei  der  Auseinandersetzung  zwischen 
dem  Lehnsfolger  und  den  Erben  des  letzten  Besitzers,  eben  die  bei 
Auseinandersetzungen  zwischen  dem  Nicssbrauchcr  und  Eigcnthümer 
vorgeschriebenen  Grundsätze.  (Tit.  21.  Abschn.  1.) 

§.  509-  Ausnahmen  davon  müssen  entweder  durch  ausdrückliche  Ge- 
setze, oder  durch  das  Verhältniss  des  Lehnsfolgers,  welcher  nur  ein 
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nutzbares,  durch  die  Rechte  des  Lehnsherrn  und  der  Agnaten  einge- 
schränktes Eigen thum  überkommt,  bestimmt  sein. 

2)  Wegen  der  Nutzungen. 

§.  510.  Wegen  der  Nutzungen  des  letzten  Jahres  gelten  durchge- 
hends  die  bei  dem  Niessbrauche  erteilten  Vorschriften, 

4 

9)  Wegen  de«  Inventar ii. 

§.  511.  Wegen  des  zum  Lehne  gehörigen  beweglichen  Beilasses  muss 
das  Lehnsinventarium  zum  Grunde  gelegt  werden. 

§.  512.  Sind  in  einer  Rubrik  dieses  Inventarii  mehrere  Stücke  der- 
selben Art  als  der  Lehnsfolger  zu  fordern  hat,  vorhanden ;  so  sind  die 
nächsten  nach  den  besten  zum  Lehnsinvcntario  zu  rechnen. 

§.  513.  Sind  überhaupt  mehrere  Stücke  vorhanden,  als  das  Lehnsin- 
ventarium besagt,  so  gehören  dieselben  den  Allodialerben;  in  so  fern 
sie  nicht  von  dein  Erblasser,  oder  einem  der  vorhergehenden  Besitzer 
dem  Lehnsinventario  ausdrücklich  zugeschlagen  worden. 

§.  514.  Erfolgt  die  Auseinandersetzung  zwischen  dem  Lehnsherrn 
und  den  Erben  des  letzten  Vasallen:  so  finden  auch,  wegen  eines  gegen 
das  ursprüngliche  Lehnsinventarium  vorhandenen  Ueberschusses,  die 
Vorschriften  §.  27-30.  Anwendung. 

§.  515.  Ist  kein  Lehnsinventarium  vorhanden,  und  erhellet  auch 
nicht,  dass  bei  der  ersten  Bestellung  des  Lehns  dergleichen  mit  tiberge- 
ben worden:  so  kann  der  Lehnsfolger  kein  Inventarium  fordern. 

§.  516.  Erhellet  zwar  so  viel,  dass  bei  dem  Lehne  ursprünglich  ein 
Inventarium  vorhanden  gewesen;  es  kann  aber  nicht  ausgemittelt  wer- 
den, wa9  dazu  gehört  habe:  so  muss  der  Lehnsfolger  mit  den  zum  not- 
dürftigen Gebrauche  und  zur  nothdürftigen  Bewirtschaftung  erforder- 
lichen Stücken  sich  begnügen. 

§•  517.  Es  gilt  also,  im  Mangel  eines  schriftlichen  Lehnsinventarii, 
von  allen  vorhandenen  zur  Bewirtschaftung  des  Guts  nicht  notwen- 
digen Beilassstücken,  im  zweifelhaften  Falle  die  Vermutung,  dass  sie 
zum  Allodio  gehören. 

§.  518*  Fehlt  etwas  an  den  Beilassstücken,  welche  die  Allodialerben 
dem  Lehnsfolger  gewähren  sollen:  er  muss  dasselbe  aus  dem  Übrigen 
Nachlasse  ergänzt  werden. 

§.  519.  Die  Ergänzung  ist  auf  Stücke  von  mittlerer  Güte,  wie  sie  ge~ 
wöhnlich  bei  dergleichen  Hauptsachen  angetroffen  werden,  zu  richten. 

§.  520i  Kann  der  Ersatz  des  Fehlenden  aus  dem  Allodialnachlasse 
nicht  beigetrieben  werden:  so  ist.  der  Lehnsfolger  schuldig,  dem  Lehns- 
herrn, und  den  beiden  nächsten  Agnaten  oder  Milbelehnten  davon  An- 
zeige zu  machen. 

§.521.  Mit  deren  Zuziehung  muss  gerichtlich  festgesetzt  werden,  bin- 
nen welcher  Zeit  der  neue  Lehnsbesitzer  das  Inventarium  aus  den  Nut- 
zungen zu  ergänzen  schuldig,  oder  dazu  ein  aus  diesen  Nutzungen  ter- 
minlich zurück  zu  zahlendes  Darlehn  aufzunehmen  berechtiget  sei. 

§.  522.  Dem  Lehnsfolger  kaun  in  dergleichen  Fällen  niemals  ange- 
mutet werden,  mehr  als  den  Zehnten  Theil  der  Lehnseinktinfte  zur 
Ergänzung  des  Inventarii,  oder  Abstossung  eines  dazu  aufgenommenen 
Darlehns,  jährlich  zu  verwenden. 

§.  523«  Ist  aber  diese  jährliche  Summe  einmal  bestimmt  worden:  so 
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muss  es  dabei,  auch  wenn  in  einem  Qder  dem  andern  Jahre  ein  Ausfall 
an  den  Nutzungen  sich  ereignet,  sein  Bewenden  haben. 

§.  524.  Hat  der  Lehnsfolger  die  gerichtliche  Regulirung  nach  vorste- 
henden Anweisungen  (§.  521.  522. 523.)  binnen  Jahresfrist  nach  been- 
digtem Concurse  Über  den  Nachlass  des  vorigen  Besitzers,  nachzusu- 
chen verabsäumt;  so  können  hiernächst  dessen  Erben  gegen  die  Ge- 
währ des  vollständigen  Inventarii  an  den  weitern  Lehnsfolger,  sich  mit 
dem  Einwände,  dass  ihr  Erblasser  dasselbe  von  seinem  Vorfahren  nicht 
vollständig  erhalten  habe,  keinesweges  schützen. 

§.  525.  Haben  in  dem  letzten  Jahre  vor  dem  Ableben  des  vorigen 
Besitzers  solche  Unglücksfälle  am  Inventario  sich  ereignet,  welche  den- 
selben zur  Aufnehmung  einer  gesetzlichen  Lehnsschuld  berechtiget  hät- 
ten; und  hat  derselbe  von  dieser  Befugniss  noch  keinen  Gebrauch  ge- 
macht :  so  sind  die  Allodialerben  dem  Lehnsfolger  wegen  eines  solchen 
Mangels  am  Inventario  nicht  verantwortlich. 

§.  526.  Vielmehr  finden  in  diesem  Falle  die  Vorschriften  §.  520-524. 
Anwendung. 

ßSertf.  in  Betreff  Der  ftetaMiiTemcntlfttuftett  t>it  gerortniinaen  *u  f.  234  tiefe*  ZMi. 

4)  Weg»  der  Meliorationen. 

§.  527.  Hat  der  Besitzer  das  Lehn  durch  Anschaffung  unbeweglicher 
Pertinenzstücke  verbessert,  und  seine  Absicht,  dieselben  dem  Leime 
für  beständig  einverleiben  zu  wollen,  ausdrücklich  erklärt:  so  können 
die  Erben  keine  Vergütung  fordern. 

§.  528.  Doch  muss  dergleichen  Erklärung,  wenn  das  Lehn  in  Grund- 
stücken besteht,  auf  den  Antrag  des  Erwerbenden  im  Hypothekenbuche 
vermerkt  sein;  und  ist,  wenn  die  Eintragung  ermangelt,  für  die  Erben 
unverbindlich. 

§.  529.  Ist  aber  das  neu  erworbene  Pertinenzstück  so  beschaffen, 
dass  es  nicht  als  eine  für  sich  bestehende  Sache,  sondern  nur  mit  einem 
andern  Gute  zugleich  benutzt  werden  kann:  so  bedarf  es,  zu  dessen 
Einverleibung,  weder  einer  ausdrücklichen  Erklärung,  noch  Eintragung. 

§.  530.  Ist  die  Erwerbung  unent geldlich  geschehen]  so  können  die 
Allodialerben  von  dem  Lehnsfolger  keine  Vergütung  fordern;  wenn 
der  Erblasser  ihnen  dieselbe  nicht  ausdrücklich  und  schriftlich  vorbe- 
halten hat. 

§.  531.  Auch  darf,  wenn  ein  solcher  Vorbehalt  wirklich  geschehen 
ist,  der  Lehnsfolger  dennoch  nur  den  wahren,  nach  einer  Taxe  zu  be- 
stimmenden Werth  vergüten. 

§,  532.  Zu  eben  dieser  Vergütung  ist  er  gehalten,  wenn  der  verstor- 
bene Lehnsbesitzer  das  untrennbare  Pertinenzstück  (§.529.)  durch 
einen  lästigen  Vertrag  gegen  Entgeld  erworben  hat.  • 

§.  533.  In  beiden  Fällen  muss  nur  auf  den  gemeinen  landüblichen 
Werth,  nicht  aber  auf  den  ausserordentlichen,  welchen  das  Pertinenz- 
.  etück  wegen  seiner  Verbindung  mit  dem  Hauptgute  gewähret,  Rück- 
sicht genommen  werden. 

§.  534*  Ist  auf  vorstehende  Art  keine  Einverleibung  erfolgt,  so  steht 
es  in  der  Wahl  des  Lehnsf olgers,  ob  er  dergleichen  Pertinenzstücke  bei 
dem  Lehne  behalten,  oder  den  Erben  die  Zurücknahme  desselben  ge- 
statten wolle. 

§.  535.  Will  der  Lehnsfolger  das  Pertinenzstück  bei  dem  Lehne  be- 
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halten,  und  kann  er  sich  mit  den  Erben  über  den  Preis  dicht  vereini- 
gen: so  muss  die  Ucbernehmung  nach  einer  gerichtlichen  Taxe  erfolgen. 

§.  536.  Doch  muss  auch  alsdann  das  Pertincnzstück  nur  als  eine  für 
sich  bestehende  Sache  und  nicht  nach  seiner  Verbindung  mit  dem  Haupt- 
gute, abgeschätzt  werden. 

§.  537.  Eine  solche  gerichtliche  Taxe  ist  allemal  noth wendig,  wenn 
der  neue  Lehnsbesitzer  zugleich  an  der  Allodialerbschaft  des  vorigen 
Thcil  nimmt. 

§.  538.  Ist  solchergestalt  ein  dergleichen  Pertinenzstück  einmal  zum 
Lehne  geschlagen  worden :  so  bleibt  es  auch  in  der  Folge  dabei,  und 
jeder  nachherige  Lehnssucccssor  muss  dasselbe,  mit  dem  Lehne  zugleich, 
gegen  die  bestimmte  Vergütung  an  die  Erben  seines  Vorfahren,  über- 
nehmen. 

§.  539.  Dies  dauert  so  lange,  bis  das  Pertinenzstück  auf  die  §.  527. 
528.  beschriebene  Art  dem  Lehne  völlig  einverleibt  worden. 

§.  540.  Was  der  Erblasser  für  wieder  herbeigebrachte  Lehnsperti- 
nenzien  bezahlt  hat,  muss  seinen  Erben  allemal  erstattet  werden;  wenn 
der  verstorbene  Vasall  und  der  Lehnsfolger  von  demjenigen,  der  die 
Veräusserung  vorgenommen  hatte,  gemeinschaftlich  abstammen. 

§.  541.  Ist  ein  ehemals  gültig  veraussertes  Pertinenzstück  wieder  her- 
beigebracht worden:  so  findet,  wegen  einer  deshalb  dem  Allodialerben 
zukommenden  Vergütung,  eben  das  Statt,  was  wegen  neu  erworbener 
Pertinenzstück e  verordnet  ist. 

§.  542.  Bei  Auseinandersetzungen  mit  dein  Lehnsherrn  bleibt  es 
auch  wegen  der  zugeschlagenen  Pertinenzstücke  bei  den  Vorschriften 
§.27-30. 

§.  543.  Andere  Verbesserungen  des  Lehns  darf  der  Lehnsfolger  den 
Erben  des  vorigen  Besitzers  in  der  Regel  nicht  vergüten. 

§.  544.  Haben  jedoch,  zur  Vergütung  der  von  dem  Vasallen  unter- 
nommenen Meliorationen,  die  damaligen  zwei  nächsten  Agnaten  oder 
Mitbelchntcn  sich  verpflichtet;  so  können  die  Allodialerben  diese  Ver- 
gütung fordern;  wenn  gleich  andere  als  die  Conscntircndcn,  oder  de- 
ren Descendenten,  zur  Succcssion  wirklich  gelangen. 

545.  Was  für  Agnaten  oder  Mitbclebnte  dabei  zuzuziehen  sind, 
ist  nach  den  wegen  Verschuldung  der  Fideicommissc  vorgeschriebenen 
Grundsätzen  zu  bestimmen.  (Th.  2.  Tit.  4.  Abschn.^ß.) 

§.  546.  Soli  die  Vergütungsverbindlichkeit  auch  dem  Lehnsherrn,  bei  , 
entstehendem  Erledigungsfalle,  obliegen:  so  muss  auch  dieser  zugezo- 
gen werden. 

§.  547.  Auch  müssen  die  Interessenten  über  gewisse  Termine  sich 
einigen,  in  welchen,  nach  Verhältniss  des  von  dem  jedesmaligen  Be- 
sitzer aus  der  Verbesserung  zu  ziehenden  Vortheils,  die  yergütungs- 
verbindlichkeit  abnehmen,  und  endlich  ganz  erlöschen  solle. 

§.  548.  Die  Regulirung  der  Sache  muss,  wenn  daraus  die  §.  544.  be- 
stimmte Verbindlichkeit  für  alle  Lehnsfolger  entstehen  soll,  gerichtlich 
geschehen. 

§.  549.  Können  die  Interessenten  sich  über  diese  Bestimmungen  in 
Güte  nicht  vereinigen:  so  müssen  dieselben  durch  richterliches  Er- 
kenntniss  festgesetzt  werden. 

§.  550.  Dabei  finden  eben  die  Grundsätze  Statt,  welche  für  den  Fall, 
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wenn  den  Vasall  zur  Bestreitung  der  Kosten  einer  durch  Landesgesetze 
angeordneten  Verbesserung  ein  Darlehn  aufnehmen  will,  §.  238.  239. 
24Ö.  vorgeschrieben  worden. 

§.551.  Die  Agnaten  oder  Mitbelehnten,  welche  solchergestalt  in  eine 
vorzunehmende  Verbesserung  willigen,  sind  berechtiget,  darauf  anzu- 
tragen, dass  ihnen  bei  deren  Ausführung  eine  Mitaufsicht  zugestanden, 
oder  nach  Vollendung  derselben,  Ausweis  darüber  ertheilet  werde. 

§.  552.  Hat  der  Lehnsbesitzer  diese  Vorschriften  (§.  544-551.)  nicht 
beobachtet:  so  sind  nur  diejenigen  Agnaten  und  Mitbelehnten,  welche 
sich  zur  künftigen  Vergütung  verpflichtet  haben,  für  sich  und  ihre 
Leibeslehnserben  dazu  verbunden. 

§.  553.  Ist  in  einem  solchen  Falle  die  Vergütung  der  Verbesserungs- 
kosten nur  überhaupt,  und  ohne  weitere  hinlängliche  Bestimmung  ver- 
sprochen worden:  so  finden,' wegen  Ausmittelung  der  zu  vergütenden 
Summe,  eben  die  Grundsätze  Statt,  die  in  dem  Falle  vorgeschrieben 
sind,  wenn  der  redliche  Besitzer  Verbesserungskosten  von  dem  Eigen^- 
thümer  fordert.  (Tit.  7.  §.  204.  sqq.) 

5)  Wegen  der  Yertcfalifnmeruogea. 

§.  554.  Hat  der  letzte  Besitzer  das  Lehn  durch  Veräusscrung  unbe- 
weglicher ^ertinenzstücke  verschlimmert:  so  hat  es  bei  der  dem  Lehns- 
folger  zustehenden  Befugniss,  diese  von  dem  dritten  Besitzer  zurückzu- 
fordern, sein  Bewenden ;  und  der  Allodialnachlass  bleibt  letzterem  zu 
seiner  Schadloshaltung  verhaftet. 

SBergl.  bie  3ufä$e  iu  «.  302  »<cfe*  Xftett. 

§.  555.  Ist  der  dritte  Besitzer  wegen  seiner  Entschädigung  an  den 
Lehnsfolger,  als  einen  Nachkommen  des  Veräusserers,  sich  zu  halten 
berechtigt  (§.268-271.):  so  tritt  dieser  bei  dem  Allodialnachlasse  als 
Gläubiger  an  seine  Stelle. 

§.  556.  Hat  der  verstorbene  Lehnsbesilzer  die  Gebäude,  durch  Ver- 
nachlässigung der  wirtschaftlich  zu  machenden  Reparaturen,  in  Ver- 
fall gerathen  lassen,  so  müssen  die  Ausbesserungskosten,  nach  dem  An- 
schlage der  Sachverständigen,  aus  dem  Allodialnachlasse  getragen  werden. 

§.  557.  Sind  die  Gebäude,  deren  Unterhaltung  dem  jedesmaligen 
Lehnsbesitzer  obliegt,  im  Lehnsinventario  verzeichnet :  so  erstreckt  sich 
die  im  §.  556.  bestimmte,  Verbindlichkeit  der  Allodialerben  auf  alle  diese 
Gebäude  und  auf  die  "Wiederherstellung  derselben  in  einen  solchen 
Stand,  wie  sie  nach  diesem  Inventario  beschaffen  sein  sollen. 

§.  558.  Sind  aber  die  Gebäude  im  Inventario  nicht  verzeichnet:  so 
dürfen  die  Allodialerben  nur  die  Wiederherstellung  solcher  Gebäude 
übernehmen,  die  zur  ordentlichen  Wohnung  des  Besitzers  bestimmt, 
und  zum  gehörigen  Betriebe  der  Guts  wir  thschaft  erforderlich  sind. 

§.  559.  Auch  dürfen  in  diesem  Falle  die  Wiederherstcllungskostcn 
nur  so  angeschlagen  werden,  wie  es  der  wirthschaftliche  Bedarf  eines 
solchen  Guts  erfordert. 

§•  560.  Wegen  der  durch  Unglücksfälle  oder  Alter,  ohne  grobes  oder 
massiges  Versehen  des  letzten  Besitzers,  ruinirten  Gebäude,  sind  die 
Erben  dem  Lehnsfolger  zu  keiner  Vergütung  gehalten. 

§.  561.  Hat  aber  der  Erblasser  dergleichen  nolhwcndigc  Wohn-  und 
Wirthschaftsgebäude  länger  als  Ein  Jahr  liegen  lassen,  ohne  zu  deren 
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Wiederherstellung  die  nöthigen  Anstalten  zu  treffen;  so  müssen  die 
Erben  dem  Lehnsfolger  einen  verhältnissraässigen  Beitrag  dazu  leisten. 

§.  562.  Um  diesen  Beitrag,  wenn  ein  gütliches  Einverständniss  darü- 
ber nicht  Statt  findet,  näher  zu  bestimmen,  muss  der  ganze  Betrag  der 
Wiederherstellungskosten  ausgemittelt,  und  sodann  nach  den  unten 
§.585.  sqq.  folgenden  Hegeln  beurtheilt  werden:  wie  viel  der  Erblas- 
ser, wenn  er  nach  Ablauf  eines  Jahres  ein  so  hohes  Darlehn  zur  Wie- 
derherstellung aufgenommen  und  verwendet  hätte,  darauf,  während  der 
nachherigen  Zeit  seines  Besitzes,  aus  den  Lebnseinkünften  hätte  zu- 
rückzahlen müssen. 

§.  563.  Ausser  dem,  was  vorstehend  wegen  der  Pertinenzstücke  und 
Gebäude  verordnet  ist,  kann  den  ^Ilodialerbcn  für  andere  aus  ver- 
nachlässigter Cultur,  oder  sonstiger  unwirtschaftlicher  Benutzung  an- 
geblich entstandenen  Verringerungen  kein  Ersatz  abgefordert  werden. 

§.  564.  Wenn  jedoch  die  Waldungen,  gegen  die  Regeln  der  Forst- 
wirthschaft,  durch  übertriebene  Holzverkäufe  dergestalt  verwüstet  wor- 
den, dass  daraus  eine  Verminderung  auf  geraume  Zeit,  und  wenigstens 
Zwanzig  Jahre  hinaus,  an  dem  Ertrage  des  Lelms  entstanden  ist:  so 
muss  der  Allodialnachlass  dafür  Schadloshaltung  leisten, 

QScvsjI.  <£titt  iur  QSeforbcriitta  Uv  Santfultur  tt.  14. 6«ptfr.  1811,  ft.  4-6j  (.  m  L  22. 
naeö  f.  248. 

§.565.  Diese  Schadloshaltung  besieht  darin,  dass  nach  der  Wahl 
des  Lehnsfolgers,  entweder  der  Werth  des  von  dem  Verstorbenen  Un- 
wirtschaftlich verkauften  Holzes,  nach  der  Abschätzung  der  Sachver, 
ständigen,  oder  der  Betrag  des  von  ihm  für  dergleichen  unwirtschaft- 
lichen Verkauf  gezogenen  Geldes,  dem  Lehne  aus  dem  Allodialnach- 
lasse  vergütet  werden  muss, 

§.  566.  Dies  Vergütungscapital  muss  dem  Lehne  zugeschlagen,  und 
als  ein  Geldlehn  belegt  werden, 

§.  567.  Dergleichen  Geldlehn  verfällt  auf  alle  Agnaten  und  Mitbc- 
Iehnte,  nach  eben  der  Ordnung,  wie  dieselben  zur  Succession  in  dem 
Hauptlehne  gelangen. 

§.  568*  In  Ansehung  des  Lehnsherrn  aber,  erlangt  ein  solches  dem 
Lehne  zugeschlagenes  Capital,  die  Lehnseigenschaft  nur  unter  den  §.30* 
bestimmten  Umständen. 

§,  569.  Wenn  ausserdem  das  Hauptlehn  an  den  Lehnsherrn  sich  er- 
ledigt: so  verbleibt  das  zugeschlagene  Capital  dein  Allodialnachlasse  des 
letzten  Besitzers  aus  der  zum  Lehne  berechtigt  gewesenen  Familie. 

§.  570*  Doch  kann  der  Lehnsherr,  wenn  zur  Zeit  der  Erledigung  die 
durch  die  Holzverwüstung  an  der  Substanz  des  Lehns  entstandene  De- 
tcrioration  noch  nicht  wieder  hergestellt  ist,  den  Ersatz  des  Fehlenden 
aus  dem  Allodialnachlasse  fordern. 

§.  571,  Was  von  Waldungen  verordnet  ist,  gilt  auch  bei  andern  Ru- 
.  briken,  durch  deren  Verwüstung  der  Ertrag  des  Lehns  eine  solche  dau- 
ernde Verminderung  erlitten  hat« 

§.  572.  Ein  Gleiches  findet  Statt,  wenn  wegen  vernachlässigter  Un- 
terhaltung der  Dämme,  und  anderer  Wasserbaue,  eine  fortwährende 
Dcterioration  durch  Ueberschweminungen  oder  Versandungen  entstan- 
den ist. 

§.  573.  Von  dem  in  beiden  Fällen  (§.  571.  572.)  nach  der  Abschät- 
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zung  der  Sachverständigen  auszumittelnden  Entschndigungscapitale, 
muss  der  Werth  des  Grundes  und  Bodens,  so  wie  desjenigen,  was 
nach  der  Deterioration  etwa  an  die  Stelle  der  verwüsteten  Rubrik  ge- 
treten ist,  abgezogen  werden. 

§.  574.  Ueberhaupt  muss  bei  allen  solchen  Abschätzungen  von  Lehns- 
verringerungen niemals  auf  den  höchsten,  sondern  immer  nur  auf  einen 
gewöhnlichen  Mittelwerth  Bücksicht  genommen  werden. 

§.  575.  In  allen  Fällen,  wo  der  Allodialerbe  für  eine  durch  die  Schuld 
des  Erblassers  entstandene  Lehnsverringerung  haften  muss,  kann  er  die 
von  dem  Erblasser  gemachten  und  noch  vorhandenen  Meliorationen, 
wenn  er  auch  sonst  dafür  nach  obigen  Grundsätzen  (§.  543*  sqq.)  keine 
Vergütung  fordern  könnte,  auf  den  zu  ersetzenden  Betrag  compen- 
siren. 

§.  576.  Hat  der  Lehnsfolger  über  die  Meliorations-  und  Deteriora- 
tions- Ansprüche,  unter  Zuziehung  des  Lehnsherrn  und  des  alsdann  an 
der  Succession  stehenden  Agnaten,  sich  mit  dem  Landerben  verglichen: 
so  müssen  alle  nachherige  Lehnsbesitzer  diesen  Vergleich  anerkennen. 

§.  577*  Uebrigens  hat,  wenn  ein  Lehnsbesitzer  durch  umvirthschaft- 
liche  Benutzung  das  Lehn  verringert,  wegen  der  ihm  darunter  zu  setzen- 
den Schranken,  der  jedesmalige  nächste  Lehnsfolger  eben  die  Rechte, 
wie  der  Eigentümer  gegen  den  Niessbraucher.  (Tit.  21.  Abschn.  ] .) 

§.  578.  Steht  der  nächste  Lehnsfolger  noch  unter  der  väterlichen  Ge- 
walt des  wirklichen  Besitzers:  so  kommt  diese  Befueniss  dem  nächsten 
nach  ihm  zu. 

§.  579*  Unter  mehreren  gleich  nahen  Lehnsfolgem  kann  jeder  auch 
für  sich  allein,  und  ohne  Beitritt  der  übrigen,  sich  dieses  Rechts  be- 
dienen. 

6)  W*gen  der  Schuld«». 

§.  580.  Bei  Absonderung  der  Schulden,  welche  nur  den  Allodialnach- 
lass  des  letzten  Besitzers  angehen,  von  denjenigen,  welche  aus  dem  Lehne, 
entweder  hauptsächlich,  oder  bei  unzureichendem  Allodialvcrmögcn,  be- 
zahlt werden  müssen,  finden  die  Vorschriften  §.  228*  sqq.  und  §.  311. 
sqq.  Anwendung. 

@.  bie  «Sewrbnnnaeii  fiter  «Serfänlböttg  ber  £efi»t 
*)  toeam  ber  sttitQtfüäm, 

k)  Ui  diit*&errll6tbaiitrfi<&eti  dtegutfrimgett,  tBemeittfeftöttetfungen  unb  WiSflinse», 
itt  I*  M4  biefe*  Ittel*. 

§.  581.  So  weit  der  verstorbene  Lehnsbesitzer  das  Lehn  von  den 
Schulden  zu  befreien  verbunden  war,  so  weit  kann,  wenn  er  seine 
Verbindlichkeit  nicht  erfüllt  hat,  der  Lehnsfolger,  welcher  diese  Schul- 
den gegen  die  Gläubiger  übernehmen  und  vertreten  muss,  aus  dem  Alo- 
dialnachlasse  Vergütung  fordern. 

§.  582.  Wenn  also  zu  Bezahlung  einer  Lehnsschuld  Termine  regu- 
urt  waren:  so  ist  die  Allodialmasse  den  Lehnsfolger,  in  so  weit  als  der- 
selbe Termine  aus  der  Besitzzeit  des  Erblassers  übernehmen  muss,  da- 
für schadlos  zu  halten  verbunden. 

§.  583.  Von  Schulden,  welche  die  Substanz  des  Lelms  angehen,  und 
zu  deren  Rückzahlung  keine  Termine  bestimmt  sind,  ist  ein  Lehnsbe- 
sitzer das  Lehn  zu  befreien  in  der  Regel  nicht  verpflichtet. 

§.  584.  Es  kann  also  seinen  Allodialerben  bloss  deswegen,  weil  er 
solche  Schulden  nicht  bezahlt  hat,  keine  Vergütung  abgefordert  werden. 
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§.  585.  Dagegen  hat  jeder  Lehnsbesitzer  die  Pflicht,  solche  Lehns- 
schulden, die  nur  die  Einkünfte  desLehns  betreffen,  wenn  gleich  zu  de- 
ren Abstossung  keine  Termine  ausdrücklich  festgesetzt  sind,  aus  den 
Nutzungen  des  Lehns  nach  und  nach,  so  weit  es  möglich  ist,  zu  berich- 
tigen, und  das  Lehn  davon  zu  befreien. 

§.  586.  Dazu  ist  er,  wenn  keine  anderweitige  Bestimmungen  vorhan- 
den sind,  den  Vierten  Theil  der  reinen  Einkünfte  des  Lehns  anzuwen- 
den verbunden. 

§.  587.  So  weit  also  die  Allodialerben  nicht  nachweisen  können,  dass 
der  Erblasser  dieser  seiner  Verbindlichkeit  nachgekommen  sei;  so  weit 
müssen  sie  dem  Lehnsfolger,  der  diese  unbezahlt  gebliebenen  Schulden 
gegen  die  Gläubiger  übernehmen,  und  aus  den  Einkünften  vertreten 
muss,  Vergütung  leisten. 

§.588.  Wenn  bestimmt  werden  soll:  wie  viel  das  Quantum  betrage, 
welches  der  verstorbene  Lehnsbesitzer  nach  diesen  Grundsätzen  zur 
Abstossung  von  Lehnsschulden  anwenden  sollen :  so  muss  der  Ertrag 
des  Lehns  während  seiner  Besitzzeit  aus  den  Rechnungen,  und  wenn 
diese  nicht  vorhanden  sind,  nach  den  erhobenen  Pachtgeldern,  oder 
nach  einem  wirtschaftlichen  Ertragsanschlage,  ausgemittelt  werden. 

§.  589.  Von  diesem  Ertrage  müssen  nicht  nur  alle  Wirthschaftsaus- 
gaben,  öffentliche,  gemeine  und  Lehnslasten,  sondern  auch  die  Zinsen 
der  die  Substanz  des  Lehns  treffenden  Capitalien  abgezogen  werden. 

§.  590.  Erst  von  dem,  was  nach  allen  diesen  Abzügen  dem  Lehnsbe- 
sitzer, als  reiner  Bitrag,  zu  seiner  freien  Disposition  übrig  geblieben 
ist,  macht  der  Vierte  Theil  dasjenige  Quantum  aus,  was  er  zur  Schul- 
denabzahlung hätte  verwenden  sollen. 

§.  59k  Auf  dieses  Quantum  müssen,  zu  seinen  und  seiner  Allodial- 
erben Gunsten,  diejenigen  Zahlungen,  die  er  auf  solche  Schulden,  wozu 
Termine  bestimmt  sind,  wirklich  geleistet  hat,  oder  welche  die  Allodial- 
masse  auf  den  Grund  des  §.  582.  dem  Lehnsfolger  schon  vergüten  muss, 
angerechnet  werden. 

§.  592.  Hat  ein  Lehnsbesitzer  mehrere  Schulden  bezahlt,  als  er  nach 
vorstehenden  Grundsätzen  zu  bezahlen  verbunden  war:  so  können  den- 
noch seine  Allodialerben  deshalb  keine  Vergütung  von  dem  Lehnsfolger 
fordern. 

§.  593.  Ausgenommen  sind  die  Fälle,  wenn  der  Erblasser  von  Lehns- 
schulden, zu  deren  Bezahlung  aus  den  Einkünften  Termine  regulirt 
waren,  solche  Termine,  die  in  die  Besitzzeit  des  Nachfolgers  treffen, 
zum  voraus  bezahlt  hat; 

§.  594.  Ferner,  wenn  er  Schulden,  welche  die  Substanz  angehen,  be- 
zahlt, und  dabei  ausdrücklich  und  schriftlich  erklärt  hat,  dass  er  seinen 
Erben  den  Ersatz  aus  dem  Lehne  vorbehalte; 

§.  595.  Ferner  wenn  er  solche  die  Substanz  angehende,  in  das  Hypo- 
thekenbuch eingetragene  Schulden  bezahlt  hat,  ohne  die  Löschung  der- 
selben nachzusuchen,  oder  doch  seinen  Willen,  dass  er  die  Löschung 
suchen  wolle,  deutlich  zu  äussern. 

§.  596.  Hat  der  Erblasser  eine  Schuld  bezahlt,  die  nur  vermöge  der 
Einwilligung  der  Agnaten  und  Mitbelehnten  das  Lehn^ anging,  ungeach- 
tet weder  er  selbst,  noch  seine  Vorfahren,  in  diese  Schuld  gewilligt  hat- 
ten: so  können  seine  Erben  Ersatz  dafür  von  demjenigen  Lehnsfolger 
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fordern,  für  welchen  diese  Schuld  ans  seiner  eigenen  oder  seiner  Vor- 
eltern Einwilligung  verbindlich  war. 

§.  597.  In  allen  diesen  Fällen  (§.  593-596.)  treten  die  Erben  an  die 
Stelle  und  in  die  Rechte  des  von  ihrem  Erblasser  bezahlten  Gläubigers. 

§.  598.  IJoch  können  sie  nur  das  von  dem  Erblasser  bezahlte  Capi- 
tal, nebst  den  von  seinem  Ableben  an  ferner  fortlaufenden  Zinsen,  nie- 
mals aber  diejenigen  Zinsen,  die  der  Erblasser  entrichtet  hat,  zurück- 
fordern. 

§.  599.  Wegen  alles  dessen,  was  der  Lehnsfolger  aus  dem  Allodial- 
nachlasse  zu  fordern  hat,  gebührt  demselben  ein  in  der  Concursordnung 
näher  bestimmtes  Vorrecht. 

§.  600.  Dagegen  haben  die  Allodialerben,  wegen  ihrer  Forderungen 
an  das  Lehn,  kein  Zurückbehaltungsrecht. 

§•601.  Es  steht  ihnen  aber  frei,  ihre  Ansprüche  so  lange,  bis  diesel- 
ben näher  erörtert,  und  wegen  deren  Abfindung  rechtlich  verfügt  wor- 
den, im  Hypothekenbuche  vermerken  zu  lassen;  oder  bis  zu  deren  Be- 
richtigung auf  gerichtliche  Verwaltung  des  Lehns  anzutragen. 

XIV.  Veränderung  und  Einschränkung  der  Lehn§eigen»chaft. 

§.602.  Die  Lehnseigenschaft  eines  Dinges  kann,  mit  Einwilligung 
sämmtlicher  Interessenten,  von  einer  Sache  auf  die  andere  übertragen 
werden. 

Bergt,  in  SBctveff  bet  ttitföefiutia  ober  Sioätiberuiig  Ux  gegnlcfgenftfaft  burdj  SamUiou 
fötäflTe  feie  Sßerovbnungcn  *u  $.  261  tiefet  Xittti. 

§.603.  Was  in  die  Stelle  des  ersten  Lehns  tritt,  erhält  in  Ansehung 
der  Rechte  der  Interessenten  eben  die  Eigenschaft,  welche  das  vorige 
gehabt  hat. 

§.  604.  Soll  aber  die  neue  Sache  die  Lehnseigenschaft  auch  in  Anse- 
hung jedes  andern  erhalten:  so  muss  diese  Eigenschaft,  wenn  es  ein  un- 
bewegliches Gut  ist,  in  das  Hypothek enbuch  eingetragen  werden. 

Von  LehuMtSnunen. 

§.  605.  Die  Interessenten  bei  einem  Lehne  können,  mit  gemeinschaft- 
licher Bewilligung,  die  Lehnseigenschaft  desselben  auf  einen  gewissen 
Theil  einschränken. 

§.606.  Doch  gilt  von  dergleichen  Einschränkungen  eben  das,  was 
von  Verfügungen  über  das  Lehn  überhaupt  verordnet  ist.  (§.  262.  sqq.) 

§.  607.  Ist  unter  den  Interessenten  in  einem  schon  vorhandenen  Lehne 
ein  Lehnstamm  festgesetzt  worden:  so  wird  dadurch 'die  Lehnseigen- 
schaft des  ganzen  Guts  im  zweifelhaften  Falle  nicht  verändert. 

§•608.  Vielmehr  erhält  dadurch  der  Besitzer  nur  die  Befugniss,  das 
Lehn  auf  den,  den  festgesetzten  Leimst  am  m  übersteigenden  Theil  sei- 
nes Werths,  auch  ohne  EinwiUigung  der  Agnaten  oder  Mitbelehnten, 
gültig  zu  verschulden. 

§.  609.  Hat  er  von  dieser  Befugniss  bei  seiner  Lebenszeit  keinen 
Gebrauch  gemacht:  so  haben  seine  Allodialerben  auf  diesen  Ueberschuss 
des  Lehnswerths  keinen  Anspruch. 

§.  610.  Ist  aber  bei  Festsetzung  des  Lehnsstammes  ausdrücklich  ver- 
abredet worden,  dass  nur  das  bestimmte  Quantum  Lehn  sein  solle:  so 
erlangt  das  Gut  selbst,  in  Ansehung  der  contrahirenden  Interessenten, 
die  Eigenschaft  eines  freien  Eigenthums  und  der  Lehnsstamm  selbst  ist 
als  ein  Geldlehn  zu  betrachten.  (§.  73.  sqq.) 


Digitized  by 


368  «rfterSfcdl«  3C*tje*iite*  SiteL  §.611- 

§.611*  Ist  mit  den  bei  Th  ei  hingen,  oder  sonst,  aus  einem  Lehne  her- 
ausgezahlten Geldern  ein  anderes  Gut  angeschafft,  und  das  herausgc- 
zahle  Quantum  darauf  als  ein  Lehnsstamm  eingetragen  worden:  so  be- 
hält, im  zweifelhaften  Falle,  das  neue  Gut  selbst  die  Eigenschaft  eines 
freien  Eigenthums.  (§.340-343.502-505.) 

§.  612.  Der  darauf  versicherte  Lehnsstamm  hingegen  hat  die  Eigen- 
schaft eines  Geldlehns. 

§.  613.  In  einen  solchen  Lehnsstamm  wird  also  in  der  Regel  eben  so 
succedirt,  wie  in  das  Hauptgut,  aus  welchem  er  herausgezahlt  worden. 
(§.502-506.) 

1)  Rescript  ».  ll.©eptt>r.  1820,  bete  bie  erfor&ernfffe  Ut ZvanStotation  eine«  Cebnl« 

JDem  ßonigt.  O.  g.  ©er.  wirb  ouf  ben  «Bericht  vom  14.  v.  Sttonarff/ 
weaen  ber  von  bem  fittxn  görden  9t.9t  «i  9*.  na*öf fugten  ßbfdjung  ein** 
auf  9t.  91.  unb  91.91.  baftenben  ßfbnftamtnrGflpttalff/ 
eröffnet/  ba§  ter  ^uftymtnifter  tief)  mit  ber  barauff  berüorqebenben  ftnftdrt  beff 
(Soüegti  nicht  einvcrftanfcrn  erfldren  fantt.  Referenten  gränben  bie  9Utbwenbig* 
feit  eines  gamilienfcfelufffff  ju  ber  inRebe  flebenben  Xransiocatton  beff  ßebnflam- 
meff  allein  auf  bie  ©orfebrift  beö  (Sbkts  vom  9.  Dctober  1807.  §.9.  SDiefeff  (De« 
fefc  bat  aber  ben  23erfebr  mit  ßebn=  unb  gibetcommi§ « ©fitern  er  leid)  fern/  unb 
stiebt  erfchroeren/  folglid)  aud)  nirtt  fefife&en  wollen /  ba§  eS  fünftiq  ba  ebenfalls 
eines  Samüienfdiluffeff  bebörfe,  wo  berfelbe  nacb  bem  Ä.ß.R.  nicht  nbtbig  Hl. 
Sluf  biefe  SJorfcbriftm  mu§  baber  jurücf  ««gangen  »erben,  ©o  Diel  biet  baff  fac* 
tifebe  ber  ©aebe  ju  überfebeu  ift/  fbnnen  bie  in  Rebe  flebenben  ßebngelber  nad) 
$§.502  unb  612.613.  Xtt.  18.  Xb- 1.  beff  9(.  2.  R.  nur  als  ein  gib eicommi§  ange* 
feben  unb  beurteilt  »erben.  2Benn  aber  von  ber  anberwetttgen  Unterbringung 
cined  5fbeicorami§«(£apitalff  bie  Rebe  ift,  fo  bebarf  eff  baju  feines  gamtlienfcbluf« 
feff/  (9t.ß.R.  2b.  H.  Xit.4.  §.128.  im  ©egenfaft  von  $.133.)  fonbew  nur  bei 
Einwilligung  ber  beiben  nddtfen  Anwärter,  21.  ß.  R.  a.a.O.  §.87  ff. 

£)as  ß&nigl.  O.  ß.  ©er.  bat  alfo  aus  biefem  ©ef?d)tffpunfte  bie  ©ad)e  $tt  prfl« 
fett/  barauf  anderweitig  ju  verfügen/  unb  ben  j>errn  Sürflen  91.91.  ju  befdjei* 
ben.  Die  Drigtnal*93eilagen  ber  SorffeDung  beffelben  vom  18.  Julius  b.J.,  mit 
Slusnnbme  ber  beiben  Söefcgetbungen  beff  Coücgit,  erfolgen  bierbei. 

V.  £.  3.  83- 16.  e.  25. 

2)  Retcript  *.  1 7.  sunt  1833  ncbfl  ^«rtdjt,  betr.  bte  ©njkfjung  unb  anbemette 
tlütertringung  eine*  ge$n*flamme& 

Das  Äaramergerid)t  berietet  in  ©emdfjbeit  ber  bo&en  Verfügung  Dom  22. 
MprtU.  über  bie/  gegen  bas  Ä&nigl.  D.  ß.  ©er.  |tt  granffurt  a.  b.  £>.  geriebtete 
SSefebwerbe  beff  ©utffbeff&erff  von  ©r./  bie  Xranffferirung  eine«  auf  bem  ©utc  8. 
baftenben  ßebnftaramff.Qiapitalff  auf  baff  6rbfd)enfengut  in      betreffe nb. 

(Sw.  (ggcellenj  verfehlen  mir  nidjt,  ben  in  nebenbejeidjneter  Üngelegenbeit  mit« 
telft  bober  Verfügung  vom  22.8!pril  c.  von  uns  erforderten  SSericht,  unter  SEBie* 
beranfd)(u§  ber  uns  {ugefertigten  Steten  unb  ber  SBefcbwerbe  beff  ©utffbeft&erff  v. 
et./  nebft  Anlagen,  fo  wie  bes  Berichts  beff  O.ß.  ©er.  ju  Sranffurt  o.  b.  O.  Vom 
16.  SDtörj  c,  nadjftebenb  gan$  geborfamf!  tu  ermatten. 

Da«  $um  ©runbe  liegenbe  ©ad)Verbalini§/  wie  ft(f)  folebeff  au*  ben  untf  mit* 
geseilten  Slctentfficfen  ergiebt/  ill  folgenbeff : 

Sfuf  bem  in  ber  9teumarf  belegenen  Rittergute  ß.  baften  RubricalÜ.  sabNo. 
28  unb  29.  |»et/  bei  ©eiegenbeit  von  Xbeilungen  ber  Ufermdrüfcben  v.  et.fcben 
ßebngüter  %.,  ß.  unb  ©.  entftanbene,  fpdter  auf  ß.  tranöferirte  ßcbnWmme 
von  refp.  5000        —  ©gr.  —  $f. 

unb     5632  —    16  —    7  — 

lufammen  im  betrage  von  10632  £blr.  16  @gr.  7  S 
welche  gegenwärtig  auf  ben  9lamen  ber  brei  ©ebrüber,  M  fWatorff  ©eorg/  Ritt* 
metftero*  Otto  unb  ßieutenan«  ^anff  v.  ©t./  eingetragen  ffnb  unb  an  roeldjen  ben 
Gröbern  ibreff  verdorbenen  ©aterfl  unb  beren  Deöcenbenj  bie  gefammte  £anb 
auflebt 

Der  ßieutenant  fpans  ©f.,  tveteber  baff  (Erbfcbenfengut  in  <J).  eingentböm* 
Heb  erfauft  bat/  tvunföt  gegentvdrtig  baff/  ibm  an  tenen  ßebnfiiimmen  tufiebenbe 
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Drütbfil  auf  £&be  uott  3500  Xbafer  anf  biefeß  neu  er!aufte  (Sut  Mutagen 
}u  f(\)tn,  bat  auch  Die  Eintragung  Der  3500  Xbaler  bereite  peranla&r,  und  unter 
Ueberrcichung  Irr  von  feinen  beiden  Gröbern  ©eorg  unb  Otto,  foroie  Don  fünf 
Slnrodrtcrn  auß  ben  Linien  feiner  Söaterßbrüber  außgefleßtcn  gonfenfe  barauf  an* 
getragen,  biefen  «ntbeil  nad)  »bjug  ber,  baoon  feiner  Schweiler,  ber  oerebelid)» 
tett  oon(S.,  noch  gebübrenben  ßebnßabftnbung,  auf  ö&be  ton  32y2  Tbl m.  s  iggr, 
4  9)f.  im  öppotbefeiibucbe  oon  ß.  ju  Ibicben.  Daß  £)  ß.  ©er.  §u  granffurt  a.  b. 
O.  bat  fid),  nad)bem  ein  frübereß  33ebenfen  in  Setreff  ber  febwetferlicben  ßebnß« 
abftnbung  nad)  3fnbalt  dCö  53erid>t«  Pom  16.  »Ädri  c.  a!3  erlebigt  betrachtet  wer» 
ben  tarnt,  nod)  auß  folgen  Den  ©rfinben  geweigert,  Dem  Sin  trage  ju  beferiren/ 
»eil  ndmlid): 

1)  bie  inm  S3ebufe  ber  Wbfdirelbung  beß  antbefl-Gapirafß  erforberlichen  ur* 
fpränglicben  Documenta  Aber  bie  auf  8.  eingetragenen  ßebnjldmme  nod) 
nicht  beigebracht/   auch  eine  |ur  Sicherung  ber  ic.  p.  (3.  eingetragene 

,  .   «proteflation  nod)  nicht  gelbfcftt  worbenj 

2)  weil  in  ben  beigebrachten  (Jonfenfen  ber  ße&nßberechtigtcn  baß  ©runbrtuef, 
auf  welcheß  ber  ßebnftammßantbcil  tranefertrt  werben  fofle,  nicht  gehörig 
bezeichnet  fei/  inbem  in  ben  Gonfenfen  baß  ©ut  3).  .alß  baß  ocrpfdnOcte 
©runbßuff  benannt  rccrDc,  wdbrenb  baß  Dem  £anß  v,  &t  jugefcorige  nur 
baß  (£rb|d)cnfengut  im  Dorfe  3>.  fei; 

3)  enbltd)  »eil  ber  Gonfenß  berienigen  «JJerfonen,  von  welchen  er  beigebracht 
Korben/  nicht  auereiche,  oielmebr  bie  SinwIMaung  fdmmtltd)cr  Porbanbe- 
nen  e rfl  ju  legitimirenben  »gnaten  befebafft  werben  muffe. 

Die  Unteren  beiben  fünfte  ad  2  unb  3.  baben  bie  äflefebwerbe  beß  te.  £>anß  P. 
©t.  Peranlnft.  €r  fcjlt  bie  »nfTcht  beß  D.  ß.  ©er.  ad  2.  bei  bem  Inhalte  ber 
{iberreichten  (Jonfenfe  nicht  fär  gerechtfertigt/  bauptfdchlicb  aber  bie  ad  3.  recht« 
lieh  nicht  für  bearönbet/  inbem  feiner  ©leinung  nach/  ba  eß  (ich  nur  um  bie  an* 
berweite  Unterbrinaung  eineß  nach  §.  502.  £tt.  18.  £b  t  9.6.  91.  alß  gtbetcom* 
tni§  anjufepenben  ßebnßabftnbungß*  Gapitnlß  a n M e7  nad)  §.128  unb  §§.87  sqq. 
Sit.  4.  Ib.  Ii.  21  Ii.  9t  eß  nur  ber  3ujiebung  ber  beiben  ndcbäen  Agnaten/  alfo 
feiner  »ruber,  bebÄrfe/  um  fo  mehr,  alß  fonjlige  »gnaten  auß  bem  £ppotbcten* 
buche  nicht  conftirten. 

Daß  D.  ß.  ©er.  tu  granffurt  grfinbet  jeboej)  feine  Jlnftcbt  ad  3.  auf  ben  Um* 
ftnnD,  baß  bie  in  SRrbe  itcbmben  ßebnftdmme  auß  Ucfermdrfifchen  ßebnen  ent« 
fianben  unb,  auf  Welchen  fte  urfpränglich  auch  gehaftet  haben,  folglich  nach  ben 
in  ber  Äurmorf  geltenben  prooinjialrccbtlieben  $)ef}immungen  beurtbeilt  werben 
müßten.  SRad)  bem  Äurmdrfifchen  ßebnrcebre,  namentlich  aber  nach  ber  ßebnß* 
comiitution  Pom  1.3unti723.,  fdnben  bie  SJorfchriften  ber  §§  Am— 502.  Xit.18. 
Ib-I-  91.2.  SR-/  wonach  Dergleichen  2ebnftdmme  wie  ^ibeifommiffe  angefeben  Wer« 
ben  foüten,  feine  9nwenbung/  bie  fraglichen  ßebnß« Kapitalien  mAfiten  vielmehr 
alß  wirtliche  (üelblebne  betrachtet,  unb  bei  ber  hier  beabjtchtiaten Xranelocation/ 
eben  fo  wie  bei  einer  *8erdu§erung  beß  ßebnß,  fdmmtliche  rorbanbene  Slgnaten 
über  ibre  (Sinwittigung  gebbrt  unb  beren  Sonfenß  beigebracht  werben. 
©reeUens  haben  beßbalb  aber 

1)  bie  behauptete  tönwenbbarfeit  beß  SWdrfifchen  ßebnrechtß,  unb 

2)  befTen  Abweichung  Pen  ben  ^orfchrtften  beß  9t.8.9f.  in  Söejiebung  auf  bie 
in  blefer  @ache  jur  ©pracbe  gefommenen  ©egenfldnbe  l 

unfern  Bericht  gu  erforbern  geruht,  und  wir  werben  unß  baber  um  fo  mebr  nur 
Aber  biefe  beiben  fünfte  perbreiten,  alß  bie  Srlebigung  ber  oben  ad  l  unb  2.  tu 
Wdbnten  fonfligen  iftebenfen,  bie  bem  flntraae  beß  p  ©t  entgegenaefteUt  ftnb, 
ibrer  9latur  nach/  ber  SBeurtbeiiung  ber  competenten  £>ppotbefenbcb6rbe  übertaf« 
fen  werben  tnu§. 

2Baß  nun  aber  bie  erfte  hiernach  |ur  Srbrterung  fommenbe  ^rage  betrifft: 
ob  ndmlid)  bie  porliegenbe  Angelegenheit  naen  ben  (Srunb)dpen  beß  Äur» 
mdrfifchen  ßebnredjtß  ju  beurtbeilen  fein  mochte? 
fo  fbnnen  wir  folche,  in  Uebereinliimmung  mit  bem  Äonigf.  D.  ß.  ©er.  j|U  ^ranf* 
furt  a.  b.  £).  nur  bejahen/  inbem  bie  fraglichen  ßebntfdmme  auf  folgenbe  2lrt 
cntftanöen  jtnb. 

Der  ©rofjoater  beß  febiaen  SSefchwerbeföhrerß,  ber  ÜJlafor  Otto  ©ottlob  P. 
(St.,  befaß  brei  in  ber  Ucfermarf  belegene  ßehngöter,  ß.  unb  ©./  welche  nach 
feinem  Xobe  feinen  fünf  ©bbnen  gemeinfdjaftlich  juffelcn.  i8on  biefen  übernahm 
bei  ber  £bcilung 
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n  ut  ©off  jtffW*  r  %-m  .vi  v^/.v»  •••<• 

2)  -  ffarl  ©tgtdmunb  ~-  ©.    .  4 

3)  —  fcuguö  Stbolob  —  Üf.  ., 

unb  bic  beiben  trüber  Otto  flßil&efm  unb  Slleganber  fterbinanb  würben  mit 
(Selbe  abgefunben,  beraeflalt/  ba{j  Dort  ber  Portion  eineö  jeben  von  ihnen  4000 
%t)alet  ßtt  ein  gebnftamm  in  ben  Tätern  flehen  blieb- 

Sftacb  bem  fpdtct  erfolgten  £obe  beö  2luauft  Sibolpb  unb  be$  darl  ©igtemunb 
».  ©t.;  bie  beibe  ohne  £nnteriaffung  oon  5>0cenbenren  tfarben,  entflanben  auf 
gleiche  s2ßrif<  bei  btc  Xbeilunq  ibreö  gcbntfnadilatTrtf  unter  ibre  Brüter  wtebe* 
tum  ßebntfdmme  oon.  refp.  tooq.  Xbalern  unb  Sbi2  XbJr.  16  <£gr.  7  <)>f.,  welche 
urfprüngliich  gleich  bem  erfleh  fiber  4oÖO  £baler  auf  bie  mebrgebacbtcn (J^uter 
eingetragen/  fpdter  aber  auf  batf  oon  bem  Otto  2Bilbelm,o.  <Bt.  ertaufte  (Sut  2. 
in  ber  Äeumarf  in  iwei  Sofien  oqn  5000  Xbafer  nnb  #32  £blr.  16  ©gr.  7$f. 
trongferirt  »ur^eit.  c" 

£feratttr'  geht  hervor,'  tta§'  bieft  Sebnftdmme  UctermcWifchen  ttrfprungtf  ftnb, 
unb  ber  Umftanb,  ba§  fie  fpdrerbin  auf  ein  in  ber  9l?umarf  gelegene*  ($3ut  ein« 
getragen  wuroen/  fann  an-  ftch  rcobl  unnoeifeHWr'  Weber  ibre  SMcbaffenbeit  tn- 
bern,  noch  bie  Stechte  ber  gehnginfereffenten  alteriren,  ta  biefe  £ran#ccation 
eine  bloße  Sfenberung  ber  t£tcberfie0ung  inooloirt/  unb  tine  Umwanblung  be* 
gtecbtäoerhdltniffe«  felbft  nur  bureb  eine  swficben  ben  ^ntereffenteu  getroffene 
SJerciniqung  b^tte  beroirtt  werben  f&imen,  welche  aber;  fo  oiel  conftirt, 'burebau* 
mebt  erfolgt  ift.  Sftun  liefe  ff  c*  ;roav  anführe»,  bap  bei  ©elegenbeit  ber  £ran$* 
locatioa fcerfcebnftdmme  oon  ben  UfermArfifcften  (Gütern  auf  ß.  bie  Kapitalien 
hoch  bem  ^nfrabcrfcet.ßebuflammö  aufzählt  werben  fein  müpren,  unb  ba  nach 
©orfcbrift.be^  jM.fc.  SR.  ba*  SRecbtflperbdltnifi  ftcb  aflerbing*  0«rfcbteben  gehaltet, 
je  nrajf&t  b^ei  einer  ßebn,0tb<iiung  bie  <j)orMon  ber  mit  @«Jb  abgefunbenen  3n* 
terciTeiiteir  im  ßegne  fiebcn  bleibt/  ober  tt>nen  unter  fcorbebalr  ber  ©ucccffionö* 
rechte  ber  hißberigett  $cbnÖ bereit f igten  b^ar;  ierautfge^ablt  rcurbe ,  inbem  im  U$* 
lern  ^afl e  baä  Kapital  bie  ©igen icKar't  eines  gibeicoranufFeö  nach  §.  .502.  Xi t  18. 
$fr.l.  3j.$.'8t.  annimmt,  tiefe  Styorftfcrift  aud)  tue r  ^Jnttm Dung  finben  mü|Je/ 
Mnb  bab«r  aif<  biefem  (Srunbe  nicht  foroobl  b^<  C^runbfdtie  befl  2<b"red>tf/  al* 
Oklmebr  >ie  ftoft  gibeicommiffen  ^lafe  anfen,  —  änbjtffeo  .abgeben  baoon,  ba§ 
eö  injeifetbaft  fein  bürfte/  ob  bte  SÖeUimmung  beö  §.  502.  1. 

//3ft  imtei"  ben  IbedenDen  üerabrtbff,  Bap  bte  betr  >:i  baefunbene tr  betauen« 
jablenben  Q)elbpon;onrn  n>ieberum  nu  ßebn  angelegt, »erben  (eilen,  fo  ba« 
ben  trrq leiten  Soften  unter  ben  ibeilenben  ßinic«  bie  Stqen  |(i)aft  cine0 
BiNeommifTeÄ^.::;:    ::.  ,  ;  ht4        f  . 

fo  in  oerfteben  Uif  Mb.  «un  auf  folebe  Sofien  i»  aö?n  S5ejiebungen  bie  ©or^ 

febnften  be0  ßefcnreebt*  feine  «iimenbun^  mebr  fdjibcifi  fo;  fragt  ti  jtd)  jundc^ft 

im  porlteaenben  ^ailf/:  ,<r  ;iv}..)j&iv]  ^. 

2)  ob  bai  Äurmdrfif^e  Sebnrecfct  oie,Heid)t  eine  jener  S5orfd)rift  beö  91.  ß.  9t 
entgeaenaefe$triWeftimmutig  fntbaJtr?  .1. 

in  toelcbent  gattc  benn  atterbingä  bie  be5  91.£.m.  frier  ni<bt  in  berürfftebtigen 

fein  mürbe.  ;..;,/  ,  ,1  c,;,tn  \  .  .  ■•'     11  •  ^ 

Dns  D.  2  ©er.  ju  ftranffurt  a.  b.  D.  b^  bie*  angenommen,  unb  wir  möf* 

fen  tbm  auch  bietin  ^«Wofiimen  b.eiptlichten.  ,  . 

£\M  21.  £.  a?.  gebt  bxi  ber  bier  iaJRtkt  öebenben  ^aterje  na*  §.499.  £it. 

18.  Xb.i.  oon  Dem  (äcunbfafce  au^ : .  ,  . 

ba§/  roena  bei  zitier  üebnätbeilung  ben  9lbgefuiibenen  ibre  Portionen  baar 
berau^ejablt  roorben/  ba?  Öjejablte  im  Langel  befonberer  Serabrebungen 
nicht  bie  ßebn^eigenfebaft,  frabe/  fonbern  taö  freit  eigentbum  ber  (Smpfdu« 

-Mi    ger  roerbe, 

unb  bieran  fnupfen  ftch  benn  bie  folgenben  ^eftimmnnaen,  namentlid)  bie  betf 
ooraflegirten  §.  5Ö2,  I.e.,  toeldje  fonft/  rntnn  man  ibr  ben  oben  bemerften  @inn 
uttferiegtj,  ^ueft  »iebt  mit  ber  fceftimmung  beö  §..50.  ttt.  4.  £b.  H.  ».  2.  3t.  )U 
oereinigen  fein  »erbe,  wonach  £ebne  in  ftibeicomraiffe  nicht  pertoanbelt  tperbett 
Unnen.  ^ener  (ftrtmbm^r  baß  bie  gejablre  91bftnbung  freiet  Sigeutbum  werbe, 
t|l  nber  bem  'JKdrHfchen  Hebnrechte?  gan*  entaeqen»  biel,  be|<ugen  nicht  nur  bte 
üfldrfn'chen  3te'ci)tdlebrer,  j.  üß.  Prickmann  Cnnsiltus  consit.  34.  unb  con- 

^t.  48.  No.  139  unM31,  fix«  Wie  ^plitz  ^pnsuet.  Brandenburg.  Lib.  I.  P.  IV. 
Tit.  25.  §;f.,  »Oc««;b<iftt.      .: ."  .■      ;  •  J  1      i  !  ..p 

i:<>  „wenn  SB.üdbc.r  jyber  anbere  unter  tlnanUt  tbeilen,  »atf  benn  an  (Selbe  au^ 
bem  fiebngute  gegeben  rotrb,  fott  »ieber  anfiebn  gelegt  werben)  ba  aber  fein 
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,    Mit; &u  fcrftommen*  bfttbt  ba*  ©elb  ffldif 0brflotorttld«r  ^ettt/  qtuim  via  eit  eon- 

...  tra  uaturam  feudi  qood  in  re  mobil i  conslitualur,u " 

fonbern  l>irr  §.  2.  ber  iuirmllrahtben  ßebndfonnuution  vom  l.Sfuni  1723  befldtfgt 
ausbrücfltcb,  ba§  ttrflUl«cifabftit1>uitafn  immer  mlebet  >u  h$n  hngeleat  wer. 
ben  muffen.  2Btr  balren  und  baber  Äberjeupf,  bafl  bie  rechtliche  Statur  folget 
Stoftubungen  lebiglicb  nach  ben  ($runbfd$enc  brtf  ßebnrectofl  teurtbeitt  werben  fbn» 
n«n>  unb  bie*  ifi  au*  vom  O.  ß.  49er<  tu  $«mlfurt  a.  b>  Di  fadicando  Anaenom» 
nun  worb.rn,  inbem  ber  Jod)«»  beß  Ott»  >2ßilbelm  v.  <gt./  ber  venebrficbten  ü. 
OK/  aufl  ieittn  ßebngffdmmrn  rrtlitrtrdftig  eine,  nach  ben  ^euimmunarti  ber  ßebn* 
Gonntutton  vom  i.  $uni  1723/ berechnete  ßebnfnbffA&ung  juerfannt  rcorben 
9iun  ift  e0  aber  bei  Beantwortung  ber  bter  junddift  |tt  erbrtrrnben  graqe: 
.  ob  ber  <5ottfen0,  weldjrr  «Perfoneii  bei  »ngelegenbeitin  wie  bie  porlitgenbe  <tw 
....    forbert  werben  muffe?  ;  ' 

offenbar  febon  jweb  bem  21.  ß.  3fl.  von  bem  rrbeblirtftrn  ginfTnffe,  ob  Me  bier  fn 
Siebe  firbenbe  S?isi qr leaenbcit  nach  bell  C^riinbicl<ni  ton  gibeifemmiffen /  ober 
nach  ben  ton  ßrbnen  benrtbriit  wirb?  benn  Abaefeben  von  Anberen  bebeutenben 
5Bend)tröenbriten  betber"  »iechttfverbdltniffe/  j.  Ü8k»röfffi*tlkft  ber  ©erjdßruna  noefo 
^  121.  s*q.  Xif.4.  Xb-W.  unb  §.  665  unb  666..  $iM8.  £$.  I  51.  B  SR.,  fo  fortlt 
bei  grbeicommiffen  nach  $.  7^  4«.  4t.  226.  $*t:  4.  Ib.  H.  Sf  ß.  9?.  fein  ftibei« 
comimfc  •  ^nrrreffent  burd>  &*rfäann«en  Aber  bie  ©ubftAnj  be0  ftibeicommiffe* 
ober  burch  feine  ginwtfligttng  fn  folcbe  obfr  in  blr  SJerfthulbuirg  beffelbrn  einem 
anbetn  bAbei  nicht  jugejogenfn  prdjubMr*n>  felbn  ber  ^ate*  nicht  bem  ©obne; 
tvdbrenb:bei  «ebnen,  nad)  5§.2b6.  oeir:  Xit.  ig.  «bf&mmlinfle  beö  fca>AB>n  nicht 
nur  in  vielen  f>ruebunaen  beffien  93  erfft  gütigen  über  da*  ßebn  Anerfennrn  muf- 
fen, fonbern  auch  nad)  $§.  309  unb  *1 1  J.  r.  ^gnoten  unb  9Rlfll0e(ime  boren  tbre 
einmiHiguna  in  ^rrfugungrn  beö  ßebnbeftBerS  tbre  ^bfbmmiciiqr  infofern  un« 
bebingt  berof Hbttn,  aU  biefe  bamalo*  emmeber  no<ft  aar  ntrbt  oorbanben  obrr 
noch  unter  odrerlicher  (i^toalf  »nren.  giocb  mebr  i#  bir^  öber  nach  bem  2ttdr* 
!ifd>en  li*ftnreittc  ber  ^aO ;  benn  nach  birfrm  fann  ber  (&obn  befanntlich  nicht/ 
n>ie  bA0  St.  ß  9t.  juldpt,  bae  Allodium  nom  Feudo  trennen/  fonbern  mup  je- 
lenfaflö/  wenn  er  ßebnffolqer  werben  will/  auch  «Oobiölerbe  beo  ©ater«  werben/ 
nnb  eben  weil  in  ^inficbr  ber  Qttrenbemen  t)M  ßebn  leinen  abqtfonbertin  XbeU 
beö  ?hnt!aileß  auemoebf/  muffen  brefe  auch  bir  ©erffigungen/  bir  bereuter  ober 
2i? cenbent  mit  bem  ßefcnc  vorgenommen  baf,  ao/nooriren.  £>ieo  berubt  im  ural« 
un  SWdrfiidxn  ^ertommen,  toonnen  unprairalirb  ber  ßebnsbeffb'r  ftberbauot 
n'icfftcbflicb  ber  ßebnefolger  in  feinen  S5efuflniffeii  febr  weuia  eingefcbrdnft  war, 
fo  trtR  felbfi  bie  9J antuen  aQe,  foqar  bie  perionlicben  chiroaraobifdwn ,  ^ebuiben 
bejfelben  aui  bem  ßebne  berid)tt<|en  muffen.  ßr|t#r#*  würbe  erft  bureb  beit  ßanb» 
tage  9tejfg  vom  26.  ^uli  \SSi.  infofern  obqednberf,  ba^  funftiq  bie  Agnaten  nnr 
folebe  igcbulben  (in|uerfennen  brrtuebten,  in  welche  fit  eonfenttrt  btttien,  bflgeaen 
würbe  in  betreff  bet  Deoeenbenten  bflg  alte  9ted)t  au«brutflrcb  befidmt.  Cfr. 
N<i,.i2.  betf  ß«ubtflq**9(ecfffe*  oom  16.  3uii  t65i.  Mjliu«  \l  I.  @,  442,  wo  <t 
m  fine  ber  betreffenben  eieiie  beißt:'  -  • 

/,  Sin  <g>obn  aber,  ober  3femanb  oon  ben  Deswndentibus,  ift  bie  pairio  et 
aviia  debita  |u  agnojeiren  oerbunben,  fatiir  aud)  bat  Feuduito  oom  Allodio 
nicht  fepariren." 

Dnfi  aber  auch  überhaupt  ber  gobn  bie  «Berfuaungen  be0  Sflter6*  ngnofeirm 
muffe./  be§eugt  aueb  Mäller,  Practica  Marchica;  Reaol.  bOt  No.  12; 

Id«oqae  tüius  tau  quam  herea  allodialia  ac  successor  feudi  tenetur  pacta  pa 

nnb  noch  beutlicher  befiimmt  §.  t.  ber  9leumdrfifcbm  Mm* -  eonflifutton  oom 
14.  Sluouft  1724-  (bie  in  vielen  fünften,  unb  fo  aueb  bier,  feineflwrgd  blo§  ber 
9teumarf  eigeiubümlicbe  S3e|1immungen  entbd(t),  baß,  wenn  bei  einem  ßebne: 
feine  Sandten/  fonbern  nur  Deecenbentm  b?ö  3)eft6rr0  vorbnnben  finbr  birfrm 
freiflebe,  baß  ßebn  nach  ©efaüen  ju  verbppotbeciren  unb  feitO  ju  Alieniren/  unb 
bie  (Bobne  Auf  feine  2Beife  üct>  unterfAngen  btirfen,  folche  33erdu§<runa  |U  im« 
pnaniren.  eben  be0balb  iff  auch  in  ber  äurmdrfifdKn  ßebne  =  (Jonffitution  nie 
von  bem  CFontenfe  ber  X>e0cenbenten  be«  $Fef?$er0  bie  Sflebe  ,  unb  In  foro  tft  tit 
©runbfa^,  ba§  in  ber  Warf  ber  (pobn  beö  ßeb»> teuere  bie  pdterlidjen  2krf&. 
gungen  anerfennen  möffe,  von  jeber  ffetö  angenommen  Worten. 
Cfr.  aud)  Scheptitz  Consuetud.  Lib.  I.  Xb.  IV.  üt.  25.  No.  11. 
2Ba0  bie  Deocenbenten  ber  Sanaten  betrifft,  fo  ftnben  ftd)  baröber,  inwfefern 
fold)e  im  SiBgcmeinrn  burd)  bett  (Sonfenö  ij^rer  51ßCententcn  V<rpffir4)trt  Worben, 

24* 


Digitized  by  Google 


373 


<StfTer  STljHI.  «et*  *e!)nter  Xittl.  §. 613. 


Iiine  brWmmfe  ^rwjiHii^fff^-.  Stur  In  betreff  ber  ^erfcftufbitttoett  «ob  ber 
babel  ju  erforoernben  (fonwnfe  ber  Agnaten  fefct  ber  &peeial.*Rece4i  für  bie  Wen* 
warf  vom  19.  ttugutf  1653.  ad  9.  (»lyliu«  VI.  »bUM*  .@.*ff)  unb  bie  SRetolu« 
tion  pom  ^6:  8Wa*  1705.  (ibid.  ?ibtb.  N.  ©.58.)  feuVbaf  unier  ben  Agnaten,  be* 
,wn  <5onfen0  -JU  «rforbern/  nur  bie  prqxirai  praeeente»  et  majorennes  *u  perfteben 
wdren/  unb  biefcwirb  in  ber  i'rb:iKOjtfmutton  für  He  9tcumarf  §.  6.  mit  bem 
-3uia$e  brjtttiat/  ba§  bic  übrigen  Agnaten ,  obqlrtd)  tbre  SintriOtgungen  nicht 
geforbert/  bie  ©chulben,  foweit  #t  von  hen  nddtfen  tonfrnrtrt  worbrn,  arterfen* 
nen  müßten,  Di«fc  ^eftimmung  gilt  aber  nUeUbtnq*  nur  fpeetefl  ffir  bte  €^ru- 
marf,  unb  nur  fo  Piel  lopt  ücti  autf'  ber  gaflung  the0'  (Special!  Canbtagö  *  SÄecctfe« 
Pom  19.  Sluguft  t$*3.  entnehmen,  ba§.  auet)  .iirbrr  Äurmarf  unter  ben,  nach  $Jor* 
febrift  be*  fcOgem  ßanbtaaö  Ä«fu^tl»ojn,  26.  $uli  16s*  bei  foleber  ©elegenpeit 
juftujtebenbcn  Agnaten,  obwohl  ber  §  32.  Meies  SReetflt*  -nur  oon  2lqitaten  im 
Allgemeinen  ftmcM,  bojebtnur  fdraintHcbt  wrrflieb  potbanbene  unb  fdion  majo» 
•renne  oeruanben  werben  fttth/,  inbetn  es  bariit, beifct: . 

»Demnach  wir  im  generellen  ßanbtaq*  SRecejTe  (eben  bem  vom  26.  3fufBtj53.) 

bie  ©erorbnung  gemacht/  ba§  bie  feuda,  wenn  fte  ad  agnatos  fommen,  fcftn 
;,.fi  aere  alieno,  fo  »on  dato  nn  fontrabirt  wirb/  nicht  fubject  fein  foOen/  eß  fet 
,i,    ,benn  praeter  cpnsensnm  clorauii  auch  Konsensus  preceenüum  et  majorenn  tnra 

agnatorum  porbanben,  fo  foli  w.  folebtf  auch  in  ber  9leirmarf  obferoirt  unb 

ber  consensus  a^natoram  jeboeb  (bier  in  ber  Steumarf.)  nur  aüein  ber  pr«xi- 

nioruin  praesentiuoi  et  majorennium  requirirt  »erben," 
Dageaen  benimmt  Die  fturmdrrti'che  ^.bnfi  (fonfltlution  öom  1 .  3fttni  1 72  \  wie* 
Der  ,aan*  aQaemein  (§.4  )/  baft  bei  notbwenbiaen  ©erdu&erungen  «fle,  bie  ein 
-jus  succedeodi  fcaben,  ad  emendura  vel  consentiendom  ettirt,  aud)  eben  fo  bei 
Söerpfdnbungen  in  gleicher  Art/  wie  §.  4.  verordnet,  bie  Agnaten  §um  (Sonfen* 
aufijeforbert  werben  foflen,  unb  roenn  e0  aud)  gewagt  fd)einen  mbtitt,  biefe  iöe» 
Kimmung  auf  bte  majorennen  unb  imüanbe  beftnbltcben  ju  befdirdnftn,  fo  fcheint 
fo  otel  alp  unjroetfelbaft  anaenommen  roerben  $u  f6nnen,  ba^  im  §.4.  ber  t'cbntf« 
(Jonftitutton  nur  oon  «anaten  öberbauot/  nicht  aueb  von  ben  X)e«cenbenten  M 
«He(t$ertf  bte  Siebe  i\\  oielmebr  beren  Sonfeni  a«  (tch  oon  felb«  oerftebenb  unb 
turch  ba0  05e(e$  fchon  fupolirt  ooraudaefe^t  wirb,  benn  bev  X)edcenbenten  M 
yseft pf rß  wirb  in  ben  betrefenben  ©teQen  qar  nicht  erwdbnt/  unb  §.  3.  ber  C5on- 
^ttutiott  beftimmt  ausbrutfiieh,  bap,  wo  bie  ^onilitution  oon  9(qnatcn  fpreebe, 
barunter  nur  folche  Oettern  unb  bereit  Degeenbentrn  prrOanbett  mürben/  bie  au5 
ber  üewmmtcn  ^anb  ober  ber  Expectalioa  ein  jus  «uccedendi  bdtten. 

Sollte  man  aber  tied  aud)  nicht  annehmen;  fo  ht  bod>  $u  ben'icf ttd>ftcjen,  ba§ 
einmal  bie  ßebntf  ^onflitution  etaentitch  nur  fe^iebt/  bap  bei  notbwenbtqen  iBer* 
du^erunaen  bte  fdmmtiichen  ©uccet(ton0bered)tiatru  jur  tfu^ubuug  be0  iBorfauftf- 
r-echtö  ober  Sribetiunq  be*  €onfenfe0  in  ben  ^ertauf  aufqeforbert  werben  foUert, 
unb  oon  neuem  beftdtiqt/  baj  bei  Serpfdnbunqen  ber  QoirfentS  ber  ^qnaten  er^ 
forbert  werben  fofle/  (eine0weqr0  aber  allgemeine  33eßimmungen  über  bat  ©er* 
fahren  bei  allen  unb  teben  oorfunebmeuben  ©erduberungen  mit  ber  <Bubfian§ 
he*  £cbn*  entbdft/  befonber0  aber  noch  weniger  bie  folgen  benimmt/  welche  bte 
untrrlaifene  3miehung  einzelner  ßetnJberechtigien  haben  ioüt,  in  biefer  «ejie» 
hung  e0  a(fo  bei  ben  oorpanbenen  gefebüchen  ^etitmmunq-en  perbleibt.  Sollte 
man  baher  auch  annehmen/  bag  ba0  $.4.  ber  £ebn0  (Jonftitution  porgefrhriebene 
©erfahren  bei  allen  bie  2'ubmiru  be0  ßehn0  betreffenben  (^efchdrten  eintrete» 
muffe/  fo  folgt  barautf  noch  gar  nicht/  ba§  ieber  nicht  |uqe)ogene  ßrhneinteretTent 
auch  ein  obne  feine  perfinliche  3«jirbung  gefchloffene0  Oefchdft  al«  nichtig  an* 
fechten  ffcnne,  oielmebr  ftnb  etf  pei  gan^  Perid^iebene  fragen: 
»)  welche  folgen  bie  «Äicbtiusiebung  tineß  2ebn0berechtigten  Im  »flgemeinen 

nad>  ftcb  Mt,  unb 

b)  welcbe  golgen  fte  babe,  wenn,  obgleich  ber  an  itd)  berechtigte  nidjt  felbft 
ÄuqeAoqen  worben/  bod)  ein  8l0cenbent  beleihen  in  bie  fragliche  Verfügung 
au0brtt<t(i<b  fonfentirt  hat. 
Denn,  wie  oben  gezeigt/  mu^en  bie  £e*cenbenten  be0  £ehn06eft$er0  beffen  f^cta 
unbebinttf  anerfennen;  wenn  man  alfo  annimmt/  bie  (Fonfiitution  verlange  aueb 
beren  3«J«ebung,  fo  fann  bie0  nur  tu  bem  3wecT  gefcheben/  bamit  (Te  ©elegen- 
beit  haben/  ba0  ihnen  etwa  jufiebenbe  9cetention0»  ober  23orfauf0red)t  geltenb 
ju  machen,  (gben  fo  id^t  (Ich  febr  wohl  benfen/  ba§  J.S5.  bei  einer  bie  (gubflanf 
be0  ßebn0  betreffenben  SBcrfagung  eine  ßinie  gar  nicht  jugrjogen  worben,  unb 
ber  ndcbfle  Agnat  aus  biefer  glnit/  o^ne  folebe  aniufechtett,  perfiorben  wdre.  ^>Ur 


Jigitized  by  Google 


werben  «nbibtnfTUn  be»  tidrtfte  t\ä<fi  ifHnr  ober  »le  Mrlgen  SKifgfleotr •  Mefer 
giiUe,  weil  fie  burcf)  Me  fcrfldrung  ber  nnbrrn  ßlrtien  nicht  t»^rt7#ief>r#r  werten 
fbnnen,  ouf  ben  ©runfr  ber  »erfdumten  Belebung  ibre  SReebre  hoch  geltenb  ma* 
eben  bfirfcn.  ©an*  anbtr*  aber  würbe*  f«b  bie  encbe  rechtlich  gefeiten,  wenn 
jmar  nicht  bie  entfernteren  ÜÄirglteber  ber  ginie  lugejoaen  wotben,  mobl  «bereit 
gecenbcJlten  berfelben  unb  aumücflich  in  bie  ©erfüguna.  eonfrntin  bdtten  ;  benn 
nun  fdme  noch  bf<  $rngf  jur  grbrterung,  inwiefern  Hefe  außbrüdlicb'e  (ginwifli* 
dang  ibrcr  2lßcenbeuten  ihnen  enraegenfiebe.  Ikber  Dtefir  $raa,e  benimmt  bie 
gebnfcGonftitution  ooui  t.  3nni  1723  aber  aar  nicht*/  unb  r*  mu§  beebalb  auf 
bie  fonniaen  etwa  eerbanbrnen  gefebfichen  ^eftimmungin  §urücfgegariaeri  werben. 

Äuebrüctlicbe  3>foüin]iicflaefebe  esiflircn,  wie  fcfcon  erwdbnt,  hierüber  nicht/ 
nnb  öae  gongobarbncbe  gebnrecbt  embdit  eben  fo  wenig  unjweifelbafie  gef!fe$un* 
gen  barüber;  im  ©caenfbei!  aebbrf  befanntltcb  #erabe  biete  ftrage  ju  Denen,  >lc 
»on  jeher  unter  ben  3Retbt$lebrem  am  ßreitigften  gewefen  ifi,  unb  über  welche 
bie  ocrfcbiebenartiafitit  •uftcbten  aufqefreflt  ftnb,  fo  bafr  fle  noci)  bi$  auf  ben  &eu* 
tigen  Xag  nicht  als  aufgemacht  angefeben  werben  fanm 

SBergl.  (Siebborn'*  beutfcbeö  $rh>atrecbt  §.  22s* 

SBeber**  öanbbuch  b*S  £eb«Tecbf*  Xb.  4>  ©.  455.  cf.  fa.      '  »5 

Stryck  de  ohlig.  feudi  consensu  munita  cap.  4.  No.  52. 
.  Pufendorff  Observ.  jor.  univ.  Toni.  III  observ.  14& 

@.  ß.  ©bbmer'ß  SKechtefdUe -  IB.  I.  Wehn.  I.  No.  17.  ■  2.  No.  205." 

o.  San»»*  5öerf.  über  ba*  gongobarbifebe  Srbneaefeb  Ii.  ©.  45. 
eben  fo  wenig  ld§t  (ich  ein  erwiefrne*  unb  in  contradiciorio  gleichförmig  b'obrtcfc' 
tele?  ßrrfotnmen  in  ber  ÜKarf  bartbun,  auch  prnYbrcR  bie  brrtdbrwnVh  tOidrfi« 
fchen  ©ebriftflefler,  ©cbeplin  unb  Sflüfler,  bie  ftraae  eigentlich  nirgenbß;  t-enn 
Wenn  glr ich  ber  (Srflerc  in  ber  Consolt.  Lib.  II.  $it.  69  ©.  38  auffübrt,  ta§ 
bei  einet  ©erduferuug  bee  Erb"*  ber-  tfonfentf  eine*;  rt'dbern  Tanatril  bvm  ent- 
ferntem nicht  fchabe/  unb  9}liiti<t  Resol. 80.  No^32<.  gleichfalls  eri\)db"t,  ba§ 
ein  Signat  burch  feinen  efonfenö  \>tn  üorigen  nicht  prdiubtetren "f Dirne:  fo  \  '.  •  n 
boch  bte  gegebenen  ^(ttpteir/  ba§  tbre  Wuiffibru  q  ftch  nicht  auf  D^crnbenterr 
ber  Gpnfentirenben  bejiebe.  Unter  btefe»  Umildnben  fann  ^ü^/er  a'Oenrrdrtig  auch 
in  ber  Äunnarf  ben  ^eftimmungen  bei  §.h  \t.  unb VII.  btt  ^ublicflii6»8patenti 
vom  5.  Februar  l-yi.  unb  §.  53.  brr  ßmleituna  jum  ».  2 : 91:  Ufmä^:  rbobl  nur 
bie  ©orfchrtfr  br*  §.309.  Tit.  18.  Xb  I.  21  2.  SK.  jur  «moehbun^  fommm,  »o* 
noch  ber  (Sonfen*  ber  Uanatrn  bereu  2lbfbmmlinge  in- fo  weit  oerbfJichtft,  ale  fit 
tamal«  nod)  niebt  oorbanben^  ober  noci)  unter  Vdterlidjer  (iJeroäftr'ffch  befunbeu 
taten. 

«prüft  man  aber  biernnch 

3)  welche  ^orm  nur  Slußföbrung  ber  Don  bem  ©utöbefifyer  ^antf  o.  ©t.  beab* 
fichtigten  Xran0!ocation  feine«  2ebn(iamm*^aoitül0  erbeifcht  werbe, 
fo  erairbt  lieh  juclrberU/  bafl  btfcn ■«nffchf,  tt  fei  baju  In  (SVmdfibett 'ber  55or=- 
fchrift  bt-6  §.  128  unb  87  seq.  Xit."4.  Xb.  II.  nur  ber  <£onfen*  ber  betben  ndch*s 
den  Anwärter  erforberlich/  unrichtig  ift;  benn  einmal  in"  ber  gafl,  ben  ber  §1*8. 
I.e.  t>orau*fe^t;  ba§  ftch  ndmlich  bei  bem  ^ibeicommif^apttal  etreaö  ereignet/ 
»a«  beffen  &i<btrt)<it  bebentlich  aemacf)t,  ober  baft  ber  (Schuibner  baff  Äapital 
getunbigt  babe,  aar  nicht  oorbanben,  anberntbeilö  aber  ifl  bler  fein  5tbeifommi§/ 
fonbrrn  ein  (Uelblebn  in  medio,  unb,  wie  aei;eigt  worben,  bei  8e|nen  ■ipebuf«  ber 
93ornabme  von  ©rrdnberungen  mit  bem  Sebne,  bir  3lM'fb*mg  blbf;  jweier  ber 
ndebfien  gebnfberechtigten  nid)t  jurcichenb.  —  9luf  ber  anbern '^eite  würbe  man 
aber  auch  |u  weit  geben,  roenn  man  auf  bentSkunb  beff  §.4i.  u.  fg.  Xit.4.  Xb.  Hi/ 
Wonach  Serdnberungen  in  ber  91  er  ber  ©icherftellung  ber  gliftunqeetnfönfte  bei 
^arailifnfttftungfn  burch  einen  f&rmtidjen  gamiiienfchluf  unter  53ertr<tuna  fdnrmt* 
lidjer  minorennen  ^ntereffrntett/.  fo  wie  ber 'Nascituri  burch  befonberä  beüfDte 
Kuratoren  bewirft  werben  foflen,  aud)  im  oorliegenben  gaDe  efnen  folchen  gami* 
lienfchlu§  für  n&tbig  erachten  woüte  €in  folcher  ifl  oielmebr  bei  fiebnen  nur 
erforberlich,  wenn  ber  ganje  gfbnß« Wetüt  bei  einem  ßfbne  gdnjlich  aufgeboben 
werben  fofl.  (6biet  oom  9.  Öftober  t807.  §.9.)  ober  wenn  eß  auf  fold^e  wet'ent* 
liebe  9lbdnfcerungen  beß  uriürunglichen  gebnöoerfrageß  aufommt,  Ciber  weltt>e,  wie 
rutfjTihrlid)  ber  Slufbebuna,  bie  fräberen  fiebntfgeiefce  feltte  ^eflimmunaen  entbai* 
ten  (ibid.).  «Reibe*  ift  aber  hier  nicht  ber  gaa.  ber  aanje  Cebnß  ^fgu0  unb  bie 
Stechte  ber  ßefong*  f^ntereffenten  bleiben  unoerdnbert  biefelben,  auch  bie  9!rt  bec 
ßicher^eflung  betf  gebnöflamme«  burrh  bWtbefarifche  S3ervfdnbung  foü  nicht 
berdnbetr,  fonbern  nur  bem  blö&eriaen  ^Jfanbe  ein  anbereö  (Drunbfiucr  altf  <J>fant> 
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fubflituirt  werben/  —  cht  ©efödft/  roetefte*  bert  frobern  gebnsgefeben  fclnetfweg* 
frcmb  i#,  unb  wobcf  alfo  aud)  ,uur  Me  ftorm  erforderlich  ift,  die  bie  föatur  ber 
©acbe  ober  hie  (iu*brÄ(flid)e  sBeflimmung  be0  ©efefce*  crbciicbt  Da  nun  aber 
bic  ttanatm  unb  gRitbelebnten,  nach  §.  17.  Xu.  1  h .  2b.  1.  81.  ß.  SR.  an  Dem  nu$* 
baren  giaentfcumc  b<6  "fcO'rtüen  Xbcil  nehmen  unb  lie  find)  Aufhebung  ber  £ebnö= 
fterrlicbff^  in  ©emdfibeit  1. 17—19.  Cifc.  8,  2*.  I.  81;  ß.  SR.  ai»  SOlitcigncr  ju  be* 
trachten  rtinb,  (0  mu§  auch  beren  (Jonfenö  über  ba0  ©eicbdft  erforbert  »erb««, 
itnb.bamtt  ftimmen  bie  geftiebungen  ber  ßebn0*(Sonfritution  00m  l.^uni  i72i. 
fiberein,  wenn  man  Danach  annimmt/  M  bet  n U f n,  bte  (gubftanj  be*  ßepn0  bc= 
treffenben  33ertügiingen  a'Ic  ße£«0beceej)tigien  jugeiogen  werben  müiTrn,  wobei 
jeboct),  ba  na*  Söorfcbrtft  be*  ©efe&e  bte  nod)  nicht  oorbanbenen  ober  unter  od« 
terlicber  gepalt  beffnblicben  3ntertffentrn  bu/cb  bte  Smdcuug  ihrer  «ecenben« 
ten  unbebinflt  »erpjücfclet  werben,  biefe  S3e recht  igten  Durch  ihre  8Ucenbenten  oer» 
treten  »erben  tbnnen.  Unter  Mcfer  2Robificatlon  ttnb  wir  Daher  auet)  in  Diefer 
SftCitefcung  mit  Dem  tf&nigl.  0, iß.  ©er.  ju granffurt  a.b.  O.  einoerrtanben,  unb 
e0  bleibt  nur  noch  übrig,  im;  erörtern,  inwiefern  bic  oon  bem  ©ut0beftber  n. 
@t.  gletdifalls  aufgetaute  sßebanptung  bearünbet  ift  >ba&  c0  beeerforherutta.  be* 
Gonfeme*  ber  91gnaien  «um  um  befbalb  nicht  btbÄrfc,  weil  folebe  in  ba*  £npo* 
tbefenbueb  nt&t  eingetragen  waren. 

£icr  muö  oorweg  bemerft  werben,  baf  bie  Slngabe  be0  te.  t>.  @t.  in  fo  fem 
factiicb,u,iirid>tig  ift,  al«  nad)  Dem  sfteridite  be«SD.ß.  ©er.  tu  granffurt  00m  16. 
«üidrj  c  aUerbings  im  bortigen  £opotbefenbud)e  bic  brei  föateröbrüber  be0  S3e* 
[(broerberübcerB; 

ber  ,3j*oMf  griebrid)  («icfjt  gerbinanb,  wie  im  »erlebte  gefagt  ift), 

(£arl  ©pitiob  unb  • 

2liftanber  ger&inanb  o.  0t., 
ai0ßebu*oered)tigte  *u  ben  auf  ß.  baftenben  ßebnffdmtnen  eingetragen  flehen,  unb 
boö  O- g  ©er.  Srortfel  hegt/  ab  unter -ben  Kreit0  betgebraditen  Gonfenfen  bie 
(Erfldruuaen  biefer  «Derfonen/  rcie  bi*  ©lricbb*it  ber  tarnen  ber  erttdrcnbeit  »er» 

Sutb.en  liefe,  entbalten  dnb-  »Bir  tbnnen  aber  nudv  ntebt  unerrodbnt  laffen,  baf 
efe  hbtcreiQcrnvutbung  uiibeqränbet  ift,  inbeui/  roie  unfere  ©runbacten  oon 
X.  unb  (1^,  erafben,  öie  oorgebachten  brei  5öatet0bröber  be0  SRefcbmerbefu^rerl 
idion  uor  me^r^en^rtbren  gellorben  ftnb,  (0  roie  ba§  ber  2Bolft  griebrieb  fOnf* 
uiib  ber  $ar4-$*JtM  vi*r  eHne,  ber  «lesnnber  griebrid)  aber  teine  lcbn0fdbifle 
Derccubfnij^utfrlflffen  bat.     Vi  n 

JDte  «bthniulinge  De5  ©olff  griebrieb  unb  Sari  ©attlob  ftnb  nun  aflerbtng0 
nicht  tm  ftpootbefenbuebe  oon  ß.  als  ßebn0bfred)tigte  oermerft  (roie  foroobl  mit 
Stuart  Darauf,  fcati  ber  ßebneflamm  bie  iJebn0eigenfchaft  bebdlt,  al0  mit  SRurf« 
ftd)t  auf  bie  «öorfduift  be0  §.  4.^8.  Iii.  18.  ib.  »•  81.  ß.  SR.  aUcrbing0  gefchebrn 
muHte),  unb  roenn  man  auch  nicht  annebmen  fann,  Daf?  jebt  noch  bie  ^eftintmung 
bes  ftbictfl ;  00m  4.  2lufluft  176^  roonacb  bie  Derfdumte  rechtjeitiae  (SUitragung 
ben  töerluft  beo jSuccelfTon0recht0  nach  |ld>  jiebenfoüte,  nod)  jur  jlnroenbung  gebracht 
roerbeu  I5nne,  fiberbie0  bae  <2ucce(?ion0recht  bieier  älgnaten  aus  ben  ©runbacten  be0 
competenten  ßebnbofr*  erbeQt,  fo \ft  bod)  io  oiel  geroil,  ba§  fotoobl  nach  jenem  SbictC/ 
al0  nach  ber  ©orfchrift  be0  21  S.  3c.  §  290.  2y\.,  fo  nie  498.  2it.  18.  Xb.  I, 
Agnaten  unb  ^itbelebnte,  bie  bie  rechtzeitige  Eintragung  ibre0  tyecbtß  perfdumt 
haben,  bte  redbreflO  b«fen  in  betreff  be0  ßebti0  getroffenen  Verfügungen  an^u* 
fiditen  nicht  befugt  ftnb,  unb  e0  fann  hiernach  überfluiffg  erfebeinen,  ftberbaupt 
jfmal0  ben  gonfen*  anberer  ^erfonen  au  einer  mit  einem  ßebn  oorjunebmenöen 
perdnoerung  tm  ßnootbefenbncbe,  bie  feine  gdnjiltche  Slufbebung  ber  ßebn0eigen« 
fd)art  bCAio.cft,  ju  erforbern,  al0  berfenigen,  roelche  roirflid^  in  M  ^r^otbefen. 
folium  bieie0  ßebn0  eingetragen  (Tnb.  3n  ber  Xbat  (tnb  roir  auch  in  oerfcMebe* 
nen  ein, einen  gdüen  oon  biefer  2inu"d)t  au0geaan^en  unb  haben  Danach  oerfugt. 
Reffen  ungeachtet  aber  itf  nicht  ju  Idngnen,  ba§  bie^ac^e  nid)t  über  allen  3roei* 
fei  erb«iben  »cbeinf. 

3"wbrberft  ndmlich  aebt  bie  g?orfebrift  be0  §.291.  I.e.  nur  babinv  baß  brtttc 
«Prrfonen,  Denen  Da0  Stecht  ber  «gnaten  unb  SWitbelebnten  nicht  befannt  fein 
formte/  unb  Die  bem  ©lauben  De0  i>opotbefenbuch0  gefolgt  ftnb,  burd»  eine  etwa 
oon  ©riten  jener  Agnaten  oerfuchte  Anfechtung  be0  oon  bem  Dritten  mit  bem 
ßebnebflt&er  gefd)Uffenen  ©efd)dft0  feinen  Staebtbeil  erleiben  foüeu,  bagegen 
bleibt  Den  noch  nicht  eingetragenen  Agnaten  nach  §.  292.  Der  SRegrefi  gegen  Den 
ßebnbeftber,  Der  Die  nachtpfilige  «erfögung  getroffen  bat,  roorau0  gefolgert  wer. 
ben  fann,  ba§  fu  in  öeÄiebwng  auf  biefen  eigentlich  ungültig  i^. 
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3m  pprffeieriben  $aUt  ffl  nun  gar  nieJrt  wit  einem  mit  e'nem  £rfttett  por« 
genommenen  (i5efcf»dfte  Die  9tcbr,  fonbern  Die  mich  Dein  jjjnpotbefe«  buche  noch 
in  epmmunione  beftnblid>en  gegenwärtigen  5}effprr  »er  ßebnfidmme  beabliehtigen, 
mitliefen  felbft  eint  $$erdnDerung  oorjunebmen,  »dbrrnb  ibnen  Die  ©rtftenj  unb 
ba3  5Cnred)t  Der  Detfeeubenj  ihrer  33ater»brüber  an  Den  ßebnftdmmeft  nicht  unbe» 
fannt  fem  fann.    Uud)  Dem  Seichter  würbe  folcbe*  nicht  untu-rborgrn  bleiben 
fbnnen,  wenn/  roa0  bod)  teDenfafl*  grfcheben  müfcte,  ber  £ob  Der  nod)  wirfltdb 
eingetragenen  brei  ßiebrüDrr  p.  @fc  Pon  Dem  !£5efchwerbefübrer  nacbgewiefen 
würbe/  wo  bie  beiiuleaenbm  £obtenfd)'ine  fchon  ergeben  bürrtcn,  ob  unD  welche 
De0eenbenten  bie  93erftorbenen  bintvriaffen.   2Benn  unter  bieten  llntftdnben  ober 
ber  SRicMer/  ber  auf  bie  iXechtöbefldnbigfeit  Der  Por  ibm  üorgenommenen  ($e* 
fd)dftt  ju  wachen  bar,  e0  für  nbtbtg  erachtet/  Die  betannten  Üflitberrchtigten  ju« 
jujieben  unD  bemgemd§  (t*  Pon  ber  ßrgitunation  Derfrlben  poüftdnbig  ju  verge« 
wiffern,  fo  rechtfertfgeii  bie«  perfchiebenr,  nicht  »nbebeutenbe  (#rünbe;  Denn  will 
man  annebmen/  ba§  auch  in  folchen  gdflen  ber  dichter  lebfqlich  ju  beri'icrftcbri* 
gen  habe/  ob  STett berechtigte  au*  Dem  ftppotbefenbucbe  erbeüeten,  ohne  ftch  um 
fonftige  wenn  auch  befannte  jü  befummern,  fo  inu§  auch  angenommen  werben, 
bat?  Der  ^nbaber  eine0  ßebnftamme*  in  fo!d)em  ftafle,  obrrobl  ibrti  boch  nur  ein 
Slntbeil  an  ber  Proprietät  juftebr,  befugt  fei,  einfeitige  SJerfüaungen  jum  Stach* 
tbetle  feiner  '.Wtitberecbtiqten  tu  treffen,  welche  bie  Eintragung  ibre0  9ted)tö  per< 
fdumt  bitten,  unD  ba(j  ber  Siebter  auf  feinen  alleinigen  Antrag  SJeränbrrungen 
im  jpöpotbefenbuche  pornebmen  Dürfe,  ohne  Dafj  ein  Dritter  Dabei  eoneurrirte, 
ber  aeieplieh  ein  ;Hed)t  bar,  m  verlangen,  Dag  ein  oon  ibm  mit  ben  eingetraae 
nen  ^nterejTi-nien  gefd>loiTene0  ©efcbdft  oon  Dem  dichter  aus  Dem  ©runbe,  weil 
noch  mehrere  3nterejfenien  »rifiiren  machten,  nid)t  betndnqelt  werben  Dürfe. 

Diee  fann  aber  um  fo  beruflicher  ericheinen/  als,  wie  gebacht/  Der  §.2yi.  1.  c 
nur  Die  «Rechte  Dritter  $erfonen  betriffr,  fobann  aber  aud)  ttt  §.  1.5«.  Xit.  5t. 
£b.  h  21.  (S.O.  aueDrücTiid)  porfebreibt,  menn  <ö  auf  fiue  Slufforberung  ber 
Agnaten  ober  ©el'ammtbdnDer  *ur  ftuäübung  gewi|Tcr  ßebnredite  anfonimt,  nicht 
bloß  Die  au6  Dem  ftppotbefenbuebe  erbelienben,  foubern  auch  Dte  au»  Der  qewif» 
fenbaften  Port  Dem  5Kid)ter  jeDeemal  ju  erforbernben  Angabe  De*  Grgtrabentcn  be* 
fannten,  Durch  fpecirüe  »öerorDnungen  Daju  PorgelaDen  werben  feilen. 

hiernach  erfduint  uns  Daher  Die  \£ad)e  nicht  Daju  aeeignet,  Die  Ueberjeuguna, 
be*  comprtenten  SRidUerß  *u  befcbrdnfen  oDer  für  unridmg  }U  erfldren. 
2Bir  ttnb  hiernach  Der  SRetnung : 

Da§  bie  geldwerte  be0  ^ut6b«ft^erd  p.  @t.  im  SBefentltchen  nicht  begrün*  , 
bet  erfcheine  unD  er  amuweifen  fein  Dürfte,  Die  ihm  Pom  O  ß.  Ciier.  |U 
granffurt  gemachten  2luflaaen  \u  erlebigen,  namentlich  aber  unter  3Mbrin* 
gung  Deß  erforDcrUcbcn  ßegitimationfiattefteö  Den  Sonfenö  fdmmtlicher  por* 
banDenen, 

\u  Den  auf  2.  eingetragenen  betben  gebnttdmmen  beredvtigten  Agnaten, 
mit  äluönabme  ber  noch  unter  pdterlichet  (Gewalt  Peftnbiichen  (burch 
ihre  9}dter  ju  oertretrnDen)  «jjerfonen  unD  mit  Ausnahme  Der  Deucenbenfc 
De0  ifi'bndb<:ttber0  felbtf  beizubringen; 
ftellen  jeboch  bie  Prüfung  unferer  Ünftdtt  fo  wie  bie  weitere  93erfüqung  Suer 
erceUenj  erleuchtetem  (SrmetTen  ganj  ergebend  anbeim/  uub  erlauben  un0  nuc 
bie  bitter 

un0  geneigteft  baoon  ini^enntni§  fefoen  su  wollen,  ob  bie  in  biefem  Berichte 
entwicfelten  (SrunDfd^e  ©uer  ©reettetti  bobe  (öenebmigung  erhalten  baben. 
SÖerlin,  Den  12.  2^ai  1833.  Da*  ßammergerid)t. 

Dafl  ^cnigl.  O.ß.  ©er.  erbdtt  fn  ber  SBefcbwerbefacbe  be*  ©utöbeft^erö  P. 
(25t.  einen  oom  ^ammergericht  unterm  12.  2Rai  b.  %  ermatteten  Bericht  abichrift- 
lieh  jugrf  rtigt. 
Der  ^ufJijminiftfr  ift  Damit  einperfJanben, 
Da§  auf  ßebnfldmme,  fo  weit  Die*  ihrer  eigentbümlichen  <Pefcha<fenbeit  nach 
überhaupt  mbalich  ift/  bie  bei  ßehnaürern  ertbeilten  gefefclicben  Söorfchriften 
§ur  ')inwenbuna  gebracht  werben  mü|Ten, 
unb  ba§  ein  ßebnihmm,  Der  aus  Äurmdrfifchen  ßebnen  entfprungen  ift/ 
nach  ^urmdrtifcPen  ßehnrechten  ju  beurtbcilen  ift. 

folaert  Derfelbe  bierau0/  ba§  \.  95.  bei  ber  (2ucceffton  in  einen  folchen  ßebn^ 
«amm  bie  33orfchciften  be*  ÄurmdrUfchen  ßebnred)t0  unbebenflieb  jur  Sftid)tfcbttur 
bienen  mülTen. 
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«nber«  *ttWt  t$  ftd)  aber  mit  ber  einjiebuitg  unb  weitem  Unterbringung 
eine*  ©elbflammc*. 

gar  biefen  gau"  enthalten  bie  Äurmdrfifehen  2rbnreehte  nic^t  bie  minbefie  23e* 
flimmung,  unb  bie  2ebre  pon  ben  2ebngätern  bietet  (eine  jutreffrnbe  Analogie. 

<25o0  bie  £rbn*eigenfd)aft  oon  einem  (Sur  auf  bat  anbere  übertragen  Werbelt/ 
fo  fann  bie«  nid)t  anber*  (t(fd>fbeti/  als  nact)  ooradngiqer Aflobiftcation  be*2ebn- 
gut0,  beffen  33erdu(jerung  im  flßege  betf  ober  Xaufche*,  unb  ber  gnoerbung 

un&  Um ivo nbinna  eines  AUobialgutö  )U  2ebn;  ba*  ft'nb  fo  wefenfliche,  bie  @ub* 
(lam  be8  ßcpns  felbft  betreffenbe  ©erdnberungen,  wobei  tat  ;\nternTe  ber  jura 
2ebn  berufenen  Familie  fo  febr  beteiligt  ifl  ba§  biefe  ©efcbdfte  offenbar  nur 
Von  ber  ganzen  gamtlie  burch  einen  gamilienfrtlu§  beforgt  roerben  fbnnen. 

Anber*  ocrbdlt  tß  ftcb  bei  ber  (Sinjtiebung  unb  2Bieberauöletbung  «inrtf  ©elb* 
fapital*.  jpter  fommt  eö  auf  feine  Aflobiftcation,  otelmebr  einzig  unb  allein  auf 
bie  Prüfung  ber  Sicherheit  be|  ,UUf„  i^ung  an.  Dag  Kapital  bleibt 
unoerdnbert  ein  ßebn  ber  baju  berufenen  Familie. 

Da  nun  ba*  37idrfifct)e  2ebnred)t  in  biefer  25ejirbung  febweiat,  eine  Analogie 
Don  ben  ßcbngutern  ber  nicht  abgeleitet  roerben  fann/  fo  muß  notbwenbig  auf 
bie  Vorschriften  U6  A.  ß.  SR.  jurüefgraangen  werben.  Da«  31.  ß.  9t.  will  auf 
©eiblebne  überhaupt  bie  Voncbriften  pon  ©eib'SibeicommijTcn  angeroenbet  wtffen. 

§.  502.  Xit.  18.  Xb- 1.  8t.  2-  9t 
6*  liegt  bie«  in  ber  9latur  ber  ©arte,  ba  ein  neueö  ßebn  gar  nicht  enffte&en 
fann,  wo  eö,  rote  in  ber  27larf,  feit  ber  im  Anfange  beß  ooriqen  Sabrbunberte* 
erfolgten  Aufbebuna  be*  laubeflberrlicben  Obercigenibumö ,  feinen  ßebneperrn 
Hiebt/  b.  b.  roo  ein  ©ut  ober  ein  ©elbftamm  nicht  von  einem  2cbneberrn  ju  ßebn 
gegeben  ober  oon  einem  Vafallcn  bem  ßebnäberrn  ju  ßebn  angetragen  wirb,  bat 
Dbereigentbum  oielmebr  bei  ber  Familie  bleibt. 

Da*  ftbniqf.  D.  ß  ©er.  roirb  baber  anqeroiefen,  jtcb  bei  ber  Uebertragung  bti 
P.  (»t.fcben  ßebnfiammetf  Pon  bem  ©Ute  2.  auf  baö  (Srbfcbenfengut  in  nach 
ben  «öorfrtriften  be*  128.  u.  f.  Xit.  4.  Xb-  H  91.  ß.  SR.  richten,  roenn  ein« 
(eine  ßebnäanwdrter  fleh  bei  biefem  Sebnffrimm« (Kapital  in  bem  ßppotbefenbuebe 
pon  ß.  baben  eintragen  IntTcn,  biefe  jebenfatl*  ju  b&ren,  bie  ©irterpeit,  welche 
bae  (grbfrtenfenqut  in  gewdbrr,  nach  ben  flrengern  93ori'd)riften  bei  2lu0lei* 
bung  oon  ©elbern  aus  bem  ©eneral  Depofttorio  felbft  ju  prüfen,  barüber  tchrift* 
lieh  abflimmen  ju  laffen,  unb  erft  wenn  bajfelbc  hierbei  nid)t0  }u  erinnern  ffnbety 
feine  ©enebmigung  )u  ertbeilen. 

Sinbet  ba«  Äinigl.  O.  2.  ©er.  noch  ein  SRebenfen  bei  ber  93ebanblung  ber  ?fn* 
geiegenbeit  nach  bieten  ©runbi'db'n,  fo  roirb  be)Ten  Bericht  erwartet/  um  rbtbi* 
genraQä  bie  ©ache  (Seiner  oj.ajcildt  lur  Öntfcljcibung  porlegen  gu  fbnnen. 
»erlin,  ben  17.  3uni  183J.  P.  £.3f.  83.42.  ©.89. 

3)  Rescrlpt  ».  16.  embv.  1833,  bag  ttl  «aobififaHon  oon  Sebnaüterit  unb  geftnfc 
ftämmen  burd»  SomilienfAliifTe  Oie  fflrtinbf(üee  übet  9iufl)ebun9  bec  Samilienftbeifornmiffe  «n* 
Wenbung  ftnben;   f.  ju  ♦  26t  bit(ti  ZituS. 

4)  Kescript  o.  18.  Vvvil  1836,  üttv  bie  S«lif6una  ber  Senaten  bei  ber  mUtidw^ 
bti  £aut\jeH>errefW  einel  fubbaflirten  Cebn^ut^ 

Söet  Bufertigurtej  ber  anliegenben  ?5efchwerbe  betf  2ieutenant$  a.  D.  t>.  X.  twm 
20.  Februar  b.  3f.  wirb  bem  Äfcnlgl.  D.  ß.  ©er.  golgenbeö  eröffnet:  Der 
^ufitjminiUer  tritt  ber  anficht,  bei,  ba§  bei  (Smfcbeibunq  bfr  grage:  „ob  unb 
welche  p.  Xfche  Agnaten,  *ftebuf*  ber  SBieberaniegung  be0  bei  ber  ©ubbatla* 
tion  bti  ßebnauted  ^  oerbliebenen  ^aufaelber>Sftef)ed  \u  ßebn,  iu}u$ieben  fc'nb?" 
baoon  ausgeaangen  werben  mu§,  baß  fdmmtliche  auf  $S.  eingetragen  gewefene 
Agnaten  ihre  ©eredjtfame  auf  eine  Art  gelten b  gemacht  baben,  welche  e*  ünju* 
IdiiTg  macht,  fte  bei  biefer  ißefchlugnabme  ju  uberaeben.  ©inb  jte  auch  auf  ©runb 
bei  ergang<nen  Abiubifatiousbetcheibe«  auf  bem  goüum  Pon  $).  gelbfcht  worben, 
fo  tritt  boch  ber  Ueberreft  ber  ^aufgelber  an  bie  ©teile  betf  2ebn0  unb  bleibt  in- 
fofern  all  ben  Verpflichtungen  unb  SRecht0oerbdltntffcn  unterworfen,  benen  batf 
leptere  unterlag. 

Dagegen  fann  ber  ^uftiitninifler,  porauögefebt/  baö  feine  befonbere  Umfldnbe 
im  Porliegenben  $aBe  eintreten,  welrte  eine  Abweichung  oon  ber  Sftegel  nbibig 
machen,  bie  Meinung  nicht  gerechtfertigt  ftnben,  ba§  fdmmtliche  eingetragen  ge- 
wefene Agnaten  in  bie  bea b| fl cljtigte  Auöleibung  btt  2ebnfiamme0  ein* 
wiaigen  mieten. 
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Die  von  bem  @oHeaium  felbft  anaejoaenen  $.502.  £fr.  18.  £6. 1.  «nb  §.12S. 
Sit.  4.  £t).  n.  Ä.  6.  9t.  fäbren  gan|  flar  barauf  bin,  ba§  bei  ber  »orltegehoeri 
ffrage  nur  bie  beiben  ndchften  Agnaten  nad)  nd&erer  ©eftimmung  ber  §§.87,  folg. 
Sit.  4.  £&.  H  31.  ß.  8«.  tuftiijtfbcn  (?nb. 

Die  aKiniflerial-fcerfägung  oom  17. 3f«ni  1833  Ofabrbäehcr,  «8. 42.  ©.  105.)  _ 
lattt  beit  fpfiifUen  ftaü  vor  ttuaen,  ba  bei  einem  alten  Ruhr.  Iii.  einaetragenen 
Jebnftamme  bie  babel  betbeiliaten  Slanate»  fid>  aufibriiefltd)  in  ber  Äolonne  Gef* 
Jonen  batten  eintraaen  laffen  unb  eben  beefcalb  bei  einer  Urbertragung  be0  liefen* 
flamme0  auf  ein  anberetf  <$Jut  nicht  übergangen  »erben  tonnten. 

£ieMAd>  bat  fteb  ba«  Äoflegium  alfo  mit  ber  3ujiebung  ber  |toei  ndebflen 
Sfgnaten  ober  naefc  «mjidnben  eine*  Agnaten  §u  begnügen. 

».  Ä.  3.  33.  47.  <3.  516. 

XV.  Verlast  de«  Lehna  durch  Felonie. 

§.  614.  In  welchen  Fällen  der  Vasall  durch  Felonie  das  nutzbare  Ei- 
genthum des  Lehns  verwirke,  ist  oben  bestimmt.  (§.  153.  sqq.) 

§.  615.  Durch  eine  Felonie  der  ersten  Classe  verwirkt  der  Vasall  das 
Lehn  für  sich  und  seine  lehnsfähigen  Nachkommen. 

§.  616.  Durch  eiue  Felonie  der  zweiten  Classe,  selbst  wenn  sie  an 
sich  mit  dem  Verluste  des  Lehns  zu  strafen  wäre,  verwirkt  der  Vasall 
dasselbe  nur  für  seine  Person;  nicht  aber  für  seine  Nachkommen,  wel- 
che sich  des  Vergehens  nicht  theilhaflig  gemacht  haben. 

§.  617.  Vielmehr  müssen  diesen  für  die  Zwischenzeit,  wo  der  Lehns- 
herr das  eingezogene  Lehn  besitzt  und  geniesst,  Alimente  daraus,  in 
Ermangelung  eines  anderweitigen  hinlänglichen  Vermögens,  gereicht 
werden. 

§.  618.  Die  Agnaten  oder  Mitbelehnten  werden,  durch  eine  von  den 
Vasallen  ohne  ihre  Theilnehmung  begangene  Felonie,  ihres  Rechts  an 
das  Lehn  in  keinem  Falle  verlustig. 

§.  619.  Sobald  also  die  Succession  an  einen  Lehnsfolger  gelangt,  wel- 
cher die  Strafe  der  Felonie  des  Vasallen  nach  obigen  Grundsätzen  mif 
zu  tragen  nicht  schuldig  ist,  muss  der  Lehnsherr  demselben  das  einge- 
zogene Lehn  zurückgeben. 

§.  620.  So  lange  der  Lehnsherr  das  Lehn  solchergestalt  im  Besitz  hat, 
muss  er  davon  alle  gesetzmässige,  oder  mit  seiner  Einwilligung  darauf 
gelegte  Lasten  und  Verbindlichkeiten  eben  so  tragen,  wie  jeder  andere 
Lehnsbesitzer.  ' 

i 

§.  621.  Hat  der  Käufer  eines  Lehns  sich  desselben  vor  völlig  geleis- 
teter Zahlung  des  Kaufgeldes  wieder  verlustig  gemacht:  so  muss  der 
Lehnsherr,  bei  erfolgender  Einziehung,  dem  Verkäufer  den  Rückstand 
berichtigen. 

§.  622.  Muss  demnächst  das  Lehn  nach  Vorschrift  §.  619.  einem  Lehns- 
folger zurückgegeben  werden:  so  muss  ihm  der  Lehnsherr  dasselbe  in 
dem  Zustande,  wie  er  es  von  dem  vorigen  Vasallen  überkommen  hat, 
gewähren. 

§.  623.  Er  kann  also  in  der  Zwischenzeit  nur  so  weit  Veräusserun- 
geu  vornehmen,  oder  sonst  das  Lehn  mit  neuen  Lasten  und  Verbind- 
lichkeiten belegen,  als  ein  anderer  Lehnsbesitzer  dazu  berechtigt  ist. 

§.  624.  Die  Einziehung  eines  Lehns  wegen  begangener  Felonie  setzt 
voraus,  dass  diese  von  dem  Lehnsherrn  gerügt,  und  nach  gehörter  Sache 
auf  den  Verlust  des  Lehns  erkannt  worden. 

§.  625.  Ist  der  Vasall  verstorben,  ehe  zur  Strafe  der  Felonie  auf  die 
Einziehung  des  Lehns,  weiftgstens  in  einer  Instanz,  rechtlich  erkannt 
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war:  so  findet,  auch  m  dem  Falle  des  §.  615.  dergleichen  Erkcnntniss 
zum  Nachtheile  seiner  Leibeslehnserbeu  nicht  mehr  Statt. 

§.626.  Ist  der  Lehnsherr  verstorben,  ehe  er  die  begangene  Felonie 
gerichtlich  gerügt  hat:  so  können  seine  Nachfolger  diese  Klage  nicht 
mehr  anstellen. 

§.  627.  Dagegen  macht  das  Absterben  eines  blossen  Repräsentanten 
des  Lehnsherrn  in  der  Befugniss,  auf  die  Einziehung  des  Lelms  anzu- 
tragen, keinen  Unterschied. 

§.  628.  Hat  bei  der  Handlung,  wodurch  die  Felonie  begangen  wor* 
den,  der  Lehnsherr  das  Leben  verloren:  so  ist  der  Nachfolger  die  von 
selbigem  nicht  etwa  noch  erlassene  Felonie  zu  rügen  berechtigt.  * 

§.  629.  Ist  die  Felonie  ausdrücklich  erlassen  worden,  so  können  we- 
der der  Lehnsherr,  noc(j  dessen  Nachfolger,  dieselbe  ferner  rügen. 

3>erg(.  ju  6. 159.  ttefej  Ittel*. 

§.  630.  Hat  der  Lehnsherr  von  der  Zeit  an,  wo  er  die  begangene  Fe- 
lonie in  Erfahrung  gebracht  hat,  ein  ganzes  Jahr,  ohne  sie  gerichtlich  zu 
rügen,  verstreichen  lassen:  so  ist  dieselbe  für  erlassen  zu  achten. 

§.  631.  Kanu  aber  die  Zeit,  wo  der  Lehnsherr  von  der  Felonie  Wis- 
senschaft erhalten  hat,  nicht  ausgemittelt  werden:  so  erlöscht  das  Recht, 
auf  die  Einziehung  des  Lelms  zu  klagen,  erst  nach  Ablauf  einer  Fünf- 
jährigen Frist  von  Zeit  des  begangenen  Lehnsfehlers.  i 

§.632.  Ist  der  Lehnsherr  eine  moralische  Person:  so  kann  der  Re- 
präsentant derselben  eine  gegen  den  Lehnsherrn  begangene  Felonie,  ohne 
Einwilligung  derjenigen,  welche  er  repräsentirt,  nicht  erlassen. 

§.  633.  Dagegen  findet  die  Fünfjährige  Präscription  aus  dem  §.  63L 
aucii  gegen  einen  solchen  Lehnsherrn  Statt. 

§.  634.  Durch  den  Verlust  der  Klage  auf  die  Einziehung  eines  ohne 
Consens  des  Lehnsherrn  veräusserten  Lohns,  geht  das  Recht  des  Lehns- 
herrn, dasselbe  bei  eintretendem  anderweitigen  Erledigungsfalle  von 
dein  Dritten  Inhaber  zurückzufordern,  noch  nicht  verloren. 

§.  635.  Was  wegen  einer  von  dem  Lehnsbesitzer  begangenen  Felo- 
nie verordnet  ist,  gilt  auch  von  derjenigen,  deren  sich  ein  Agnat  oder 
Mitbelchntcr  schuldig  gemacht  hat. 

§.  636.  Doch  äussert  ein  gegen  denselben  auf  Verlust  seines  Rechts 
ergangenes  Urtel  seine  Wirkung  erst  alsdann,  wenn  der  Verbrecher 
selbst,  und  in  dem  Falle  des  §.  615.  Jemand  von  seinen  Leibeslehnser- 
ben,  nach  Ordnung  der  Lehnssuccession,  zum  Besitze  des  Lehns  gelan- 
gen würde. 

§.  637.  Wenn  der  Vasall,  oder  der  zur  Lehnsfolge  Berechtigte,  sei- 
nem Vorgänger  nach  dem  Leben  getrachtet;  oder  eine  Verrätherei  an 
einem  seiner  Mitvasallen  begangen  hat:  so  wird  er,  für  seine  Person, 
des  Lehns  unwürdig. 

§.  638.  Dieses  fällt  alsdann  demjenigen  anheim,  welcher  zum  Besitze 
desselben,  nach  ihm,  der  nächste  ist. 

§.  639.  Hat  aber  der  Vasall  sich  des  Hochverraths  gegen  seinen  Lan- 
desherrn, der  nicht  zugleich  der  Lehnsherr  ist,  schuldig  gemacht:  so  fal- 
len die  Nutzungen  des  Lehns,  so  lange  der  Verbrecher  oder  Leibes- 
lehnserben  von  ihm  vorhanden  sind,  dem  Fiskus  anheim. 

§.  640.  Hat  der  Lehnsherr  durch  eine  gegen  den  Vasallen  begangene 
Felonie  (§.  164.)  die  als  freies  Eigenthum4  besessene  Lehnsherrlichkeit 
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verloren:  so  wird  das  Lehn  in  Beziehung  auf  ihn  frei,  und  behalt  die 
Lehnseigenschaft  nur  in  Beziehung  auf  die  Agnaten  und  Mitbelehnten. 
(§.654.  sqq.) 

§.  641.  Besass  aber  der  die  Felonie  begehende  Lehnsherr  das  Ober- 
eigenthum  selbst  als  Lehn  oderTideicommiss;  so  ruhen  die  Lehnsherr- 
lichen Rechte  nur  so  lange,  bis  ein  anderer  Lehns-  oder  Fideicoinmiss- 
folger  zum  Besitze  des  Obereigenthums  gelangt. 

§.642.  Auch  die  Kinder  eines  solchen  Lehnsherrn  dürfen  die  von 
ihrem  Vater  begangene  Felonie  nicht  verantworten. 

XVI.  Aufhebung  det  Lehna:  1)  durch  Eutaagung  des  Vasallen. 

§.  643.  Wenn  der  Lehnsvertrag  nicht  ein  Anderes  ausdrücklich  be- 
sagt, so  kann  der  Vasall  sich  seines  Rechts  auf  das  Lehn  auch  einseitig 
begeben. 

%WU  in  fcetwff  tec  ftufhrtiing  wt»  tttänterstng  her  eefinftertintotng  W«  3nfä$«  iu 
f.261  tiefeg  ZiMt. 

§.  644.  Die  Entsagung  des  Rechts  auf  ein,  durch  die  Investitur  noch 
nicht  übernommenes,  Lehn  kann  bloss  zu  Gunsten  des  nächsten  Lehns- 
folgers  von  Wirkung  sein. 

§.645.  Hat  aber  der  Vasall  ein  Lehn  durch  die  Investitur  schon 
wirklich  übernommen,  und  entsagt  hiernächst  derselben  zu  Gunsten  ei- 
nes Andern,  als  des  nächsten  Lehns  fo  Igers :  so  ist  eine  solche  Handlung 
lediglich  nacli  den  Grundsätzen  von  Veräusserung  der  Lehne  zu  be- 
urtheilen.  (§.302.  sqq.) 

§•646-  Durefe  die  Entsagung  auf  ein  angefallenes,  oder  auch  .schon 
wirklich  übernommenes  Lehn,  sie  mag  nun  ausdrücklich  zu  Gunsten 
eines  bestimmten  Subjekts  oder  auch  ohne  weitern  Beisatz  geschehen 
sein,  verliert  der  Entsagende  noch  nicht  sein  Recht  auf  künftige  Anfälle': 
in  so  fern  er  nicht  auch  auf  diese  ausdrücklich  Verzicht  geleistet  hat. 

§.  647.  Wie  weit  ein  verschuldeter  Lehnsbesitzer  dem  Lehne  zum 
Nachtheile  seiner  Allodialgläubiger  entsagen  könne,  ist  nach  eben  den 
Grundsätzen  zu  beurlheilen,  welche  wegen  der  Befugniss  eines  Ver- 
schuldeten überhaupt,  mit  seinem  Vermögen  zu  schalten,  in  der  Con- 
cursordnung  vorgeschrieben  sind.  ^ 

§.  648.  Nach  eben  diesen  Grundsätzen  muss  auch  die  Befugniss  ei- 
nes Verschuldeten,  auf  einen  an  ihn  sich. erledigenden  Lehnsanfall,  vor 
oder  nach  eröffnetem  Concurse,  Verzicht  zu  thun,  bestimmt  werden. 

§.  649.  Fällt  das  Lehn,  dessen  sich  Jemand  begeben  hat,  in  der  Folge 
wieder  an  den  Entsagenden  zurück,  so  muss  er  selbiges  mit  allen  den 
Schulden  und  Lasten  wiederum  übernehmen,  die  er  davon  zur  Zeit  der 
Entsagung  zu  entrichten  verbunden  war. 

§.650.  So  weit  der  Zwischenbesitzer  dergleichen  Schulden  bezahlt 
hat,  ohne  die  Absicht,  den  Entsagenden  davon  befreien  zu  wollen,  aus- 
drücklich erklärt  zu  haben,  können  dessen  Allodialerben  von  letzterem, 
als  nunmehrigem  neuen  Uebernehmer  des  Lehns,  Vergütung  fordern. 

2)  durch  Entsagung  dea  Lehnnberrn; 

§.  651.  Auch  der  Lehnsherr  kann  seinen  Lchnsherrlichen  Rechten  in 
der  Regel  einseitig  entsagen. 

§.  652.  Die  Entsagung  des  Lehnsherrn  bewirkt  eine  gänzliche  Auf- 
hebung der  Lehnsverbindlichkeit  nur  alsdann,  wenn  der  Entsagende 
selbst  die  Lehnsherrlichkeit  als  ein  freies  Eigenthum  besessen  hat. 

§  653.  Soü  die  Aufhebung  der  Lehnsbark eit  gegen  eine  dem  bishe- 
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rigen  Lehnsherrn  dafür  zu  leistende  Vergütung  erfolgen:  so  kann  der 
Vasall,  sich  dieselbe  gefallen  zu  lassen,  wider  seinen  Willen  nicht  ge- 
zwungen werden. 

§.  654.  Durch  Aufhebung  der  Lehnsverbindung  von  Seiten  des 
Lehnsherrn  wird  in  den  Rechten  d^er  Agnaten  und  Mitbelchnten  nichts 
geändert.  .  < 

§.  655.  Wohl  aber  erlöschen  alle  von  dem  Lehnsherrn  ertheilte,  und 
bei  det  Allodification  nicht  ausdrücklich  ausgenoimnene  Anwartschaften 
und  Evcntualbelehnungen. 

§.  656.  Das  allodificirte  Lehn  wird  also  in  den  Händen  des  letzten 
Besitzers,  der  keine  nach  dem  ursprünglichen  Leims  vertrage  zur  Suc- 
cession  berechtigte  Verwandten  und  keine  Mitbelehnte , mehr  hat,  ein 
völlig  freies  Eigenthum. 

1)  H>er<|t.  wegen  ber  in  Stnfe&ung  bet  lanbeS&errlidieii  Mme  allgemein  erfolgten  Stufte« 
bung  ber  lct)n?i)cvii[d)cn  «Rccbte  mit  SBorbeijalt  ber  deckte  ber  Agnaten,  gTiitbete&nten  und  9in> 
wavter 

a)  in  berJtnr;  unbtteumarf:  Die  <?efin$aiTefuration  b.  30»3uni  1717.  v.r.  1. 1.  6.441. 

1)>  in  öftoreußen,  Cittljauen  unb  in  bem  9Jtarienn>erberfcöen  greife:  Oftvreußiitte  ?cf>nfc 
(onflitutton  t>.  31.  öetbr.  1738  unb  öftwu%i\d>t  Vrouinsialrecöt  3uf«8  i7  unb  60. 
C)  in  Jfcintcrpommern :  bie  ttuobiftcationtfurfunbe  w.  16.  gebr.  1787. 

2)  a>  Verordnung  t)  ll.SR&i  1818,  über  bie  Ce&ne  unb  SibeicoramtiTe  in  ben 
jenfcifS  brr  @lbe  belegenen  tyro»injen;  f.  ju  |.  261  h.  t. 

b)  Rescript  ».  19.  3uni  unb  10. 9(u^ufl  ists,  betr.  bie  $Uifte6ung  ber  8cftnf« 
berrlicHcit  in  ben  ^rovinjen  jwii'djcn  ber  Slbe  unb  bem  Kbein. 

Gircular »  SRefcript  beß  ^ n i <t H d) e n  ftinanj * fDl i tt i f!e r i um*. 

Daß  gbict  bom  11.  Stödr*  b.  3.  (?ftr.  46t.  ber  ÖJ.  ®.  pro  1818)  bat  neben 
einzelnen,  bic  ?ebnß*  unb  ftbeifommiffarifdien  «Berbditmffe  anqebenben,  »eftim« 
munqcn,  im  flÜVmeinen,  bie  ßmmcuutc  unb  ffirtlpbdltfdje ©efe$qebuttq  in  y&t* 
trrjf  ber  2IQobiftcation  b^ffdt igt /  unb  eß  fommt  nur  barauf  an,  birfen  (SJcqenftanb 
Don  ber  glbc  biß  \um  SRbcin  in  Orbnunq  au  bringen,  bamit  rbeilß  bie  cbemalU 
gen  ßebng*  tc.  Seltner  in  ben  ©enu§  ibreß  freien  giqentbumß,  nad)  Wflaaftaabt  jener 
Söerorbnungen  fommen,  unb  tbeilß  aueb  ber  ©laat  juqletd)  roegen  ber  2tn(prucbe 
befriebiqt  »erbe/  bie  ibm  nad)  S&laatigabc  eben  berielben  23crorbnungen  an  Den 
£ebn«  tc.  (Gütern  jufteben. 

(Sß  ift  feinem  3ro<if*l  unterworfen/  ba§  bei  ber  bleßfdOigen  Stußeinanbcrfefeung 
)mifd)en  ben  cbemaliqen  ßebnßtrdgern  unb  ben  lirbnßberrcn  bifjentgen  ©efefce  jur 
»nroenbung  fommen  muffen,  roelcbc  jur  3eit  ber  borigen  Sfteqteruna  ber  »ufbe« 
buna  rorqen  geqcben  toorben  ftnb:  fo  ba§  alfo  für  bie  ebemaliqen  grauj&ufcben 
flkooinjen  bteffeit  beß  iXbeing  bie  bon  leiten  beß  $ran|bftfctien  ÖJouwneurß  ema* 
nirten  (#efe$e,  für  bie  ebemaliqen  Söeftobdlifeben  «probinjen  bie  pon  (Seiten  beß 
SßeftpbdWcben  (Kouocrnrmentß, 'unb  fftr  baß  ebemrtlige  («ropberjoqtbum  Sfterg  btc 
t>on  bem  oormaliaen  Dberbaupt  beltelben  erlöff^ncn  2lnorbnungen  ut  befotflen 
ftnb/  unb  babei  aüctf  baetentae  }u  beachten  ut,  road  etroa  neuerbingd  j.  iö.  un* 
term  Ii.  2^dr|  b.  %  bieferfcalb  ndber  beftimrat  «orben. 

Da  eg  bie  gadje  eineß  leben  Stferedjtiqtcn  ift,  feine  ©eredjtfameju  »erfofflett/ 
fo  bertlebt  ctf  ftd)  aud)  bon  UM,  ba§  bag  ßebnfoerbdltnif  tc./  roclcheg  inter 
privatos  bcöebt/  auf  bem  qetbebnltcben  <ffieqe  bon  ben  ^ntereffenten  berfotqt  roer* 
ben  mu§/  unb  baß  biefcß  fcineeroeqcg  ber  ($caentfai>b  ber  aeaenrodrtiqen  Tu-rr»V 
gunq  itf.  .f;ier  ift  oietmebr  nur  oon  foteben  üobnd-  jc.^erbdltniffen  bieSSebe/  tvelcbe 
jtbifeben  bem  Canbesberrn  unb  feinen  23aiaÜen  refp.  beilanben  baben/  unb  «im 
2bfÜ  nod)  beneben. 

Dabin  qrb&ien  aueft  aOe  biejeniqen  2ebne,  mtldbe  bon  ©eifen  folcher  ^eb5r* 
ben  berlieben  unb  refp.  getraarn  roorben  (Inb/  bie,  roie  bie  ältfttr,  Abteien  tc./ 
bon  bem  (Staate  au?  bem  ^eft$e  ibreg  i  ermbqenö/  alfo  auch  ber  liegettben 
^5runbe,  gefegt,  unb  baqeqen  mit  Gomperenften  tc.  auggeftattet  ftnb. 

Um  nun  bie*  9ugcinanberfe$unq>(3efd)dft/  tpetcbetf  in  ftnan}te0er  .fpinu cht  fo 
»id)ttg  ift/  mit  Grfolq  ju  betreiben/  unb  bem  giöcuö  bag jenige  jitjubringen ,  n>aß 
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ibm  nrtcfj  SRaaf £abe  frer  bctfe firnben  ©efr$f  für  Me  fluftebung  be*  ßcbngperbdft» 
«ifFe*  tc.  grbübrt;  fo  rr&dlt  t>ie  ftftntgl.  iKeateruna.  hiermit  i>cn  beionbern  8uf« 
trag/  fofort  an  bie  ©ache  |u  geben. 

«Begcn  ber  oerfcbiebenen  arte«  Pon  ßcben,  unb  wegen  ber  Perfcbiebenen  babel 
fcorrommenben  SJerbdltniffr,  ifi  r*  für  i<fct  nicht  tbuniich,  eine  befonbere  3"ftruc* 
l i ort  |u 'entwerfen.  Diefel^c  feteint  aud)  unnbibig  unb  unjmecrmdfjig ,  ba  jebe* 
ctnietne  ßcbn  auf  Sfleftimmungen  beruften  fann,  bie  bie  9fnrt>eubutia  aflgemeincr 
3nfiructionen  unmöglich  machen.  Die  Sfeglerung  bat  baber  in  jebem  riturlnen 
Dorfommenben  galle,  mit  UmiTcht,  bem  £»«te  gemd§,  ba*  üUibtge  au  »rrfi'igftt/ 
«nb  bleibt  nur  Porbrbaltcn,  b'afi/  wenn  im  »eitern  Verlauf  ber  ©adu  ftd)  ftn* 
ben  foflte,  ba§  allgemeine  «norbuungen  n&^ig.gab/  folc&e  alßbann  crtbeilt  »et* 
bett  foüert.  '  .  5 , 

•  dUt  folgenbe  allgemeine  Söcflimmungen  follen  ber  Regierung  jum  Slnbafre 
bleuen:    .  [itn  a.  . \v> 

.1)  €*  mftffen  fimmtliche  Aber  b**  ßebnforrbdltnifi  :e.  tc. perfcanbelte  Mutt, 
von  ben  üfleb&rbeit/  bie  folebe  bellten /  leiten«  ber  Ärjnlgl.  öfrgierung  ein« 
flct'orbert  »erben/  unb  ba*  3ufiij  ^ftinitferium  iß  geneiat ,  ju  rem  6nbe  bie 
3uöi|.  iöebtr^u  mit  ber  nbtbigen  Hnwcifung  ju  prrfeben.  "Bo  ti  nbtbig 
,,7.,  ttf/  mui  bie$c#eruug  |Tci>  burtf)  abfdjriftcn  in  ben  Jöe|I$  Pollfldnbiger  2lf* 
ten  fe&ett. 

2)  €*  mfijfeit/  fo  weit  e*  gefefceben  fann,  fogleid)  biejenigen  ©öter/  2c&n*« 
,   iidmme ,  unb  bie  baröber  fprectoenben  Dorumente,  re»p.  au*gemittt (t 'n«b  bef' 

oeigefebaft,  unb  ju  bem  (Snbe  eine  befonbere  Dtachweifung  angefertigt  unb 
in  berfelbcn  alle  biejeniqen  unter  eine  eigene  ftbfbetlung  gebracht  werben/ 
Auf  welche  nacb  üftaafjgabe  ber  ehemaligen  XcrritoriaU53erfaffung  g(eid)e 
©runbidfte  bei  ber  »uaeinanberfe&ung  Slnwcnbung  finbert;  fo  bafi  *.  Jö.  wenn 
bie  ^Regierung  in  ibrem  Departement  2anbe*«beile  Perroaltet/  welche  e  bemal* 
|ur  graiufc  (lieben  unb  weftpbdtifeben  Ärene  gebiet  haben,  bie  barin  belegenen 
-  betrejftuben  fiebngärer  in  einer  tlbtbeilung  befonber*  aufgenommen  »erben 
mti(Ten;  bie*  mu§  aud)  in  benjeniqen  ßdnbern  gnduben,  weldte  |»ar  unter 
eine  Ärone  geboret,  aüein  befonbere  QJefe&e  bieferbalb  gebabt  baben,  *.  SB. 
m.t  ba*  Departement  ber  eib>OKanbungen,  ba*  Sßefcr  2ttünbung*.Departement/ 
ba*  ($roftbergogtbum  iöerg  tc. 

3)  <£*  muffen  bie  Verpflichteten  tu  einem  beftimmten  X«rmine  oorgelaben  »er» 
ben/  ü.r  »egen  bee  ^U0einanberfe$ung  bei  ber  ^bnigl.  Regierung  tu  meU 
ben,  unb  $»ar  vor  ber  Jpanb  obne  wüci  ^rdjuDn.  ©oflte  bie  grfabrung 
lebren,  ba§  bie*  feinen  Erfolg  bat/  fo  »irb  oorbebalten/  bieferbalb  ba*  »ei« 
ter  OUibige  im  Oorgefcbrtebenen  SBege  an&uorbnen/  unb  evcntualiter  bie  ©du* 
tnigen  burd)  et»anige  ^ßrdfluftoe  oon  ben  iugefteberten  Q3ortbeilen  ou0}ufd)lie* 
fen/  ba  e*  bem  ©taate  niebt  ajeid)  fein  fann/  biefe  Slngelegenbcit  bi*  un« 
beiiimmre  3'tr  binjujieben. 

4)  lieber  jebe  ein  seine  Siuöeinnnberfe^ung  mufl  ein  befonbere*  3lften(!ädf  ange« 
.  (egt  unb  nad)  bem  9lbfd)luffe  interf  »rtes  ein  oollfldnbiger  9tu*einanberfebung*« 

3leee§  aufgenommen  »erben /  »eld>er  bier  cum  actis  jur  (iienebmigung  unb 
^eftdtigung  ciniureicben  unb  ex  post  m  ben  ^npotbefen  soften ,  »o  bie  bie** 
faüttge.  Q3erfa(fung  eriilirt  ober  babin  einjureitten  üh  »o  bie  gegenfeitigen 
Cfterecbtfame  unb  refp.  SOetpflidjtungen  perfaffungßmdfig  gefiebert  »erben 
fbnnen. 

5)  «et  ber  «u*cinanberfe&ung  mftjT^n,  wie  fr>on  gebaebt/  bie  beffebenben  @e. 
febe  unb  auch  bie  etwanigen  bi*berigen  öbferpanien  ooruiqsiweife  »um  C^runbe 
gelegt;  wo  beibe  aber  nicht  ausreichen,  muiT.  n  unter  gutacbtlicber^eu^erung  35 or* 
fcbldge  gemacht  werben,  auf  welcbe  ^Seife  ein  ober  ber  anbere  (iVgenflanb  ju 
befeitigen  unb  refp.  au*§ugleid)en  ift.  Doch  wirb  ber  9fegterung  ju  erfen«« 
nen  gegeben,  ba§  e*  fetnegweg*  bie  9lbftcht  iö/  burch  dngftlicbe 2lu?mittefun* 
gen  bem  gi*fu*  ungewfcb"li*e  iöortbeile  ju  oerfchaffen/  fonbern  ba§  bie  mbg« 
iicbö  lieberaifien  (ijrunbfd&e  bei  ber  Q3eurtbeilung  ber  öerpfliebtungen  im 
Üuge  behalten  werben  foQen.  \ 

6)  Da*  Slußeinanberfebung*«  ($efcbdft  befcbrdnft  (Ich  por  ber  |)anb  bfo§  auf 
inldnbti'cbe/  niebt  Pon  fremben  9anbc*berren  übertragene  ßeben/  unb  bie  9te* 
gierung  »irb  mit  »eiterer  33erföaung  Perfeben  »erben,  in  »ie  mit  ba* 
2fu*einanberfe&ung**(5)efchdft  aueb  bie  fremben  inldnbifcben  ßeben  untlUit» 
nigen  extra  curtem  umfaffen  fofl. 
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Darauf  folgt  beim  auch  von  fei  oft,  t>a§  inldnblfche  ße&en,  We  von  f  rem-- 
/       bert  ßanbepbcrren,  j.  91  ßeficn,  SBraunfcbroeia  u.  f.  w.  *u  Ee&n  gegeben 
roorben  (tnb,  biefem  Slufleinanbcrfepung«.  (gefcbdft  |ur  3elt  noch  nicht  un« 
terlieaen. 

■  ?)  tßenn  ber  ©egenftanb  unb  bie  ftatur  bef  brrfchlebencn  aus  ben  ßcbntfoer» 
bditniffrn  entfpringcnbrn  SJerpfliitfungen  (ich  hdber  t'iberfeben  (äffen,  bat  b(e 
SReuicrung  bnrtibrr  jju  berichten,  welche  SRubrifen  einer  bieferbalb  anjtuferli« 
genben,  bie  allgemeine  Ueberitdjf  eriefrhtetnben  tftachroeifung,  nach  ben  per* 
fehiebenen  SJerpditniffen  unb  refp.  ftbftnbungtf  Dbfectrn,  }u  aeben  (tnb/  ba 
eß  in  rechnung*mdpigcr  j>in(tdjt  wichtig  itf,  ba§  bierin  eine  mbglid)ft  gleicht 

•    Darftellung  erfolgt. 
8)  Wo,  be5  m  4.  au*ae<prochenen  (Urunbfa&etf  ungeachtet,  bie  «tftfrinanber. 
febuna  nicht  gu  ©tanbe  f umtut,  mu§  bte.  (Sache,  nachbem  beeulb  Porpcr 
hierber  berichtet  ipprben  ift,  ben  Berichten  nur  ireit ern  &erfägung  Aber  bie 
flnitiqen  fünfte  ubergeben  werben.    60  roirb  aber  erwartet,  bafi  cß  bau« 

:    nicht  fommen,  unb  ba#  bie  Stegterung  bie  ©ach«  im  8iege  ber  Ojüte  been. 
ben  roerbe. 

Uebrigrn*  tu"  bei  ber  ©ichtigfeit  ber  (Sache  ben  Öbetf*$rdf?birn  eine  befonbere 
Mufmerfiamfett  auf  biefeibe  empfoblen  roorben :  fo,  bafc  tfe  folche  fortrodbrenb  im 
Stu^e  ne fernen  unb  barauf  balten  werben;  ba§  fte,  fo  roeit  tt  möglich  ift,  betchleu« 
ntqt  roirb.  Die  «Regierung  bat  beobalb  bie  Bearbeitung  biefer  flngeleaenpett  ei* 
nem  au*qejeichnet  tpdfigrn,  umftdittgen,  mit.  ber  SJerfaflung  bf$8anbeo  oenrau» 
ten  a : b e  m  übertrafen  unb  bemteiben  ein  für  allemal  ben  ^uftitiarius  be*  Qol» 
leain  ms  babet  nur  (Seite  ju  geben,  bamit  biet  er  mit  i  einem  rechtliehen  (Gutachten 
bet  oortommenben  Diffcrenjen  ibm  gu  £ülf«  fommen  fann.  w. 

'  Da/  wo  ba^reufciühc  jjpootbefenwefert  wieber  eingefügt  ift,  »erben  bie 
Medfdütacn  Sitten  ber  fcnpotbefenbeb&rbe  ber  Regierung  ein  jrOecfm^igeö  ffflitttl 
an  bie  #anb  aeben,  bie  perlrhiebeneh  ßebnebeftfrungen  tc  au?|umitteln,  unb  tt 
bleibt  baber  ber  SRegicrunq  überlaffrn,  baoort  ben  nJtbigen  (Gebrauch  }u  mächen, 
©oflten  in  einem  ober  btm  arebeM  ganbetffbeile  ber  Ji&nigl.  9frgierung  nod)  ßebn*- 
»erpdltniffe  etiftiren,  bie  Weber  burch  bie  ftranjftftfche,  noch  burch  bie  Sßeftppdlf* 
(che,  noch  burch  bie  tferqifche  (Sefepgebung  entfchleben  unb  feftaefteUt  (tnb,  fp 
tltrb  bie  Äbniql.  Regierung  beöbalb  betonber«  berichten,  bie  beefaQuge  getepiiehe 
SBerfaffuna  ndber  anzeigen  unb  93orfd)ldge  machen:  auf  welchem  2Beae  bier  etroa 
mit  iReauliruna  ber  ArffaBffgeR  2lnge(eaeft*bett  pprjugebfn,  ober  ob  bie  Reiche  in 
«tatu  quo  tu  laffert  if».  ^n  benientgm  2anbe*tbetlen,  bte  nicht  unmittelbar  un» 
Ut  ftrnnj*u"f<her  ober  Sfceftpbdlifcher  Sbotmdfcigfeit  geroefen  (tnb,  Werben  biefe 
95*rbdltnrff<  (Statt  (inben.  auf  ba*  fterjogtbum  ©achfen  ftnbet  fibrigeng  bttfe 
©erfügung  feine  Sinroenbung.   Söerlin,  ben      Juni  1818. 

Btnan^2Rint(icrinm.  f.  Jtfrtvif. 

(Jircular  *  Verfügung  beö  einigt  *  SWinifter i umo\ 

Den  O.  2.  (Str.  }u  SDtagbeburg/  ^alberfiabt,  9taumburg/  Länder,  <paber« 
bom,  eieoe,  ^ofgericht  ju  ärenöberg  unb  ber  Äbnigl.  ^mmebiat  3uftij«$om« 
mtfüon  ju  (5Mn,  roirb  bie  SBerfäamtg  beö  Äfcnigi.  ginanj«  ÜHinifierii  Pom  19. 3»n< 
b.  3f.  »ur  Nachricht  unb  Sichtung  mitgetpeiit. 
Söerltn,  ben  10.  9iugu0  1818.  P.      3f.  95.  12.  ©.  8. 

C)  ReficrJpt  p.  1 9.  3anuav  unb  S.  fietr.  1819,  tertf.  bte  9lulferfigung  uon  ttrtunt 
ben  über  :uirlöfintj  tes  Zthnsvtvbanits  in  ben  t>ormal^  'SBcüvlhUHditn  •V\cw\'3n\. 

(E0  ift  neuerlid)  ber  $au*  porgefommen,  ba$  baä  &6nigt.  O.  9.  ©er.  tu  ,$at* 
berfiabt  über  bie  fchon  fruber  erfoiate  SlUobtftcation  eines  ben  (§<brabcrn  von 
m.  ^  zugehörigen  Sehnten  \u  «n.  eine  befonbere  »Uobiftcationd  Urfunbe  auegefertigt, 
unb  barin  auch  ben  93orbebalt  agnatifcher  (Succef(tonö>  «Rechte  aufgenommen  bat. 
9lach  ber/  auf  33eraniaffung  ber  oon  ben  ©ebrübern  ppn  91.  baniber  angebrach* 
ten  ^efchroerbe,  jroitchen  ben  SÄinißerien  ber  ftinatijen  unb  ber  3rufli4  ©tatt  ae« 
funbenen  @orrefponbeuj|  bebarf  te  über  bie  Sfuf'ofung  btt  ßebueoerbanbe*  jroifdxtt 
bem  ßebndberrn  unb  beq  ßebnötrdgern  in  ben  oormalg  Sßeftpbdlifdi .  grattiMlichen 
^rooin^en  nicht  ber  Ausfertigung  förmlicher  9IUobiftcation3  Urfunben.  Die  3u0- 
einanberfepungd*9teceffe,  roeldie  in  (Demdßbeit  ber  unterm  iy.  3unt  an  bie  ft&niqi. 
«Reaterung  ergangenen  23erfiiauna  aufgenommen  roorben,  tonnen  bie  ^tefle  jener 
Urfunben,  riad)  erfolgter  «efidtigung  pon  ©eiten  ber  betreffenben  ©erroaltunq«« 
bebörbe,  reefct  föglich  Pertreten,  unb  bie  £egitimation  ber  bi^erigen  Sehnötrdger 
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Jjrinqunq  ber  üuittung  über  bie  bejafclte  Sftente  bei  bem  £t)poibefenbucfce  aufJrel- 
tfcenb  befcbafft. 

5Diit  üöeobachfitng  bfefer93erfa&rung$nrt  fdflt  ber  SöorbfßaTt  agnatifeher  ?R*chte, 
welche  ohnehin  blofce  $rtoata«red)tfame  inoolPtren,  unb  mitbin  leMg(icf) 
burd)  bie  babci  intereffirte  «Port«!  in  Antrag  gebracht  werben  fann,  gan|  bin« 
wea;  audy  Mt  ftd)  begleichen  SB.orb'baLt  überhaupt  ganj  übrrfltiiftg  bar, 
ba  bie  "öeroronung  vom  it.  üJidrj  ».  3«  burd)  aufnähme  in  brr  (3.  ©,  jur 
aUaeraeinen.  ßenntni§  gebracht  Iii,  unb  e*  bem  Cftutftnben  rin<0  jeben  ßebntf» 
beukerö  hiernach  überTaffen  bleibt,,  ob  er  mit,  SRticrficht  auf  bU  barin  entbcil* 
,.tene,  ba*  3l«natrn. Stecht  roiröer  bertfellenbe  iöefrnnmungen,  bem  2iflobtfi* 
~eation*.©efd)dff  mit  bem  ßebnöberrn  feinen  Fortgang  ju  laffen,  furjuirdg. 
Ud)  bdlt. 

Der  ßbnigl.  ^Regierung  wirb  bfefe*  nur  9tad)rtcbt  mit  bem  Sflemerfe»  be* 
fannt  gemad)t/  ba§  bie  ü.  2.  (#er.  hiernach  »on  bem  Äbnigl.  3*1%*  SRini« 
flerio  werben  tnfieuirt  werben.'  Berlin,  ben  19.  Januar 

tf«  •  »  Sman** ^iniöerium.  pyfflewtj. 

SBorwVbenbe  in  Uebereinflimmung  mit  bmt  G&rf  ber  3ußi|  erlaffene  SerfA' 
qunq  roirb  ben  betreffenben  w  buiul.  O.  2.  (See.  |ur  9lad>rtcbt  unb  ftebtung  be* 
fannt  gemacht.   Jflerim,  ben  5.  gebr.  1819.  ..     ».  Ä.  3,  Sö.  13.  ©.  6. 

d)  «Bergt.  Gesetze  v.  2l.«tprfl  1825,  fiter  t>ie  ben  ©runabefin  betreffenben  «per* 
.fotftlfffe  tc.  in  ben  8anbe$tpeile« ,  wtkbt  rtmp.  mm  üönigreitf  5?efi»ba(e«,  )Ui«  Örp&terj»* 
tljum  <i?erg  unb  jn  bem  franjöfifrt  «Ijanfeatifdien  «Departement  ae&ört  fmben.  (re«p.  5.  59  unb 
68»eqq.;  &.  40  unb  50  wqq.;  t.  38  unb  48  >eqq.  in  betreff  ber  Slnfljebung  ber  leönS&ero 
litt«!  <He*te.)  f.  tu  H«  7.  t<  240  494. 

r;  3)  ft)  Kescrf'pt  ».  1 4. 3ammr  182*,  betr.  bie  cpmpetetore  «Beerbe  für  SWobiRea* 
eionen,  fcei  benen  Witut  ittteteffirt. 

2)f>  unter^ciebneten  Sftlttifterfen  ffnb  babin  übereingekommen,  baß  Fünfttg  alle 
SlBobiftcatiewteiv  wobei  e*  auf  Slbfbfiing  von  ßebnßoerpflichtungen  für  unb  gegen 
ben  ©omaineu «■  3t5entf  aufornrat/  lebigüd)  »on  ©eiten  bir  ftmanjbcb&tte/  alf» 
aieieb:  aubern  Romainen  »9}e.r(iu§eruna««  unb  »bUfuna«?  «naeleaenbeiten/  .Don 
ber  beireffenben  SRegierung  unter  (SJenebmiguna  beö  ginanj^ g^inifterii  bearbeitet/ 
unb  auch  von  ben  Jft6niql.  StegierUngeti'  bie  Urfunben  au^grfertiat  werben,  alle 
anbere  aaobiftratrouen  bagegen,  bei  welchen  nidtt  ber  £)omainen  §iöcu<j,  fort« 
bern  ber  ianbeöberrHd)«  giscu*  intereifirt,  bem  3n^i« '^nifterium  Unter  berbitf* 
ber  flattgtfunbwen  düneurrenj  be«  $iajan*»  antnitlerit  oorbebalten  bleiben  foOen. 

"  95on  Wefer  5Bffd>lu§napme  wirb  bf<  ^Iniqi.  SRegierung  bUrburd)  irt  ^ennti 
ni§  gefegt,  unt  jid)  barnad)  in  »orfornmenben  gd0en  ju  achten. 

p.  Ä\  3.      19.  @-  164. 
1>)  Bescrlpt  V.  24.grfti  1822,  *betr.  benfetben  ©egenftanb  nicffirfiUi*  ber  eöema* 
(igen  6t.  3ob<ttrnirerjOibcn$lefonc  unb  ber  9(frerlcl)ne  in  ben  Jptewfelmften  govau  unb  triebet* 

Wuf  ben  oon  bem  £ &nigf.  $5.  ß.  ©er.  wegen  @Qmt?ete«|  ber  93frwaitung<ibe» 
bkbe  bei  2JöobifKattonen  unter  bem  26.  andr*  b.3.  erdatteten  «eridjt  wirb  hier- 
mit feftgefefet:    u  ^ 

ba^  auch  bie  aOobiftcation  ber  ebemciliaen  @t.  3obanniter^0rbenöleben  ohne 
UnterfeiHtb>  ob  f?e  SHittefgöter  ober  ^chul«ett*  ober  itfaueraftter  (Inb,  im* 
gleichen  bie  ffflöbifteationett  ber  Kfter*9afaflen-(9 fiter  ber  £errfd)aften  ©orau 
unb  Xrtebel,  aud  bem  ©runbe,  well  jene  wie  biefe  ben  äbnigl.  Domainert 
betjurechnen  ftnb,  jur  dompeten|  ber  <J)rooiniiaI^7tegi<rung  gebSren. 

jpiernad)  b«t  ft'cb  alfo  baö  ßonigl.  D.  £.  Oer.  in  oorfommenben  gdtten  ju 
ö*ten.  0.  £.  3.  ift.  19.  ©.  300. 

C)  C.  Oi  b.  29;©ecbr.  1^6,  beer,  bie  teöne6errH<ften  Kecöte  im  eprember^idjert 

Jftelfe; 

®a<l  ®efud)  ber  £e^ngttt«bejf$er  11m  allgemeine  ftffobiffeation  ber  Sebne  int 
©orembfrgiicben  ffreife  Fann  3a>  ntd)t  bewilligen,  ba  3*  an*  bem  über  baffelbe 
3Jtir  erftatteten  Bericht  erfe^en  babe,  ba§  ju  foldjer  3J?aa^regeI  für  ben  Äretö  eine 
befonbere  S3eronIaffung  nid)t  »or^anben  ifl,  unb  ber  beitritt  ber  ©fiter  ^um  ©re. 
bitfoftem  burc^  bie  gebnöqualität  ntd)t  er|d)wert  wirb,  weil  nac^  ber  bortiqen  Zehnte 
mfaffung  bie  95erf*ulbung  be*  Sefend  DM  i«r  .&alfte  be*  Söert^  bur*  ben  «e(^n«. 
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fcerrn  m'cbt  verbfnbert  werben  fann.  Um  jehrcf)  bie  SBefor^ntf  ju  Befetttgen,  oll 
ob  ber  Sebnl«  ober  ein  britter  reblicber  33ej!$er  burd)  bie  ©eräuferung  einzelner 
£fbn*pertinenjien,  bie  unter  <5öd)(ttcher  2anbeibobeit  unb  cor  ginn&tung  bei 
tyreufiteben  &W0$ffai»efen*  erfolgt  ift,  in  Weiterungen  unb  9tad)tbetl  geratben 
ftnne,  babe3d)  bie  SSebörbe  ermäebtigt,  oon  aUer  Recbtloerfolgung  ber  lebnlberr. 
Hc^en  fteebte  iniHnfebung  ber  oor  ber  bieffeitigen  SJeftynabme  »orgenommenen  95er» 
auperungen  einjelner  unbebeutenber  Set>ndperfinen|ten#  namentlich  an  Jagelöbner* 
^aunlicn,  obne  ^räjubij  für  bie  5Ct?naten  unb  ©laubiger  bei  Sßeräufererl,  abjufre« 
ben,  wobei  ^d)  ÜRir  oorbebalten  babe,  au$  in  bebeutenberen  Sailen  tiacb  ben  Um-, 
(tän&en  nad?|tcbtig  ju  »erfügen.  p.  £.  3-  93-  28.  ©.  295. 

d)  Rescrlpt  ».  6.©ecbe.  1830  nebft  ttnfagen,  betr.  Die  ©runbfä&e  bei  Wuftebuna 
tej  Penn»frbanl><$  bei*  ^auerlebne  in  ben  Romainen. 

Den  Ä&nigl.  «JJrooinjiai ^.uftijbbfcn  »irb  in  ber  nbfcbrfftfieben  Ähfage  a.  bie, 
an  bie  £erren  ÜRinißer  be0  %nntxn  unb  ber  ginanjen  ergangene,  ttUerb&difie 
d.O.  com  8.  3luguü  b.%.,  unb  bie  in  beren  ©emdfcbeit  oon  leiten  be0  £errn 
ginanjminiHeri  unterm  8.  »ugufl  b.  3.  ben  «Regierungen  «ab  b.  erteilte  »n. 
»eifung 

fibrr  bie  ©runbfd&e  w  ben  «Bertrdgen  bei  2lufbebung  bei  ßebnoerbanbel  ber 
SBauerlebne  in  ben  Domainen 

twcbricbtUcb  mitgeteilt,  ©erlin,  ben  6. Dejember  1830.      Der  ^utfijminlfter. 

a. 

Stuf  ben  anberroetten  Bericht  00m  3.  t).  Stf.  miff  3*  nunmebr  nacb  bem  Antrage 
»am  13.  $ebruar  b.%  genebmiqen,  bajj  bie  ftnroeifung  über  bie  ©runbfäfce  |u  ben 
Verträgen  bei  Aufhebung  bei  &bn»erbanbel  ber  ©auerlebne  in  ben  Romainen, 
ben  betreffenden  Regierungen  mit%ett)üti  werbe,  um  banacb  ju  »erfabrcti,  menn  ein* 
gelne  SBefl^er  folebcr  £ebne  el  ibrem  3ntereffe  angemeffen  ftnben  foflten,  bie  5luf« 
bebung  bee  Sebnoerbonbel  nacbjuiucben.    S&erlin,  ben  8.  Sluguft  1830. 

9fn  bie  9Jtinif*erien  bei  3nnern  unb  ber  Jinanjen.      grtebrieb  SBiT^ elm. 

b. 

Wnweifung  für  bie  ^Regierungen ,  über  bie  ©runbftoe  iu  ben  Verträgen  bei  9Uff&e6nng  bei 

eeljnwbanbel  ber  »auerleone  in  ben  ©ontaine«. 

Die  ©runbfdfce  f  »elcbe  bl0ber  bei  «ufbebung  bei  ßebn0Oerbanbel  |»lfcben 
bem  Domainen»gi6cul,  <*(!  ßebnberrn,  unb  ben  g5eft$ern  ber  «auerlepne  in  ben 
Domainen  angenommen  würben,  ftnb  tbeill  nicht  angemeffen/  tbeill  aeben  fit 
feinen  feilen  änbalt.  Um  bem  ÜJlangel  abhelfen,  »erben  bie  folgenden  =Gor* 
fd)riften  gegeben,  gl  »irö  aber  fcine0»ege0  beabfidytigt,  feöjiife&en,  ba§  ber 
ßebnoerbanO  oon  ut)t  an  aufaeboben  fein  foll/  fonbern  bie  ttnroeifung  girbt  nur 
bie  (5)run&fd&e  für  bie  gdlJe,  in  benen  ber  SBefTber  be0  %tbne  bie  Slufbebung 
naebfuebt/  mitbin  nur  ju  einem  Uebereinfommen  Selber  Xbeile.  Da  bie0  Ueber* 
einfommen  nur  bi«  Stechte  beö  ßebnlberrn  betreffen  fofl,  fo  folqt  bierautf,  bag 
baburd)  in  ben  «Keebten  ber  S!gnat<n  unb  SWitbelebnten  nicbtl  gednbert  roirb. 

§.  l.  S3ei  ber  geflfefcung  ber  bem  8ebn0befrn  ju  gerodbrenben  Cntfebdbiguna 
fommt  el  juerft  tarauf  an:  auf  roic  »iel  Sfugen  baö  ßebn  ftebe. 

*ei  ßebnen,  bie  auf  mebr  all  oier  Stufen  fleben,  fann,  tarnen*  bei  Domai* 
nen*gilcul,  bie  SlujHiung  btß  ßebnoerbanbel  naebgegeben  »erben,  »enn  ber 
Öftiber 

bei  SRannfebnen 

2  biß  5  «procent, 
bei  SSeiberfebnen,  termifebten  ßebnen  unb  Crbfebnett/ 

1  bis  3  ^rocenr 

be0  fflertbl  bei  fiebnl,  naeb  Jlbjug  ber  barauf  baftenben  ^»potbefenfcbulben, 
tooiii  ber  8ebn6berr  ben  ^onfenl  aeaeben  bat,  ober  bie  er  anjmerfennen  oerpßtcb* 
tet  i|1/  nu  5ab(en  ubernimmt.  *Racb  biefen  ©d$en  unb  nad)  Wlaafoabt  ber  ath» 
fern  ober  geringem  ^efcbrdnfung  bel^afaOen/  in  jptnflcht  auf  Diepodtion  über 
bat  Sebn  unb  Vererbung  beffelben,  roirb  in  iebem  einzelnen  Salle' bie  (Snn'fbdbt- 
gung  feftgefteUt.  ©tatt  ber  3ablung  be*  (lapitail  fann  aud)  bie  ®ntrid)tumj 
eine«  jdbrlicben  ßanonl  oon  5  «Procent  bei  Gapitalibetragl  angenommen  »erben. 
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§.  2.  Der  38ert$  bf ö  Cebn^  wirb/  wenn  ritte  £<tge  fd>on  ttor&a  nben  unb  brnucf)* 
bar  ift,  nach  biefer,  anbernfaflö  ober  nach  brm  lefctern  grrocrbuttfl greife  angenom- 
men, ©rgfebt  ftch  fein  foicher  9>rei$/  ober  erfcheint  er  fo  unoerhdliniSmdjjig/ 
ha§  er  nicht  jum@runbe  geleat  werben  fann;  fo  mufl  eine  2fbfchdhung  erfolgen. 

§.  3.  ©obolb  ber  ßebnoerbanb  für  aufgehoben  erflärt  \%  bort  auch  bie  ©er* 
pfliebtung  auf,  fiaubemien,  donfenfgeböbren/  ober  anbere  in  gleichem  93cr^dltni§ 
flebenbe  (gebühren  ju  jab'en. 

»nbere  auf  bem  ßebn  baftenbe,  beffänbige  unb  unbetfdnbtge/  böare  unb  Statu» 
ral»(Sffdflf/  £ienfte  unb  ßeiftungen  bleiben  unoerdnbert. 

$.4.  ifiet  gebnen,  bereu  SBertb/  obne  Slbjug  ber  ©chufben,  mehr  <\U  lOOOO 
Xbalev  beträgt/  mu§  oor  9fbfd)Üeguna  be*  33ertraqeö  bie  (ijenebmigung  bes  gl- 
ttanjmintßerii  nartgeuicbt  werben.  l)iefe  Genehmigung  ift  eben  fo  erforberlich 
in  allen  ben  gdUen,  in  welchen  bie  (gntfcfcdbtqung  nicht  nach  bem  Mäßen  ber 
im  §.i.  aufaefteflten  @d$e  feftgeffht  werben  foO,  jeboch  nur  fo  lange/  bi*  bie- 
rüber  nähere  ^eftimmunqen  gegeben  fein  werben. 

§.  5.  2Benn  gebne  auf  oier  Sluqen  flehen,  fann  jwar  bie  Äufbebung  itt  ße&n* 
perbanbeö  ebenfalls  ftatt  ftnbeti;  bei  ber  ^Berechnung  ber  @ntfcbdbigung  wirb  aber 
minbeftenö  bas  Doppelte  ber  §.  l.  befiimmten  @d&e  iura  ©runbe  gelegt.  Diefe 
ffcnnen  auch  noch  erbebet  werben;  wobei  barauf  9iücf(tcht  genommen  wirb/  ob 
Der  gepnoerbanb  für  ben  ©afaflen  mebr  ober  weniger  Idßig  fei/  unb  ibn  in  fei- 
ner Diepofttion  Aber  ta*  geh«  m*br  ober  weniger  befchrdnfe. 

Ueoriqen*  fütben  auch  |>tnfTd>rIicfi  ber/  auf  vier  Siugen  ffebenben  ßebne  bie 
SSorfchriften  in  ben  §§.  U,  2  unb  3.  8nroenbung.  53ei  loichen  fiebnen  muß  aber 
in  aUen  gdOen  bie  (Genehmigung  beö  ginanjminiftcrti  eingeholt  werben. 

f.  6.  33ei  Sehnen/  bie  nur  auf  jn>ei  Sluqen  flehen/  ftnbet  ber  Antrag  auf  ttuf* 
fcebung  be*  ßebnoerbanbeö  nidit  üatt/  es  fei  benn/  ba(j  befonbere  Sortbeile  an« 
geboten  wÄrben;  in  einem  foldjen  galle  mu§  über  ben  Antrag  an  ba*  ginanj- 
minitferium  berichtet  werben.  SBeriin/  ben  8.  ttuguft  i830. 

Der  ginanjminifier  3Raa§en. 

0.  &  3-  S3. 36.  ©.  296. 

3)   durch  Verjährung. 

§.  657.  Durch  blosse  Unterlassung  der  Ausübung  Lehnsherrlicher 
Rechte  wird  die  Lehnseigenschaft  einer  Sache  nicht  aufgehoben,  noch 
ein  Lehn  in  freies  Eigenthum  verwandelt. 

§.658.  Hat  jedoch  der  Besitzer  seinen  Willen,  die  Sache  als  ein 
freies  E igen f h um  zu  besitzen ,  durch  öffentliche  Handlungen  geäussert, 
und  der  Lehnsherr  hat  bei  dieser  ihm  bekannt  gewordenen  Aeusserung 
durch  den  zur  gewöhnlichen  Verjährung  wider  ihn  erforderlichen  Zeit- 
raum sich  beruhigt:  so  ist  die  Befreiung  von  der  Lehnsverbindlichkeit 
erworben. 

§.  659.  Aber  auch  diese  Art  der  Verjährung  findet  nicht  Statt,  so 
lange  das  Recht  des  Lehnsherrn  aus  dem  Hypolhekenbuche  erhellet. 

§.  660.  Bie  gegen  den  Lehnsherrn  vollendete  Verjährung  steht  den 
Agnaten  und  Mitbelehnten  desselben,  die  seine  Erben  nicht  geworden 
sind,  nicht  entgegen. 

§.  661.  Dagegen  kommt  sie  auch  den  Agnaten  und  Mitbelehnten  des 
verjährenden  Vasallen  zu  statten. 

§.  662.  Durch  eine,  bloss  gegen  den  Lehnsherrn ,  vollendete  Verjäh- 
rung, wird  in  den  Rechten  zwischen  dem  Vasallen  und  seinen  Agnaten 
oder  Mitbelehnten  nichts  geändert. 

§.  663.  Durch  blosse  Verweigerung  abgeforderter  Lehnsdienste,  in  so 
fern  selbige  nicht  mit  einer  ausdrücklichen  Abläugnung  der  Lehnseigen- 
schaft überhaupt  verknüpft  ist,  gelangt  der  Vasall  noch  nicht  in  den  Be- 
sitz der  Freiheit  von  der  Lehnsverbindlichkeit  selbst. 

§.  664.  Wohl  aber  kann  die  Befreiung  von  solchen  Lehnsdiensten 
durch  dergleichen  Verjährung  erworben  werden. 

mmmUpß  2tBg.  ian*re<ht  IL  25 
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§.  665- 


§.  665.  Hat  ein  Fremder  ein  in  das  Hypothekenbuch  eingetragenes 
Grundstück ,  oder  eine  dergleichen  Gerechtigkeit,  bei  welcher  aber  die 
Lehnseigenschaft  nicht  vermerkt  ist,  nach  gehöriger  Prüfung  der  Urkun- 
den, auf  welchen  der  eingetragene  Titel  des  gegenwärtigen  Besitzers  sich 
gründet,  aus  einem  au  sich  rechtsgültigen  Titel,  redlicher  Weise,  als  Al- 
lodium an  sich  gebracht:  so  erwirbt  er  das  freie  Eigenthum  davon,  durch 
die  gewöhnliche  Verjährung,  gegen  alle  und  jede  Lehnsberechtigte,  vom 
Tage  der  Eintragung  seines  Besitztitels. 

§.  666-  War  aber  die  mit  der  Lehnseigenschaft  belegte  Sache  selbst 
ins  Hypothekenbuch  nicht  eingetragen:  so  verlieren  die Lehnsberecht ig- 
ten ihre  Rechte  gegen  den  dritten  redlichen  Erwerber,  mittelst  der  Ver- 
jährung durch  Wichtgebrauch,  nur  von  dem  Tage  an,  wo  jeder  dersel- 
ben sein  Recht  gegen  den  Besitzer  ausüben  konnte. 

§.667.  So  lauge  hingegen  die  Lehnseigenschaft  der  Sache  aus  dein 
Hypothekenbuche  erhellet,  kann  zum  Besten  des  Besitzers  eine  Verjäh- 
rung gegen  den  Lehnsherrn,  und  solche  Agnaten  oder  Mitbelehnte,  die 
ihr  Recht  haben  eintragen  lassen,  nicht  anfangen. 

§.  668.  Dagegen  hat  es  bei  den  Lehnen,  die  als  solche  in  das  Hypo- 
thekenbuch eingetragen  sind,  in  Ansehung  der  Agnaten  und  Mitbelehn- 
ten, welche  die  Eintragung  ihres  Rechts  verabsäumt  haben,  bei  den  Vor- 
schriften §.  290.  291.  sein  Bewenden. 

§.  669.  In  wie  fern  der  Lehnsherr  das  nutzbare  Eigenthum  durch 
Verjährung  erwerben  könne,  ist  nach  den  allgemeinen  Vorschriften  von 
der  Verjährung  durch  Besitz  zu  beurlheilen. 

4)  Ourcb  den  Abgang  «Her  Lebnsberechtigten. 

§.  670.  Das  Lehn  wird  erledigt,  wenn  säinmtliche  dazu  bestimmt  ge- 
wesene Nachfolger  mit  Tode  abgegangen  sind. 

llescrlpt  \>.  16.  ?(ugufl  isu,  betr.  bfe  <aMet>cr»crlei&tma  eröffneter  Peßne. 

Da*  £&nigl.  £ammeraerid)t  wirb  bierbureb  angf wiefen ,  in  gdaen,  wo  «rfjf« 
nete" geben  auä  Wittiben  wteber  verlieben  werben  i'oQen/  vor  ber  23erict>ctfertfat< 
tuna,  an  fca$  3utuV2Rinifterium  tfcb  mit  ber  Steaieruna.  ober  ber  Domain  en=Jpe» 
b&rbe  barüber  &u  beratbrn,  ob  bte  >2Biet>erbelebnuna  überbaupt  unb  unter  welchen 
SN*binaung<rn  511m  Neffen  beo  ßfcniglicben,  namentlich  beaDomainen-  unb  Sortf* 
3?ntereffe/  ratbfam  fei,  unb  mit  (Sinreichuna  be*  ©d)reiben0  ber  SReflteruna.  ober 
bec  Domain«n-S3e&*rbe  an  ben  3ujHV$minifter  §u  berichten. 

0.  &  %  93.  3.  264. 

§.  671.  Ein  Gleiches  geschieht,  wenn  der  letzte  Lehnsbesitzer  und 
Lehnsberechtigte  seinem  Rechte  entsagt)  oder  das  Lehn  durch  Felonie 
verwirkt. 

§.j672.  Waltet  keine  besondere  Verbindlichkeit  ob,  nach  welcher  der 
Lehnsherr  das  erledigte  Lehn  wiederum  anderweit  zu  verleihen  schul- 
dig ist:  so  fällt  ihm  das  volle  Eigenthum  desselben  anheim. 

§.  673.  Ist  das  erledigte  Lehn  nur  ein  Afterlehn  gewesen:  so  fallt  nur 
das  nutzbare  Eigenthum  an  den  Afterlehnsherrn  zurück. 

§.  674.  War  das  Obereigenthuin  selbst  ein  Lehn:  so  erledigt  sich  das- 
selbe, nach  gänzlichem  Abgange  aller  zu  dessen  Besitze  berufenen  Lehns- 
folger,  an  den,  von  welchem  dieses  Eigenlhum  verliehen  worden. 

§.  675.  War  das  Obereigenthuin  ein  Fideicommiss :  so  geht  dasselbe, 
nach  Erlöschung  aller  zum  Fideicommisse  berufenen  Interessenten,  auf 
die  Allodialerben  des  letzten  Besitzers  über. 

§.676.  Eben  dies  geschieht  in  allen  Fällen,  wo  das  Obereigenthum 
selbst  nur  die  Eigenschaft  eines  Allodii  hat 
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5)  Dwefc  Cdn»olid«ti«n. 

§.  677.  Dadurch,  dass  die  Hechte  des  Lehnsherrn  und  Vasallen,  auf 
einige  Zeit,  in  der  Person  eines  Repräsentanten  des  Lehnsherrn  oder 
des  Bclichencn  vereinigt  weiden,  wird  die  Lehnseigenschaft  der  Sache 
nicht  geändert. 

6)  Dareb  den  Untergang  der  Sache. 

§.  678.  Mit  dem  völligen  Untergang©  des  Lehne  wird  der  Vasall  von 
allen  Lehnspflichten  entbunden. 

§.  679.  Ist  nur  ein  Theil  des  Lelms  untergegangen;  oder  etwas  Ande- 
res an  desseu  Stelle  getreten:  so  kann  der  Vasall  auf  verhältnissmässige 
Heruntersetzung  der  von  dem  Lehne  zu  leistenden  Dienste  oder  ande- 
rer Prästalionen  (Tit.  16.  §.  2.  s<jq.)  antragen. 

Zweiter  Abschnitt. 

Von  Erbzinsqütern. 

Begriffe  und  Crundsätte. 

§.  680«  Wenn  Jemanden  der  Besitz  und  Genuas  eines  Grundstücks, 
gegen  eine  davon  zu  entrichtende  gleichförmige  und  beständige  Abgabe 
verliehen  worden:  so  wird  ein  solches  Grundstück  ein  Zinsgut  genannt. 

§.  681.  In  der  Regel  gebührt  dem  Besitzer  des  Grundstücks  das  volle 
und  nur  mit  der  Abgabe  belastete  Eigenthum  desselben. 

§.  682.  "Wenn  erhellet,  dass  der  zinsbare  Besitzer  nicht  Eigentümer 
sei:  so  wird  angenommen,  dass  dem  Empfänger  der  Abgabe  das  volle, 
jedoch  durch  das  Nutzungsrecht  des  Besitzers  eingeschränkte  Eigen- 
tum gebühre.  (Tit.  21.  Absch.  4.) 

§.  683.  "Wenn  aber  dem  Besitzer  das  nuzbare  Eigenthum  des  Grund- 
stücks, gegen  die  dafür  zu  entrichtende  Abgabe,  verliehen,  und  dem  Em- 
pfänger dieser  Abgabe  das  Öbereigenthum  vorbehalten  ist:  so  wird  ein 
solches  Grundstück  ein  Erbzinsgut,  der  nutzbare  Eigentümer  Erbzins- 
mann, und  der  Obereigenthümer  Erbzinsherr  genannt. 

§.  684.  Ob  ein  solches  geteiltes  Eigentum  vorhanden  sei,  ist  haupt- 
sachlich nach  dem  Inhalte  der  Urkunde,  auf  welche  das  Recht  des  Be- 
sitzers sich  gründet,  zu  beurtheilen. 

§•685.  Sobald  bestimmt  ist,  dass  die  Abgabe  zum  Anerkenntnisse 
des  Oberei&enlhunis  des  Empfängers  entrichtet  werden  solle,  sobald 
ist  der  Besitzer  als  Erbzinsmann  anzusehen. 

§.  686.  Wenn  erhellet,  dass  das  Grundstück  dem  ersten  Besitzer,  als 
ein  noch  nicht  in  Cultur  gesetztes  Land,  unter  der  Bedingung,  dasselbe 
in  Cultur  zu  setzen,  und  dafür  eine  gewisse  ein  für  allemal  bestimmte 
Abgabe  zu  entrichten,  eingeräumt  worden:  so  sind  die  dunkeln  Aus- 
drücke des  ersten  Vcrleihungsbriefes  nach  den  Regeln  vom  Erbzins- 
rechte auszudeuten. 

§•  687.  Diese  Vermutung  für  die  Erbzinseigenschaft  eines  Grund- 
stücks wird  verstärkt,  wenn  die  erste  Verleihung  von  einer  Kirche, 
Commune,  oder  einer  andern  moralischen  Person  geschehen  ist. 

1)  Rescrfpt  u.  6.  $efrr.  1832,  btto.  t>ie  $?crfmafe  be$  ööflftt  ttnb  be$  itu$6aren  @f* 
Mtfwmi  on  ©ibiinUdüttrn  md)  Um  ^Jefce  r>.  21.3(prU  1825  unb  bot  Gonfen*  lt$  ©rbjtal* 
ton»  bei  SBeräujJetunaen. 

£>U  $<fttnfen/  »efie  fraff  Älnlgl.  D.  S.  ©er.  in  fam'SBcrkßte  »omto.  t>.ffl*. 
ö«0en  U$  sfccfc.  t,om  i&  5fto»br.  pr.,  »o&ur<t>  M  ^flegliim  arwjcwfefcit  mv* 
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ben  ift,  feine  (Jireularverfügung  vom  12.  »vril  1830  wegen  rrt  Confenff  bergrb» 
lintbcrren  bei  gjerdugerungen  ber  (grbjinigäter  }u  reetiffciren,  erhoben  bat,  »et» 
ben  burch  golgenbel  befeitigf. 

3uofcrbrrft  bat  bal  Kollegium  bem  9iefc.  vom  19.  Sftoobr.  pr.  eine  unrichtige 
Deutung  gegeben,  romn  ei  annimmt/  ba§  el  taburch  ange»iefen  roorben  fei/  feine 
eircularoerrügung  com  12.  «prtl  1830  ganj  iuräcTiunrbmen.  £f  im  in  bemSRefc. 
vom  19.  Oloibr.  pr.  aufbrätf  lieh,  grfagt:  bie  ffircularoerfügung  fbnne  nicht  in 
ber  ÄUgeraeinbeer,  tvorin  fie  erlaffen  »erben/  gebilligt  »erben,  bie  barin  ange« 
nommmrn  ©runbfd&f  wegen  ber  33erdugerung|.  ßonfenfe  ber (Srbiiniberren  feien 
nidit  richtig/  bal  Goflrgium  roerbe  baber  angeniefen/  feine  Giircularoerfugung  ja 
reettffeireu ;  bie  aanje  gaffirng  bei  9tcfc.  airbt  alfo  gani  beutlich  |u  erfennen/  bag 
hie  (Jircularverfugung  nur  ittfoweit  gwnigbillfgt  roorben  ifl,  «I«  lefctere  bie  «Der* 
Angern«*«  =  ftonfenie  brr  (Erbiinebrmn  in  ailrn  bentenigen  gdQen  für  unnbibig 
erfldrt  bat,  roo  auf  bem  (Jrbitnigute  feine  9iaturallaften  ober  Dienfie  barme n.  v?i<r- 
burch  »erben  baber  alle  biejenigen  Sebenfen  befritigt,  welche  bat  Kollegium  in 
brm  ertien  Xbeile  feine«  SeridHI  wegen  ber  rechtlichen  9tatur  ber  Sauergüter 
im  boniqen  Department  erboben  hat,  inbtm  las  SRefc.  vom  19.  9toobr.  pr.  nur 
von  ben  wirtlichen  grbsinlgütrrn  rebet. 

2ßmn  nun  aber  bat  @odeg(um  in  bem  (Weiten  Tbelle  feine« Sericht«  bie  "ZJltk 
nung  aulforlcbt,  bag  ei  nach  ben  §$.  15,  17  uhb  18.  bei  ©efebe«  vom  21.  äpril 
1825  in  äJerbhibung  mit  ben  §§.  u  bis  45.  biefetf  ©efelel,  in  öden  benienigett 
gdüen,  in  welchen  auf  einem  grbjinigute  feine  Natura Haften  ober  Dienfie  baf- 
fen, be«  erbjinlberrlichen  Gonfcnfe«  bei  $}crdugrrungcn  be«  Srbitnigute«  nicht 
bebürfe,  namentlich  auch  allbann  nicht,  tvenn  fiaubemien  auf  bem  (Srbjtnögute 
haften;  fo  ifl  biefe  Auslegung  her  gebachten  Paragraphen  nicht  richtig. 

JJn  bem,  bem  Äenlgl.  Staatlratbe  vorgelegten  ©efebrntwurfe  ndmllch  lautete 
her  §.  17  unb  18.  bei  nachberigeii  ©rfeBei  vom  21.  Slpril  1825  folgenbrrmagrn: 
n>ird  nun  fl"  foiche«  ©runbßücf  entroeber  Von  aQen  Saften  befreit, 
ober  boeh  (fei  e«  urfvrünglich  ober  burch  Serroanblung  anberer  Mafien) 
nur  allein  mit  (»elbabgaben  belaßt/  fo  gebührt  bem  Setfher  bat  voUe 
fiigenibum."  ,  . 

,,©o  lange  fcaaegen  anbere  Eafien,  alt  bloge©elfcabcaben  auf  bem  ©runb« 
fiftefe  haften,  fo  bat  ber  Seiiber,  roenn  ibm  nicht  febon  oor  (Einführung 
ber  fremben  ©rfeh»  ha*  vvDe€igentbnm  jufianb,  nur  bat  nußbare  ftigentbum." 

Sei  ber  Dilfuffton  biefe«  Entwurf«  im  Äfcnigl.  .irtaatörathe  rourbe  nun  unter 
-anbern  erinnert«  ,,H%  bie  Sache  nach  ber  irrigen  Raffung  in  bem  Salle  pvrifelj 
baft  bleibe,  nun»  von  bem  ©runbflüef  2aubemieria<lber  beiarjlt  roerben  müßten, 
ha  bieie  ebenfalls  ©elbabgaben  rodren,  unb  (tlfj.tvo  begleichen  ohne  anbere  ab- 
gaben flau  fdnöen/  barautf  mit  Unrecht  ber  ßrrorrb  bti  vollen  eigentbum«  ge« 
folgert  roerben  fbnnte.'7  (&t  rourbe  beäbalb  voegefchlagen/  ,/troifchen  bie  >2i<om; 
mit  (iJelbabaaben ,  rinjufchalten:  Ehrlichen  fetten  — ,  rooburch  tcne0  Sebenfen 
negen  ber  ilaubemicngelbcr  g«hvben  rourbe,  ba  bei  ihnen  bie  Cfigenfchaft  einer 
jdbrlichen  fefien  CQelbabgabe  nicht  porbanben  fei. "  Diefer  23orfchlag  tvurhe  vom 
It&nigl.  ©taatdratbe  angenommen,  unb  banach  ber  §.  17  unb  18.  betf  gegenrodr« 
ligen  (»eiebe«  Pom  21.  «pril  1*25.  gefa§t.  tHaA  btefem  Vorgänge  bei  «Rfhaftion 
her  gebachten  Paragraphen  fann  alfo  gar  fein  3roeite(  baräber  fein,  bag,  menn 
«uf  einem  Sr^tinegure  auch,  nur  gaubemien  harten,  ber  Srbiinsmann  nicht  all 
voller  gigenibumer  betrachtet  roerben  barf.  Diefem  ttehen  auch  bie  43  —  4s. 
bei  gebachten  (»cfefecl,  roie  bal  Kollegium  meint,  nicht  entgegen;  berin  bic 
§f.  ^  unb  4s.  reben  war  aOerhlngi  pon  Den  beiben  ga*Ben>  in  welchen  ndmlid) 
her  Seilher  bei  Sauergutel  bal  vole,  unb  in  »eichen  er  nnr  bal  nuvbare  Crt- 
arnrbum  hat;  baraui  aber,  bag  ber  §.  45.  unter  ben  Saucrgütrrn,  »eiche  £au* 
bemten  entrichten,  muffen,  auch  fokhe  Poraulfe^t,  bie  ju  ISigenihumlrechten 
erworben  »orben,  folgt  nicht,  bag  bie  (Entrichtung  pon  Caubemien  fein  Ärfterrum 
hei  blog  nufebarm  gig<nthuml  im  Öflgemeinen  fei. 

Der  §.  45.  enthdlt  nach  bem  ©utaebten  ber  «btbeilnngen  bei  ÄSnigf.  ©taatl« 
ratbi  blog  eine  in  ber  9larur  ber  Sache  argrünbete  Defloration,  »eiche  burch 
3»eifel  unb  Anfragen  ber  sB*bbrben  Peranlagt  »orbtn  ifl.  Cr  beiiimmt,  bag  bie 
fiaubemien  nur  in  fo  fern  unb  in  bem  $Dlaafie  geforbert  »erben  Ibnnen,  (dt  fte 
bem  JHer«chtiat»n  fchon  oor  SBefanntmacbung  ber  fremben  ©efehe  lufamen;  hag 
her  erbliche  Seither  folctjer  ©üter,  »orauf  bie  «Ibgaben  haften,  biefelben  in  aU 
len  nach  *tx  vormaliÄen  SJcrfaffung  ba^u  geeigneten  gdflen  entrichten  mug,  wenn 
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fll»irfi  mit  brm  «rtoerbe  brö  CiarntBatn«  eine  anbere  eureeffionSorbttana,  ringe* 
treten  fein  icüu ,  b.  b.  nad)  §  .17./  ttmn  «Uich  batf  ftnmfnlHratt  abarrttl  fein 
fofltr;  iiu;  eiiMid»  bri  brit  |u  6t4rntbum*re<bfrn  erworbenen  laMbrmialpfliditiarn 
(jh'ttern  bic  f rubre  AMidje  (Ertbeilung  tinb  Bnnabme  brfonberer  (gcwlnnbriete 
fortfallen  lofl. 

i  hiernach  fann  tt  aBcrbingf  JpiHtrrgAtcr  arten/  auf  neldtcnBaubemirn  baftm, 
unb  welche  bennodt  volle«  glarntbum  brr  *fle|»)er  («nb.  3nbefibarAuffo(«t  nicht/ 
bafl  bie  Üaubemtalpfncbt  im  Üflarmrinen  fein  SRrrfmal  cTnel  bloß  nuBbarm  6t- 
«rntbum*  fei  X>mn  ber  $.  18.  fe&t  aflaemein  feil,  tag  ein  ^nurmur ,  auf  wrl« 
d)rm  anbere  0(0  rJijrlute  fetc  (flelbabgabrn  baftm/  alfo  audtgaubtmtcn/  ba  biete 
ferne  idbrlidx  feßr  ÖJelbabgabe  ftnb/  blof  nufcbarce  Siamtbum.  bei  S^rfifterf 
(«in  foQ.  Doch  fAgt  ber  §.  fpgleicb  eine  lutfnabme  bin.u  jnbrm  er  noch  beftiinmt/ 
b«$,  fafltf  brr  |u  »oldirn  anbrrn  l'aften  verpflichtete  $flefi«rr  f»on  vor  (Einführung 
brr  fremben  UMrfc«  bmned)  bai  volle  Ciqembum  gehabt  haben  foOte,  e*  babri 
aud)  frrnrrbin  frin  SBewenbm  behalten  foO  9luf  birfr  ftufinabnu  nun  begebt  gel} 
brr  ecblug  be*  §  45.,  wonach  bri  brn  ju  glgenfbumaredurn  erroorbenen  laubr- 
mialpfliebuaen  «Atrrn  bir  frAbtr  Abliebe  (Ertbriluna  unb  fcnnnbme  brfonbctrr 
gteroinnbricfe  fertfaflrn  foO.  $ternadt  arbt  brnn  brr  ©inn  brr  $$.  17/  18  unb 
45.  babin:  t>aftm  auf  brm  Wruirtth'icfe  anbrrr/  0(0  jdbriiehr  frflr  (flelbabaaben, 
namrntlid)  tftaturalabgabcn/  IMenfte  unb  üaubemien,  fo  bat  brr  Zeltler  nur  bat 
ttupbare  fcigrntbum;  fofltr  brr  ^efi>er  abrr  f*on  vor  ginfftfcruna  brr  fremben 
(gefr&e  bat  «olle  ei jen: bunt  gehabt  haben,  fo  bleibt  rr  »oUrr  eiarntbAmrr,  wrnn 
auch  auf  brm  litrunbftAcre  folche  anbere  Saften  rubrn ,  brr  iöefifcrr  muß  auch  bic 
fiaubrmten,  weldte  vor  (ginfAbrunq  brr  frrmbrn  (ärfrtye  |u  entrichten  war«/  frr. 
»er  rntriditrn,  felbft  nmn  ibm  bat  Polle  Cigentbum  an  brm  WrunbtH'itfe  fchon 
»or  jmrr  (Einführung  |«aefla»brn,  ibm  lolckr*  baber  audt  jrft  geblieben  fein 
fofltr;  bodi  faUm  in  blrjrm  l»btrrn  gafle  bir  («rwtnnbrirfr  weg.  .( 

Der  ftafl,  wo  ein  (aubrntfalpflidttiarfl  (tfriinbflAtf  volle«  €iqentbum  betfSHrityrrtf 
ift,  unb  bic  (9crvinnbriefe  fortrollen,  arbfcrt  alfo  \u  ber  9tu$nabmr/  wovon  brr  6w|ufl 
bef  v  18.  rrbrt/  unb  mu§  mitbin  in  conerrto  tmmrr  brroieirn  rarrbrn.  T^aatotri 
bleibt  es  abrr  «Kegel/  bafi,  f»Qf  nidtt  ein  (olchtr  brfonbrrrr  ftudnabmrfaO  nach' 
grnirfrn  mirby  bir  auf  einem  («runt iiArfr  taftcnbe^aubcmialpdicbtig^itrinSTlerN 
mal  brf  biofi  nuebarrn  Sigentbumtf  ifl. 

JMefrmnacn  fann  bic  fflrifuna/  »rld»r  btm  SoDegio  untrrm  19.  Olovbr.  pr. 
crtbeilt  roorben  Ift,  nur  »irbetbolt'  »erben.  ».  ft  ^.  JP  W.  e.  11 7. 

2)  r-eeai  bie  ffln'rQr  0.  -Ii.  vi v •  ii  183S  iibrr  bie  brn  ajninbbcft»  t'ftreiffiibrn  aUrMitatiTr 
in  bei*  »rwinjrn,  welcbr  ;um  «bni^rrid»  sme «»iialr«,  tum  «voBberjPAtbum  Krra  unb  m  brn 
framoMfcbe«  XwyartrmrnM  t*fct  Ubtn,  |u  IL  7.  #.240-49«. 

§.  688.  Die  Krbzinspigensrhaft  kann  nur  bei  Grundstücken  uud  nutz-' 
baren  Gerechtigkeiten  angenommen  werden. 

Wtr  in  KrbuM  TtrUiben  k3nn«. 

§.  689.  Neue  Verleihungen  zu  F.rbzinsrechtc  können  nur  vuu  demje- 
nigen, geschehen,  der  über  das  nutzbare  Eigcuthuni  der  Sache  zu  verfü- 
gen berechtigt  ist. 

Kdirt  mr  !Brfbrbrrting  brr  Canbcultuc  |.  7;  |.  «u  1.  17.  f.  361. 

§.690.  So  weit  Jemand  zu  Veräusxerungen  einer  hüheru  Genehmi- 
gung bedarf,  so  weit  ist  dieselbe  auch  zur  Bestellung  eines  Erbzinsrcchts 
erforderlich. 

Form. 

§.  691.  Der  Vertrag  über  dergleichen  neue  Verleihungen  eines  Erb- 
zinsrechts  inuss  allemal  gerichtlich  geschlossen  werden. 

§.  692.  Auch  wenn  in  einer  letztwilligen  Verordnung  Jemanden  ein 
Erbzinsrecht  beschieden  worden,  muss  derselbe  darüber  mit  den  Erben 
des  Verleihers  einen  förmlichen  Vertrag  gerichtlich  abschliesscn. 

§.  693.  Ist  in  dergleichen  letztwiliigen  Verordnung  der  Betrag  des  zu 
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entrichtenden  Zinses  weder  in  sich  selbst,1  noch  beziehungsweise,  hin- 
länglich bestimmt:  so  ist  die  ganze' Verfügung  unwirksam. 

Auf  yftn  die  Vtrltihang  de»  Erbkinarechu  ■ich  erstrecke. 

§.  694.  Bei  eigentlichen  Erbzinsgütern  wird  angenommen,  dass  das 
nutzbare  Eigenthum  dem  Besitzer  für  sich  und  seine  Erben  verliehen  sei. 

§.  695.  Soll  das  Recht  des  Erbzinsmannes  nur  auf  gewisse  Grade  der 
Verwandtschaft,  oder  auf  gewisse  Generationen  eingeschränkt  sein:,  so 
muss  dieses  aus  dem  Verleihungsbriefe  deutlich  erhellen. 

Rechte  and  Pflichten  de«  Erbiinnsmanne. ;  in.bnderbeit  hei  Verführungen; 

§.  696.  Bern  Erbzinsmanne  gebühren  alle  Rechte  des  nutzbaren  Ei- 
genthümers.  (§.5-12.) 

§.  697.  Er  ist  berechtigt,  das  ihm  zustehende  nutzbare  Eigenthum  nach 
seiner  Nothdurft  zu  belasten,  und  sowohl  unter  Lebendigen,  als  von 
Todeswegen,  zu  veräussern.  .  * 

§.  698.  Zu  Veräußerungen  unter  Lebendigen  ist  jedoch  die  Einwilli- 
■  gung  des  Erbzinsherrn  erforderlich. 

fBergf.  ©emeintjeitSthetfunglorbmind  t>.  7. 3unl  1821  unb  ©efe& t>.  29.  ^uni  183  5,  n>eg« 
6<<6rrflcßung  her  fteAte  britrrr  Vertonen  bei  gtit^ertlich«  bäuerlichen  SSerhältnifren ,  Gemein* 
heitftßeilongen  unb  Mlöfunsen;  f.  |a  I.  17.  |.  361. 

§.  699.  Diese  Einwilligung  muss  ausdrücklich  und  schriftlich  ertheilt 
werden. 

§.  700.  Hat  jedoch  der  Erbzinsherr  das  Veräusserungginstrument  mit 
unterschrieben,  oder  dasselbe  als  Gerichtsherr  bestätigt:  so  ist  dieses  ei- 
ner ausdrücklichen  Einwilligung  gleich  zu  achten. 

§.  701.  Der  Erbzinsherr  kann  die  Einwilligung  nur  alsdann  versagen, 
wenn  der  neue  Besitzer  unfähig  ist,  dem  Gute  durch  sich  selbst  oder 
durch  Andere  gehörig  vorzustehen,  und  die  darauf  haftenden  Lasten  zu 
entrichten. 

§.  702.  Ist  die  Veräusserung  ohne  den  Consens  des  Erbzinsherrn 
geschehen:  so  kann  letzterer  zu  allen  Zeiten  darauf  antragen,  dass  der 
neue  unfähige  Besitzer  wiederum  entsetzt,  und  das  Gut  an  einen  An- 
dern, der  selbigem  gehörig  vorstehen  kann,  gebracht  werde. 

§.  703.  So  lange  dies  nicht  geschehen  ist,  bleibt  dem  Erbzinsherrn 
die  Befugniss,  wegen  der  aus  dem  Gute  ihm  gebührenden  Abgaben  und 
Leistungen,  auch  an  die  Person  und  das  übrige  Vermögen  des  ohne  sei- 
nen Consens  abgegangenen  Erbzinsmannes  sich  zu  halten. 

§.  704.  Ist  in  einer  letztwilligen  Verordnung  das  Erbzinsgut  einem 
unfähigen  Besitzer  beschieden  worden;  und  gehört  derselbe  zu  den 
nächsten  gesetzlichen  Erben  des  Verstorbenen:  so  kann  der  Erbzins- 
herr nur  die  Bestellung  eines  tüchtigen  Lehnsträgers  verlangen. 

§.  705*  Ist  aber  der  in  einer  solchen  Verordnung  ernannte  unfähige 
Besitzer  keiner  von  den  nächsten  gesetzlichen  Erben  des  Verstorbenen: 
so  kann  der  Erbzinsherr  verlangen,  dass  das  Gut  innerhalb  Jahresfrist 
an  einen  tüchtigen  Besitzer  gebracht  werde. 

§.  706.  Geschieht  dies  nicht,  so  kann  er  auf  öffentlichen  gerichtlichen 
Verkauf  an  einen  solchen  Besitzer  antragen. 

bei  Verpfändungen. 

§.  707.  Zu  Verpfändungen  bedarf  der  Erbzinsmann  an  sich  keiner 
Einwilligung  des  Obereigenthümers. 
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1)  Rearrlpt  v  I7.ftmt  low,  ftur  »fr  «ertummg  bei  ao»i«u  Jirrti  f8r  »<c  auf 

ben  «er^iArn  um  WtttvbMtötn  Cslonatfn  elugrtragc««  6diuf»rn. 

atifl  bem  Weridit  betf  Jtlniql  E>-  2.  (Brr.  vom  3.  Bprilc  ift  rrfe&en  reorben,  )u 
welchen  ttnfraatn  batf  gollraium  jidi,  biniiditlidt  ber  öVarbrHung  Od  ßapotbe* 
trn»r(«utf  ber  umrr  bäuerlichen  ^crbdltnifTm  flfbcnben  golonatc,  veranlagt  ge« 
fe&tn  bat.   ^atf  bot  erftrn  ^unft  b'tritft/  ndmlicb: 

ob  Mrirniqcn  i2*ulbeit  tiiui  Colonen,  bie  berfelbe  nad)  ber  gron^fifcbrn, 
ibn  mm  (fiqentbünter  feine«  g»lonatß  madjcnben  (JJefe&arbuncj,  unb  oor  brr 
fflublirafion  betf  (iWrbetf  vom. 25.  £*p»br.  t82o  tpvo'brctrf/  nidt  aOein  fein 
Doniiniaui  utile,  fonbern  auch  batf  Douiiniom  directum  betf  Wrunbberrn  be* 
laflen,  unb  auf  Unteres  eingetragen  »erben  mufftn? 

fo  tritt  ber  3uiu> 5Älnifter  brr  SDtcinung  betf  ffoUrqU  babtn  bei/  bafi  bie  vor  brm 
(Befeb  vom  25.  <2epwmbrr  1S20  contrabtrtrn  bnpotbcfartfdien  (gdtulben,  in  beut 
Sofie  einet*  noch  $.  it>.  biefftf  <#efebetf  oorbanbeoen  anbrüten  Cigrntbumtf,  'nur 
batf  nutbare  fgigentbum  be*  bäuerlichen  tflrlibertf  betreifen.  Denn  ba  bie  iBefua» 
nitfe  ber  Bestem  in  (^emifbrit  ber  beclaratoriiden  feeftimmuua  betf  *$ei<betf  vom 
23.  2eptbr.  1820  feine  anbern,  attf  bir  sHefuqniffr  eine*  «ubbaren  ffiaentbumtf 
$<mefen  Hat,  fo  baben  auch  nur  biefe  ben  Wldubtqern  iur  .Dopotbef  brtjeflt  wer* 
ben  tonnen,  unb  batf  bem  tü»ut*brrrn  tuftebrnbc  Dbereigentbum  rauf  um  fo  mrb* 
au#  ber  ©erbinbunq  bleiben/  ba  bie  llnfprilcbe,  »eiche  ber  (#ui#berr  auf  ben 
jjof  bat/  unb  »riebe  tebt  unter  ber  Benennung  „Obcreigrntbum"  begriffen  »er« 
tttt,  nad>  ben  firantfiTichen  unb  Sflerqitdun  ttMcben  ben  bPPO'befarifchen  gor» 
brrungen  »orieaanqen  finb,  unb  ein  nadibrr  entfionbener^oriua  ber  letzteren  nur 
burd)  (pdte  fenmelbung  ber  auf  bem  (#runbftücfe  für  ben  (ftutffcerrn  baftenben 
fiatien,  nnb  burd»  bie  unterlaffene  $ro»oration  auf  ftufmittelung  betf  23orjU()S» 
red)(f/  rosrbr  baben  erworben  »erben  Ibnnen. 
fpinttcbtlid)  ber  meitrn  Snfrage: 

•b  biefenigen  Oner«,  welche  für  brfttr  $erfontn  febo»  vor  bor  granibff« 
feben  ig jfebgebung  auf  ben  Qolonaten  gehaftet,  tebt  nicht  aOein 
bem  Dounnia  utili,  fonbern  oud)  bem  Dominio  diredo  jur  Saft  faQen? 

Ift  ber  3u0i|-  Sfflinifler  ebcnfoDtf  bomit  einverdanben/  ba§  bie  vor  (finfiibruna  bet 
frrmben  ©etebe  auf  ben  (iolonaten  fär  einen  Dritten  baftenben  On«n  r*»U« 
lebt  nicht  Mob  auf  bem  nubbaren  (fiarntbum/  fonbern  au*  auf  bem  Dbereiaen« 
tbum  baffen,  unb  auf  beibe  Xbeile  beo  (ftarntbtimf  einartraaen  »erben  müffrn. 
^nbeifen  iä  feiü  binreid>enber  ficf« t>lid)er  ©runb  vorbanben,  um  bie  ^erbafiunq  itt 
ÖbereigentbumP  nur  all  eine  fubjibiarifthe  anjunebmen,  unb  ait  eine  foldve  einju« 
traeten.  Die  fruberbin  auf  brm  a»mjfn  Wrunbrtiitf  baftenben  Onera  realu  aebrn 
»iehntbr  bei  ber  eingetretenen  Xbeilnnej  beffelben/  in  ^etua  auf  bie  baför  b'fteDte 
CreiberbHf,  auf  bie  artrmnien  üb»ile  mit  gleichen  Mrcbten  über.  ®trb  in  ben 
Borfommenben  giBen  etroaf  «nbereo  bebauptet/  fo  mu§  baruber  eine  aerid>th*c 
(£rbrterung  unb  (gnncbeibuitg  crfolatn.  ».  Ä.  3.      19.  ^Ot. 

2)  Bencrlpi  ».  H.3««««  Ktr.  tit  <Ben<6u(»un»  em»bv«uHi«ir  «Jiter. 

SWif  ber  »on  bem  Älnial.  O.  fi.  dürr,  in  bem  Berichte  com  28.  tRebbr.  pN 
»eqrn  ©rrfcbulbuna  bereit  emobotrutifeber  ©runbtlüde/ 
gedugerten  «Ünfutt  erfWrt  lieb  ber  3ufli|- SDlinifter  uad)  voradnqiqer  (Jommunlta» 
tion  mit  brm  Jtbniql.  sninifierium  betf  3Rnrrn  tabln  einorriianben:  baf  bie  im 
§.  29.  betf  Crbictfl  vom  i\.  (peptbr.  1  s  1 1  befllmmte  (fin  d)rdii(unq  ber  ^Jerfcbul« 
bung  nur  von  b/nienigen  bdüerlidten  ^Birtben,  »<ld»m  batf  Siacntbum  ibrer 
nad)  3»'ba't  trnetf  (fbicttf  bereit«  verlieben  id/  ju  periieben  fei/  unb  auf 
bdueriidte  irSflJber,  »riebe  ibre  £>6fe  noch  au*  aitbern  9techftfiitclO/  namrutlid) 
nlfo  nod»  altf  3rit.(fmpbt)teuten  beffbni/  nlrbt  ftnrernbuna  ftnbr;  pirlitubr  roe* 
aen  ber  von  foid>en  ^tffbent  bitf  tur  Sutfeinanberfebuna  contrabirten  <g>cbulben 
ber  (J.  25.  betf  aieqirten  ©efrbftf  jur  Vuifubrunq  {omnun  miiffe. 

hiernach  iß  baber  batfPanb«  unb  6tabtaeri<bt  |u>3i.0l.  auf  feinen  flntraq,  in 
bem  neb*  inlaqe  »uruef  ertolarnben  ^enc^t  vom  22.  «ttovbr.  pr.,  »u  beftbeibrn. 

P.  Ä.  3-       23.  ©•  50. 

§.  708-  Dicsor  ist  aber  auch,  wenn  das  Erbzins^ut  an  ihn  eich  erle- 
digt, die  darauf  haftenden  Schulden  nur  so  weit  anzuerkeiien  und  zu 
überiMRioen  verbunden,  aU  dasjenige,  was  er  alsdann  an  gezahlten»  An 
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gelde,  und  zu  vergütenden  Meliorationen,  nach  §.  791*  sqq.  herausge- 
ben müsstc,  zu  deren  Abstossung  hinreicht. 

§.  709.  Mehrere  Schulden,  ingleichen  andere  Lasten,  mit  welchen  der 
Erbzinsmann  das  Gut  belegt  hat,  ist  der  Obereigcnthümer,  bei  eintre- 
tendem Rückfalle,  nur  so  weit  anzuerkennen  schuldig,  als  er  darin  aus- 
drücklich gewilligt  hat. 

Vorkaufsrecht  d««  Erbsinsberrn. 

§.  710.  Der  Erbzinsherr  hat  bei  jedem  Verkaufe  des  Guts  innerhalb 
zweier  Monate  das  Vorkaufsrecht.  (Tit.  20.  Abschn.  3.) 

1)  fidtct  *.9.Ocfbr.i807,  f.  3;   f.  ju  I.  8.  f.  6-8. 

2)  95ctflf.  I.  20  |.  615  unb  616,  wegen  Ausübung  U$  <$cvtaußctd)tt  bei  6ubf)aftationen. 

§.  711.  Dieses  Recht  aber  fällt  hinweg,  wenn  der  Erbzinsherr  in  den 
Verkauf  an  eine  bestimmte  Person  ausdrücklich  einwilligt. 

§.  712.  Durch  einen  allgemeinen  Consens  in  den  Verkauf  überhaupt, 
verliert  er  noch  nicht  das  Recht,  in  die  Stelle  und  Bedingungen  des  uS- 
her  angezeigten  Käufers  einzutreten. 

§.713.  Von  allen  vorstehend  dem  Obereigenthümer  vorbehaltenen 
Rechten  kann  derselbe  zum  Nachtheile  eines  Dritten  nur  alsdann  Ge- 
brauch machen,  wenn  er  sein  Obereigenthum  in  das  Hypothekenbuch 
hat  eintragen  lassen. 

Ltiidemien. 

§.  714.  Jeder  neue  Erbzinsmann  ist  dem  Obereigenthümer  das  Lau- 
/  demium,  oder  die  Lehnwaare  zu  entrichten  verbunden. 

§•715.  Auch  bei  Erbverpachtungen  eines  Erbzinsguts  muss  das  Lau- 
demium  bei  jedem  Antritte  eines  neuen  Erbzinsmannes  und  Erbver- 
pächters entrichtet  werden. 

§.  716.  Nur  Erben  in  absteigender  Linie  sind  der  Regel  nach  von 
diesen  Abgaben  frei. 

§.717.  Auch  wenn  ihnen  das  Gut  schon  unter  Lebendigen  abgetre- 
ten wird,  dürfen  sie  die  Lehnwaare  davon  nichffcntrichten. 

§.718.  Diejenigen,  welche  vermöge  eines  Gesetzes,  eines  Vertrages 
oder  einer  letztwilligen  Verordnung,  das  Gut  mit  einem  Andern  ge- 
meinschaftlich besessen  haben,  entrichten,  wenn  ihnen  nach  dessen  Tode 
der  alleinige  Besitz  zufällt,  die  Lehnwaare  vollständig;  in  so  fern  sie 
dieselbe  nicht  schon  bei  Erlangung  des  Mitbesitzes  für  ihren  Antheil 
bezahlt  haben. 

§.  719.  Obige  Verordnungen,  in  welchen  Fällen  das  Laudemium  ent- 
richtet werden  solle,  gelten  nur  in  so  fern,  als  nicht  in  dem  Erbzins- 
briefe, oder  durch  eine  bei  einem  gewissen  Erbzinsgute  wohl  herge- 
brachte Gewohnheit,  ein  Anderes  bestimmt  ist. 

1)  Rescript  \>.  17. ttobbr.  1804  mbft  Gutachten  ber  ©efebcottmiJflfott  6. 3«* 
ti«ar  ejd.,  betr.  ble  «Serpfltcftruns  ber  £>e*cenbenten  tuv  enrrietrung  bei  Saubemii  »on  «ine« 
laubemiatpfficötfaeti  ©nmbfliicfe  in  «gefeierten. 

©machten  ber  ©efefc  *  Gommifffon. 

<£ure  ßlnlgt.  SDtaieftcH  baben  mit  3uferttejtiii0  ber  Riebet  jurarftommmben  ©c* 

Reimen  @arnM  *9ffren  über  bfe  ftrage: 

ob  in  ©chleftcn  ein  Dominium  von  ©efeenbenten  be*  «erworbenen  ©eftfrertf 
eine«  (grbftintfguteä  gaubemien  ju  forbern  berechtigt  fer>? 

unb  ober  bte  biebei  entßnnbcnen  9lebenfragen ,  unfer  ©utaeftten  ju  erforbern  af* 

lergnäMcjft  gerubet. 

2Bö0  Die  äauptfrnge  betrifft,  fo  ift  tt  berannt/  baf  nad)  SRbmlfc&en  ©efe&m 
tmr  bei  ©erfdufen  unb  4&nlicr;en  Seraujjerungen,  nidjt  aber  bei  ©ererbungen 
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«mpbiteutifcfcer  ©runbßöcf«  ein  8aub«mium  flott  fanb.  SWit  b«m  8aub«mio  »b«r 
btr  i?fbnrca.u<  nach  beutfehtn  fechten,  bat  <t  binaegen  eine  anbere  »cwanbtnffl. 
Ciefe  wirb  m*t  nur  von  eigentlichen  fand!«  empbiteutici» ,  fonbern  taf  wo  jte 
bergebraeijt  ifl/  auch  von  an  tan  sflauer«  ober  (Er&aütern  entrichtet. 

SBuri  grldut.  bcS  Deutfchen  Prbnrechts  3.  (Javitel*  6.  150. 

Hu*  in  <3chleften  giebt  rs  nur  wenig  bduerlkb«  türunbfifiefe/  Die  eigentlich« 
erbjintfaurcr  b.  i  foldic  ©üt«r  ftnb,  beren  nutzbares  (Ei^entbum  ihren  Söeftfcern, 
bat  Dbrrelaentbum  aber  ben  t£ut?b«rrf*aft«n  juftebet;  vlrlrarbr  baben  au*  bie 
Jfleftyer  folcher  ÜRufiical - Zttütn,  von  welchen  bei  ^cfiftverdnbrrunacn  Saubtmien« 
Gelber  br»nb<t  werben,  <n  brr  Siegel  bat  volle  Sigrtitbum  biefer  @ütcr.  Die 
Sflqnblung  ttf  gaubemli  ober  bfr  8<bnwaar<  bei  brn  @auerftät«rn  in  Drutf** 
lanb  if ,  wi«  bic  9t«d>tf trbrrr  aUaemein  bafflr  ballen,  aus  einer  9ca*abmung 
bfr  tri  ben  «iqentli*en  fiebngutern  gcbrdu*li*en  ^fnorftitur  ober  iBelebnung 
entfianben/  in  ton  man  annabm,  bajj  aud)  ber  neue  SBefiftcr  eines  iftauerqutS  bat 
@ur  nid>t  re*tmdfcig  brfiftrn  tonnt«,  wenn  er  nicht  oon  bem  &errn  in  biefeit 
Siffig  gefeit  unb  einliefen  worben  war,  wofür  fidi  ber  £err  eine  abgäbe  un* 
trr  bem  SRamen  von  gaubrmien  ober  gehnwaare  bt  jablen  lieft, 
ttnri  a.  a.  O  6.  189, 
3n  nie  fern  biefer  neue  JHefT&er.  auch  nenn  er  bat  ©ut  nid<t  gefauft,  fon« 
bem  ererbt  bat/  bie  &crrf*afili*c  (Einwrifung  in  beffen  v»  <- tT tr-  nttbiq  bat/  unb 
bflfär  bic  gebnwaarr  erleaen  mu§,  hierüber  (Tnb  bie  9tr*tslebr«r  uneinig.  (Ei« 
fltac  finb  ber  «Dlcinung,  bafi  aOe  erben  obne  Unterf*leb,  roetl  (teobne  neue^n* 
Vrflitur  unb  Sftclribung  tas  ererbt«  (fjut  nicht  befiben  rinnen,  für  (Entrichtung 
bes  Baubemii  oerpfii*tft  (Tnb;  anbere  fprerben  hingegen  ade  (Erben  von  biefer 
■b«abe  frei/  tveil  (Erben  inio  jure  jura  iflefih  bes  ererbten  (UrunbfificfS  gefangen 
«nb  baber  nicht  erft  in  beffen  ^eft»  gefegt  werben  bflrfen.  9to*  anbere  fchrdn» 
ten  biefef  biofe  auf  bic  pnteflaterben  betf  vorigen  ^elt&ers  ein ,  weil  ihrer  SRcU 
nnng  nach  nur  biete,  nicht  aber  anbere  (Erben  aus  bem  von  bem  &orbcf?Rcr  mit 
bem  CHutsherrn  gef*lofJ»nen  erblichen  Sertrnge  ein  unmittelbares  Stecht  auf  batf 
öut  berleiten  l Innen,  wogegen  Carpzow  P.  2.  consL  39.  def.  21.  einen  Unter« 
fdjleb  unter  ben  Defeenbenten  unb  «noern  ndchllen  (Erben  beS  Verdorbenen  ma« 
eben  unb  nur  ben  (Srftem  bic  «efreiun«  von  bem  Gaubcmio  tugefteben  wiQ. 
JBuri  a.  a.  £>.  €5.  20s  —  212.  , 
Diefe  lebte  QRrinung  grönbet  fich  {war  nicht  in  bem  in  <2d)feftcn  reeipirtett 
iemeinen  t^achrenrecht/  fonbem  VQrndmlid)  auf  Gburfdcbfifche  in  SchlefTen  nicht 
»eltenbe  SJerorbnungcn.  »Hein  nach  bem  einftimmlgen  3eugnif  ber  brei  (2*1«. 
fliehen  SRegtcrunacn  bat  man  ftch  in  biefer  3Ratrric  hört  ailcjcit  nach  btr  3R«i. 
»ung  bes  (larviow  gerichtet/  unb  man  tonnte  fchon  barum  annebmm,  bai  in 
2ctU|Trn  ein«  Sit rrfduft  von  ben  X)efcenbenten  bcS  verdorbenen  ^e|l$ers  rtnef 
finft  ber  fiaubemienabgab«  unterworfenen  ©uts  in  ber  SRrgel  fiaubemien  }u  for« 
Nfi  nicht  berechtigt  fei,  unb  bu'e*  um  fo  mehr»  ba  bie  bieberfge Obferoani  mit 
ben  ^onehriften  beS  51.  C.  St  Ib.  I.  Xit.  18.  f.  716.  ftbcreinfiimmr.  »ürin  eS 
treten  noch  anbere  in  ber  <prooiniial<3}erfa(Tung  lieaenbe  ©ränb«  unb  fdbfl  wirf« 
Ilchf  $roo<n|ialgrfcfcc  bin)u,  welch«  jenen  2*1}  außer  3weifel  fe(jen.  2Benn  ein 
SUitergut  in  Schlefien  einen  neuen  Jßcftber  er(dit/  fo  mu@  eS  im  Stamm  tti 
Sanbe^brrrn  bemfelben  Verreichet  werben/  unb  «r  btiablt  bafrtr  bl«  aro^edanilei« 
-a^-  ^riebberg  in  fetner  9bbanb(ung  von  hen  In  @cbleften  üblichen  dienten 
»irft  Lib.  2.  c*p.  24.  p.  166-  bie  grage  auf,  ob  bie  Äernchaften  in  echlefien, 
Wenn  berrn  Untertbanen  ibt«  «rb(ich«n  Vauerguttr  unb  @drtnerf}rllen  verfaufen/ 
^on  ben  neuen  HPcftbern,  frlbft  wenn  eS  vorher  nicht  üblich  gewefen  10/  nnfiau» 
«tnium  ober  ben  IDiarfgrofchen  all  ein  (SrunbberrfdjaftHches  SRegale  rechtemdgig  tot« 
c,ff»  flnnen.  (Er  fübrt  bieferbalb  «In  fibnlal.  dommiftionrbeeret  vom  25.  3un| 
ßTi2  «n,  burd)  welche«  in  «inet  6treitigfeit  Des  anagifirats  unb  ber  etabt 
^(hn«ibnl(  mit  ibren  Untertbanen  in  ben  6tabtbbrf«rn  bi«  grage  jum  ^ad). 
«Vtil  ber  &eht«rn  «ntfchleben  id,  unb  fugt  bin|u> 

M  ba  grdfliche/  freiberrlicb«  unb  abeliche  ^erfonrn  bei  bem  flnfauf  von 
SRittrraäirrn,  wir  auch  bi«  i&ürarr  in  Stdbten  bei  bem  Knfauf  büraerlicher 
vsrunbrtücfe  pro  trsditione  ac  conGrmaüone  judicUli  etivas  (DeraiffeS  pro  mille, 
tax*e  nomine,  entrichten/  «s  auch  biOig  fei/  ta§  folcheS  von  ben  Untcrtba« 
l"n  uttb  neuen  (Jtntdufern  auf  b«m  ganb«  «bcnfadS  gefchebe  unb  von  biefeit 
«n  bi«  ^trrfchaft  «in  gewiij<<  «on  Ux  2Warl  Äaufgelb  («in  anatffltofdjcn  obec 
£««b«mtum)  btjabU  »erb«. 
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fclernadj  ift  bat  <?aubrmtnm  brt  ©tfjleftfcbe n  iFauerqütem  ba ,  wo  tt  berge« 
bracht  ift,  nidjt«  anber«*  alB  eine  Tose/  welche  ad  analogiam  her  hei  Rittergütern 
fiatt  finbenbeit  ßanbeSberrlicbm  großen  drtnj((t  -  Xft?e  für  bei»  herrfchaftlichen  93fr« 
reich  ober  bie  Gfiviltrabition  bei  ©utttf  von  bem  neuen  9)ef?$er  jur  berrftbaftli* 
eben  Äafje  bejablt  werben  mu§.  3fn  her  ftaiierlich*  pragmatischen  ©anctlon  vom 
10.  9!pri(  169J  würbe  auf  bie  sfleftbwrrbe  her  ©tdnbe  be«  ftürfieittbum«"  iHreilttu, 
ba§  bat  SSbniql.  9tmt  bafelbft  in  erbfdllen  bie  actus  traditioois  multiplicire  unb 
bnoott  eine  qrofie  £ar.e  abforbere,  in  Tim  legi»  fffigcfeftt: 

bafi  fürobtn  Don  bem  Äbnigl.  Mtnte  an  hu  tuo«  unb  necessarios  Tel  etiam 
cotlateral^s  sive  ab  inteatato  sive  ex  testamento,  donatione  Tel  alia  ultima  to- 
lunt.it e  ad  herediUtem  Tenientes  beredes  von  htm  ©Ute  unb  HtQt ttttü  ©ruube/ 
fo  fte  erben,  weber  alt  eine  Xrabitiono * Gebühr  noch  sab  alio  colore  eine 
Saje,  f!e  rubre  her  wo  fte  wolle,  ang.mutbet  werben/  noch  fte  (Erben  sab 
quocunq n  praetexta  |U  entrichten  fcbulbig  fein  foQen.  'üknn  aber  Extranei, 
unter  welchen  bie  (Eheleute  unter  ftd)  bietfada'  nicht  tu  reebnen/  )u  einet 
folchen  Srbfchnft  gelandeten  unb  per  tesUmcntum  infittuirt  mürben,  atfbann 
würbe  bem  Sonigl.  Amte  erlaubt /von  her  auf  folebe  üßctfe  »ertebafften  Crbi 
fchaft  nad)  richtigem  Slnfcblflge  berfelben  von  bem  berede,  nomine  tiner  £ra« 
hitioii^iaff ,  brei  pro  mille  ;u  foibern  unb  ju  brben. 
Ittrachoogelfcbe  ©ammlungen  <2d)le|t|d)er  ©anetionen.  Ib.  3.  9lr.  CLXI. 
p.  775. 

Die  von  her  ©cbweibnifc.  *  3«uerfcben  gürfientbum«  -  fianbfehaft  aufgefleDfm 
unb  von  her  33reglauichen  Oberamt«  Regierung  in  ©chu&  genommenen  Bwcifcf, 
ob  auch  btrfe  ©anetion  alt  ©efep"  publicirt  worben  fei,  ftnb  in  bem  Berichte  her 
Dberfcbjefucben  Oberarattf  ^  Regierung  vom  19.  fDlin  1802  binldnglicb  wiberiegt 
worben}  unb  wenn  gleich  biefc«  ©efeb  inebrfonbere  Ht  Süaientbum  ©d»weibni(j 
betraf/  unb  nur  für  bat  baftge  ftbntgl.  Slmt  bat SJerbot enthielt,  in  ben  aenann« 
ten  Ada eit  ben  «bqulrenten  von  Rittergütern  fernerhin  feine Xrabitiontflofien  ju» 
juinutbfti,  fo  ging  baffelbe  hoch  von  bem  allgemeinen  ©runbfafce  aai,  bajj  in 
Siefen  Odilen  feine  Siotltrabition  unb  fein  ©erreich  bc«  ©uteß  an  ben  neuen  5Öe« 
fipcr  nbthig  fei-  dt  it)  baher  auch  bat/  nai  jene  fatferltchc  ©anetion  bieicrbalb 
fcttqefebt/  alt  eine  nicht  nur  für  baff  gürfientbum  ©d)wribni$,  fonbern  aud) 
für  aOe  übrige  ©AlejTfche  gürfinttbümrr  geltenbe  SJorftbrift  angesehen  unb  weU 
terbin,  als  ©cblefien  unter  «Preufjiicbe  Xpobcit  gefommen  war,  in  her  Xaw  unb 
©portel*Orbnung  für  bie  ©cbleftfcbe  £)bcramtij>  Regierungen  »ora  4. 9fuguft  1750 
bat  Verbot  ba,  wo  tt  feine«  SJerrcid)«  bebarf/  auch  feine  grofjc  (FanjfcU  unb 
SDerreichstase  ju  nehmen,  bahin  aOgemein  erneuert  worben/ 

bafj  in  grbfdllen  Ascendenles  unb  Desccndentes,  wie  flud)/  Wenn  ein  93atet 
bei  feinem  ßeben  ein  (3ut  abtritt,  ob  er  fid)  gleich  einige  proT«ntus  referoU 
ret/  nicht  weniger  Eheleute  unb  CoUaterales  bis  auf  ben  4*  (Stab  von  biefer 
Sage  befreiet  fein  foüen. 

jfornfehe  Sammlung  @d\leftfdier  Cblcfe  <R.  5.  pag.  399.  . 
gben  fo  hatte  fchon  tat  frühere  eporiel<  Reglement  für  bie  (SdjletTfchen  £Wa» 
gifirdte  unb  ©tabtgerichte  Pom  9.  üKdrj  1747  mit  offenbarer  Rücffjcht  auf  jene 
faiferlichc  ©anetion  angenommen: 

bafj/  Wenn  in  ©rbfdUen  Ascendenles,  Descendentes,  ßheleute  unb  Collaterales 
hi«  iUin  4.  ©rabe  einen  fundam  per  testameatum  ober  ab  inlestato  befom* 
mett,  fein  Serreich  n6ibig  fei,  fonbern  bat  ©runbflücf,  nur  geaen  geringe 
einfdireibe«  ©ebühren  ben  (Erben  in  btn  ©tabtbücbcr«  jugefchrieben  wer« 
ben  fod. 

ßornfehe  Sbicten«  Sammlung  a.  a.  C  pag.  436. 
5"  biefem  von  bem  j5)od)i<ligen  ftbnige  griebrid)  bem  .Srceiten  fe(6fi  »Ollioge« 
nen  Reglement  würbe  jiwar  ben  gürten,  ©tanbedberren  unb  gelfilidjen  (Stiftern 
vor  ber  fyanb  nodj  tugelaffen/  ba§  blefelben  bie  Einrichtung  ber  ©portein  in 
tbren  Regierungen  unb  £a»)ltien  felbä  peranlafjen  m5gten,  unb  gcaufic.rt,  baf 
betf  Äbnig«  «OlajeAdt,  auch  ben  ©runbberrfchaften  ihre  ©portein  unb  Frtfctos  ja- 
risdicüonis  anf  einen  gleicharmigen  a^p  hu  brterminiren,  noch  |ur  3<-it  ?tni:a:ib 
nehmen  woQrn/  jebod)  bie  emfiliche  Srmabnung  bi"ii'gefüget,  btebei  aBe  fDcobe« 
ration  }u  gehrauchen  unb  bie  ©d$e  fo  einjurichten/  Damit  btefelben  weber  bie 
fcenigl.  gro|e  Äan|Iertaje  überfteigen,  noch  fonfl  ppn  ber,  ben  Oberamt«' Re- 
gierungen oorgefebrtebenen  unb  ber  oben  ernannten  Untergertd)t0«©portel«  tage 
afliuoiel  abweichen.  (Sine  folebe  «bwelchung  ifi  e«  aber,  wenn  bei  her  Vererbung 
eine«  (Saut  auf  De«eenbenten  biefe  Srabttion«.  ober  ©etreld)«fo(len  an  ihre 
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®runb « Obrlgfelt  in  entrichten  angehalten  »erben,  unt)  ts  Iff  blefel  ©erfahren 

bei  bifchbfltdun  fcofricbtcranttl  III  «rrllau  in  ber  AR  ben  Surft ■  »lfchof  am  3. 
SDlai  1755  rrlaiTfnen  unb  von  brr  bangen  Oberamt**  Regierung  in  fbfrhrift  ein* 
gndiicf ten  (5.  0.  eil*  ganj  uniattbatt  getnifibtliget  rwrben.  Stimmt  man  nun 
an ,  mit  »ir  vorbin  auegrfübrt  |u  haben  glauben,  baj?  bal  in  ©(Heften  an  meb* 
reren  Orten  abliebe  gaubemium  nicht*  anberi  all  eint  £ar.e  ift ,  bie  bei  «auer« 
gütcw  für  ben  23erretd)  unb  bi«  ßivii.Xrabition  bei  ©utel  etngefü&rt  Worten, 
fo  würben  mir 

I.  es  all  SKcgcl  fcflfehen,  ba§  bie  Deicenbenten  bei  Switbert  eine!  (grbiinfaufff 
ober  eines  anbern  iKurttral  .  Suntt  mit  bem  gaubemio  ober  fogenannttn  93er- 
rcid>|.$ebübren  gdn|lid)  jn  »erfefconen. 

3»eifelbafter  ift  bie  fftage, 

II.  ob  bem  Domlnlo  brr  ©ewril  einer,  biefe  ©erpflicbtnng  brgrünbenben  recht*. 

Jüitiaen  Dbferoan},  worunter  wir  trboeb  folebe  verlieben,  »eld)e  in  contra- 
ictorio  befldtiget  nL  ober  eine*  beifaDl  gefcbloffencn  ©ertrage!  offen  tu 
laffen? 

Die  Cchweibnlb.Jaurrfdie  ganbfdiaft,  auf  beren  3"ftan|  bie  aan|e  ©acbe 
toieber  In  flnreguna  gebracht  naebbrm  bie  #aupturbarim-(5ommi|{tort  brreit* 
babin  befebieben  war,  bafj  bie  Saubrmirn  gelber  von  Deicenbenten  burd)  bie 
fntferfiebr  ©anetion  vom  10.  Sprit  1693  für  abgefebafft  |u  ad)ten,  bat  aQerbingi 
manchei  für  (ub,  brnn 

1)  flehet  ibr  bal  «.  8.  SU.  Ib.  1.  Ii*.  18.  $.  716.  |uv  Seite,  weld)el  ben  ©er- 
trag ober  eine  beibrachte  (Sewobntelt  |uld§t; 

2)  aud)  Carpiovr  in  jurisprudmlii  forenai  coost.  definitione  22.  dufrrt: 

valrt  conauetudo  ut  liberi  auccedentes  parentibua,  laademium  aolvaot. 

3)  babrn  bie  Gcblcftxbcn  Dbrramt*' Regierungen  in  ibren  Berichten  vom  16. 
Dctbr.  1801,  8.  «Dlirj  1S02  nnb  19.  SPldri  b.  3-  gleiche  (Srunbfdbe  ange» 


Ire  in  ber  CFonftltution  von  1 693  berCaubemfafgciber  namentlid)  gebucht,  fo  tvA r< 
ben  weber  ©ertrdge  noch  Dbfrrvanjen  all  contra  legem  prohibitivam ,  bagegen  etwa* 
releviren  fbnncn.  3nbcffen  ift  biel,  nie  ber  baraul  oben  gelieferte  Cfjtract  br« 
rr fn"rr ,  ber  SaQ  nld>t.  Sie  gebet  junddirt  nur  auf  abrlicbe  (Hütet  unb  gewdbrt 
nur  ein  analoglfchrl  Argument  pro  immuniute  ber  Deicenbenten  bei  SRunical» 
JSefibungen.  Diel  bot  bal  Dberamt  tu  vRrellau  in  bem  Urrel  in  Sachen  brr  sc. 
vom  24.  «pril  1798  in  ©ejug  auf  frübere  !Brdiubieate/  tveKbe  burd)  afle^'^an* 
|rn  gingen/  für  ridliig  angenommen  unb  ioi  19.  ber  biebei  jurutfgebeiiten  Jlcten 
gedufiert: 

bafj  nur  in  foltben  gdflen,  »0  »eber  ©ertrag,  nod>  Obfervani,  nod>  Iraenb 
«nbere  fpecieOe  garta  etroatf  anbere«  bedimmen,  bie  3mmunitdt  beff  X)r0een« 
benten  von  bem  gaubemto  für  grarunbrt  ju  ad)ten  fei/ 
tveÜ  bie  ünnloair  aus  ber  obigen  (jonftitution  von  1693  unb  ben  fvdtent/  batf 
Gportulfren  brfdirdnfenbrn  ©erorbnungen  nur  in  fo  rorit  <&tatt  $nbt,  all  ffe 
mit  ben  gemeinen  fRrcfcten  abrreinflimme.  jßenn  ^acta  ober  Dbfrrvan|en  gegen 
<£ef<be  nt*t  gelten  foBen,  fo  muffen  fte  flar  unb  beutlidt  bi»ponirrn;  ia>  roo 
biel  feblet/  laffrn  ftd)  bie  (Brunbtdbe,  ba§  contra  legem  prohibitivam  gültig  niditi 
grfebeben  tbnnt,  aud)  nid)t  antvrnben.  ißcfonbcrl  feben  tvir  nicht  ein,  warum 
fn  brm  9)rrleibung0brirfe  bal  Dominium  fictt  nicht  aud)  von  Deicenbenten  bei 
€rbfdQrn  ein  Paubemium  foDte  flipuliren  fbnnen.  !£$dre  von  einer  1-  ^  ferenda 
bi<  Webe,  fo  würben  »ir  bie  Dbfervani  verwerfen,  well  man  bbchfl  wabndiein« 
lieh  annehmen  fann,  bag  bie  Dominia,  welche  el  bei  ber  Matrimonial«  Bericht!« 
bnrffit  in  ibrer  stacht  hatten,  ftd>  bei  ber  Xbeilung  ©ortbeile  ju  venthaffen,  bie 
Saubemia  bei  Deicenbenten  mifjbrdudxwcife  eingefübrt  baben.  ftber  fo  wie  jeht 
bie  Sache  liegt,  f innen  wir  bie  .weite  grage  111  djt  anbtrl  all  affirmative  btant» 
»orten. 

Dagegen  halten  wir  gutarhr(ld)  bafür,  baf)  bie  hiernach  gar  feine  fPegünfti« 
gung  verbienenbc  Dbfervani  in  jebem  cinielnen  $aH  vom  Dominto  erwiefen  wer^ 
ben  mäffe,  inbem,  wenn  aud)  Sinwobner  berfelbrn  klaffe  biefe  Abgabe  ent- 
richtet bdtten,  bod)  baraui  ben  in  »nfprud)  genommenen  nld)t  prdjubicirt  wer- 
ben fann. 

Uebrigenl  glauben  wir,  bafi  (n  SdHen,  wo  ber  ©ertrag  ober  bie  Dbfervani 
in  casa  »pedall  auch  bie  Deicenbenten  bei  SRufiical'SBedberl  Verbfnbet,  bie  £ctr» 
fdjaft  fidj  an  ben  tnnebmer  her  9labrung  bei  £aubemii  wegen  balttn  fann. 
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$ierburcb  fdbmeidjeln  wir  un*  fdmmtiicbe  in  bem  gndbiflftrn  Ref*.  vom  3. SDJai 
1802  aufgehellte  fragen  DoQildn&ig  beantwortet  )U  haben. 
Berlin/  ben  6  Januar  1804. 

2>ie  3ufti|«  Deputation  bet  ®efe$*ßQmmifffon. 

31  e  f  c  r  t  p  t.  ^ 
griebrfd)  «Biltjelm/  ftftnig  je.  ic.  Unfern  :c.  «mittel»"  Slefe.  vom  28.3anu«r 
c.  baten  Sßir  €ud)  ben  3nbalt  be«  oon  Ute  @efe$  •  $ommif(ion  Aber  bie  gragc 
erftatieten  ©titaduen«/ 

in  wie  fern  in  ©chletfen  rtne  ©ntflberrfchaft  von  De«eenbenten  be*  verßor* 
benen  Stfefiber*  eine«  ber  Eaubemtalaboabe  fonfi  unterworfenen  bduerlitben 
©runbßadtt,  gaubemien  forbern  finne? 
befannt  ma*en  lafftn,  unb  3br  feib  barin  angewiefen,  (Such  banaeft  in  vorfom« 
nunörn  ftdlhn  ju  achten. 

3n|n?it*«n  haben  btr  tc.  unb  bie@uterbrfibcrinben3ar(lrntbamern@cfawe(b» 
nip  unb  3auer  aber  ben  3nbalt  biefe*  ©wachten*  in  fo  fern  3mmebiatbeicbwerbe 
erhoben,  altf  barin  feftgeff&t  worben;  ba&  bie,  bic  Verpflichtung  jur  gnin^tuna 
her  Saubcmialabgaben  begrunbenbe  rechtsgültige  Dbferoanj,  beren  «Beweis  brn 
Dominils  nachgeladen  worben/  eine  foldjc  fein  muffe  /  Weiche  in  contradictorio 
beflltfat  ift 

9fuf  ben  beebalb  erflafteten  3nunebiatbericbt  baben  Sir  nun  burch  bie  ß.  O. 
vom  8-  9co»br.  c.  biefe  iMdwcrbe  babi"  ju  entfebeiben  gcrubef: 

bafi  tie  SRacbweifung  biefer  «flrfldtigung  bergeftalt  |u  erlaffen/  baß  bie  Do« 
minia  bae  gaubemium  oon  Defccnbcnten  an  beh  Orten/  n>o  tt  bisher  nicht 
flott  gefunben/  unter  feinem  93orroanbe  gu  nebmrn  befugt/  baaegtn  aber 
wobl  berechtigt  fein,  foüeti/  foldwd  ba,  wo  ftt  ti  nad>  bieb'riaem  ©fbraüd) 
erboben  unb  obnr  gerichtlichen  >Biberfprucb  erbalten  bab<n,  ferner  |u  forbtrn/ 
unb  bafj  enblid)  in  gdUen,  roo  ti  nur  Gontrabiction  fommt,  bie  Domini« 
nicht  verpflichtet  fein  foüeit,  bie  Obferoanj/  worauf  felbige  ibre  £aubemien« 
Stnforberung  an  Dearenbenfen  grünten/  noch  ,fir«nger  }u  crwrifeit/  a(6  bie 
©eft$e  folebe*  in  9tb(Td)t  einer  i<ben  anbern  Obfcroalij  unb  bereu  iBtwriietf 
erbeifdien,  mitbin  bie  Sfteflimmung/  bafi  in  jebem  gaUe  eine  in  <ontradio 
torto  beftdtigte  Dbferoanj  beroiefen  werben  müffe/  wieber  aufzubeben. 
9Bir  befehlen  Such  baber,  euch  nach  biefer  Unferer  3iaerbbchß>n  (Sntfcheibimg 
»orfommenben  ftaüte  in  judicando  }u  achten  unb  (Eure  Unterbebbrben  |u  gleichem 
3wedc  baoon  Nachricht  |u  rrtbeiUn.   Unb  ba  i'tbrigen«  bie  oben  genannten  ©up« 
plifanten  r>iernad)  bereit«  unmittelbar  befchieben  ftnb/  fo  wirb  ti  einer  brfonbern 
*publtfation  biefer  Unferer  Merbbdrfen  ■aSiDen^meinuna  nicht  weiter  bebürfen, 
wonach  M:  jugieich  <£ure  Unterbebbrben  ju  inOruiren  b<>bt. 
Jöeclin,  ben  17.  Sloperaber  isoi. 

Stuf  @r.  ÄBnigl  SWajeftdt  afler^ndbiqf^m  (Epecittlbefebl. 
grbr.  p.  b.  9l«f.   o.  ©olbbetf. 

3leueu  »rcbiP  S5-  3.  269. 
8)  desetz  »19.  Juli  1833,  tetr.  blt  eaubemieH  von  9üi|»icot|Je«e«  in  eältfirn. 

<S)a  Zweifel  «ntflaitbcn  ftnb  Aber  bie  Qcrforberniffe  btt  SBewetfe«,  baf  auch  Ott 
Im  in  aTfreigcnbcr  i'inie  jut  @ntric^tuni)  von  £aubemten  ober  anbern  bei  SBerer» 
Buna  oon  9?uftifalfrcQen  in  ©cfclefien  üblichen  Abgaben  verpflichtet  {inb,  fo  »ererb» 
tun  SBir,  mit  ftejiebuncj  auf  bat  ©utaebten  Unferer  ©efe$ « ©omnüfjfton  vom  6. 
Januar  1804.  unb  Unfere  £>rber  vom  8.  November  1804.,  beten  ^nbalt  bureb  bie 
SRefcripte  Unfere«  3uflij.9Äinifterium«  vom  28.  3anuar  unb  17.  November  1804. 
«ir  öffentlichen  Äenntniji  gebracht  worben,  nach  bem  Antrage  ttnfereÄ  ©taartmini« 
fteriumi  unb  nach  erforbertem  ®utud)ten  Unfere«  <3toat«raf b« : 

§.  1.  3U>*  ©egrfiiibung  btt  gut<berr(icben  Riecht«,  Saubemien  ober  anbere  bei  ber 
Vererbung  von  tfriflifalfieflen  in  ©cbiefjen  übliche  Abgaben,  oon  @rben  in  abflet» 
genber  ütnie,  forbern  ju  börfen,  fod  in  Ermangelung  eine«  befonbern  WecbMtiteW 
ber  geweift  genügen,  bap  bei  ber  $>cfi$ung,  oon  welcher  bie  Abgabe  getorbert  wirb, 
Wefe  Abgabe  von  2>e«renbenten  in  ben  beiben  fjäütn  entrichtet  worben  ift,  welche 
beut  nun  fireitigen  $aOe  junächfl  vorangegangen  (Inb. 

§.2.  3(1  bie  Abgabe  in  ben  beiben  erwähnten  $äQen  nad)  »erfebtebenen  ©ä^en 
entridjtec  »orben,  fo  »irt  ber  niebngfle  ©af  jur  vorläufigen  Storw  angenommen/ 
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htm  SBerecfcttflten  fcbo<f>  vorbehalten,  bie  58erpfWd}tim<|  be«  S8efF$er*  6er  9lufltfal> 
jrefle  $u  einem  fcöfceren  <5afje  wtoer  benfelben  im  tyrojeffe  auäjufübren. 

§.  3.  $W  gegenwärtige  ©efe$  (oH  in  aßen  no$  nltfct  red^Wfrafttq  entfd)i  ebenen 
Sailen  3nn>enbuna,  ftnben.  ®.  ©.  ©.  194. 

3)  Rescript  u.  12.  Seh'.  1833,  tett.  bie  Hnnwnb&arfeit  Uv  ©wo&n&efMretfte  im* 
Cbfti-vanjen.  (.f.  tur  Gtnleifung  f.  4  im  Wacfttrage.) 

§.  720.  Die  Lehnwaare  muss,  wo  nicht  andere  Bestimmungen  vor- 
handcn  sind,  mit  Zwei  vom  Hundert  des  Kaufgeldes  entrichtet  werden. 

§.  721.  Doch  ist  der  Werth  des  mit  verkauften  Inventarii  von  dem 
Kaufschillinge  in  so  weit  abzurechnen,  als  der  Erbzinsmann  dergleichen, 
bei  der  ersten  Uebernehmung  des  Guts,  von  dem  Erbzinsherrn  nicht 
erhalten  hat;  oder  nicht  aus  irgend  einem  andern  besondern  Rechts- 
grunde zu  dessen  Zurücklassung  bei  dem  Gute  besonders  verpflich- 
tet ist. 

§.  722.  Dagegen  muss,  wenn  "der  Erbzinsmann  ohne  Einwilligung  des 
Obereigenthümers  das  Gut  mit  einer  jährlichen  Abgabe  oder  Grund- 
gerechtigkeit belastet,  und  also  den  Kaufwerth  desselben  vermindert 
hat,  der  Capitalswerlh  einer  solchen  Last  dem  Kaufpreise,  bei  Bestim- 
mung des  Laudemii,  zum  Besten  des  Erbzinsherrn,  beigerechnet  werden. 

§.  723.  Uebernimmt  der  neue  Erbzinsmann  die  auf  dem  Gute  haften- 
den Schulden,  noch  ausser  dem  versprochenen  Kaufgelde:  so  sind  auch 
diese,  ohne  Unterschied :  ob  sie  von  dem  Erbzinsherrn  bewilligt  wor- 
den oder  nicht,  dem  Kaufpreise  bei  Bestimmung  des  Laudemii  zuzu- 
schlagen. 

§.  724-  Wenn  der  Käufer,  ausser  dem  Kaufpreise,  dem  Verkäufer 
noch  andere  einer  Schätzung  nach  Gelde  fähige  Vortheile  bewilligt  hat: 
so  findet  auch  deren  Zurechnung  zu  dem  bedungenen  Kaufgelde,  bei 
Bestimmung  des  Laudemii,  Statt. 

§.  725.  Ist  der  Kaufpreis,  zur  Verkürzung  des  Laudemii,  durch  eine 
Simulation  in  dein  Kaufinstrumente,  zu  niedrig  angegeben  worden:  so 
muss  selbiges  von  der  verschwiegenen  Summe  doppelt  entrichtet  werden. 

§.  726.  Haben  die  Parteien  die  Kaufsumme  in  dem  Instrumente,  zur 
Ausschliessung  des  dem  Erbzinsherrn  zukommenden  Vorkaufsrechts, 
zu  hoch  bestimmt:  so  kann  letzterer  von  diesem  Rechte,  noch  binnen 
zwei  Monaten,  nachdem  die  Simulation  zu  seiner  Wissenschaft  gelangt 
ist,  Gebrauch  machen. 

§.  727.  Geht  das  Gut,  ohne  Bestimmung  eines  Kaufschillings,  ver- 
möge irgend  eines  andern  Rechtsgrundes,  auf  einen  neuen  Erbzinsmann 
Über:  so  wird  die  Lehnwaare  nach  dem  neuesten  Kaufpreise  bestimmt. 

§.  728.  Ist  aber  das  Gut  vorher  niemals,  oder  innerhalb  der  letzten 
dreissig  Jahre  nicht  verkauft,  noch  sonst  dessen  Werth  bestimmt  wor- 
den: so  muss  dasselbe,  bei  ermangelndem  Uebereinkommen  der  Par- 
teien, nach  den  in  der  Provinz  angenommenen  Abschätzungs- Grund- 
sätzen gewürdigt  werden. 

§.  729.  Doch  ist  bei  einer  solchen  Taxe,  so  wie  bei  Lehnen,  nur  auf 
die  niedrigsten  Sätze  und  Preise  Rücksicht  zu  nehmen.  (§.  492.) 

§.  730.  Bei  einer  Veränderung  in  der  Person  des  Obereigenthümers 
findet  die  Entrichtung  einer  Lehnwaare,  in  der  Regel  nicht  Statt. 

§.  73l.  Die  Lehnwaare  ist  der  neue  Besitzer  erst  nach  erfolgter  ge- 
richtlichen Zuschreibung  des  Gutes  zu  entrichten  schuldig. 
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s   §.  732.  Auch  ist  der  neue  Besitzer  in  der  Regel  einen  neuen  Ei  bzins- 
*  brief  zu  lösen  verbunden. 

§.  733.  In  diesem  müssen  die  Zubehörnngen  dies  Guts,  der  Erbzins, 
/  und  die  übrigen  etwanigen  besondern  Verpflichtungen  des  Erbzinsinan- 
nes,  um  die  Verdunkelung  derselben  zu  verhüten,  mit  möglichster  Ge- 
nauigkeit verzeichnet  sein. 

§.  734.  Doch  darf  der  Erbzinsherr  in  dem  Inhalte  der  bisherigen  Erb- 
zinsbriefe,  wider  den  Willen  des  neuen  Erwerbers,  so  wenig  als  bei 
^  Lehnbriefen  etwas  ändern. 

§.  735.  Dagegen  ist  aber  auch  der  Erbzinsherr  die,  auf  den  Grund 
y  der  ältern  Erbziusbriefe,  in  den  neuen  Briefen  verzeichneten  Zubchö- 
rungen  des  Gutes  gegen  den  Erbzinsmann  zu  vertreten  nicht  gehalten. 

§.  736.  Wird  die  Erwerbung,  auch  nach  erfolgter  Zuschreibung,  als 
nichtig  und  unkräftig  wieder  aufgehoben:  so  kann  das  bezahlte  Luude- 
niium  wieder  zurückgefordert  werden. 

§.  737.  Wird  hingegen  der  Streit,  welcher  zwischen  dem  gegenwärti- 
gen Besitzer,  und  dein  vorigen,  oder  auch  einem  Dritten,  über  die  Gül- 
tigkeit der  Erwerbung  entstanden  ist,  dahin  abgemacht,  dass  der  gegen- 
s  wärtige  Besitzer  das  Gut  dem  Ansprechenden  gegen  eine  Abfindung 
überlässt:  so  kann  ersterer  das  gezahlte  Laudcmium  nicht  zurück- 
fordern. 

§.  73$.  Auch  ein  nach  geschehener  Zuschreibung  freiwillig  erfolgen- 
der Rücktritt  der  Contrahenten  wird  als  ein  neues  Kaufsgeschäft  an- 
gesehen. 

§.  739.  Wird  hingegen  ein  vom  Anfange  an  nur  bedingungsweise  ge- 
schlossener Kauf,  durch  den  Eintritt  der  auflösenden  Bedingung  wieder 
rückgängig:  so  muss  die  Lehnwaare  wieder  zurückgegeben  werden..  , 

§.  740.  Wer  vermöge  eines  vorbehaltenen  Wjederkaufrechts  ein  ehe- 
mals besessenes  Erbzinsgut  wieder  an  sich  bringt,  muss  dennoch  das 
Laudemium  entrichten. 

§.  741.  Auch  kann  der  Wiederverkäufer,  wenn  nicht  ein  Anderes 
verabredet  worden,  den  Ersatz  desjenigen  Laudemii,  welches  er  bei 
seiner  Erwerbung  bezahlen  müssen,  von  dem  Wiederkäufer  nicht  fordern. 

§.  742.  Haben  die  Erben  des  letzten  Besitzers  die  Lehnwaare  ge- 
meinschaftlich entrichtet:  so  kann  dieselbe,  bei  einer  nachher  erfolgen- 
den Theilung,  von  demjenigen,  welchem  das  Gut  zugeschrieben  wird, 
nicht  noch  einmal  gefordert  werden. 

§.  743.  Mehreren  Erben  eines  Erbzinsmannes  muss  Ein  Jahr  Zeit 
gelassen  werden,  sich  zu  entschliessen:  ob  sie  das  Gut  ferner  gemein- 
schaftlich besitzen,  oder  dasselbe  einem  von  ihnen,  gegen  Abfindung 
der  übrigen,  zuschlagen  wollen. 

§.  744.  Wenn  sie  aber  auch  innerhalb  dieser  Frist  mit  der  Ausein- 
andersetzung nicht  zu  Stande  kommen  können:  so  kann  ihnen  dazu 
eine  Nachfrist  von  gleicher  Dauer  nicht  versagt  werden. 

§.  745.  Vor  Ablauf  dieser  Frist  kann  der  Obereigenthümer  die  Er- 
ben zur  gemeinschaftlichen  Berichtigung  der  Lehnwaare  nicht  anhalten. 

§.  746.  Ist  hingegen  die  doppelte  Frist  verstrichen;  so  sind  nicht  nur 
die  gemeinschaftlich  besitzenden  Erben  zur  gemeinschaftlichen  Entrich- 
tung der  Lehnwaare  verbunden;  sondern  diese  muss  auch,  wenn  dem- 
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nächst  einer  unter  ihnen  das  Gut  allein  übernimmt,  von  diesem  beson- 
ders berichtigt  werden.  v 

Canon. 

§.  747.  Der  Erbzins  wird  nicht  zur  Vergeltung  der  Nutzungen,  son-^- 
dern  vielmehr  zum  Anerkenntnisse  des  Obereigenthums,  entrichtet. 

§.  748.  Er  kann  in  baarem  Gclde,  oder  auch  in  Naturalien  bestehen. 
§.  749.  Der  Erbzinsmann  Ist  den  Erbzins  zur  bestimmten  Zeit  un- 
weigerlich abzuführen  verbunden. 

§.  750.  Ist  der  Zahlungstermin  im  Erbzinsbriefe  nicht  näher  bestimmt;  y 
so  wird  vermuthetp  dass  der  Zins  jährlich  zwischen  Michaelis  und  Mar- 
tini erlegt  werden  müsse. 

§.  751.  Der  auf  Naturalien  festgesetzte  Zins  muss  jederzeit  in  der  be-  ' 
sten  Sorte  von  Früchten,  welche  auf  dem  Gute  gewonnen  worden,  ent- 
richtet werden. 

§.  752.  Der  Zins  kann  ohne  Einwilligung  beider  Theile  nicht  umge- 
ändert, noch  Geld  statt  Naturalien,  oder  Naturalien  statt  Geldes,  gefor- 
dert oder  entrichtet  werden. 

9$enj(.  »)  Verordnung  v.  16.  SRärs  1811,  iifter  Me  ttfttöfling  ber  Stomataenat)* 
gaben  jrtcr  ürt;  tu  I.  22.  |.  2*8. 

h)  Kdtct  tue  <8ff»rbennd  bei-  eanftfuUur  ü.  14.©e*rtr.  18U  (1.2.)?  w  U  22. 

1.248.  • 

«)  Ordnung  v.  7.  3imi  1821,  toegett  Sibtöfuna  ber  «Dfcnfte,  Natural  *  unb  ©elb< 
(tHUmgcn  von  (Bruiibftürfen  tc.  unb  s 

d)  Ordnung  t>.  13.  311K  1829,  wegen  Wföfung  ber  fteaftaflcn  t>on  ©runbfliiefen 
in  fetn  ?an&e$t(jeilen,  wcldie  tum  .fiöntgrefcö  SBeftotjalen,  @ro§&eriOgr(ium  Sßerg  unb  ju  ben 
franjöfifrttn  {Departement*  geljövt  (jaben;  f.  ju  II.  7.  f.  494. 

§.  753.  So  lange  keine  dergleichen  ausdrückliche  Umänderung  mit 
Bewilligung  beider  Theile  erfolgt  ist,  kann  jeder  derselben  auf  die  ur- 
sprüngliche Art  der  Prästation  zurückgehen;  wenn  gleich  seit  vielen 
Jahren  die  Berichtigung  des  Zinses  in  einer  andern  Art  wäre  geleistet 
und  angenommen  worden. 

§.  754.  Der  Erbzinsmann  darf,  wegen  einer  mit  der  Zinszahlung  in 
keiner  Verbindung  stehenden  Gegenforderung,  den  Zins  nicht  zurück- 
halten. 

§.  755.  Wird  das  Erbzinsgut  von  mehreren  nutzbaren  Eigentümern 
zugleich  besessen:  so  haften  zur  Bezahlung  des  Zinses  Einer  für  Alle 
und  Alle  für  Einen. 

§.756.  Ist  aber  das  Gut,  nebst  den  darauf  haftenden  Pflichten,  mit  f 
Bewilligung  de6  Erbzinsherrn  unter  mehrere  Mitbesitzer  vertheilt:  so 
haftet  Jeder  nur  für  seinen  Antheil. 

§.  757.  Der  einmal  ursprünglich  festgesetzte  Erbzins  kann  unter  kei-  ..  -  - 

nerlei  Vor  wände  erhöhet  werden. 

RtaitMon  *■  Erbtinse. 

§.  758.  Dagegen  ist  aber  auch  der  Erbzinsmann,  wegen  erlittener  Un- 
glücksfälle und  Verlustes  an  den  Nutzungen,  Erlass  am  Zinse  zu  fordern 
nicht  berechtigt. 

§.  759.  Hat  das  Gut,  ohne  Verschulden  des  Besitzers,  in  einem  und 
dem  andern  Jahre  weniger  eingebracht,  als  der  Zins  beträgt:  so  kann 
der  Erbzinsmaun  bloss  Nachsicht  fordern. 

§.  760.  Ein  Gleiches  findet  Statt,  wenn  der  Erbzinsmann  der  schon 
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wirklich  eingesammelten  Früchte  des  Gutes  durch  Zufall  oder  höhere 
Gewalt  gänzlich  beraubt  worden. 

§.761.  Ist  auch  für  solche  ungewöhnliche  Unglücksfälle  aller  Nach- 
sicht im  Vertrage  ausdrücklich  entsagt  worden:  so  hat  es  dabei  sein 
Bewenden. 

§.  762.  Haben  aber  unverschuldeter  Zufall  oder  höhere  Gewalt  den 
Erbzinsmann  ein  oder  mehrere  Jahre  hindurch  völlig  ausser  Staad  ge- 
setzt, sein  nutzbares  Eigenthum  überhaupt  auszuüben:  so  kann  ihm 
für  diese  Zeit  kein  Zins  abgefordert  werden. 

§.  763-  Durch  den  unverschuldeten  gänzlichen  Verlust  oder  Unter- 
gang des  verliehenen  Grundstücks  wird  der  Erbzinsmann  seiner  Ver- 
bindlichkeit zur  Entrichtung  der  Abgabe,  so  weit  dieselbe  zur  Zeit  des 
entstandenen  Unfalls  noch  nicht  versessen  oder  fällig  war,  entledigt. 

§.  764.  War  ein  Gebäude  in  Erbzins  verliehen,  und  wird  dasselbe 
durch  Feuer  oder  andern  Zufall  ganz  vernichtet:  so  wird  der  Erbzins- 
mann von  seiner  Verbindlichkeit  zur  Entrichtung  des  Zinses  frei. 

§.  765.  Dagegen  fällt  aber  auch  der  Bauplatz  dem  Obereigenthümer 
zur  freien  Verfügung  anheim. 

§.  766.  Will  der  Erbzinsmann  von  dem  Platze  zum  Wiederaufbaue 
des  Gebäudes  Gebrauch  machen:  so  muss  ihm  selbiger  dazu  zwar  ge- 
lassen werden ;  er  muss  aber  auch  den  Erbzins  davon  nach  wie  vor  un- 
geschmälert entrichten.* 

§.  767.  Für  die  zum  Wiederaufbaue  erforderliche  Zwischenzeit  kann 
ihm  jedoch  kein  Zins  abgefordert  werden. 

§.  768.  War  dem  Erbzinsmanne  nur  Grund  und  Boden  zum  Aufbaue 
eines  Gebäudes  in  Erbzins  verliehen:  so  wird  durch  die  Vernichtung 
des  Gebäudes  in  seiner  Verbindlichkeit  zur  Entrichtung  des  Zinses  an 
sich  nichts  geändert. 

§.  769.  Doch  kann  er  in  diesem  Falle  zur  Bezahlung  desselben  eine 
verhähnissmässige  Nachsicht  fordern. 

§.  770.  Ist  der  Zins  nicht  von  einem  ganzen  Grundstücke  in  Pausch 
und  Bogen  zu  entrichten;  sondern  von  einzelnen  darunter  begriffenen 
Theilen  oder  Stücken  ein  besonderer  Zins  vorbedungen  worden:  so 
zieht  der  Verlust  oder  Untergang  eines  solchen  Theils  oder  Stücks  die 
Befreiung  von  dem  dafür  zu  erlegenden  Zinse  nach  sich. 

Verlust  des  Erbiinsreehts  durch  Nichtbezahlung  des  Zinses. 

§.  771.  Wer  sich  seiner  Pflicht  gegen  den  Erbzinsherrn,  wegen  Er- 
legung des  Zinses  oder  sonst,  unredlicher  Weise  zu  entziehen  sucht, 
wird  seines  Erbzinsrechts  selbst  verlustig. 

§.  772.  Ein  Gleiches  findet  Statt,  wenn  der  Erbzinsmann  mit  der 
Bezahlung  der  Zinsen  Drei  Jahre  lang  im  Rückstände  bleibt. 

§.  773.  Diese  Dreijährige  Frist  gilt  bei  allen  Erbzinsgülern,  ohne  Un- 
terschied der  persönlichen  Qualität  des  Erbzinsherrn. 

§.  774.  Ist  jedoch  in  dem  Erbzinsbriefe  eine  längere  oder  kürzere 
Frist,  nach  deren  Verlauf  die  versäumte  Zahlung  den  Verlust  des  Rechts 
nach  sich  ziehen  solle,  ausdrücklich  bestimmt:  so  hat  es  dabei  sein  Be- 
wenden. 

§.  775.  Nur  gesetzliche  Entschuldigungsursachen,  (§.  759.  760.)  oder 
Umstände,  die  den  Erbzinsmann  ohne  alles  sein  Verschulden  an  der 
Entrichtung  des  Zinses  verhindert  haben,  können  ihn  gegen  die  nach- 
theiligen Folgen  der  Versäumniss  schützen. 
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§.  776.  Der  Mangel  am  Vermögen  zur  Entrichtung  des  Zinses  kann 
niemals  als  Entschuldigung  gelten. 

§.  777.  Hat  der  Erbzinsherr  Abschlagszahlungen  angenommen:  so  wird 
die  bewirkte  Strafe  für  erlassen  angesehen. 

§i  778.  Ein  Gleiches  findet  Statt,  wenn  der  Erbzinsmann,  auf  die  an 
ihn  ergangene  Privaterinnerung,  den  ganzen  Rückstand  binnen  Vierzehn 
Tagen,  nachdem  ihm  dieselbe  zugekommen  ist,  entrichtet. 

§.  779.  Hat  der  Erbzinsherr,  ohne  dergleichen  Privaterrinnerung,  so-' 
gleich  auf  Einziehung  des  Gutes  geklagt:  so  kann  der  Erbzinsmann  da« 
durch,  dass  er  sofort  nach  eingehändigter  Vorladung,  und  noch  vor  dem 
ersten  Termine,  die  Zahlung  des  Rückstandes  baar  anbietet,  die  Strafe 
der  Versäumniss  abwenden. 

§.  780.  Innerhalb  dieser  Frist  muss  der  Erbzinsherr  auch  von  einem 
Dritten  den  angebotenen  Rückstand  annehmen;  wenn  gleich  dieser 
dazu  mit  keinem  besondern  Auftrage  von  dem  Schuldner  selbst  verse- 
hen wäre. 

§.  781.  Später  hingegen  ist  der  Obereigen thümer  die  angebotene  Zah- 
lung des  Rückstandes  weder  von  dem  Schuldner  selbst,  noch  von  einem 
Dritten,  anzunehmen  verbunden;  sondern  er  kann  auf  die  Einziehung 
des  Gutes  bestehen.  * 

§.  782.  Ist  der  säumige  Erbzinsmann  vor  Anstellung  der  Klage  ver- 
storben :  so  muss  der  Erbzinsherr  seine  Erben  wegen  des  Rückstandes 
erinnern  und  selbigen  annoeb  binnen  Sechs  Wochen  nach  geschehener 
Erinnerung  von  ihnen  annehmen. 

§.  783.  (geschieht  die  Erinnerung  vor  Ablauf  der  gesetzlichen  Ueber- 
legungsfrist;  so  werden  die  Sechs  Wochen  nur  von  dem  Ende  dieser 
Frist  an  gerechnet. 

§.  784.  War  bei  dem  Tode  des  Erbzinsmannes  die  Einziehungsklage 
schon  angestellt;  aber  noch  nicht  rechtskräftig  darüber  erkannt:  so  kön- 
nen die  Erben,  wenn  sie  binnen  Sechs  Wochen  nach  dem  Ablaufe  der 
Uebcrlegungsfrist  die  baare  Zahlung  des  Rückstandes  anbieten,  die  be- 
vorstehende Einziehung  noch  abwenden. 

§.  785.  Ist  der  ObereigenthÜmer,  ohne  sein  Recht  gegen  den  saumi- 
gen Erbzinsmann  geltend  zu  machen,  mit  Tode  abgegangen :  so  kann 
dasselbe  dennoch  von  seinen  Erben  ausgeübt  werden. 

§.  786.  Minderjährige  und  Andere,  denen  die  Gesetze  die  eigene  Ver- 
waltung ihres  Vermögens  versagen,  gehen  durch  die  von  ihren  Vormün- 
dern oder  Administratoren  verabsäumte  Zinszahlung  ihres  Rechts  noch 
nicht  verlustig. 

§.  787.  Vielmehr  kann  in  einem  solchen  Falle  der  Erbzinsherr  nur 
auf  Bezahlung  des  Rückstandes,  nebst  Verzögerungszinsen,  und  auf  Be- 
strafung des  säumigen  Verwalters  antragen. 

§.  788.  Ein  Gleiches  findet  Statt,  wenn  von  mehreren  Mitbesitzern 
ein  gemeinschaftlicher  Lehnsträger  mit  Einwilligung  des  Erbzinsherrn 
bestellt  worden. 

§.  789-  Auch  kann  in  diesem  Falle  der  Erbzinsherr  zugleich  die  Be- 
stellung eines  andern  Lehnsträgers  verlangen. 

§.  790.  Ist  das  nutzbare  Eigenthum,  nebst  der  Verbindlichkeit  zur 
Zinszahlung,  mit  Bewilligung  des  ObereigenthÜmer«,  unter  mehrere  Be- 

ttfennropff  2Ulg.  t*nbttd)t  IL  26 


Digitized  by  Google 


40«  (grflet  St&fH-  ©Winter  XittL  §.791. 


sitzer  verfheilt:  so  trifft  der  Verlust  des  Rechts  den  säumigen  Mitbesitzer 
nur  für  seinen  Anlheil. 

§.791.  Der  Obereigenthümer,  welcher  das  Gut  einzieht,  muss  dem 
gewesenen  Erbzinsinanne  das  bei  Uebernehmung  etwa  gezahlte  An« 
geld,  nicht  aber  die  Lehnwaare,  zurückgeben;  und  demselben.,  wegen 
der  gemachten  Verbesserungen,  gleich  einem  redlichen  Besitzer,  gerecht 
werden. 

§.  792.  Auch  in  Ansehung  der  Verringerungen  findet  eben  das  Ver- 
hältniss,  wie  zwischen  dem  Eigentümer  und  einem  redlichen  Besitzer, 
Statt. 

§.  793.  Hat  aber  der  Erbzinsmann  sich  nicht  bloss  einer  Vernachläs- 
sigung seiner  Pflichten  schuldig  gemacht,  sondern  denselben  vorsätzlich 
zuwider  gehandelt:  so  wird  er  von  dem  Zeitpunkte  an,  wo  er  einen  sol- 
chen Vorsatz  geäussert  hat,  auch  in  Ansehung  der  Verbesserungen  und 
Verschlimmerungen,  als  unredlicher  Besitzer  angesehen. 

Verlust  des  Erbtini  recht*  -durch  schlechte  Verwaltung. 

§.  794.  Hat  der  Erbzinsmann  das  Gut  dergestalt  unwirtschaftlich 
verwaltet,  oder  vernachlässigt,  dass  die  darauf  haftenden  Lasten  von  den 
Einkünften  nicht  mehr  bestritten  werden  können:  so  ist  der  Obereigen- 
thümer solches  einzuziehen  berechtigt. 

§.  795.  Hat  der  Erbzinsmann  das  Gut  dergestalt  ruinirt,  dass  der 
Obereigenthümer  von  seinem  Rechte,  selbiges  ^einzuziehen,  keinen  Ge- 
brauch machen  will,  und  kann  kein  anderer  Uebernehmer  auf  die  bis- 
herigen Bedingungen  gefunden  werden:  so  haftet  das  übrige  Vermögen 
des  Erbzinsmannes,  sowohl  für  die  Kosten  der  Wiederherstellung,  als 
für  den  am  Zinse  in  der  Zwischenzeit  sich  ereignenden  Ausfall. 

§.  796.  Doch  geniesst  der  Eibzinsherr,  dieser  Ansprüche  halber,  in 
dem  übrigen  Vermögen  des  Schuldners  kein  besonderes  Vorrecht. 

§.  797.  Fängt  der  Erbzinsmann  an,  durch  schlechte  Wirthschaft  und 
Vernachlässigung  das  Gut  zu  ruiniren :  so  ist  der  Obereigenthümer  be- 
rechtiget, darauf  anzutragen,  dass  ihm  in  seinen  Verfügungen  gericht- 
lich Schranken  gesetzt;  oder  er  zur  Sicherheitsbestellung  gegen  die  an- 
drohende Verwüstung  des  Gutes  angehalten  werde. 

§.  798.  Kann  der  Erbzinsmann  keine  annehmliche  Sicherheit  bestel- 
len ,  und  fahrt  derselbe,  der  ergangenen  gerichtlichen  Verfügungen  un- 
geachtet, in  seiner  schlechten  Verwaltung  fort:  so  hat  der  Obereigen- 
thümer das  Recht,  auf  die  Einziehung  des  Gutes,  noch  vor  dem  gänzli- 
chen Verfalle  desselben,  anzutragen. 

darch  Confi«c«tio«. 

§.  799.  Hat  der  Erbzinsmann  sein  Vermögen  an  den  Fiskus  verwirkt, 
oder  ist  dasselbe  durch  seinen  unbeerbten  Abgang  ein  herrenloses  Gut 
geworden:  so  fällt  das  Erbzinsgut  an  den  Obereigenthümer  zurück. 

§.  S00.  Doch  muss  dieser  alsdann  den  auf  das  Gut,  auch  ohne  seinen 
Consens,  eingetragenen  Gläubigern  gerecht  werden. 

§.  801.  Eben  so  muss  er  dem  Fiskus  für  die  Verbesserungskosten, 
und  das  etwa  erhaltene  Angeld,  nach  §.791.  Vergütung  leisten. 

§.  802.  Gründet  sich  der  Anfall  auf  ein  von  dem  Eibzinsmanne  be- 
gangenes, die  Vcrmögcnsconfiscalion  nach  sich  ziehendes  Verbrechen; 
so  bleiben  dem  Fiskus  die  Einkünfte  des  Gutes,  so  lange  der  Verbre- 
cher noch  am  Leben  ist. 
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dortk  Vwhwng  4»  Gute«, 

§.  803.  Hat  ausser  diesem  Falle  der  Erbzinsroann  das  Gut  gänzlich 
▼erlassen:  so  ist  der  Obereigenthümer,  nach  fruchtlos  erfolgter,  allen- 
falls öffentlicher,  Aufforderung  desselben,  auf  die  Einziehung  des  Gutes 
anzutragen  berechtiget. 

§.  804.  Auch  in  diesem  Falle  finden,  wegen  der  den  Erben  oder  Gläu- 
bigern des  Erbzinsmannes ,  oder  dem  Fisko  zu  leistenden  Vergütungen, 
die  Vorschriften  des  §.  791.  Anwendung. 

§.  805.  Dagegen  ist  alsdann  der  Obereigenthümer  nur  die  mit  seiner 
Bewilligung  auf  das  Gut  eingetragenen  Schulden  anzuerkennen  ver- 
bunden. 

dnreh  Entsagung, 

§.  806.  Entsagt  der  Erbzinsmann  seinem  Rechte  freiwiltig:  so  fällt 
das  Gut  an  den  Obereigenthümer  zurück. 

1  §.  807.  Doch  ist  eine  solche  Entsagung,  in  allen  Fällen,  zum  Nach- 
theile der  ohne  Cooscns  des  Obereigenthümers  auf  das  Gut  versicher- 
ten Gläubiger;  und  zum  Nachtheile  der  Gläubiger  des  Erbzinsmannes 
überhaupt,  in  denjenigen  Fällen  ungültig,  in  welchen  die  Gesetze  die 
zum  Schaden  der  Gläubiger  unternommenen  Handlungen  eines  Ver- 
schuldeten für  unwirksam  erklären. 

§.  808*  Dagegen  kann  aber  auch  der  Obereigenthümer  die  Entsagung 
anzunehmen,  wider  seinen  Willen  nicht  genöthigt  werden. 

durch  Ablauf  der  Zeit. 

% 

§.  809.  Läuft  die  Zeit  ab,  oder  erlöschen  die  Geschlcchtsfolgen ,  auf 
welche  das  Erbzinsgut  nur  verliehen  worden :  so  erledigt  sich  das  Gut 
von  selbst  an  den  Obereigenthümer. 

§.  810.  Die  Auseinandersetzung  zwischen  diesem  und  dem  letzten 
Erbzinsmanne,  oder  dessen  Erben,  in  Ansehung  der  Verbesserungen, 
Verringerungen,  und  Nutzungen,  erfolgt  alsdann  durchgehends  nach 
den  beim  Niessbrauche  vorgeschriebenen  Grundsätzen.  (Tit.  21.  Absch.l.) 

§.811.  Der  Obereigenthümer  ist  alsdann  nur  die  mit  seiner  Einwilli- 
gung auf  das  Gut  versicherten  Schulden  zu  übernehmen  verpflichtet.  , 

durch  Verjährung. 

§.  812.  Wie  die  Befreiung  von  der  Erbzinsverbindlichkeit  durch  Ver- 
jährung erworben  werden;  oder  das  Recht,  rückständige  Zinsgefälle  oder 
Laudcmien  zu  fordern,  durch  Verjährung  erlöschen  könne,  ist  nach  den 
bei  Lehnen  vorgeschriebenen  Grundsätzen  zu  beurtheilen. 

Von  blossen  ZinsgUtem. 

§•813.  Daraus,  dass  auf  einem  Gute,  dessen  volles  Eigenthum  dem 
Besitzer  zustehet,  ein  beständiger  und  unablöslicher  Zins  haftet,  folgen, 
ausser  der  Befugniss  des  Zinsberechtigten,  sich  deshalb  an  das  Gut  und 
jeden  Besitzer  desselben  zu  halten,  weiter  keine  besondere  Verhältnisse 
zwischen  ihm  und  dem  Gutsbesitzer. 

§.  814.  Vielmehr  wird  ein  solcher  Zinsberechtigter  Überall  nur  einem 
andern  Realgläubiger  gleich  geachtet,  und  geniesst  im  Concurse  Über 
das  Vermögen  des  Schuldners,  das  nach  der  verschiedenen  Beschaffen- 
heit des  Zinses  in  der  Concursordnung  näher  bestimmte  Vorrecht. 

§.  815.  Wenn  aber  erhellet,  dass  das  Eigenthum  des  Gutes  dem  Be- 
sitzer, oder  dessen  Vorfahren,  von  dem  Zinsberechtigten,  oder  dessen 
Vorfahren,  unter  Vorbehalt  des  Zinses  ursprünglich  verliehen  worden: 

26* 
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so  hat  ein  solcher  vorbehaltener  Zins  mit  dem  im  gegenwärtigen  Ab- 
schnitte beschriebenen  Erbzinsc  in  der  Regel  gleiche  Rechte.  (§.747  sqq.)7 
§.816.  Auch  muss  von  einem  solchen  Zinsgute  bei  Besitzveränderun- 
gen, das  Laudemium  eben  so,  wie  von  einem  Erbzinsgute ,  entrichtet 
werden. 

§.  817.  Die  übrigen  gesetzlichen  Bestimmungen  hingegen,  welche  bei 
Erbzinsgütern  aus  dem,  dem  Erbzinsherrn  zustehenden  Obereigen thume 
fliessen,  linden  bei  Gütern,  deren  volles  Eigcntlium  nur  unter  dem  Vor- 
behalte eines  Zinses  verliehen  worden,  nicht  Anwendung. 

§«  818*  Insonderheit  können  dergleichen  Güter,  wegen  verabsäumter 
Entrichtung  des  Zinses,  und  wegen  der  übrigen  §.  794.  sqq.  angeführten 
Ursachen,  von  dem  Zinsberechtigten  nicht  eingezogen  werden. 

§.  819«  Die  näheren  Bestimmungen  wegen  solcher  Zinsgüter,  bei  wel- 
chen kein  getheiltes  Eigenthum  anzutreffen  ist,  bleiben  den  Provinzial- 
gesetzen  vorbehalten. 

Neunzehnter  Titel. 

Von  dinglichen  und  persönlichen  Rechten  auf 
fremdes  Eigenthum  Oberhaupt. 

§.  1.  Das  Eigenthum  einer  Sache  oder  eines  Rechts  kann  durch  Be- 
fugnisse, die  einem  Andern  in  Beziehung  auf  dieselben  zukommen,  ein- 
geschränkt und  belastet  werden. 

§.  %  Persönliche  Rechte  zu  einer  fremden  Sache  äussern  ihre  Wir- 
kung auf  dieselbe  nur  so  lange,  als  die  Sache  sich  noch  im  Besitze  des 
persönlich  Verpflichteten  befindet. 

3.  Ist  die  Sache,  zu  welcher  Jemanden  ein  bloss  persönliches  Recht 
zustand,  an  einen  Dritteu  veräussert  worden;  und  dieser  hat  die  per- 
sönliche Pflicht  des  vorigen  Besitzers  nicht  mit  übernommen:  so  ist  der 
persönlich  Berechtigte  in  der  Regel  nur  von  seinem  Schuldner  Schad- 
loshaltung  zu  fordern  befugt. 

§.  4.  Wenn  also  zwei  oderv  mehrere  zu  einer  und  eben  derselben 
Sache  von  dem  Besitzer  derselben  ein  persönliches  Recht  erlangt  hat- 
ten: so  schliesst  zwar  derjenige,  dessen  persönliches  Recht  durdh  die 
Einräumung  des  Besitzes  in  «in  dingliches  übergegangen  ist,  den  an- 
dern aus; 

§.  5.  Kamraber  der  Besitznehmcr  überführt  werden,  dass  ihm  das  zu 
derselben  Sache  erlangte  persönliche  Recht  des  andern  zur  Zeit  der 
Besitzergreifung  schon  bekannt  gewesen  sei:  so  kann  er  sich  seines 
durch  die  Uebergabe  entstandenen  dinglichen  Rechts  gegen  denselben 
nicht  bedienen. 

{j.  6.  Vielmehr  muss  -zwischen  ihnen  die  Frage:  welchen  von  beiden 
durch  die  Einräumung  des  Besitzes  ein  dingliches  Recht  beizulegen  sei? 
lediglich  nach  der  Beschaffenheit  ihres  beiderseitigen  persönlichen  Rechts 
zur  Sache  entschieden  werden. 

§.  7.  Die  aus  dinglichen  Rechten  auf  fremde  Sachen  -entstehenden 
Verpflichtungen  muss  in  der  Regel  jeder  Besitzer  derselben  anerkennen. 
(Tit  2.  §.  137.  sqq.) 

§.  8.  Ist  aber  der  Besitzer  der  Sache  nicht  zugleich  persönlich  ver- 
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pflichtet;  so  dauert  seine  Verbindlichheit  nur  so  lange,  als  et*  sich  in 
dem  Besitze  der  verpflichteten  Sache  befindet. 

§.  9.  Der  Eigenthümer  kann  in  seiner  Verfügung,  sowohl  über  die 
Substanz,  als  über  den  Gebrauch  und  die  Nutzung  seiner  Sache,  durch 
dergleichen  fremde  Rechte  eingeschränkt  sein. 

§.  10.  Ein  Rechtsstreit,  durch  welchen  die  Richtigkeit  eines  dingli- 
chen Rechts  auf  die  Substanz  einer  fremden  Sache  ousgemiftelt  werden 
soll,  kann  nur  mit  dem  Eigentümer  oder  vollständigen  Besitzer  dersel- 
ben gültig  verhandelt  werden. 

§.  ]  1.  Bei  getheiltem  Eigenthume  ist  ein.  solcher  mit  dem  Untereigen- 
thümer  allein  geführter  Rechtsstreit,  gegen  den  Obereigenlhümer,  ünd  so 
umgekehrt,  von  keiner  Wirkung. 

§.  12.  Bei  näherer  Bestimmung  der  Rechte  auf  fremdes  Eigenthum 
muss  zuvörderst  auf  den  Inhalt  der  Willenserklärungen,  wodurch  sie 
bestellt  worden;  hiernächst  aber  auf  die  Natur  und  den  Zweck  des  Ge- 
schäftes, und  die  darüber  ergangenen  geselzlichen  Vorschriften  gesehen 
werden. 

§.  13.  Dagegen  geben,  bei  dergleichen  Rechten,  die  unmittelbar  aus 
dem  Gesetze  entstehen,  nur  diese  Vorschriften  den  Bestimmungsgrund 
an  die  Hand,  so  weit  sie  durch  gültige  Willenserklärungen  nicht  aus- 
drücklich geändert  sind. 

§.  14.  Einschränkungen  und  Belastungen  des  Eigenthums  werden 
niemals  vermuthet. 

§.15.  Ist  das  Dasein  einer  Einschränkung  klar;  die  Art  derselben 
aber  streitig  und  zweifelhaft:  so  findet  die  Vermuthung  für  diejenige 
Art  der  Einschränkung  Statt,  welche  dem  Eigenthümer  am  wenigsten 
lästig  ist. 

§.16-  Ist  es  also  zweifelhaft:  ob  der  Verpflichtete  in  seiner  Sache 
etwas  zu  thun,  oder  nur  etwas  zu  dulden  verpflichtet  sei,  so  wird  letz- 
teres angenommen. 

§.  17.  Auch  wenn  die  Art  und  Gattung  des  Rechts  auf  eine  fremde 
Sache  an  sich  bestimmt  ist,  muss  dennoch  dasselbe,  im  zweifelhaften 
Falle,  so  viel  es  seine  Natur  und  der  ausdrücklich  erklärte  Zweck  sei- 
ner Bestimmung  zulassen,  zum  Besten  des  Eigentümers  eingeschränkt 
werden. 

§.  18-  Doch  ist  dabei  dahin  zu  sehen,  dass  der  Berechtigte  an  dem 
nützlichen  Gebrauche  seines  Rechts  nicht  gehindert;  oder  ihm  dasselbe 
gar  vereitelt  werde. 

§.  19.  Der  Eigenthümer  kann  also  das  dem  Einen  eingeräumte  ding- 
liche Recht  einem  Zweiten  nur  in  so  fern  zugestehen,  als  es  ohne  Nach- 
theil des  zuerst  Berechtigten  geschehen  kann. 

§.  20.  Kann  das  Recht,  mit  gleicher  Wirkung  für  den  Berechtigten, 
auf  mehr  als  eine  Art  ausgeübt  werden :  so  ist  allemal  diejenige  zu  wäh- 
len, welche  dem  Eigenthümer  am  wenigsten  lästig  oder  nachtheilig  ist. 

§.  21.  Ungewöhnliche  dem  Eigenthümer  zur  Beschwerde  gereichende 
Arten  der  Ausübung  kann  der  Berechtigte  sich  ohne  Einwilligung  des 
Eigenthümers,  oder  einen  andern  besonderen  Rechtsgrund,  nicht  an- 
lassen. 

§.  22.  Rechte,  welche  nur  zur  Nolhdurft  einer  bestimmten  Person 
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oder  Sache  bewilligt  worden,  können  auf  andere  Personen  oder  Sachen 
einseitig  nicht  übertragen  werden. 

§.23.  Ist  dergleichen  Einschränkung  nicht  vorhanden :  so  hängt  die 
Uebertraguug  eines  solchen  Rechts  von  dem  Guibeiinden  des  Berech- 
tigten in  so  weit  ab,  als  die  Verpflichtung  und  Belastung  des  Eigentü- 
mers dadurch  nicht  vergrössert  oder  erschwert  wird. 

§.  24.  Sind  Rechte  in  Ansehung  einer  fremden  Sache  Jemanden  zum 
Gebrauch  nach  seiner  Nothdurft  eingeräumt  worden:  so  ist  allemal  auf 
die  zur  Zeit  der  Einräumung  vorgewalteten  Umstände  Rücksicht  zu 
nehmen. 

§.  25.  Durch  bloss  willkührliche  in  dem  vorhergehenden  Zustande 
nicht  gegründete  Veränderungen  der  persönlichen  Umstände  des  Be- 
rechtigten, darf  also  die  Last  des  Verpflichteten  nicht  erschweret  werden. 

§.  26.  Auf  Rechte,  die  Jemanden  zu  seiner  persönlichen  Nothdurft 
eingeräumt  worden,  haben  seine  Hausgenossen  für  ihre  Personen  kei- 
nen Anspruch. 

§.  27.  Ist  aber  das  Recht  einer  Familie  beigelegt,  so  nehmen  auch  die 
in  der  Folge  hinzukommenden  Mitglieder  derselben  daran  Theil. 

§.  28.  Ist  Jemanden  dergleichen  Recht  zu  seiner  Nothdurft,  ohne 
weitere  Bestimmung,  als  ein  Theil  seiner  Besoldung  eingeräumet:  so  ist 
anzunehmen,  dass  ihm  dasselbe  für  sich  und  seine  Familie  mit  Inbegriff 
seines  Gesindes,  so  lange  er  im  Amte  steht,  zukomme. 

§.  29.  Rechte  auf  fremde  Sachen  erlöschen  in  der  Regel  mittelst  der 
Verjährung  durch  blossen  Nichtgebrauch. 

§.  30.  Durch  freiwillige  Entsagung  auf  den  Gebrauch  seines  Rechts 
wird  der  Berechtigte  von  seiner  dagegen  übernommenen  Verbindlich- 
keil nicht  frei. 

§.  31.  Wird  er  aber  ohne  sein  Zulhun  ausser  Stand  gesetzt,  sich  sei- 
nes Rechts  ferner  zu  bedienen:  so  befreit  ihn  dieses  auch  von  der  da- 
gegen übernommenen  Verbindlichkeit. 

§.  32.  So  lange  Jemand  die  Verbindlichkeit,  gegen  welche  ihm  ein 
Recht  auf  eine  fremde  Sache  eingeräumt  worden,  erfüllt,  kann  keine 
Verjährung  wider  ihn  anfangen,  wenn  er  auch  von  seinem  Rechte  kei- 
nen Gebrauch  gemacht  hälfe. 

§.  33.  Rechte  auf  und  zu  fremden  Sachen  erlöschen,  wenn  das  Recht 
desjenigen,  welcher  sie  bestellt  hat,  aufhört;  und  die  Sache  an  einen 
Andern  fällt,  der  auf  selbige,  schon  vor  der  Einräumung  jener  Befug- 
nisse, einen  gegründeten  Anspruch  hatte. 

Zwanzigster  Titel. 

Von  dem  Rechte  auf  die  Substanz  einer  fremden 

Sache. 

.  Erster  Abschnitt* 

Vom  Reclite  des  Unterpfandes. 

Begriff. 

§.  1.  Das  dingliche  Recht,  welches  Jemanden  auf  eine  fremde  Sache 
zur  Sicherheit  seiner  Forderung  eingeräumet  worden,  und  vermöge  des- 

- 
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sen  er  seine  Befriedigung,  selbst  aus  der  Substanz  dieser  Sache  verlan- 
gen kann,  wird  ein  Unterpfandsrecht  genannt. 

Titel  mim  Pfandrechte. 

§.  2.  Das  Recht,  die  Bestellung  einer  solchen  Sicherheit  zu  fordern, 
kann  durch  Willenserklärungen  und  Gesetze  begründet  werden. 

§.  3.  Welchen  Forderungen  die  Gesetze  unmittelbar  das  Recht  bei- 
legen, dass  der  Gläubiger,  auch  ohne  besondere  Einwilligung  des  Schuld- 
ners, auf  die  Bestellung  eines  Unterpfand  rechts  dafür  antragen  könne, 
•  ist  bei  den  verschiedenen  Geschäften,  woraus  diese  Forderungen  ent- 
stehen, im  Landrechte  bestimmt» 

1)  mm  bei  gefeeUdjen  WanbredW  US  Stfcu«  in  bem  S5erm&ae»  ber  jraffttwfciagftita* 
mt>  ©omainenbenrntett;  f.  tu  IL  14.  |.  65. 

2)  Reskript  ».  4.«0?ai  1814,  betr.  b<tf  aefeeKcoe  Wanbrertt  be*  SWcu<  in  btra  SSer* 
mögen  btljeniaen,  mit  weltfern  er  conti-aDtrt  hat. 

Da*  Ä&nigl.  £>.  ß.  ©er.  oon  ber  «fteumar?  oerlangt  in  feinem  93erid)t  oom 
16.  2Hdrj  b.  3./  betreffend  bie  Sorbrrung  br*  gi0ci  an  ben  ßanbratb  9t.  wegen 
erfaur'tec  (Jaoafleric» *))ferbe,  barübcr  befcbiebcn  ju  werben/ 

ob  bcm  giöco  in  bem  Skrmfcqen  berjenigen,  mit  wetzen  er  contra&irt  paf/ 
ein  gefefclid)e0  «Pfanbrccbt  nitiebe? 

Diefe  grage  tft,  ungeachtet  ber  Dagegen  erbobenen  3n>eifel,  atkrblng*  tu  be* 
jaben.  Denn  nenn  gleich  ba0  91.  8.  9t-  in  ber  hierher  g.-boriqen  Stelle  Xb.  II. 
Sit.  14.  §.  66.  fict)  nicht  bc0  tobrtlichen  Stusbrucfff:  grfe$ltebc0  $fanbrect)t/ 
bebient/  fonbern  nur  von  einem  in  ben  (gefe&cn  beftimmten  Vorrecht  ber  oter* 
ten  Älaffe  rebrt,  fo  gebt  boeb  aus  ber  3ufammenbaltung  biefer  @teOe  mit  an« 
*ern,  bie  Vorrechte  be*  giöci  beftimmenben  23orfdmftrn  bie  roabre  Slbftrbt  betf 
(SJefeb^eberß  ganj  fiberjeuaenb  beroor.  @o  ttf  ben  ©tmtt*  -  Gaffen  in  Siiwbung 
ber  fuirten  befldnbtgen  Abgaben/  bem  ganten  nach/  ebenfalls  fein  gefefc  liebe* 
5>fan brecht/  fonbern  nur  etn,  in  bem  §.  65  a.  a.  D-/  mit  ^e^ebung  auf  bte 
Gom-urg*  Drbnunq ,  beßimmte*  93orAUg0recbt  eingeräumt,  bie  SBirfung  biefe* 
fßorjuq5"rect)iÄ  aber  bcft.-bt  barin,  ba§  bie  imeitdbriaen  SRueftfdnbe,  nach  §■  356. 
Xb.  L  Xif .  50.  ber  91.  ©.  O.  /  fe!  brt  ben  bnpotbefartfehen  ©Idubtqern  porgeben, 
unb  ba{j  bte  mebr  nie  jroeijdbrigen  SRfttfftdnbe,  nenn  nicht  gi0eu0  folebe  /  rote  Ibm 
freigebt,  auf  bie  ©runb»lücfe  bat  eintragen  laffen,  unmittelbar  nad)  ben  bnpo« 
tbcfariicben  ©Idubigern,  in  bie  oierte  Älaffe  loci«  »erben. 
».  ©  0.  Xb.  I.  Xit  50.  §.  J<>5. 

Buch  in  bem  Vermögen  ber  Gaffen*  Erbten  ten,  Domalnen*  Beamten  unb  ?pJcf>* 
t«r  iö  bem  Staate,  nad)  §  45.  Xb.  IL  Xit.  14.  nicht  w&rtlicb  ein  gefehlt* 
d)e*  «Pfanbrecbt,  fonbern  ein,  in  ber @oncur0» Orbnung  ndber  beffimmte0,  ge* 
fe&liet)e0  93or$uaßrecbt  beigelegt,  n>elcbe0  ober  gleichfalls  bie  tfSIrfung  bat/ 
ba§  bie  Defeete  foleber  Beamten  unb  «pdd>tcr  tbeitä  in  ber  stoeiten ,  tbei(0  in 
ber  vierten  ÄlaflTe/  infofern  feine  bfffere  (Sicherheit  burd)  «Pfanb  ober  gintrnqung 
befleflt  roorben/  angelegt  roerben  müiTen/  roobet  jebod)  ben  itfeb&rbcn  in  ber  De* 
fiqration  oom  18.  »orit  I80i  jur  beionbern  Pflicht  qemneht  irt,  baför  \u  forgen, 
ba§  bie  Stechte  be*  giöci  in  bem  fccpotbcfenbucbe  ö^bbrig  oermerft  roerben. 

Den  gorberungen  be*  $i$cir  welche  au0  einem  mit  bem  ©emeinfdjulbner  ge* 
fd)lofiVnen  gontraet  entiprinaen,  tö  in  ber  91  @.  D.  Xb.  I.  Xit.  59-  §•  400.  ein 
ganji  gleiches  qefeblidies  ^or|ug0red>t/  tote  ben  mebr  ali  tfveitdbrigen  diöctfidn* 
ben  lanbee herrlicher  Übgaben  unb  ben  Defeetcn  ber  Domainen^dchter/  |ugefpro-- 
then.  5bnen  gebt'tbrt  ebenfaflö  unmittelbar  nach  ben  bt)ootbe!ari«d)en  ©Idübtqern 
ein  <J)lnn  in  ber  oierten  ÄtafTe/  unb  nach  §  429.  felbti  ber  23orjug  oor  allen 
übrigen  in  biefer  älaffe  eoneurrtrenben  ©(dubigern,  infonberbeit  oor  ber  (Sbrfrau 
§.  406.  unb  ben  «Pflegebefohlenen  §.  42t  /  beren  aeü^licbeö  «Pfanbred)t/  nebfi  ber 
S3efuant§/  ihre  gorberungen/  aud)  obne  bie  (Sintoilltgung  bed  @chulbner0/  ein« 
tragen  |U  laffen/  feinen  3it>eifel  leibet.  (£0  folat  hieraus  febr  fiar,  baf  fca0  bem 
gt0co  roegen  ber  au0  ^ontracten  herrubrenben  Sorberungen  iufommenbe  Vorrecht 
nicht  meniger  für  ein  gefr$lid)c0  ^faubrecht  gead)tet  roerben  mu§,  roic  ba0  ben 
jmcijdbrigen  Stücffidnben  lanbe0berrlid)er  Slbgaben ,  ben  Defccten  ber  Domatnen» 
<J)dd)ter/  bem  ^ingebrad)ten  bec  %ht\xmtxi,  bem  Sßermbgett  ber  ^flegcbefoblenen 
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jc.  beigelegte  Sorjugsrecbt,  womit  aucb  bie  ».  ©.  £>.  Xb-  I.  Xit.  51.  §.  12. 

übereinftimmt. 

Ja  bem  geaenwdrtigen  Sali  ift  burd)  ba*  qerid>f Iid>e  $rotofou*  vom  31.  2ttdrj 
1808  nacbgeroiefen,  ba|  ter  91.  bem  gifco  675  SRtblr.  16  ©r.  für  erfaufte  GFa« 
tiiUerif  «flferbe  fduilbig  geworben  ttf.  Die  5öorfct>rift  beS  Ü.  8.  SR.  Xb-  I.  Xtt, 
20.  §•  4oo.,  wonach  berjenige,  für  beffen  gorberung  burd)  baS  ©efefc  ein  aUge« 
meine?  $fanbrecbt  begrünbet  ift,  oas  Sflccbr  bat,  bie  ©iutragung  auf  bie^mmo* 
bilien  bes  Verpflichteten  §u  oerlangen/  irt  alio  hier  unbebenflid)  anjuwenben,  unb 
bat  bemnacb  bas  Kollegium  bie  von  ber  (General  *  Verwaltung  beS  Waffen  --  unb 
SRecbnungsweienS  nacbgefucbteßintragung,  nach  erfolqter  *probuction  beS  Drtgi* 
!ta(*<protofoQ0  vom  31.  ü/iar*  1808/  obne  Idngern  Sfufcntbalt  ju  oerfügen. 

v.  &  3.  ®.  3.  273. 

3)  Rescripte  p.  25.9iprff  unb  1 8.  com  1834,  baß  bureh  bie  SSerorbnuna  o.  4.gj}ärj 
1834  tic  ttcfeflfffl  ber  ©lautier,  Weidjen  ein  gefe&licoer  Xitel  jum  Wanörecht  juftept,  nidjt 
aufgehoben  finb. 

granffurt  a.  £>./  ben  16.  9fpril  1834.  ©efud)  um  Defloration  beS  $.22.  bet 
Serorbnung  oom  4.  aJidrj  b.  3-  übet  ben  eubpaftationS*  unb  Jiaufgclber*£iqut* 
batlons^rojef. 

,  Durch  ben  §.  22.  ber  neben  bemerften  bfccbö  wobttbdtige»  unb  mit  ber  banf* 
bartfen  Bnerfenmmg  aufgenommenen  Serorbnung  ftnb  Pie  Vorfchriften  ber  5>ro» 
jegorbnung  Xit.  5t  §.  2—50.  oom  ßiquibationS«  *projeffe  über  ©runbtfücfe  ober 
beren  ftaufqelber  aufgeboben  roorben. 

Unter  ben  bier  aufgebobenen  «Borfcbriften  beftnbet  jtd)  nun  aber  aud)  ber§.  12., 
welcher  eine  ber  rotchtigflcn,  Pie  Xbeorie  beS  «JJfanbrecbtS  ergdnjenben  unb  erldu* 
ternben  SÖetfimmungei!  rntbdlt,  inbem  er  feflfefct,  ba§  bie  im  Ö.  2-  SR.  Xb.  1* 
Sit.  20.  §.  2.,  3.,  4.  unb  5.  unb  in  ber  $ro&cgorbnung  Sit.  50.  §.  395  —  422./ 
§.424.,  425.,  426.,  §.430  — 454.  genannten  (öldubiger  einen  rechtsgültigen  Xitel 
|um  «Pfanb  rechte  baben  unb  ibre  Sorberungen,  aucf)  0bne  befonbere  gin  Willi* 
gung  Dctf  <2d)ulbners,  auf  Pcffen  ©runfcftücfe  eintragen  gu  laffen  befugt  fein  \qU 
Un.   (oergletcbe  iRefcr.  Pom  4.  €Dlai  I8t4  in  ben  3brb.  25.  3.  @.  273.) 

2Bir  fbnnen  nicht  annehmen,  bafj  es  bie  Slbftcht  beS  neuen  ©efe&eö  gewefett 
ill,  hierin  etwas  abjudnbern,  unb  «war  um  fo  weniger,  ba  bie  Serorbnung  über 
bie  (ggefution  ,n  Qipjifacben  pon  bemtelben  Xage  §.  15./  16./  22.  jene  Xbeorie 
nod)  Weiter  ausbcbnt  unb  felbft  ben  in  flftioforberungen,  ©cbalteabjüqe  ic.  ein« 
getoiefenen,  fo  wie  ben  »um  Antrage  auf  <£gefution  berechtigten  (mit  einem  pig- 
nus  praetorium  vel  jadicale  ocrfebeiien)  ©idubigern  einen  Xitel  jum  «Pfanbrecbte 
beilegt,  unb  fte  berechtigt/  auch  Pbne  (EinwiQigung  bed  echulbnerg,  bie  eintra« 
gung  ihrer  gorberungen  auf  beffen  unbewegliches  iSigentbum  nachjufuchen. 

Du  Vonchrift  bes  §.  12.  Xir.  51.  geb&ct  nun  {war  nicht  fowobl  in  bie  $ro« 
}e§orbnung,  aiS  oieimebr  in  bie  8ebre  Pom  <Pfanbrechte,  biefe  entpdlt  aber  barü* 
ber  nichts  au§er  ben  aOgemetnen  ^eßimmungen  ber  §§.  2  —  5./  §.  400.  Xit.  20., 
§.  3y5.  Xit.  21.  Xb.  1.  bes  ».  ß.  m.  unb  §.  192.  Xit.  2.  ber  £.  O-,  weld>e  je» 
bod)  nur  einige  wenige  SdUe  beS  gefebüchen  ^fanbrechtS  ober  Xitels  |ur  ipcpo* 
tbcf  br je ichne n ;  unb  ba  bie  im  gingange  erwähnte  Verorbnung  Pie  §§.  2  —  50./ 
Xit.  51.  ohne  Sinfcbrdn!ung  aufbebt,  fo  beforgen  wir  mit  ©runb,  ba§  ber 
potbefen  -  9tid)ter  auch  bie  im  §.  12.  aufgefieOte  Xbeorie  nicht  Idnger  gelten  laffen 
wirb,  »eil  aus  ber  ©teßung  gewifier  gorbecungen  im  Äonfurfe  noeb  nicht  ein 
gefebliches  ^fanbrecht  berfelben  folgt. 

Öür  bie  uns  anoertraute  Verwaltung  ii1  ber  ©eaenfianb  pon  ber  gr&fcten  ©ich* 
tigfeit/  ba  wir  bduftg  Peranla§t  roerben/  bie  in  ben  §§.  395  —  400.  Xtt.  50.  ber 
$ri>jefiorbnung  erwdbnten  gorberunqen  eintragen  |U  laffen,  um  ihnen  baS  5Bor* 
jugsrecht  ber  britten  Klaffe  ju  P(rfd)affen/  unb  baburd)  rabglicben  SluSfdüen  ber 
(Staatsfaffe  porjiubeugen. 

Gw.  erci-Uenj  bobem  unb  roeifem  grmeffen  fleßen  wir  baber  ebrerbietigfl  anbeim, 
ob  bie  (Sache  baju  aiiQttf)an  fein  bürfte,  eine  Deflaration  bes  §.  22.  ber  gebacb* 
ten  ©erorbnung  auejuwtrfen. 

giner  fiftnigl»  j^ocblfcbl.  SReglerung  erwiebere  ich  auf  bie  «nfrage  Pom  16.  b. 
0t. ,  bafj  ber  §.  12.  Xit.  51.  ber  ^rojefiorbnung  jwar  burd)  ben  §.  22.  ber  25er« 
orbnuna  Pom  4.  2ftdr&  b.  ^.  formaliter  feine  ($ültig!eit  perioren  bat,  hieraus  in* 
beffen  nicht  folgt,  Paß  auch  beffen  ^nb-^lt,  infofern  berfelbe  burd)  aitbere ©efebe, 
welche  ftd)  nod)  in  Kraft  beftnben,  fanfiionirt  wirb/  auger  Slnwenbung  fommett 
müffe. 


Digitized  by  Google 


§.*.  ©oro  ftecftte  be«  1ttttertfaitbe6t  409 

Dlefer  $afl  1(1  fcfer  «orbanben.  SDer  §.  666.  £lt.  50.  ber  «projeßorbnuna  fprtcbt 
ben  ©runbfafc  gang  Mar  au*/  ba§  bie  gorberungen/  welche  nach  §.2—5.  £tt.  20. 
£b.  I.  91.  fi.  9t./  ritten  Xitel  $um  Q>fanbred)t<  baben,  in  ber  vierten  ober  fänf ten 
ßlafie  anjufefren  ftnb. 

Biefer  §.  bat  nacb  wie  bor  ©efe&etffraft  unb  »irb  baber  burd)  ben  §.  12. 
Sit.  51.  ber  <projc§orbnunq  immer  noch  feine  (Erläuterung  ftnben,  in  fo  fern  e* 
barauf  anfommen  foflte.  Berlin/  ben  25.  3pril  1834. 

Die  von  einer  ßfcnigl.  ßochl&blicben  ^Regierung  mit  f  elfl  ^erfebt*  00m  9.  b.  SR. 
wieberbolentlicb  beantragte  JMlaratton  be*  §.  22.  ber  23erorbnung  00m  4.  ÜTiärj 
b.      fonn  icb  für  notbroenbiq.  nicht  erod>ten. 

X)a§  bctn  gtsfu*  wegen  feiner  gorberungen  mit  8fu*nabme  ber  ttnterfucbung** 
Joflen  uub  (ijflbftrafen,  ein  gefrblieber  Xitel  uim  fpfanbreAte  in  baö  93ermfcgen 
feine*  ©djulbncr*  jutfebe/  ^at  bie  3furi*prubenj  Idn^fl  anerfannt. 

(£*  beroetfet  bie* 

•  )  ber  in  ÜHfltbi*  juriftifeber  anonaf*fcbrift  33.  III.  0.205.  abgebrutfteSfcecbttf* 
faß/  worin  gleicbffcrmig  oon  brm  Äammergertcbt  unb  ©eb.  Ob.  Xrib.  ein 
gefefetiebe*  $fanbred)t  beö  giöfu*  für  begrunbet  angenommen  toorben/  unb 
b)  ba*  2Refcr.  Dom  4.  OTlai  1814.  (3brb.  SR.  in.  ©.  273.) 
(Sin  COTi&oerfUnbttig,  welche*  auf  (SJrunb  be*  §.  22.  ber  «öerorbnung  00m  4. 
ü^drj  b.  %  »eranlaft  »erben  fbnnte/  Idfjt  ftcb  fonacb  gam  unb  gar  niebt  er» 
»arten,  öerlin,  ben  18.  30lat  1834.  ».  ff.  3.  83.  43.  ©.  i49. 

§.4.  Auch  ausserdem  kann  der  Gläubiger  in  allen  Fällen,  wo  er 
Cnbtionsleistung  für  sein  Recht  von  dem  Schuldner  zu  fordern  befugt 
ist,  auf  die  Bestellung  eines  wirklichen  Unterpfandsrechls,  selbst  wider 
den  Willen  des  Schuldners,  bei  dem  Richter  antragen. 

§.  5.  Wie  im  Wege  der  Execution  ein  Pfandrecht  entstehe,  bestimmt 
die  Prozessordnung. 

1)  Rescripte  ».  1.  3utl,  a.'ee»»r.,  11.  «ttobbr.  1799  unb  21.  3uK  isoo,  unb 
Gutachten  b«  ©efc^omniiifion  b.  29.  Sipril  1808,  betr.  bat  im  ©ege  ber  GEmutton 
erlangte  Wanbredjt  unb  beffen  Eintragung,  (ö.  5K.  5?.  V.  @.  488,  547  unb  610  j  93.  VI.  «5.  207; 
58.  IX.  6.1870   «nttouirt  burd): 

2)  Verordnung  über  bie  ©recution  in  CMlfadjen  ».  4.  SMri  1834.  (f.  22  unb  23.) 
@.  @.  ©.  31. 

(Srtraet: 

§.22.  ©er  ©laubiger  erwirbt  burd)  fold>e  ErfennrnifFe,  SBergleicbe  unb  Sab* 
lung*.  Verfügungen,  au*  »tieften  eine  Erecution  ftattfinbet,  für  $aipita\,  Sinfen, 
unb  Äoften,  unb  für  bie  ffojren  ber  Eintragung,  einen  Sitel  jum  g)fanbrec&t  auf 
bie  beut  ^chulbtter  jugebörigen  3romobilten. 

Er  ift  na*  Ablauf  ber  im  3apJung*befe&l  (B.  ®.  £>.  Sit  24.  §.  31.)  befrimm. 
ten  Srift  befugt,  bie  Eintragung  in  ba*  fwot&efenbucf)  aud)  olme  befonbere  Ein« 
ttilliaung  be4  ©d>ulbner«  bei  bem  Vrojjef* Siebter  tiai^ufucften  uub  Älterer  ifl 
oerbunben,  bie  Eintragung  bei  ber  ftoootoefen«S3eftörbe  unter  Sfftttbetlung  einer 
mit  bem  5ltte|le  ber  9lecfttöFraft  oerfeftenen  Sluöferttgung  be«  Erfenntniffee*,  Ver« 
gletcbö  3c  unb,  wenn  ein  3nftrument  über  ben  5fnfprucft  vorftanben  tfr,  unter  SBei» 
füauug  beflfelben,  in  Antrag  gu  bringen,  au*  gletc&jeitig  ben  ©cftulbner  baoon  ju 
benact)ri*tiqen. 

2)etn  ©laubiger  fleljt  f*on  »or  9Jadpfu*ung  be«  Saljlunaä&efebia  frei,  mit  ttcBer« 
reid)ung  beä  ErfenntnijTe^,  Vergleicbe^  :c.  ober  einer  beglaubten  Ubi&xift  bcrUh 
Ben,  fleh  unmittelbar  an  ben  ^bnpotbefen*  Siebter  gu  menben,  unb  bie  Eintragung 
einer  ^)rote(lation  jur  Erhaltung  feine«  Vorrecht*  naebnifuefeen.  ©er  $)OPOtHoi. 
Richter  bat  in  folgern  Salle  bie  Eintragung  fofort  &u  bemirfen,  ifl  jei)o*  oerpfli*. 
tet,  bie  ?Urote|latton  oon  5lJiitömej|en  mtebeir  ju  löfeben,  roenn  ber  Antrag  be*  S^ro- 
je§-^td)terg  auf  Eintragung  einer  förmlichen  §>»potbef  ntdjt  binnen  brei  ajeonatett 
eingebt. 

Äommt  ti  auch  auf  bie  $eftfMIung  bed  ©errageö  ber  $orberung  an,  obtr  i^  bie 
Ereeunon  nur  prooiforifeft  iuläfjig,  fo  fann  ber  ©laubiger  auf  benfelben  SBegen  bie 
vorläufige  Eintragung  feine*  9iect)t$  verlangen. 
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f.  23.  SBeffyt  ber  ^c&ulbner  mehrere  3tttmobi(ten,  unb  ber  ©laubiger  nritt  ff cf> 
nta>t  mit  6er  Eintragung  auf  eine*  berfelben  begnügen,  fo  barf  festerer  nur  einen 
t>on  ifctn  ju  be|hmmenben  Xfceil  ber  Jorberung  auf  jebe*  3mraobile  eintragen 
laffen. 

3)  Rescrlpt  o.  26.  gjiävj  unb  13.  «y?ot)6r.  1835,  über  bie  gintragung  bc£  ben  ©tau* 
btami  «u«J  redirdfrarrttjett  (SiffiwtnifiVri  juflc&cnben  XittU  mm  «Dranbrtdjt. 

2)em  ff  önigl.  £.  2.  ©er.  wirb  ouf  bie  Anfrage  »om  28.  ».  3K. 
wegen  Auslegung  be*  §.  22.  ber  SBerorbnung  über  bie  (£recutton  in  Etoilfa* 
d>en  Dom  4.  2J?är|  1834, 
^terburd)  Solgenbe*  eröffnet: 

3n  ben  bret  erfren  Wäfcen  be*  §.  22.  i(l  von  Erfenntniffen  bie  9£ebe,  bie  auf 
eine  beflimmte  ©elbforberung  lauten  unb  au*  »eldben  bie  (^jrecutton  ftattffnber, 
weil  jte  red)t*fraftig  ffnb  ober  ein  orbentlidje*  9ted)t*mittel  bagegen  nid)t  juläffig 
ift  ©er  ©laubiger  &at  al*bann  j»et  ©ege,  feinen  Xitel  jum  ^fanbrec^te  geitenb 
gumaaVn: 

1)  er  »enbet  jfd)  an  ben  tyrojefl  *  9ftd)ter  mit  bem  Antrage,  bie  $»pot&efenbe* 
fcörbe  um  bie  Eintragung  gu  erfttaVn,  ober 

2)  er  »enbet  jtd)  jur  SBermeibung  j«be*  i&m  nadrtbeiligen  SBerjuge* 

a)  unmittelbar  au  bie  4>öpotbefen-.$8e&örbe  mit  bem  eintrage  um  bie  Eintragung 
einer  ^roteitation, 

unb  jugleid) 

b)  au  ben  tyrojejj.föiaVer  mit  bem  Antrage,  bie  $>i)Potl)ereti&ef>örbe  um  bie  Ein* 
tragung  einer  fbrmltdjen  £>ppotfcef  innerhalb  ber  gefefclicfcen  Srifl  oon  3  Monaten 
ju  reguirtren. 

3n  bem  vierten  Safte  be*  §.  22.  if!  von  bem  Jatte  bie  9£ebe,  wenn  ber  befrag 
ber  tforberung  burd)  ba*  an  ftd)  »oUflrecfbare  ErfenntniS  nod>  nicht  feltßebt,  ober 
wenn  bie  Ejreeution  fajon  au*  bem  noa>  ni$t  re#t*fräfttgen  Erfenntmffe  erfler 
3nßan  juläiftg  tfr. 
3n  Meiern  Salle  fann  nad)  ben  ©cftlufiroorten  be*  $.  22. 
„  b<T  ©laubiger  auf  benfelben  Sßcgen  bie  »orläuftge  Eintragung  feine*  Sftec&t* 
»erlangen;" 

ba*  &eipt  „fein  9iecr>t  eignet  ftdb  in  biefem  Satte  überhaupt  nur  ju  einer  oorlauftqen 
Eintragung,  »eil  entroeber  ber  betrag  nod)  ermittelt  »erben  mufc  ober  ba*  $Pro> 
Dtforium  oon  ber  beftnttioen  red>t«fräftigeu  Entid>eibung  abfängt." 
2)iefe  »orläutfge  Eintragung  aber  bewirft  er  auf  benfelben  beiben  UBegen, 
entmeber,  inbem  er  ftd)  biop  bei  bem  $rojep--SRid)ter  melbet, 
ober,  tnbem  er 

a)  bireft  bei  ber  $>opot6efenbe&6rbe  auf  oorläuflge  Eintragung  feine«  9£e<&t* 
anträgt,  unb 

b)  jtd)  gletrtjeitig  an  ben  $3ro$ep.9tid)ter  »enbet,  mit  bem  Antrage :  aua)  fetner* 
feit*  bte  $opotpefenbepör&e  um  bie  Eintragung  ju  requiriren. 

E*  leiten  (!a>  bierau*  folgenbe  Regeln  ab: 

1)  W  ben  unmittelbaren  Antrag  be*  Erecution*fud>er*  Bei  ber  ^opotbefenbe* 
$örbe  fann  immer  nur  eine  $Prote|iation  pro  conservando  jure  et  loco  eiugetra* 
gen  werben. 

2)  3ebe  auf  ben  unmittelbaren  Antrag  be«  Ejrecutton*fud)er$  erfolgte  Eintra« 
gung  obne  aOe  Slu«nabme,  muf  oon  5lnit0»egen  gelöfdjt  »erben,  »enn  bte  ^ie* 
<)uijitton  M  $rogc^^ia)ter«  niajt  binnen  brei  ÜRonaten  naa^fommt. 

3)  9luf  bie  9ieguijttion  M  ^ro»ef  *9iid)terö  erfolgt  enweber  primitiv: 

bte  Eintragung  einer  förmliien  $>opot^ef,  »enn  eine  bepuitioe,  ober  einer 
Sßroteftation  pro  conservando  jure  et  loco,  »enn  nur  eine  oorläuftge  Ein« 
tragung  erfolgen  fann, 
ober  fecunbar : 

bie  Umfd)retbung  ber  auf  ben  unmittelbaren  Xntrag  beö  Erefurion*/u4)er«  B^ 
reit*  eingegangenen  Vrotejtation  pro  conservando  jure  et  loco  in  eine 
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förmliche  Stopot&eF,  ober  audj)  nur  bie  fceflätigung  ber  berefW  eingetragenen 
^roteftatton. 

4)  3fl  bfe  auf  ben  unmittelbaren  Antrag  be*  Erecutfonflfucber*  eingetragene 
$roteftation  mieber  gelöfcht  worben,  uub  gebt  fpäter  bie  Sfaquifition  bei  $roje§« 
9iid)t«rd  um  bie  Eintragung  ein,  fo  wirb  biete  (Eintragung  alä  eine  primitive  be* 
banbelt  b.  b.  altf  ob  gar  feine  Eintragung  vorausgegangen  märe,  fommt  alfo 

tet  allen  bii  bafyn  erfolgten  Eintragungen  ju  (leben. 

5)  3fl  fcbon  auf  ben  Antrag  be*  Erecutiontfucber«  eine  fyroteflation  eingetragen, 
unb  foH  nun  fefunbär  auf  bie  ftequifltton  beö  ^ro^p  jHidjterS 

a)  bie  Umfcbreibung  ber  iOroteftatton  in  eine  £>opotbeF,  ober 

b)  bie  SBeflätigung  ber  Sprutefiation  pro  conservando  jure  et  loco  erfolgen^ 
fo  genügt  ei 

im  erftern  $au*e  an  einem  Sermerf  im  JtypotbeFenbucbe  be€  3n&<iW  • 
„  SBorftehenbe  SProtejtation  ifl  auf  bie  am  ic.  eingegangene  9tequijftion  bei 
„k.  ®erid)t«J  jufolqe  beeret*  oom  :c,  in  eine  förmliche  £>»potbeF  nad)£>öbe 
„  oort  ic.  umfcbrieben  worben, " 

unb  im  lefctern  Jaöe,  wenn  bie  Eintragung  ber  $rotefiation  mit  ben  SBBor« 
ten  fcblteft: 

„eingetragen  auf  ben  Sfotrag  bei  jc       jufolge  ©eFrctS  oom  :c. 
an  bem  3ufafce: 

„unb  auf  bie  am  tc  eingegangene  Sftequijition  bei  :c.  (Beriefet*  infolge  2)e» 
„  Frettf  oom  je." 

Suqletcb  erbalt  ba*£ofleqtum  Wcbriftbe«  unterm  26.  <B?äri  b.3.  an  ba*£).£.(3er. 
§u  (SNogau  erloffenen  SReffript*,  um  barau*  $u  erfeben,  in  wiefern  ei  jur  Eintrat 
gung  bei  9ltte(te$  ber  $Recbt«Fraf  t  bebarf.  JBerlin,  ben  l3.9toobr.  1835. 

3n  SBeranlaffung  ber  beiliegenben  Anfrage  bei  £anbi  unb  ©tabt«  ©erlebt*  ju 
©loqau  oom  13.  b.  9J?.  wirb  bem  Äöntgl.  O.  &  ©er.  eröffnet,  bat?  nach  §.  22.  ber 
$erorbnung  oom  4. 9Jtarj  1834.  über  bie  Erecution  in  Eioilfadjen  fowobl  jur  be« 
ftnirioen  Eintragung  ber  burcb  ErFenntnif  fetfgefefcten  SJerpflicbtung,  als  üur  oor« 
läuftqen  Eiritraqunq  einer  tyretefration  »ebuf*  ber  Erbaltung  bei  ftecbt*,  bat 
<Htfeft  ber  9*ecfettfFraft  in  ber  ftegel  erforberlicfe  i|t-  Eine  Siuönabme  tritt  nur 
bann  ein, 

a)  wenn  ba#  ErFenntnif  unmittelbar  nach  beffen  Eröffnung,  weil  ein  orbentli» 
M  Sftecfertmittel  Dagegen  nicht  julafflg  ift,  bie  9ted)teFraft  befreitet,  ober 

b)  wenn  ba*  Urti>etl  nacb  ber  iprojef  art,  tu  melier  ei  ergangen  ifl,  prooifori« 
f(be  Erecution  juläft. 

3ft  btngegen  bat  ErFenntnif  burcb  ein  orbentli M  9tecf)t$mitfel  anzufechten  unb 
in  einer  VrojejhSlrt  ergangen,  nacb  welcher  bat  Steebtamittel  auffcbiebenbe  2i*ir« 
Fung  bat,  fo  mu§  ber  Ejrtrabent  bie  5Recf)«fraft  bei  ErFenntniffe«  abwarten,  unb 
ber  SwPOtbeFcnbebörbe,  »enn  ffe  oom  #rojef«9?tcr>ter  oerfcbieben  ift,  burcb  ein 
9ltteft  bei  Settern  nacbmeifen,  ebe  er  aucb  nur  bie  Eintragung  einer  Stfrotcjtation 
au*wtrFen  Fann.  Ed  ergiebt  jtcb  bie*  Flor  barau*,  bap  nacb  ben  Eingang*«  unb 
§<b(u£worten  bei  §.  22.  a.  a.  £).  ein  ErFenntnif,  ein  SJergleid),  ober  eine  3Ö6* 
Iung*»erfügung  oorltegen  muf, 

„au*  welchen  eine  EjreFution  ftattftnbet,  ober  prooiforifcb  sutäfftg  ijl." 

S)a«  Äönigl.  £).  2.  C9et.  bat  ftcb  fciernacb  ju  achten, 
»erlin,  ben  26.  3)?ärs  1835.  ».Ä.  3-  35. 46.  <5. 562. 

4)  Rescript  ».  30.  iDcrtr.  1835,  Betr.  bie  €ao<taUnrun9  ter  3t'nf<nrüffflrtnt»e  unb 
l»«rtn  gintra^ung  in  bo*  £o»oH)efenkud)  <m  SSese  ber  erecution;  f.  ju  L  11.  f.  819. 

5)  Rescrlpt  t>.  17.  emtv.  1836,  utt.  bie  »eftigniß  eine«  fowottjefarifden  ©(anbiäer*, 
feine  recbt«rrtf«9  evfh-irtene  Sorberund  nocb  auf  ein  onöerei  ©runoilürf  be^  ecbuiDner^  ein* 
tvaatn  ju  fatTcn. 

3fu0ij|fommi(fariutf  2).  bat  baräbec  ©efcbwerbe  gefflbrt/  ba@  ba0  Äbniql. 
O.  fi.  ©er.  ben  ttntrag  ber  ü.fcben  (Erben/  ibre  jur  (Ssecution  üebenbe  bppotbe» 
farifct>e  Sotberung  an  ben  Ämtmann  &  t&eüroctfc  auf  ba«  Rittergut  beffeiben 
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etnjutrög«!/  mittel  Verfügung  vom  22.  3uli  b.  3f.  jttrücfgcwicfen  bat.  Diefe 
JBefcbwerbe  erfcbcint  begrönbet. 

9Uch  §.  22.  ber  93*rorbnung  Pom  4.  SWdrj  1834  über  bie  egefution  In  gioil, 
fachen  erwirbt  brr  (gläubiger  au«  bem  ^fubifatr  einen  Xitel  jum  «Pfanbrechte  auf 
fdmmtlicbe  bem  Scbulbner  jugeb&rlge  Immobilien/  unb  barf  nach  §.  2).  auf  te* 
be«  berfelben  einen  von  ihm  ju  beflimmenben  X^eil  ber  gorberungen  ein» 
tragen  laffen.  , 

Diefe  sflefugnijj  fann  eben  fo  wobl  berienige  ©Idublger  geltenb  machen  /  »eis 
chem  bereite  ein  fonoentionelle«  *Pfanbrecbt  }uf)ebt/  alß  berjenige/  bem  erjl  ein 
au«  bem  ^ubifate  entftebenber  gefrbücber  Xitel  jum  «Pfanbrccbt  erwdchft.  3?ener/ 
ber  bereii«  eine  bppotbefarifebe  ©idberbeit  bat/  unb  biefelbe/  weil  ibm  baß  »er* 
pfdnbete  ©runbftücf  nicht  ©icherbeit  genug  barbietet/  im  Sßrge  ber  (ggrfution 
au*  noch  auf  bie  anbern  ©runbfh&cfe  feinet  ©cbulbner«  eintragen  laffen  Witt/  iff 
babei  feiner  anbern/  alß  ber  im  $.  23.  a.  a.  £>.  gebauten  %efcbrdnfung  unter« 
tvorfrrt/  welche  nur  barin  beffebt,  ba§  er  feine  gorberung  tbeilen  unb  ba?jenige 
©runbfluef  /  auf  welchem  feine  gorberung  bereit«  oermfcge  fonoentioneOer  £>^po* 
tbef  baftet,  wegen  berjenigen  Xbtilt,  bie  er  auf  bie  anberen  ©runbffucfe  eintrat 
gen  laffen  will/  au*  ber  <pfanbüerbinblicbMt  entlaffen  mug.  £ierju  ffnb  bie  ß.f eben 
erben  bereit/  inbem  (te  nad)  ber  Söorftrllung  beö  ^uftiifomraiffariul  D.  ibre  auf  bie 
nicht  egimtrten  ©runbftäcfe  be«  Amtmannßß.  auf  £6be  oon  iioooSKtblr.  eingetragene 
fonoentionelle  jpppotbef  jum  SBetrnae  pon  6000  Sttblr.  lofehen  laffen  wollen  unb 
flatt  beffen  bie  Eintragung  biefer  ©umme  auf  baß  Dem  &.  jugeborlge  «Rittergut 
»erlangen. 

(£ß  ift  baber  fein  Siebenten  porbanben,  ibrem  Antrage  tu  wiQfabren/  unb  bat 
baß  £onigl.  £).  ß.  ©er.  in  biefer  Söejiebung  bie  erforberlicbe  Verfügung  feb  leunig 
}u  treffen.  P.  &  3.  *ö.  48.  ©.  219. 

6)  Rescript  o.  ß.töototr.  1 819  nebft  Bericht,  eetv.  bie  £gpott)eren  unb  bereit 
©tafraguna  au*  Urteilt  na<b  fransöTtßfiem  ÄeAr. 

Der  bitrbei  »uröcfgebenbe  Bericht  be«  O.  2.  ©er.  ju  «Btarienwerber  vom 
14.  2W./  ben  uns  <£n>.  ©gceHen*  mtttelft  bober  Verfügung  von  27.  beffelben 
gftonatß  mitjutbeilen  gerubet  baben,  betrifft  bie  Auslegung  beß  Art.  212J.  be« 
granjbfffeben  Gioil « ©cfe&bucbfß/  unb  bie  graqe: 

in  wiefern  nach  biefem  ©etefce  (Srfcnntniffe  einegerichtlidyeßnpotbef  begrün» 
ben/  unb  au«  ben  Urteln/  bie  wdbrenb  ber  ©ültigfeit  ber  granjofffchen  ©e* 
fepe  ergangen  ffnb/  nach  2feifbereinfübrung  beß  ^reugjfchen  3ftrd)tß  Stntra* 
gungen  in  bie  jrpigen  jpppotbefenbücber  nachgefucht  werben  fbiinen? 
Daß  Äenigl.  O.  ß.  ©er.  }u  OKarienwerber  itf  ber  ÜKeinuna: 
baß  nur  Ürtel,  in  welchen  barauf  erfannt  worben,  ba§  eine  gorberuna  ftch 
jur  (Eintragung  eigne/  nach  gran^ffidien  ©efe$en  eine  gerichtliche  ^npotbef 
begrönbe,  unb  baf  blo§  au«  tiefen  ritte  Eintragung  in  bie  je^iflen  ^ppotbe* 
fenbi'icher  erfolaen  bürfe. 
2Sir  tonnen  tiefe  Anficht  jeboch  nicht  tbeilen. 

Die  granjoftfehen  ©efebe  unterfcheiben  im  ttrtifel  2116  —  2117  breieriei 
'  ©attungeu  ber  ^ppotbefen:  gefe$liche/  bie  «x  lege  entßebett/  gerichtliche/ 
welche  au*  Urteln  ober  gerichtlichen  Sitten  entfpringen,  unb  »ertrag0md§tge/ 
bie  au«  &ertraVn  berrubren. 

3B4re  bie  Meinung  be«  D.  ß-  ©er.  bie  richtige/  fo  würben  biebrei  Arten/  wie 
^pppotbffen  entfieben/  gar  nicht  unterfchleben  werben  founen. 

Der  Arttfei  2123  fpridjt  ftd)  über  bie  gerichtlichen  ^potbefen  ndber  ba* 
bin  au«: 

bie  aerichtliche  ^ppotbef  entffebt  au«  Urteln  gum  ©ortbeile  be«jenigen/  ber 
fte  erroirft  bat/  ffe  feien  nach  Anhörung  beiber  Xbeile  ober  in  contumaciam 
ergangen/  btfinitfo  entfeheibenb  ober  propiforifch.  €ie  entÄebt  glelchraOß  au« 
ben  oor  ©eriebt  erfolgten  Anerfenntniffen  ober  ^Bewahrungen  ber  Unterfchrif« 
ten/  bie  ffd)  bei  einem  unter  privat  Unterfchrift  ausgefertigten/  oerbfnbli* 
chftt  Acte  beffnben.  (Sie  fann  auf  bie  Immobilien/  bie  ber^chulbner  wirf« 
lieh  bellet/  unb  auf  bie/  welche  er  fpdterbiu  erwerben  mag/  ausgeübt 
werben. 

&itr  tff  nicht  befflmmt/  ba§  im  ©rfenntniffe  au«brAcf(ich  feffgefebt  fein  möffe, 
bie  gorberung/  welche  ben  ©egenffanb  beß  ^roreffeß  auemacht/  fei  jur  Eintragung 
geeianet.  Daß  ©efe$  legt  Diefe  flßtrfung  allen  Srtenntniffen  bei;  jebe  gutfeheibung/ 
burch  welche  3emanb  perurtbeilt  wirb/  bewirft  jut  ^iche(b<it  (einer  93olliiebung 
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(in  tooof&f farifdif 0  «Recht  an  bie  unbeweglichen  ©fiter  tcö  ©ertirfbeilten.  Wlan 
fann  Aber  Dirfr  Stillegung  be0  21  rt.  2t 23  nid)t  jweifelbaft  bleiben/  wenn  man 
bamtt  bie  SBeßimmungen  Deö  ?lrt.  2204  unb  ber  folgenben  teö  $ran^fttd)(n  dt* 
Pil«  ©efefcbuch0  perbinbet/  nach  welchen  ftcb  jeber  ©Idubtqer  fofort  an  ba0  unbe» 
weglicbe  Vermögen  feine«  ©cbulbner0  balcen ,  unb/  mit  9iusnabme  weniger  gdüe, 
obnc  c ril  bie  iöcUrtr*-cf  unq  in  taaf  Sttobiliaroermogen  be  fielben  nacbfucben  au  müf« 
fen  /  fogleid)  ben  2$erfauf  feiner  unbeweglichen  ©fiter  perlanqen  fann.  Diefe 
9fu*(equnq  geben  <tucb  bie  5ranjMtfd)en  gfced)t0l<brer,  unb  unter  biefen  ber  9dpo« 
fflt  unb  X)octor  ber  Siechte  ber  gacultdt  ju  $art0,  ^>crft!  /  in  feinem  Gommentar 
über  ben  18.  Xitel  betf  3.  sftucha  be0  ©eübbucbe«  «Napoleon«  ton  Privilegien  unb 
ibototbefen,  bem  2lrtifel  2123.  9lad>  biefem  bat  jebe«  grfenntnifj,  »eichet  au 
etwas  oerurtbeiit,  ober  ba«  Dafein  einer  @cbulb  Porau«febt,  eine  gerichtliche 
jpDPotbef  Aitf  Solge;  bie  ßintragung  ber  juerfnnnten  gorberung  fann  nacbgeiudjt 
»erben/  fobalb  bfl(fe(be  «rlaffen  tft,  wenn  es  fluch  bie  SRecbtöfraft  noch  nicht  er* 
Iflnflt  bflt/  unb  bie  £*potbcE  ift  nur  Pon  bem  feDCbitfiale  be0  fcrfenntntffe«/  burd) 
welches  (te  beqrunbet  wirb,  in  fofern  baffelbe  in  fernerer  ^nftanj  bt  (Idtigt/  ober 
ganj  ober  jum  £beü  abqednbert  wirb/  abbdngiq. 

9iad)  fränjbftfchen  ©efeßen  ift  ba«  ipppotbefenrrebt  felbft  ton  ber  Eintragung 
In  bie  Stegifter  be«  £>npotbefenbewabrer«  nidjt  abbdngiq,  wobl  Aber  wirb  nach 
flrtifel  21  j4.  bie  Stangorbnung  ber  ©Idubfger  baburch  benimmt.  <£«  iftbaberim 
©eifte  biefer  ©efeftc,  ba§  bie  (Eintraqung  nachgefucht  »erben  fann/  fobalb  auch 
nur  ba0  Urtel  erffrr  M  e«  nach  Sinbbrung  beiber  Ibeiie/  ober  in  contu- 

maciam crlniTen,  beftnitio  ober  prooiforifch,  eroangen  ift,  bflmit  bem  ©Idubiger 
nicht  ber  £>rt  Perloren  gebe/  unb  ein  flnberer  burd)  früher  naebgefuebte  gintra« 
gung  ein  iBoriugdrecbt  erlange.  9cur  wenn  bie  eingeflagte  gorberung  ober 
(gcbulb  noch  nicht  fdlliq  ift,  wenn  blofj  porlduftq  auf  Bnerfennung  einer  Sorbe 
runq  qeflagt  worben,  benimmt  ein»  bei  ber  Ueberfe&ung  be0  frani&tucben  Gioif* 
©efe§bucb«  Pon  Daniel«  in  ber  9lote  mit  abgebruche«  ©efefc  »om  5.  2lugutf 
1807/ 

ba§  |ufolqe  be«  erlaffenen  Urtel«  nur  bann  bie  Sintraqung  be0  £opo* 
tbcfenrecht0  porgenommen  werben  tbnnt,  wenn  bie  @chulb  jur  Seit,  wo 
fte  fdüig  wirb/  ober  qeforbert  werben  fann,  nicht  bejablt  wirb/  e0  fei  benn 
ba«  ©egentbeil  au0bebungen  worben. 
Stuch  bie0  ©efefc  beßdtigt  bie  SRicbtigfeit  ber  obigen  Sluöleaung. 

6o  bflben  auch  bie  j?ppotbefen*(£onferoatoren  im  tebiqen  ©»gberioqtbnme 
3>ofen  wdbrenb  Per  ©ültigfeit  be0  grftnjfcfifäen  Gioil  ©efe|bud)0  ben  2lrtifrf 
2121.  jur  3inw«nbung  gebracht,  fte  bflben  auf  93erlanqen  ber  objtegenben  ^arteten 
auf  ben  ©runb  ber  fiber  $orberungen  erqangenen  (grfenntnifTe,  ohne  9töcfitd)t 
barauf/  ob  tte  recht0frdfttg  waren  ober  nicht,  <£intrflqungen  in  ibre  SRegifter  tor= 
genommen,  unb  es  ben  Parteien  uberfaffen/  beren  Pbuiqe  ober  theilweife  ßbfehung 
nach  ben  im  Ürt.  2157.  unb  ben  fotgenben  entbaltenen  ©orfchriften  \u  bewirfen/ 
wenn  in  ben  wetteren  ^nfianjen  eine  gdnjliche  ober  tbeilweife  Sibdnberung  biefer 
grfenntniffe  erfolgt. 

Diefe  3(u0legung  be*  Utt  2123.  borflu0gefebf/  wenben  wir  un0  |ur  S5eöntwor- 
tung  ber  grflge: 

in  wiefern  ant  Urfeftt/  bie  wdbrenb  ber  ©filtlöfeit  ber  ftrrtnjMtfchen  ©efefee 
ergflnqen  ftnb,  nfld)  SBiebereinffibrunq  ber  ^r^ugiichen  ©efefte,  (gintrflgunge« 
in  bie  jefcigen  ^ppotbefenbficher  nachgefucht  werben  fbnnen. 
Der  §.  19.  be0  Patents  Pom  9.  9lootfr.  1816  wegen  2Biebereinfübnmg  ber 
$reu§ifchen  ©efebe  in  ta0  ©ro^berAOgtbum  ^ofen,  unb  ebenfa00  fo  be0  «päten« 
»egen  ^Biebereinffibrung  ber  $reu§iicben  ©riebe  in  bie  mit  gttejioreufien  perei* 
ni9»n  Diftricte  be0  oormaliqen  ^)erjoqtbum0  fflarfchau/  fiebert  ben  £nootbrfen« 
©idubigern  ihre,  nach  ben  bt0  babin  geltenb  qeweienen  ©efeben  erworbenen  SKecbte, 
unb  erwdbnt  nqmentlid)  auch  be0  au5  gerichtlichen  ftupotbefen  entfpringenben 
wringtrechtetf. 

Da0  patent  tom  4.  5lpril  t.  %  wegen  2Bieberber<leDunq  be0  i^ppotbefenwe« 
fenö  im  ©ro§berjogtbum  $ofen  unb  ben  mit  ißeftpreufien  wieber  Peretnigten  Di* 
Arteten  bflt  bierin  nicht«  Abgednbert.  »egrfinben  nun  bie  wdbrenb  ber  ©öltigfeit 
ber  grflnibitfehen  (FiPÜgefebe  ergangenen  (grfenntniffe  ein  ^>opotbefenrecht/  wie 
bietf  aus  ben  ©orten  be0  granjftflichen  £rgte0: 

.  riiypotheqae  jadiciaire  resulte  des  jugemens  etc. 

Iworgcbt/  unb  ift  bies  ^npotbefenrecht/  fobalb  US  Srfenntnif/  welche«  bie 
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(grfter  2%tü.  3tt>an^0^er  Xitel. 


©egenpartel  jtt  irgenb  einer  3at>fuit«  ober 8ei#tittd  oerurt&ellt,  ergangen  i#,  vor« 

banDrn;  fo  folat  barau«  nach  unferer  Meinung: 

baf  au«  allen  folgen  wdbrrnb  ber  (Sültigfeit  ber granjofffebett ©efefce  ergan* 
oenen  Erfenntniffen  bei  ber  irrigen  Einrichtung  be«  jppootbefenwefen«  bie 
Eintragung  ber  juerfannten  gorberung  verlangt  werben  fann. 
Die  3uldt|T«)feit  ber  Eintragung  überhaupt  ift  auch,  in  fofern  f i e  auf 

mobilien,  Vit  ber  ©cbulbner  noch  jefct  befint,  naebgefuebt  n> t rb, 

nicht  baoon  abhängig: 

ob  bie  juerfannte  gorberung,  beren  Eintragung  oerlangt  wirb/  in  bem  jpo* 
pocbefen«3ftcgifler  ber  oormaligen  #9potbefen*Gonferoatoren  febon  eingetra« 
gen  war, 

ba  na*  Art-  2134.  bie  Eintragung  nur  bie  SRangorbnung  unter  ben  (gläubiger«  be» 
flimmt;  bie  febon  in  ben  afcegifteW  ber  &oootbefen«£onfen>atoren  erfolgte  Eintragung 
giebt  nur  in  fofern  bei  ber  te&igen  SRegultrung  be«  ipopotbrfenmefen«  wefentlicbe 
Stechte/  a(«  von  ber  «Priorität  bie  SRebe  ifl,  unb  fann  ben  Antrag  auf  ba«  §.  11.  be« 
ftupotbefen- «patent«  oom  4.  jlprll  o.  %  nachgeladene  Verfahren  beqrnnben.  E$ 
toerftebr  ftd>  jeboeb  oon  felbft,  ba§  baa  rodbrenb  ber  $ültiqfeit  ber  granjoftfebm  ©e* 
fefce  bureb  Urtel  oegrnnbete  öppotbefenredu  an  (Sutern,  bie  ber  (&d)ulbner 
Jur  3rit  be«  ergangenen  Erfenntnfjfe«  befa§/  bie  aber  injwifdien  an  einen 
bristen  SRefiöer  übergegangen  ftnb,  jefct  nur  bann  gegen  biefen  33eftber  au«« 
geübt  unb  bie  Eintragung  in  bie  j<£igen  j>opotbefenbucbet  oerlangt  werben  fann, 
wenn  bte  Eintraqung  be«  ßnpotbefenreebt« ,  wdbrenb  ber  ^cbulbner  biefe  ©utet 
inne  hatte,  roirflid)  erfolgt  roar.  Die«  grünbet  ftcb  auf  bie  au6brü(flid)e  Heftern* 
munq  be«  91rt  2t66. 

Ei  fefeeint  uns  ferner  bem  O eifte  ber  jefcigen  (Sefefce  gemdfj  ju  fein, 
ba6  nur  au«  red)t«f  rdft  igen  Erfentniffen  bte  Eintragung  ber  juer« 
rannten  gorberung  pure  juaeftanben,  au«  noch  nicht  recbt«trdfttgen  Erfennb» 
niffen  aber  nur  bie  Eintragung  einer  fßroteftation  jtugelaffen  »erben  (ann; 
ba  im  lefcterp  galle  ba«  iftefteben  ober  flßegfaüen  ber  gorberung  noeb  oon  bem 
91  u«faQe  ber  Erfenntnijfe  in  ben  romern  ^fnflanjen  abhängt.  Much  muffen  hierbei 
bie  ifleflimmungen  bc«  §.  16  ber  #t)potbefen*3fn(iruction  *ur  «nwenbung  gebracht 
werben,  nach  roelcben  bie  <Bew<bmung  be«  ©runbrtgentbnmer«  ober  bergleicben 
ftur  Eintragung  angemelbete  gorberungen  oorberqeben  muß,  unb  bie  Eintragung 
überhaupt  nur  bann  pure  gefebeben  barf,  nenn  ber  »nfprueb  oom  SÖeftfrer  nicht 
beilritten  wirft 

£>ie«  ttnb  bie  »nftcbtrn,  welche  wir  Eto.  Egceflenj  hoben  «Prüfung  unb  Entfiel* 
bung  ehrerbietigft  unterwerfen. 

*&ir  temerten  noch  mit  sftrjug  auf  ben  un«  mitgetbeilten  S5erid)f  be«D.  8.  (3er. 
ju  SWarienrorrber,  bn§  (Ich  ba«  granjbjlfctre  Qioil- Qirfrfcbucb  oerjüglicb  auf  bie 
ober  einzelne  9ted)t«»uaterien  ergangenen  früheren  Orbonnanjen  grüntet/  unb/ 
wenn  auch  bie  (Srunbfd&e  be«  r&mlfchen  Stecht«  biefem  (Sefe&bucbe  im  Maemet» 
*  nen  jum  (Srunbe  liegen/  baffelb«  hoch  auch  wefenriiebe  Abweichungen  oon  bem« 
felben  enthalt/  unb  jene  ©runbfdbe  nur  bann  ju  ^)üife  genommen  werben  burfen, 
wenn  ba«  ©efeb  weber  an  fleh  noch  in  fcinem3ufammenhange  beutlicb  ift. 

Der  oon  un«  anaenommenen  Meinung  fleht  auch  bie  im  $.  7.  be«  patent« 
oom  4.  «pri(  o.  5f.  unb  im  §.  16.  ber  £opot&efen*3nöruction  enthaltene  S8e* 
Kimmung/ 

bae  bei  Anmelbuna  eine«  Steal^Anfprucb«  ber  5Recbt«grunb  beffelben  nachge* 

wtefen  werben  müffe/ 
nicht  entgegen/  ba  nach  ber  obigen  ftuäfüorung  ba«  ergangene  Urtel  ben  Xitel 
}ur  Eintragung  atebt. 

üüdre  bie  Eintraqung  einer  juerfannten  gorberung  auf  ben  ©runb  eine«  er« 
gangenen  Urtcl«/  wie  wir  nicht  annehmen  \u  fbnnen  glauben/  ein  bloße«  Ececu* 
!ion«mittr!/  fo  würbe  freilich  nur  bie  Eintragung  folcher  gorberungen  naebgrfuebt 
werben  Cbnnen/  bie  wdbrenb  ber  ©öltigfeit  ber  granjöftfchen  (iJefe^e  in  ben  «Re* 
gillern  be«  ^ppotbefen«  Sonferoator«  bereit«  eingefchrieben  waren,  ba  unfere  ©e* 
rieht««  Orbnung  bie  Eintragung  auf  Immobilien  be«  ©chulbner«  a(«  Esecution«« 
mittel  in  biefer  31u?bebnuna  nicht  fennt. 

«ei  ber  bisherigen  SHegulirunq  be«  £pporbefenwefen«  iß  übrigen«  bie  hier  erörterte 
grage/  nur  in  foroeit  oon  gorberungen  bte  9tebe  war/  bie  auf  ben  ÖJrunb  recbtöfrdftiger 
Urtel  in  ben  SKegitlern  ber  donferoatoren  eingetragen  waren/  jur  Sprache  gef am* 
men/  unb  angenommen  worbnt,  ba§  in  ben  ipopothefenbüdiern  auf  Ser- 

langen be«  (gläubiger«  feibfi  bei  bem  SBiberfprucbc  be«  ©cbuibner«, 
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tttib  wenn  in  bem  ttrtel  nHbt  au0brfl<fHcb  auf  (Eintragung  erfannt 
roorben,  eine  $rote(lation  eingetragen  werben  mflffe. 

3n  ber  fefcfaen  SJutfbebnuna  aber  Iß  biefer  ©eaenflanb  nod)  nfcbf  nur  gnrfcbei« 
frang  gebracht  morden/  unb  mir  bitten  -en>.  (SscrUenj  ixtber  gefcorfamfl  untf  balb 
barfiber  ;u  bcfcbctbcn,  bamit  wir  bie  $9potbefcn?(£ommitftonen  unb  fianbqeridjte 
mit  auaffibrlicbcr  Slnroeifung  ocrfe&en  tonnen.  $ofcn,  ben  16.  Octbr.  1819. 

Da«  Ober«  8ppeDation*gericf)t. 

Obglcicb  ber  3ujh>2Jcini(lcr  bem  ft&nigf.  O-  2.  ©er.  febon  unterm  30.  21  11= 
auft  c  erftff'iet  bat,  bafj  er  bie  SBefcnroerbe  be*  ^uflfjfGommiffarii  9t.  91.  ja 
Öl.  SR.  wegen  oerrottgerter  Sintraqung  ber  gorberungen  ber  Kaufmann  91. blieben 
(Erben  auf  bie  Xborncr  ßdmmcrci  •  ®äter,  begn'ihbrt  ffnbe/  unb  ber  Stüde« 
0unq,  tvrtdic  ba«  CFoUcgium  00h  bem  SJrtifrl  2123.  br0  Code  Napoleon  gemacbf/ 
niebt  bettreten  fbnne;  fo  bat  berfelbe  bennoeb  in  Söefantaffuna.  bes  in  biefer  Angelegen» 
beit  erflatteten  iöeriebt*  be6  GFoUegtt  «om  14.  September  c.  ©eleacnbett  genommen/ 
t>on  bem  Ober»  flppellationogericbt  ju  fljofen  gutaebtlicben  triebt  m  forbern. 
Ziffer  ^eriebt  <rt  unterm  16.  Octbr.  c.  erftattet,  unb  roirb/  ba  brrfeloe  mit 
ber  ftnftcbt  be$  ^ufti|*  tJHiniflcr*  fibereinftimmt/  bem  äbnigl.  O.  2-(Ser.  jn  bei« 
Üegenber  flbfebrift  mit  ber  Slnreeifuna  mitgeteilt,  ftcb  fotoo&l  in  ber  Porliegenben 
»efebroerbrfaebe  af*  äberbaupt  barnacb  |u  aebten. 
SBerlin,  ben  5.  ftoubr.  I819.  b.  JE.  %  95.  14.  ©.  24&, 

Erwerbugttrt  d«*  Pfandrechts. 

§.  6.  Der  Vorstehendermassen  entstandene  Titel  zum  Pfandrechte, 
giebt  für  sich  allein  noch  kein  wirkliches  dingliches  Recht  auf  eine 
gewisse  bestimmte  Sache;  sondern  es  muss,  uro  dieses  zu  erlangen,  an- 
noch  die  gesetzinässtge  Erwerbungsart  hinzukommen. 

§.  7.  Geschieht  die  Einräumung  dieses  dinglichen  Rechts  durch  Uebcr- 
gabe  der  Sache:  so  ist  ein  Pfandrecht  im  engern  Sinne  vorhanden. 

§.  8.  Geschieht  dieselbe  durch  gerichtliche  Eintragung  auf  Grund- 
stücke, und  solche  Gerechtigkeiten,  welche  die  Gesetze  den  unbeweg- 
lichen Sachen  gleich  achten:  so  hat  der  Gläubiger  das  Recht  einer  Hy- 
pothek. 

§.  9.  So  lange  weder  Uebefgabe,  noch  Eintragung  erfolgt  ist,  kann 
zwar  der  Gläubiger  die  seiner  Forderung  im  Gesetze  beigelegten  Vor- 
rechte auf  das  Vermögen  des  Schuldners,  und  die  darin  befindlichen 
Sachen  ausüben; 

§.  10.  iEr  kann  aber  dieselben  auf  Sachen,  die  rechtsgültiger  Weise 
aus  dem  Vermögen  des  Schuldners  herausgegangen  sind,  gegen  einen 
dritten  Besitzer  derselben  nicht  verfolgen. 

FHr  welch«  Ansprüche  ein  Pfandrecht  bestellt  werden  kUnne. 

§.  11.  Für  jeden  an  sich  rechtsbegründeten  Anspruch  kann  durch 
Pfand  oder  Hypothek  gültig  Sicherheit  bestellt  werden. 

1)  Reserlpt  ».  la.eeprtr.  isoa  ne**  Bericht»  betr.  bie  $efieujrns  einer  $p< 
poftef  för  eine  «tabfelfomlO. 

(£0  fft  bei  un*  ein  von  einem  abelicben  ©uttfbeftber  unfertf  Departement«  in 
ber  aebftrigen  gorm  autfgefieOte*  $t)pc>tbefen»3nßriimcnt  aber  1200  SRtblr.  von 
bem  QHdubigrr  utr  Eintragung  prdfmtirt  roorben/. in  rorlcbem  ber  &d)ult>nrr  an« 
föbrt:  er  fei  feinem  Gfrebitor  auf  einen  2Bccbfel  1200  SRtblr.  fchulbig  geworben/ 
unb  obglcicb  biefer  3Be<bfe(  er«  in  mebreren  SWonaten  fdOtg  fei/  fo  wolle  er  ibm 
bennoch/  roeil  er  iebt  febon  @icbrrbeit  »erlange,  wegen  biefer  ndmticben  ©umme 
mir  feinem  ©ute  eine  ßnpotfccf  bejleOen,  unb  in  bie  (Eintragung  willigen.  (£$ 
finb  bei  un*  siebenten  entftanben,  in  roie  fern  biefem  (£intragunfl«gfiucb  ju  befc* 
rirenr  unb  bie  Meinungen  beä  ^oOegii  ftnb  getbeilt  aeroefen/  roeil  bie  allgemeine 
ft.O.  Sit.  2.  «bfebnitt  3.  §.105  unb  106.  auebrütflicb  feflfebet/  ba§  ^eebfei, 
nenn  aud)  barin/  außer  ber  roecbfetmdßigen  93erbinbung/  eine  @onoentiona(s 
^orotbef  oerfebrieben  ift,  bennoeb  jur  Eintragung  int  ^ppot^efenbueb  bureb* 
autf  nic^t  angenommen  »erben  foden. 
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Diejenigen  ©tifglieber  unfers  (Fofleaii,  bie  bie  (Eintragung  benitocft  für  |uldf« 

ffg  (alten,  ftü&en  fld»  auf  feie  SJorfcbrift  bes  ».  2.  9ft ,  »riefte*  Xb.  2.  Xtt.  8. 
§.  845.  ausbrwcfHcb  befitmmt/  ba§  auch  oor  ber  <Berfnüjeit  aus  Sbechfeln/  roenn 
gefefymd&iqe  (grünte  jum  BrreÖfcblage  oorbanben  finb/  (Sicherheit  gefordert 
»erben  thnnt,  ba§  um  fo  vielmehr  noch  ber  Schuldner  eine  folche  Sicherheit 
fretrotfllg  ftipuliren  tonne/  unb  ba§  bie  oben  angeführte  ©teile  ber  £.  O. 
nur  bie  Eintragung  be0  In  SBBecbfel  »^nflrumenten  felbft  fitpulirten  SfcealrecbtS 
Verbotet/  feinesmeges  aber  bie  Eintragung  frann  unterfagt/  nenn  ein  fodtereS 
^nftrument  ba$  SRcalrecht  für  eine  aus  einem  frübern  s2Becbfe(  berrüfcrenbe 
©umnte  conftituirt/  ba  fonjl  bie  eben  genannte  ©teile  b es  21. 8.  SR.  ohne  Effect  wdre. 

Die  übrigen  2Rirglieber  beS  GoOegii  hingegen  ffnb  ber  Meinung:  ba§  nach 
ber  öfters  genannten  @teOe  ber  Jp.  O.  bie  Eintragung  einer  noch  sub  rigor* 
cambiali  tfepenben  Summe  burchauS  umuMilia  fei/  unb  ba§  eS  feinen  Unter« 
febieb  mache/  ob  »ecbfeluid(jlge  unb  hnpotbefarii'cbe  ©tcherbeit  in  einem  unb 
bcmfelben  ^nftrumente  ober  in  jroei  verfcbtebeneit  ^n^rumenten  üipulirt  roorb<n, 
fonbern  bie  Eintragung  ber  Gonoentional  £ijpothcf  nicht  eher  tuldiftg  fei/  alSbi* 
bie  2öcd)feloerbinblid)feit  aufgehoben  »orben. 

2Blr  haben  baber  *»ar  oorldufig  ben  ^ntereffenten  burch  Eintragung  einer 
*Proteftation  pro  salvando  jure  et  loco  ihre  iHecbte  gefiebert,  uns  jeboeb  oeranlagt 
gefunden,  untere  Sßcbenfen  gm.  &&nigl.  üTlajeftdt  in  Untertbdnigfeit  vorzutragen/ 
um  fo  mehr  /  ba  bie  j>.  £>.  ben  SRiditer  eventualiter  mit  einem  SKegrefc  bebroht/ 
unb  bitten  flflerbocbflbicfelbrn  uns  ju  belehren: 

ob  ba*  in  §§  105  unb  106.  Xit.  2.  Slbfcbnitt  3.  enthaltene  Verbot  auch  auf 
folche  3Bechi*elfchulben  ju  Hieben/  welche/  nadjbem  f?e  bereite  in  einem  frü- 
hem/ aber  noch  nicht  fdQigen  5Bechfeh^nßrumente  oerfebrieben  roaren,  bem» 
ndcbfl  er«  ohne  Aufhebung  beS  rigoris  cambiali»  burch  eine  gerichtliche  öcbulb« 
verichreibung  von  bem  ©cihulbner  treimiOig  hOP»<hefari)ch  (tdier  gefteflt  morbe«/ 
unb  ob  bie  Eintragung  einer  folchen  ©ibulboencbreibung  in  bäs  j&rjpothefen» 
buch  erfolgen  fbnne.  ftaliid)/  hen  30.  Sluguft  1803. 

ffifr  haben  aus  Euerm  Berichte  vom  30.  ».  Üft.  erfehen,  »eiche  SBebenflich« 
fetten  Such  abgebalten  haben/  ber  von  (Seiten  eines  abelichen  (§utSbe(?$ers  bor-« 
tigen  Departemente  nachgefuchten  Sintragung  eines  über  i200SRtblr.  ausgefeilten 
£qpotbefen  *3nflrum<ntS/  »eil  über  biefelbe  Scbulb  bereits  ein  ffiecbfel  auSge» 
fleüt  gemefen,  üatt  ju  geben/  unb  »ie  3br  fold)rrbalb  befchteben  ju  »erben  roün* 
fchet.  (£s  bienet  Such  barauf  |ur  gndbtaften  SReiolutton,  bati  biefe  üRebenfen 
gan&  ungegri'inbet  ftnb.  Die  oon  (Euch  angebogene  Stelle  ber  »Allgemeinen  D.  Xit.  2. 
Slbfchn.  3.  §.  105.  oerorbnet  nur,  ba§  eine  in  bem  -Jüechfeh  ^nürument  befieOfe 
gonpentional.^DPOtbef  jur  Eintragung  in  baß  ^ppothefenbuch  nicht  angenommen 
»erben  foQ;  biefeS  fehltest  aber  nicht  auS/  ba§  ein  SÖechlelaldubiger  in  einem 
befonbern  ^n^rumente  ftd)  noch  anbere/  auch  bpporbefnrijche  Sicherheit  fann  be» 
örOtn  laffen.  Sogar  gemattet  es  baS©ei"e$  ausbrürflich/  inbem  nach  bem  V.  2. 3t. 
£p.  1.  £tt.  1^  §•  297.  bem  ©echfrlgldubiger  freiftehet/  fleh,  mit  Ueberaehung 
bes  ^auptfchulbnerS  fofort  an  ben  Dörgen  m  halten.  2ßenn  nun  aufer  bem  ^ßedifel 
noch  anbere  (Sicherheit  burch  itfüraen  ftatt  ftnbet/  fo  fpricht  es  auch  oon  felbit/ 
baft  ebenfalls  bpootbefarifebe  Sicherheit  auferbem  befledt  »erben  fann.  3hr  habt 
baher  bem  (Sefucfce  bes  (SldubigerS/  »elcher  ju  biejer  Anfrage  Änla|  gegeben  hat/ 
fofort  ju  beferiren. 

SBerlin,  ben  12.  September  1803.  9]cueS  Slrchi»  0.  3.  €5.  190. 

2)  Rescript  ».l4.«Ufluft  1835,  (ehr.  bie  UnjulnHlgfeit  ber  bOPothefarifcöen  efntra* 
gnns  einer  ^eÄfeiferbfriirtg. 

(guer  ^ochrooblgeboren  errefebere  ich  auf  bas  gefiQige  Schreiben  vom  10.  b. 
SR.  unter  SKücffenbung  beS/  bemfelben  beigefügten  ®ed)fe(S  ergebenf,  bafiebhie 
Steigerung  beS  ftbnigl.  D*  2.  ©er.  nu  ©loaau/  biefen  ber  fpauptbanf  gehörigen 
Si3cchf?l  über  11,100  SHtblr.  in  bas  £>npotbefenbuch  ber©öter  Ober*  unb  lieber* 
einjutragen,  nicht  mifbiOigen/  unb  bie  »on  ^hnen  beöbalb  geführte  S3e- 
fchroerbe  nicht  für  gegründet  erachten  fann. 

Das  D.  2.  ©er.  beruft  (Ich  mit  Stecht 

1)  auf  bie  §§.  105  unb  106.  Xit.  2.  ber  $.  O./  »efche  bie  hnpothefarifche€in^ 
tragung  eines  SBechfelS/  »enn  auch  barin  eine  @on9entiona(«j?ppotb<f  »er* 
fchrteben  ift/  auebrucflich  berbieten/  unb  biefelbe/  faH$  fte  bennoch  gefchehen 
tj}/  für  nichtig  erfldrem 
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-  3f4)  roifl  «id)t  <it  Sfbrebe  tfeflen/  ta§  hlefc*  pofttioe  gediehe  Verbot  de  lege 
ferenda  manches  SBe&enfen  gu(d§t/  uno  namentlich  mit  &en  fpdtern  allgemeinen 
Sßorfchriften  Der  §§.  lt.  £it.  20.  Xf)  I.,  §.  845.  X\t  8.  £h-  II.  beö  91.  ß.  SU. 
utit>  §.  88.  beö  Anhänge*  jur  8.  ©•  O.  nicht  mf&r  im  (ginflange  fleht.  Daß  t>af* 
felh  eaoeo  roie  <&xo.ic.  meinen,  hurch  biefe  ©efefce  impliciter  aufaebopen  fei/  Id§t 
ftch  meinet  brachten*  nirbt  annehmen/  bo  ülelmepr  eine  au$brüdlid>e  91uftebung 
beffelben  bier|u  erforderlich  gcroefen  fein  rcürt>e.  ©o  lange  biefe  nicht  erfolgt/ 
Ift  t><r  &t)Dotbrfenricbter  unjrocifelpafr  perpflichtet,  jene  Söorfcbrift  her  ibm  al* 
itädifle  9torm  btenenben  fy.  O.  ju  brachten. 

©clbfl  bie  in  bem  SFcefcr.  be*  ©roffrtnjlertf  Don  ©olbbecf  vom  12.  ©eotbr, 
1803  aufoeileSte  unb  Pon  bem  O.  8.  ©er.  ju  ©logau  angenommene  Slnjtcbt,  ba§ 
bie  #»potbef  für  eine  28ed)frlfchulb  in  einem  befonberen  ^fiiflrumente  neben  bem 
SBeeMel  gültiger  SBeffe  bcfteOt  Werben  fann;  erfdjeint  nicht  unjnkifelpÄft,  ba  je* 
ne*  SRefer.  nur  in  ba*  neue  ttrebio  unb  nicht  auch  in  bie  afabemifchc  (gbteten  Samm- 
lung aufgenommen/  mitbin  nach  bem  5J)ublifationö «patente  jur  neueren  Auflage 
be$  91. 2  9t.  vom  it.  April  1803  als  eine  gefefcliche  ©orfebrift  nicht  |u  betraeh* 
ten,  uberbted  aber  auch  gnnj  mit  Stecht  ba*  oon  (£n>.  je.  bemerflich  abmachte 
»ebenfen  bggegen  *tt  erbeben  tft,  ba§  auf  biefe  SÖeife  ein  unb  biefelbe  gor« 
herung  zweimal  verbrieft  unb  baburd)  Ieid)t  Söeranlaffung  ju  ^Betrügereien  gege* 
ben  »erbrn  roürbe. 

2)  ©aö  bm  gegen  bie  Eintragung  bc*  ©cchfrlö  Pom  D.  2.  ©er.  ferner  aufgt* 
ftcllten  Sin'roanb  rucfffchtlich  ber  Unterfchrift  bc*  ßommcrjtenrfltb*  @.  unter 
bem  ffifcbfel  anbetrifft/  fo  ift  oud)  biefer  ooüfommen  brgranbrt. 
Sßcnn  ftd)  auch  annehmen  Idflt,  ba§  ber  ic.  ©.  alleiniger  (SidentbAmer  ber 
©fiter  unb  fugleich  G&ef  betf  ßanblungflbnufe«  ^  g.  ^.  et  Comp,  mitbin 

in  ber  erften  ©iqemchaft  xur  bnpotbefarifchen  Serpfdnbung  jener  ©fiter/  in  ber 
lefcteren  aber  xur  Uebernabme  pon  >lßecbfeloerbinblid)*eilen  für  bie  gebachte  £nnb* 
Iung  legitimirt  ift,  fo  fann  er  hoch  niemal*  burch  Unterj|eichnuna  ber  ßanbel*« 
ftrma  unter  bem  SBechfel  jugleid)  bie  barin  flipulirte  23erpf<Snbung  ber  ihm/  nicht 
aber  ber  (Societdftfbanblung  gehörigen  ©uter  gültig  poKiirpen,  ba  biefe  Unter« 
fchrift  nur  bie  <£orietdt6banblung/  nicht  aber  ibn  in  feiner  ©igenfehaft  al$  ©uw» 
befaer  perpflichtet. 

Aus  bieten  ©rönben  fann  ich  baber  bie  von  (Sro. n.  gripfinfchte  Sfcemebur  gegen 
bie  Verfügung  bc*  O.  2*  ©er.  ju  ©logau  vom  22.  »  SD),  nicht  eintreten  (afiVn. 

Slct.  be0  3ufti*m.  ©en.  W.  No.  8.  Vol.  3.  Fol.  22. 

§.  12.  Ist  der  Anspruch  in  sich  ungültig:  so  ist  auch  die  dafür  be- 
stellte Sicherheit  ohne  Wirkung. 

§.  13.  Wird  jedoch  eine  von  Anfang  ungültige  Forderung  in  der 
Folge  zu  Recht  beständig:  so  erlangt  auch  die  dafür  bestellte  Sicher- 
heit, von  Zeit  der  Bestellung  an,  ihre  volle  Kraft. 

§.  14.  So  weit  wegen  künftiger  Ansprüche  Caulion  gefordert  und  ge- 
leistet werden  kann;  so  weit  können  dergleichen  Ansprüche  auch  durch 
Pfand  oder  Hypothek  sicher  gestellt  w  ei  den.  (Tit.  14.  §-5-8.  Abschn.3.) 

Wer  ein  Pfandrecht  bestellen  httnne. 

§.15.  So  weit  Jemand  über  eine  Sache  zu  verfügen  fähig  und  be- 
rechtiget ist ;  so  weit  kann  er  auch  damit  durch  Pfand  oder  Hypothek 
gültig  Sicherheit  bestellen. 

§.  16.  Ueberkomrat  der  Verpfänder  das  Recht,  über  die  Sache  sol- 
chergestalt zu  verfügen,  erst  nach  geschehener  Verpfändung:  so  erlangt 
letztere  dadurch  von  selbst  ihre  Wirksamkeit. 

S.  17.  Ist  aber  in  der  Zwischenzeit  einem  Dritten  ein  an  sich  gülliges 
Recht  auf  oder  zu  der  Sache  von  dem,  welcher  darüber  zu  schallen 
befugt  war,  eingeräumt  worden:  so  kann  der  Pfandgläubiger  gegen  die- 
sen Üritten  seines  dinglichen  Rechts  sich  nicht  bedienen. 

§.  18*  Mangelt  es  dem  Verpfändet*,  zur  Zeit  des  bestellten  Pfand- 
rechts, an  der  persönlichen  Fähigkeit,  über  die  Sache  solchergestalt,  zu 
verfügen:  so  erlangt  das  Pfandrecht,  nach  gehobener  Unfähigkeit,  nur 
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durch  ein  au  sich  verbindliches  Anerkenntniss  seine  Gültigkeit.  (Tit.  5. 
§.  37.  38.) 

8.  19.  Eine  Zurückerstreckung  dieser  Gültigkeit  auf  einen  früheren 
v  Zeitpunkt  kann  zwar  in  Ansehung  des  Schuldners,  nicht  aber  eines 
Dritten,  welcher  in  der  Zwischenzeit  ein  Recht  auf  die  Sache  erlangt 
hat,  Statt  finden. 

§.20.  Wie  weit  Verpfändungen  einer  gemeinschaftlichen  Sache  in 
Ansehung  des  Ganzen,  oder  einzelner  Antheiie,  gültig  sind,  ist  nach  den 
Vorschriften  des  Siebeuzebnten  Titels  Abschn.  1.  zu  beurtheilen. 

3>eral',itl  I.  17.  f.  6D  eeqq. 

§.21.  Mit  der  Sache  selbst  sind  in  der  Regel  auch  deren  Pertincnz- 
stücke,  Zuwüchse,  und  Früchte  für  verpfändet  zu  achten. 

Wirkung  dee  Pfandrecht». 

i§.  22.  Wer  eine  durch  Pfand  oder  Hypothek  bestellte  Sicherheit 
einmal  angenommen  hat,  muss  sich  damit  bis  zur  Zahlungszeit  begnügen. 

§.  23.  Er  kann  aber  bessere  Sicherheit  fordern,  wenn  durch  Zutluin 
des  Schuldners,  durch  Zufälle  von  aussen  her,  oder  durch  erst  offenbar 
gewordene  Mängel  und  Fehler  der  Sache,  der  Werth  derselben  60  ge- 
mindert wird,  dass  sie  die  bedungene  Sicherheit  nicht  mepr  vollständig 
gewähren  kann. 

§.  24.  Der  Eigenthümcr  der  verpfändeten  Sache  kann  darüber  so 
weit,  als  es  den  Rechten  und  der  Sicherheit  des  Gläubigers  unnach- 
theilig  ist,  frei  verfügen. 

besonders  wegen  der  VerSutierang  der  verpfändeten  Seche. 

§.  25.  Nach  eingetretenem  Zahlungstermine  aber  ist  der  Gläubiger 
auf  Veräusserung  der  verpfändeten  Sache,  nach  Vorschrift  der  Prozess- 
ordnung, anzutragen  berechtiget, 
tu  f.  m  unt>  f.  289  MtitiWttlt. 

§.  26.  Ist  ausdrücklich  verabredet,  dass  der  Gläubiger  den  Verkauf 
der  verpfändeten  Sache  zu  verlangen  nicht  berechtiget  sein  solle:  so  ist 
ein  solcher  Vertrag  so  zu  deuten,  dass  der  Gläubiger  seine  Befriedi- 
gung nur  aus  den  Früchten  und  Nutzungen  suchen  könne. 

§.  27.  Erhellet  au6  der  Natur  des  Geschäftes,  oder  aus  der  Beschaf- 
fenheit des  Pfandes,  dass  dieses  nicht  die  Absicht  der  Contrahenten  ge- 
wesen sein  könne:  so  hat  ein  solcher  Nebenvertrag  nur  die  Wirkung, 
dass  der  Gläubiger  nicht  eher,  als  wenn  über  das  Vermögen  des  Schuld- 
ners Concurs  entsteht,  auf  die  Veräusserung  des  Pfandes  antragen  kann. 

§.  28.  Der  Verkauf  des  Pfandes  muss  in  der  Regel  gerichtlich  an  den 
Meistbietenden  geschehen. 

§.  29.  Ein  Vertrag,  dass  es  dem  Gläubiger  frei  stehen  solle,  bei  aus- 
bleibender Zahlung  das  Pfand  aussergerichtlich  zu  verkaufen ,  ist  zwar 
an  sich  zu  Recht  beständig; 

§.  30.  Ist  jedoch  dergleichen  Vertrag  gleich  bei  Schliessung  des  Pfand' 
conti  acts,  oder  sonst  vor  der  Verfallzeit,  errichtet  worden:  so  kann 
der  Gläubiger  das  Pfand  nicht  unter  dem  Betrage  einer,  mit  Zuziehung 
des  Schuldners,  durch  Sachverständige,  aufgenommenen  Taxe,  ausser- 
gerichtlich verkaufen. 

§.  31.  Wenn  der  Schuldner,  nach  eingetretenem  Zahlungstermine, 
sich  den  aussergerichtlichen  Verkauf  durch  den  Gläubiger  ohne  weite- 
ren Vorbehalt  gefallen  lässt:  so  hat  es  dabei  sein  Bewenden. 
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§.32/  Doch  ist  in  beiden  Fällen  (§.30.*3b)  ausser  der  Einwilligung 
des  Schuldners,  auch  die  des  etwanigen  von  diesem  verschiedenen  .Ei- 
gentümers der  verpfändeten  Sache  nothwendig.      ;     " •«"•*•- 

§.33.  Ein  Vertrag,  dass  bei  ausbleibender  Zahlung  die  verpfändete 
Sache  dem  Gläubiger  für  die  Schuld,  oder  für  einen  im  voraus  bestimm- 
ten Werth  zufallen  soll,  ist  in  Ansehung  beider  Theile  ohne  Wirkung. 

§.34.  Wenn  aber,  nach  eingetretenem  Verfalltage,  der  Gläubiger 
und  Schuldner  über  den  Werth,  wofür  die  verpfändete  Sache  dem  er- 
steren  überlassen  sein  solle1,  sich  vereinigen** so  hat  ein  solches,  Abkom- 
men zwischen  ihnen  verbindliche  Kraft.  «  ,  »  ♦  •»  •  ••  , 

§;  35.  Ein  Vertrag,  dass  das  von  dem  Hauptschuldner  eingelegte 
Pfand  dem  Bürgen  verfallen  solle,  wenn  dieser  von  der  Bürgschaft 
nicht  befreiet  würde,  ist  ungültig.  1  ' 

Von*  Eintrittsrecbte  eine»  jüngeren  Pfandglaubigers  oder  eines  BUrgen. 

§.  36.  Die  gerichtliche  Veräusserurig  einer  gültig  verpfändeten  Sache 
kann  von. andern,  die  darauf  ebenfalls  ein  Recht, erlangt,  haben,,  hur 
durch  vollständige  Befriedigung  des  Pfandgläubigers  abgewendet  werden. 

§.  37.  Der  Pfandgläubiger  ist  schuldig,  einem  jeden,  der  ein  dingliches 
Recht  auf  die  Sache,  inglcichen  dem,  welcher  für  die  Schuld  Bürgschaft 
geleistet  hat,  gegen  eine  solche  vollständige  Befriedigung  sein  Pfand- 
recht abzutreten.  ..... 

§.  38.  Er  kann  sich  diesem  auch  durch  die  Vorschützung  eines  nach 
§.  34.  mit  dem  Schuldner  getroffenen  Abkommens  nicht  entziehen. 
•   §.  39.  Doch  ist  er  zur  Annahme  der  Zahlung,  und  Abtretung  seines 
Pfandrechts,  erst  nach  abgelaufenem  Zahlungstermine  verbunden. 

§.40.  Dagegen  kann  er  beides,  selbst  alsdann,  wenn  der  gerichtliche 
Verkauf  bereits  nachgesucht  worden, nicht  weigern;  sobald  ihm  auch 
die  dabei  schon  aufgelaufenen  Kosten  mit  erstattet  werden. 

§.  41.  Der  jüngere  Pfandgläubiger  kann,  durch  diesen  Eintritt  in  die 
Stelle  des  von  ihm  befriedigten  älteren  Gläubigers,  seiner  eigenen  ur- 
sprünglichen Forderung  kein  Vorrecht  vor  denjenigen  verschaffen, 
welche  zwar  später  als  dieser,  aber  früher  als  er,  ein  gültiges  Realrecht 
auf  die  Sache  erlangt  haben. 

§.  42.  Bei  dem  gerichtlichen  Verkaufe  des  Pfandes  ist  zwar  das  Ge- 
bot des  Gläubigers,  gleich  jedem  andern;  das  Mitgebot  des  Schuldners 
aber  nur  gegen  baare  Zahlung  zulässig.  .  u., ,  »  - 

Wie  weit  der  Gläubiger,  ausser  •einem  Pfandrechte,  auch  an  das  übrige  Vermögen,  oder  an 

die  Person  des  Schuldners  sich  halten  könne. 

§.  43.  So  weit  der  Gläubiger  durch  den  Verkauf  oder  Zuschlag  der 
verpfändeten  Sache  befriediget  worden,  entstehen  daraus  alle  Wirkun- 
gen einer  von  dem  Schuldner  unmittelbar  geleisteten  Zahlung.  (Tit.  16. 
§•  149.  sqq.) 

§.  44.  Dagegen  wird  der  Schuldner  durch  die  blosse  Bestellung  eines 
Unterpfandes  von  seiner  Verbindlichkeit  noch  nicht  frei. 

§.  45.  Vielmehr  kann  der  Gläubiger,  nach  eingetretenem  Zahlungs- 
termine, auch  an  die  Person  seines  Schuldners,  und  dessen  übriges  Ver- 
mögen sich  halten. 

Rescript  ».  30.öctbr.  1828,  betr.  bie  »erfonKdje  tSerftaftuitd  bei  einer/  bon  einem 
€orre«if(6utöner  bimfc  $fanb  fttfcer  gefüllten  Sorbernng. 

Dem  vor  3&n«i  mitttlft  fBorfttOutTg  vom  27.  h.  ffft.  für  Me  £<tufm<mit$fd)e!t 
fcticUute  in  oer  9t<4)t0fft$e  Uß  ÄaufmaimJ  8.  »toer  Wefdben  gemadtfen  »ntroac 
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Verfügung  b<*  Ifammrrgeric&tt  »om  3;  b.  2R.  auftu&eben,  fantr  nic^t  flatt* 
gegeben  werben.  ,    .  J 

Der  allgemeine  ©runbfafe/  weldien  bie  §§.  U  unb  45.  Xit.  20.  be*  31.  ß.  SR. 
unb  §.  63.  tfif.  24.  2b.  I.  ber  21.  @.  D.  «fttbalten,  ifl:  ba§  ber  (gchulbner  burd) 
Die  blofce  ^etfeCung  eine«  Unterpfanbeö  oon  feiner  Söerbinblichfeit  nid)t  frei  wirb, 
Pielraebf  bef  ©IdubKier  nad)  eingetretenem  3abtting«termin  mich  an  bie  *J)erfon 
feine«  «gchulbner*  unb  beffen  übrigeö  ©ermbgen  ftet)  balfen  fann,  namentlich  ba§ 
im  Ä.iU  einer  SKealforberung  bem  obffegenben  Xbeil  bie  >ü>abl  auflebt/  ob  er  \u* 
p&rbertf  bie  g£efution.  in  ba*  bewegliche  'öerm&aen  beö  ©chulbner*  fuc&en/  ober 
ftcb  fofort  an  baö  ibm  Perbaftete  ©runbftiicf  ftafren  will;  bloß  bie  einjicje  2lue^ 
ita&me  ift  im  §.  46.  Xit.  20.  Xb.  I.  br$  21.  g.  9c.  feftgef.frt, 

ba§  ber  ©djulbner,  in  fofern  er  alsbann  (wenn  ber  ©(dubfger  feine  *Befri<* 
bigung  nach  eingetretenem  Sablungfrermin  nachfucht) Hoch  gigembümer  ber 
vperpfdnbeten  ©ache  ift/  barauf  antragen  fanU/ .baMcr  gläubiger  juerff  au? 
biefer  feine  »efriebigung  fuäen  foO. 

{  «uch  biefer  »efugnijj  fann  im  ©chulbinflrument  eutfagt  werben. 
.  •  SEBenn  bafar  bie  entfagung  erfolgt  ift,  ober  ba*  «Dfanb  ober  bie  öwot&ef  p0n 
einem  Dritten  beftellt  worbrn,  ober  ba0  (Sigembum  be$  <i>fanbed  ober  ber  £upo« 
tbef  «nf 'ritten  ©ritten  -fibergeganaen  ift,  fo  oerbfeibt  etf  bei  ber  $Rrgef  ber  §§.44 
unb  45.  Tit~ 20.  Xb- 1.  beß  '«.8. 9t.  uub  §.  63.  Xit.  24.. Xb,  ber  V.  O-  3« 
Dorlieaenben  ftalle  ftebt  bie  Perrbelichte  £.  mit  bem  ©Idubiger  in  feinem  «Pfanb* 
unb  #upotbrfenne$u$,  nnb  binbert  baber  ben  (Sidubtyer  nicht*/  bie  ggefution  in 
ibr  SÖerm&gen  ober  gegen  . ibre  $erfon  nad>jufud)en,  ungeachtet  ibm  oon  einem 
anberen  ßorrralfcbulbner  für  feine  $orberung  eine  jörooibrE  befteür  ift.  Der  §. 
435.  Xit.  5.  Xb.  I-  beö  91.2.91.  fommt  bier  nicht  jur  Smroenbung,  ba  berfelbe  eine 
gam  allgemeine  sFeftimmurig  embdlt,  für  ben  poriiegenben  gau*  aber  bie  porge» 
bauten  fpe^Uflen  SSorfcbriflen  eintreten. 

©en.  2lct.  be*  Suftiam.  L.  R.  No.  13.  Vol.  III.  Fol.  253.  f. 

§.  46.  Doch  kann  der  Schuldner,  in  so  fern  er  alsdann  noch. Eigen- 
tümer der  -verpfändeten  Sache  ist,  darauf  antragen,  dass  dcriGläubiger 
zuerst  aus  didser  seine  Befriedigung  suchen  solle. 

§•  47.  Will  aber  der  Gläubiger  seinem  Pfandrechte  entsagen:  so  kann 
er  sofort  in  das  übrige  Vermögen  des  Schuldners,  oder  auch,  nach  den 
Vorschriften  der  Wechsel-  und  Executionsordnuug,  auf  die  Person  des- 
selben richterliche  Hülfe  nachsuchen. 

■  *        .  .  • 

1)  Rescrlpt  o.  9.3uni  1810,  betr.  bit3uim$tät  ber  2&d>felencurion  .neben  ber?»e|icl; 

sJBIr  communiciren  €uch  bierneben  bie  Slbfchrift  einer  »cm  bem  Kaufmann 
91.  91  in  Streben  feiner  wiber  ben  ^Sanquier  9c.  91.  unterm  28. ».  W.  eingereieb* 
ten  3}orfieUung/  mit  ber  2lnroeifung /  baß  juMfat  Pom  3.  SWail8to,  woburch  ber 
93ccf|a«ite  nur  .n)ect)felind§igen  Sablung  red)tß!rdftig  oerurtbeilt  »orben,  obue  wei- 
tem Stufentbrtlt  ju  t>oü]1recf<n,  obne  pon  bem  Äldger  erfl  bie  Crfldrung,  ob  er 
feineö  $fanbrechttf  |Tcf>  begeben  wo0e,  iu  forbern,  ba  eineß  Xbeilö  biefer  6in* 
-wanb  Pon  bem  ©erfiagten  felbfl  gar  nicht  gemacht/  an\>trn  Xbcilö  aud)  ber  ge« 
-genwdrtigc  $aü  Pon  bem  in  dachen  SD?,  wtber  bie  (3. 20.        febr  perfcbiebeit 
ift/  inbem  ber  pon  bem  Sierflagtm  außgetleQte  ^Bechfel  Pom  3.  Januar c.  bieoutf' 
bcücfliche  ©rfldruna  cntbdlt/  ba§  er  bföStechtö/  im  ^id)tiabluiigßfalle  ben  (Sldu« 
biger  jupbeberft  an  ba*  befleOte  Untetpfanbm  Perweifen,  ftct>  begebo  unb  vielmehr 
bemfelben  bie  IRefugni§  einrdume,  fofort  an  ibn  ben  -Serflaiiteit  jurötf  §u  geben, 
Wechfclmd§ig  geaen  feine  ^erfott  ober  aegen  fein  fonftig;ei»  iöerinooen  (Speeution  |H 
.egtrabiren,  runb  bach  oaß  betreßte  3)fanb  bis  ^u  feiner  beß  ftldger*  ooüiidntifgen 
S^efriebigung/  ju  bebalten,  baber  felbft  alötann,  wenn  Söerflagter  bagegen  nod) 
(Sinmenbungen  Porbringen  foüte,  barauf  nicht  anber*  al0  nach- anleinnig  ber  ». 
(U.  £>.  Xb.  l.  Xit.  2.J.  §.  36.  seq.  unb  Xb.  t.  Xit.  27.  §.52.  Stfitfftcht  J|u  nefcmen 
.unb  bie  gortfefrung  ber  2Bed)feUgecution ,  o$ne  a«fe$üci)i'n  ÖJrunb,  nicht  ju  bem* 
nun  in.  ünatbiö  sö.  9.  6.  275.  2.  2tbid)nitL 

2)  Rescript  0. 13.  Octtt.  1810,  utv.  bie  $lti&0itfdt  ber  ©recutionmrrügunß/  wenn  ber 
Äi*ecution«iud>er  bal  ^tauo  ntrfT  n \  ujegeben  (at. 


Digitized  by  Google 


«Born  «Heerte  M  tlnterpfanbe** 


421 


Stuf  ben  SBfric^t  Dottt  l.  b.  2ft.  wegen- ber,  über  bie  2fnwenbmtg  br*  Stefcr. 
Pom  i.t^eptbr.  1808  bei  <5urem  {Kollegium  entflanbenen  3weifel,  ertbeilen  2öir 
©ud)  jum  ^efefteibf/  ba§  burd)  jeneß  «Kefcr.  feine  neue  gefe$Iicbe  ifleflimmung 
bat  gegeben,  fonbern  bie  Weridne  barauf  Gaben  aufmerffam  gemacht  werben  foBeit/ 
wie  nach  ben  fdjon  beftebenben  iSefe&en/  in  gewtffen  gdflen  auch  bei  faufmdnnt* 
fdjen  s2Öfd)feln,  wobei  2letioa  oerpfdnbet  ftnb,  ben.  @ Au Ibrtern  bir^nbult  ui  flat* 
ten  fommrn  f&nne.  Diefeß  ergiebt  ftd>  oorjüglicb  barauß,  baß  in  ber,  mit  bem 
SRefcr.  abfebriftlich  mitgetbeilten  (S.D.  Pom  27.8fuguft  1508  außbrncTlicb  gefagt 
ift,  b<r#  bie/  Don  bem  damaligen  interimiftifeben  (Jbef  ber^uflij  in  Söorfcblag  ge» 
brachten  Jfleflimmungen  feiner  gefe&lfchen  gefife&ung  bebürften,  fonbern  nur  eine 
SBeiiung  an  bie  ^uftycoflegta  n&tbig  fei/  um  in  oorfommenben  $dUen  barnach 
ju  verfabren.  gß  muß  alfo  bei  ber  Slnwenbung  ber  febon  befiebenben  (Defefte,  auf 
welche  ft'd)  bie  in  jenem  9iefer.  enthaltene  $Jnweifung  grönbet,  auf  bie  wörtliche 
Söetfimmuna  biefer  (9cf<$e<  geachtet  werben/  unb  biefe  gebt  in  ber/  in  (Eurem  SBe-- 
rid)te  angeführten  (gteUe  beß  B.&9L  £b- 1-  Xit.  20.  §.  45.  se<*.  ganj  betulich  ba» 
bin/  bag  ber  dichter  nicht  von  SImtßmegen  baß  (Srerutionßgefucb  ju  verwerfen 
bat/  wenn  bamit  bic  greigebung  beß$)fanbeß  nicht  oerbunben  ift.  Da  biefe  Stelle 
gan|  beutlid)  unb  benimmt  iü/  fo  iil  fie  nicht  auß  anbern  ©efebüeQen  \u  erflären, 
oefonbers  ba  ein  Süiberfprucb  mit  anbern  (gefebeeftellen,  wie  3br  *um  XI) eil  ber 
Meinung  ju  fein  fcheinet/  nicht  »orbanben  ift.  Denn  bie  91.  ©.  D-  ib.  l.  2tt.  24. 
§.63.  fttm-mt  ganj  uberein  mit  bem  §.  45.  loccit  beß  ÖL  2.9t.  Daß  ledere  glebt 
aber  alßbann  §.  46.  seq.  noch  ndbere  33eflimmung*n  über  ben  tontrag,  ben  ber 
©chulbner  gegen  bie  vom  ©Idubiger  getroffene  3i<abl  machen  fann,  unb  ba  biefer 
Antrag  nicht  wiber  bie  gorberung  felbu,  fonbern  nur  wiber  baß  Obtect  ber  6ge* 
fution  gerichtet  itf,  fo  bat  berfelbe  nicht  unter  ben,  £b.  t.  Xit.  24.  §.63.  ber  «. 
&.D.  benannten  (ginwenbungen  mit  aufgenommen  werben  fbnnen. 

SRatbi*«.  to.  @.H8.  2.2lbfd)nitt. 

3)  Bescriptb.i8.3uni  18 11,  betr.  bie  ttefuantB  eine«  fiopotftefariftfien  @iäu»feer*/  mit' 
Uebcrgebung  Oer  SKealerecurion  tie  ©recution  in  ba*  gEobiliawrmiMen  bc*  ©cuulbncrt  nartjuiudicn. 

51  uf  ben  «Bericht  beß  äbnigl.  £ammergrrid)tß  oom  1 7.  b.  SR./  betreffenb  bie  grage : 

Öb  ein  bPPOtbefarifcber  (ijldubtqer,  geaen  ben  ©iflen  beß  ©dmlbnerß,  bie 
6ref utton  wegen  beß  bDpotbefanfch  herftcherten  ^apitalß/  mit  Uebergebung 
ber  9teale|e!utiot»,  in  baß  2}iobi!taroermbgen  beß  (^chulbnerß  nachfuchen  Hnttc? 

wirb  bemfelben  jur  SRefolution  unb  Sichtung  ertjfnet,  ba§  bem  b^ootbefarifchen 
gläubiger/  nach  ber  V.  (&.D.  Xb-i.  Xit.  24  unb  63.,  bie  >2Babl  iutbrnrnt,  ob  er 
juobrbrrit  bie  (5r.efution  in  baß  beweglidje  23crmbaen  beß  ^chulbnerß  fudjen,  ober 
fieb  fofort  an  baß  ibm  oerbaftete  l^runbflücf  halten  wolle;  bafi  aber,  wie  ber 
($(dubtger  baß  ertle  wdblet,  unb  alfo  bie  Sgefution  in  baß  bewegliche  ^3ermbgcu 
nachfuebet,  bem  ^diulbner/  in  fo  fern  er  alebann  noch  ©iaentbömer  beß  t>crbaf« 
teten  ©runbfiÄcfß  iö,  nach  bem  ».  2.9t.  Xb.  1.  Xit.  20.  §.46.  baß  JKccht  juürbet, 
barauf  anjutraaen,  ba§  ber  (Sldubiger  juertf  auß  biefem  ©runtflücTe  feine  söefrie. 
bigung  fuchen  folle. 

©iefe  in  ben  befte&enbcn  ©efeben  gegrunbete  SRegel  bat  baß  fBniaf,  Jammer» 
geriebt  (Ich  $ur  9iichtfd)nur  bienen  ju  iajfen,  fo  lange  nicht  ein  befonferer  ©runb 
ber  aufnähme  oorbanben,  wie  biefeß  ber  gall  ift,  wenn  auf  SHc<|utftHonen  ber 
tlrebit-Directionen,  bie  egefution  gegen  fdumige  «Pfanbbriefsinfenjabler  in  baß 
IWobiliaroermbgen  berfeiben  verfiigt  wirb.     97taibiß  ».  10.  ©.  390.  1.  9tbfchnitt. 

4)  Rescript  ».  24.9?ovbr.  1812  net>(l  Bericht,  beri-.  b«tf9?ed>t  De^  caiaubiger^  bem 
^fanbreajt  &u  entfagen  unb  an  bas  übrige  a?ennöacn  beg  €djuibner^  t'tcö  su  öatten. 

Der  oon  (Sw-  (ggCfUenj  in  Radien  beß  SU'.  91.  wiber  ben  0b. 9t  unter  bem 31.tt.18t. 
an  unß  crlaifenen  gf ehrten  23erfuaung  gemdf,  haben  wir  ben  SgefutionftjDirec^ 
tor  angewiefen,  eß  bei  ber  SRefcblaguabme  ^cr  ßjfecten  beß  SBerf Jagten,  foweit 
biefelbe  nod)  brfiebt,  oorlduftg  )u  belaifen;  zugleich  oerfeblen  wir  aber  nid)t,  bem 
unß  geworbenen  befehle  gemd§,  bie  Ukünbe  geborfamjl  anjuieigen/  auß  meldten 
wir  oon  ben  in  Sachen  9^.  9t  wiber  91. 91.  angenommenen  (grunbfdfcen  abge» 
Wichen  ftnb. 

3fn  ber  lebterwdbnten  <2ad)e  war  angenommen,  baft  ber  auf  (Sgefutron  in  baß 
anberweitige  ^ermbgen  feineß  ©chulbnerß  bringenbe  ^)fanbaldubiger  $ur  £>erauß* 
gäbe  beß  ^pfanbeß  an  ben  ©chulbner  nicht  angehalten  werbe«  botfe,  fobalb  ber 
(Sldubiger,  wie  bieß  gegenwärtig  bei  ben  ©taatflpapiere»  ber  8aB  ift,  auß  bem 
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gjfanbe  nicht  befriebigt  w«ben  fbnne.  3fn  Dem  ©efe&e  felbft  iß  bie  bierbureb  feß* 
gefegte  «ußnapme  von  ber  »eftimmung  beß  §.  47.  £it.  20.  X&.  I.  beß  91.  2.  9t 
nicht  außgefproeben,  unb  eß  würbe  be«balb,  jur  ^Rechtfertigung  blefce  «ußnabme, 
in  ber  baraalß  «rlaflenen  Verfügung  nur  bemerft,  bog  ber  aflegirte  §.47.  in  35er- 
binbung  mit  ben  ihm  oorauögcfcbicften  §§.45  unb  46.  betrachtet  werben  müfle,  wo 
ftcb  bann  ergebe,  wie  ber  §.47.  oorau6fe$t,  ba§ 
l)  ber  ©cbulbncr  ben  ©Idubiaer  oorber  auf  baß  $fa»b  Perwiefcn,  unb 
*)  ber  ©Idubiger  au*  bem  *ßfanbe  befriebigt  werben  f&nne. 
2L>ir  fbnnen  aber  nur  ben  |uerß  angeführten  ©ab  als  richtig  anerkennen;  btr 
jweite  fefct  berettß  vorauf/  waß  oben  erß  erwiefen  werben  fottte. 

Die  SRücfftcbt  barauf :  ob  ber  ©Idubiger  auß  bem  $fanbe  «öefriebigung  erbal* 
fett  f&nne?  würbe  unferß  erachten*  nur  bann  notbwenbig  fein  /  wenn  bem  $fanb« 
fcbulbner  baß  in  bem  §.46.  ibm  verliehene  beneficium  excussionis  realis  unbedingt 
jußdnbe,  wenn  ber  (gläubiger  auf  feinem  anbern  SBege  an  baß  t'ibrige  ©ermbaen 
beß  ©cbulbnerß  gelangen  thnntt/  als  erß  nach  oorber  erfotafer  ®&*fution  in  ba* 
3)fanb.  SBdre  bieß  ber  gaU,  bann  allein  würbe  man  mit  Diecht  annehmen  (In« 
nen/  bafj  ein  folebeß  ©efefc  bie  2Hoglicbfeit,  ba*  «Pfanb  fofort  *u  realtriren,  Mi 
nnerldfclicbe  Söcbingung  ooraußfefce/  unb  ba§  bem  ©Idubiger  baß  beneficium  ex- 
cassionis  realis  niefct  entgegengefefct  werben  fbnne,  fobalo  bie  8ttd(i(trtHtg  be* 
«Pfanbcß  oerbtnbert  iß,  weil  man  ibm  fonß  jebeß  (Srefutionß  «mittel  entA&ge.  65 
iß  nun  aber  bem  $fanbgldubiger  bureb  ben  §.47.  bereite  baß  Littel  an  bie  &anb 
gegeben,  ben  nachteiligen  folgen  entgegen  jir  fommen,  welche  baß  Beneficium 
excussionis  realis  für  feine  iöefrtebigung  baben  mochte;  er  foD  feinem  $fanbrecbt 
entfagen,  unb  in  biefem  gafle  ßebt  ibm  bie  6?efution  auch  in  las  übrige  Ser* 
mbgen  beß  (gcbulbnerß  frei.  Der  oon  ber  Stealtiirbarfeit  beß  $fanbeß  bergenom« 
mene  Unterfcbieb  in  ber  Sfnwenbung  beß  §.47.  tu  alto  eben  fo  wenia  burd)  baß 
SRccbtßoerbdltnifi  felbß  notbwenbig  bebingt/  alß  in  bem  ©efefce  auöbrücTlid)  fefi* 
gefegt.  6ß  tu  auch  in  ber  Ibat  nicht  wobl  abjmfeben,  warum  ber  ^fanbgldubi« 
ger,  ber  ftcb  an  baß  übrige  Vermögen  feineß  ©cbulbnerß  halten  will/  ein  fofort 
realiltrbareß  <Pfanb  beraußjugeben  oerpflidjtet,  ein  nicht  realiftrbareß  aber  jurfiefjube* 
balten  berechtigt  fein  foll,  ba  er' offenbar  bei  ber  SRücrgabe  beß  lauern  bei  weitem 
weniger  aufopfern  würbe,  alß  bei  ber  «Kücfgabe  eineß  «Pfanbeß,  baß  fogleich  @e* 
gcnßanb  feiner  23cfriebigung  fein  fann. 

Unferß  ßracbtenß  liegt  ber  ©runb,  warum  baß  ($efcb  in  brm  ooraußgefebten 
gaUc  bem  «Pfanbaldubiger  bie  SRütfgabe  beß^fanbeß  |ur  sfiebingung  macht,  barin, 
eine  hoppelte  (S&efutlon  gegen  ben  ^chulbner  $u  oerbtnbertt.  £)itfem  foQen 
bie  Nüttel,  felbft  bie  Sefriebiguna  beß  ©Idubigerß  ut  bewirfen,  in  ipimTcht 
einer  unb  berfelben  gorberung  ntdjt  bopoelt  entibgen  «erben,  einmal  babureb, 
ba§  ber  ©Idubiger  baß  «J>fanb  in  feinen  ßänben  bebdlt,  unb  bierndchft  bureb 
bie  in  baß  übrige  S3ermbgen  naebgefuebte  SfieFution.  2Hlt  9cücT(tcht  auf  biefe 
ratio  legis  iß  eß  aber  v-Mlig  gleich,  ob  bas  «Pfanb  für  ben  ©Idubiger  realiftrbar 
war  ober  niebt;  benn  bem  ©djulbner  gewdbrt  eß  auch  in  bem  lebtern  gaDe,  etwa 
burd)  anberweitige  ©crofdnburig,  wenn  nidit  burdb  S5erduf erung,  allerbingß  ^)ülfß« 
mittel,  bie  je^t  §u  bejablenbe  ^chnlb  jti  tilgen. 

Sffitr  tragen  baber  geborfamil  barauf  an: 

bie  in  ber  6ad)e  9t.  %  wiber  ben  V\.  Don  unß  erlaffene  Verfügung  )a 
genehmigen,  bie  erßeren  mit  i&ren  ©efdjwerben  iurücfiuroeifen,  unb  un«  bie 
o&Qige  ffiieberaufbebung  beß  auf  5ie  Effecten  M  91. 9t.  oorlduftg  bcibebalte* 
nen  Sefdjlageß  ju  geftatten.       Berlin,  ben  19.  DUobr.  18 1 2.  " 

Das  ^ammergeriebt. 

Die  oon  bem  ^bntal.  i^ammeraerfcht  in  bem  in  (Sachen  ber  Sfianquterß  9t.  unb 
91  wiber  ben  iPanco*  Sftenbanten  91.  unter  bem  i9.b.  erffatteten  Bericht  auf* 
gefteflten  ©rünbe,  woburch  baffelbe  bie  abweichung  oon  ben,  felbfi  febon  einmal 
angenommenen  unb  angewenbeten,  auch  oon  bem  ^fnflijmintfler  genehmigten  ©runb* 
fdben  rechtfertigen  vo\Ü,  jtnb  nid)t  g'nügenb.  ®ß  Oebet  tiefen  früher  angenom^ 
menen  ©runefdfcen  nicht  entgegen,  ba§  bie  23oraußfefcung  bei  tlnwenbung  beß 
§.47.  £M.  Sit.  20.  beß  ».8-91.: 

bafi  ndmlich  ber  ©Idubiger  auß  bem  $fanbe  müffe  befriebiat  werben  Mnnen, 
nicht  allgemein  gültig  iß;  benn  biefe  33oraußfe&ung  rcirb  boch  gan«  riditig  ge« 
macht,  für  ben  gaü,  wenn  eß  »on  bem  ©chulbner  abbdngt,  bie  fbinberniffe  ber 
JMrlebigung  beß  ©ldubic;erß  auß  bem  $fanbe  befeitigen,  wie  biefeß  bei  «er* 
pfdnbeten  ®taatß,  unb  anbern  bffentlicben  papieren  ber  gatt  iß,  inbem  eß  nur  barauf 
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anfommt/  baf  et  in  ben  Söerfauf  berfelben  willige.  <S*  »örbe  n>ibcrf|>rfd^enb  frln, 
bem  <2>chulbner  bieiBcfugnfg  einjurdumen/  feinen  ©Idubiger  mit  ber  »efriebigung 
an  baö  $fanb  ju  verweifen,  obne  ba§  er  jugleid)  Die  SBerbfnblicbfeil  babe/  Dtcfe 
S3*friebiaung,  fo  weit  (0  »on  feiner  (Seite  gefd)eben  fann,  möglich  ju  machen. 
Die  bem  ©idubiger  nochaelcuTf  nc  SOapI,  bem  «Pfanbrechte  ju  entfagen  unb  frcf> 
an  baö  übrige  Vermögen  unb  an  bie  <j)erfon  beö  ©cbulbner*  &u  halten,  ift,  bei 
bem  öfter*  febr  unpewiffen  Erfolge  bieferSWaajjregel/  nicht  ein  binldnglicber  ©runb, 
bem  @chulbner  in  bem  eben  bemerken  gafle  bie  S3cfugni{i  einjurdumen,  von  ber 
iPeftimmung  beö  §.46.  ©ebraud)  |u  machen/  unb  alfo,  ungeachtet  er  bie  Sßefrie* 
bigung,  wenigtfenö  in  foroett  bat  gjfanb  jureidu,  bewirfen  fann,  ben  ©Idubiger 
>u  jwingen,  von  ber  Sftealiftrung  feiner  gorberung  vorlduftg  ganjabiufteben,  ober 
fid>  ber  ©efabr  auö*ufeben,  tiefet  Obiect  ber  Sfiefriebigung  $u  verlieren/  unb  fei* 
nen  Srfafc  in  bem  übrigen  93erm6gen  beö  (2d)ulbner0  ju  ftnben. 

Daö  ft&nigl.  £ammergerid)t  bat  alfo  nad)  ben  in  ©adjen  9t  wlber  9t 
angenommenen  ©runbfdbcn,  and)  in  biefer  ©acbe  ju  verfügen ,  unb  bie  ©nvplh 
fanten  hiernach  ju  befebeiben. 
»erlin,  ben  24.9toobr.  1812.  V.&3.  0.1.  @-276. 

5)  »escrlpt ».  1.3ml  181 5,  betr.  bie  «efkgnfg  be*  ftijvotberarffäen  ©laubiger*,  feine  55e* 
friebiflung  auS  bem  beivcglidjcn  2>cvmi>t}en  bei  ecöulbner«  »u  fueben. 

Der  verehelicht  gewefenen  grau  9t  wirb  auf  bie  in  betreff  i&ret  Siech«« 
fache  tvieber  ben  91.  auf  91.  eingereichte  Söorfteßung  vom  15.  b.  SÄ.  jum  5öe» 
fcbelbe  ert heilt/  ba§  bem  bwtfcefarifchen  ©Idubiger,  nach  93orfchrift  ber  Ä. 
©.  0.  lit.  2i.  §.63.  jwar  bie  Söabl  jufommt,  ob  er  juvSrberfi  bie  ©gefution  in 
baö  bewegliche  Skrm&gen  teö  ©chulbnerö  fud»en,  ober  fleh  fofort  an  baö  ihm  wer* 
haftete  ©runbtfucf  halten  n>tfl/  ba§  aber/  trenn  ber  ©laubiger  baö  ertfere  tvdblt/ 
ber  ©chulbner  roieberum  baö  SRecbt  bat/  vorauögefebt,  baä  er  nod)  23ef?ber  ber 
üjrvotfocf  iß/  barauf  anzutragen/  ba§  ber  ©Idubiger  pueril  aus  bfefem  ©runb* 
jiücfe  feine  «efrie  bigung  fuche.  Diefe  ift  in  bem  «.  ß.  9t.  £b- 1.  Sit.  20.  §.  46., 
wo  von  ben  allgemeinen  ©ruttbfd&en  beö  fljfanbrecbtö,  unb  alfo  nicht  allein  vom 
Saujipfanbe/  gebanbelt  roirb/  febr  beutlich  vorgefd)rieben/  unb  wirb  burch  ben 
M9i  beiTelben  Ittels  auf  feine  SBeifc  aufgehoben/  ba  hier  nur  von  bem  fechte 
beö  ©Idubiqerö  jur  üßabl/  nicht  aber  von  bem  Sftechtc  beö  ©cbulbnerö/  ihn  auf 
bie  noch  babenbe  S>t)potbef  §u  vertveifen,  bie  «Rebe  id.  S5ei  biefen  Umfldnben  ift 
geqen  baö  von  bem  £5.  &  ©er.  aufgehellte  iprinci»/  gegen  tveldjeö  bie  grau  231tt* 
ießerin  fleh  befebroert/  nichtö  ju  erinnern, 
»erlin,  ben  1. 3uni  1815.  ».  Ä.  3.  SB.  5»  @.  31. 

6)  ReNcripte  t).  23.gept6r.  unb  i4.Wowbr.  1815,  betr.  We3iüafligf ett  einer  tfieHweffen 
gntfagung  be$  ^fanörerf)^  im  Safte  bed  »ovflefjenben  |.  4T. 

SBei  3«fertigung  ber  sab  lege  remiss.  in  orig.  hier  belfommenben  S3efchn)erbe 
be«  $ofö0caU  SR.  in  ©achen  be«  Oberften  v.  <p.  tviber  ben  ©ebrtnwn  Äriegßratb 
9t  wirb  bem  filniftt  O.  ß.  ©er.  von  Dfipreu|en  ju  erfennen  gegeben,  ba§  bie 
»efdiroerbe  nicht  ohne  ©runb  geführt  ju  fein  fcheint,  ba  tt  in  bem  ©efe^  H.  ß. 
SR.  Xb.i.  Xit.20.  §.47.  feineöroegeö  (lebt/  ba§  ber  «Dfanbgldubiger  ftd)  auch  für 
ben  Satt  feine*  9)fanbrecbt*  überhaupt  begeben  muffe/  wenn  nur  ein  Xbeil  fei» 
ner  gorberung  ta  Mte  itl  unb  unter  ber  (Sgefution  fleht-  Der  3uflij|minifler  ftn* 
bet  e0  auch  l  95.  nicht  unterfagt,  ba§  ein  ^fanbgldubiger  fleh  be0  <|)fanbrecht0 
»fgen  ber  eingeflagten  3'"fen  begebe  unb  (Ich  baffelbe  für  baö  favital  oor« 
UHUe,  unb  eben  fo  tvenig  wirb  baö  Slnfubren  be*  tJoQcgii  in  bem  Decret 
»om  i.91uguft  c./  ba^  ba0  $faubrecht  ein  untbeilbareö  Stecht  fei,  begränbet  ge* 
funben,  ba  ba0  ©tfe$  eö  erlaubt,  b^ootbefarifche  gorberungen  fyeilweife  abjutre» 
ten.  Da«  fibnlgt.  O.  Ü.  ©er.  wirb  baber  veranlag,  bie  95efchwerbe  nochmals  in 
forgfdltige  foOegialifd)e  $)eratbung  )u  Rieben,  unb  wenn  baö  Kollegium  bei  feinem 
©entiment  verbleiben  füllte,  baruber  auöfübrlich  gutachtlich  ju  berichten,  worauf 
ber  (Jbef  ber  3ufii|  ftch  bie  ndbere  «Befchetbung  vorteilt. 

SBeriin,  ben  23.  eeptembet  1815. 

Daö  Äbnfgt.  O  ß.  ©#r.  von  Offpreufien  bat  jwar  in  bem  Bericht  vom  10.  Dctbr. 

fein  ©erfahren  in  @ad)en  beö  Oberflen  v.  wiber  ben  ©ebeimen  Äriegöratb 
91/  worüber  ber  tc.  v.  ty.  fleh  befchwert/  |n  motioiren  gefuchtj  ber  Sufiijminifler 
finbet  aber  bie  2lusfübrung  beöÄoflegit  fcineöwegö  jureichenb/  um  von  ber  fchon 
in  bem  früheren  «Refer.  vom  23.  ®eptbr.  c.  gedugerten  SWeinung  abzugeben.  Denn 
a«f  baö  9lbmifd)e  Stecht  fann  nach  bem  ^ubitfat.  $at<nt  beß  V.  ß.  SR.  vom  5.  gebr. 
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1794  nicht  mehr  juröcf  gegangen  werben,  unb  ebenfo  wenig  gilt  ber  Schluß/  bog 
wenn  in  trgenb  einer  9ced)t0materie  ein  @a&  bc*  «Romifcben  «Recht*  in  baß  21.2. 
9t.  aufgenommen  worben,  alßbann  auch  ber  aflaemeine  ©runbfafc;  aus  welchem 
jener  $u  bebueiren ,  aufgenommen  fein  muffe.  3,T  ben  SBon'djrtften  be0  91-  2.  SR. 
aber  fann  ba0  Kollegium  feine  Meinung  nid)t  funbiren,  weil  ber  §.47.  £it.  20. 
Xb.  L  jwar  von  ber  (gntfagung  be*  *Pfanored)t0/  aber  nicht  oon  ber  beö  gangen 
$fanbred)td  überhaupt  fprtdit.  Bu  einer  folgen  au0bebnenben  ©rfldrung  ift 
gar  fein  ©runb  porbanben,  vielmehr  wirb  tte  entgegengefefcte  grfldrung  pon  ber 
Di0po(ttion  br0  81.  ß.  SR.  L  c.  §.520.  gerechtfertigt/  nach  welcher  ba0  ^fanbreebt 
nur  in  foweit  erlbfcbt/  fo  weit  ber  Slnfprucb/  für  welrtien bie  ftppotpef  beflelit, 
getilgt  worben  ift.  Die  Stefultate,  bic  eine  golge  ber  ©rfldrung  be0  ßoUeattfein 
würben/  tfnb  aud)  in  ber  Xbat  *u  auffallend/  al0  ba&  fie  Pom  ©efepgeber  bcab* 
ftebtigt  fein  fbnnten.  Der  ©Idubiger  j.  *8./  ber  eine  gorberuna  pou  10,00  » Sitblr. 
bat  uub  .500  Sfttblr.  baoon  gefün&igt  unb  jur  ßgefution  gebracht/  ober  ber  einen 
balbidbrigen  3in*termin  au0gefiagt  bat/  würbe  nad)  ber  Meinung  beö  Goflegii 
fiebaltett  fein,  ftd)  ber  £>t>potbeC  feiner  gan§cn  10,000  SRtblr.  ober  im  jroeiten 
SJeifpiel  fein eö  ganjen  £apttal0  unb  aQer  ^infen  ;,u  begeben/  ungead)tet  nur  pon 
ber  2lu0übung  eine*  <Pfanbred)t0  auf  50()5Rtblr.  oöer  auf  halbjährige  3infett  bie 
Siebe  gewefen  ift.  Erlaubt  einmal  ba0  ©efrp  eine*  Xbeilö  feiner  bqpotbefarifcben 
gorberung  wegen  bie  £>npotbef  in  recbtüdien  2lnfprud)  ju  nebmen/  rote  folcbe* 
unbebenflid)  ift:  fo  muß  e0  aud)  bie  gntfagung  be0  ftppoibefenreditö  für  benjent* 
gen  Xbeil  geftatfeit/  för  welchen  e*  ausgeübt  werben  foü.  60  ift  aud)  gar  nicht 
abjufepen/  wa0  ber  ©djulbner  hierbei  für  einen  befonbern  DUd  -ü\\l  haben  foO/ 
ba  er  bod)  immer  feine  ipppotbef  um  fooiel  befreiet/  al0  ber  ©Idubiger  berfelben 
«ntfagt/  um  ftd)  an  ba0  übriae  Vermögen  galten  ju  ffcnnm.  3m  ©egentbeil  aber 
würbe  ber  ©Idubiger  ganj  unoerbdltnifcmdjMg  verlieren  /  wenn  er  wegen  eine0 
Vielleicht  geringen  £beil0  feiner  gorberung/  He  nur  in  lite  iß,  ftd)  ber  .fcnpotbef 
für  bie  ganie  gorberung  begeben  müfjte.  Dae  ©efeb  beabücbtigt  nur  ben  ©cbulb* 
tter  nu  fchü&cn,  bamtt  er  ntd)t  hoppelt  leibe/  unb  (Sr/fution  in*  Mobiliar  befürd)* 
ten  müffe,  wdbrenh  nod)  ba0  ©runbfiücT  beffelben  Dbieft*  wegen  belaftet  bleibt. 
Daher  mu§  her  ©Idubiger  ftd)  erft  be0  <Pfanbred)t0  (ndmlid)  be0  gerabe  in  Siebe 
ftebenben  <j>fanbred)t0/  heften  Slu0übung  jur  (Sprache  fommen  foll)  begeben/  bepor 
bie  ©jeefution  in  ba0  übrige  $3ermfcgen  perfügt  werben  fann.  3n  bem  vorliegen« 
ben  gaDe  perlangt  ber  tc.  p.  baber  mit  SRed)t  bie  egefution  in  ba0  ©ehalt  be$ 
JC.  91.  wegen  ber  außgeflagten  unb  in  ejefutton  ftebrnben  üeibrenten/  fobalb  er 
Porher  auf  eine  Perbtnbenbe  Srt  ftd)  ber  £>npotbcf  in  tantam  begeben  bat.  Den 
@upp(ifanten  hierüber  (um  förmlichen  $Sege  be0  5proxcffe^  ju  perweifen/  würbe 
fleh  mit  ber  (Sjcfu:  :  : :  f  :ung  nicht  oereinigen  laffen/  unb  e0  ftubet  baber  bie« 
fer  cpentuelle  Slntrag  bc0  Äofleaii  auch  nicht  mtt.  Berlin,  ben  14.  «noobr.  18t5. 

@en.  K(t  beö  3üÜi|lH.  L.  K.  No.  3.  Vol.  IV.  Fol.  iü  unb  360. 

1)  Rescript  ü.  I6.©ecbr.  1831,  betv.  bic  %üUifli$U\t  bei  Cfmution^efudjg  oOneSrefi 
ae*uti<j  öeö  ^fanbed. 

3n  ber  bei  bem  ^atrimonialgerichte  ju  92.  fchwebenben  Sftecht^fache  ber  min* 
berjdbrigen  Einher  be0  perflorbenen  ^nfpector0  Sl.  rotber  ben  greimann  S.  fuert 
ba0  '»patrimontalgericht  hu  s&.  al0  oberoormundfchaftliche  s^ebbrbe  ber  flagcnben  iWi.- 
norennen  in  ber  abfchriftlich  beüommenben  ^orfteQung  pom  ii.Dctbr.c.  baruber 
SBefchroerbe,  ba§  nach  ber  Verfügung  beö  Äfcntgl.  O-Ü.  ©er.  Pom  30.  @eptbr.  c, 
1)  bie  GFuranben  jur  Öegrünbung  beö  2lntrage0  auf  9lblei|lung  be0  2Kantfetfa» 
tion0eib?0  $up6rberft  iprem  3)fanbrechte  am  ©runbflütf  Ue  ©chulbnerö  ent» 
fagen  foüen,  unb  ba§ 
2}  ^U  Einleitung  ber  (gectuefiratton  unb  ^ub&ftffntion  bfefeö  ©runbfiücfs  »on 

ber  3ablung  etueö  ftofteuporfd)ujTi0  abbdngig  gemacht  ift. 
?Da0  ^utliiminiflerium  ftnbet  bie  iflefebwerbe  bei  bem  erüen  fünfte  wobl  U' 
grünbet.  Der  dichter  fcarf  nicht  Pon  Slmt0wegen  ba0  ßjefutionögefud)  oerweri 
fen,  wenn  bamit  bte  greiaebung  be0  ^fanbe0  nicht  Perbunben  ift;  ber  SKicbter 
mu§  pielmebr  abwarten/  ob  ber  gchulbner  pon  her  ibm  im  §.46.  £tt.  20.  Xb. 
be0  91.  ß.  Sft.  gegebenen  SSefugnifj  ©ebraud)  machen  Witt.  Die  ftnige  ift  fchon 
burch  ba0  O.  2.  ©er.  ju  Ä6nig0berg  sur  ©Drache  gebradit,  unb  inittelft  «Refer.  00m 
13.  Dctbr.  1810  (MathisX  tis—  123.)  nach  tiefen  ©runbfd^en  entfehieben  worbett. 

(£0  ift  baber  bte  Verfügung  be0  Äoüe^ii  Pom  30.  ©eptbr.c.  bei  biefem  $  untre 
tu  mobifteiren  unb  ba0  5>atrimonialgertcht  ju  01.  hiernach  anjuweifen.  Dagegen 
erfcheint  ber  Slntrag  auf  2lbleiftung  beß  ÜÄanifeftationöeibeö  immer  als  ein  ttr.(fu» 
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tlonftmrrag/  totldict  ba&er  mit  bem  auf  Einleitung  ber  ©egueflratlon  ober  (Sab' 
baftation  nid>t  cumulirt  werben  barf.  Der  $.175.  bes  ilnbang*  jur  ».©£>./ 
welcher  bie  Kumulation  bes  Antrages  auf  <Penona(  Brreft  mit  bem  auf  ©ubba« 
flation  in  bem  bort  bejeld)neten,  wie  ba*  ftbntgl.  D.S.  (Der.  annimmt/  bier  por* 
fcanbenen,  Salle  guldfjt/  barf  nur  striaissime  interpretirt  roerben.  Sr  fefct  vorauf 
5a§  fchon  fetiftebt,  ba§  fein  anbereS  objectam  execationis  aujjer  bem  immobile 
Porbanben  fei;  roelches  aber  im  vorliegenden  gafle/  ba  ber  Gsrebhor  felbft  auf  9lb« 
Ieifluna  be*  9HanifeftationSeibeS  antrdgt,  um  erft  feftnißellen,  ob  e*  noch  ein  an* 
bereS  Obiect  gebe;  niebt  angenommen  werben  fann.  ftud)  fefct  ber*§.  173.  immer 
causam  arresü  poraaS/  unb  ld§t  bie  ©ubbaftation  nicht  altf  einen  (Ürab  ber  Cje* 
fution,  lonbern  als  einen  flrreftfdilag  $u. 

Ad  punet.  2.  ftnbet  ba«  ^uflinnlnifterium  bie  S3efcbwerbe  unbegrflnbet.  «J)a* 
trimonialaeridjte/  welche  feine  befonbere,  mit  6tat0  orrfebene  ©portel  Raffen  be* 
ftben  ber  Einleitung  ber  ©porteUStage  vom  23. 9luauft  1815/  SJefcr.  Pom 

26.  üfldrj  1824  /  %  38.  f&.  23.  @.  77.)/  ftnt>  überbaupt  nicht  berechtigt/  ingewobn« 
liehen  $rojeffen  ©orfebüffe  für  ihre  baaren  Äuslaaen  |u  nebmen.  3n&r§  10  ib* 
ttett  biefe  35efugni§  in  (SubbatiationSfacben  nadigelnffcn. 

SBenn  §.  H.cit.  biejenigen  «Parteien ,  welche  bie  (gportelfreibeit  ober  baS  21  r« 
menrecht  aenie§en/  pon  ben  ©oricbuiTrn  jurDecTung  ber  baaren  Auslagen  befreit; 
fo  be*i<bt  ftd)  biefeS  nur  auf  bie  gerobbnlicben  $dQe/  in  welchen  aber  ein  Q)atri« 
monialgericht,  welche^  feine  befonbere  mit  (giatS  perfebrne  ©portel-ÄajTe  bat> 
überbaupt  pon  feiner  Partei,  aud)  wenn  fte  nicht  bie  ©portdfreibett  ober  baS 
Sfrmenrecbt  genießt/  SBorfchfiffe  nebmen  barf.  Dagegen  muffen  auch  2lrme,  unb 
feibrt  biejeniaen/  welche  bie  ©portelfretbeit  genießen,  in  ©ubbaßationsfacben  ifte* 
$uf$  ber  baaren  Siuslaacn  einen  SBorübuf;  nirDecfung  ber  unoermetblichen  baaren 
Sluölagen  Ififlen,  bevor  He  bie  Einleitung  ber  ©ubbaftation  oerlangen  tonnen.  9tur 
gietus  macht  nach  bem  Sfcefcr.  Pom  25.  OJidrj  18J1  SH.  37.  ©.87.88.)  eine 

Slutfnabme.  Der  Bericht  beö  0. 2.  ©er.  ju  granffurt/  auf  welchen  bie*  Stefcr. 
ergangen/  erqiebt,  ba§  bie  $auptgrfinbe  bie  folgenben  waren: 

1)  gaH*  Sisfuö  felbft  ba*  (Srunbfiacf  erflebt/  mu§  jebenfaös  wegen  ber  tym 
juflebenben  (gportelfrcibeit  bie  Ütieberfcblagung  ber  Äoften  erfolgen. 

2)  Der  93orfcbu§  mußte  aus  einer  ßonigl.  ßaffe  in  bie  anbere  erfolgen/  unb 
eö  würbe  unnngemeffen  fein/  bag  ber  ßanbesberr  in  eigenen  Angelegenheiten 
©orfchöffe  leiftc. 

Diefe  CMnbe  ffnben  auf  anbere  Parteien/  welche  <?ubbaßation  egtrabiren/ 
feine  flnroenbung;  weshalb  baSSufiiiminificrium  bei  biefem  fünfte  bieSWchrocrbc 
juroefgewiefen  bat.  p.  ft.  3?«      38.  ©.  34o. 

8)  «eral-  Verorelnung  «ber  bie  ©rec«tion  In  <SMlM<n  ».  a.gjiärj  1834,  §.  n. 

§.  48.  Hat  der  Schuldner,  zwischen  der  Zeit  der  Verpfändung  und 
des  Verfalltages,  das  Eigenthum  der  verpfändeten  Sache  an  einen  An- 
dern übertragen:  so  kann  der  Gläubiger,  mit  Vorbehalt  seines  Pfand- 
rechts gegen  den  Dritten,  zuerst  auf  Vollstreckung  der  Exemtion  gegen 
den  Schuldner  antragen. 

§.  49.  Das  Recht  des  Gläubigers,  sich  zuerst  an  das  Pfand  zu  halten, 
findet  Slatt,  ohne  Unterschied:  ob  dasselbe  von  dem  Schuldner,  oder 
von  einem  Dritten  bestellt  worden. 

§.  50.  Doch  hat  letzterer  die  Vcrmuthung  für  sich,  dass  er  nicht  wei- 
ter, als  das  Pfand  reicht,  sich  dem  Gläubiger  habe  verpflichten  wollen. 

§.  51.  Erhellet  hingegen,  dass  der  Verpfänder  eine  Bürgschaft  für  die 
Schuld  überhaupt  geleistet,  und  nur  zur  Sicherheit  derselben  das  Pfand- 
recht bestellt  habe:  so  ist  zwar  im  übrigen  die  Verbindlichkeit  des  Ver- 
pfänders nach  den  Gesetzen  von  Bürgschaften  zu  beurlheilen; 

§.  52.  Es  kann  aber  auch  in  einem  solchen  Falle  der  Gläubiger  sich 
an  das  Pfand  nicht  anders  oder  eher  halten,  als  er  den  Bürgen  in  An- 
spruch zu  nehmen  berechtigt  ist. 

§.  53.  Die  Pflicht,  dem  Gläubiger  zu  gestatten,  dass  er  6eine  Befrie- 
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digung  sofort  aus  der  Yerpfändeten  Sache  nehme,  geht  zwar,  der  Regel 
nach,  auf  jeden  Eigenthiiincr  derselben  über; 

§.  54-  Weiter  aber,  als  die  verpfändete  Sache  reicht,  ist  ein  solcher 
dritter  Eigenlhümer  dem  Gläubiger,  welchem  er  sich  nicht  etwa  noch 
ausserdem  persönlich  verpflichtet  hat,  zu  haften  nicht  schuldig. 

1)  Declaratlon  t>e$  t>prfteOen&en     bie  Ue&ernaöme  ton  Wanfr  unb  Jgwppt&efcnfäulie» 
tftr.,  V.  2l.9JUri  1835. 

Um  bie  3>vcifel  ju  befestigen,  welcbe  Bei  Auslegung  §  54.  Sit. 20.  2h  1-  btt 
21.  2.  91.  barüber  cur  innren  (inb,  ob  bei  5er  Ghrroerbung  einer  unben>eglid)en  Sache 
bie  tteberriabme  ber  barauf  feaftenben  tyfanb*  unb  £>»potbefettfc^ul6en  |ug(etd)  eine 
perfonltcfre  ©erpfliefttung  flegen  bie  ©laubiger  in  fiefc  fcbltcpe,  oerorbnen  9flir  auf 
ben  Antrag  Unfere*  ©taartmtuifUrium*  unb  nad)  erforbertem  ®utod)fen  Untere« 
(^taat^raf^tf  rote  folgt: 

§.  I.  Söerburd)  Verteilen  ^ied>t^titel  eine  mittyfanb*  ober  $>ppotfecFenfcf)Hloen 
Beladete  unbewegliche  ©ad)e  erwirbt,  unb  babei  erFlat t,  bap  er  biefe  ©dmlben  mit 
übernehme,  wirb  burd)  eine  foldjc  Uebernabme  allein  bem  ©laubiger  perfönltd)  ntdsr 
oerpfltdjtet,  oielmefcr  bebarf  e*  ju  biefer  $8erpfltd)tung  eine*  befonberen  ©ertrage* 
jroifcfoen  bem  Gmoerber  unb  bem  ©laubiger. 

§.  %  Sind)  baourefc  entfielt  eine  perlöhlid>e  $erpflid>tung  mär,  baf  ber  (Srroer. 
ber  bem  ©laubiger  auf  eine  fol<fce  Spfaub«  ober  §>ppot&efenfd)ulb  3infen  ober  einen 
Sheil  be*  ftapitM  bejafclt. 

$.  3.  3ßenn  jebod)  ber  ©rroerber  nid)t  blöd  bie  $fanb.  ober  ^öpotbefenfAiilben 
übernimmt,  fonbern  jld)  aufterbem  ju  beren  Tilgung  perfönlid)  perpflicbtet,  fo  ift  6er 
S3cräu§erer  befugt,  feinen  2lnfprud)  au$  btefem  SBerfpredjen  ben  ©läubtgern  ab* 
ju  treten. 

§.  4.  SRicfcter  unb  Notare,  roeldje  bei  ber  Wnaqme  ober  9fnerFennung  eine* 
Seräugeruugtoertragetf  amfltcfe  mitroirfen,  ftnb  perbunben,  alle  au«  bem  Sn>potb> 
Fenbucfte  erficfetlicfce  ©laubiger  pon  ber  erfolgten  Söeräuferung  in  Äenntnip  *u  fej. 
gen.  2Bie  biefe  SBenacforicfctigung  erfolgen  foll,  roirb  Unfer  3ufHnuinifler  burefc  eine 
befonbere  3nftruftion  anorbnen. 

§.5.  9luf  notfrroenbige  (Subrogationen  finbet  bte  gegenwärtige  SBerorbnuna  Feine 
Slnroenbung.  2)er  Qfbjubicatar  haftet  oielmefcr  für  fein  ©ebot  mit  fetner  Spcrfon 
unb  feinem  ganjen  Vermögen.  ®.     @.  42. 

2)  Instruction  ».12.  Sunt  1835,  wegen  «Bettacörif&tiguna  ber  tjoportjefartfAen  ©laubiger 

bei  3>eräujtVi'unijen  von  ©runbßiicfen- 

Die  Defloration  Pom  2i.Wlärt  1835/  betreffenb  bie  Uebernabme  Pon  $fanb* 
unb  £ppotbefenfd>ttlben  t®.  <3.  ©.  42.  folg.),  legt  im  §.4.  ben  «Richtern  unb  91o» 
taren,  roelcbe  bei  ber  Stufnabnu  ober  Slnerfennung  eine«  93er4ugerunq0  <8eetra* 
ge*  amtlicb  miiroirfcn,  bie  2)erbinblicbfeit  auf/  ade  au*  bem  £opotbefenbua)i 
crfi*tlid»e  («Idubiaf r  von  ber  erfolgten  33erdujjerung  in  Äenntni(i  ju  fefcen. 

Die  23eftimmung  ban'iber,  wie  biefe  Sfienacbricbtigung  gefdjcpen  foUe/  ift  Jtt 
einer  befonberen  oom  SufHuninifier  jtt  erlajTenben  ffriftrurtion  perroiefen  tporben. 

Dicfer  SI0erb&d)Öen  Stnroelfung  gemd§  wirb  piermit  folgenbeö  befiiramt: 

§.  t.  2Birb  ein  93erdu^erungß=  ©ertrag  über  ein  ©runbfiücf  ober  eine  (|5errcb< 
tigfeit/  bie  tTcb  |ur  Stnleguna  cineö  ^ppotbefenfotium^  eignet/  Pon  einem  tHotar 
aufgenommen  ober  bte  Stnetfennung  eined  foleben  ©ertraget  feinem  5nba(te  ober 
feiner  Unterfcbrift  nach  bewirft,  fo  liegt  bem  9totar  in  allen  gdflen,  ba«  ftpp»* 
tbefenbueb  fei  bereit«  angelegt  ober  nid)t/  bie 93erpflid)tung  ob,  „eine  beglaubigt^ 
aber  ftempelfreie  21bfd)rtft  bt$  ©ertrageö  an  bie  j)t)Potbefcnbeb&rbe  einjufenben, 
unb  tpie  folrbe*  gefdjeben,  auf  bem  3nOrumente  felbfl  Por  ber  2luöantn)or* 
tung  an  bie  3"tereffenten  unb  ju  feinen  äffen  ju  permerfen.'' 

§.2.  eine  gleiche  Pflicht  liegt  in  bcmfelben  gatt  jebem  Siebter  ob/  roenn  er 
nidn  iugleidt  ber  ^ppotpefenriebter  in. 

§.3.  Die  9lbfd)rift  mu§  beglaubigt  fein/  um  bie  nad)  ^nbalt  ber  Stefcr.  Pom 
28.  flugitfl  unb  17. 9loPbr.  1820  (3brb.,  SR.  16.  ©.68  unb  258.)  obnebin  erforber« 
lid)e  oibimirte  fiempelfreie  9tbfd)rift  entbebrlid)  iu  mad)en,  unb  um  nbtfctgenfnfls' 
auf  ©runb  berfelben  in  ©emdpbeit  ber  <L  O.  »om  6.  Octbt.  1833  (©.  @.,  ©.  124  ) 
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mit  SRudW  auf  M  ©efefc  oom  23.  8f»ril  1821  (©.©.,  ©.43.)  ttnb  bU  S.O. 
tum  6.9toobr.  1834  (©.©.,  ©.ISO.)  Hie  Eintragung  betf  S3efu)titel0  oon  Sfmttf* 
wegen  bewirten  m  f&nnen. 

/  §.  4.  27iit  ber  «tnreiehung  Oer  beglaubigten  «bfebrift  oeö  ©ertrage*  wirb  $u* 
gleiA  Der  ben  ^uöijfommiffarien  unb  anbern  3uflijweüUnten  im  §.  426-  beö"  9ln* 
angtf  jur  31.  ©.  O.  auferlegten  33erpflid)tung,  &auf*ßontrafte  über  (£runt>ftücf  e, 
eiteren  <Sd)Ue§ung  fle  jugejogen  roorbe.n,  ber  fywt\)<Hnbt\)brt)t  anzeigen, 
ein  ©enüae  geleifiet. 

§.s.  Die  Öpootpefenbeo&rDe  bat,  fobnlb  fte  na*  §.  f  unb  2.  oon  ber  SJeräu* 
fjerung  im f errichtet ,  ober  nenn  ber  Bertrag  ober  beffen  Slnertennung  oon  ibr  felbfi 
aufgenomm<n  woroen  \\t,  bie  au*  bem  £»ootbefenbud)e  erftd>tlid)en  (gläubiger 
ber  II  ober  III.  SRubrff  oon  ber  erfolaten  23erdußerung  ju  benadjricfctigen. 

§  6.  Diefe  SenadiricMgung  gefchiebt  in  gorm  «<ner  Defretö- Äbfcbrift,  wo|i* 
gebrutfte  Formulare  gebraucht  werben  formen,  etwa  mit  folgenben  ^Borten: 
baö  (£auö,,  Kummer  tc.)  (©ut  91-  im  tc  Greife)  ift  jufolge  ßontraft* 
oom  ic.  oon  ic.  an  tc.  oerfauft  werben/  ioeid)eß  ben  eingetragenen  ©Idubt« 
gern  bterburd)  befannt  gemad)t  wirb. 

§.  7.  Dtn  am  Orte  bei  ©criebtö  anwefenben  ©Mubfgcrn  Ift  biefe  S3enaehrid)* 
ttqunq  gew&bntiehermaßen  ;u  tnfTnulren.  SRet  Auswärtigen  gefdwbt  bie  ^nfinua» 
tton  bureb  bie  SIbqabe  *ur  <|>ofl  ($.4.  ber  Berorbnung  oom  4.  gftdrj  is.ii,  ben 
©ubbflftationff*$roie§  betreffenb). 

ber  2Iufentbalt  eines  ©laubiger*  Weber  au«  bem  Vertrage,  noeb  au*  bett 
©runbr2l!ten  ju  erfeben/  fo  unterbleibt  bie  SRenad)ricbtigung. 

«Hiebt  eingetragene  ©Idubtger,  Gtefftonarten  ober  $fanb*3-nfcaber  Gaben 
auf  eine  ?5enacortcf)ttaung  Feinen  Slnfprueb. 

§  8.  3ft  baö  £ooot&efenbucb  noch  niebt  angeleat,  fo  fällt  bie  ^Benachrichtigung 
weg,  ba  fte  bloß  für  He  auä  bem  ipnootbefenbuche  er(tcbtitcben  ©(dubiger  benimmt  tft. 

«§.9.  $ür  alle  biefe  ^enacbricbtiqung  betreffenben  Verfügungen  unb  23ecbatiDs 
Iungen  f&nnen  Weber  @ericbt$aebübren  noeb  ©tempel  anqefe&t  werben. 

Die  baaren  Mutagen  an  ftopiaüen/  ^offoorto  unb  SHeilengelbcr  ialkn  ben 
ßontrabentrn  in  berfelbcn  Sßctfe,  wie  aiJe  übriaen  Äotfen  be0  Vertrage*,  jur  ßaft. 

§.  10.  ©ämmtltctie  ßanbe* * 3f«ftU s  Gofleajen  baben  barauf  tu  balten,  ba§  ben  $5e* 
Kimmungen  biefer^nflruction  fibcraa-ooUtfänbig  genügt  werbe.  o.Ä-3-  JÖ-45.  @.sio. 

Aufhebung  de«  Pfandrechte,   l)  wenn  dar  HtupUn.pruch  getilgt,  oder  erloschen  ist, 

§.55.  Ausser  den  allgemeinen  Arten,  wie  Rechte  und  Verbindlich- 
keiten überhaupt  aufgehoben  werden  können,  erlöscht  das  Pfandrecht 
insonderheit  alsdann,  wenn  der  Anspruch,  für  welchen  die  Sicherheit  be- 
stellt worden,  getilgt  oder  erloschen  ist. 

3Jer$f.  bie  3u(Viee  m  L  16.  f.  484.  «Infi.  f.  52#  in  «Betreff  ber  SPefuanig  US  ©uentbü* 
mtti  eine«  »erpfänbeten  ©runbuutfl,  über  eine  bejafjlte  unb  quittirte  £t)pot&efenfd)ulb  anber* 
weit  su  bi^poniren. 

2)  wenn  die  bestimmte  Zeit  verlaufen  ist, 

§.  56.  Hat  Jemand  für  eine  fremde  Verbindlichkeit  durch  Pfand  oder 
Hypothek  ausdrücklich  nur  auf  eine  in  sich  bestimmte  Zeit  Sicherheit 
bestellt:  so  finden  die  bei  Bürgschaften,  die  nur  auf  eine  gewisse  Zeit 
eingeschränkt  worden,  überhaupt  ertheilten  Vorschriften  Anwendung. 
(Tit.  14.  §.  316.  sqq.) 

§.  57.  Hat  der  Schuldner  die  Sicherheit  durch  Verpfändung  seiner 
eigenen  Sache  bestellt:  so  wird,  im  zweifelhaften  Falle,  vermulhet,  dass 
durch  Beifügung  der  Zeit  nur  der  Zahlungstermin,  nicht  aber  die  Dauer 
des  dinglichen  Rechts,  hat  bestimmt  werden  sollen. 

§.  58.  Erhellet  aber  aus  der  Fassung  des  Vertrages,  dass  es  wirklich 
die  Absicht  der  Contrahenten  gewesen  sei,  durch  Beifügung  der  Zeit 
die  Bauer  des  Realrechts  zu  bestimmen:  so  hat  dennoch  ein  solcher 
Vertrag,  zum  Nachtheile  des  Gläubigers,  keine  Wirkung. 

§.  59.  Ist  jedoch  in  der  Zwischenzeit  das  Eigenthum  der  verpfände- 
ten Sache  auf  einen  dritten  Besitzer  übergegangen:  so  hat  dieser  mit 
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demjenigen,  der  von  Anfang  an  für  eine  fremde  Verbindlichkeit  Sicher- 
heit bestellt  hat,  gleiche  Rechte.  (§.  56.) 

besonders  bei  Pfandrechten,  die  auf  der  Einwilligung  eine«  Dritten  beruhen, 

§.60.  Ist  zur  Verpfandung  einer  Sache  die  Einwilligung  eines  Drit- 
ten erforderlich:  so  hängt  es  von  diesem  ab,  bei  Ertheilung  derselben 
zugleich  die  Dauer  ihrer  Gültigkeit  zu  bestimmen. 

§.  61.  Ist  dem  Consense  eine  auflösende  Bedingung,  oder  derselben 
gleich  geltende  Zeilbestimmung  beigefügt ;  so  hat  von  dem  Augenblicke 
an,  wo  dieselben  zur  Wirklichkeit  gelangen,  der  Einwilligende  eben  das 
Recht,  welches  dem  nur  auf  eine'  bestimmte  Zeit  sich  verpflichtenden 
Bürgen  beigelegt  ist.  (Tit.  14.  §.  316.  sqq.) 

•»  §.62.  Wegen  der,  zur  Verpfändung  eines  Lehns,  von  dem  Lehns- 
herrn oder  den  Agnaten  ertheilten  Consense,  hat  es  bei  den  besonderen 
Bestimmungen  des  Achtzehnten  Titels  §.  252.  sqq.  sein  Bewenden. 

§.  63.  Dadurch,  dass  mit  dem  Ablaufe  der  Zeit  oder  dem  Eintritte  der 
Bedingung,  der  Consens  seine  Wirksamkeit  verliert,  geht  das  Pfand- 
recht des  Gläubigers  nur  so  weit,  als  dessen  Wirkungen  dem  Consen- 
tirenden  nacht  heilig  sein  würden,  verloren. 

§.  64.  War  aber  der  Consens  nicht  bloss  zur  Gültigkeit  der  Verpfän- 
dung, sondern  zur  Gültigkeit  der  Schuld  selbst  nothwendig;  und  er- 
löscht also  letztere  mit  der  Kraft  des  Consenses  zugleich:  so  hört  auch 
das  ganze  Realrecht  auf. 

§.  65.  Der  Consens  in  Verpfändungen  muss,  sobald  die  Forderung 
Fünfzig  Thaler  übersteigt,  schriftlich  ertheilt  werden. 

§.  66.  Der  Schuldner  ist  verpflichtet,  diesen  Consens  dem  Gläubiger 
zuzustellen  und  auszuhändigen. 

§.  67.  In  der  einmal  ertheilten  Einwilligung  kann  nachher,  zum  Scha- 
den des  Gläubigers,  nichts  geändert  werden. 

3)  durch  die  Annahme  einer  andern  Sicherheit. 

§.  68.  Durch  Bestellung  oder  Annahme  einer  ferneren  Sicherheil  wird 
die  vorige  noch  nicht  aufgehoben. 

§.  69.  Ein  Pfandgläubiger  begiebt  sich  also  bloss  dadurch,  dass  er  die 
Bestellung  eines  Bürgen  fordert  oder  annimmt,  noch  nicht  seines  Pfand- 
rechts. 

§.  70.  Aus  der  Aufhebung  des  Pfandrechts  folgt  noch  keine  Entsa- 
gung des  Anspruchs,  für  welchen  ersteres  bestellt  worden. 

L  Vom  eigentlichen  Pfandrechte.  1)  Gegen» Und. 

§.  71.  Das  Pfandrecht  im  engeren  Sinne  kann,  mittelst  Einräumung 
des  Besitzes,  auf  bewegliche  und  unbewegliche  Sachen  bestellt  werden. 

§.  72.  Auch  die  Verpfändung  fremder  Sachen  kann,  unter  Einwilli- 
gung ihres  Eigenthümers,  güllig  geschehen. 

Von  Verpfandung  fremder  Sachen. 

§.  73.  Sind  fremde  Sachen  ohne  diese  Einwilligung  zum  Pfände  ge- 
geben worden:  so  kann  der  Eigenthümer  dieselben  zwar  von  dem  Pfand- 
inhaber zurückfordern; 

§.  74.  Doch  haftet  dem  Gläubiger  auch  alsdann  das  dingliche  Recht, 
welches  der  Verpfänder  auf  die  Sache  hatte,  zu  seiner  Sicherheit. 

§.  75.  Die  Dauer  und  Wirkungen  dieser  Sicherheit  aber  erstrecken 
sich  nicht  weiter,  als  das  Recht  des  Verpfänders  selbst. 

§.  76.  Wird  der  Eigenthümer  des  Verpfänders  Erbe:  so  besteht  das 
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Pfandrecht  des  Gläubigers  in  Ansehung  seiner  eben  so,  als  wenn  |die 
Verpfändung  von  Anfang  an  mit  seiner  Einwilligung  geschehen  wäre. 

§.  77.  Hat  aber  der  Eigentümer  Rechte  auf  oder  zu  der  ohne  seinen 
Consens  verpfändeten  Sache,  schon  vor  dem  Erbanfalle  Andern  über- 
tragen :  so  kann  der  Pfandinhaber  gegen  diese  von  seinem  Pfandrechte 
keinen  Gebrauch  machen. 

§.  78.  Wird  der  Verpfändet;  des  Eigentümers  Erbe:  so  hat  es  bei 
der  Vorschrift  des  §.  16.  sein  Bewenden. 

§.  79.  Hat  der  Eigenthümer  des  Pfandes,  nach  geschehener  Verpfän- 
dung, für  die  Schuld  sich  verbürgt:  so  enthält  dieses  eine  Genehmigung 
der  Verpfändung,  sobald  erhellet,  dass  ihm  letztere  bei  Uebernehmung 
der  Bürgschaft  bekannt  gewesen  sei.  v  \  r  r  .  "4 

§.  80.  Ist  der  Gläubiger  zum  Besitze  des  Pfandes  nach  der  Bestim- 
mung Tit.  15.  §.25.  redlicher  Weise  gelangt;  so  ist  er  zur  Ausantwor- 
tung  des  Pfandes  an  den  Eigenthümer,  nur  £egen  Entrichtung  dessen, 
was  er  dem  Schuldner  darauf <  wirklich  gegeben  hat,  verpflichtet. 

§.  8L.  Wegen  der  auf  das  Pfand  selbst  verwendeten  Kosten,  und 
sonst  überall,  hat  er  gegen  den  fiijgenthüiner  die  Rechte  eines  jeden  red- 
lichen Besitzers.  V  ,  : 

§,  82.  (  Die  Bezahlung  auch  schon  verfallener  Zinsen  aber  kann  er  von 
dem  Eigenthümer  nicht  fordern. 

§i  83.  Lost  der  Eigenthümer  das  Pfand  solchergestalt  durch  baare 
Zahlung,  aus:  so  tritt  er  in  s.o.  weit  in  alle  Rechte  des  Gläubigers  gegen 
den  Verpfänder. 

§.  84.  Gegen  die  dem  Eigenthümer  alsdann  zu  leistende  Befriedigung 
kann  sich  der  Verpfänder  mit  dem  Einwände,  dass  dje  Schuld,  nach 
dem  mit  dem  Gläubiger  geschlossenen  Hauptvertrage,  noch  nicht  fällig 
sei,  keüicsweges  schützen. 

§.  85.  So  weit  der  Pfandgläubiger  wegen  Zinsen  und  Kosten  von  dem 
einlösenden  Eigenthümer  nicht  befriedigt  wird,  kann  er  sich  an  den  Ver- 
pfauder  halten;  in  so  fern  nicht  etwa  die  Kosten  ihm  selbst,  wegen  ei- 
nes ohne  Zuziehung  des  Verpfänders  mit  dem  Eigenthümer  geführten 
unnützen  Prozesses  zur  Last  fallen. 

§.  86.  Ist  die  fremde  Sache  nicht  wegen  einer  schon  vorhandenen 
Verbindlichkeit,  sondern  nur  wegen  eines  künftigen  Anspruchs  verpfän- 
det: so  muss  der  Pfandinhaber  dieselbe  zwar,  auch  in  dem  Falle  des 
§.80-,  dem  wahren  Eigenthümer  unentgeltlich  herausgeben; 

§.  87.  Er  ist  aber  alsdann  das  mit  dem  Schuldner  geschlossene  Haupt- 
geschäft, zu  dessen  Sicherheit  das  Pfand  gegeben  worden,  wieder  auf- 
zuheben berechtigt. 

§.  88.  Kann  oder  will  er  dieses  nicht:  so  ist  der  Schuldner  auf  andere 
Art  Sicherheit  zu  bestellen  verpflichtet. 

§.  89-  Wer  wissentlich  fremde  Sachen  als  seine  eigenen  verpfändet, 
der  begeht  ein  Verbrechen,  und  ist  nach  den  Criminalgesetzen  von  Ent- 
wendungen zu  bestrafen. 

§.  90.  Gleiche  Strafen  treffen  denjenigen,  welcher  von  seinem  Schuld- 
ner wissentlich  fremde  Sachen,  ohne  Consens  des  Eigenthümers,  als 
Pfand  annimmt. 

§.91.  Wer  bei  Annehmung  fremder  Sachen  zum  Pfände,  ohne  Be- 
willigung des  Eigenthümers,  sich  ein  grobes  oder  massiges  Versehen  zu 
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Schulden  kommen  lässt,  ist  in  Ansehung  der  unentgeldüchen  Zurück- 
gabe einem  unredlichen  Besitzer  gleich  zu  achten. 

§.  9*2.  Insonderheit  findet  dieses  gegen  denjenigen  Statt,  welcher  Pfän- 
der, die  einem  Andern  eigentümlich  gehören,  von  verdächtigen  Perso- 
nen angenommen  hat.  (Tit.  15.  §.  19.) 

2)  Form. 

§.  93.  Wegen  der  Form  des  Hauptvertrages,  zu  dessen  Sicherheit  das 
Pfandrecht  bestellt  wird,  hat  es  zwar  bei  den  allgemeinen  gesetzlichen 
Vorschriften  sein  Bewenden; 

§.  94.  Zur  Einräumung  des  Pfandrechts  selbst  aber  ist,  bei  bewegli- 
chen Sachen,  die  blosse  Uebergabe  ohne  weitere  besondere  Form  hin- 
reichend. 

§.  95.  Ist  bei  Uebergebung  des  Pfandes  ein'  Empfangschein  von  dem 
Gläubiger  ausgestellt,  und  von  dem  Schuldner  angenommen  worden:  so 
vertritt  derselbe  die  Stelle  des  fehlenden  schriftlichen  Hauptcontracts. 

§.  96.  Doch  müssen  aus  einem  solchen  Empfangscheine  die  wesentli- 
chen Bedingungen  des  mündlichen  Hauptvertrages  zu  entnehmen  sein. 

§.97.  Ist  der  Hauptvertrag,  zu  dessen  Versicherung  das  Pfand  be- 
stellt worden,  wegen  Vernachlässigung  der  gesetzlichen  Form  nichtig: 
so  erwirbt  zwar  der  Empfänger  kein  Pfandrecht; 

§.  98.  Doch  kann  der  Pfandgeber  die  Sache  bloss  gegen  Erstattung 
dessen,  was  er  darauf  wirklich  erhalten  hat,  zurückfordern. 

§.  99.  Soll  eine  unbewegliche  Sache  zum  Pfände  gegeben  werden;  so 
ist  die  blosse  Naturalübergabe  zur  Einräumung  des  wirklichen  Pfand- 
rechts noch  nicht  hinreichend. 

§.  100.  Vielmehr  muss  annoch  die  gerichtliche  Verlautbarung,  und 
der  Vermerk  des  bestellten  Pfandrechts  im  Hypothekenbuche  hinzu- 
kommen. 

«Sergf. «.  ©.  O-  Z&.  n.  ZU.  1.  f.  3  unb  «ln$.  f.  413,  fonit  ©cfe$  *.  21.  ttprit  1821,  v>W 
Wuföebung  &erx  SBerlauU><urong  fcec  Erträge  fi&«  3utni©6iJ«n.  (f.  »u  1. 1».  f.  15.) 

§.101.  In  so  fern  bei  gewissen  Arten  von  Sachen  besondere  gesetz- 
liche Förmlichkeiten  tfegen  deren  Veräusserung  vorgeschrieben  sind, 
müssen  dieselben  auch  bei  ihrer  Verpfändung,  so  weit  sie  nach  der  Na- 
tur des  Pfandgeschäfts  Statt  finden  können,  beobachtet  werden. 

§.  102.  Daraus  allein,  dass  obige  Vorschriften  (§.  100.101.)  nicht  be 
obachtet  worden,  kann  der  Schuldner  selbst  kein  Recht  herleiten,  den 
Gläubiger  des  einmal  eingeräumten  Besitzes  wieder  zu  entsetzen. 

§.  103.  Vielmehr  ist  er,  wenn  sonst  ein  gültiger  schriftlicher  Vertrag 
über  die  Einräumung  eines  solchen  Pfandrechts  vorhanden  ist,  die  er- 
mangelnden Förmlichkeiten,  auf  jedesmaliges  Erfordern  des  Gläubigers, 
nachzuholen  verpflichtet. 

Z)   Vollziehung  det  Pfandgetchäftet  durch  Uebergabe. 

§.  104.  Die  Uebergabe  des  Pfandes  muss  in  der  Regel  so  geschehen, 
dass  die  Sache  in  die  körperliche  Gewahrsam  des  Gläubigeis  wirklich 
gelange  und  darin  verbleibe. 

§.  105.  Wird  die  Sache  in  der  Naturalgewahrsam  des  Schuldners  ge- 
lassen, oder  dahin  zurückgegeben,  damit  er  sie  im  Namen  des  Gläubi- 
gers besitzen  6olIe:  so  ist  kein  Pfandrecht  vorhanden. 

§.  106.  In  welchen  Fällen  durch  blosse  symbolische  Uebergabe  (Tit.7. 
§.61.  sqq.)  ein  gültiges  Pfandrecht  bestellt  werden  könne,  ist  unten  fest- 
gesetzt. (§.  271.  sqq.) 
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§.107.  Auch  wenn  durch  die  symbolische  Uebergabe  noch  kein  Pfand- 
recht entsteht,  erwirbt  dennoch  der  Gläubiger  dadurch  die  Befugniss, 
bei  dem  Richter  darauf  anzutragen,  dass  ihm  die  solchergestalt  iiberge- 
bene  bestimmte  Sache,  so  weif  sie  hinter  dem  Schuldner  noch  befind- 
lich ist,  in  seine  Naturalgewahrsam  überliefert  werde. 

§.  108.  So  bald  dieses  geschehen  ist,  gelangt  das  Pfandrecht  selbst 
zur  Wirklichkeit 

•§.  109.  Diejenigen,  deren  Pfandrecht  auf  gewisse  bestimmte  Sachen 
unmittelbar  aus  dem  Gesetze  entspringt,  bedürfen  keiner  symbolischen 
Uebergabe,  um  sich  durch  richterliche  Hülfe  gegen  den  Schuldner  in 
den  Naturalbesitz  dieser  Sachen  zu  setzen. 

§.  110.  Gleiche  Bewandniss  hat  es  mit  denjenigen,  denen  in  einem 
an  sich  gültigen  Vertrage  eine  gewisse  bestimmte  Sache  zum  Pfände 
verschrieben  worden. 

§.111.  Aber  auch  diese  (§.  109- 110.)  erlangen  ein  dingliches  Recht 
auf  die  Sache  erst  durch  die  wirkliche  Besitzergreifung. 

§.  112.  Wird  durch  das  Gesetz  oder  den  Vertrag,  nur  ein  allgemei- 
nes Pfandrecht  begründet:  so  kann  der  Berechtigte  die  Auslieferung 
gewisser  bestimmter  Sachen  nur  alsdann  fordern,  wenn  er  Cautionsbe- 
steUung  zu  verlangen  befugt  ist. 

Verpfandung  künftiger  Sachen. 

§.  113.  Künftige  Sachen,  die  nicht  übergeben  werden  können,  kön- 
nen auch  nicht  verpfändet  werden. 

§.  114.  Auch  die  Verpfändung  künftiger  Früchte  kann  ohne  die  Ue- 
bergabe der  fruchttragenden  Sache  selbst  nicht  vor  sich  gehen. 

§.  11$.  So  weit  jedoch  eine  symbolische  Uebergabe  künftiger  Sachen 
oder  Früchte  Statt  hat,  findet  die  Vorschrift  §.  107. 108.  Anwendung. 

1)  3>ergf.  öjlpreofM fdj<*  9>rot>ta|ialredjtv  3«f«$  72< 

2)  CO.  w.  29. 3«lf  1815,  tetr.  fcfe  «Bcfugniß  her  J&anbeW<ute  in  Sxwjfg  unb  (Stting, 
mit  9(u#(äntern  über  Die  titnrtidcn  tyroiwrte  iUtw  ©titer  <&er»f«n*ung*<i>ntracte  abjufölicicn. 

5)te  t>en  £anbel$leuten  ju  fföni<j*&erfl  unb  SReme!  in  htm  1%  3ufa$  jum 
£>frpreufjifAen  ^rot>tnjtofred)t  erteilte  SBefugnif,  mit  ben  SluMnbern,  toerc^e 
Sßaaren  unb  tyrobufte  borttyii  Bringen,  über  bte  fünfttflen  ^robufte  t&rer  ®ü« 
ter  gültige  93erpfänbung*s#onrrttfte  mit  »oder  SBtrfung  |u  föltefen,  Witt  3d) 
hiermit  aud>  auf  SBeflpreufen  fär  bte  (Stäbte  Stanjig.unt  (Sibirien  autfbe&nen, 
unb  in  biefen  bem  gebauten  3uf°$e  flefefclidje  Ärofr  erteilen.  Ott  fofl  jebodfr 
bat  au$  ber  (Eintragung  enrjranbene  Sßfanbredtt  nur  einem  Kaufmann  cebtrt 
werben  fönnen,  unb  »erfleht  etf  ftd)  von  felbfr,  baß  bte  ©ena*nd)ttgung  ber  a> 
frte&enen  @mtraauna,,  wie  jie  für  Äöntgöberg  unb  ÜRemel  §.  5.  Sufafc  72.  be* 
£>jrpreujHfdjen  #roPtnjtalred)td  »erorbnet  tfl,  nun  aud)  unter  fämintlid)en  nir 
g>fanbbud)$ffiyrung  Berechtigten  ©täbren  (latt  pnben  mup.       ©.  ®.  e.  190. 

4)  Recht«  und  Pflichten  de.  Pfandinhaber».    a)  Beute. 

§.  116.  Durch  ein  gehörig  bestelltes  Pfandrecht  erlangt  der  Gläubi- 
ger die  Befugniss,  das  Pfand  so  lange  in  Besitz  und  Gewahrsam  zu  be- 
halten, bis  der  Hauptverbindlichkeit,  zu  deren  Versicherung  es  gegeben 
worden,  eine  Genüge  geschehen  ist 

§.117.  Der  Pfandinhaber  hat  also  alle  Rechte  und  Pflichten  eines 
unvollständigen  Besitzers.  (Tit.  7.  §.  169.  sqq.) 

b)  Vindicatio«« 

§.  118<  So  lange  er  sich  dieses  Besitzes  nicht  freiwillig  begeben  hat, 
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ist  er  befugt,  das  ihm  entzogene  Pfand  von  einem  Jeden ,  auch  von  dem 
Schuldner  selbst,  zurückzufordern. 

§.  119.  Doch  findet  diese  Rückforderung  gegen  einen  Dritten  redli- 
chen Besitzer  nur  unter  eben  den  Umständen  und  Bestimmungen  Statt, 
unter  welchen  der  Eigenthümer  seine  Sache  von  einem  solchen  Besitzer 
vindiciren  kann.  (Tit.  15.  §.  24.  sqq.) 

§.  120.  Setzt  der  Schuldner  selbst  den  Gläubiger,  durch  Gewalt  oder 
List,  aus  dem  Besitze  des  Pfandes:  so  begeht  er  ein  Verbrechen,  und 
soll  dafür  nach  Vorschrift  der  Criminalgesetze  von  Entwendungen  be- 
straft werden.  \ 

c)  Verwahrung. 

§.  121.  Der  Pfandinhaber  ist  schuldig,  die  verpfändete  Sache  als  ein 
guter  Hausvater  aufzubewahren,  und  dabei  für  alles  grobe  oder  massige 
Versehen  zu  haften. 

§.  122.  Nur  zu  diesem  Grade  des  Versehens  ist  der  Pfandinhaber 
auch  alsdann  verpflichtet,  wenn  der  Verpfänder  nicht  der  Schuldner 
selbst,  sondern  ein  Dritter  ist;  sobald  nicht  ein  Anderes  ausdrücklich 
verabredet  worden. 

d)  Gebrauch. 

§.  123.  Ohne  Genehmigung  des  Verpfänders  darf  der  Pfandinhaber 
von  der  Sache  keinen  Gebrauch  machen. 

§.  124.  Thut  er  es  dennoch,  so  muss  er  nicht  nur  allen  selbst  durch 
das  geringste  Versehen  entstandenen  Schaden  ersetzen;  sondern  auch 
den  durch  den  Gebrauch  gehabten  Vorlheil  herausgeben,  oder  dafür, 
nach  richterlichem  Ermessen,  billige  Vergütung  leisten. 

§.  125.  War  das  Pfand  versiegelt  oder  verschlossen  niedergelegt:  so 
findet  gegen  den  Pfandinhaber,  bei  eigenmächtigem  Gebrauche  dessel- 
ben, alles  Statt,  was  gegen  den  Verwahrer  fremder  Sachen  in  gleichem 
Falle  verordnet  ist.  (Tit.  14.  §.  26.  sqq.) 

§.  12t5.  Auch  ist  der  Verpfänder,  wider  dessen  Willen  der  Gläubiger 
das  Pfand  gebraucht  hat,  nach  richterlichem  Ermessen,  entweder  die 
Leistung  einer  besondern  Caution  gegen  allen  fernem  dergleichen  Miss- 
brauch, oder  die  gerichtliche  Niederlegung  auf  Kosten  des  Gläubigers, 
zu  fordern  berechtigt. 

e)  Weiterer  Vereati. 

§.  127.  Ohne  ausdrückliche  Einwilligung  des  Verpfänders  ist  der 
Pfandinhaber  die  ihm  verpfändete  bewegliche  Sache  weiter  zu  versetzen 
nicht  befugt. 

§.  128.  Hat  der  Verpfänder  in  den  weitern  Versatz  gewilligt:  so  kann 
er  von  seinein  Eigenthums-  und  Rückforderungsrechtc,  zum  Nachlhcile 
des  zweiten  Pfand inhabers,  keinen  Gebrauch  inachen. 

§.  129.  Auch  durch  einen  mit  Bewilligung  des  Verpfanders  geschehe- 
neu weitem  Versatz  erlangt  der  zweite  Pfandinhaber,  in  Beziehung  auf 
den  ersten  Verpfänder,  kein  anderes  Recht,  als  was  gegen  diesen  dein 
ersten  Pfandinhaber  zusteht. 

§.  130.  Soll  also  der  erste  Verpfänder  an  einen  Vertrag  gebunden 
sein,  wodurch  das  Pfand  dem  zweiten  Pfandinliaber  auf  eine  höhere 
Summe  verpflichtet,  oder  ein  ihm  nachteiliger  Zahlungstermin  festge- 
setzt wird:  so  muss  er  in  diese  Bedingungen  des  zweiten  Versatzes  aus- 
drücklich gewilligt  haben. 

§.  131-  Ist  der  weitere  Versatz  ohne  die  Einwilligung  des  ersten  Ver- 
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pfänders  geschehen:  60  rouss  der  erste  Pfandinhaber  jeden  Zufall  tra- 
gen, von  welchem  die  Sache  bei  dem  zweiten  betroffen  wird;  sobald 
nicht  erhellet,  dass  eben  dieser  Schade  sich  auch  in  der  Gewahrsam  des 
ersten  Inhabers  ereignet  haben  würde. 

*  §.  132.  Zwischen  dem  zweiten  Pfandinhaber  und  dem  ersten  Ver- 
pfänder findet  in  diesem  Falle  eben  das  Statt,  was  wegen  Verpfändung 
fremder  Sachen,  ohne  Bewilligung  des  Eigentümers,  verordnet  ist. 
(§.73.  sqq.) 

§.  133'  So  lange  jedoch  der  erste  Pfandinbaber  noch  nicht  befriedigt 
worden,  ist  der  zweite  nicht  befugt,  das  Pfand,  auch  gegen  Erstattung 
dessen,  was  er  selbst  darauf  zu  fordern  hat,  dem  ersten  Verpfänder  ohne 
die  Einwilligung  des  ersten  Pfandinhabers  zurückzugeben. 

§.  134.  Versagt  derv  erste  Pfandinhaber  diese  Einwilligung:  so  kann 
der  erste  Verpfänder  nur  auf  gerichtliche  Niederlegung  des  bei  dem 
zweiten  eingeloseten  Pfandes,  oder  auf  Cautionsleistung  nach  Vorschrift 
§.  126,.  antragen. 

§.  135.  Wenn  der  Pfandinhaber  das  Pfand  ohne  Einwilligung  des 
Verpfänders  weiter  versetzt  hat :  so  ist  letzterer  befugt ,  dasselbe  noch 
vor  Ablauf  des  bedungenen  Zahlungstermins,  durch  vollständige  Befrie- 
digung des  ersten  Pfandinhabers,  als  seines  eigentlichen  Gläubigers,  wie- 
der einzulösen. 

§.  136.  Das  in  das  Hypothek enbuch  eingetragene  Pfandrecht  auf  eine , 
unbewegliche  Sache  kann,  gleich  einer  eingetragenen  Hypothek,  auch 
ohne  besondere  Einwilligung  des  Schuldners,  weiter  verpfändet  oder 
veräussert  werden. 

§.137.  Doch  ist  der  Pfandinhaber  dem  Verpfänder  von  eines  solchen 
Verfügung  Nachricht  zu  ertheilen  schuldig. 

§.438.  Hat  der  Pfandinhaber,  ohne  besondere  Einwilligung  des  Ver- 
pfänders, den  Besitz  und  die  Verwaltung  des  Grundstücks  einem  An- 
dern übertragen:  so  muss  er  dessen  Handlungen  gegen  den  Verpfänder, 
gleich  seinen  eigenen,  vertreten. 

f)  Verwaltung  und  antichretitcbe  Nutzung. 

§.  139.  Ist  eine  fruchttragende  Sache  zum  Pfände  gegeben  worden: 
so  hat,  im  Mangel  besonderer  Verabredungen,  der  Pfandinhaber  das 
Recht  und  die  Pflicht,  dieselbe  zu  verwalten,  und  die  Früchte  und  Nut- 
zungen davon  einzuziehen. 

§.  140.  Die  nach  Abzug  der  Kosten  übrig  bleibenden  Nutzungen  muss 
er  zuerst  auf  die  vorbedungenen  Zinsen,  und  sodann  auf  den  Haupt- 
stuhl seiner  Forderung  sich  abrechnen. 

§»141.  Die  Annahme  eines  nutzbaren  Pfandes  enthält  also,  wenn  nicht 
ein  Anderes  ausdrücklich  verabredet  ist,  die  Einwilligung  des  Gläubi- 
gers, Abschlagszahlungen  auf  sein  Capital,  so  weit  die  jährlichen  Ueber- 
schüsse  hinreichen,  anzunehmen. 

§.  142.  Auch  bei  der  Verwaltung  eines  solchen  Pfandes  muss  der  In- 
haber ein  massiges  Versehen  vertreten. 

§.  143.  Ueber  die  Verwaltung  selbst  ist  er  dem  Verpfänder  Rechnung 
abzulegen  schuldig. 

§.  144.  Diese  Rechnungslegung  muss  in  der  Regel  bei  der  Rückgabe 
des  Pfandes  erfolgen. 

§.  145.  Ist  aber  ein  Haus,  ein  Landgut,  ein  Inbegriff  nutzbarer  Sachen, 
oder  sonst  ein  Grundstück,  oder  eine  Gerechtigkeit  von  nicht  anz  ge- 
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ringem  Ertrage  verpfändet  worden;  so  kann  der  Verpfänder  die  Rech- 
nungslegung alljährig  fordern. 

§.  146.  Auch  wo  die  Rechnung  erst  bei  der  Rückgabe  des  Pfandes 
gelegt  wird,  muss  sie  dennoch  all  jährig  abgeschlossen  werden;  derge- 
stalt, dass  die  §.  140.  vorgeschriebene  Anrechnung  der  Nutzungen,  zuerst 
auf  die  Zinsen,  und  dann  auf  das  Capital,  mit  dem  Ablaufe  eines  jeden 
Jahres  erfolge. 

§.  147.  Wenn  solchergestalt  durch  die  gezogenen  Nutzungen  der 
Pfandinhaber  nach  und  nach  befriedigt  worden :  so  muss  er  dem  Ver- 
pfänder davon  Anzeige  machen,  und  demselben  das  Pfand  zurückgeben. 

§.  148-  Thüt  er  dieses  nicht,  so  muss  er  die  ferner  erhobenen  Nut- 
zungen, nach  den  höchsten  vermöge  des  Standes  des  Inhabers  zulässi- 
gen Sätzen,  verzinsen. 

§.  149.  Verweigert  er  dem  Verpfänder,  auf  sein  Anmelden,  die  Rück- 
gabe des  Pfandes:  so  wird  er  von  dem  Zeitpunkte  seiner  Befriedigung 
an  als  ein  unredlicher  Besitzer  angesehen. 

§.  150»  Uebrigens  sind  die  Pflichten  des  Pfandinhabers  einer  frucht- 
tragenden Sache,  nach  den  von  Verwaltung  fremder  Güter  überhaupt 
vorgeschriebenen  Grundsätzen  zu  beurtheilcn.  (Tit.  14.  Abschn.  2.) 

§.  151.  Für  die  Verwaltung  selbst  kann  keine  besondere  Belohnung 
angesetzt  werden,  wenn  dergleichen  nicht  ausdrücklich  bedungen  worden. 

§.  152.  Dadurch,  dass  eine  Sache  zum  Pfände  gegeben  worden,  wird 
in  den  darauf  bereits  haftenden  Realansprüchen  nichts  geändert. 

§.  153.  Der  Pfandinhaber  muss  also  für  diese  Ansprüche,  aus  der 
Sache  und  deren  Nutzungen,  gleich  dem  Verpfänder,  gerecht  werden. 

§.  154.  Dagegen  ist  der  Verpfänder  nicht  befugt,  die  Rechte  des 
Pfandinhabers  durch  Auflegung  neuer  Rcallastcn  zu  schmälern. 

§.  155.  Aus  der  blossen  Einwilligung  des  Pfandinhabcrs  in  die  Aufle- 
gung solcher  neuen  Reallasten  folgt  noch  nicht,  dass  er  sich  in  Ansehung 
derselben,  seines  Vorrechts  begeben  habe. 

§.  156.  Besteht  jedoch  die  neue  Reallast  in  einer  fortlaufenden  all- 
jährlich oder  sonst  Zu  gewissen  Zeiten  wiederkehrenden  Prästation  aus 
den  Nutzungen  der  Sache:  so  ist  der  Pfandinhaber,  welcher  in  deren 
Auflegung  ohne  Vorbehalt  gewilligt  hat,  selbige  aus  den  Nutzungen,  vor- 
züglich von  den  ihm  selbst  daraus  zukommenden  Hebungen,  zu  entrich- 
ten verbunden. 

g)  Rechte  auf  An-  und  ZuwUch»e. 

§.  157.  An  -  und  Zuwüchse  verpfändeter  beweglicher  Sachen,  sie  mö- 
gen durch  Natur  oder  Kunst  entstehen,  sind,  im  Mangel  besonderer  Ver- 
abredungen, für  mitverpfändet  zu  achten. 

§.  158.  Wie  weit  dergleichen  An-  und  Zuwüchse  bei  unbeweglichen 
zum  Pfände  eingeräumten  Sachen  als  mitverpfändet  anzusehen  sind, 
muss  nach  den  Regeln  des  Hypothekenrechts  beurtheilt  werden.  (§.443- 
sqq.) 

h)  Rückgabe  des  Pfände*. 

§.  159.  Nach  gehörig  geleisteter  Erfüllung  der  Hauptverbindlichkeit, 
ist  der  Schuldner  die  Rückgabe  des  dafür  gegebenen  Pfandes  zu  fordern 
berechtigt. 

§.  160.  Nur  so  weit  als  vor  Ablauf  der  gehörigen  Zeit  Zahlung  gelei- 
stet werden  kann,  kann  auch  das  dafür  eingelegte  Pfand  zurückgefor- 
dert werden. 
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§.  161»  Verursacht  die  Herbeischaffung  des  Pfandes  ausser  der  Zeit, 
dem  Pfandinhaber  besondere  Kosten:  so  ist  der  Schuldner  dieselben  zu 
ersetzen  verpflichtet.  ' 

§.  162.  Hat  aber  der  Pfandinhaber  das  Pfand  ohne  Einwilligung  des 
Schuldners  weiter  versetzt,  oder  sonst  den  Verwahrungsort  desselben 
unbefugter  Weise  verändert:  (Tit.  14.  §.  14. 15. 16.)  so  kann  er  für  die 
daraus  entstehenden  Kosten  der  Herbeischaffung  keinen  Ersatz  fordern. 

§.  1(53.  Nur  gegen  vollständige  Erfüllung  der  Hauptverbindlichkeit, 
kann  der  Gläubiger  zur  Rückgabe  des  Pfandes  angehalten  werden. 

§.  164-  Zu  dieser  vollständigen  Erfüllung  gehört  auch  die  Entrichtung 
der  aus  dein  Hauptgeschäfte  schuldig  gewordenen  Zinsen  und  Kosten ; 

§.  165.  Ferner  die  Rückgabe  oder  Mortification  des  über  das  Pfand 
ausgestellten  Empfangscheins;  (Tit.  16.  §.  125.  sqq.) 

§.  166.  Ingleichen  der  Ersatz  der  zur  Erhaltung  des  Pfandes  not- 
wendig oder  nützlich  verwendeten  Auslagen. 

§.  167.  Für  Verbesserungen  verpfändeter  Sachen  kann  der  Inhaber  in 
der  Regel  nur  in  so  fern  Ersatz  fordern,  als  der  Verwahrer  fremder  Sa- 
chen dergleichen  zu  verlangen  berechtigt  ist.  (Tit.  14.  §.  41.  44.  450 

§.  168.  In  so  fern  aber  der  Verpfänder  die  Sache  zugleich  zu  verwal- 
ten hatte,  ist  er,  auch  in  Ansehung  der  gemachten  Verbesserungen,  als 
ein  Verwalter  fremder  Güter  anzusehen.  (  Tit.  14.  Abschn.  2.) 

§.  169.  Ist  eine  fehlerhafte  Sache  zum  Pfände  gegeben  worden,  und 
hat  der  Verpfänder  die  ihm  bekannten  Dehler  dem  Pfandgläubiger  nicht 
angezeigt:  so  ist  letzterer,  wegen  des  ihm  dadurch  entstandenen  Scha- 
dens, auch  an  das  Pfand  sich  zu  halten  berechtigt. 

§.  170.  Gegen  diesen  Ersatz  kann  sich  der  Verpfänder  durch  Jen 
Vorwand  der  Unwissenheit,  die  er  bei  Anwendung  der  gewöhnlichen 
Aufmerksamkeit  hätte  .vermeiden  können,  nicht  schützen. 

§.  171.  Wegen  Forderungen,  die  dem  Gläubiger  aus  einem  andern 
Geschäfte  an  den  Schuldner  oder  Verpfänder  zustehen,  kann  sich  er- 
sterer  an  das  Pfand  nicht  halten. 

§.  172.  Nur  in  Fällen,  wo  der  Gläubiger,  wegen  solcher  anderweiti- 
gen Forderungen  an  den  Verpfänder,  Arrest  anzulegen  berechtigt  sein 
würde,  kann  er  die  Ausantwortung  des  Pfandes  versagen. 

§.  173.  Doch  kann  auch  in  diesen  Fällen  der  Verpfänder  auf  die  Ab- 
liel  :erung  des  Pfandes  in  gerichtliche  Verwahrung  antragen. 

§•  174.  Nur  in  Fällen,  wo  der  Gläubiger  abschlägliche  Zahlungen  an- 
zunehmen verpflichtet  ist,  kann  er  auch  angehalten  werden,  einen  Theil 
der  verpfändeten  Sache  herauszugeben.  (Tit.  16.  §.  57.  sqq.) 

§•  175.  Doch  gilt  dieses  nur  alsdann,  wenn  die- verpfändeten  Stücke 
nicht  zusammen  ein  Ganzes  ausmachen,  sondern  der  Werth  eines  jeden 
einzeln  bestimmt  ist. 

§•  176.  Auch  ist  er  zu  dieser  Herausgabe  eines  Theils  der  verpfände- 
ten Sachen  nur  in  so  fern  schuldig,  als  sämmtliche  verfallene  Zinsen  be- 
zahlt sind,  und  der  Rest  des  Pfandes,  nach  der  Taxe,  den  doppelten  Be- 
trag des  Restes  der  Schuld,  mit  Beirechnung  zweijähriger  Zinsen,  er- 
reicht oder  übersteigt. 

§•  177.  Nimmt  der  Gläubiger  eine  Abschlagszahlung  freiwillig  an:  so 
kann  er,  wenn  nicht  ein  Anderes  verabredet  ist,  einen  Theil  des  Pfan- 
des herauszugeben  nicht  angehalten  werden. 

28* 
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178.  Wenn  einer  von  mehrern  Mitschuldnern  nur  seinen  Antheil 
bezahlt;  so  kann  er  die  Rückgabe  des  ganzen  Pfandes,  auch  wenn  er  al- 
lein der  Verpfänder  wäre,  nicht  fordern. 

§.  179.  In  wie  fern -er  aber  die  Rückgabe  eines  Theils  fordern  könne, 
ist  nach  den  Vorschriften^.  174-177.  ^u  bestimmen. 

§.  180.  Der  Gläubiger  ist  das  Pfand  nur  an  den  Schuldner  oder  des- 
sen Erben  oder  Specialbevollmächtigten,  zu  verabfolgen  befugt  und 
verpflichtet. 

§.  181«  Eine  von  mehrern  Schuldnern  verpfändete  gemeinschaftliche 
Sache  darf  einem  derselben ,  wenn  er  auch  die  ganze  Schuld  zu  bezah- 
len ctfbötig  ist,  dennoch,  ohne  ausdrückliche  Bewilligung  der  übrigen 
nicht  verabfolgt  werden. 

§.  182.  Ist  also  bei  der  Legitimation  desjenigen,  welcher  das  Pfand 
zurückfordert,  ein  Bedenken:  so  muss  der  Pfandgläubiger  dasselbe  ge- 
richtlich niederlegen.  (Tit.  16.  Absch.  3.) 

§.183*  Das  von  dem  Bürgen  eingelegte  Pfand  muss,  wenn  auch  der 
Hauptschuldner  Zahlung  leistet,  doch  nicht  diesem,  sondern  dem  Bür- 
gen zurückgegeben  werden. 

§.  184.  Der  Pfandinhaber  muss  dem  Verpfänder  für  ein  bei  der  (Rück- 
gabe des  Pfandes  begangenes  grobes  oder  massiges  Versehen  .haften. 

§.  185.  -Ist  durch  ein  -solches  Versehen  des  gewesenen  Inhabers  das 
Pfand  in  die  Hand  eines  Dritten  gekommen:  so  steht  zwar  dein  Ver- 
pfänder auch  gegen  diesen  das  Rückforderungsrecht  in  eben  dem  Maasse 
zu,  wie  die -Gesetze  dasselbe  einem  jeden  Eigentümer  oder  vollständi- 
gen Besitzer  beilegen;  (Tit.  15.) 

§.  186.  Kann  er  aber  das  Pfand  von  diesem  Dritten  entweder  gar 
-nicht,  oder  nur  gegen  Ersatz  und  mit  Kosten  zurück  erhalten:  «e  muss 
ihn  der  gewesene  Pfandinhaber  dafür  entschädigen. 

*§.  fl87.  Der  Gläubiger  kann  die  Verabfolgung  des  Pfandes  an  <len 
Verpfänder,  unter  dem  Vorwande  eines  ihm  selbst  oder  einem  Dritten 
daran  zukommenden  bessern  Rechts ,  nur  in  den  Fällen,  und  mit  den 
Maassgaben  verweigern,  wie  dergleichen  Zurückbehaltung  bei  einem 
Verwahrer  fremder  Sachen  Statt  findet.  (Tit.  14-  §.  68.  sqq.) 

§.  188.  Das  eingelöste  Pfand  muss  der  Regel  nach  in  eben  dem  Stande, 
in  w  ekhem  es  übergeben  worden,  zurück  gewährt  werden. 

§.  189.  Alle  daran  durch  grobes  oder  massiges  Versehen  gemachte 
Beschädigungen  muss  der  Pfandinhaber  ersetzen.  (§.  121. 122.) 

§.  190.  In  wie  fern  der  Verpfänder  den  Betrag  dieser  Entschädigung 
von  dem  Pfandschillinge  sofort  abziehen,  oder  einen  verbältnissmässigen 
Theil  des  letztern  mit  Arrest  beschwingen  und  gerichtlich  niederlegen 
könne,  ist  nach  den  Vorschriften  der  Gesetze  von  Compensationen,  Ar- 
restanlegungen  und  Depositionen  überhaupt,  zu  beurlheüen. 

§•  191.  War  mit  dem  Besitze  des  Pfandes  zugleich  die  Verwaltung 
desselben  verknüpft:  so  ist  der  Pfandinhaber,  auch  wegen  seiner  Ob- 
liegenheiten'bei  der  Rückgewähr,  als  ein  Verwalter  fremder  Güteran- 
zusehen. 

§.  192.  Sind  Pfänder  verschlossen  oder  versiegelt  niedergelegt  wor- 
den: so  finden  in  Ansehung  der  Rückgabe  eben  die  Vorschriften  An- 
wendung, als  wenn  dergleichen  Sachen  Jemanden  in  Verwahrung  gege- 
ben sind.  (Tit  14.  j*.  26.  sqq.) 
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§.  193.  Auch  wegen  eines  Verlustes  des  Pfandes,  welcher  sich  im  Be- 
sitze des  Ptandinbabcrs  ereignet,  findet  dasjenige  Statt,  was  für  des 
Fall,  wenn  eine  niedergelegte  Sache  bei  dem  Verwahrer  verloren  geht, 
verordnet  ist.  (  Ebend.  §.  35  -  40.) 

§.  194.  Hat  der  Pfandnehmer,  in  dem  über  die  Ablieferung  des  Pfan- 
des ausgestellten  Einpfangscheine,  einen  gewissen  Werth  desselben  an- 
gegeben: so  mu8s  er  in  allen  Fällen,  wo  es  auf  den  Ersatz  des  Werths 
ankommt,  dergleichen  Angabc  wider  sich  gelten  lassen. 

§.  195.  Erbellet  aber  aus  der  Fassung,  dass  der  im  Einpfangscheine 
ausgedrückte  Werth  sich  bloss  auf  die  Angabe  des  Verpfänders  gründe: 
so  ist  der  Pfandnehmer,  wenn  er  kein  Sachverständiger  ist,  an  diese  An- 
gabc nicht  gebunden;  sondern  muss,  im  verkommenden  Falle,  mit  dem 
Nachweise  eines  mindern  Werths  gehört  werden. 

§.  196.  D«r  Verpfänder  muss  in  allen  Fällen  mit  dem  von  ihm  nach 
Inhalt  des  Empfaugscheines  angegebenen  Werlhe  sich  begnügen;  und 
kann  nur  alsdann,  wenn  der  Inhaber  den  Verlust  des  Pfandes  vorsätz- 
lich veranlasst  hat,  den  Werth  der  besondern  Vorliebe  fordern. 

i)   Veriu-»f  runj. 

§.  197.  Wenn  der  Schuldner  das  Pfand  zur  Verfallzeit  nicht  einlöst: 
so  ist  der  Gläubiger  die  gerichtliche  Vcräusserung  desselben  nachzusu- 
chen befugt; 

C.  O.  ».  3  1.  xmuar  1837,  **.  »le  Vcmnii  tu  e«eanbhwr,  i«m  a««»r9fWAHl*m 
SDtrfanf  btc  tur  »mgfanbdtn  (fffttten. 

$a  bte  gemeinnü$igen  3ror<fe  ber  ©efebeifte  ber  Seebanblung  hie  möglicbft  Bah 
bige  flBiebereinjiebung  btx  tvn  ihr  aulgeltebenen  Kapitalien  erforbern ;  \c  toiü  3<fc 
bat  btt  Bant  bereit«  juflepenbe  Stecht  bei  außergerichtlichen  ©erfauft  ber  eingefefc. 
ten  Vfänber  auch  ber  ©eebanblung  beilegen.  ©elbige  ift  bieroacb  ermächtigt,  bei 
niebt  erfolgenber  9Uhfj«blBn|  btr  auf  $fänber  gegebenen  ©orfdjilffe,  nach  eintritt 
btt  fterfalljeit,  ba*  Unrerpfanb  mitte  iü  einer  »on  ibren  Beamten  abjubalrenben  öf- 
fentlichen Suction  ui  verfaufen  unb  fi*  auf  bem  ßrlö<  für  f  avital,  %mitn  unb 
Sofien  bejablt  ju  machen.  3m  $aöe  eine«  über  bat  SBermögen  bei  Scbulbneri  er« 
öffneten  (Soncurfei,  ifl  bie  <§eebanblung  nicht  verpflichtet,  ihre  tyänber  berautju. 
geben.  3br  »et bleibt  »ielmebr  auch  tn  biefem  $aöe  bat  Stecht  bei  autlergericbtli« 
d>en  SBerfauft  mit  ber  SBerbinblicbfeit,  ben  nach  ihr  r  ftefrtebtgung  noch  »erbanbe. 
neu  Stell  ber  £öfung  jur  ä pnfi'jtin äffe  abjuliefern.  @.  ©.  ©.  24. 

§•198.  Doch  muss  der  Schuldner  zuvor  rechtlich  gehört,  und  zur 
Wiedereinlösung  des  Pfandes,  gleich  jedem  Bekiagtcu,  vorgeladen 
werden. 

§»  199.  Wie  dabei,  ingleichen  ber  der  gerichtlichen  Veräusserung  des 
Pfandes  selbst,  durch  Auction  oder  Subhastation  zu  verfahren  sei,  be- 
stimmt die  Prozessordnung. 

1)  3»  *««f  b«  ecriiiRnuni  »rrvfJBbctfr  «ffh»«,  f.|»M&9  *k(H  TltfW. 

2)  3n  *<trrf  M  «frru*wni  tri  bft  Krraifirrans  btr  »ei  »rMUsirt*»  VfanbMrftltjfrit 
ni(b*r>jflf.itfn  Viantcr,  f. »u f.  3*3-170  M(t*  XitcK. 

§.  200.  So  lange  der  gerichtliche  Zuschlag  noch  nicht  erfolgt  ist,  kann 
der  Verpfänder  das  Pfand,  jedoch  nur  gegen  baarc  Zahlung  der  gesamin- 
ten  Forderung  des  Pfandinhabers,  mit  Inbegriff  der  bereits  aufgelaufe- 
nen Gerichtskosten,  annoch  einlösen. 

§.201.  Wenn  mehrere  Pfandstückc,  die  nicht  zusammen  ein  Ganzes 
ausmachen,  für  eine  Schuld  eingelegt  worden:  so  dürfen  doch  nur  so 
viele  davon,  als  zur  Befriedigung  des  Gläubigers  erforderlich  sind,  ver- 
äussert werden. 
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§.  202.  Findet,  nach  Beschaffenheit  der  Pfandstücke ,  eine  und  eben 
dieselbe  Art  des  gerichtlichen  Verkaufs  bei  allen  Statt:  so  müssen  zwar 
alle  zugleich  dazu  ausgeboten  werden; 

§.  203-  Im  Verkaufstermine  selbst  aber  ist  mit  dem  Zuschlage  nur  so 
weit  zu  verfahren,  als  es  nöthig  ist,  um  die  zur  Befriedigung  des  Gläu- 
bigers erforderliche  Summe,  mit  Inbegriff  der  Kosten,  herbeizuschaffen. 

§.  204-  In  welcher  Ordnung  mit  dem  Zuschlage  der  einzelnen  Stücke 
zu  verfahren  sei /hängt,  wenn  der  Verpfänder  im  Verkaufstermine  ge- 
genwärtig ist,  von  der  Erklärung  desselben  ab. 

§.  205.  Ist  der  Verpfänder  nicht  gegenwärtig:  so  bestimmt  der  Rich- 
ter die  Folgeordnung. 

§.  206.  Dieser  muss  mit  denjenigen  Stücken,  deren  Veräusserung  dem 
Schuldner  am  wenigsten  nachtheilig  sein  dürfte,  den  Anfang  machen. 

§.207.  Ist,  nach  Beschaffenheit  der  Pfandstücke,  bei  einigen  Subha- 
station,  bei  andern  aber  nur  Auction  erforderlich:  so  bestimmt  der  Be- 
trag der  Forderung  des  Gläubigers  im  Verhältnisse  gegen  die  Taxe  der 
einzelnen  Pfandstücke:  ob  nur  mit  der  Auction  der  Anfang  gemacht; 
oder  ob  sämmlüchc  Pfandstücke  zugleich  durch  Subhastation  feil  gebo- 
ten werden  sollen. 

§.208.  Im  letztem  Falle  finden  die  Vorschriften  §.  203-206.  An- 
wendung. 

§.  209.  Im  erstem  Falle  wird  nicht  eher  zur  Subhastation  geschrit- 
ten, als  bis  sich  gefunden  hat,  dass  die  Auctionslosung  zur  Befriedigung 
des  Gläubigers  nicht  hinreichend  sei. 

Bescript  o.  2».  sOJÄr*  1810,  tot.  ble  eutOflftntton ,  wenn  mehrere  ©runbßfirfe  für 
eine  frtttmins  »erpfaabefc  (int. 

ttuf  Suren  /  Aber  bie  Sßefcbwcrbe  US  3t.  in  feiner  SRecbttffacbe  mit  bem 
3t  31.  unterm  29. Januar  t>. 3f.  ermatteten  «erlebt,  baben  wir  bem  ©upplifanten 
beute  ju  erfennen  gegeben:  ba§  ti  bei  ber,  ibm  von  Sud)  unter  brmfelben  Da« 
tum  ertbeilten  fRefolution,  in  ütatffubt  ber  barin  angefügten  Umßdnb«,  fein 
Söeroenben  Gaben  müffe. 

3nbem  mir  (Sud)  baoon  bierburd)  bena<brid)tigen,  eröffnen  roir  (Surf»  jebods, 
ba§  bie  analogifcbe  Jlnwenbung  ber  ©eftiminung  in  Sftacfficbt  ber  gauflpfdnbet 
(Tb.  l-  £it.  201.  §.  20.  unt>  folgctibe  bei  31.  8. 91.)  auf  ßopotbefen  nidjt  unbebinnt, 
unb  ffir  anbere  mbglicbe  gdfle»  auger  bem  gegenwärtigen,  perworfen  werben  fann. 
2Uenn  för  eine  ßorberung  mebfere  (Brunbnacfe  perpfdnbet  finb,  unb  ber  3Bertb 
eines'  berfelben  ben  betrag  ber  Sorberutta  betrdebtlid)  überftetgt/  fo  ba|  mit  gtfc§« 
ter  2ßabrfd)einlid)fett  auf  bem  ftaitficbttlütge  bie  gorberung  bejablt  werben  fann, 
fo  wörbe  ti  bart  fein»  wenn  wegen  berfelben  fdmmtlicbe  ©runbfluefe  fubbofttrt 
werben  faßten,  ba  bie  gubbflfhuion  bie  Stufnabme  einer  Teije  notbwenbig  matbt, 
urtb  biefe  gew6bnli(b  nid)t  obne  betrdcbflidte  ftoften  aufgenommen  werben  fann, 
unb  beren  betrag  bem  <Bd)ulbner  jur  Call  fdflt/  unb  wenn  erß  burdi  ben  (Erfolg 
Jber  <£ubbaftation  beilimmt  werben  foUte,  ob  fdmmflidje  ©runbftiidfe  ober  nur 
ein«  berfelben  jn  perdufjern  fei.  3n  folchen  gdDen  mu§  alfo  bae  Arbitrium  M 
SRicbrew  mit  9(ücrficbt  auf  bie  »efltmmungen  §.  201  bi«20.9.  am  angrfubrren  £>ttt 
(intreten.  SRatbiff  «.  10.  (25.  Iii.  2.  «bftbnitt. 

§.  210.  Aus  dem  gcloseten  Werthe  der  veräusserten  Pfandstücke 
muss  dem  Gläubiger  alles  das  berichtiget  werden,  was  er  von  dem 
Schuldner  auf  den  Fall  der  Einlösung,  nach  §.  163  - 169.  zu  fordern  be 
rechtiget  ist. 

§.211.  Die  Kosten  des  Prozesses  und  der  Veräusserung  müssen  von 
dem  gelöseten  Gelde  vorweg  abgezogen  werden. 

§.  212.  Was  nach  Abzug  dessen  und  nach  vollständiger  Befriedigung 
de«  Gläubigers  noch  übrig  bleibt,  wird  dem  Schuldner  zurückgegeben 
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§.  213.  Ein  vor  dem  Verfalltage  geschlossener  Verlrag,  dass  der  Gläu- 
biger den  bei  der  Veräusserung  des  Pfandes  sich  ergebenden  Ueber- 
schuss gewinnen,  dagegen  aber  auch  einen  dabei  entstehenden  Ausfall 
an  seiner  Forderung  fragen  "solle,  ist  für  beide  Theile  unverbindlich. 

§.  214.  Auch  diejenigen  Pfandstücke,  welche  zur  Befriedigung  des 
Gläubigers  nicht  erforderlich  gewesen  sind,  müssen  dem  Verpfänder, 
nach  erfolgtem  Verkaufe  der  übrigen  und  angelegter  Berechnung,  zu- 
rückgegeben werden.  .  L 

§.  215.  So  weit  der  Gläubiger  die  Herausgabe  des,  Pfandes  selbst, 
wegen  anderer  Forderungen,  *  zu,  weigern  befugt  sein  würde.  (§.  172. 
173.) ,  so  weit  kann  er  dieses.  Recht  auch  auf  den  ^dem  Schuldner  sonst 
zukommenden  Ueberschuss  des  Kaufgeldes,  inglcicUen  auf  die  zur  Dek- 
kung  des  Pfandschiltings  nicht  mehr  ei  forderte)) cn  Stücke  ausüben. 

§.  216.  Bei  gerichtlich  veräuss#rten  Pfandern,  ist  der  Glaubiger  dem 
Käufer  zur  Gewährleistung  nur  so  weit  verpflichtet;  als  dieselbe  bei  ge- 
richtlichen Veräußerungen  überhaupt  Statt  findet.  (Tit.  11.,  §,344.) 

§.217.  Hat  aber  der  Gläubiger  das  Pfand vermöge  einei  mit  dem 
Schuldner  getroffenen  Abkommens,  (§.  29.  sqq.)  aussergerichilich  ver- 
äussert: so  ist  er  dem  Käufer  zur  Gewährleistung,  igleich  jedem  andern 
Verkäufer,  verpflichtet.  ;  .. '  ,'■ 

§.  218.  Ist  der  aussergerichtHche  Verkauf  mit  Zuziehung  des  Verpfän- 
ders geschehen:  so  haftet  der  Verpfänder  hauptsächlich,  der  Pfaudinha- 
ber  hingegen  als  Bürge,  dem  Käufer  für  die  Eviction. 

§.219.  Ben  bei  einem  aussergerichtlicben  Verkaufe  verbleibenden 
Ueberschuss  des  Pfandwerths  muss  der  Pfandinhaber  dem  Verpfänder 
sogleich  nach  geschehenem  Verkaufe  herauszahlen. 

§.  220.  Zögert  er  damit:  so  muss  er  dafür,  vom  Tage  des  Verkaufs, 
die  gesetzmässigen  Zögcrungszinsen  entrichten. 

§^221.  Unter  eben  den  Umständen,  unter  welchen  der  Verpfänder 
den  Gläubiger  nöthigen  kann,  sich  im  Wege  der  Execution  zuerst  an 
das  Pfand  zu  halten,  (§.46.  sqq.)  hat  er  auch  das  Recht,  nach  abgelaufe- 
nem Zahlungstenn  ine,  auf  die  gerichtliche  Veräusserung  des  Pfandes, 
selbst  wider  den  Willen  des  Pfandinhabers,  anzutragen. 

t)  -Vorrecht«  im  Concore«, 

§.  222.  Die  Rechte  und  Pflichten  des  Pfandgläubigers  werden  durch 
einen  über  das  Vermögen  des  Verpfänders  entstandenen  Concurs  nicht 
geändert. 

§.  223.  Vielmehr  geniesst  der  Pfandinhaber  alsdann  die  in  der  Cou- 
cursordnung  näher  bestimmten  Vorrechte. 

5)  Nebenverträge. 

§.  224.  Die  Rechte  und  Pflichten  des  Pfandgläubigers  und  Schuld- 
ners können  von  den  Parteien  durch  Ncbenverlräge,  so  weit  solche 
nicht  in  den  Gesetzen  verboten  sind,  anders  bestimmt  werden. 

§.  225.  Dem  Schuldner  ist  erlaubt,  sich  vorzubedingen;  dass  der  Gläu- 
biger seine  Befriedigung  nicht  aus  der  Substanz,  sondern  bloss  aus  den 
Nutzungen  des  Pfandes  nehmen  solle. 

§•  226.  Dem  Gläubiger  kann  die  Verbindlichkeit,  von  den  gezogenen 
Nutzungen  des  Pfandes  Rechnung  abzulegen^  durch  einen  zur  Verfall- 
zeit geschlossenen  Vertrag  gültig  erlassen  werden. 

§•227.  Dagegen  ist  zur  Gültigkeit  eines  frühem  Vertrages,  vermöge 
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dessen  der  Gläubiger  das  Pfand,  statt  der  Zinsen  seiner  Forderung,  ohne 
Rechnungslegung  nutzen  soll,  die  richterliche  Bestätigung  nothwendig. 

§.228«  Vor  der  Bestätigung  muss  der  Richter  sorgfältig  prüfen,  ob 
unter  diesem  Vertrage  nicht  ein  heimlicher  Wucher  verborgen  liege. 

§.229.  Bei  der  Beurtheilung:  in  wie  fern  dergleichen  Wucher  vor- 
handen sei,  inuss  auf  das  Verhältniss  des  Ertrages  gegen  die  erlaubten 
Zirisen  des  Vorschusses,  und  auf  die  mindere  oder  mehrere  Zuverlässig- 
keit, der  statt  der  Zinsen  zu  erhebenden  Nutzungen,  Rücksicht  genom- 
men werden. 

I  §.  230.  Daraus  also,  dass  der  Ertrag  nach  dem  Anschlage  die  erlaub- 
ten Zinsen  übersteigt,  folgt  allein  noch  nicht  die  Unzulässigkeit  eines 
solchen  Abkommens. 

§.  231.  Uebersteigt  der  nach  wirtschaftlichen  Grundsätzen  ausgcinit- 
telte  reine  Ertrag  die  erlaubten  Zinsen  um  mehr  als  ein  Drittel:  so  darf 
die  Bestätigung  nicht  erthcilt  werden. 

§.  232.  Hängt  dagegen  der  Ertrag  ganz  oder  doch  hauptsächlich  vom 
Zufalle  ab :  so  ist  das  Geschäft  nach  den  Regeln  von  gewagten  Verträ- 
gen zu  beurtheilcn. 

§.  233.  Die  gerichtliche  Bestätigung  soll  in  der  Regel  bei  dem  Rich- 
ter der  Sache  nachgesucht  werden. 

§.  234.  Der  persönliche  Richter  des  Schuldners,  so  wie  der  Richter 
des  Orts,  wo  der  Vertrag  geschlossen  worden,  sollen  diese  Bestätigung 
nur  in  so  fern  ert heilen,  als  ihnen  von  den  Contrahenten  hinlängliche 
Nachrichten,  um  die  Zulässigkeit  eines  solchen  Vertrages  nach  obigen 
Grundsätzen  (§.  228.  sqq.)  zu  beurtheilen,  vorgelegt  werden  können. 

Gesetz  \>.  23.  siprlilSil,  n^gen  Hufljebung  ber  2Sertantb<irung  ber  Verträge  fibee3nu 
motitiett  (<•  *r  wonati  feie  Verträge  über  bie  «Belüftung  eine«  nu&baren  <pfanbi-e<6t*  no<*  ber 
gerid)tli(ben  «Beftatigung  bebiirfen);  f.  ju  1. 10.  f.  15. 

§.  235.  Ist  ein  Vertrag,  wonach  der  Gläubiger  die  Nutzungen  des 
Pfandes,  statt  der  Zinsen,  ohne  Rechnungslegung  geniessen  soll,  nicht 
gerichtlich  bestätiget  worden ;  so  ist  derselbe  für  beide  Theile  unver- 
bindlich. 

§.  236.  Hat  also  der  Gläubiger  das  Pfand  in  Besitz  und  Gcnuss  wirk- 
hch  übernommen;  so  ist  er,  des  Vertrages  ungeachtet,  Rechnung  zu  le- 
gen befugt  und  schuldig. 

§.  237.  Ein  Gleiches  findet  statt,  wenn  ein  dergleichen  Pfandgeschäft 
unter  dem  Namen  eines  Wiederkaufs  verborgen  worden.  (Tit.  11. 
§.321.  sqq.) 

§•  238.  Ist  aber  der  Vertrag  einmal  gültig  geschlossen  worden:  so 
sind  beide  Theile  bis  zum  Ablaufe  der  contraetmässigen  Zeit  daran  ge- 
bunden; und  keiner  von  ihnen  kann,  wenn  auch  durch  veränderte  Um- 
stände eine  Erhöhung  oder  Verminderung  des  gewöhnlichen  Ertrages 
verursacht  worden,  davon  einseitig  abgehen. 

§.  239.  Ist  bei  Bestellung  eines  solchen  nutzbaren  Pfandrechts,  wegen  • 
der  Erhaltungs  -  und  Verbesserungskosten  der  Substanz,  nichts  Beson- 
deres verabredet  worden:  so  ist  der  Pfandinhaber  in  so  weit  als  ein 
Pächter  anzusehen. 

§.  240.  Ein  Vertrag,  wodurch  der  Schuldner  dem  Ersätze  aller  von 
dem  Pfandinhaber  verursachten  Beschädigungen  zum  voraus  entsagt,  ist 
für  ersteren  unverbindlich. 
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§.  241.  Doch  kann  die  Vertretungspflicht  des  Pfandinhabers  auf  solche 
Beschädigungen,  die  aus  Vorsatz  oder  grobem  Versehen  zugefügt  wor- 
den, durch  Vertrag  gültig  eingeschränkt  werden. 

§.  242.  Was  von  einem  statt  der  Zinsen  bestellten  nutzbaren  Pfand- 
rechte §.  227.  sqq.  verordnet  ist ,  gilt  auch  alsdann ,  wenn  der  Vertrag 
dahin  geht,  das£  durch  die  auf  einen  gewissen  Zeitraum  ohne  Rechnungs- 
legung eingeräumte  Nutzung  des  Pfandes,  die  Capitalsforderung  selbst 
getilgt  sein  solle. 

6)  Aufbebang  de*  Pfandrecht*. 

§.  243.  Ausser  den  allgemeinen  Arten  der  Aufhebung  der  Rechte  und 
Verbindlichkeiten  überhaupt  und  der  Pfandrechte  insonderheit,  (§.  55. 
sqq.)  können  letztere  auch  durch  Verjährung  verloren  gehen. 

§.  244.  Der  Gläubiger  verliert  sein  Pfandrecht,  wenn  er  den  Besitz 
des  Pfandes  verloren,  und  sein  Recht  zur  Rückforderung  desselben  in- 
nerhalb der  gesetzmässigen  Frist  nicht  ausgeübet  hat. 

§.  245.  Diese  Verjährung  durch  Nichtgebrauch  steht  dem  Gläubiger, 
auch  in  Ansehung  des  Schuldners  selbst,  und  seiner  Erben,  mit  der  im 
Neunten  Titel  §.  568.  569.  bestimmten  Wirkung  entgegen. 

§.246.  So  lange  hingegen  das  Pfand,  als  ein  solches,  sich  noch  im 
Besitze  des  Gläubigers  befindet,  kann  das  Pfandrecht  desselben  durch 
keine  Verjährung  verloren  gehen. 

§.  247.  So  lange  das  Pfandrecht  dauert,  kann  auch  keine  Verjährung 
der  Schuld  zum  Besten  des  Schuldners  anfangen. 

§.  248.  Dagegen  finden  in  Ansehung  der  versessenen  Zinsentermine, 
und  desjenigen  Theils  der  Schuld,  welcher  aus  dem  Pfände  nicht  bezahlt 
werden  kann,  die  gewöhnlichen  Regeln  von  der  Verjährung  Statt. 

§.  249.  Wenn  auch  der  Eigentümer  der  Sache  durch  Verjährung 
geändert  wird:  so  hat  doch  diese  Veränderung  auf  das  Pfandrecht  des 
Pfandgläubigers  keinen  Einflüss. 

§.  250.  Der  Pfandgläubiger  selbst  kann  eine  Verjährung  zum  Erwerbe 
des  Eigenthums  des  Pfandes  niemals  anfangen. 

§.  251.  Wohl  aber  kann  dieses  von  seinen  Erben  geschehen ,  wenn 
die  übrigen  Erfordernisse  der  Verjährung  bei  ihnen  vorhanden  sind. 
(Tit.  7.  §.  40. 41. 42.) 

§.  252.  Eine  solche  Verjährung  nimmt  mit  dem  Tage  des  Erbanfalls 
ihren  Anfang. 

§.  253.  Wer  sich  des  Besitzes  der  verpfändeten  Sache  freiwillig  und 
ohne  Vorbehalt  entschlägt,  der  verlieret  sein  Pfandrecht. 

§.  254.  Auch  ein  Vorbehalt,  mit  welchem  das  Pfand  dem  Schuldner, 
oder  einem  Andern  ausgeantwortet  wird,  kommt  dem  Gläubiger  nur  ge- 
gen den  Empfänger,  nicht  aber  gegen  einen  Dritten,  zu  statten. 

§.  255.  Daraus,  dass  der  Gläubiger  den  ihm  eingeräumten  Besitz  ei- 
nes unbeweglichen  Pfandes  wieder  aufgegeben  hat,  folgt  noch  nicht  der 
Verlust  seines  in  das  Hypothekenbuch  eingetragenen  dinglichen  Rechts. 

§.  256.  Wer  den  Besitz  eines  Pfandes  gegen  den  Schuldner,  oder  den 
vindicirenden  Eigcnthümer  vorsätzlich  leugnet,  wird  seines  Pfandrechts 
zur  Strafe  verlustig. 

§.  257.  Wie  weit  durch  den  Untergang  eines  unbeweglichen  Pfandes 
das  Pfandrecht  selbst  verloren  gehe,  ist  nach  den  vom  Verluste  der 
Rechte  durch  Untergang  überhaupt  vorgeschriebenen  Grundsätzen  zu 
beurtheilen.  (Tit.  16.  §.  2. 3.) 
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§.  258.  In  wie  fern  der  Pfandinhaber  eines  in  Verfall  gerathenen  Ge- 
bäudes, bei  verweigerter  Wiederhcrherstellung  desselben,  seines  Pfand- 
rechts verlustig  werde,  ist  im  Titel  vom  Eigenlhume  näher  bestimmt. 
(Tit.  8.  §.  44.  sqq.) 

§.259.  Durch  den  gänzlichen  Untergang  eines  beweglichen  Pfandes 
hört  das  Pfandrecht  des  Gläubigers  auf,  und  eine  von  dem  Schuldner 
statt  der  verlornen  angeschaffte  neue  Sache  von  derselben  Art,  tritt  in 
so  weit  nicht  au  die  Stelle  der  vorigen. 

,§.  260.  Doch  kann  der  Gläubiger,  dessen  Pfand  ohne  seine  Schuld 
verloren  gegangen  ist,  von  dem  Schuldner  Zahlung,  oder  Bestellung  ei- 
ner andern  Sicherheit  fordern. 

§.  261.  Ist  das. bewegliche  Pfand  nicht  ganz  verloren  gegangen;  son- 
dern nur  vermindert,  oder  in  eine  .Sache  von  anderer  Art  verändert 
worden:  so  haftet  das  Pfandrecht  auch  auf  dem  Ueberreste,  oder  auf 
der  veränderten  Sache. 

§.  262.  Wird  die  von  dem  Pfandgläubiger  seiner  Befriedigung  halber 
vorgenommene  Veräusseruug  rückgängig,  und  gelangt  das  Pfand  wie- 
derum in  seinen  Besitz :  so  tritt  auch  das  Pfandrecht  wieder  in  seine 
Wirksamkeit. 

IL  Vom  Pfandgcwerba.  i 

§.  263.  Wer  das  Geldverleihen  auf  Pfänder  als  ein  Gewerbe  treiben 
will ,  muss  sich  dabei  der  besonderen  Aufsicht  der  Polizeiobrigkeit  des 
Orts  unterwerfen,  und  die  solchem  Gewerbe  in  den  Gesetzen  vorge- 
schriebene besondere  Fonn  beobachten. 

§.264.  Er  muss  sich  also  bei  der  Obrigkeit  melden,  und  die  Eintra- 
gung in  das  über  die  öffentlichen  Pfandverleiher  zu  haltende  Register, 
so  wie  die  Ertheilung  eines  Erlaubnissscheins  zu  diesem  Gewerbe  nach- 
suchen. 

§.265.  Christliche  Kaufleute,  ingleichcn  Juden,  welche  christliche 
•  Rechte  erlangt  haben,  sind  als  öffentliche  Pfandverleiher  noch  nicht  an- 
zusehen, wenn  sie  gleich  bei  Gelegenheit  eines  Darlehns,  oder  andern 
kaufmännischen  Geschäfts,  Pfänder  nehmen. 

§.266.  Dagegen  sind  alle  andere  Privatpersonen,  welche  mehr  als 
Dreimal,  binnen  Jahresfrist,  Geld  gegen  Pfand  verliehen  haben,  dafür, 
dass  sie  das  Pfandverkehr  als  ein  Gewerbe  treiben,  zu  achten;  und  da- 
her als  solche,  wenn  sie  ferner  auf  Pfänder  leihen  wollen,  sich  in  die 
Register  eintragen  zu  lassen  verpflichtet. 

§.  267.  Eben  das  gilt  von  denjenigen,  die  auch  nur  einmal  dergleichen 
Darlehnc  gemacht,  sich  aber  dabei  die  bloss  den  öffentlichen  Pfandver- 
leihern erlaubten  hohem  Zinsen  vorbedungen  haben. 

§.  268.  Oeffenlliche  Pfandverleiher  müssen  sowohl  die  allgemeinen 
Verordnungen  des  gegenwärtigen  Titels,  als  die  zur  Sicherung  des  Publici 
gegen  Wucher  und  Betrug  abzielenden  Verordnungen  des  für  dies  Ge- 
werbe besonders  ergangenen  Reglements,  genau  beobachten. 

§.  269.  Dagegen  haben  sie  auch  der  in  eben  diesem  Reglement  be- 
stimmten Vorrechte,  sowohl  im  Prozesse,  als  wegen  des  ihnen  gestatte- 
ten höhern  Zinsfusses,  sich  zu  erfreuen. 

§.  270.  Diejenigen,  welche  nach  §.  266.267.  als  öffentliche  Pfandver- 
leilier  sich  eintragen  zu  lassen  schuldig  sind,  und  es  nicht  thun,  können 
auf  diese  Vorrechte  nicht  Anspruch  machen;  und  müssen  dennoch  die 
den  Pf  and  Verleihern  in  dem  Reglement  ertheilten  besondern  Vorschrift 
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tcn ,  bei  Vermeid  uns:  der  auf  den  Unterlassungsfall  verordneten  nach- 
theiligen Folgen  beobachten. 

1)  Pfand-  and  üelhregleinent  i>.  1 3.  snnr»  1787. 

$a  Seine  ffönigl.  SWajefiät  »on  tyreupen,  Unfer  aüergnäbigfter  $err,  wa&rge. 
nommen  haben,  bop  bte  über  ba«  Reiben  unb  ©orgen  auf  Vfänber  in  gemeinen 
SReotoen  unb  einzelnen  &mbe«geft&en  enthaltenen  SSoricbriften,  eine*tfceil*  nicht  fo 
aligenifiu  befannt  finb,  al«  e«  bei  einem  ©efebäfte,  welcbe«  betonber«  unter  ben  nie« 
bern  Klaffen  be«  SBolfö  betrieben  wirb,  bie  9iotbwenbigfeit  unb  ber  Grnbjwecf  ber 
®efe$e  erforbern,  unb  bap"  e«  anbenubeil«  biefen  SBorfdjrtften  »ornemlicb  in  fo  fern 
fle  bie  ^onn  unb  (Srforberaiffe  bei  Wanbfontrart«  betreffen,  an  beflimmter  ©eur. 
lutfrit  unb  SoUftanbigfeit  bin  unb  mieber  noeb  ermangele;  fo  baben  SBHerbbcbfr 
biefelben  refolüiret,  fotbane  SBorfdbrtffen  normal«  re»ibiren,  unb  in  ein  allgemeine* 
Reglement  bringen  ju  laffen ;  bamit  folcbergeftalt  auf  ber  einen  Seite  ben  au«  bem 
$}faiibperfebr  entjtebeitben  3rrungen  unb  iflrojeffen  möglich!)  »orgebeugt,  auf  ber 
anbern  aber  auch,  ben  bei  biefem  (Sefcbafte  bifber  fD  bäüfig  »orgefaflenen  SSetrüge« 
reien  unb  widerlichen  &er»prtbetlungen  beffo  nachbrücfltcber  gefieuert  werben  möge. 

1.  Seftimmung  fm.rn.„,?l.„,  fut  weicht  »«*  gegenwJrtige  Reglement  gegeben  ifl. 

§.  1.  Swörberfl  folfcn  nur  $Jrii?atpcrfonen,  welche  ein  rrbentlicbe«  (Semerbe  unb 
©erf ebr  mit  OMbrerleiben  auf  SPfänber  treiben,  an  biefe«  Reglement  gebunben  fein, 
unb  barnad)  beurtbeilt  werben. 

§.  2.  dagegen  fou*  e«,  in  SInfebung  ber  bereit«  fubfiflirenben  öffentlicben  fieiban« 
fralten,  bei  beren  biöberigen  SBerfaffung  unb  ben  ibnen  erteilten  befonbern  23or« 
febriften  unb  Vri»il<gien,  fernerbin  fein  ©ewenben  haben. 

§.  3.  »anguier«  unb  anbere  Äaufleute,  welche  nur  jufälltg  bei  ©elegenhetf  eine« 
©ecbfel»  ober  anbern  faufmännifeben  ©erfebr«,  ju  ihrer  niedrem  Sicherheit  ißfän« 
ber  nehmen,  jinb  unter  bem  gegenwärtigen  Reglement  nicht  mit  begriffen,  fonbern 
»erben  blop  nach  ben  allgemeinen  gefefctieben  Süorfdjrifteii  beurtbeilt. 

$.  4.  Snbere  tyrioatoerfonen  hingegen,  welche  fid>  mit  Welb»erleiben  auf  Vfän« 
ber  abgeben,  unb  babei  bie  bureb  biefe«  Reglement  beftimmten  unb  gebilligten  JUon 
t belle  aentepen  moden.  muffen  folebe«  bei  berjenigen  SBebörbe,  welcher  bie  9hitiV.it 
über  bie  fy>lii*»  Ilmtal  tcn  ihre«  2Bobnort«  jufommt,  anzeigen;  fieb  in  eine  »on  bie. 
fer  ©ebörbe  )u  baitenbe  »olle  ber  iPfanbperieiber  eintragen,  unb  fleh  einen  ßoncef» 
fion«fcbem  barüber  ertheilen  laffen. 

$.  5.  ©er  biefe  «nmelbung  unb  Eintragung  »erabfäumr,  gleichwohl  aber  über« 
führt  werben  fann,  bap"  er,  ohne  felbft  ein  Kaufmann  |U  fein,  an  einen  Kaufmann, 
ober  anbere  $ri»atperfonen,  mehr  al«  breimal  innerhalb  3abre#friff,  ©elb  auf  tyfän« 
ber  »erlieben,  ober  auch  ba$  er,  bei  einem  gegen  Vfanb  gegebenen  IParlebn,  fid>  über 
fecb«  »on  £>unbert  an  ^infen  auflbebungen  habe,  ber  foO  al«  ein  folcber,  welcher 
au«  bem  Vfanb»erfebr  ein  (bewerbe  macht,  angefeben;  folglid»  nacb  ben  ^orfebrif. 
ten  be«  gegenwärtigen  Reglement«  beurtbeilt,  unb  (ich  für  bie  3ufunft  in  bie  9ioffe 
ber  $fanb»erleiber  eintragen  ju  laffen,  angehalten  werben. 

11.  (CrforfetniifTe  ör«  Pfantf ontr«ft»  in  Unfebung  (er  («bei  »orfoimnen&en  Prrfenen  und  ©acfyen. 

§.  6.  SBer  Wclb  auf  ^fänber  »erleiben  wiü,  mu$  für  allen  fingen  genau  prfi« 
fen:  ob  bie  jum  Vfanb  angetragene  Sache  wirfiieb  bem  (gigentbum  unb  ber  freien 
£)i«po|irion  be«  ^erpfänber«  unterworfen  fei. 

§.  7.  SPefonber«  muf  ber  $fanb»erleiber  biefe  ^orffebt  al«bann  beobachten,  wenn 
ber  fterpfänber  ein  SMenffbote,  unb  ba«  Wanb  fo  befebaffen  tff,  bap  e«  wahrfebein« 
liefoerweife  ber  ^ienffberrfebaft  gehören  fann. 

§.8.  3n  einem  folchen  ^aH  muß  er  ftd)  mit  ber  blopen  ^erffeberung  be«  «S)fenfl» 
boten,  bap  ba«  angebotene  ißfanb  fein  ^igenthum  fei,  ober  bap  ber  Söerfa©  »or  bie 
$>errfcbaft  gefebebe,  nicht  begnügen;  fonbern  jlcb  für  allen  fingen  bei  ber  2)ienft< 
berrfchaft  felbff  erfunbigen,  ob  ba«  Vorgeben  feine  9frcbtigteit  kabe,  ober  ob  etwa 
«ine  Untreue  be«  »erpfänbenben  ©cfinbe«  mit  unterlaufe. 
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§.9.  SBerben  Sachen  »on  Söerth,  g.  SB.  ©olb,  Silber,  3uroefen,'imb  anbere 
Äoftbarfeiten,  Don  einem  ganj  unbefannten  üJtenfchen  jum  Sßfanb  angeboten ;  ober 
i|r  ba«  tyfanb  von  ber  SBefchaffenbett,  baß  £eute  oon  betn  Stanb  unb  ©eraerbe  beö 
SBerpfanber«  Dergleichen  Sachen  gewöhnlich  nicht  ju  haben  pflegen:  fo  muß  ber 
$fanbt>erleiber  ftd>  barüber  tn  feinen  $fanbf  ontraft  efnlaffen. 

§.  10.  SQJenn  au«  Vergleichung  ber  Qualität  ber  Sache,  unb  ber  $erfon  be«  8er« 
pfänber«,  ein  wahrscheinlicher  SBerbacht,  baß  erftere  entwenbet  fei,  erwächfl;  oon 
ttemlich  aber,  wenn  ber  SPfanboerleiber  burd)  öffentliche  3>efanntmachung ,  ober 
burd)  obrigfettlicbe  SBarnungen,  ober  oud)  nur  burd)  glaubhafte  Sßrioatanjeigen  be* 
nachrichttget  ift,  baß  Sachen  oon  biefer  2lrt,  unb  mit  folgen  Kennzeichen  oerfeben, 
geftoblen  ober  oerloren  werben;  fo  muß  berfelbe  ein  folche«  oerbächttge«  tyfonbaiu 
halten,  inb  an  bie  SPoltjeiobrigfeit  be«  £)rt«  abliefern;  auch  berj'elben  bte  ttmflänbe 
unb  ©rüube  feine«  ÄSerbacbt«  pflichtmäßig  anzeigen. 

§.  11.  2Ber  eine  frembe  Sache  obne  SBormiffen  unb  ®enebmigung  oe«  (Sigentbk 
mer«  gum  tyfanb  angenommen  hat,  ber  bUibt  biefem  ba«  ©einige  jurücfforbernben 
(gigentbümer,  jtir  £>erau«gabe  be«  tyfanbe«/  ober  jur  Schablo«baltung,  nach  ben 
Sßorfchriften  ber  gemeinen  fechte  oerhaftet. 

§.  12.  $>ieroon  ftnb  allein  biejenigen  aufgenommen,  bte  au«  Verleihung  von 
Äleibung«jtücfen,  ober  anbern  Effecten,  gegen  (Entrichtung  eine«  gewiffen  Seihgel- 
be«, ein  (bewerbe  machen;  unb  fofl  benfelben,  wenn  bie  geliehenen  Sachen  oon  ben 
Inhabern  oerpfcmbet  worben/  gegen  ben  Wanbnehmer  feine  ©inbication«flage  §u« 
f ommen,  fonbern  ffe  bloß  an  Denjenigen,  mit  welchem  fte  f ontrahirt  haben,  fleh  ju 
halten  berechtigt  fein. 

§.  13.  @in  Wanboerleiber,  ber  fein  3«be  ift,  unb  wiffentlith  eine  geflogene 
(Sache  jum  $fanb  angenommen  hat,  fofl,  gleich  ben  ©iebeebehlem,  nach  Inhalt 
ber  tfrtmtnalgefefce,  beftraft  »erben,  unb  jur  fernem  Jreibung  be«  Sßfanboerfebr« 
auf  immer  unfähig  fein. 

§.  14.  Kann  er  einer  mirflichen  JBijfenfchaft,  baß  bte  jum  tyfanb  gegebene«  Sache 
gefioblen  fei,  jwar  nicht  uberfuhrt  werben;  e«  ergiebt  ftcb  aber  bei  ber  ttnterfuchung, 
baß  er  bie  §.6 — 10  oorgefchriebene  Prüfung  nidot  mit  gehöriger  Sorgfalt  unb 
Slufmerffamfeit  angeffeflt  habe,  fo  fofl  er,  nach  SSerbältniß  ber  ihm  jur  gaft  blei« 
benben-^achläffigfeU,  mit  ©elbbuße  ober  ©efängniß  nachbrilcflich  beftraft  werben. 

§.  15.  SBirb  ein  foldjer  tyfanboerleiber  jum  j weiten  SJtale  babet  betroffen,  baß  er 
geftohlene  Sachen,  ohne  Slnwenbung  ber  fcbulbigetuSBorjtcbt,  *um  ^>fattb  angenom« 
men ;  fo  fofl  bie  ba«  erfte  9Jtal  gegen  ihn  erfannte  Strafe  oerboppelt,  unb  ihm  nod) 
«ußerbem  äffe«  fernere  tyfanboerfebr,  bei  nahmhafter  ®efängniß.  ober  3»c|)thau«« 
flrafe,  gänzlich  unterfagt  werben. 

$.  16.  $>at  ein  jöbifcher  tyfanboerleiber,  miffentlicb,  geflogene  Sachen  jum  SJfanb 
angenommen,  fo  fofl  berfelbe  feine«  Sdmfcbriefe«  oerluftig  erflärt,  unb  nebfl  ben 
Seinigen  au«  bem  Sanbe  gefdjafft  werben. 

§.  17.  diejenige  ®ericbt«obrtgfeit,  welche  einen  nach  biefer  SBorfchrift  jur  $ort« 
fchaffung  gualifteirten  jfibtfchen  Sßfanboerleiher  ferner  bulbet,  fofl  nicht  nur  wegen 
einer  folcheu  Kontravention  in  ßäcalifcben  5lnfprud»  genommen ;  fonbern  auch  nur 
Selbjlhaftung  für  alle  oon  ihm  etwa  nachher  noch  oerübte  Betrügereien  unb  tteber« 
t>ortheilungen  unb  ben  baxani  entftanbenen  Schaben  angehalten  werben. 

§.  13.  3fl  ein  folcher  jübifcher  ^fanboerleiher  nicht  oermögenb,  ba«  ipfanb  felBft 
bem  ©igenthümer  wieber  ju  fchaffen^  ober,  bei  beffen  (Ermangelung,  ben  »öden 
Söertb  ^u  erfe^en;  fo  ift  bie  3ubenfchaft  be«  ^£)rt«  fchulbig,  ben  (Sigenthümer  für 
liefen  SSJerth,  unb  bie  bei  ber  Sache  oerwenbeten  Soften,  entfehäbtgen. 

§  19.  Söon  biefer  Vertretung  fofl  bie  3ubenfchaft  nur  in  bem  einzigen  Jaff  be« 
freiet  fein,  wenn  bie  fteltefieu  naebweifen  fönnen,  baß  fle  alle  in  bem  ©eneral »3U* 
ben -Reglement,  in  ben  übrigen  £anbe«gefe$en,  unb  auch  in  bem  gegenwärtigen 
Reglement  (§.  79.)  ihnen  oorgefchriebene  Sorgfalt  unb  ülufmerffamfeit  angewen^ 
bet  haben,  um  bergleichen  5)iebe« hehler  unb  lieberliche«  ©ejinbel  in  3<tten  ju  ent« 
beefett,  unb  iur  Jortfchaffung  aniu^eigen. 
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§.  20.  ffann,  nach  v  orfrehenben  ©runbfäfjen,  bem  Ocigenthümer  weber  baS  $fanb 
felbft  giirü cf n er f ct> a rr noch  iljm  ju  feiner  (sntfehäbigung  t)on  bem  Pfanboerleiber, 
ober  ber  3ubenfchaft  t>ert>oIfen  werben,  fo  tft  gegen  ben  SjJfanbverleiher,  au  per  ber 
daffation  feines  ©chufcbriefeS,  unb  noch  vor  feiner  SÖegfchaffung  aus  bem  fianbe, 
mit  SuchtbauSftrafe,  nebft  SBiflf  ommen  unb  SlBfchieb,  ober  an  ber  er  verhältnipmäjii* 
ger  SeibeSflrafe  ju  »erfahren. 

§.  21.  3fl  bagegen  baS  Pfanb  felbff  bem  (gigenthumer  guruc?  verfchaffr,  ober  ihm 
bafür  voflffänbige  ©chaMoSljaltnng  geleiftet  worben;  wnb  eS  i|r  baS  erfle  SKal,  bap 
ber  jübifche  Sßfanbverleiher  auf  bem  Vergehen,  gejrohlene  ©achen  wiffentlich  jum 
tyfanb  angenommen  ja  fca&en,  betroffen  wirb;  fo  fofl  auf  $orbitte  ber  3ubenfchaft 
beS  £)rtS,  wonach  SBefunb  ber  von  felbiger  jur  SJfiloerung  beS  s$era,ermiä  beige* 
brauten  ©rünbe  unb  Umjlänbe,  bem  Siebter  erlaubt  fein,  bie  in  bem  $.  16.  feftge* 
fe$te  ordentliche  in  eine  aujierorbentliche  (Selb--  ober  fiei&eSffrafe  ju  verwanbeln. 

§.  22.  2Birb  aber  ein  folcher  jübifdjer  5J3fanbr»erIciber  auf  einem  begleichen  SBer* 
Breden  $um  jwetren  Sttale  betroffen,  fo  fofl  nicht  nur  bie  gefefcliche  ©träfe  ($.  16. 
seqq.)  ohne  »eitere  ©chonung  über  ihn  verhängt,  fonbern  auch  bie  3"oenfcfeaft  be$ 
JÖrtS,  ohne  bie  geringfre  fernere  SRucfftcht  ober  ©ntfchulbigung  $ur  völligen  @nt« 
fd)äbigutig  beS  gigenthümerS,  nad)  93orfdr>rtft  bei  §.  18.  angehaltert  »erben. 

§.23.  Kann  ber  jübifche  Sßfanb  Verleiher,  welcher  eine  gefrorene  ©ad&e  $um 
$fanb  angenommen  hat,  jraar  feiner  »irFlichen  SBiffenf^afr  von  biefer  Äualität 
ber  ©ache,  bagegen  aber  einer  Söernachläfjtgung  ber  in  ben  §.  6—10.  vorgefchriebe* 
neu  Prüfung  unb  SBorjicht  überführt  werben,  fo  fofl,  bei  bem  erften  ©ontraven« 
ttpnöfciU,  bie  Söorfchrift  §.  14.  wiber  ihn  fnnt  finben.  SBenn  er  aber  jum  j  weiten 
State  auf  einer  begleichen  Kontravention  betroffen  wirb,  fo  fofl  mit  ber  in  bem 
§.  16.  bejtimmten  orbentlichen  ©träfe  ber  ©affation  feines  ©chufc&rtefeS,  auch  fei* 
ner  uub  ber  ©einigen  Jortfchaffung  aufer  £anbeS  verfahren  werben. 

§.  24.  ÜJtit  Sßerfonen,  beren  93efugni0  überhaupt  tfontrafte  ju  fliegen,  ober 
infonberheit  ©arlepne  aufzunehmen,  burch  ©efefce  eingefchränft  ifl,  foll  ffch  nie* 
manb  btefen  gefefclichen  (Smfc&ränf nngen  juwiber,  in  ein  ^fanbverfehr  einlaffen. 

§.  25.  3nfonberheit  barf  an  SJfilitairperfonen,  benen  ba$  ©chulbenmachen,  ohne 
(£onfenS  beS  (EhefS  ober  (SommanbeurS,  in  ben  Qsbitten  oerboten  ijr,  auch  gegen 
tyfanb  fein  ©arlepn  gegeben  werben;  in  fo  fern  nicht  ein  förmlicher  fcfcriftlicher 
©onfen*  biefeö  ©oefö  ober  ©ommanbeurtf,  in  welchem  bie  ©umme  unb  2ßün$fr>rte 
be«  Darlehnl,  nebfi  ber  $eit  auf  wie  lange  folche*  geliehen  werben  fönne,  aulge* 
brueft  fein  muffen,  oon  bem  SBerpfänber  beigebracht  werben. 

§.  26.  ©leibt  ba$  ^3fanb,  nach  oerffoffener  3eit,  unabcjeldfet  flehen,  fo  mu§  jtch 
ber  ^fanbnehmer  entweber  eine  gleichmäßige  förmliche  Prolongation  bei  Ghef^  ober 
(Sommanbeur*  beibringen  Iaffen;  ober  wenn  ihm  folche  nicht  oerfchafft  werben  fann, 
ba$  U)arlebn  nach  ber  unten  f olgenben  SÖorfchrift,  unoergfiglich  einflagen. 

§.  27.  ©er  biefem  guwiber,  einer  folchen  aj?ilitairoerfon,  ohne  ben  erforberltchen 
ßonfen«,  ©elber  auf  ^fanb  oerleihet,  ber  oerliert  nicht  nur  fein  ©arlehn,  unb  muf 
bad  Pfanb  unentgelblich  jnrücf geben;  fonbern  er  fofl  auch  «och  «ufjerbem,  nach  ben 
barüber  oorhanbenen  Giften,  fitfeaufeh  beflraft  werben. 

§.  2S.  Iir? i r  Verfonen,  welche  unter  väterlicher  ® eraalt,  ober  oormunbfehaftlicher 
5Iuf|tcht  flehen,  fofl  ntemanb,  ohne  SBorwiffen  unb  auÄbrücfiiche  Genehmigung  ber 
Söäter  ober  SBormünber,  in  ein  Sßfanboerfehr  ffch  einlaffen. 

§.  29.  3(r  folcheö  bennoch  geichehen,  fo  verliert  ber  Wanboerleiher  fein  ©arlehn, 
unb  muß  ba*  ^fanb  unentgelblich  jurüefgeben. 

§.30.  ©er  SSorraanb,  baf  ffch  ber  Söerpfanber  für  »oüjährjg,  ober  für  einen  fol* 
chen,  ber  nicht  mehr  unter  väterlicher  ©emalt  flehet,  ausgegeben,  unb  folcheö  wohl 
gar  eiblich  beflärft  habe,  fofl  ben  ^fanbverleihern  Bei  ©chulbnern,  welche  Sanbetf* 
eingeborne  ffnb,  gegen  ben  8erluft  bed  ©arlehn^,  unb  bie  unentgelbliche  ^erau^gabe 
be€S  ^fanbe^,  niemals  fdjüfcen. 

$.  31.  3tur  in  ben  burch  bie  ©efe^c  näher  beflimmten  Jäflen,  wo  ein,  vergleichen 
*erfonen  gegebenes  ©arlehn,  burch  bie  »trfltdj  gesehene  Söerwenbung  in  ihren 
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9tu$cn,  unter  gewiffen  ttmfränben  gültig  wirb,  Befieht  au*  ein  mit  ihnen  gcfd&Iof* 
fener  $fanbfon traft. 

§.  32.  @«  ijf  baher  bie  $flid)t  eine«  jeben  ^fanboerletbet«,  wenn  bie  $erfon  mtb 
Qualität  be«  ft*  angebenben  SSerpfänber«  ihm  ni*t  mit  btnlängli*er  $[Mtf\d)t 
befannt  unb,  ftcb  bariia*  genau  ju  erfunbigen,  unb  bur*  unoerba*tige  Xauff*eine, 
ober  bur*  ba«  Seugmjj  glaubmürbiger  Sßerfonen,  jt*  &u  »ern*ern,  bog  ber  33er* 
pfänber  unter  diejenigen  ni*t  gebore,  mit  benen  ohne  t>äterli*en  ober  oormunb* 
f*aftli*eu  ®onfen*,  fein  gültiger  Siarlehn«*  unb  tyfanbfontraft  gef*loffen  wer* 
ben  faun. 

§.  33.  2Öer  miffentli*  mit  berglei*en  $e.rfouen  ein  spfanbverfebr  getrieben  &at, 
ber  foü  bofür,  na*  SSorfcbnft  ber  barüber  befonber«  ergangenen  SBerorbnungen,  ge* 
jrraft  »erben,  unb  wirb  für  immer  unfähig  jurXreibung  be«  $fauboerfehr«. 

§.  34.  Äann  ber  $fanboerleiber  biefer  gehabten  2ßi)Tenfd)af t  $war  nid)t  überführt 
»erben,  e«  ergiebt  ft*  aber  bei  ttnterfucfeung,  bafj  er,  ber  ^orfebrift  be«  §.  32.  $u* 
wiber,  bie  erforfcerli*e  3Kübe,  ff*  oon  ber  perfönli*en  Qualität  be«  $fanbgeber« 
§u  »erft*ern,'ui*t  angemeubethabe;  fo  feil  gegen  ihn,  ohne  ttnterf*ieb,  ob  e«  ein 
3ube  ift  ober  ni*t,  ha*  ben  §.  14.  unb  15.  enthaltenen  geftfe^ungen  «erfahren 
werben. 

§-  35.  SJfit  »erheiratbeten  Srauen«perfonen  fofl  ftd)  niemanb  ohne  S3orwiffen  unb 
au«brüdli*e  Bewilligung  be«  SRanne«  in  ein  ^fanboerPebr  einlafiett 
§.  36.  9tur  in  folgenben  Säßen  bebarf  e«  feiner  foldjen  Einwilligung: 

1)  SBenn  eine  §rau  für  fl*  fcfbft  eine  eigne  §>anblung  treibt. 

2)  2Öenn  fte  ba«  gegen  $fanb  erborgte  ©elb  jum  gemeinf*aftli*cn  heften  Bei« 
ber  (Seeleute  mirfli*  ierwenber. 

3)  3ßcnn  ihr  ber  Wann  einen  £beil  feine«  ©ewerbe«  übertragen,  unb  fie,  umt 
betrieb  beffelben,  roäfcrenb  feiner  Stbwefeuheit,  ©elber  auf  <pfanb  erborgt  bat;  ob* 
glet*  bie  Söerroenbung  ni*t  gef*eben,  ober  ber  barau«  geäffte  9tufcen  ni*t  er« 
folgt  märe. 

4)  2ßenn  bie  »im  <Pfanb  angetragene  <Sa*e  fo  Bef*affen  ijf,  baf  au«  ihrer  Bla- 
sen Qualität  bie  freie  3>efughijl  ber  grau,  na*  2BtQfüt)r  barüber  au  btöponiren, 
entnommen  werben  fann. 

§.  37.  SBei  Juwelen,  ©olb  unb  ©ilbergef*irr,  ©pi$en  unb  anberen  tfoftbarfei* 
ten,  gilt,  wenn  fte  au*,  ihrer  Qualität  na*,  junt  ©ebrau*  ber  $rau  gewtbmet 
finb,  benno*  bie  ^ermutbung,  ba$  tt)r  barüber  eine  minfübrli*e  2)ißpoft'tion,  ohne 
äjorwiffen  be«  Spanne«,  feinc«wege«  oifrebe. 

§.  38.  (£«  mu§  baber  jeber,  mel*er  ftd)  mit  einer  öerbetratbeten  Srau  in  ein  5)ar* 
lehn«*  unb  vPfanboerfebr  einladen  wiö,  entweber  bie  Einwilligung  be«  Spanne«  bam 
einholen,  ober  jt*  ^inlängli*  »erjicbern,  ba^  einer  ber  üorbejtimmten  Jäüe,  »o  e« 
biefer  (Einmiüiguifg  nicht  bebarf,  oor^anben  fei. 

§.  39.  2ßer  obigen  $orf*riften  jumiber  j!*  mit  einer  oer&eiratfoeten  Jrau  in 
ein  oerbotencö  ^fanbüerfe^r  einläpt,  »ediert  fein  2)ariein,  unb  mujj  oa«  $fanb 
unentgelbli*  nmuf  geben. 

§.40.  §at  ber  ©outraoenient  bie  JÖualität  ber  25erpf4nberin  gemußt,  fo  muü 
i^m  bie  fernere  £reibung  bcö  ©emerbe«  mit  ^fänberleihen,  Bei  najm*after  (Strafe, 
gänjli*  unterfagt  werben. 

§.  41.  Ein  ©lei*e$  fofl  ftatt  ffnben,  wenn  ein  fol*er  Q^fanbwrleiBer,  gwar  nicht 
au«  überfü&rter  9ßiffenf*aft,  aber  benno*  au«  ttnt>orfi*tigfeit  unb  i0fangel  an 
5lufmerfjfamfeit  unb  forgfältiger  Erfunbigung  na*  ber  JÖualität  ber  Söerpfänberin, 
auf  foleben  unerlaubten  <Pfanbocrf ehren  mit  ierhetratheten  5rauen«perfonen,  f*on 
mehr  al«  einmal  betroffen  morben. 

§.  42.  ©tubirenben  auf  höhern  ©*ulen  unb  Unioerjitäten  foü  niemanb,  oh"« 
SöorwijTen  unb  Gonfen«  be«  acabzmi^n  ©eri*t«,  ©elb  ober  ©elbe«werth  auf 
^fänber  leihen. 

§.  43.  ©er  (Eonfeu«  foll  allemal  nur  auf  eine  gewiffe  na*  ben  Umflanben  be» 
ftimmte  3"t  ertheilt  werben. 
§.  44.  Sffienn  na*  Verlauf  biefer  3«t  ba«  $>fanb  unabgelöfet  freien  Bleibt,  fo 
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muß  ber  SjJfanbnehmer  fol^eö  bem  acabemifchen  (Bericht  Bei  SBcrlufl  feiltet  9$ed>t$, 
unt>ergugttd>  anzeigen,  bamit  ihm  oon  biefem,  auf  ben  in  ben  allgemeinen,  un& 
ben  befonbern  acabemifchen  ®efe£cn  näher  befltmmten  3öegen,  $u  fetner  &efrte* 
bigung  oerholfen  werbe. 

§.  45.  Sffier  einem  Stubirenben,  ohne  ben  »orgefchrteBenen  (Sonfcn*,  ein  £>ar* 
lehn  auf  spfänber  giebt,  wirb  beffen  »erluflig,  unb  muß  bat  g>fanb  Uitentgelb. 
lieh  juruct  geben. 

§.46.  3(r  ba$  ©arlehn  ju  unnüfcen  21u$gaben,  ober  gar  jur  ttepptgfett  unb 
©chmelgeret  gegeben  worben,  fo  fott  ber  $faubnebmer,  außer  bem  SBerlufl  ber 
Schulb,  auch  noch  um  ben  gangen  SBetrag  berfelben  fläcalifch  beflraft,  unb  ihm 
baö  fernere  ©ewerbe  mit  Sßfänberlethen  gänjlich  unterfagt  »erben. 

III.  Sorm  fcee  PfanöEontratte. 

§.  47.  3*ber,  welker  mit  ©elboerleihen  auf  Sßfänber  ein  ©ewerbe  treibt,  foll 
fchulbtg  fein,  ein  orbentliche*  93fanbbuch  *u  galten,  unb  fold^e^  nach  Sorfchrift 
beö  Stempeltet*  t>om  13.  ÜJlai  1766.  8rt.  VI.  paraphtren  ju  Iaffen. 

§.48.  3n  btefeö  ^fanbbuch  ruß  jebeä  oon  ihm  betriebene  SPfanboerfehr  beut 
Itch  unb  umflanbltch  eingetragen  »erben. 

§.  49.  2)ie  (gtnfchretbüng  muß  in  beutfcher  ober  franjöflfcher  Sprache  gefche* 
hen,  je  nachbem  ber  $fanbnebmer  $u  einer  ober  ber  anbern  Nation  gehöret. 

§.  50.  $)er  SSermerf  muß,  ber  Siegel  nach,  t>or.  bem  SSerpfänber  felbfl  einge» 
tragen,  unb  mit  feinem  auögefchrtebetten  tarnen  unterzeichnet  werben. 

§.  51.  9lflenfall$  fonn  &war  bte  (gtnfchreibung  bet  SBermerfä,  auf  Verlangen 
bet  SBerpfänberä,  burch  einen  ©ritten,  meldr>e^  jeboch  nicht  ber  #fanbnebmer 
felbfl  fein  barf,  gefchehen:  e*  ifl  aber  alöbanu  erforberlich,  baß  ber  Söerpfänber 
®efchrtebene$  lefen  tonne,  unb  feinen  Hainen  eigenhänbtg  unterfchreibe. 

§152.  3|r  ber  Söerpfänber  bet  £efen$  unb  Schreiben*  fo  weit  nicht  mächtig: 
ober  tfl  er  ber  (Sprache,  in  welcher,  nach  §.49,  bat  (£inf<hreiben  gefchehen  foH, 
nicht  funbtg,  fo  muß  er  einen  felbfl  gewählten  Qlffifienten  mitbringen,  unb  5urct> 
tiefen  bte  ßtnjeichnung  in  bat  tyfanbbuch  »errichten  Iaffen. 

§.  53.  5)iefer  3lfflflent  muß,  wenn  ber  Jöerpfänber  ber  Sprache  nicht  Funbig 
i%  mit  ihm  zugleich  ben  SBermerf  unterfchreiben,  unb  baUi  auäbriicfltcfy  otteftt« 
ren,  baß  er  folchen  bem  SSerpfänber,  in  feiner  Sprache,  treulich  erflärt  habe. 

§.  54.  3fl  aber  ber  SBerpfänber  be$  fiefentf  unb  Schreibend  überhaupt  nicht 
ntäcr>tifl ;  fo  muß  er  ben  Germer?  im  tyfanbbuch  mit  ffreujen,  ober  anbern  ihm 
gewöhnlichen  Seichen,  »ofljieben;  fein  Slfflflent  muß  ihn,  als  Seuge,  mit  unter* 
fchreibcii;  unb  babei  au$brticflich  attefiiren:  baß  er  biefen  Germer?  bem  $er» 
pfänber  obrgelefen,  biefer  ihn  genehmigt  unb  bie  3«i<h«n,  oberÄreuje,  ffott  fet- 
ner Xtnterfcferift  betgefügt  habe. 

§.  55.  £)bige  ©orfchriften  (§.  52  53.  54.)  muffen  $war,  ber  Stegel  nach,  ohne 
9fücf|tcr)t  auf  ben  betrag  beö  ®arlehn$,  beobachtet  werben;  unb  bem  ißfanb» 
nehmer  liegt  ob,  ben  bei  ihm  fleh  melbenben  SBerpfänber  barnach  iu  bebeuten^ 
un6  anjuweifen. 

§-  5f>.  3Benn  jeboch  bat  $>arlehn  nur  gehn  %ialet  ober  weniger  beträgt,  unb 
>cr  SSerpfänber  fleh  $ur  3"?i«hung  eine«  5lffiftenten  babet  nicht  bequemen  wi^ 
io  fann  folcher  jwar  wegbleiben,  unb  bie  @injeichnung  in  ba*  ^Jfanbbuch satten- 
:all4  t>on  bem  ^fanbnehmer  felbfl  gefchehen.  (kt  muß  aber  aldbann  in  bem  ein« 
;etrac)enen  SBermerf  auöbräcflich  erwähnt  werben:  baß  ber  SBerpfänber  wegen 
^u^tehung  eined  Slfftflenten  bebentet  worben,  unb  fleh  ba^u  nicht  habe  oerfre* 
yen  wollen» 

§.  57.  2Benn  ber  ©erpfanber,  welcher  fleh,  unter  folchen  ttmftänben,  bie  Crin* 
eiefenun  btt  SBermerM  in  bat  tyfanbbuch,  burch  ben  5|Jfanbnehmer  felbfl,  hat 
ef allen  Iaffen,  hiernächfl  inne  wirb,  baß  bat  ®efchäft  anber*  niebergefchrieben 
iß  »erabrebet  worben;  fo  muß  er  folche*  innerhalb  breier  Sage,  »on  Seit  bet 
onkogenen  ©efchäfted,  bem  dichter  jur  wetteren  Unterfuchung  anzeigen. 

§.  58.  3Öirb  aber  bergleichen  Behauptung  erfl  nach  Ablauf  bat  brettägigen 
lettrauutd  augebracht,  fb  fod  ber  SSerpfänber  bamit  nicht  weiter  gehöret  werben. 
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§.  59.  2öiII  ber  93erpfänber  feinen  tarnen,  ober  überhaupt  ba$  ganje  ^erfefjr, 
im  ^fanbbucbe  ntdn  funb  werben  Iaffen,  fo  jrebt  ihm  »war  frei,  bem  Vfanbneb* 
mer  einen  befonbern  3  che  tu  bar  über  aufyufteflen.   (Sö  muß  ober 

a)  btefer  Scbein  t>öu"ig  in  ber  Jornt  abgefaßt  fein,  unb  eben  bat  enthalten,  ma* 
Bei  einem  SBermerf  im  SPfanbbudj  felbfi  erforberlicb  ijt; 

b)  bc fön 5 er«  muß  ber  83erpfänber  in  biefem  ©ctcm  auöbrucflicb  Betraf  eigen,  baß 
bie  (Sinfcbreibung  in  bat  >Pfan5bud[>  auf  fein  eigne*  Verlangen  unb  Anregung  un* 
terblieben  fei; 

c)  ber  ^fanbnebmer  muß  \n  gleicher  3eit,  ba  ibm  ber  Scbeiu  jugelMt  wirb,  unb 
unter  eben  bem  $)ato,  in  feinem  tyfanbbnd)  oermerfen: 

baß  er  unter  biefem  2)ato  ein  tyfaiibgefcbäft,  über  fo  unb  fo  »iel,  gegen  ein  in 
3uwclen,  Silber,  Äleibern  ic.  Beffebenbe*  $)fanb,  laut  befonbern  (Bewein«  ge« 
fcbloffen  babe; 

d)  biefe  gefebebene  Eintragung  in  bat  tyfanbbucb,  unb  bie  Kummer  ober  tyagina 
Be*  SBermerM  in  felbigem,  muß  »on  bem  Söerpfänbet  auf  bem  £>riginalfd)ein  notirt 
werben,  (cf.  §.71.) 

§.  60.  Ter  in  bat  tyfanbbucb  einjutragenbe  Sermerf,  unb  alfo  and)  ber,  in  beut 
galle  btt  §.  59,  fratt  beffelben  au^iifteflenbe  @cbein  muß  enthalten: 

1)  ba«  2)atum  unb  3abr  be$  »olljogenen  ©cfcf>äft^ ; 

2)  bie  Stüde,  welcbe  »erpfanbet  worben,  mit  möglicbfr  genauer  &ef$reibung  ber* 
fc Iben ;  unb  wenn  fte  in  ®o!b  ober  Silber  befielen,  mit  ferner fung  bet  ©ewic&rt 
unbber^robe;  • 

3)  bie  (Summe  uub  9Jc*ün$forre  bei  $arlebn$ ; 

4)  bie  »erabrebeten  3infen;  ob  biefelben  im  SBorattf  abzogen,  unb  wie  viel,  nacb 
beren  Slbjug,  bem  Söerpfanber  wirflieb  baar  gegeben  worben; 

5)  bie  bebungene  3eif  ber  SQ&ieberBejablung ; 

6)  wie  hod)  ber  Slßertr)  beö  $)fanbe$  oon  bem  93erpfänber  angefdjlagen  werbe; 

1)  bat  9$efenntniß  bet  Söerpfänber*,  baß  ibm  Don  biefem  Söermerf  eine  ttftfcbrift, 
fratt  btt  @mpfangfcbein*über  bat  eingelegte  ^fanb,  lugejteQt  worben.  (cf.  §.67.) 

§.  61.  3)em  äSerpfänber  flebt  frei,  wenn  Befouber*  Juwelen,  ober  anbere,  nacb 
Summe,  SJfaaß  unb  (Gewicht,  uid)t  genau  |u  beftimmenbe  $fänber  eingelegt  wor- 
ben, Siegel  unb  anbere  bergleidjen  Äennjei^en  baran  ju  befefligen.  3ft  folcbe*  ge* 
fdjeben,  fo  muß  beffen  im  tyfanbbucb  gebaut,  unb  bie  gemalten  Äennjeicfeen  müf« 
fen  beutlicb  angegeben  werben. 

§.  62.  $ucb  tonnen  bie  3nteref[enren  ffcb  babin  Bereinigen,  baß  bie  einzulegen« 
ben  tyfänben,  in  (Gegenwart  bet  Sttfanbnebmer*,  in  SBeutel,  @<bacbteln,  ober  anbere 
S3ebältntffe  gepa(ft,  unb  mit  be$  $erpfänber*J  Sßettfcbaft  oerjtegeit  werben.  2ll$bann 
muß  aber,  außer  ber  Benennung  ber  Stüd e,  and)  ba*  a3ebältniß,  in  welche*  fte  ge* 
legt,  tngleicben  bat  tyettfebaft,  womit  fle  oerfiegelt,  aud)  wie  oft  biefe«  Siegel  baran 
Befeftigt  worben,  in  bem  tyfanbbucb  mit  cermerft  werben. 

§.  63.  3Belcber  Vfanboerleiber  entweber  gar  fein  spfanbBucb  bält,  ober  ein  tyfanb* 
gefebäft  opne  bie  »erorbnete  Grintragung  barin,  ober  in  bem  Salle  bet  §.  59.  obrte 
2(n«ifteflung  bet  befonbern  Scheine  baruBer  oornimmt,  ber  foU  bei  ^arlebnö  oerlu* 
fr  ig  fein;  fold)e*  bem  Sj^co  juerfannt;  ber  ^fanbne^mer  jur  unentgelblic^en  $er* 
ausgäbe  ber  iOfänber  angebalten;  aud)  bemfelben  bie  fernere  Üreibung  bei  ®ewer< 
Be^,  bei  namhafter  ©träfe,  gänjlicb  uiUerfagt  werben. 

§.  64.  (Sine  gleiße  Strafe  fou"  ben  $fanb»erlei&er  treffen/  wenn  bat  ©efdjäft  in 
bat  iPfanbbud)  jwar  eingetragen,  babei  aber,  ober  in  bem  §.  59.  betriebenen  be» 
fonbern  ©cbeine,  bie  gefe$moßige  Sorm  oernacbfäffiget  worben ;  unb  |icf>  aut  ben 
Umflänben  ergiebt,  baß  bie  ^rnadbläßtgung  oor|ä^(id),  unb  tn  ber  ftbffcfcr,  SUucber 
ober  anbere  unerlaubte  SBeroortbeilungen  babureb  |U  oerbeimltcben,  begangen  worben. 

§.  65.  A-nibcn  jict)  aber  feine  ert)eblicbe  ^n^eigen  eine«  foldjen  jlrafbaren  Sor* 
fa^efl,  fonbern  läuft  bie  in  ber  $orm  bed  ^fanbbueb^  begangene  SBernacfcläßigumi, 
mehr  auf  eine  ttnoorftd)ttgfeit,  Uebereiiung,  ober  Unfcbtcflicbfeit  fynaut ;  fo  fol 
bennoeb,  wenn  wegen  ber  übergangenen  ober  weggelaffenen  Itmftänbe  bet  ©efrfjaf^, 
Streit  entflebt,  bie  SBermutbung  allemal  gegen  ben  $fanbnebmer  gelten,  unb  bie 

v 
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m  if>m  wtberfpro^ene  Eingabe  be«  SöerpfanberS  fo  lang«  för  rfcfjftg  angenommen 
erben,  bitf  baS  ©egentbeil  fcinlänqlid)  au^tmlMt  »erben  Fann. 
§.  66.  5(u&crbem  foff,  in  einem  folgen  $a0,  ber  ^fanboerleiber  über  bte  began- 
me  öemac&lafffgung  ber  gcfe^Iidjen  SBorfd)rrft  alle*  (Ernjte*  juredjt  gewiefen,  unb 
m,  auf  bie  näcfcfre  2öieber&olung  bcffelben  fteblert,  bte  in  tan  §.  63.  oerorbnete 
träfe  befonber*  angebro&t;  aud)  er  bemnädjft,  wenn  er  auf  einer  folgen  Söieber* 
•lung  »irfli*  betroffen  würbe,  mit  biefer  ©träfe,  ofcne  fernere  StadMUty,  bele« 
t  »erben. 

§.  67.  ©er  gjfanbeerlef  ber  ift  bem  $8erpfänber,  Aber  bat  eingelegte  Vfanb,  einen 

mpfaugfebem  §u  crtbctlen  fdmlbig. 

$.68.  ©iefet  @<r)ein  foll  in  einer  richtigen  unb  getreuen  3lbfdbrift  be*  in  ba« 
fanbbu^  eingetragenen:  SBermerW  befielen,  meiere  ber  Qßfanbne&mer,  ber  9tegel 
4  eigenbänbig  ausfertigen,  unb  mit  feine«  tarnen*  Unterart ft  beglaubigen  mufl, 
§.  69.  3H  ber  «Pfanboerlet&er  bet  treiben«  niefct  mäcfctigj  fo  faim  et  jwat  bte 
>f<prift  von  einem  ©ritten  fertigen  laffen;  er  traf  aber  altbann  ©efefcriebenet  I» 
i  fönnen,  unb  feine  9tameu*unterfd)rift  etgenbänbig  beifügen. 
§.  70.  3fl  er  aud)  fjierju  ni<r)r  fäfcig,  fo  mu$  er  ffcfc  nur  Fertigung  ber  2lbfd)tif t 
e$  felbjtgewäblten  ftfflftenten  bebienen;  welcher  babei  ade*  bat  ju  beobachten  bat. 
t  in  einem  gleichen  $aU  beut  tlfftflenten  bet  SBerpfänberö  §.  54.  »orgef  ^rieben  ifl 
5. 71.  3(1  nad)  §.  59.  ba*  3>fanbgef#dfte  nur  aflein  im  «Pfanbbu*  famerFt,  unb 
•über  von  bem  Söerpfä'nber  ein  befonberer  <2tf)em  gegeben  worben;  fo  muß  bem. 
ben  von  bem  ^fanbnebmer  eine  Slbfdjrift  biefe«  ©cfceiut  fowobl,  alt  bet  aflge. 
inen  93ermetrt  im  9>fanbbud>,  unter  feiner,  bet  <Pfanbne&mert,  ttnterfcfcrift,  flatt 
SRecognitton  ober  be$  (gmpfangfd&etnt,  jugeftelit  werben. 
S.  72.  £at  ber  Serpfänber  b»e  tare  be$  «pfanbet  im  «Pfanbbudje,  na*  ber  WtU 
ng  be$  <pfanbnc&mer$,  ju  fcoefc  angegeben;  fo fte&t  lefctereiw  frei,  ben jenigen 2Bert&, 
Sdjer,  nad)  feiner  ©t&ä&ung,  bem  4Pfanbe  nur  beizulegen  fei,  unter  bem  ©mpfang* 
»ine  *u  bemerfen.  • 
>.  73.  ©er  (gmpfangfäein  wirft  einen  »ollen  8eweit  gegen  ben  <Pfanbnebmer, 
>jt  altbann,  wenn  biefer  ber  ©praefce,  in  welker  ber  SBermerf  in  bat  «Pfanbbu* 
;efcr)rieben  werben,  nid)t  funbtg  wäre, 

L  74.  ©oQte  fid)  jwifdien  ben  im  ^fanbbudj  eingefeforiebenen  93ermerF,  unb  ber 
>ett  $änben  bet  SBerpfänbert  BefrnMtd>en  $bfa>rift,  eine  &er  f  Rieben  bei  t  äußern ; 
[reitet  bie  Sermutbung  für  batjentge,  roaö  bem  ^fanbnebmer  am  nad) t beiluden  ifl 
i.  75.  Söirb  bem  Söerpfänber  bie  Wdjrifr  M  Vermerft  im"  Qifanbbud),  ober  bH 
19.  befc^riebenen  Schein«,  von  bem  ^fanbnebmer  be^ardt*  oerweigert  unb  oor. 
halten ;  fo  fo0  gegen  ben  lefetern  eben  fo  verfabren  werben,  alt  wenn  er  bat  ®e- 
fte  in  fein  ¥>fanbbucp  gar  ni*t  eintragen  laffen.  (§.  63.) 
..76.  ttebrigen«  mup  ber  *fanbf*ein,  wenn  bie  Summe  be«  ©arlebn«  30 
r.  obtt  mebr  beträgt,  auf  einen  ©tempelbogen  von  6  ®rofo^en,  bei  ebift. 
jifler  ©träfe  ausgefertigt  werben.  »etrSgt  aber  baö  ©arlebn  weniger,  fo 
irf     feine«  ©tempelpapttr«. 

.  77.  ©amit  obige  |ur  ©idberWt  be*  gjublici  gereicfcenbe  JBorfc^riften,  we. 
oroentlidber  Jübrung  ber  ^fanbbücter,  bej!o  guoerläfüger  beobachtet  werben 
en,  fo  follen  bie  $fanbbü$er  von  %z\t  ju  3"*  reoibirt  werben. 
.  78.  £>en  JidcSlen  (lebt  tt  frei,  auf  berglefcfcen  9feoi|!on  jeberjeit  anjurra* 
;  unb  fle  ftnb  frld)e^  |U  tbnn  oerpflia^tet,  fo  oft  ihnen  9?ad>rid)ten  ober 
eigen  ber  von  biefem  ober  jenem  $Dfanbne&mer  oerübten  Unorbnungen,  ober 
herliefen  ©ebanblungeu,  $ufommen. 

.  79.  Qfudb  bie  3ubenälteften  muffen  auperbem  bie  SUf anbbü^cr  ber  ütti tgltc 
ihrer  (Bemeine'  fleißig  reoibtren;  unb  nact)fer)en,  ob  and)  von  feibigen  bte 
fünften  be<  gegenwärtigen  Reglement*  gebbrig  beobadbtet  werben. 

80.  Söome&mli*  ober  fofl  bie  jttr  Verwaltung  ber  ^olijei.©efd)äfte  jeben 
$  t>erorbnete  SBe^örbe,  eine  9ieoipon  fämmtli^er  »fanbbüc^er ,  obne  Unter. 
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fchteb  ber  ©ericbWBaTr>it,  welcher  bie  tyfönbperieiber  foiift  unterworfen  ffno,  oH» 
jährlich  einmel,  mit  mbglichfier  Sorgfalt  titib  töenaufgfeit  pornebmetu 

§,81.  Sbei  btefer  9iet>tfron  muffen  ofle  gebier  unb  ttebertretungeu  ber  in  bem 
gegenwärtigen  Reglement  pprgefcbriebenen  .Örbnung,  in  6cm  gu  fübrenben  «ro. 
tofoü  genau  angemeeft  ;  iß  Slnfebung  berjertigen,n>o  eö  nach  Dbftcbenben  23or. 
febriften  um  etner  3ure(fet»etfun^  betarfr  fol*e  bem  $fanboerreib«r  fofort  er. 
tbetlt,  .in  Säöm  aber,  wo,  nach  eben  -bieten  SBortcbrtften,  eine  wirtJicfoe  92>e(tra» 
v  fung,  ober  bte  ttnterfagung  beä  fernereu  spfanbrerfc^rö  fratt  ftnbet,  beu  ©erieb» 
ten,  unter  melche  bar  ^fanbperleiber  gebort,  baoon,  gur  »eiteren  Unterfucbung, 
UitPerjüglid)  5lnjeige  gemacht  werben.  v 

§82.  £>ie  9leüijfott  felbfl  raufc  nicht  Blofj  auf  bie  tujdh  febwebenben,  fonbern 
auch  auf  bie  febon  abgetbanen  ^fanbgefchäfte  gerichtet  fein. 

§.83.  Äommen  jeboeb,  bei  ©eieftettbeit  einer  folcben  9tePijton,  (Sontraoentio* 
neu,  bie  an  uub  für  ftcb  gu  einer  »itfücben Söejtwfnng  qualificcrt  f!nb,  nur  bei  • 
febon  abgemalten  Sßfanbgeicbäften  gum  $orfcbein,  fp  foll  ber  Sßfanboerleiber, 
jtatt  beö  in  §.63.  fefrgefe$ten  $8erlujrc$  be*  gangen  $>arlebn$,  mir  um  ben 
vierten  $beil  ber  eumme  beffelben,  ftfcatifcb  betraft  werben. 

§.84.  SBegen  ber  ttnterfagung  beä  fernem  SPfanbperfebr*  aber,  macht  e$  fei« 
neu  Unterfchieb;  ob  bie  ©oritrarentien,  welche  nach  SRaapgabe  §.15.  33.  40. 
46.63.64.66.  ein  begleichen  Sßerbot  Begrünben,  bei  febon  abgemachten,  ober 
bei  nod)  fchwebenben  ^fanbgefcbäften  entbeeft  »orben. 

§.  85.  diejenigen  $fanboerleiber,  welche  bie$  CS5emcrBe  gänjlicb  niebergefegt, 
unb  ihren  Tanten  in  ber  9to0e  (§.4.)  haben  auöftreichen  la\]en,  foüen  juriBor* 
Iegtmg  ihrer  Bücher  ex  officio  nicht  angebalten  wetben. 

§.  86.  SBemt  jeboeb,  innerhalb  Jabreäifrtjt,  nach  gefebebener  SRieberlegung  bei 
®e werbet  wegen  emeö  bc^a ngenen  9Bucber$  ober  93etruge$  Jtlage  entftünbe; 
fo  foli  bie  alebann  porguuebmenbe  Sfteotfion  beä  ^fanbbueb*  nicht  blop  auf  ben 
Sali,  welcher  ben  ©treit  oeranlaiit,  fonbern  auch  auf  bte  übrigen  ichon  abge* 
tfonen  ®efcbäfte  gerichtet,  unb  babü  na«  ber  »orfchrift  bei  §.  83.  oerfafc 
reu  werben. 

§.87.  $ie  Sftooifore«  ber  $faubBücber  ftnb  fcbulbig,  fiber  bie  Bei  foleher  SReoi» 
ftoit  im  ihrer  2ßtffen|'cbaft  gelangten  ißfaubgefcbäfte,  Befonberä  fiber  bie  tarnen 
ber  Serpfänber,  ein  genauei  ©tillfcbweigen,  auf  ihren  Slmtäetb,  gu  beobachten; 
in  i'o fern  nicht  etwa  bie  wegen  einer  bemer!ten  (Fontraoention  gu  oerbängenbe 
Unterfuchnng,  bie  ^efanntmachuna,  beö  ©e|d)äfte$  unb  9lameu^  unwnneib» 
lieh  macht. 

§.  88.  UeBer  bie  im  ?>fanbBuch  nach  §.  59.  nur  allgemein  Bemerften  ^fanbge. 
fchäfte,  muf  fich  i war-  ber  ^fanbgeber,  auf  befonbereö  Verlangen  be«l  ^enifort, 
burch  Vorlegung  be^  ©chein^  legitinriren.  2Benn  aber  ber  9iet»ifor  babei  nidtti 
©eben Eiichcö  wahrnimmt;  fo  barf  er  eine«  folchen  ©efchäftö,  oielweuiger  be«  9?a* 
menö  beä  ^Serpfänber^  in  feinem  tyr  uro  feil  feine  Erwähnung  thuu.  ' 

behauptet  ber  ^fanbnehmer,  baf  bergleichen  ^efchäfte  burch  3a^u"<) 
9incfgabe  bed  (^d^eind  bereit«  ahaerban  fei;  fo  fou*  c$  gwar  baUi  fein  fernen* 
ben  haben  unb  biete  S8ct)a tionum  im  tyxvtcivU  mit  eingetragen  werben,  ^rgiebt 
ftch  aber  in  ber  ^olge,  bat?  biefe  Behauptung  unrichtig  gewefen,  fo  treffen  ben 
tyfanbnebmer  bie  §.  63.  georbneten  ^trafeiu 

§.89.  Üebrigeu«  fofl  ben  S^eoiforen  ber  fechfte  Sheil  pou  allen  einfpmmen* 
ben  Strafen,  für  bte  Bei  ben  Sfteoiitonen  entbeefren  unb  angezeigten  (Sontrapen* 
tionSfäHe,  ^ur  Belohnung  ihrer  SJiübe,  angewtefen  unb  oerabfolgt  werben. 

V.  3i»fcn. 

§.  90.  ^fanbperleiher,  welche  ffch  in  bie  §  4.  BefchrieBene  Stoffe  haBen  etntra= 
gen  laijen,  foüen  berechtigt  fein,  oon  (^arlehnen  über  10  X^Ir.  fecK  unb.  wenn 
jte  3nben  ftnb,  acht  Pom  ^unoert  an  3infen  gu  nehmen. 

§.91.  beträgt  ba«  ©arlehn  nur  10  Ibjr.  ober  weniger,  fo  fann  ber  ^fanb« 
oerleiher,  ohne  Unterfchieb,  ob  er  ein  3ube  iff,  ober  nicht,  einen  ^Pfennig  Pom 
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iWtt  cfuf  bie  ©o*e  nehmen,  in  fofern  bat  3>arlebn  nur  auf  fed)«  3^onot, 
ber  auf  eine  fördere  Seit,  gegeben  ttorbert.' 

§.92.  3(1  aber  bat  5>arlebn  auf  eine  längere  3*fy  d>  unter  jroölf  9J?o. 
laten  gegeben,  fo  barf  nur  ein  halber  tyfenntg  oom  Sbaler  auf  bie  2öocbe  ge- 
lommen  »erben.  »•  i  *#  . 

§.93.  3^  &a«  ©arlebn  auf  länger  aU  tin  %af)t  $<§eUn,  fo  fmb,  au*  bei 
Summen  oon  10  Sbaiern  unb  weniger,  nur  fecb«  unb  bei  3uben  acht  tyrojent 
Jinfen  juläiftg.  '  <> 

§.  94.  3(1  ein  folche«  Heim«  ©arlebn  anfänglich  jwar  nur  auf  eine  furje 
}eit  gegeben,  nachher  aber/  auö6riicf it'd>  ober  fhUfcbroeigenb,  verlängert  romben ; 
o  muf  benndcb  bie  ©erechminq  ber  hinten  nur  na<h  obigen  ®runbfä$en  an» 
;elegt,  unb  alfo  bloß  auf  bie  erfreitfech«  SDtonate  ein  ganzer,  auf  bie  folgenbeit 
ed)«  Monate  ein  ba Iber  3tnesof?nnig  für  bie  9ßocbe,  unb  »enn  M  ©arlebtt 
iod)  länger  (leben  bleibt,  für  biefe  längere  3eit  nur  ber  orbinatre  3Mfafc  »o« 
ecb«  unb  ad)t  tyrocent  genommen  werben. 

§.95.  Slufer  bieten  erlaubten  Sinfen,  barf  fein  Wanboerfdlfcr,  »eber  unter 
era  «Flamen  oon  (Sinfchreibegelb ,  noch  unter  irgenb  einem  anbern  SBoroanb, 
ai  geringjle  mebr,  bei  Sßermeibung  ber  gefefcmäfigen  ©träfe  be*  SBu^ert,  for. 
ern  ober  annehmen. 

§.  96.  21  u *  hat  e*  barunter,  baf  n)eber  3in fen  oon  3»nf^n  genommen,  noch 
>ie  3infen  jum  Kapital  gefdblagen,  noch  ber  3*ufeiirücfjtanb,  in  fofern  er  bie 
Summe  be*  Kapital«  uberfreigt,  geforbert  »erben  bürfe,  hei  ben  SBorfchriftett 
»er  ©efe^e  »or  ber  £>anfc  fein  ©eaenben. 

VL  PÜitijten  htt  pfanfcrertetyer». 

§.  97.  $>er  Wanboerteiber  i|t  f  dmlbtq ,  ba«  ihm  anvertraute  flfanb  mit  bt* 
enigen  Söorficbt  unb  @orgfalt  *u  oermabren,  unb  in  £>&bacb  gtt  falten,  bie  ein 
eber  ocrficbtiger  £>auerorth  an^uroenben  pflegt,  unb  bie  er  etwa  noch  oorjn> 
ich  in  feinen  eignen  Slngefegenbeiten,  ju  beobachten  gemobnt  iffc  

§.98.  SHüe«  eigenen  ©ebraueb«  be«  $fanbe«  muf  ber  tyfanbnebmer  fleh  fehledj- 
terbing«  unb  gänzlich  enthalten. 

§.99.  28er  oon  iflfänbern,  bie  ihm  oerfcbTofTen  ober  »erjTegelt  Übergeben  wdr« 
•en,  obne  autfbriicfliche  (Srlaubnif  be«  (gfgenrbümer«  rrgenb  tiniqtn  Gebrauch 
nacht,  t(r  allen  babureb  oerurfaebten  ©$aben,  nach  ber  eiblieben,  jeboeb  rtebter« 
ich  ju  ermäfigenben  Angabe  be*  95erpfänbert,  ju  erfejen  fdwlbig;  wirb  feine« 
Etarlebnt  oerluftig;  unb  muf  baä  $fanb  unentge(bltä)  herausgeben. 

§.  109.  ©er  ein  anbereö  Sßfanb  obne  ®enebmtgung  be#  ©igentbtimerö  braucht, 
oO,  aufer  bem  ©chabenerfa^,  nach  93eroanbni§  ber  Ümfranbe,  unb  ber  bem  &er« 
>fanber  au«  folebem  ©ebraudfe  entflanbenen  ©efabr,  mit  ©elb  ober  ©efängni^ 
Vrafe  belegt  merben. 

§.  101.  9?a*  »erlaufener  3«t  be«  ^fanbfontraTt«,  muf  ber  Vfanbnehmer,  ge* 
jen  erfolgenbe  Gablung  be«  tyfonbfcbiflinqa  unb  3infen;  ba«  iDfatib  jurüefgeben. 

§.102.  SBiber  biefe  ©erbinbiiehfeit  fann  ben  Vfanbnebmer  ber  «ortoanb:  baf 
M  ^)fanb  gedohlen,  ober  fonfr  oerloren  roorben;  feine«rt>ege«  fchu|en. 

§.  103.  9?ur  in  bem  einigen  $aü*e  mirb  ber  iOfanbnebmer  oon  btefer  ^fief* 
)obe  frei,  wenn  ber  öerlufl  be«  ^ranbe«  burch  Seuer,  geroaltfamen  Einbruch, 
)6er  anbern  äujjern  3ufflff^  3lbn>enbung  nicht  in  feiner  9Ra<ht  gejlanben 
?at,  erfolgt  ifh 

§.  104.  Sföenn  fleh  Ubodi  efn  folcher  Sufall  ereignet,  fo  muf  ber  tyfanbinba* 
jer  bem  «Berpfänber  fofort,  unb  längflen«  binnen  3  lagen,  baoon  Slmeige  ma» 
hen,  unb  beffen  @rfiärung,  ob  er  ben  Söerlufl  bei  ^fanbe«  für  befannt  an« 
tebme,  abf orbern. 

§.  105.  Äann  er  begleichen  befltmmte  (^rflärung  »on  bem  Söerpfänber  in 
Bäte  nicht  erhalten;  fo  muf  er,  fpäteflen«  binnen  »ierjebn  Xagen  nach  ber  er« 
len  ^(n^eige,  bie  3a die  bei  (Berichten  anbängtg  machen;  bannt  folche  auf  tri 
eher  $b<tt,  unb  ebe  noch  bie  Littel  jur  $lufflärung  beTfelben,  burch  bie  i'änge  ber 
i<\t,  tcrbunfelt  ober  »erloren  roorben,  unterfucht  unb  audgemittelt  »erben  tonne. 
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§.  löü.  3(1  ber,  gegenwärtige  Sufertffcalf  be*  iöerrfänberö  bem  <PfanMnbaber 

unbekannt,  ober  *u  weit  entfernt;  (o  muf?  bi«  &  104  ^erürbnete  Qmjeiae  ben 
(Steriefcfen  be*  &rt*\gef<fcefw  irr  v.  ?..*  r,.*t  :J 

§.  107.  2&tI4ft  ^f^inbt>erlet|er  bie  im  SBorffeoenben  fefaefefcten  $ritfen  »er. 
abfäumt,  ber  fou  mit  ber  Angabe  eine*,  aud)  burdfc  unoermeiblt^en  3ufaü,  er. 
folgten  SöerluM  be*  9>fa»be*,  nicbt  »fiter  fle^ört  werben^      .  l 

$.  108.  ®er  ein  bei  tfrv»  eingelegte*  $tnnb  weiter,  oetfe$t,  mu$  jcbcn  Su. 
fall,  ofme  Unterfcfeieb,  tragen,  oon  weitem  ba*  'Pfanb  in  ben  Rauben  bei  gmei» 
tcu  l>unbn*jmter$;a^often  wirb.  ;  \  ■ 

$.109.  3u  allen  jäüen,  wo  nadb  obigen  SHorfmrif ten,  ber  angebliche  Söeriufr 
be*  vPr\inbco  bem  ^fanbneljmer  nicht  ju  ftatten  fommt,  muf  ber  erweisliche 
äßenl)  befiel  ben,  nach  5lbjug  beö  ^faubfcbiümg*,  bem  9>fanbgeber  »ergütft  werben. 

§.  110.  tiefer  Sßertfc  ifl*  in  ber  Siegel,  nacfc  ber  im  'Pfanbbucb  qeföebenen 
Slngabe  m  beftimmeiu  in  fo  fern  nid>t  etwa  ber  QOfanbnebmer  folgern,  bnrcb 
einen  auf  ben  'Pfanbfcfcein  gefefcren  Sttermerr;  wiberfproeben  &at;  in  welchem  Jau 
ber  2Bertf>,  fo  otel  möglicb,  bur$  bie  a,ewölmlicf>en  $8ewei*mitt*i  eruirt ,  unb 
aftmjalltf  oon  bem:  $kx»fwtetv  mfi  oor&ergegcmgenen  ri^texltd>en  (Srmäpi. 
gung,  ciblid)  erbartet  werben  ntup. 

§.11,1.  Ter  $fanbner)mer  ifl  gur  SKücfgabe  bc$  <pfanbe*,  nur  gegen  5Iu^än« 
bigung  beö  ton  ihn  au«gef>ellten  "Pfanbfcfcein*,  oerbunbert. 

$.  lÜ  SBefconotet  ber  SBerofäuber,  biefen  ^Aein  »erloren  $u  faben;  fo  nmf 
er>.  wenn  >ie  §umme  be*;2)arlepn*  nur  10  2$lr.  ober  weniger  beträgt,  mit 
ber  ftücfgabe  be*  ^fonbetf  nod>  4  3ßo<fcen,  na<&  Ablauf  ber  im  <Pfßitbfc&crn  be* 
fHmmten  <$tnlöfung*frifr,  in  ©ebulb  (leben. 

§.  113.  Üttelbet  ftd)  währenb  biefer  3eit  fein  brtrfer  3nbaber  be*  «pfanbfebein*; 
fo  famt  ber  ^fanbnefcmer  jic&  nidjt  entbrenn,  baß  <pfanb,  gegen |  eine  oon  bem 
Slkrpfäuber  aue^rteöte  Äwtttunc?,  in  »elct^cr  juglci^  ber  Q^fanbfcfeeiii  für  erio> 
fcfcen  erffart  wirb,  aurücfyugeben. 

§.  114.  @*  wirb  alfo  ber  britte  3nt)aoer  eine«  folgen  ^fanbfebein*,  per  bei 
einem  <5)arIeone  oon  lÖ£r)lr.  unb  weniger,  au*gefiellt  worben,  aller  9iecbte  ge. 
gen  ben  ^fanbnejnuer  oerluftig,  wenn  er  (kb  bei  felbigem  tnner&alb  4  S&oc&cn, 
na4  »erlaufener  (§inlöfnng*frifr  niebt  gemelbet  Dat 

$.  115.  beträgt  aber  ba$  $)arler)n.uber  10  Sbir.;  fo  mnf  ber  SSerofänber  ben 
oerlornen  kPfanbf<frein, ,  attfrlj3erlan<jei|  ;be«  ^fanbnefemer* ,  gerid)tlic&  aufbieten, 
unb  für  erlogen  crflären  lajfen.  / 

§.  116.  3li  bie  eumme  bee  5)arlef)ti*  nur  50  £t)lr.  ober  weniger;  fo  gcfct)iebt 
baä  Aufgebot  mit  einem.  Sermin  oon  6  ©sehen  unb  barf  nur  einmal  in  ben  3"' 
teHigeniblättern  ber  fprooinj  befannt  aemac^t  werben. 

§.  117.  »et  einer  ©imune  oon  50  bid  lOOSblr.;  ift  ein  Sermtn  »on  9  SBo- 
*en  unb  zweimalige  »efanntma^ung  oinreicfeenb ;  hingegen  wirb,  bei  ©ummen 
über  100  £&lr.,  ein  Sennin  oon  3  ÜRonaten,  uno  eine  3malige  SBefanntma« 
«ung  in  ben  3ntelligenäblättern  erforbert. 

,    vil.  tttefote  »ee  Pfahbncf^mere. 

§.  118.  9Ja*  Ablauf  ber  im  «Pfanbbuco  befümmten  Stit,  iß  ber  SBerpfänber 
fc^ulbig,  bunt  SBejabluug  bed  tfaottale  unb  ber  SUiUu,  in  fo  fern  Untere  nidjt 
etwa  im  oorau*  abgezogen  worben,  ba*  Q)fanb  eingulöfen. 

$.119.  aöeigert  er  jtco  beffen,  ober  ifl  er  faumfelig  barin;  fo  bat  ber  50fanb. 
oerleiber  ba*  &e<ht,  auf  biefe  Gtmlöfung,  unb  evcntualiter  auf  ben  SBerfauf 
be*  5>fanbe*,  f lagbar  ju  werben 

§.  120.  ©iefe  ^Iage  muft  er  burc^  Vorlegung  be*  in  feinem  ^fanbbudb  ein. 
getragenen  $ermerf*  begrunben:  unb  wenn  biefer  in  ber  gefc&mäjngen  $onn 
abgefaßt  ifl,  fo  fofl  gegen  ben  93erj>fänber  ber  erecutioifc^e  tyroiet  eröffnet  werben. 

$.  121.  3(r  in  bem  $au*e;oe*  $.52.  ba*  ©efef)äft  mit  einem  ber  ©oraefce, 
ober  be*  £efen*  unb  ©treiben*  unfunbigen  ^erofänber,  unter  3u|iebung  eine* 
Slfflftenten,  oorgenommen  worben;  fo  muß  ber  Q)fanbnef>mer  biefen  Ötfßflenten, 
jum  2lnerfenntni^  feiner  fcaub  unb  ttnterfc^rift,  oor  ben  Sflid&ter  (retten. 
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{.  122.  ffann  er  riefe«  nx*t,  »eil  kr  Wfffient  enrweber  ßefforBen,  ober  fem 
erma  Itaer  Slufentbalt  unbefannt  ifl;  fo  fmfcet  f»ar  bcr  erecurititfd>e  $rpjet; 
t*t  flatt;  ba«  ^fanbbud)  aber  ma*t  bennocb,  wenn  ee  oorfdjriffemäftcj  ge« 
ibrt  tfl,  glci*  einem  £>anbfung$bu*  einen  balben  <Semei$. 

$.  123.  2öegen  be«  Salle«,  trenn  ber  SBermerf  in  baö  ^fanbbu*,  bei  einem 
>arlebn  unter  10  £blr.,  obne  3u|icAunfl  eine«  Wtfenten  emgejetdmet  wor= 
m,  bat  e«  bei  ben  SBurfcfertften  be«  5.  56-5^  fein  fcewen  ben» 

§.  124.  3n  bem  na*  Wörter  <$a*e  erfolgend  Utt^,  ift  lieht  SBerpfänber 
o*  eine  oerbälfnffjmagige  grifl  *ur  (Stnlöfuna  ju  beflimme«;  tUib;menn  fol*e 
t*  al«bann  nl*t  erfolgt/  auf  fernere«  tHnmerben  6etf,  $fanbne()meröf  mit  bem 
fewlt*en  SÖe^rfauf  be«  $fa,nbe«  $u  tetfabren. 

§.  125.  JÖ&  btefer  SSerFauf  buref)  <3uBfiaffarion,  Ober  Hof  bttr*  ?f  nerton,  er* 
Igen  foüe,  mujj  na*  .ber  JÖualttat  be«  $fanbe«,  unb  ben  bte«fattigen  ©or* 
Triften  ber  ©efe$e,  beftfmmt  werben. 

§.  126.  SBon  bem  gelofeten  SSerrlje  muf  na*  5Jbju^  ber  8erraufSFüjlat,  ber 
faitbne&mer  an  ffapttaf,  Sinfen  unb  ff  offen,  fö  weit  bießofung  baro  brnrei*!, 
>ilflänbtg  befriebigt.  ein  etwaniger  Ueberfcbujj  aber  benHöerpfänber  |ugefrellt  werben. 
§.  127.  3fl  bem  tyfanbnebmer  ber  Hufenfbalrbe«  SÖerpfänber«  unbefannt;  fp 
u§  berfelbe  jur  (Sinlöfung  be«  tyfanbe«  bur*  ($btctalritatiOh  corgelaoen,  unb 
*t  eber,*  al«  na*  ergangenem  $räclufion«uttel  ntft  bem  offentli*en  SSerfauf 
rfa&ren  werben. 

j.  12a  »et  btefer  @bfctalcitation  flnb  bie  #orf*riften  ber  ^rojef  orbntmg 
in.  I.  Sit.  IV.  §.  13,  14  it.  §.  39.  seqq.  ju  beo6a*ten.      «wt  «5i  ■  -1  >  • 
$.  129.  ©0*  foH,  wenn  ba«  <J)arle$n  nur  10  Sbtr.  ober  weniger  betragt,  ein 
Tin  in  von  6  2Bo*en,  unb  bie  einmalige  $Befanntma*ung  to  ben  3nte0tgen^ 
itrern ;  fo  töte  bei  ^arlcbnen  unter  50  Zb\x.,  ein  j»eimortatli*er  Dermin, 
tb  eine  jweimalige  SBcfannttna*ung  beffelben,  binrei*enb  fein.  - 
§.  130.  2üemt  in  btefem  Sali,  wo  ber  Söerpfänber  auf  bie  ergangene  @btcfal= 
arten  ff*  nicht  melbet,  bei  bem  rnernäcbfr  erfolgenben  SBerfaufe  beä  Spfanbe« 
t  Ueberfdmp  bleibt,  fo  fofl  berfelbe  ber  Slrmenfaffe  M  Ort«  at*efm  faBen. 
f.  131.  SBeträgf  btefer  tteberf*u$  nur  10  £blr.  ober  weniger;  fo  mu$  foI*er 
eben  bem  (Sontumatialurtel,  wobur*  auf  ben  geri*ut*en  93ertouf  be«  SPfan* 
t  erfannt  wirb,  ber  Sinnen  Faffe  |ugefpro*en  »erben. 
§.  132.  beträgt  ber  Uebcrf*up  jtoar  über  10  £Wr.>  bo*  unter  100  Sfrlr.; 
mup  fol*er  6  SJlonat  (inbur*/  oon  3^  be«  SöerFaufö,  in  gert*tli*er  S5er* 
inmng  bleiben;  unb  menn  au*  binnen  btefer  3«t  ber  ßigentbümer  f!*  ni*t 
!lbet,  ein  no*maIige«  Aufgebot  beffelben  oerfügt  »erben. 
$.133.  $er  $ßräcluf!on«termin  tfl  babtl  auf  2  SRonat  binau«  ju  fefecn,  unb 
*er  jtoeimal  in  ben  3ntefltgen<blättem  ber  tymmj  befannt  gu  ma*en. 
§.134.  beträgt  binaegen  ber  tteberf*up  100  2Wr.  ober  mebr,  fo  faim  ba« 
tfgebot  erfl  na*  3abre«fri(l  flatt  ftnben;  e«  mu^  babei  ein  Sermtn  oon  3 
ouaten  beflimmt,  unb  folc^er  breimal  in  ben  Snteötfienjblättero,  einmal  aber 
ben  3citunQcn  ber  ^rooin^  befannt  gema*t  werben. 
§.  135.  3n  «Heu  Saüen  flnb  bie  Äoflen  be«  31ufcebot«  oon  bem  aufgebotenen 
berf*uffe  felbjl  |U  neb  inen. 

$.  136.  (Sin  eigenmä*ttger  «Drioatoerfauf  bertyfänber  foH  gan|  unb  gar  ni*t 
tt  ftnben;  au*  attbann  ni*t,  wenn  ber  Stopf änber  bei  8*liepung  be«  Ädh. 
ift«,  barin  im  SBorau«  getotfltgt  batte. 

§.  137.  Sffienn  jebo*  jur  Seit  ber  einlöfung,  Me  Parteien  fi*  untercinanber 
er  einen  SPrioatoerfauf  bH  ^fanbe«  oereinigen,  unb  ber  ©erpfänber  feinen 
»nfen«  ba^u  f*rtf tli*  erf lärt  hat ;  f 0  f ofl  e«  bei  einem  fol*en  Slbf ommen 
tt  95ewenben  baben. 

Seine  Äönigl.  9Kaje(lät  befeblen  alfo  bierbur*  iebermannigli*,  befonber« 
>t  allen  benientgen,  n>el*e  mit  ßeiben  auf  SPfänber  ein  ©ewerbe  treiben,  M 
*  ben  85otf*riften  be*  gegenwärtigen  Reglement«  fortan  auf  ba«  forgfältigfle 
a*ten,  fo  wie  aüen  unb  ieben  £)ber-  unb  Untergeri*te«,  imglei*eu  bem 
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Officio  frei,  fiBer  Ber  genauen  Beobachtung  beffelBen  fefr  «nb  unoerBrfid)lid>  ju 
halten,  unb  alle  bageatn  Begangetie  6 on trauen t ioucö  ,  ebne  §Ra$j!$t  unb  knie- 
ten ber  $erfon,  gebübrenb  ju  abnbe».  1 

N.  C  C.  T.  VIII.  e.781.  No.  31.  de  1787. 

2)  Declaratlon  u.  4. WpHt  1803,  betr.  ba*J  Vevfatjmi  betCcwußcvung  ber  bei  pri» 
bilegirten  ^tan&wtiiömi  nieba'§e(tgten  oerfatleiun  9)»<int>er. 

3n  bem  bureb  bat  %  & :9t  Betätigten  $fanb-.  unb  Sei^-^calcmettt  oom  13. 
Sftärj  1787.  ift  §.  118  u.  folg.  »erorbnet,  bajj  ein  jeber  $>fanbnebmer,  welcher 
fich  auö  ben  erhaltenen  $fanbem  befahlt  machen  will,  jut>örber|t  ben  SPfanN 
febulbner  gewobnlicbermaffeu  belangen  muffe,  unb  nur  erft,  wenn  berfelbe  reckt« 
lieb  »erurtbeilt  worben,  mit  bem '  öffentlichen  SBerfaufe  ber  SPfänber  »erfahren 
»erben  forme, 

<5)iefe  SBorfcbrtft  gereift  jeboeb  ben  prioilegirren  tyfanbüerleibern,  welche  foI> 
(fceraejtalt  aucn  bei  ben  geringfügigjren  ®e|d)äften  nicht  ohne  unoerbältniimätf. 
gen  3ei*wrluft  unb  tfoftenaufwanb  gu  ihren  jorberungen  gelangen  fönnen,  gur 
gerechten  SBefcb  werbe,  unb  2öir  finben  Und  faber  veranlagt,  um  auf  ber  einen 
(Seite  biefen  95efcbwerben  abjubelfen,  auf  ber  anbern  aber  auch  bie  tyfanbfcbulb. 
ner  gegen  alle  willfübrlicbe 23ehanblung  unb  ttebereilung  ficher  ju  |i eilen,  weqen 
bet  öffentlichen  Serfauf*  ber  Bei  prioilegirten  spfanboerieibern  eingelegten  $fan< 
ber  Jolgenbee'  $u  terorbnen  unb  fefaufefeen. 

§.  1.  dtnetn  3ebeu,  welcher  mit  (Srlaubuifl  ber  Sßolijei.ö&rigfeit  feinet  &rtt 
bat  ©elboerleipen  auf  $)fänber,  aU  ein  ©ewerbe  treibt,  foll  in  Sufwft  fwfk 
fcen,  fobalb  bie  Ui  ihm  niebergelegfen  tyfänber  nicht  innerhalb  fecb*  ÜJtonaten 
nach  ber  SBerfaüjeit  etngelöjt  werben,  ohne  ba$  e*  »orber  ber  Aufteilung  einer 
förmlichen  f  läge  gegen  bie  Vfanbfcbulbner  Bebarf,  auf  beren  öffentlichen  »er« 
tauf  anzutragen. 

§.2.  ©iefer  tintrag  mufl  bei  bem  (Berichte,  welchem  ber  tyfanboerletber  per. 
fönlich  unterworfen  ift,  angebracht,  unb  bureb  $orlequng  eine*  bestaubten  »oll. 
ftänbigen  <£rtract$  ber  in  bem  Sßfanb&iicbe  nach  ©orfebrift  bet  $fanb«  unb  £ei&. 
9leglement$  §.  60.  eingetragenen  SSermerfe  begrunbet  werben.  5lu|?erbem  liegt 
bem  $fanbt>erletber  ob,  im  Jau*  folcbe*  nicht  notorifcb  fein  fodte,  burd)  tyrobuc. 
tion  bet  ihm  ertbeilteu  ©oneefffon«fcbein$  ju  beicbeinigcn,  baß  er  ju  btefem  ®e« 
werbe  bie  erforberliche  @rlaubni§  ber  SMijei.JÖbrigfeit  erhalten  habe. 

§.3.  Sßenn  ein  folebe*  ®efucb  einfömmt,  fo  muß  bat  ©eriebt  »or  allen  ©in« 
gen  forqfältig  prüfen,  ob  bei  ben  in  bem  ^faubbuebe  bet  tyrooofanten  eingetra. 
genen  ©ermerfen  bie  ©orfebriften  bei  tyfanb*  unb  getb»  Reglement*  gehörig  be» 
obaebtet  worben;  nötigenfalls  muf  bad  Original *g)faubbucb  eingeforbert  unb 
bem  93eftnben  nach  ben  wabraenommenen  Mängeln  burch  vorläufige  S&erfiigun» 
gen  abgeholfen,  ober  Bei  entbeeften  SBernachiäfjtgungen  unb  Unrtchtigfeiten  ber 
Sjjfanboerleiher  mit  feinem  Antrage  abgewiefen,  unb  nacb  S3orfchrift  bed  gebaa> 
ten  9ieglemeutö  §.  63.  unb  folg.  wegen  ber  gegen  benfelben  ein^uleitenben  Un« 
terfuebunq  bat  Sßeitere  oerfügt  werben. 

§.4.  $ßenn  fleh  hingegen  bei  bem  Antrage  beö  ^fanboerleiherö  nicht«  ju  er. 
innem  ftnbet,  fo  ift  fofort  ber  öffentliche  SBerfauf  ber  verfallenen  Wfäuber  ju 
»eraulaffen,  unb  ba^u  bem  ein  für  allemal  befteüten  Auctton«  ©ommiffario,  ober 
an  £>rten,  wo  ein  folcber  nicht  angejtellt  ift,  einem  befonberö  $u  ernennenben 
JS)eoutirten  bei  ®erid)tt  ber  nötbige  Auftrag  jju  ertheilen. 

§.  5.  ®ie  beoorftehenbe  Auction  ifl  oon  ©eiten  bei  ©eriebtö  bureb  bie  3"' 
telltgen^blätter  unb  3?itm!gcn  ber  50rooinj,  mit  allgemeiner  &emer?ung  ber  ju 
oerfaufenben  ©acben  nach  thren  oerfebiebenen  Arten  öffentlich  Befannt  ju  wa« 
chen,  unb  in  bem  bieferhalb  |U  erlaffenben  3loertiffement  jinb  jugleich  aüe  bit* 
jeniqen,  welche  bei  bem  nach  feinem  tarnen,  &t<*:;'c<i  unb  9öohnorte  genau  ui 
Be^eichnenben  ^fanboerleiher  tJfanber  niebergelegt  haben,  welche  feit  fech«  9Ko= 
naten  unb  länger  oerfallen  f?nb,  aufjuforbern,  biefe  5Pfänber  annoch  oor  bem 
Qluctiondtermin  eittjulöfen,  ober  wenn  fie  gegen  bie  contrahirfe  ©chulb  gegrün« 
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bete  ©wtwenbungen  ju  Gaben  »ermemen  foflren,  fofcbe  bem  (»efUbt  jtit  wettern 
Söerfügung  anzeigen,  mit  ber  beiftufiigenben  2ßarnung,  ba*  mibrigenfaUö  mit 
bem  Zerraufe  ber  tyfanbfhlcfe  »erfahren,  au«  bem  etnfommenbfn  Äaufgelbe  bcr 
SßfanbgläuMger  wegen  feiner  in  bem  tyfanbbucbe  eingetrageneu  Sorberungen  be« 
friebigr,  ber  etwa  oerbleibenbe  Ueberfcbu$  an  bie  $(rmenfaffe  abgeliefert,  unb  bem« 
näcbft  SRiemanb  weiter  mit  einigen  (ginwenbungen  gegen  bie  contrafcirte  $tanfr* 
fd^ul^  gebort  werben  würbe. 

§.  6.  ©er  Sermiu  jur  Duetten  ift  in  allen  Jaden,  ohne  Itnterfchteb  bet  &b* 
jectä,  auf  neun  SBochen  binauöjM/efcen,  unb  bie  »orgetebwebene  öffentliche  8te 
fanntmaebung  in  ben  3ntelltgen}blattern  bretmal,  neinltcb  aHe  brei  flßoeben  em« 
mal,  in  ben  3"tungen  aber  jweimal,  namlicb  einmal  gfeieb  ansang«  unb  ein» 
mal  t>ier  SÖocben  vor  bem  Termine  etnjurücfen,  bergeftait,  ba§  oon  bem  Sage 
i>er  eTften  ßinrücfung  in  ben  3nreatgertiblättern  bit  ju  bem  Sermine  »olle  neun 
JBocbeu  übrig  bleiben. 

3n  SDrooiujen,  wo  feine  3^tnngen  herankommen,  faßt  biefe  $rt  ber  offen u 
lieben  $>efauntmachung  wig  bagegen  aber  ift  an  £)rteu,  wo  tt  bisher  übltcb 
jewefen,  bie  beoorftebenbe  Sluetion  auflerbem  «otb  oon  Letten  be*  2luctiou0\ 
Somimffarit  bureb  befonbere  2l»erti|Tement*,  ober  Wo  biefe  nicht  ftatt  ftnbeu, 
tacb  Anleitung  ber  3f.®.£).  Sp.  I.  Sit.  24.  §.84  unb  85.  bureb  anbere  gwetf-. 
nägige  iöerfünbigungen  bem  $ublfeo  befannt  ju  machen. 

$.  7.  2ßenn  ffcb  auf  bie  oorftebenberinatfen  ergangene  öffentliche  iHufforberung 
3emanb  melbet,  welcher  bei  bem  tyfanboerleiber  ein  Sßfanb  niebergelegt  bar,  ba  jj 
leb  unter  benen  beftnbet,  welche  »erfauft  werben  foHen,  unb  ber  gegen  bat  gc- 
"cbl  offene  ©efebäft red>tttd>e  Qinwenbungeu  $u  qabeu  bebatipret,  fo  mujj  bat  bem* 
Felben  jugebörige  Sßfanb,  fo  lauge  felbige*  noch  nicht  wirtlich  »erfauft  ift,  wenn 
vt  folebeö  perlangt,  »on  ber  fttiction  föfort  jiiriicfbcbolten,  bieferbalb  bat  uötbige 
Inhibitorium  an  ben  5luction$*@ommijfartum  erlaffen  uuf  bemnäcbft  wegen  recht« 
icber  (Srörterunq  unb  (SntfcbeiMing  ber  Sache  bat  (grforberlicbe  nad)  ben  in  ber 
IL  ®.  £.  enthaltenen  83orfd)riften  oerfügt  werben. 

(Sben  bie$  iit  auch  ju  beobachten,  wenn  3emanb  behauptet,  baff  ffcb  unter 
>en  oerfauften  $fänbew  ^tücfe  beftnben,  welche  ihm  wiber  feinen  ^Bitten  auf 
rtne  unerlaubte  Meile  entipcnbet  worben,  unb  ift  fobann  bie  Sache  jwifcfcen 
>em  3nt*fl>ententen  einer,  unb  bem  tyfanbgläubiger  unb  ^cbulbuer  anberer feitet, 

tacb  .SSorfchrift  be$  18.  Sitett  ber  51.  ©.  £).  »Ott  ber  interventione  priucipali, 

jrbnung^mäpig  ju  berbanbeln. 

§.8.  ^acb  erfolgtem  Serfaufe  ber  ^fänber  foCf  in  ber  ^egel  gegen  ben^fanb. 
«rleiber  ant  bem  tyfanbqefcbäfte  fein  ^Infprucfa  weiter  fratt  ftnbcn,  aUerma^en 
>urcb  bie  oorfrebenben  SBortcbriften  binreiebenb  bafür  geforgt  werben,  ba^  bie 
pfanbfcbulbner  Reit  genug  übrig  behalten,  ihre  fechte  gehörig  geltenb  <u  machen. 

SÖcnn  jebod)  eine  oon  ben  §  6.  oprgefdbriebenen  Birten  ber  öffentlid)en  ^e« 
fanntmachung  entweber  ganj  unterlaffen,  ober  an  bem  Dorgefchriebenen  ueuiiwd* 
chentltchen  Qtitraümt  um  mehr  alt  oierj^bn  Jage  gefehlt  worben;  fo  foü  beut 
JOfanbfcbufbner  annoeb  innerhalb  fech«  äöotben  nach  gefchfoffener  s2!«ctioti  freu 
flehen,  ffcb  bei  bem  (Berichte  ju  melbeH,  unb  auf  rechtliche  »nterfuebung  feiner 
(Sinwenbunaen  gegen  bat  iPfanbgefcbäft  anzutragen.  3u  wie  fem  auch  ber  &er. 
fauf  btt  ^fanbeö  felbft  anqefocbten  werben  fönne,  ift  nach  ben  in  bem  X  2. 91. 
Sb  J-  S^.  11-  §  349.  unb  folg.  enthaltenen  ^orfchriften  ju  beurtheileu. 

$.9.  ©obalb  bie  ^luction  beenbigt  i|t,  muö  ber  ^luctiDn^commiffariud  bat  »cn 
tbm  abgehaltene  ^rotofofl  o^ue  SBer^ug  bem  Berichte  einreichen  unb  bie  eiugefpm* 
menen  ©elber  a<i  depositum  oferireu.  £>at  Bericht  mu$  fobann,  inbem  et  bie 
Sluitabme  ber  ©elber  oerfügt,  bat  ^Uftionö^rotofoU  einem  oeretbeten  ©akulator 
jujteüen  Iaffen,  bamit  baflelbe  in  calculo  reoibirt,  unb  ^ugleicb  hereebnet  werbe,  wie 
nunmebr  ber  iUfanbftläubiger  oon  ben  eingefommenen  ^aufgelbern  feine  33efriebi* 
gung  jju  erhalten  habe.; 

§.  10.  SBet  tiefer  Serecbnung  ftnb 

1)  fautmtU*e  bit  baftm  aufgelaufene  wtb  biö  jut  »irflic^eu  2lu$jal>Iung  no* 
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erforber!f*e  hoffen,  mit  SnBegriff  ber  bem  HitrWn*.<£omm1ffarto  ßnb  bem  (Sat. 
culator  jufommenben  Gebühren  tum  ber  SRaffe vorweg  abju.jieBen,  unb  ben  $fanb» 
f*ulbneru  nad)  Stebalfnifl  M  SSerfaufpreife*  ber  einzelnen  SPfänbcr  amure*nen. 
Öfterere  ©tücfe,  welche  für  ein  ©arleljn  jufammen  auf  einen  ^fflubfefeetn  rcr« 
pfänbet  (tob,  werben  hierbei,  fo  wie  überhaupt  bei  allen  folgenden  Berechnungen, 
nur  att  ein  Vfanb  angefe&en. 

2)  (Sobann  ifr  ju  berechnen,  wie  »iel  ber  SJfanbgläubiger  Don  jebem  tyfanb. 
f*ulbncr  an  Kapital  unb  rwfflänbigen  Sinken  na*  21u*wei«  be«  $fanbbu*$ 
unb  bei  überreichten  ©rtract«  au*  bemfelben  $u  forbern  BaBe. 

3)  31*  I»  BemerFen,  wie  t>iel  na*  »oHflanbiger  ©efrtebigung  bei  ©WuBfgcrt 
»on  bem  Äau^reife  ber  einjelnen  «fänber  al*  tteberf*uf  fibrig  verbleibt 

$.  11.  £)ie  cdu  bem  (£aIculator  angefertigte  $Bere*nung  mup  wn  bem  «Ste 
cernenten  gewoBnli*erwa|jen  im  (Sollegio  oorgetragen,  unb  wenn  fi*  baBet  ni*r$ 
ju  erinnern  ftnbet,  ein  Dermin  jur  (grflarung  b<*  gjfanbgläubigerö  über  biefelbe 
angefefct  »erben. 

§.  12  3n  biefem  Xermtnc  muß  ber  ^cputtrte  bie  SBere*nung  mit  bem  Vfanb* 
gläubiger  no*mal*  burebgeben,  bie  Dagegen  ff*  ergebenben  SBebenfen,  welche 
nur  etwa  »orgefallene  3rrt&flmer  in  ber  9ie*nung  betreffen  tonnen,  fofort,  aU 
Ienfaüö  mit  jjujieBung  be*  ©alculatoriö,  erlebten,  unb  roenn  bie*  BCTi*tiat 
»orben,  fo  ff!  foglei*  mit  91  u$$a  blutig  ber  (Selber  na*  Anleitung  ber  33  er  ei» 
nung  gu  rerfabren,  bei  (gnbe*  au*  bei  5lnfe$ung  beS  XermfuS  juglet*  bie  er* 
forberIi*e  Verfügung  an  baö  ©epojitorium  ju  erlaffen. 

§.  13.  (£$  oerfleBt  ff*  ton  felbff,  bajj  ber  g>fanb«al^u&iger  feine  ©efrfebigung 
au*  ben  »erpfänbefen  ®a*en  nur  fn  fo  weit  forbem  fönne,  al*  ber  Äaufprei* 
eine«  jeben  einzelnen  tyfanbe*  nur  SöejaBlung  bei  barauf  gegebenen  2)arlebn* 
Binrei*t.  ®ie  8ufrion*.(Sommiffarii  muffen  bafcer,  bamit  bie  meBreren  S0fan* 
ber,  befonber*  wenn  <!e  »on  einerlei  2lrt  finb,  ni*t  mit  einanber  »erwe*felt 
werben,  barauf  feBen,  baf  ber  tBerf auf  bei  ber  Slucticn  fo  ofel  wie  mögli*  na* 
ben  in  bem  (grtrafte  bei  ißfanbbu**  bemerften  Hummern  ber  50fanbf*etne  er« 
folge.  SBenn  bie*  aber  au*  wegen  großer  $8erf*iebenBeft  ber  auf  einen  $fanb> 
f*ein  jufaimnen  oerpfänbeten  Soeben  ni*t  bur*gängtg  gef*eBen  tonnte,  fo  mnf 
bo*  in  jebem  Jatte  in  bem  9(ucrfon*protofolle  genau  Bemerft  werben,  »el*e 
tyfänber  |ufammen  geboren  unb  auf  einen  $fanbf*ein  oerpfänbet  toorbetr. 

§.  14.  S)er  Ueberf*ufc  wel*er  ton  bem  23erfauföpreife  ber  ^3fanber  na*  $Be» 
friebigung  be*  ^fanbgläubiger^  übrig  bleibt,  ifl,  in  fo  fern  berfelbe  bei  \* 
bem  einjelnen  tyfanbe  nur  10  %h\x.  ober  weniger  Beträgt,  foglei*  an  bie  Sir» 
menfaffe  be«  ört*  abzuliefern,  wenn  |i*  ni*t,  Beoor  bie  Ablieferung  wirHt* 
erfolgt,  anno*  ber  (SigentBümer  be«  Vfanbe«  melben  foflte,  we!*enfail*  bemfel« 
Ben  ber  tteberf*up  na*  gebörig  beigebra*ter  Segitimation  gu  »erabfolgen. 

»elauft  ff*  aBer  ber  UeBerf*u$  bei  einem  einjelnen  Vfanbe  BöBer  al*  auf  10 
£BIr.,  fo  i|t  berfelbe  »on  bem  ©eri*te  ad  depositum  ju  ne&men,  unb  beoor  fol- 
*er  an  bie  HrmenFaffe  abgeliefert  werben  fann,  na*  S3orf*rift  be«  gjfanb»  unb 
geiB^eglement*  vorn  13.  Sförj  1787.  §.  132  u.  f.  f.  ju  »erfaBren. 

§.  15.  öbige  95orf*riften  finben  ni*t3(nwenbuna'  wenn  »on  einem  ^fanboerld* 
ber  3uwelen,  ^ofrbaTfeiten,  rare  ©*ilbereien/  Äunflftucfe  unb  feltene  9Rfin$en  gum 
^fanbe  genommen  worben,  in  fofern  ©töcfe  biefer  Art,  welche  auf  einen  ÜJfanb* 
f*ein  oerpfänbet  worben,  in  jeber  ^ubrif,  na*  ber  im  fßfanbbu*e  t>enei*neten 
SBemerfung,  ober  in  bereu  Ermangelung,  na*  einer  baren  Quf;unebmenben  Sare, 
500  ^b(r.  unb  barüber  an  2BertB  Betragen,  ba  berglei*cn  5f oftbarfeiten,  na*  $Bor* 
f*rift  ber  &  ©.  £>.  JJ.  I.  2it.  52.  §.  4.  %it  50.  §.  228.,  nur  bur*  <5ubMati<m 
oeräupert  werben  fönnen.  Söenn  fol*e  ^fonber  oorfommen,  fo  muf  Bei  ermem* 
gelnber  @iulöfuug  ber  <5*ulbner  »on  bem  iöfanbgläubiger  gew6Bnli*ermafen  be* 
langt,  unb  bemndebd  na*  ben  in  bem  $fanb*  unb  geibreqlement  entBaitenen  $cx> 
f*riften  weUer  oerfa&ren  werben.    N.  C.  C.  T.  XI.  fc  1679.  No.  19.  de  1803. 
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3)  C«  O.  9.28.3uq|  1826,  bth:  ble  ©mnbf^e  f&t  M«  6ffentH«cn  (MMfcÖen  PcfDanftaWcn.  . 

3cf)  bin  mit  &er  »om  ©taatömtnifterio  im  SBerfcht  utm  31.  t.  2Jt.  geäußerten 
Snjtcht,  bafi  et  wünfchentwerth  fef,  bie  Errichtung  offen  eitler  fläbeifchn  geifjanfral* 
en  mögltdjfr  ju  beförbern,  unb,  ba  bte  SBorfchriften  ber  ©efefce  oom  3.  SRarü  1787 
inb  4.  April  1803,  wel^e  bauptfäcfclich  auf  ttnterbrücfung  bet  Bei  #rioat« Setbatt« 
(alten  ju  bcfürdjtenben  äöudjert  abwerfen,  bei  öffentlichen  Qlnfralten  btefer  Otrt 
t>eber  not&menbfq,  noch  aßent&alben  anwenbbar  flnb,  für  Icfctere  gewiffe  allgemeine 
^ruubfä&e  feftjüjlellert,  oottfornnten  einoerfranben,  unb  beflimme  für  biejenigen 
)roöimen,  in  »eichen  bat  21.  &  R.  nebft  obigen  ©efe$en  gilt,  Jclgenbet: 

1)  ©fe  Regierungen  follen  berechtigt  fein,  auf  Antrag  ber  ©tabtfommunen  <s 
Den  folchen  Orten,  in  welchen  M  öffentliche  SBebürfnip  folchet  erforberc,  unb  wo 
te  ju  orbnungtmäfjiger  SBeforguug  bet  ©efchäftt  erforberlichen  SBorfe&rungen  ge» 
reff en  »erben  tonnen,  bie  Errichtung  öffentlicher  $faBb=£eibanfralten  ju  gene&mt* 
en,  unb  bie  nach  ben  SoFaloer&ältniffen  einjurichtenben  Reglementt,  in  fofern  fte 
ichtt  ber  gegenwärtigen  SBerorbnung  unb  ben  allgemeinen  ®efe$en  Söiberfprechen* 
et  enthalten,  in  betätigen. 

2)  ©iefe  Slnfialten  muffen  jeboch  oon  ben  ©tabtFommunen  garantirt,  unter 
mmäfjrenber  3luffidjt  ber  ©tabttnagifträte  unb  Äommunreprafentanten  gefreUt 
nb  für  Rechnung  ber  ©rabiFommune  felbft  geführt,  bie  bahti  fleh  ergebenben  lieber* 
huffe  aber  lebigltch  ber  £)rtts2lrmenFaffe  fiberwtefen  werben.  SBenn  bie  tfommu. 
en  dergleichen  öffentliche  2fnftaltcn  an  Privatunternehmer  pachtweife  ober  fonß 
i  eigener  SKbminifrration  Äberlaffen ;  fo  follen  nicht  ferner  bie  gegenwärtig  feflju* 
eQenben  ©runbfctye,  fonberu  bie  SScrfchriften  ber  allgemeinen,  in  ©ejie&ung  auf 
te  $)rlt>at^fanboerleiber  beflehenben,  ©efefce  auf  ffe  Stnwenbung  finben. 

3)  »ei  jeber  folchen  Hnflalt  muffen  unbefcholtene,  bet  SÖert&et  ber  oerfchiebenen 
[rten  oon  (Sachen,  bie  alt  Pfänber  bienen,  hinreic&enb  funbige  Verfemen  alt  Sara« 
>ren  angefteOt  unb  oereibet  werben.  3eber,  welcher  eine  ©ache  alt  tyfanb  bar* 
ringt,  ifl  berechtigt,  (ich  nach  beut  2futfaHe  ber  Don  biefen  tyerfonen  feffnifiellenben 
are  ju  erfunbigen,  unb  wenn  er  fle  in  SBejtefcung  auf  bie  baraut  heroorgerjenben 
•ertlichen  Solgen  (§.  6.)  ju  niebrig  ftnbet,  bie  jum  Sßfanb  benimmt  gewefene  (Sache 
irücfjune&men,  ohne  für  bie  Slbfdjäfcung  irgenb  eine  ®ebüf)r  ni  entrichten. 

4)  @ine  von  ber  Regierung  ju  befrättgenbe  2Ragi|rrattperfon  mufj  alt  fperieHer 
;urator  ber  2lnfralt  jur  fortwäbrenben  2luf  ficht  über  biefelbe  unb  ben  anjufteflen* 
m  9Jenbänten  befHmmr,  ber  SJcagifhat  im  (Sanjen  aber  oerpflichtet  »erben,  fle 
m  Seit  ju  Seit  unter  Sugiefcmtg  oon  2>eputirten  ber  ©emeinbeoertreter  |u  r/eoi* 
ren,  unb  für  orbnungtmä&igen  ©efchäftö betrieb  ju  Jorgen,  auch  bie  etwa  etnge. 
mben  ©efchwerben  ju  unterfuchen  unb  ju  erlebigen. 

5)  SBei  jeber  Bnflalt  tfl  ein  orbentlichet  Vfanbbuch  ju  führen,  in  welchem  in  Oer* 
^{ebenen  Kolonnen  eingetragen  werben  muf: 

a)  bie  Rummer  bet  $fanbet; 

10  ber  Rame  bet  Vfanbfchulbnert; 

c)  bie  5>efchreibung  bet  SPfanbet; 

dl  bie£are  beffelben; 

e)  bie  ©umme  bet  2)arlehnt; 

0  bat  5)atum  ber  Olutja^lung  bet  $arlehnt; 

g)  bie  Seit,  auf  welche  et  gegeben  wirb,  unb  ber  Xnrnhx  bet  Surfiftahlung 
•er  ber  Erneuerung; 

h)  ber  betrag  ber  bann  baoon  ju  entrichten  ben  S^fen. 
2)er  Untntchrift  bet  ^fanbfchulbnert  bebarf  et  nicht. 

6)  S)em?|)ranbfchulbner  wirb  ein,  alle  biefe ©ata  enthaltener,  mftbem^fanbbuche 
örtlich  überetatrimmenber,  oom  Renbanten  aut^ufleflenber  ^fanbfehein  au«ge(leat, 
elcher  alt  ooDflänbiget  SBemeiabocument  für  unb  wiber  bie  Slnftalt  gilt»  bergefialt, 
ifc  menn  lefctere  bei  SBerlufl  bet  «fanbet  @rfa&  iu  leiflen  oerpflichtet  ift  nur  auf 
n  im  Wanbfrteln  autgebrüeften  ©erth  ber  ©ache  Rücfftcht  genommen,  ber  S8e* 
eit  einet  größeren  ober  geringeren  Söertpt  aber  weber  bem  einen  noch  beui  anbe* 
rt  2*f «e  nachgelaffen  wirb.  3«  »eichen  Saßen  ber  (gigenthümer  bet  Raubet 
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beffen  ©erlufl  jtt'tragen,  ober  t>on  ber  Sfnffalt  Srfafc  gti  f orbern  hat,  befHmmen  bte 
allgemeinen  ©efe^e. 

7)  3>te  Regierungen  fönnen  in  ben  ju  entwerfen  ben  Reglements  ben  Äomnutnen 
bie  (Erhebung  von  acht  Sßrojent  i  ibrlicber  3tnfen  geflattert.  Söenn  joboeb  imd>  ben 
örtlichen  Söerbältniffen  wegen  geringen  Betrieb*,  ftofffpieligfeit  ber  93erwaltuna.  :c. 
mit  biefem  3>tt^fu#e  ntd>t  anzulangen  »Art,  fo  tollet»  bie  ÜRtnifrerten  ber  3Mf"l 
unb  be$  3nnern  hiermit  atttortflrt  fein,  auf  Eintrag  ber  Regierungen,  einen  höbe* 
reu  3"t*fuf  bitf  $nm  iTOari.no  oon  jroölf  unb  einem  bdben  tyrojent  jtt  geftatten. 

S)  Pilger  ben  hiernach  reglementfmäjig  feltjufefcenben  Sinfen,  foüen  bte  Slnftal; 
ten  für  bie  Sfbtcbä&ung,  (§inicbreibung,  Sluöftellung  bei  tyfanbfcbeintf  unb  überhaupt 
unter  irgenb  einem  anoeren  $itel  etwa*  oon  bem  (Scbulbner  ju  forbern  ntebt  be» 
rechttqt  fein,  »orbebältlicb  ber  bei  nicht  erfplqter  zeitiger  (Sinlöfung  nach  §.  9. 10. 
unb  13.  ju  erlegen  ben  holten.  ^Diejenigen  Beamten,  welche  bem  entgegen  banbeln, 
füllen  mit  ben  ©trafen  bei  Sßucber*  belegt  werben. 

SHucb  bei  ber  Verlängerung  öe$  ipfanbleib*  Bertrage*  barf  unter  berfelbcn  95er 
toamung  bem  ^fanbfcbulbtter  aujjer  ben  %\t\Un,  nicht*  abgeforbert  werben. 

9)  3u  gewiffen  in  ben  Reglement*  genauer  ju  beltimmettben  Reiten,  feilen  bte 
ntc^t  eingelöteten  Winber,  jebod)  nicht  eber  al*  6  Senate,  nad)  ber  für  jebe*  cin= 
geln  beftimmten  (?inlöfunq*fri|f,  unb  naebbem  bte  abjubaltenbe  Berficigerung  roe« 
nigjten*  innerbalb  9  Soeben  oorber  burd)  bte  öffentlichen  Blätter  be*  ibrt*,  ober 
auf  bte  fonfr  bei  öffentlichen  Befanntmachungen  bafelbft  gewöhnliche  9lrt  breimal 
angefünbigt  worben,  »rn  ber  $lnffalt  öffentlich  oerfleigert  werben.  £>iefe  Berflei* 
gerung  ntufj  unter  ©ireftion  unb  in  fortwäbreuber  (Gegenwart  bei  Kurator*  ber 
Slnftalt,  welcher  über  bie  erlangten  SJceiffgebote  ein  ©egenprotofoll  ju  fübren  bot, 
erfolgen.  $ür  biefe  Berfteigeruug  fönnen  bie  in  ber  (Bportultare  für  bte  ttntergt 
richte  feftqefefcten  ©ebübren,  jeboeb  mental*  al*  (Smclument  für  bie  babei  mttmrr* 
fenben  £)ffiu'anten,  fonoern  immer  nur  für  bie  ffaffe  ber  5lnftalt,  berechnet,  unb 
ben  Waubfcbulbnrrn  an  bem  UeberfcbufFe  bei  (Srlöfe*  abgezogen  merben. 

10)  Bi*  ju  erfolgtem  3ufcblage  ift  jeber  tyfanbtchulbner  fein  ißfanb  gegen  Be* 
richttguttg  bei  2?arlebn*  uub  ber  bis  jur  mirfltcheu  dinlötung  aufgewaebfenen  Sin« 
fen  iiiriicf^unebmen  bereebtiat,  ieboeb,  wenn  bereit*  Borfebrungen  jur  öffentlichen 
Berffetgerunq  qetroffen  worben  jtnb,  oerpflicbtet,  §u  ben  hierauf  oerroanbten  Soften 
einen  in  ben  Reglement*  ein  für  allemal  feftutfejjeu ben  Beitrag  nf  entrichten,  wel« 
eher  jeboch  Sitten  ©ilbergrofehen  oon  jebem  £baler  be*  5>arlefm*  nicht  über« 
fteigen  foU. 

11)  ^lucb  wenn  ba«  Wanb  üu  einer  Äoncur^naffe  gehört,  foll  biefe*  Söerfabren 
beobachtet,  jeboch,  wenn  ber  Kurator  ber  Waffe  ntd)t  etwa  bie  ©inlötung  be*  il>fans 
be*  oorjteht,  ber  Waatftrat  auf  SRequiffnoit  be*  Bericht*  oerpflicbtet  fein,  beffen 
Verweigerung  auch  au§er  bem  qemöbulicheu  Sermine  ju  bemirfen.  wirb  baber 
in  iÖeuebunq  auf  bergleicben  3in|talten  bte  ^ejtiinmunq  ber  51.  ®.  Xtt.  50.  §. 
206.  hiermit  aufgehoben,  iubem  biefe  3(nfta(ten  bei  ^Beobachtung  be*  hier  oorge* 
fchrtebenen  Verfabren*  nicht  oerbunben  fein  foflen,  bem  in  jjfrnfurfen  oerhängien 
offenen  3(rrejte  gemäp,  bie  ^)fänber  etneö  ®emeinfchuibner*  unentgelblich  herauf 
cjeben,  unb  ben  ^fanbi'cbiUtng  ju  liqttibiren. 

12)  Unmittelbar  nach  erfolgter  SSerfteigerungfou"  an  bie  3ntereffenten  in  ber  §.9. 
beftimmten  ^frt  ein  öffentlicher  Aufruf  erlaffen  werben,  fleh  bei  ber  ^Inftalt  ju  mel» 
ben,  um  ben  nach  Berichtigung  bei  ©aolebn*  unb  ber  baoon  bi$  tum  33erfauf  bei 
^fanbe*  angelaufenen  $\nfen  oerbleibenben  tteberfchuf,  gegen  9lücfgabc  bei  ^>fanb* 
febetn«  unb  Quittung,  in  @mofanq  nu  nehmen.  3u  fofern  tiefer  Ueberfcbuf  went* 
cjer  al*  10  Xblr.  beträgt,  unb  (ich  binnen  6  SBochen  nach  ber  Befauntmachuna  9(ie< 
ntanb  \u  beffen  ©irtofattgnabme  melbet,  iff  folcher  an  bie  5frmenfaffe  bei  &rtä  ab« 
jugeben,  uub  ber  ^fattbfehetn  mit  ben  barauf  begrünbeten  stechten  ber  ipfanb|chulb* 
«er  für  amorttfirt  ju  achten.  i 

13)  $te  mehr  altf  10  2blr.  betragenben  tteberfchüffe  baqegen  ftnb  oom  SJcagi* 
frrate  unter  iBertrerunq  ber  ©tabtfommune  *u  afferoiren.  Reibet  ffch  binnen  3ab* 
reöfrijl  oon  ber  erflen  ^ufforberung  a*v  Süemanb  ju  bereu  Empfangnahme,  fo  &at 
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ber  3Raa,f(rrat  Bei  bem  ©erfcht  ein  dffcntlf<f>cö  Aufgebot  ber  3nteTeffenreh  in  Slnfrag 
ju  (rti^en,  unb  legterel  baffelbe  unter  S&eftimmnng  einer  tyräflujtofrilt  von  3  9Ro« 
naten  ju  erlaffen.  S)en  herauf  jettig  fleh  melbenben  $Pfatibfd>ulbiiern  fofl  bann  bie« 
fer  Ueberfcbuf  nach  Boing  ber  gerichtlichen  Soften  unb  beroom  SRagtjrrat  ju  Itgui* 
btrenben  ftfferoationäfoften,  »eiche  bie  $älfte  ber  tarmäfrgen  gerichtlichen  ©epoff« 
ralgebübren  nicht  überfreigen  burfen,  onnoch  audaectntto  ortet  »erben,  dagegen  ffnb 
bie  ©eträge  ber  $orberungen  ^räfiubirter  3niereffmten  Ieötcjltch  noch  Slbjüg  ber 
©ertchtefoften,  unb  ohne  ba£  bcr  Sftaqiftrat  Bfferoationtfofren  $u  Itquibtreu  berech« 
ttcjt  ift,  ebenfalls  an  bie  9lrmtnfaffe  abzugeben. 

14)  3n  a0en  jmtichen  ber  $nttalt  unb  ben  ^fanbfchulbnern  fo»obf  all  brittth 
SPerionen  cntßebenben  unb  burch  ©erbleich  nicht  $n  fchlichfenben  ©trcitigfciten,  fol« 
Ien  bie  üftaatflräte,  in  fofern  gegenwärtige  SBerorbnung  nicht  über  ben  $aQ  &eflim« 
mung  enthält,  nach  ben  allgemeinen  9?echt*oorfchriften  (ich  richten,  unb  bie  ©ertöte 
bar  nach  unb  namentlich  nach  ber  £)eclarätton  vom  4.  SHorü  1803  entfehetben. 

15)  3n  folchen  £)rten,  in  »eichen  öffentliche  ftäbtifche  &tban|taltm  befleben, 
roelcfce  bem  93ebürfniffe  beä  ^ublifum«  ©enüge  leifren,  unb  gu  begrfinbeten  $e«  • 
fchroerben  feine  SBeranlaffung  geben,  foflen  neue  ©oncefflonen  für  $rioat^fattboeri 
leiher  nicht  ertbeilt  werben. 

16)  3«  $>inftcht  ber  bereit«  unter  ©enebmigung  be£  Staate  beßebenben  öffent« 
liehen  Wanbleib  »Staffelten,  be»enbet  e«  bei  ben  benfelben  bei  ihrer  (Errichtung  er« 
getitelt  (Soncefflonen.  ©.  ®.  c$.  81. 

4)  CO.  ».25.$e&r.  1834,  tetr.  Mc <8«fl«tldutt8  eine« «onlgl. ßetfamtf  ftii-^critn  ne^ 
(Reglement  flir  fcöfTclbe. 

2>a  bie  ©tabtgemeinbe  ?u  Berlin  ihrem  3"ta"efFe  nicht  gemäfi  ftnbet,  eine  öffent* 
[tche  Veit)  Staffelt  nach  ben  ©runbfäfcen  ber  SBerorbnnng  oom  28.  3»ni  18*26  unter 
ihrer  §3er»ültnng  unb  ©arantie  einzurichten,  fo  genehmige  3*/  baj?,  um  bem  an« 
rrfannten  ftebürfniffc*  hiefelbft  abzuhelfen,  eine  folche  Slnftalt  unter  ber  Benennung 
„königliche«  £eib«2lmt  $u  SBerlin"  oon  Seiten  ber  ©eebanblung  gegrünbet  »erbe, 
beftätige  auch  nach  3hrem  Antrage  ba«  mit  beren  3ujtimmung  oon  ihnen  abgefaßte, 
hierbei  jurücferfolgenbe  Reglement  oom  8.  b.  9Jt\  al«  ein  c£pejia!gefe$  für  bie  9ln* 
(ralt  unb  autoriftre  <Sie,  foiche«  burch  bie  ©.  ©.  befannt  ju  machen. 

SBerlin,  ben  25.  ftebruar  1834.  $riebrtch  SSil&elm. 

2lu  hie  <5taatt* 2)tini|ter  ».  ©chuefmann,  $rh-  ».  ©renn  unb  3ftiihler. 

für  ba«  königliche  8eih«2lmt  ju  SBerltn.  « 

Um  bem  Iängfr  gefühlten,  foroohl  oon  bem  tyublifum,  al«  ben  berreffenben  $8e* 
körben  anerfannten  ©eburfniffe  einer  öffentlichen  Seih « 51nf!alt  für  Berlin  ab<ubel« 
Pen,  hat  bie  Äönigl.  ©eehanblung  auf  oielfache,  be^hajb  an  ffe  ergangene  2lufforbe» 
runden,  fleh  entfcbloffen,  eine  folche  Slnfralt  ju  errichten. 

2>a  ffe  hierbei  lebiglich  einen  gemeinntl^igen  3roecf  vor  Slugeu  hat,  fo  bat  bie* 
felhe  auch  auf  jeben  eigenen  ©eroinn  oon  biefem  oer^tchtet,  unb  ben,  nach  mäßiger 
EBer^infung  be^  S3etrieb^ ••ÄapitaW,  nach  (Srftattung  fämmtlicher  SBerroaltungefpften 
unb  nach  3)ecfung  ber  etroanigen  ^u^fälle  bei  ben  nicht  eingelöfetcn  unb  beehalh 
oerfauften  Wäubern  oerbleibenben  tteberfchu§  j|u  mtlbthätigen  3n,etfen  befitmmt, 
©orüber  ju  feiner  3e<t  batf  jähere  öffentlich  befannt  gemacht  roerben  roirb. 

5S>f e  Äönigl.  ^eehanblung  roirb  bemnach  unter  ibrer  ©arantie  unb  alleinigen  9luf» 
ficht  r>ier  in  ©erlin,  in  einem  befonberö  befannt  ju  machenben  ©efchdftölofale,  eine 
öffentliche  Seth-5ln(talt  unter  ber  Benennung: 

„  königliche«  fieih  •  ^int  für  »erlitt  " 
inter  folgenben  nähern  SBe(limmungen  errichten: 

§.  1.  3um  Verriebe  bei»  ©efchäft«  beffimmt  bie  Äönigf.  ©eehanblung  oorlänfig 
»in  Kapital  oon  200  000  St>!r.  Mourant,  behalt  fich  ieboch  oor,  baffelbe  nach  ben 
tZmftänben  ju  oermehren  ober  ju  oetminbern.        Kapital  wirb  bem  2eit«9lmte 
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nach  6cn  SrforbemnTen  5er  fcnflalf  tn  rnttben  (Summen  eon  ber  ffönf  gl.  <5eehan*< 
luna  fibermfefen  unb  —  fomcit  e*  nicht  fort»ährenb  junt  faufenben  ©efcfcäf  tsbe^ 
triebe  gebraucht  «tri»  —  einteilen  gur  #auptfeebanblung$Faffe  iurücf  gegabl  t.  £>te 

Stufen  »erben  gegenfeitig  gu  4  $rogent  jährlich  Geregnet,  für  $rooi|ion  ober  fon« 
ige  ®pefen  aber  nicht«  in  Anrechnung  gebraut 

<5cfd)aft6iPetfo«ttl.  .1 

§.  2.  5) a*  gur  23ermaltung  ber  Anftalt  erforberliche  ^erfonal  »irb  »on  bem  ß:r)ef 
be*  töntg!.  eeehanblungö.3nftitut*  angefteflt,  unb  mit  befonbern  3nfrructionen 
verfeuert.  $)fe  aßgemetne  Aufficht  über  bie  ©efäafte  «nb  bie  obere  geitung  brt 
führt  ein  (Sommiffariu*  ber  @eehanblung,  »elcher  bei  bemfelben  jugleich 
als  2)ireFtor  fungirr. 
3ur  fpejießen  ©ef  orgung  ber  GSefchäTte  »erben: 
ein  Sftenbant,  ein  Äentroleur,  begleichen  bie  erfordernden  SBnch&alter,  Wla 
qann*Auffeher  u.  f.  ». 

angefreß*.  *• 

$)ie  Abfchtyung  ber  $fänber  geliebt  bur*  befonber«  angutfeßenbe  fachoerflän* 
bige  unb  metbete  Saratoren.  Aße  bei  bem  £eib^mte  angetteflte  fljerfonen  ffnb 
g«r  gröf ten  S8erfch»iegenheit  gegen  baö  SPublifum  über  bie  ©efcfcäff  e  be«  3nflitu« 
verpflichtet. 

§.  3.  2)ie  SBfuter  ber  Anflalt  »erben  afljäbrlich  am  31.  ©egember  abgefcftloffen. 
Auf  ®runb  berfelben  »irb  eine  rechnungsmäßige  5)<mpt4teberfTdjt  be$  3ufranbc$ 
ber  Anflalt  unb  ihre«  93erFer>r«  angefertigt  unb  ber  ©eneral-.SMreftion  ber  (See* 
hanblung  gugefhflt.  5)iefe  oeranlajit  burch  einen  ihrer  ©eamten  bie  SReoifion 
ber  SBücher  unb  legt  bie  tteberflcfct  bem  ©bef  fce*  ©eehanMung$--3nftitut*  oor, 
welcher,  nach  oorgangiger  (£rlebigung  ber  etwa  oorgefommenen  Erinnerungen, 
bem  Seth -  kirnte  bie  ©edjarge  erteilt. 

Sßet  biefer  9teotffon  bat  eS  lebiglich  fein  &e»enben  unb  e$  ffnbet  eine  fer« 
nere  ©uperreotfion  nicht  ftott.  Aujjerbem  »irb  bie  @eneral--$)irection  ber  ©ee» 
hanblimg  oon  3ctt  !u  3cit  auferorbentlfche  SKeoifionen  ber  Waffen*  unb  $fanb» 
beftänbe  burch  einen  tr)rer  Beamten  mit  3ugie|^ttj  be$  ber  Anflalt  t>orgefe$ten 
©eehanblung* .  (Sommifforiu*  »ornehmen  lafTen.  2>te  über  biete  Sftcötjtonen  auf» 
gunchmenben  tyrotofoße  »erben  ber  l8eneraI*2)irection  eingereicht,  geltere  um 
rerfucht  unb  entfeheibet  auch  bie  gegen  baö  MfyMmt  et»a  eingebenben  £>efch»er* 
ben ,  mit  alleinigem  SBorbehalte  be*  SfcFurfe«  an  ben  <Sr>ef  be*  ©eebanblung* 
Snjritut«. 

Siegel  t>cr  Ttnflalt. 

§.  4.  S)fe  2Inf!alt  »irb  ein  befonbereö  ©iegel  unb  einen  ©tempel  mit  ber 
3nf«rift : 

„  Ä6nigli*e«  ßei^  -  «Smt  für  »erlin  " 
nnb  mit  bem  i0reußtf*en  5lbler  führen. 

3ef^affenl?ett  6er  Pf5nöer. 

§.  5.  $)ie  Sfoftalt  leibt  auf  aße  bewegliche  Effecten,  in  fofern  folc^e  nicht  noch 
ben  unten  folgenben  ^eflimmungen  auöirucflid)  von  ber  Zunahme  au^gefcblof* 
fen  »erben,  namentlich  auf  ftleinobien  unb  ©betfteitte,  auf  ©olb,  Silber,  $ü* 
pfer,  Effing,  ginn  unb  begleichen  metaUene  (Serätbfchaften,  ferner  auf  f (et< 
bmigöflücfe,  3euge  lnuS  Sßaaren,  fo»te  auf  aße  fonfhge  bewegliche,  nu$bare 
©egenjlänbe,  in  fofern  ju  beren  Aufbewahrung  fein  großer  9?aum  erforberlich 
i%  bie  £>älfte  biö  3»ei  2)rittheüe  be*  2ar»ertbeö. 

auögefchloffen  oon  ber  Qhmabme  ald  ^)fanb  jtnb  aße  abgenu$te  Sachen,  flüf. 
fige  (BegenOanbe,  X upferfliche,  33ücher  unb  aße  leicht  gerbrechliche  ober  bem  SSer. 
berben  auögefe^te,  fo»ie  feuergefährliche  ©egenflänbe. 

£&rletmebefeingungen. 

§.  6.  Auf  Dergleichen  $fänber  (§  5.)  giebt  bie  Slnffalt  «erfindliche  ^arfebne, 
jeboch  nicht  unter  Einem  Xbalcr  unb  nur  in  foldien  SBeträgen,  »eldje  mit  »ol» 
Jen  ober  halben  2halern  abfchltegen.  ©«w  W  bei  @eehanblung6.3npitutö  blüht 
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•*  mbeffen  »ortelalten,  w«  ben  Hmfianben  ba*  2Jrtotm»ffl  ber  Skrflettte  auf  eine 

leringere  ©umme  fejrjufefcen.    n  '  ' 

2)ie  S»nfen  burfeti  ba*  9Jcarimum  bei  in  ber  5lflerböd>flen  (£.  »um  28. 3u. 
liu*  1826.  (©.  ©.  de  1826.  No.  1025.)  befrimratenSinefufe«  ntc^t  überf«reiten. 

2)ie  2tnflalt  be^It  fi«  vor,  benfelben  t'oracM  m  einzelnen  jaUen  (j.  33.  Bei  beben* 
cuben  eummen)  m  erinafigen,  ali  au«  im  9töü,emelnen  na*  äftaaggabe  ber  je» 
eemaligen  »erbältmffe,  »on  Seit  'jn  3eit  ju  fcerriitgern  ober  mietet  ju  ersten, 
I  ober  dergleichen  allgemein  abA  nberube  Söcfriiumungen  jcbcsnral  vor  bereu  51n  wen« 
ung  bur«  einen  2lu$bang  in  bem  ©efc&äfrölofale  nur  öfPendi«en  tenntnifi  gu 
ringen  »erpfli«tet  •,•;..!"; 
£>ie  ^arlctjiie  werben  jeberjeft  auf  6  SJtonate  gegeben,  bem  SBerpfänber  flebt  etf 
ibeffen  frei,  ba$  i|)fanb  au*  früher  einliefen  unb  er  entrichtet,  wenn  bie*  ge< 
hM>t,  bie  3infen  nur  für  bie  $eit  biö  jur  wirfli«  erfolgten  Sinföfung.  2)iefelben 
»erben  jebod)  nt«t  auf  einzelne  Sage,  fonbern  nur  auf  9Rona«e  berechnet,  berge« 
alt,  baj?  jeber  angefangene  SWonat  für  Doli  gilt , 

Slufer  ben  3tnfen  entrichtet  ber  8erpfwber  ui«t*  weiter  al«  ben  na«  ber  £öbe 
Sarlebn«  etwa  gefegt«  erforberli«en  ©tempeibetrag,  unb  jwar  bei  bem  2U>- 
hlufie  be*  ©ef«äft«.  - 

Ctnfd^ranfurtgen  in  21nfehung  der  Perfcncn  free  Pfandgeber.  . 

$.  7.  S3ou  50er fönen,  welc&e  feinem  ber  Beamten  beö  Seih*  Sunt  $  aiö  unoeroä«. 
9  beFannf  fmb,  jrcf>  au«  üeber  bur«  ©ocumente,  no«  bur*  ba$  2tiierfemitmt? 
fa unter  glaubwürbtger  SÖerf  onen  all  unoerba«ttg  legüimtren  fonnen,  be$glei«en 
u  fol«en,  bereu  ä3efugnif,  ®ar  lehne  aufzunehmen,  gefehlt«  bef«ränft  ift,  bfir« 
Ii  feine  Vfäubet  angenommen  werben,  dagegen  finben  bie  SBefhmmungen  bei 
ß.  9t  St,L  Sit  15.  §.19.  auf  Serpfctnbungen  bei  bem  &ib-2lmte  ni«t 
iroenbung. 

ttbfölut  öe&  t.ulebn*  un5  Pfanögefctyafte. 

§.  8.  (Ste^t  ber  Shtnabme  bei  Sßfanbeä  an  fl«  ni«t$  entgegen,  fo  wirb  baffelbe 
rch  ben  »ereiberen  Sarator  abgef«ä$r,  unb  ber  betrag  ber  £a,re,  fowie  bc3  ba* 
uf  |u  gebenben  2DarIebn$,  bem  ©ariebnöfu«et  befannr  gemacht  2BiH  berfeibe 
f  oa$  ©ef«äft  ni«t  eingehen,  fo  wirb  ihm  bai  offerirte  spfanb  ohne  Äoften  m* 
tf  gegeben.  @rffärt  er  ff«  aber  für  emwfranbeu,  fo  empfängt  et  ba$  2)ariehn 
jeii  2tn«banbigung  bei  Sßfanbe*.  £efetere$  wirb  alöbann  mit  ber  laufenben  SRum«' 
r  bei  3ournal«  bejei«net,  eingepaeft  nnb  t»em  SBorfleber  be«  2J?aga^intf  jur  2(uf. 
na&rung  überliefert.  3ouweIen  unb  anbere  Ä  oft  bar  Feiten  werben  in  einen  Um* 
fog 
ien 

Pfanöbucl). 

5.  9.  ©rei«iettig  wirb  in  bie  SBü«er  bei  £eü).2ImW  eingetragen: 

a)  bie  Kummer  be*  »Ufanbe^ ; 

1>)  ber  ^arae>bel  tyfanbgebettf ; 

c>  bie  Beitreibung  beö  ißfanbfrücf*; 

d)  bie  Sare  beffelben ; 

e)  ber  betrag  bti  Striefen* ; 

0  b^  Sag  ber  2lu Zahlung  beffelben; 

g>  ber  monatliche  SBerrag  ber  baoon  in  entri«tenben  S^fetu 

Pfftnöfc^eln. 

i.  10.  £)er  ^3fanbf«ulbner  empfangt  einen,  alle  biefe  Q3e^ei«nungen  enthaften* 
mit  bem  Vfanbbuche  genau  übereinfrimmeuben  ^fanbf«ein,  na«  beiltegenbem 
miliar,  wel«er  von  bem  9tenbanten  unb  bem  Äontroleur  ober  beren  ©tettoer« 
ern  oofljogen  unb  mit  bem  (Stempel  be$  Seir>*3lint«  oerfehen  wirb,  ©tefer 
»ein  tottritt  bie  <5teüt  eine«  f«riftu«en  J5)arlehnö.  unb  ©erpfaiibuugö^ofu. 
itö  für  unb  wiber  bie  2ln(ralt,  bergejralt,  baf  wenn  geltere  beim  Söerltifl  ober 
berbeu  bee  ^faubcö  na«  allgemeinen  gefe$li«en  l^efrimmuiiaen  @rfa$  ju  lei* 
verpflichtet  ifc  nur  auf  ben  im  g)fanbf«eine  au^gebrüeften  aßerth  ber  ©a«e 


H«JI9  UUt'lllt'rt.11.      „Jl'WU'lUU   UIIV    UllUtU    JVL'llt'UllKllt'Il    lUllftU  III  tllltll  UU(> 

Siegt  unb  oerffegelt;  bem  Söerpfänber  jreht  ed  frei,  ben  ttmf«Jacj  beö  überge* 
fanbe«  mit  feinem  ^rioatpegel  ju  belegen- 
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SRücf ffdbt  genommen,  ber  Beroeii  eine«  grofiern  ober  geringem  SBertfei  aber  mbtt 

bem  einen  noch  bem  anbcrn  Jbeile  nachgeladen  wirb. 

Aufbewahrung  uno  StdyerftcBung  ©et  Pfänder. 

§.  11.  Tie  SDfänber  werben  an  einem  gegen  (Sntroenbung  unb  Berberben  mög« 
licht!  aefut orten  Orte  aufbewahrt.  tvür  Schaben,  welchen  biefelben  bnreb  bai 
blo&e  Siegen,  ohne  Berroabrlofung  ober  ecfeulb  ber  ^InftaU,  bureb  3ufaü  ober  bunt) 
äupere  Gewalt  erleiben,  liefet  bai  Seife» «int  nicht  ein.  @i  übernimmt  jebod)  bte 
Berficberung  ber  pfänber  gegen  Seuerigefabr  auf  fcöfee  bei  tarieren  Sßertfei  ber. 
felben  ohne  betontere  Bergütung. 

Tic  Benufcung  trgenb  eine«  aH"anofh'icf i  ift  ben  Beamten  ber  Mnftalt  bei  Strafe 
bei  boppclten  (§rfa$ei  unb  ber  3>ien|lentlaf[ung  Quibrucflicfe  unter fagt. 

-      ■•»  tCintifung  6fr  Pfinorr. 

§.  12.  3e6em  Pfanbfchulbner  jlefet  e$  frei,  bai  Pfanb  audfe  oor  Ablauf  ber  ffon« 
traf titelt  einjulbfen.  conf.  §.  6. 

3)em  jebeimaligen  Borkiger  bei  Pfanbfcheini  Wirb  gegen  SWcfgaBe  bei  Septem 
unb  gegen  Berichtigung  bei  S>arlefeni  unb  ber  angeroaebfenen  &infen,  bai  pfanb 
gurücf gegeben ,  auigenommeh : 

a)  wenn  gerichtlich  baranf  Befchlag  gelegt,  ober, 

b)  wenn  oon  bem  in  bem  Pfanbbuebe  »erjeichneren  PfanbgeBer  bem  Seife  «Slmt 
angezeigt  worben,  bap  ihm  ber  tyfanbfcbein  abbänben  gefommen  fei. 

©ai  Seife  »5lmt  ifl  fonach  wob!  befugt,  aber  nicht  oerpfüchtet,  oon  ben  auf  bem 
Sßfanbfcheine  etwa  beftn blichen  ©efjionen  ober  fonftigen  Bermerfen  ftenntniji  ju 
nefemen  unb  überhaupt  bie  Segitimation  bei  Borzeigeri  befonberi  zu  prüfen. 

Verfahren,  wenn  ber  pfanofcfyein  verloren  ifl. 

§.  13.  derjenige,  welchem  ein  Pfanbfcfeein  oerloren  gefer,  muß,  um  ffdb  oor  SRacfe* 
tfeetl  ju  fehlten,  fofort  bem  Seife ^Hmte  bavon  ftnjeige  machen.  Tiefe  wirb,  in  fo< 
fern  nicht  bai  pfanb  gegen  diud gäbe  bei  Pfanbfcbeini  beretti  eingelbfet  ifl,  mit 
Angabe  bei  Jagei  unter  genauer  Bezeichnung  bei  5lnmelbenben  in  bem  pfanbbuebe 
*  oermerft  unb  bem  ttnjetgenben  hierüber  eine  Bereinigung  ertfeeilt.  2>er  Sediere 
mulj  alibann  ben  nach  §.  15.  \u  beftimmenben  BerfaHtermin  bei  tyfanbicheini  ab* 
»arten,  unb  ijl  erjl  oier  2ßocfeen  nach  beffen  (Eintritt,  gegen  SKücfgabe  ber  erhalte» 
nen  Befcheintgung  unb  gegen  «uefleUung  einei  5J?ortificationifcheini,  bai  ü)fanb 
nach  §.  12.  einzuloten  berechtigt/  in  fofern  ber  Pfanbichein  felbfl  bti  babin  niefet 
präfentirt  fein  füllte.  ÜRelbet  fleh  aber  oor  biefer  (finlöfung  ber  3nbaber  einei 
f Dieben  ali  oerloren  angezeigten  pfanbfebeini  bei  bem  Seife«3imte,  fo  wirb  bai  $fanb 
bemfelben  nicht  oerabfolgt,  ber  pfaubfefeein  oielmefer  angehalten  unb  ber  träfen« 
tant  unter  3luiretcbung  einer  oon  bem  SRenbanten  *u  oibimirenben  unb  mit  ber 
Bemetfung,  bafl  bai  Original  angehalten  fei,  ju  oerfebenben  Slbfchnft  beffelben,  an» 
gewiefen,  fein  Riecht  gegen  ben  tfem  namhaft  ju  machenben  3nfeaber  ber  Befchemi* 
gung  geltenb  ju  machen,  unb  bie  gerichtliche  Befchlagnafeme  bei  tyfanbei  nach^ufu. 
chen.  @rfolgt  eine  folche  bii  fpätefleni  4  SKocfaen  nach  Eintritt  bei  oben  erwähn« 
ten  Berfaütermini  ($.  15.)  nicht,  fo  wirb  ber  urfprüngltcbe  Wanbgeber  nach  §.  12. 
üur  (Sinlöfung  bei  ^r'aubei  jngelaffen  unb  wenn  auch  biefer  fleh  ba&u  nicht  melbet, 
mit  bem  Berfauf  bei  Vfanbei  in  ber  im  §.  15.  befrimmten  9(rt  »erfahren. 

3n  allen  J-allen,  in  welchen  hiernach  ein  folchei  ?)fanb  oor  ber  BerfaQjeit  niefet 
gurüefgegeben  werben  fann,  foQ  ei  jeboch  bem  ©chufbner  tfficitttt  fein,  bai  ©arlefen 
felbfl  jurücfyuiablen  unb  ftefe  baburefe  oon  bem  fernem  3iaftn(ailfe  ju  befreien. 

Prolongation.    • » 

§.14.  Prolongationen  ber  Pfanbbarlehne  werben  nur  in  fomeit  geflattet,  ali 
eine  neue  $are  ergießt,  ba§  bai  ^fanb  noch  ben  bei  ber  erfreu  Berofänbung  ange» 
nommenen  3Öertfe  hat.  2ßtrb  bte  Prolongation  hiernach  jjnläfng  befunben,  fo  wirb 
gegen  ^uefgabe  bei  alten  Pfanbfcbeini  unb  gegen  Berichtigung  ber  aufqelaufenen 
Stufen  ein  neuer  pfaiibfchein  ertbeilt,  bai  Pfanbflücf  mit  ber  neuen  »ummer  be. 
Zeichnet  uub  »ieber  zur  5l|Jeroation  genommen ;  auch  eine  neue  (Eintragung  in  bie 
Bücher  unb  bie  ertfeetlung  bei  Pfaubfcheini  uaefe  ben  §§.9  unb  10.  bewirft. 

i 

i 
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V         tferfteigerung  Oer  nufct  tfauM&m  Ptfntwr* . 

§.  15.  3ebem  Wanbfcfculbiier  wirb  na*  Hblauf  ber  in  bem  $fanbfch<tne  Be. 
hmmten  fecb«monatlicben  Jrilt  noch  eine  iRacbfrift  »on  fed)«  SRonaten  jur  (Sinlö. 
ung  be«  $fanbe«  gemattet,  diejenigen  ^fänber  aber,  welche  auch  währen©  tiefer 
Racbfrift,  mitbin  innerhalb  eine«  3abre«  »om  Sage  ber  SBerpfänbung  ob  gerechnet, 
oeber  eingelöfet  noch  prolongirt  jtnb,  werben  al«  wfaüett  betrachtet  unb  ba«  $ei£ 
imt  ift  al«bann  jur  öffentlichen  Söerfteigerung  berfelben  berechtigt 

dergleichen  SBerfteigerungen  »erben,  je  nachbem  ba«  ^ebürfnijrban*  eintritt 
abrlicb  )mu  ober  mebreremale  oon  bem  £eib'2lmte  unter  Leitung  be«  <5>treftor/ 
üt  3uaebuncj  eine*  9?orar«  ober  eine«  befonber«  $u  biefem  SBebufe  ju  »erpichten' 
en  Samten,  in  bem  ©efcbciftfrofale  ber  Slnftalt  abqebaffen,  worüber  ein  ton  ben 
enannten  ^erfonen  in  unterjetebnenbe«  ^rofofpfl  aufgenommen  wirb. 

@ine  nochmalige  51bfcba$ui?g  ber  )li  oerfaufenben  ©egenftänbe  erfolgt  nicht; 

3ebe  $erfteigerung  wirb  suoor  breimal  oon  acht  jh  acht  2agen  btircb  6te  frieftgen 
(nteUigenjblätter  unb  jwei  Seitungen,  be«gleicheu  burd)  eine,  »ier  Sörzen  lang  ini 
ofale  be«  £etb«9lmt«  au«uibäugenbe  flnjetge  öffentlich  befannt  gemacht. 

Jür  bie  entftebenben  Soften  wirb  1  <5gr.  pro  Jbaler  »on  bem  (Srlöie  ber  $fän« 
er  berechnet  unb  »on  bem  nach  Berichtigung  be«  SavitnU  unb  ber  3mfen  etwa 
erbleibenben  Ueberfd)u(fe  in  ^Ib^ug  gebracht. 

Setmlhgutig  öer  fp<Steren  tEtnläfung. 

§.  16.  m  nim  erfolgten  Sachlage  ift  jeber  ^fanbfdmlbner  fein  $fanb  gegen 
Berichtigung  be«  darlebn«  unb  ber  btö  jur  wirflicben  Ginlöfung  aufgewachfenen 
;infen  niriicfyunebmen  ober  nach  §.  14.  ba«  ©arlebn  ju  prolongiren  berechtigt,  bat 
boeb  bie  SBerfteiqerung  bereit«  angefangen,  fo  ift  ber  Wanbicbulbner  ju  ben  hier* 
uf  per  wen beten  Soften  einen  Beitrag  oon  (Sinem  ©übergroßen  oon  ][ebem  Zfa 
r  be«  2)arlebn«  ju  entrichten  oerpfliebtet. 

W  f  .^ien  wegen  6e»  Ueberföaffee. 

§.  17.  Unmittelbar  nad)  gefcbloffener  ÜBerfteigerung  wirb  burd)  bie  bteffgm  3«. 
nigeu;blätter  unb  jwei  3eitungen  ein  öffentlicher  Aufruf  an  bie  beteiligten  ^>fani>* 
•ber  er  (äffen,  fieb  bei  bem  Seih  kirnte  ju  melben  unb  ben  nacb  »eriebtigung  be« 
)arlebn«  unb  ber  baoon  bt«  jum  SBerfauf  be«  *>fanbe«  aufgelaufenen  fynten  unk 
jfil  oben  beftimmten  f  ofteubeitrage«  oerbleibcnben  Ueberfcbup  gegen  Quittung  unb 
:itcf gäbe  beä  5PfanbfcbetuMn  (Smpfang  ^u  nebmen.  . 

2)te  betreffenben  ^fänber  werben  lebiglieb  burd)  Angabe  beö  3eitraum«,  in  mU 
et«  j!e  niebergelegt  jtnb,  bezeichnet,  bie  tarnen  ber  $jfanbgeber  unb  bie  Hummern 
r  $fanb|cbeme  aber  nicht  angegeben,  tiefer  Aufruf  roirb  breimal  oon  brei  iu 
et  Monaten  mieberbolt.  Reibet  fich  binnen  brei  Monaten  nach  ber  legten  S8e» 
nutrnachung  {mithin  nach  3^re«frtft  oom  Jage  ber  erften  5liifforberung  ab 
chnet)  ^iiemanb  jur  emptangnabme  be«  Ueberfchuffe^  t>on  welchem  niemal«  3in» 
n  oergütigt  werben,  fo  wirb  folcher  jur  tanfammlung  be«  @ingang«  gebachten,  m 
tlbtbätigen  3wecfen  beftimmten  $onb$-  an  bie  ^aupt  =  @eebanbluiig«fafTe  abgelte* 
rt  unb  ber  ^fanbfehein  mit  ben  barauf  begrünbeten  fechten  ber  ^fanbfchulbner 

erlofchen. 

2)celbet  jlch  gwar  ber  urfprungliche,  in  bem  ?Dfanbbud)e  »erjeichnete  q3fanb. 
?ber,  fann  jeboch  ben  ^fanbfebein  nicht  beibringen,  fo  muj*  er  ben  Ablauf  ber 
en  beftimmten  grift  abwarten  unb  empfängt  al«bcnn  ben  Ueberfcbuf  gegen  iu«. 
üung  ber  Quittung  unb  eine«  3Jcortiftcation«fd)eiu«.  ffiirb  in^wifebfn  ber  ^fanb* 
•ein  oon  einem  anbern  3nbaber  präfeutirt,  fo  wirb  ber  Wanbfebein  angebalten 
b  ber  Ueberfchuß  bem  betreffenben  orbentlichen  ©eriebtentr  9legulirung  ber  ©ad)e 
erfenbet. 

£e$rere«  gefchieht  auch,  wenn  oom  (Bericht  auf  ba«  $fanb  felbjt  ober  auf  ben 
berfihuf*  S8efd)lag  gelegt  unb  im  erften  Salle  ber  93erfauf  be«  $fanbe«  nicht  recht, 
ttg  verhindert  ift.  (conf.  §.  20.) 

üftit  bem  Ablaufe  ber  oben  beftimmten  JJriH  verfällt  ber  Bi«  bahin  nicht  erhobene 
berfchui?  bem  (Eingang«  gebachten  milbthätigen  $oub  unmiberruftich,  bagegen  wirb 
:r  auch  ber  ^fanbfchulbner  burd)  ben  ^erfauf  bc«  $fanbc«  oon  allen  ^achforbe« 
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rangen  be«  £ety.*9mt*  ttegen  be*  etwa  entftanbenen  Xutfaüfi  an  Kapital  Sfnfen 
unb  Sofien  befreit 

»arteigne  auf  6ta«te*  und  Äomwut»!  i  Papiere. 

§.18.  Stal  ffötrigl.  «eifc^mt  beb5ft  ff*  wr,  wenn  et  bie*  feiner  ©onoenfenj 
gemäf  finbet,  au*  auf  inlänbif*e,  auf  jeben  3n&aber  lautenbe,  ©faat*.  ober  ffom. 
munat*  Rapiere,  5)arle&ne  bi$  ju  bem  betrage  t>on  (Sinrafcfenb  Xbalern  ju  geben. 
3>te  SBeflimmung  ber  £ö&e  berteiben,  mit  9iütffl*t  auf  ben  jebeämaliaai  Dorfen* 
furö  ber  ju  oerpfänbenben  Rapiere,  be*glei*en  ber  ©aner,  be*  ^inöfafccs  (innerhalb 
be*  gefe$(idr>  guläftgen  ^Betraget,  conf.  §,  6.)  unb  ber  foujliqen  25arle&n&58ebüiaun« 
gen,  bleibt  ber  jedesmaligen  Bereinigung  mit  bem  (Scmmiffariuö  unb  ref».  Sureftor 
ber  2uiflalt  »orbe&alten. 

§,19.  ©o&te  baö  ffontgl.  &i&.2lmt  e*  bemSntereffe  ber  SfoflaU  angemeffen 
ftnben,  jur  5Bequemlt*fett  be*  $ublifum«  Befonbere  Äomtoire  an  »erf*iet>enen  £>r. 
ten  ber  @t^t  gu  erri*ten,  fo  wirb  ba$  habere  hierüber  ju  feiner  Seit  öffentlich 
befannt  (ttma&t  merben. 

Vorrechte  fcee  teify»2tmte. 

§.20.  3>a$  Äönigl.  Setb=3Imt  ifl  bie  oon  t&m  angenommenen  Vfänber  an  9ttc- 
manb,  au*  ni*t  an  geri*tli*e  SBeprben,  anber*  aU  gegen  ooOftctnbige  SBcfrtebi- 
guncj  wegen  be*  Äaoitalä,  ber  3infcn  unb  ber  etroanigen  Sofien  ausliefern,  au* 
ben  33er?auf  berfelben  im  Sege  ber  öffentli*en  SBerftetgerung  na*  eingetretener 
&erfa&>tt  (§.  15.)  nur  gegen  »ofl(ianbtge  Prolongation  be*  $Pfanbf*ein$  (§.  14.) 
ober  gegen  SRieberlegung  ,ber  ©efammtforberung  ber  Slnflalt  bei  ber  lefctern  aufyu. 
fefccn  oer»fn*tet. 

3n  aßen  Satten  alfo,  in  treffen  e*  ben  Warteten  ober  SSe&örben  auf  bie  SfoSlie. 
ferung  ober  (Sonferoation  ber  Pfänber  anfnnmt,  ift  e$  lebiglt*  bie  8a*e  ber  &e> 
heiligten,  bie  Gri  nlöfung  beä  tyfanbeö  ober  bie  Prolongation  betf  $Pfanbf*ein$  auf 
tyre  Äoflen  ju  beworfen.  2)tetf  gilt  au*  »on  ben  in  einer  Äonfurtmaffe  ji*  etwa 
»orftnbenben  tyfanbf*etnen. 

Sterbur*  foöen  |ebo*  bie  etroanigen  (gigent&um*.  ober  fonftigen  9Infprü*e 
britter  $erfonen  an  bie  niedergelegten  ^fanber,  fotoeit  foi*e  na*  §.7.  gegen  ba* 
Seft.Shnt  re*t!i*  begrünbet  ffnb,  ni*t  bef*ranft  »erben,  fonbern  ben  533etbeilia» 
ten  entweber  auf  bat  Sßfanb  felbft  ober,  wenn  beffen  SBerf auf  ni*t  in  ber  »orgebaa> 
ten  «Seife  »on  i&nen  oer&inbert  worben,  auf  bie  #erfauf*lofung  gegen  ba«  2tty 
0mt  oorbebaTten  bleiben. 

3n  allen  Jaffen  bagegen,  in  wel*en  ba«  £eib*2lmf  bie  9febH*feit  bc«  ©eft$e* 
für  ff*  bat,  ift  baffelbe  au*  bie  oon  bem  $fanb*£)arlebne  aufgelaufenen  %in\en  oon 
bem  SBinbicanten  |U  oerlangen  ober  bemfelben  in  ^(b^ug  ju  bringen  berechtigt. 

Sauer  5er  21nflalt. 

§.  21.  ©ie  Äonigl.  ©eebanblung  bebalt  fi*  jroar  »or,  ba«  Seib-3Imt  ju  |eber  3«t 
ttieber  auftulöfen,  wirb  aber  bie  beoorjlebenbe  Qluflöfung,  wenn  foI*e  bef*loffen 
werben  foOte,  ein  3abr  »orber  bffentli*  befannt  ma*en.  <S.  @.  2a 

III.    Verpfandungen  beweglicher  Sachen  ohne  körperliche  Uehergah». 

1)  Ueb.rh.optj  ^ 

§.  271.  Verpfändungen  durch  symbolische  Ueb ergäbe  finden  nur  bei 
Sachen  Statt,  wo  entweder  die  Natur  des  Gegenstandes  keine  eigent- 
liche körperliche  Uebcrgabe  zulässt,  oder  wo  die  Gesetze  die  Parteien 
ausdrücklich  davon  dispensiren. 

§.  272.  Aber  auch  bei  solchen  Sachen  kann  die  Verpfandung  ohne 
körperliche  Uebcrgabe  nur  in  so  fern  mit  rechtlicher  Wirkung  erfol- 
gen, als  ihr  Besitz  auf  den  Pfandgläubiger  durch  solche  Zeichen  über- 
tragen werden  kann,  aus  welchen  diese  mit  dem  Besitze  vorgefallene 
Veränderung  auch  für  andere,  ausser  den  contrahirenden  Parteien,  er- 
sichtlich ist. 
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;  §.  273.  Es  muss  also  in  einem  solchen  Falle  nicht  nur  eine  schrift- 
liche Erklärung  des  Schuldners ,  den  Besitz  dem  Gläubiger  übertragen 
zu  wollen,  entweder  im  Pfandvertrage  selbst,  oder  in  einer  eigenen  Ur- 
kunde vorhanden  sein;  sondern  auch  eine  symbolische  Uebergabe  hin- 
zukommen. 

§.  274.  Es  müssen  aber  auch  noch  ausserdem  zwischen  dem  Verpfan- 
der  und  Pfandgläubiger  solche  Maasregeln  genommen  werden,  dass  kein 
Dritter,  ohne  eigenes  grobes  Versehen,  verleitet  werden  könne,  zu  glau- 
ben, als  ob  dem  Verpfänder  über  die  Sache  und  deren  Besitz  annoch 
die  freie  Disposition  zustehe.  * 

§.  275.  Sind  diese  Maasregeln  unzureichend:  so  kann  der  Pfandgläu- 
biger gegen  einen  Dritten,  welcher  zum  Naturalbesitze  redlicher  Weise 
gelangt  ist,  von  seinem  Pfandrechte  keinen  Gebrauch  machen. 

§.  276.  Ist,  wegen  Unzulänglichkeit  dieser  Maasregeln,  ein  Dritter 
verleitet  worden,  mit  dem  Verpfänder  über  die  Sache  in  Verträge  sich 
einzulassen:  so  bleibt  zwar,  so  lange  noch  keine  Naturälübergabe  an 
diesen  Dritten  erfolgt  ist,  das  Pfandrecht  des  Gläubigers  in  seiner  Kraft. 

§.  277.  Der  Pfandgläubiger  muss  aber  einem  solchen  Contrahenten, 
wegen  alles  demselben  daraus  entstehenden  wirklichen  Schadens,  in  so 
fern  der  Verpfänder  selbst  dazu  nicht  vermögend  ist,  gerecht  werden. 

§.  278.  Von  dieser  Vertretung  kann  jedoch  ein  solcher  Pfandgläubi- 
ger durch  Entsagung  seines  Pfandrechts  sich  befreien. 

§.279.  Auch  fällt  diese  Vertretung  ganz  hinweg,  wenn  der  dritte 
Contrahent  sich  eines  groben  Versehens  schuldig  gemacht  hat. 

§.  280.  Für  ein  grobes  Versehen  von  Seiten  des  Dritten  ist  es  zu  ach- 
ten, wenn  derselbe  diejenigen  Mittel,  welche  ihm  die  folgenden  Vor-  , 
Schriften  zur  Einziehung  näherer  Erkundigungen  über  eine  geschehene 
Verpfändung  an  die  Hand  geben,  vernachlässiget  hat. 

2)  insonderheit  bei  autstehenden  Forderungen; 

§.  281.  Ausstehende  Forderungen  können  nur  durch  Aushändigung 
der  darüber  auf  einen  gewissen  Inhaber  ausgestellten  Urkunden  gültig 
verpfändet  werden. 

§.  282.  Ist  dieses  geschehen,  und  der  Schuldner  der  verpfändeten  Post 
hat  an  den  Verpfänder  Capitalszahlungen  geleistet,  ohne  sich  das  Instru- 
ment zurückgeben,  oder  die  Abschlagszahlungen  darauf  vermerken  zu 
lassen:  so  kann  er  sich  damit  gegen  den  Pfandinhaber  nicht  schützen; 
sondern  muss  sich  deshalb  an  den  Verpfänder,  als  seinen  eigentlichen 
Gläubiger,  halten. 

§.  283.  Wenn  also  nur  das  verpfändete  Capital  dem  Pfandinhaber 
zur  Sicherheit  haften  soll:  so  ist  eine  ausdrückliche  Bekanntmachung  an 
den  Schuldner  zwar  rathsam,  aber  nicht  nothwendig.  , 

§.  284.  Sollen  hingegen  dem  Pfandgläubiger  auch  die  Zinsen  einer 
solchen  Activforderung  mit  verpfändet  sein:  so  muss  derselbe  dafür  sor- 
gen, dass  die  geschehehene  Verpfändung  dem  Schuldner  von  dem  Pfand- 
geber ausdrücklich  bekannt  gemacht  werde. 

Verordnung  to,9.S>ecbr.  1809,  wegen  cjjiovtificatfon  betr  «n  einen  dewfffen  ZnfaUt, 
tinb  wegen  be$  öffentliäcn  Wufoebotf  oev  an  leben  3nfia*er  auSgetfeWten  ©djulbberfdjreibungen 
1  unb  2.  fceti'.  ble  Sorot  bet  2>en>fänbung  von  <gdjulbbofununten,  unb  bie  Sollen  ber  unter* 
JafTenen  ^efanntmac&ung  betr  SSerpfänbung  an  ben  @<üulbner);  f.  iu  1. 16.  f.  130. 

§.  285.  Was  bei  Verpfändungen  solcher  Forderungen,  die  in  dasHy- 
mannropff  2tflg.  <Utibrecfrt  IL  30 
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potbekcnbuch  eingetragen  sind,  zu  beobachten  sei,  wird  unten  bestimmt 
(§.  511.  sqq.) 

§.  286.  Banknoten,  Pfandbriefe,  und  andere  auf  jeden  Inhaber  lau- 
tende Instrumente ,  können  zwar  an  sich  durch  körperliche  Uebergabe 
gültig  verpfändet  werden; 

§.  287.  Wenn  jedoch  dergleichen  Instrumente  nicht  ausser  Cours 
gesetzt  sind:  so  dauert  das  dingliche  Recht  des  Pfandgläubigers  auf  sel- 
bige nur  so  lange,  als  sie  sich  wirklich  in  seiner  Gewahrsam  befinden; 
und  hat  gegen  einen  dritten  Besitzer  nur  unter  den  im  Fünfzehnten  Ti- 
tel §.  53.  beschriebenen  Umständen*Statt. 

§.288.  Sollen  Activforderungen,  über  welche  kein  Instrument  vor- 
handen ist,  verpfändet  werden:  so  ist  die  Bekanntmachung  an  den 
Schuldner  derselben  dazu  nothwendig. 

§.  289.  Sind  Activforderungen  nur  verpfändet  worden:  so  kann  der 
Pfandgläubiger  auf  deren  Einziehung  nur  unter  eben  den  Umständen 
antragen,  unter  welchen  er  die  Veräusserung  des  Pfandes  zu  suchen  be- 
rechtigt ist. 

1)  Rescript  ».  12.$m8ufl  1809,  ettr.  bfe  Unjutäffafelt  be*  «Serfautf  tterpfanbeter  öblU 
gationen  unb  etaatfpapiere. 

2Iu0  bec  abfebriftlicb  anttegenben  Anzeige  beö  geheimen  ®taat$mtb*  unb  Ober* 
prdjtbentcn  @acf  vom  8.  p.  ÜÄ-  werbet  3b  t  erfreu ,  was  berfeibe  wegen  beß  See« 

u f ö  oerpfdnbeter  Obligationen/  befonberö  ber  <£taatßpapiere  unb  ber  fidnbifeben 
unb  bet  tfdbtifcben  ©cbulbPerfcbreibungen,  obne  porbergegangene  ßlgge  unb  rieb' 
terllcbe  Söeurtbeilung  bet  bem  ^tniiierium  pprgefteOt  bat-  2Btr  müfien  ihm  barin 
betttimmen,  ba§  bem  ©Idubtger  bie  ißefugnifj,  perpfdnbete/  auf  jeben  3npabet 
Iautenbe  Obligationen  unter  bem  «ftominalwertbe  nach  bem  Giourö  $u  perfaufen/ 
nicht  jugeftanben  roerben  f&nne.  Denn  tonnte  man  aud)  annebmen/  Dag  bas  watf 
im  §.30.  Sit.  20.  £b- 1.  be$  8t.  2.3ft.  üon  anbern  (Sachen  gefagt  roirb/  auf  bie 
aubüebenbeii  gorberungen  anuiroenben  fei/  oon  welchen  im  $.281  —  298.  befon« 
ber*  gebanbelt  roirb/  unb  reo  im  §  289.  nur  ber  ginjiebung  ber  oerpfdubeten 
fioröerungen  alö  eines  Sefriebigungßmittelö  beö  <|)fanbgtdubiger0  gebaebt  roirb/ 
fo  bat  t od)  aud)  ber  juerii  angeführte  §.  30.  am  angeführten  Orte  auSbrüeflid» 
feügefebt/  ba§  fclbft  nletuuni,  röenn  ber  «Pfanbfcbulbner  burd)  einen  übrigens  gül* 
tigen  Vertrag  im  Boraus*  in  bie  außergerichtliche  Veräußerung  beö  SPfanbeö  ge* 
willigt  hatte,  biefeö  boeb  nicht  anber*/  als  mit  Bugirbung  bejTelben  gefebeben 
f&nne.  >iß«nn  alfo  biefer  ber  porbanbenen  Xape  ober Xagbanblung  roiberfpriebt/ 
fo  bleibt  nicht*  übrig/  al$  bie  (Einleitung  per  @acbe  in  bem  2Srge  9Red)ten$. 
ein  Vertrag/  wobureb  bie  SBebingung  aufgefcblojfen  würbe/  unter  welcher  aOein 
ber  aufergeridtflicbe  Vcrfauf  betf  jpfanbe*  nach  §.28.  — 30.  am  angeführten  Orte 
beö  21  ß.  9t.  betleben  (od,  t il  ungültig/  unb  2Btr  baben  roobl  nicht  notbig  Sud) 
aufmerffam  barauf  tu  machen/  unter  roeldjen  bebenflicben  Umfidnben  bie  )u  toi = 
eben  Dingen  nicht  berechtigten  SReprdfentanten  ber  Gemeinheit  biefe  fchdblichett 
Vertrage  gefd)loffen  baben/  unb  welchen  (Sim'cbränfungen  ber  BngrifF  beaVermÄ« 
gen*  ber  Korporationen  von  leiten  beö  (3 laubig erö  im  §.yi—  9».  £it.6.  Xb.2- 
Ut  2t.  2.  9t  unterworfen  10. 

£i  er  nach  bat  e«  alfo  fein  Sflebenfen,  ba@  auf  beu  Antrag  ber  3fnfHture  bem 
^fanbgldubiget  ber  einfeitige  Verlauf  ber  Obligationen  unterfagt  roerben  tonne/ 
unb  bcrfelbe  angehalten  roerben  mug/  bie  Perpfdnbeten  ©taatäpapiere  unb  Ver- 
fchreibungen  in  gerichtliche  Verwahrung  abzuliefern.  Die  ^ntfitute  werben  wegen 
ber  tu  nebmenben  anaa&reqeln,  ttm  ben  nachtbeiligen  folgen  betf  Verlauf*  tiefer 
Rapiere  vorzubeugen/  von  bem  SRintfierium  ber  ginanjen  unb  betf  Innern  mit 
Stnweifung  verfebeu  werben,  unb  3bt  habt  baber  auf  bte  Slntrdge  ber  3njliiute/ 
nacb  bem  eben  aufgefüllten  (Seftchtßpuntte  baö  ^Rechtliche  ju  Perrügen. 

mtW  S3.8.  ©.297.  7.«bfchnitt. 

2)  Rescript  \>.  20. 92ot>br.  1809,  benfelbeji  ©egenfianb  bete. 

5)ei  ben  in  (gutem  über  bie  SBefehwerbe  ber  oerebelichfen  91.  unterm  9.  b.  SW. 
ermatteten  Berichte  angejeigten  llmfldnben/  genehmigen  fflir  jwar  bie  sfiefcblag- 
nebmung  bec  über  500Xblr.  lautenben@eebanblung*- Obligation/  aOeinberVer« 
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fnuf  berfefben  burch  ctecn  «mdfier  an  ber  fB&rfe  itf  unftatf&aff ,  wenn  bie  <25up* 
plifantin  nicht  fclbtf  barein  wifligt,  intern  bei  Perpfdnbeten  aueficbenben  ©chul* 
pen  bie  SBorfchriften  ber  «I.  ®.0.  Xb.  1.  Xit.  23.  §.  toi  — 105.  beobachtet  werben 
muffen,  in  tiefen  Paragraphen  aber  bei  Sörrfauftf /  als  eines  Sc3efriebtgung0mit* 
tri«  /  nicht  gebaebt  wirb,  auch  im  §.28y.  XU.  20.  Xb.  l.  be0  81.  ß.  SR.  nur  bie 
ginjiebuna  ber  jlctioorum  al0  ein  VJUtul  ber  Söefrlebigung  ttä  «Pfanbgldubfgerl 
angegeben  rotrb,  unb  in  feinem  gaQc  ber  93crfauf  ber  ©eebanblung0.  Obligation 
turch  einen  ORdfler  an  ber  iflbrfc  für  eine  gcfefcmdf  ige  notbwenbige  93erdu§erung 
toürbe  geachtet  »erben  -f  Innen.  O/int  bis  9.9.  6. 145.  Slbfchnitt  2. 

3)  Beacrlptv.  2.97©t>hr.  1818,  bttv.  ben  35erf auf  berp  oberer  OMiflarionen* 

Dem  älnigl.  0. 2.  ©er.  wirb  aul  ber  urschriftlichen  2lnlaae  |u  erfeben  gegeben, 
»eiche  ifleichwerbe  ber  bieftge  JFanquier  9t.  9t.  burch  ben  3fufli|S  GommiiTariu* 
91. 91.  in  ber  bei  bem  bortigen  <2tabtgerichte  febwebenben  9t.9tfchen  <Jpncur0fache 
porgetraaen  (ar.  Der  Äntrag  be0  gupplifantrn,  bie  fogenannten  tobten  pofldn* 
blichen  Obligationen/  welche  ibm  pon  bem  Kaufmann  9t  Ol.  Perpfdnbct  »orben/ 
an  ber  #brfe  perfaufen  |u  laffen,  ericheint  nicht  unbegrünbet,  unb  fann  per  de- 
cretam  nicht  oon  ber  £anb  gewiefen  werben.  Sßenn  paper  bie  übrigen  ©Idubiger 
gütlich  in  liefen  53er f auf  nicht  willigen  wo0en,  fo  mu§  bie  Sache  jum  $roje§ 
eingeleitet  unb  barüber  in  ben  georbneten  jnilan^n  erfannt  werben,  wie  folcbel 
auch  fchon  auf  eine  dbnlicbe  Anfrage  be0  Gollegii  Pom  ii.üfldrj  1815  in  ber 
9t  OUchen  Goncuwfacbe  Pom  3u(iij  SWinifJer  burch  bal  SRcfcr.  Pom  27.  SRai  cjusdi. 
benimmt  worben  id. 

hiernach  bat  ba*  einigt  0. ß.  ®cr.  ba0  baftge  Grabtgericfjr  anjuweifen,  unb 
Wie  folchel  geidjepcn,  unter  3urücf reich ung  Ie0  Commnnicati  anjujeigen. 

9.  £.  3.  SB.  12.  6.S5& 

4)  Ctesets  b.  4.  3ntl  1823,  betr.  bie  ueberroeining  auJftebenber  Sorbeninaen  unb  Qouti  Oa* 
»euber  e*m*b©<umente  im  «TOeae  ber  Cfreairion. 

2>a  bie  in  ber  *.  ®.  S>.  Xb.  I.  Sit  24.  5. 101  - 105.  enthaltenen  Borfdjrif. 
ten  wegen  ber  (frefution  in  Slftioforberungen  bei  ©chulbnerl  filr  unjureichenb 
aner Fannt  worben,  um  len  Gläubiger  burch  begleichen  Q5eqenftAnbc  ber  Cr.re» 
futtern  ju  fetner  ©efriebigung  ju  per  helfen;  fo  perorbnen  SBtr  für  biejenigett 
Un ferer  ^roum^en  unb  Vanbeltbeile,  worin  bie  &®.  £>.  gefe$li<he  Äraft  hat, 
auf  ben  Vortrag  Unferl  ®taat0mini(reriuml  unb  nach  vernommenem  ®utach« 
ten  Unter«  3tajt*ratb0,  Jolgenbel: 

§.1.  SRit  Aufhebung  ber  entgegenflebenben  »orfchrift  ler 
£it.  24.  §.  103.  wirb  bem  grefutionlfucher  gemattet,  alle  unb  jebe  aftioforbe« 
rungen  bei  ju  (Sreguirenben,  welche  eine  bejiimmte  ®elbfumme,  fei  el  in  Äapi. 
tal  ober  in  Kenten,  nun  ©egenftanb*  haben,  aul  welchem  Stiel,  5.  3>.  93er« 
mächtniffen,  t  auffontraften  u.  f. ».  f!e  auch  entfprtngen  mögen,  fei  oft  einjutla* 
cjen  unb  bi0  jum  betrage  fetner  recbt0fTäftigen  Jorberung  einrieben. 

5.  2.  (fr  fou*  bau«  auf  befonberen  Antrag  burch  eine  Verfügung  bei  Werichtl 
ermächtigt,  unb  folche*  fowobl  lern  gu  <$requirenben  al0  beffen  Sdjuibner  be- 
tannt  gemacht  werben. 

$.  3.  2)iefe  gerichtliche  Verfügung  »er tritt  bie  ©teile  einer  9nwetfuncj,  unb 
ber  <5refution0fucher  erlangt  baburch  an  ber  in  ©efcfclag  genommenen  Jorbe. 
rung  bie  fechte  eine«  ^iftgnatarl  mit  ber  SoHmacfet  jur  Q tnf lagung  ber  ange* 
wiejenen  $orberung. 

§.  4.  3ebod>  i(l  berfelbe  allemal  verpflichtet,  ju  bem  gegen  ben  ®chulbner  )u 
führenben  ^ro|e(Te  ben  yx  (f.reqmrenbcu  porlaben  |u  lafjen. 

$.  5.  2>cr  5 11    requtren bc  fann  mit  feinem  Schutbuer  einfeitig  unb  ohne 
frtmmung  bei  @jrefutton0fud)erl  feinen  Oergleid)  abfchliepen,  weicher  ^unt  9iacb- 
theil  bei  £e$teren  gereicht. 

(«.  ®.  Ä  Jb.  I.  Sit.  29.  §.  81.) 

$.  6.  ®t&  ber  C?refution0fucher  eine  91Fttpforberung  feine«  ©chulbnerl  (5.  L) 
jum  9?ennwertb  in  3ahlung  annehmen,  fo  fott  ihm  biefelbe  burch  eilte  SBerfd« 
gung  bei  ©ertchtl,  welche  bie  (Stelle  ber  3*ffl°n  HTtritt,  übereignet  werben. 

§.  7.  tteberfreigt  biefe  |U  äberetgnenbe  Slfttpforberung  bie  beijutreibenbe  @umme, 
fo  geflieht  bie  Üeberweifung  bil  jum  SBerrage  ber  Unteren,  jeboch  mit  bem  »or* 

30* 
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$ug«rechte  t>or  bem  tteberrefte  her  $orberung,  welker  bem  ju  (grequtrenben  Bleibt. 
SB'cibe^  ifl  in  ber  übereignenben  Verfügung,  wooon  in  Meiern  Salle  auch  ber  ju 
<£requirenbe  eine  Qluäfertigung  erhält,  beutlich  nnb  genau  auäjubrücfen. 

§.8.  $>a  ber  <£reFution$fucher  au$  bem  bereiteren  Vermögen  bei  ju  (Srrequi« 
renben  feine  33efriebigung  verlangen  Fann,  fo  hat  er  bie  2Bahl,  ob  er  bie  rücf* 
ftänbtgen  3infen  ber  in  3ahlung$flatt  nt  übereignenben  Jorberung  mir  theilweife 
ober  gar  nid)t  übernehmen  miu*,  welcheufaHS  foldje  in  ber  übereignenben  S3erfü« 
gung  bem  ju  Grrequirenben  oorjubehalten  flnb. 

§.  9.  3ft  oou  ber  ju  übereignenben  ftorberung  ein  fd^rtftltcfoe^  ©ofument  oorhan* 
ben,  fo  roirb  bie  Seffloiß  Verfügung  (§.6.)  barauf  oermerFt,  uno  im  3aDe  beö  §.7. 
überbem  ein  SmpUFat  bei  <5)oFument$  gefertigt,  welches  mit  ber  &e\\\m\i -.Reifn* 
gung  gleichfalls  oerfeheu  roirb, 

§.  10.  3)ie  Uebereignung  oon  Leibrenten  geflieht  &u  bemSafce,  wofür  ber  SRent« 
Pflichtige  folche  abjulöien  gefefclich  ober  vertragsmäßig  befugt  ifl.  3n  Ermangelung 
einer  foldjen  ©eflimmung  roerben  fte  mit  fünf  tyrojent  ju  Äapital  angefcfclagcn.  @S 
flnbet  jeboch  tiefe  Uebereignung  nur  bei  folgen  Kenten  ftatt,  beren  ütbfonberung 
oon  bem  berechtigten  £>au»tgute  Feine  gefe&liche  £>inberniffe  im  SBege  flehen. 

§.  11.  £>te  Äoflen  ber  Uebereignung  mit  (£iufchlup  ber  Eintragung  berfelben  in 
ba*  ^Dpothefenbuch,  fofern  bie  Jorberung  barin  eingetragen  ift,  fallen  bem  $u  (fr* 
quirenben  $ur  Saft. 

§.  12.  ©inb*<öchulb»aptere,  welche  auf  Dorfen  einen  marftgängigen  tfurä  haben, 
in  SBefchlag  genommen,  fo  fann  ber  (SreFutionSfucher  folche  ju  bem  92>örfenFurS, 
wofür  fle  »erFäuflicb  flnb,  in  3ahlung  annehmen. 

j.  13.  G?«  Bebarf  in  biefem  'Salle,  fofern  bie  Rapiere  auf  icben  3nhaber  lauten, 
Feiner  Sefflon*. Verfügung  (§.6.),  fonbern  nur  einer  3lu$hänbigung  ber  Rapiere  an 
Ben  (SreFutionöfucher  junt  gerichtlichen  $rotoFoH,  uub  einer  .Öuittirung  beflelben 
übet  bie  ihm  baburch  geworbene  Sabluug. 

§.  14.  2)a  hier  Feine  theilweife  tteberroetfung  (§.7.)  flatt  flnbet,  fo  muf  ber  @re« 
futionSfucher  allemal,  wenn  ber  ÄurSwerth  ber  Rapiere  beffen  rechtöFräftige  Jorbe» 
rung  überfleigt,  ben  UeBerfchu$  bei  ber  3luöhänbigung  ber  Rapiere  in  gleichen  tya* 
pieren  nach  bem  ÄurSwerthe  ober  baar,  entroeber  au  ben  gu  (irequtrenben  jaMeu, 
ober  ben  Umflänben  nach  Bei  bem  (Bericht  nieberlegen. 

§.  15.  $)er  ßurSmerth  (§.  12.)  wirb  bei  benjenigen  papieren,  welche  auf  inlanbu 
fchen  Dorfen  ffur*  haben,  burch  ein  Sitteft  eine*  oereibeten  SKäFlerS  Befltmmt,  wel« 
6>ei  »on  bem  ©ericht  auf  BaS  Anerbieten  bei  EreFutionSfuchcrS,  bie  Rapiere  in  3ap. 
lung  annehmen  ju  wollen,  eingeholt  wirb,  nnb  ben  antrage  ber  3lu$fleflungbe$tlt< 
tefle*  gewefenen  ©elbFurS  in  33uchflaben  unb  3ahlen  angeben  muß. 

§.  16.  SBet  inlänbifchen  ©taatS«  papieren,  imgleichen  Bei  auSlänbifchen  papieren, 
welche  inlänbifchen  3$örfenFur$  haben,  wirb  babei  ber  SBerJtner  SBörfenFurS  mm 
Waa^ftabe  genommen;  Bei  inlänbifchen  ^rooin^ial«  ober  kommunal  papieren  aber 
ber  Äurö  »on  ber  ^Borfe  ber  ^rooin^,  in  welcher  fle  entflanben  flnb. 

©eflnben  fleh  mehrere  SBörfen  in  ber  $rooinj,  fo  hängt  ei  oon  bem  Ermeflen  bei 
©erichtd  aB,  nach  welcher  oon  biefen  Dorfen  ber  tfuräwerth  ber  inlänbifchen  $ro< 
vinnal*  unb  kommunal  Rapiere  beftimmt  werben  foflf,  unb  eben  fo  befltmmt  bat 
©ericht/  welche  inlänMfche  93örfe  bam  ju  nehmen,  im  JaB  fleh  in  ber  Betreffenben 
^Jrooinj  Feine  Sbrfe  beflnbet.  ©er  ^egel  nach  ifl  jebod)  baut  bie  berliner  &örfe 
ju  wählen,  wenn  bei  berfelben  Dergleichen  Rapiere  Ä urö  haben. 

§.  17.  $aBen  bie  in  33efchlag  genommenen  Rapiere  (§.  12.)  aber  Bloß  auf  auölän» 
bifchen  SBörfen  einen  Äur«,  fo  erforbert  bat  ©ericht  entweber  oon  ber  $>auptbanF 
ober  ber  ©eehanblung  ftugFunft,  Bei  welcher  auölänbifdwi  $>örfe  ber  neuefle  Äur^ 
biefer  Rapiere  am  oortheühafteflen  fei,  unb  barnach  wirb  Bei  ber  UeBereignung  ber* 
felben  an  ben  CfrcFuticuefucher  ihr  $ur£werth  beftimmt. 

§.  IS.  SBttl  hingegen  ber  <$reFution$fucher  bie  in  SBefchlag  genommenen  Rapiere 
nach  ihrem  fogwerth  nicht  felbfl  übernehmen  (§.  12.),  fonbern  trägt  auf  beren  ^er« 
äuperung  an,  fo  gefchieht  biefe  burch  einen  oereibeten  2)iäFler,  gan^  auf  gleiche  SBeife, 

— 
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»1e  Rapiere  biefer  Art  on  6er  ©frfe  Perfcanbett  »erben.  SBH  welcher  Börfe  aWbann 
Nr  öerfauf  ju  bewirten  fei,  ifl  gletc^faH^  na*  ben  porigen  beiben  J§.  ju  befHmmen. 

§.  19.  ©ei  ben  §.  16.  (jeba^ten  Vapteren  erteilt  ba*  erequtrenbe  <3ert$t  einem 
SDfäffer  enweber  unmittelbar  ober  burct)  <f  rfucfeen  be*  ®ertd>fi  am  £)rre  ber  SBörfe 
oen  $lufrraq  ju  bem  Serfauf.  ©er  SRäfler  muf  am  ncufeften  ftörfentage  nacfj  Qtm-- 
pfang  ber  Rapiere  fold&e  »erfllbern  unb  ben  erhaltenen  2ßertf>  unter  Beifügung  be* 
Äur^etteW  beregnen. 

§.  20.  Bei  ben  {.17.  gebauten  papieren  aber  erfutfet  ba6  ©ertcfct  enrmeber  bte 
£>auytbanf  ober  bie  (&cebanblung,  felbige  nad>  bem  neueren  portljeilljaffefifen  Äurfe 
an  ber  auftlänbifcnen  Sßörfe  auf  bte  bafelbfr  iiblic&e  SBeife  oerfaufen  ju  laffen,  unb 
e*  roirb  bte  Berechnung  beö  fcerairtgefommenen  Söertfceö  mit  bem  Äurfyettel  belegt. 

©.  e.  ©.  178. 

^  5)  Beacrlpt  o.  n.eepttr.  1832,  *«tr.  ti«  Ursula  iTegf  et  tri  Serfaui*  ntdjt  mattttfufan 

8uf  bie  Eingabe  vom  9.  b.  2R.  in  ©ad)en  ber  unoercbeli^ten  »ibev  ben 
Kaufmann  &.  roirD  3bnen  unt;r  ftaefgabe  ber  Original  i«nlage  $u*  9tefolutten 
ctt^eilt ,  ba§  bat  angebrachte  (Sefud): 

|u  oerfQqen,  ba§  <i  bei  Pem  veranlagten  ©erfauf  ber  vom  SSerflagren  Oer« 
pfdnbcten  «Police  ber  SebenOoerftcberunq*  *  (MeUfdiaft  |U  ßetpjig  verbleibe 
unb  bie  brnntlidje  33frdu§crung  biefer  Police  jur  23cfrtebigung  ber  Klägerin 
völligen  werbe/ 

nicht  jitldfftg  ift.  Der  §.  25.  £it.  20.  £b.  1.  be*  %.  8. 9t.  ifl  niebt  auf  «cttp.Do* 
cumente  anweisbar;  auf  Mcfc  bfjt'bt  ftd)  9.  g.  9t.  a.  a.  O  §.  289.  u.  f.,  $rojr$* 
Orbn.  Xit.24.  §.  101.  »e«I#  unb  las  (Mcfc  Pom  4.3fuli  1822.  ©.6.  ©.178. 

Der  §  289.  geftattet  ntd)t  bie  23erdu(}erung  tt$  33erpfdnbcten  ff ctio«  Documenta 
fonbern  blo§  bie  €in)iebunq.  Da*  ©efep  Pom  4.  3«U  1S22  (d{?t  b(o§  bie  ©er« 
Äußerung  berjenigen  ©cbulb « Rapiere  naef)/  toeldje  einen~marttgdngigen  dourtf 
haben  (§.  12.  $.18.  a  a.  O  ).  DeSpalb  bat  ba*  O.g. ©er.  ben  pon  3bnen  irt 
Stntraa  gebrachten  fctfcntUa>en  25erfauf  ber  Pcrpfdnbeten  Police  mit  Stecht  für 
unjultffftg  erfldrt.  p.  Jt  %  ».  4o.  ©.  172. 

§.  290.  Besteht  äie  verpfändet  gewesene  Aclivforderung  nicht  in  baa- 
rem  Gelde,  sondern  in  Naturalien  oder  andern  Sachen:  so  bekommt  der 
Gläubiger,  durch  deren  Einziehung,  auf  diese  Sachen  nur  die  Rechte  ei- 
nes eigentlichen  Pfand  Inhabers. 

§.291.  Will  er  sich  also  daraus  bezahlt  machen:  so  muss  wegen  de- 
ren Veräusserung  alles  das  beobachtet  werden,  was  wegen  Veräusserung 
der  Pfander  überhaupt  vorgeschrieben  ist. 

§.  292.  Bestehen  jedoch  diese  verpfändet  gewesenen  und  eingezoge- 
nen Naturalien  in  Getreide,  oder  andern  Erzeugnissen,  die  einen  gewis- 
sen marktgängigen  Preis  haben:  so  muss  der  Gläubiger  sich  den  Werth 
derselben  nach  dem  mittleren  Marktpreise  der  nächsten  Stadt,  zur  Zeit 
der  Einziehung,  anrechnen  lassen. 

§.  293.  So  weit  der  Gläubiger  sein  Recht  an  den  Verpfänder  einem 
Dritten  abtreten  kann;  so  weit  kann  er  auch  die  ihm  zum  Unterpfande 
gegebene  Forderung  ferner  versetzen. 

§.294.  Es  muss  aber  dabei  alles,  was  bei  der  ersten  Verpfandung 
vorgeschrieben  ist,  ebenfalls  beobachtet  werden. 

§.  295»  Der  zweite  Pfandinhaber  kann  auf  die  verpfändete  Forderung 
kein  mehreres  oder  grösseres  Recht  erlangen,  als  dem  erstem  eingeräumt 
worden. 

§.  296.  Der  Schuldner  der  verpfändeten  Forderung  ist  weder  befugt, 
noch  verbunden,  dem  Pfandinhaber,  ohne  ausdrückliche  Anweisung  des 
Verpfänders,  oder  ohne  richterlichen  Befehl,  Zahlung  zu  leisten. 

§.  297.  Ist  ihm  die  geschehene  Verpfändung  bekannt  gemacht  wor- 
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den:  so  findet  im  übrigen  zwischen  ihm  und  dem  Pfandinhaber  eben  das 
Statt,  was  wegen  des  Verhältnisses  zwischen  dem  abgetretenen  Schuld- 
ner und  dem  Cessionario  vorgeschrieben  ist.  (Tit.  11.  §.  402.  sqq.) 

§.  298.  Ueberhaupt  können  die  Rechte  und  Pflichten  des  Schuldners, 
auch  wegen  des  Zahlungstermins,  durch  Verpfändungen  so  wenig,  als 
durch  Cessionen  erschwert  werden. 

3)  bei  Kähnen  «ad  Strom« chiffea; 

§  299.  Kähne  und  andere  dergleichen  Schif  fsgefässe ,  die  nicht  zur 
Fracht- Schiffahrt  gebraucht  werden,  können  nur,  gleich  andern  beweg- 
hchen  Sachen,  durch  die  Naturalübergabe  in  die  Gewahrsam  des  Gläu- 
bigers verpfändet  werden. 

4)  bei  Seeschiffen; 

,  §.  300.  Bei  Seeschiffen  und  allen  andern  Schiffsgefässen,  welche  zur 
Fracht  -  Schiffahrt  bestimmt  sind,  findet  eine  Verpfändung  auch  durch 
symbolische  Uebergabe  Statt. 

§.  301.  An  Orten,  wo  Seegerichte  sind,  können  dergleichen  Verpfän- 
dungen nur  vor  diesen;  an  andern  Orten  aber  vor  einem  jeden  Gerichte, 
oder  auch  vor  einem  Justizcommissario,  gültig  vollzogen  werden. 

§.  302.  Der  Verpfänder  muss  den  Beylbricf,  ingleichen  den  Kaufbrief, 
oder  das  Certificat,  und  überhaupt  diejenigen  Urkunden,  worauf  sein 
Eigenthumsrecht  sich  gründet,  im  Originale  vorlegen. 

§.  303.  Unter  diese  Urkunden  muss  die  geschehene  Verpfändung  von 
dem  Gerichte  oder  dem  Justizcommissario  verzeichnet  werden. 

§.  304.  Der  Pfandnehmer  erhält  eine  geglaubte  Abschrift  dieser  Ur- 
kunden, und  des  unter  den  Originalien  befindlichen  Vermerks,  in  wel- 
chem zugleich,  dass  eine  dergleichen  Abschrift  ertheilet  worden,  aus- 
drücklich erwähnt  werden  muss. 

§.  305.  Durch  die  Uebergabe  dieser  beglaubten  Abschrift  wird  die 
Verpfändung  selbst  vollzogen. 

§.  306.  Eine  ausdrückliche  Bekanntmachung  an  den  Capitain,  Schif- 
fer oder  Steuermann,  ist  nicht  nothwendig;  sie  muss  aber  auf  Verlangen 
des  Pfandgläubigers  erfolgen. 

§.  307.  So  lange  die  §.  304.  bezeichnete  Abschrift  in  den  Händen  des 
Gläubigers  sich  befindet,  und  eine  geschehene  Wiederaufhebung  des 
Pfandrechts  unter  den  Originalien  in  der  §.  303.  vorgeschriebenen  Forin 
nicht  verzeichnet  ist;  so  lange  kommen  dem  Gläubiger  auf  das  verpfän- 
dete Schiff  die  Rechte  eines  wirklichen  Pfandinhabers  zu. 

§.  308.  Auch  ist  derselbe  dergleichen  Pfandrecht  auf  eben  die  Art, 
wie  bei  verpfändeten  Activforderungen  vorgeschrieben  worden,  weiter 
zu  versetzen  wohl  befugt.  (§.  281.  sqq.) 

§.  309.  Das  Pfandrecht  des  Gläubigers  erstreckt  sich  jedoch  nicht 
auf  die  für  ein  solches  Schiff  gezeichnete  Versicherung. 

§.  310.  Wer  auch  auf  diese  ein  Pfandrecht  sich  verschaffen  will,  muss 
sich  die  Original -Police  aushändigen  lassen,  und  solche  Vorkehrungen 
treffen,  dass  die  Vergütung  von  dem  Versicherer  an  niemand  andern, 
als  an  ihn,  oder  seine  Ordre,  gezahlt  werden  könne. 

§.311.  Auch  auf  die  von  dem  Schiffe  verdienten  Frachtgelder  erlangt 
der  Gläubiger,  durch  die  blosse  Verpfändung  des  Schiffes  selbst,  noch 
kein  Pfandrecht. 

§.  312.  Vielmehr  muss  derjenige,  welcher  dergleichen  Recht  erlangen 
will,  sich  die  Urkunden,  aus  denen  die  Fracht  gefordert  werden  kann, 
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ausantworten  lassen;  und  im  übrigen  die  §.  31G\  wegen  der  Versiche«- 
rungsgelder  gegebene  Vorschrift  befolgen», 

§.  313.  Ist  ein  Schiff  auf  vorstehende  Art  (§.  300.  sqq.)  mehreren 
Gläubigern  verpfändet  worden:  so  gehen  die  nach  dem  Dato  des  ge- 
richtlichen Vermerks  älteren  Pfandrechte  den  jungern  vor. 

§.  31 4.  JJodmerey,  welche  ein  fremder  Schiffer  in  hiesigen  Landen, 
oder  ein  hiesiger  Schiffer  in  auswärtigen  Häfen  nimmt,  ist  an  die  gegen- 
wärtigen 'Vorschriften  nicht  gebunden. 

§.  315..  Andere  Bodmerey  hingegen,  besonders  die,  welche  der  Rhe- 
der in  h  iesigen  Landen  nimmt,  muss,  gleich  den  Verpfändungen,  auf  den 
Schiffst  ji  künden  verzeichnet  werden. 

§.  31i6.  Alsdann  richtet  sich  das  Vorrecht  zwischen  dem  Pfandinha- 
ber un  d  Bodmereygeber  nach  dein  Datum  des  Vermerks. 

§.317.  Hat  der  Bodmereygeber  sein  Darlehn  solchergestalt  unter 
den  Original -Schiffsurkunden  nicht  verzeichnen  lassen:  so  steht  er  al- 
len Pf  andgläubigern,  ohne  Unterschied  der  Zeit  des  gemachten  Dar- 
lehns,  in  der  Regel  nach.  (§.  321.) 

§.  3 18-  Wer  zum  Baue  oder  zur  Ausbesserung  eines  Schiffes  Mate- 
rialien geliefert,  Arbeiten  gethan,  oder  Gelder  vorgeschossen  hat,  ist  be- 
fugt, die  Einräumung  eines  Pfandrechts  auf  das  Schiff,  durch  Verzeich- 
nung seines  Anspruchs  auf  die  Original-Schiffsurkunden,  zu  fordern. 

§.  319.  So  lange  aber  die  wirkliche  Verpfändung  solchergestalt  in  der 
gesets'-mässigen  Form  noch  nicht  vollzogen  ist,  bleibt  ihm  nur  das  in  der 
Conc  ursordnung  bestimmte  Privilegium  hinter  den  Pfandgläubigern. 

§.  1320.  Ist  jedoch  ein  Schiff  während  der  Reise  auf  Credit  ausgebes- 
sert worden:  so  hat  dergleichen  Vorschuss,  in  so  fern  er  nicht  durch 
Assecuranz  oder  Havercy-Rechnung  vergütet  wird,  vor  allen,  auch  den 
wirkl  ichen  Pfandschulden,  den  Vorzug. 

§.  3121.  Eben  so  geht  Bodmerey,  welche  der  Schiffer  auf  der  Reise 
im  No»thhafen  genommen  hat,  allen,  auch  früheren  Verpfändungen,  vor. 

§.  3  22.  Aber  auch  eine  solche  Bodmerey  steht  den  nach  §.  320.  zur 
Ausbesserung  des  Schiffes,  während  der  Reise,  später  geleisteten  Vor- 
schüssen nach. 

§.  323.  Es  ist  aber  das  Vorzugsrecht  der  von  dem  Schiffer  im  Noth- 
hafen  genommenen  Bodmerey  (§.  321.)  oder  gemachten  Reparaturschul- 
den (  §.  320.)  nur  auf  ein  Jahr  eingeschränkt. 

§.  324.  Dieses  Jahr  wird  bei  der  Bodmerey  von  dem  Tage,  da  der 
Bodrnereybrief  zahlbar,  und  bei  Reparaturschulden,  von  dem  Tager  da 
das  Schiff  in  den  Hafen,  wohin  es  gehört t  zurückgekommen  ist,  ange- 
rechnet. 

§.  325.  Die  Bergegelder,  inglcichen  die  Heuer  des  Schiffers  und  des 
Schiffsvolkes,  jedoch  beide  nur  von  der  letzten  Reise,  gehen  allen  Ver- 
pfändungen und  anderen  Schiffsschulden  vor. 

§.  326.  Auch  die  auf  der  letzten  Reise  vorgefallene  grosse  Haverey 
hat  vor  allen  Verpfändungen  und  Bodmerey  schulden  aer  Rheder,  in- 
gleichen vor  der  von  dem  Schiffer  im  ISolhhafen  früher  genommenen 
Bodmerey,  und  vor  den  früheren  Reparaturschulden  den  Vorzug. 

§.  327.  Was  vorstehend  von  Verpfändung  ganzer  Schiffe  und  Schiffs- 
gefässe  verordnet  ist,  gilt  auch  von  Verpfändung  einzelner  Schiffsparten; 
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in  so  fern  überhaupt  ein  Rhcdereigenosse,  oder  der  gemeinschaftliche 
Disponent  der  Rheder,  nach  den  Gesetzen  dazu  berechtigt  ist. 

§•328.  In  allen  Fällen,  wo  das  Pfandrecht  sich  nur  auf  Eine  oder 
mehrere  einzelne  Schiffsparten  erstreckt,  sind  die  Mitrheder  befugt,  von 
dem  Gläubiger,  gegen  Bezahlung  der  Schuld,  die  Abtretung  des  Pfandes 
zu  fordern. 

5)  bei  Kaufmannswaareti. 

§.  329.  Auch  bei  gewissen  Waarcnartikeln,  welche  der  (gegenständ 
eines  kaufmännischen  Verkehrs  sind;  kann  eine  Verpfändung  durch 
symbolische  Uebergabe  geschehen. 

§.  330.  Doch  gilt  dieses  .nur  von  solchen  Waaren,  die  nach  rhrer  Na- 
tur, oder  nach  der  in  Handelsstädten  üblichen  Art  ihrer  Aufbewahrung, 
oder  weil  sie  sich  in  der  Gewahrsam  des  Verpfänders  selbst  n  icht  be- 
finden, entweder  gar  nicht,  oder  doch  nicht  ohne  erhebliche  Unbequem- 
lichkeiten und  Kosten,  dem  Pfandgläubiger  körperlich  übergeben  wer- 
den können. 

§.  331.  Auch  sind  zu  dergleichen  symbolischen  Verpfändungen  nur 
Kaulleute  berechtigt,  die  mit  solchen  Waarenartikeln Handlung  treiben; 

§.  332.  Ferner  Fabrikanten ,  welche  die  von  ihnen  für  eigene*.  Rech- 
nung verfertigten  Waaren,  einzeln  oder  im  Ganzen,  an  Andere  ab  setzen; 

§.  333.  Desgleichen  Besitzer  adelicher  Güter  und  Pächter  Königlicher 
Aemter,  welche  Getreide  oder  andere  Gutserzeugnisse  in  den  Markt- 
stäcken  aufschütten  oder  einsetzen. 

§.334.  Bei  andern  Privatpersonen  hingegen,  welche  nur  ein- oder 
andcresmal  dergleichen  Waaren  kaufen  oder  verkaufen,  hat  <  s  bei  der 
Regel,  dass  keine  Verpfändung  ohne  körperliche  Uebergabe  geschehen 
könne,  sein  Bewenden.  » 

§.  335.  Ausnahmen  hiervon,  nach  der  besondern  Verfassung  des  Han- 
delsverkehrs gewisser  Provinzen,  bestimmen  die  Provinziaigesetzc 
@.ju*.  115  tiefe*  Xitel*. 

§.  336.  Wie  bei  symbolischen  Waarenverpfändungcn  der  allgemei- 
nen Vorschrift  des  §.  274.  ein  Genüge  zu  leisten  sei,  wird  zwar  nach 
Bewandniss  der  Umstände,  und  nach  Beschaffenheit  des  Gegenstandes, 
den  Verabredungen  der  Parteien,  so  wie  bei  entstehendem  Streite,  dem 
vernünftigen  Ermessen  des  Richters  hauptsächlich  überlassen. 

§.  337.  Doch  soll  der  Richter  bei  der  Beurtheilung:  in  wie  fern  die 
von  den  Parteien  genommenen  Maassregeln  für  zu  -  oder  unzureichend 
zu  achten  sind,  auf  nachstehende  gesetzliche  Anweisungen  vorzüglich 
Rücksicht  nehmen. 

§.  338.  Sollen  einer  Privatperson  Waaren  verpfändet  werden,  die 
in  einem  gewissen  Gebäude  oder  Orte  vor  eines  Dritten  Zugang  oder 
Disposition  verschlossen  sind:  so  muss  die  symbolische  Uebergabe 
durch  Aushändigung  der  Schlüssel  an  den  Pfandgläubiger  erfolgen. 

§.  339.  Der  Pfandgläubiger  muss  aber  auch  die  Schlüssel  dergestalt 
aufbewahren ,  dass  sie  dem  Verpfänder  zur  freien  Verfügung  nicht  in 
die  Hände  fallen. 

§.  340.  Macht  die  Beschaffenheit  der  Waare  eine  Bearbeitung  dersel- 
ben während  der  Verpfändungszeit  nothwendig:  so  muss  der  Pfandin- 
haber dafür  sorgen,  dass  diese  Bearbeitung  in  seiner  eigenen  oder  eines 
von  ihm  bestellten  Aufsehers  Gegenwart  geschehe. 

§.  341.  Wird  nur  einTheil  solcher  Waaren  verpfändet:  so  muss  der- 
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De  von  dem  zur  freien  Verfügung  des  Schuldners  bleibenden  Ueber- 
te  abgesondert,  und  in  ein  eigenes  verschlossenes  Gelass,  wozu  der 
mdgläubiger  den  Schlüssel  erhält,  geschafft  werden. 

§.  342.  Können  oder  wollen  die  Parteien  dergleichen  Absonderung 
:ht  vornehmen:  so  müssen  sie  den  Schlüssel  einem  gemeinschaftlichen 
ifseher  anvertrauen,  und  denselben  von  der  Verpfändung  benach- 
•litigen. 

§.  343.  Können  die  Parteien  a.uch  darüber  sich  nicht  einigen  i  so  muss 
>s  Behält niss,  in  welchem  der  ganze  Vorrath  sich  befindet,  mitdoppel- 
n  von  einander  verschiedenen  Schlössern  versehen,  und  einer  der 
;hlüssel  dem  Pfandgläubiger  eingehändigt  werden. 

§.  344.  Findet  über  solche  Maassregeln  (§.341.342.343.)  keine  Ver- 
nigung  unter  den  Parteien  Statt :  so  kann  die  Verpfändung  selbst  kei- 
en  Fortgang  haben. 

§.  345.  Sind  die  Waaren  in  einem  mehreren  Kaufleuten  gemeinschaft- 
ichen  Speicher  oder  Magazine  befindlich:  so  muss  der  Vcrpfänder  dem 
Gläubiger  einen  Schein  zustellen,  welcher  von  dem  Eigenthümer  des 
Speichers,  oder  dessen  bestellten  Aufseher  vollzogen,  und  in  welchem 
inerkannt  ist:  dass  die  verpfändete  Waare  wirklich  daselbst  für  Rech- 
Hing  des  Verpfänders  niedergelegt  sei.  . 

§.  346.  Dieser  Schein  muss  doppelt  ausgestellt,  beide  Exemplare  müs- 
sen mit  einem  kurzen  Vermerke  der  Verpfändung  von  dem  Gläubiger 
and  Schuldner  unterschrieben,  und  ein  Exemplar  muss  dem  Eigenthü- 
mer oder  Aufseher  des  Speichers  eingehändiget  werden. 

§.  347.  Der  Pfandgläubiger  muss  dafür  sorgen,  dass  diese  Einhändi- 
gung geschehe,  und  dem  Eigenthümer  oder  dem  Inhaber  der  Schlüssel 
des  Speichers  aufgetragen  werde:  weder  dem  Verpfänder,  noch  einem 
Dritten,  etwas  von  solcher  Waare,  ohne  Vorzeigung  des  in  den  Händen 
des  Gläubigers  gebliebenen  Empfangscheines,  und  ohne  Abschreibung 
auf  selbigen  verabfolgen  zu  lassen. 

§.  348.  Dergleichen  Auftrag  muss  der  Eigenthümer  des  Speichers, 
oder  Inhaber  der  Schlüssel,  bei  eigener  Vertretung  genau  befolgen,  und 
sich  dazu  schriftlich  verpflichten. 

§.  349.  Sind  die  Waaren  unter  öffentlicher  Aufsicht  auf  Packhöfen, 
in  Magazinen,  oder  Niederlagen  befindlich;  so  muss  der  Schuldner  den 
über  die  geschehene  Ablieferung  erhaltenen  Schein  dem  Gläubiger  zu- 
stellen. 

§.  350.  Letzterer  muss  dafür  sorgen,  dass  die  geschehene  Verpfändung 
dem  zur  Aufsicht  über  dergleichen  Verwahrungsörter  bestellten  Beam- 
ten bekannt  gemacht  werde. 

§.  351.  Dieser  muss  die  ihm  geschehene  Anzeige  in  seinen  Büchern 
da,  wo  die  erfolgte  Niederlegung  der  Waaren  selbst  eingetragen  ist,  be- 
merken, und  darüber  ein  Bekenntniss,  mit  der  Versicherung:  die  Waare 
an  Niemand  ohtje  Vorwissen  des  Pfandgläubigers,  verabfolgen  zu  wol- 
len, ausstellen. « 

§.352.  Ob  dies  Bekenntniss  unter  dem  Ablieferungsscheine  selbst 
(§.348.)  zu  vermerken,  oder  besonders  auszustellen  sei,  hängt  von  der 
Verfassung  solcher  öffentlichen  Aufbewahrüngsanstalten  ab. 

§.353*  Wird  ein  besonderer  Schein  darüber  ausgestellt:  so  muss 
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derselbe,  gleich  dem  Ablieferungsscheine,  dem  Gläubiger  eingehändigt 
werden. 

§.  354-  Wo  nach  den  Handlungsverfassungen  eines  Ortes  manche 
Waarenartikel,  ohne  Zuziehung  gewisser  öffentlich  dazu  bestellter  Per- 
sonen, einem  Dritten  nicht  zugemessen,  zugewogen,  oder  sonst  körper- 
lich übereignet  werden  können,  muss  der  Verpfänder,  ausser  den  §.348. 
sqq.  vorgeschriebenen  Bestimmungen,  diesen  Personen  von  der  gesche- 
henen Verpfändung  Nachricht  geben,  und  dieselben  bedeuten,  dass  die 
Waaren,  ohne  Vorwissen  des  Pfandgläubigers,  einem  Dritten  nicht  zu- 
geeignet werden  sollen. 

§.  355.  Ueber  diese  Bekanntmachung  und  Bedeutung  müssen  die  Be- 
amten ein  schriftliches  Zeugniss  ausstellen,  welches  dem  Gläubiger  ein- 
gehändigt werden  muss. 

§.  356.  Holzwaaren,  die  sich  auf  dem  Lager  befinden,  können  durch 
Bezeichnung  der  zugänglichen  Stücke  mit  einer  Marke  des  Pfandneh- 
mers, demselben  übergeben  werden. 

§.  357.  Es  muss  aber  dieser  Bezeichnung  noch  eine  ausdrückliche 
Bekanntmachung  und  Anweisung  an  die  Holzwärter  oder  Aufseher,  der- 
gleichen Holz  ohne  Vorwissen  des  Pfandgläubigers  an  Niemanden  zu 
verabfolgen,  hinzukommen. 

§.  358.  Holzwaaren,  die  in  der  Zurichtung  oder  auf  dem  Transporte 
sind,  werden  durch  Ausantwortung  der  darüber  in  den  Händen  des 
Verpfänders  befindlichen  Contrarte,  oder  anderer  das  Eigenthum  der- 
selben begründenden  Urkunden,  verpfändet. 

§.359.  Es  muss  aber  auch  den  Regimentern,  oder  den  Flössern, 
Schiffern,  und  Steuerleuten,  die  Verpfändung  bekannt  gemacht  werden, 
mit  der  Anweisung,  das  in  der  Arbeit  oder  auf  dein  Transporte  begrif- 
fene Holz  ohne  Vorwissen  des  Pfaudgläubigers  an  Niemanden  zu  ver- 
abfolgen. 

§.  360.  Auf  gleiche  Weise  können  auch  Waaren,  die  in  der  Zurich- 
tung, auf  der  Bleiche,  in  der  Farbe,  oder  bei  dem  Tuchscheerer  sich  be- 
finden, durch  Ausantwortung  der  von  den  Inhabern  darüber  ausgestell- 
ten Empfangscheine,  und  durch  Bekanntmachung  an  diese  Inhaber,  ver- 
pfändet werden. 

§.  361.  In  den  §.  354-360.  bestimmten  Fällen  muss  die  Bekanntma- 
chung und  Anweisung  an  die  daselbst  benannten  Personen,  durch  die 
Gerichte  oder  durch  einen  Justiz-  Commissarium  geschehen,  und  darüber 
ein  förmliches  Protokoll  aufgenommen  werden. 

§.  362.  Von  diesem  Protokolle  muss  das  Original  dem  Pfandgläubi- 
ger zugestellt,  denjenigen  Personen  aber,  welchen  die  Bedeutung  gesche- 
hen ist,  eine  Abschrift  davon  in  Händen  gelassen  werden. 

§.  363.  In  allen  Fällen,  wo  die  Verpfändung  einem  Dritten  bekamt 
gemacht  wird  (§.342.),  ist  derselbe  zugleich  ausdrücklich  darüber  zu 
vernehmen:  ob  die  Waare  seines  Wissens  noch  gar  nickt,  oder  auf  wie 
hoch  nur,  an  einen  andern  Gläubiger  schon  verpfändet  Sei. 

§.  364.  Seine  Erklärung  darüber  ist  der  von  ihm  auszustellenden  Be- 
scheinigung, oder  dem  über  seine  Bedeutung  aufgenommenen  Protokolle 
einzuverleiben. 

§.  365.  Waaren  und  andere  Sachen,  auf  welche  der  Bank  ein  Pfand- 
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ht  bestellt  ist,  können  auf  den  Ueberrest  ihres  Werths  einem  Pfand- 
ubiger  verpfändet  werden. 

§.  366.  Die  Uebergabe  geschieht  alsdann  durch  Aushändigung  des 
q  der  Sank  an  den  Verpfänder  ertheilten  Empfangscheins ;  ohne  des- 
a  Rückgabe,  oder  gerichtliche  Mortificirung,  nach  den  Verfassungen 
r  Bank ,  die  an  selbige  verpfändeten  Waaren  niemals  frei  gegeben 
irden. 

6)  bei  eingehenden  Waaren. 

§.  367.  Eingehende  Waaren,  die  noch  auf  dem  Wasser-  oder  Land- 
ansporte begriffen  sind,  können  nur  durch  Aushändigung  des  Connois- 
ments  und  der  Factur  zugleich,  an  den  Gläubiger  gültig  verpfändet 
erden. 

§.  368.  Uebrigens  aber  ist  es  die  Sache  des  Gläubigers,  aus  der  mit 
ein  auswärtigen  Absender  geführten  Correspondenz  des  Schuldners, 
der  sonst,  sich  hinlänglich  zu  versichern,  dass  die  Waaren  für  Rech- 
ung und  Gefahr  des  Schuldners  abgesendet,  oder  dass  der  Betrag  der- 
clben  dem  Absender  bezahlt,  oder  sonst  vergütet  worden. 

§.  369.  Kann  das  Connoissement  dem  Gläubiger  nicht  ausgehändigt 
verden,  weil  dasselbe  zur  Besorgung  der  Assecuranz  versendet  ist:  so 
iann  zwar  die  Verpfändung  auch  durch  Uebergabe  der  Factur  allein 
gültig  geschehen ; 

§.  370.  Es  mus8  aber  dem  auswärtigen  Correspondenten ,  in  dessen 
Händen  das  Connoissement  sich  befindet,  von  der  geschehenen  Ver- 
pfändung mit  der  nächsten  Post  Nachricht  gegeben  werden. 

§.  371.  Ünterlässt  der  Pfandnehmer  für  diese  gehörige  Bekanntma- 
chung zu  sorgen:  so  kann  er,  wenn  inzwischen  auf  die  versicherten 
Waaren  ein  anderes  Darlehn  genommen  worden ,  gegen  einen  solchen 
Gläubiger  von  seinem  Pfandrechte  keinen  Gebrauch  machen. 

§.  372.  Sind  eingehende  Waaren  solchergestalt  gültig  verpfändet 
worden:  so  bleibt  dem  Gläubiger  sein  Pfandrecht  darauf,  wenn  gleich 
der  Schuldner  inConcurs  verfällt,  ehe  dieWaare  noch  wirklich  an  den 
Ort  ihrer  Bestimmung  gekommen  ist. 

§.  373.  Hat  aber  der  Besteller  der  Waare,  vor  dem  Eingange  dersel- 
ben, solchergestalt  noch  nicht  darüber  disponirt:  so  verbleibt  es  bei  den 
Vorschriften  der  Concursordnung. 

7)  bei  entgehenden  Waaren. 

§.  374.  Ausgehende  Waaren  können  ebenfalls  durch  Uebergabe  der 
in  den  Händen  des  Absenders  befindlichen  Ladungsscheine,  und  ande- 
rer über  die  von  ihm  geschehene  Versendung  sprechenden  Urkunden, 
verpfändet  werden. 

§.  375.  Auch  in  diesem  Falle  ist  es  die  Sache  des  Pfandgläubigers, 
sich  aus  der  Correspondenz  oder  sonst  zu  überzeugen,  dass  die  Versen- 
dung für  Rechnung  des  Schuldners  geschehen  sei. 

§.  376.  Er  muss  ferner,  bei  Verlust  seines  Pfandrechts,  dafür  sorgen, 
dass  der  Commissionair  oder  Spediteur,  an  welchen  die  Waaren  ad- 
dressirt  sind,  spätestens  den  zweiten  Posttag  nach  geschehener  Verpfän- 
dung, davon  benachrichtiget  werde. 

§.  377.  Schiffer  und  Fuhrleute  sind,  die  von  ihnen  geladenen  Waaren 
zu  verpfänden,  nicht  berechtiget. 

§.  378.  Wer  sich  also  mit  einem  Schiffer  oder  Fuhrmanne  in  Con- 
tract  über  dergleichen  Waaren  einlassen  will,  muss  sich  zuvörderst 
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durch  ein  Attest  von  den  Gerichten,  oder  anderen  zu  dergleichen  Ge- 
schäften bestellten  Beamten  des  Abgangsortes,  hinlänglich  versichern, 
dass  die  Waaren  von  dem  Schiffer  oder  Fuhrmanne  für  eigene  Rech- 
nung geladen,  oder  ihm  von  dem  Eigen! hümer  die  Befugniss,  darüber 
zu  disponiren,  beigelegt  worden. 

§.  379.  Doch  hat  es  wegen  der  Fälle,  wo  ein  Schiffer,  während  der 
Reise,  auf  die  geladenen  Waaren,  für  Rechnung  der  Befrachter  Darlchne 
oder  Bodmerej  zu  nehmen  befugt  ist,  bei  den  Vorschriften  des  Kauf- 
mannsrechts sein  Bewenden. 

8)  bei  Verpfandungen  an  die  Bank. 

§.  380.  Bei  Verpfändungen  der  §.  329.  sqq.  beschriebenen  Waaren- 
artikel  an  die  Bank  ist  ebenfalls  die  symbolische  Uebergabe  erforderlich. 

§.381.  Ausserdem  aber  sollen  alle  dergleichen  Verpfändungen  in 
die  bei  jedem  Banco-Comtoir  von  vereideten  Beamten  zu  führenden, 
Pfandbücher  eingetragen  werden. 

§.382.  Die  Banco  -  Comtoirs  sind  gehalten,  einem  jeden,  der  sich 
durch  Consens  des  Eigenthümers,  oder  auf  andere  Art,  wegen  eines  ihm 
bei  der  Sache  zustehenden  erlaubten  Interesse  ausweisen  kann,  Auskunft 
darüber  zu  ertheilen:  ob  ein  gewisser  Waarenartikel,  über  welchen  der 
Anfragende  ein  Geschäft  schliessen  will,  bei  ihnen  ganz  oder  zum  Theil 
verpfändet  sei. 

§.  383.  Sind  die  Waaren  in  einer  andern  Provinz,  als  wo  der  Eigen- 
thümer  wohnet:  so  erfordert  es  die  Sicherheit  eines  solchen  Contrahen- 
ten,  die  Anfrage  an  die  Comtoirs  beider  Provinzen  ergehen  zu  lassen. 

§.  384.  Hiernach  sind  also  die  übrigen,  nach  §.  336.  sqq.  zur  Sicher- 
heit des  Publici  gegen  Gefährde  zu  nehmenden  Maassregeln,  bei  Ver- 
pfändungen an  die  Bank  nicht  nothwendig. 

§.  385.  Nur  wenn  ein-  oder  ausgehende  Waaren  der  Bank  verpfän- 
det werden  sollen,  ist  dieselbe  die,  anderen  Privat-Pfandnehmern  §.366. 
sqq.  ertheilten  Vorschriften  ebenfalls  zu  beobachten  schuldig. 

§.  386.  Uebrigens  aber  bleibt  es  der  Bank  überlassen,  was  für  Maass- 
regeln sie  in  jedem  vorkommenden  Falle  mit  dem  Verpfänder  treffen 
wolle,  um  zu  verhindern,  dass  die  ihr  verpfändeten  Waaren  einem  drit- 
ten redlichen  Besitzer  körperlich  übergeben  werden. 

§.  387.  Sind  diese  Maassregeln  unzureichend:  so  findet  die  Vorschrift 
§.  275.  sqq.  auch  gegen  die  Bank  Anwendung. 

§.  388.  Ein  Kaufmann,  welcher  seinen  Pfandgläubiger,  durch  heimli- 
chen Verkauf  und  Naturalübergabe  der  symbolisch  verpfändeten  Waa- 
ren an  einen  Dritten,  um  sein  Recht  bringt,  soll  als  ein  Betrüger,  nach 
Vorschrift  der  Criminalgesetze  bestraft,  und  sein  Urtel  an  der  Börse, 
zur  Warnung  des  Publici,  öffentlich  bekannt  gemacht  werden. 

§.389.  Gleiche  Strafen  sollen  denjenigen  treffen,  welcher  durch 
Schliessung  von  Verträgen  über  Waaren,  mit  Verschweigung  des  da- 
rauf bestellten  Pfandrechts,  entweder  dem  Pfandgläubiger,  oder  dem 
dritten  Contrahenten,  Schaden  und  Nachtheil  zuziehet. 

IV.  Hypotüekenrechte.  1)  Gegenstände  derselben. 

§.  390.  Hypothekenrechte  können  nur  auf  Grundstücke  und  solche 
Gerechtigkeiten,  welche  die  Gesetze  den  unbeweglichen  Sachen  gleich 
achten,  erworben  werden.    (Tit.  2.  §.  8.  9.) 

§.  391*  Auch  findet  die  Erwerbung  eines  solchen  Rechts  nur  auf  die- 
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igen  Grundstücke  und  Gerechtigkeiten  Statt,  die  in  die  öffentlichen 
pothekenbücher  eingetragen  sind. 

1)  3u  »ergleleöen  ftnb  in  betreff  ber  £»potbef  enrecbte  ber  Wanbbrfefe : 
ritterfcftaftMäen  GrebitreoJeinentS 

»>  für  e*lefien  b.  9.  unb  I5.3uif  1770.  (Sornfae  6<6tcftftue  ©bieten  *6anuntung  2b.  12. 
162  folgfce  «nb  t>.  Stabe  6amm(una  <fc.XI.  6.89  fofabe) 

1>>  für  bte  Sur*  unb  «Heumar!  e.  U.$unl  im,  unb  tfadjfraa  b.  2.mü  1784.  (N.  C.  C. 
9".  (S.67  8  unb  t>.  «Rabe  <8.XI.  @.268  folabe.  N.C.  C.  T.  VII.  0.2927.  Mo;  51  de  1784  unb 
KaU  q?.XII.  6-198  foJabe.) 

C>  für  Bommern  u.  I3.^är&  1781.  (p.  «Rabe  «8. XII.  6. 1  folgb.) 

Ä>  fur<Sef!preufieni>.19.9iörtl  1797.  (N.C.CT.VIII.6.949  u.».9tabe  «8.XIL  6.243foIab) 

e>  füröftpreußen  b.i6.^cbt.i788  unb  24.$ccbr.  1808.  («uiatöi*  95.8.  @.  162  «nb  255. 
9.  @.  3  9  5 .  95. 1 0.  @.  1 3  8.  6.  %b\<bn.  unb  v.  «Rabe  «.  XII.  6.  4  74  folabeO 

f)  für  Wen  ¥.15.£>ecbc.  1821.  (©.6-6.218.) 
srgl.  aud» 

2)  Verordnung  ü. 8. 3unil 835,  wegen  (Sinvidjtung  Äitoiaf. ßvebft *3nftittitS  fn 
cfjteften,  unb 

3)  C«  O.  b.28.©ecbr.  1835/ betr.  ble  «nwenbbarfeit  ber  »orße&enben  SSerorbnuna  auf  bie 
6 erlauft«.  ©.  6. 6. 101  unb  de  1836. 6. 7.  («mannfopff  Staämunaen  «F.  VII.  6-  *8  unb  fblabe.) 

§.  392.  Alle  in  einem  Distrikte  gelegenen  Immobilien,  welche  beson- 
lers  besessen,  veräussert,  oder  mit  dinglichen  Verbindlichkeiten  belegt 
verden  können,  müssen  in  das  Hypothekenbuch  des  Distrikts  eingetra- 
gen werden. 

§.  393«  Jedem  solchen  Grundstücke  ist  in  dem  Hypothekenbuche 
eine  gewisse  Nummer,  und  ein  eigenes  Folium  zu  bestimmen. 

§.  394.  Pertinenzstücke  und  Gerechtigkeiten ,  welche  zu  gewissen 
Hauptgrundstücken  geschlagen  sind,  und  nur  mit  selbigen  zugleich  be- 
sessen oder  ausgeübt  werden,  erhalten  kein  besonderes  Folium. 

§.  395.  Dagegen  müssen  Gerechtigkeiten,  die  für  sich  selbst  bestehen, 
und  auch  ohne  den  Besitz  eines  Grundstücks  ausgeübt  werden  können, 
in  das  Hypothekenbuch  in  besondere  Tabellen  eingetragen  werden. 

§.  396.  Wie  die  Hypothekenbücher  einzurichten,  und  die  Eintragung 
der  Grundstücke  und  Gerechtigkeiten  in  dieselben  zu  bewerkstelligen 
sei,  ist  in  der  Hypothekenordnung  vorgeschrieben. 

§.  397.  Zur  Führung  des  Hypothekenbuches,  und  zu  Eintragungen 
in  selbiges  sind,  der  Regel  nach,  nur  diejenigen  Gerichte,  unter  deren 
Sprengel  die  Sache  gelegen  ist,  befugt. 
§.  398.  Ausnahmen  davon  bestimmen  die  Provinzialgesetze. 

2)  Titel  zur  Erlangung  eine!  Hypothekenrechts. 

§.  399.  Wegen  des  Titels,  wodurch  die  Befugniss,  auf  Einräumung 
eines  wirklichen  Hypothekenrechts  anzutragen,  begründet  werden  kann, 
gelten  zuvörderst  die  §.2-5.  ertheilten  allgemeinen  Vorschriften. 
6.  oben  Me  Sufa'ee  m  ».  3  unb  5  tiefe«  Xittii. 

§.  400.  Wenn  durch  Gesetz  auch  nur  ein  allgemeines  Pfandrecht  be- 
gründet worden:  so  kann  dennoch  der  Berechtigte  dessen  Eintragung 
auf  die  Immobilien  des  Verpflichteten  nachsuchen. 

§.  401.  Dagegen  kann  ein  gesetzliches  Pfandrecht ,  welches  nur  auf 
gewisse  Gegenstände  eingeschränkt  ist,  auf  andere  Immobilien,  ohne 
die  besondere  Einwilligung  des  Schuldners,  nicht  eingetragen  werden. 

§.  402.  Ein  Vertrag,  durch  welchen  das  gesammte  Vermögen,  oder 
auch  gewisse  benannte  Immobilien  des  Schuldners,  dem  Gläubiger  ver- 
pfändet worden,  berechtiget  letzteren  noch  nicht,  seine  Forderung  ge- 
richtlich eintragen  zu  lassen. 
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§.  403.  Vielmehr  ist  dazu  eine  besondere  und  ausdrückliche  Einwil- 
ligung des  Schuldners  erforderlich. 

§•  -IM4.  In  allen  Fällen  muss  das  Hauptrecht,  welches  durch  die  Hy- 
pothek versichert  werden  soll,  dem  Berechtigten  gegen  denjenigen  zu- 
stehen, welcher  als  vollständiger  Besitzer  der  Sache  in  das  Hypothe- 
kenbuch eingetragen  ist. 

§.405.  Ist  also  zu  der  Zeit,  wo  die  Eintragung  gesucht  wird,  der 
Schuldner  als  Eigenthümer  der  Sache  im  Hypothekenbuche  nicht  ver- 
merkt :  so  findet  auch  die  Einräumung  einer  gültigen  Hypothek  für  den 
Gläubiger  nicht  Statt. 

»  Rescrlpt  t).  la.^uli  1833,  baf?  bfe  gfntragiing  eine!  ZiteU  tum  ^fanbredjt  na*  bem  tobe 
be£  urtyriingtiäen  @d)ttlbnet$  nur  mit  ginioiUigung  ber  €rben  unb  nadj  5?erfchtiflung  tfjtel  8efty 
titell  ftatrtinbm  tonnen. 

31  u f  3ftre  SBorfleflun^  Pom  24.  p.  Ott.  erhalten  Sie  folgenden  SBefcheib: 

Die  OBittwe  53.  ju  ß.  beftpt  einen  paaren  »«m'pruch  an  ben  9UcbIa§  tbrc^ 

perüocbenen  üRanne*.   @te  oerlangt  bie  Eintragung  beffelben  auf  bie  jum  SRacb* 

laffe  geb&rtgen  (i5runbßücfe. 
Da0  Äonigf.  @tabtgericht  hat 

1)  bie  6rfla*rung  ber  (Srben  erforbert/ 

unb  nachbem  fleh  btefelben  für  Söeneflcialerbcn  erflärt  unb  in  bte  Eintragung  ein* 
gcroiüfgt  haben/  Perlanat  baffelbe 

2)  bog  bie  (Srben  erfi  ihren  Sflefthtitel  eintragen  taffen, 

um  gleiehjeittg  bie  au*  Der  SSeneftctal  *  Qualität  entfprina«nbe  Df0pof7tfon0be* 
fchrdnfung  berfelben  im  j>r/potbefenbucbe  oermerfen  )U  fbnnen,  unb  auf  biefe 
2Beit'e  ben  fcrbfcbafttfglclubtgern  baä  ihnen  gefeplid)  juliebcnhe  ©eparatton0red)t 
}u  conferoiren. 

Da»  O.  2.  ©er.  if!  ber  Anficht  t>e0  <Sföbtdedd>td  beigetreten,  unb  bet  3ufh> 
minitfer  bdlt  biete  Vorbeichribung  ben  ($efe£en  poQfommen  angemeflfen. 

Der  >Bittn>e  2B.  ftanb  ein  gefeplichrr  Xitel  tum  <Dfanbrechte  auf  bie  tum  Ver- 
mögen ibreö  Cannes  geb&rigen  (^runbflütfe  ju.  @ie  roar  nach  §.  254.  1  it.  l. 
Xb-  II.  be0  9f.  ß.  SR.  befugt/  auch  ohne  Eimoilligung  be«  2Ranne0  bie  roegen  ibretf 
Eingebrachten  ihr  jufommenben  ütecbte  in  bem  £upotbefenbud)e  permerfen  tu  laffen. 

@te  bat/  fo  lanae  ibr  CEftann  lebte,  pon  Meter  SSefugnifj  feinen  (Debrauet)  ge* 
macht/  unb  baber  ein  bingliche0  SRed)t  auf  biefe  ©runbflütfc  noch  nicht  erworben. 

§.4 12.  Xit.  20.  Xb.  I  «.2.9t.  perorbnet: 

©o  lange  ein  geiepliche0  ober  auet)  ein  burd)  rechtsgültige  ©iflentferfldrun« 
gen  befteUte*  «Pfanbrecbt  noch  nicht  eingetragen  fo  lange  tat  baffelbe  nod) 
nicht  Die  Etgenfcbaft  eine?  binglichen  8ted)t0. 

Die  ftolgc  baoon  ifi,  baf}  fte  ihren  Uniprud)  gegen  einen  brittett  83eft$cr  ober 
(Eigentümer  ber  (ijrunbilücfe  nicht  geltenb  machen  fann. 

§.  137.  Xit  2.  unb  $.  io.  Xit.  20.  Xb.I-  be0  *.  ß.  SR. 

Durch  ben  Xob  be0  üflanne*  il  beffen  gefammte  ©erlaffenfchaft/  mit  (Sinfdjfug 
ber  (i)runbfiucf e /  auf  beffen  (Srben  nie  (gigentbum  ubergegangen.  Verlangt  jept 
bie  ^Bittme  bie  Eintragung  tpres  XiteU  jum  ^fanbrechte/  nicht  auf  bie  dkunb- 
flucfe  M  SHanned  —  Denn  beffen  Siechte  unb  Verpflichtungen  ftnb  mit  fetner 
elften*  erloichen  —  fonbern  auf  bie  (Srunbfiücfe  ber  (grben/  bie  fte  burd)  feinen 
Xob  erworben  haben;  fo  grünbet  ftd)  ibr  31mpruch  nicht  mehr  nu3i'chliegli*  auf 
ba0  9ted)t0Perbiitni§/  in  welchem  fte  ut  ihrem  Spanne  gefianben  t)at,  fonbern 
jugleid)  auf  ben  Uebergang  her  urfprangiieben  Verpflichtung  beffelben  auf  bie  gr» 
ben/  b.  b.  auf  Uß  9cecht0oerhdltiii§/  tn  n>e(cbe0  bie  (Srben  be6  Spanne ^  ui  bell 
(grbfchaft0a(dubigern/  aho  aud)  }u  ihr/  getreten  ftnb. 

vi uö  Meiern  SRechttfperbditniffe  gebt  aber  ein  Unterfchieb  in  ber  Verpflichtung 
herpor/  je  nachbem  bie  Verpflichtung  felbfl  Pon  ber  5irt  ifi/  bafj  fte  überhaupt  auf 
bie  Srben  übergehen  fann  ober  nicht/  unb  in  Seniepung  auf  bie  Qualität  ber 
lepteren/  ie  nachbem  fte  successores  singulare«  ober  universales,  unb  biefe  tPteberunt 
unbebingte  ober  SWenefi'einl  ©rben  ftnb. 

Da«  Äbnigl.  etabtgertcht  \\x  %  hat  baber  ganj  rid)tig  erfl  eine  (gcfldrung 
Pon  Pen  Srben  Perlangt/ 

ob  fie  bie  gorberung  überhaupt  anerkennen/ 
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§.  416.  Sit.  20.  Xf).  t  be0  81. 2.  SR.  . 

unb  beten  Eintragung  bewiUiaen, 

Da  aflrrbing*  bie  grage  rntfleben  tonnte,  ob  bie  ©itfwe  ein  SFfedit  auf  ©i* 
cberfleDung/  n>e(ct>e0  aus  bem  EbcftaubSuerbdltniiTe  entfprinat /  nod)  in  2In= 
fpruch  nehmen  befugt  tft,  nachbem  biefe0  ©erbdltniij  erlofcbenwar  (§.36o. 
Sit.  9.  Sb.  I.  be0  B.  ß.  9t.)/ 

unb  e*  b«t  jid)  biernddjft  ba*  ßbnigl.  ©tabtgeriebt  eben  fo  richtig  ber  gjrufnng 

unterzogen: 

ob  auf  bie  Erfldrung  ber  ^eneffcialerben  bie  Eintragung  obne  weitere*  tu 
folgen  bürfe? 

Eö  folgt  aud  ber  ^Betrachtung,  ba§  e0  bei  ber  Eintragung  eine*  gefcbUcbctt  ober 
t»ertrag0md§igen  Sitel*  jum  «Pfandrechte,  wenn  biefelbe  nach  bemSobe  bc*©cbutb* 
ner0  gegen  feine  Erben  gefucht  wirb,  nicht  aOein  auf  baff  urfprünglid)e  9tecbt0» 
pcrbdltmfc,  fonbern  juglrid)  auf  bte  21  rt  unbätteife  beö  Ueberaangeß  ber  SBerpflid)* 
tung  auf  bie  Erben  anl&mmt,  notbroenbig,  ba§  bie  »nerfennung  unb  Eintragung0* 
Einwilligung  ber  Erben  ben  #npotbefcnrid)ter  nod)  nid)t  bered)tigt,  bie  Eintra*  • 
gung  obne  weitere«  oorjunebmen. 

jpaben  bie  Erben  ibre  33erpfluttung  anerfannt  unb  jtd)  för  bie  neuen  @cftulb« 
ner  be0  ^Berechtigten  crfldrt;  fo  möjfen  fte  aud)  erü  ibren  jöefifctitel  berichtigen/ 
efce  auf  ben  Gkunb  ibrer  Erflärung  bie  Eintragung  einer  £opotbcf  erfolgen  barf. 

§.6.  Sit.  10.  §.405.  Sit.  20.  Sb.L  «.8.9t.  unb 

j.  56.  Sit.  2.  &.  O. 

©inb  ff c  S3enef?fiaierben,  fo  folgt  bie  Eintragung  biefer  Üuafitett  au0  ber  . 
ouöbrücnichen  Söorfchrift  ber  §§.  448.  u.  f.  Sit.  9.  Sb.  L  81.  2.  SR.  unb  baburefc 
Wteberum  bie  ©ieberfteflung  ber  Erbtd)aft*gldubiger. 

©o  nur  Idgc  ftch  ba*  SÖeitdltnif  ber  Erbfchaftäg^ubiger  ju  bem  Otachlaffe  in 
ben  gefe&licben  <2Sd)ranfen  «rbalten  unt>  ie&e  Verwirrung  oermeiben,  »eiche  fortfi 
ber  SKtthter  burd)  bie  Eintragung  Pon  j>npotbefen redeten  für  einjelne  ©Idubiger 
In  bie  gocationöorbnung  berfelben  bringen  roi'irbe. 

Die  Eintragung  einer  $roteflation  pro  conservaodo  jure  et  loco  für  bieSBittWC 
SB.  Idft  ftch  auf  feine  ©eife  redufertigen. 

©er  §.  188.  Sit.  2.  £>.  O.  pafit  nicht  auf  ben  oorliegenben  gatt,  unbau0  bem 
§.187.  folgt  betfbaib  nidit0  für  ihren  Antrag,  weil  bie  Sbeorie  beöSI. ß.  9t.  über 
bie  SRefchrdnfurtg  ber  Di0pofttion  be0  SBeneftctalerben  bei  berErfldrung  jener  (Se* 
fe$liefle  nicht  außer  fleht  aelaffen  werben  barf.  %\>r<n  3wecf  /  bte  Eintragung  ber 
gorberung  ju  erlangen,  fbnnen  ©ie  nur  baburch  erreichen: 

ba§  ®ie  bie  Erben  nach  töorfcbrift  be0  §.  5p.  u.  f.  Sit.  51.  $r.  £)rbn.  jur  Er- 
öffnung be*  erbfcbaftlichen  ßiquibationöprojeffeä, 
unb  nach  »blauf  ber  gefefclieben  Jabreöfrift 

auf  ben  (Srunb  ber  9lOerbbchien  G.  O.  Pom  31.  Octbr.  1831. 
jur  Berichtigung  ibre*  S8e|tfctitcl0  anhalten.  ».  £.  3f.  93. 42.  ©.  177. 

§.  406.  Doch  hat,  wenn  nach  erfolgter  Hypothekbestellung,  der 
Schuldner  als  Eigenthünier  der  Sache  in  das  Hypothekenbuch  wirklich 
eingetragen  wird,  die  allgemeine  Vorschrift  §.  16.  17.  Anwendung. 

§.  407.  Die  vor  Berichtigung  des  Besilztitels  eingetragenen  Hypothe- 
ken folgen  hinter  einander,  nach  der  Zeit  der  geschehenen  Eintragung. 

  • 

Rescript ».  25. Sanitär  1822,  betr.  tie  Solaeorbnung  bev  JjopotOefen. 

J)em  Äinigl.  O.ß.  ®er.  wirb  auf  ben  Bericht  Pom  10.  ©eebr.  p .%  eröffnet/ 
ba§  ber  3fu^'l* TOinifler  feine  3)eran(ajTung  ftnbet,  eine  autbentiiehe  ^rclaration 
be0  §.  407.  Sit.  20.  Sb- 1.  be0  «.  fi.  fR.  ju  egtrabiren.  Daaegen  aber  tri«  oerfelbe 
aud)  nicht  berjenigen  «uelegung  bei/  welche  ba0  @oQegium  Pon  biefer  Wtft\)\Vüt 
ju  machen  geneigt  iü.  Stbgefeben  pon  ber  gewagten  iBorau^fe^una/  ba§  ber  ®t* 
fe^geber  in  bem  Qt\>ad)ttn  §.  407./  mit  welchem  ber  fotgenbe  §.  408.  jufammen^ 
bdngt/  bie  begriffe  Pon  bPPotbefarit'cber  Eintragung  unb  bloßer  Slnmelbung  nur 
3fntabu(ation  perwechfett  haben  follre,  Mt  biefe  Di^pofTtion/  fo  wie  fte  ba0  Ö)e« 
fe$  gegeben  bat/  aud)  feineßwcge0  im  ffltberfpruch  mir  ben  porbergebenben  unb 
ben  nachfolgenben  «paraarapben.  Denn/  wenn  biefe  bitfponiren,  tbeilö/  baf}  nur  ber- 
teniae  eine  gültige  ftneothef  einrdumrn  fbnne/  für  we(d)ett  ba0  Eiaentbum  ber 
©ad)e  im  i^DPOtbefenbuche  Permerft  tft  (§.4os. )/  ibeil0/  ba§  ber  9tichter/  ber 
biefe  f&orfcfyrtft  nicht  beaebtet/  für  aOen  au*  einer  orbnungdwibrigen  Eintragung 
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entftanbenen  (gehaben  hafte  (§.  409.)/  fo  folgt  tUr<i«tf  nod)  nicht/  ba§  ber  ©efefc* 
geber  nicht  auch  ben  gall  |>abf  vorfeben  »ollen,  »ie  biejenigen  jpppotbefen  auf 
einander  folgen  foflen/  bie  betf  Verbot«  ungeachtet  eingetragen  ftnb;  unb  tiefet 
tfi  in  ben  §§.407  unb  408.  gefcbeben,  um  aud)  j»ifehen  mehreren  folcber  ©Idubi* 
Qtt,  Deren  Jorberungen  vor  Berichtigung  be*  SöejTbtttel*  eingetragen  finb/  ben 
Üprioriidttfftrett  $u  vermeiben,  fcer  fonft  nicht  ausgeblieben  fein  »ürbe.  *iöeit  ent* 
fewt,  baß  baß  ©efefc  hiernach  et»a$  3rrtae*  ober  üßiberfprecbenbea  ausfgebrücft 
haben  foüre ,  bat  bajfclbe  vielmehr  einen  33e»eitf  von  groger  S3orforge  gegeben/ 
um  felbft  für 9tccht$verb4!tnijfe  erfcb&pfenbe Bnorbnungen  |U  treffen,  »eiche  flrenge 
gegen  biegorm  beö  ©efefcf*  entfianben  finb,  unb  von  einem  aufmerffamen  SKich^ 
ter  bitten  vermieben  werben  foüen.  Diefe*  roirb  hinreichen,  bem  #6n»gl.  D.ß. 
©er.  über  eine  ©efe&fteOe,  roeld)e  ber  Suftij»  SWinifter  niemals  jraeifelbaft gefun* 
ben  b«/  ba*  gehabte. »ebenfen  ju  Ibfen.  V.ß-3-     i&  @- 166. 

§.  408*  Ist  aber,  bei  der  hiernächst  erfolgten  Eintragung  des  Besitz- 
titels für  den  Schuldner,  zugleich  ein  dingliches  Recht  für  denjenigen, 
welcher  zur  Zeit  der  Eintragung  jener  Hypotheken,  als  Eigenthümer 
der  Sache  in  dem  Hypolhekcnbuche  vermerkt  war,  mit  eingetragen  wor- 
den: so  geht  ersteres  den  letztern  vor. 

Rescrfpt  u.  23.  ^prfl  1833,  betr.  bie  Cfintraauna  ber  WealbefiignifTe,  weldje  fl<6  ber  im  $y 
vothe f  tnbüdu  bermerfte  Zeitnot-  bei  ber  3>eräu6eruna  »ovtieljalreit  hat,  unb  beren  %otm*udjt. 

Dem  ß&nigl.  D.  ß.  ©er.  wirb  auf  ben  23erid)t  vom  14.  v.  Tl.  in  ber  £npothe* 
fenfaebe  beö  ©uteö  G>.  golgcnbeö  eröffnet: 

©0  weit  ftd)  bie  Sage  ber  eacU  au*  bem  Berichte  erfeben  Idfjt,  febeint  ber 
Berichtigung  beö  fcopotbefenblatte*  fein  »efentlicbe*£inbernt§  im  SBege  ftu  flehen. 

Die  im  ^>opott>efenbud)€  eingetragene  grau  0.  U.  bat  ba0  ©ut  am  20.  9fpri( 
1820  an  ben  ßicutenant  ün.  verfauft,  unb  ber  ©eftfttitel  tii  für  ben  ße&ttrn  hig- 
her nod)  nicht  berichtigt  »orben. 

Eö  ift  ba*  ©ut  feitbem  burch  mehrere  ßdnbe  gegangen,  bei  tc.  v.£.,  ©rafen 
91.  unb  Slnumannö  &  Der  ßefctcre  bat  bierauf  am  17.  Mpril  1828.  Rubr.II.  eine 
«protection  gegen  alle  nachteilige  Dttpofttlonen  ber  titulirten  SSetTbcrin  v.  tt. 
eintragen  Iaffen. 

Da«  ^bnigl.  0. 8.  ©er.  ftnbet  in  biefer  lebtern  Eintragung  ein  £tnberni§,  in 
ber  eacbe  roeiter  vorfebreiten  ju  bürfen.  Diefe  Slnftcbt  ift  jeboeb  in  ben  ®e* 
fc&en  nicht  gegrünbet. 

Die  Eintragung  ber  «protection  ift  auf  ben  Antrag  unb  ju  ©unften  eine* 
nicht  eingetragenen  S3e|7ber$  erfolgt. 

2ßenn  aud)  fonft  bie  JÖefugniffe  bet  eingeiragenen  Sftealberecbtigten  naef)  bem 
3eitpunft  ber  Eintragung  unter  einanber  rangiren,  fo  finbet  von  biefem  ©runb» 
fabe  bod)  eine  Slugnabme  fiatt/  roenn  für  benjenigen,  roelcber  jur  Bett  ber 
Eintragung  ber  von  einem  nicfyt  intabultrten  ^5ef?ber  berröbtenben  9{ea(berecb« 
tigungen  als  eigentbümer  beö  ©utö  im  ßnpotbefenbudje  vermerlt  roar,  eine 
Eintragung  erfolgt. 

f.  408.  Sit.  20.  £*.  I.  St,  ß.  Sfl. 

Der  ©runb  biervon  ijt  ber,  »eil  ber  Ädufer  einetf  ©ut*  nidjt  mebr  Slecbte 
er» erben  fann,  alß  ibm  übertragen  werben.  Er  mu§  ftcfi  baber  gefallen  Iaffen/ 
bag  ber  ©erfdufer  bhr  93ebingungen  ober  9tea(»  Stipulationen  im  ^vpotbefenbuebe 
eintragen  ld§t/  roeldje  er  ftd)  bei  ber  ©erduferung  vorbebalten  bat/  unb  tß  muf* 
fen  biefe  aOen  Stipulationen  unb  Eintragungen  vorgeben/  tvelcbe  von  einem fpd* 
tern  iHcjiber  berröbren/  bellen  Xitel  nod)  nid)t  berichtigt  tvorben  ifl. 

Sluö  biefer  91njid)t  ift  aud)  bie  «eflimmung  ber  §§.  52, 54  unb  55.  Xit.  i4.  Xb. 
beö  a.  ß.  9t  mit  ^onfeguenj  hervorgegangen/  roo  fogar  giöcui  mit  bett  ihm  ju- 
ftebenben  Vorrechten  benienigen  «Real  «prdtenbenten  nachgeben  mu§,  beren  Sdechte 
ftd)  auf  ben  Erroerbtitel  grünben,  aud  bem  baä  Eigentum  beö  üßcalifchen  Beam- 
ten entfprungen  ift.  Der  ©laube  be0ß^potbe!enbud)0  fdju^t  nur  Denjenigen/  ber 
feine  fechte  von  einem  eingetragenen  &eft$er  ableitet. 

Ed  unterliegt  baber  feinem  söeDenfen,  bag/  wenn  bie  grau  V.U.  fleh  bei  ber 
Sfleredjnung  ber  ihr  juftebenben  ßaufgelber  eine  Eintragung  vorbehalten  bat,  biefe 
Eintragung  bei  ber  Berichtigung  tei  Bcftbtiteld  für  ben  ßieutenant  Tl.  unter 
einem  erfolgen  mn§,  unb  tat"?  biefe  Eintragung  bie  Priorität  vor  allen  Eintrat 
gungen  erbdit,  »eiche  bie  nicht  eingetragenen  f&e(i$ev  auch  fchon  früher  egtrabirt 
hatten,  alfo  auc^)  vor  ber  «proteftation  betf  Ämtmanntf  6. 
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(Srünbet  ftcfc  ber  Slnfprtid»  ber  grau  v.u.  auf  bic /  fflr  ben  SReHoratfontfonb* 
1  eingetragenen/  t>on  ibr  abgelbflen  3000  Sftibtr  Oflelioratfonflgrlber  auf  bett  Äauf» 
contrart  mit  bem  girutenant  27)./  b.  b.  bat  fir  ftd)  tiefe  3000  9ttblr.  »prbfbaltcit/ 
unb  brr  gr&tere  tiefe  <poft  außbrfitflkb  auf  Sfte'tynung  ber  Äaufgelber  äbernom* 
mtn,  fo  -b»t  fca*  D.  2.  (£Wr. 

ben  ^((HMitr!  för  ben  K.  9)?.  ju  berf d)f igett/ 
unb  utglcicn  bei  Per  in  9Reoc  flebenben  <poft,  Kolonne  //GTefftonen",  |u  bewerfen: 
bai  bie  grau  p.  U  tie  3000  SRtblr.  S&Miorationflgelber  abgel&fl,  ftd>  tiefe 
^ppptbef  bei  bem  SJerfauf  betf  ©ut*  au*brfitflid>  üorbebalien,  unb  ber  8feu* 
tenant  2R.  blefelbe  auf  SRtcfcnung  ber  £aufge(ber  öbernommrn  bat. 

£inb  biete  3O0O9ttblr.  jtntfbar  eingetragen/  fo  oerftrQt  ti  (ich  ppn  fetbff/  ba§ 
bai  Siecht/  3taf*n  *u  fort>ern,  nuf.  bie  Brau  P.  U.  übergegangen  ift.  &ntb  fte  , 
nicht  »in?bar  etnqetragen,  bat  auch  ber  te .  >)Ä.  feine  3htf»n  fl'Mtrt  unb  batf(Sut 
br*balb  im  Äaufcontraete  nicht  perpfdnbet;  fp  ftnbet  aud>  eine  €intraqung  benet* 
ben  nicht  flatt/  es  bleibt  Ptednebr  ber  grau  p.  U.  nur  äberlaffrn/  ibre  penftnli« 
eben  Strebte  gegen  ben  tc.  üft.  in  separato  ju  »erfolgen.  DioeÖ  ©treitetf  n>eaett 
barf  aber  bie  Berichtigung  be*  Sftcfietitelö  färben  tc.  SÄ.  nicht  auegefebt  bleiben. 

€Pen  fp  fann  bernndcblt  mit  ber  Berichtigung  be*  S3ffT$ttteU  für  bie  fpdtern 
99efip?r  »erfahren  tperben.  / 

G0  bat  öbrigmtf  ber  3R.  ein  tPPblbegr Anbetet  Stecht/  bie  Berichtigung  beö^e* 
fTfetiteltf  ppn  bem  tc.  p.  £.  ju  »erlangen/  tppbei  auf  ben  ©ruiib  ber  SiOerbbcbrteit 
6.0.  ppm  3l.Dctbr.  1 8 ) f  nach  95orfchrift  brö  §.  51. 2it.  2.  ber  Ö.  §u  »erfab« 
ren  unb  ber  P.  jr.  buren  bie  Execatio  ad  faciendam  jut  (grfüüung  feiner  SBabtnb« 
licbteit  anhalten  fein  tpirb.  ^ 

SJon  allen  (Eintragungen/  »eiche  bei  ©elegenbeit  ber  Berichtigung  ber Br(T(?» 
titel  auf  ben  ($runb  ber  Jtaufcontracte  erfplgen/  10  bem  jebigen  Beftber  ßettf 
Nachricht  }ti  geben/  bie  ttorfdiriftflmdfiqe  Befcbeinigung  ber  ^nftnuation  gu  berpir« 
fen  unb  ibm  ju  öberlaffen,  nach  §.422.  u.  f.  Sit.  20.  Xb .  I.  bei  *.  ß.  9t.  binnen 
4  ^Bochen  eine  fperieQe  ^roteflatton  bei  jeber  fplchen  $qö  bemerfen  ju  laffrn,  »entt 
er  ftch  baburch  in  feinen  Stechten  beeintrdchtiat  bdlt.  Bringt  er  eine  folche$ro* 
feflation  an,  fp  ift  ttefelbe  fpfprt  in  ber  Qolonne  /,&efftonen"  }U  bemerfen,  bie 
3fntercffenten  aber  (int  juin  $Bege  fechtend  ju  »ernxifen. 

*uf  biefe  SBeife  Idft  jid)  nur  ba*  ftppoibefenblatt  in^ble  gefeblicbe  Orbnung 
bringen.  ».  Ä.  3.  B-  4l.  ©.  547. 

§.  409.  Der  Richter,  welcher  Hypothekenrechte  ee$eii  einen  solchen, 
der  noch  nicht  als  Eigentümer  im  Grundbuche  vermerkt  ist,  einträgt, 
haftet  für  allen  aus  einer  solchen  ordnungswidrigen  Eintragung  erwach- 
senden Schaden. 

§.  410.  Jede,  auf  den  Grund  eines  an  sich  rechtsgültigen  Titels,  ge- 
gen den  eingetragenen  Besitzer  erfolgte  Hypothekenbestellung,  behält 
i,hre  Kraft,  wenn  sich  gleich  in  der  Folge  findet,  dass  dieser  Besitzer  - 
Dicht  der  wahre  Eigentümer  gewesen  sei.  (Tit.  10.  §.7-11.) 

3)  Erwerbuogtart  durch  die  Eintragung. 

§.  411.  Nur  durch  die  wirklicheEintragung  in  die  öffentlichen  Grund- 
bücher wird  das  Hypothekenrecht  selbst  erworben. 

§.  412.  So  lange  daher  ein  gesetzliches,  oder  auch  ein  durch  rechts- 
gültige Willenserklärungen  bestelltes  Pfandrecht  noch  nicht  eingetra- 
gen ist;  so  lange  hat  dasselbe  noch  nicht  die  Eigenschaft  eines  dingli- 
chen Rechts. 

O  Verordnung  o.  16.  }uitf  1820,  tetr.  bie  Erwerbung  unb  Uu*fi6uit0  ber  Xeatrecftte  bei 
nfdjr  »oUftanöia  eingrriOiterem  ^nootbetentoefen. 

3)a  m  einem  Jbeile ber jen igen  Unferer^rot>injen,  worin  ba*9f.&9t,  bie3t.©.£). 
tinb  bie OettJ  in  ftnroenbung  geblieben  finb,  bc^gleiAen  in  benjemgen  neuen 
ober  n>iebererntorbenen  ^rouinjen ,  worin  2Btr  tiefe  ©efe|e  neu  ober  mieber  einqe* 
führt  fcaben,  bie  @inri<fct«ng  ber  ^epotbefenbfid)er  nod)  nic^t  Jat  uolletibet  werben 
iönnen ;  unb  ba  nigletd)  über  bie  ^Inwenbung  mehrerer  ©teilen  autf  jenen  ©cfe$en/ 
worin  ba«  ©afein  oon  $>9pottefenbu^ern  oorau«gefe|t  wirb,  bafelbft  3n>etfel  ent* 
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flanben  jlnb;  fo  »er  ort  neu  2Bir  für  bte  tu  ben  gebauten  ^roviiqen  noef)  nicht  mit 
«J>t)pothefenBüchern  »erfebene  ©erichtSbejirFe  (jeboch  mitSluSfchluß  beSJjerjogtfmmS 
©achfen,  inbem  für  baffelbe  über  bieten  ©egenftanb  eine  befonbereSBerorbnung  beute 
erlaffen  worben\  nach  erfordertem  ©utachten  UnferS  ^raatSratbS,  wie  folget: 

§.  1.  2Ber  auf  ein  in  einem  folgen  ©erichtSbejirF  gelegenes  ©runbfiücF  Fünftig 
frgenb  eilten  Xitel  ju  einer  «£>t)potbeF  erwirbt,  bat  benfelben  fofort  jum  95e^uf  ber 
Fünftigen  Eintragung  bei  ber  £öpotb«Fenbehörbe  anjumelben,  unb  berfelben  feine 
UrFunben  unb  Beweismittel  ju  ubergeben. 

§.  2.  S)ie  «örwotbeFenbehorbe  wirb  fcierburch  angemiefen,  ben  angemef beten  Site! 
nicht  bloß  für  bie  Fimftige  Eintragung  genau  auf lugeiebtteii ,  fonbern  au*  fofort  m 
prüfen,  ob  bie  $>opotbeF  jur  Eintragung  fdjon  geeignet  ift  unb  in  biefem  Salle 
bemienigen,  melier  bie  Eintragung  fucht,  ein«  SReFognition  Darüber  unter  bem 
Original  *3nftrumente,  worin  bie  §>ppotbeF  befallt  morben  tft,  ausfertigen,  fo« 
bann  aber  fämmtliche  ttrfunben  unb  Beweismittel  bem  ©laubiger  aurücfjugeben. 

§.  3.  3fl  in  ber  »ergangenen  3eit  eine  folche  5lumelbung  unb  S3efcheimgurig 
Bereits  »orgeFommen,  fo  foH  brefelbe  gleichfalls  bie  in  biefer  SBerorbnung  ent« 
Sattelten  fechte  unb  33or$üge  genießen. 

§.  t.  3ft  in  einem  folgen  jafl  jwar  bie  5lnmelbung  Bereit»*  gefcheben,  jeboeb 
bie  Prüfung  unb  3>efd)emtgung  von  Seiten  ber  £>öpotbeFenbcbörbe  noch  nid)t 
hfnjugeFommen  (welches  »oraüglich  tn  ben  neuen  ober  miebererworbenen  $ro»injen 
ber  jaO  ifr),  fo  fou*  biefe  Prüfung  unb  »efcheinigung  nod)  je$t  auf  Verlan« 
gen  be*  Gläubigers  unverzüglich  nachgeholt  werben. 

§.  5.  3n  allen  biefen  Sailen  erwirbt  ber  ©laubiger  burch  biefe  5fomelbung  unb 
SBefcheintgung  baS  $Red)t: 

a)  feine  5lnfprü<he  gegen  brttte  S33efi|er  ju  »erfolgen: 

b)  auf  Eintragung  ins  $)»potbeFenbuch,  bei  beffen  Fünftiger  SBoHenbung,  nach 
bem  3*itpunft  ber  gegebenen  Slnmelbung, 

c)  Bei  einem,  wenn  gleich  »or  ber  SBoüenbiing  beS  S^potheFenbuchS  auSbre« 
chenben  tfonFurfe  auf  5tnfe$ung  in  bie  brüte  Klaffe,  gleichfalls  nad)  bem 

fitpunft  ber  gegebenen  Stnmelbung. 
©er  nach  h  unb  c  beS  »origen  $|)aragraphS  an  bie  3«*  oer  5lnmelbung 
gefnüpfte  9?ang  foll  jeboch  in  Unfern  neuen  ober  roiebererroorbenen  $)ro»tnjen 
für  bie  jenigen  Säüe  eine  QluSnafcme  leiben,  in  welchen  eine  folche  neuerrichtete 
f>t)potbeF  mit  einer  alten  (b.  b.  »or  Einführung  Unferer  entflanbenen) 
^OPOthef  fonfurrirt.  3ft  nämlich  in  einem  folchen  Jaüe  bie  alte  £>r;potbeF  nur 
überhaupt  innerhalb  beS  burch  baS  £>»potbefenpatent  »orgefehrit&enen  SPräf luflo* 
termins  angemelbet  worben;  fo  foH  f!e  ber  neuerrichteten,  MUchthtn  »orgebert, 
felbft  wenn  biefe  früher  als  jene  angemelbet  fein  follte. 

§.7.  3eber  ©laubiger,  welcher  bie  tn  ber  gegen  warf  gen  Serorbnung  ettrhal* 
tene  fechte  geltenb  machen  will,  muß  erforberltchen  ftailS  baS  Eigenthum  beS« 
jenigen,  »on  welchem  er  feine  §>»potbeF  herleitet,  nachweifen,  unb  wirb  »on  bie« 
fem  »emeife  burch  bte  ihm  in  ©emäßheit  beS  §.  2.  erteilte  «Äefognitton  nicht 
Befreit. 

§.  8.  ©erlangt  ein  ®läu6iger,  welchem  auf  ben  ©runb  ber  gegenwärtigen  83er« 
orbnung  ein  $m>otbeFenrecht  jufiebt,  bie  ©utibafration  rineS  ©runbjlücfS^  fo  foQ 
babei  nach  oen  $8orfchrtften  ber  51.  ©.£.  £h-  L  Xitel  51.  §.99.  unb  f olgenben, 
»erfahren  werben. 

§.  9.  2lDe  SBefrimmungen  Unferer  @efe$e,  welche  mit  bem  3nhalt  ber  gegen« 
wärttgen  ©erorbnung  im  Söiberfproch  flehen  würben,  unb  namentlich  bte  §§.411. 
uno  412.  beS  <M.  2.  ^.  Jh.  L  Sitel  20.,  fo  wie  ber  §.  394.  ber  51.  ©.Ä  £h.I- 
Sifcl  50.,  foffen  in  ben  oben  Bezeichneten  ©erichtSbeiirfen  nod)  $ur  3eit  nicht  jur 
5lnweubung  fommen,iinbem  SBrr  alle  biefe  ©efe^eSIteüen  bterturd)  bahin  erf lären, 
baß  barin  anbere  23erbältnifle,  als  für  welche  bie  gegenwärtige  ©eroriinung  erlaf« 
fen  wirb,  »orauSgefefet  fino. 

§.  10.  2 nlu!i>  in  einem  folchen  ©erichte  baS  ^»pothefenBuch  »oDenbet  iü,  hat 
fcaö  ©ertcht  Btefe  SBoüenbung  in  bem  5lmtSblatt  ber  Regierung  BeFannt^u  machen. 
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SD?U  biefer  S&eFamttmachung  ^ßrt  für  bie  Berreffenben  ®runb|WcFe  in  einem  folgert 
Eericht*  bewirf  bie  im  §.9.  ou^gefprod>eiie  ©uöpenffoti  auf. 

$.  1 1.  ©ämmtlfche  ©eriehte  werben  hierburch  tmffff4  erdnnert,  bie  SBolIenbung 
oer  noch  fefcienben  £twotheFenBficher  tnögliehff  ju  6efc^(euntgett.      ©.  ©.  ©.  106. 

2)  a>  Vorordnung  ».  16.3uni  1820,  wegen  <Slntid)tM&  bti  gwotfiefenttefen*  in  bem 
Jöenc^ttium  eacbfen. 

9tachbem  2Bir  in  bem  mit  ttnferen  Staaten  vereinigen  Jperftogtftum  Saufen  Be* 
reit«  burd)  bat  patent  vom  15.9?o»br.  1816.  $.16.  eine  Befonbere  SSerorbnung  über 
bat  fcijpotheFenmefen  Und  »orbehalten,  unb  tiefe  5lnFünbigung  auch  auf  bie  $em* 
ter  geringen  unb  Äel&ra  burd)  bie  Söerorbnung  com  20.  £)ctbr.  1819  er  Irreeft  haben, 
fo  »erorbnen  SLÖir  gegenwärtig,  nad)  erforbtrtem  ®utad)tm  Unfert  <5taat4xatf)4, 
wie  folget: 

I.   Cinfubrung  ber  Preugifdjen  ^ypotbefengefegte. 

'  §.  L  Et  foOfen  hindurch  bie  allgemeine  $>£).  »om  20.$>ecBr.  1783  neBjl  ben 
fpärercu  ©efc&en,  rcobureb  bieUlbt  erläutert  ober  aBgeänbert  ifr,  in  ben  ermähnten 
Sanbettheilen  unter  ben  nachfofgenben  näheren  ©eßimmungen  ®efe$e$Fraft  erhalten. 

II.  Von  ben  vor  btt  gegenwJrtfgen  Verordnung  erworbenen  £ypotl?ePen. 

$.  2.  S)er  Erwerb  »on  ?)»potheFenrechten  »or  Einführung  bet  91.  2.  9?.  unb  ber 
9.  ©.  £.  ifi  lebigli*  na*  bem  jur  Seit  biefet  ©werbe*  geitenben  Stecht  ju  Be« 
mtheüen.  - 

A.  ungemeine  (ßrunofdije. 

§.  3.  2lud)  wenn  feit  (Einführung  biefer  Oefefce  Bit  jur  ©efefcetFraft  ber  gegen- 
wärtigen SBerorbnung  autbrüff Hefte  ober  »ertragemägige  £>rwothefen  errichtet  mor« 
ben  flnb:  fo  foa  bie  ©ültigFeit  ihrer  »efleHung  na*  bem  frühern  «Recht  beurteilt 
»erben. 

§.  4.  a)  dergleichen  foH  ber  Erwerb  ftiflfch»efgenber  ober  gefefclieher  $»potheFen 
in  biefem  Qeitraum  in  fofern  nach  bem  frühern  stecht  Beurteilt  werben,  baf  bat 
9tealrecht  berfelben  auch  ohne  gerichtlichen  Eonfent  unb  ohne  Eintragung  angenom« 
men  »erben  fori. 

*>)  dagegen  foü  auch  fd?on  für  bfefen  3«rraum  Iebf glich  nach  Unfern  ©efe&en  Be« 
flimmt  »erben,  welche  $»potheFen  alt  fitüfchweigenbe  ober  gefefclicheanjufehenftnb, 
unb  »on  wem  fie  er»orben  »erben  fonnten. 

B.  Uebertragung  in  bie  Pünftigen  ^ypothePenbüe&er. 

§.  5.  diejenigen  ©laubiger,  »eichen  nach  ben  ©runbfäfcen  ber  §$.2-4.  ein  alte« 
ret  ^ppothefenrecht  jufreht,  haBen  folchet  »or  bem  l.panuar  1822  Bei  ber  Fompe« 
tenten  $>»potheFenbebörbe  anjumelben,  unb  berfelben  bie  jur  SBegrünbung  ihre*  Sin« 
fprueb*  bienenben  Urfunben  unb  Beweismittel  ju  übergeben. 

§.  6.  2 1 e  erlangen  burd)  biefe  änmelbung  bat  SRechr,  in  bem  Fünftigen  £>öpofhe« 
Fenbucbe  mit  berjenigen  Priorität  eingetragen  ju  »erben,  »eiche  ihnen  nach  fcen  frü« 
teren  ®efe$en  juFam,  ohne  9?urf ficht  barairf,  wer  fleh  unter  mehreren  berfelben,  in» 
nerhalb  Bet  im  §.  5.  Beflimmten  Seitraumt,  früher  angemelbet  haben  möge. 

§.  7.  die  $>9P0theFenBebörbe  »erfertigt  fogleich  nach  bem  1.  Januar  1822  eine 
SabeDe  aller  altern  $>0PotheFen,  welche  Bei  ihr  in  ©emäßheit  bed  $.5.  angemelbet 
unb  bargethan  fein  werben,  unb  ftellt  biefelben  mit  SBenu^ung  ber  ihr  »orliegenberi 
Nachrichten  in  bie  burch  §  6-  Befrimmte  Ärbnung.  S)iefe  Tabelle  muß  fpäteflen* 
Ii*  lum  l.^uli  1822  oollenbet  fein. 

§.  8.  ffiom  l.3ult  Iii  pim  3l.9fugufl  1822  fleht  H  atten3ntereffentenfrei,  biefe 
SaBelleein<ufeh«n,  unb  ihre  Erinnerungen  bagegen  ber  0epotheFenBehorbe  anzeigen. 

^ad)  5lblauf  biefer  3<it  Fönnen  Feine  Erinnerungen  mehr  »orgebradbt  werben. 

§.  9.  hierauf  trägt  bie  ^upotheFenbehörbe  unverzüglich  äße  biefe  £>$potbeFen  in 
baei  nach  SBorfcbrift  ber  einjurichtenbe  £>epotheFen&uch  ein,  unb  legt  babet  bie 
im  $.7.  »orqefchriebene  2abeDe  jum  ©runbe. 

(ginb  in  <Semäiheit  be«  $.8.  Erinnerungen  angebracht  worben,  welche  nicht  fo* 
gleich  alt  vöHtg  unbegrünbet  erFannt  werben,  fo  werben  biefelben  in  $orm  einer i|Jro. 
teflatipn  oermerFt,  fämmtliche  3ntereffenten  »er>en  bavon  Benachrichtigt,  unb  et 
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Mrb  benfelben  fi  bei  Taften,  ihre  9lnfprucbe  im  3Bege  9^e*fcn^  roabrnmefcmen,  berqe* 
ftalt,  bap  ber  ^Sbfd>lup  boe  Jpnpotbefenbucbö  5a6urd)  nuiu  aufgf balteu  werben  barf. 

§.10.  8obalb  b;e  ^opotbefenbebörbe  ba$  $DPOtMenbu$  voüenbet  &at,  wadjt 
fle  bieieä  burd)  ba$  Slmtf  blatt  ber  SHcqieruuci  betannt. 

C.  »ebanMung  öcr  ^Utrrti  <&vpotbcten  bis  3ur  T>oUfnt>ung  t>er  4>TpotbePenbüd?er. 

§.  11.  ©o  lau^e  bie  im  §.10.  vorgefebriebene  SManumiacbung  nod)  nid)t  erfolgt 
ift,  foü  bennoeb  jeber  ©laubiger,  Welcher  jtcb  uir  Eintragung  gehörig  ungemelbet&af, 
fein  SRedjt  gegen  einen  britten  SBejifcer  verfolgen  fonnen. 

§.  12.  2)eöftlfi*en  ertanqt  ein  folcner  ®länbirter,  bureb  bie  gehörige  Slnmelbung 
baä  §n>d)t,  im  'frcrfl  eineö  (Soncurfetf,  in  bie  biitte  Klaffe  gefefct  ju  werben. 

§.  13.  vgelbft  nach  eröffnetem  (Soncurie  foü  ein  jeber  ©laubiger,  welcher  vor  ber 
gegenwartigen  SBerorbnung  ein  .fropotbefenreebt  erroorbeu  hatte)  bie  Stmuelbung  bef* 
felben  uadwholen ,  unb  babureb  bie  britte  SUaffe  ju  erholten  befugt  fein,  fo  iange 
ber  l.Oanuar  1822  nod)  nidjf  eingetreten  ift. 

Söon  vielem  Sage  on  hur  ein  foleber  ©laubiger  biefe*  befonbere  9?ecbt  niefctmefcr, 
unb  wirb  im  ©oneurfe  Iebiglid)  nad)  Unfern  allgemeinen  <#efc$en  beurteilt. 

III.   Von  ben  Fünftig  311  »rwcrbeii&en  <?>ypetbePen. 

§.  14.  $8on  ber  im  §.  10.  vorgefdjriebeneu  SBefanntmatbuna  an  ifl  ber  OhrroerB 
neuer  £t)pou)efeured}te  lebiglicb  nad?  bem  31.  £91.,  ber  &.©.£>.  unb  ber  £>.£).  $u 
beunbeilen. 

§.  15.  Sollen  vor  btefem  ftHtpunh,  von  jefct  an,  neue  £>npotl)efenrecb:e  erroor* 
ben  roerben,  fofmb  biefelben  ohne  Untenebieb,  ob  fte  burd)  Vertrage  ober  unmittel« 
bar  burd)  gefefliebe  ©efttmmung  entheben,  jur  fünftigen  Eintragung  atijumelben. 
$>ie ^>Dpot6efciibebörbe  bat  bie  angemelbete  $)r)potbcf  *u  prüfen,  unb  nad»  befunbe« 
ner  ftubtigfeit  bem  ©laubiger  eine  SRccognition,  bap  biefelbe  Döing  jur  @intraa,ung 
gecignei  unb  vorbereitet  ift,' auszufertigen. 

§.  16.  3n-featf  £>Dootbcfcnbud)  felbft  merben  ffe  bemnäcbfr  in  ber  9frt  eingetragen, 
ba§  fle  fämmtlicben  älteren  gehörig  angemelbeteu  £)ppotbefen  uadjfleben,  unter  ein« 
anber  aber  nad)  ber  3eit  ber  ftnmdbunq  georbnet  werben. 

§.  17.  Sßenu  fctefe  fünftigen  ^opotbefon  foldjergcfralt  angemelbet  unb  mit  einer 
geriebtlicben  Cognition  oerfeben  fein  werben,  fo  foll  ibnen  auch febon  vor  ber  wirf« 
Iid)en  äScüenbung  ber  £>»potbefenbüiber  ba$  9iealred)t  unb  baö  sficeht  bcT  britten 
Klaffe  eben  fo,  wiec*  in  §§.  11  unb  12.  für  He  altern  §>t)Potbefeu  beftimmt  worben 
ijl,  juifommen.   3bre  Priorität  wirb  uläbann  nacb  Söorfcbrift  be$  §.  16.  feftgefefet. 

§.  18.  3>ie  burd)  ba$  fäcbfticbe  £ehn«manbat  vom  30.  5loril  17ß4  für  bie  9Mo« 
bialgt'iter  befhmmte  ®efd>ränfunq  ber  ^erpfanbung  auf  jwei  drittel  beö  aßertb«^ 
foü  bei  bei  (Srridjtung  fünftiger  £ppotbefen  nicht  mebr  beamtet  werben 

IV.  Von  ben  übrigen  einjutragrnbeu  Rrcftten. 

§.  19.  9(IIe  ©runbeigentbümer,  beegleicben  uüe  3"ö«Ber  foleber  binglieben  9Jecbte 
an  etnem  ©runbjlucf,  für  melcbe  nad)  Unfern  aügeineinen  ©efe^en  bie  Eintragung 
erforberüd)  Ift,  werben  hierburd)  aufgeforbert,  ibre  «Jlecbte  vor  bem  1.3auuari822 
bei  ber  ^opotbefenbebörbe  au^umelben, 

§.  24).  ($9  ift  tür_  jeben  35e|i^er  cinrt  unbewegltcben  <Sigentbumö  eine  gwang^ 
pflfiebt,  feinen  93e|iStitel  «u  berichtigen.  2)em  gemä§  i|t  jeber  ^eflfccr  fcbulbigy  in 
ben  burd)  bie  £vI>onVn  ihm  vorher  $u  beftimmeuben  Terminen  unb  ,vriften  ftd)  ge* 
börig  \u  melbeu,  ben  9?ecbt$grunb  m^u weifen,  worauf  fid)  fem  <§igentbum  ober 
'  ^efi$  arünbet,  unb  bie  barüber  fpreebenben  Urfunben,  Äauf=,  Xaufd).,  Ctrb^in^.ober 
©rbpaebt^  ^ontraete,  ?e|ramcnte,  ©rbtftetlungen  ober  wie  lief onft  Hainen  haben,  in 
beweifenber  Jorm  oor^nlegen.  2ßer  biefen  Auflagen  unaeborfamer  2ßeife  fein  ©e* 
nuge  (etiler  unb  feinen  »eiißtitel  nicht  l)öcb(ren$  bis  jjnm  m^nf  oe$  Dabre«  1821 
naibweiUt,  foü  burd)  ft^falifcbe  ©trafen  ju  feiner  £)bltegen-beit  naebbrücf  lieh  ange* 
galten  werben,  unb  ber  Grrleidhterungen,  we!d)eS  biefeö  latent  ben  ^nrereffentenbei 
ber  erjleu  gegenwärtigen  @inrid)tung,  namentlid)  aueb  in$Mn|lcbt  ber  Äofren  unb 
(Stempel  geiväbrt,  verlufHg  fein.  1 

§.  21.  3foocb  wirb  burd)  bie  gegenwärtige  Söerorbnulig  an  ben  Siechten  ber  ffiit- 
Meknun  unb  ©efammt^äuber,  ße  mögen  $ur  Eintragung  in  bu  $>9pot^efenbüd)er 
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anqemefbet  werben  ober  nicht,  unb  infl&efonbere  an  ben  Stimmungen  bed  fäcrjjl' 
fd)en  sJJtanbat$  vom  30.  Slpril  1704.  Xitel  6.  §.  1.  nicht*  geänbert. 

§.  22.  $)e$gleid)eu  geboren  6fo^  perlönltcbe,  inöbefr-nbere  bloße  SBecbfelfdjulben, 
fo  wie  alle*  anbere,  wa$  |!d)  nicr»t  *ur  (Eintragung  in  bie  £ppotbefenbücr>er  eignet, 
nicht  jum  ©egenjtanb  biefer  95crcrbniin(j. 

V.  (Bcmünfdj&ftiidje  Seftimmungcit. 

§.  23.  (Diejenigen,  mcld)e  Hd)  nid)t  melben,  behalten  $roar  ihre  9fed)te  gegen  bie 
^erion  ihre«  vscbulbnerfl  ober  gegen  beffeu  (Erben,  unb  f öntteii  fkbaueb an  baäibnen 
oerbaftete ©runbftücf,  in  fofern  fold^etf  nod)  in  ben  £>änben  beä  gegenwärtigen  (b. 
be*  im  SPräflujtonetermme  ba$  ©runbftücf  inne  babenben)  Befi'sertf  befinblich  ijr, 
halten,  ©egen  einen  brüten  aber  unb  ju  beffen  SRadrtbeti  foli  ein  folcrjer  ©läubü 
gcr  fein  9^ea(red)t  au  bati  ©runbltiicf  ausüben  im  (stanbe  fein. 

§.24.  2öenu  bafcer  Jnnanb  erfr  nach  bem  l^auuar  1822  mit  einer  SSinbifa« 
tionäflage,  ober  mit  anbern  <Sigentbum*anfprüd>en  an  ein  ©runbftäcf  ber»ortritt, 
fo  fann  er  bamü  nur  gegen  ben  jefcrqen  Söcfr^er,  ftaHä  baä  ©ut  nod)  in  beffeu  $)än« 
ben  ifr,  qcfcört  werben,  unb  muf  auch,  wenn  er  objreqt,  afle  biä  ba^inauf  ba0©runb* 
ftücf  einqerraqenen  $>ppotbefen  unj>  anbere  SRealrecbte  anerfenneu,  unb  ben  3n&<** 
bern  f olener  ftorberungen  auä  bem  ©ute  eben  fo  gerecht  werben,  alä  wenn  er  tränen 
bie  Siebte  felbft  eingeräumt  hätte. 

§.25.  SBirbaber  ein  anberer  9tealanfprucb,  ber  nicht ba*  (Eiqentfcum  Betrifft,  nad) 
bem  erjten  Januar  1822  anqeraelbet,  unb  baö  ©runbltiicf  beflubet  fid)  nod)  in  ben 
$>änben  bed  gegenwärtigen  33ef!$er^  §.23  ,  fo  foü  jwar  ein  folcber  (gläubiger  gegen 
ben  SBejtfcer  ebenfalls  nod)  gebort,  unb  ibm  gemattet  werben,  fleh  an  ba6  oerbaftete 
©runbftucf  halten.  (Er  11111$  aber  aßen  bis  5abiti  febon  jur  (Eintragung  angenicl« 
beten  £>ppotbefenforberungen  mit  feinem  $lni'pnicb  nad)fteben,  unb  fann  jum  9?acr)* 
tfceil  berfelben  pon  feinem  erlittenen  9?ealred)te  feineu  ©ebraueb  machen. 

§.  26.  3ft  ba«  ©ut  nacb  bem  t.  Januar  1822  an  einen  britten  &eftfcer perAuf ert, 
fo  babeu  bie,  welche  ibre  SRealanfprüAe  anzumelden  unterlaffeu,  ibre  fechte  gegen 
ba*  ©utganj  perloren,  unb  Mlrfen  weber  oer  britte  ©efifcer,  nod)  bie,  welche  oon 
ihm  ihre  fechte  herleiten,  beebalbim  geringen  beunruhigt,  ober  in  3(ufpru<fe  ge* 
nommen  werben.  $)er  fäumige  SRealgläubiger  fann  feine  fechte  nur  gegen  feinen 
(Bdmlbner,  beffen  (Erben,  unb  bereu  fonftiqe*  Vermögen  oerfolgen. 

§.27.  Site  im  Ibeill.  2Ü.20.  §.411.  unb  412 ,  iuib  in  ber  91.©.$. 

Sheif  I-  Sit. 50.  §.394.  enthaltenen  QVftimmunqen  werben  hierburebfürbievorfom* 
mengen  Jäfle  in  ben  betreffenben  ©erichte  beerten,  fo  lange  au^er  Äraft  gefefct,  bii 
pon  Seiten  ber  £>ppotbefeubebörbe  bie  §.10.  biefer  SUerorbnung  PorgefchriebeneQ3e« 
fanntwa6uug  erfolqt  fein  wirb. 

§.  28.  Sur  möglichen  (Erleichterung  ber  3ntfreffenten,  woffen  Sfßtr  allen  bie 
$ppoibcfen»  (Einrichtung  betreffenben  ©erbatiLMungen,  fo  weit  ffe  bi*  \um  1.3a« 
nuar  1822  porfalleu  unb  zugleich  oor  ber  gegenwärtigen  Söcrorbnung  erworbene 
9?ecbte  jum  ©toentlanb  h»iben,  bie  ©tempel'reibeit  juilcbern,  ffe  auch  oon  Grrle* 
gung  ber  in  ber  Sporte! rare  porgefchriebenen  Jareu  unb  ©ericbtöqebübren  befreien, 
§tur  i^u  ben  unoermetblicben  baaren  51u^lagen,  beren  SorfcbU^  Untere  Staffen  ertor« 
berlicben  Jallö  übernehmen  werben,  foll  ben  ©utebeji^ern  unb  9leal«  Vrätenbenten, 
'  ein  nach  bem  ^)bjeft  <u  beffimmenbeö  gertuae*  ^autdjquantnm  abgeforbert  werben. 

§.  29.  $)a  ftcb  bie  Sufcrung  befouberer  3ngrpffationebncher  burd)  bie  (Erfahrung 
aU  uberflniffq  bewtefen  bat,  fo  wirb  hierburch  bie^.Ö-  bahin  abgeänbert,  bap  feine 
gnqroffation^bücber  angelegt  unb  geführt  werben  Tollen. 

§.  30.  $iir  bie  9iuefübruug  be^r  qeqenwärtigen  ^erorbnung  werben  bie  ^ppotbe* 
fenbebörben  noch  mit  beionberer  3nftruftion  oon  Uuferm  3n(ttjminiflter  perfeben 
»erben,  nacr>  welcher  ffe  (ich  ju  achten  haben.  101. 

b)  C.  O.  ü.  8.9?o»br.l82l,  wegen  Verlangerund  tcr  Svlften  juv  3(nmetbung  ber  Oitah 
9tn(prü(6e.  , 

SBet  ben  in  3brem  S8ert«dt>te  Pom  3.9{opember  b.3.  angeieigten  ttmflänbe^  be* 
jlimme  34  Solgenbe*: 
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1)  2)ie  in  ber  Söerorbnung  wegen  Einrichtung  be*  ^pot^efenwefett*  in  bem 
$er&ogthum  ©achfen  oom  16.3uni  1820  §.5  unb  20.  nir  Berichtigung  bei  Söefffc. 
titeI«ünb2(umcIbunflber^ettI.^nfprüt^ebcf!immteSrtft,  foH,  in  33ejug  auf  bie 
ber  ®ericht*barfeit  ber  Untergerichte  unterworfenen  ®runb|tücfe,  aufetnjahr,  alfo 
Iii  jum  legten  S)ejember  1822  verlängert  fein.  • 

$)iernacr)  nehmen  bie  in  ben  §§.7.  unb  8.  ber  gebauten  SBerorbnung  fefrgefefcten 
ferneren  Sriflen,  erfr  mit  bem  1.3anuar  unb  resp.  ben  1.3uli  1823  ihren  Anfang. 

2)  $)ie  in  bem  patent  wegen  Einrichtung  bei  &m>othcfenmefen$  in  ben  $rot>tn. 
Jen  jenfeit*  ber  (*I6e  unb  SBefer  Dom  22.  ü)c ai  1815  j>ur  Berichtigung  be$  SBeft^tc« 
telä  unb  Anmelbung  ber  SReal«Anfprüche  befttmtnte  Jrifr,  wirb  in  83e$ug  auf  bie 
tn  ber  <5tabt  unb  bem  ®ebiet  Arfurt  belegenen  ®ruub|tücfe,  bii  jum  le&ten  $>ejem* 
ber  1822  hinau*gefe$t.  ® .  ©.  189. 

C)  CO.  ö.6.3atittar  1822,  betr.  bie ^erl.Üngening  bfr  ^tffteit  mr  ?(nmelöuns  Der  ^ealan» 
fVrßae  auf  bie  unter  ber  ©eric&tfbarfeit  be$  O  l',  ©er.  ju  ©l^au  belegenen  erimirten  ©runbftiicfe 
ber  öberlauftfc. 

Auf  bat  bei  TOr  angebrachte  ®efuch  ber  ©tanbe  ber  &&erlaujty,  will  3ch  bie  fn 
ber  Söerorbnung,  wegen  Einrichtung  bei  £>t;potbefenwefen*  in  bem  £>erjogthum 
(£ad)}m  vom  16.3uni  1820  $.5.  uir  Anmelbung  ber  SReal-Anfprüche  beftimmte 
$ri|r  in  sÖejug  auf  bie  unter  ber  ®ertd)t*barFett  bei  £.£.®er.  ju  ®logau  belege« 
tten  erimirten  ®ruub(liicfe  ber  £>berlaujty  auf  @ech*  SRonate,  alfo  bi*  junt  legten 
3um*  0.3.,  hietburch  oerlängem.  liefern  gemäp  nehmen  bie  in  ben  §§.  7  unb  8. 
ber  gebachten  Söerorbnung  feftgefefcten  ferneren  Stiften  erfr  mit  bem  1.3uli  1822 
unb  resp.  bem  1.3»»«uar  1823  ihren  Wang. 

(Bie  haben  hiernach  bai  Erforberlich*  ju  perfugen,  auch  einen  nochmaligen 
Aufruf  derjenigen,  welche  auf  erimirte  ®runbfrücfe  in  ber  £berlauft$  9teal«Än« 
fprüehe  ju  haben  behaupten,  ju  veranlagen.  ®.  @.  <5.  40. 

d)  C.  O.  d.  25.  juü  1822,  wegen  SSerfängerung  ber  in  ber  SSerorbnung  t>.  16.3uni  1820 
befifmmten  Triften,  für  bie  im  33esirf  bei  0-t!.®er.  ju  Naumburg  unb  be$  S?ammergerfd>t$  belegenen 
erimirten  ©lunbflücfe., 

3ch  wia  auf  3hren  Bericht  vom  9.3uli  b*%  bie  in  ber  SBerorbnung,  wegen  Sin. 
richtung  bei  $upott)efen*2Befen*,  in  bem  fcerjogtpum  ©achfen,  voml6.3uni  1820, 
im  §.7.  jur  Anfertigung  ber  £ppothefen*  Tabellen,  beftimmte  Jrifr,  inBejugauf  bie, 
ju  ben  3uri*biftionö.©ejirfen  bei  £).g.®er.  ju  Naumburg  unb  bei  Äammerge- 
richte  gehörigen,  erimirten  ©runbftucfe,  biihnm  legten  3>e$ember  b. 3-/  bierburch 
verlängern.  Born  1.3anuar,  bii  jum  legten  gebruar  1823  fleht  ei  allen  3nteref« 
fenten  frei,  bie  angefertigten  Tabellen  eingehen,  unb  ihre  Erinnerungen  ba ge- 
gen ber  £ppothefenbehörbe  anzeigen.  SRach  Ablauf  biefer  3«*  fönnen  feine 
Erinnerungen  mehr  vorgebracht  werben.  ®.<3.  (5.194. 

e)  C.  O.  v.  23.001,^1  1823,  wegen  anberweitcr  SriflwliÜngcrung  jur  'tferiditigung  be$ 
£m>oM)efennKfen$  für  bie  ©tunöilücfe  unter  ber  ©eiicötSbarfeit  ber  untevgeridjte  im  J^erjogtOurn 
©rtdjfcn. 

Auf  ben  SBericht  bei  ©taatöminijleriumö  vom  19.  Stfärj  b.  3.  wia  3*  bie 
in  ber  SBerorbnung  wegen  Einricfotuna  bei  ^ppothefenwefen^  in  bem  Jper* 
jogthum  ©achfen  Pom  16. 3uni  1820  §§.  5.  unb  20.  gut  Berichtigung  bei  S8e« 
ft$tite(^  unb  Anmelbung  ber  SReal« Anfprüche  beftimmte  unb  burch  bie  CO. 
Pom  8.  Sfcooember  1821  bereite  bii  jum  legten  ^ember  1822  in  33e}iig  auf 
bie  ber  ®eri<ht$barfett  ber  ttntergerichte  unterworfenen  ©runbflücfe  hinau^ge. 
fe$te  griff,  abermal«  in  93e^ug  auf  jene  ®runb|rücfe  auf  Ein  3a hr,  alfo  bii 
jum  legten  ©ejember  1823  verlängern,  hiernach  nebmen  bie  in  ben  §§.7. 
unb  8.  ber  Jßerorbnung  vom  16.  3uni  1820  feflgefe$ten  ferneren  Srtfren,  in 
betreff  bei  ^ppothefenwefenö  ber  Untergerichte  im  .fterjogtlium  (Bachfen,  erfl 
mit  bem  1.  3anuar  unb  refpef tioe  bem  l.  3uft  1824  ihren  Anfang.  SowoM 
biefe,  alö  auch  bie  in  ber  E.  £).  Pom  8.  ^op.  1821  bejlimmte  JrifloerlÄngerung, 
begehet  \\d)  übrigen«  nicht  blo«  auf  £>ppothefenrechte,  foubern  auch  auf  bie  An* 
raelbung  berjenigen  9ieal»AHfprüche,  beren  ber  §.19.  ber  gebachten  Söerorbnung 
erwähnt.  ®.  ©.  ©.  34. 
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t)  C.  O.  ü.  i*.3«ni  1823,  wegen  ber  bem  ö.  *?.©er.  su  Naumburg  ertßettren  Kefegnfl 
,;u  ber  mit  prac(uftt>ff<&er  Svifl  \u  erlafTenben  ^efanntmacöung  ferrig  geworbener  £t)Portjefenrnbetten. 

£>a  bie  in  SDteiner  örber  »om  25  3"lt    3-  D*w  ju  SRaumburcj, 

gur  9litferti<jun*x  6er  ^npctheFenta bellen,  bewilligte  ftrifr,  jur  Cjänjltchen  SBecn« 
biguna  tiefet  ©efcbäfW;  ntebt  genügt  fcat;  fo  genehmige  3d)  auf  3&ren  Bericht 
»om  10. 3unt  b.3-,  to#  e*  bem  gebauten  £).'£.  ®er.  gefrattet  fein  fott,  »on 
Seit  ju  Seit,  bureb  öffentliche  &eFanntma<hnng,  ben  3n^reffenten  Diejenigen  ®u» 
ter  namhaft  nt  machen,  »on  welchen  bie  Zabiüm  fertig  geworben  unb  fle  auf* 
guforbern,  toäbrenb  cineä,  jebeemal  auf  jroei  SRonat  gu  beflimmenben  Settraum* 
biefelben  einjufepen,  unter  ber  Tarnung:  bag  nach  Ablauf  biefe*  Dermins  feine 
(Erinnerungen  me&r  angebracht  »erben  fönnen.  ©.  <§?.  ®.  127. 

C)  C.  O.  0.  3.  Octbr.  1823,  wegen  bei-  bem  0.  £.  ©er.  )U  ©logati  ertöeMen  gießen  «Sefugnig. 

Stuf  3&ren  Bericht  »om  30.©eptember  b.  3-  genehmige  3*  hterburch,  baf, 
»ie  tolche*  fchon  burch  SKetue  £)rber  »om  14. 3unt  b.  3.  in  SBejug  auf  bie  un. 
ter  ber  3uri6biftton  be$  £5.  &  ©er.  $u  Naumburg  belegenen  ©uter  gefielen 
ifr,  aud)  bem  £).  1'.  ©er.  m  ©Iogau  qefhittet  fein  foH,  »on  3eit  gu  3ett  burch 
öffentliche  95ef anntmachung ,  ben  3"tere|fenten  btejenigen  ©fiter  ber  &berlauf!$ 
namhaft  gu  machen ,  »on  welchen  bie  £a  bellen  fertig  geworben,  unb  j!e  aufyu* 
f orbern,  roäfcrenb  eine«,  jebeämal  auf  jroet  9Jfonat  *u  beflimmenben  ^ettramnS 
biefelben  einnife&en,  unter  ber  SÖarnung,  baf  nach  Ablauf  biefeö  Dermin«  feine 
Erinnerungen  mehr  angebracht  »erben  fönnen.  © 

b)  CO.»  5.?ipr«l824,  wegen  ber  auf  fämmrlKöe  ttnrergericrjre  in  ben  e$cmaf$  fdM* 
Wen  «Droüinjen  au^gebe^nten  Vcfugniß,  fertig  geworbene  £iwotöefeniXabeaen  mft  präclufi»if(6er 
Srirt  befannt  $u  madien. 

2luf  3hren  Bericht  »om  30.  SJfärj  b.  3.  genehmige  3ch  fcierburfh,  mit  S3egug 
auf  bie  <£.£).  »om  23.2Rärj,  14.3uni  unb  3.  £)ftober  »origen  Safere*,  ba| 
auch  fämmtlicheu  Untergerichten  in  ben  ehemals  fächjlfcheu  ganbeätheilen,  in  fo» 
fern  fic  bie  Anfertigung  aller  §>npotbefen  =  Tabellen  bii  uim  1. 3uni  b.3*  uicht 
foflten  bewirten  fönnen,  hattet  fein  foß,  »on  Seit  ju  3*if  burd)  öffentliche 
©efanntmachung  ben  »3ntereffenten  biejenigen  ©runbfrüefe  namhaft  ju  machen, 
»on  »eichen  bie  Cwotpefen «labeflen  fertig  geworben,  unb  ffe  auftuforbern, 
»ährenb  eine*  jebeSmai  auf  5»et  3J?onate  *u  beflimmenben  Seitraumö  biefelben 
einjufehen,  unter  ber  2ßamung,  bap  nach  Ablauf  biefeä  lenwini  feine  Erinne. 
runaen  mehr  angebracht  »erben  fönnen,  »ie  bie$  burch  obige  bereit*  ben 
£).  2.  ©er.  in  Naumburg  unb  ©logau  für  bie  unmittelbar  511  ihrem  ©ericht** 
bejirfe  gehörenben  ©runbfiücfe  gemattet  »orben  ijl.  ©.©.©.78. 

§.  413.  Doch  wirkt  ein  gesetzliches  noch' Dicht  eingetragenes  Pfand- 
recht so  viel,  dass  derjenige,  welchem  dasselbe  zukommt,  sich,  mit 
Uebergehung  der  Zwischengrade  der  Execution,  sogleich  an  die  noch 
im  Vermögen  seines  Schuldners  befindlichen  Immobilien  halten  kann. 

§.  414.  Gleiche  Wirkungen  hat  ein  durch  Willenserklärungen  be- 
stelltes, obgleich  nicht  eingetragenes,  Pfandrecht,  wenn  in  der  Willens- 
erklärung gewisse  Grundstücke  benannt,  und  diese  zur  Zeit  der  Execu- 
tion in  dem  Vermögen  des  Schuldners  noch  vorhanden  sind. 

§.415.  Die  Gültigkeit  des  Hypothekenrechts  hängt  an  und  für  sich 
von  der  Gültigkeit  des  Anspruchs  ab,  zu  dessen  Sicherheit  dasselbe  be- 
stellt worden. 

Rescript  t>.  1 2.00^.1832,  &rtg  eine  offenbar  mftltnredbt  erfolgte  Eintragung  cimc  Gonfen* 
ber  3ntereffenten  \>on  SimtSTOegen  gtlbfcbl  werben  fann. 

3«  ©efcheibung  auf  ben  Bericht  be*  #5nigl.  Dber » SlpoeOation« .  ©erichtt 
»om  15.  ».ün., 

betreffenb  bie  Qftfchmerbe  Ut  Domainenbeamten  ».©.in  ber^potbefenfache 
M  erbpachtlichen  SBinbmuhienarunb^ücfB  ju  fficelno, 
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fann  ber  3fufllj;mlniffcr  bem  (Solleglo  barin  nicfot  beipflichten : 

baß  eine  einmal  erfolgte  Eintragung,  auch  nenn  (Te  offenbar  mit  Unred)t 
gefcbebcn,  von  ttmtewegrn  unb  ohne  Gonfen*  ber  Sttercffenten  ober  etn^u* 
ptcat  nicht  aelbfcht  werben  burfe. 
Die  eigentümliche  Statur  befl  prcußlfcben  ftppot^efcnwefenö  leitet  auf  ba*  ent* 
gegengeie&te  $rtncip. 

rag  preirßifcbe  ftppotbefenwefen  tfl  auf  tyublirttdt/  @peclalitdt  unb  ßrgafitdt 
gegriinbet.  SRermfcge  ber  lefctern  barf  bie  Etutraaung  nicht  blo§  auf  ben  21  n  trag 
ber  ^ntercffenten  erfolgen/  mit  bem  33orbebalt/  baß  (le  nur  fo  Piel  qrlre  altf  (te 
gefrplicb  gelten  fc*nnc;  fonbern  ber  j>ppotbcfenrid)ter  bat  ba$  cin|utragenbe  SKed}t0« 
gefchäft  von  3lmt*wegcn  tu  prüfen, 

1)  ob  ef  feinem  Siefen  nach  nicfct  gegen  bie  ©orfcbrift  ber  ©efe&e/ 

2)  ber  Sorm  nach  rechte  ültig, 

3)  unb  b*m  bffentlidun  3uilaube  betf  £t)potbefcnbuch$  gemdß  ift. 

ginbet  (td)  ein  «nflanb  in  einer  biefer  JWejlebungen,  fo  muß  cutweber  bie  Ein* 
tragung  gan*  unterbleiben/  ober  fte  barf  hoch  nur  unter  OJlobiftcationcn  erfolgen. 

Die  ndmlicbe  Prüfung  von  ttmtswegen  muß  bei  fibfchungtsgrfudien  erfolgen. 

Sßenn  nun  aber  ein  Eintragung?  >  ober  £b|d)ung«gefudt  oou  Smmvcg'n  »er» 
toeigert  werben  barf/  fo  folgt  bieräug/  baß  unter  tollen  Umfidnbeti/  ta  offenbar 
bie  «Berwciaerung  ber  Eimraaung  ober  £b»cbung  pom  öppotbefenricbter  bitte  er* 
folgen  foOrn/  ber  ndmlidie  «Richter/  fobalb  er  fetneu  ^rrtbum  bunerfr,  ober  bie 
Porgefetyte  iftrborbc/  an  welche  bie  ^acbe  im  3Bege  ber  J^eicbwerbc  gelangt/  obue 
GFouiene  ber  gartet/  auf  bereit  Antrag  bie  Eintraaung  gcfcbebrn/  bie  tttericbti* 
gung  be0  ^rribumö  oeranlafl>n,  eventualiter  anbereblen  barf  £>ied  fann  bei  Co« 
fchungen  nur  burch  SBieberbcrfleÜung  Ui  3ntabulat0/  bei  Eintragungen  nur  burdj 
£6iduiiigen  gefd)cb<n. 

Diete  sftrfuaniß  jur  Speridttigung  It6  ^rrtbumtf  Pon  Slmtewegen  erletbet  im 
gaQe  einer  unrichtig  gefcbebenen  Eichung  nur  in  ben  fta'Uen  ber  §§.  527j  529. 
£it  20  Tb  l.  bed  Ä.  B.  31.  eine  Ausnahme.  Die  ndmlicbe  Sluänabme  fann  unter 
gleichen  Umtldnben  bei  irrtümlich  erfolaten  Eintragungen/  |. ^.  bei  Eintragung 
einee  9}omug?red>ttf  eintreten.  Diefe  ^ftuänapme  greift  ndmlich  bei  Eintragun« 
aen  unb  Cbfchungrn  $lap/  roenn  ein  Dritter/  oeranlaßt  burch  bie  irrtbftmiicbe 
Eichung  ober  Eintragung«  lern  (glauben  betf  ipnpotberenbucb*  folaenb/  etn  £p* 
potbefenrecht  erworben  bat/  in  ber  üfleinung,  baß  baö  erworbene  ÜRed)t  eine  grb* 
fete  Sicherheit  gewdbrr,  attf  ihm  beigelegt  ijl 

außer  bieiem  Salle  ftefct  Ut  söcricbtigung  betf  ^rrtbum*  Pon  »mtawegcn 
nichts  entgeqen. 

flßenn  baber  im  oorfiegenben  ftafle  bie  Eintragung  wirflicf)  offenbar  unrichtig 
bewirft  worben,  fo  erfdielnt  bie  sheichwerbe  gearönbet. 

3m  Berichte  bat  ba*  ft&nigl.  Ober.ftppfUationigericht  bemerkt: 
baß  baffilbe  writ  entfernt  fei/  bie  SRrcbtmdßigfeit  ber  Eintragung  |U  behaupten. 

Das  Sa«toerbdltniß  liegt  tebocb  in  bieter  SfteUebung  nid)t  to  flar  oor,  baß 
ber  ^ufütminiftfr  fcbon  gegenwärtig  einen  SWcbluß  faffr n  fbnnte/  inbem  baß  Äfcnial. 
Dber  «poeUationggericht  von  bem  (örftcbtppunfte  aufgegangen  ift/  baß  e«  auf  bie 
SRechtmdßigfeit  ber  Eintragung  nid)t  anfomme/  ba,  tobalt)  einmal  eine  Emtra» 
gung  erfolut  fei/  beren  H  cbung  obne  3uj'rbung  ber  ^ntereffcnten  ober  obne^u« 
btcat  pon  ftmtäwegen  nicht  perfugt  weroen  burfe. 

Der  im  ^ericbte  bemerkte  tlmfianb: 

baß  wgen  einer  iubiratmdßig  feflftrbenben  perfbnlichen  gorberung  an  ben 
Canbratb  p.  D  /  nad»bem  biefer  fein  («Jrunbflftcf  an  feinen  6obn/  ben  $)e* 
fchwerbfföbrer/  verlauft  hatte,  ieboch  jur  3'it/  ba  ber  Eröere  noch  eingetrg* 
gener  Jöeftper  gewesen/  unter  SBiberfprucb  be0  ^efchwerbefubreri  eine  $ro* 
teOation  auf  ba0  gebacbte  (£runbftucf  eingetragen  worben/ 

ift  noch  nicht  oon  ber  91rt/  baß  angenommen  werben  fftnnte/  bie  Eintragung  fei 
offenbar  unrichtig  erfolgt.  Es  wirb  baber  noch  barauf  anfommcn,  ob  ber  ($ldu* 
biger  gegen  ben  eingetragenen  ^eitber  ein  pignus  praetorium  erlangt  unb  auf 
Ctfrunb  be*  (0utad)ten*  ber  Weiebrommiifton  pom  29.  Äpril  1808/  9tefcr.  Pom  29. 
2ftai  beffeiben  Sabreö/  bie  Eintragung  perlangen  tonnte. 

Ed  td  baber  ber  Bericht  noch  in  betreff  ber  UmOdnbe  \u  perPoOftdnbigen/  au« 
welchen  bie  SKecbtmd§igfeit  ber  Eintragung  beurtbeilt  werben  fann/  |u  welchem 
SÖcfcuf  bie  fdmmtlicben  Anlagen  sub  lege  remissionis  jurüdf  erfolgen. 

&  3.     4o.  (3.  478. 
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§.  416*  So  lange  daher  der  angebliche  Schuldner  der  Forderung 
selbst  widerspricht;  so  lange  findet  die  Eintragung  einer  Hypothek  da- 
-  für  nicht  Statt. 

Von  Proteatetionen  gegen  präjiidicirliclie  Eintragungen. 

§.  417.  Doch  kann  der  Gläubiger  gegen  die  nachteiligen  Folgen 
dieses  Widerspruchs,  durch  Eintragung  einer  Protestalion,  wider  alle 
nachherige  Verpfandungen  sich  decken. 

§.  418.  Dergleichen  Proleslation  aber  soll  nur  von  dem  angenommen 
werden,  welcher  eine  solche  Forderung,  wodurch  ein  rechtsgültiger  Ti- 
tel zur  Erlangung  eines  Hypothekeurechts  an  sich  begründet  wird, 
durch  unverdächtige  Urkunden,  oder  sonst,  cinigermassen  bescheini- 
get bat. 

§.  419.  Insonderheit  ist  die  Eintragung  einer  Protestation  zulässig, 
wenn  der  Eintragung  des  Anspruchs  selbst  der  Mangel  einer  noch  zu 
ergänzenden  Formalität,  welche  nur  mehrerer  Zuverlässigkeit  und  Be- 
glaubigung wegen  bei  einer  Handlung  erfordert  wird,  entgegen  stehen. 

§.  420.  Betrifft  aber  der  Mangel  ein  zum  Wesen  und  zur  Gültigkeit 
der  Handlung  oder  des  Anspruchs,  nach  den  Gesetzen  notwendiges, 
Erforderniss:  so  findet  auch  die  Eintragung  einer  Proleslation  nicht 
Statt. 

§.  421.  Durch  eine  gehörig  eingetragene  Protestation  erhält  der  Gläu- 
biger das  Recht,  die  Forderung  selbst,  nach  gehobenem  Widerspruche 
oder  ergänzter  Formalität,  an  dem  Orte,  wo  die  Protestalion  vermerkt 
ist,  zu  allen  Zeiten  eintragen  zu  lassen. 

1)  A)  ReSCrlpt ».  30.  Wo\>bv.  1 S05,  betr.  bieCSintraauna  einer  protestatio  pro  conservwido 
loco  auf  ©ru»&  eine*  ntdn  refttf fräftigen  Urtpiili.  t 

Dritt  k.  o.  X...  n>trb  auf  feint  SJortffüung  vom  19.  b.  Üft.  bei  3uräcfgabe  ber 
Orlamal  Mniaqen  biemit  jur  9trfolution  erteilt;  bog  e$  bei  ber  von  ber  bortt« 
gen  Oberamt*  SReqierung  verföaten  (Eintraguna  ber  $rote  flattou  für  ben  (£.  (£.  fH.  9t.. 
auf  bes  ©upvlicanten  (öuter        unb       verbleiben  mujj. 

Denn  jur  Eintragung  einer  folchen  «proteftation  gebort  nach,  beuflichen  Sor» 
fArifren  ber  fy.  O.  vom  20.  Decbr.  1 783.  Hbfchn.6.  §.  isyunb29i.  nur,  baG  ein 
SRcöloni'vruch  behauptet/  unb  foleber  burdt  an  unb  für  (ich  unoerbdebtige  Urfun* 
ben  /  ober  auf  anberc  9lrt  brfcheiniget  werbe/  wenn  auch  berirtbe  fofort  nicht  Ii« 
quib<  gemacht  werben  fann.  Die*  irt  nun  fyier  offenbar  ber  gafl.  Durch,  buö  ßrs 
frnntnif  ber  Oberamt0  SHeaterunq  in  Uiloqau  vom  10.  «mdrj  b.  3-/  welche«  hem 
sc.  9t...  roeaen  ber  rinaeflagten  gorberunq  ein  9t rat red)t  uterfennt/  ifl  ba*  bebauv* 
tete  SHealrrcht  unffretfig  (0/  rote  ber  §.  2.91.  ber  £.  £)  verlangt/  befchrimqet  wor« 
ben  /  unb  ba$  ber  Umflanb/  ba§  biefeö  (grfenntnig  noch  nicht  recfoftffrdfug  ttl/  bic 
(gintraaung  nicht  binbere/  ergtebt  ftd)  au*  bem  §.  29^  loc.  cit.,  unb  folgt  ichon  au$ 
Itm  begriffe  einer  bloM  $roteftation  pro  conservaodo  loco,  Me  ibrer  Statur  nur 
Wegen  eine«  flreitigen  nict)t  liguiben  SReaired)t0  einqetragen  tvirb. 

2Katbi*  sö.  4.  3  315.  2.  «bfchn. 
b>  Reseript v.l.$etr.  1806, berr.bieSBirfuna einer  einaetraaenen protestatio procon- 

■ervando  loco. 

Stuf  Curen  bei  bem  ©veelal- Departement  betf  <2>taaf*minMtertf/  greiberm  vott 
ber  SRetf  /  eingereichten/  anbero  abaegebenen  Bericht  vom  2y.  3tovbr.  pr./  btenoch,* 
gefachte  Umrvanbtung  einrr  eingetragenen  tyroteflatton  in  eine  wirtliche  ipDDorbef 
betreffrnb/  befebeiben  Wit  (Such/  bafi  Mt  ffcMcr  vom  21.  5futi  1800/  welche*  be* 
fhmmt/  ba§  bir  Protcstationes  de  non  intabulando  obne  Untrrfchieb  /  ob  (te  fr&bet 
Ober  fpdfer  gffctub<n,  jebe  Umwanbtung  in  eine  ßovotbef  binbern/  in  9tr|iebung 
auf  ble  baju  SJeranlaffung  gegebene  Anfrage  bet  Oberfd)te(tfchen  Oberalme  SRe= 
pierunf  vom  11.  bcffelbrn  ÜWonatö  btof)  von  benm  Odilen  rebet/  in  weichen  auf 
baö  anbringen  eines  ober  mehrerer  ^rfonal- ©IdubUer,  in  (Ermangelung  eine« 
anbern  SRittel*/  fit  wegen  ibret  recbtdfrdftig  erftrtttenen  $orberungcn  *u  befrtebi* 
gen/  bie  6ub$a0ation  ber  bem  ©(bulbner  geborigen  ©runbflücfc  verfugt  unb  in 
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ftinftchr  bti  ihm  ober  bem  erftern  baran*  erwacbfenben  pignoris  praetorü  für  ftc 
eine  <Proteftation  de  non  amplius  intabalando  eingetragen  wtrbrn.  Sfnbtrö  hinge« 
gen  fommt  Die  ©acbe  §u  Mtn,  wenn  pro  consemmdo  loco,  reif  im  geacnwdrtt- 
gen  Salle,  eine  ^toterttttion  eingetragen  unb  bcmndcbft  ba$  dreitige  SRealredjt 
xecb töfrdffig  eröritten  ift. 

©omobl  bie  £.  O.  Xit.2.  Bbfcbn.6.  §.  2.99./  alö  auch  ba*3l.  ß.  9c.  Xb.  l.  Xit20. 
§.421.  entfd>eiben  qan j  unbebenflieb/  ba§  alöbann  bie  erftrtttene  Sorbfruna  in  bie 
©t/fle  ber  «ßroteftation  trete  unb  an  eben  bcmfelben  Orte  einjutragen  fei.  Der 
Ilmftanb/  bag  ber  Silber,  gegen  ben  bie  SReal  - Sorbermig  erflritten  worben/  jr&t 
nidit  mebr  £ia,fnibümer  beö  (£utc$  ift/  auf  welcbetf  bie  Eintragung  erfolgen  foU, 
verbient  aug  Den  von  Euch  frlbft  angeführten  (tfrünben  feine  ä3erücr(fd)tigung 
unb  babt  3br  banach  nunmehr  ba*  ©eitere  |u  verfugen. 

N.C.C.T.XU.  (25.39.  9er.  7.  de  1806.  u.  (Reue*  »rchiv  83.4.  ©.256. 

C)  Rescrlpt  ü.  29.3ult  1831,  betr.  bie  Mniulä'äiafett  ber  Eintragung  einer  yvottflation, 
wenn  ber  «Befigtitel  bei  ©runbftiirfl  flirren  «BerpfliAteteii  nod>  nld>t  beriäfigt  ift. 

Die  Verfügungen  betf  äbnigl.  tfammergcrichttf  vom  16.  2Rai  unb  20.  Juni  c 
in  ber  $npoibeteniacbe  t>fg  (gute«  5.,  welche  bie  £.6.  «Regierung  unter  bem  11. 
Julia  mit  brm  Anträge  eingereicht  bat/  baö  Äammergeridtt  tu  ber  Eintragung 
einer  protestatio  pro  conservando  loco  unb  event.  einer  protestatio  de  non  amplius 
intabulando  aniuweifen,  erfebeinen  nad>  Sage  ber  (Sache  voUfommen  gerechtfertigt. 
Denn  eg  ift  bier  von  ber  Eintragung  eine*  Bnfprucb*  gegen  ben  noch  nicht  ein* 
getragenen  ^ejtfter  eine*  (Örunbftütfg  bie  «Rebe.  Die  ttnfldnbe/  welche  ber  25e* 
richtigung  beg  sttefi$titcl$  nur  3eit  nod)  entgegenfteben,  unb  welche  M  Cammer* 
geriebt  in  ber  93erf.  vom  2i.3K4rj  c  aueeinanbergefebt  bat/  (tnb  offenbar  von 
ber  Sfrt,  bafe  vor  beren  Sßefeitiaung  titulus  possessionis  nicht  eingetragen  werben 
lann.  Die*  fcheint  bie  Ä.ft.  Regierung  aud)  felbft  nicht  ju  bezweifeln/  t*  wirb 
nur  behauptet/  bajj  burd)  baö  fiegitimätiong» »tteft  vom  10. gebr.  1818/  wonach 
ber  ftriebrid)  gubwig  £.  *u  ben  Jnteftat; Erben  feine«  Söaterd/  be*  eingetragenen 
SBefT^crtf /  gebort/  in  ©erbinbung  mit  bern  ©a&e,  ba§  bae*  Eigentbum  auf  ben 
Erben  vermöge  beS  ©efe^etf  übergebe,  jum  wenigften  ein  «Dtiteigeutbum  beg$rie« 
brich  fiubwig  Ä.  an  bem  (Sute  5.  naebgewiefen  fei,  —  unb  baß  unter  vielen  Um- 
ftdnben  bie  (Eintragung  eine*  9teal*  ttnfirucbtf  nicht  verweigert  werben  tbniicy  felbft 
wenn  bie  £5eneft{tal  Öualitdt  biefed  üJliterben  feftftdnbe  unb  bei  $)ericbtiaung  beö 
25elibtiteld  mit  eingetragen  wäre;  —  baber  fofl  benn  auch  ffhon  jefit/  obwohl  ber 
©cfifttitcl  noch  nicht  berichtigt  ift/  auf  ben  (Skunb  besf  geborig  befcheinigten  2ttit* 
eigentbum*  eine  tyroteßation  eingetragen  werben  fbnnen.  Da«  Äammergerichtfebt 
jeboch  bem  bedfaQftgen  Slnftnnen  altf  ipaucteinwanb  ben  Saf  entgegen/  tag  über« 
ftaupt  gegen  ben  nicht  etnaetragenen  ^e|t$er  feine  protestaiiones  pro  conservando 
loco  ober  de  non  intabatando  flatt  fdnben  \  unb  bieler  9tu(tcbt  mu§  bad  ^uftiuni« 
niflcrium  beitreten.  6^  ifl  ndmlich  in  ben  OJefeben  AberaQ  nur  bavon  bie  «Rebe, 
ba§  3emanb,  ber  auf  ein  binglicheö  *Red)t/  e0  fei  gigentbum  Iber  ein  anbere* 
Sleal« Stecht Änfpruch  macht/  biefetf  gegen  ben  eingetragenen  S3efi$er  gel« 
tenb  mad)en  wifl/ —  ober  baf  ber  eingetragene  SRejtfyer  ftch  flegen  prdjubiiir« 
Uche  Eintragungen  fi^er  511  fteflen  bat.  3m  vorltegenben  gafle  ift  bagegen 
von  einem  anfpruche  bie  9tebe/  ben  giöcuö  aU  berechtigter  an  einen  noch  nicht 
eingetragenen  SSefiber  macht.  Deswegen  fommt  M  hoppelte  SRechtöver« 
hd(tni§  sur  Sprache,  eröenö  ber  S^ad^weig  bed  Slnfprucbö  unb  M  Stealrech^, 
unb  jweiten«  ber  9lad)wei^/  ba§  ber  ©djulbner  ©igentbumer  beg  ©runbftöcfg 
fei.  95on  einem  folchen  gaQe  banbeln  aber  bie  ©eiefce  nicht/  in^befonbere  fefct 
ber  §.  4t9.  Xit.20.  Xb.  I.  beg  2f.  ß.  9fc.  vorauö,  ba§  ber  S5erpüid)tete  eingetragen 
ner  söeftber  fei.  9Ilcrbingä  bat  eö  SRechtdgelebrte  gegeben/  welche  auch  in  einem 
gafle  wie  ber  vorliegenbe  ift;  bie  Eintragung  einer  9)roteftation  för  jutdfftg  eracb* 
ten.  91u|jer  bem  von  ber  S>.  fRegierunq  angebogenen  SWerfel  in  SKaibiß  2^o* 
nat0fcbrift  S8.  6.  e.  421.  gebort  babin  ©rdvett  in  feiner  Xbeorie  ber  q>ioteftatio- 
wen  (Berlin  1815)  ©.20.  ©eine  9lnftcht  ift  inbef  auf  bad  (SrunblicMle  roiber^ 
legt  in  ber  Slbbanblung,  welche  bie  Jahrbücher  für  ©efebgebung/  SRecht^wijfen« 
febaft  unb  Verwaltung  S3. 25.  (S.  201.  folg.  inöbefonbere  ©.212.  mitgetbeilt  b«* 
ben ;  ber  Eintragung  gegen  ben  noch  nicht  eingetragenen  S5eft$er  ftebt  ndmlich 
ber  unumftb§liche  ®ab  entgegen:  „bafj  ber  nicht  eingetragene  aßelito«  feine  Di«« 
poiTttonen  vornehmen  unb  leine  gültige  £i)potbcf  einrdumen  fonne."  31. 2. 91. 
ih«  !•  £it.  20.  §. 4o5.  Äann  aber  feine  gültige  ßDPotbef  eingeräumt  werben, 
fo  ftnbet  anc4)  natürlich  bie  Eintragung  einer  gefeilteren  ^ppotbef  nicht  ftott,  unb 
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tt  fft  nicht  mebr,Mofj  ber  «Mangel  einer  $orm,  fonbern  ber  «Mangel  einer  »e> 
(entliehen  SBebingung  für  bie  9tecbt0be(idnbigfrit  be0  <#efd>dff0,  »enn  ber  33er* 
pfdnber  nidit  eingetragener  iftefaer  iff.  2)r0»egen  fann  benn  auch  fetneß»ege* 
ein  proteitatioifcher  flart  eines  unbedingten  9lntrag0  ftatt  ftnben,  unb  ba0  Äam* 
meraeriebt  bat  mit  Stecht  bie  bt-treffenben  Wntrdge  gurüd*ge»iefen.  Cftne  prote- 
statio de  non  amplius  intabulando  einjutragen  iii  noch  »eniger  93cranlaffung  vor» 
banben,  »eil  ber  ir.  als  nicht  eingetragener  ©ejtfrer  fdjon  oon  felbfijeine  Di«» 
poftitonen  beim  £öpot&eftnbud)e  treffen  fann. 

£iernad)  mufj  e*  ber  £.  9cegterung  überlaffen  bleiben,  bie  Slnfprüche  M 
gi0cu*  auf  anbere  ffieife  aeqen  ben  ©chulbner  ju  oerfolgen,  ober  benfelben  ju  Oer* 
anlaffen,  ba§  er  juoorberft  für  bie  ^Berichtigung  feineg  ttfeftfctirel*  ®ora>  trage. 

(Sen.2lct.be0  3uflijm.  L.R.No.  21.  Fol.  116. 

d)  Rescrlpt  ».  28.3uni  1833,  betr.  bie  Eintragung  einer  protestatio  pro  conservando 
loco  wegen  einer,  mit  einem  Qt(t$U<htn  XiM  «um  ^fanöreebt  verfef)encn  Sorfterung  auf  ©runb  eine« 
noefi  nidit  recbtgfraftigen  <£rfenntniite$. 

Dem  ßfcntgl,  D.  £.  (9er.  »irb  bie  Pon  ben  Slelterleuten  be0  altftdbtifchen 
gleifd)erge»erf0  ju  Dan^ig,  in  ber  9teeht0ache  biefed  (|)eroerf0  »iber  ben  gl  ei. 
fehermeifter  <£.  unterm  6.  b.  Tl.  beim  ^uflijminifier  eingereid)te  S8cfd)»erbe  mit 
ben  Anlagen  abfehriftlich  mitgeteilt. 

<8orau0gefc&t,  ba§  baö  (gachoerbdltni§  in  ber  (Eingabe  richtig  oorgetraqen  rcor* 
ben/  ift  bie  *8>fch»erbe  gegrünber.  Denn  nenn  anaenommen  »irb,  bafj  bem  2tn= 
fpruche  ber  tldger,  nach  §  219.  Xit.  8.  Xb.  II.  be0  M.  fi.  9t.  ba0  Vorrecht  bersten 
klaffe  guftebt/  fo  ift  bemfelben  auch  ein  gefc&lichcr  Xitel  jutn  Pfandrechte  beige* 
legt,  unb  tonnen  bie  S3efd)»erbefübrtr  qUd)  obne  tfonfenff  bc0  SSeflagren  bie 
(Eintragung  ibrer  gorberungen  auf  bie^mmobilien  beffelben oerlangen. 
(§.  400.  Xit.  20.  Xb- 1.  be0  «.  £.  9c. ) 

Die0  fefct  aUerbingö  oorau0/  ba§  bie  gorberung  burch  2!qnition  ober  recht0* 
frdftlg  fcftgcfteOt  ift;  allein  nach  berß.D.  §  291.  unb  51.2.9t.  Xb  I.  Xit.  20. 
§§.418.419  fann  ber  ^nbaber  oon  91  e al  =  Sfnfp röchen,  welche  burch  an  unb 
für  ftcb  unoerbdchtige  Urf  unten,  ober  auf  anbere  >2Beife  einigerma§en  befchei* 
nigt  »erben,  oerlang*n,  ba§  wentgften0  eintfroeilen  bin  |ur  gdnjlichen  Seflftel« 
lung  ber  gorberung  eine  ^Jroteflntion  (pro  conservando  loco)  eingetragen  »erbe. 
9(10  eine  foiche  Söefcheinigung  ift  offenbar  ein  Urtbeii  ftu  erachten,  burch  weU 
che*  bem  (Sldubiger  eine  gorberung  juerfannt  »irb,  »eiche  ibrer  0}atur  nad) 
ein  Fteal  *  3tniprud)  ift. 

Da0  £onigl.  O.  Ü.  Oer.  bat  baber  ba0  ßanb*  unb  ©tabtgertebt  |u  Dangig  an* 
ju»eifen,  oon  bem  Siebenten,  »eöbalb  e0  allein  bie  (Eintragung  ber  protfftatton 
für  unjuldiüg  erachtet  bat,  abjufeben,  oielmebr  ba0  (Eintraaung0gefud)  nochmals 
§u  prüfen  unb,  faQ0  bemfelben  ein  anbere0  Jöebenfen  nicht  entgeaenflebt,  bie  ©in» 
iragung  ber  9>roteßation  ju  perfügen.   @en.2lct.  beö^uöijm.  L.R.N0.21.  lol.i57. 

e)  35erortnung  o.4.gji^n  1834  fiber  bie ffrecutton  in gioilfacben  (». 22)  f.ju |. 5  h.  t. 

2)  a)  Rescrlpt  lSOO^etr.  MeUnjutänlöteit  ber  Umfcbreibung  einer  protesta- 

tio de  non  amplitu  intabulando  in  eine  formltcbe  £t)90tOef-  / 

Die:  von  Guct)  unterm  11.  b.  ÜÄ.  erbetene  S3orbefcheibung  über  bie  grage: 
ob  bie  auf  einem  ($5ute  {uerfi  eingetragene  ^rotefiaration  de  non  amplias  in- 
tabulaudo,  obne  ^onfen0  ber  fpdter  eingetragenen  9>rotefianten  /  in  einefbrm* 
liehe  ^npoibef  umfehrieben  »erben  fbnne? 
trtfceilen  ^gtr  6ud)  hiermit  babin:  bafc  bie  Protestationes  de  non  amplius  inta- 
bulando obne  Unterfchieb,  ob  foiche  f rüber  ober  fpdter  gefcheben/  jebe  Umroanb* 
Iung  in  eine  $gpotbcf  binbern. 

Uebrigen0  ocrbleibt  e0  bei  ber  Verfügung  be0  SRefcr.  Pom  iU  Oloobr.  1799, 
nach  »elcher  bie  Protestationes  de  non  amplius  intabulando  in  bie  britte  9iubrif 
fccö  ipi)potbefenbud)0  eingetragen  »erben  muffen.       9leue0  Slrchio  33.  l.  ©.  302. 

Ii)  Bescript  Ul  SuflUbeoartementl  0. 13.s>fc6r.  1808,  unb  ber  OTeumrirfffcften  dtegiei 

rung  0- 10.  Januar  l  80»,  betr.  bie  3Birfung  einer  protestatio  de  oon  ampliaa  intabulando. 

51u0  bem,  oon  ber  £&nial.  9leumdrfifchen  9ieglerung  unterm  28.  Oetbr.  b.  3f. 
ermatteten  Berichte,  unb  beffen  iöeilaae,  ftnb  be0  *Dltf)tttn  bie  »ebenfen  erfeben 
roorben/  »eiche  bie  Orben0regierung  }u  ©onnenburg, 

in  3lb ficht  ber  rechtlichen  gUtrfunacn  einer,  im  2üege  ber  egefution  einge> 

tragentn  ^rOteüattOtt  de  non  amplius  intabulando, 

t  * 
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anned)  aufgefüllt  bat.  9Batf  nun  ba*  SBebenfen  ber  Orbenareglerung 
adi.  betrifft/  fo  bebarf  etf  feiner  ndhern  2uftimmunq  ber  ftraqe: 

ttJfldK  Sßirfung  bie  <J>rot*flation  de  non  amplius  inlabulando  in  ben  gJÜen 
babc  /  wo  fte  nach  ben  (i>ei>ben  Jiuldtüq  ift? 
inbrm,  roie  bie  üuqierunq  in  ihrem  \Hrrrcbfr  qan$  richtig  bemerft,  fobalb  nur 
jroi  chen  t"er  tßrotetfation  de  non  amplius  inlabulando  unb  ber  pro  conservando  jure 
et  loco  öebbrtq  untenchiebrn  roirb,  unb  btibe  webt  mit  einanbrr  üerrcecb'elt  roer» 
ben,  Dir  'litirfunq  einer  j<ben  tn  brn  oorbanfcenen  qeeblicben  JÖeftimmungen  M 
21.  0  SR.»  ber  £>.  D.  unb  91.     O./  bcutlid)  mthnltfri  ift. 

($leicberaef)alt  erlebiqt  fid)  bt«  Anfrage  ad  II.  burdt  bie  grfebliche  Sflertimmung 
ber  £.  O.  Abfcbnitt2.  §.  127  —  13*.  oon  fclbft,  unb  bat  bie  Ä&nfgl.  Oteumdrfiicbe 
Sftfaierung  tie  Orbeiigreaierung  barnad)  ju  beleihen. 
^Berlin,  ben  U.  December  1808. 

2ßir  haben  au*  Eurem  ©erlebte  Pom  29  (Septbr.  a.pr.  be0  SWebreren  bie  23«» 
benfen  trieben,  rotlau  ^br, 

in  flbffcbt  ber  rechtlichen  ©irfunqen  einer,  im  ©cge  ber  Egefution  eingetra* 
qenen,  v])rot«flation  de  non  amplius  intabulando, 
annoeb  aufqeftellt  habt,   üiii»  nun  baa  üBrbfnfen 
ad  l.  betrifft,  fo  berarf  tt  feiner  ndbern  tfuflimmung  ber  ft-aae: 
welche  28irfunq  bie  *proteflaiion  de  non  amplius  inlabulando  in  ben  §d0cn 
babe/  reo  tu  nach  ben  ($rie£en  juldffig  in"? 
intern/  fobalb  nur  *roifd>fti  ber  *J>rotfftation  de  non  amplius  inlabulando, 
Mg .  £  D.  Xtf.  2.  $.  57  u.  107. 

21.  <3  O.  Ib.  I.  Xit.  2p.  §.  10.,  Xit.  38.  §.  21./  Xit.  47.  §.  65.  unb 

Xit  50.  §.  20., 
unb  bet  *J)roteftfllion  pro  conservando  jure  et  loco, 

2Iliq.  j?.  £>•  X»t.  <?.  3rbfcbnitt6.  §.289.. 

91.  e-  W.  £b.L  Xit  20.  $.4l4.ieq. 
oeboriq  unterfchirben  roirb,  unb  beibe  nicht  mit  einanber  perroechfelt  werben,  bie 
Sßtrfunq  einer  jeben  in  ben  oorbanfcenen  geieplieben  ittrflim  munqen  beö  A.  ß.  SR., 
ber  fc.  O.  unb  A.  (S.  D.,  beirtlid)  entboten  ifl.  Die  le|tere  gepirt  ndmlicb/  rote  au« 
ben  Jöeflimmungen 

§  291  Xit.  2.  ber  fc.  D- 

unb 

§.421.  Xit.  20.  Xb.I  be*  A.ß.SR. 
erbeflt,  in  bie  britte  SRubnf,  n>orau*  juqlcicb  folgt,  baff  fte  fernere  Eintraaun* 
gen  nicht  btnbert,  inbem  bie  flMoritdt  beß  (flldubiqertf  in  Anfebung  feiner  Sorbe* 
runq  bureb  bie  eingetraaene  «Drofrflation  aeiTcbert  \$,  unb  er  alfo  bureb  eine.roei« 
tere  33erpfdnbung  beö  ^runbAAtt»  ntet)^  leibet 

Die  eigentliche  ^roteftation  de  non  amplius  intabulando  befchrdnft  bagfgen, 
tracl)  93ercl)iebenbcit  ber  gdüe,  überhaupt  tat  Stecht  bre  ©iaentbümew,  überfein 
©runbllucf  tu  biFPoniren,  unb  grbfcrt  Daher  rn  bie  jrocite  SRubrif/  Üe  fann  übed) 
bie  2Md>affenbeit  be«  Slnfpruche,  roegeti  ixffen  fie  juldiiTg  ift/  an  fid)  nicht  dn» 
bem,  noch  im  Goncurfe  bie  «Priorität  ber  brittrn  ftlaffe  beroirfen. 

(JUeicheraeflalt  erlebiat  ftcb  bie  Anfrage  ad  II.  roegen  Sintraating  einer  aefeb* 
liehen  ober  fiiflichroiigenben^pporbef  auf  ein  Drbensirbngut,  bureb  bie  qeff blichen 
Shfflimmunaen  ber  O  Stbtduiitt  II.  §  127  —  1 34.  oon  fclbil,  inbem  e*  hierbei 
nicht  auf  bie  Qualität  lt6  (^runbDäcfjl  anfommt,  roorauf  bie  (gintraguna  nach« 
gefucht  wirb.  Äüßrin,  ben  10.  Januar  ih09-     SWatbiö  S8. 10.  (£.47.  5lbfcbn.2. 

c)  Hescript  o.3,Oabr.  1834,  betr. bfe  ^intra^ung  einer  prote«t*üo  d«  non  «mpliu» 
disponendo. 

Da«  Gonigl.  O  2.  ©er.  erbdlt  beigebenb  eine  pon  bem  5Rittergutßbef7ber  m 
unterm  15.  p.  SW.  einaereid)te  S^rfchroerbe  unb  beren  Anlagen,  mit  bem  (Srfcffuen, 
ba§  ber  in  ber  Verfügung  beö  Golifgiums  Pom  s  Slugufi  b.  %  angegebene  isjruitb 
bie  3uröcTroeifung  ber  in  Antrag  gebraebten  Eintragung  einer  ^roieüation  auf 
ba0  aiitt^rgut  g  nicht  recbtferngt. 

Die  33orfcbriff,  baß  bie  (Sintraaung  einer  ^roteftation  roeqen  bloß  perfBnlichet 
«nforberungfii  nidit  flau  ftnbet  (§.290.  ber  £).  00/  unb  nur  roeqen  folcberftor* 
berunaen  erfolgen  börfe,  roelche  einen  rechtsgültigen  Xitel  jur  Erlangung  eineö 
^ppotbefenrecbtö  begrö'nben  (§.  418.  Xb- 1*  Xit.  20.  be*  A.  ß.  SR.)/  betiebt  fich  le* 
biglid)  auf  «Protektionen,  roelcbe  bie  porlduftge  Eintragung  titut  SRealanfprudjö 
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jum  ©«unflatlbt  paSrit/  (protestatio  pro  conservando  loco).  POflleg  cnbcn 

gallc  aber  rotrD  im  ffiege  b*r  fbrmlicben  Hrreftftage  bie  Eintragung  einer  $to- 
ttfianon  de  non  amplius  dispomndo  oerlanar. 

£a*  Äenigl.  £).  2.  (Ser.  bat  tnbrr  ben  »nrrag  bee*  tc.(£.  noch  ben  ©orfefcrif* 
fett  ber  ^>ro|c§ori>nun<i  Dom  Verfahren  in  Strrefl  ad)en  bei  ben  *projff?acten  *u 
prüfen/  unb/  rornn  ber  Stcrcfl  b'ernad)  für  juldfftg  erachtet  »erben  folltc /  eine 
2iuefertlgung  bea  Decrettf  ju  ben  ipDpotbefcnatten  herüber  ju  geben/  um  bif  (fctn* 
traounq  *u  bewirten.  Dieic  (Sintraaung  muft  alebdnn/  wenn  ber  SBrft^ttt«!  für 
ben  3*erflagten  bereit«  berichtigt  ift/  unb  tont!  bei  bim  £>opotbefenbud>e  fein  £tn* 
bemtfc  obwaltet/  unbebitiat  erfolgen*  weil  b»m  jptjpoibcfenrtchter  feine  ftritif  über 
tie  ficgalitdt  bee  ©erfabrentf  bee  «projegrtchtcre  jufiebt.     ».fc3».  SÖ.  44.  4i2, 

d)  Reseript».  I8.s>ecbr.1835,  Pftr.  bie  Eintragung  uott  Wrreften  auf  Smmopitfen. 

Dem  Ätniöl  jfünrnnergertcM  wirb  auf  ben  Bericht  Pom  16.  p  /  betreffend 
bie  üheidmetbe.  .ber  £.«ehen  (Srben  in,  der  SRafdjmacher  ©  fchen  #ppotbefen(ache 
(ierburch  frolgenbee  eröffnet. 

Die  Anlegung  einee  fflrreflrö  burd)  (Eintragung  auf  bae  ©runbfliief  betf  ©chulb* 
nere  tann  jwar  in  ben  §.  10  lit.  2y.  ber  iprojeforbnung  bf|eicbne!en  ftdüen  un» 
berentltd)  gejebrben,  ee"  fcarf  ober  bie  gintiaouna  nur  eben  fo  wie  bei  finer<pro> 
teflation  (§.  2y4.  Xit.  11.  ber  £.  £>.)  in  ter  fKubrif  erfolgen/  in  welcher  bie  fem» 
traaung  bee  Stecht*  lelbf)  tu  bewirten  fein  wirb/  wenn  ee  recbtßfrdfttg  erftrincR 
worben  id.  Denn  es*  unterfebeibet  fid>  ber  gaO  ber  (Sintraaung  einer  $rotcflation 
pro  conservando  loco  unb  ein»e  9lrr«f].0  nur  babureb/  ,/ba§  bei  jener  ber  Xitel 
•jum  <J)»anfcrecb'f  ichon  rorpanten  fein  mu{;"  —  §  4i8.  Xit.  20.  Xb.  I.  91«  fi  9ff / 
Wae  bei  einer  im  fliege  bee  Ürrefi>cMaged  ju  ftebernben  gorberung  ber  gftfl  nicht 
ttf;  bie  (gtntraaung  ber  tyroteflauon  febon  auf  ben  Antrag  bee  berechtigten  erfoU 
gen  fcarf  unb  bae  Vorrecht  ber  britten  klaffe  gewährt/  wdbrenb  bie  Eintragung 
M  JJrrefiefi/  nur  wenn  bie  acfe$lid)*n  SrrorbernijTe  eine«  tyrrrftfcMaaetf  Porban- 
ben  |tnb/  auf  ben  (iirunb  einee  formlid>en  ftrrrftarfuche  burd)  ben  ^rojcfcrichtcr 
veranlagt  werben  fann  unb  nur  bae  Stecht  giebt/  Slnbere/  foweit  cfi  bem  3n* 
terefu  brtf  9irrcfllca? re  nachteilig  werben  fbnnte/  pon  ber  Erwcr* 
bung  einee  b.ffern  fechte  abfubalten. 

betrifft  baber  ber  Slnfprud)  eine  beflimmte  (Selbforberung/  fo  mufi  bie  gin* 
tragung  bed  Sirreflee  auch  nur  in  ber  britten  9<ubrif  geicheben.  Der  MrrefticMag 
bat  bte  (Sicherdrüung  bed  tlreitigrn  9{rcht0  jum  3n>etf.  (&v  barf  alfo  auch  nicht 
Weiter  geben ,  al0  bteier  3wed*  c*  erbeifd)t,  unb  e0  10  nicht  abgeben,  warum 
man  ben  ©chulbner  burd)  bie  Eintragung  in  ber  {weiten  SHubrif  binbern  will/ 
über  bae  (S^runbflücf  felbft  ftu  oerfügen/  wenn  ber  (gläubiger  burd)  bie  gtntra» 
gung  bee  Sirreflee  in  ber  britten  SHubrif  bie  Dtcfung  erbdit/  bie  bae  (Srunbftürf 
überhaupt  ju  gewdbren  permag. 

D^r  «rreftid)!aa  unb  bie  (Eintragung  beffelben  bewirft  an  (ich  noch  fein  «Real» 
recht  unb  eben  fo  Wenig  einen  58orj|uo  im  (Sonrurfc.  >2Üirb  baber  ber  (Joncurtf 
erbffnet/  beoor  an  bte  (ätefle  be0  ilrrefietf  eine  £>t)potb*f  getreten  iü,  fo  fann  bie 
tlmid>retbui  g  beffelben  nicht  weiter  erfolgen.  91<irb  ober  ber  (Joncure  rticM  er^ff* 
net/  unb  erwirbt  ber  Wldubiger  im  ©erfolg  bee  ^roAcfff*  einen  Xitel  jum  <Pfanb» 
rechte/  fo  ifl  er  brrechtiqt  bie  erlangte  ©tcberfieflung  burch  Umfd>retbung  bee)(r» 
reftee  in  eine  formlid'e  ipt)üotb<f  nu  reaiifiren,  wenn  auch  mittlerweile  febon  ein 
anberer  ($(dubia<r  burch  fpdtere  Eintragung  ein  ^npotbefenrecht  erworben  bdtte/ 
Weil  bem  lefctern  bie  <publtcitdt  bee  frppotbefenbuchee  unb  bie  pon  btm  einaetra« 
genen  «rreft  erlangte  Äenntni^  entgeaenftebt,  bergeflalt,  ba^  er  (ein  ßopotbefen« 
recht  nur  unter  bem  Vorbehalt  ber  Strebte  bee  ftrreftleaere  erworben  bat. 

Dae  ©erfahren  bee  3tabtaerid)te  ftu  9leu  SRuppin  in  Porltegenber  ^acbe  ift 
babrr  in  mehreren  fünften  unregelmäßig  gcweicn/  unb  mug,  fo  weit  eö  noch  |U« 
ld|fta  ift/  rebreffirt  werben. 

Dice  fann  nur  baburch  gefcheben,  baft  bei  ber  <pou>  welche  sub  No.5.  RubricalH. 
für  bie  ^rbubmadur  .^  fdien  Erben  auf  £>fcbe  pon  21 1  SRt&fr.  2s@gr  .^^f.  ♦in- 
getragen ifl/  bemerft  wirb/  „fit  fei  tiejenige/  für  welche  ber  Slrrefl  ex  decreto 
Pom  J-3uni  1827  eingetragen  worben/'   •  o.  Ä.  3.  35.46.  ©.566. 

Von  Einwendungen,  welche  gegen  eingetragen«  Forderungen  Statt  finden. 

§.  422.  Dadurch  allein,  dass  ein  Anspruch  in  das  Hypothekenbuch 
eingetragen  worden,  verliert  der  Schuldner  noch  nicht  die  ihm  sonst  ge- 
gen dessen  Gültigkeit  zusiehenden  Einwendungen. 
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§.  423.  In  so  fern  jedoch  ein  Dritter  auf  eine  solche  Forderung,  nach 
deren  Eintragung,  ein  Recht  durch  einen  lästigen  Vertrag  erworben  hat, 
kann  der  Schuldner  gegen  diesen  Dritten  von  solchen  Einwendungen, 
die  er  demselben  vorher  nicht  kund  gethan  hat,  keinen  Gebrauch  machen« 

§.  424.  "Will  daher  der  Schuldner  sich  seine  Einwendungen  wider 
die  eingetragene  Forderung  auch  gegen  jeden  Dritten  erhalten:  so  muss 
er  dieselben  im  Hypothekenbuche  ebenfalls  vermerken  lassen.  , 

§^425.  Ist  dergleichen  Vermerk,  binnen  Vier  Wochen  nach  gesche- 
hener Eintragung  der  Post  selbst,  in  das  Hypothekenbuch  eingeschrie- 
ben worden :  so  erhält  derselbe  die  Rechte  des  Schuldners  auch  gegen 
denjenigen,  welcher  schon  vorhin  auf  Verhandlungen  über  einen  sol- 
chen Anspruch  mit  dem  Gläubiger  sich  eingelassen  hatte. 

§.  426.  "Wer  also  auf  eine  eingetragene  Post  durch  Cession,  Verpfan- 
dung, oder  sonst  mit  völliger  Sicherheit  ein  Recht  erwerben  will,  der 
muss  die  ersten  Vier  Wochen  nach  der  Eintragung  abwarten ;  und  so- 
dann sich  überzeugen:  dass  in  der  Zwischenzeit  keine  Einwendungen 
oder  Protestationen  dagegen  im  Hypothekenbuche  vermerkt  worden. 

1)  Refcr.».  23.9«»vil  1833.  (f.  ju  8-408  t>it(teJlittlS.) 

2)  Wefcr.  \).  1 8. 3uii  1835,  tetr.  fcie  Stntra&ung  »on  Vroteftationc«  wegen  nic&t  erhaltener  93a« 
lata.  (f.  iu  1.11. 8.738.) 

4)  Form  der  Eintragungen. 

§.  427.  Die  Form  der  Eintragungen,  wodurch  eine  Hypothek  erwor- 
ben werden  kann,  ist  in  der  Hypothekenordnung  vorgeschrieben. 

Vertretung  der  das  Hypothekenbach  führenden  Behörde. 

§.  428.  Fehler  gegen  diese  gesetzmässige  Fonn  müssen  die  zur  Füh- 
rung der  Hypothekenbücher  angeordneten  Behörden  vertreten. 
SRefcr.  t>.  12.  üetbr.  1832.  (f.  ju  ».415  tiefe!  Xittti.) 

§.  429.  Dagegen  haften  diese  Behörden  keinesweges  für  Fehler  oder 
Mangel  in  dem  Ansprüche  selbst,  zu  dessen  Sicherheit  die  Hypothek 
bestellt  worden. 

§.  430.  Liegt  aber  der  Grund ,  warum  durch  die  Eintragung  gar  kein 
Hypothekenrecht  erworben  werden  können,  in  einem  in  die  Augen  fal- 
lenden Fehler  des  Instruments,  dem  es  an  einem  nach  den  Gesetzen 
notwendigen  Erfordernisse  gebricht:  so  haften  die  Hypothekenbuch- 
führer  demjenigen,  der  im  Vertrauen  auf  ihre  Rechtskenntni&se,  bei  einer 
solchen  fehlerhaften  Eintragung  sich  beruhigt  hat. 

§.  431.  Für  die  Zulänglichkeit  der  durch  die  Hypothek  dem  Gläubi- 
ger verschafften  Sicherheit,  kann  von  den  Führern  des  Hypothekenbuchs 
keine  Vertretung  gefordert  werden. 

§.  432.  Sie  machen  sich  aber  verantwortlich,  wenn  ein  von  ihnen  aus- 
gestellter Hypolhekcnschein  mit  dem  Inhalte  des  Hypothekenbuchs,  so 
wie  dieser  zur  Zeit  der  Ausstellung  beschaffen  war,  nicht  Übereinstimmt. 

§.  433.  Ehe  der  Richter  wegen  eines  von  ihm  begangenen  Fehlers  in 
Anspruch  genommen  werden  kann,  muss  zuvörderst  derjenige  haften, 
welcher  sich  mit  dem  Schaden  des  Gläubigers  widerrechtlich  bereichern 
würde. 

§.  434.  Gleich  diesem  haftet  derjenige,  welcher  durch  seinen  Betrug 
die  fehlerhafte  Handlung  des  Richters  veranlasst  hat. 

§.  435.  Nur  unter  eben  den  Umständen,  unter  welchen,  vermöge  der 
Gesetze,  ein  Gläubiger,  mit  Uebergchung  des  Hauptschuldners  sich  so- 
fort an  den  Bürgen  halten  kann,  ist  derjenige,  welcher  durch  eine  feh- 
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lerhafte  Eintragung  Schaden  leidet,  in  den  Fällen  des  §.  428. 430. 432. 
den  Richter  sogleich  in  Anspruch  zu  nehmen  berechtigt.  (Tit.  13. 
§.297.  sqq.) 

6)  Wirkungen  de*  Hjpothekenrecht».  i 

§.  436.  Durch  eine  gehörig  erfolgte  Eintragung  erlangt  der  Gläubiger 
das  Recht,  sich  wegen  seiner  Forderung  zur  Verfallzeit  an  die  verpfän- 
dete Sache  zu  halten. 

§•437.  Die  Rechte  und  Pflichten  eines  Pfandgläubigers  also,  welche  aus 
dem  Besitze  entspringen,  kommeri  dem  Hypothekengläubiger  nicht  zu. 

§.  438.  Der  Schuldner  kann  daher,  auf  die  einem  Gläubiger  zur  Hy- 
pothek verhaftete  Sache,  auch  einem  Andern  ein  Hypothekenrecht  gül- 
tig einräumen.  .  » 

§.439.  Selbst  ein  Vertrag,  dass  die  Sache  keinem  Andern  mehr  zur  Hy- 
pothek verschrieben  werden  solle,  ist  ohne  rechtliche  Wirkung.  (§.24.) 

§.  440.  Wie  weit  der  Hypolhekengläubiger  für  die  Unterhaltung  der 
verpfändeten  Substanz,  bei  dem  Unvermögen  des  Eigenthümers,  zu  sor- 
gen verpflichtet  sei,  ist  nach  den  allgemeinen  Vorschriften  im  Achten  Ti- 
:el  §.  44.  sqq.  und  nach  den  Polizeigesetzen  jedes  Orts  zu  bestimmen. 

§.441.  Dagegen  hat  aber  auch  der  Gläubiger  das  Recht,  wenn  der 
Besitzer  der  Sache  durch  erhebliche  Verringerungen  ihrer  Substanz 
;eine  Sicherheit  schmälert,  seine  Befriedigung  noch  vor  der  Verfallzeit 
:u  fordern. 

§.442.  Will  er  von  diesem  Rechte  keinen  Gebrauch  machen;  oder 
;estattet  es  die  Natur  des  versicherten  Anspruchs  nicht:  so  kann  der 
Gläubiger  darauf  antragen,  dass  dem  Besitzer  in  seinen  nachthciligen 
Dispositionen  durch  richterliche  Verfügung  Schranken  gesetzt  werden. 

Worauf  d*s  dingliche  Recht  des  nj-pothekeDglÄubigcr«  sich  erstreckt. 

§.  443.  Das  dingliche  Recht  des  Hypothekengläubigers  erstreckt  sich 
uf  das  ganze  Grundstück,  und  alle  zur  Zeit  der  Eintragung  dabei  be- 
indlichen  Pertinenzstücke. 

§.  444.  Was  für  ein  mitverpfändetes  Pertinenzstück  der  verschrieb e- 
ien  Sache  oder  Gerechtigkeit  zu  achten  sei,  muss,  bei  entstehendem 
Itreite,  nach  den  Vorschriften  des  zweiten  Titels  §.  42.  sqq.  beurtheilt 
irerden. 

§.  445.  In  so  fern  jedoch  bewegliche  Pertinenzstücke,  in  der  Zwi- 
chenzeit  von  der  Eintragung,  bis  zur  wirklichen  Vollstreckung  der 
ichterlichen  Execution  von  der  Hauptsache  getrennt  worden,  geht  die 
arauf  gehaftete  dingliche  Verpflichtung  auf  den  dritten  Besitzer  nicht 
iit  über. 

§.446.  Sind  dagegen  andere  bewegliche  Pertinenzstücke  in  dieser 
Zwischenzeit  hinzugekommen:  so  werden  dieselben,  in  so  lern  sie  zur 
ieit  der  Execution  noch  wirklich  vorhanden  sind,  dem  dinglichen  Rechte 
es  Hypothekengläubigers  mit  unterworfen.  » 

§.  447.  Sollen  unbewegliche  Pertinenzstücke  des  verpfändeten  Guts 
icht  mit  verpfändet  seini  so  müssen  dieselben  bei  der  Verschreibung 
nd  deren  Eintragung  ausdrücklich  ausgeschlossen  werden. 

§.  448.  Auf  Güter  und  Grundstücke,  die  eine  besondere  Nummer 
n  Hypothekenbuche  haben,  und  auf  welche  die  Eintragung  nicht  ge- 
diehen ist,  erlangt  der  Gläubiger  kein  dingliches  Recht;  wenn  sie  gleich 
ben  demselben  Schuldner  gehören,  und  in  der  Verschreibung  ausdrück- 
en mit  zur  Hypothek  eingesetzt  worden. 
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§.  449.  Sind  daher  in  dem  Instrumente  mehrere  Güter  und  Grund- 
stücke zur  Hypothek  verschrieben,  so  muss  der  Gläubiger  bei  dem  Ge- 
suche um  Eintragung  ausdrücklich  bemerken  :  auf  welche  derselben  er 
die  Eintragung  verlange:  und  der  Richter,  oder  die  Hypothekenbuch- 
führende  Behörde,  kann  ihn  zu  einer  solchen  bestimmten  Angabe  allen- 
falls ausdrücklich  auffordern. 

§.  450-  Verfügt  alsdann  diese  Behörde  die  an  sich  zulässige  Eintra- 
gung nicht  auf  alle  benannte  Grundstücke  ;  so  macht  sie  sich  dein  Gläu- 
biger wegen  eines  ihm  daraus  entstehenden  Schadens  verantwortlich. 

§.  451.  Doch  ist  auch  der  Gläubiger  schuldig,  wenn  der  vorgefallene 
Fehler  aus  dein  Reeognitionssrheine  über  die  geschehene  Eintragung 
ersichtlich  ist,  denselben  der  Behörde  zur  Abheilung,  so  weit  sie  als- 
dann noch  Statt  finden  kann,  unverzüglich  anzuzeigen. 

§.  452.  Ist  diese  Anzeige  von  ihm  binnen  Sechs  Wochen,  nachdem 
ihm  der  Recognitionsschoin  behändigt  worden,  nicht  geschehen:  so  muss 
er  sich  den  aus  spätem  Eintragungen  anderer  Gläubiger  für  ihn  entste- 
henden Nachtheil  selbst  beimessen. 

§.  453.  Ist  die  Eintragung  auf  die  mehreren  verschiedenen  Güter  zu 
unterschiedenen  Zeiten  geschehen:  so  erlangt  der  Gläubiger  auf  jedes 
derselben  das  Hypolhekenrecht  nur  von  der  Zeit  der  auf  dieses  Gut 
erfolgten  Eintragung. 

§.454.  Unbewegliche  Pertinenzstticke,  welche  erst  nach  erfolgter 
Eintragung,  aus  fremdem  Eigenthuine  dem  Hauptgute  beigefügt  worden, 
sind  dem  dinglichen  Rechte  des  Gläubigers  nicht  mit  unterworfen. 

§.  455.  Geschieht  auf  selbige  in  der  Folge  eine  neue  Eintragung  der 
auf  dem  allen  Gute  haftenden  Schuld:  so  erlangt  der  Gläubiger,  nur 
von  dieser  Zeit  an,  das  Hypolhekenrecht  in  Ansehung  eines  solchen 
Pertinenzslückes. 

§.  456.  Ist  gegen  die  Erwerbung  des  neuen  Pertinenzstücks  ein  An- 
deres, welches  dem  dinglichen  Rechte  des  Gläubigers  unterworfen  war, 
von  der  Subslanz  getrennt  worden:  so  kann  der  Gläubiger  an  das  neue 
Perlinenzslück,  stalt  des  abgetretenen,  sich  halten. 

§.457.  Er  kann  aber  auch,  mit  Entsagung  auf  das  neue  Pertinenzstück, 
sein  dingliches  Recht  gegen  den  Besitzer  des  abgetretenen  verfolgen. 

§.  458.  Sind  bei  Berichtigung  streitiger  Gränzen,  oder  bei  Gemein- 
heitslheilungen  Pertinenzstücke  unbeweglicher  Güter  gegen  einander 
ausgetauscht  worden:  so  finden  die  Vorschriften  §.456.  457.  keine 
Anwendung. 

§.  459.  Vielmehr  treten,  auch  in  Beziehung  auf  die  Hypothekengläu- 
biger, die  neuen  Pertinenzstücke  an  die  Stelle  der  vorigen. 

§.  460.  Sind  bei  solchen  Gränzberichtigungen,  oder  Gemeinheitsthei- 
lungen,  Pertinenzstücke  eines  Guts  gegen  eine  baare  ein-  für  allemal  zu 
entrichtende  Vergütung  abgetreten  worden:  so  müssen  die  Gerichte, 
welche  das  Geschäft  dirigiren,  ein  solches  Abkommen  den  Hypotheken- 
gläubigern, zur  Wahrnehmung  ihrer  Gerechtsame,  bekannt  machen. 

§.  461.  Diesen  steht  alsdann  frei,  zu  verlangen,  dass  der  Schuldner 
die  ihm  ausgesetzte  baare  Vergütung  entweder  zur  Wiederherstellung 
ihrer  durch  die  Abtretung  geschmälerten  Sicherheit,  oder  zur  Abslos- 
sung  der  zuerst  eingetragenen  Capitalsposten,  so  weit  sie  dazu  hin- 
reicht, verwende. 
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§.  462.  Kann  oder  will  der  Schuldner  weder  eines  noch  das  andere 
bewerkstelligen,  so  sind  die  Hypothekengläubiger  befugt,  ihre  Capita- 
licn,  auch  noch  vor  der  Verfallzeit,  aufzukündigen. 

§.  463.  Sie  müssen  aber  vou  diesem  Rechte  binnen  Sechs  Wochen, 
nach  der  ihnen  zugekommenen  Notification,  Gebrauch  machen. 

§.  464.  Thun  sie  das,  so  bleibt  ihnen  ihr  hypothekarisches  Recht  auf 
das  abgetretene  Pertinenzstück  bis  zum  Austrage  der  Sache  vorbehalten. 

§.465.  Verabsäumen  sie  aber  die  gesetzliche  Frist;  so  erlöscht  ihr 
Hypothekenrecht  äuf  das  abgetrennte  Pertinenzstück. 

1)  3>er$l.(?Mct ».  I4.ge»tbr.  1811,  betr.  bieKegutirung  ber  guNberrlitfen  unb  bäuertidieii 5>er« 
f)iHtm(\t{lU.&b.  56.)  nebft  ©eclaration  t>.29.9)iai  1816  (mt-  51-56);  «Berovbnung  \>.  l8.9JDobr. 
1819,  rocgen  tttnoenbung  U4  »orgebndnen  <£*lcti  <iuf  ben  £otrbufier  £re#;  ©efen  *>2l.3uii  1821, 
wegen  öei7«i  Jlnroenbung  auf  bft  Ober  *  unb  9?itberlaufi$;  ©eteß  o.  8.?u?ril  1823,  wegen  bellen  ftn» 
weirtung  aufUi  Canbgebiet  ber  3tabt  Sxwjtg;  ©efefc  d.  8.?tj>rU  1823,  wegen  Kegulirung  ber  gut*» 
berrlitöen  unb  bauerlieften  ^er^äUniffe  im  ©rofiberjogt&um  tyofen  unb  im  tfulm»  unb  Sfflidjelauiittett 
Greife.  (|.85i«qq  ) 

2)  5?erd.  Orbnung  b.  7.3uni  1821,  wegen  ttMöfrng  bei1  ©ienße,  OTaruralf  unb  ©elbteißungen 
»onarunbfliirfenjc.  (|.39)  unb  Orbnung  \>.  I3.3u(f  1829,  wegen  Slbtöfung  bertteallafien  in  ben  t«an« 
brtt&cilfii,  mldbt  vovmplt  jum  Äbnigreid)  SBeftpljalen,  tum  ©roßberjogtbum  $crg  unb  iu  ben  franifr 
fifKö *  bimfeatiftben  2>epartementf  gebort  Gaben.  (*.  9 1  «eqq.) 

(f.  wegen  1  unb  2  tu  II.  7.1.240-494.)  0 

3)  IBergt.  @emeinbeit^bei(ung^orbnung  d.  7.  3uni  1821  ((.150)  unb 

4)  ©efea  t».  29.^uni  1835,  wegen  ©trfjerfWlung  ber  Getute  britter  $erfonen  bei  gutfberrftcb* 
äuerlfAen  «Kegulirungen,  ©eraein&eitft&eilungen  unb  ?(blöi'ungen.  (f.  iu  1. 17.  ft.  361.X 

5)  Bescript  *.l7.gjjai  1819  nebft  Bericht»  betr  bie  9te<bte  ber  «eefgiäubiger  auf 
ie  natu  «ber  SKegtttirung  ber  gut$berrU<rf«  bäuerliäen  35er&a(tniffe  für  bai  £«uj>tgut  gewonnenen  8an* 
:reien  unb  Kenten. 

Da*  0.  ß.  ®er.  von  Bommern  ju  (Stettin  frägt  gepqrfamftan/  tpae"  ffir  SRecftre 
•n  fehon  ringetragenen  unb  noch  einjutragenben  *  ©idubigern /  na*  9tegu* 
rung  ber  gutaberrlfaen  unb  bäuerlichen  SerbdUnifte/  auf  bie  ju  ben  £aupfgfi« 
rn  eingebogenen  bäuerlichen  ©ejtpungen  jufteben. 

Da*  gbtet,  bie  SRrgultrung  ber  gute^errlichrn  unb  bäuerlichen  93erbdltnifFe 
freffenb,  vom  i4.@fptbr.isit  unb  bellen  Declaratton  pom  29.  üftai  1816/  ge* 
Im  9Jflq<  meinen  unb  als*  9Reael  ben  $)et?bern  bteber  erblich  befeffener  ^auergft« 
jtvei  Drittel/  unb  ben  tttetifcern  bieber  nicht  erblich  befeffener  stfauergüter,  ein 
Ib  ihre*  iflejtptbum*  eigentümlich  ju,  unb  fiberld§t  bagegen  bem  ©uttfberrn 
p.  ein  Drittel  unb  ein  £>alb  ber  bäuerlichen  $)cft$ung  jum  freien  guentbum. 
9tach  ben  qefeplichen  ^ciiimmungen  waren  bie  porgebachten  bäuerlichen  sfte» 
maeit  unbebentltch  ein  $ertinenjiitücf  bea  ßauptgutö/  rooju  (te  gebbrten  unb 
u$r  nourben/  unb  ben  eingetragenen  (gläubigem  eben  fotoobl/  «Iß  ba$  jpaupt* 

felbfl/  perbaftet. 

*.  ß.  SR-  Xb.  I  Sit  20.  §§.  443.  seq.  unb  467/ 
Ulad>  unferm  DatVirbalten  tritt/  nad>  erfolgter  iKegulirung  ber  gut^berrtichen 

bduerlid)en  93erbdltni|Te  unb  bewirfter  Äbichreibung  bes  ben  bäuerlichen  5fte« 
n  juaetbrilten  Stijentbum*/  im  £>ppotbefenbuche  be0  ÄauptautS/  baä  bem 
F^rrrn  oerblribenbe  refp.  ein  Drittel  unb  ein  $alb  ber  bäuerlichen  ^efifcung, 

bet  t>nfär  feftgrfe&ten  dttntt,  an  bie  ©teile  ber  ganzen  bäuerlichen  Sftefipung/ 
eibt  mitbin  ein  $erttnenj  be0  ^auptgut«/  unb  ift/  foroobl  ben  im  ^ppo« 
nbucn^  fd>on  eingetraaenen/  aU  noch  einjutragenben  befldnbigen  haften/  (Sc^ut* 
jnb  ^KrrtluerbinbUchfeiten  mit  perbafter.  ».ß.  9t.  a  h.O.  §.456  unb  459. 
)rr  2-1/ 55  unb  56.  De*  (Sbtcf«  Pom  14.  @eptbr.  18t  t  unb  ber  Sfrtifel  51.  ber 
irnnon  pom  29-  SWai  t8l6  gefteben  inbr^v  als*  eine  Sluenrtbme  Pon  bem  ©e« 
bem  Stt^r ntbömer  pertchulbeter  ©fiter  bie  ü^efuani§  au, 
nuf  haa  bem  ^auptgute  perbletbenbe  ein  Drittel  ober  ein  ^alb  ber  bäuer* 
iebett  ^rttpiinq/  neue  53onperfe  ober  bäuerliche  (£tabt»i)emcntd  anzulegen/  unb 
t>oti  bem  ßanbe/  welche^  er  nur  (£ntfd>äbigung  erbdlt/  fo  Piel  tu  perfaufen/ 
ber  priorttdtifch  ju  oerpfdnben/  al«  erforberlich  ift;  um  bie  Äoflen  ber  neuen 
3trtbfcl)CiftB=  Einrichtungen  unb  befonberö  be0  Slnfaufß  be0  ^pannbiebes  unb 
2luft>aue0  ber  etaügebdube  &u  befreiten  unb  ba^u  erroeUiicb  nbtbid 
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ad  1.  (alten  wir  btefe  neuen  Vorwerfe  unb  bäuerlichen  (gtabliffemettttf  eben* 
fall*  für  folebe  $erttnen|ftücfe  bc0  £auptgut0/  bie  ben  cacauf  fchon  ein» 
getragenen  unb  nod)  einjutragenben  ftorberungen/  infofern  fte  von  ber 
2Ritoerpfdnbung  nid&t  auebrucMd)  au0geid)loffen  worben/  bUPotWarifd) 
oerbafiet  ftnb.  » 

ad  2.  aber  ftnb  wir/  nach  ber  @ttmmenmebrbett,  ber  Meinung/  ba§  bie 
bem  ^efacr  be*  £auptgut0  im  ©efc&  beigelegte  Sftefuanifl,  |u  bem  be= 
flimmten  ßwecTe  einen  Xbeil  ber  ibm  bei  ber  «useinanberfr&una,  juge* 
tbeilten  bäuerlichen  »efipungen  *u  perfaufen/  ober  prioritdtheb  ju  »er* 
pfdnben,  nach  erfolgter  Sfiegulirung  ber  gut0berrlicbcn  unb  bäuerlichen 
S3erbdltniffe  auf  ben  saecessor  singalaris,  j.  Jö.  ben  ftdufer,  niemals  über* 
gebt/  aud)  von  bem  ©ui0b<ftper/  ber  bie  2lu0einanberfe&ung  mit  feinen 
bäuerlichen  (Sinfaffen  ju  ©tanbe  gebracht  bat/  nur  bloß  gegen  bie  fchon 
vor  ber  9legulirung  ber  Serpdltriiffe  oorbanben  gewefenen  £>opotbefarien 
auögetibt  rrerben  fann/  bagegen  allen  nach  ber  iKequltrung  contrabirtrn 
ftppotbefenfcbulben  unnacbibeiltg  ifi/  unb  gebaute  <Pertinenjien,  wenn 
(te  nidit  pon  ber  SRitPrrpfänbung,  nach  §.447.  be«2l.  £.  SR.  a.  a.  O-,  au** 
gefcbloffen  worben/  obne  weitere  (Sinfcbrdnfung  jur  ftqpotbef  haften,  ba 
bie  Sibftcbt  be0  ©efefcgeber*  beutlid)  babin  ausgebrochen  i#,  bafc  bem 
bereits  perfebulbeten  ©utßbefifcer  biejenigen  Öelbmiitcl  gu  penebatren 
ftnb/  weld)e  bie  in  ©efolge  ber  SRegulirung  erforberlid)rn  neuen  <5«nnd>; 
tungen  notbwenbtg  machen.  X)ie  bifftg«  ©eneral^  tfanbfcbaftä  X)irectiort 
tfi  bagegen  in  ibrem  abfebriftlicb  angcfcbloffenen  ©ebreiben  oom2J.  p.2R. 
ber  entaegengefebten  Meinung/  unb  bdlt/  mit  einigen  ibrer  Meinung 
beitretenben  üHitgliebern  be0  Geflfgii  /  auch  bei  s3crpfdnbuug  pon  (Sötern/ 
worin  bie  SRegultrung  ber  gutsberrlicben  unb  bäuerlichen  33erbdltntftc 
fchon  beenbigt  ifi/  unb  bie  fflbfcbdpung  nach  bem  neuen  unb  prrdnberten 
Sufianbe  Meter  ©fiter  erfolgt  ifi/  jur  (Sicherheit  be*  9>fanöbrief0s(5rebit0/ 

a.  in  gdOen/  wo  biefe  ©fiter  fteb  ber  ßanbfcbaft  affoeiiren/  unb 

b.  in  gdflen,  wo  auf  ben  ber  ßanbfcbaft  bereit*  affoeiirten  (Gütern  ber 
lanbfcbaftlicbe  Grebit  erbebt  werben  foO/ 

erforberlfcbv  ba§ 

1)  bie  @ut0beftber  ihrer  gefeblicben  S8efugnt§  entfagen7  einen  Xbeil  ber  bei 
ber  9tegulirung  gewonnenen  Üanbungen  ober  Renten  ju  pertaufen/  ober  mit 
bem  SBorjjUgärecbt  por  ben  eingetragenen  ßppotbefen  ju  perpfdnben/  unb 

2)  biefe  fcntiagung  in  ba*  £npotbefenbucb  eingetragen  wirb. 

©egen  bie  Suläiftgfelt  einer  folgen  Qsmfagung  baben  wir  nicht*  ju  erinnern/ 
ba  fte  im  ©efe$  nicht  unterfagt  ift/  unb  in  ber  SKegel  ein  jeber  auf  feine  9tekMc 
unb  gefeplicben  SSefugniffe  SÜerjicbt  leiden  fann.  Die  tyluralitdt  ber  üftifglifber 
unfer6  GoOegit  bdlt  biefe  gntfaaung  aber/  in  Slnfebung  aller  nad)  ber  SKegulirung 
contrabirten  unb  auf  ta0  £auptgut  gelegren  £npotbefenicbulben  unb  SftealoerbtmV 
Ucbfetten/  fiberflfifftg.  ^ft  ffe  aber  in  geb&riger  gorm  erfolgt,  fo  entftebt  wie* 
berum  bie  grage:  an  weiter  ©tefle  be0  ßopotbefenbudje*  fte  einüutragen  ifi? 

2Bir  glauben  bierbei  unterfebeiben  (u  muffen: 

.  ob  bie  Sntfagung  jur  ©icherbeit  unb  jum  heften  aller  fchon  eingetragenen 
unb  noch  einjutragenben  ©fbulbeit/  ober  nur  jum  $8eflen  4inb  jur  ©icberpeit 
befiimmter  ©cbulben  erfolgt  ifi? 

3n  bem  erflen  gafle  wörben  wir  bie  (gntfaguttg  in  bte  jweite  SRubrif  bt$  $9* 
potbefenbuebed  al0  eine  (ginfcbrdnfung  ber  DMpoütion,  in  bemjroeiten  gaOe  aber/ 
al0  eine  befonbere  Steal  •  Serbinblichfett  bei  bertenigen  5>oö/  j(U  beren  heften  bie 
gntfaaung  erfolgt  ifi/  mitbin  in  bie  triff r  äftubrtf  be0  £ppotbefenbuct)e0  eintra* 
gen  laffen.  ©owobl  bie  Eintragung  ber  aflgemeinen  (gntfagnng,  a(0  ber  Cntfa« 
gung,  welche  jum  heften  eine0  5>ripatg!dubtger0  erfolgt/  Würbe  in  gewbbnücber 
9lrt  Pom  (SoQrgio  ju  perfögen  fein7  bagegen  bie  gintraaung  ber  (Sntfagung  »um 
alleinigen  SBortbeii  ber  fchon  eingetragenen  ober  nod)  einjutragenben  <Pr«nbonefe, 
ber  3)fanbbrief0s3fnrabutatton0c Sommiffton/  wegen  ber  genauen  SBerbinbung  mit 
ber  5^fanbbrief0-  ^nrabulation/  ebenfalls  übertragen  werben  fbnnen. 

SEöic  fieQen  bie  Prüfung  ber  Sfcichtigfett  unferer  Slnfichten  geborfamfl  anbeim/ 
unb  bemerfen  nur  noch/  ba§  wir  un0  biefe  Anfrage  b^uptfdehlid)  erlaubt  baben, 
um  nicht  ju  fehlen  unb  mit  anbern  ipppotbefen^eborben  ein  gleidjmdBiges  #er* 
fahren  ju  beobachten.  (Stettin/  ben  l.SWat  i8iy. 
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Der  unwdftlUftt  Hinflug/  welchen  Me  irrigen  SReguIitttngett  ber  guttfberrU* 
hen  unb  bäuerlichen  33erbditmiTe  auf  bie  ©ubflanj  ber  mit  ben  (Sutern  beftellten 
>npotbe?en  dufjern,  qirbt  untf  Der  folgenben  ganj  ergebenden  SDlitt&cilung  über 
►iefen  (fleqenftanb  2lnlag. 

g*  tft  babei  oorau0*ufchicfen,  ba§  bie  Erfolge,  welche  ba*  (Sbief  Pom  lJ.Srptfcr, 
811  auf  bie  lanbfchaftliche  ^Sicherheit  baten  mtchte,  gleich  nrtch  bellen  «publica* 
ion  ein  nabe  lirqenber  ©rgenftanb  ber  (Srwdgunq  unb  Beratbung  waren.  :\\x 
Rücfftcht  auf  bie  ©chwieriafeiten,  welche  eine  SRebiffon  ber  Xagrn  aller  bepfanb* 
»rieften  (Süter  nach  erfolgter  SRegulirung  haben  mupte,  unb  felbö  in  §RA  erficht 
tuf  bie  ^ncomtnkn^n /  welche  bie  einzelnen  (Sutebeft&er,  wenn  ibr  lanbfchaffli« 
her  Gtrrbtt  in  ftolge  einer  Xagreoifloii  bdtte  beruntergefefct  rorrbeit  müff« n,  getrof* 
en  haben  würben,  fiel  ber  Befchlufj  babi»  au*,  bei  bem  in  bem  Ebicte  felbji 
beoretifcb  ausgekrochenen  ©afce: 

bajj  bie  gefe&liche  gntfchdbiqunq  ein  binrrichenbe*  SeflutoaNnt  ber  ben  @u* 
lern  burch  bie  Sftegulirunq  entgebenben  SRealitdten  fei, 
leben  ju  bleiben/  unb  brmjiufolqe  foQte  nur  bq,  wo  befonbere  ttmftdnbe  —  ber« 
angte  grbfcfcunq  bes  lanbtd)aftlid)en  c^rebit»,  fehl  echte  $i<trtbfcbaft  u.  f.».  —  fol« 
bcß  nfctblq  ober  rdtblich  machten/  bie  Xagc  reoibirt  unb  bcrGrebit  banndj  erwel* 
ert  ober  eingefchrdnft  werben. 

gär  iebt  alio  interefflrt  ber  lanbfchaftliche  Grebit  nur  in  ben  gdflen,  wo 

1)  (flüter,  in  welken  bie  SRegulirung  bereite  geliehen  ttf/  fiM)  ber  ßanbfcfcaft 
affociiren, 

2)  ober  in  folgen,  welche  bisher  fcfcon  mit  «Pfanbbriefen  belegt  gewefen,  bec 
ibnen  gegebene  Qtttit  erbebt  werben  foll. 

3n  beiben  fallen  erfolgt  bie  flbtehdpung  nach  bemjeniqen  3uftanbr/  welcher  in 
?o!qe  beä  oorjulegenben,  von  ber  Äbnigl.  ©eneral*  Gommiffion  beftdtigten  unb 
ur  Ausführung  gebrachten  9fteceffe0  oorbanben  ift  Slflein  biefer  3ufMnb  aiebt 
•a*  Object  ber  jpnootbef  nicht  unbetingt  an.  Sftacb  ben  §§  2h,  55  unb  56.  M 
Sbict«  oom  i4.  ©eptbr.  18 il  unb  nach  bem  Mrtifel  51.  ber  Deelaratton  com  29.  üftai 
L816  ift  ber  (^uteberr  berechtigt,  oon  bem  burch  bie  2lu0e»nanberfe$ung  gewönne* 
ten  ßanbe  ober  ber  anberweitigen  Slbftnbung,  worin  bietelbe  begeben  möge,  ohne 
>a§  e0  beö  (JonfenfeS  ber  ipppotbefengldubiger  bebarf,  fo  viel  &u  verlaufen ,  ober 
ur  ein  folchee  Darlebn  \u  verpfdnbeit,  als  |U  ben,  ittebufö  ber  ^5enu^uug  bcef 
lewonneuen  ßanbeö  erforberlichen  Slnlagen,  bauten  ober  fondigen  >Jßirfbf*oft«s 
^otbbfirften/  nach  b*m  3fU9n'ß  »Weier  Äretöoerorbneten  berwenbet  werben  mu§. 
f  3  leuchtet  ein  /  ba§  burd)  bie  3lnwenbung  biefer  Söorfd>rnten  ber  CJjegenjJanb  bet 
pnpotbef  nach  benentgen  31bid;d^una  /  welche  ber  $fanbbrief0*  SPewiUigung  ntm 
i)runbe  liegt/  eine  äbdnberung  erleiben  t<\nn,  obne  ba§  bie  bi0berigen  ^opotbe;« 
cn*(#ldubiger,  unb  folalich  auch  bie  ßanbfd  aft  beöbalb  w  befragen  wdren.  Die* 
iber  würbe  bei  jpfttnbbrtef*- Bewilligungen  um  fo  unpaffenber  kin,  babie<Pfanb* 
»rief«» «nleiben /  welche  je$t  aufgenommen  warben,  jum  arofen  Xbeil  fchon  ben 
Swetf  haben  /  j\u  ben,  sflcbufß  ber  beffern  sBenubung  ber  gewonnenen  (Sruttbflöcfe/ 
lbtbtgen  SluOaiten  bie  erforberlichen  Stftirtel  berbeijuichaffen. 

^nbem  wir  baber,  um  biefem  Uebelflaube  oorjubeugen,  bie «norbnting treffen, 
>a§  ein  jeber  (^uttbeft^er,  beffen  C^runMrücf  nad)  bem  burch  bie SRegultrung  ber* 
»eigefubrten  3ufianbe  abgefihd&t  wirb,  ber  Befugnis  entfaae,  einen  Xbeil  ber  ge« 
Donnenen  £anbunaen  ober  SKenten  ju  oerfaufen/  ober  biefelben  mit  bem  ^orMigtf» 
echt  oor  ben  bidberiaen  ^^potbefen  ju  perpfdnben,  finben  wir  e0  angemeffen, 
iber  ,bie  art  ber  Eintragung  biefer  (Sntiagung  untf  ber  Sfnfic^t  eines  Äbnigl. 
pod)l5blichen  D.  ß.  (i5er.  §u  pergewijfern. 

es  fommt  ndmlich  barauf  an: 

1)  ob  biefe  fcintraqung  blo§  in  ber  SRubrif  ber  93efchrcibima  M  ®utt,  ober 
Rubr.  II.  ber  XabeUe  felbft  al0  eine  Befchrdnfunq  be0  eigentbum0/  ober  nur 
bei  benenigen  ipnpotbefen  *  «Poll,  welche  baburch  gefldjert  werben  fofl,  ge* 
fchebe,  unb 

2)  ob  jte  leiten*  ber  ^ntabulation0tfjommi(farien  Perföat  werben  f&nne,  ober  eine* 
befonbern  porberigen  2lntrage0  bei  einem  Äbnigl  ^ochlbbl.  D.ß  (#er.  bebu-fe? 

$lux  bei  bem  i*e$iern  haben  wir  infofern  ein  3fntereffe,  als  wenn  ber  9]ad)* 
pei0  ber  gefchebenen  eintraauug  bei  ber  $fanbbrirf0  Bewilligung  erforbert  wer* 
>en  mupte/  baburch  bfter  ein  bem  ©efchdft  binberlicher  ?lufentbait  entfieben  mfcchte. 
•Jucb  fcheint  unß  biefe  (Eintragung,  ba  fte  mit  bem  3ro<tf<  ber «Pfanbbriefd  3nta« 
)iilation  jufammenbdngt,  gang  eigentlich  ju  ben  (^efchdften  ber  ^ntabulationtf« 
^ommiffton  ju  geboren.  Stettin,  ben  23.  sipril  1819. 
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Dem  Äbnfgl.  0. 2.  ©er,  wirb  auf  ben  ©erlebt  oom  f.  b.  fffl.  ertfttet/  ba§  bet 
3utfiA*üJ<tnifter  bet  tlntfd)t  be0  (SoHegii, 

über  bie  )8ebanblung0art  ber  Eintragungen  foleber  <Sntfaguncj0*3rctt:/  welche 
©ut0beftber  über  ibre  gefefclicbe  Söefugnifl/  einen  £peil  ber  bei  ber  SRegulU 
ruug  ber  gutsberrlicben  unb  bäuerlichen  93erbdltnif[e  gewonnenen  ßänoereien 
ober  SRenten  tu  oerfaufen/  ober  prioritdtiüh  i»  Perpfdnbcn,  auöft  tten/ 
hbflig  beitritt/  unb  Referenten  überldjjt/  barnach  in  porforomenhen  ftdUen  au  »er* 
fahren,  »erlin,  ben  17.  5Wai  I8iy.  o.  £.  3-  93. 13.  @.  305. 

6)  Rescript ».  29.  «ucjufl  1821,  tetr-  bfe  aBaOriietjmund  ber  «Rechte  bet  £»poUjefengletübli 
ger  Bei  ©cmeinbeiuMKilungen  unb  ablöfungen. 

Die  2ütfen,  welche  ba0  äbnigl.  O.  2.  ©er.  nad>  feinem  Berichte  oom  18.  t>.$l. 
binf?4)tUd>  ber  93efanntmacbung  ber  Abtretung  eineö  ^ertinen^oer?/  ober  tet 
Slblbfung  ber  Dienfte,  an  bie  jpppotbefenqldubiger,  in  ber  ©emeinbeit0tbeilung6< 
Shbnung  00m  7. 3uni  c.  unb  in  bem  ©efebe  über  bie  9lblbfung  ber  Dtemße  bc< 
merft  haben  will/  fbnnen  al0  oorbanben  nicht  angenommen  «erben.  Denn  wenn 
beibe  ©efefce  in  bem  Pon  bem  GoHegto  felbft  aüeainen  §.150.  unb  resp.  §.39. 
cjanj  auebrörflieb  feftlehen/  bafj  btr  2Sor'd)rift  br0  51. 2.  SR.  Xb, »  Sit.  20.  §.  460 — 4ö5. 
befolgt/  ba0  bfi&t:  eine  ^efanntmachung  an  bie  j?t)potbefen.»©ldubiger  erlaffm 
»erben  foU/  taimit  foldje  ibre  ©ercdjifnme  felbft  wahrnehmen  fbnnen;  fo  wirb 
biefe  Diäpofftion.burd)  bie  anberweite  »,tfeflimmung,  bafc  ba*  3ntereffe  ber  £ppo 
tbefen  =  ©ldubiger  pon  ben  ©enerah  Gommifftonen  ex  officio  nicht  wabrgenom* 
men  »erben  barf,  ftchtllcb  nicht  aufgehoben  unb  bieö  ifl  um  fo  unbebenf lieber/ 
al0  in  bem  §.  8.  be0  ©efejM  übtt  bie  Slutftübrung  gebachter  :8erort>nutiaen  nie« 
herum  au0brücflid)  auf  bie  beiben  £>aupfgefepe  gurüefgemiefen  roorben  ifl.  Da§ 
bie  Bekanntmachung  an  bie  ßnpotbrfen  =  ©Idubüjer  in  bem  gegebenen  gaße  flart 
ftnben  foO,  ifl  alfo  ganj  unzweifelhaft,  unb  bie  wie  fle  erfolgen  foü/  wirb 

&&cbften0  pon  ben  ©eneral  ffommifftonen  aufgeworfen  fein/  wenn  folche  barunter 
einen  3weifel  au  hegen  im  etanb«  fein  foUten.  o.£.  3-  *8.  i».  ©*5- 

7)  Rescript  o-«.3amw  1831,  tietr.  bie^iinPtguttg  Der  J&DOoe^ctencavitalfen  bei  Sitlofungeu. 

Die  Slnffcbt  be*  Sutfi^SDlinifieriiim*  über  bie  in  bem  23erid)te  Pom  26.  ütoPbr. 
jir.  aufgehellten  33ebenfen  in  £ppotbefenfacben  gebt  babin: 

1)  bie  im  $.462.  Xit.  20.  £M-  beö  51.  «K.  ben  bopotbrfarifdjen  ©Idubigent 
fretaefleGte  ßünbigung  ihrer  Kapitalien  fann  auf  .jebe/  in  ben  ©efe$en  ju« 
Idfftge  tfßeife  erfolgen  ©er  9tadiwri0  /  fcafj  fic  gefcheben/  muß  aber  bei  ber 
©enrtaU@omtmff?on,  a(0  ber  jur  moglichft  oollfldnbigcn  Ausführung  b*0  3lb* 
lbfung0  ©efchdft0  befteflffn  icHeborbe/  ober  bei  beren  special  @ommitTariu0 
auf  hie  Pon  bemfeLbcn  |u  erlaffenbe  3lufforberung/  innerhalb  ber  gefe^ltcben 
griff  pon  6  lochen  geführt  werben. 

2)  Diefe  grift  Iduft  Pom  Xage  ber  ben  ©Idubigern  nach  §  460.  I.e.  bcöSI.C.^K. 
ju  ertheilenben  Öcachrid)t/  wie  auö  bem  §.463.  La  herporgebt. 

3)  Sfflit  bem  Ablauf  ber  5«ü  erlbicht,  bei  unterbliebener  Äünbigung/  baß  ßp« 
pojihefenrecht  auf  brn  abgetrennten  £bcil  be«  perpfdnbet^n  ©runbffücf«  ipso 
Jure  hergrfiaft,  ba§  bie  äbichreibung  erfolgen  fann.  @ine0  befonbern  procef« 
fualifchen  «öerfahrenö  bebarf  e0  beöhalb  nicht.  0.     3.  iH.  37.  @.76. 

8)  Rescrlpte  x>.  lO.Wovbr.  unb  24.©ccbr.  1831,  betr. bie  beiSKegulirung  ber  ^unl)tttUd}t 
bäuerlichen  5Kerbaltmife  üt  ^infeljung  ber  eapitalia/jlungen  ber  bäuerlichen SLSirtbe  juröirfjerfteUunj 
ber  ein^etraejenen  ©laubider,  m  nebmen^en  9Waai?re^ein. 

Die  pon  ber  £^nigl.  @eneral«(Jommi|fton  perfchirbenilich  jur  ©prache  gebrach« 
ten  Diferenjen  mit  bem  O.  2.  ©er.  au  (i^eiin,  wegen  ber  bei  SKeaulirung  ber 
^ut0berrlich*hduerlichen  Serbdltniffe  in  Ansehung  bei*  ^apitalAahlungen  berbduer* 
liehen  ©itthe  jur  ©icherÖ^Oung  ber  eingetragenen  ©Idubiger  ^u  nehmeitben  SWaa^ 
regeln,  haben  bir  untrrAeichnetrn  a^iniilerieii  jur  (yommtinication  baruber  peranldgt/ 
unb  in  golge  ber  beßpalb  flattgefunbenen  SBtreiniguiig  wirb  ihr  au  ernennen  geaeben: 
ha§  nach  ber  im  §  8.  be0  ©efch?^  »om  7.  3uni  1821,  wegen  Auefübrung 
ber  ©emeinbeiteibetiuiuie*  unb  älhlfcfunaßorbnungen  ertheilten  ^efl immune 
aud)  bei  biefen  9fu0e4nanberfehungen  bie  §§.  460.  seq.  £if.  20.  2h- 1-  be0  21  2  9t. 
eben  fo  gang  allgemein/  wie  rücrftcbiücb  ber  ©emeinheitötheilungS*  unfc  9b* 
Ibfung0*.©etchdfte  jur  Slnwenbung  fomraen  muffen. 
Denn  wiewohl  bie  3urücfweifung  in  §.  8.  be0  erügebachten  ©efr^e*  auf  ben 
§.  u.  a.a.O.  bloß  auf  biejenigen  gdfle  bejoflen  werbrn  fatui,  rücfftdjtiict)  weiter 
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eine  fcffentlfdje  SBefanntmaebung  verordnet  ift:  fo  erfdjeint  bod>  bie  anbere  31u?fe-- . 
gung$art>  ba§  in  biefer  3urü<f»cifung  alle  im  §.  11.  genannte  ©efehdfte,  ndm* 
lieb  foreobl  bie  autäberrlid)  bäuerlichen  9tegulirungen,  a(0  ©emeinbeimbcilung0« 
unb  «blbfuii«ö*CiUfct)dftf ,  al0  (#earnjtanb  ber  DiSpofttion  haben  bejeiehnet  »er*  • 
ben  foOfn,  ben  «lusbrt'icf <n  unb  ber  2lbitcht  iener  Sorfcbrift  otel  rntfpreebenber. 
Denn  bie/  rücfftcbtlicb  ber  unb  ftibeifommtä«  unb  anberer  jur  8acbe  $u* 

(uiicbenben  3fnteroT<nten  *u  frfaffetibe  fcffentlicbe  25efanntmacbung  bietet  nicht* 
bnr,  roa*  bie  Sage  ber  interefttrrnben  (i)(dtibiger  dtibert.  2/u&  ber  Mfent liehen 
iHefanntmachung  erhalten  tidmiid)  bie  eingetragenen  ©(dubiger  fein  äfteebt/  ibre 
3ulaiTung      ber  Söerbantluna  aber  bie  8lu0einanberfr&una  Jü  forbern. 

C£  f  10.  seq.  unb  f  148.  ber  (gemeinbeit0ibeilung0.Orbnung.  §.  14. .be0 
9iuf  fübrungPaefebe0. 

3ene  ^efanntmaebung  fann  alfo  auch  rocfficbtlteh  ibrer  feine  SBlrfung  äufjert|. 
^ebenfalls  banbelt  e0  jid)  pon  ber  SluSiegung  einer  jroeifdbaften  itteftimmung, 
»eiche,  in  Ermangelung  aller  2Kotive  ju  einer  fluenabme  nicht  »ob*  paffenber, 
al0  nacb  ben  unjrotibeutigen  ^efttmmungen  för  Gleichartige  Ödfle  gemad)t  wer- 
ben fann/  bei  »elcber  e0  einer  (2>eit$  auf  m&glicbfte  ©ieberfteflung  be0  ^ntereffe  ber 
©Idubiaer,  anberer  <3cit0  auf  tftefeitigung  aller  fernem  Weiterungen  n>egen  be0  un- 
ter ben  Parteien  gefchloffenen  ßauptiieicbdft*  abgeben  ift.  Die  ^efdjrdnfung  i>eö 
|.  8.  auf  bie  ftdüe  bffentltcher  stfefanntmaebuna  wörbe,  gan*  im  iüiberfpruebe  mit 
ber  eben  gebaebten  31  b ft et» t  beä  Cflefe&e0,  bie  Sftiieffebr  auf  bie  ÜÖefiimmungen  be$ 
§.48.  ber  SBerorbnung  vom  20.^funtl8i7  n&tbig  machen;  unb  bie  ®eneral*  Kom- 
militonen würben  biernad)  obne  alle  Koncurrenj  ber  ipnpotbefarlen  Aber  bie  91  rt 
unb  Weife  ber  93em»enbung  ber  «blofung*  Kapitalien  iu  beflimmen  haben. 

Warf)  ben  eben  entwirf elt<n  ©runb'd&en  wirb  nun  in  ben  jur  Gonteftatton  ge* 
)iebenen  ftdüen  folgenbee  ^erfahren  ßatt  ftnben  muffen. 

i  )  Die  (General  Kommiiffon  hat  ben  bppotbefarifeben  (JMdubtgerji  fonoobl  bei 
;utöbrrrlicb>  bäuerlichen  SKegulirungen/  a 1 3  ©rmcinbeitbtbeilunaen  unb  *  i  nftab* 
l&fungcn,  obne  SRucffTcbt  barauf,  ob  bie  bffcntlicbe  ^efanntmaebung  ber  9lu0ein* 
wberfe&unq  erfolgt  ift  ober  nicht?  fogleid)  nacb  erriebtetem  Stcceffe  von  bem  auf 
Kapital« Hbfinbung  be0  perfcbulbeten  ©ute0  gerichteten  Stbfommen  Nachricht  tu 
*<ben,  mit  Der  Slufforberung,  fid)  innerhalb  ber  46J.  £it.  20.  2b  L  SC.  2.  SU. 
nftimmten  Srtft  mit  ibren  Sinfpröcben  ju  melben. 

2)  dachen  (te  ber  ©cncral  *  Gommiiffon  feine  Stnjeige  bavon,  bag  fte  von 
>«n  ibnen  nad) 

§  461.  u.  f.  £lt.  20.  £b.  L  be*  a.ß.gif. 
ufiebenben  fechten  ©ebraueb  machen  mütn,  fo  gebt  ibr  Stecht  auf  bie  abgelte 
Kealitdt  unb  refp.  bas  3lbftnbuna0- (Kapital  verloren/  unb  es  toirb  auf  ben  l$runb 
rinetf  von  ber  General  *  Gommiifton  über  bie  nicht  erfolgte  ÜKelbung  augjufieDen^ 
)en  9ltte|1e0  bie  abgelbfie  ?K«aitidt  im  .cijpotbefenbudie  abgefebrieben. 

Diefe«  q)rdjubii  mufi  jeboeb  ben  (SJldubigern  bei  ber  iöenachriebttgung  auöbrücf* 
kl)  befannt  gemacht  merben. 

3)  Um  aber  m  oerbinbern,  ba§  in  ber  3n>ifchenjeit  von  ber  erfolgten  befannt* 
nachung  an  bie  fchon  einaetragenen  (Didubiger  bi0  üur  grlcbigung  t b r e ö  9fnfpru« 
l>e0  au  bad  tlblbfungö  öbiect  burd)  neue  Eintragungen  fernere  Söeiterunaen  ent« 
leben/  fo  haben  bie  (generale (£ommifftonen  gleich  nach  Qonftrmatton  be0  3iecciTe0 
Die  ßnpotbefenbeb^rbe  von  ber  erfolaten  Wblb'una,  Reparation  k.  {u  benachrieb' 
iaen  unb  jur  (Eintragung  eine0  porlduffaen  «Öermerf0  im  £opotbefenbuebe  ^uoeran« 
äffen,  »elcher  bie  >ffiirfung  bat/  ba^  fein  fpdter  einaetraaener  löldubiger  (Sintoenbun« 
jen  unb  ftntprücbe  in  ^5e)ug  auf  bie  üattgefunbene  91u0einanherfeburig  machen  fann. 

4)  2H<tben  fich  aber  bie  (^(dubiger  unb  ertldren  tt'e,  von  ben  ihnen  nach  §>46i. 
t.  f.  1  c.  juiiebenben  Siechten  (gebrauch  machen  *u  troflen ,  fo  fann  bie  ttbfcbreibung 
)er  burch  (Japital  abgelten  Sftealitdt  j»ar  erfolgen,  "e0  mu§  aber  bie  Eintragung 
)er  3lbünbung0 Kapitalien,  wenn  beren  3ablung  nicht  fofort  erfolgt,  ober  beren 
öerroeiibuna  *u  ben  9lrt.  70.  ber  Declaration  vom  29.  üHai  1816  gebaebten  3tvecTfn, 
idmlid)  üu  ben  in  Solge  ber  ?Ju0einanherfebung  nbtbig  roerbenben  neuen  Einrieb« 
tungen  ober  jur  itfefriebigung  ber  erfien  ipijpotbefengldubiger  nicht  bargetban  ift, 
luf  bem  ffolio  be0ieniaen  (Sut0,  pon  beffeu  S3e<Tber  bie  3ablung  geleitet  »erben 
foU,  sub  Kühr.  III.  gefcheb«n,  unb  habet  bemerft  »erben,  bafl  bie  Di0po(ttion  aber 
)iefe  Kapitalien  au0  bem  &ppotbefenbucbc  M  berechtiaten  («utö  |u  erfehen  fei, 
(Pie  bie0  in  einem  ähnlichen  i^aOe  §.  149-  ber  @)emeinbett0tbeilung0«Orbnung  vor« 
jefdjrieben  ift.  Eben  fo  mu§  bei  ber  Sibfebreibung  auf  bem  golio  be0  berechtigten 
löu«  vermerft  »erben,  bajj  bie  «bftnbung  bureb  Kapital  gefebeben  fei,  unb  ba| 
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bie  (Kapitalien  bl*  {um  *ttad)weife  ber  gcfetficften  SBerwenbung  auf  ben  txrptlic^» 
tcten  ©ätern  eingetragen  werben. 

5)  Diefe  (SintragunartL  muffen  aud)  erfolgen,  felbjl  wenn  bie  UerpfJidifrtfti 
bereits  bit  (Kapital*  =  Slbfinbung  bem  Dominio  gejablt  baben  foHtm,  unb  genügt 
bie  bl9§r  (Eintragung  einer  ^>iot<i}atf ort  nicht,  ba  bie  ßablung,  fo  langt  bte  ae* 
fc ^trd)e  ©erwenbung  beS  ©ejablten  nicht  naebaeroiefen  ift,  ben  SKcd)ten  ber  @5(au« 
biger  unnacbtbeilig  ift/  wogegen  e$  ben  93e  pfl töteten  uberlaffen  bleiben  fann, 
bei  (Eintragung  ber  abftnbungS  (Kapitalien  auf  tbre  ©üter/  bte  bereits  erfolgte 
3ablung  in  gorm  einer  $roteftation  oermerfen  |u  (äffen. 

6)  Sßeifet  nun  fünftig  ber  ©utSbfft&er  bie  erfolate  gefc&liche  93erwenbun0  ber 
91bftnbungS*  (Kapitalien/  refp.  bureb  ftttcfle  ber  Äonigl.  ©eneral «  (Kommiffton/  ober 
pon  ben  erflen  ftnpotbefarien  quttitrte  unb  gelofd)te  ©cbulb- Documetite  nach,  fo 
fann  bann  bie  g&fcbung  auf  ben  \fiauergfttern  erfolgen/  unb  ba§  bieS  auf  gefübr* 
ten  «Nachweis  gefebeben/  aud>  Rubr.I.  Des  £auptgutS/  wo  ber Slbfd)reibuua>2>er» 
tnerf  einaetragen  wirb/  oermerft  werben. 

7)  #aben  (td)  nur  einige  ber  ^nterrffenten  gemelbet/  fo  werben  aud)  nur  bie 
Siechte  biefer  bei  (Eintragung  ber  SlbfinbungS  »Kapitalien  auf  ben  33auergutern 
ju  Pernterfen  fein. 

>  8)  ©erben  bie  21bftnbungs*  (Kapitalien  gerichtlich  beponirt,  fo  erfolgt  bte  3Jb> 
fchreibung  in  allen  gdUen  ohne  allen  ©orbebalt/  wie  bies  Strt.  70.  ber  Declaration 
auSbrucflicb  poricbreibt. 

9}  (Sntflebt  unter  ben  3fnterf|fenten  über  bie  SJerwenbung  ber  SlbftnbungS* 
(Kapitalien  ©treit,  fo  bat  bie  Ä&ntgl.  ©eneral  *(Kommiftton  biefen  ju  erftrterft 
unb  ju  entfdjeiben.,  83erlin,  ben  10.  «ttoobr.  1831. 

Söorffebenbe  Verfügung  beS  äbnigl.  gWnifterit  beS  Innern  furftanbel  unb  ®e* 
werbe  unb  be0  3ufh>  SKinißcrii  »om  10.  p.  ÜR.  wirb  ictmmtlichen  Äbnigl.  ©eridjtfc 
beborben  bterburcfc  jur  9lad)rid)t  unb  Sichtung  befannt  gemacht. 
Söerlin,  ben  24.Dccbr.  t83t.  o.  #-3f.  93.38.  ©.  294. 

9)  »escripte  n.  ©eebr.  i 83 1  unb  1 6. Januar  l 832,  tetr.bie  ©epefitton  ber »Möfuitflli 
eopftalien. 

Der  &6nfgl.  ©eneral*  (Komfnffffon  wirb  auf  3ftren  bricht  Pom  19.  P»9Ä«  {u 
ernennen  gegeben,  ba§  eS  weqen  ibrer  söefugnifc/  r-arüber  *u  urtbeilen: 

wiefern  bei  (Kapitals « 3ablungen  causa  depositionis  oorbanben  fei/ 
feiner  (Erweiterung  ober  Declaration  ber  befubenben  gefallenen  Söorfdjriften  bt< 
barf/  inbem  (Sie  febon  nad)  biefen  ju  ber  fraglichen  $eurtbeiluna  für  befugt  unb 
perpfliebtet  erad)tet  werben  mufh  benn  es  liegt  3br  ob/  aOe  ©egenftinbe  ber  9lue« 
einanberfefcung  bis'  jur  2ßieberberfteÜung  eines  obQtg  beruhigten  3ußanbeS  ber  :Jn» 
terrifenten  *u  leiten  unb  §u  reguliren ,  unb  lo  namentlich  aud)  für  bie  porfeferift^ 
md§ige  S)i«pofttion  über  bie  Slblbfungs Kapitalien  ju  forgen. 

Cf.  Slrt.  52.  seq.  unb  70.  ber  Declaration  Pom  29.  2ftai  1816;  begleichen  Pom 
9-  SKai  1H18;  §§.  109.  seq.  ber  31blofuna>Drbnung  oom  13.  ftult  1829/  6-0. 
Pom  2. 3u(i  b.  3  »  §§•  3/  196  unb  19«.  ber  23erorbuung  pom  20.  3funi  1 817. 

§.5.  bes  ©efrbed  vom  7.  ^unii82i  über  bie  Jtußfubrung  ber  (SemeinbeitStbei* 
Jung0  -  unb  5tblDfung0  - Orbnungen. 

Die  Äbnigl.  ©enerahaommiffton  bat  baber  auc&/  wenn  ein  ^ntereffent  bei 
3br  anzeigt/  ba§  er  }ur  3abiung  beS  Kapitals  bereit  fei/  unb  pon  ber  gefeplidirn 
J^efugni^,  ftd)  burd)  Depofttion  beffelben  pon  aOer  Sertretung  iu  befreien/  ©e» 
braud»  machen  wolle/  baä  betreffende  ©ericht  um  Snnabme  betfelben  ju  reguiriren/ 
bemielbrn  aber  jugleid)  befannt  ju  machen/  ba§  @ie  bie  Stnfprüche  ber  perfebie- 
benen  ^ntereffenten  an  baö  StbftnbungS*  Kapital  erbrtern  unb  erlebigen,  unb  bem 
©triebt  tu  feiner  3eit  befannt  machen  Wfrbe/  an  wen  bie  SJusjablung  bes  bepo* 
nirten  (Kapitals  ju  perfögen  fei.  üöerlin/  ben  U.  Decbr.  1831. 

©orflebenbe  93erfflgung  an  bie  äfcnigf.  ©eneral  (Kommiffton  ju  ©tenbal  Pom 
15.  Decbr.  pr.  a.  roirb  fdmmtlichen  Äbntgl.  ©ertd)tsbebbrben  jur  9lad>rid)t  unb 
Sichtung  bierburd)  befannt  gemacht. 
Berlin/  ben  16.  Januar  1832.  p.  ^.  3.     39.  ©•  130. 

10)  Rescrlpt  o.26.^ri(  1833,  tete.bal  «erfaßren  bei  ber  ^ertbeilung  bei;  eingeiajina 
Stblö.fungörteJber. 

3luS  bem  95erid)te  beS  Äbntgl.  O.  ß.  ©er.  Pom  6.  b.  SDl.  in  ber  Dfenftoblofungfr 
fac^e  bes  ©utS      bat  b<r  3uftij*üKini|kr  tontnii  pon  bem  ©erfabren  erbal» 
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tri,  roefdje*  bat  &5nfgl.  O.  ß.  ©er.  bei  ber  $ertbeilung  t>et  fin^rin^tfrtt  9b(fc* 
ung0gelber  beobachtet  bat.  93o»  ber  anficht  au0qepenb,  ba§  bie  33ertbeilung  ber 
Oelber  m&gjichß  fchneD  bewirft  werben  mufl,  bamit  ber  ©ut0beit$er  ntcht  tn  bie 
!<iqe  fornint/  ftppoibefen  «Kapitalien  oerjinien  *u  müfFei»/  weiche  au0  bicfen  ®el* 
)ern  abqe,ablt  werben  ffcnrun,  wirb  bierburch  Sftachßebenbe*  perorbnet: 

1 )  Bei  ©eiiieinbeitölbeilunqcn,  Üu0einanberfehuna  gutöberrlicher  unb  bdurrli- 
eher  33erb<Utni{Te  unb  SIblbfungen  pon  Dienten  ober  ©runbqerechtig feiten  t*. 
folqt  bie  Benadirichtiaunq  bcr  etnqetragenen  ©Idubiqer  über  bie  ibnen  |U* 
ftebenben  Befugntffc  nach  §  460.  Xit.  20.  Xb.  J.  be0  31.  fi.  SR. 

§.  150.  ber  (ikineinbeiwbeilungör  Orbnung,  unb 
$.39.  ber  Dienßabiofunq**  Dränung  vom  7.  ^uni  1821. 
burch  bie  (General» Gommif (ton  ober  bie  ienrge  rieborbe,  welche  ba0  ©eftfdft  feitet. 

Die  (Einziehung  unb  (Sinflaaung  ber  in  golgefolcher  ©efchdfte  zum  Depo- 
fttum  einjmablenben  ©elber  iß  bie  (gaerje  ber  3fnterejfenten. 

Die  SBertbeilung  ber  eingegangenen  ©elber  aber  iß  von  bem  ©ericf)te/ 
unb  zwar  pon  ben  ©runbacten  aue,  ton  9mt0wegen  ju  betreiben. 

2)  ©obalb  bie  ßinzablung  einer  ©umtue  erfolat  iß/  fo  iß  ber  erße  au*  bem 
£»potbrfenbud>e  beroorgepenbe  ©Idubtger,  unb  wenn  bie  ©umme  weiter  reicht/ 
ber  zweite,  brüte  ic.  ju  einer  brßimmten  (grfldrunq  binnen  l4  Xagen  vom 
Xage  beö  (gmpfangeö  an  qerechnet/  aufzuforbern:  ob  er  bieäa&lung  auf  feine 
ipppotbefenforöerunq  Annehmen  roofle  ober  nid)t. 

Dieter  Mufforberung  iß  hinzufügen: 

auf  ben  erßen  $aa,  wenn  er  bie  Babiung  annehmen  wf0,  werbe  ihm  auf* 
gegeben  /  mit  feiner  grfldruna  }uqleich  M  Original *£upotbefeninßrument 
ttnb  eine  poflßdnbige  Berechnung  beffen  einzureichen/  wa0  er  an  @qpitat/ 
Binfen  unb  ftoßen  (wenn  bie  £t)potbef  auch  bofür  haftet)  *u  fotbern  habe/ 
bamit  feine  gegitimation  geprüft,  bie  (£rfldrung  bed  ©ui0bef?£er0  eingeforbert 
unb  ein  Xermin  zur  SluSzablung  unb  aufnähme  einer  I6jd)ung0fdbigen  £tuit» 
tunq  anbei aumt  werben  fbnne; 

auf  ben  Ufttern  ftatl,  wenn  er  bie  Babiung  nicht  annehmen  wiO/  ober 
Wenn  er  ftch  gar  nicht  crfldrt/  werbe  angenommen  werben/  ba§  er  fein  <pfanb* 
recht  auf  bie  eingezahlte  (Summe  aufgebe:  e0  würben  alebann  bie  fpdterein* 
getragenen  ©Idubiger  zu  einer  qleichen  (Srfldrung  aufqeforbert/  unb  wenn 
feiner  bie  3ablunq  annehmen  wifl/  biefelbe  an  ben  ©ut0brf?per  geleißet  (bei 
fiebnen  ober  Stbeifommifien  zurBtlbung  eine*  ©elbßamme0  angelegt)  werben. 

3)  3Benn  ber  (^Idubiger  bie  3<iblunq  annehmen  will/  unb  er  nach  Inhalt  be0 
OriginqU  jpDpotbefeninßruinentff  zum  Smpfange  berfelben  legitimirt  iß/  fo 
iß  ber  3abtuuqetermin  fo  furz  a(0  m&glld)  anjufe$en/  unb  hierju  ber  ©(du* 
biger  fo  wie  ber  ©uitfbefifrer  porzulaben. 

Dem  gestern  iß  bie  Berechnung  betf  ©Idubiqer*  über  Kapital/  Binfen 
unb  Äoßen  nmjtitbeclrn  unb  ihm  lugleicf)  ju  eröffnen/  baG/  wenn  er  (ich  im 
Xermine  nicht  einftnben  ober  ber  3ablung  porber  nicht  wiberfprechen  foöte, 
angenommen  werben  würbe,  ba§  er  f?d)  bie  3<»blung  gefallen  laffe. 

4)  Die  Bablunq  fann  immer  nur  fo  weit  geleißet  werben,  al0  fte  burch  ben 
Inhalt  be0  C£intraqung0- 93rrmerf0  im  ftppotbefenbuche  gerechtfertigt  wirb. 

5)  Bleibt  ber  ©Idubiqer  im  Xermine  au0/  fo  wirb  bie  ihm  gebübrenbe  ©umme 
ju  einer  ©pecialmaffe  transferier,  unb  e0  bort  Pon  biefem  Slugenblitf  an  bie 
SBerbinbltchfeit  be0  echulöner*  jur  fernem  Serjinfung  auf. 

Daö  D  ß.  ©er.  hat  aber  in  biefem  Salle  einem  richterlichen  Beamten  am 
Söobnort  ober  in  ber  Sndhe  be0  ©ldubigcr0  fofort  ben  Auftrag  ju  tttbtiltn, 
ben  2e$tern  pon  biefer  Verfügung  ju  unterriditr n ,  imqleichen  ben  2&fd)ung0* 
!onfen0,  unb,  wenn  er  e0  wünfeht,  eine  ©peciqlooQmacht  Pon  ihm  jur  ©r* 
hebung  ber  ©elber  ober  feine  «ntrdge  wegen  beren  tleberfenbung  aufzunehmen. 

6)  Cntßebt  im  3ab(unq0termine  über  ben  Betrag  ber  ju  (eißenben  3ah(ung  ein 
(Streit,  fo  iß  bie  ßreitiqe  (Summe  |u  einer  ©pecialmaffe  herüber  zu  geben. 

7)  Die  ßbfehung  ber  ipppothefenfor^erungk  iß  Pon  Vmtfwegen  zu  bewirf  tn,  ba« 
mit  bie  ßeheft  bleibenben  öopotbefengldubiger  fo  fchleunig  al0  mbalich  mit 
ihren  Forderungen  beroufrüefen  unb  bie  Sicherheit  erhalten,  welche  ihnen 
ba0  ©efe^  ju  aewdhren  beabüchtigt. 

8)  €>inb  por  berßbfchung  noch  erß  anbere  (Sintragunq0* ©ermerfe  wegen  Heber« 
tvagunq  ber  Ä)t)pothefen«3nßrumente  auf  ben  jefcigen  Inhaber  erforberlich, 
fo  iß  bie  (Eintragung  ebenfali*  pon  Slmtäroegcn  z«  »eranlaffen/  bamit  ho0 
#ijpotfcefenblatt  be0  ©utö  in  Drbnung  fommt. 


Digitized  by  Google 


504 


(grftct  XML  3tt>anjtflftcc  Sitet  §  466- 


Daö  Äintgl.  0. 2.  ©er.  bat  ftd)  in  bem  porlirgenben  $atle,  fo  weit  rö  noch  ba* 
rauf  anfommt/  jebenfaflu  aber  in  allen  ffinftigen  gdUen  biefer  2lrr,  nach  biefer 
Slntpcifung  pünftlieh  ju  achten.  p.£.  3-  91-  4i.  @.  42t. 

1 1 )  @.  übrigen«  in  «Betreff  ber  «uJfttftrung  ber  gut$&errlidj « bäuerlichen  «Kegulirungen,  ©emein; 
fiettStlieilungen  unb  Siblöfungen  bie  in  bie  ©teile  be$  Xit.  *3.  ber  getretenen  SSerorbnungen. 

§.  46Ö.  Wenn  neu  hinzugekommene  Port  inenzst  ticke  auf  eine  rechts- 
gültige Weise  besonders  verpfändet  worden  (§.  454.  sqq.):  so  inuss, 
bei  einer  erfolgten  Veräusserung,  die  Verlheilung  des  Kaufgeldes  unter 
die  verschiedenen  Gläubiger  nach  Verhältnis  der  Taxe  eines  jeden 
Stücks  geschehen.         ,  ( 

§.467.  Bas  Recht  eines  Hypothekengläubigers  erstreckt  sich,  in  An- 
sehung seiner  ganzen  Forderung,  sowohl  auf  das  Ganze,  auf  welches 
dasselbe  durch  die  Eintragung  bestellt  worden,  als  auf  die  einzelnen 
Theile  desselben. 

§.  468.  Er  kann  also,  wenn  ihm  mehrere  Grundstücke  verhaftet  sind, 
oder  wenn  das  durch  Eintragung  verpfändete  Grundstück  durch  Erb- 
gangsrecht, oder  auf  andere  Art  gel  heilt  worden,  wegen  seiner  ganzen 
Forderung,  an  jedes  Grundstück  oder  an  jeden  getrennten  Theil  des- 
selben sich  halten. 

1)  (Biet  w.  9.0ctbr.  1807,  betr.  ben  erltidjterten  ©vunbbcfiB  tc.  unb  «Hefa.  b.  5.crj?äri  1809  jnr 
(Jrläutfrung  beiTelben.  ($.  4  unb  5  in  betreff  ber  Sulnffigfeif  ber  Di&ncinbration  bev  ©runbßürte  unt 
ber  2>everbj>acfttung  von  (ftutlperrinenjien.)  f-  iu  I.  8.  f.  8. 

2)  ebict  u-'i  4. Stptbr.  1811  iur  Veförbcrung  Der  Sanbfultur.  (j.  1-3.)  f.  ju  I.  22.  §.248. 

3)  Qrbtetb.  14.@ept6r.  181 1,  betr.  bie<Kegu(irung  ber  gurSljenlicOen  unb  bäueiiicuen^erbältniiTe 
($.29  in  betreff  cer  3ulat7»afcir  ber  SWmembration  bäuerlicher  ©runbtlüefe  );  3?ergl.  aueb:  ®efe$ 
b.8  3u)iil  1823,  betr.  bie  Otegulirung  ber  gutSberrlidicn  unb  bauerlidjen  3>erf)älrniiTe  im  QJioßfjenog* 
tfjunt  ^ofen  ic-  (ft-79)  unb  ©efe$e  r>.2t.2n>ril  1825,  über  bie  ben  ©runbbcfnj  betieffenben  SBfrtyMfc 
niffe  in  ben  ?anbc$tl)cilcn,  melcöc  tum  Königreich  2öeft»lhilcn,  jum  ©rofjberjogtöum  <Kerg  unb  ju  den 
franipfifduljanfeatifdien  £>ei>artenient$  gebort  (jaben.  ({f.  f«»p-  40,  20  un&  20.) 

4)  Rescrlpt  o.  I7.9tugu(l  1816,  über  ba$  bei  «PatjeUirungen  ;u  crt&eilenbe  Unftftftfc 
feit$atteft. 

Die  pon  bem  Äonial  O.  ß.  (9er.  §u  <Zt<tt\n  in  bem  Berichte  Pom  8.  b.  2K./ 
tpegen  be$  bei  «pareeUirungrn  Idnbücher  (SJrunbflöcfe  \u  ertbeilenben  Unfchdblicb« 
fett'  Bttftfcö/  geäußerten  ^rbenfrn,  rühren  blop  baber,  baß  baä  @oüegium  bie 
9*eftimtnungen  ber  beiben  Paragraphen  IV.  unb  V.  bee  £bict$  Pom  9.  Dctbr.  1807/ 
nicht  genau  genug  unterfebieben  bat.  3n  bem  erßeren  ^araarapben  ift  von  btr 
tbeilroeifen  oU Ilgen  SJerduflerung  fldbtifcber  unb  ldnbttct>cr  C^runbftucTe  bte  «Rrbe/ 
unb  von  foleben  feftgefe&t/  baß  fte  allemal  nach  erfolgter  2hueige  bei  bergan* 
fcetf*  3>oüjei--iÖcborbe/  jeboeb  nur  unter  bem  Vorbehalte  ber  Stechte  ber  9lral«(5Ndu« 
biger  unb  ber  Vorfauf*  >  ifleredutqten ,  gefebeben  fann.  #ier  tft  alfo  oon  gar  fei* 
nem  Unfcbdbltcbfett0*2lrte|le  ber  £anbe$<  Kölner* *8eb&rben  bte  SKebe,  in  fofern 
folebe*  ben  SReal«@ldubtgern  Irgeub  ein  9ied)f  nebmen,  ober  beren  dornen«  in 
bie  &iämembration  vertreten  foO.  Da*  ($efeb  n>i0  bier  nur/  bafe  bergleicbcn  öje* 
fcbdfte  nicht  obne  ^OorrDifTen  ber  ßanbeö  ^PolMet  erfolgen/  roeil  bieie  wegen  ber 
bifrntlicben  Abgaben  babei  befonberä  interefftrt.  Den  ^Keal-(^ldubtgern  aber  fann  biete 
SJebbrbe  niebtö  oergeben/  fo  roie  fie  aud)  nicbtB  für  fu  erfldren  ober  attefttren  fann; 
vietmebr  (inb  bereit  9ted)te  gant  flar  unb  betulich  oorbebalten,  unb  es  bat  in  üin-> 
ficht  ibrer  bei  ben  bUberigen  Wefelen  unb  -iSo rühmten  aOentbalbeu  fein  ^eroenben. 

^n  bem  gaüe  be0  §.  V.  aber/  roo  oon  ber  ßrboerpaebtun a  ber  (ijürer  unb 
felbit  ber  ßebn*  unb  Sibeifommie  ©fiter  bie  «Rebe  ifl,  ifl  in  SftScfdcht  ber  burdj 
ba«  erbftanbögelb  nic^t  abaelbieten  9teal- 05Idubiger  ein  9ltteü  ber  ßanbe«  ^olijei« 
SÖebbrbe/  ober  ber  «prooinjtal  Grebit -Direction  erforberlich,  bog  bie  grboerpacb« 
tung  biefen  ^ppotbeten- ©Idubigern  nicht  fcha flieh  fei.  Unb  biefe  s23on'du-irt  be< 
Hebt  aQerbing^  auch  nod)  Utyt ,  unb  ift  burch  baä  Kultur»  ßbict  Pom  14.  ©eptbr. 
1811  nicht  aufgehoben,  (kin  mebrereä  mifl  auch  bao  ^ublifanbum  ber  $oli«ei« 
Deputation  ber  bortigen  «Regierung  Pom  i4.^uni  b.  %  (Bmteblatt  «Jlr.  23.)  niebt 
fagen,  unb  bajfelbc  f)immt  baber  mit  ber  gefcfclid)en£i0poj!tion  febrtpobt  überein. 

P.     3f-      8.  ®.  14. 
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5)  Kescriptt.  19. 3uU  1833,  *etr.  bieOSelrrelbunfi  rinaerraaenerWftationett  von  bett  5Je> 
cBem  ber  eiiuclnert  XöHle  bei  »crpfanbeten  parjfütrten  £aui>fijutg. 

91  uf  ben  Verlebt  oom  7.3unib.  3.  in  ber  93efcbwerbefaebe  ber  ©ittwe  95.  wirb 
)cm  Ä&uigl.D.ß.  ©er.  golgenbe*  eröffnet. 

Sluö  ben  SBorftrOungen  ber  93ffd)werbefübrerht,  fo  nie  au?  beren  93eüaoen, 
namentlich  brm  Berichte  be0  ©tabtgericbtö  ju  unb  ben  93erfüqunqen  be0  Äoniql. 
D.  ß.  ©<r.  oom  7- Decbr.  1832  unb  15- gebr.  b.  3f.  ift 'erfrben  worben,  ba&  bie 
iiUttwe  93.  bor  etwa  8  ffabren  ibr  tu  9teu-3f.  beleqeneö  95auergut  ibrem  @pbne 
Jobaim  ©ottlieb  93.  ocrfnuft/  unb  ftcb  babei  ein  bcbeutenbefl  Sluägcbinge  rcfecotrt 
bat,  welches  auf  bem  ©ute  sub  Rjibr.II.  eingetragen  fein  feil. 

Der  Ädufer  bat  bureb  eine  unter  bem  24.  Decbr.  1831  vor  bem  ©criebtSamte 
\u  &  auöqrfteflte  ©oUmacbt  ben  fcgentm  mit  ber  tyajrceflirung  feine«  datier* 
guts  beauftragt/  worauf  biefer  tbeilö  bor/  tbeil*  nach  bem  i.  gebr.  o.  3r.  ntitver* 
fd)tebenen  ^nterrffenten  19  Äauffonrracte  obgefcbloflcn  unb  bie  ©runbftücfe  Aber* 
geben  bat.  Der  99.  bat  inbefc  bie  bem  *p.  gegebene  93oflmod)t  wiberrufen,  unb 
unter  bem  i.  gebr.  1832  fein  ganje*  bduerlicbrß  ©runbßütf  leinem  ©cbwqger,  bem 
©djuljen  91,,  periauft  unb  angeblich  auet)  fibergeben. 

"  Der  93.  bat  weber  bie  ©iiltigfeit  ber  mit  bem  abqefdtfoffenen  Verträge  be* 
ftnitio  anerfannt/  nod)  |>dlt  er  ftd)  oerpftiebtet,  ben  mit  bem  31.  abgefcbloffenen 
ftauffontrqct  geriebtltd)  ju  boll§ieben  uub  }u  erfüllen;  er  weigert  ftd)  beffen  viel* 
ntebr,  weil  angeolieb  alle  Söerabrebungen  nid)t  ber  Ucbereinfunfr  aemd§  nteberge« 
fehrieben  ftnb.  (Sr  ift  taber  von  bem  8.  auf  erfMuna  be*  mit  ibm  aefcbloffenen 
Qontract*  in  ftnfprud)  genommen,  wobei  er  ben  tßarceHenfdufern  litem  benuncirt 
tat;  le&tere  baqegen  baben,  jur  93efriebigung  ber  bWtbcfarifcben  ©Idubiger, 
5200SKtblr.  ad  depositum  be0  (gtabtgertcbte  ju  93.  gejablt. 

Unter  tiefen  Umfldnbrn  ift  ber  Sßittwe  99.  ibr  5lu0qebinge  nlcbt  verabreicht 
worben;  fte  weijj  nicht,  an  wen  fte  ftcb  beflbalb  balten  fofl/  unb  ba*  Ä&nigl. 
£>.  ß.  ©er.  bat  ibr  burd)  bie  Verfügung  »om  7.  Decbr.  »  3f.  eröffnet,  baß  ibr  jwac 
wegen  ibrefl  flusgebingeö  bie  abgetrennten  «ßarceUen  verhaftet  ftnb,  baß  fte  ftd) 
aber  tebenfalU  juerft  an  ben  93efifcer  beö  ftauptquteö  balten  müffe. 
21u0erbem  ift  berfelben  in  ber  93erfüqung  oom  15.  gebr.  b.  3f.  gefagt  roorben,  ba§ 
ibr,  um  ju  ibrer  jRefriebigung  nu  gelangen,  freigebt,  auf  ibre  üftitcontrabenten, 
ober  ben  Weftfcer  be0  *.fd)en  £auptgutetf,  unb  eventualiter  bie  noch  nicht  über« 
gebenen  ^arceUen  |u  recurriren,  mag  bieg  nun  ber  ft.  ober  ber  99.  fein,  unb 
eventualiter  geqen  einen  von  biefen  ben  n&tbtqen  5Jro|e§  anjjuftrengen.  3u(ebt  ift 
ibr  noch  erbtfnet  worben,  ba§  für  ben  gafl,  ba§  ibr  8u0grbinge  eingetragen  fein 
foQte,  ibr  atä  <Dfanbgidubiaerin  frei  fteb«,  bie  ^Jarceflen •  Ädufer,  infofern  fte  im 
»eftbe  einzelner  ^arceflen  ftnb,  in  flnfprud)  ju  nebmen,  aber  nur  im  2ßege  btt 
befonbern  <Dro$rfTe$,  unb  alöbann,  wenn  fie  au0  bem  ipauptgute  nid)t  fo.Ote  bc« 
friebigt  werben  fbnnen. 

Söotf  biefe  bon  bem  Ä5ntal.  0. 6.  Oer.  an  bie  $$ittwe  93.  erlaffenen  Verfügun- 
gen betrifft^  fo  ftnb  biefe  nicht  in  aQen  fünften  richtig. 

5ft  batf  Buflgebinge  ber  ^ßittwe  93.  niebt  eingetragen,  fo  berfiebt  tß  ftc^ 
von  felbf),  ba§  ibr  beßbalb  nur  ein  perfftnlicber  SInfprucb 

a)  an  ibren  ©obn  ati0  bem  (Fontract,  aber  auch 

b)  geqen  biejenigen  ber  ^arceOenfdufer  unb  resp.  ben  9J.  juflebt,  benen  fte  nac^s 
juioeifen  bermag,  tur  3eit  ber  oon  ibnen  geicbloffenen  Ädufe  Äenntnig  »orf 
ibrem  Slnfpruch  auf  ben  SlltentbrÜ  gebabt  iu  baben, 

§.5.  2iM9.  2b.  I.  «.2.9t./ 
unb  etf  ift  eben  fo  umweifelbaft,  bof  fte  biefe  ibre  SRecbte  nur  im  Sßege  M  or* 
bentltcben  ^rojeffes  geltenb  macben  fann. 

3ft  ibr  9tu«aebinge  aber,  wie  fte  bebautet,  unb  batf  Äftnigl.  D.S.  ©er. felbft 
annimmt,  Ruhr. II.  eingetragen,  fo  ift  fte  nicht  nur  befugt,  ibr  perfbnlid)etf 
SRecbt  geaen  ibren  ©obn  auf  bie  bezeichnete  ffieife  tu  »erfolgen,  fonbent  ftefantt 
auch  oermbqc  be«  ibr  ntftebenben  binglid)en  9trd)t«i 

1)  bie  <ßarceQenfdufer,  unb 

^2)  ben  9.  a(g  Ädufer  be«  ganjen  ©ut0,  ober  boeb  wenigftentf  M  ©ur*  Uebtrreftre*, 
in  »niprud)  nehmen  /  fo  weit  biefe  Xbeilc  burd)  Uebergabe  in  hai  (gigentbum  ber 
ßdufer  bereits  wirtlich  übergeqangen  ftnb. 

3n  biefer  sBefugnif  würbe  aueb  ber  Sonfen«  in  bie  ©erduferung  ber  ein|e(nen  $ar- 
ceaen  feine  »enberung  b^orgebraebt  baben.  9lur  wenn  bamit  juglcicb  (ine  entfa- 
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gung  auf  baß  *pfnnbrecbt  »erbunben  gewefen/  würbe  eine  SBefcbrdnfung  beß  hing» 
liefen  SKrcbtß  ber  'iUittwe  SB.  barauß  abgeleitet  werben  fbnnen. 

Die  <))arcflunfduffr  unb  ben  tc.il.  !ann  bie  *iSittn>f  >b.  aber  jufammen,  ober 
jeben  ein*elnen  nach  ihrer  2l<abl  Auf  bas  ©anje  belangen. 

Daß  stecht  eineß  öppotbefengldubigerß  erflreeft  (leb/  in  ttnfebung  fetner  gan« 
Jen  g^rberung,  fowobl  auf  baß  C^anjo  auf  welcbeß  baffclbe  bureb  bie  eintragung 
betrat  worben,  alß  auf  bie  einjelnen  Xbeile  beffelbcn/ 
§.  467.  Tif.  20.  £b.  I  H.  ß.  SU. 

er  Fanu  alfo,  wenn  ibm  mehrere  ©runbftücfe  oerbaff  et  ftnb,  ober  wenn  baß 
bureb  Eintragung  perpfdnbeie  ©run&ftucf  bureb  ßrbgangsrtcbt  ober  auf  anbere  91rt 
aetbeilt  wor&en,  wegen  feiner  ganjen  gorberung  an  jebeß  ©runbftucT,  ober  an  je. 
ben  getrennten  Xbeil  beffelben  fleh  fältelt/ 
4. 4(>p.  a.  a.  O. 

(5*  ift  folglich  nicht  gan«  richtig  /  wenn  baß  Ä&nigf.  O.  ß.  ©er.  behauptet/  bie 
SFefcbwerbefübrerin  fbnne  bie  $arceflenbeft&er  nur  im  SSrae  beß  befonbern  *pro* 
Äffte*  in  änfprueb  nrbmrn.  Dicß  würbe  nur  bann  ber  gafl  fein  muffen/  wenn 
bie  Kartellen  mit  Gonienß  ber  »üittwe  iß.  bereite  Pom  j?aupr*$olio  abvufdbrtrbcn 
wären,  unb  babei  eine  Sftepartttion  beß  »Itentbeilß  ju  etanbe  gekommen  wdre. 
Eine  folebe  2lb|d)reibung  ift  jebod)  nod)  feineewegß  erfolgt. 

(Sß  unterliegt  aber  auch  feinem  Bebenfen/  ba§  bie  Sßittwe  bie  Crlaffung  beß« 
ienigen  ttfianbatä  in  Antrag  brtnaen  tann>  welcbeß  §.  15.  Xtr.  28.  ber  <J)roj<§orb* 
nung  für  bie  (£tnforberung  rüdftdnbiger  3infen  e'°er  im  jpnpotbefenbucbe  einges 
tragenen  fpoft/  ober  rüctftdnbtger  Xermine  gewiffer  jährlicher  auß  bem  ^potbe* 
fenbuebe  erftcbtltcber  q)rdftationcn  pondjretbt. 

Diefeß  SWanbat  mufj  in  biefem  gafle  an  ibren  ©obn,  an  fdmmtlid>e  «JJarcel* 
lenfdufer  unb  ben  X.  in  einem  Umlauf  gerichtet/  unb  bcmndcbft  nad)  brm  eintrage 
ber  tc.  50.  gegen  jeben  einzelnen  tyarceüenbetf&er/  ober  gegen  ben  SÖeftöer  beS 
tleberrefteß  pom  jpauptgute/  in  solidum  oollflrecft  werben. 

<£ß  Perftebt  ftcb  jeboeb  hierbei  oon  felbft/  ta§  bie  &Müroe  18.  bureb  bieCrrefu« 
tion  nicht  ju  aleicher  3r tt  pon  jebem  ber  3)arceflenb<ltUer  bas  ganje  Äußgefctnge 
Perlangen  fann;  eß  ftebt  ibr  oiclnubr  nur  frei/  wenn  jte  bureb  bie  gegen  einen 
ber  tparceOenbeftber  naebgefuebte  Sgefution  nid)t  gan|  befriebigt  werben  fann7  oon 
ben  übrigen  ben  Sief}  &u  »erlangen. 

Stach  biefen  ©runbfd&rn  bat  nunmebr  baff  Äbntgt.  D.  ß.  ©er.  baß  ßanb«  unb 
©Ubtgeridjt  ju  «.  ju  befdjeiben.  ».£.3.  50.42.  <©. 181. 

6)  Rescript  t>.8.5cbr.  1834,  betr.  ba$  <Berfaf>ren  bei  ©«membration  öpn  Gütern. 

Die  Anfrage  beß  Äbnigl.  O.  ß.  ©er.  Pom  i4.  p.  SW.  giebt  bem  3ufli$minij!er 
Veranlagung /  ftcb  bei  ben  überbanb  nebmenben  Dißmembrationen  pon  ©ütern 
unb  einzelnen  ©runbilurfen/  über  baß  Verfahren  aufjufurecbeii/  welche« —  wenn 
bie  Dißmembratton  fonfi  gefeblid)  suldfüg/  mit  3>orroi(f*n  ber  ßanbeßpolijeibe» 
b6rbe  gefd)*ben,  unb  ber  Serrrag  in  ber  oorgefebriebenen  gorm  errichtet  worbea 
ift/  —  oon  ben  ftnpotbefenbfborben  beobachtet  werben  fofl. 

SS  wirb  benfelben  folgenbe  Xnweifung  ertbeilt : 

1)  fobalb  bie  ^»potbefenbebbrbe  Äenntni§  pon  einer  Dißmembration  erbdft/ 
fo  bat  fte  Pon  ^mtßwegen  ben  ©ertrag  ein;uforbern  unb  por  aDen  Dingen 
nach  §.57.  2it.  2.  ber  £>.  D.  eine  <protei1ation  für  ben  $arjelenfdufer  einju- 
trafen,  um  allen  fpdtercn  Serwicfelungen  porjubeu^en. 

2)  ©obann  ift  bie  Bereinigung  ber  SRealbereditigten  unb  i^npofbefengldubiget 
nach  §.9l.  baf.  ju  perfuchenj  unb  jebenfaUß  eine  beftimmte  (grfidrung  ber* 
felben  ju  erforbern: 

a.  ob  fte  in  sPejiebung  auf  baß  abnutrennenbe  «Pertinennffücf  ober  bie  ab* 
jutrennenbe  ©erechtigteity  ihren  jjnfprüchen  ober  ^opotbefenrechten  ganj 
entiagen ;  ober 

b.  bie  unoerdnberte  Uebertragung  berfelben  auf  baß  3>ertinenjftücf  Verlan« 
geiP,  ober  enblich 

c  eine  58ertbetlung  mit  Beibehaltung  ober  Aufhebung  ber  folibartfcbe« 
Verpflichtung  (§.  4&7  unb  468.  Sit.  20.  Xb.  L  St-ß-Stt.)  |t*  gefallen 
Iaffen  wollen. 

Die  Änbrobung/  welche  bei  ber  5Bor(abung  gefebeoen  mu§/  ift  bie: 

cß  werbe  angenommen  werben/  ba§  fte  bie  unoerdnberte  Uebertragung  ber« 
felben  auf  baß  abjufchreibenbe  3)ertineniilücf  »erlangen. 
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3)  3ft  auf  tief*  SGBHfe  ba*  ©efchdft  oonftdnbfg  »orbereifer,  fo  ift 

a.  auf  bem  £>DPOtb«fen  golium  beö  ®ute$  ober  be*  ©runDffiicf^  bie  9fb« 
fcbreibung  beö  abgetrennten  giere inentfiücf* ,  ober  ber  ß) erecht tgfett 
nach  §.36.  £if.  1.  ber  £>.  D.  *u  beroirfen, 
«nb  b.  auf  ben  Snßrumenten  ber  SRralbrrrct)ttqrm  unb  ber  i?t)ü0fbrfetiqldu* 
big«  bie  erfolgte  Stbfchreibung  unb  ber  3nbalt  ihrer  ©rNdrung  ad  2. 
a,  b  ober  c.  }u  oermerfen. 
g$  bebarf  übriaene* 
Weber  einer  ^Benennung  ber  SRealbcrechtigten  ober  ©läubfger,  welche  ibre 
Einwilligung  in  bie  Slbfctjreibung  ertbeilt  haben,  »eil  fte  biefelbe  ju  berfa» 
gen  nicht  berechtigt  jtnb, 

§.  /».  (gbift  oom  9.  Octbr.  1807.. 
itod)  einer  (Eintragung  bei  ben  eingeben  Sofien  in  ber  Kolonne  „GTefffonen" 
ober  „ßofebungen",  weil  mit  bem  Buöfcheiben  ber  iParjele  oom  £auptgute, 
jeber  Söermerf  auf  M  ledere  obne  ginflug  auf  bie  erfhrn  bleibt,  alfo 
unnüfc  til. 

4)  3«"  ba*  ©efrtäft  noch  nicht  fo  weit  vorbereitet,  tag  mit  ber  8bfchreibung 
»erfahren  torrben  fann,  fo  mu§ 

a)  auf  ben  3nft*uroentcn  berjenigen  SRealberechtigten  unb  ftcpotbefengldu« 
biger,  n>cld)e  >(Td>  bereit«  erfiirt  baben,  ber  tu  2.  a.  b.  ober  c  bejeich* 
nete  Söcrmerf  gefegt, 
unb  b)  ber  wcfcntUcbe  3"bfllt  biefer  grfldrung  nicht  in  bie  Äofonne  //£bfd)un« 
gen"  —  toobin  nur  getriftete  Bablungen/  welche  bie  (Summe  ber  ein* 
getraqenen  $oft  dnbern,  geboren  —  fonbern  in  bie  Kolonne  /,@ejfto« 
nen  "  eingetragen  «erben. 

ffommt  ti  in  ber  ftolge  jur  wirtlichen  Abschreibung,  fo  ift  alfbamt 
bie  Eintragung  in  ber  Kolonne  „Giefftonen"  wieber  ju  l&fchen,  um  ba$ 
ßppotbefenbuch  von  aQen  unnbtbigen  ©intraaungen  gu  befreien,  ohne 
ba§  e0  jeboch  einer  tföiebereinforberung  ber  ^ntlrumcnte  bebarf. 

5)  33a$  bie  abgefchriebene  $ar*ele  betrifft,  fo  wirb  bamit  nach  §.  37.  Xit.  1. 
ber  £.  O.,  ehtweber  ein  befonberee*  ßppotbefen  -  fiolium  angelegt,  ober  bie» 
felbe  einem  anbern  Oute  ober  ©runbn'üct'e  jugefebtieben. 

3?n  beiben  gdllen  ftnb  bie  SRealberecMiaungen  unb  öppotbefen*  gorberungett/ 
beren  ^nbaber  {Ich  ibrer  Stechte  auf  bie  abgetriebene  «Parjele  nicht  autfbrücflid) 
begeben  baben,  nach  ^nbalt  bet  von  ibnen  abgegebenen  ©rfldrungen  in  bie  II. 
unb  IM.  SKubrif  oon  9lmt*wegen  *u  ubertragen,  unb  ber  ^nfcalt  biefer  gmtra* 
gung  unter  Beifügung  eine«  ßppotbefenfcheinä  auf  bem  ^nfhumente  \n  oer- 
merfen. SR.  43.  ©.  108. 

§.469.  Durch  Veränderungen  in  der  Substanz  der  verpfändeten 
Sache  wird  das  Recht  des  Hypolhekengläubigers  nicht  geändert. 

§•470.  An-  und  Zuwüchse,  sie  mögen  durch  Natur  oder  durch  die 
Handlung  eines  Menschen  entstehen,  in  so  fern  letztere  nicht  Pestinenz- 
stücke  sind,  die  aus  fremdem  Eigenthume  der  Sache  beigefügt  worden, 
sind  dem  Hyplhekenrechte  des  eingetragenen  Gläubigers  mit  unterworfen. 

§.471.  Die  auf  ein  Grundstück  bestellte  Hypothek  begreift  in  der 
Regel  auch  alle  darauf  befindliche,  selbst  die  nach  der  Eintragung  neu 
errichteten  Gebäude,  mit  unter  sich. 

§.  472.  Ist  aber  Jemanden  ausdrücklich  nur  Grund  und  Boden  zur 
Hypothek  verschrieben;  und  hat  ein  Dritter,  ausser  dem  Eigen! hümer 
des  Grundes,  Gebäude  darauf  errichtet:  so  sind  diese,  zum  Nachtheile 
des  Erbauers,  für  mitverpfändet  zwar  nicht  zu  achten; 

§.  473.  Doch  niuss  der  Eigenthümer  der  Gebäude  den  auf  Grund 
und  Boden  versicherten  Gläubigern,  bis  auf  den  ganzen  Werth  des  Bo- 
dens, nach  der  höchsten  Taxe,  gerecht  werden. 

§.  474.  In  so  weit  können  also  die  Gläubiger  auch  an  das  Gebäude 
sich  halten;  und  gehen  sogar,  bei  einem  entstehenden  Concurs-  oder 
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Liquidationsprozesse,  den  auf  das  Gebäude  später  eingetragenen  Gläu- 
bigern vor. 

§.475.  Die  Früchte  und  Nutzungen  der  verpfändeten  Sache  haften 
dem  Hypothekengläubiger  in  so  fern,  als  sie  sich,  zur  Zeit  der  Execu- 
tionsvollstreckung,  noch  unabgesondert  von  der  Substanz  befinden. 

§.  476-  So  lange  also  der  Hypothekeugläubiger  die  von  der  Substanz 
abgesonderten  Früchte  und  Nutzungen,  oder  die  an  deren  Stelle  tre- 
tenden Pacht-  und  Miethgelder  noch  nicht  in  gerichtlichen  Beschlag  ge- 
nommen hat,  so  lange  kann  der  Eigentümer  gültig  darüber  verfügen. 

§.  477.  Hingegen  sind  Verträge  und  andere  Handlungen,  wodurch 
der  Schuldner  über  künftige  Früchte  und  Nutzungen  im  Voraus  ver- 
fügt, so  weit,  als  dieselben  zum  "Nachtneile  der  alsdann  schon  eingetra- 
genen Hypothekengläubiger  gereichen  würden,  unkräftig. 

Rescrlpt  \>.  29.gjtfri  1813,  6etr.&te3uj{cljuti9  t>er  JhjpoMjcfenglnuHger  frei  «Sevpaf&tutigfit. 

@anj  unftfltrbaft  erfAeint  aber  ber  Slnfprud)  be #<rrn  Sflirtfteflf r0  rotber  ba*  ©rtft 
9t.  auf  <£nt|d)dbigung,  roetl  baffflbe  baö  fragliche  jpi)POtbefenaut  obrte  beä  £>errn 
Änmmcrraibß  31./  al$  *))fanbqläubtaerä ,  jju^ebung,  in  3etrpad)t  au$getban  babc. 
£)enn  *u  bergleictoen  Ditfpofuionen  tft,  nach  ^>r(u|ifd)en  ÖWefcen,  foqar  auch  b<r 
<Pfanbfd)ulbnfr  roobl  befugt/  tnbem  feibft  Verringerungen  ber  ©ubftanj,  wdebe 
brm  (gläubiger  |ur  ©ctmtälerung  fetner  (Bicberbeit  gereichen /  biefeti  nur  ermdeb* 
ttgen,  (eine  sßefriefeigung  r>ot  ber  SerfaÜjeit  ju  forbern. 

Der  ^ufll^Stöintfter  ftnbet  biernad)  feine  SBeronlafFuna/  in  ber  t>on  bem  j?errn 
Äammerratb  91.  angefochtenen  Verfügung  beß  Äammergericbt*  etwa*  ju  dnbern. 

».  &  3-  93. 1 5.  7. 

§.  478.#  WillJemand,  der  in  dergleichen  Verhandlungen  mit  dem  Be- 
sitzer über  künftige  Früchte  und  Nutzungen  sich  einlässt,  sich  dabei 
gegen  die  Widersprüche  künftig  einzutragender  Hypothekengläubiger 
decken,  so  muss  er  das  Geschäft  selbst  im  Hypothekenbuche  vermer- 
ken lassen. 

§.  479.  Ist  dieses  nicht  geschehen,  so  kann  er  von  seinem  Rechte  auf 
die  künftigen  Früchte  und  Nutzungen,  zum  Nachtheile  der  auch  später 
eingetragenen  Gläubiger,  keinen  Gebrauch  machen. 

§.480.  Ein  Pächter  also,  welcher  die  Pacht  auf  mehr  als  ein  Quartal 
an  den  Gutsbesitzer  voraus  bezahlt  hat,  kann  diese  Zahlung  den  damals 
schon  eingetragenen  Gläubigern,  welche  darin  nicht  gewilligt  haben, 
nicht  entgegensetzen. 

§.  481.  Gegen  die  später  einzutragenden  kann  er  sich  damit  nur  als- 
dann schützen,  wenn  er  die  geleistete  Vorausbezahlung  imHypotheken- 
buche  hat  vermerken  lassen. 

FUr  wm  die  Hypothek  dem  Gläubiger  hafte. 

§.  482.  Das  Recht,  sich  an  die  verschriebene  Sache  zu  halten,  gebührt 
dem  Gläubiger  sowohl  in  Ansehung  des  Hauptstuhls  seiner  Forderung, 
als  in  Ansehung  der  davon  yorbedungenen  Zinsen. 

§.  483.  Dagegen  erstreckt  sich  das  dingliche  Recht  des  Gläubigers 
nicht  auf  blosse  Verzögerungszinsen. 

§.  484.  Wegen  der  Kosten  zur  Ausklagung  und  Beitreibung  der  For- 
derung, hat  der  Gläubiger  kein  dingliches  Recht,  wenn  ihm  nicht  das- 
selbe in  dem  Hauptinstrumente  ausdrücklich  vorbehalten,  und  dieser  Vor- 
behalt im  Hypothekenbuche  mit  vermerkt  worden. 

§.  485.  Hat  Jemand  mit  seinem  Grundstücke  Caution  für  sein  eige- 
nes Amt  bestellt:  so  haftet  das  Grundstück  auch  für  die  Kosten  zur 
Ausnüttelung  des  Defekts. 
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§.  486.  Ist  aber  diese  Caution  auf  ein  gewisses  Quantum  eingeschränkt, 
so  haben  die  Kosten  nur  so  weit,  als  sie  aus  diesem  Quanto  mit  bestrit- 
ten werden  können,  ein  dingliches  Recht. 

§.  487.  Ist  wegen  der  Kosten  ein  besonderer  ausdrücklicher  Vorbe- 
halt gemacht,  und  mit  eingetragen  worden,  so  findet  die  Vorschrift 
§.  484.  Anwendung. 

§.  488.  Das  verschriebene  Grundstück  haftet  für  die  Kosten  der  Hy- 
pothekenbestellung selbst  in  allen  Fällen  nur*alsdann,  wenn  es  zum 
Unterpfande  dafür  ausdrücklich  mit  eingesetzt,  und  dieses  im  Hypothe- 
kenbuche mit  vermerkt  worden. 

§.  489.  Doch  ist  der  Schuldner  für  die  Kosten  der  Hypothekenbe- 
stelluug  und  Eintragung,  wenn  nicht  ein  Anderes  besonders  verabredet 
worden,  allemal  persönlich  verhaftet. 

7)  Arten  der  Auslibaog  des  Hypotbekenreehts, 

§.  490.  Der  Gläubiger  kann  sein  Recht  auf  die  Hypothek  durch  Se- 
questration, Immission,  und  Subhastation  geltend  machen. 

<Kefer.D.23.gjiärj  1810,  beir.  bie  ©uMjaftation,  wenn  mehrere  ©runbflücfe  für  eine  Sortierung 
uerpftnbet  find.  (f.  tu  f. 209  tiefe*  fyttli.) 

§.  491.  Wie  dabei  zu  verfahren  sei,  ist  in  der  Prozessordnung  vor- 
geschrieben. 

besonders  gegen  den  dritten  Besitzer. 

§.492.  Der  Hypothekengläubiger  kann  sein  Recht  auf  die  verpfän- 
dete Sache  auch  gegen  einen  dritten  Besitzer  derselben  ausüben. 

1)  SRefcr.  b.  18.  Januar  1796,  betr.  bie  $rage :  n>em  bie  Stuffünbfgung  einer  eingetragenen  5©r# 
oerung  gefebeben  muß,  wenn  ba*  »erpfanbete  ©runbjlücf  oerfaufr  roorben.  (f.  ju  L  11.  f.  7  65.) 

2)  RescrIpt ».  1 9. $ebr.  1 8 1 9,  betr.  bie  SBtrfung  be*  pubica«  über £opou)ee enretfre  gegen 
den  neuen  Stoauirenten  eine«  ©runfcflüctt. 

Die  »on  bera  £ 6ntgl.  (Stadtgerichte  unterm  5.  b.  SW.  »orgetragenen  SMchwer« 
>ett  gegen  bie  in  dachen  beö  @tabtrat&0  9t.  roiber  ben  ©djnetbermeifler  9t/  oon 
&rm  borttgen  D.  2.  $er.  am  19.  ».  271.  erlafiene  Verfügung  /  über  bie  SBirfiamfeit 
etne0  geoen  ben  (ijrunbbeft&er  ergangenen  (£rfen>itnifiV0/  bie  3abtung  einer  bw» 
tfoecirten  ftorberunq  betreffenb/  ftnb  unerbebüd)/  unb  erlebigen  lTd)  fcboit  au0  ben 
Oiorfdiriften  ber  21.05.0.  Xb.i.  Xit.  24.  §§.7  u.  9./  intern  bafelbft  auetrücTltd) 
ooraefdmeben  ift/  bap  ber  Successor  singularis  f?d)  batfienige  gefallen  laffen  mu§/ 
roa*  gegen  feinen  S)orbefu)er  erfannt  roorben,  unb  ba§  ber  Slcquirent  einer  im 
Streit  befangenen  @ache,  welcher  biefe  eacbe  nach  ber  bem  bißbmgen  Inhaber 
inftnuirten  Gitation  erroirbt/  (ich  Demjenigen  unterwerfen  mufj/  was  barober  in 
bem  rechtshängigen  ^rojeffe  entfebiebrn  roirb/  aud)  roenn  er  babei  nicht  jugejogen 
Horben.  3m  oorlteaenben  galle  bat  ber  ©tabtratb  91.  gegen  ben  ©cbne«bermet* 
der  91./  als  $8c(ü)er  be0  tbm  »erpfdnbetett  i£>runbßütf0/  bie  «finbtgungöflage  an« 
^etfellt/  unb  ein  (Srfennrniij  erftritten/  heften  (Sgefutton  er  rechtltd)  »erlangen  faun. 
Srtf  nach  ober  »äbrenb  biefe0  SRccfcttfoerfabrentf  ifl  bie  Ujnfdjrribung  be0  »eligti* 
ttlt  auf  ben  91.  erfolgt/  ber,  ba  er  eine  ftreitige  <5ad)e  getauft,  bem  <^abtrat& 
SR.  gerecht  »erben  muß,  um  fo  mebr  ol0  bie  Siechte  be0  Oettern  9?eal*9tecbtt 
tnb/  bie  gegen  ba*  (SrunbftücT,  abqefeben  von  iebem  Sigentbümer,  oerfolgt  »er» 
>en  fonnen.  ©rbr  richtig  bemerft  ba0  O  ß.  ©er./  ba§/  »enn  ber  (Släubtger  bei 
Jinem  folchen  2ßecb/el  feine0  ©cbulbnerö  gehotbtgt  fein  föne,  iebetfmal  oon  Beuern 
)egen  ben  oerdn&erten  sfleff&er  ju  flagen,  berfelbe  burch  fortgefefcte  23erdnberung 
)er  <£fgentbumer  nie  jur  (ggefuriott  gelangen  rofirbe.  Da*  Äontgt.  (Stabtgcricbt 
rtO  bem  (gläubiger  »»ar  ein  Üttittel  an  bie  jpaub  geben/  (Ich  gegen  eine  folche 
ttertoorrung  ju  uerrortbtvn,  ndmltch  burch  Srjrabfrüng  einer  protestatio  de  non 
'endendo.  SUetn  bieted  Sf{<d)t  bat  ber  (Jrebitor  md)t/  er  fonn  feinen  ©d^ulbner 
ficht  binbern/  ba0  ©runbiläcf  »erlaufen,  er  bat  e0  aber  auch  nicht  notbtq/  ba 
eine  Siechte  auf  leben  neuen  SBe|t$er  übergeben/  unb  ein  folcher  93erfauf  tb»n  tn  ' 
ßerfoigung  feineö  2lnfrruche0  fein  Spinbtrn\$  in  ben  3ßeg  legt.  2l<a0  ba?  ^6ntg(. 
rtabtgertcht  oon  bem  Äaufe  be0  neuen  (Erwerber*  auf  ben  guten  (glauben  be0 
pnpotbefcnbuct0  anfübrt/  paßt  gar  md)t  auf  ben  oortiegenben  Sau"/  ba  bie  <£si< 
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flenj  bet  öppotbefenforberung  fiberbaupt  nicht  be|n><ifert  wirb/  fte  vielmehr  an* 
bem  ibopotpefenbucbe  conftcr«t/  unb  Der  Ädufer  alfo  ftcb  barüber  nicht  getdufchf 
tfnben  fann.  £ier  iß  nur  oon  ber  graqe  bie  «Rebe/  ob  eine  ber  bnvotbefartidun 
gorberunaen  bereit*  ftreitig  geworben,  unb  Darüber  fann  ba*  ßppotpefenbucb  feine 
Öuefunft  geben,  fonbern  C0  Iß  ble  ^acbe  betf  ßdufrr*,  anberrociiiae  örfuntMgun^ 
gen  einrieben,  nenn  er  (ich  auf  bie  Angaben  feine*  iBerfdufer*  nicht  perlaffen 
ju  tbnnen  glaubt.  &6  bat  bober  bei  ber  Söorbefcbeibung  br*  Ö.  ß.  ©er.  fein  Söer* 
bleiben.  p.  &  3.  Jß.  13.  ©.  12. 

3)  C.  O.  D.  B.ttpri!  1834,  benfetten  ©cgenftanb  Betr. 

S)em  3u|ltjfpmmiffariu*  Ziemer  eröffne  3*  <*uf  tw  Sfrojeffe  be*  (S&rt* 
flion  £>.  tpiber  bie  Sitfittroe  p.  über  bie  Verfügung  be*  3ufrijmintflertf  pem  13. 
<£ejember  p.  3.  bei  SDttr  gefübrte  fcefcbiperbe,  baß  feibige  nicht  begrünbet,  bie 
SBcrfüauna,  Ptelmcbr  ben  ©efefcnt  gemäji  ift,  ba  na*  ber  beftimmreh  SBorfcfcrtft 
im  §.5.  £it.24.  tyrojep.&rbnung  bie  ©oflfrrccfunfl  eine«  3ubicat*,  abgegeben 
pon  bem  im  §.9.  auenabmäwetie  porgefebenen  $aUe,  nur  »iber  Denjenigen  unb 
in  beffen  Vermögen  Oatr  ftnbct,  gegen  melden  e*  ergangen  tft,  baß  alfo  ein  3u> 
s  bifat,  welche*  ber  ^ppotbefengläubtqer  rotber  ben  ibm  pertönlicfj  perpffichteten 
SBorbejifcer  be*  perpfanbeten  ®runbfrticff  erlangt,  roiber  beifen  Dritten  SBepger 
riefet  polljtrecft  »erben  barf  :c.   Berlin,  ben  8.  &prtl  1834. 

p.  Ä.  3.  5B.  47.  @.  553. 

4)  Rescript  \).  8.©ec6r.  1 834,  (ehr.  bie  ?(nßeaung  ber  Äf«ge  wegen  einer £i)potQefenfortiC; 
rung  gegen  ben  Sigentbümer  b<«  ©runbftiictt,  be(Ten  Weitet  noeb  n»*t  berühf  Igt  ift. 

ftatf  ßbnial.  D.  ß.  ©er.  erbdlt  in  ber  Slnlaqe  eine  9lb<cbrift  ber  SWchroerbe 
teö  «Premier*  2ieutenant0  aufjer  Dienfl2B.  Pom  17  P.  2R.  über  bie  3urö(froeifung 
ber  von  ibm  gegen  bie  eingetragenen  ssöeftfcer  beö  SRittergutö  X.  angefaßten  Ortan* 
batdflage. 

Der  ^ufiijminifter  gebt  Pon  ber  Slnflcht  au*: 

1)  bafl  bie  SWanbatßflage  wegen  einer  &ppotbefenforberung/  fte  betreffe  ßaphal 
ober  3N<n, 

a.  entmeber  gegen  bie  «perfon  bc*  ©djulbner*/ 

ober 

b.  gegen  ben  (Sfgentbömer  be*  Perpfftcbteten  ©ut*  angefJcKt  roerben  barf/ 

unb 

2)  ba§  e*  in  legerem  $aHe  feinen  ttnterfcbieb  macht,  ob  ber  gigent&ämer  fei* 
nen  sReftfctitel  bereits  bat  eintragen  laiTen/  ober  nicht. 

2ßiU  ber  £npotbefeirgldubraer  fein  «ßfanbreebt  qegen  ba*  ibm  PerpfJnbete 
©runbrtücf  geltenb  machen,  alfo  in  ben  ©tanb  gefegt  werben/  bie  (Sgefution  in 
bas  ©runbfiücf  felbft  j|u  richten,  fo  fann  er  bie  Wage  nid)t  gegen  ben  porigen 
(giqentbumer,  fonbern  nur  gegen  ben  jur  3eit  ber  9tnjJe0ung  berfelben  oorbanbe« 
nen  Staentbumer  richten. 

«Kur  toenn  ber  Severe  baß  ©runtfluef  na  et)  erfolgter  SBe&dnbigung  ber  ^lag< 
Peräufiert/ 

§.  y.  Xlt.  24.  ber  $ro$e§*£>rbnung/ 
gebt  bie  Verpflichtung  auö  bem  ©rfenntnife  auf  ben  neuen  SRefl&er  öber. 

%\\  bie  33erduFerung  00 r  ber  S^bdnbigung  ber  Älage  erfolgt,  fo  fann  ein 
geaen  ben  33orbffi&er  erfirittenetf  (SrfenntntB  gegen  Den  Nachfolger  beffelben 
nid)t  oerfolat  »erben. 

3m  oorliegenben  gatte  ifl  babef/  wenn  ©.  ©tgentbärner  Ue  ©ute*  X.  ift/  batf 
^ppothefen  -B'nfenmmiDat  gegen  <bn/  unb  nicht  gegen  feine  Vorbrftfcer  ju  rKt* 
ten.  3tf  etf  aber  umeifeibaft,  ob  (3.  (£igentbümer  ift/  fo  ifi  bem  Premier  ßieute* 
nant  5ß.  üu  öbcrlaffen,  juoor  herauf  anjutraqen/  ba§  ©.  nur  \^ertd)tigung  feinet 
Sßeft^tttelö  auf  (Sirunb  ber  2inerb6chllen      £).  Pom  31.  Öftober  1831 

C©.  ©.  ©.  251.) 
angebalten  werbe. 

hiernach  bat  ftcb  tai  Äbniaf.  D.  2.  ©er.  nu  achten,  unb  toenn  ber  Antrag  auf 
SBericbtiguiia  be*  5ÖeftOtitel5  eingebt/  nacb  ^nbalt  ber  Q.  O.  00m  6.  Oftbr.  18J3 

(,©.  @.  e.  124; 

bte  (Sache  oon  amtötpegen  ju  betreiben.  p.    3f.  S.  44.  (2.  409. 

5)  «Segen  ber  3*enad)rtd)ftgung  ber  ^ntfotbefengtäubigei'  bon  ber  erfolgten  Veräußerung  be<  »eri 
pfänbeten  ©runbftücfö,  |.  ju  ft.54  biefe^  liteW. 
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§.  493*  Gegen  einen  im  Hypothekenbuche  eingetragenen  Gläubiger 
tann  Niemand  mit  dein  Vorwande,  dass  er  redlicher  Besitzer,  und  ihm 
?on  dem  Ansprüche  nichts  bekannt  gewesen  sei,  sich  schützen. 

§.  494.  Auch  hat  der  Gläubiger,  wenn  gleich  die  Sache  sich  in  den 
landen  eines  dritten  Besitzers  befindet,  dennoch  die  freie  Wahl;  ob  er 
ogleich  an  diese,  oder  zuerst  an  die  Person  seines  Schuldners  sich  hal- 
en  wolle. 

§.  495.  Auch  wenn  er  letzteres  wählt,  bleibt  ihm  dennoch  sein  Recht 
uf  die  Sache,  so  lange  er  von  dem  Schuldner  noch  nicht  vollständig 
efriedigt  worden,  vorbehalten. 

S)  Ordnung  und  Vormt«rechte  der  eingetragenen  Forderungen. 

§.  496.  Durch  die  blosse  Einwilligung  des  Hypolhekengläubigcrs  in 
ic  Veräusserung  oder  weitere  Verpfändung  der  Sache  an  einen  Drit- 
n,  wird  das  Recht  desselben  in  nichts  geändert. 

§.  497.  Soll  also  durch  die  Erklärung  des  Gläubigers,  eine  später  ein- 
itragene  Post  den  Vorzug  vor  der  Forderung  desselben  erhallen:  so 
uss  dieses  Vorzugsrecht  schriftlich  eingeräumt,  und  im  Hypothekcn- 
iche  vermerkt  werden. 

§.  498.  Ist  der  Vermerk  unterblieben :  so  steht  die  Erklärung  des 
Iäuhigers  zwar  ihm  und  seinen  Erben,  nicht  aber  einem  dritten  Inha- 
;r  der  Forderung,  entgegen. 

§.  499.  Was  zu  beobachte»  sei,  wenn  eine  Frauensperson  der  Forde- 
ng eines  Andern  das  Vorzugsrecht  vor  der  ihrigen  einräumt,  ist  im 
lei  von  Bürgschaften  bestimmt.  (Tit.  14.  §.  230.) 
§.  500.  An  und  für  sich  wird  also,  wenn  eine  Sache  mehreren  zur 
rpothek  verschrieben,  und  zu  ihrer  aller  Befriedigung  unzureichend 
,  das  Vorzugsrecht  unter  ihnen  lediglich  nach  der  Ordnung  der  ge- 
lchenen  Eintragung  bestimmt. 

i )  Rescript  u.  24.  wat  1817,  bttv.  bie  Priorität  jwifAcn  ben  in  bie  jwefte  unb  ben  in  bie 

tc  «Kubrit  beö  &n»oruefenbu<M  eingetragenen  «laut>«acrn. 

<£i  fann  nach  ben  ©runbfdfcen  M  fcgpotbenrecbt*  feinem  Smiftl  unterroor* 
fein,  bafl  bie  in  bie  Atpeite  SRubrtf  bea  öppotbefenbuebe*  gärigen  ©infebrdn* 
gen  unb  ßaflen,  tntofern  folebe  tiberbaupt  einer  (Jintraaunq  bebiirftn,  im  @o(- 
»nöfrttlr  ben  ftorberungen  aua  ber  britten  SRubrtf  nur  In  bem  ftaile  porgeben, 
in  leitete  fpdtrr,  al*  bie  gebaebten  <ginfd)rdnfunqcn  unb  Balten/  einartraqrtt 
Den  ftnb.  <eo  rote  alfo  einem  'prdtenbemen  auö  ber  feiten  fRubrif  ba*  dtedit 
?bet,  gegen  einen  (Gläubiger  auf  ber  britten  FRubrif  auf  ftuemittelung  bec 
aritdt,  in  ©ftndfbfit  betf  §.  7.  beö  $ppotbefen<$jfentö'  Pom  22.  Wiat  lsti/ 
ttr<it)ert  /  eben  fo  mufi  umaefebrt  ein  Cöldubtqer  ber  britten  Stubrff  einem  5)rd* 
enten  ber  jroeiten  bie  burd)  bie  3ett  ber  je$ia?n  Slnmrlbung  entnanbene  tytio* 
:  ftreftig  machen  fftnnen.  X>it  >2l<irfung  biefer  Sftegultrung  ber  ^rioritdt  jrot* 
t  ben  «prdtenbentrn  beiber  SKubrifen  jetgt  ftcb  brfonber»"  in  bem  Salle,  wenn 
(Mrunfcftucf  jum  öffentlichen  9lnfcMaqe  tbmnit,  unb  auf  baffelbe  nicht  fo  piel 
ten  rotrb,  al0  erforberlich  «t,  um  fdmmtlicbe  ©Idubigcr  ber  britten  SRubrtf 
etriebigen.  3ft  biei'e6  niebrige  (S3ebot  alsbann  eine  ftolae  ber  tn<  ber  jroeiten 
Hf  eingetragenen  ßafren,  unb  ftnb  biete  haften  bem  (JJrunbfiütfe  fpäter  aufer* 
roorben,  a(0  bie  (Eintragung  ber  audfaUeuben  ©chulbforberung  in  ber  britten 
rif  erfolgt  ifl/  fo  roörbe  ber  lefetere  (SIdubtqer  befuat  fein,  ju  perlanqen,  ba§ 
limmfcftncf  obne  vne  ßaflen  aufgeboten  »erbe.  ®o  Perfcbieben  bie  gorberun^ 
ber  ^wetten  SKubrif  oon  benen  ber  britten  SHubrif  auch  in  anberer  äinffebt 
mbtjen/  fo  fommen  f;e  boeb  barin  uberein/  bafc  fte  ben  5ttertb  befl  immobile 
leben/  unb  mitbin  ein  SRanqflreit  unter  tbnen  aQerbing*  flatt  ffnben  tann. 
t  tebod)  bierbei  immer  nur  ton  fo(d)en  gorberunaen  ber  jnjeiten  dtubrtf  bie 
,  bte  netcb  25orfcbrift  ber  ©efefce  jur  (grbaltung  ibreB  9tcaUSKeo)t^  eingetragen 
n  muffen. 
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§.  501. 


jpiernach  fommt  e«  nur  barauf  an,  bie  Eintragung  bergefialt  ju  bewirf  en,  ba§ 
über  Das  $}orjiug0red)t  einer  ftorberung  vor  einer  andern/  |ie  gebore  in  bientmte 
ober  brirte  SRubrif,  fein  Sweifel  obwalten  f&nne. 

Diefr«  toirb  bem  ftbnigl.  D.  i*.  (der.  auf  ben  Aber  blefen  ©egenflanb  ermatte- 
ten Bericht  vom  2y.  p.  ütt.  bierbura)  eröffnet.  P.  ä.  %  JÖ.  9.  ©.  234. 

2)  Rescript  t>.  3.  öetbr.  1 834,  tag  bor  ber  bei  SSeräußeruna  einer  (Domatne  »orbebungentn 
©runbfteuev,  bie  »u  jener  Seit  bereit*  eingetragenen  £ppor&efen  ba*  SSorjuasrecbt  b«ben. 

Dem  äbnlgl.  Canb*  unb  ©tabtgeriebt  wirb  auf  ben  in  ber  $npotbeFenfache 
be«  ßebmchuljengut«  §u  ütf.  unter  bem  8.0.  Oft.  ertfatteten  Bericht  er&ffnet/  ba§ 
bie  (Srunbftruer;  roelcbe  bei  $erdu§eru  n  g  einer  Domatne  oorbeb,un« 
gen  wirb,  unb  oerfaffunggmdjjig  porbebungen  werben  muß,  aderbtna*  feiner 
Eintragung  bebarf.  Die«  ift  bereit«  in  bem  SReffripte  com  23.  Januar  außge* 
fproeben  roorben.  „ 

OM.  ».39.  ©.122.) 
eben  fo  unnoetfelbaft  ift  e«,  bnß  ben  ju  jener  3eit  bereit«  elngftraaen  gewefenen 
#DPOtbefenforberungen  bie  «Priorität  oor  ber  fpdter  porbebungenen  (grunbfteuer 
luftebet/  ba  foaar  bie  ßppotbefengldubiger  eine«  &njFenbebtfntrn  bem  gißfuß  por« 
geben/  wenn  bie  Eintragung  por  ber  Entftebuug  be«  ^aifenoorrecht«  erfolgt  ift 
(§.50—52.  £it.  14.  XI).  H  be«  91-  2.  Sä.)/  unb  ee  ffcb  Pon  felbfi  Prrftebt,  bat?  ber 
Gictrntbümer  eine«  ©runbAiitfö  nur  unbefchabet  ber  bereit«  erworbenen  ^fanb* 
unb  ftripotbefenredue  brit'ter  $erfonen  über  baffelbe  oerffigen/  unb  neue  Söelatfun* 
gen  bcffflüen  pornrbmen  barf. 

E«  ift  aber  auch  fein  (#runb  oor&anben,  bie  Eintragung  be«  ©orjugßrecht* 
jener  älteren  ßnpoibefenforberungen  ju  perfagett/  wenn  bie  23erwaltung«bf&Jrbe 
baaegen  nicht«  jju  erinnern  ftnbet. 

Süenn  baber  oon  ber  äbuiql.  Regierung  in  einer  Pott  ibr  au«geftellten  Ur* 
funbe  bie  Eintragung  jenes  i8orjua,ßrechtß  bewilligt,  unb  Pon  bem  £>npotbefen« 
gläubiger,  welchem  btefe  «Priorität  eingeräumt  worbenifl/  auf  Eintragung  biefer 
«Priorität«*  Einräumung  angetragen  wirb/  fo  ift  bei  ber  betreffenben  jpijpotbeiem 
forberung  in  ber  ftolonne  „CFeiftonen"  ju  oermerfen; 

„ba§  biefer  £ppotbefenforberuna  ba«  Söorjuqßrecht  Por  ber  mittelft  SÖertra« 
gee  üomic.  porbebungenen  (grunbfteuer  juitebe,  unb  bie«  auf  ben  ($runb  ber 
pon  ber  Äonigl.  Regierung  außaeftellren  ErtldrUng  Pom  sc.  auf  ben  Antrag 
be«  te.  jufolge  Defret«  Pom  sc.  eingetragen  wotben."  p.        Sö.  44.  <5. 4o4. 

3)  SJergt.  bie  3u(ä$t  ju  ft.  4 1 2  biefel  XiteM. 

§.501.  Was  der  Richter  zu  thun  habe,  wenn  mehrere  Posten  um 
eine  und  eben  dieselbe  Zeit  zur  Eintragung  angemeldet  werden,  und 
wie  alsdann  die  Folge  derselben  zu  bestimmen  sei,  ist  in  der  Hypothe- 
kenordnung vorgeschrieben. 

1)  Rescript  v.  7.juti  1806,  betr.  bieörbnung,  in  weldjev  bie  edmlbintfrumeute  in  ba* 
i^wvotöefenbucö  einüutraaen  (inb. 

2luf  bie  mitreitf  beriefet«  Pom  6.  ^uni  1806  gemachte  Anfrage: 
nach  welcher  drbnung  bie  ^cbulb-^nflrumente  im  ^ppotbefenbuche  efniutro* 
gen/  unb  wie  bei  ttufitabme  ber  Obligationen/  in  Slbftcbt  ber  SöejJellung  ber 
£>ppotbefen  j|U  Perfabren? 
rrtbeilen  >2üir  Euch  ;um  ^efebeibe/  baf  bei  biefer  Anfrage  ein  ganj  unrichtiger 
Söegriff  pon  bem  ©afabren  in  ^ppotbefenfachen  jum  ©runbe  liegt. 

9lad)  ben  (ftrunfrfd&en  ber^).  O.  mu§  beiSufnabme  ber  (^djulbperfcftreibunaen 
ganj  genau  perfabren  »erben/  bamit  ber  drebitor  wegen  ber  €>i*erbeit  feine«  (Ja» 
pital«  unb  wo  bajfelbe  im  ^ppotbefenbuebe  ju  Oeben  fommt/  nie  irre  gefi'tbrt  wer- 
ben fattn.  53on  ^etleOung  einer  ganj  unbefiimmten  erften  ober  uroetten  ippoa* 
tbef  fann  alfo  nie  bie  £ftebe  fein/  unb  e«  ill  biiber  ein  gebier  beß  ©erient«/  roenit 
eß  eine  folche  Obligation  aufnimmt/  worin  bem  ©Idubiger  bie  zweite  £>ppotbef 
rerid) rieben  wirb/  benu  ba«  Bericht  mu§  fid)  bei  9lufnabme  ber  @d)ulboenchrei* 
bung  entweber  au«  bem  ßppotbefenbucl)'  ober  wenn  e«  -nicht  jugleid)  bie  £>ppo- 
tbeffnbebbrbe  iftf  au«  ^fm  oom  ©d>ulbner  ju  erforöern&ep  ^npotbefemebein  unter« 
richten/  ob  ba«  ©runbftiicf  bereit«  befchweret  ttl  ober  nicht.  SSJenn  in  bem  le$* 
tern  galle  ber  Debitor  feinem  (gläubiger  bie  jweite  jpgpotbef  Penchreiben  wifl/ 
fann  bie  ©cbulbperfcbrefbung  nidu  aufgenommen/  fonbern  ber  Debitor  mu§  ju* 
ruefgewiefen  werten,  weil  ber  Debitor  e«  fonft  in  feiner  freien  2»acbt  bat/  bureb 
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fchtoerung  *<*  ©runbflüd'tf  bei  bec.  erden  £npot&ef  bie  ©idjerheit  her  weiten 
U  nu  vereiteln- 

Ueberbaupt  fann  eine  gchulbPerfchrfibung  nur  in  ber  2lrt  aufgenommen  werben/ 
:  beut  (*jldubtaer  batf  (örunbtfücf  ohne  ^etlimmnug  $ur  erfien  ober  zweiten  £noo- 

f,  jur£ppotbef  rerfchrieben  wirb,  quo  loco  tat  Gavital  ju  deben  foinmt,  mufc  batf 
Dotbefenbud)  ergeben,  unb  e$  itf  bie  (Sache  be$  (ij.ldubjger*,  bafür  ju  forgen, 

bie  Eintragung  fofort  erfolge,  (Shblid)  ift  ei  gan*  orbnungfwibrig,  wenn  in 
©cbulboerfcbrefbungen  pon  ben  Debitoren  bie  «Priorität  benimmt  wirb. 

^n  bem  gaüe,  wenn  ein  ©chulbner  ju  gleicher  jroei  gd)ulbPerfd>reihm3 
bat  aufnehmen  la|T«n,  unb  auebrücrltcj)  bcfiimmr  hat,  ba§  bie  eine  £drul&. 

djreibung  por  ber  anbern  eingetragen  werben  foll,  itf  e*  auch  feine  (gaße, 

be  bei  ber  £>npofbefenbeb6rbe  jur  Eintragung  juerfl  ju  prdfentiren,  unb  Per- 

t  e$  (Ich  büber  in  bem  concreten  Sali,  worüber  ber  Olotarius  SR,  angefragt/ 
felbft,  ba§  M  am  5.  Octbr.  IS05  aufgenommene  GFapttal  ad^oo  SKtblr.  prii'Ao 
einzutragen /  unb  baö  Pom  7.  Januar  c.  aufgenommene  Kapital  ad  ooo  SJttblr. 

>  jenem  eingetragen  werben  mup,  weil  ber  §.30,  Tit.  2.  ber  £>.  0.  barauf 
nicht  an;uwenfcen  id;  bnrin  wirb  Potfau^g/eiYht,  ba§  ein  Debitor  mehrere 

ulboerfebreibungen  au*gefteHt  bat,  unb  folrtK  oon  ben  Grebitoren  jur  Eintra. 

g  prdfentirt  werben,  wo  bie  ©tunbe  unb  tat  datum  praesenutionis  p|e  Orb« 

g,  wonach  bie  Eintragung  ju  Perfügen,  beftimmt,  welche*  bei  <£diulbPerfd)rei* 
)<n,  bie  Pon  bem  (Bericht  aufgenommen,  welche*  nicht  bie  jpnpotbefenbcb&rbe 
unb  ber  lefctern  §ur  Eintragung  oon  bem  erftern  juaefanbt  werben,  nicht  datt» 
ii  fann,  wo  al\o  bie  frühere  Aufnahme  bic  SPriortidt  beftimmt,  unfc  fö  gar 
t  barauf  anfommt,  ob  ber  91,  bte  beiben  *u  oenchiebenrn  Seiten  aufgenom* 
fit  Obligationen  jufammrn  ber  ftppotbefenbep&rbe  juqefanbt  bat. 

Darnach  erlebigt  (ich  bie  erde  unb  {weite  Anfrage  unb  liegt  in  ber  lefctern 
C>eutliche  95eroeitf,  welche  Ungereimtheit  barautf  entfabt ,  wenn  Obligationen 
3miebung  be*  j?t)pothefenbud)0  ober  jpupofbefcnfcheinfi  aufgenommen  werben 
C.  T.XU.      681.  dir.  89.  de  1806.  unb  WatfrB  iö.  10.  @.  241.  2t  «bfdjnirt. 

)  RcHcript  p.26.3utt  1814,  *etr.  bnö-yermOcen  bei  berCffritrrtgüiia  mehrerer  gfef^jeirtu 

reidnen  ed)ul&i>en'dn,e«t,uiiiji,n. 

ta*  bem  Berichte  be$  Äbuigf.  0.  2.  ©er.  ju  93re0lan  »om  f.  b,  2R.  tat  ba* 
enthunifgericht  ju  Oel$  in  bem  galle: 

ipenn  ein  (Sutebeffher  jwel  ©diuib*  un'b  SJerpfinbutigtf »^ntlrumente  för 
)en  ©ldubia,er  91.  unb  ben-  ©Idublger  33.  ju  gleicher  3eit  einreichte,  unb 
)ie  prioritdtifchc  (Eintragung  ber  gorberut^  beö  ?f.  bor  ber  gorberuug  betf 
Perlangte, 

t31n(lanb  genommen,  bietem  ©erlangen  ^u  willfahren;  unb  etfetttffeht  bie  graae, 
Icheß  für  rechtlich  juldiftg  §u  adjten  fei? 

ei  ber  Beantwortung  biefer  grage  ifl  ein  ünterfchfeb  ju  machen,  ob  tn  ben 
:*id)un  ^nftrumenten  felhft  bie  ^eflimmung,  ba§  bie  gorberung  beg  31.  por 
orberung  be^  Ä  priorifdtifd)  eingetragen  werben  fo0,  btutlhi)  enthalten  ifl 
iid)t.  3m  erjlen  gaüe  leibet  e*  feinen  3weifel,  ba§  bie  Cintragung  biefee 
nmung  gemd^  erfolgen  fann  /  fo  wie  e0  umgefehrt  eben  fo  uniwetfelbaft  iff, 
er,  in  ben  ^nflrumenten  aufgebrüeften  'Tufttmmung  juwiber  bie  Eintragung 
ifttej  itl,  unb  mithin  ber  gorberung  M  93.  niebt  ber  2)orjug  por  ber  gor- 
}  M  2t.  in  bem  nngejeigten  gaOe  gegeben  werben  barf,  weil  bietf  mit  ben 
itnenten  ftreiten,  unb  al|o  gegen  bie  üüo-fchrift  ber  O.  Xit.  2.  §.  21.  fein 
,  wonach  ber  Skrmerf  in  bem  £>npotbefenbuche  mit  bem  Inhalte  brö  ^n» 
ntt  auf  baß  genauere  übereiniiimmen  mu§.  $(nberd  Perhdit  ctf  iTd>  in 
roeiten  gaO,  wenn  ndmlid)  in  ben  ^n(?rumenten  gar  feine,  ober  boeb  feine 
te  33efiimmung  barüber  enthalten  iö,  ob  bie  gorberung  beßB.  por  bergor» 
i  öe*  ifl.  priontdiifch  eingetragen  werben  fofl/  benn  alobann  bleibt  bei 
igel  beö  §.30.  Xit.  2.  ber  £.  O./  welche  fedfeht/  bag  bie  Eintragung  nach 
itfolge  hinter  cinanber  Perrichtet  Werben  füfl.  Da*  einfeitige  ©erlangen  bcö 
)nere,  ba§  bem  (öldubfger  51.  ober  bem  (öldubiger  93.  ber  ©orjug  einge* 
roerbe,  fann  baher  nicht«  entfeheiben;  e$  mu§  ptelmehr  berienige  Pon  ben 
(iHdubigern  21.  unb  95.,  welcher  bem  anbern  nachdehen  fofl,  jugejogen,  oberbef* 
nwifligung  glaubhaft  naebgewiefen  werben,  weil  fond  fehr  leicht  2tti(jbrduche 
etrügereien  porgehen  fbnnren,  welche  nach  bem  $.12.  a.a.O.  bon  ber  £n* 
»s^ehbrbe  forgfdltfg  permieben  werben  utüffen.  gerner  hat  M  oben  ae* 
güraenthumfiflericht  in  bem  gaHr, 

»Foptf  QtOg.  Untvtty  IL  33 
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514  <&fu*^mu^*to#*t*itii. 

'•mn*\\*'®utebttifct       gchulb«  «"b  ^erw^btingf-^ftrttment  für  ben 

©Idubiger  SV  einreichte,  unb  verlangte,  ba^  €tn<r  beftimmten  ?5orberun^,  |.  83. 
\i*  von  KMH>«KtbIr./  für  ben  (Kldifbifler  V. ,  ober  überbaut!  für  einen  noch  |u 

benennetiben  (iMdii&rger,  bte  prioritdtifch«  Eintragung  torbepaltett  bleiben  foUte, 
ebenfalls  feinen  Sintfanb  genommen,  bem  tferfmiffen  m  wlDfabren,  unb  bnvtnacb 
Die  Eintragung  bor  ßorberung  be*  53.  mit  beiri'^  rmere  ber  «Kefertatton  ber  <J>rio- 
ritdt  für  bie  tuntf/g  nid}  eirt|ufragenbe  gorbernng  oon  tooo&tbir.be*  21./  ober 
überbauet  eine*  noct>  ju  benennenben  (gläubiger*,  ju  »erfügen. 

SB  ei  ber  auch  Wer  «ntltf (jenbm  grafle",  öb  bie*  3$erfabren  redjtlid)  juldifi.q  fei? 
ift  wleber  $u  unterfcheiben-,  ob  ba* ,  für  bie  $orberung  be*  sB.  au*geftfOte:  3«. 
ftrumrnt  bte  beutliche  Jflcfiimmung  bet  enWnten  ?Ke|eroarion  ent&alte,  ober  ntd)t? 
3m  erfan  falle  itf  anjunebnicn,  bafj  ber  (SJlctubiger  SV  mit  ber  folchera/ftalt  be 
\cbUnttcn  gintragunfl  feiner  gorberung  Aufrieben  fei,  uitb  e*  fnnn  ba*>er  toldie 
auf  ben  (firunb  be*  ^iftrument*  nach  bem  fterln%n  De*  &dutlbner*  erfolgen. 
3  m  mmn  Salle  'hinge«™  itf  e*  jur  i^rmcibimg  aller  ju  beforgenben  gfli§brduebe 
uub  ßintergebungen  notbwenbia,  ben  ^laubiger  SV  jUjujieben,  ober  btc  glaub 
fcafte  Wartweifung  feiner  MimitfUöfl  ui  erforbern. 

Dem  ffjtofojr.Ö  fi  ^er.  wirb  bieic*  jur  «Nachricht  uub  Achtung  befannt  gemadir, 
unb  bemfelben  überladen,  ba?  gftrftenrbtmifflertctlt  ju  Oelö  I?i«ntart)  Mberwrtt  p 
befdyetbcn.  K.     .ö.  4.  <em. 

3)  Instruction  ü.  io.^imi  1815, /benote  3)raf<ntation  ber  «uv  (joporOefarir^tn  Grinrta. 
gütig  bcfHmmtcn  Ui  tunftert. 

"  m  Hl  bie  23emerfung  genud)t  wotben,  bafj  bei  ben  £wt&efenbeb&rben  ff 
wobl  in  Söetref?  ber  Aufnahme  unb  <))rdfentation  ber  jur  Eintragung  beffimmten 
Urftmbcn,  als!  auch  bei  ber  Eintragung  innrerer  art  einem  £age  etnaegangenen 
©ofumente,  ein  »erfchiebene*  Verfahren  beobachtet  Wirb.  Dureii  bie  £.  O.  Dom 
fti  «mal  b.  %  Hl  ber  ^utfijminirter  anqcroiefen  worben,  jur  Bewirtung  eine« 
gleichf&rmrgen  Verfahren*  bk  notbigen  ainorMnwgen  ;u  erlatjeii.  Dieitm  2IÜer. 
bichllen  2iuftrii4e  jufolge  wirb  fcierburd)  folgenbeö  betlimmt;  . 

§.  i.  ©irb  bie  jur  gintraqung  in  baß  ßupbtbcfcnbucb  beiiimmte  Urfunbe  bet 
ber  i)t)öotbefcnbeb&rbe  felbfl.  ober.i'or  bem  C^erictit,  welche*  ba?  i?r)potbcfc"buch 
föbrt/  aufgenonuuen  Jober  atterfannf,  fo  \\\  bie  33erbanblang  hierüber  unmittelbar 
nach  ber  23oHjte:bunq  mit  ben  ba^u  geborigen  billigen  ju  ben  (iirunb « Elften  at< 
juaeben  unb  nach  «Borfdjttft  ber  h-  O.  Xit.U.  §.  s.  unter  genauer  Angabe  US 
Xageö  unb  ber  ^tttnbe  ku  üräfV'miriU.       m  ^ 

§.2.  (Steht  ber  (gintraguha  ober  \!Rfduina'niditö  im  ^Bege,  fo  roirb  biefelbe  aur 
bie  Original  ^öe  banblung  turfügt,  unb  wenn  e5  npd)  auf  eine  Ausfertigung  bet 
lefctern  anfommf,  biefelbe  gleid^eifia  angeorbnet. 

Die  an  einzelnen  Orten  beficbenbe  eiuriertuna,  roornad)  bergleichen  uon 
bem  d)erld)t,  welche*  ba*  ^mjofbefenbwd)  fübrt/  felbrt  aufgenommene  ober  cor 
Jbm  anerfanntett  Urfunben  erft  at^aefe^igt/  unb  'We  9itt»f erttgwnqen  ben  ^nteref- 
fenfen  au*geantwortet  werben,  um  fte  mit  ibren  JlntVdgert  ju  ben  ©runb^aften 
einjureichen,  wirb  fcterburch  atrfgeboben. 

§.  3.  Serben  mebrere  baffelbe-  (Snmbftücf  betreffenbe  (Eintragungögefuche  an 
einem  Xage,  aber  tu  oerfehiebenen  etunbeu,  in  bet  #Dt>othefenregiftratur  etnae« 
reicht/  unb  bereu  Eintragung  trerfügt,  fo  Iflj  wenn  bh  Urfunben  feine  anberefce* 
Kimmung  entbalten,  ,    W  ^         >  f  s 

1  cfr.  SRcfcr.  oom  26.  ^uli  l s  1 7i .  (3brb.  4.  ©.  3^.)  bt<f  ^ummerfolge  ber 
etntragungen  nach  ber  Zeitfolge  ber  3lnmelbuug  ju  orbnen,  weil  bie  ^rioritdt 
ber  iprjuotbefen  lediglich  burd)  Me  meibenfolge  ber  (Sintragungö«  Hummern  U* 
(Kmml  wirb. 

K  500.  u.  f.  Xit.  20.  5».  t  be*  ».  ß.  m. 

§.4.  ©eben  btc  eintragtingegefud>e  gleieh^ing  ein,  fo  ftub  biefelben  $»ar  un* 
ter  t'erfchiebcnen  fortlaufenben  Hummern  einzutragen/  e*  mu§  al*bann  aber  bet 
teber  <poff  auöbrücritch  bemerlt  werben,  „  ba|  il)r  mit  ben  beftimmt  anzugeben» 
ben  foiifurrirenben  polten  gleiche  '23or»itg*rcd)te  nutfebcn",  bamit  über  bie  9ln 
wenbung  be*  §.387.  Sit.  50.  ber  <J)rojc§orbnung  fein  3wetfel  übrig  bleibt. 

o.     3.  35.  45.  ©•  5üs. 

§.502.  li  tt  ifejf  Richter  bei  Befol-un-  dieser  Vorsdiriflen  gefehlt: 
so  bieibt  es  dennoch  bei  der  im  Hvpolhekenbuche  einmal  angenouiiue- 
nen  Folgeordunng. 
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.  öO&'iBeijciMfje  aber,  Wichet*  durch  ehr  solches  Versehen  desRich- 
gefährdet  worden,  kann  vob  diesem,  jedoch  nur  unter  den  §.  451. 

.  festgesetzten  Bestimmungen^- Schadlosbalfang  fordern.  • 

.504  Bei  eintretender  Unzulänglichkeit  einer  Mehrenv  zur  !Hypo- 

l  verschobenen  Sacae,  fcat^a  nur  zweijährige  Zinsenrückstände 

der  Hauptforderung  gleiche  Rechte.         '  " 

.505.  Aeltere  Zinsenrüdkslände  müssen  sämmtliehen  übrigen  auch 

.s  persönlichen  Capitalsschulden  nachstehen. 
50o\  Wie  weit*  bei  entstandenem  Concors  -  ..oder  Litjuidations- 

zesse,i die  fortlaufenden  Zinsen  der  eingetragenen  Hypotheken  aus 

Nutzungen  der  verpfändeten  Sache  berichtiget  werden  müssen,  be~ 

mt  die  Goncarsordnung«  .  .      *  .  ,  .< 

'ergl.  Verordnuiiffen  t>  4.  g^nri  IS3A,  übte  W  QitiMott  I«  <JM((at»eit  (fac),  «Hb 
>eneut*tft*tipft4f  up*  tfautolbcrflgtifcatiorölWi«!!  (§.l8j/;f.|«r  Sit.?*  int 

507J  Eben  daselbst  ist  vorgeschrieben,,  wie  weit  in  einenvjok  hen 
e  die  vorräthigen  Bestände  den  eingetragenen  Gläubigorayoder  ^ur 
mmten  Concursmasse,  gehören. 

508.  Nach  eben  diesen  Vorschriften  muss  bestimmt  werden,  wenn, 
s  im  Wege  der  Execution,  mehrere  Gläubiger  sich  au  die  vorräthw 
Bestände  halten  wollen;  in' wie  fem  das  Votrecatider  eingetragenen 
ibieer  sieb  auf  dieselben  erstrecke.        *  ^ 

509.  Die  Rosten,  welche  bei  einem  entstehenden.  Coacurs-  oder 
lidations- Prozesse,  auf  die  Verbesserung,  des  verschrienenen  Grund« 
ks  verwendet  worden,  müssen  von  dem  dafür  gel tfseten1  Kaufigeide 
ves  abgezogen-  werden.  >  .  ' 

510.  Dagegen  muss  im  Concurse,  auch  der  Hypothekenglaubiger, 
hosten  zur  Ausführung  seines  Anspruchs  gegen  seine !  Mitgläubiger 
»t  tragen.  '  •  »         ••••  - 

9)  Von  Ceuionen  and  Verpfandungen.  . ,  . 

511.  So  weit  der  Gläubiger  über  die  eingetragene  Forderung  selbst 
igen  kann,  so  weit  ist  er  auch  die  dafür  bestellte  Hypothek  einem 
ern  abzutreten  und  zu  verpfänden  berechtigt.  ' 

ah.  §.  53. Doch  kann  dem  Cessio nariiis  einer  mit  Consens  des 
Schuldners  eingetragenen  hypothekarischen  Schuldverschrei- 
bung ein  wider  den  Cedenlen  zustehender '  vor*'- dt fr  Cess(on 
entstandener.  Einwand  der  Compensatio  n  y\nut\  alsdann  mit 
rechtlichem  Effecte  entgegengesetzt  werden,  wenn  dieser  JBin- 
wand  im  Hypothekenbuche  vermerkt,  oder -dem  Cessiönario 
sonst  bekannt  gewesen  ist,  und  ein  Gleiches  findet  $tatt,  wenn 
Jemanden  ein  s ub  res ervato  do min io  eingetragenes  rück- 
ständiges Kaufseid  cedirt  worden,  welches  der  Käufer  des- 
halb zu  agnosciren  oder  zu  bezahlen  verweigert,  weil  er  Ein- 
Wendungen  hat,  die  aus  einem  im  Kaufcontracte  enthaltenen 
Versprechen  des  Verkäufers  entspringen. 

ituomiiienaü#bem©utachtcnber©ef«fecommiffiott»).29.^t«l788.  t>.<R.I.7.  6.710* 

512.  Was  bei  Cessionen  eingetragener  Forderungen  Rechtens  sei, 
i  Eilften  Titel  vorgeschrieben.  (Tit.  IL  Abschn.3) 

*  1 

»«gen  fcer  gjartfalcefliwicn  Me  ««orbnunaen  w  1. 1  i.  f  •  399 ;  55. 1.  @.  381. 

513.  Die  Eintragung  einer  gehörig  geleisteten  Cessio»  in  das  Hy- 
ükenbuch  ist  zur  Gültigkeit  des  Geschäfts  niebt  nothwendig. 

,  '  -  33« 
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§.  514. 


§-514.  Hat -jedoch:  ;der  CessionarUw  die  Eintragung  fcu  suchen  ver- 
absäumt: so  inu6s  er  die  daraus  entstehenden  nachteiligen  Folgen,  in 
den  durch  die  Hypolhekenordnung  naher  bestimmten  Fällen,  wider 
sich  gelten  lassen. ;    ,  ..  '.■■  u  » 

§.  "516.  Bei  Verpfändungen  eingetragener  Hypotheken  finden  zuvör- 
derst die  allgemeinen  Vorschriften  von  Verpfändungen  ausstehender 
Forderungen  überhaupt : Anwendjung.  (§,  280.;  sqq.) 

©.»♦.284  t>f <fc*  ?ir<!i. 

§.516.  Ausserdem  gilt,  -wegen  der  Eintragung  solcher  Verpfändun- 
gen, alles  dag,  Avas  vorstehend  wegen  *der  Cessionen  verordnet  ist. 
(§.513.514) 

§.  517.  Die  Kosten  der  Verpfändung  und  ihrer  Eintragung  muss,  im 
Mangel  besonderer  Verabredungen,  der  Verpfänder  tragen,  v 
.'  §1  51&  Die  Kosten  einer  Cession  und  deren  Eintragung  müssen, 
wenn  nichts  Besonderes  verabredet  ist,  von  dem  Cedeutenund  Cessio- 
narjo  zu  gleichen  Theilen  getragen  werden; 

Rescrlpt  t>.  ».Knauf»  ist«,  beer,  bie  c*intraaund«ofle«  bei  cr^frten  ftlcatffcöeet  ^orberundni. 

•Dem  äbnigl.  0. 8.  ©er.  bon  £itfvauen  wirb  Auf  ben  Söttet  vom  4*.  91.  in 
S3etceff  ber  Anfrage: 

ob,  wenn  .bopotpefartfebe/  £fcnigl.  CNfen  §uge&Mae,  gorberungeit -.an  Pri- 
vaten eebirt  »erben/  unb  bie  (Eintragung  Kleber  (^eiuonen  naägefudtf  »erbe, 
für  bergleicfcen  Eintragung  oon  ben  $rioat»5ntereffenteii  bie  fcdlftc  ber(#e* 
•obren  etajujieben  fei? 
jum  3öefd)eib  «nb<ilt,  ba§  oorfommente  %i(U  biefer  9ft  naefe  bem  31. 2.  SR.  $b.  L 
XHi  20..  ^.  5  iö./tt>orn  ad)  bie  Hoden  .in  Ermangelung  befonDerer  93erabre&uikien  |U 
gleichen  £beilen  getragen/  unb  mitbin  |ur  J^älfte  von  *em  $ei|Xonatio  <je{ablt 
»erben  muffen,  iu  beurteilen  jinb.  ».ff.  3..  SM.  ®.250. 

•  §.  51,-9.  Hat  jedoch  der  Schuldner,  wegen  geschehener  Aufkündigung, 
sich  um  einen  andern  Gläubiger'  beworben :  so  niuss,  wenn  nicht  ein 
Anderes  verabredet  ist,  der  Schuldner,  die  -Cessions-  und  Eintragungs- 
kosten entrichten. 

1 0)  Von  LbtchvDg en.  ,         i      .    . , 

§.  520.  So  weit  der  Anspruch,  für  welchen  die  Hypothek  bestellt 
worden,  getilgt  wird,  so  weit  erlöscht  iwar  in  der  Kegel  auch  das  ding- 
liche -Kecht  des  Gläubigers: 

.   1)  Reseript ».11. «uisttfli 801.  - 
2)  RescrlptD.24.gnai  1820. 
S)  Reclaraticnv.a.?covU  1824. 

4)  Reserlptb.29.@eptbr.i83i. 

5)  Rescript  u.25.^tta-.  1833. 

6)  Re0eriptv.6.^ai  1835/ 

teer,  bie  «fcefuguiö  btS  ©ninbbefinec*,  übte  eine  auittirte  £t)»ot(i<fenf<*uib  *n  bttponittn  unb  fettbc» 
cebiren.  (6-juI.  16. 1.484. 3w&.  1.52.) 

§.521.  Der  Schuldner  ist  daher  auch  befugt,  auf  die  Löschung  der 
getilgten  Post  ik  Hypothekenbuehe,  nach  Vorschrift  <ler  Hypotheken- 
Ordnung,  anzutragen- 

Rescrlpt  u.  s.Sebr.  1819,  bete,  bie  Sutöffigfett  ber  £dföung  eiiur  auf  metreren  ©run* 
(liieren  einaetraaeneu  Sorberuna  auf  einem  betreiben. 

Der  3u0tV3fcintft(r  fantt  tat  oon  ©*m  gurftrntbnmtfgf ritfit  ju  9t,  n«cb  bem 
S5crid)te  Oeä  ßbmgl.  O.  ß.  (Ber.  »om  is.  o.  2R.  beobachtete  ©erfa&ren,  t»eld>e*  ben 
gretberrn  o.  91.  >ut  feiner  S^efehwerbe  »eranla§t  bat/  nidjt  billigen,  £)ie  etnge» 
reichten  SJerbanMungen  ergeben/  ba§  ber  Kaufmann  91.  felbft  bie  £ofa)ang  ber 
ibm  juftebenben,  auf  mebreren  (Sötern  eingetragenen  gorberung  bei  einem  biefer 
©uter,  fg.,  unter  Ueberatcbung  tintB  flefrtlkfc  an0ge^ten£5f^ng^eonfe»fel 
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21.  tBpÄt  mcd)tc  M  11  ii tcr rtitbe«.  51* 

jgefutfct  &«t.  3ftt  brelem  giit  tft  Uli  6(f^UtfQtf»@(fn#  formaflter  begrflnbet 
efcn,  unb  baäißebenfen  btö  ftftrftentoumggericbto',  baMfe-f*  ßWung  Auf 
andern  ©fitern  eingetragenen,  poillocirten  ©Idubtqern  tu  »nfebung  ber  (Sicher- 

nad)t^ciHg  roerbcn  fbnnc,  bdtte  e*  nie  wrantajT«»  foflen>  $ur  angetragenen 
hiing  ben  @otrfcti0  ber  poftloclrten  ©Idubiger,  roe(c*e  auf  bell  andern  mitüer- 
i  beten  (Rufern  ein  Getragen  fte&en,  ju  f orbern.  Sur  gfcfdiung  einer  gorberung 
mr  ber  GFonfcn*  M  eingetragenen  unb  rt<fctmd$tfeu'  ßigent&fimer*  notfcroen* 

Die  ßofdiung,  bie  nie  üon  Der  Einwilligung  eine?  andern  ©idubiger*  beö 
ntMiücfö  ab&dugtg,  iff,  fann  nur  Demjenigen,  ber  ben  £&fd)ungöconfenss  erteilt, 
itpeilig  werben;  idiou  begrün  bete  Siechte  eine*  fpdtern  ©ldubiger0  tonnen  ba* 
I  i  icht  ger'dbrbet  ro erben.  Das  Sßebenfim,  ba§  biefe  l'ffdiung  den  !Red)tett 
anbern  ©Idubiger  nadjtbeilig  fei,  unb  biefe  babe?  eifanilnfprucft  auf<(£ntfd)d* 
ng  gegen  ben  tft.  formirrn  tfcmtten,  fonnte,t>aper  nur  eine  «Barnnng  be*9t; 
iptren.  Diefem  pdtte  etf  er&ffnen  müffen,  ba§.:»acft-*f»  91nft<t)f  beö  ®erid)t« 
t)  pie  angetragene  ßfcfdjung  bte  fpdtercn  ©laubiger  gefdprbet  »örben,  unb  et 
benfelben  regreßpflichtig  madVcn  roerbe, ' itnb  C0  pditc  ipjn  ju  errodgen  geben 
n,  ob  er  beffen  ungeachtet  biet  feinem  fibfehuftg*- (Fonfen*  verbleite.  ' 
Diefe  «Bergung  bdtte  ftd>  bei  ber  Diwfrtion  ber  £.  O.  $tr/2;  §,134.  atta* 
dj  ex  officio  nobile  judicis  rechtfertigen  Uffen.  Dagegen  bleibt,  bie  erlajfent 
einer  91  rt  ju  rechtfertigen/  unb  es*  ift  burchau*  unrichtig,  ba§  jur  Bbfchuna, 
Sorberung  ber  Gonfens  ber  ©Idubiger,  anberer  ©fiter  erforberllch  t|l.  Diefe 
ifjreget  betchrdnft  bte  freie  2Biflfö&r  t-e*  rechtmerfl  igen  fcfgentpflmerff  einer  ein- 
igenen  $otberurig:  SBaVe  ba*<  ©«ffapren  betf  gfirucnt&umfgtrtdw  rid)tig,  f* 
te  jebe  partielle  Ü&fchung .  einer  auf  mehreren  ©fiter*  perjid)erten  qjoft  pon 
2iJiflfö{>r  ber  nagrfebeiibcfl  ($ldubtaec  abfcdngjg  fein,  unb  fei t> ft /  roenn  ein 
er  bppot&efarifdjer  C-55f  bt  r  auf  (Akfabr  beß  iStegrcffesJ  jur  Erleichterung  be* 
Sbeftfcerö  feinen  ßofehung*- (Tönten*  ertbeifen  trollte,  trflrbe  er  in  ber  9lu$« 
ung  feine«  entfcfclujTe*  oon  anbern,  mit  benen  er  in  feinen  contraetmdjjfgett 
>dicttMTtn  Oept,  abbdngig  bleiben.  Die  2Inftct)t  beö  gürfteutbunu-gertobtö,  baß 
<&'d)ung,  bic  9i.  nadmutte,  nu-il  jTe  ben  fpdtercn  ©Idubigern  ber  übrigen 
Anbeten  ©fiter  nacht  beilig  roerbeh  f&nne/  ohne  donfen^  berfelben  ntd)t  ftatt 
,  ifl  aud)  in  rechtlicher  £injtd)t  nicht  ju  Virrtpeiüfgen.  3n  lim,  Um  ^aüf» 
n  gt.  am  3i.ganuar  1803  auögefteflten  ©djuib-öoeutnentr  jlrtb  bie  ©üter 
t.  |ur  ßijpotbeC  für  bit.gorbcrung  ber  20,00o3lt^r.  befteOt.  9lad)  ber^or* 
ft  be«  91-  ß.  Sft./  rpelche  bie  Gorreal  Verpflichtung  in  dbniiehen  gdllen  »ermu* 
!d§t,  Xp-.  I.  Zit  5.  i-  hZ\,,  mu§/  ba  nicht  betlinutit  ift,  für  roll  Vitt  ein  je- 
:sjut  verhaftet  fein  toll/  angenommen,  »erben/  brtfj  bie  ©fiter  in  solidum 
iftet  (tnb.  Da  nun  ein  foilbarifd)  #erpfnd)teter  taburd)  feine  tbeitweife  ober 
\t  Befreiung  pon  ber  ^duilb  erlangt/  ba§  ein  anberer  a^itpcrpflichtrter  Pom 
chriateit  ex  nexa  geiaffen  roprben  ({.  /i37.  Sit.  5,  £h .  I.  I.e.);  fo  f5nnen  aud) 
iugetrugenen  ponlocirten  ©Idubiger  in  casa  lieh  barfiber  nid)t  betlagen,  ba§ 
ffüber-c  ©tdu6tger  feirte  ©id)erpeit  freiroiDig  aufgegeben  bat.  Die  ein* 
qenen  ©IduWger  baben  feine  gontractßoerpdltniffe  unter  einanber/  uttt  ex 
ifl  feiner  üerprltchtet,  etrea»      unterlagen,  rooburd)  ber  nad)ftebenben  ©Idu* 

■Z ich erpeit, leiben  fbnnte.  3ßdre  bieö  nicht,  fo  würbe  batf  ©efe^  uidn  au^- 
lid)  belli  mmt  baben,  ba§  ^ttmanb  ftd)  burd)  einen  ©ertrag  perp  f!id)ten  tonne, 
fi3runbüucte  feinem  anbern,  als  bem  erflen  ©IdubigcC/  jum  Unterpfanb  jju  be« 
i  (».  2.m.  <Tb.  L  2:it.20.  §.  4.19  ),  unb  ein  ©Idubigrr,  ber  fld)  eine  v>öpo* 
unb  gauilpfanb  bat  beOeOen  laflfen,  tpfirbe  (e$tere^  nicht  ohne  9frgrefl  Don 
:n  ber  nachgeben beit  ^t)ooibefen-  ©Idubiger  aufgeben  f innen.  Die  SJorfchrif» 
er  H.  ©,  O.  tbit  Xit.  5ö.  ^.521.  seqq.  faaett  aud)  nicht/  ba§  bie  joMbart* 
•Berbaftung  mebrerer,  in  gleicher  »rt  oerpfdhbeter  ©fiter aufboren  fotfe,,  Pi*l* 
batf  ©egentpett.  Denn  §.  $22.  Lc.  ift  benimmt,  baß,  wenn  im  borauffgc* 
T  ^aüe  eine»  Pon  ben  perpfdnbeten  ©fitern  frfiber  al5  bo*  anbere  perfauft 
e,  ber  ©ldubiger  feine  Polle  gkfrtebigürig  aud  bem  juerfi  Pertauften  ©Ute 
ten  foQe.  Sterin  lieqt  bie  ftnerfennutig  ber  fotibarifchen  Ser[)aftung,  unb 
fUmrot  bie  «.©.£>.  atfo  nur  bie  «tttfcinanberfe&ung  ffir  ben  jaO,  »rnn  Kur 
betf  (Joocurf««  bie  mehreren  ©fiter  nod)  in  ber  aRaffe  (tnb,  fte  befchrdntt  aber 
bie  DUppfttion  beö  ©tdubigers  bt»  jur  $<iU  »a  ber  G>oncur£  eingetreten  iK 
lei  biefen  C^ronben  unb' bei  ben  Umftdnben,  bie  bat!  ßftntgl.  O.  fi.  ©er.  jur 
-ftüfcung  ber  gegen  bie  tynficfet  beö  gfiriientbun^gerichtd  ftreitenben  Meinung 
tfubrt  Utf  erWIt  Gotfcgium  bie  filn»eifimgf>  baö  Sfir^entpum^gericht 
bte  (Drönbe,  welche  feiner  5tnjtd)t  entgegengehen,  ju  bebeuten,  unb  bewfeU 
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fon  nitfuugebfn/  wenn  cö  t>on  feiner  Wlünanci  wib  Sinttdtf  «*ju<jet«n  -jicft  oernn* 
logt  ffnbe,  ttie  ßbfdjima  ber  20,000  3Rtblr.,  foböib  «(ff  ibm  Die  Documente  einqe- 
widjr  feien,  *u  bewirte«.  3m  göü  ti  fiü  aber  bienu  ni4)t  brflimmt,  fo  bab< 
'  bem  91.  M  eröffnen/  wldje  iSeuentlidiffUrn  eg  in  5!nf«buna  bet  ced)tltchen  gol- 
den ber  li6i'd)una  f?abe ,  unb  feine  qerirt>tlidje  (BrNdouna  &u  rrforbmi,  ob  er  et 
beim  od)  auf  bie  ü&fd)ung  onfommen  lau-en  motte;  unb  in  casu  quodsic  bUfe  obnc 
»eitere  €inn>HliflWfl  befr'P^Üoeitlm  ®lM$tx     »<rfö$en.  -  m 

t,  ».in*,  .j.ti  |  ■  •  t  i  «  v  „ü      V.  Ä.  3.;  58. 13.  @.43. 

§.522.  Unterlägst  er  leir aber*  sö  k arm  er  die  Verhandlungen  eines 
Dritten,  worin  '<Je>&tte &it  d£in  ei ^getragenen  Gläubiger, redlicher 
Weise,  auf  den'fäJaukqn  <ies  Hypothekoiib iichs ,  unter  Beobachtung 
der  gesetzlichen  Vonurhiiften,  sich  eingelassen  haty  ^um  Nachtheile  die- 
Di 


r 

4%        m • ♦  - 


*es  Dritten  nicht  anfechten.      «         !'  5 

§.5?ß-  Will,  daher j-i^'^cKifldfbßr,;  Welchem  der  Gläubiger  seinen 
Consens  in  die  Lpschting'  der'  eingetragenen  Post  versagt,;  gegen  alle 
dergleichen  Verfügungen  des  Gläubigers  isich  decken?  so  iwiss  er,  bis 
itun  Austrage 4er  Sache,  seinen:  Widerspruch  dagegen  im  Hypotheken- 
bucbe  termeAenlässen.'  ;/  **'  *  ^f)  v'  ~  ■ 
V.  §•  5241  J^^ö^d^flg  erföJ^eTWiscnuqg  Wird  das,  dingliche  Recht 
des  Gläubiger*, aufgehoben;  auch  wenn  der  Ansprupb  selbst,  für  wel- 
chen eä  bestellt  worden,  nodi  nicht  ^ftifgt  wärfe.       -M-.™  -o  ; 

§.  525.  Die  ßnwäfrguiig  des  Glasers  ra  die  Löscbirug  ist  also  zum 
£eweisb,  dass  cue  Schuld  selbst  get^t  sei,  für  «ich  ajlein  noch  nicht 
hinreichend.  1  >i  -»w 


§.  526.  Ist  die  Löschung  einer  eingetragenen  Post  wir  Ungebühr  er- 
folgt- so  verlieit*war <fer  Gläubiger  dadurch  nocn  nicht  sein  aus  der 


Eintragung  erhaltenes  dingliches  Redil; 
.-,:§.  52t.  Doch  Jtann  er  davpn  zum  Nachjhette  derjenigen,  welche  sich 
erst  nach  erfolgter  Löschung  haben  *  eintragen  lassen,  keinen  Gebrauch 
machen;  '       •  •         •       ]; "" ö      \  '>  ■>-;  >• 

§.  528,  Hingegen  können  diejenigen,  welche  zur  Zejt  der  Löschung 
schon  eingetragen  waren,  /claraus  Reinen  VorAheil  weheu; 
&  §.  529.  Wohl  aber  kommt  eine  solche  Löschung  denjenigen  zu  stat- 
ten, weiche  sich  eine  nachsiehende  «ehon  Vorher  eingetragene  Forde- 
rung, erst  nach  erfolgter  Löschung,  abtreten  oder  verpfänden,  und  die 
Ciesjsjon  oder  Verpfändung  im  Hypolhekeribuqhe  haben  vermerken  lassen, 
i  §.  530.  Gläubigem,  die  sich  gar  nicht  haben  eintragen  lassen,  kommt 
gegen  den  Inhaber  einer  eingetragen  gewesenen5  Forderung,  deren  zur 
Ungebühr  erfolgte  Löschung  nicht  zu  statten. 

,§.531.  Wegen  alles  aus  einer  ungebührlichen  Löschung  wirklich 
entstehenden  Schadens,  bleibt  dem  Hypothekengläubiger  der  Regresß 
an  denjenigen,  durch  dessen  Schuld  selbige  geschehen  fit,  vorbehalten. 

§.  532.  Die  Kosten  der  Löschung  ist,  rm  Mangel  besonderer  Verab- 
redungen, der  gewesene  Schuldner,  oder  wenn  alkdann  die  Sa  ehr  in  den 


Händen  eines  dritten  Besitzers  sich  befindet,  dieser,  mit  Vorbehalt  der 
Rückforderung  von  dem  Schuldner,  zu  tragen  verpflichtet. 

*Aab*  §•  54.  Auch  müssen  die  Kosten  •  einer  über)  eine  hypotheka- 
rische  Forderung  auszustellenden  Quittung,  auf  deren  Grund 
die  Löschung  erfolgen  Aann,  von  dem  Schuldner  getragen 
»"den.  \  L  . %  rl  J, 

®ntnommett  &u$  bem  Bescript  v.«7.w0^r.l7a7.  N..C.  C.  f  .X.  e.l*75  tmb etcnseli 
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$.533.  Hat  der  dritte  Besitzer  die  H.VpollioktnwcliuIA^nsilriirklirh 
ü  her  nommen :  so  kann  er,  wenn  nicht*  liesondei -es  vermiedet  it*, 
Löschungskosten  von  dem  gewesenen  Schuldner  nicht  zurück  fordern. 
534.'-  So  tauj;e  eine  in,  das  HjrpothdkeHbjfoml:  eingetragene;  Forde- 
ig  nicht  wie*Jer  geduscht  worden,  solange  kann -die  VOr^ntung  'der- 
ben niclit'dugnfangeui  wendenm: -iii  t»t»'i  fl    h  ,  <  <*'  :<^  .»ü»  (1 » >jsl«d 
$.535.  Doch  findet  das,  was  des  ml  In  von  Pfändern  verordnet  jflt, 
Jj  bei  Hypotheken Anwendung^.  246i  247.  2fi8»)    !  o<5  .    ;  .< 

;  -To  «i'"  Zu  rück  behüHnn  g'ttvetit  &  ■^'y'-K 

5-  536.  Das  Jurückbehal^pgsifec^t  .-fcestght  jn^jdfr  IMugrriss  des  Jn- 
aers  einer  fremden  Sache,  selige  so-lan^i»  ^eif>er,Ge>w/)hrsam>i 
haften,  bis  c^  wegeflsei^ 

|.  537.  Dieses  Recht  setzt  also  voraus,  dass,  derjenige,  welcher,, ep 

oibrn  will,  redlicher  Weise  zum  Besrtze^nV '^cjie  gelangt  ?pi  uiii 
h  Beschaffenheit  seines  X^^.den^esilz  w^er,  zn  Ruinen,  anund 
sich  verpflichtet  sein  würde.  „  >.)  ;{1     i      ,x  0ii  .r/ 

$.538*  Der  unretiüche  Besitze*  einer  ]^nn.  sic^  ii^rttck- 

laltungsircht  darauf  niemals  anmaassen. 

^.  539.  Die  Forderung  wegeft  welcher,  das  ^Hr^ckbe^altungsreciU 
sgeübt  werden  »oll,  inuss jn.  Au.sehnng  derßache  jselbs^  oder  ans  dem 
Schäfte,  vermöge  dessen  diesejb^in  die  flän<?e  cjes;  Beyers  &ekpwi- 
n  ist,  entstanden  sein.  .  ,£    ...jr..:>: ,.!;    A.}rz  ...  .  .  ; 

§.540.  Sie  uiusB  zu- eben  dieser  fceit,  ^cnnjdie :|Rü*kgi*e  der  Sache 
olgeu  sollte,  fällig  rd  >,      kfoWiiifrllrd  ni.  >irwS  ;b 

§•  541.  Sie  muss  wenigstens  sQ  ^int. bescheinigt  sein,  <a)f  nach  4en 
setzen,  zur  Anlegung  eines  Arrestes  erfordtfsljc^jst.  .nv.,  t 
§  542.  Unter  vorstehenden  Erfordernissen  (§.  539.  ,540.  541.)  kann 
cli  der  Inhaber  einer  Cäpitalssümine,  wegen  einer  an  d^etilEigenthü- 
r  derselben  ihn  zustehenden  Gegenforderung ^selbst  alsdaöP,,  wenn 
n  sonst  <üa6  Coinpemsalionsrecla  nh  ht  zustehen  'würde,  das  Zuriie.k- 
lallungsrecht  ausüben:  (Tit.  i6i'Abächn.  6^)  ?>a»  r 

§.  543.  Wegen  Forderungen,  die' auf  die  Sache  oder  auf  ^a*  Geschäft 
me  Beziehung  haben,  findet  das  Zurückbehaltungsrecht  in  der  Kegel 
ht  Statt.  (Tit.  14;  §.  79.  Tit.         172.  1730    r  , 
§.  544.  Ausnahmen  von  dieser  Regel  müssen  durch  ausdrückliche  ge- 
zliche  Vorschriften  begründet  sein. 

§•545*  Wem  das  Zurückbehaltungsrecht  zukommt,  der  niuss  gegen 
nen  die  Sache  wiederfordernden  Schuldner,  .iny  1  >esit ze  derselben 
1  zu  seiner  erfolgten  Befriedigung  geschützt  werden*  p 
§.  546.  Gegen  einen  Dritten,  der  die  Kimmung  des  Besitzes  zu  ver- 
igen an  sich  befugt  ist,  kann  das  Zurückbehaltungsrecht  in  der  Regel 
:ht  ausgeübt  werden  ; 

§.  547.  Entspringt  jedoch  die  Forderung  des  Inhabers  aus  einer  zum 
itzen  der  Sache  geschehenen  Verwendung:  so  steht  das  Zurückbehal- 
lgsrecht  dem  Inhaber  gegen  einen  jeden  zu,  der  mit  dem  Besitze  der 
che  zugleich  den  Vprtheil  aus  dieser  Verwendung  überkommen  würde. 
§.  548«  Doch  im  iss  in  einem  solchen  Falle  der  Vortheil,  welcher  durch 
i  Verwendung  gestiftet  worden,  noch  wirklieb  vorhanden  sein. 
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ft  "§.540."  Auch  kann  dieses  Recht  nur,  nach  Verhältniss  des  wirklich 
noch  'vorhandenen  Vortheils,  gegen  die  verwendete  Summe  ausgeübt 
werden.  » »«» i  »•  «. 

•£.500.  Ist  also  auf  die  Sache  mehr  verwendet  worden,  als  der  davon 
noch  Vorhandene  Vortheil  werth  ist:  so  bestimmt  nur  der  Betrag  des 
letztern  die  Summe,  nach  deren  Höhe  dem  Inhaber  das  Zurtickbehal- 
tirtigsreeht  gegen  einen  Dritten  zukommt.  • 

§.551.  So  hinge  .jedoch  Über  den  lietrag  der  nach  obigen  Grund- 
sätzen (§.548.549.)  dem  Inhaber  zukommenden  Forderung  zwischen 
ihm  und  dem  Dritten  noch*  gestritten  Srird:  kann  der  Inhaber  sich  des 
Zurückbehaltungsrechts  auf  den  ganzen  Betrag  seiner  Verwendung  be- 
dienen. 

•§.552.  In  allen  Fällen, "  das  Zurückbehaltungsrecht  mag  gegen  den 
Schuldner  öder  einen  Britten  aüs^eünt  werden,  erstreckt  sich  dasselbe 
nur  sö'weft,  ars  es  zur Beckun^tfesf  dem  Inhaber  zukommenden  An- 
spruchs erforderlich  ist.    ; N    ;    -       -  1    •*<  '  / 

§.  553.  Uebersteigt  also  der  Werth' der  Sache  den  Betrag  der  Forde- 
rung: so  kann  der  Inhaber  nur  einen  verhältnissmässigen  Theil  der 
Sache  zurückbehalten. 

§.  554.  Ist  die  Sacht  ühtheilbarVsey Steht  dem  Bückforderer  frei,  da- 
rauf anzutragen,  dass  selbige;  auf  Gefahr  und  Kosten  des  Unterliegen- 
den, in  genentirche  Verwahrung  genommen  werde. 
'"  '§.  555.  Kann  der 'Bückforderer  ftir  den  Betrag  des  Anspruchs  an- 
nehmliche1 Sicherheit  bestellen:  so  ist  'er  auf  Herausgabc  der  ganzen  un- 
theilbaren  Sache  anzutragen  berechtigt. 

§.  556!.  überhaupt  ist  in  allen  Fällen,  wo  die  Forderung,  wegen  wel- 
cher das  Zurückbehaltungsrecht  ausgeübt  werden  soll,  noch  bestritten 
-wird,  der  Inhaber  schuld^,  die  Sache  dem  Bückforderer  gegen  Bestel- 
lung einer  dergleichen  annehmlichen  Sicherheit  herauszugeben. 

Rescrlpti    lS.eeptW.  1804,  utt.  Me  9(u$u&una  US  DtetenttortfredW  im  Safle  US  »orfte« 

Stuf  (gu«  Anfrage  vom  30.  v.tPt./  betreffenb  Sure  3weifel  Aber  bafl  von  bem 
je.  in  feinem  föeebtöffreite  mit  lern  Slonitenflofter  k.  beabftcMgre  SRentention*. 
fRtd&t,  lauen  mir  (Sud)  bUmtt  jur  iKffoluti ott .  ertb  eilen  /  ba§  /  ba  eurem  8lnfüb« 
reu  und)  ber  K.  burd)  brei  gleldjlautenbe  grfennnufie  jur  j)<ücfgewdbr  btß  von 
bem  ftlofter  erfnufren  33orroerfö  k.  verurteilt  Worten  tu,  bei  ber  von  ©eiien  bei 
ßlofters  onerirten  Kaution  jur  £>ecfung  ber  angeblichen  in  Streit  befangenen  2Re» 
Jioratlon^gorberungen  betf  tc.  bie  egmiffton  beffelben  burd)  ein  bloßes  Deeret 
tmbebenriid»  ba*tre  »erfaßt  werben  tonnen.  Denn  bnö  St.  2.  9t.  fdjrclbt  XU. 
Xit.  20.  §.  556.  bucbfiiblid)  vor: 

ba§  in.  allen  frSflen/  wo  Die  Sorber  unq,  wegen  Welver  ba*  3urocTbebalfun4*- 
red)t  ausgeübt  werben  foU/  nod)  beftritten  wirb/  ber  gnbaber  fdmlbig  fit 
bie  @ad)e  bem  SRacfforberer  gegen  SöefleDung  tiner  anne&mlicfcen  ©tcfcer&cit 
fcerau$|uaeben,.  » 

unb  jbr  hättet  alfo  von  fdbtf  ermeffen  foDen ,  baf  in  folgern  gallc/  wie  ber  q<« 
genwdrtige/  wo  fowobl  baß  ©efe$/  nl<  bie  Xbatfadjen,  auf  weld)e  folebeö  anui« 
wenben,  flar  juXage  tagen,  bte  Einleitung  eiue0  9fted)t0ftreite*  gnnj  vergeblich  nur. 

2Senn  3bt  nun  ferner  barüber  belebrt  fein  wollet,  ob,  ba  in  bem  von  M 
btßbaib  befonber*  eingeleiteten  ^rojeffe  bie  (Ssmiffton  be5  ic.  burd)  ein  erfenntntf 
feflgefefct  worben, 

ber  Von  bemfelben  etwa  einzulegenden  Appellation  effectus  plenas  ober  der* 

lativas  beigelegt  werben  foüt, 
fo  bient  (Sud)  barauf  jur  weitern  «BorbefdKibung,  ba§  in  fo  fern  baß  Softer  an« 
nod)  annebmltd)e  2td)crteit  )u  befteOcn  bereit  ift,  Eure  Anfrage  (Td)  nad)  ben 
obigen  2*orau0fe*tin9cit  vonfelbfl  erlebigt,  entgegengefe^ten  gaOö  aber  M«  «ppefl«« 
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1  gldAfaMmir  effectwn  devoktivurn  fcnben  t<mn,  in  fo  fern  nicht  fcer  Itt  ber 
S-O.XM.  XU.  29.  §.  10.  Str.  3.  crratont<8aH  eintritt.  Denn  ea  ij!  im  3f. ß.  SR. 
1.  Xit.20.  §.54i,  auSbrücTUd)  ooro.efd)Heben: 

Da^  bie  gorberung,  wegen  meld)«  batf  3wrficf bffcaltuna^recftt  ausgräbt  werben 
foü,  fo  weit  befebeiniget  fein  muffe,  als  uad)  feeti  ©efe>en  jur  «nleaung  eine« 
flrrcft*  erforberlid)  Ml, 

r*  foiat  alfo  barau*,  ba§  Mefeö  SFfecftt  nur  in  ben  friUen,  wo  bie  Anlegung 
2lrre|le$  überhaupt  gefefclidv  juldffa  iff,  tfntt  ftnben  fjnne.  «Nun  ffnbet  aber 
er  Diejenigen,  weldie,  wie  ba*  iklotfeT,  mit  Immobilien  angefeffen  ffnb,  nnd) 
n'djrift  ber  21.  (S.  O.  Xb. 1.  XU.  29.  §.  io.  bie  gnlegung  SirreM  nur  in 
en  bort  frenterften  gdöen  ftatt,  von  welken  nur  ber  britte  oorbanben  fein  fann, 
dietf  ftd)  von  bicr  auff  nid)t  beurteilen  ld£t  unb  lebfglicr»  eurem  <£rmeffen 
raffen  bleiben  mu§.  ßiernad)  Mt  3fbr  b<»0  ffieltere  ju  »erföaen. 

9leue0  «rcHo  33.3*  <S.  282.  unb  SDlnrW         0.13.  2t»bfcfcnftt 

j.  557.  Ist  aber  die'  Forderung  klar:  so  kann  der  Inhaber  nur  gegen 
Mich  erfolgende  Befriedigung  zur  Herausgabe  der  auch  untheilbaren 
ihe  angehalten  werden. 

f.  558.  So  lange  sich  der  Inhaber  vermöge  des  Zurückbehaltungs- 
hts  im  Besitze  der  Sache  befindet, 'hat  er  wegen  der  Verwahrung, 
Gebrauchs,  und  der  Verwaltung  derselben,  alle  Obliegenheiten 
ss  Pfand  Inhabers. 

\.  559.  Durch  die  Verabfolgung  der  Sache,  auf  welche  das  Zurück- 
laltungsrecht  Jemanden  zusieht,  geht  dieses  Recht  verloren, 
j.  560.  Auch  durch  eine  Protestation  bei  der  Ablieferung  der  Sache 
den  Schuldner,  oder  einen  Dritten,  wird  dieses  Recht  nicht  erhalten, 
j.  561.  Ist  aber  der  Inhaber  durch  Gewalt  oder  List  des  Besitzes 
setzt  worden:  so  verbleibt  ihm  sein  Recht,  und  er  kann  aujfWieder- 
"Huurung  des  Besitzes  gegen  den  Entsetzenden  antragen.  > 

562.  Wird  die  Sache  dem  Inhaber  von  den  Gerichten  abgefordert: 
bleibt  ihm  sein  Recht  so  lange  vorbehalten,  als  dieselbe,  oder  ihr 
irth,  in  gerichtlicher  Verwahrung  :sich  befindet.  v 
.  563.  Geschieht  aber  die  gerichtliche  Abforderung  der  Sache  zu 
i  Ende,  damit  dieselbe  einem  andern  zum  Besitze  übergeben  werde: 
tann  der  Inhaber  sein  Zurückbehaltungsrecht  daran  nur  durch  eine, 
testation  decken. 

.  564.  Diese  Protestation  muss  spätestens  binnen  Acht  Tagen,  nach 
^hehener  Ablieferung,  bei  den  Gerichten  selbst  eingelegt  werden. 
.  565.  Durch  eine  solche  Prptcstation  erhält  sich  der  Berechtigte  die 
ugniss,  auf  Wiedercinräumung  des  Besitzes  der  Sache,  oder  auf  Nie- 
legung  derselben  in  gerichtliche  Gewahrsam  anzutragen. 
.  566.  Ist  aber  Concurs  über  das  Vermögen  des  Schuldners  entstan- 
:  so  hört  das  Zurückbehaltungsrecht  auf;  und  der,  welchem  selbiges 
: e wohnt,  hat,  erlangt  dadurch  vor  andern  Gläubigern  keinen  Vorzug. 
.  567.  Von  dem  Zurückbehaltüngsrechte  der  Wittwen  und  Allo- 
erben  eines  Lehn-  oder  Fideikommiss- Besitzers  ist  das  Erforder- 
e  gehörigen  Orts  vorgeschrieben.  (Tit.  18.  §.  600.  601.  Th.  %  Tit.  4. 
chn.  3>) 

w  /  ......... 

.  Dritter  Abschnitt. 

Vom  Vorkaufs-,  Näher-  und  Wiederkaufsrechte. 

Betriff. 

.  568.  Das  Vorkaufsrecht  ist  die  Befugniss ,  eine  von  dem  Eigen  thü  - 
an  einen  Dritten  verkaufte  Sache,  unter  den  Bedingungen  des  ge- 
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schlossenen  Käufe,  oder  unter*  gewissen  im  Voraus  IteStimmteD  ttedin- 

gungen,  käuflich  zu  «Al^-«//^^ 

*  §.  569.  Ein  durch  Vertrag  oder  letztwillige>  Verordnung  bestelltes 
Vorkaufsrecht  ist  in  der  Re^el  nur, eiu  persönliches  Recht,  wodurch  nur 
der  gegenwärtige  Eigentümer  und  dessen  Erbeii  verpflichtet  werden. 

.  §.570.  Die  Eigenschaft  eines  dingfichen;Red»tiexfctfi^t  dasselbe,  bettw- 
fcewcglichen  Sachen*  erst  durch ^die Eintragung  in  das  [ \\  jjo! Tn  k euBuch. 

§.  571.  Zu  dieser  Eintragung  bedarf  es,  wenjn  das  Recht  einmal;  gül- 
tig bestellt  worden,  keiner  be  sondern  EmwiHigting  des  Eigenthümers. 

§.  572.  Auf  bewegliche  Sachen  kimii  r in  Vorkaufsrecht ,  in,  der  Eigen- 
ßchaft  eines  dinglichen  Rechts,  dun*  . Vertrag  oder,  letztw^ge  Verord- 
nung gar  nicht  bestellt  werden.  r  ...  • 

§.  573.  Ein  aus  dem  Gesetze  unmittelbar  entspringendes  Vorkaufs- 
recht hingegen  verpflichtet  jeden  Besitzer,  auch  o|me  Eintragung.  ' 

Edlct  ü  fl.Oc^r.lSOVd^iteMtacfif  flii  «tfe$H<*e#  *U>rf au f*»*nbKMifrr«fit  nur  nt>d»»>eie«ljiU, 

Oberctgi'ntlmmern,  Qrbjinsfterrn.-  emcrpiidim-n,  g);itetauitf)ümrrn  unö  eintreten  »oll,  «>o  eine  mit 
atltorn  örunbilüffen  utmiiAu,  abcv  »ob  «frr  uuiftfloHCiu  fccft&und  pjcaMittt  »irlu)  (f.jul.  S.|  6-8.) 

§.574.  Beruht  jedoch  der  Grund,  warum  eine  unbewegliche  Sache 
diesem  Rechte  unterworfen  ist,  darauf,  weil  derselbe  die  Lehnst,  die 
Erbzins-  oder  eine  andere  dergleichen  Eigenschaft  beiwohnt:  so  muss 
wenigstens  diese  Eigenschaft  in  dem  Hypothekenbuche  vermerkt  sein. 

Fäll«,  wo  dU  Au.UUdr  IMm«  Rwbu  Sutt  findet  oder  ficht. 

§.  575.  Das  Vorkaufsrecht  kann  in  der  Regel  nur  bei  wirklichen  Ver- 
käufen, nicht  aber  bei  andern  Arten  der  Veräusserung,  ausgeübt  werden. 

§.576.  Doch  ist  die  Angabe  fen  Zahlungsstatt,  inglekhen  jede  Ver- 
äusserung des  zum  Eigcnthume  gehörenden  Nutzungsrechts,  welche  ge- 
gen baares  Entgeld  geschiehet,  in  dieser  Rücksicht  einem  wirklichen 
Verkaufe  gleich  zu  achten.  s  " 

§.  577.  Wenn  es  zweifelhaft  ist,  ob  eine  Veräusserung  für  einen  Kauf, 
oder  für  Tausch,  Schenkung,  oder  ein  anderes  dergleichen  Geschäft  zu 
achten  sei:  so  wird  im  zweifelhaften  Falle  gegen  den  Kauf  vermutbet. 

§.  578.  Ist  der  Kauf  unter  einer  solchen  Hauptbedingung  geschlossen, 
die  kein  anderer  als  der  gegenwärtige  Käufer  erfüllen  kann:  so  bleibt 
das  Vorkaufsrecht  ausser  Anwendung. 

§•579.  Nebenbedingungen,  die  einer  Schätzung  nach  Geldc  fähig  sind, 
schliessen  den  Vorkaufsberechtigten,  der  diese  Schätzung  noch  über  das 
vorbedungene  Kaufgeld  zu  entrichten  erbötig  ist,  nicht  aus. 

§.  580.  Auf  Nebenbedingungen,  die,  als  Verträge  betrachtet,  gar 
keine  Verbindlichkeit  zur  Erfüllung  bei  sich  führen,  wird,  zum  Nach- 
theile des  Vorkaufsberechtigten ,  keine  Rücksicht  genommen.  (Tit.  5. 
§.51,70-73  ) 

§.  581.  Die  Bedingung,  den  Verkäufer  zu  verpflegen,  ist  für  eine  sol- 
che ,  wodurch  das  Vorkaufsrecht  ausgeschlossen  wird ,  zu  achten. 

§.  582.  Ist  aber  die  Verpflegung  auf  gewisse  Summen  oder  Quanti- 
täten von  Naturalien,  ohne  Rücksicht  auf  persönliche  Verbindlichkei- 
ten oder  Verhältnisse  des  Verpflegenden,  bestimmt:  so  kann  der  Be- 
rechtigte, gegen  Uebemehmung  eben  dieser  Prästationen,  sein  Vorkaufs- 
recht ausüben. 
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.  583.  Auch  eine  andere  unbestimmt  versprochene  Verpflegung 
icast  den  Verkauf  nicht  aus,  wena  der  Verkäufer  ausdrücklich  er- 
t,  dass  er  diese  Verpflegung .  auch  voil  dem  Vorkaufsberechtigten 
ehmen  wolle.       (  '  4  '  t" \- ■    -  u  *     .  v 

.  584.  Itae  Vorkaufsrecht  findet  nicht  -statt,  wenn. der  Besitzer  die 
lie  sJeinein  nächsten  gesetzlichen  Erben  noch  unter  Lebendigen  kauf- 
überlässt.  (> 

.  585.  Ausser  diesen  Fällen  kann  das1  Vorgebe»  einer  besondern  -Zu- 
ging •  des  Verkäufers  »gegen  den  Käüfer , .  den  Vorkaufsberechtigten 
ler  Ausübung  seines  Rechts  nicht  hindern,  .!-;..  ' 
.  566.  In  vorstehenden  Fällen  (§.  578,  581,  584.)  ruht  die  Befugniss 
Vorkaufsberechtigten,  in  so  fern:  ihm  selbige  unmittelbar  aus  dem 
setze,  oder  als  ein  dingliches  Beeht  zukommt,  nur  für  den  gegen  war- 
n  Fall:  und  kann  bei;  dem  nächstfolgenden  Verkaufe,  bei  welchem 
ics  von  diesen  Hindernissen  eintritt, wieder  ausgeübt  «werden. 

Verhältnisse  mehrerer  Vorkaufsberechtigten  unter  einender.' 

587.  Sind  mehrere  zum  Vorkaufe  berechtigt,  und  erb0tig:  so  hat 
,  'dessen  'betukniss  unmittelbar  aus  dem  Gesetze  entspringt,  vor  den 
igen  den  Vorzug. 

>  5$8.  ,Entsteht,  bei  allen  das  Vorkaufsrecht  unmittelbar  aus  dem  Ge- 
:e  :  so  geht  der  Miteigenthtimer  dem  Vcf  Wandten ,  dieser  dem 'Ober- 
nithümer,  Und  der  Öbereigenthümer  allen  übrigen  gesetzinässig  Be- 
UtigteU  vor. 

589.  Entsteht  bei  allen  das  Vorkaufsrecht  aus  Willenserklärungen; 
steht  der  nur  persönlich  Berechtigte  demjenigen  nach,  der  sein  Vor- 
ifsrecht  hat.cintragen  lassen. 

j.  590.  Unter  mehrereji  Eingetragenen  entscheidet  auch  hier  die  Er- 
;keit  dos  Eintra^ungsgesuchs. 

591.  In  welcher  Ordnung  das  Vorkaufsrecht,  so  weites  ein  Faroi- 
i recht  isty  von  mehrern.  dazu  benifenen  (Mitgliedern  der  Familie  aus- 
übt werde,  ist  gehörigen  Orts  bestimmt.  (Th.  2.  Tit.  4.  Absch.  4.) 

592.  Kann  der  Vorzug  unter  mehrerri  sich  meldenden  Berech tig- 
,  nach  obigen  Vorschriften  (§..587-591.),  nicht  entschieden  werden, 
hättet  es*  Von  der  Wahl  des  Verkäufers  ab,  welchem  unter  ihnen  er 
l  Vorkaüf  Vorzüglich  gestalten  wolle. 

§.-593'.  Kann'  oder  will  der  Verkäufer  sich  darüber  nicht  erklären: 
entscheidet  das  Loos. 

i  * 
In  wie  fern  des  Recht  Andern  abgetreten  werden  kUnne,  oder 

§.  594.  Das  Vorkaufsrecht  kann  Andern,  die  für  sich  selbst  dazu  nicht 
fugt  s^nd,, nicht  abgetreten  werden. 

§.  595.  Aeussert  sich  ein  scheinbarer  Verdacht  ,  dass  der  Berechtigte 
n  Vorauf  bloss  unter  seinen  Namen  zu  Gunsten  eines  andern  Ün- 
rechligtpn  ausüben  wolle :  sq  steht  dem  Käufer  frei,  auf  richterliche  Un- 
suchung  und  Entscheidung  darüber  anzutragen,  und  zum  Beweise 
ler  solchen  Simulation  auch  der  Eideszuschiebung  sich  zu  bedienen. 

enf  die  Erbe»  übergehe. 

§.  596.  Das  aus  Willenserklärungen  entstehende  Vorkaufsrecht  geht 
ir  unter  denjenigen  Umständen,  wo  es  beim  Wiederkaufsrechte  ver- 
dnet  ist,  auf  die  Erben  über.  (Tit.  11.  §.  314-318.) 
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Begebung  de»  Vorkaufsrecht». 

§.  597.  Wer  sich  seines  Vorkaufsrechts  einmal  ohne  Vorbehalt  bege- 
ben hat,  kann  selbiges  in  der  Folge  nicht  mehr  ausüben. 

§.  598.  Ist  jedoch  die  Begebung  nur  in  unbestimmten  Ausdrücken  ge- 
schehen, und  das  in  das  H vpothekenbuch  eingetragene  Vorkaufsrecht 
nicht  gelöscht  worden:  so  bleibt  dasselbe  dem  Berechtigten  auf  künftige 
Fälle  dennoch  vorbehalten.  .     ...    •  . 

§.  599.  Ist  das  Vorkaufsrecht  Jemanden  auf  eine  gewisse  Zeit  beige- 
legt: so  wird  verinulhet,  dass  diese  Zeitbestimmung  nur  zu  Gunsten  des 
Besitzers  der  dem  Vorkaufc  unterworfenen  Sache  beigefügt  sei.  . 

§.  6'0().  Das  Vorkaufsrecht  erlöscht  also,  wenn  der  Berechtigte  das- 
selbe binnen  der  gesetzten  Frist  nicht  hat  ausüben  können  oder  wollen. 

§.  601«  Erhellet  aber,  dass  die  Zeitbestimmung  zu  Gunsten  des  Be- 
rechtigten beigefügt  sei:  so  ist  der  Besitzernicht  befugt,  demselben  durch 
einen  friihem  Verkauf,  dessen  Bedingungen  er  nicht  erfüllen  kann  oder 
will,  sein  Recht  zu  vereiteln. 

Obliegenheiten  des  Berechtigten.  j 

§.  002.  Wer  das  ihm  noch  zukommende  Vorkaufsrecht  ausüben  will, 
muss  alle  die  Bedingungen  erfüllen,  wozu  der  erste  Käufer  sieb  ver- 
pflichtet. 

003.  Dies  gilt  besonders  auch  von  den  wegen  Zahlung,  oder  Sicher- 
stellung  und  Verzinsung  des  Kaufpreises,  getroffenen  Verabredungen. 

§.604.  Dagegen  ist  der  erste  Käufer  nic  ht  befugt,  nach  einmal  ge- 
schehener Bekanntmachung,  das  in  dem  wirklich  geschlossenen  Ver- 
trage verabredete  Kaufgeld  zum  Nachlheile  des  Vorkaufsberechtigten 
zu  erhöhen. 

§.  005.  Ist  ein  gewisser  Preis,  für  welchen  die  Ausübung  des  Vor- 
kaufsrechts Statt  linden  solle,  durch  Vertrag  oder  letzt  willige  Verord- 
nungen im  Voraus  bestimmt:  so  hat  es  dabei  in  Ansehung  beider  Theile 
sein  Bewenden.  .  '    {  *  . 

§.  000.  Ob  und  was  in  diesem  Falle  der  Vorkaufsberechtigte,  ausser 
dem  im  Voraus  bestimmten  Kaufpreise,  für  geinachte  Verbesserungen 
zu  vergüten  schuldig  sei,  ist  nach  den  beim  Wiederkaufe  vorgeschriebe- 
nen Kegeln  zu  bestimmen.  (Tit.  11.  §.303.304.305.)  M*. 

§.  007.  Ist  die  mit  dem  Vorkaufsrechte  belastete  Sache,  mit  einer  an- 
dern zugleich,  für  einen  und  eben  denselben  unzertrennten  Preis  y.cr- 
kauft  worden:  so  inuss  der  Berechtigte  sich  auch  diese  Bedingung  ge- 
fallen lassen,  oder  von  dem  Vorkaufe  abstehen.  ... 

Obliegenheiten  de*  Verpflichteten. 

§.  OOS-  Der  Verkäufer  der  mit  dem  Vorkaufsrechte  belasteten  Sache 
ist  schuldig,  dem  Berechtigten  von  dem  Absc  hlüsse  des  Kaufs  Nachricht 
zu  geben,  und  ihm  eine  getreue  Abschrift  der  Punktatidll  zuzustellen. 

§.009.  Der  Berechtigte  muss  seine  Erklärung  darüber,  bei  Verlust 
seines  Rechts,  in  Ansehung  beweglicher  Sachen,  binnen  derjenigen 
Frist  abgeben,  welche  die  Gesetze  bei  Verträgen  zur  An  nähme  eines  ge- 
schehenen Antrags  bestimmen.  (Tit.  5.  §.  94-161.) 

Bekanntmachung. 

§.  010.  Bei  Grundslücken  und  Gerechtigkeiten  muss  diese  Erklärung 
binnen  Zwei  Monaten  von  dem  Tage  an  abgegeben  werden,  wo  die 
Bekanntmachung  des  geschlossenen  Kaufs,  und  der  Bedingungen  des- 
selben, dem  Berechtigten  zugestellt  worden.  .  ; 
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.  61T.  In  allen  Fällen,  wo  das  Vorkaufsrecht  die  Eigenschaft  eines 
'Iicfien  Rechts  hat;  niuss  die  Bekanntmachung  gerichtlich,  oder  durch 

;n  IS  o  tan  um,  geschehen.  jür-n  ■ 

.  612.  Bei  Berechtigten,  deren  Aufenthalt  unbekannt  ist,  tritt  ein  of- 
;s  Patent  an  die  Stelle  der  besondern  Bekanntmachung.  * 

.  613.  Dergleichen  Patent  kann  jedoch  nur  unter  denjenigen  Um- 
iden  und  Maassgaben  bewilligt  werden,  unter  welchen  dieEdictalci- 
m  eines  abwesenden  Beklagten  nach  der  Prozessordnung  Stattfindet.  » 

.614.  t)as  Patent  muss  an  gewöhnlicher  Gerichtsstelle  angeschlagen, 
h  den  Zeitungen  und  Intelligenzblättern  der  Provinz,  bei  bewegli- 
q  Sachen  Einmal,  bei  unbeweglichen  aber  Dreimal,  einverleibt  werden. 
.  615.  Bei  gerichtlichen  Verkäufen  uiUss  der  anstehende  Bietungs- 
nin  jdem  Berechtigten  auf  vorstehende  Art  (§.611-614.)  besonders 
annt  gemacht  werden. 

.616.  In  diesem  Falle  muss  der  Berechtigte  seine  Erklärung:  ob  er 
Sadhe  für  das  darauf  gefallene  höchste  Gebot  übernehmen  wolle, 
Bietungstermine  selbst,  bei  Verlust  seines  Rechts,  abgeben. 

:)  Kescrlpt  ».  26.3uiti  1820,  tert.  ble3eftber  SrflÄriwg  fce$95ere<Mflten  über  ba*£Bwr* 
reättef  eur-baftationen.  d.  Jt-3.  «8.15.  6.274;  an tfjtitrtburcö: 

I)  Verordnung  iif>er  ben  eub&afhtfio«*>  iinb  SaufaerberliqufbarionSproielj,  f.  9  unb  12. 

t)  Schreiben  bei  3uMmtiii|Hrt  ».  6.o«br.  1836,  utt.  tu  ttulütuna  bei  Vottm'ittM 
iubbatfacionen.  i 

in.  «scellenj  beehre  id)  mtd),  4»f  ba*  fe&r  gefällige  ©treiben  oom  8.b.27e. 

.  16035,), 

bie  «nroenbung  ber  §§.9  unb  12.  tu?  ©erorbnuna.  über  ben  ©ubbatfatfon** 
unbÄaufgelber.£iquibarion0*$roje6  oom  4.  SDiJrj  p.3f.  auf  ben  giöfu*  ai* 
(grbperpdcbter  uni>  erbitußberrn  betreffenb, 
r  Stäcrfenbung  ber  2tn(aqe ,  Solvente*  qanj  ergeben!!  }U  enoiebern: 
^inrcrilanben  mit  ber  Auslegung,  redet)«  Q?n>.  (Srccllenj  Den  33ondmften  im 
l.  brt  gebachten  iöerorbnunq  in  «ejuq  auf  €rboerpdc$trr  unb  £rbun*berren 
n  /  bte  aud)  mit  brr  fcntfcbeibung  bee  D.  V.  Ciirr.  nt  SWariennj erber  in  ber 
tpenbigen  <2ubbaßatton  be*  (£rbpad)tßfruqe0  Sft.  übereinflimmt,  fann  ich  bod) 
mobificirenbe  qefe&Iiche  ©eftiminung,  roie  de  bie  Jt&"tql.  Regierung  ju  £an» 
vuinchr,  rbeber  für  notbreenbiq  noch  noecfmdiig  erachrert. 
(uobrbrrfi  bemerfe  id)/  bafl  bic  Xenbenj  ber  SBorfcfcrift  im  §.  12.  in  ben  2Ko» 
i  brr  33erorbitung  fiar  babin  autfgefprochen  ift: 

bem  teubbnfiflrionäücrfabren  einen  gefscherten  dtong  $u  geben,  93erjbgerungeit 
uitb  9t  acht  bellen  porju  beugen,  bie  bureb  un^eftimmte  ober  ben  ©orbebalt  nad)* 
jubringenber  Srfldrungen  herbeigeführt  »erben  fbnnen,  ben  ßauflufliaen  bie 
£uft  »um  bieten  nicht  ju  perleiben,  überhaupt  im  SNetungwermin  felbft  ju 
irqenb  einem  feften  SRefultate  ju  gefangen  unb  ben  unbeftimmten  (Erfldrungen 
unb  Vorbehalten  ein  gnbe  |U  machen. 

riete  Xenbenji  roürbe  verfehlt./  roenn  man  In  betreff  beö  (ErbPerpdchterö  unb  (grp« 
ierrn  eine  8lu0nabme  qeftatfen  unb  ibin  nacblaficn  rooßte,  feine  (Srfldrung 
grtbeilung  be0  3"fd>laq*  beö  fubbaftiften  (Srbpacbtö»  ober  grbiinöquteö  im 
bailation^  Termin  oor]ubebalren  unb  ibm  nod)  eine  Srifi  jur  (Srtbetlunfl  beß 
cnte0  bereinigte.  ■•.  i  " 

infomeit  er  als  ^Keafgldubiaer  auftritt,  fann  fenon  nach  bem,  n>a*  (Sto.  ßp= 
i|  in  3bret  geebrten  3ufcbrift  bemerfen,  jn>ifd)en  ibm  unb  einem  ge« 
itidjen  ftovofbefengldubfger  fein  Unterfchieb  gemacht  »erben.  Die  ^dflc/  ilt 
i,  nach  bem  fjnbaitc  be0  CFontract«  unb  ber  ^erleibuna^brtefe,  jebe  Strt  ber 
ufierung  an  bie  ©inroiuigunq  be0  SrbPerpdchtertf  ober  (grbu'nlberrn  aebunben 
cheiben  bier  auf,  roeii  in  biefen  Sdllen  ber  donfeno  por  Einleitung  ber  ©ub« 
rion  beigebradjt  »erben  mu§.  3n  ben  gerobb"Üchen  gdüen  aber,  in  benen 
Ked)te  br«  erbiin9b«rrn  ober  <Srboerpdchter0  nad)  bem  Ü.  ß.  «K.  I.  18.  §.  6.98 
)6.  unb  I.  21.  $.202.  barfn  begeben,  ba§  ba0  Cüut  nur  Pon  einem  fdbigen 
)txf  bir  bim  (Düte  bur$  üd)  felbft  ober  $nbere  ge^Srig  porjufieben  unb  bie 
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526  <£rfter  Sfrril*  3to«ijl|fb*  22*4,  §.  6i:  - 

darauf  haftcnben  ßaften  ja  entrichten  tuv(2>trtnb«  iß,  erworben  »erbe*,  fchü&t  ibn 
ber  §.11  ber  SJeroibnung  t>or  9tad)t^ciUtt «  ba  jeber  beffen  3ablungefd&igJ«it  nicht 
für  genägenb' era'ditet  wirb  ,  Kaution  befteffen  mu§,  »enn  er  j'um  üKitbufetr  ut* 
gelaffen  »erben  fofl,  fo  wie  bie  nach  Der  «erorbnung  vom  14.  fcerbt.  1833  ihm 
jttrtebenbt  ttichtlattttfJbefdnverbe  gegen  baö  etwa  Kitt  «Berlefrung  Der  gelegen 
©orfdirift  eraangene  fc&jubication*<  Qerfenntnif.  • .< 

<25cbon  nadfber (fl.  0.  X«.  52.  §.42  unb  44.  muß  ber  Sfteijibietftibe 
bei  uotbroenbtaen  <gubbaftatio*cn  $uo5rbcrft  feine  ffäfcigfett  {um  2Mt&  bc«  ©rutib* 
ftücftf /  wenn  |ic  nid>t  notorifcb  i(t/  gehörig  aumveifeti  ober  tventqtfena"  oorldufiq 
bei  (heutigen ^  unb  SBebenflichfeiten  gegen  bie  <Perfon  unb  $el7$fdbigfeit  muffen 
f  o  f ort  erlebigt  »erben.  Der  §.12.  ber  23erorbnung  vom  4.  Sftdrj  dt.  giebt  btefe 
fchon  beftanben«  58orfcbrift  nur  betHmmtet  unb  allgemeine*  »iebtr.  (Ss  falben  neb 
iwar  in  Dem  tlnbmrg  § .106,  finnt  St.ß.9f.  IL  7.  £.280.,  fo  rote  im  $.30.  beiQJe* 
fe$e0  über  bie  gutaberrlichen:  unb  bduerlifihen  ©erbdltnüje  Dom  21.  IprÜ  1825 
<25.  7^. )  anföctnenb  entgegenftebenbe  «Borfdjriften.-   ,  . 

3ette  lautet: 

<3oflte  Aber  bie  nach  tiefen  (Sruhbfd&en  ju  bfurrbeilenbe  SReft&fdbigffit  bc* 
fiiettanten  ein  ©treit  entfleben,  welcher  nicht  fofort  »ach  be*  SJor* 
f  d>rt  f  ten  ber  21.  S.D.  Xit.  52.  §.42,44.  abgemacht  »erben  fann, 
fo  fribet  oaruber  rechtliche*  l#ibbr  flatt,  unb  ber  3u|chlag  muß  bi£  jur  tt* 
M  1  folgten  recbtßfrdftigen  (£ntfd)etbung  auß'gef^t  »er&eu; 
unb  im  §.  30.  dt.  beift  efl: 
.  3ur  Söcrpfdnbung  be*  nu&baren  £ia«ntbum*  bebarf  itf  feiner  ginroiHiqung 
beß  Ober  =  (SiqenibürtierX    Üßenn  es  ieboch  in  ftolge  einer  folchen  Q3«rpfdn« 
buna  nur  gubbaflation  be€f  hufcbaren  (Sigenlbun*  tommt/  fo  mu§  ba*  betref* 
feilte  Bericht  vor  bem  Sufchlage  beffelbrn  an  ben  neuen  (Erwerber, 
«rft  &bee  befall  2lnnabme  bte  Einwilligung  befDber  ^  eigentbfimrr*  etforbern, 
unb  biefer  ift  folche  aus  bcmfelben  (Srunbe  |u  oerfagen  berechtigt/  nie  ibm  fol» 
■*  d)tö  nach  §.  24.  bei  freiwlttiaen  3}erdu§c rutigen  bäuerlicher  $runbftücfr  f reiflebt. 
21  lle in  abgefeben  von  ben  fpdtern*unb  babrr  jebenfaüo"  berogirenben  SReß  immun« 
gen  ber  ©erorbnuirg.  vom  4.  möv\  1834]  fo  erforbert  ber  §.30.  ber  23erorbnung 
vom  4.  2Rdr|  \sUt  nur,  baß  ber  Ober  -  gigentbümer  überbauvtgeb&rt  »erbe/  obne 
feine  93orlabung  \um  ^ubbatfationtf-Xermin  unb  feine  Sujforberung  §ur  (Srfld* 
rung  in  bie  fem  Xermine  felbtl/  unter  bem  ^rdiubi;,  ba£  auf  ©orbepalff,  unbe* 
ftimrate  ober  fpdtere  (Srfldrungen  feine  iNücfMcht  genommen  »erbe,  auäiufcMie^cn. 

3fn  fofern  es  enblicb  auf  ba«  bem  (grbjtn&perrn  unb  ßrborrpdcbter  juftebenbe 
Sorfauf«  stecht  onfommt,  fo  vetorbnen  fchon  bie  §§.  6t5  unb  616.  Xit.  20.  Sfc»L 
be*  31. Ü. SR.: 

bap  bei  gerichtlichen  Serfdufen  ber  berechtigte  feine  ^rffdrunq,  ob  er  ba* 
fflortaufß« Stecht  ausüben  rooQe,  im  ^ietungstermine  fcibit/  brt  SBerlufl  feine* 

•i    Siecht«/  abgeben  möjfe.  , 
6».  (SsceU.'nj  rt.Ue  ich  qanj  ergebenff  anbeim,  hiernach  bie  Äonigl.  Sfcegierung 

|U  Daniig  gefdUtg»  befcheibeit  }u  »oüen.  V.Ä.3f.  85.46.  @.5i6. 

§•617.  Wer  nur  ein  persörtiiehes  Vorkaufsrecht,  und  selbiges  bei 
dein  Richter  nicht  angemeldet  hat,  kann  sieh  nicht  beschweren,  wenn  er 
zu  dein  gcriclvl liehen  Verkaufe  nicht  besonders  vorgeladen  worden. 

§.618.  So  lange  der  Berechtigte  sich  über  die  Ausübung  seines  Rechts 
noch  nicht  erklärt  hat,  können  der  Verkäufer  und  der  erste  Käufer  mit 
gegenseitiger  Einwilligung  von  dein  Kaufe  wieder  zurücktreten. 

§.  619.  Doch  müssen  sie  den  Berechtigten,  wegen  der  in  der  Zwi- 
schenzeit elwa  gemachten  Vorkehrungen  zur  Ausübung  seines  Rechts, 
schadtos  halten. 

§.  6'20.  Dagegen  können  der  Verkäufer  und  der  erste  Käufer,  nach 
einmal  geschehener  Bekanntmachung ,  in  den  .  Bedingungen  des  Con- 
tracts,  zum  Nachtheile  des  Berechtigten,  nichts  mehr  ändern. 

§.621.  Nur  allein,  wenn  der  Verkäufer,  dem  ersten  Käufer  einen 
Theil  des  Kaufgeldes  ohne  besondere  Sicherheit  creditirt  hat,  kann  er 
dafür  von  dein,  welcher  den  Vorkauf  ausüben  will,  hinlängliche  Sicher- 
heitsbestellung  fordern.  .  -■        •  •  . 
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.629.  Ein  Gleiches  gjh  auch 'von-  andern  Bedingungen  des  Gfcn- 
ts*  derten  Erfüllung,  aus.  persönlichem  Vertrauen  gegen  den  Käufer, 
it  durch  besondere  Sicherheit  gedeckt  ist.  * 
.623.  Wenn  der  Berechtigte  sich  einmal: 'erklärt  hat,  den  Vörkauf 
»ben  zo  wollen:  sot  whtd'rder  erste  Kaufer  von  seiner  Verbindlich- 
frei.  ,        •   •  m.  :.  .  !  .:  .         •  ■  '  ...  ..: 
.  624  Wenn  also*  der  Berechtigte  die  Bedingungen  nicht  erfüllen 
n^und  der  erste  Käufer  den;  Kauf  nrieht  halten  will: 'so  haftet  jener 
i  Verkäufer  für  allen  ihm  daraus  einstellenden  Schaden. 
.  625.  -"Witt  aber  der  erste  Käufer  bei  dem  Kanfe '  stehen  bleiben :  • 
kann  '  der  Berechtigte  ^en  Vorkauf  gegen  den  ersten  Käufer  nicht 
ter  aus  üben,  wenn  er  auch  kt  der  Z  wischenzeit  in  den  Stand,  •  die  B  e^ 
jungen  Zuerfüllei^  gelangt  wÄrc;                         '  v  ' 

Befugoiue  de«  Berechtigen  narb  erfolgtet  tTeftetgnl»«  M  eine*  Dritten  bei  dem" 

.  t\tl'' .  •  perwalicken  Vorkaafa  echte,  «i  .  ♦   .1'   l       .  • 

.  626.  Wer  ein  bloss  persönliches  Vorkaufsrecht  hat,  kann  die  ohne 
i  -Vorwiesen  verkaufte  Sache,  wen»:  dieselbe  dem  Käufer  einmal 
rgebeü  worden,  von  demselben  nicht  zurück  fordern.  •»*• 
.627«  Wohl  aber  kann  er  von  dem  Verkäufer  Srhadloshaltungfordern. 
■  628-  Wenn  erhellet,  dass  der  Verkäufer  vorsätzlich,  und  in  der  Ab- 
t,  das  Recht  des  Vorkaufsberechtigten  zu  kränken,  die  Bekanntma- 
ng  des  Kaufs  an  denselben  unterlassen  habe:  so  haftet  er  demselben 
it  bloss  für  den  verursachten  Schaden,  sondern  auch  für  den  ent- 
fetten Gewinn.  .  .  ' 
.  629.  Die  Erben  desjenigen,  welcher  das  persönliche  Vorkaufsrecht 
geräumt  hatte,  haften  bei  einem  von  ihnen  selbst  ohne  Bekanntma- 
ng  geschobenen  Verkaufe,  dem  Berechtigten  nur  in  sofern,  als  sie 
ir  Wissenschaft  von  der  durch  den  Erblasser  ihm  eingeräumten  Be- 
ns* überführt  werden  können.  '  .  .  :«* 
.630.  Kann  der  Käufer  überführt  werden,  vor  erhaltener  Ueber- 
e  gewusst  zu  haben,  dass  einem  Andern  ein  persönliches  Vorkaufs- 
it  zustehe:  so  kann  er,  zum  Nachtheile  desselben,  die  erfolgte Ueber- 
e  nicht  vorschützen.  ...'>* 

bei  dem  dinglichen  KHebfortfcrnngftrechte. 

.631.  Wer  ein  gesetzliches  oder  dingliches  Vorkaufsrecht  hat,  ist 
jgtj  die  ohne  gehörige  Bekanntmachung*'  oder  vor  Ablauf  der  gesetzt 
sigen  Frist,  eiuem  andern  Käufer  übergebenc  Sache,  von  demselben 
cbtlieh  zurückzufordern. 

.  632.  Will  der  Berechtigte  dieses  Hecht  gegen  den  Käufer  und  Be- 
er ausüben:  so  muss  e*ti demselben  alles  das;  was  dieser  dem  Ver- 
rer -an  Kaufgelde  bezahlt  hat,  sogleich  bei  der  üebergabe,  ohne  Ab-1 
entrichten.  <. ... 

Ö33.  Die  Kaufskosten  hingegen;  und  was  sonst  bei  der  Besitzver- 
erung  an  Laudemien  oder,  atidern.  Gebuhren  hat  entrichtet  werden 
isen,  ist  der  Rückforderer  m  erstatten  nicht  schuldig. 
-  634.  Dagegen  ist  er  die  von  dem  Käufer  verausgabten  Kosten  zum 
geböte  des  Guts,  und  <  Erlangung  eines  Präclusiousurtels  gegen  die 
lprätendenten,  zu'  vergüten  gehalten. 

.635.  Ist  vor  der  Ausübung  des  Rückforderungsrechts  das  Gut 
?n  weiter  für  einen  höbern  Preis  verkauft  worden:  so  ist  der  Rück- 
lerer doch  nur  den  ersten  Kaufpreis  zn  entrichten  verbunden. 

* 

t  - 
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§.  636.  Ist  aber  der  Preis,  für  welchen  der  gegenwärtige  Besitzer  das 
Gut  gekauft  hat,  niedriger  als  der  erste:  so  kommt  dieses  auch  dem  Rück- 

forderer  zu  statten.  !  j-1 

§.  637.  Wegen  des  von  dem  Verkäufer  etwa  gestundeten  Kaufgel- 
des tritt  der  Rückforderer,  jedoch  unter  der  §.621;  622.  enthaltenen 
Bestimmung,  in  die  Rechte  und  Verbindlichkeiten  des  ersten  Käufers. 

§.  638.  Ein  zu  Gunsten  des  ersten  Käufers  von  dem  Verkäufer  gesche- 
hener Erlass  oder  Entsagung  kommt  dem  Rückforderer  nicht  zu  statten. 

§.639.  Kann  der  Käufer  und  Besitzer  überführt  werden,  dass  ihm 
sowohl  die  Existenz  des  Vorkaufsrechts,  als  die  Person  desjenigen,  dem 
selbiges  zukam,  bekannt  gewesen  sei;  und  dass  er  nicht  dafür  gesorgt, 
dass  dieser  Vorkaufsberechtigte  zur  Ausübung  seiner  Befugniss  gesetz- 
mässig  aufgefordert  werde:  so  ist  ein  solcher  Käufer  im  Verhältnisse  ge- 
gen den  Rückforderer,  in  Ansehung  der  während  seiner  Besitzzeit  vor- 
gefallenen Verbesserungen  und  Verschlimmerungen  der  Substanz,  einem 
unrechtfertigen  Besitzer  (Tit.  7.  §.  239.  240.)  gleich  zu  achten. 

§.  640.  War  dem  Käufer  nur  überhaupt  aus  dem  Hypothekenbuche, 
oder  sonst,  bekannt,  dass  die  Sache  mit  einem  Vorkaufsrechte  belastet 
sei;  es  fällt  ihm  aber  weiter  nichts,  als  die  unterlassene  Besorgung  der 
gesetzmässigen  Aufforderung  derjenigen,  denen  dieses  Recht  zustehet, 
zur  Last,  so  wird  ein  solcher  Käufer,  sowohl  in  Ansehung  der  Früchte 
und  Nutzungen,  als  in  Ansehung  der  gemachten  Verbesserungen,  für 
einen  redlichen  Besitzer  angesehen. 

§.  641.  In  Ansehung  der  Verschlimmerungen  aber  inuss  auch  ein  sol- 
cher Besitzer  für  ein  mässiges  Versehen  haften. 

§.  642.  Von  dem  Zeitpunkte  an,  wo  der  Rückforderer  seine  Erklä- 
rung, von  seinem  Rechte  Gebrauch  machen  zu  wollen,  dem  Besitzer  ge- 
richtlich hat  bekannt  machen  lassen,  hat  auch  ein  solcher  Besitzer  (§.640.), 
in  Ansehung  der  Substanz,  alle  Obliegenheiten  eines  unredlichen  Be- 
sitzers. 

§.  643.  In  Ansehung  der  Früchte  und  Nutzungen  aber  bleiben  ihm, 
bei  Grundstücken,  seine  bisherigen  Rechte,  bis  zum  Ende  desjenigen 
Wirtschaftsjahres,  in  welchem  die  Bekanntmachung  geschehen  ist. 

Verlutt  de.  RUckforderungirecbu. 

§,  644.  Zu  Ausübung  des  vorstehend  beschriebenen  Rückforderungs- 
rechls  kann  der  Besitzer  den  Berechtigten  zu  allen  Zeiten  auffordern. 

§.  645.  Von  dieser  Aufforderung,  und  der  Verbindlichkeit  des  Be- 
rechtigten,  sich  darüber  zu  erklären,  gilt  alles  das,  was  wegen  der  ersten 
Bekanntmachung  des  geschlossenen  Kaufs  oben  §.603.  sqq.  verordnet  ist. 

§.  646.  Ist  keine  dergleichen  Aufforderung  erfolgt:  so  erlöscht  das 
Rückforderungsrecht  nur  mittelst  einer  gesetzmässigen  Verjährung  durch 
IS  ich  tgeb  rauch.  i , 

§.  647.  Diese  Verjährung  nimmt  bei  Grundstücken  und  Gerechtigkei- 
ten, die  in  das  Hypothekenbuch  eingetragen  sind,  durchgehends,  und 
ohne  Unterschied  der  Fälle,  ihren  Anfang  mit  dem  Tage,  da  der  erste 
Kauf  in  das  Hypothekenbuch  eingeschrieben  worden. 

§.  648.  Ist  das  Vorkaufs  -  und  Rückforderungsrecht  selbst  in  dasHy- 
polhekenbuch  eingetragen:  so  kann  dasselbe  durch  den  blossen  Nicht- 
gebrauch niemals  erloschen. 

§.  649.  Was  in  Ansehung  des  Vorkaufs-  und  Näherrechts  bei  Fami- 
liengülern  Statt  linde,  ist  im  Zweiten  Theile  verordnet.  (Th.  %  Tit.  4.) 
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-5.  Crfler  2%rtL  Gilt  im*  jtt>attgiöfter  Sirel,  529 

♦ 

Vorkaufsrecht  unter  Nachbarn. 

3.650.  Auf  Güter,  die  ehemals  zusammengehört  haben,  ingleichen 
gen  der  blossen  Nachbarschaft  und  Lage,  findet  nach  gemeinen  Rcch- 
kein  Vorkaufs  -  oder  Näherrecht  Statt. 

651.  Wenn  jedoch  ein  zu  einem  ganzen  Gute  gehörendes  einzelnes 
undstück  mit  den  Grundstücken  eines  andern  Guts  dergestalt  einge- 
lossen  oder  vermischt  liegt,  dass  aus  dieser  Lage  zwischen  den  bei- 
zeitigen  Besitzern  leicht  Uneinigkeiten  und  Prozesse  entstehen  könn- 
:  so  soll,  wenn  dergleichen  Grundstück  einzeln  verkauft  wird,  dein 
sitzer  des  andern  Gutes  ein  Vorkaufsrecht  daran  zustehen. 

Edlct ».  9.  Octbt.  1 807,  |.  3,  f.  JU  |.  573.  h.  t. 

}.  659.  Der  Besitzer  eines  solchen  Grundstückes  ist  also  schuldig, 
iselbe  dem  Besitzer  des  andern  Guts  zuerst  zum  Kaufe  anzutragen., 
\.  6ä3*  Können  sie  sich  über  den  Preis  nicht  einigen:  so  steht  zwar 
n  Besitzer  frei,  das  Grundstück  auch  einem  Dritten  zu  überlassen; 
j.  654.  Entschliesst  er  sich  aber  mit  einem  mindern  als  dem  erst  ge- 
derten  Preise  zufrieden  zu  sein :  so  muss  er  diesen  veränderten  Ent- 
luss,  vor  der  Uebergabe  an  den  Dritten,  dem  benachbarten  Gutsbe- 
.er  anzeigen. 

j.  655.  Ist,  obigen  Vorschriften  zuwider,  das  Grundstück,  ohne  Vor- 
sen  des  Nachbars,  dem  Dritten  wirklich  übergeben  worden,  so  kann 
lerer  selbiges  binnen  Sechs  Monaten  nach  der  Uebergabe,  gegen  Er- 
ttung  des  dafür  gezahlten  Preises,  von  dem  neuen  Besitzer  zurück- 
lern. 

}.  656.  Doch  hat  in  diesem  Falle  der  Besitzer  gegen  den  Rückforde- 
alle  Rechte  eines  redlichen  Besitzers. 

}.  657.  Was  in  Ansehung  des  Wiederkaufs  Rechtens  sei,  ist  gehöri-  ' 
i  Orts  bestimmt,  (Tit.  11.  §.  296.  sqq.) 


Ein  und  zwanzigster  TiteL 

m  dem  Rechte  znm  Gebrauche  oder  Nutzung 

fremden  Eigenthnms. 

j.  1.  Das  Recht,  ein  fremdes  Eigenthum  zu  gebrauchen,  oder  Früchte 
I  Nutzungen  daraus  zu  ziehen,  kann  durch  Willenserklärungen,  un- 
telbar  durch  Gesetze,  oder  auch  durch  Verjährung  begründet  werden. 
.  2.  So  weit  der  Berechtigte  sich  im  wirklichen  Besitze  der  zu  gc- 
uchenden  oder  zu  nutzenden  Sache  befindet,  hat  seine  Befugniss  die 
enschaft  eines  dinglichen  Rechts. 

.  3.  Die  Verpflichtung,  ihm  die  Ausübung  des  dinglichen  Rechts  zu 
atten,  geht  also  auf  jeden  neuen  EigenthÜmer  der  belasteten  Sache, 
eher  sein  Recht  von  dem  Besteller  des  Gebrauchs-  oder  Nut zungs- 
lts  herleitet,  mit  über. 

.  4.  Bei  Grundstücken  und  Gerechtigkeiten  hat  die  Eintragung  des 
;hts  in  das  Hypothekenbuch  die  Wirkungen  des  körperlichen  Re- 
es der  Sache. 

.  5.  Nutzungsrechte,  die  weder  mit  dem  Besitze  der  Sache  verbun-  » 
,  noch  in  das  Hypolhekeubuch  eingetragen  sind,  können  in  der  Re- 
nur  so  lange  ausgeübt  werden,  als  die  belastete  Sache  sich  in  den 

«nnfopff  7LÜ9.  i«nöre dft  II.  34 

.■ 

Digitized  by  Google 


530  <?rftcr  JT&etL  <SUt  mtb  jwanjlßfler  Zita.  §  6- 


Händen  desjenigen,  der  dem  Berechtigten  persönlich  Terpüichtet  war, 
oder  seiner  Erben  befindet.  (Tit.  19.  §.  5.  6.) 

§.  6.  Wer  jedoch  Sachen  übernimmt,  die  vermöge  des  Gesetzes  un- 
mittelbar dem  Nutzungsrechte  eines  Andern  unterworfen  sind,  auf  den 
geht  die  Verpflichtung  gegen  den  Berechtigten  mit  über:  so  bald  es  dein 
Uebernehmer  bekannt  war,  oder  ohne  sein  eigenes  grobes  oder  massi- 
ges Versehen  nicht  unbekannt  sein  konnte,  dass  der  bisherige  Eigen- 
tümer gegen  den  Berechtigten  in  einem  solchen  persönlichen  Verhält- 
nisse, woraus  vermöge  des  Gesetzes  ein  Nutzungsrecht  entspringt,  sich 
befinde. 

§.  7.  Die  aus  der  Verjährung  entstehenden  Nutzungsrechte  können 
nur  mittelst  der  Verjährung  durch  Besitz  erworben  werden;  und  haben 
alsdann  allemal  die  Eigenschaft  eines  dinglichen  Rechts. 

§.  8.  Bei  den  durch  Verträge  erworbenen  Gebrauchs  -  und  Nutzungs- 
rechten ,  wird  im  zweifelhaften  Falle  vermuthet ,  dass  der  Eigentümer 
ausser  dem,  was  die  Natur  des  Geschäfts  mit  sich  bringt,  nicht  mehr  von 
seinem  Rechte  habe  abtreten  wollen ,  als  m  dem  Vertrage  deutlich  aus- 
gedrückt worden. 

§.  9.  Ferner  ist  im  zweifelhaften  Falle  anzunehmen,  dass  der  Eigen- 
tbüiner  das  Gebrauchs-  oder  Nutzungsrecht  nur  gegen  eine  verhältniss- 
mässige  Vergütung  gestattet  habe. 

§.  10.  Ist  also  das  Nutzungsrecht  durch  einen  lästigen  Vertrag  bestellt: 
so  muss  im  zweifelhaften  Falle  darauf  gesehen  werden,  dass  der  Berech- 
tigte einen  Genuss  erhalte,  welcher  mit  dem,  was  er  dafür  gegeben  oder 
geleistet  hat,  in  billigem  Verhältnisse  stehe. 

§.11.  "Wer  den  Gebrauch  oder  die  Nutzung  einer  Sache  hat,  muss 
diejenigen  Kosten  und  Lasten  tragen,  ohne  welche  er  der  daraus  zu  zie- 
henden Vortheile  nicht  genussbar  werden  kann. 

§.  12.  Er  muss  die  Sache  während  seines  Genusses  in  dem  Stande  er- 
halten, in  welchem  er  sie  empfangen  hat,  und  sie,  nach  Endigung  seines 
Rechts,  in  eben  der  Beschaffenheit  zurückgeben. 

§.  13.  Die  nach  dem  natürlichen  Laufe  der  Dinge  durch  den  ordent- 
lichen Gebrauch  entstehenden  Verringerungen  ist  der  Berechtigte  zu 
vertreten  nicht  schuldig. 

§.  14.  Auch  haftet  er  nicht  für  eine  solche  Verringerung  oder  Ver- 
nichtung der  Sache,  die  sich  ohne  sein  Verschulden  ereignet. 

§.  15.  Für  welchen  Grad  des  Versehens  der  Berechtigte  haften  müsse, 
ist  nach  der  Natur  des  Vertrages,  aus  welchem  sein  Recht  entspringet, 
und  den  darüber  im  Titel  von  Verträgen  erlheilten  Vorschriften  zu  be- 
urtheilen.  (Tit.  5.) 

§.16.  Bei  Nutzungsrechten  aus  letztwilligen  Verordnungen,  oder  un- 
mittelbar aus  dem  Gesetze,  haftet  der  Berechtigte  in  der  Regel  für  ein 
massiges  Versehen. 

§.  17.  Ist  Jemanden  der  Genuss  eines  Inbegriffs  von  Sachen  einge- 
räumt worden:  so  muss  er  auch  die  durch  Natur  und  Zufall  abgegange- 
nen Stücke  aus  den  Nutzungen  des  Inbegriffs  selbst,  so  weit  es  daraus 
geschehen  kann,  wieder  ergänzen, 

§.  18.  In  wie  fern  diese  Ergänzung  auch  anderwärts  her,  als  aus  den 
Nutzungen  des  Inbegriffs  erfolgen  müsse,  ist  nach  den  verschiedenen 
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ten  der  Nutzungsrechte,  und  den  zur  Nutzung  eingeräumten  Sachen» 

den  Gesetzen  besonders  bestimmt. 

§.  19.  Eine  nicht  ausdrücklich  vorbedungene  Caution  ist  der  Eigen* 
imer,  in  der  Regel,  von  dem  Nutzungsberechtigten  zu  fordern  nicht 

fugt. 

§.  20.  Sobald  aber  wahrscheinliche  Besorgnisse  eines  Missbrauchs 
er  einer  Vernachlässigung  eintreten,  kann  der  Berechtigte  durch  den 
:hter  angehalten  werden,  den  Eigenthümer  gegen  die  bevorstehende 
Schädigung  oder  Verringerung  der  Substanz  hinlänglich  sicher  zu 
llen. 

5.  21.  Ist  dem  Berechtigten  durch  die  fehlerhafte  Beschaffenheit  der 
:he  ein  Nachtheil  erwachsen:  so  haftet  der  Eigenthümer  dafür  in  so 
n,  als  er  bei  Abschliessung  des  Vertrages,  oder  sonst,  ein  nach  den  Ge- 
zen  ihm  zuzurechnendes  Versehen  begangen  hat.  (Tit.  5.  §.277-284.) 

■ 

Krater  Abschnitt. 

Vom  Niessbrauche. 

*  ■  • 

Begriff. 

\.  22.  Bas  vollständige  Nutzungsrecht,  oder  die  Befugniss,  eine  fremde 
:he  nach  der  Art  eines  guten  Hauswirthes,  ohne  weitere  Einschrän- 
lg,  zu  nutzen  oder  zu  gebrauchen,  wird  der  Niessbrauch  genannt. 

* 

1)  3itttnfe$un0  U$  Wegt>raurf)$recW  M  (Seemann*  auf  bat  «ermöge«  berSöefrau  f.  IM. 

11  «eqq. 

2)  3n  mMttW  W  WegftraiK&fretfjtl  trt  «atert  auf  ba*  gkrnriae»  Ut  Ätober  f.  EL  2.  f.  168 

•  Unfc  204  «eqq. 

3)  3n  «nf^uofl  U$m%btM<b$9t<btl  beWarrerf  auf  bf<$fartflrunb(Hicfe  f.  IL  ll'.  §.778^. 

Recht«  de«  NteMbraucfcuv. 

j.  23.  Der  Niessbraucher  ist  zwar  in  der  Regel,  gleich  dem  nutzbaren 
enthümer',  alle  sowohl  gewöhnliche  als  ungewöhnliche  Nutzungen 
1  der  Sache  zu  ziehen  berechtiget. 

.  24.  Auch  erstreckt  sich  * ejn  Recht  auf  alle,  selbst  auf  die  erst  wäh- 
d  der  Dauer  desselben  entstandenen,  An-  und  Zuwüchse. 
.  25.  Er  darf  aber,  ohne  Einwilligung  des  Eigenthümers ,  selbst  ein« 
le  Theile  der  Substanz,  in  eine  von  der  vorigen  ganz  verschiedene 
m  nicht  umändern. 

.  26.  Hat  er  es  gleichwohl  gethan:  so  muss,  nach  geendigtem  Niess- 
iche,  die  Sache,  nach  dem  Verlangen  des  Eigenthümers,  auf  Kosten 
Niessbrauchers  wieder  in  den  vorigen  Stand  gesetzt  werden. 
.  27.  Kann  dieses  nicht  geschehen:  so  haftet  der  Niessbraucher  dem 
enthümer  für  allen  aus  einer  solchen  eigenmächtigen  Veränderung 
tandenen  Nachtheil. 

.  28.  Auch,  noch  während  der  Dauer  des  Niessbrauches  hat  der  Ei- 
Immer  das  Recht,  den  Niessbraucher  anzuhalten,  dass  er  die  eigen- 
htig  veränderte  Sache  wieder  in  den  vorigen  Stand  setze. 

29.  Auf  Früchte  und  Nutzungen,  die  bei  dem  Anfange  des  Niess- 
iches  von  der  Sache  schon  abgesondert,  ingleichen  auf  Zinsen,  He- 
gen, und  andere  Prästationen,  welche  damals  schon  fallig  oder  ver- 
cn  waren,  hat  der  Niessbraucher,  als  solcher,  keinen s Anspruch. 

30.  Nutzungen,  die  ohne  Verringerungen  der  Substanz  nicht  gezo- 
werden  können,  gehören  in  der  Regel  nicht  zum  Niessbrauche* 

34* 
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§.  31.  Sie  werden  aber  dazu  gerechnet,  wenn  dergleichen  Verringe- 
rungen, bei  einer  gewöhnlichen  Verwaltung,  nach  dem  ordentlichen 
Laufe  der  Natur,  binnen  einer  gewissen  Zeit  von  selbst  wieder  ersetzt 
werden. 

§.  32.  Es  gehört  also  das  Holz  in  einem  ordentlich  eingeteilten  und 
bewirtschafteten  Walde  in  so  weit  zum  Niessb rauche,  als  die  Schläge 
oder  Haue  in  die  Zeit  desselben  fallen. 

§.  33.  Windbrüche  gehören  dazu  nur  in  so  weit,  als  sie  auf  die  or- 
dinale Fortnutzung  anzurechnen  sind, 

§.  34.  Ausserdem  muss  der  Eigeuthümer  das  dafür  gelösete  Geld,  ent- 
weder zu  einer  auch  dem  ISicSsbraucher  vor! heilhaften  Verbesserung 
des  Gutes  anwenden;  oder  demselben  die  Zinsen  davon,  so  lange  sein 
Niessbrauch  dauert,  überlassen. 

§.  35.  Einzelne  auf  Aeckern,  Wiesen,  oder  Angern  stehende  Baum- 
stämme, darf  sich  der  Nicssbraucher  in  der  Kegel  nicht  zueignen. 

§.  36.  Doch  kann  er  auf  die  Einschlagung  dieser  Bäume,  in  so  fern 
dieselbe  nach  wirtschaftlichen  Grundsätzen  nolhwendig  oder  zuträg- 
lich ist,  und  auf  die  Nutzung  des  daraus  geloselen  Werths,  nach  nähe- 
rer Bestimmung  des  §.  34.  autragen. 

§.  37.  Bei  solchen  uuterirrdischen  Erzeugnissen,  welche  zu  den  Re- 
galien gerechnet  werden,  gebühret  dein  JNiessbraucher  bloss  die  Nutzung 
der  auf  das  Eigenthumsantheil  fallenden  Ausbeute. 

Heger!  pt  i>.  5. Sefrr.  1 79*,  befr.  bie  ttecfjre  fcc*  Wießbraurter*  auf  We  w«  *en Serataueu*« 

jtt  letfrenfcc  (Snrfrbäbiaung. 

9tuf  Sur«  unterm  3. 5mnttJ.fr.  gefchebeite  SInfraae  ert&cilew  ttlr  gueft  nunm^r, 
ttad)  eingebogenem  («utaebten  ber  (Skiefecommitfim,  jur  qndbigftcn  SRefolufion: 

1)  bafc  nach  ben  (Srunbfdben  be$  2t.  ß.  9f.  ber  tyarrtt,  roenn  auf  5)forrIa*nbe* 
reien  ein  ßoblenbau  betrieben  rcirt)/  auf  bie  Dem  ©runbeiaentbümer  ftatt  be5 
fonfttgen  (JJrunbfuge*  tn  ber  bangen  söergorbnung  beigelegte  £rabbe  Noblen 
feinen  2lnfprud>  ju  madien  bat; 

2)  Daß  tbm  oiclmebr  barum  nur  ber  Oticjjbraucb  jufommt/  unb  ibm  Mrftrba* 
burCb  )u  gerodbren  \)h  baß  bie  vor  bem  jebesmaltgen  ßobfenoerfauf  auf  bie 
Xrabbe  ftoblen,  nach  (Jap.  73.  §.  2.  ber  itferq^  Örbnung/  |0  bered)nenben 
baaren  (Oelber  üon  ben  ftircrenoorß^bern  unter  feiner  3ujiebuna  jinsbar  ju 
belegen,  unb  bem  jebeßmaligerr  Pfarrer  bie  Sinfcn  biefed  Kapital*  auöju« 
jafclen  ftnb; 

3)  bafj/  roenn  bie  ©ntfefidbigung,  welche  bie  bauenben  ©eroerfebtm  ©runbefgeit* 
tbümer  für  batf  jum  25au  äbjutretenbe  Xerrain  ju  geben  fcbulbrg  ffnb/  bei 
«Pfarrldnbereien,  nach  ben  SBonchriften  be*  21.  £.  3t.,  auf  bie  idbrlicbe  8b« 
nuöung  betfimmt  wirb/  biefeö  idbrlicbe  ©ntfdjdbigungöquantum  unbebenflicb 
bem  jebeSmaligen  Pfarrer  gcbu&rt; 

4)  baß  aber,  roenn  nach  ber  bafta.cn  <proüinjial-S3crg* Orbnung  bie  bauetiben 
©etoerfe  ben  abqctrerenen  (Sjrunb  unb  SÖoben  nach  einer  geroiffen  SCagc;  ein» 
für  allemal  ucrgüt.n,  tiefe*  <8ergütigungßquantum  üon  ben  Ätrcbenoorflebent 
linebat  untergebracht  roerben,  unb  ber  ^fnrrer  (ich  mit  ben  3infen  baöon  be* 
gnugen  muß; 

5)  baß  eg  ftch  übrigen*  oon  felbf!  Derßebt,  baß  bie  obigen  23ebinqunqen  nur 
basjenige  entbalten,  toaö  tfatt  ftnbet,  roenn  bte  (£ad)e  bloff  naefc  ben©efe$en 
ju  entfeheiben  ift,  übrigens  aber  in  jebem  uo-rfommenben  gaftc  fut>6rberft  auf 
ben  ^nbalt  Der  Dotation  unb  roatf  nad)  felbiger  ber  «Pfarrer  bitf&er  »irflieb 
genoilen  bat/  SKücrtfdit  genommen  roerben  muß.  (gtenget*  23<itr.  ©.6.  ©.174. 

§.  38.  Dagegen  haflet  aber  auch  der  Eigentümer  für  den  zur  Fort- 
setzung der  Arbeit  erforderlichen  Zuschuss;  so  weit  derselbe  aus  der 
w  ährend  dem  Niessbrauche  gewonnenen  Ausbeute  nicht  bestritten  wer- 
den kann. 
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J.  39.  Andere  unterirdische  Produkte,  Welche  zu  den  Regalien  nicht 
echnet  werden,  sind  dem  Rechte  des  Niessbraucherg  in  der  Regel 
terworfen. 

\  40.  Ueberhaupt  kann  letzterer  die  auch  zum  Niessbrauche  an  sich 
ht  gehörenden  Erzeugnisse  dennoch  so  weit  nutzen,  als  es  zur  Uu~ 
haltung  der  Sache  erforderlich  ist. 

\.  41.  Auf  gefundene  Schätze  hat  der  Niessbraucher  als  solcher,  selbst 
Ansehung  der  Zinsen  oder  Nutzungen,  keinen  Anspruch,  1 
5. 42.  Wem  auf  ganzes  Vermögen  oder  Nachlas«  ein  Niessbrauchs- 
ht  bestellet  worden,  der  geniesst  auch  den  vollen  Ertrag  der  dazu 
törenden  Leibrenten. 

j.  43.  Auch  die  von  einem  Dritten,  zu  Gunsten  des  Eigenthümers, 
ansfaltcten  Vermehrungen  oder  Verbesserungen  der  Sache,  ist  der 
:ssbraucher  zu  nutzen  wohl  befugt.  / 
j.  44.  Hat  jedoch  der  Wohlthäter  ein  Anderes  ausdrücklich  erklärt: 
hat  es  dabei  sein  Bewenden. 

\.  45.  Die  Ausübung  der  auf  einem  Gute  haftenden  Ehrenrechte  ge- 
irt  in  der  Regel  dem  Eigenlhüiner. 

;.  46.  Sind  aber  Lasten  mit  diesen  Ehrenrechten  verbunden:  so  muss 
Eigentümer  entweder  auch  diese  tragen;  oder,  wenn  er  letzteres 
!it  will,  die  Ausübung  der  Ehrenrechte,  gegen  Tragung  der  Lasten, 
1  Niessbraucher  überlassen. 

r 

Obliegenheiten  des  Nieeabraacbere  in  Aneehnng  der  Gebäude. 

|.  47.  Der  Niessbraucher  muss  die  zu  seinem  Nutzungsrechte  gehö- 
den Gebäude  in  dem  Stande,  wie  er  dieselben  überkommen  hat, 
ih  schaftlich  unterhalten.  v 

:.  48.  In  so  fern  er,  bei  Antritt  seines  Niessbrauchs,  für  die  Aufnahme 
er  beglaubten  Beschreibung  des  damaligen  Zustandes  der  Gebäude 
it  gesorgt  hat,  wird  vermuthet,  dass  ihm  selbige  in  gutem  Baustande 
^liefert  worden, 

;.  49.  Für  blosse,  auch  Hauptreparaturen,  welche  der  Niessbraucher 
klich  vorgenommen  hat,  ist  er  nur  in  so  fern,  als  sich  der  Eigenthü- 
•  dazu  durch  einen  gültigen  Vertrag  anheischig  gemacht  hat,  Vergü- 
g  zu  fordern  berechtiget. 

.  50.  Gebäude,  welche  durch  einen  ohne  grobes  oder  mässiges  Ver- 
en  des  Niessbrauchers  sich  ereignenden  Zufall  zu  Grunde  gehen,  ist 
selbe  auf  seine  Kosten  wieder  herzustellen  nicht  schuldig. 

Beacriptö.4.3«mi  1808,  betr.  bteSBervflitftuno.  Ut  Weftraucfcer*  jtuSraaung  UtStxttt 
üaicu  unb  Caften  {  f.  ju  f.  87  b.t. 

.51.  Auch  Hauptreparaturen,  die  aus  einem  solchen  Zufalle  entsle- 
,  auf  seine  Kosten  zu  veranstalten,  kann  ihm  nicht  zugemuthel  werden. 

:.  52.  Für  Hauptreparaturen  sind  diejenigen  zu  achten,  deren  Kosten, 
Inbegriff  der  ins  Geld  gerechneten  Materialien,  den  Vierten  Tbeil 
Nutzungen  desjenigen  Jahres,  in  welchem  der  Zufall  sich  ereignet 
übersteigen. 

.  53.  Will  der  Niessbraucher  die  Reparatur  nicht  übernehmen :  so 
3s  er  geschehen  lassen,  dass  das  Gebäude  auf  Kosten  und  für  Rech- 
ig des  Eigenthümers  abgetragen  werde. 

j.  54.  In  wie  fern  der  Eigenthümer  ein  solches  Gebäude  wieder  her- 
leiten, oder  abzutragen  schuldig  sei,  ist  nach  den  Vorschriften  des 


Digitized  by  Google 


534 


(£rftetf  Xhell.  (Bin  unb  jtDanjtöfiee  Xitel. 


g.  55. 


Achten  Titels  §.  37.  sqq.,  und  den  Polizeigesetzen  eines  jeden  Ortes  zu 
beurtheilen. 

§.  55.  Will  der  Niessbraucher  das  ohne  seine  Schuld  eingegangene, 
oder  einer  Hauptrcparatur  bedürfende,  Gebäude  zu  seinem  Gebrauche 
wieder  herstellen:  so  muss  er  die  Kosten  dazu  vorschiessen. 

§.  56.  Will  er  sich  den  Ersatz  dieser  Kosten  nach  geendigtem  Nicss- 
brauchc  versichern;  so  muss  er  sich  dir  Einwilligung  des  Eigentümers 
in  den  vorzunehmenden  Bau,  oder  in  die  zu  veranstaltende  Hauptrepa- 
ratur verschaffen. 

§.  57.  Der  Eigenthümer  ist  nur  in  die  Wiederherstellung  oder  Aus- 
besserung  solcher  Gebäude,  die  zur  Wohnung  und  wirtschaftlichen 
Benutzung  nothweudig  sind,  zu  willigen  verbunden.  - 

§.  58-  Auch  ist  er  nur  zu  einer  Wiederherstellung  in  der  Art  und 
Beschaffenheit,  wie  das  Gebäude  vorhin  gewesen  ist,  seinen  Consens 
zu  erlheilen  verbunden. 

§.  59.  Verweigert  der  Eigenthümer  seine  Einwilligung;  oder  kann  er 
sich  über  den  Betrag  der  zu  verwendenden  Kosten  mit  dem  Niessbrau- 
cher  nicht  einigen;  so  muss  darüber  von  dem  Richter,  nach  dem  Be- 
funde und  Gutachten  vereideter  Sachverständigen,  erkannt  werden. 

§.  60.  Materialien,  die  aus  dem  Gute  selbst  genommen  werden  kön- 
nen ,  inglcichen  Dienste,  die  zu  dem  ordinairen  Wirthschaflsbetriebe 
nicht  erforderlich  sind,  muss  der  Niessbraucher,  auch  bei  solchen  Bauen 
und  Reparaturen,  ohne  Vergütung  beitragen. 

§.  61.  Gebäude,  die  zur  Zeit  des  angetretenen  Niessbrauchs  schon  im 
Baue  begriffen,  aber  noch  unvollendet  waren,  ist  der  Niessbraucher  be- 
fugt, nach  dem  vorhandenen  und  genehmigten  Plane  auf  seine  Kosten 
fortsetzen  und  vollführen  zu  lassen. 

§.  62.  Nach  geendigtein  Niessbrauche  kann  er  den  Ersatz  der  dazu 
anschlagsmässig  verwendeten  Kosten  fordern. 

§.  63.  War  das  angefangene  Gebäude  bloss  zur  Pracht  oder  zum  Ver- 
gnügen bestimmt;  und  widerspricht  der  Eigenthümer  dem  Ausbaue  aus- 
drücklich: so  kann  der  Niessbraucher  für  die,  eines  solchen  Wider- 
spruchs ungeachtet,  auf  den  Ausbau  verwendeten  Kosten,  keinen  Er- 
satz verlangen. 

§.  64.  Hat  sich  aus  der  bei  dem  Antritte  des  Niessbrauchs  aufgenom- 
menen Beschreibung  der  Gebäude  (§.  4S.)  ergeben,  dass  selbige  schon 
damals  im  baufälligen  Zustand  waren:  so  ist  zwar  der  Niessbraucher,  in 
so  fern  ihm  nicht  ein  besonderes  Recht  dazu  aus  dem  Vertrage  oder 
der  letztwilligen  Verordnung  zukommt,  den  Eigenthümer  zur  Wieder- 
herstellung dieser  Gebäude  anzuhalten  nicht  befugt. 

§.  65.  Er  kann  aber  die  Wiederherstellung  auf  seine  Kosten  vorneh- 
men, und  demnächst  den  Ersatz  dieser  Kosten,  nach  geendigtem  Niess- 
brauche,  unter  der  §.  55-60.  enthaltenen  Bestimmung  fordern. 

§.  66.  Auch  ist  er  in  diesem  Falle  selbst  den  Ersatz  der  auf  kleinere 
Reparaturen  verwendeten  Kosten,  in  so  fern  dieselben  in  baaren  Aus- 
lagen bestehen,  zu  fordern  berechtiget. 

§.  67.  Hat  der  Niessbraucher  eine  solche  Beschreibung  der  Gebäude 
bei  dem  Antritte  seines  Niessbrauchs  aufnehmen  zu  lassen  verabsäumet: 
so  soll  er,  wenn  hiernächst  die  Gebäude  zu  Grunde  gehen,  oder  Haupt- 
reparaturen daran  sich  finden,  mit  dem  Vorgeben,  dass  dieses  aus  dem 
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ilechten  Zustande,  in  welchem  die  Gebäude  übernommen  worden, 
rrühre,  nicht  gehört  werden. 

in  Annehung  der  Übrigen  Zubehurungen , 

§. 68.  Eben  die  Verbindlichkeiten,  welche  dem  Niessbraucher  zur 
rlhscbaf  iiichen  Unterhaltung  der  Gebäude  obliegen,  ist  er  auch  bei 
q  übrigen  Zubehörungen  und  Rubriken  der  Sache  zu  erfüllen  schuldig. 
§.  69.  Er  muss  also  bei  Ergänzung  des  eingehenden  Viehin ventarii  aus 
in  Zuwachse;  bei  Nachpflanzung  eingegangener  Obstbäume;  bei  Un- 
haltuug  des  Wirthschaftsgeräthes,  und  sonst  überall,  die  Pflichten 
ies  gewöhnlichen  guten  Hauswirths  beobachten. 

wegen  Veriineung  der  auf  der  Seche  heftenden  Schulden, 

§.  70.  Die  Zinsen  der  auf  der  Sache  haftenden  Schulden  muss  der 
;>ssbraucher  berichtigen. 

§.71.  Ist  der  Niessbrauch  auf  eine  ganze  Verlassenschaft,  als  einen 
)egriff  von  Sachen  und  Rechten,  bestellt :  so  muss  der  Niessbraucher 
;h  persönliche  Schulden  des  Erblassers  verzinsen. 
§.  72.  Nach  eingeräumten  Niessbrauche  aber  kann  der  Eigentümer, 
rch  neue  persönliche  oder  Realschulden,  das  Recht  und  den  Genuss 
i  Niessbrauchers  nicht  schmälern. 

73.  Wer  jedoch  sein  Niessbrauchsrecht  auf  eine  unbewegliche 
;he  nicht  hat  eintragen  lassen,  der  kann  den  auch  später  eingetragen 
l  Gläubigern,  welche  dem  Glauben  des  Hypothekenbuches  gefolgt 
d,  nicht  wehren,  sich  wegen  ihrer  Zinsen  an  dietNutzungen  der  Sache 
halten. 

j.  74.  Er  kann  aber,  wegen  des  dadurch  ihm  entgehenden  Genusses, 
i  dem  EigenthÜmer  Vergütung  fordern. 

wegen  Berichtigung  der  Capitelien, 

\.  75.  Für  die  Berichtigung  aufgekündigter  Capitalspostcn  muss  der 
•ssbraueher  so  weit  sorgen,  als  ihm  deren  Verzinsung  obliegt. 
;.  76.  Er  kann  aber  zu  solchen  Capitalszahlungen  die  zu  dem  Ver-  » 
gensinbegriffe  gehörenden  Activforderungen  verwenden,  oder  auch 
Substanz  der  Sache  selbst  verpfänden. 

;.  77.  Doch  ist  zu  solchen  Verfügungen  (§.  75  und  76.)  die  Zuziehung 
l  Einwilligung  des  Eigenthümers  in  der  Regel  erforderlich. 
\.  78.  Versagt  der  Eigentümer  seine  Einwilligung  ohne  Grund,  und 
ft  der  Niessbraucher  Gefahr,  durch  das  Andringen  der  Gläubiger  in 
lern  Besitze  und  Genüsse  beeinträchtiget  zu  werden;  so  ist  er  auf 
ßnzung  dieses  Consenses  durch  den  Richter  anzutragen  berechtiget. 

79.  Hat  der  Niessbraucher  Capitalszahlungen  aus  eigenen  Mitteln 
jistet:  so  tritt  er,  auch  ohne  Cession,  in  die  Rechte  des  von  ihm  be- 
digten  Gläubigers. 

wegen  penonlicber  Pr'a»«ationen, 

j.  80.  Müssen  wegen  der  zum  Niessbrauche  eingeräumten  Sache, 
em  Dritten  gewisse  persönliche  Prästationen  geleistet  werden,  welche 
die  Nutzungen  gar  keine  Beziehung  haben:  so  liegen  dieselben  dem 
enthümer  ob.  N 
\.  81.  Im  zweifelhaften  Falle  aber  wird  vermutbet,  dass  auch  solche 
(Stationen  sich  auf  das  Nutzungsrecht  beziehen,  und  also  von  dem 
ssbraueher  zu  leisten  sind. 

bei  Proteeeen, 

\.  82.  Auf  Prozesse,  welche  die  Substanz  der  Sache,  deren  Pertinenz- 
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stücke  und  Gerechtigkeiten  bclrcffen,  ist  dennoch  der  Niessbraucher 
sich  einzulassen,  und  die  Kosten  vorzuschiessen  verbunden. 

§.  83.  Er  muss  aber  den  Eigenthümer  dabei  zuziehen,  und  kann  durch 
dessen  Unterlassung  den  Rechten  desselben  nichts  vergeben. 

§.84-  Die  vorgeschossenen  Kosten  kann  er,  wenn  ihm  der  Niess- 
brauch  unentgeltich  bestellt  ist,  erst  nach  Endigting  desselben  zurück- 
fordern:  ausserdem  aber  linden  die  allgemeinen  Grundsätze  von  Evic- 
lionsleislungen  auch  hier  Anwendung.  (Tit.  11.  §.136.  sqq.) 

§.85.  Wenn  ein  Prozess  die  Hechte  des  Eigentfiiimers  dergestalt  aus- 
schliessend  betrifft,  dass  der  Nicssbraucher  gar  kein  Interesse  dabei  hat: 
so  ist  letzterer  weder  auf  einen  solchen  Prozess,  sich  einzulassen,  noch 
die  Kosten  desselben  vorzuschiessen  verbunden. 

§.  86.  Er  muss  aber  die  Kosten  vorschiessen,  und  kann  erst  bei  der 
künftigen  Rückgabe  Ersatz  fordern,  wenn  ihm  eine  ganze  Erbschaft  zum 
ISiessbrauche  eingeraumet  ist. 

in  Anm»hung  anderer  Latten  und  Abgaben. 

§.  87.  Auch  alle  übrige  gewöhnliche  und  ungewöhnliche  Lasten  und 
Abgaben  von  der  Sache  muss  der  Nicssbraucher  tragen. 

ReMcript  v.  4.  sunt  isos,  tetc  t»ie  KmjfliAttiitd  be£Nicfibraudjer*  jitrXragung  httSttit&t 

frthibon  un&  yategStafien. 

Stuf  ©ure  Anfrage  vom  6.  Üttat  c  in  ber  v.  3-.fe<r  5amilien*?lrm<n{Hftuni)$* 
faefce  ertbetlen  roir  (Euch  piermit  gui*  ^Kefoturion:  baß  bie  Slumeübung  bet/  ben 
ßebnef  =  unb  ftibeifommtfj«  5Petu)ern  in  ber  53erorbnuna  vom  y  Dctbr.  1S07.  §.8. 
unb  in  ber  (S.O.  vom  20.  Januar  b.  3.  verdufteten  *Hefuqni|7e  auf  bloße  0liegbrou* 
ever  nict)t  (latt  finben  fann,  ba§  aber  aud)  «11*  ben  §§.  87,  88.  Xit.  21.  brtf&.&ft. 
feineflroecieö  folat,  tag  ber  9}tefcbraud)er  alle  Kriea$la|len  otjitc  Unterfd>teb  unb 
(£infd>rdnfuna,en  *u  trafen  vervflictuet  fei.  Mai  bie  ttrieaeä*  (Kontribution  betrifft/ 
fo  fommt  e$  i)axaui  ait/  ob  fie  als!  iöerm^enöfleuer  ober  al*  fcintommenfteuet 
au*gefcnrteben  itl.  f?m  ledern  ßalle  trä\}t  |te  ber  9tie§braudKr  obne  (grfafc,  Im 
erden  gafle  aber  leidet  er  nur  beii  SSorfdjuf;,  roie  bei  anbern,  bie  ©ubjlani  betf 
(SJutefl  betreffenden  9lu*aaben,  unb  tont/  ober  feinen  (£rben/  mufj/  nad)  beenbia* 
tem  9tie6braud)e,  ber  Qcrfafc  von  bem  ©ifjentbumer  aelettfet  »erben,  $ierau$ 
fotat  von  feJbfl,  bafi  ber  Otiefjbraucber  befuat  itt,  barauf ju  bringen,  ba§  ifrm  ber 
©rfal?  noct)  rcäbrenb  teö  Ottefibraucbe*  burd)  ein,  auf  baö  03ut  einjutragenbetf 
(Favital,  tvelcneß  ber  »fttefjbraucber  verunfen  muft,  gelcitlet  tverbe.  ffittflf  bie  übri» 
aen  ßrieacslatten  betritt;  fo  fdltt  ber  Söerlurt  be$  ^nventariumö  nach  §.  12t.  bem 
WefjbraurtKr  mr  ^art,  ber  £diabcn  von  ben  (flebäuben  aber  roirb  ibm,  »enn  er 
bie  ^iSit'fcerberjleauna  übernimmt,  nad)  beenbigtem  Wefjbraucne  ben  §§.50  unb 
60.  gemäß  oeretütet.  Qcö  irt  alfo  auch  tveaeu  biefeä  £rf<u)e«  bem  9We§braud)er 
nid)t  au  verroetgem,  baß  er  bic  Eintragung  eine*  (Javitals  verlange,  wenn  er  bie 
©erjinfung  bejFelben  übevnebmen  roill.  ^lunberungen  unb  (Stnquartirungen  tref- 
fen ben  Sftiejsbrauc&er  obne  Sriafc.  S/hubi*  stf.  10.  @.  10J.  2r9tbfdjnitt. 

§.  SS.  Kann  er  jedoch  nachweisen,  dass  die  ungewöhnlichen  Lasten 
und  Abgaben  alle  während  der  Dauer  seines  Niessbrauches  gezogene 
Nutzungen,  nach  Abzug  der  davon  entrichteten  gewöhnlichen  Lasten, 
überstiegen  haben:  so  ist  er  befugt,  die  Vergütung  dieses  Ueberschus- 
ses  von  dem  Kigcnlhüiner  zu  fordern. 

S9.  Ks  muss  aber,  bei  der  in  einem  solchen  Falle  anzulegenden 
Berechnung,  der  Niessbraucher  auch  solche  Nutzungen,  die  er  als  ein 
guter  llauswirlh  hätte  ziehen  können,  und  durch  sein  eigenes  massiges 
Verschulden  nicht  gezogen  hat,  sich  anrechnen  lassen. 

§.  90.  Der  N  iessbraucher  kann,  ohne  Bewilligung  des  Eigentümers, 
der  Sache  keine  bleibende  Kasten  aullegen. 

Von  der  Verjährung  bei  dem  5»ie»»braucbe. 

§.  91.  Es  kann  also  auch,  so  lange  der  Nicssbrauch  dauert,  Niemand 
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e  Verjährung,  wodurch  Rechte  auf  die  Sache  erworben  werden  sol- 
,  zum  Nachtheile  des  Eigentümers  anfangen. 

§.  92.  Auch  kann  ein  Recht,  welches  mit  der  zum  Niessbrauche  ein- 
äuinten  Sache  verbunden  ist,  durch  eine  gegen  den  Niessbraucher 
gefangene  Verjährung  durch  Nichtgebrauch,  gegen  den  Eigenthümer 
ht  erlöschen.  / 

§.  93.  Wohl  aber  werden,  wenn  eine  Verjährung  zum  Nachtheile 
>  Eigenthümers  schon  vor  bestelltem  Niessbrauche  angefangen  wor- 
o,  die  Jahre  des  Niessbrauches  in  die  gesetzmässige  Frist  mit  einge- 
hnet. 

§.  94.  Das  Recht  des  Eigenthümers  auf  die  zum  Niessbrauch  gege- 
ne  Sache  geht  durch  den  blossen  Nichtgebrauch  nicht  verltfren. 
§.  95-  Hat  jedoch  ein  Niessbraucher  seinen  Willen,  die  Sache  als 
^enthümer  zu  besitzen,  durch  öffentliche  Handlungen  geäussert;  und 
r  Eigenthümer  hat  bei  dieser  ihm  bekannt  gewordenen  Aeusserung 
rch  rechtsverjährte  Zeit  sich  beruhiget:  so  hat  der  Niessbraucher  das 
^enthumsrecht  durch  Verjährung  erworben. 

§.  96.  Doch  kann  diese  Verjährung  gegen  den  Eigenthümer,  so  lange 
s  Recht  desselben  in  das  Hypothekenbuch  eingetragen  ist,  nicht  an- 
fangen werden. 

§.  97.  Auch  kann  derjenige,  welchem  der  Niessbrauch  zuerst  einge- 
jniet  worden,  diese  Verjährung  gegen  den  Eigenthümer  niemals  an- 
igen; sondern  dieselbe  findet  nur  zu  Gunsten  seines  Nachfolgers,  so 
iit  er  in  gutem  Glauben  ist,  Anwendung.  (Tit.  7.  §.40.  41.  42.) 
§.  98.  Dienstbarkeiten  und  andere  Rechte,  können  für  die  zum  Niess- 
auche  eingeräumte  Sache,  durch  den  Niessbraucher,  zum  Besten  des 
genthümers,  erworben  werden. 

Rechte  und  Pflichten  des  Eigenthümers  während  der  Dauer  des  Niessbrauch«. 

§.  99.  Der  Eigenthümer  darf,  so  lange  der  Niessbrauch  dauert,  nichts 
rnehmen,  wodurch  das  Nutzungsrecht  des  Andern  auf  irgend  eine 
*t  eingeschränkt  oder  geschmälert  wird. 

§.  100.  Doch  bleibt  dem  Eigenthümer  frei,  solche  Veränderungen 
it  der  Sache  zu  treffen,  welche  ohne  Nachtheil  des  Nutzungsberech- 
;ten  ausgeführt  werden  können. 

»  Niessbrauch  von  Capitalien. 

§.101.  Capitalien,  welche  zum  Niessbrauche  eingeräumet  worden, 
:  der  Niessbraucher  ohne  Einwilligung  des  Eigenthümers  einzuziehen, 
ler  sonst  darüber  zu  verfügen,  nicht  berechtiget. 
§.  102.  Thut  er  es  dennoch:  so  geschieht  es  auf  seine  Gefahr,  und  er 
uss  jeden  an  solchen  Capitalien  nachher  sich  ereignenden  Verlust  und 
usfall  vertreten. 

§.  103.  Auch  giebt  dergleichen  eigenmächtige  von  dem  Niessbraucher 
iternominene  Verfügung  dem  Eigenthümer  das  Recht,  auf  Cautions- 
:stellung  wider  ihn  anzutragen. 

§.  104.  Wie  weit  der  Eigenthümer  die  von  dem  Schuldner  an  den 
iessbraucher  geleisteten  Zahlungen  wider  sich  gelten  lassen  müsse,  ist 
ich  den  Grundsätzen  von  Zahlungen  überhaupt  zu  beurtheilen.  (Tit.16.  , 
bschn.  2.) 

§.  105.  Hat  aber  der  Niessbraucher  keine  eigenmächtige  Veränderung 
it  dem  Capitale  vorgenommen:  so  haftet  er  nur  für  einen  daran  durch 
;in  grobes  oder  massiges  Versehen  entstandenen  Verlust. 
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§.  106.  Müssen  solche  Capitalien,  wegen  erfolgter  Aufkündigung, 
oder  sonst,  eingezogen  werden:  so  ist  der  Eigenthümer,  wegen  deren 
anderweitigen  Belegung,  mit  dem  Niessbraucher  Rücksprache  zu  neh- 
men verbunden. 

§.  107.  Die  Beurtheilung  der  Sicherheit,  gegen  welche  ein  solches 
Capital  von  neuem  belegt  werden  soll,  hängt  hauptsächlich  von  dem 
Eigentümer  ab. 

§.  108'  Kann  und  will  aber  der  Niessbraucher  für  die  Sicherheit  des 
Capitata  annehmliche  Caution  leisten:  so  muss  der  von  ihm  vorgeschla- 
genen Art  der  Belegung,  der  Vorzug  gegeben  werden. 

§.  109.  Will  der  Eigenthümer  das  Capital  selbst  an  sich  nehmen:  so 
ist  der  Niessbraucher  nur  gegen  Bestellung  annehmlicher  Caution,  und 
nur  gegen  die  bei  einer  solchen  Sicherheit  in  der  Provinz  gewöhnliche 
Verzinsung,  darein  zu  willigen  schuldig. 

§.  110.  Uebrigens  kann  jeder  Niessbraucher,  sein  Nutzungsrecht  zwar 
auch  durch  Andere  ausüben,  das  Recht  selbst  aber  kann  er  Andern 
nicht  abtreten. 

RttrkgewZhr  der  tarn  Nie»«br»oche  eingeräumt  gewesenen  Seche. 

§.  111.  Nach  geendigtem  Niessbrauche  muss  die  Sache,  mit  allen  dazu 
gehörenden  Beilassstücken,  zurückgegeben  werden. 

§.  112.  Ist  bei  der  Einräumung  des  Niessbrauehs  ein  Vcrzeichniss 
über  den  Beilass  aufgenommen  worden:  so  wird  dieses  bei  der  Rück- 
gabe lediglich  zum  Grunfde  gelegt. 

§.113.  Auf  die  Anfertigung  eines  solchen  Inventarii  bei  der  Ueber- 
gabe,  in  welchem  zugleich  die  Beschaffenheit  oder  der  Werth  der  vor- 
handenen Beilassstücke  angegeben  sein  muss,  ist  sowohl  der  Niessbrau- 
cher, als  der  Eigentümer  anzutragen  berechtiget. 

§.  114.  Im  zweifelhaften  Falle  müssen  die  dazu  erforderlichen  Kos- 
1  ten  von  beiden  Theilen  zur  Hälfte  gelragen  werden. 

§.115.  Ist  aber  Jemanden  der  Niessbrauch  eines  ganzen  Vermögens 
beschieden:  So  muss  der  Niessbraucher  die  Kosten  des  Inventarii  al- 
lein tragen. 

§.  116.  Hat,  bei  einem  durch  letzt  willige  Verordnung  bestellten  Niess- 
brauche, der  Erblasser  die  Aufnehmung  eines  solchen  Inventarii  verbo- 
ten :  so  muss  dennoch  der  Niessbraucher  ein  Privatverzeichniss  aufneh- 
men, und  dasselbe  gerichtlich,  allenfalls' versiegelt,  niederlegen. 

§.117.  Hat  der  Erblasser  auch  ein  Privatverzeichniss  verboten:  so 
erhält  der  Niessbraucher  die  Sache,  so/weit  sie  steht  und  liegt;  und 
muss  sie  demnächst  mit  allen  zu  einer  ordentlichen  gewöhnlichen  Be- 
wirtschaftung nothdürftig  erforderlichen  Beilassstücken  zurückgeben. 

§.  IIS.  Doch  bleibt  ihm  die  Nachweisung,  dass  auch  diese  Stücke 
ganz  oder  zum  Theil  bei  der  Sache  nicht  befindlich  gewesen,  vorbehalten. 

§.  119.  Hat  ausser  diesem  Falle  (§.117.)  der  Niessbraucher  die  Sache 
ohne  Inventarium  übernommen:  so  wird  vennuthet,  dass  er  alles,  was 
zur  vollständigen  Benutzung  derselben  erforderlich  ist,  erhalten  habe. 

§.  120.  Was  für  Stücke  eigentlich  zu  einer  solchen  vollständigen  Be- 
nutzung erforderlich  sind,  muss,  nölhigen  Falls,  nach  dem  Ermessen 
vereideter  Sachverständigen  bestimmt  werden. 

§.  121.  Von  seinen  Obliegenheiten  wegen  der  Rückgabe  des  Inven- 
tarii, wird  der  Niessbraucher  auch  durch  einen  daran  geschehenen  Un- 
glücksfall nicht  befreiet. 
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§.  122.  Finden  sich  bei  der  Rückgewähr  mehrere  Stücke,  als  nach 
?m  Invcntario  übergeben  worden,  oder  nach  dem  Befunde  der  Sach- 
jrständigen  zur  vollständigen  Benutzung  erforderlich  sind:  so  werden 
eselben  als  das  Eigenthum  des  abgehenden  Niessbrauchers  angesehen. 

§.  123.  Wegen  der  Beschaffenheit  der  zurück  zu  gebenden  Stücke 
lt,  wenn  dieselbe  nicht  aus  dem  Inventario  erhellet,  die  Vermuthung, 
iss  Stücke  von  mittlerer  Art  und  Güte  dem  Niessbraucher  übergeben 
orden,  und  also  auch  dergleichen  von  ihm  zurück  gegeben  werden 
üssen. 

Verbesserungen, 

§.  124.  Wegen  Verbesserungen  der  zum  Niessbrauch  eingeräumt  ge- 
esenen  Sache  können  der  ^Niessbraucher  oder  dessen  Erben  nur  in 
>  fern  Vergütung  fordern,  als  dieselben  mit  ausdrücklicher  schriftlicher 
enehmigung  des  Eigenthümers  gemacht  worden. 

§.  125.  Haben  die  Interessenten  wegen  der  zu  vergütenden  Summe 
ch  nicht  im  voraus  geeiniget:  so  muss  über  die  Verbesserungskosten 
dentliche  Rechnung  gelegt  werden. 

§.  126.  Dabei  kann  der  Niessbraucher  auch  solche  aus  der  Sache 
lbst  genommene  Materialien,  die  er  sonst  zu  seinem  Vortheile  auf  an- 
zre  Art  hätte  nutzen  können,  mit  in  Anschlag  bringen. 

§•  127.  Für  Arbeiten  und  Dienste  der  zum  Gute  gehörenden  Unter- 
anen  und  Dienstleute,  in  so  fern  dieselben  ohne  Nachtheil  des  ordent- 
chen  Wirthschaftsbetriebes  geleistet  worden,  so  wie  für  seine  eigenen 
emühungen,  kann  der  Niessbraucher  keine  Vergütung  fordern. 

§.  128.  Unter  eben  den  Umständen  und  Maassgaben ,  wo  der  Lehns- 
esitzer  antragen  kann,  dass  zu  einer  vorzunehmenden  Verbesserung 
er  verweigerte  Consens  der  Agnaten  durch  den  Richter  ergänzt  werde, 
ann  der  Niessbraucher  die  Ergänzung  der  von  dem  Eigentümer  ge- 
eigerten  Einwilligung  nachsuchen.  (Tit.  18.  §.  238.  sqq.) 

§.  129.  In  eben  den  Fällen,  wo  der  Lehnsbesilzer,  wegen  einer  auf 
andesherrlichen  Befehl  zu  machenden  fortdauernden  Anstalt,  die  keine 
erbesserung  des  Gutes  ist,  das  Lehn  verschulden  kann,  ist  der  Niess- 
raucher  die  auf  eine  solche  Anstalt  wirthschaftlich  verwendeten  Kosten, 
ich  geendigt em  Niessbrauche,  von  dem  Eigentümer  zurück  zu  fordern 
srechtiget.  (Ebend.) 

§.  130.  Ausser  diesen  Fällen  können  der  Niessbraucher  und  dessen 
rben,  Verbesserungen,  die  ohne  des  Eigenthümers  Einwilligung  ge- 
acht  worden,  wenn  über  die  Vergütung  derselben  kein  Abkommen 
tatt  findet,  bloss  zurücknehmen. 

§.  131.  Aber  auch  diese  Zurücknahme  ist  nur  in  so  fern  zulässig,  als 
ie  Sache  in  denjenigen  Stand,  in  welchem  sie  sich  vor  der  Verbesse- 
mg  befunden  hat,  wieder  gesetzt  wird. 

Verringerungen. 

§.  132.  Verringerungen  der  zum  Niessbrauch  eingeräumt  gewesenen 
ache  müssen  der  Niessbraucher,  oder  dessen  Erben,  dem  Eigcnthümer 
i  so  fern  vergüten,  als  sie  durch  grobes  oder  massiges  Versehen  ent- 
anden  sind. 

§.  133.  Pertinenzstücke,  welche  der  Niessbraucher,  ohne  Einwilligung' 
es  Eigenthümers,  veräussert  hat,  kann  letzterer  entweder  von  dem  drit- 
»n  Besitzer,  nach  den  im  Fünfzehnten  Titel  vorgeschriebenen  Grund- 
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säl^en,  zurück  fordern;  oder  sich  wegen  des  Werths  derselben  an  den 
.Htessbraucher  oder  dessen  Nachlass  halten. 
'  §.  134.  Auch  musä  der  Niessbraucher  die  Kosten  tragen,  welche  zur 
Wiederherstellung  und  Ausbesserung  der  durch  seine  Schuld  in  Verfall 
gerathenen  Gebäude,  so  weit  ihm  die  Unterhaltung  derselben  nach  den 
Grundsätzen  §.  47.  sqq.  oblag,  nach  dem  Befunde  der  Sachverständigen 
erforderlich  sind. 

§.  135.  Was  Ton  Gebäuden  verordnet  ist,  gilt  aueh  von  Dämmen, 
Teichen,  Gräben,  Brücken,  Mühlen,  Wasserleitungen,  Wegen,  Gehegen 
und  Verzäunungen. 

§.  136.  Dagegen  kann,  wegen  anderer  aus  vernachlässigter  Cultur  oder 
sonstiger  unwirthschaftlicher  Verwaltung  vorgeblich  entstandener  Ver- 
ringerungen, der  Eigenthüiner  keinen  Ersatz  fordern. 

§.  137.  Doch  findet  das,  was  wegen  des  Ersatzes  einer  durch  Verwü- 
stung des  Waldes,  und  anderer  dergleichen  Rubriken,  auf  mehrere  Jahre 
hinaus  entstandenen  Verminderung  des  Ertrages,  bei  einem  Lehngute 
vorgeschrieben  ist,  auch  bei  den  zum  Niessbrauche  überhaupt  eingeräum- 
ten Gütern  Anwendung.  (Tit.  18.  §.  564.  sqq.) 

§.  138*  Ein  Gleiches  gilt  von  der  Vergütung,  welche  die  Erben  eines 
verstorbenen  Lehnsbesitzers  dafür  leisten  müssen,  dass  durch  Ueber- 
schwemmungen  und  Versandungen,  welche  wegen  unterlassener  vtirlh- 
schaftlicher  Unterhaltung  der  Dämme  und  anderer  Wasseibaue  entstan- 
den sind,  das  Gut  an  seinem  Ertrage,  auf  mehrere  Jahre  hinaus,  einen 
erheblichen  Abfall  erlitten  hat.  (Ebend.  §.  572.  sqq.) 

§.  139.  Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  das,  was  an  den  angeführten 
Orten  von  dem  Rechte  der  Agnaten  auf  das  ausgenüttelte  Entschädi- 
gungsquantum vorgeschrieben  ist,  bei  dem  Niessbrauche  eines  freien 
Allodialguts  nicht  Anwendung  finde. 

§.  140.  Wenn  während  der  Dauer  des  Niessbrauchs,  der  Niessbrau- 
cher  die  Sache  durch  unwirtschaftliche  Verwaltung  und  Benutzung 
verringert:  so  hat  der  Eigenthüiner  das  Recht,  dergleichen  Betragen 
gerichtlich  zu  rügen;  und  sowohl  auf  die  Wiederherstellung  der  etwa 
schon  entstandenen  Verschlimmerungen  der  Substanz,  als  auf  ange- 
messene Einschränkung  des  Niessb'rauchers  in  seinen  künftigen  Verfü- 
gungen anzutragen. 

§.  141.  Sind  die  deshalb  erlassenen  richterlichen  Verfügungen  ohne 
Wirkung:  so  ist  der  Eigenthümer  auf  gerichtliche  Sequestration  zu 
dringen  berechtigt. 

§.  142.  Diese  Sequestration  ist  jedoch  dergestalt  einzurichten,  dass 
dem  Niessbraucher  der  Genuss  der  Sache,  so  weit  es  mit  der  Sicherheit 
des  Eigenthümers  bestehen  kann,  gelassen  werde. 

§.  143.  In  Ansehung  der  Nutzungen,  welche  zur  Zeit  des  geendigten 
Niessbrauchs  noch  vorhanden  sind,  finden  bei  der  Bestimmung,  in  wie 
fern  sie  dem  Niessbraucher  verbleiben,  oder  dem  Eigenthümer  anheiui 
fallen,  eben  die  Grundsätze,  wie  zwischen  dem  Eigenthümer  und  redli- 
chen Besitzer  Anwendung.  (Tit.  7.  §.  189.  sqq.) 

§.  144.  Es  müssen  daher  auch,  bei  Landgütern,  und  andern  nutzba- 
ren Grundstücken,  die  Nutzungen  früherer  Jahre  dem  Niessbraucher 
gelassen;  die  des  letztern  Wirthschaftsjahres  aber,  in  welchem  derNiess- 
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Mich  aufgehört  hat,  zwischen  dem  Niessbraucher  und  Eigenthümer 
:heilt  werden. 

au»  frUhern  Jabren, 

§.  145.  Zu  den  Nutzungen  früherer  Jahre  wird  auch  das  in  selbigen 
schlagene  und  verkaufte  Holz  gerechnet,  wenn  gleich  dasselbe  noch 
:ht  abgeführt  worden. 

§.  146.  Ist  das  in  frühem  Jahren  geschlagene  Holz  zwar  noch  nicht 
r kauft;  aber  doch  schon  nach  einer  Ablage  gebracht  worden:  so  ver- 
gibt es  dein  Niessbraucher  oder  dessen  Erben.  / 

§.  147.  Ist  endlich  das  Holz  zwar  in  frühem  Jahren  geschlagen,  aber 
;der  verkauft,  noch  abgeführt,  so  gehört  dasselbe  dem  Eigenthümer. 

§.  148.  Doch  muss  derselbe  dem  Niessbraucher  oder  dessen  Erben 
is  bezahlte  baare  Schlager-  oder  anderweitige  Arbeitslohn  vergüten. 

§.  149*  Was  vom  Holze  verordnet  ist,  gilt  auch  von  Mauer-  und 
egelsteinen,  von  gebranntem  Kalke  und  andern  zum  Niessbrauche  ge- 
benden Erzeugnissen,  welche  der  Niessbraucher  in  frühern  Jahren 
t  zubereiten,  und  zum  Gebrauche  geschickt  machen  lassen. 

im  letzten  Jahr«,  -  - 

§.  150.  Wegen  der  Nutzungen  des  letzten  Jahres  kommt  es  darauf 
i :  ob  das  zum  Niessbrauche  eingeräumt  gewesene  Grundstück  ein 
indgut  sei,  oder  nicht. 

bei  LandgUtem, 

§.  151.  Ist  selbiges  ein  Landgut:  so  muss  es  bis  zum  Ende  des 
v  irthschaftsjahres,  für  gemeinschaftliche  Rechnung  des  Niessbrauchcrs 
ld  Eigenthümers,  verwaltet  werden. 

§.  152.  Können  die  Interessenten  über  die  Bestellung  eines  gemein- 
haftlichen  Verwalters  sich  nicht  einigen:  so  bleibt  die  Administration 
3m  Niessbraucher  oder  dessen  Erben,  welchen  der  Eigenthümer  nur 
if  seine  Kosten  einen  Rechnungsführer  an  die  Seite  setzen  kann. 

§.  153.  Aller  zum  Niessbrauche  gehörende  Ertrag  des  Guts,  vom  An- 
nge  des  Wirtschaftsjahres  an,  muss  dabei  in  Einnahme  kommen. 

§.  154.  Doch  darf  der  Werth  solcher  Naturalien,  welche  der  Niess- 
raucher  schon  verzehrt  hat,  oder  noch  während  der  fortgesetzten  Ad- 
inistration,  zu  seinem  und  semer  Familie  Unterhalt  wirtschaftlich  ver- 
endet, zur  baaren  Einnahme  nicht  gezogen  werden. 

§.  155.  Zur  Ausgabe  gehören  zuvörderst  alle  in  dem  Laufe  des  Wirth- 
ihaftsjahres  zu  entrichtende  ordentliche  und  ausserordentliche  Abgaben. 

§.  156.  Ferner  die  nach  obigen  Grundsätzen  aus  dem  Niessbrauche 
i  entrichtenden  Zinsen. 

§.  157.  Endlich  alle  und  jede  zu  einer  ordentlichen  gewöhnlichen 
ührung  und  Fortsetzung  der  Wirtschaft  erforderlichen  Ausgaben. 

§.  15&  Dahin  werden  auch  die  Kosten  eines  nach  §.  152.  bestellten 
Mncinschaftlichen  Verwalters  gerechnet. 

§.  159.  Zu  ausserordentlichen  Verbesserungen  darf,  ohne  Einwilli- 
mg  beider  Theile,  von  den  Einkünften  dieses  Wirtschaftsjahres  nichts 
erwendet  werden. 

§.  160.  Doch  kann  der  Eigenthümer  die  Fortsetzung  bereits  angefan- 
cner  Verbesserungen,  aber  nur  auf  seine  Kosten,  verlangen. 

§.  161.  Am  Ende  des  Wirtschaftsjahres  ist  das  bis  zur  nächsten 
rndte  erforderliche  Futter;  ingleichen  so  viel  an  Getreide,  als  bis  eben 
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dahin  zur  Speisung  des  Gesindes  und  der  Arbeiter,  ingleichen  zu  den 
Wirthschaftsdeputaten  nöthig  ist,  zurück  zu  lassen. 

§.  162.  Getreide  zum  Betriebe  der  Branntweinbrennerei  sind  der 
Niessbraucher,  oder  dessen  Erben,  gar  nicht,  und  Getreide  zur  Braue- 
rei nur  in  so  fern,  als  Bier  zur  Erndte,  oder  andern  Wirthscbaftsnolh- 
durften  gebrauet  wird,  zurück  zu  lassen  schuldig. 

§.  163.  Für  diese  Vorrälhe  können  der  Niessbraucher  oder  dessen 
Erben  bei  Ermangelung  eines  besondern  Vertrages,  keine  Vergütung 
fordern,  oder  in  der  gemeinschaftlichen  Rechnung  etwas  dafür  in  Geld- 
einnahme stellen. 

§.  164.  Vielmehr  müssen  sie,  wenn  kein  hinlänglicher  Vorrath  vor- 
handen ist,  das  Fehlende,  nach  den  zur  Zeit  der  Uebergabe  an  den  Ei- 
gentümer stehenden  Marktpreisen  in  so  fern  vergüten,  als  erhellet, 
dass  der  Mangel  durch  den  während  des  Wirtschaftsjahres  geschehe- 
nen Verkauf  solcher  Naturalien  entstanden  sei. 

§.  165.  Wegen  der  Einnahmen  und  Ausgaben,  welche  in  die  Zeiten 
vor  geendigtem  Niessbrauche  treffen,  soll  den  Angaben  des  Niessbrau- 
chers  oder  den  von  ihm  zurückgelassenen  Rechnungen  oder  Abzeich- 
nungen, auch  ohne  eidliche  Bestärkung,  so  lange  geglaubt  werden,  bis 
deren  Unrichtigkeit  nachgewiesen  ist. 

§.  166.  Der  nach  Abzug  aller  Ausgaben  übrig  bleibende  reine  Ertrag 
wird,  nach  Verhältniss  der  vor  und  nach  Endigung  des  Niessbrauchs 
verflossenen  Zeit,  zwischen  dem  Eigenthümer  und  dem  Niessbraucher 
oder  dessen  Erben  getheilt. 

§.  167.  In  gleichem  Verhältnisse  muss  auch  der  Schade  getragen  wer- 
den,  wenn  die  Ausgabe  die  Einnahme  überstiegen  hat. 

§.  168.  Ist  zur  Zeit  des  geendigten  Niessbrauchs  das  Gut  verpachtet: 
so  muss  der  reine  Betrag  des  Pachtgeldes,  welcher  nach  Abzug  der 
§.  155  bis  158.  beschriebenen  Ausgaben  übrig  bleibt,  in  eben  diesem 
Verhältnisse  getheilt  werden. 

§.  169.  Ist  das  zum  Niessbrauche  eingeräumt  gewesene  Grundstück 
zwar  an  sich  ein  Städtisches ;  damit  aber  zugleich  Ackerbau  und  Vieh- 
zucht verbunden:  so  finden  die  obigen,  wegen  eines  Landguts  gegebe- 
nen Vorschriften,  in  Ansehung  der  gesammten,  im  letzten  VVirthschafts- 
jahre  von  einem  solchen  Grundstücke  fallenden  Früchte  und  Nutzun- 
gen Anwendung. 

bei  andern  Grundstücken,  Gerechtigkeiten  und  Capilalieo. 

§.  170.  Von  Grundstücken,  mit  welchen  keine  Landwirtschaft  ver- 
bunden ist,  ingleichen  von  Gerechtigkeiten  und  ausstehenden  Capita- 
lien,  werden  alle  Nutzungen  und  Lasten  bis  zum  Ablaufe  des  Viertel- 
lahres, in  welchem  der  Niess brauch  aufgehört  hat,  zum  Vermögen  und 
Nachlasse  des  Niess  brauchers  gerechnet. 

§.  171.  In  dieser  Rücksicht  nimmt  das  Jahr  mit  dem  ersten  Junius 
seinen  Anfang. 

§.  172.  Uebrigens  wird  ein  jeder  Niessbraucher,  welcher  sich,  nach 
Endigung  seines  Rechts,  eines  widerrechtlichen  Verzugs  bei  der  Rück- 
gabe der  Sache  schuldig  macht,  von  diesem  Zeitpunkte  an,  durchge- 
hends  und  in  jeder  Rücksicht,  als  ein  unredlicher  Besitzer  angesehen. 

§.  173.  Sind  verbrauchbare  Sachen  zum  Niessbrauche  gegeben  wor- 
den: so  wird  vermuthet,  dass  nur  eben  so  viel  Sachen  von  gleicher  Be- 
schaffenheit zurückgegeben  werden  sollen.  (Tit*2.  §♦  120.  121.) 
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§.  174.  Erhellet  aber,  dass  nach  dem  "Willen  des  Bestellers  eben  die- 
ben  Sachen  zurückgewährt  werden  sollen:  so  muss  der  Eigenthümer 
h  mit  dem  begnügen,  was  davon,  und  in  dem  Stande,  wie  es  alsdann, 
ch  wirtschaftlichem  Gebrauche,  noch  wirklich  vorhanden  ist. 

§.  175.  Der  Nicssbraucher  ist  in  diesem  Falle  die  Abnutzung  nur  so 
;it  zu  vertreten  schuldig,  als  er  sie  durch  Vorsatz  oder  grobes  Verse- 
n  veranlasst  hat 

Endigung  det  NieMbraocb«.  t 

§.  176.  Jeder  Niessbrauch  hört  mit  dem  Tode  des  Berechtigten  auf, 
d  geht  in  der  Regel  auf  die  Erben  desselben  nicht  über. 
§.  177.  Auch  wenn  der  Niessbrauch  auf  eine  gewisse  Zeit,  oder  bis 
einem  gewissen  Erfolge  verliehen  wäre,  erreicht  selbiger  dennoch 
t  dem  frühern  Ableben  des  Niessbrauchers  seine  Endschaft. 
§.  178.  Sind  die  Erlien  des  Berechtigten  zumNiessbrauche  ausdrück- 
h  mit  berufen:  so  ist  dieses  dennoch,  im  zweifelhaften  Falle,  nur  von 
n  Erhen  des  ersten  Grades  zu  verstehen. 

§.  179.  Ist  der  Niessbrauch  einer  Gemeine,  Corporation,  oder  an- 
rn  moralischen  Person  beschieden:  so  dauert  er  so  lange,  als  dieselbe 
Dralische  Person  noch  vorhanden  ist. 

§.  ISO.  Dagegen  können  aber  auch  dergleichen  moralische  Personen 
len  solchen  fortwährenden  Niessbrauch  nur  in  Ansehung  derjenigen 
ichen  erlangen,  in  Ansehung  welcher  sie  das  Eigenthum  zu  erwerben 
ch  den  Gesetzen  fähig  sind. 

§.  181.  Dem  Nicssbraucher  steht  es  zu  allen  Zeiten  frei,  seinem  Rechte 
den  Eigenthümer  zu  entsagen.  / 
§.  182.  Ist  jedoch  der  Niessbrauch  durch  einen  lästigen  Vertrag  be-f 
2lit:  so  finden,  wegen  einseitiger  Entsagung  desselben,  die  allgemei-f 
?n  Regeln  Über  den  Rücktritt  von  Verträgen  Anwendung.  f 
§.  183.  Auch  kann  bei  dem  aus  dem  Gesetze  unmittelbar  entstehen- 
;n  Niessbrauche,  der  Niessbraucher,  durch  Entsagung  seines  Rechts, 
»n  den  Pflichten,  zu  deren  Vergütung  ihm  der  Niessbrauch  angewie- 
n  worden,  sich  nicht  befreien. 

§.  184.  Uebrigens  findet  wegen  Aufhebung  und  Verlust  des  Niess- 
auchs  durch  Verjährung,  durch  den  Untergang  der  Sache,  und  durch 
onsolidation,  eben  das  Statt,  was  in  Ansehung  anderer  Rechte  tiber- 
mpt  vorgeschrieben  ist 

§.  185.  Ist  Jemanden  der  Niessbrauch  einer  Sache  bloss  nach  seinem 
edürfniss  verliehen:  so  finden  die  Vorschriften  des  Neunzehnten  Ti- 
ls  §.  22. 24-28.  Anwendung. 

§.  186.  Auch  bei  einem  solchen  Nutzungsrechte  müssen  die  von  der 
iche  zu  entrichtenden  Lasten  und  Abgaben  von  den  Nutzungen  erst 
gezogen  werden ,  ehe  der  Berechtigte  daraus  sein  Bedürfniss  neh- 
en  kann* 

Zweiter  Abschnitt. 

Von  der  Erbpacht 

Begriff. 

§.  187.  Der  Vertrag,  vermöge  dessen  Jemand  das  vollständige  Nut-  ^ 
ingsrecht  einer  fremden  Sache  gegen  einen  damit  im  Verhältnisse  Ste- 
nden Zins  erblich  überkommt,  wird  ein  Erbpachtcontract  genannt. 
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1)  ©ergt.  IBdlct  ».9.öctbr.  1807  (f.  5,  betr.  ble  SBtflignlg  ber8cbn*»  unb  $ibeicomim'6**t< 
ftgec  ju  QSererbparfjtunaen)/  f.  tu  I.  8.  |.  6-8. 

2)  3n  betreff  ber  33ererbpa<fttund  von  !Doma(nengrunbilu(fen  f.  ju  II.  14. 1. 16  Mqq. 

s  §.  188.  Bas  Erbpacht  recht  ist  in  der  Regel  immerwährend,  und  geht 
'  auf  alle  Erben  des  Besitzers  ohne  Unterschied  über. 

§.  189.  Doch  ändert  es  das  Wesen  des  Geschäftes  nicht,  wenn  auch 
S  der  Vertrag  nur  auf  gewisse  Grade  oder  Generationen  geschlossen 
worden. 

Grbpachtzin». 

§.  190*  Bei  Beurth eilung  des  Verhältnisses  zwischen  dem  Ertrage 
des  Pachtstückes,  und  dem  darauf  gelegten  Zinse,  muss  auf  die  Zeit  des 
eingegangenen  Vertrages,  und  die,  damals  vorgekommenen  Umstände 
Rücksicht  genommen  werden. 

§.  191.  Daraus  also,  dass  ein  solches  Verhältniss  gegenwärtig  nicht 
mehr  vorhanden  ist,  folgt  noch  nicht,  dass  das  Geschäft  für  keine  Erb- 
pacht anzusehen  sei. 

§.  192.  Ist  es  zweifelhaft:  ob  dem  erblichen  Besitzer  ein  wirkliches 
Erbpachts-  oder  nur  ein  erbliches,  jedoch  eingeschränktes  Nutzungs- 
recht übertragen  worden;  so  wird  letzteres  vermuthet 
.  §.193.  Der  Erbpachtzins  ist  in  der  Regel  unabänderlich,  und  kann 
nicht  erhöhet  werden. 

SBeacii  9(Höfutift  bei  <£rbpa$n<ifffi  f.  bf c  na*  f.  211  tleftiXittlS  an$tftfttttn  ©arorbnunstn. 

§.194.  Ist  jedoch  festgesetzt,  dass  nach  Ablauf  eines  bestimmten 
Zeitraumes  ein  neuer  Nutzungsanschlag  aufgenommen,  und  darnach  der 
Zins  für  den  folgenden  Zeitraum  bestimmt  werden  solle:  so  verliert  das 
Geschäft  bloss  dadurch  noch  nicht  die  Eigenschaft  einer  Erbpacht 

ErWandtgeltk 

§.  195.  Wenn  erhellet,  dass  bei  dem  Anfange  des  Geschäfts  ein  Erb- 
Standsgeld  gezahlt  worden:  so  wird  vermuthet,  dass  selbiges  für  die 
Erbgerechtigkeit  gegeben,  und  ein  unwiderrufliches  Eigenthum  des  Erb- 
verpächters geworden  sei. 

Rescript ».  1 7.  9(»rU  1805,  fea§  in  »orfteGenbem  f.  „Q?rtt>wä*ter*  tfatt  (»le  Iii  be*  &m 
Aufgaben  be5tt.  C.«.<lc6t)A«rbDa<6ter'/ittIef«ift.  N.C.C.T.X.  «.778. 

§.  196.  Ohne  ausdrückliche  Verabredung  kann  also  der  Erbpächter 
die  Interessen  des  Erbstandsgeldes  auf  seinen  zu  entrichtenden  Zins 
nicht  abrechnen. 

§.  197.  Auch  wird  er  dadurch,  dass  er  ein  Erbstandsgcld  entrichtet 
hat,  von  der  Verbindlichkeit,  Caution  zu  bestellen,  in  Fällen,  wo  er 
sonst  nach  den  Gesetzen  dazu  verpflichtet  ist,  nicht  frei. 

§.  198.  Wenn  aber  erhellet,  dass  das  Erbstandsgeld  bloss  als  Cau- 
tion für  den  Verpächter  eingezahlt  worden:  so  kommen  die  davon  fal- 
lenden Zinsen  dem  Erbpächter  zu  gute. 

Recht«  and  Pflichten  des  Erbpachten. 

§.  199.  Der  Erbpächter  hat,  in  Ansehung  der  erpachteten  Sache 
alle  die  Rechte  und  Pflichten,  welche  im  vorigen  Abschnitte  einem 
Niessbraucher  beigelegt  sind. 

§.  200.  Doch  fallen  diejenigen  Rechte  und  Pflichten  des  Niessbrau- 
chers,  welche  auf  die  dem  Eigenthümer  künftig  zu  leistende  Rückgabe 
Beziehung  haben,  bei  dem  Erbpächter,  dessen  Recht  fortwährend  ist, 
hinweg. 
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Anh.  §.  55.  War  die  Ausübung  einer  Gerechtigkeit  mit  dem  Be- 
sitze des  in  Erbpacht  gegebenen  Gebäudes  verbunden,  und 
wird  erstere  durch  den  zufälligen  Untergang  der  Sache  ge-  ^ 
hemmt',  so  muss  der  Verpächter  auf  seine  Kosten  das  Ge- 
bäude wieder  herstellen,  in  so  fern  die  etwanige  Versiche- 
rungssumme zur  Wiederherstellung  nicht  hinreicht,  und  im 
Erbpachlscontracte  auf  diesen  Fall  nichts  'bestimmt  ist. 

Diese  Bestimmung  tritt  auch  dann  ein,  wenn  andere  zu 
Erbpachtsgütern  gehörige  Gebäude,  ein  solcher  Zufall  be- 
ir offen  hat. 

entnommen  aut  Um  Gutachten  ber  ©efeecommiffion  o.27.sDiari  1801. 

§.  201.  Die  Erbpachtsgerechtigkeit  ist  das  volle  Eigenthuin  desPäch- 
tets,  und  es  kann  von  ihm  darüber,  so  weit  er  nicht  durch  den  Inhalt 
dei  Contracts  eingeschränkt  ist,  frei  verfügt  werden. 

■ 

ltescrlpt  o.l  8.9ta*r.l803,  ttn.  Me  SulaffiaMt  ber  SBerofrtnbiin«,  ton  Qrr&paKWgfifern 
ofjne  eonfen*  be*  grboerpadjter*/  wenn  pem  ledern  aueö  ein  ju«  revoemdi  jufle&t. 

ülact)  ber  uns  ton  g  £.  fßl.  aflerandbigft  crtbrtlten  Slnweifung  baben  wir  nad) 
bem  ©entiment  #od)ftöero  General  Dircftorii  bei  ben  au  nbelidun  0{rd)ten  Per» 
Helenen  (grbpadwiSgütern  in  ben  £>opotbefenbüd)ern  ouöbrucUicb  rrgifiriren  muffen/ 
bflg  t>rm  fttöfo  im  gnU  t)cr  fflicfetcrfflflung  ber  in  Der  grbpadwverfcbrcibuna 
aufrrlcaten 'Öerbtnblidrfettcn  bat  jus  revocanrli  juftebe,  unb  er  «Rötfllcbf?  be£ 
fen  feine  2>d)ulben/  welche  obne  ausbrucflicne  Sutfimmung  ber  fttminj  otfe* 
bbrbe  eingetragen/  bei  Suäabung  bc$  juris  revocandl  anerfentun  börfe; 
aud)  iil  un sl  birrnad)  jugleid)  jur  3)flid)t  gemad)t/  obne  Gonfen*  ber  £amera(< 
JÖeb&rbe  in  ben  £ppotbcfenbüd)ern  ber  gebauten  (S)ütcr  feine  ©d)tilben  einzutragen. 

Die  Siimnj*\8e&örbe  bebauptet  aud)  in  specie,  bog  bie  ißefugnig  bem  ftiaco  in 
SBrtreff  btß  ti)ute$  :c.  juiiebe,  unb  wir  buiun  un*  bähet  aud)  verpflichtet,  nnd) 
ber  febon  fachten  geftie$ung  ba0  nbtfcige  im  ftopotbefenbud)  |u  regiiirireri.  jtt 
ber  ftolge  woOte  bie  Söetißcrin  beo*  (£ute0  tc.  wegen  be*  <£rbtbril0  einer  ÜHino* 
rennen  bem  biengen  ^upifleneoflegio  mit  bem  d3ut  Kaution  beließen/  unb  wir  oer» 
langten  in  ©emdgbeit  ber  obigen  ftellfeftung  bie  Beibringung  btß  Gonfrnfe*  ber 
ginani^ebbrbe  jur  iQerpfdnbung  unb  (fcnnagung  btt  iuris  revocandi.  Die*  per* 
anlaste  bie  iöcff&erin/  bei  IE.  >\.  Vi  ©cneral  Directorio  einjjufommen/  welche* 
festere  bUtauf  bie  ©uppiieantüt  ganj  nad)  ben  poii  un0  jlnfang*  angenommenett 
(öruHbfdfcen  babüt  befeniebe«/  bag  c0  ber  Sujhmmung  bc0  Stßci  jur  SJUgocirung 
eine*  «nlebn«  ober  «Berpfänbung  be*  ©ute*  ntd)t  bebürfe,  wie  au*  ber  abfdmft* 
Iid)  beigebenben  SRefolution  fceroorgebt. 

ßiernod)  fit  eint  e*,  bag  bic  Sinanjs^eb&rbc  ftd)  ton  ber  Slichtiafeit  unfer* 
©enttment*,  bem  (£.  ft\  2R.  ^uftij  Departement  beizutreten  gerubet/  jc$t  iHer* 
jeugr,  unö  wir  glauben  baber,  €.  Ä  «üi.  aüerunterttdniqft  anbeim  ntütn  }u  muffen/ 
ob  unb  toad  in  (befolge  tener  Sleugeruna  ^6d)ftbero  General  =  £)trectorii  etwa 
|u  peranlrttfrn  fei.    ananenroerber/  ben  2.  November  vwi. 

Sftefolutfon  be0  ©enerai ■  Directorii. 

Seine  Äbnigl.  annieftdt  ton  «preugen  :e.  Iajfen  ber  tc.  auf  beren  ©orfteßung 
Pom  6. M. pM  worin  |te  bubin  antrdgt: 

bie  roefipreugitcbe  tc.  Cammer  ju  autoriflren  /  bag  ibr  ©rbpaditögut  tc.  toegett 
ber  ibrem  ^ruber  }ugeb&rigen  4000  9itbir.  gur  ^opotbef  beüeilet/  unb  Pon 
erllerer  ber  Sonfen0  §ur  kBerpfdiibuitg  biefcö  C«ut0,  unter  Begebung  be0bem 
Sttco  gebüb^nben  9teüocationsrfd>t8  xrtbtiit  «aben  f&nne, 
hiermit  \u  pt-rnebmen  geben/  toie  bad  ISeneraf«  Direciorium  fotbaneß  0)efud)  ju 
bemiQigeit  nicht  befugt  ttr.    Denn  baburd)  tourbe  gi^eud  roiber  ben  (£rbpad)t0= 
Vertrag  ber  6upplicanttn,  unb  bie  aueftrucflicbe  33orfd)rift  be0  3l.2.*K.  im  t.Ib- 
18.  Xit.  70.9.  §.  in  ©d)aben  gefegt  werben. 

Dagegen  ui  e0  ein  Jrrtbuni/  ber«tn  ben  ^opotbefen«  Sfcten  nad)  bem  Deeretc 
ber  Regierung  Pom  27.  Didrj  c.  eingt'fd)Ud)eu  fein  foll,  bag  ba0  ibr  übertragene 
erbpacbtßgut  nid)t  obne  gintpiniguug  ber  tc.  Cfammcr  Perpfdnbet  werben  f6nnr. 
Denn  ber  baruber  eingegangene  <&rbpa$t0oertra0  Pom  19.  Januar  1785  cnbdlt 
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batxm  ntcfcttf/  unb  baß  31. 2.  SR.  om  angeführten  Orte/  21.  Sit.  20t,  202  unb  215.  §§. 
roiöcrlegt  ibn,  auch  fann  ftd)  iebcr  ©Idubigee  gegen  ben  sRüctfaQ  beß  grbpachtß* 
«Recbtß  baburcb  Hebern,  wenn  er  ftch  ben  Sibtrag  Der  pon  bem  grbpdd)tcr  in  bem 
<Srbpad)tß»23<rtrage  übernommenen  «Pflichten  geb&rig  nadjroeifen  läßt 
SBcrltn,  ben  5.3"li  1802. 

SR  e  f  c  t  I  p  r. 

griebrieb  ®iivelm,  Äbnig  je.  ic.  Unfern  :r.  ©a  bie  (grftdrung  beß@enerar* 
©irectorii  in  Öniebung  ber  von  ber  Ic.  alß  iBfft&erin  beß  gibpacbtßgutfß  u.  nach« 
gefügten  SSewifligung  ber  Söerpfdnbung  beffelben  ganj  Mar  fo  babt^bfßud) 
barnad)  ut  achten-,  welche*  mir  euch  auf  ben  SÖericbt  vom  2  SKoPbr.  c.  }u  erfen- 
«*it  geben.  ^Berlin,  ben  18.  Sftoobr.  1802.  Sfteueß  MrcbiP  23. 3.  <©.  288. 

§.  202.  Doch  ist,  bei  Veräusserungen  unter  Lebendigen,  die  Einwil- 
ligung des  Erbverpäcbters  in  der  Regel  eben  so,  wie  bei  Erbzinsgütera 
der  Consens  des  Erbzinsherrn  erforderlich.  (Tit.  18.  §.  698  703.) 

Kdict  \).9.£>ctbr.  1807,  (|.  3,  betr.  taß  bem  <£rH>erpäcbtf  r  gefe^Ueb  sutfeljenbe  3>orfauf*re<6t) 
f.  ||  L  8.  $.6-8. 

§.  203.  Dagegen  ist  der  neue  Erbpächter  zur  Erlegung  einer  in  dem 
.ursprünglichen  Contracte  nicht  vorbedungenen  Lehnwaare  nicht  ver- 
pflichtet. 

Ree  ht  e  des  Erb  Verpächter*  bei  turUckbleibe»der  Zahlung  de*  Zinses,  bei  schlechter  Wirthscbaft, 

§.  204.  Hat  der  Erbpachter,  bei  dem  Eintritte  des  zweiten  Jahres, 
tlie  Erbpacht  des  vorhergehenden  noch  nicht  abgeführt,  so  ist  der  Ver- 
pächter auf  Sequestration  des  Grundstücks  zu  seiner  Sicherheit  anzu- 
tragen berechtigt. 

Reseript  ü.  1 3.  siuauft  1830,  betr.  bfe  ?(w$fegtmg  bei  porfte&enben  fi.  wegen  ©enueffratioit 

fctr  (^bpadjrSarunbßftrfe  jur  ©ic&tvöeü  be$  @vbi>crp»ra)rev$. 

Dem  fertigt.  D.  2(#er.  wirb  auf  ben  über  bie  93efd)Werbe  beß  Sftögiftratß  *u 
'9t 91.  Pom  14.  3«ni  c.  erflatteten  Bericht  Pom  3.  b.  2tt.,  bei  SRemiftion  ber  <in* 
Gereichten  2lften,  hiermit  eröffnet,  ba§  ber  ^ußijminifter  fieb  mit  ber  Stnfttht  beß 
<SoUegii,  baß  bie  im  §.  204.  £it.  2t.  Xb.  1.  beß  fl.  2.9t.  »erftattrte  ©equefltation 
cineß  @rbpacbtgrunb(h"icrß  nur  in  gotac  eineß  ^ubtfatß  eingeleitet  werben  bürfe, 
nicht  einpetflanben  erfldren  fann.  Die  <£rqueti  ratton  wirb  in  bem  gebuchten  *pa* 
•fagrapben  $ur  @tcberbeit  beß  ©rboerpdcbtcrß,  mitbin  0(0  eine  confcroatoriicbe 
SWaafereqel,  angeorbnet.  Diefe  fann  aber,  roenn  tbr  3wecf  nirtit  oerfcblt  werben 
foQ,  nidit  biß  nur  rechtßfrdftiaen  ©ntfebeibung  aufgelegt/  fonbern  mu§  fofort  »er* 
fugt  werben,  wenn  ber  (Srbpdcbtcr  auf  bie  Ätage  ftcb  nicht  q(eid)  öber  bie  3nbe 
Jung  be6  ^anon0  ou0Wfifeit  !ann.  Der  gngefubrte  ^arngrapb  würbe  oud)  fad 
gar  feine  ©ebeuiimg  baben,  -wenn  baburch  nur  bie  (^rgueftration  in  ber  <£recu* 
tion0^fUÖaiij  nact)gela(Ten  fein  foflte,  ba  jeber  SKealberechtigte  auf  jene,  atö  <§%t= 
eutionemittel  anzutragen  berattiat  tfr.  ^ebenfalls  wt'irbe  bei  entgegengefe&ter 
Stußtegung  bi<  in  jenem ^Jaragravb  entbattene  (t>arafteriftifd)e iPeftimmuna:  „jur 
©i<t)er&cit"  au§er  2tnwenbbarfeit  geiebt  werben  unb  alß  ganj  überflü|T»g  <t* 
fdKtncn,  weldu0  brn  «B&rfchriften  fiber  Stußlegung  ber  (Seübe  9L  ß.  SR.  Einlei- 
tung §.46.  f.  f.  gfrabeiu  entgegen  tritt  würbe,  ©er  (Uetfbgrber  bat,  wir  aud) 
auß  ben  23erbanb(ungen  ber  Ü^ebaction  brß  21.  2.  IR.  beutlich  beroorgebt,  burd) 
bie  im  §.  20I  Tit.  21.  26. 1.  beß  a  2.  Sft.  bem  (grboerpdchter  für  bie  «nfangtf 
uorgefchtagene  ^erwi'rfung  beß  Srbpadttßredjtß  ein  (Surrogat  bttreb  bie  ibm  nicht 
alß  gerobbnticbeß  egffuttonpmittet /  fonbern  „nur  <£id>erbet t"  nacbgelafme 
©fqueftration  gewdbren  woflrn.  Daß  Äbnigf.  O.  2.  ©er.  bat  betnnach,  bem  Sln^ 
trage  beß  üEBagiftratß  ju  81. 9t  gemd§,  bie  ©egueflrarion  uon  91.91./  wenn  foiche 
nitht  febon  inmHfcIfl  auf  b*n  ©rlln^  beß  Erfennfniffeß  beß  2anb  *  unb  ©tabtge' 
riebt*  ju  91.  Pom  4.  Januar  c.  im  2üege  ber  e?ecution  Perfugt  fein  fo0te,  foforf 
ju  perantaffen.  p.  Ä.  3.  S5.36.  e.  HO. 

§.  205.  Nur  wenn  der  Erbpächter  die  Bewirtschaftung  des  Pacht- 
stücks dergestalt  gröblich  vernachlässiget,  dass  der  Verpächter  Gefahr 
läuft,  den  versessenen  und  künftigen  Zins  daraus  nicht  mehr  erhalten  zu 
können,  ist  letzterer  auf  den  gerichtlichen  Verkauf  der  Erbpachtsgerech- 
tigkeit selbst  anzutragen  befugt. 

■  '  t  .  . 
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•  bei  abgeleugneter  Qualität  der  Beeke. 

§.  206.  Ein  Gleiches  findet  Statt,  wenn  der  Erbpächter  seine  Verbind- 
lichkeit zur  Entrichtung  der  Erbpacht,  wider  besseres  Wissen  unredli- 
cher Weise  ableugnet.  , 

Heruntersetiung  de«  Zineea. 

§.  207.  Hat  das  Erbpachtsstück  in  seinem  Ertrage,  durch  unvermeid- 
lichen Zufall,  eine  solche  fortwährende  Verringerung  erlitten,  dass  die 
bestimmte  Erbpacht  daraus  nicht  mehr  genommen  werden  kann:  so  muss 
dieselbe  bis  auf  den  wirklichen  reinen  Erlrag  des  Pachtslücks  herunter 
gesetzt  werden.  •      ,  * 

§.  20$.  Bei  Berechnung  dieses  reinen  Ertrages  ist  der  nolhwendige  Un- 
terhalt des  Erbpächters  und  seiner  Familie  nur  so  weit,  als  dieselben  bei 
der  Bewirtschaftung  des  Guts  Dienste  leisten,  von  dei}  Nutzungen  un- 
ter den  Wirlhschaftsausgaben  in  Abzug  zu  bringen. 

§.  209.  Der  Nachlass  am  Zinse  dauert  nur  so  lange,  als  das  Gut  in 
den  zum  Abtrage  der  vorigen  Erbpacht  erforderlichen  Stand  noch  nicht 
hat  wieder  hergesteilt  werden  können. 

§.  210.  Wegen  blosser  die  Früchte  und  Nutzungen  des  Pachtstücks 
betreffenden  Unglücksfälle,  kann  der  Erbpächter,  im  Mangel  einer  aus- 
drücklichen Verabredung,  keinen  Nachlass,  sondern  nur  unter  eben 
den  Umständen,  wie  der  Erbzinsmann,  Nachsicht  fordern.  (Tit.  18. 
§.759.760.)  ...  . 

Erlaaa  dea  Zinses. 

§.211.  Hat  ein  unvermeidlicher  Zufall  den  Erbpächter,  ohne  alles 
sein  Verschulden,  ganz  ausser  Stand  gesetzt,  sein  Recht,  ein  oder  meh- 
-ere  Jahre  lang,  durch  sich  selbst,  oder  durch  Andere  auszuüben:  so 
tann  ihm  für  diese  Zeil  kein  Zins  abgefordert  werden. 

$n  betreff  ber  Wlöftittg  be*  <£vbvad>Mn(ti  bergt,  r 

a)  Verordnung  b.  I6.gjjdr»  1811  über  bie  «Höfling  ber<DoAmfHe» * Wgabeit Jebtr 

UfJ  f.i«H.  14.fl6aeqq. 

b)  Kdlet  jui- VetörbemBg  bere<uibeutrur(t.2)  unb  Verordnung  9.3i.$la<  1816, 
•egen  ^Hölting  be*  <£rb»actirteanon$  bon  ben  ©lutibfcHrfen  ber  geißltften  unb  milben  etffrungen; 

jlll.  22.  f.2«8.  (  ( 

e)  Ablösungsordnung  &.7.3uni  1821,  Gesetze  wegen  ftmvenbung  bfefee 
bfcfung^Di-bnung  im  Ojroijtjeriogrbuni  tyofta  je  /  unb  Ordnung  roegen  ttbJpfrng  ber  W<aflatfen 
SBtftvWtn  tc. ;  f.iull.  7.  natbl.4  94. 

Rechte  des  Verpächtere  bei  entatebendem  Unvermögen  dea  Faxbtera,  wenn  der  Erbpacbter 

du  Gat  verlltat. 

§.  212.  Wird  der  Pächter  unvermögend,  die  Pacht  fortzusetzen:  80 
t  der  Verpächter  auf  gerichtlichen  Verkauf  der  Erbpachtgerechtigkeit 
izutragen  berechtigt. 

§.  213.  Ein  Gleiches  findet  Statt,, wenn  der  Erbpächter,  das  Gut  Schul- 
en halber  verlässt,  und  zur  fortgesetzten  Bewirtschaftung  desselben 
:ine  Anstalten  vorkehrt. 

§.  214.  Aus  dem  getysejten  Kaufgelde  ist  der  Erbverpächter  seine  Be- 
edigung,  wegen  des  etwa  rückständigen  Zinses,  odeij  sonst  durch  die 
huld  des  gewesenen  Erbpächters  ihm  cnlstandene  Schäden  und  Kos- 
i,  zu  nehmen  befugt. 

§.  215.  Der  Ucberrest  verbleibt  dem  gewesenen  Erbpächter,  dessen 
ben  oder  Gläubigern. 

Von  der  Rückgabe  dea  Einatand«|eldea. 

216.  Bas  Einstahdsgeld,  welches  der  Erfepächter,  bei  dein  Anfange 
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der  Erbpacht,  als  ein  Einkanfsgeld  für  die  Erbgerechtigkiit  erlegt  hat, 
^ist  der  Verpächter,  wenn  der  Contract  ohne  sein  Verschulden  wieder 
aufgehoben  wird,  zurückzugeben  nicht  verbunden. 

§.217.  Dagegen  kann  er  aber  auch  dem  neuen  Erbpächter,  zum  Nach- 
s  theile  des  vorigen,  seiner  Erben  oder  Gläubiger,  kein  abermaliges  Ein~ 
slandsgeld  abfordern.  v  * 

§•218.  Ist  das  ursprüngliche  Einstandsgeld  nur  als  Caution  bestellt 
worden :  so  muss  dasselbe  bei  erfolgender  Aufhebung  des  Contracts  zu- 
S     rückgegeben  werden. 

§.  219.  Doch  ist  der  Verpächter  darauf  nicht  nur  den  rückständigen 
Zins,  sondern  auch  seine  übrigen  aus  dem  Geschäfte  entspringenden 
Forderungen  an  den  gewesenenErbpächter,  zu  compensiren  wohl  befugt. 
§.  220.  Besonders  gilt  dieses  wegen  der  Schadloshaltung,  welche  der 
.  Erb  Verpächter  dafür  Zu  fordern  hat,  däss  wegen  des  durch  die  Schuld 
des  bisherigen  Besitzers  verringerten  Ertrages,  das  Pachtstück  dem  neuen 
Erbpächter  für  einen  mindern,  als  den  bisherigen  Zins,  überlassen  wer- 
den muss. 

Rechte  des  ErbverpJichtere  Attf  da»  Übrige  Vermögen  des  Pachter«. 

§.  221.  Auch  an  das  übrige  Vermögen  des  Erbpächters  kann  der  Ver- 
pächter, wegen  der  aus  dem  Geschäfte  ihm  zustehenden  Forderungen, 
sich  halten. 

§.  222.  Wegen  des  rückständigen  Zinses  bleibt  ihm  das  in  der  Con- 
cursordnung  näher  bestimmte  Vorrecht. 

§.  223.  Wegen  seiner  andern  Forderungen  aber  hat  er  sich,  in  dem 
übrigen  Vermögen  des  gewesenen  Erbpächters,  eines  besondern  gesetz- 
lichen Vorrechts  nicht  zu  erfreuen. 

Von  vacanten  Erbpachtgerrrhrigkeiteo. 

§.  224.  In  Fällen,  wo  Güter  und  Verlassenschaftcn,  als  herrenlos  oder 
verwirkt,  dem  Staate  anheimfallen,  muss  die  erledigte  Erbpachtgerech- 
tigkeit, für  Rechnung  des  Fiscus,  einem  andern  annehmlichen  Erbpäch- 
ter unter  gleichen  Bedingungen  überlassen  werden. 

Rechte  de*  Erbpachten  in  Prozenten. 

§.  225.  Der  Erbpächter  kann  das  aus  dem  Vertrage  ihm  zukommende 
Nutzungsrecht,  ohne  Zuziehung  des  Eigen thtiiners,  gegen  einen  jeden  ge- 
richtlich verfolgen.  , 

§.  226.  Bei  Processen  aber,  welche  die  Substanz,  Perlinenzstücke  und 
Gerechtigkeiten  des  Guts  betreffen,  linden  die  Vorschriften  vom  Niess- 
brauche  §.  82.  sqq.  Anwendung. 

*  *  4 

Dritter  Abschnitt. 

Van  dem  emgeschränkten  Gebrauchs-  und  Nutzungsrechte 

fremder  Sachen. 

§.227.  Einschränkungen  des  "Nutzungsrechts  werden  theils  durch  die 
Natur  des  Geschäfts,  theils  durch  Verträge  oder  letzt  willige  Verord- 
nungen bestimmt. 

§.228.  Ist  es  zweifelhaft:  ob  Jemandeu  ein  Nicssbrauch,  oder  nur 
ein  eingeschränktes  Nutzungsrecht  verliehen  worden:  so  gilt  die  Ver- 
muthung  für  letzteres. 

I.  Leihvertrag. 

§•  229.  Wird  eine  Saohe  Jemanden  bloss  zum  Gebrauche,  unter  der 
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Bedingung,  dass  eben  dieselbe  Sache  zurückgegeben  werde,  Ufieut geld- 
lich eingeräumt :  so  ist  ein  Leihvertrag  vorhanden. 

§. 230.  Es  gehört  zum  Wesen  dieses  Vertrages,  dass  die  Zeit  der 
Rückgabe  entweder' in  sich  selbst,  oder  durch  die  Art,  oder  den  Zweck 
des  eingeräumten  Gebrauchs,  bestimmt  sei.  .  - 

PMCAriam. 

§.§31.  Ist  weder  die  Art  und  der  Zweck  des  Gebrauchs,  noch  die 
Dauer  desselben  bestimmt:  so  ist  derjenige,  welchem  der  Gebrauch  ein- 
geräumt worden,  für,  einen  blossen  Inhaber  zu  achten. 

§.  232.  Er  ist  also  die  Sache,  auf  jedesmaliges  Erfordern  des  Einräu- 
menden, zu  allen  Zeiten  zurück  zu  geben  schuldig, 

§.  233.  Ein  Gleiches  findet  Statt,  wenn  eine  unbewegliche  Sache,  oder 
ein  Recht,  der  Gegenstand  des  Coutracts,  und  dieser  nicht  schriftlich 
abgefasst  ist. 

Recht  »tir  Rückforderung  bei  den  Leihvertrage. 

§.234.  Ist  aber  ein  wirklicher  und  gültiger  Leihvertrag  vorhanden: 
so  kann  die  Sache  in  der  Regel  erst  nach  verlaufener  Zeit,  oder  nach 
geendigtem  Gebrauche,  zurückgefordert  werden. 

§.  235.  Doch  ist  der  Verleiher  berechtigt,  die  Sache  auch  früher  zu- 
rück zu  fordern,  wenn  ihm  dieselbe  wegen  einer  Veränderung  in  seinen 
eigenen  Umständen ,  die  er  zur  Zeil  der  Verleihung  nicht  voraus  sehen 
konnte,  unentbehrlich  wird. 

§.  236.  Für  den  Nachtheil,  welchen  der  Leiher  alsdann  durch  die  frti- 
icre  Entbehrung  des  Gebrauchs  leidet,  ist  der  Verleiher  zu  haften  nicht 
chuldig. 

§.  237.  Sobald  der  Leiher  eigenmächtiger  Weise  die  ihm  geliehene 
iachc  einem  Andeiui  zum  Gebrauche  einräumt ;  oder  sie  zu  einem  an- 
lern  Zwecke,  als  wozu  sie  ihm  gegeben  worden,  anwendet:  ist  der  Ver- 
lier dieselbe  zurück  zu  fordern  berechtigt. 

Rechte  vnd  Pflichten  de*  Leihers. 

§.  238.  Der  blosse  Leiher  kann  sich  die  Zuwüchse,  Nutzungen,  und 
'r flehte  der  geliehenen  Sache  nicht  anmaassen. 

§.  239.  Bringt  die  Beschaffenheit  der  Sache  und  des  verstatteten  Ge- 
rauchs  es  mit  sich,  dass  der  Leiher  auch  die  Früchte  und  Nutzungen 
»nies6c{  oder  ist  ihm  dieser  Genuss  ausdrücklich  gestattet:  so  kann 
»s  Geschäft,  wenn  es  auch  ein  Leihvertrag  genannt  worden,  dennoch 
clit  nach  den  Regeln  dieses  Vertrages  beurtheilt  werden. 
§.  240.  Vielmehr  finden,  )e  nachdem  der  verstat  tele  Genuss  uneinge- 
hränkt,  oder  eingeschränkt  war,  die  Regeln  vom  Niessbrauche,  oder 
n  Pachten  und  Miethungen  Anwendung,  •  *  '  .■ 

§.  241.  Der  Leiher  ist  die  gewöhnlichen  Erhalt ungskosten  der  Sache 
ihrend  seines  Gebrauchs  zu  tragen  verbunden, 

§.  242.  Fireignen  sich,  während  seiner  Rcsilzzeit,  Umstände,  die  einen 
sserordentlichen  Aufwand  zur  Erhaltung  der  Sache  erfordern:  so  ist 
ar  der  Leiher  dein  Verleiher  Anzeige. davon  zu  machen,  und  ihm,  mit 
ckgabe  der  Sache,  die  Besorgung  dessen  zu  überlassen  befugt. 
§.  243.  Kann  oder  will  er  aber  dieses  nicht:  oder  ist  der  Verleiher 
ht  so  in  der  Nähe,  dass  er  die  Sorge  für  die  Erhaltung  der  Sache 
h  zu  rechter  Zeit  übernehmen  könnte :  so  ist  der  Leiher  dazu  ver- 
iden, 

},  244.  Doch  kann  er  die  darauf  verwendeten  Kosten,  von  dem  Ver- 


Doli  (rrfter  £netl«  Irui  wir  ätcanjtgftee  «neu  §.  245- 


leiher,  nach  den  gesetzlichen  Vorschrift eii!  von  "Besorgung  fremder  An- 
gelegenheiten ohne  ausdrücklichen  Auftrag,  zurückfordern.  (Tit.  13. 
Abschn.  2.)  ;  "; 

besonder*  wegen  Zurlirkgebnnj  der  geliehenen  Sache. 

§.  245.  Der  Leiher  ist  die  geliehene  Sache  zu  allen  Zeiten«  auch  noch 
vor  Ablauf  der  verabredeten  Frist,  und  vor  beendigtem  Gebrauche,  zu- 
rück zu  geben  berechtigt;  wenn  nicht  klar  erhellet,  dass  die  Zeitbestim- 
mung lediglich  zu  Gunsten  des  Verleibers  beigefügt  sei. 

§.  246.  Die  Rückgabe  der  Sache  muss  allemal  i«  dein  Stande,  wie  sie 
gegeben  worden,  erfolgen. 

§.  247.  Gegen  die  schuldige  Rückgabe  kann  sich  der  Leiher  nur  durch 
solche  Einwendungen  schützen,  welche,  einem  Verwahrer  fremder  Sachen 
zu  stallen  kommen.  (Tit.  14.  Abschn.  1.) 

Wegen  dee  von  ibm  tu  vertretenden  Qradee  der  Sebald, 

§.248.  Ist  die  Sache  während  seines  Besitzes  beschädigt,  oder  gar 
verloren  worden:  so  muss  er  dabei  für  jedes,  auch  das  geringste  Verse- 
hen, haften. 

§.  249.  Hat  aber  der  Verleiher  aus  dem  Geschäfte  irgend  einigen  Vor- 
theil; oder  kann  ausgeroitteU  werden,  dass  er  selbiges  zuerst  in  Vor- 
schlag gebracht,  und  den  Leiher  zu  dessen  Eingehung  aufgefordert  habe; 
so  haftet  dieser  nur  für  ein  massiges  Verschen. 

§.250.  Bei  einer' Gefahr,  welche  des  Leihers  eigne  Sache  zugleich 
trifft,  ist  derselbe  die  geliehene  Sache  vorzüglich  zu  retten,  und  wenn 
er  seiner  eignen  Sache  den  Vorzug  giebf,  den  Schaden  oder  Verlust  der 
geliehenen  zu  vertreten  schuldig.  

n  •  1 « v    »      •   «  «i  wegen  de»  Zufalle. ' 

§.  251.  Auch  haftet  der  Leiher  selbst  für  einen  zufälligen  Schaden, 
wenn  er.  eigenmächtig  die  Sache  zu  einem  andern,  als  dem  bestimmten 
Zwecke  gebraucht;  oder  den  Gebrauch  derselben  einein  Andern  über- 
lädst; oder  mit  der  Rückgabe  säumig  ist;  in  so  fern  nämlich,  wenn  diese 
Umstände  nicht  vorgewaltet  hätten ,  der  Zufall  die  Sache  nicht  würde 
getroffen  haben. 

§.252.  Ausser  diesen  Fällen  muss  zwar  ein  ohne  alles  Verschulden  des 
Leihers  sich  ereignender  Zdfall  von  dem  Verleiher  getragen  werden; 

§.253.  Doch  muss  der  Leiher,  wegen  ungesäumter  Anzeige  eines  sol- 
chen Zufalls,  eben  das  beobachten,  was  in  einem  gleichen  Falle  dem 
Verwahrer  fremder  Sachen  vorgeschrieben  ist.  (Tit.  14.  Abschn.  1. 
§.  34.  sq<£) 

§.  254.  Wird  die  verlorne  und  von  dem  Leiher  ersetzte  Sache  in  der 
Folge  wieder  gefunden:  so  steht  es  in  der  Wahl  des  Verleihers:  ob  er 
die  Sache  zurücknehmen,  und  den  dafür  erhaltenen  Werth  herausgeben; 
oder  letztern  behalten,  und  die  Sache  dem  Leiher  überlassen  wolle. 

§.  255.  Für  die  inzwischen  entbehrten  Nutzungen  der  Sache  kann 
eben  so  wenig,  als  für  das  von  dem  Verleiher  bis  dahin  genutzte  Geld, 
Vergütung  gefordert  werden. 

§.  256.  Die  Kosten  der  Auffindung  der  Sache  trägt  derjenige,  der  di« 
Sache  selbst  behält. 

Pflichten  dee  Verleihen. 

§.  257.  Der  Verleiher  ist  seines  Orts  dem  Leiher  nur  für  ein  grobes 
Versehen  zu  haften  schuldig. 
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IL  Vom  Mieth  -  und  Pachtvertrag«. 

§.258.  W  enn  für  den  Gebrauch  der  geliehenen  Sache  ein  bestimmter 
Preis  bedungen  wird:  so  heisst  das  Geschäft  ein  Mieth ungs vertrag. 

Verordnung».  24. 9?0*&r.  1813,  wegen  Huffiebuitg  pe*<EMctf  p.io.3<wtiar  1754,  »ctr. 
tot  $au$im<tljeti  ht  V«  itn- 

2Öir  Jrtebrtd)  SÖHbelm,  von  ©otte*  ©naben  ffönifl  von  Greußen  jc.  Jaienin@r« 
toäguna.  flehen,  bat?  bte,  roeqen  5er  ßautfmietben  in  ttuferer  9teflbenj  ^Berlin,  in 
i>em  öbift  vom  10.  3anu«r  1754  unb  bem  Sfafertpt  vom  15.  ^Iprtl  1765  entfalte« 
neu  Stoidiriften  niebt  mefor  iiörbtg  unb  nur  eine  S3eranlajTun<i  ur  3«>eifeln  unfl 
€tre>.tyfettrn  geroorben  fiub.  2öir  befehlen  unb  worfelten  bafcer,  baj?  tiefe  $on 
fünften  DöflM  aufgehoben  unb  abgefäafft  fein,  unb  bie  9ie<bre  unb  ©erbjnMidjfetf 
ten  ber  $)au*oermtefl)cr  unb  SRterber  febiglid)  nad)  bejt  SBefhirnnungen  be* 
2p.  I.  Str.  21.  §  258.  unb  fol&enbe,  unb  ber  Söerorfenung  t>om  9.3anuar  baur« 
r&etlt  werben  foüen.  ©.  ©.  ©.  198, 

§.259.  Eine  Sache  heisst  verpachtet,  wenn  dieselbe  Jemanden  gegen 
einen  bestimmten  Zins,  nicht  nur  zum  Gebrauche,  sondern  auch  zut 
Nutzung  überlassen  worden.  ,  v,  « 

§.  260.  Ist  eine  fruchttragende  Sache  mit  einer  andern,  die  nur  durch 
den  Gebrauch  der  Substanz  genutzt  werden  kann,  zugleich  und  in. Ei- 
nem Conlracte  ctngeräuinet  worden;  so  giebt  bei  der  Bestimmung:  ob 
das  Geschäft  nach  den  Kegeln  des  Pacht-  oder  Miethcontracts  zu  beurn 
[heilen  sei,  die  Beschaffenheit  der  Hauptsache  den  Ausschlag.  . 

§.  261.  Im  zweifelhaften  Falle  wird  bei  städtischen  Grundstücken  ein 
Vlieth vertrag,  bei  Landgütern  aber  emc  Pacht  angenommen. 

Mieth-  oder  Pachtiio.. 

§.262.  Besteht  dasjenige,  was  für  den  Gebrauch  oder  die  Nutzung 
ler  gemietheten  oder  gepachteten  Sache  bezahlt  wird,  in  baarem  Gelde, 
o  heisst  es  Mieth  -  oder  Pachtzins. 

§.  263.  Von  dergleichen  Zins  gilt  alles  das,  was  wegen  des  Kaufpreis 
es  vorgeschrieben  ist.  (TU.  11.  §.  46.  sqq.) 

§.  264.  Wird  statt  des  Pachtzinses  eine  in  eich  bestimmte  Quantität 
on  Früchten  gegeben:  so  ändert  dieses  niöhts  in  der  Natur  des  Ge- 
ehäftes. 

§.  265.  Ist  aber,  statt  des  Pachtzinses,  ein  gewisser  nur  im  Verhält- 
isse  gegen  das  Ganze  bestimmter  Antheil  (^ärs  quolä)  von  Früchten 
orbedungen  worden:  so  ist  ein  solches  Geschäft  zwar  übrigens  nach 
en  Regeln  des  Pachtconlracts  zu  beurtheilen ; 

§•  266«  Es  finden  aber,  wegen  Vertheilung  der  Früchte  zwischen  dem 
ächter  und  Verpächter,  die  Regeln  des  Gescllschaftsvertrages  Anwen- 
jng.  (Tit.  17.  Abschn.3.) 

Form  des  Vertragt«. 

§.  267.  In  wie  fern  bei  Miethen  und  Pachtungen  ein  schriftlicher  Vor- 
ig erforderlich  sei,  ist  nach  dem  Betrage  des  verabredeten  Pacht- oder 
iethzinses  zu  bestimmen. 

§.  268.  Soll  der  Contract  auch  länger  als  Ein  Jahr  dauern:  so  giebt 
nnoch  nur  der  Betrag  einer  Einjährigen  Micthe  den  Maassstab  zur 
Stimmung:  in  wie  fern  es  eines  schriftlichen  Contracts  bedürfe. 

§.  269.  Ist  in  Fällen,  wo  es  eines  schriftlichen  Vertrages  bedarf,  der- 
Lbe  bloss  mündlich  geschlossen,  aber  durch  die  Uebeügabe  schon  voll- 
gen  worden:  so  ist  er  nur  auf  Ein  Jahr  gültig. 
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§,270- 


Rechte  und  Pflichten   det  Mietber»  und  PKchtcm. 

§.270.  Durch  den  Mieth-oder  Pachtcontract  erlangt  der  Miether  oder 
Pächter  nur  den  geineinge  wohnlichen  Gebrauch,  oder  die  gewöhnliche 
Nutzung  der  Sache. 

§.  271.  Ausserordentlicher,  oder  solcher  Nutzungen,  welche  mit  einer 
Verminderung  der  Substanz  verbunden  sind,  kann  sich  der  Pächter  nur 
in  so  fem  amnaassen,  als  ihm  dieselben  ausdrücklich  überlassen  worden. 

§.272.  Die  verpachtete  muss  so,  wie  die  vermiethetc  Sache,  dem  Päch- 
ter oder  Mielher  in  brauchbarem  Stande  überliefert  werden. 

§.  273.  Geschieht  dieses  nicht:  so  kann  der  Pächter  oder  Miether  den 
Verpächter  oder  Venniether  dazu,  und  zum  Ersätze  des  aus  der  con- 
tractwidrigenßeftchaffeinVit  der  Sache  entstandenen  Nachtheils,  gericht- 
lich anhalten;  oder  die  Annahme  verweigern,  und  von  dem  Vertrage 
ganz  abgehen. 

§.  274.  Hat  er  die  Sache  in  branchbaren  Stand  setzen  lassen:  so  ge- 
bühren ihm,  wegen  Zurfickforderung  der  darauf  nothw endig  und  nütz- 
lich verwendeten  Kosten,  die  Rechte  eines  solchen,  der  fremde  Geschäfte 
dhne  Auftrag  besorgt  hat.  (Tit.  13.  §.  234-237.) 

§,  275.  Hat  jedoch  ein  Pächter,  wohl  wissentlich,  ein  verfallenes  oder 
Verwüstetes  Gut  in  Pausch  und  Bogen  gepachtet,  ohne  zu  dessen  "Wie- 
derherstellung sich  etwas  vorzubedingen:  so  kann  er  von  dem  Verpäch- 
ter dergleichen  Wiederherstellung  nicht  fordern, 

§.  276.  Auch  kann  er,  wegen  der  von  ihm  selbst  darauf  verwendeten 
Kosten,  weder  Abzüge  von  der  Pacht  machen,  noch  sonst  einigen  Er- 
satz verlangen,  als  in  so  fern  dergleichen  im  Contracle  ausdrücklich  ver- 
abredet ist. 

§..277.  Besondere  Bequemlichkeiten,  oder  vorhin  nicht  gewöhnlich 
gewesene  Nutzungen,  ist  der  Veriniether  oder  Verpächter  nur  in  so  fern 
zu  gewähren  schuldig,  als  er  sich  dazu  ausdrücklich  verpachtet  hat. 

Grad  der  Verschuldung. 

§•  278.  Bei  sich  ereignenden  Beschädigungen  an  der  verpachteten 
oder  vermietheten  Sache  ist  der  Pächter,  oder  Miether,  auch  für  ein 
mässi<:es  Versehen  zu  haften  schuldig. 

§.  2.7$).  Nur  dann,  wenn  er  die  gepachtete  oder  gemiethete  Sache  zu 
einem  andern  Behufe,  als  wozu  sie  ihm  überlassen  worden,  anwendet, 
muss  er  auch  ein  geringes  Versehen  vertreten. 

Verbesserungen, 

§.  280.  Wegen  Vergütung  oder  Zurücknahme  gemachter  Verbesse- 
rungen findet  in  der  Hegel  eben  das  Statt,  was  beim  Niessbrauche  ver- 
ordnet ist.  (§,  124,  sqq.) 

§.281.  Doch  kann  der  Pächter  oder  Miether  den  Verpächter  oder 
Veriniether  zur  Einwilligung  in  zu  machende  Verbesserungen  in  keinem 
Falle  nfithigen, 

§,  282,  Wenn  dagegen  auf  höheren  Befehl  Anstalten  und  Einrichtun- 
gen auf  dem  verpachteten  Gute,  nicht  sowohl  zur  Verbesserung  des 
*  Ertrages  desselben,  als  vielmehr  des  geineinen  Besten  wegen  gemacht 
werden  müssen:  so  ist  der  Pächter  die  auf  solche  Anstalten  zweckmäs- 
sig verwendeten  Kosten  von  dem  Verpächter  zurück  zu  fordern  be- 
rechtiget, 

§>  283.  Muss  die  Pacht,  ohne  Verschulden  des  Pächters,  vor  dem  Ab- 
laufe der  bedungenen  Zeit  geräumt  werden:  so  kann  der  Pächter  für 
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die  aueh  ohöe  besondere  Einwilligung  des  Verpächters  gemachten ,  2ur 
Zeit  der  Räumung  noch  wirklich  vorhandenen  Verbesserungen,  eine 
verhällnissmässige  Vergütung  fordern. 

§.284.  Wenn  nämlich  der  Pächter  nachweisen  kann,  dass  er  in  dem 
ersteu  Drittel  der  contraetmässigen  Pachtzeit  Verbesserungen,  deren 
Nutzen  sich  erst  in  späteren  Jahren  äussern  kann,  gemacht  habe:  so  sol- 
len die  Kosten  auf  die  Jahre,  welche  die  Pacht,  vermöge  des  Contracts, 
nach  Ablauf  des  ersten  Drittels  noch  hätte  dauern  sollen,  vertheilt,  und 
der  auf  die  noch  rückständigen  Jahre  kommende  Antheil  dem  Pächter 
erstattet  werden.  ' 

§.  285.  Wenn  also  z.  B.  ein  Pächter,  welcher  auf  Neun  Jahre  gepach- 
tet hat,  in  den  ersten  Drei  Jahren  Tausend  Thaler  auf  dergleichen  Me- 
liorationen verwendet  hätte,  und  die  Pacht  mit  dem  Ablaufe  des  Sech- 
sten Jahres  räumen  müssto:  so  ist  er  annoch  Fünfhundert  Thaler  MeJio~ 
rationskosten  zu  fordern  berechtiget. 

§.  286.  Der  Bei  rag  der  Verbesserungskosten  ist  in  diesem  Falle  nach 
Jen  Vorschriften  des  Siebenten  Titels  '§.  209.  zu  bestimmen. 

Conservationskotten. 

§.287.  Wegen  der  von  dem  Pächter  oder' Miether,  zur  Abwendung 
jines  der  Substanz  der  Sache  drohenden  Schadens  zweckmässig  ver- 
vendeten  Kosten,  hat  derselbe  die  einem  Uebernehmer  fremder  Ge- 
chäfte  beigelegten  Rechte.  (Tit.  13.  §.  234-237.) 

LmUb  and  Abgaben. 

§.  288-  Bei  eigentlichen  Mielhungen  ist  der  Miether  zu  Lasten  und 
abgaben  von  der  Sache,  die  er  nicht  ausdrücklich  übernommen  hat, 
icht  verpflichtet. 

§.  289.  Insonderheit  müssen  die  Lasten  der  Einquartierung  in  der 
,cgel  nicht  von  dem  Miether,  sondern  von  dem  Vermiether  getragen 
erden. 

§.  290.  Unter  diesen  Lasten,  deren  Ersatz  der  Mietlier,  wenn  er  sie 
>rgeschossen  hat,  von  dem  Vermiether  nach  dieser  Vorschrift  fordern 
um,  sind  nur  solche  Verpflegungskosten,  welche  die  Einquartierung 
;nnöge  allgemeiner  oder  Besonderer  Verordnungen  zu  verlangen  be- 
chtigt  ist,  mit  begriffen. 

1)  Rescript  ».  2.%uli  1808,  tocgett  <Bertt)euung  ber  (£in<tuartfci'iingtfaßrn  jnriftöen  ben 
rmietOtvn  unb  gjitetßern  nmljtenb  bei  $tlc$t$-         ,  , 

sftadjbem  turd)  bie  d.O.  Pom  24.  Suniutf  b. 3f.  Orunbfdfce m gen  $fu£g(eU 
mg  ber  $rteg0fdtdben  /  S3tpur0  eine*  beflbalb  ju  publidrenben  ^Reglement*/  be* 
nmt  unb  zugleich  perorbnet  roorben  ifl/  ba§  intertmifiifd)/  unb  bitf  auf  fünf  (ige 
die  geftfefcuna  über  bie  ©ertpeilutta  ber  Einquartierung,  ßofien  jroifdjen  ben 
rmiet&ern  unb  SMet&ern/  folgrnbc  $orfd)rtften  gelten  foHen,  nämlich 

)  wo  bereit«  93ern)eilung*grunbffu)e  in  ben  einzelnen  ®täbtm  mit  Sufhmmung 
ber  Korporationen  feftaeftellt  ftnb/  iji  etf  babel  ju  belaufen;  in  fofern  biefe 
C&runbfdpe  un^ureidbenb,  unb  wo  bergleidjen  gar  nid)t  feßgefefct  ftnb/  treten 
nacbftebenDe  Söefiimiminqen  ein: 

)  T)at  2t.  ß.  Sft.  it.  l.  Sit.  21.  §.  289/  290.  ge&t  nidyt  auf  folefre  feinMtc&e, 
mit  Verpflegung  perbunbene  Einquartierungen/  aU  jept  flattgefunben  baben;  ♦ 
)  bie  Söerpflegungßfofien/  bie  ber  SCRietber  auf  bie  fernbliebe  Üinquartirrunq, 
reo  mit  f«ine  Sßobnnng  belegt  getpefen  ift/  penpenbet  bat/  ftnb  obne  9föcfftcl)t 
ifcrer  ©auer/  jtptfcben  bem  äHiet&er  unb  ©crmiet&er  ju  gletdun  Spellen 
ju  vertpeilen; 

)  ftat  ber  SJermlet&er  felbff  einen  £&eil  be*  #aufetf  beroobnt/  fo  ifl  berfelbe 
aud)  ju  ber  anbern  £>(llffe/  nad)  ber  @rb§e  feiner  SBobnung  unb  im  &er« 
fcdltnifj  berfelben  gegen  bie  2üofcnung  beß  aWet&er*/  beitragen  prrbunbenj  m  ' 
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554  ©rfter  ZfyiU  Gin  unb  jwangigfltt  f&ttL  §.291- 

5)  e*  f&nn*n  jebod)  nicfct  mc&r  Serpfffgungtffoflen  nir  ßiqnibatton  gefcratfct 
»erben'/  al*  bie  feinbli*c  ginguarticrung  nacr>  ibrem  ^Reglement  j«  t orbern 
berechtigt  gewefen  ijl,  inbem  bagegen  biejenigen  ©erroenbung<n,  »eiche  über 
biefe  ©acb«  bi»aufgcben,  al*  (grpreffung  unb  jufäfligetf  greignif/  au$fcr)ltcfj» 
•lid)  bem  baoon  betroffenen  £&eil  jur  tfäf!  verbleiben ; 

6)  in  91b Hey  ber  2ßobnung  fetbft  verbleibt  e0  bei  bem  §.  300.  am  angefü&r« 
ten  Orte; 

7)  bei  ber  buren  ben  ßrieg  tteranfagten  nicht  feinbUdjen  Einquartierung  »er* 
bleibt  eö  in  ben  ©tdbten/  wo  9tr.  l.  nicht  eintritt/  bei  brn  33orfcnriftrn  beö 
21.2.9c.  §.28.9/  290/  300.  unter  ber  (Sinidn'dnrung,  ba§  ber  ÜRietfcer  nur 
ben  grfaft  ber  einen  $älfte  ber  re,gletncnt0md§tgen  Soften  von  bem  Rennte» 
tber  f orbern  fann,  alle  übrige  ©eroflegungefofien  aber  tragen  mu§; 

fo  babt  3br  Sud)  felbö  nicht  nur  in  Euren  gntfdmbungen  hiernach  |U  achten/ 
fonbern  auch  bte  ©ertchte  in  ben  ©tdfctcn  Eureß  Departement*  anjuroeifen. 

•3^atbi0  *8.7.  @.93.  lrabtchnitt 

2)  C.  O.  o.  20.g)ul  1812,  wegen  Wcbtanwenbuna  &cv  §.  2  8»  unb  290  b.t.  auf  bte  bamattfle 
Wrt  ber  €inquartievung. 

3ch  überzeuge  mid)  au6  ben  etngerjenbfh  SBefdwerben  über  $rä({raoartonen  buret) 
Me  Einquartierung,  ba£  auf  bie  gegenwärtige  9lrt  ber  Einquartierung  unb  SJerpfle« 
gung  auMänbifdjer  Gruppen  roeber  bte  ©efefeftefle  be*  3.&91.  £M-  Xü.XXI. 
§.289  unb  290.  Slnrccnbung  ffnbcri  tatin,  noch  bafc  bie  SKegnlirung  btefer  £aft  in  ben 
©täbten  alö  bloße  tfommunalfacfce,  welcfje  fle  nicht  ifl,  nacr)  ben  SBorfdjrtften  ber 
©täbteorbnuna  ben  s3Ragifträten  unb  ©tabtoerorbneten  übcrlajjen  werben  burf.  3d> 
will  baber  bte&orfchuften  ber®täbteorbiiungfürbaögegeu«)Ärtige@tnquartternng^ 
unb  SBerpflegungöwefen  fufpenbiren,  unb  tiberlaffe  3hneu,  bte  Einleitung  lur  Ein» 
rtchtung  befonberer  mit  biefer  Singeleqenbett  ju  befdjäftigenberÄomnitffionen,  fowte 
jur  Entwerfung  eine*  iroe  (f  niäjjigen  ^egulatto* über ba$9Karfcr)*, Einquartierung^« 
unb  SJerpflegungewefen  förberfamfr  jit  treffen.  ©.     <S.  47. 

3)  53ev^t.  wcgm^fetOeiltuig  ber  feintfiefien  (£in<iuartierun<}3lflft  wäfirenb  bei*  friunöfifc&fn  3nw» 
fion  in  bei-  <StaM  Berlin  öaö  Rescript ».  2i.?iprU  1807  ncMl  Regulativ  o.  i s.fotr. 
tj«U*.9MX.  @.30.  SKat6iSav.4.e.  509  uuB  575),  fenote  Rescript  t>.  18.  »Mi  1810  nrtjt 
Gutachten  feef  AamtnwtYttfitf  U'.Dt.X.  ®.  337.  «mae^W  *.9.@.  256)  u-  C.  O«».24.97o»br. 
l8io  (v.W.X.  e.4  84.  g)?f»t()i$  ^.9.  e.548);  t>cii)t.CO.  v.6.gj:ai  18U  net>ft  Regulativ 
übn*ba&(£tnfluartni'ung3u>eicn  in  SS e r I t n  nwbrcnb bei* banialtgenZvuppendurdmtärfrftc. (@.<3- <g.29.) 

§.291.  Bei  Mielhungcn  ist  der  Venniether,  im  Mangel  besonderer 
Verabredungen,  schuldig,  die  Sache  während  der  conlractmässigen  Zeit 
in  brauchbarem  Stande  zu  unterhalten,,  und  also  auch  die  nöthigen  Re- 
paraturen, welche  durch  den  erlaubten  Gebrauch,  oder  durch  Zufall 
entstanden  sind,  zu  übernehmen. 

§.292.  Bei  eigentlichen  Pachtungen,  die  in  Pausen  und  Bogen  ge- 
schlossen worden,  trägt  der  Pächter  alle  von  der  Sache  zu  entrichtende 
Lasten  und  Abgaben,  die  dem  Verpächter  nicht  ausdrücklich  vorbehal- 
ten sind. 

§.  293.  Doch  haftet  c*uich  in  diesem  Falle  der  Verpächter,  ohne  be- 
sonderen Vorbehalt,  für  die  Interessen  der  Hypothek  schulden^  und  für 
die  aus  Verträgen  oder  letzlwilligen  Verordnungen  auf  der  Sache  haf- 
tenden Zinsen,  und  fortlaufenden  Prästationen. 

§.294.  Hat  der  Pächter  nach  einem  Anschlage  gepachtet:  so  wird 
vermuthet,  dass  er  nur  die  darin  von  dem  Ertrage  abgezogene  Lasten 
und  Abgaben  übernommen  habe. 

§.295.  In  allen  Fällen  muss  der  Pächter  diejenigen  Abgaben  tragen, 
welche  von  den  Früchten  allein,  bei  deren  Verwendung  oder  Veräusse- 
rung,  ohne  Rücksicht  auf  die  Substanz  des  Gutes  und  auf  die  Person 
des  das  Pachtgeld  ziehenden  Verpächters,  zu  entrichten  sind. 

§.  296.  Wie  weit  die  Sorge  für  die  Unterhaltung  der  Sache  in  brauch- 
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.nd  nutzbarem  Stande  dem  Pächter  oder  dem  Verpächter  obliege,  wird 
inten  näher  bestimmt.  (§.  433.  sqq.)  '         *  :-  t  . 

Bestimmungen  wegen  Entrichtung  und  Erlaaaung  de«  Pacbt-  and  Slietfatinse«. 

§.  297.  Der  Pacht  -  und  Miethzins  mu6s,  wenn  nicht  ein  Anderes  ver- 
ibredct  ist,  vierteljährig  entrichtet  werden. 

§.  298.  Der  Rückstand  zweier  Termine  berechtiget  den  Verpächter 
»der  Vermiether,  dem  anderen  Theil  den  Contract,  noch  vor  Ablauf  der 
>cdungenen  Zeit  aufzukündigen. 

ReNcript  t.  30.  (Mai)  äugtift  i&06,  frerr.'bie  EBcr«<ft«d««d  bei  QSerp&vtetf  obet  3>etmfe* 
f)tvi,  beim  «Kitcfftanöe  jipctee  Xermtrte  be$  ya<btt  ober  9DJief&$tnf<3  iu.  funötgen. 

3bc  feib  in  (gurem  ^ertcf/t  vom  9.  2Rai  c,  •  worin  3ftr  bie  bei  flmvenbung  bef 
j.  2^8.  Xb.l.  Xit.  2i.  betf  Sl.ß  SR.  Wegen  ^ntuctjtung  bc*  $a<M*  unb  anictb** 
infeö  bei  (Sud)  emftanbencn  93ebenfen  vortragt  unb  barubcr  belebte  ju  werben 
vünfebt,  ber  0J?einung: 

ba§  eö  bem  &ermjetbet  megen  be*  SRucfllanberf  jtveier  3<Wung**2;ermuije 
freift^b*/  bem  SRietber  nunmebro  eine  von  tbm  (bem  Söermieiber)  felbu"  |u 
beftimmenbe  grtfl,  binnen  welcher  er  bie  Sßobnung  |u  verlajten  b<tbr/  §u 
fe$cn  /  ober  gegen  ibn  gerichtlich  auf  SRdumung  ftu  Üaqen. 
9lact)  (Singang  be$  bifrüber  von  bem  &ammcrgerid)t  erforbeoten  guladitlichen 
«Bericht*  wellen  2ßir  Sud)  jur"  SKefolution  bierburd)  nicht  verhalten,  ba£  biefer 
bem  2Bort  3|uftünbigung  von  (Such  untergelegte,  in  bem  9l.fi.  9t.  aar  ntdu  ae» 
meinte  ©inn  eben  (o  wenig  tft#  alö  (gurr  Sltuvenbung  be*9l.ß.  SR.  unb  bf*3Kietb** 
Kbict*  de  1 754.  in  einem  unb  beut  ndmlicben  gafl,  wenn  von  ben  Solgen  betf 
nidtt  bejablfen  Sftietbäjinkg  bie  SRebe  ift,  wovon  lad  (Sbict  ntchfff  enibdlf.  gtte* 
btebertge  wilUnbrlii'he  Söerfabrung^art,  wornacb  3br  eine  ftrift  Von  ein  nnb  meb« 
reren  Tagen  jur  SRdumung  beftimmt  babt,  barf  baber  nicht  ferner  flatt  ftnben; 
vielmebr  tft  funfiig  nach  SSorfcbrift  beß  91.  ß.  9t.  tu  verfabren  unb  bem  öermle* 
Iber,  welcher  auf  ben  ©runb  be$  §.  2ys.  Xit.  21.  P.I.  beß  91. 8.  Dt.  VomSRietbß* 
Dertraae  vor  ber  bedungenen  3f't  abgeben  will;  bie  contrac,tßmd&tge  ober  Jn  b.<* 
ren  Srmangelüng  bie  fjefe^ltclic  Sunfcigunaäfritf  nad)  §.  344.  ju  beflimmen,  wenn 
aber  im  ©ertrag  jroar  feine  Dauer  ber  OJctetbß&eit/  «ob!  aber  geroiffe  SDtietb** 
3tnß  3rtfclung$:£ennine  beftimmt  worben,  folche  nach  §.34i.  fe^afe^rn. 

N.  C. C. T.  XU.  ©.  74i.  3lr.  i ly.  de  1806. 

§.  299.  Ist  der  Miether  eines  Gebäudes  durch  höhere  Gewalt,  oder 
durch  einen  nicht  in  seiner  Person  sich  ereignenden  Zufall,  auf  längere 
Zeit,  als  Einen  Monat,  des  Gebrauchs  desselben  ganz  oder  zum  Theil 
entsetzt  worden:  so  kann  er  von  dem  Vermiether  verhältnissmässigen 
Erlass  am  Zinse  fordern. 

§.300.  Dies  gilt  insonderheit,  wenn  in  Fällen,  wo  die  Einquartie- 
rungslasten  den  Miether  nicht  treffen  (§.289.),  derselbe  die  geuiiclhete 
Wohnung  auf  Einen  Monat,  oder  länger,  der  Einquartierung  ganz  oder 
zum  Theil  hat  überlassen  müssen. 

§.  301.  Ist  der  Pächter  einer  Gerechtigkeit ,  durch  einen  solchen 
§.299.  bestimmten  Zufall,  zur  Ausübung  seines  Nutzungsrechts  auf 
Drei  Monate,  oder  länger,  völlig  ausser  Stand  gesetzt  worden;  so  kann 
er  auf  einen  Nachlass  am  Pachtzinse,  nach  Verhältniss  der  Zeit,  An- 
spruch machen. 

§.  302.  Ein  Gleiches  gilt  von  dem  Pächter  einer  andern  nutzbaren 
Sache,  die  kein  Landgut  ist. 

§.  303.  Wenn  jedoch,  nach  der  Natur  der  verpachteten  Sache  oder 
Gerechtigkeit,  in  dem  Zeiträume,  während  dessen  der  Pächter  an  der 
Ausübung  seines  Nutzungsrechts  verhindert  worden,  ohnehin  keine 
Nutzungen  gefallen  sein  würden:  so  lindet  auch  kein  Anspruch  auf  Er- 
lass Statt.  v 

§.304.  Ist  durch  die  entstandene  Verhinderung  dem  Pächter  zwar 
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nicht  die  Hebung  wirklicher  Nutzungen  entzogen  worden :  wohl  aber 
die  nüthige  Zeit  zu  den  Anstalten,  welche  die  Hebung  künftiger  Nut- 
zungen erfordert,  verloren  gegangen:  so  kann  er,  nach  dein  Betrage  des 
erweislichen  Verlustes,  Remission  fordern. 

§.  305.  Der  Verpächter,  welcher  den  Erlass  nach  Verhältnis*  der 
Zeit,  oder  in  dem  Falle  des  vorigen  Gesetzes  (§.  304  ),  nicht  einräumen 
will,  kann  auf  Vorlegung  einer  Rechnung  über  die  Einnahme  eines  gan- 
zen Jahres  antragen. 

§.  306.  Alsdann  muss  aber  auch  der  Verpächter  dem  Pächter  so  viel 
am  Zinse  erlassen,  als  nach  Ausweis  dieser  Rechnung  durch  die  wiik- 
liche  Einnahme  des  ganzen  Jahres  nicht  gedeckt  ist. 

§.  307.  Ist  der  Pächter  eines  Landgutes,  durch  einen  solchen  §.  299. 
beschriebenen  Zufall,  zur  Ausübung  seines  Nutzungsrechts,  auf  Ein 
oder  mehrere  Jahre,  völlig  ausser  Stand  gesetzt  worden:  so  kann  ihm 
für  diese  Zeit  kein  Pachtzins  abgefordert  werden. 

§.308.  In  welchen  Fällen  ausserdem  ein  solcher  Pächter  Remission 
fordern  könne,  wird  unten  bestimmt.  (§.  478.  sqq,) 

Von  Sufalocattoncn. 

§.  309.  Der  Miether  einer  Sache  ist  nicht  befugt,  den  ihm  eingeräum- 
ten Gebrauch  der  Sache  einem  Andern,  ohne  Einwilligung  des  Vennic- 
thers,  zu  überlassen. 

§.  310.  Insonderheit  darf  der  Miether  einer  Wohnung,  ohne  Consens 
des  Vermiethers,  Andere  darin  für  Geld  nicht  aufnehmen. 

§.  311.  Der  Vermiether  ist  berechtiget,  seinen  Consens  zu  versagen, 
wenn  der  einzunehmende  Untermiether  ein  un ehrbares,  oder  ein  dem 
Hause  oder  der  Wohnung  schädliches  Gewerbe  treibt. 

§•  312.  Kann  der  Vermiether  keinen  solchen  Grund  seiner  Weige- 
rung nachweisen:  so  steht  dem  Miether  frei,  auch  wenn  die  conlract- 
mässige  Zeit  noch  nicht  verlaufen  ist,  die  Micthe  aufzukündigen. 

§.  313.  Auch  der  Pächter  ist  nicht  befugt,  ohne  die  Einwilligung  des 
Verpächters  Unterpächter  anzunehmen. 

§.314.  Nur  bei  Pachtungen,  welche  mehrere  Wir thschaftsrubriken 
oder  Vorwerke  unter  sich  begreifen,  kann  der  Pächter  einzelne  Rubri- 
ken oder  Vorwerke,  auch  ohne  ausdrücklichen  Consens  des  Verpäch- 
ters, in  Unterpacht  austhun. 

§.315.  Hat  der  Miether  oder  Pächter  einen  Unterpächter  oder  Unter- 
leiber eigenmächtiger  und  unbefugter  Weise  angenommen:  so  ist  der 
Venniether  oder  Verpächter  auf  dessen  Entsetzung  zu  allen  Zeiten  an- 
zutragen berechtiget.  ✓ 

§.  316.  Wenn  aber  auch  dieses  nicht  geschieht;  oder  wenn  der  Ver- 
pächter oder Vermiet her  in  die  Annahme  eine6  Unterpächters  oder  Un- 
termiethers gewilliget  hat:  so  haftet  dennoch  der  Hauptmiether  oder 
Pächter  nach  wie  vor,  nicht  nur  für  den  ganzen  Zins,  sondern  auch  für 
alle  von  dem  Untermiether  oder  Pächter  angerichteten  Beschädigungen. 

§.  317.  Doch  kann  der  Verpächter  oder  Vermiether,  wegen  dieser 
Beschädigungen,  auch  den  Unterpächter  oder  Mielher  unmittelbar  in 
Anspruch  nehmen. 

§.  318.  Hingegen  hat  er  auf  den  Zins,  welchen  dieser  dem  Haupt- 
pächter oder  Miether  zu  zahlen  übernommen  hat,  ohne  besondere  aus- 
drückliche Verabredung,  kein  Recht;  sondern  er  kann,  wegen  seiner 
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>rderungen  an  lefztcrn,  nur  durch  den  Weg  eines  ordentlichen  Arrest- 
blaues  an  diesen  Zins  sich  halten. 

§.319.  Eben  diese  Vorschriften  (§.316-318.)  finden  auch  in  dem 
alle  des  §.  314.,  wenn  einzelne  Rubriken  oder  Vorwerke,  mit  oder 
ine  besonderen  Consens  des  Verpächters,  in  Unterpacht  ausgethan 
orden,  Anwendung. 

§.  320.  Auch  wenn  der  Verpächter  oder  Venniether  sich  in  Ansehung 
ir  ganzen  Sache  die  Bestellung  eines  Unterpächters  oder  Untcrmie- 
ers  ausdrücklich  hat  gefallen  lassen,  folgt  daraus  doch  noch  nicht,  dass 
den  Hauptpächter  oder  Miether  seiner  Verbindlichkeiten  entlas- 
n  habe. 

§.  321.  Uebrigens  dauert  in  allen  Fällen  das  Recht  des  Unterpäch- 
rs  oder  Untermiethers  nicht  länger,  als  das,  des  Haupfpächters  oder 
iethers. 

§.  322.  Ist  jedoch  der  Verpächter  oder  Vermiether  einem  zwischen 
tesen  auf  längere  Zeit  geschlossenen  Vertrage  ausdrücklich  beigetreten: 
>  tritt,  mit  Ablauf  der  Zeit  des  Hauptpächters  oder  Miethers,  der  Un- 
rpächter  oder  Untermiether,  in' Ansehung  des  Verpächters  oder  Ver- 
leihers, an  die  Stelle  des  ersteren. 

§.  323.  Die  Rechte  und  Pflichten  zwischen  dem  Haupt-  und  Unter- 
teilter oder  Miether  werden  lediglich  nach  dem  zwischen  ihnen  beste- 
Mideu  besonderen  Contracte  beurtheilt,  welcher  aus  dem  Hauptcon- 
acte  nur  in  so  fern  erklärt  oder  ergäuzt  werden  kann,  als  in  jenem 
lf  diesen  ausdrücklich  Bezug  genommen  worden. 

Eodignng  der  Pacht  oder  Dliethe: 
1)  mit  dem  Ablauf  der  be.tin.mten  Zeit.    StUUchweigeade  Verlängerung 

§.  324.  Ist  die  Pacht-  oder  Miethzeit  im  Vertrage  bestimmt:  so  geht 
Leselbe  mit  dem  festgesetzten  Termine  zu  Ende,  ohne  dass  es  einer  be- 
)nderen  Aufkündigung  bedarf.  , 

1)  C.#.  9. 21.  man  1831,  hetv.  Dfe  «BefuflMig  De*  mnifttrli,  ben  llmjie&ungSt^  Der  2Jiict&«' 
»gen  etntretenDer  fafhage  aaDenoeit  tu  teftimmeit.  \ 

3cf>  genehmige  auf  ben  SSerfcfet  be*  3ufrtjmtntfterii  oom  15.  b.3J?.,  ba§  baffelbe 
tf  beit  Sfnrrag  be*  Wtniflcrtl  be*  3nnern  unbbertyoltjeifürbtefe«  3a&rben5.2uml 
$  &Boljnung$<ttm$tef)ungötag  ber  hierher  angenommen,  unb  bicruacb  baö  Äam. 
er*  unb  ©tabtgertd)t  angewtefeti  bar,  auch  ermächtige  34  baä  3u^|tQtni|ie< 
um  in  fünfttgen  ähnlichen  gällen,  fomo&l  für  ote  fciejuje  SKefibenj,  aU  für  anbete 
rte  auf  gleiche  5Öeife  ju  Der  fit  gen.  £)er  ©egenberidjt  be*  btefigen  Stabtgericfet« 
folgt  mrürf .  21fr.  bei  3uftijm.  ®en.  K  Nr.  38.  Fol.  70. 

2)  C.  O.  9. 30.3uni  1834,  über  Die  Tcrm<ne  bei  ^oßnung6mictö£9erfrägtn. 

2ßir  Srtebrid)  Wilhelm ,  von  ©orte*  ® nahen,  Äöntg  »on  $reu§en  k.  jtnben  Und 
wogen,  |ur  ©efettigung  einiger  bei  Verträgen  über  äßofmung^ Sterben  »orge» 
»mmenen  3meiU\,  auf  ben  Antrag  ttnferä  ©taatäminifrertumä  unb  nacb  erforber- 
m  ©uta^reu  ttnferä  (Btaatitattfi  für  ben  ganzen  Umfang  UnfererSEonarc^iegol. 
mbeS  ju  bejitmmen: 

§.  1.  SBenn  fünftig  ber  Anfang  etneö  SBobnungö  *  3ftiet&$öerrrage$  auf  £>jtern, 
obaum*,  33?t<^aeltd  ober  28ei{mad)ten  bejrtmmt  wirb,  fo  fofl  unter  öiefen  $fu4« 
riiefen  jeberjett  ber  Anfang  eine«  tfalenberquarraia,  alfo  ber  1.  Sfpril,  1.3uliu*, 
.  öftober,  l  3anuar  wfforiben  werben,  wenn  ntcfct  ber  Vertrag  auöbrücflid)  ein 
[nbere*  bedingt. 

§.%  So  nöt&ig  gefunben  werben  foöte,  bei  größeren  ©Ordnungen  biegefefcudje 
iäumung«' fr ift  \u  verlängern,  fann  fofcM,  unter  SPertirfficfitigung  ber  befrebenbeit 
rrit#cn©ewol)ur)etren,  buref)  eine  oon ber £)rt&tyoltjetbe&örbe  ju  erloffeube SSerprb* 
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nung  mit  »ertinblicner  Ärafr  für  ade  ©fnrooljner  M  betreffenben  £rtt  angeorbnet 
werben;  folche  SBerorbnungen  beburfen  jebod)  ber  SBeftätigung  ber  &orgefe$ren  9te 
Hieniti(|.  $ie  ^Regierungen  »erben  hierüber  »on  bem  9Htntfterium  bed  3nnern 
ber  tyoitget  mit  3nfhuftion  verleben  »erben. 

§.  3.  fallen  ©onntage  ober  Jetertage  in  die  befitmmte  ttmntgö jeir,  fo  foH  an  fol« 
crjen  Sagen  bie  auperbem  porfcanbene  IBer&inblidjfeit  M  Wlitttyxt  rudern  . 

®.@.  ©,92. 

3)  »escript  o.8.u.t5.§eor*v.l8J4,  bati  burch  Me  6-0.  0-  30.  ;\utü  1834,  über  tieZtmu 
ne  bet^oljnun^mieiöSuevtrageii  aftc  ent9e3«n(l«0en&en«)Jrowiniiahunb  l'ofaJtlrttutcn  aufgehoben  fürt. 

(5».  Sßoblgeboren  eröffne  ich  auf  ben/  ba*  i)anjtger  ©tatutarrecht  betreffen« 
ben  Bericht  oom  22.  p.  27t./  ba§  c0  brt  bem  (grlaffe  br*  gtrfetrtf  vom  30.  ^uni 
b.  3.  ftber  bie  Xermine  bei  ©obnungtf  OTietbP&frtrdgen  gerabe  bie  Stbltcht  gerne« 
fett  tft/  bie  entgegenflepenben  provinziellen  unb  ßofal;  Statuten  unb  Dbieroanjen 
aufzubeben ;  namentlich  bat  *u  oiefem  $efe$e  bte  ameige  oee  27iagiflrat$  ju  gl* 
binq,  nach  welcher  bafrlbft  bie  (*k»obnbeit  aeperrfcht  bat/  bte  Uimuq*;eir  bei 
2Bopnung*mtetuungen  noch  bem  bc»e«ltcben  Dfierfefie  ju  berechnen/  3}eranIa(Tung 
gegeben.  Diefe  Xenbenj,  burch  baö  neue  (Ueiep  alle  enrgegenftifKnbe  «Proointtal* 
gefefce  unb  (Statuten  aufzuheben/  iß  bei  brn  SJerbanblungen  Aber  baffelbe  fo  flar 
auflgefproeben,  unb  erqtebt  (Ich  au*  bett  «Materialien  mit  folcher  ©ercifcbeit,  folflt 
aueb  au6  ber  allgemeinen  Sßffuna  bed  §.  1.  beö  belogenen  (i)efefre$  fo  beutlidv 
bafe  etf  einer  ftüerpbcbften  X)eclaration  oeffelben  nicht  beborf.  ©oflten  oon  etnü 
gen  Reiten  nod)  3»rifel  erboben  trerben,  fo  »erben  biefe  burd)  bie  Sfteuifton  oer 
«Prooinjial«  unb  ber  »©tatutarrechte  erleotgt  »erben. 

Dagegen  bin  ich  mit  S».  Söoblaeboren  einoerftanben,  ba§  batf  neue  ©efe$  oof 
bie  ÜRtetbööcrträgc  über  (Speicher,  Detter,  (StdUe,  ßoljtbofe,  (Sorten,  fo  »eit  (te 
nicht  ^ettinettuen  von  Söopnungen  finb,  nicht  belogen  »erben  fbnne.  (£3  fcheint 
jeboch  angemeffen,  in  betreff  bieter  SRäume  unb  ber  flßobnungett  eine  (SHeicbflr» 
migfeit  in  ber  tekfe&gebunq  'berbeijufübren/  »oju  bie  2fteoifton  beä  *Prooinjial* 
rech^  SDeranlnjfitng  geben  »trb. 

Sluf  ben,  burch  bie  Anfrage  beö  Üanb*  unb  ©fabfgerfchftf  ju  X)amJa: 
ob  burch  bae  ©efefr  oom  30.3uttt  b.%  fiber  bie  Xermine  bei  -ffiobnung*» 
9Äietbßoertrdgen/  bie  (ich  auf  folche  Xermine  beftiebenben  ab»etchenben  Äe» 
fitmmungen  tcr  I)an  utger  >BiüfübrXb -U.  Ä'oo.  2.  5lrt.  13.  aufgehoben  feien? 
tterttnlrt^ten  Bericht  Oom  1.9.  2luguflc  »irb  hm  Äbtttgl.  O.  ß.  ©er.  erbfifttet,  ba§ 
eö  bei  bem  (grlaffe  beö  ©efebeö  Oom  30.  ^uni  b  ^  gerabe  bie  »bfttht  getoefett 
iü,  bie  enraegentlebenben  prooinnieUen  unb  ?ofal  Statuten  unb  Dbferoanten  auf* 
jubeben;  namentlich  bar  |u  biffem  Q5efe$e  bteSlnjeige  beö  ÜTiagiftrat«  (ilbtng/ 
nach  »elcher  bat'elbtl  bie  ©e»obnbeit  aeberrfcht  bat/  bie  Umjuqöjfit  bei  2Soö- 
nungfmtetbett  nach  bem  beroegitchen  Ofierfefie  beredjnen/  ^eranlaffung  gege« 
ben.  Diele  Xenbenj,  burch  ba^  n/ue  ©ef(^  alle  cntgegenflebenbe  ^rootnjialae* 
fefec  unb  Statuten  aufzubeben,  tft  bei  ben  93erbanbfungen  über  baffelbe  flar  au^= 
gefprodun,  unb  «raiebt  Och  auß  ben  SWatertalien  mit  ©e»tfbett/  folat  auch  aa* 
ber  allgemeinen  Raffung  beß  §.  t.  be0  belogenen  ©efe&e*  fo  beutlich/  ba§  ti  einer 
autentifchen  Declaration  beffelben  in  ber  anqetragenen  9lrt  nicht  iu  beburfen 
fcheint.  Sollten  oon  einigen  ©eiten  noc^  B»eifel  erhoben  »erben/  fo  »erben 
oiefe  burch  bie  gtrotlton  ber  3)rooinjiaf=  unb  ber  ©tatutarreehte  erlebigt  toerben. 

Dagegen  fann  ba*  angeführte  ©ete^  auf  bie  üftietbeoertrdge  Aber  Speicher, 
Äefler/  (Btdfle/  jpoljbbfe/  \Wvttn,  fo  »cit  |?e  ntcfct  «Pertrnenjien  von  Wohnungen 
ftnbr  niebt  bergen  »erben.  o.Ä.  3f-  S8.  44.  ©.148. 

§.  325.  Wenn  also  gleich  nach  Ablauf  des  Termins  der  Pächter  oder 
Miether  noch  länger  im  Besitze  bleibt:  so  folgt  aus  diesem  fortgesetzten 
Besitze  noch  nicht  die  Verlängerung  des  Coutracts;  so  lange  der  Ver- 
pächter oder  Vermiether  seinen  Consens  dnzu  ausdrücklich,  oder  durch 
Handlungen,  die  eine  stillschweigende  Einwilligung  nach  den  Gesetzen 
begründen  können  (Tit.  4.  §.  58.  sqq.)  nicht  erklärt  hat. 

§.  326.  Einer  solchen  stillschweigenden  Einwilligung  ist  es  gleich  zu 
achten,  wenn  der  Pächter  seine  Absicht,  die  Pacht  fortzusetzen /dem 
Verpächter  ausdrücklich  erklärt,  und  dieser  binnen  Vierzehn  Tagen, 
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nachdem  dergleichen  Erklärung  ihm  zugekommen  ist,  seinen  Wider- 
spruch dagegen  nicht  geäussert  hat. 

§.  327.  Auen  enthält  die  Annahme  eines  ferneren  Pacht-  oder  Mieth- 
z.inses  die  stillschweigende  Einwilligung  des  Verpächters  oder  Vermie- 
tliers in  die  Verlängerung  des  Contracts. 

§.  328.  Die  stillschweigend  erfolgte  Verlängerung  wird  in  der  Regel 
auf  Ein  Jahr  verstanden. ' 

§.  329.  Ist  jedoch  in  einem  auf  mehrere  Jahre  geschlossenen  Con- 
tractu der  Zins  auf  die  mehreren  Jahre  zusammen  genommen  bestimmt: 
so  erstreckt  sicii  die  stillschweigende  Verlängerung  auf  die  ganze  Dauer 
der  ersten  contraetmässigen  Zeit. 

§.  330.  Ist  bei  verpachteten  Landgütern  der  Acker  in  gewisse  Felder 
eingel heilt:  so  wird  die  stillschweigend  fortgesetzte  Pacht  um  so  viel 
Zeit  für  verlängert  geachtet,  als  erforderlich  ist,  dass  der  Pächter  sämmt- 
liche  Felder  nach  landüblichem  Wirthschaftsgebrauche  nutzen  könne. 

§•  331.  Auch  bei  Stadtäckern,  die  in  gewisse  Brachen  gelheilt  sind, 
findet  diese  Vorschrift  Anwendung. 

§.  33*2.  Ist  nach  obigen  Bestimmungen  (§.  325.  326.  327.)  eine  Pacht, 
des  fortgesetzten  Besitzes  ungeachtet,  nicht  für  verlängert  zu  achten :  so 
hat  der  Pächter,  vom  Tage  der  abgelaufenen  Pacht  an,  die  Obliegenhei- 
ten eines  Verwalters  fremder  Sachen;  und  vom  Tage  des  ihm  zukom- 
menden Widerspruchs  des  Verpächters  an,  die  Pflichten  und  Lasten 
eines  unredlichen  Besitzers. 

§.  333.  Auch  auf  den  Miether,  welcher  nach  Ablauf  der  contraetmäs- 
sigen  Zeit,  ohne  eine  gültige  Verlängerung,  im  Besitze  der  Sache  bleibt, 
findet  diese  Vorschrift  §.  332.  Anwendung. 

§.  334.  Muss  er,  auf  Verlangen  des  Vermiethers,  den  Besitz  während 
des  Laufes  eines  Quartals  räumen:  so  kann  ihm  für  die  Zwischenzeit, 
vom*  Anfange  des  Quartals  an,  kein  Zins  abgefordert  werden. 

§.  335.  So  weit  er  aber,  nach  Ablauf  des  Termins,  den  Besitz  ganze 
Quartale  hindurch  fortgesetzt  hat,  muss  er  für  die  Quartale  den  Zins 
nach  Bestimmung  des  Contracts  entrichten. 

§.  336.  Was  vorstehend  §.  324.  sqq.  über  den  Fall,  wenn  eine  ge- 
wisse Zeit  im  Contracte  bestimmt  worden,  verordnet  ist,  gilt  auch  als- 
dann, wenn  die  Dauer  der  Pacht  oder  Miethe  nach  einem  gewissen  Er- 
eignisse, oder  nach  einer  Begebenheit  bestimmt  war. 

§.337.  War  jedoch  der  Zeitpunkt,  wann  die  Begebenheit  oder  das 
Ereigniss  eintreten  würde,  ungewiss:  so  muss  nach  dessen  Erfolg  dem 
Pächter  oder  Miether  noch  eine  verhältnissmässige  Zeit  zur  Räumung 
des  Besitzes  gestattet  werden. 

§.  338.  Diese  Zeit  ist,  im  zweifelhaften  Falle,  nach  den  geselzmässi- 
gen  Aufkündigungsfristen  zu  bestimmen. 

§.339.  Ein  bis  zur  Volljährigkeit  des  Eigenthümers  gültig  geschlosse- 
ner Pacht-  oder  Miethscontract  muss  bis  zum  Ablaufe  der  gesetzmässi- 
gen  Jahre  fortgesetzt  werden,  wenn  gleich  der  Eigentümer  früher  für 
grossjährig  erklärt  worden. 

2)  Nach  vorhergegangener  Aufkündigung. 

§.  340.  Ist  im  Contracte  die  Dauer  der  Pacht  oder  Miethzeit  gar 
nicht  bestimmt :  so  muss  derjenige,  welcher  vom  Contracte  wieder  ab- 
gehen will,  dem  Andern  davon  zur  gehörigen  Zeit  Anzeige  machen. 

§.  341.  Wenn  jedoch  iin  Contracte  zwar  keine  Dauer  bestimmt,  aber 
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doch  der  Betrag  der  Miethe  nach  einem  gewissen  Zeiträume,  z.  B.  mo- 
nathlich,  jährlich  u.  8.  w.,  abgemessen  worden:  so  kann  der  Verpächter 
oder  Vermiether,  durch  eine  frühere  Aufkündigung,  den  Miether  oder 
Pächter  in  dem  Laufe  eines  solchen  Zeitraumes,  z.  ß.  in  dem  Laufe  de6 
Monats  oder  Jahres,  seines  Besitzes  nicht  entsetzen. 

§.  342.  Ist  die  Frist  zur  Aufkündigung  weder  im  Contracte  selbst, 
noch  durch  besondere  Provinzial-  oder  Statutarische  Gesetze  bestimmt: 
so  muss  dieselbe,  bei  Pachtungen  unbeweglicher  Sachen  und  Gerechtig- 
keiten, Sechs  Monate  vor  der  Räumung  erfolgen. 

§.343.  Bei  Land-  uud  Ackergütern  aber  muss  die  Aufkündigung 
Secl)s  Monate  vor  dem  Ablaufe  des  Wirthschaftsjahres  geschehen. 

§.  344.  Bei  Miethungen  unbeweglicher,  und  bei  Pachtungen  beweg- 
lieber  Sachen,  muss  die  Aufkündigung  in  den  ersten  Drei  Tagen  desje- 
nigen Quartals  erfolgen,  mit  dessen  Ablaufe  der  Besitz  geräumt  wer- 
den soll. 

Verordnung  t>.  9. Januar  1812,  6etr.  bte  ttuffunbigund  ber  monattoeife  demtetbeten 
SSobnungen. 

SBir  $riebrtcfc  Wilhelm,  »on  ©otte«  ©naben  Äöntg  »on  ^reiifen  ic.  SSerorbnen 
aur  drgänjung  ber  SBorf^rifteti  be*  31.8.9t.  ».I. 'Sir. 21.  §. 341  -  344,  iteriuit 
golqenbeö:  x 

%>ti  WtonattmxU  gemieteten  SBobnungen  foll  wenn  ntdbt  ein  2{nbere0<Mtibrii<f< 
Itd)  t>erabrebet  roorben,  bte  $luffünbigung  in  ber  eilten  $>älfte  unb  fpätefteni  am 
fünfzehnten  Sage  be*  laufenben  3Ronat0,  für  beffen  3)auer  ber  betrag  be$  monat 
lidjen  9Jttet&*$tnfeg  benimmt  tft,  gegeben  unb  jebeut  Steile  freifte&en,  eine  fpätere 
Äünbigung  aber,  »Iber  ben  Sßtöen  be$  anbern  %tyili,  ntd)t  ftatt  ftaben,  fontent 
tor  9Jttetl)öt>errrag  altbann  für  Itiflfdjroeigenb,  jeboefc  nur  aieber  auf  @inen9J?onaf, 
verlängert  angenommen  werben.  <$.  <B.  ©.  4. 

§.  345.  Bei  Miethungen  beweglicher  Sachen  ist,  wenn  nicht  der  Fall 
§.341.  eintritt,  eine  Aufkündigung  von  Vier  und  zwanzig  Stunden 
hinreichend. 

§.  346.  Wenn  aus  den  Umständen  und  der  bekannten  Absicht  des 
Miethers  deutlich  erhellet,  dass  der  Micthcr  den  Gebrauch  der  gemie- 
theten  beweglichen  oder  unbeweglichen  Sache  nur  auf  so  lange,  bis 
diese  hinlänglich  bestimmte  Absicht  erreicht  sein  würde,  habe  überneh- 
men wollen:  so  kann  er  sofort,  nach  Erreichung  dieser  Absicht,  die 
Sache  ohne  alle  Aufkündigung  zurückgeben. 

§.  347.  Zur  Bezahlung  des  Zinses  ist  er  alsdann  nur  nach  Verhältniss 
der  Zeit,  da  er  die  Sache  wirklich  gebraucht  hat,  verpflichtet. 

§.348.  Es  ist  nicht  nothwendig,  dass  die  Aufkündigung  schriftlich 
geschehe ;  sondern  hinreichend,  wenn  dieselbe,  und  dass  sie  zur  Wis- 
senschaft des  Gegentbeiis  wirklich  gelangt  sei,  auf  andere  Art  erwiesen 
werden  kann. 

Bescript  t>.  13.  »prU  1816,  betr.  ba*  3>erfa&ren  bei  gcriAtfttc«  äitnbtaunftcii  ber  SRietftfc 
fonriacte. 

Der  »on  beut  bieffgen  ßbnigf.  ©tabraeridjt  unter  bem  29.  u.  9Jt.  erjtottete 
S3crid)t/  rooitnct)  ba0  Gfoflegtum  über  bto  bei  ben  a<ricbtltct)en  ßunbtgtingen  brt 
SDifetbtfcontracte  ju  beobndjteube,  93erfabruna5art  bffebieben  ju  roerbrn  bittet/  ift 
bem  ^ufltjA^tniiler  »orqetragen/  unb  es  ftnD  bie  batin  jur  (gntfcfoeibunq  oeßell 
Un,  burd)  feinen  crbcbUctjen  3weifel  geretbtferttgten  anfragen  erwogen  rooröen, 

3n  bem  ©etraent  nun: 

i )  ba§  ba*  OJefefc  bte  gdüe,  in  welchen  eine  ßünttgung  ber  WlMtn  uildina 
unb  notbroenbtg  tft/  flan|  genau  beneicbnet  bat, 

(St.  ß.  SR.  £&.  I  £»t.  21.  §.  340.  sqq.) 
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2)  bafl  ehre  bergfe ld>tn  J?fl  nblgung ,  fttfofcrtt  ber  gnitt Ucontmt  nldjr  etwa  tnU 
gegengefefcte  Kimmungen  darüber  entbdlt,  an  feine  befHmrate  gorm  ge- 
bunben  ift,  auetj  tuttfe  je£><*  im  flOßemeinen  luldfftge  SBewetfmtrtel  bargelfcan 
»erben  fann, 

§.  348.  1.  a. 

3)  ba§  berjenlge,  nt\d)tt  ben  2Seg  ber  geridjtlicfeen  Äünblgung  rcdblf,  obne 
bamit  einen  f&rmlidjen  Klageantrag  ju  üerbtnben,  ffd)  bloß  eine  beweifenbe 
Urfunbe  über  bie  gefäebene  ^njlnuation  fckleunlg  ju  »erfchaffen/  !efne*roeqe* 
aber  bie  3u!dff?gfeit  ber  Äunbfgung  bem  ritterlichen  ttribett  |tt  unterwer- 
fen beabftebtet; 

4)  ba§  bie  $ragc,  Aber  bie  (grbebUcfefeit  ber  bagegen  ju  maefcenben  (ginwen* 
bungen/  erft  alebann  jur  ©p räche  fommen  fann,  nenn  ber  anbere  Stbeil  bie 
^tattHftiqUit ,  fo  wie  bie  ^Birtlingen  jener  ßünbiguna  befreitet/ 

wirb  batf  Äonlgf.  ©tabtgertefot  bterburd)  angewiefen/  bie  bet  Ibm  cingebenben  ge« 
rldnlidun  Äiinbigungen  ber  üRiet&öcontracte,  obne  fleh  auf  eine  Prüfung  ber 
gefe Jüchen  3uldf(Igfeit  unb  ^üirfung  berfelben  euu.ulatjen  /  bem  gefunbiaten  %%i\\t, 
mit  SBefeitigung  ieber  prdjubicieüen  Gomminatton/  injTnulren  unb  bem  ggtrabenten 
tat  3nfInuation«sDocument  auf  beffen  Soften  uigeben  ju  (äffen. 

83.7.  e.179. 

§.  349.  Widerspricht  der  Andere  einer  gehörig  geschehenen  Aufkün- 
digung nicht  innerhalb  Acht  Tagen,  nachdem  sie  ihm  bekannt  geworden 
ist:  so  wird  angenommen,  dass  er  sich  dieselbe  habe  gefallen  lassen;  und 
es  findet  dagegen  keine  fernere  Einwendung  Statt. 

Pill«,  wo  die  Aufkündigung  auch  innerhalb  dar  coutractmäMigen  Zeit  Statt  findet; 

1)  Wtgen  notwendiger  Veräuaserunr. ; 

§.  350.  Auch  innerhalb  der  kontrakt massigen  Zeit  muss  der  Pächter 
oder  Miether  sich  die  Aufkündigung  gefallen  lassen,  wenn  der  Fall  einer 
notbwendigen  gerichtlichen  Veräusserung  der  Sache  eintritt. 

§.  351.  Ein  Pächter  ist  alsdann  mit  Ende  des  Wirtschaftsjahres  zu 
räumen  schuldig,  wenn  ihm  die  Aufkündigung  Sechs  Monate  vor  dem 
Ablaufe  dieses  Jahres  geschehen  ist. 

§.  352.  Geschieht  aber  die  Aufkündigung  später:  so  kann  er  vor  dem 
Ende  des  nächstfolgenden  Wirtschaftsjahres  zur  Räumung  nicht  ange- 
halten werden. 

tengf.  A.  CK  O«  L  50.  f. 256-258,  Jett,  bie  tfuföe&una  fcerVacbt  Im  Säße  bei  GtmcwrfW. 

§.  353.  Bei  eigentlichen  Miethungen  ist  der  Miether  erst  nach  Ablauf 
eines  Vierteljahres  vom  Ausgange  desjenigen  Quartals,  in  welchem  der 
Verkauf  geschehen  ist,  zu  räumen  verbunden. 

§.  354..  Will  er  selbst  die  Miethe  mit  Ablauf  desjenigen  Quartals,  in 
welchem  der  Zuschlag  erfolgt  ist,  aufgeben:  so  kann  ihm  solches  nicht 
gewährt  werden. 

§.  355.  Wegen  des  dem  Pächter  oder  Mietber  erweislich  entstehen- 
den Schadens,  aus  der  vor  dem  Ablaufe  der  contraetmässigen  Zeit  not- 
wendig gewordenen  Räumung,  kann  derselbe  an  das  Vermögen  des 
Verpächters  oder  Vermiethers  sich  halten. 

§.  356.  Hat  er  seinen  Contract  in  das  Hypothekenbuch  eintragen 
lassen:  so  gebühren  ihm  wegen  dieser  Entschädigung  die  Rechte  der 
dritten  Classe ;  ausserdem  aber  keine  besondere  Vorrechte  im  Concurse. 

§.  357.  Wenn  weder  von  Seiten  der  Gläubiger,  noch  des  neuen  Käu- 
fers, eine  Aufkündigung  erfolgt:  so  kann  der  Pächter  oder  Miether, 
bloss  der  erfolgten  nothwendigen  Veräusserung  wegen  seiner  Seits  von 
dem  Vertrage  nicht  abgehen. 

§.  358*  Durch  einen  freiwilligen  Verkauf  wird  in  den  Rechten  und 
Pflichten  des  Miethers  oder  Pächters  nichts  geändert. 
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§.  359.  War  die  Paeht  öder  Miethe,  zu  Her  Zeit  des  Verkaufs,  durch 
Uebergabe  noch  nicht  vollzogen;  so  finden  zwischen  dem  Pächter  oder 
Miether  und  dem  Käufer,  die  allgemeinen  Vorschriften  des  neunzehn- 
ten Titels  §.3-6.  Anwendung. 

§.360.  Muss,  nach  diesen  Vorschriften,  der  Pächter  oder  Miether 
dem  Käufer  nachstehen;  so  kann  er  von  dem  Verkäufer,  wegen  des 
aus  Nichterfüllung  des  Contracts  entstehenden  Schadens,  Vergütung 
fordern. 

§.  361.  Der  Pächter  oder  Miether  kann  bei  einer,  vor  der  Uebergabe, 
ohne  seine  Zuziehung  erfolgten  freiwilligen  Veräusserung,  von  dein 
Contractu  allemaT  abgehen. 

§.  362.  Doch  ist  er  alsdann  Schadloshaltung  zu  fordern  nicht  be- 
rechtigt. 

2)  wegen  uottmendiger  Reparaturen; 

^§.  363.  Wegen  eines  an  der  gcmtetheten  Sache  vorfallenden  noth- 
wendigen  Hauptbaues,  welcher,  so  lange  der  Miether  die  Sache  im  Be- 
sitz hat,  nicht  geführt  werden  kann,  muss  sich  derselbe  auch  vordem 
Ablaufe  der  contraetmässigen  Zeit,  zur  Räumung  verstehen. 

§.  364.  War  aber  der  Schade  schon  zur  Zeit  des  geschlossenen  Con- 
tracts vorhanden,  und  konnte  derselbe  dem  Vermiether,  ohne  sein  eige- 
nes grobes  oder  massiges  Versehen  nicht  verborgen  bleiben:  so  ist  letz- 
terer dem  Mietber  zur  Schadloshaltung  verpflichtet. 

§.  365.  Ein  Gleiches  findet  Statt,  wenn  der  Bau  durch  Vernach- 
lässigung der  dem  Vermiether  obliegenden,  und  ihm  von  dem  Mie- 
ther zur  gehörigen  Zeit  angezeigten  kleineren  Reparaturen  nothwendig 
geworden  ist. 

3)  durch  den  Tod  de*  Pächters  oder  Dliethers. 

§.  366.  Verstirbt  ein  Pächter:  so  sind  seine  Erben,  wenn  nicht  der 
Vertrag  auf  dieselben  ausdrücklich  mit  gerichtet  worden,  die  Pacht  nur 
noch  Ein  Jahr  lang,  nach  dessen  Tode.,  fortzusetzen  verbunden. 

§.  367*  Sie  müssen  aber,  wenn  sie  sich  dieser  Rech tswohlthat  bedie- 
nen wollen,  die  gesetzliche  Aufkündigungszeit  beobachten. 

§.  368.  Stirbt  der  Pächter  während  des  Laufes  eines  Wirtschafts- 
jahres: so  nimmt  die  Frist,  nach  welcher  die  Erben  von  dem  Contracte 
abgehen  können,  erst  von  dem  Ende  desselben  Wirtschaftsjahres 
ihren  Anfang. 

§.  369.  Auch  der  Verpächter  kann  den  Erben  des  Pächters  den  Con- 
tract  in  eben  der  Art  aufkündigen. 

§.  370.  Doch  linden  alsdann,  wegen  der  für  Verbesserungen  zu  lei- 
stenden Vergütung,  die  Vorschriften  des  §.  283.  sqq.  Anwendung. 

SSerfll.  A.Cr. O.  I.  50.  |.60,  in  betreff  t»ec  ^f&e&ung^el^adjtcontvacti,  wen«  tr&et  fca*«er< 
mögen  tel  3>Ad)ter£  Qoncurä  eröffnet  wirb. 

§.  371.  Stirbt  ein  Miether  während  der  contraetmässigen  Zeit:  so 
sind  dessen  Erben  nur  noch  ein  halbes  Jahr  lang,  von  dem  Ablaufe 
desjenigen  Quartals,  in  welchem  der  Tod  erfolgt  ist,  an  den  Vertrag 
gebunden« 

§.  372.  Die  blosse  Mitunterschrift  der  Frau  unter  dem  Miel hcon trade 
verpflichtet  dieselbe  noch  nicht,  die  Miethe  nach  des  Mannes  Tode  län- 
ger fortzusetzen,  sobald  sie  eine  solche  durch  diesen  Todesfall  in  ihren 
Umständen  vorgefallene  Veränderung  nachweisen  kann,  vermöge  wel- 
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eher  ihr  aus  der  Fortsetzung  des  Contracts  ein  erheblicher  Nachtheil 
entstehen  würde. 

Rescrlpt  t>.  8.9iprHi807,  Utv.Utmtuuttmrlft  eine!  Srwienilmmer*  unter einem  Wien}*« 
fonnratee. 

Äuö  ber  nebfl  ib«n  Original -  SBeüagett  abfenriftlico  anbei  trfofgenbtii  Söofs 
üunq  beß  Xifcfelermeitferö  jj>.  vom  6.  b.  2tt.  geben  2Bir  <Suc6  mit  SRcbrcren  bie 
efdiroerbe  ju  erfeben,  »riebe  ©upplicant  über  (Sure SöeifüfliMfl  in@aci)en  feiner 
»iber  bie  greitn  t>.  £>.  bieffaen  Drttf  erboben  bat. 

Den  ßldger  fd)on  jefrt  per  decretum  mit  ber  erbobenen  Älaae  abnnw Ifen,  unb  ffrm 
folcbergeftalt  batf  rechtliche  ©eb&r  geaen  bie  SBefiagte  qdn^ieb  ju  »erlagen/  Ift  mebr 
altf  einem  Söebenfen  unterworfen,  SBorjüglid)  fommt  babet  in  erroäguncj/  baf 
ftd)  bie  lefctere  alöbann  burd)  bie  ton  brm  o.  3.  bereit«  erbobene  Üfttetbe  ofenbar 
mit  bem  Schaben  beö  erftern  bereitem  würbe/  welches  bie  SRecnte  unb  namens 
lief)  nud)  baß  9t.  2. 9t.  £b.  1.  £ir.  14.  §.  24o.  seq.  felbft  bann  nicht ueeßatten,  aentt 
man  bie  oon  ber  ©eflagten  übernommene  SQerbinblicjjfeit  b!o§  alB  eine  Söürgfcfcaft 
betrachtet  /  «elcber  bie  cjcfefcHcbeii  ftbrinlicbfeiten  mangeln.  (Stf  tritt  aber  binju/ 
bag  in  £in(td)t  ber  mit  193  «Rrblr.  für  gelieferte  «Wobitien  von  btm  Äldaer  ge« 
machten  gorberung,  um  fo  weniger  eine  ^ürgfebaft  bei  ber  von  ber  SBeftagte* 
übernommenen  &erbinb(id)feit/  Votdte  }u  bejablen  in  medio  ju  fein  fd)eint,  aW 
nirgends  erbtet,  ba§  ber  Dr.  91.  folcfce  erbatten,  ober  ficb  felbö  »rincipaliter/  ober 
au di  nur  überbaupt  oerbinblid)  gemacht  bat/  biefelben  ju  begabten/  jnbem  ibm 
biefe  Serbinblicbfcit  burd)  ben  ibn  erwdbnenben  3ufafr  ber  Seflagren  unter  beren 
<§cripto  vom  23.  SRdri  c  niebt  auferlegt  werben  f&nnte.'  €tf  bleibt  enblfdj  naeft 
bem  ^nbalt  biefetf  Untern  in  ber  ©teile/  wo  bie  erflere  ben  gefd)lo(?enen dontrad 
conftrmirt/  in  QJerbinbuna  bamit/  ba§  fte  ben  vorgetragenen  Ibntfadjen  jufolge, 
ftd)  von  Anfang  an/  al0  Die  eigentliche  SDMetberin  benommen/  felbü  |»fifelbaft> 
ob  überbaupt  ibre  ülbficbt  nur  babin  gegangen  fei/  auf  ben  goß  ber  £)r.  9t.  fei« 
nen  Obliegenbeiten  au*  bem  Sftietb**  (Jontracte  nid)t  nachleben  würbe/  folcfce  ju 
erfüflen/  ober  ob  fte  nicht  vielmebr  alß  bie  eigentliche  Gfontrabtnttn  betrachtet  ' 
werben  müffe/  unb  baber  auf  bie  verabfdumten  Söürgfcbafttf.girmlicbfeiten  wefent« 
lieb  nicbtfl  anfomme.  3br  babt  bab<r  bie  Älage  onjunebmen/  barauf  redlich  ftu 
verfügen/  unb  salvis  remediis  ju  erfennen.      Wlat\)i6  $23« 4«  ©.98.  2r2lbfd)nitt. 

§.  373.  Auch  der  Vermiether  kann  bei  erfolgtem  Ableben  des  Mie- 
thers zurücktreten;  doch  muss  er  den  Contract  den  Erben  in  der  §.344. 
bestimmten  Frist  aufkündigen. 

§.  374.  Wenn  mehrere  gemeinschaftlich  eine  Sache  gepachtet  oder 
gemiethet  haben,  so  macht  der  Tod  des  Einen  von  ihnen  in  den  Rech- 
ten und  Pflichten  der  übrigen  gegen  den  Vermiether  oder  Verpächter 
keine  Aenderung. 

§.  375.  Auch  wird  durch  den  Tod  des  Vermiethers  oder  Verpächters 
in  den  Befugnissen  und  Obliegenheiten  des  Miethers  oder  Pächters 
nichts  geändert. 

4)  Durch  «in«  Veränderung  in  der  Pereon  oder  den  Umständen  dee  Miethere, 

§.  376.  Wird  der  Miether,  durch  eine  nicht  freiwillige  Veränderung 
in  seiner  Person  oder  Umständen,  ausser  Stand  gesetzt,  von  der  gemie- 
teten unbeweglichen  Sache  ferner  Gebrauch  zu  machen:  so  kann  er 
gegen  Vergütung  einer  halbjährigen  Miethe,  vor  dem  Ablaufe  des 
Quartals,  in  welchem  die  Aufkündigung  erfolgt  ist,  von  dem  Con- 
tracte  abgehen. 

§.  377.  Aber  auch  von  dieser  Vergütung  kann  er  sich  befreien,  wenn 
er  dem  Venniether  einen  Untermielher  stellt,  gegen  welchen  derselbe 
keine  erhebliche  Einwendungen  nachweisen  kann. 

§.  378.  Wenn  bei  entstehendem  Kriege  die  Truppen  ins  Feld  rücken: 
so  sind  die  dazu  gehörenden  Personen  an  ihre  Miethcontracte  nur  bis 
zum  Ablaufe  desjenigen  Quartals,  in  welchem  der  Ausmarsch  erfolgt, 
gebunden. 

36* 
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§.379- 


§.  379*  Bei  andern  Personen  giebt  ein  ausbrechender  Krieg  weder 
dem  einen,  noch  dem  andern  Theile  einen  rechtmässigen  Grund,  von 
dem  Mieth  -  oder  Pachtcontracte  abzugehen. 

§.  380.  Wegen  der  bei  Pachtungen  von  Landgütern  statt  findenden 
Ausnahme  ist  aas  Nöthige  unten  festgesetzt.  (§.  553.  sqq.) 

§.  381.  Wenn  in  Kriegszeiten  der  Pächter  oder  Miether  durch  feind- 
liche Gewalt  und  Uebermacht  gezwungen  wird,  Pacht-  oder  Miethzin- 
sen  an  den  Feind  zu  berichtigen:  so  ist  er  nicht  schuldig,  selbige  dem 
Verpächter  oder  Vermiether  noch  einmal  zii  bezahlen. 

§.  382.  Wegen  solcher  Termine,  mit  deren  Entrichtung  an  den  Ver- 
pächter oder  Vermiether  er  säumig  gewesen  ist,  kommt  ihm  dergleichen 
von  dem  Feinde  abgedrungene  Zahlung  nicht  zu  statten. 

5)  Wegen  Veränderungen  in  der  Seche. 

§.  383.  Ist  die  gemiethete  Sache  zu  dem  bestimmten  Gebrauche,  ganz, 
oder  doch  grösstenteils,  ohne  Verschulden  des  Miethers,  untüchtig  ge- 
worden: so  kann  der  Miether  noch  vor  Ablauf  der  conlractmässigen 
Zeit  von  dein  Vertrage  wieder  abgehen. 

§.  384.  Die  von  ihm  zu  leistende  Zinszahlung  wird  nach  Verhältniss 
der  Zeit,  wo  er  die  Sache  noch  hat  brauchen  oder  nutzen  können, 
bestimmt. 

§.  385-  Hat  der  Vermiether  durch  sein  grobes  oder  mässiges  Verse- 
hen die Unbrauchbarkeit  der  Sache  veranlasst:  so  ist  der  Miether  Schad- 
loshaltung zu  fordern*  berechtigt. 

§.  386.  Wegen  veränderter  Umstände  in  der  Person  des  Vermieihers 
findet,  vor  Ablauf  der  contraetmässigen  Zeit,  keine  Aufkündigung  statt. 

3n  Unfcftung  bei  (finflufft»"  bet  gutlfjerrtid» .  bäuerlichen  ftegufirungen ,  <&emeinfjcir«'tf)etlungea 
unb  ttblnftingcn  auf  ba$  <Da(fett>erfjälttHij,  unb  ber  «Befuanig  bes  <)Jrt<fcter$,  in  i'oldjen  Saften  bfe^atbt  iu 
fünbiaen,  bevtf.  Declaratlon  ».29.gj;ai  1816,  ?(rt.iu  «eqq.  (Hu  11.  7.  M94),  tte- 
ineinheitfttheilungNordnungt)  7.3uni  1821,^158  seqq.  (f.  tu  L  17.  |.36i)  unt> 
AblÖMun^Hordnungea  v.7.3um  1821,  |.4i,  unb  b.i3.3uli  1829,  f.ll6e^q.  (f.* 
II.  7.§.49*.) 

6)  Wegen  Minsbraurhi  der  Sache. 

§.  387.  Wegen  Missbrauchs  der  geinietheten  oder  gepachteten  Sache 
kann  der  Pächter  oder  Mielher,  während  der  contraetmässigen  Zeit  des 
Besitzes,  nur  alsdann  entsetzt  werden,  wenn  derselbe  die  Sache  zu  ei- 
nem andern,  als  dem  ausdrücklich  bestimmten  Gebrauche  verwendet; 
oder  wenn  aus  dein  Missbrauche  eine  erhebliche  Beschädigung  der  Sub- 
stanz mit  Grunde  zu  besorgen  ist. 

7)  Wegen  ErlBuchuDg  de«  Rechts  des  Vermiethers  oder  Verpächters. 

§.  388.  War  der  Verpächter  oder  Venniether  über  die  Sache  nur 
,  auf  seine  Lebens-  oder  irgend  eine  andre  bestimmte  Zeit  zu  verfügen 
berechtigt:  so  ist  der  Nachfolger  den  Contract  fortzusetzen  nicht 
verbunden. 

RescrIptb.7.ttiM.{|t795,  betr.  bie  Kerbinblhftfelt  eine*  Ceßn*  folgert,  einen  fcachtfonfra« 
bei  9>erbeft6eri  ju  Balten;  f.  jb  1. 18.  f. 287.  ©, 339. 

§.  389.  Doch  muss  derselbe  dem  Pächter  oder  Miether  den  gesetz- 
mässigen  Aufkündigungstermin,  zur  Bewerbung  um  ein  anderweitiges 
Unterkommen,  gestatten. 

§.  390.  Von  dem  Verpächter  oder  Vermiether,  oder  dessen  Erben, 
kann  ein  solcher  Pächter  oder  Miether,  wegen  des  aus  der  frühern  Räu- 
mung der  Sache  ihm  erwachsenden  Nachtheils,  hur  alsdann  Enhchädi- 
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ng  fordern,  wenn  ihm  die  Eigenschaft  des  bloss  zeitigen  Rechts  ver- 
imlicht,  oder  SchadloshaltuDg  ausdrücklich  versprochen  worden. 

8)  WVgsn  der  von  dem  andern  Tbeile  verweigerten  Erfüllung. 

§.  391.  In  wie  fem  auch  bei  Pachtungen  und  Miethungen  eine  vor 
er  bei  der  Uebergabe  erfolgende  Weigerung  des  einen  Theils,  den 
nitract  gehörig  zu  erfüllen,  den  andern  zum  Rücktritte  berechtige, 
nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  des  Titels  von  Verträgen  zu  he- 
mmen. (Tit.  5.  §.  393-  sqq«)  , 

§.  39*2.  Ist  aber  der  Contract  durch  die  Uebergabe  einmal  vollzogen: 
findet  der  einseitige  Rücktritt  nur  in  den  Fällen  des  §.396-403.  des 
geführten  Titels,  nicht  aber  in  den  Fällen  des  §.404-407.  Statt. 
§.  393.  Auch  in  denjenigen  Fällen,  wo  der  Rücktritt  an  sich  zulässig 
,  kann  derselbe  dennoch  nur  nach  vorhergegangener  gesetzmässiger 
ifkündigiing  erfolgen. 

§.  394.  Die  Rechte  und  Pflichten  der  Parteien  für  die  Zeit,  während 
sicher  die  Pacht  oder  Miethe  gedauert  hat,  werden  auch  in  diesen 
Uen  nur  nach  dein  Inhalte  des  Contracls  beurtheilt. 

Rechte  im  Concuree. 

§.  395.  Uebrjgcns  hat  der  Vermiether  oder  Verpächter,  wegen  seines 
nses  oder  anderer  Forderungen  auf  die  von  dem  Miether  oder  Päch- 
*  eingebrachten,  und  zur  Zeit  der  Endigung  des  Contracts  in  dem 
mse  oder  Gute  noch  vorhandenen,  Sachen  und  Effecten  die  Rechte 
les  Pfand^läubigers. 

Kescriptt>.28.?iij,)im  1806,  bttv.tit  »jobiftcatfoHen  frei  ftu/fitnng  be*  WetenrleitfKCötf 
cn  den  99!setger,  namentlich  gegen  £andrcetier. 

Muf  Suren  bei  (Seleaenbeit  Der  »ott  bem  91. 91.  toiUt  ben  91. 9*.  erhaltenen  ©<• 
rorrbe  tvftatttttn  Sßrrid)t  Pom  9.  2luguÖ  1804/ 

M  23erfabrcn  in  Executivis  roiber  £anbroerf<r  unb  ftunflfer  betreffend 
>rn  »IStr  (Sud)  nunmebr  mit  sBf|ug  auf  baä  porlduftge  9tefcript  vom  20.  2Iu* 
Ü  «j.  a.  \u  trfennrn,  bn§  2ßir  iroar  auö  öberroiegenben  (Brönbrn  e*  für  be* 
ttltd)  Galten,  ba£  bem  Skrmietber  jufl<benbe  <J)fanbrecbt  ouf  aOe  invecU  et  il- 
i  be*  mubtti  ein jui * rünfen;  2i>ic  aber  bo<b  nidn  genauen  rooOen,  ba§  baf« 
>e,  rote  btebtr  gefd)ebett  |u  fein  febeint,  fernerbin  in  Der  2lrt  gemi§braucbt 
rbe,  ba§  brr  33ermietber  oft  ben/  ben  vierfachen  S3etrag  ber  SRietbe  überfiel« 
Iben  2Berto  an  gjtobiiten  an  (Ich  genommen.  SBir  befeblen  (Sud)  baber,  in  vor* 
wunben  gdOen,  unb  befonber*  roerin  es  £anbroerfer,  *profefttonttfm  unb  Äün|l= 
betrifft,  barauf  mit  Strenge  ju  bauen,  ba§  bem  Sf/cur^er,  in  fo  fern  er  an« 
e  SHobilien  btjtfet/  fein  ßanbroerf jfU0/  uberbaupt  aber  von  ben  etngebraebten 
Ilten  n t et) t  mebr  porentbaiten  roerbe/  al0  jur $rjablung  ber  fdjulbigcn  SWetbe 
btq  ift. 

flBenn  in  foleben  gdOen  aber  ben  SBertb  ber  SHobilfen,  ober  bc*  jpanbnwrf** 
ge*  etreit  entöeben  follte,  fo  babt  3b*  obne  alle  projeffualifcbe  2Beitlduftt> 

eine  Sage  aufnebmen  gu  (äffen,  unb  barnacb  feftjufefcen/  welche  Effecten  bem 
rmUtber  nie  ©reberbeit  ju  belaffen,  roobei  e*  fein  unabdnberttcbe*  iBcroenben 
alten  muß.    Uebriaens  werbet  3br  tfet*  (Sud)  |U  bemüben  niebt  unterlagen, 

«öermtetber  in  <$üte  ju  bitfpontren,  Dem  «Profefftoniftcn  fo  Piel  an  ßanbroerfu* 
q  ju  belaffen,  ald  <bm,  um  (Tcl>  ben  nbtbiam  fiebenfiunterbalt  ju  perbieneii,  un* 
bebrlid)  tü. 

C.  T.  m  ©.  737.  9tt.  1 16.  de  1806,  unb  mttyt  93. 10.  ©.  22.  2r.  91  bfd>n  itr. 

§.  396.  Dagegen  hat  der  Pächter,  wegen  der  ihm  gebührenden  Ver- 
engen ,  ein  uacli  den  Vorschriften  des  zweiten  Abschnitts  im  vori- 
i  Titel  näher  zu  bestimmendes  Zurückbehaltungsrecht. 
§.  397.  Ber  Miether  kann  ein  solches  Zurückbehaltungsrecht  nicht 
:  die  Sache  selbst,  sondern  nur  auf  den  Zins  des  letzten  Termins 
;übeu. 


■ 
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III.  Tom  Miethen  des  Gesindel. 

§.  398.  Von  Miethungen  des  Gesindes  und  der  Arbeiter,  ingleichen 
von  verdungenen  Werken ,  ist  gehörigen  Orts  das  Nöthige  festgesetzt. 
(Th.  1.  Tit.  11.  §.895-980.  Th.2.  Tit.  5.) 

IV.  Von  Pachtungen  der  LandgUter. 

§.399.  Was  bisher  von  Pachtungen  überhaupt  verordnet  ist,  gilt 
auch,  in  so  fern  biernächst  nicht  abändernde  Bestimmungen  vorkom- 
men ,  von  Pachtungen  der  Landgüter. 

§.400.  Unter  Landgütern  werden  auch  hier  solche  verstanden,  mit 
welchen  Ackerbau  und  Viehzucht  verbunden  ist. 

Form. 

§.401.  Paehtcontracte  über  Landgüter  müssen  allemal,  wenn  auch 
das  verabredete  jährliche  Pachtgeld  die  Summe  von  fünfzig  Thalern 
nicht  übersteigt,  schriftlich  errichtet  werden. 

- 

Anh.  §.  56.  Ist  die  Eintragung  nicht  ausdrücklich  bewilligt  wor- 
den, so  ist  ein  Gut sp achter  die  Eintragung  des  Pacht  con- 
tracts  auf  das  verpachtete  Gut  zu  fordern  nicht  berechtigt. 

RescrIpt  ö.5.3anuai- 1795  nebfl  Entscheidung  Ux  ©efe&commifium,  betr.  NC 
6vfov&erntiT<  bei-  gintraauna  eine*  yactnfontraftf  in  t>«3  £i)»ot&efenbud). 

3f&r  er&altet  fcierneben  t>a*  Gonclufum  ber  ©efr&tontmiffion  auf  guere  Slnfrage 
toom  12.  ©eptbr.  o.  3««  HW0*n  Eintragung  cineß  «J)act)tfontrafta  auf  batf  t>er»acö= 
UU  C^ut/  juc  $iad)ad)tung  in  bem  uorüegenben  unt>  tünftigen  gleichen  gäli/n, 
unb  mit  Der  SJnroeifung/  wegen  gtnjtebung  unb  (Sinfenbung  ber  ©ebübren  baSgr* 
forberlicne  ju  üerfügen;  wobei  ßueb  jugteidE)  juc  93ermeibung  alle*  2fli§t>erftJnbnif* 
fe$  eröffnet  wirb/  ba§  bie  Eintragung  ntdjt  um  btemütn,  aU  ob  eö  ben  3)dd)tero 
an  einem  jare  reale  mangele  (roelcfoeä  nach  ber  93orfd>rift  beö  31. S.  SX  n t et) t  mrbr 
für  §tt)elfelbaft  angefe&cn  werben  fann)/  fonbern  blo§  um  beärciflen  für  unffatt* 
&aft  evfldrt  roorben,  roeü  foroobt  nad)  ber  j?.  O.  als  na*  bem  31.  ß.  SR.  bte  blofe 
(Sgitlen*  etnetf  juris  realis  jur  Eintragung  nid)t  binretdunb,  fonbern  baju  aufcet 
'  ben  hypothecis  tacitis  et  legalibus  tie  auöbractlidK  (Stnroiütgung  be0  Gcfeulbner* 
unb  Xöeftperff  erforberlid)  fit.  SBerlin,  ben  5.  Januar  1795. 

entfefeeibung  ber  ©efe&commiffion. 

tfuf  bie  Slnfrage  ber  Giteüifcfcett  «Regierung  vom  12.  (geptbr.  c,  wegen  Sfnweir- 
buna,  betf  §.104.  Xit.2.  ber  £.  D.  de  17S3  auf  bloße  <pad)t*Gontracte/  bat  bie 
©efe&commiflton  bafcin  conclubirt:  baß  ein  ©ut0päd)ter  bie  ©ituraaung  beß $ad)t* 
@ontractö,  wenn  bie  Eintragung  niefct  ausbruefliet)  bereiniget  roorben,  auf  bem 
verpachteten  ©ute  su  forbern  nietjt  befuat.  Berlin,  ben  15.  £<cbr.  1 794. 
Äleinö  Slnnalen  83. 13.  (3.339.  unb  N.  C.  C.  T.  X.  No.  5.  beö  sttacbtragö  oon  1798. 
©.  1857. 

§.  402.  Ist  dieses  nicht  geschehen:  so  findet  die  Vorschrift  des  §.269. 
Anwendung. 

§.  403.  Beträgt  das  verabredete  jährliche  Pachtgeld  zweihundert  Tha- 
ler, oder  mehr:  so  soll  der  Contract  entweder  gerichtlich,  oder  doch 
vor  einem  Justiz -Commissario  geschlossen  werden. 

Anh.  §.  57.  Ist  jedoch  der  Pachtcontract  vor  eigner  Credit direc- 
tion  oder  vor  andern  dergleichen  öffentlichen  Anstallen  mit 
Zuziehung  eines  rechts  er  [ahmen  Syndici,  Justiiiarii  oder  son- 
stigen Consulenten  errichtet  worden,  so  bedarf  es  der  Ver- 
lautbarung vor  Gerichten,  oder  vor  einem  Justizcommiss ario 
zur  V errneidung  der  §.  405.  und  406.  bestimmten  Nachtheile 
nicht, 

Rescript  d.  13. Sefcv.  1797,  betr.  bfe  ©üttigfeit  ber  üov  Grebit&ivectionen  errichteten  y&<bu 
contirtctc.  N.c.c.  T.X.  6.931,  aufgenommen  in  §.57  Sin&. 
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§.  404.  Die  zugezogene  Gerichtspersen  ist  .verpflichtet,  darauf  zu  se- 
il, dass  der  Verlrag  deutliche  und  bestimmte  Verabredungen  der  Par- 
ien,  sowohl  über  das,  was  dem  Pächter  zur  Nutzung  eingeräumt  wird, 
ld  was  er  dagegen  zu  zahlen  oder  zu  leisten  hat,  als  insonderheit  über 
e  demselben  bei  entstehenden  Unglücksfallen  zukommende  Vergütung, 
ithalten  möge. 

§.  405.  Ist  ein  solcher  Contract  nicht  auf  die  §.  403.  vorgeschriebene 
rt  errichtet  worden:  so  sind  die  dunkeln  und  mangelhaften  Bestim- 
ungen  des  Vertrages  allemal  eher  zum  Nachtheile  des  Verpächters, 
s  des  Pächters,  auszudeuten. 

§.  406.  Auch  gilt  die  Pacht  nur  auf  Ein  Jahr,  und  kann  mit  dem  Ab- 
ufe  jedes  Jahres,  nach  vorhergegangener  ges  et  zulässiger  Aufkündigung, 
ieder  aufgehoben  werden.  ; 

§.  407.  Wenn  nicht  ein  ganzes  Gut,  sondern  nur  einzelne  Aecker, 
ler  andere  Pertinenzstücke  eines  Guts  verpachtet  worden:  so  ist  es 
nreichend,  wenn  die  Vorschrift  des  §.  401.  beobachtet  wird. 

Recht«  de«  Pächter*  in  Ansehung  der  ihm  »uhommenden  Nuttungen, 

§.  408.  Sind  die  dem  Pächter  zur  Nutzung  überlassenen  Gegenstände 
dem  Vertrage  oder  Anschlage  näher  bestimmt:  so  kann  derselbe  auf 
ubriken ,  die  dabei  mit  Stillschweigen  übergangen  worden,  nur  in  so 
rn  Anspruch  machen,  als  selbige  mit  andern  zum  Genüsse  eingeräum- 
n  untrennbar  verbunden  sind. 

§.  409.  Ist  aber  der  Vertrag  ohne  dergleichen  nähere  Bestimmung  in 
ausch  und  Bogen  geschlossen:  so  hat  der  Pächter  den  gemeingewöhn- 
:hen  Genuss  aller  bei  dem  Gute  bisher  genutzten  Grundstücke,  He- 
jngen  und  Rechte,  die  einen  nach  Gelde  zu  berechnenden  Ertrag  ge- 
ähren. 

§.  410.  Blosse  Ehrenrechte  hingegen ,  welche  entweder  gar  nicht, 
ler  doch  nicht  gewöhnlich,  und  in  der  Regel,  eine  nach  Geld  anzu- 
klagende Nutzung  bringen,  kann  auch  ein  solcher  Pächter  sich  nicht 
imaassen. 

§.411.  Insonderheit  können  weder  die  Gerichtsbarkeit  selbst,  noch 
e  davon  abhängenden  Gcrichtsgebühren  und  Strafgefälle  verpachtet 
erden. 

§.  412.  Wohl  aber  findet,  wegen  andrer  nach  den  Gesetzen  erlaubten 
utzungen  der  Gerichtsbarkeit,  die  Verpachtung  Statt.  /x 

Pflichten  in  Ansehung  der  Lasten  und  Abgaben. 

§.  413.  Hat  der  Pächter  die  von  dem  Gute  zu  entrichtenden  Lasten 
ad  Abgaben  nach  einem  gewissen  Anschlage  oder  Verzeichnisse  über- 
Dinmen:  so  bleiben  die  darin  verschwiegenen  Prästationen,  in  so  fern 
e  nicht  zum  gewöhnlichen  wirtschaftlichen  Betriebe  gehören,  noch 
□n  den  Früchten  allein,  ohne  Rücksicht  auf  die  Substanz,  zu  entrich- 
;n  sind,  dem  Verpächter  zur  Last. 

§.  414.  Hat  aber  der  Pächter  die  Lasten  und  Abgaben  ohne  nähere 
estimmung  übernommen :  so  ist  der  Verpächter  nur  für  die  Intcres- 
3n  der  Hypothekenschulden,  und  für  die  aus  Verträgen  oder  Testa- 
tenten,  auf  dem  Gute  haftenden  Zinsen,  und  fortlaufenden  Prästatio- 
en,  zu  sorgen  verbunden. 

Rechte  und  Pflichten  wegen  des  Beilaue«. 

§.  415.  Bei  einer  jeden  Pacht  wird  vennuthet,  dass  alle  Inventaricn- 
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Glücke,  welche  zur  Cultur  und  Benutzung  des  Gut*  bisher  bestimmt 
gewesen  sind,  dem  Pächter  zum  Gebrauche  Überlassen  worden. 

§.  416.  Die  bei  dem  Gute  bleibenden  InventarienstÜcke  müssen  vor 
der  Uebergabe  genau  beschrieben  und  landüblich  abgeschätzt  werden. 

Gtwibr,  die  der  Vorpteftt»»  m  Übt«  hat. 

§.417.  Ist  dies  nicht  geschehen:  so  finden  die  Vorschriften  §.119. 
120.  Anwendung. 

§.  418.  Sowohl  bei  der  Uebergabe,  als  während  der  Pachtzeit,  muss 
der  Verpächter  dem  Pächter  die  ungehinderte  Benutzung  der  ihm  ver- 
pachteten Grundstücke  und  Rechte  gewähren. 

SBegen  ber  fteäte  ber  V&ftter  bei  gut*berrr.<n*bäuerf.4enXeguflrungen,  ®tmtint)tMtt)tiiungcn 
unb  ablöfungeu  u  ble  }tt  |.  386  angefutjrten  Serorbnungen. 

§.  419.  Auch  muss  er  denselben  gegen  alle  daraufgemachte  Ansprüche, 
in  sofern  dadurch  die  Nutzungen  solcher  Grundstücke  oder  Rechte  ge- 
schmälert werden,  vertreten  und  schadlos  halten. 

§•420*  Ist  nach  einem  Anschlage  gepachtet  worden,  und  wird,  nach 
geschlossenem  Contractc,  das  Nutzungsrecht  in  einer  oder  andern  Ru- 
brik durch  Zufall  oder  Landesherrliche  Befehle  geschmälert:  so  muss 
der  Verpächter  den  dadurch  entstehenden  Ausfall,  nach  Verhältniss 
des  Anschlages  gegen  das  Pachtquantum  vergüten. 

§.  421*  Ist  die  Pacht  in  Pausen  und  Bogen  geschlossen:  so  muss  dem 
Pächter  der  dadurch  bei  einer  solchen  Rubrik  entstandene  Ausfall,  nach 
Verhältniss  der  ehemaligen  Nutzungen,  im  Durchschnitt  der  nächst  vor- 
hergehenden Drei  Jahre,  vergütet  werden. 

l&trai.  Gesetz  t>.  28.dct6v.18l0,  wegen  ttuftjebung  bei  SDlabl«  unb  Qetranfeimangl  (M)j 
trat)  Verordnungen  ».  1 5. Cer-t&r.  1 8 1 8  unb  24. Octbr.  1  823,  wegen  ber  »om  ©taute  tu  (ei* 
ftenben <5ntfcb<ib.gung ,  belgf.  Gesetz  o.  i3.g*ai  1833,  wegen ttuftebung  ber  Swanglrettte  Im 
Groffteriogtbum  tyofen;  f.  im  L  23.  |.  85. 

§.  422*  Ist  nach  einem  Anschlage  gepachtet  worden»;  so  muss  der 
Verpächter  die  Richtigkeit  der  darin  als  üxirt  und  beständig  angegebe- 
nen Zinsen  und  Hebungen  vertreten. 

§.  423*  Dagegen  haftet  er  in  der  Kegel  nicht  für  die  Zahlbarkeit  sol- 
cher bestimmten  Abgaben. 

§*  424*  Muss  jedoch  dem  Zinspflichtigen,  unter  seiner  eignen  Bestim- 
mung, oder  nach  richterlichem  Ermessen,  ein  Erlass  zugestanden  wer- 
den: so  trägt  denselben  der  Verpächter  nach  dem  §.420*  bestimmten 
Verhältnisse. 

§*  425.  Sind  die  verpachteten  Grundstücke  nach  einem  gewissen  in 
dem  Vermessungsregister  bestimmten  Maasse  angegeben :  so  muss  die- 
ses Maass  vertreten  werden. 

§.426*  Ist  die  Aussaat  und  der  Wiesenertrag  nicht  nach  der  Vermes- 
sung, sondern  nach  Schef/eln  und  Fudern  bestimmt:  so  wird,  wenn  auch 
der  Pächter  einen  daran  sich  befindenden  Abgang  behauptet,  der  Ver- 
pächter dennoch  von  der  Vertretung  frei,  wenn  er  darthun  kann,  dass 
das  angegebene  Quantum  vorher  gewöhnlich  ausgesäet,  oder  an  Fudern 
gewonnen  worden. 

§.  427.  Als  gewöhnlich  wird  dasjenige  angesehen,  was  bei  Aeckern 
im  Durchschnitte  der  nächst  vorhergehenden  Sechs  Jahre  gesäet,  und 
bei  Wiesen  im  Durchschnitte  der  nächst  vorhergehenden  Drei  Jahre 
geerndtet  worden. 

§.  428.  Muss  wegen  fehlenden  Maasses  an  den  verpachteten  Grund 
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:ücken  Schadloshaltung  geleistet  werden :  so  ist  dieselbe  nach  Verhält- 
iss  des  fehlenden,  gegen  das  angeschlagene  Quantum,  und  nach  Ver- 
äitniss  des  Pachtzinses  gegen  den  Betrag  des  Anschlags,  zu  bestimmen. 

§.  429.  Für  die  im  Anschlage  angegebene  Qualität  und  Güte  der 
Grundstücke  haftet  der  Verpächter  nur  in  so  fern,  als  er  sich,  bei  de- 
»n  unrichtigen  Angabe,  eines  Betrugs  gegen  den  Pächter  schuldig  ge- 
lacht hat. 

§.  430.  Der  von  der  Cultur  und  vonNaturbegebenheiten  abhängende 
'.rtrag  der  verpachteten  Nutzungsrubriken  darf  niemals  vertreten  werden. 

§.  431..  Ist  ohne  Anschlag  gepachtet  worden :  so  ist  der  Verpächter 
ur  die  Substanz  des  Guts  und  dessen  Zubehör,  nicht  aber  einen  ge- 
wissen Betrag  fixirter  Zinsen,  oder  ein  gewisses  Maass  der  Verpächte- 
rn Grundstücke,  zu  gewähren  verbunden. 

§.  432.  Ob  nach  einem  Anschlage,  oder  nur  in  Pausch  und  Bogen  ge- 
achtet sei,  ist  nach  den  bei  Käufen  angenommenen  Grundsätzen  zu  be- 
.immen.  (Tit.  11.  §.  212.  213.) 

Pflichten  de*  Pachter«  bei  der  Contervation  und  Bewirtschaftung  de«  Gut«. 

§.  433.  Ein  jeder  Pächter  ist  schuldig,  das  ihm  verpachtete  Gut  durch 
Ile  Rubriken  in  nutzbaren  Stande  zu  erhalten. 

§.  434.  Besonders  muss  er  darauf  Acht  haben,  dass  dieGränzen  nicht 
errückt,  oder  sonst  das  Gut  und  dessen  Rechte  auf  irgend  eine  Art 
erkürzt  werden. 

§.  435.  Ist  ihm  eine  besondere  Art  der  Administration  im  Contracte 
orgeschrieben :  so  muss  er  sich  schlechterdings  darnach  achten. 

§.  436.  Ueberhaupt  darf  er,  ohne  Einwilligung  des  Verpächters,  Haupt- 
eränderungen  in  der  eingeführten  Wirthschaftsart,  die  auch  auf  die  Zei- 
jn  nach  geendigter  Pacht  Einfluss  haben,  nicht  vornehmen. 

§.  437.  Er  ist  nicht  berechtigt,  c?en  Unterthanen  und  Dienstleuten  an 
em,  was  sie  vorhin  gehabt  haben,  etwas  abzuziehen,  oder  denselben 
iehr  Recht,  als  ihnen  gebührt,  einzuräumen. 

§.  438.  Noch  weniger  darf  er  ihnen  neue  Lasten  auflegen,  oder  die 
ewöhnlichen  erschweren. 

§.  439.  So  oft  er  diesen  Vorschriften  zuwider  handelt,  wird  er  zum 
•chadensersatze,  sowohl  gegen*  den  Verpächter,  als  gegen  desselben 
)ienstleute  und  Unterthanen,  verhaftet. 

Wegen  Unterhaltung  der  Gebäude. 

§.  440.  Besonders  ist  der  Pächter  die  "Wirthschaftsgebäude  in  Dach 
nd  Fach,  so  wie  die  Dämme,  Teiche,  Wege,  Gräben,  Brücken,  Ver- 
äunungen,  Gehege,  Mühlen  und  Wasserleitungen  in  gutem  Stande  zu 
rhalten  schuldig. 

§.  441.  Alle  Reparaturen,  die  durch  ein  auch  nur  geringes  Versehen 
es  Pächters  entstehen,  ist  er  selbst  zu  übernehmen  verbunden. 

§.  442.  Auch  für  den  durch  seine  Familie  und  Gesinde  angerichteten 
chaden,  haftet  der  Pächter  in  diesen  und  allen  übrigen  Fällen,  nach 
en  im  Sechsten  Titel  §.60.  sqq.  vorgeschriebenen  allgemeinen  Grund- 
fitzen. 

§.  443.  Andere  Reparaturen,  die  ohne  sein  Verschulden  entstehen, 
mss  er  in  so  fern  tragen,  als  sie  bloss  mit  den  Materialien  .des  Guts, 
nd  durch  die  Arbeit  ues  Gesindes  und  der  Dienstleute  bestritten  wer- 
en  können. 

§.444.  Reparaturen  und  Baue,  die  nicht  mit  dem  Gesinde  und  den 
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Dienstboten  allein  zu  bestreiten  sind;  oder  wozu  Materialien,  welche 
das  Gut  selbst  nicht  erzeugt,  angeschafft  werden  müssen,  ist  der  Ver- 
pächter zu  besorgen  verpflichtet. 

§.  445.  Der  Pächter  ibuss  ihm  aber  diese  Reparaturen  ohne  Zeitver- 
lust anzeigen,  und  seine  weitere  Anordnung  erwarten. 

§.  446.  Ist  der  Pächter  hierin,  oder  auch  in  Besorgung  der  ihm  selbst 
obliegenden  kleinen  Reparaturen  (§.  444.)  säumig:  so  haftet  er  für  den 
daraus  entstehenden  grössern  Schaden. 

§.447.  Auch  bei  den  dem  Verpächter  obliegenden  Reparaturen,  ist 
der  Pächter  mit  den  Materialien  des  Guts,  und  mit  den  Diensten  der 
Unlerthanen,  so  weit  letzteres  ohne  Unterbrechung  des  Wirthschafts- 
betriebes  geschehen  kann,  zu  helfen  verpflichtet. 

§.  448-  Xu  Reparaturen  verpachteter  Mühlen  ist  der  Müller  in  der 
Regel  nur  mit  seinen  persönlichen  Diensten  und  Kunstkenntnissen  un- 
entgeltich beizutragen  schuldig. 

Bei  der  Cultur  der  Wiesen. 

§.  449.  Der  Verstrauchung,  und  andern  durch  den  Maulwurf  oder 
sonst  veranlassten  Beschädigungen  der  Wiesen,  muss  der  Pächter 
ohne  Zeitverlust  abzuhelfen  bemüht  sein. 

§.450.  In  wie  fern  den  durch  Ueberschwemmungen  verursachten 
Versandungen,  auf  seine  oder  des  Verpächters  Kosten,  abzuhelfen  sei, 
muss  nach  den  Vorschriften  §.  441-444.  bestimmt  werden. 

Bei  der  DütiRiiiif. 

§.  451.  Stroh  und  andere  zur  Vermehrung  des  Düngers  dienliche  Ma- 
terialien darf  der  Pächter  nicht  verkaufen,  und  nur  in  so  weit  von  dein 
Gute  wegnehmen,  als  sie  zur  Landeslieferung  erfordert  werden. 

Bei  dem  Viehotande. 

§.  452.  Den  übernommenen  Viehstand  darf  er,  während  seines  Be- 
sitzes, zum  Nachtheile  des  Düngers  nicht  weiter  vermindern,  als  letzte- 
rer von  ihm  auf  andere  Art  wieder  ersetzt  wird. 

Kdfct  jur  ^eforberun«  Uv  Canaurttur  t).  14.  Cseptbv.  1811  (».9,  webur*  Ut  uorftcaenbe  f. 
a&«eanDort  ift),  Cju  I.  22.  §.248. 

.  §•  453.  Den  Abgang  am  Viehstande,  welcher  sich  durch  Alter,  Ge- 
brauch, oder  durch  ein  grobes  oder  massiges  Versehen  des  Pächters  er- 
eignet, muss  er  selbst  tragen  und  für  dessen  Ergänzung  sorgen. 

§.  454.  Ein  Gleiches  findet  Statt,  wenn  nur  ein  oder  das  andere 
Stück  durch  Krankheiten,  die  nicht  ansteckend  sind,  verloren  gebt. 

§.  455<  Wenn  aber  durch  Seuchen,  Feuer  oder  andere  ungewöhn- 
liche Unglücksfälle  ein  Verlust  am  Viehinventario  sich  ereignet:  so 
trifft  derselbe  den  Verpächter  als  Eigenthümer  dieser  Stücke. 

§.  456.  Bei  einem  Schaafsterben  verliert  der  Pächter  das  Erste  und 
und  das  Dritte,  der  Verpächter  aber  das  Zweite  und  das  Vierte  Vier- 
tel der  Heerde. 

§.  457.  Lämmer  kommen  dabei  nicht  eher  in  Anschlag,  als  bis  selbige 
mit  zur  Heerde  gezählt  werden. 

§.  458*  Ist  bei  dem  Anschlage  selbst  auf  ausserordentliches  Schaaf- 
sterben mit  gerechnet,  und  also  der  Nutzungsertrag  um  so  viel  geringer 
angenommen  worden:  so  kann  der  Pächter  für  dergleichen  Sterben  kei- 
nen Ersatz  fordern. 

§.  459.  So  weit  das  gefallene  Vieh  durch  eine  in  der  Provinz  beste- 
hende Versicherungsgesellschaft  vergütet  wird,  muss  der  Pächter  mit 
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er  bestimmten  Taxe  sich  begnügen,  und  dafür  binnen  Einem  Jahre  das 
□gegangene  Vieh  wieder  anschaffen. 

§.  460.  Wo  dergleichen  Gesellschaften  nicht  vorhanden  sind,  oder 
er  Unglücksfall  unter  die  von  selbigen  zu  vergütenden  Fälle  nicht  ge- 
ört;  da  erhält  der  Pächter  den  Ersatz  von  seinem  Verpächter. 

§•461.  Ist  das  Vieh  nach  einer  Taxe  übergeben  worden:  so  muss  der 
'ächter  mit  dem  angeschlagenen  Werthe  sich  begnügen ;  ausserdem  aber 
ann  er  den  Ersatz  in  Natur  fordern. 

§.  462.  Ist  der  in  Natur  zu  leistende  Ersatz  nicht  noch  vor  Ablauf 
les  Vierteljahres,  in  welchem  der  Verlust  dem  Verpächter  angezeigt 
vorden,  erfolgt:  so  ist  der  Pächter  die  Anschaffung  des  abgegangenen 
Riehes  sich  selbst  zu  besorgen  berechtigt. 

§.  463.  Bei  Seuchen  wird  das  Vierteljahr,  wenn  auch  die  Anzeige 
rüher  geschehen  ist,  doch  nur  von  dem  Zeitpunkte  an  gerechnet,  wo 
lic  deshalb  veranlasst  gewesene  Sperre  wieder  aufgehoben  worden. 

§.  464.  Den  Einkaufspreis  des  vom  Pächter  wieder  angeschafften 
Riehes  muss  der  Verpächter  vergüten;  in  so  fern  nicht  ausgemittelt 
verden  kann,  dass  Stücke  von  besserer  Art  und  Güte,  als  die  abgegan- 
genen waren,  wieder  angeschafft  worden. 

§.  465-  Diesen  Einkaufspreis,  so  wie  in  dem  Falle  des  §.  461.  den  an- 
geschlagenen Werth,  kann  der  Pächter  von  dem  nächsten  Pachttermine 
n  Abzug  bringen. 

In  Ansehung  des  Wirtli»chaftagerftthe«. 

§.  466.  Auch  die  durch  Unglücksfälle  verloren  gegangenen  Stücke 
des  Wirthschaflsgerälhes,  muss  der  Verpächter,  als  Eigenthümer,  er- 
Betzen. 

§.  467.  Bei  der  Bestimmung  des  Ersatzes  wird  die  Taxe  des  Invcn- 
tarii  zum  Grunde  gelegt. 

§.  468.  Es  wird  jedoch  angenommen,  dass  dergleichen  Gerätschaf- 
ten innerhalb  Zehn  Jahren  sich  gänzlich  abnutzen. 

§.  469.  Der  Ersatz  wird  also  nur  nach  Verhältniss  des  Zeitverlaufs, 
von  der  aufgenommenen  Taxe,  bis  zum  erfolgten  Verluste  bestimmt. 

§.  470.  Ist  keine  Taxe  vorhanden:  so  muss  der  Werth  des  verlornen 
Stücks  zur  Zeit  des  Verlustes,  auf  andere  Art  ausgemittelt  werden. 

§.471.  Invcntarienstücke,  welche  durch  Alter,  Gebrauch,  oder  Nach- 
lässigkeit des  Pächters,  und  nicht  durch  einen  ungewöhnlichen  Unglücks- 
fall verloren  gehen,  fallen  dem  Pächter  zur  Last. 

§.  472.  Der  Verlust  an  Snpcrinventarienstücken,  sowohl  bei  dem 
Viehe,  als  andern  Gerätschaften,  trifft  allemal  den  Pächter  allein. 

§.  473.  Ist  der  Pächter  dergleichen  Superinventarium  zu  halten  be- 
rechtigt; und  sind  die  dazu  gehörenden  Stücke  nicht  besonders  ausge- 
zeichnet: so  muss  der  sich  ereignende  Verlust  nach  Verhältniss  der 
Zahl,  die  von  beiden  Seiten  zur  Zeit  des  Unglücksfalles  vorhanden  war, 
von  dem  Verpächter  und  Pächter  getragen  werden. 

§.  474.  Gehört  das  Vieh  -  und  Feldinventarium  dem  Pächter  eigen- 
thümlich :  so  trägt  er  auch  allein  jeden  daran  sich  ereignenden  Verlust. 

§.  475.  Ein  Gleiches  findet  Statt,  wenn  der  Pächter  das  Invcntarium 
als  eisern  übernommen  hat. 

§.  476.  Daraus  allein,  dass  das  Inventarium  dem  Pächter  nach  einer 
Taxe  übergeben  worden,  folgt  noch  nicht,  dass  er  selbiges  als  eisern 
übernommen  habe. 
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Instruction  t>.l6.3uni  1333,  über  ba$  SSerfa&ren  btf  »bf<Vä*un,}  ber  3m>ent«rienf*fi<fe 

veipatöteter  üanDgiitet*. 

Die  bduftqen  ^-ificbir ertfrt  über  bie  unswecfmdfifqe  SBe&anblung  betf  abfdjdt* 
iuna«qefd)dft*  bei  t>rc  Ueberqqbe  verpqchteter  ßqnbgüter  «nb  Me  für  einzelne  3n* 
tereffenten  tatouö  entßebenr-e  Verlegungen,  bqben  bie  unterjeiefcneten  SWiniffer 
]U  einer  ndb/rn  Srwdqunq  birfc0  (£egentfqnbe0  veranlaßt. 

(5*  tat  ftd)  fcureb  biefelbe  ergeben,  bqfj  Dir  23efd)werben  jwar  oft  qegrönbet 
(tnb/  tap  aber/  wenn  bie  t>as  Uebergqbeqefdjdft  leitenben  ©erietottbeborben  Die 
vorbqnbenrn  qefe$ltd)en  S3ond)riften  forqfdltig  beobaAteit/  bie  qerägten  UebeU 
fldnbe  nid)t  eintreten  fMinen,  unb  ba§  ber  (£runb  brrfelben  baupt|dd)lich  nur  in 
ben/  von  einer  feblerbaften  ^raglö  gebulbeten  UHt{jbrdud>en  Hege. 

3ur  Mbfteflung  Der  sei  Den  erhalten  fdmnttlicne  ©erwaltung0*  unb  (i3crid)tßbe- 
bbrben  ber  «provinjjen,  in  weldjeu  bie  21.  (S.  O.  gefe&Ud)e  Jrtrnft  bat/ bie  nad)= 
tfebenben  Slnweifungcn. 

v  1.  ^ei  ber  Ucbergqbe  unb  Sfcucfgewdbr  verpachteter  ßqnbgötet  unb  ber  bq= 
bei  vorfommenben  flbfdjd&ung  jber  3uventqrienflucfe  bienen  bie  23orfcforiften  bet 
«.  ©.  D. 

2b  L  STit.  9.  §38.  unb  Slnbang  6t. 
-    I.    »  10  *  59. 

*  L    ß  44.  *  46  seq. 

•  IL    »    6.  •    4  seq. 

jur  «RidXfc&nur. 

§.2.  Da  tur  ßcitung  be$  tleßcrqqbeqefrtdft*  (aubwirtbfcnaftlic&e  «RenntnifiTe  un* 
entbebrlid)  ftntv  io  baf  1^0  (Bericht  bei  änfetfung  be0  Uebergabetcrmin0  nqd)  93or* 
febrtfr  Oer  91.  (£•  O.  Xb.  l.  Xit.  y.  §.  38.  unb  Xit.  44.  §.  4s.  oon  SlmtBWeqen  Da« 
für  ju  forgen,  bq§  Dem  von  ibm  ernqnnten  Goinmiffqriuß  ein  nqd)  SBorfdjrift  bet 
§.3».  De»  <Sbict0  vom  14.  ©epibr.  1811  au 5  ben  qpprobirten  Ocfonomtc  @ommifla< 
rien  ober  jftrei0verorbneten  ju  wdblcnber  Defonoinie<Q3eriidnbigcr  betqefeflt  werbe, 
mit,bejfcn  3ujicbung  bie  Uebergabe  ju  leiten/  unb  nach  beffen  SRqtb  unb  (Sutqcb» 
ten  bei  ber  aiuftmbme  ber  Xa|e  unb  (grbrterung  ber  babei  votfommenben  6trei« 
jtgfeitcn  ju  verfqbren. 

§.  3.  9t ur  bei  ber  Uebergabe  von  ©quergötern,  aud>  folcher  ^Rittergüter  unb  33or* 
werfe,  bei  weichen  nur  ein  unbebeutcnbetf^noentqrium  uberqeben  wirb,  tnnn  bie 
3ujtefoung  be0  Defonomic<33erfldnbiqen  unterbleiben/  wenn  fd  mini  Ii  dir  ^ntereffen« 
ten  quobrutflid)  crfldren,  bq§  fte  bie  3ui^bung  beffelben  nicht  für  notbtg  fcaltert. 

§.4.  3ur  Sßeurtbeilunq  be0  Ocfonomie*  23crildnbigen  geboren  bei  bem  Ueber» 
tiabe.©efd)dft  oie  (^eqeriftdnbe/  weiche  obne  Iqnbwirtbfchqftliche  ßenntntffe  niebt 
entidjiebcn  werben  tonnen,  stf ei  ber  S(bfct)d$iiug  ber  ^noentqrien0ucfe  bat  bqber 
berfelbe  bie  Vorfragen  qufjufleflen/  roooon  bie  qen>bbuüd)en  Xar.antcn  itd)  (eine 
atec^enfdjaft  geben,  unb  welche  qud)  beut  mit  bem  ianbwirtbfdjqftlichen  sßetriebe  nicht 
vertrauten  9iid)ter  leicht  entgeben;  j.Jft.  ob  bie  £age  nqcb  ben  momentqn  gelten« 
ben  greifen,  (tveld)e  unter  Oefonbern  Umftdnben  ben  gero&b nluten  ytas  oft  be* 
beutenb  ubertleiqen ,)  ober  muh  ben  gemein  gcrobbnltd)en  ober  getotiTett  £)urcb» 
fdmitiöpreifen  anzulegen,  ober  ob  foult  nqd)  ^nbalf  ber  bellebenben  (Jontrqcte  ge* 
roiffe  üKobiftcqtionen  qufiufqffen  ober  anjubringen  jtnb;  e0  i^  ferner  von  bemfeh 
ben  benimmt  onjugeben,  nach  welchen  Q3orqu*fe$unqen  in  ben  oben  genannten 
ü&ejiiebungen  bei  tec  lare  ju  verfabren  fei/  Hmit  bie f? nterefienten  Unb  ber  9ticb« 
ter  Gelegenheit  erbalten,  jrrt()umer  babei  ronbr^unebtnen  unb  )u  berichtigen ;  qud) 
ftnb  von  bemfelbcn  bie  Xnr.nnten  $u  fontrolliren,  btefelben  auf  bemertenewertbe/ 
von  ihnen  etrcq  lUerfebene  Gegen jldnDe  qufmertfam  ju  machen,  unb  roenn  \'u  in 
ibren  Angaben  erheblid)  von  einqnber  abroeieben  foüten,  fo  iö  oon  bem  Oefonomie» 
^erfianD igen  ber  (Srunb  biefer  iBerfdiiebenbeit  tu  erforfd)en7  unb  eine  Bereinigung 
Darüber  ju  verfueben.  (?tnb  neue  8(cferin|lrumente  ober  neue  Siebracen  ju  tagt- 
ren,  von  beren  2ßertb  bie  Xasqntert  feine  richtige  Äenntni§  baben,  fo  bat  ber 
Oefonomle  (5ommtffariu0  D(\xaui  qufmerffam  ju  machen/  bqg  beren  28ertb  qufeine 
qnbere  21rt  ermittelt  werbe. 

$.5.  £ie  mit  ben  Defonomie'Sertfdnbiqen  fe^gefiellten  ©runbfdbe/  nad)  weU 
eben  bei  ber  ftbfchdbunq  ber  ^noentartenflöcfe  «u  verfqbren/  ftnb  iebeemqi  in  ber 
qufounebmenben  58erbanMung  voQfidnbig  $u  bemerfen. 

§.6.  "SEÖie  viel  Taranten  *uju&ieben  unb  ob  ober  in  wie  viel  Klaffen  biefelben 
ju  vertbeilcn  /  i|i  nqd)  ber  8t.  ii).  D.  Xb.  U-  Xit.  6.  §.  6.  ju  beurtbeilen. 
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$.7.  <25inb  contraetliehe  fBeftlmmitrtgen  barübee  oor&anben,  fo  ftnb  Mefe  oor* 
jüg'irf)  au  berücfffebttaen. 

§.  8.  einigen  ftcb  fdmmtltche  3fntereffenten  über  bie  $erfonen  ber  Xagantrn,  fo 
hat  etf  babei  fein  Beroenben. 

§.  9.  gtnbet  aber  eine  folche  (Einigung  nicht  @tatt,  fo  ift  mit  BerucT fiditiaung 
bes  §.  64  unb  65.  betf  Anhang*  jur  21.  ©.  O.  Oer  iTanbratb  betf  ftretfeö  um  Er- 
nennung ber  ju  bem  ©efchäft  erforberlicben  Infanten  ju  requiriren. 

alO.  Die  Äreitf-.£anbrdt&e  haben  ju  biefem  (Stfääft  binenigen  ßanbroirtbe  *tt 
len,  »eiche  fcurch  ibre  ßenntniffe  unb  SjRechtliehfeit  ftd>  ooriüglteb  baju  cig 
nen,  auch  bleibt  ibnen  übrrlaffen,  biejenigen  berfelben,  beren  Xüchtigfeit  unb 
©eroiffenbaftigfeit  btntdnglid)  erprobt  roorben/  ber  9tegierunq  alt  £rei0«Xagato« 
ren  in  ©orfchlag  tu  bringen/  unb  barauf  anfragen,  bafc  biefelben  attf  ein  für 
allemal  *u  begleichen  ©efcbdften  ju  ernennenbe  @ad)Oerftä*nbigen  oereibigt,  unb 
ibnen  ein  8lnerfenntnl§  Darüber  ertbeilt  werbe. 

§.  11.  j3ur  9ibfd)dfcung  befonberer  ^nftrumente,  neuer  Söiebracen  ober  anberer 
©egenftdnbe,  oon  beren  $Bert&  bie  fianbroirtbe  nicht  gewöhnlich  ßenntniffe  haben, 
ftnb  anbere  ©achoerftdnbige,  welche  ju  bcrqleirten  ©efchdfte  befonberß  aiitfgebil» 
bet  ftnb,  juiu^teben,  unb  wenn  bie  Parteien  über  beren  3Bab(  lieh  nicf)t  einigen 
fbnnen,  fo  ift  bie  @eneral*CFommiffIon  um  beren  Ernennung  }U  requiriren. 

$.12.  S3ei  ber SÖernebmung  ber Xöjflnten  über  benffierrb  ber  abjufehd&enben  ©e* 
genftdnbe  ift  nach  ber  V.  ©.  O.  Xb.  t  Xit-  10.  §.  189.  seq.  ju  ©erfahren,  bie  «par> 
teien  ober  beren  SBeiftdnbe  haben  iebod>  bie  abiufcbdfcenben  ©egenftdnbe  felbft  ben 
Xaganten  oorjujetgen,  auch  ift  ibnen  *u  aeftatten,  biefe  auf  bie  Umftdnbe  auf* 
merffam  tu  machen,  welche  auf  bie  Beftimmung  be*  SBertfc*  her  ©achen  Sinfluf 
haben  fbnnen. 

$.  13.  SUegen  ber  SJerribigung  ber  Xaganten  ent&dlt  ber  f.  803.  Xit.  10.  Xb.  L 
ber  fc.  ©.  O.  unb  §.  84.  be*  Anhang*  bie  n&tbiqen  Beflimmungen. 

§.  i4.  Die  aufgenommenen  Xagen  f?nb  fofort  ben  «Parteien  jur  Crfldrung  ©or* 
gulegen.  erbeben  fte  (ginwenbungen  bagegen,  fo  ftnb  biefelbcn  ausführlich  jum 
«Prot of oll  ju  nebmen,  unb  bie  Xaganten  jur  ®rf Idrung  baruber  auf juforbern.  23er< 
bleiben  biefe  bei  ibren  ttnoaben,  ober  berichtigen  fte  bieXage  nicht  jur  3ufrieben* 
t)ät  ber  fdmmf  lieben  ^nt e reffe nten,  unb  ftnbet  auch  unter  tiefen  eine  Sereinigung 
nicht  Btatt,  fo  muf  bie  dommiffton  bie  ftreitig  gebliebenen  fünfte  au0  bem 
U eb ergäbe^ rot ofofl  oupjiebeit/  feben  berfelben  befonberü  erörtern,  bie  Parteien 
baruber  boren,  ben  statas  coatroversia«  unter  ibnen  reauliren/  bie  norbanbenen 
S3en)ei<imittel  aufnehmen,  unb  ieben  «jjunft,  fo  roeit  bie«  jur  leichtern  UeberlTdjt 
unb  $ur  Sermeibung  oon  33erroirrunaen  trforberlich  ift/  in  einem  befonbern  «pro* 
tofoOe  jum  Deftnitio^rfenntniffe  infiruiren. 

§.  15.  Einigen  fleh  bei  biefem  Verfahren  bie  ^ntereffenten  übet;  bie  ttufnabme 
einer  neuen  Xage  burch  anbere  (Sachoerfidnbige/  fo.  ift  eine  folebe  fofort  |u  oerfügen. 

§.  16.  ©irb  aber  berSlufnabme  einer  folchen  neuen  Xage  oon  einem  ber  Sfnter* 
effenten  roiberforochen,  fo  ift  bie  ftragc  über  bie  3uldittgfeit  berfelben:  ob  biefelbe 
noch  oor  ber  SReaulirung  be3  Status  controversiae  j|u  oerfugen,  unb  roelche  2Bir* 
fung  ber  neuen  Xage  beizulegen,  wie  in  anbern  5)rojeffen/  oon  bem  «Richter  |U 
entfeheiben. 

§.17.  «ei  bem  ©chluffe  ber  ©adte  ift  M  Gutachten  betf  Defonomie^erftdn« 
biaen  über  bie  ftreitig  gebliebenen  fünfte  |u  erforbern,  unb  toegen  berSlufnabme 
beffelben  ju  qjrotofofl,  ober  ber  fd)rift(id)en  einreichung  brffelben  nach  ©orfdjrift 
ber  8t.  ©.  O.  Xb.  L  Xit.  10.  §.  59.  ju  ©erfahren. 

§.  18.  deinem  ber.Xaganten  ift  ts  erlaubt,  toegen  feiner  Bemühungen  unb  2futf* 
lagen  unmittelbar  oon  ben  «Parteien  ober  beren  $eoo0mdchtigten  feine  $3efriebi« 
gung  ju  f orbern,  ober  unter  irgenb  einem  33orroanbe  oon  benfelben  anjunebmen; 
auch  bürfen  bie  «Parteien  nicht  ben  Xaganten  in  9eitefcung  auf  bie  bei  ber  lieber* 
gäbe  gehabten  Bemühungen  ober  «udlagen  ©efchenfe  ober  Belohnungen  anbieten, 
ober  burd)  «Jftfbere  anbieten  laffen. 

Xaganten,  »elcbe  biefen  fBorfchriften  juwiber  hanbeln,  gehen  be0  bffentlichen 
Vertrauens  oerluftig,  unb  werben  aus  bem  SBergeicbnig  ber  Äreiß  =  Xafatoren  ge« 
ftridjen.  €*  wirb  ibnen  bad  üualiftcationd^tteft  abgenommen  unb  fte  verfallen 
fonft  nad)  Beroanbtni§  ber  ©adje  bem  ©trafgefefc. 

§.  19.  Die  Xaganten  haben  ihre  Dielten  unb  Studlagen  nach  ber  Seenbigung 
ihred  ©efchdftd  tu  ben  2iften  ju  Uquibiren  unb  ihre  Befriebigung  oon  bem  ®e» 
richte,  roclcbr0  bie  Uebergabe  geleitet  b<it,  |U  erwarten. 
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§.  20.  Die  ftcftfcfctmg  t&rer  ©fdtett  unb  Kurtagen  erfaßt  nucf)  fcer  ©porteftarc 

»otn  23.  «uauft  1815.  unb  nach  bem  9tea>ment  4>wn,  2Q.  Sunt  1817.  (@- ©. 
©.197.  «d  No.  i40.  Stach  Dem  (grntffFen  t>e0  ©erfcfct*  fann  jebod)  eine  <£rbi< 
bung  t)er  Didten  bitf  ju  Dem  eafce  ©tatt  ftnben ,  melden  Uf  Gommiffartu*  fceö 
<&eridtt$  in  berfelben  (Sarte  ju  forbern  berechtigt  id. 

§.21.  Die  «prouinjialbeb&rbeit  (aben  auf  bie  genaue  SRefolguna  Mefer  93orfcnrif< 
ten  forajäliifl  ju  achten,  unb  bic  Uebenreiung  berfelben  ben  ©efr&en  §emäg  ja 
<u)n&e«.  ».    3-  S3. 40.  <2>.  *86. 

Verlart  des  Pachtrecht»,  wegen  unwirth»chaftlicher  Verwaltung. 

§.  477-  Sobald  der  Pächter  seinen  Obliegenheiten  in  wirtschaftlicher 
Verwaltung  des  Guts  dergestalt  zuwider  handelt,  dass  daraus,  nach  dem 
durch  das  Gutachten  vereideter  Sachverständigen  zu  bestimmenden 
richterlichen  Ermessen,  ein  erheblicher  Schade  für  die  Substanz  des 
Guts  zu  besorgen  ist:  so  kann  derselbe  ausser  der  Schadensvergütung, 
auch  der  Pacht  selbst  durch  richterliche  Hülfe  entsetzt  werden. 

Renmaianaforderung,    a)  hei  Pachtungen  Bherhaupt. 

§.  478.  Ausser  dem  allgemeinen  Grundsatze  §.307-  kann  der  Pachter 
einen  Nachlass  an  dem  Pachlzinse  fordern,  wenn  der  gewöhnliche  Er- 
trag des  Guts  durch  ausserordentliche  Unglücksfälle  beträchtlich  ver- 
mindert worden. 

§.  479.  Diese  Befugniss  ftllt  aber  weg,  wenn  Unglücksfälle,  die  an 
und  für  sich  zu  den  ausserordentlichen  gehören,  in  der  Gegend,  wo  das 
Gut  liegt,. oder  vermöge  der  innern  Natur  und  Beschaffenheit  des  Guts 
selbst,  nicht  ungewöhnlich  sind;  und  aus  den  Umständen  erhellet,  dass 
darauf  in  dem  Anschlage,  oder  bei  Bestimmung  des  Pachtzinses,  bereits 
Rücksicht  genommen  worden. 

§.480.  Der  Pächter,  welcher  auf  den  Grund  eines  erlittenen  Un- 
glücksfalles Remission  fordern  will,  muss  denselben  sofort,  nach  dem  er 
sich  ereignet  hat,  und  ohne  Zeitverlust,  dem  Verpächter  anzeigen. 

§.  481.  Dem  Verpächter  steht  frei,  sich  von  der  Wirklichkeit  und 
Erheblichkeit  des  angegebenen  Unglücksfalles  durch  eigene  Besichtigung 
zu  überzeugen,  oder  auf  vorläufige  gerichtliche  Untersuchung  darüber, 
nach  Vorschrift  der  Prozessorduung,  anzutragen. 

§.482.  Befindet  sich  der  Verpächter  ausserhalb  der  Provinz;  wnd 
hat  er  auch  den  Pächter  an  einen  Bevollmächtigten  in  Pachtangelegen- 
heiten nicht  verwiesen:  so  muss  der  Pächter,  indem  er  die  §.480.  vor- 
geschriebene Anzeige  macht,  zugleich  auf  die  gerichtliche  Untersuchung, 
nach    481m  selbst  antragen. 

§.  483.  Hat  der  Pächter  die  vorgeschriebene  Anzeige  in  Zeiten  zu 
thun  unterlassen :  so  karTn  er  in  der  Folge,  unter  dem  Schutze  eines 
solchen  vorgeblichen  Uaglüeksfalles,  keinen  Nachlass  weiter  verlangen. 

§.  484.  Dergleichen  Remission  findet  ferner  nur  alsdann  Statt,  wenn 
nicht  nur  in  derjenigen  Wirthschaftsrubrik,  welche  der  Unglücksfall 
betroffen  hat,  ein  erheblicher  Verlust  nachgewiesen,  sondern  auch  aus- 
gemittelt  ist,  dass  dieser  Verlust  durch  den  reichlichem  Ertrag  der  übri- 
gen Rubriken  nicht  ersetzt  worden. 

§.  485.  Der  Pächter  kann  also  nur  in  so  fern  Remission  fordern,  als 
er  nachzuweisen  vermag,  dass  das  Gut,  iu  dem  laufenden  Wirthschafts- 
jahre,  durch  alle  Rubriken  zusammen  genommen,  nach  Abzug  der  Aus- 
gaben, nicht  so  viel  als  der  Pachtzins  ausmacht,  getragen  habe. 

§.  486.  Das  was  solchergestalt  an  dem  Pachtzinse  fehlt,  ist  der  Ver- 
pächter zu  erlassen  verbunden. 
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§.  487.  Es  muss  also  der  Pächter,  welcher  auf  einen  Nachlass  An- 
spruch machen  will,  eine  vollständige,  mit  hinlänglichen  Beweisen  ver- 
sehene Administralionsrechuung  für  das  laufende  Jahr  dem  Verpächter 
vorzulegen,  bereit  und  im  Stande  sein. 

§.  488.  In  dieser  Rechnung  muss  der  Pächter  auch  dasjenige,  was  er 
von  den  Gutserzeugnissen  zu  seinem  und  seiner  Familie  Unterhalt  ver- 
wendet hat,  nach  den  mittleren  Marktpreisen  der  nächsten  Stadt  in  Einr 
nähme  stellen.  . 

§.  489.  Was  er  . zur  Saat  und  Ackerbestelluug  für  das  laufende  Jahr 
verwendet  hat,  ist  er  in  die  Geldausgabe*  zu  legen  nicht  berechtigt. 

§.490.  Dagegen  muss  von  den  Erzeugnissen  des  laufenden  Jahres 
dasjenige  in  Abzug  gebracht  werden,  was  etwa  während  des  Laufes  des- 
selben, noch  zur  Ackerbestellung,  inglcichen  zum  Futter  für  das  Vieh, 
und  zur  Speisung  des  Gesindes  und  der  Deputanten  bis  zur  nächsten 
Erndte,  erforderlich  ist. 

§.  491.  Ist  auch  dieses  nicht  vorhanden:  so  kann  der  Pächter  so  viel 
an  Gelde,  als  er  zur  AnschafAing  des  Fehlenden  wirthschaftlich  ver- 
wenden muss,  in  Ausgabe  bringen. 

§.  492.  Dagegen  müssen  die,  nach  Abzug  dieser  Wirthschaftsnoth- 
durften,  etwa  noch  vorhandenen  Vorräthe,  nach  den  am  Schlüsse  des 
Wirthschaftsjahres  stehenden  Preisen  zu  Gelde  gerechnet,  und  der 
baaren  Einnahme  zugeschlagen  werden. 

§.  493.  Vorräthe  von  Rubriken,  die  gar  nicht  zum  Verkaufe  ange- 
schlagen sind,  kommen  auch  hier  weder  bei  der  Ausgabe,  noch  Ein- 
nahme, in  Rechnung. 

§.  494.  Eben  so  wenig  kann  auf  Ausgaben,  Einnahmen  oder  Bestände, 
welche  in  ein  früheres  Wirtschaftsjahr  gehören,  Rücksicht  genommen 
werden. 

§.  495.  Dagegen  sind  alle  fixirte  Zinsen  und  Hebungen  des  laufenden 
Wirthschaftsjahres  dem  Pächter  in  Einnahme  zu  stellen,  wenn  sie  auch 
noch  nicht  wirklich  eingekommen  sind;  es  wäre  deuu,  dass  der  Päch- 
ter auch  den  Zinspflichtigen,  vermöge  des  Gesetzes,  einen  Nachlass  zu- 
gestehen müsste. 

§.  496.  Ein  Gleiches  gilt  von  andern  ausstehenden  Resten  für  ver- 
kaufte Wirthschaftscrzeugnisse  aller  Art,  in  so  fern  dieselben,  wegen 
Unvermögens  der  Schuldner,  nicht  für  offenbar  verloren  zu  achten  sind. 

§.  497.  Uebrigens  ist  bei  einer  solchen  Rechnung  nicht  auf  das,  was 
etwa  nach  dem  Anschlage  einkommen  oder  ausgegeben  werden  sollen, 
oder  auf  die  im  Anschlage  angenommenen  Preise,  sondern  bloss  auf 
die  wirkliche  Einnahme  und  Ausgabe  Rücksicht  zu  nehmen. 

§.  498-  Ausstellungen  gegen  diese  Rechungen,  wegen  schlechten,  un- 
ordentlichen und  nachlässigen  Wirthschaftsbetriebes,  finden  nur  in  so 
fern  Statt,  als  sich  der  Pächter  ein  grobes  oder  mässiges  Verschen  hat 
zu  Schulden  kommen  lassen. 

§.  499.  Ein  Pächter,  welcher  dergleichen  Rechnung  nicht  vorlegen 
kann  oder  will,  ist  wegen  der  in  einzelnen  Wirthschaftsrubriken  ihn 
betreffenden  Unglücksfälle  irgend  einigen  Nachlass  zu  fordern  nicht 
berechtigt. 

b)  Partialremiaxionen  bei  Mistwachs. 

§.  500.  Nur  allein,  wenn  der  Pächter  an  dem  noch  auf  dem  Felde 
befindlichen  Getreide  durch  äussere  Zufälle,  als  durch  Frost,  Dürre, 
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Hagelschlag,  Mäusefrass,  Heuschrecken,  Ueberschwemmungen  u. s.w. ei- 
nen Misswachs  oder  Verlust  erlitten  hat,  steht  es  ihm  frei,  statt  der  vor- 
zulegenden Administrationsrechnung,  nur  allein  für  diese  Rubrik,  eine 
verhältnissmässige  Remission  zu  verlangen. 

§.501.  Diese  Befugniss  findet  aber  nur  alsdann  Statt,  wenn  der 
Pächter  von  der  beschädigten  Getreidesorte  nicht  so  viel  gewonnen 
hat,  als  zur  Saat  für  das  folgende  Wirlhschafts jähr,  und  zur  Wirthschafts- 
nothdurft  bis  zur  nächsten  Erndte  erforderlich  war. 

§.  502.  So  viel  als  hierzu  fehlt,  ist  der  Verpächter  am  Pachtzinse  zu 
erlassen  schuldig. 

§.503.  Ist  nach  einem  Anschlage  gepachtet  worden:  so  werden  für 
diesen  besondern  Remissionsfall  der  Anschlag,  und  die  darin  angenom- 
menen Preise,  bei  der  Berechnung  zum  Grunde  gelegt. 

§.  504.  Ist  ohne  Anschlag  gepachtet  worden:  so  muss  der  Ausfall 
und  das  Bedürfniss  auf  andere  Art  ausgemittelt,  und  das  Fehlende  nach 
den  in  der  Provinz  und  dem  Distrikte  gesetzlich  vorgeschriebenen ,  oder 
landüblich  angenommenen  Abschätzungsgrundsätzen,  ins  Geld  gerech- 
net werden. 

§.  505.  Was  der  Pächter  zu  seinem,  seiner  Frau  und  seiner  noch  un- 
mündigen Kinder  Unterhalte  von  der  beschädigten  Getreidesorte  nöthig 
hat,  wird  in  diesem  Falle  den  daraus  zu  bestreitenden  Wirlhschafts- 
nothdurften  beigerechnet. 

§.506.  Wegen  Beschädigungen  an  Brachfrüchten  kann  der  Pächter  we- 
der auf  Vorlegung  einer  Administrationsrechnung  antragen,  noch  weni- 
ger eine  besondere  Remission  fordern. 

§.  507.  Ist  jedoch  nach  einem  Anschlage  gepachtet,  und  sind  darin 
auch  Brachfrüchte  mit  angeschlagen  worden :  so  findet  bei  einem  darin 
sich  ereignenden  ausserordentlichen  Unglücksfalle  eben  das,  was  bei  an- 
dern angeschlagenen  Getreiderubriken  Statt. 

§.  508.  Ueberhaupt  kann  auf  Beschädigungen  solcher  Wirthschaftsrn- 
briken ,  welche  in  dem  Anschlage  nicht  mit  aufgeführt ,  und  sonst  nicht 
in  Anrechnung  gebracht  worden,  irgend  eine  Remissionsforderung  in 
keinem  Falle  gegründet  werden. 

§.  509.  Sind  wegen  der  bei  Unglücksfällen  zu  bewilligenden  Reniis- 
sionen besondere  Verabredungen  unter  den  Parteien  getroffen' worden: 
so  hat  es  dabei  lediglich  sein  Bewenden. 

'§.  510.  Hat  der  Pächter  durch  eine  solche  Verabredung  aller  Remis- 
sion entsagt;  so  kann  er  dergleichen,  auch  wegen  der  ungewöhnlichen 
Unglücksfälle,  nicht  fordern. 

§.  511.  Hat  er  aber  nur  gewisse  benannte  Arten  von  Unglücksfällen 
übernommen:  so  bleiben  ihm  wegen  anderer  Fälle,  seine  Rechte  vor- 
behalten. 

c)  hm  Viehs  terbca. 

§.  512.  Bei  einem  durch  Viehsterben  entstandenen  Unglücksfalle  kann 
der  Pächter  eines  ganzen  Guts  keine  besondere  Remission  fordern. 

§.  513«  So  weit  aber  daraus  eine  Unzulänglichkeit  des  Ertrags  des 
Guts ,  im  Ganzen  genommen ,  entstehet ,  ist  er  auf  Vorlegung  einer  Ad- 
ministrationsrechnung nach  Vorschrift  §.478.  sqq.  anzutragen  berechtigt. 

§.  514.  Hat  Jemand  das  Vieh  auf  einem  Gute  allein  gepachtet,  und 
geht  dasselbe  ganz  oder  zum  Theil,  durch  einen  Unglücksfall,  welchen 
der  Verpächter  vertreten  muss,  verloren  (§.455.  sqq.) :  so  rauss  ihm  der 
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Zins  davon  nach  Vcrhähniss  der  Zeit,  und  nach  dem  Gutachten  verei- 
deter Sachverständigen,  erlassen  werden» 

§.  515.  Doch  muss  er  alsdann  die  zur  Unterhaltung  des  gepachteten 
Viehslandes  ihm  angewiesenen  Realitäten,  nach  gleichem  Verhältnisse, 
entweder  dem  Verpächter  überlassen,  oder  demselben  berechnen. 

d)  bei  Brandschaden, 

§.  516.:  Ist  ein  Brandschade  durch  Unachtsamkeit  oder  Vernachlässi- 
gung des  Pächters  entstanden :  ;so  kann  letzterer  nicht  nur  keine  Vergü- 
tung fordern,  sondern  muss  auch  dem  Verpächter  den  verursachten 
Schaden  aus  eignen  Mitteln  ersetzen. 

§.  517.  Ein  Gleiches  findet  Statt,  in  den  durch  die  Gesetze  bestimm- 
len  Fällen,  wo  die  Dienstherrschaft  für  einen  durch  ihr  Gesinde  ange- 
richteten Brandschaden  haften  muss,  wenn  das  Feuer  durch  die  Dienst- 
boten des  Pächters  verursacht  worden.  (Tit.  6.  §.60.  sqq.) 

§.  518.  Ist  aber  der  Brandschade  ohne  des  Pächters  Schuld  entstan- 
den: so  gehört  solcher  unter  diejenigen  Unglücksfälle,  wegen  welcher 
derselbe  nach  obigen  allgemeinen  Grundsätzen  (§.478.  sqq.)  Remission 
fordern  kann. 

§.  519.  Doch  bedarf  es  keiner  Vorlegung  einer  Administrationsrech- 
nung, wenn  der  Pächter  nachweisen  kann:  von  einer  geerndteten  Ge- 
treidesorte durch  den  Brand  so  viel  verloren  zu  haben,  dass  nicht  so 
viel  davon,  als  zur  Saat  und  Wirthschaft  bis  zur  nächsten  Erndte  er- 
fordert wird,  übrig  geblieben  sei. 

§.  520.  Alsdann  kann  er  für  diese  einzelne  Rubrik  nach  näherer  Be- 
stimmung §.501-507.  Erlass  fordern» 

§.  521.  Hat  jedoch  der  Pächter  von  der  Getreidesortc,  welche  der 
Schade  getroffen  hat,  schon  vorhin  etwas  abgesetzt:  so  muss  er  das 
daraus  Gelösete  auf  die  ihm  zukommende  Vergütung  sich  abrech- 
nen lassen.  I 

§.  522.  Auf  verbranntes  überjähriges  Getreide  kann  nur  in  so  fern 
Rücksicht  genommen  werden ,  als  der  Pächter  dergleichen  Vorrath  zu- 
rückgewähren soll,  und  der  Brandschade  im  letzten  Jahre  vor  der  Rück- 
gewähr  sich  ereignet  hat.  > 

§.  523.  Was  vorstehend  von  Brandschäden  verordnet  ist,  gilt  auch 
von  einem  an  den  schon  eingesammelten  Früchten»  durch  Ueberschwein- 
mungen  und  Gewalt  des  Wassers,  erlittenen  Verlust» 

§.  524.  Den  Wiederaufbau  der  ohne  Schuld  des  Pächters  abgebrann- 
ten, oder  auf  andere  Art  zu  Grunde  gerichteten,  Gebäude  ist  der-  Ver- 
pächter nach  Möglichkeit  zu  beschleunigen  verbunden. 

§.  525.  Lässt  er  e6  dabei  an  der  gehörigen  Betriebsamkeit,  oder  an 
den  nöthigen  Kosten  fehlen:  so  trifft  ihn  aller  durch  solchen  Verzug 
dem  Pächter  erweislich  verursachte  Schade.  < 

§.  526.  Bei  dergleichen  Wiederaufbaue  ist  der  Pächter  dem  Verpäch- 
ter mit  Fuhren  und  Handdiensten  vom  Gute  in  so  weit  zu  statten  zu 
kommen  schuldig,  als  er  dieselben  ohne  Nachtheil  seiner  Wirthschaft 
entbehren  kann. 

§.  527.  Für  diese  Hülfe  kann  der  Pächter  nur  in  so  weit  Vergütung 
fordern,  als  er  für  dergleichen  bei  der  Wirthschaft  entbehrliche  Dienste 
ein  Dienstgeld  von  den  Unterthancn  zu  verlangen  berechtigt  sein  würde. 

§.  528.  Auch  wenn  die  Gutswirthschaft  ohne  Dienste  von  Unter- 
thanen,  bloss  mit  eigenem  Gespanne  und  Gesinde  betrieben  wird, 
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ist  der  Pächter  bei  solchem  Wiederaufbaue  unter  der  §.  526.  bestimm- 
ten Maassgabe,  damit  zu  helfen  verpflichtet. 

§.  529«  Dagegen  karin  ihm  nicht  zugemuthet  werden,  Materialien  des 
Guts,  die, er  für  seine  eigene  Rechnung  zu  verkaufen  berechtigt  ist,  zum 
"Wiederaufbaue  abgebrannter  Gebäude  unentgeltlich  zu  verabfolgen. 

§.  530.  Ist  jedoch  nach  einem  Anschlage  gepachtet  worden:  so  muss 
4er  Pächter  dergleichen  Materialien,  so  weit  sie  nothwendig  sind,  für 
^den  Anschlagsprcis  liefern. 

c)  bei  Fischereien, 

,  §.  531.  Wer  einen  Fischteich  besonders  gepachtet  hat,  kann  nur  in 
so  fern  Remission  fordern,  als  der  durch  Ueberschwemrnung  oder 
andern  Unglücksfall  entstandene -  Verlust,  die  Hälfte  des  Besatzes 
übersteigt. 

§.532.  Für  Beschädigungen  der  wilden  Fischerei  kann  niemals  Ver- 
gütung gefordert  werden,  i  i 

f)  bei  Mühle«, 

§.  533.  Der  Mangel  am  Winde,  welcher  bloss  nach  dem  Laufe  der 
Natur  sich  ereignet,  enthält  keinen  Grund  zur  Remissiohsforderung  für 
den  Pächter  einer  Windmühle. 

§.  534.  Für. den  durch  Mangel  oder  allzuhohen  Anwachs  des  Wassers, 
ohne  Verschulden  des  Mühlenpächters  ,r  entstehenden  Stillcstand  einer 
Wassermühle,  kann  derselbe,  nach  Verhältniss  der  Dauer  des  Stille- 
stamles,  Remission  fordern. 

§.  535.  So  weit  aber  ein  solcher  Wassermangel  oder  Ueberfluss  un- 
ter die  in  der  Gegend  gewöhnlichen  Begebenheiten  gehört^  ist  der  Pach- 
ter dergleichen  Erlass  zu  verlangen  nicht  berechtigt 
=  §. 536.  Auf  einen  Stillstand,  welcher  nur  vierzehn  Tage  oder  kürzer 
gedauert  hat,  wird  in  keinem  Falle  Rücksicht  genommen. 

-  §.537,  Die  Vorschriften  §.  534,  535.  finden  ebenfalls  Anwendung, 
wenil  eine  Mühle  wegen  notwendiger  Reparaturen,  die  ohne  Verschul- 
den des  Pächters  veranlasst  worden,  auf  länger  als  vierzehn  Tage  zum 
gänzlichen  Stillstände  genölhigt  wird. 

§.  538.  Bei  'Bestimmung  der  Remission,  welche  der  Pächter  für  einen 
solchen  Stillcstand,  in  ddn  Fällen  des  §.  534  und  537.  zu  fordern  hat, 
wird  in  der  Regel  nur^auf  diejenige  Zeit,  durch  welche  die  Mühle  län- 
ger als  vierzehnTage  hat  stille  stehen  müssen,  Rücksicht  genommen. 

§.  539.  Hat  aber  derMühlenpächter  schon  einmal  in  demselben  Pacht- 
jahre einen  solchen  kürzeren  Slillestand  ohne  Vergütung  übertragen 
müssen:  so  werden,  bei  einem  folgenden  Remissionsfalle,  auch  diese 
vierzehn  Tage  ihm  zu  gute  gerechnet. 

§.  540.  Sind  die  dem  Mühlenpächter  angeschlagenen  Zwangsmahlgäste 
dem  Mühlenzwange  nicht  mehr  unterworfen,  oder  während  der  Pacht- 
zeit davon  frei  gesprochen  worden:  so  kann  der  Pächter  verhältniss- 
mässigen  Erlass  am  Zinse  fordern. 
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§.  541.  Ein  Gleiches  findet  Statt,  wenn  die  Zahl  der  angeschlagenen 
Mahlgäste  durch  Landplagen,  oder  andere  Unglücksfälle,  dergestalt  ver- 
mindert worden,  dass  die  Mühle,  aus  Mangel  an  Mahlwerk,  länger  a!s 
Vierzehn  Tage  in  einem  Jahre  hat  stille  stehen  müssen. 

§.  542.  Wegen  des  Zurückbleibens  bloss  freiwiUiger  und  nicht  an- 
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geschlagener  Mahlgäste,  kann  der  Pächter  in  der  Regel  auf  keine  Re- 
niission Anspruch  machen.  , 

§.  543.  Wenn  aber  durch  die  §.  541.  bemerkten  Umstände,  oder 
-durch  die  während  der  Pachtjahre  geschehene  Anlegung  einer  neuen 
Mühle  in  derselben  Gegend,  welche  der  Verpächter  nicht  hat  verhin- 
dern können  oder  wollen,  ein  solcher  Abgang  der  freiwilligen  Mahl- 
gäste ohne  Schuld  des  Pächters  verursacht  worden,  dass  die  gepachtete 
Mühle,  aus  Mangel  an  Mahlwerk,  länger  als  Vierzehn  Tage  in  Einem 
Jahre  hat  stille  stehen  müssen:  so  ist  der  Pächter  nach  Verhältniss  der  / 
Zeit  des  längern  Slillestandes  der  Mühle,  Remission  zu  fordern  be- 
rechtigt. 

§.  544.  In  Fällen ,  wo  die  Remissionsforderung  dadurch  begründet 
wird,  dass  der  Verpächter  dem  Pächter  die  anschlagsmässige  Nutzung 
nicht  hat  gewähren  können,  nuiss  der  Verpächter  auch  die  Unterhal- 
tung des  Werks  und  der  zum  Betriebe  desselben  erforderlichen  J^eute, 
letztere  bis  zur  gewöhnlichen  Aufsagezeit,  vergüten. 

§.  545.  Muss  der  gänzliche  Stillestand  einer  Mühle  gemeiner  Landes- 
angelegenheiten wegen  erfolgen:  so  muss  der  Pächter  mit  der  Landes- 
herrlichen Vergütung  sich  begnügen. 

§.  546.  Erfolgt  gar  keine  Landesherrliche  Vergütung:  so  finden  die 
Vorschriften  §.  534.  Anwendung. 

§.  547.  Sind  dem  Müller,  ausser  der  Mühle  selbst,  auch  andere  Ru-  . 
brikeu  an  Aeckern,  Wiesen  u.s.w.  für  einen  und  eben  denselben  Pacht- 
zins mit  verpachtet:  so  muss  derselbe  wenn  er  wegen  Stillestandes 
Remission  fordert,  die  aus  diesen  andern  Rubriken  gezogenen  Nutzun- 
gen, auf  das  zu  erlassende  Quantum,  nachVerhällniss  des  ganzen  Pacht- 
zinses sich  anrechnen  lassen. 

§.548.  Ist  vorauszusehen,  dass  der  durch  Zufall  veranlasste  Stille- 
stand der  Mühle  länger  als  Sechs  Monate  dauern  werde:  so  ist  der 
Verpächter  sowohl,  als  der  Pächter,  von  dein  Contracte  wieder  abzu- 
gehen berechtigt. 

§.  549.  Wenn  von  mehreren  Mahlgängen  nur  ein  Theil  derselben 
zum  Stillestand  genölhigt  worden:  so  kann  der  Müller  Nachlass  am 
Pachtzinsc  nur  in  so  fern  fordern,  als  er  den  Zins  mit  den  übrigen 
Gängen  nicht  hat  gewinnen  können. 

§.  550.  Es  muss  daher  in  einem  solchen  Falle,  nach  den  allgemeinen' 
Grundsätzen  §.  478.  sqq.  Administrationsrechnung  abgelegt  werden. 

§.  551.  In  allen  Fällen,  wo  der  Stillestand  der  Mühle  dadurch  ver- 
ursacht worden,  dass  der  Verpächter  die  anschlagsmässige  Nutzung 
nicht  hat  gewähren  können;  oder  dass  derselbe  durch  ein  eignes  grobes 
oder  massiges  Versehen  den  Zufall,  durch  welchen  die  Mühle  zum  Stil- 
lestande genölhigt  worden,  veranlasst  hat:  kann  der  Pächter,  ausser 
der  Remission,  auch  den  Ersatz  des  ihm  dadurch  entzogenen  sichern 
Gewinnes  fordern. 

§.  552.  Hat  aber  die  Mühle,  wegen  nothwendiger  Anlagen  in  dem 
Gute  des  Verpächters,  eine  Zeillang  geschützt  werden  müssen:  so  muss 
der  Müller  mit  der  §.  534.  sqq.  bestimmten  Remission  sich  begnügen. 

g)  bei  KriegMchäden. 

§.  553.  Ist  im  Pachtcontracte  auf  den  Fall  eines  während  der  Pacht- 
jahre entstehenden  Krieges  nichts  verabredet:  so  soll,  wenn  dieser  Fall 
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eintritr,  dem  Verpächter  sowohl,  als  dein  Pächter,  frei  stehen,  den  Con- 
tract  aufzukündigen. 

§.  554.  Diese  Befugniss  findet  jedoch  nur  Statt,  wenn  die  ganze  Ar- 
mee, und  nicht  bloss  ein  oder  anderes  einzelnes  Corps  derselben,  des 
entstehenden  Krieges  halber  in  Bewegung  gesetzt  wird. 

§.  555.  Derjenige  Theil,  welcher  von  dieser  Befuguiss  Gebrauch 
machen  will,  muss  bei  Verlust  derselben  seinen  Entschluss  dem  andern 
binnen  Sechs  Wochen  von  dem  Tage  an,  wo  die  Ausschreibungen  in 
der  Provinz,  in  Betreff  der  des  Krieges  wegen  zu  leistenden  Lieferun- 
gen oder  Fuhren,  oder  anderer  zu  tragenden  Lasten,  ergangen  sind, 
anzeigen. 

§.  556.  Auf  eine  solche  Anzeige  müssen  die  Parteien  sich  vor  allen 
Dingen  über  die  Grundsätze  der  Vergütung  für  etwa  erfolgende  Krie- 
gesschäden zu  vereinigen  suchen,  und  dieselben  mit  möglichster  Ge- 
nauigkeit festsetzen. 

§.  557.  Findet  dergleichen  Vereinigung  nicht  Statt:  so  kann  der  kün- 
digende Theil  auf  der  Räumung  der  Pacht  mit  dem  Ablaufe  des  Wirt- 
schaftsjahres, in  welchem  dic'Kiindigung  erfolgt  ist,  bestehen. 

§.  558.  Ist  die  Kündigung  im  letzten  Quartale  eines  Wirtschafts- 
jahres geschehen:  so  muss  auch  noch  das  darauf  folgende  Wirthschafts- 
jahr  ausgehaUen  werden. 

§.  559.  In  allen  Fällen,  wo  die  Pacht  fortgesetzt  worden,  gelten  we- 
gen Vergütung  der  Kriegesschäden,  60  weit  darüber  keine  besondere 
hinlängliche  Verabredungen  vorhanden  sind,  folgende  gesetzliche  Vor- 
schriften; 

§.  560.  Alle  Beschädigungen  der  Substanz  des  Guts  und  des  Inven- 
tarii,  und  alle  Abgaben  und  Lasten,  welche  bei  Gelegenheit  des  Krie- 
ges der  Substanz  aufgelegt  worden,  treffen  den  Verpächter;  und  ein 
desshalj)  geleisteter  Vorschuss  muss  dem  Pächter  vergütet  werden. 

§.  561.  Die  Beschädigungen  der  Früchte,  und  die  von  diesen  zu  ent- 
richtenden Lasten'  und  Abgaben,  muss  der  Pächter  tragen;  und  kann 
dafür  mir  in  den  durch  das  Gesetz  bestimmten  Fällen  Vergütung  fordern. 

§.  562.  Feindliche  Brandschatzungen  und  Contributionen,  in  so  fern 
letztere  nicht  ausdrücklich  auf  die  Personen  geschlagen  sind,  treffen  in 
der  Regel  den  Verpächter  als  Eigenthümer. 

§.  563.  Naturallieferungen  an  den  Feind  müssen  dem  Pächter  nach 
dem  Anschlage  vergütet  werden. 

§.  564-  In  Ermangelung  eines  Pachtanschlages  wird  die  Kammer- 
taxe, und  wo  auch  dergleichen  nicht  vorhanden  ist,  die  gemeine  Land- 
taxe zum  Grunde  gelegt. 

§.  565.  Hat  aber  der  Pächter  mehr  liefern  müssen,  als  er  aus  eige- 
nem Zuwachse,  nach  Abzug  der  Wirthschaftsnothdurften,  bestreiten 
konnte :  so  ist  der  Verpächter  schuldig,  ihm  diesen  Ueberschuss  nach 
dem  Einkaufspreise  zu  vergüten. 

§.  566.  Die  Lieferungen  an  Mehl,  und  andern  verarbeiteten  Natura- 
lien, werden  nur  nach  dem  Preise  des  Roggens  u.  s.  w.  in  Anschlag  ge- 
bracht 

§.  567.  Für  die  Lieferungen  an  Heu,  Stroh,  und  andern  nicht  zum 
Verkaufe,  sondern  nur  zur  Wirthschaft  angeschlagenen,  Naturalien 
kann  der  Pächter  keine  besondere  Vergütung  fordern. 
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§.  568.  Für  Lieferungen  und  Abgaben  an  die  Truppen  des  Landes- 
herrn, oder  dessen  Bundesgenossen,  muss  der  Pächter  mit  der  Landes- 
herrlichen Vergütung  sich  begnügen. 

§.  569.  Wird  keine  Landesherrliche  Vergütung  bewilligt:  so  finden 
eben  die  Grundsätze,  wie  bei  feindlichen  Lieferungen,  Statt. 

§.  570.  Ist  die  Landesherrliche  Vergütung  am  Ende  des  Wirthschafts- 

J'ahrcs  noch  nicht  erfolgt:  so  kann  der  Pächter  auf  den  Betrag  dcrsel- 
>en  Nachsicht  am  Pachtzinsc  fordern. 

§.  571,  Wegen  Fouragirungen  auf  demFelde,  in  den  Scheuren,  oder 
auf  den  Böden,  ist  der  Pächter  auf  Remmission  anzutragen  nur  in  so 
fern  berechtigt,  als  ihm  dergleichen,  wegen  einer  am  Getreide  durch 
Misswachs  oder  Feuer  erlittenen  Beschädigung,  nach  den  Grundsätzen 
§.502-507.  und  519-522.  zukommen  würde. 

§.  572.  Bei  Einquartierungen,  welche  über  Drei  Tage  dauern,  kann 
der  Pächter  den  Ersatz  der  Hälfte  von  den  zu  deren  Verpflegung  und 
Beköstigung  verwendeten  Ausgaben  verlangen. 

§.  573.  Für  geleistete  Krieges-  und  Transportfuhren  kann  Pächter 
nur  in  so  weit  eine  besondere  Remission  fordern,  als  er,  um  dieselben 
zu  bestreiten,  und  dabei  doch  die  Wirthschaft  gehörig  fortzusetzen, 
ausserordentliche  Verwendungen  hat  machen  müssen. 

§.  574.  Dies  findet  besonders  Statt,  wenn  der  Pächter,  nach  dem 
Beispiele  aller,  oder  der  meisten  übrigen  Landwirthc  in  derselben  Ge- 
gend, die  ihm  abgeforderten  Fuhren  an  Andere  gegen  Bezahlung  ver- 
dungen hat. 

§.  575.  In  diesen  Fällen  muss  der  Verpächter  die  wirthschaftlich 
gemachte  ausserordentliche  Verwendung,  oder  die  Summe,  welche  dem 
Uebcrnehmer  der  Fuhren  wirklich  hat  bezahlt  werden  müssen,  sich  am 
Pachtzinsc  abrechnen  lassen. 

§.  576.  Das  auf  solchen  Fuhren  verlorne  oder  gänzlich  unbrauch- 
bar gewordene  Zug-,  ingleichen  alles  von  Freunden  oder  Feinden  weg- 
genommene Vieli  aber,  muss  dem  Pächter  eben  so  vergütet  werden,  als 
wenn  dasselbe  durch  Seuchen  oder  andern  Unglücksfall  verloren  ge- 
gangen wäre.  (§.  454.  sqq.) 

§.  577.  Alles  andere,  welches  der  Pächter,  zur  Abwendung  feindli- 
cher Beschädigungen  von  dem  Gute,  und  dessen  Beilasse,  nützlich  ver- 
wendet hat,  inuss  ihm,  auch  wenn  der  Zweck  dadurch  nicht  erreicht 
worden,  von  dem  Verpächter  vergütet  werden. 

§.  578.  Ist  die  Verwendung  nicht  bloss  zum  Besten  der  Substanz 
oder  des  Inventarii,  sondern  zugleich  zur  Sicherheit  der  Früchte  und 
Nutzungen,  oder  der  Person  des  Pächters,  seiner  Familie  oder  seines 
eigentümlichen  Vermögens,  geschehen:  so  muss  dieselbe  von  beiden 
Theilen  zur  Hälfte  getragen  werden. 

§.  579.  Feindliche  Executionskosten,  wenn  sie  wegen  der  nach  den 
obigen  Bestimmungen  dem  Verpächter  zur  Last  fallenden  Abgaben  oder 
Leistungen  veranlasst  worden,  fallen  letzterem  zur  Last,  wenn  nicht 
klar  erhellet,  dass  der  Pächter  sich  die  Execution  durch  sein  grobes 
Verschulden  zugezogen  habe. 

§.  580.  Was  der  Pächter  von  seinen  eigenen  Sachen  und  Effekten, 
durch  Plünderung,  oder  sonst  im  Kriege  verliert,  trifft  ihn  allein. 

§.  581.  Eben  so  trägt  er  auch  alle  Kosten,  welche  zur  Abwendung 
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feindlicher  Beschädigungen,  bloss  von  seiner  Person,  seiner  Familie, 
oder  seinen  eigenen  Sachen  und  Effekten,  verwendet  werden. 

§.  582.  Sind  durch  den  Krieg  die  Gutsunterthanen  ausser  Stand  ge- 
setzt worden,  ihre  Zinsen  und  Abgaben  zu  entrichten:  so  hat  es  bei  der 
Vorschrift  des  §.  495.  sein  Bewenden. 

583.  Für  die  dadurch  verlornen  Dienste  kann  der  Pächter  so  weit 
Erlass  fordern,  als  ihm  dieselben  nach  Gelde  angeschlagen  sind. 

§.  584.  Sind  die  Dienste  nicht  angeschlagen;  der  Pachter  hat  aber, 
wegen  des  Ausfalls  derselben,  mehr  Gesinde  oder  Gespann  als  gewöhn- 
lich, zur  Fortsetzung  der  Wirthschaft  halten  müssen:  so  kann  er  für 
diese  ausserordentlichen  Verwendungen  Vergütung  fordern. 

§.  585.  In  allen  Fällen,  wo  der  Pachter  mit  den  nach  §.  563.  564. 
571.  573.  574.  575.  584.  ihm  zukommenden  Vergütungen  sich  nicht  be- 
gnügen, oder  für  die  nach  §.  567.  von  ihm  allein  zu  tragenden  Kriegs- 
schäden Remission  fordern  will,  muss  er,  nach  Vorschrift  §.  487.  sqq., 
eine  vollständige  Administrationsrcchnung  über  das  ganze  Jahr,  in  wel- 
chem die  Kriegsschäden  sich  ereignet  haben,  vorlegen. 

§.  586.  In  dieser  Rechnung  müssen  alle  Vergütungen,  welche  der 
Pächter  bereits  erhalten,  oder  von  andern,  ausser  dem  Verpächter, 
noch  zu  fordern  hat,  mit  in  Einnahme  gestellt  werden. 

§•  587.  Fordert  der  Pächter  auf  diesem  Wege  Remission*  für  die  er- 
littenen Kriegsschäden  überhaupt:  so  kann  er  für  einzelne  Arten  der- 
selben die  ihm  sonst  nach  den  Gesetzen  dafür  zukommende  Vergütung 
nicht  verlangen. 

§.  588.  Vielmehr  muss  er  alsdann  mit  dem  nach  §.  486.  ihm  gebüh- 
renden Erlasse  am  ganzen  Pachtzinsc  sich  begnügen. 

§.  589.  Dagegen  müssen  ihm  die  nach  §.  562.  572.  577.  578.  579.  für 
den  Verpächter  gemachten  Auslagen,  auch  in  dfesein  Falle  besonders 
vergütet  werden. 

§.  590.  Uebrigens  muss  die  Vorschrift  §.  480.  482.  wegen  der  von 
dem  Remissionsfalle  dem  Verpächter  oder  den  Gerichten  zu  machen- 
den Anzeige,  auch  hier  beobachtet  werden. 

§.  591.  Unter  die  Fälle,  wo  die  Anzeige  den  Gerichten  geschehen 
muss,  gehört  auch  der,  wenn  durch  die  Kriegesunruhen  die  Communi- 
cation  zwischen  ihm  und  dem  Verpächter  gesperrt  oder  unsicher  ist. 

§.  592.  Wenn  in  dem  Falle  des  §.  565.  der  Pächter  für  prästirte  feind- 
liche Lieferungen  Vergütung  nach  dem  Einkaufspreise  fordert:  so  kann 
der  Verpächter  auf  die  Vorlegung  einer  vollständigen  Administrations- 
rechnung, nach  §.  487.  sqq.,  antragen. 

§.  593-  Geschieht  dieses:  so  fallen  für  dies  Wirlhschaftsjahr  auch 
alle  andere  besondere  Remissionen  weg,  und  der  Abschluss  der  Rech- 
nung entscheidet  allein:  ob  und  wie  viel  an  Vergütung  dem  Pächter 
zukomme. 

§.  594.  Eine  im  Contracte  allgemein  geschehene  Uebernehmung  aller 
Unglücksfälle,  kann  auf  die  Kriegsschäden,  und  eine  ebenfalls  nur  in 
allgemeinen  Ausdrücken  geschehene  Uebernehmung  der  Kriegsschä- 
den, kann  auf  diejenigen,  welche  die  Substanz  allein  treffen  (§.  562. 
563.  576.  577.)  nicht  ausgedehnt  werden. 

Res«5ript\>.2l.3anuari834,  betr. bic «Birfuna  einer  im  Vatftfontrafte  allgemein  $v 
föefjenm  Uefcernaöme  aller  UnglürflfaUe. 

2)cm  ßfcnlfll.  o.  9.  ©er.  wirb  anKrcjcnt  eine  Stbförift  t>tx  von  Ut  vemittttt» 
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ttn  Slmimonn  ju  j>.  bei  bem  3ftH}i|miniHer  eingereichten  Söortfeflung  mit  beut 
Söefebte  jugefertigt/  feit  ©upplicantin,  in  fofern  ffd)  bie  @nd)<  oorgetragenerma* 
f eti  oerbdlt,  ju  ber  roiber  Den  SKttgiftrot  ju  üueblinburg  angebrachten  Slage  }u 
»erfiatten. 

Denn  eine  im  $acfcffonf  raffe  allgemein  qefd)  ebene Hebernabme  aller  ttn* 
ßlutfsfdfle,  fann  webet  nnd)  bem  in  ber  SRffolution  oom  9. 3utt  ».  3f.  dQegirtrtt 
franjofncben  ©efefcbucbc  »rt.1773.  infine,  noch  nach  ben  SJorfcbrtfren  be$  8.ß.3t. 
£&.  I.  Sit.  21.  §§.562.  seq.  unb  594.  auf  auierorbentlicbe  3ufdtt',  »obln  aud) 
Kontributionen/  Natural« ßieferuttften  unb  äriegäfcrjdben  geboren/  autfgebebnt  »er» 
bcn/  jebenfafltf  ober  i#  bte  <5acj>e  nWjtfo  unfroeifelbaft/  um  bic  per  decretum 
ßefdjcbene  äueutfreetfung  ber  tflage  |u  rechtfertigen. 

C9en.  2tct.  be*  3ufti|m.  L.R.  No.  13.  Vol.  V.  fol.33. 

§.  595.  In  wie  fern  ein  Pächter,  wegen  der  nach  §.  478.  sqq.  über- 
haupt ihm  zukommenden  Vergütungen  und  Remissionen,.  Abzüge  von 
den  fälligen  Pachltenninen  zu  machen  berechtigt  sei,  ist  nach  den  Re- 
geln von  Compensationen  zu  beurlheilen. 

§.  596.  Wie  bei  Untersuchung  und  Ausmittelung  der  Remissionen, 
und  bei  Bestimmung  der  Befugniss  des  Pächters,  selbige  von  dem  fäl- 
ligen Pacbtzinse  abzuziehen,  verfahren  werden  solle,  ist  in  der  Prozess- 
ordnung vorgeschrieben. 

Von  der  RUcUgew'ahr  nach  geeudigter  Pacht 

§.  597.  Nach  geendiglen  Pacht  jähren  ist  der  Pächter  das  Gut  und  des- 
sen Zubehör,  nach  eben  dem  Anschlage  und  Inventario,  nach  welchem 
ihm  selbiges  übergeben  worden,  zurück  zu  gewähren  schuldig. 

Instruction  ».16. 3un(  1S32,  iibtv ba* Berfafiren  Ui UvHb(<b*iMiUv$mntaxitnnüdt 
»erpadjtetcr  ean&sjüter  bei  Ur  llebei-gabc  unb  Kürfgewäfir;  f.  ju  ft.  476  h.t. 

§.  598.  Ein  Gleiches  findet  Statt,  wenn  der  Contract  vor  Endigung 
der  Pachtzeit  aufgehoben,  oder  der  Pächter  seiner  Pacht  entsetzt  wer- 
den muss. 

§.  599.  Muss  die  Entsetzung  des  Pächters  in  dem  Laufe  eines  Wirt- 
schaftsjahres erfolgen:  so  ist  er  dennoch  den  Pachtzins  des  ganzen  Jah- 
res zu  entrichten  verbunden;  das  Gut  aber  wird,  bis  zu  dessen  Ablaufe, 
für  seine  Rechnung  verwaltet. 

§.  600.  Können  Pächter  und  Verpächter  sich  über  die  Einrichtung 
dieser  Administration  nicht  sogleich  vereinigen:  so  muss  dieselbe  gericht- 
lich regulirt  werden. 

§.601.  Ist  das  Invenfarium  nach  einer  Taxe  übergeben  worden:  so 
muss  dennoch  bei  der  Rückgcwähr,  in  Ansehung  jeder  Sorte  von  In- 
ventarienstücken,  auf  die  Anzahl  derselben,  und  nur  bei  Bestimmung 
der  von  einer  oder  der  andern  Seite  zu  leistenden  Vergütungen,  auf 
den  Werth  der  gesammten  Inventarienstücke  von  dieser  Seite  gesehen 
werden. 

§.  602.  Der  Verpächter  ist  also  nicht  schuldig,  eine  grössere  Anzahl 
von  Inventaricnstücken  in  jeder  Sorte  zurückzunehmen,  oder  für  die 
'zurückgewährte  geringere  Anzahl,  mit  der  Anrechnung  des  höhern 
Werths  derselben  sich  zu  begnügen. 

§  603.  Für  Stroh,  Brenn-,  Bau-  und  Schirrholz,  und  andere  rohe 
Wirthschaftsvorrathe,  welche  aus  dem  Gute  selbst  genommen,  aber  nicht 
zu  den  Rubriken  des  Pachtanschlages  gehörig  sind;  ingleichen  für  den 
vorrälhigen  aus  dein  Gute  selbst  gewonnenen  Dünger,  kann  der  Päch- 
ter keine  Vergütung  fordern. 

§.  604.  Hat  jedoch  der  Pächter  auf  die  Zubereitung  solcher  Vorräthe 
baare  Auslagen  verwenden  müssen,  so  gebührt  ihm  deren  Erstattung. 
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§,605.  Ist  dem  Pächter  das  Inventäriuni  ohne  Taxe  tibergeben  wor- 
den: so  muss  sich  der  Verpächter  mit  der  blossen  Anzahl  der  Stücke, 
in  so  fern  sie  nur  noch  in  brauchbarem  Stande  sind,  begnügen. 

'  §.  606.  Der  Pächter  darf  aber  in  diesem,  so  wie  in  jedem  andern  Falle, 
vor  beendigter  Rückgewähr  keine  Inventarienstücke  unter  dem  Vor- 
wande,  dass  sie  zum  Superinventario  gehörten,  von  dem  Gute  weg- 
schaffen. 

§,607.  .Vielmehr  muss  er,  wenn  mehr  Stücke,  als  zum  Inventario  ge- 
hören, vorhanden  sind,  dem  Verpächter  die  Wahl  darunter  lassen. 

§.  608.  Doch  ist  dieser,  in  jeder  Rubrik,  nur  die  nächsten  nach  den 
besten  zu  wählen  berechtigt. 

§,  609.  Ist  in  dem  Falle  des  §.  605.  die  erforderliche  Anzahl  vou 
Stücken  nicht  vorhanden:  so  müssen  die  fehlenden  in  Natur  ersetzt 
werden. 

§.  610»  Hat  der  Pächter  eine  stärkere  Aussaat,  nach  dem  Ackermaasse 
zurtickgeliefert,  als  ihm  bei  dein  Antritte  der  Pacht  übergeben  worden: 
so  kann  er  nicht  nur  für  den  Saamen,  nach  dem  Marktpreise  der  näch- 
sten Stadt  zur  Zeit  der  Aussaat,  sondern  auch  für  das  Ackerlohn,  nach 
dem  Landesgcbrauche,  Vergütung  fordern. 

§.  611.  Eben  diese  Vergütung  muss  er  aber  auch  dem  Verpächter 
leisten,  wenn  er  weniger  an  Aussaat,  als  er  empfangen  hat,  zurückliefen. 

§,  612.  Auf  gleiche  Weise  muss  das  Verhällniss  des  Düngungsstandes 
und  der  Pflugarten,  bei  der  Gewähr  und  Rückgewähr,  gegen  einander 
ausgemittelt,  durch  Sachverständige  gewürdigt,  und  dafür  Vergütung 
geleistet  werden. 

§.  613.'  Doch  kann  der  Pächter  für  dergleichen  mehrere  Bestellung 
(§.  610.  6120  nur  *n  so  fern  Vergütung  fordern,  als  dieselbe,  nach  dem 
Befunde  der  Sachverständigen,  den  Grundsätzen  einer  vernünftigen 
Wirtschaftsführung  gemäss  ist, 

§.  614,  Ist  bei  der  Uebergabe  der  Pacht,  in  Ansehung  der  Aussaaf, 
des  Düngungsstandes  und  der  Pflugarten,  kein  Verzeichniss  aufgenom- 
men worden:  so  muss  der  Pächter  diejenigen  Grundslücke,  welche, 
nach  der  eingeführten  Feldeintheilung,  für  das  Jahr  nach  Endigung  der 
Pacht  zu  bestellen  gewesen,  in.  ordinaler  wirtschaftlicher  Cultur  zu- 
rückliefern, 

§,  615,  Hat  der  Pächter  diese  Bestellung  verabsäumt:  so  muss  er 
Saamen  und  Ackerlohn  nach  der  Bestimmung  §,  610,  vergüten. 

§,  616,  Er  aber,  seines  Orts,  kann  wegen  angeblich  besserer  Bestel- 
lung keinen  F<rsatz  fordern, 

§,  617,  Will  der  Verpächter  mit  den  wegen  mangelhafter  oder 
schlechter  Ackerbestellung  nach  §,  610, 615,  ihm  zukommenden  Ver- 
gütungen sich  nicht  begnügen  :  so  steht  ihm  frei,  mit  Begebung  dersel- 
ben, für  den  Ausfall,  der  aus  diesem  Verschulden  des  Pächters  bei  der 
nächsten  Erndte  sich  findet,  Ersatz  zu  fordern, 

§,  618.  Dieser  Anspruch  findet  aber  nur  alsdann  Statt,  wenn  der 
bei  der  Ackerbestellung  begangene  Fehler,  zur  Zeit  der  Rückgevrähr, 
auch  auf  Kosten  des  Pächters,  nicht  mehr  verbessert  werden  kann. 

§.  619.  Auch  muss  der  Verpächter,  wenn  er  einen  solchen  Anspruch 
sich  vorzubehalten  gedenkt,  seine  Erklärung  darüber  sogleich  bei  der 
Rückgewähr  abgeben,  und  auf  genaue  gerichtliche  Untersuchung  des 
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Bestellungszustandes  derjenigen  Stücke,  bei  welchen  er  einen  solchen 
Ausfall  besorgt,  antragen. 

§.  620.  Nach  geendigter  Erndte  muss  der  Ertrag  derselben  mit  dem- 
jenigen, welcher  in  diesem  Jahre,  nach  Beschaffenheit  der  Witterung 
und  übrigen  Umstände,  bei  gehörig  erfolgter  Bestellung  hätte  gewon- 
nen werden  können,  verglichen;  und  solchergestalt  die  dem  Verpäch- 
ter zukommende  Entschädigung  nach  dem  Gutachten  vereideter  Sach- 
verständigen bestimmt  werden. 

§.  621.  Besteht  das  Verschulden  des  abgehenden  Pächters  darin,  dass 
er  nicht  alle  Stücke,  die  er  hätte  bestellen  sollen,  gehörig  bestellt  hat : 
so  ist  die  Entschädigung  des  Verpächters  dergestalt  zu  bestimmen,  dass 
mit  Zuziehung  der  Sachverständigen  ausgemittelt  werde:  wie  viel  in 
diesem  Jahre  ein  Stück  von  gleicher  Art  und  Grösse,  in  derselben  Lage 
und  Gegend,  getragen  habe. 

§.  622.  Hat  der  Pächter,  bei  seinein  Abgange,  noch  rückständige  Zin- 
sen, oder  andere  Abgaben  von  den  Gutseinwohnern  zu  fordern:  so  ist 
der  Verpächter  schuldig,  ihm  rechtliche  Hülfe  zu  deren  Beitreibung 
widerfahren  zu  lassen. 

§.  623-  Wenn  der  Pächter  eines  Landeutes  Gewährsmängel  an  den 
ihm  verpachteten  Rubriken  zu  bemerken  glaubt:  so  liegt  ihm  ob,  dem 
Verpächter  noch  vor  Ablauf  des  Jahres,  in  welchem  diese  Mängel  sich 
hervorgethan  haben,  davon  Anzeige  zu  machen. 

§.  624.  Alsdann  hängt  es  von  ihm  ab :  ob  er  die  ihm  dafür  zukom- 
mende Vergütung  sofort,  oder  nach  einem  Zeitverlaufe  einklagen;  so 
wie  von  dem  Verpächter:  ob  er  den  Pächter  zur  Anstellung  dieser 
Klage  gerichtlich  auffordern  wolle. 

§.  625.  Hat  aber  der  Pächter  die  Anzeige  solcher  Gewährsmängcl 
bis  zu  dem  Zeitpunkte  der  Kückgcwähr  verschoben :  so  soll  er  bei  die- 
ser damit  nicht  weiter  gehöret  werden. 

Vierter  Abschnitt. 

Von  den  zur  Cultur  ausgesetzten  Gütern  und  Grund- 
stücken. 

§.  626.  Wenn  in  Zukunft  Güter  und  Grundstücke  weder  in  Zeit- 
noch  Erbpacht,  sondern  bloss  zur  Benutzung  und  Cultur,  gegen  ge- 
wisse dem  Eigenthümer  vorbehaltene  Vortheiie,  ausgethan  werden  sol- 
len :  so  ist  auch  über  ein  solches  Geschäft  ein  schriftlicher  Vertrag  er- 
forderlich. 

§.  627,  Ist  keine  schriftliche  Errichtung  geschehen:  so  ist  auch  der 
durch  die  IJebergabc  vollzogene  mündliche"  Vertrag  dennoch  nur  auf 
ein  Jahr  gültig. 

Edict  jur^eförberung  brrganbfuUur  v.  14.@fDtbr.1811  (f. 7, fcetir.breUttjtiläffigfctt  berÜ6ev 
laffung  von  ©vunbfliicfen  unter  ber  SSerpflitfctunä  *u  fovtroüömiöen  Sänften),  f.ju  1. 11.  naeö  i,  248. 

§.  628-  Sind  dergleichen  Güter  und  Grundstücke,  in  vorigen  Zeiten, 
ohne  allen  schriftlichen  Vertrag  zur  Cultur  und  Benutzung  ausgethan 
worden;  oder  ermangelt  es  in  dein  schriftlichen  Vertrage  an  näheren 
Bestimmungen  über  die  gegenseitigen  Rechte  und  Pflichten:  so  müssen 
letztere  nach  den  besonderen  Verfassungen  einer  jeden  Provinz  beur- 
theilt  werden. 


r 


- 

Digitized  by 


586  (grffctSfceU,  Gin  »itb  gtpa«jtöftcr  SireL  §.629- 

3n  ttnfeftung  ber  Keftyur&älMifTe  fcer  ftöuerlicfccn  GU-unftßücfe  unb  beren  ftegufiritng  fiefte : 

1)  Verordnung  to.27.3uli  1808,  wegen  «Bcrleiljung  bc*  <£igemfjum*  von  ben  ®tunt>: 
dürfen  ber  3ninicbtatetni'aiTcn  in  bcn  Romainen  in  iMlprfufcen,  CittOauen  unb  2i3eflpvcuBeii; 

2)  Edict  v.M. @c»tbr.t 811,  betr.  bie NeguMrung  ber  $uttf)ttvUd)tn  unb  bäuerlichen 3>erfcalt: 
nfffe,  nebft  Declaration  befieit-en  ».  29.«jjai  1816; 

3)  Verordnung  t>.is.c)?o»br.  1819,  wegen  Anwendung  frei  wgebartten  £bif ti  auf  ben 
Sottbuffet  «re«; 

4)  Oeseteb.21.3u«  1821,  wegen  ?m»enbnng  be*  borgebartteu  6bift*  auf  bie  Ober«  unb 

9«f  ebetlaufife ; 

5)  Gesetz  ».  8.  «iprW  1823 ,  wegen  «nwenbung  be«  bprgebaditen  <£biftf  auf  ba$  Sanbaebiet 
bet  Ötabr  ©anjtg. 

6)  C  O.  »•  6.g)jß{  1 819,  betr.  bie  ftedite  unb  tyflidjren  ber  bäuerlftfcen  SJBfrffje  im  ©roßuerjegs 
ttjum  ^et'en,  tm£iilm;  u.-fticotlautüfifn  Sf  reife  unb  im  i'anbgcbiet  btr€tabt£f)orn,  fowieOesetz 
p.8.9tvri{  1823  unb  Declaration  befreiten  t>.  lo.^uii  1836,  betr.  bie  «Negulirung  ber  gut*» 
fcerrlicften  unb  bäuerlidjen  üevprtltniiTe  in  ben  genannten  ennbcStfietlen; 

7)  Ctesetzep.25.Septbr.i820  unb  p.2l.?ipri(  1825,  über  bie  ben  ©runbbefifc  betreffen» 
ben  3Ser(jattniiTe  im  öei-jogtOum  iScftpfMfen  unb  in  ben  frülje*  iumSöntgreidrlBeftpbalen,  bem  G)n&s 
Ijerjogröum  Ycrtj  unb  ju  ben  franiöfifcOsOaufeatifcfKn  Departements  geljbiig  gewefeneu  t'antestljctlen; 

8)  35crgt.  autfj : 

a)  Verordnung  über  bie  9tHöfung  ber  Domainenabgaben  p.l6.«Knäri  1811, 
b>  Ablosungsordnung  i>.  7.^unii82i  unb 

e>  Ablösungsordnung  p.  13. cum  1829. 

(f.ju  11.  7.nad)  J.494.) 

§.  629.  In  der  Regel  kann  der  Besitzer  über  das  Grundstück  selbst, 
ohne  ausdrückliche  Einwilligung  seines  Grundherrn,  weder  unter  Le- 
bendigen, noch  von  Todeswegen  güllig  verfügen. 

§.  630.  Vielmehr  muss  er  mit  den  gewöhnlichen  Nutzungen  des 
Grundstücks,  so  wie  dieselben  einem  Zeitpächter  zukommen  würden, 
sich  begnügen. 

§.  631.  Nachlass  an  den  für  den  Genuss  des  Grundstücks  zu  ent- 
richtenden Abgaben  kann  er  nur,  unter  eben  den  Umständen,  wie  ein 
Erbpächter,  fordern.  (§.  207-211.) 

§.  632.  Er  ist,  das  Grundstück  wirtschaftlich  zu  benutzen,  und  in 
baulichem  Stande  zu  unterhalten  verpflichtet. 

§.  633.  Wenn  er  dieser  Obliegenheit  entgegen  handelt,  oder  in  Lei- 
stung der  übernommenen  Zinsen  und  Dienste  wiederspenstig  ist,  macht 
er  sich  seines  Rechts  auf  das  Grundstück  verlustig. 

§.634.  Im  zweifelhaften  Falle  ist  anzunehmen,  dass  dergleichen 
Grundstück  aufdieErben  des  Besitzers  in  absteigender  Linie,  ohneUn- 
terschied  des  Geschlechts ;  und  bei  deren  Ermangelung,  auf  die  über- 
lebende Ehegattin  übergehen  solle. 

§.  635.  Unter  mehreren  zur  Nachfolge  im  Besitze  gleich  berechtigten 
Erben,  hat  der  Grundherr  die  Auswahl  desjenigen,  den  er  für  den  taug- 
lichsten hält,  dem  Gute  vorzustehen. 

§.  636.  Hat  der  verstorbene  Besitzer  verordnet,  welches  von  seinen 
Kindern  das  Gut  übernehmen  solle :  so  müssen,  wenn  der  Grundherr 
gegen  den  ernannten  Uebernchmer  nichts  zu  erinnern  findet,  die  übri- 
gen Kinder  bei  der  väterlichen  Willensmeinung  sich  beruhigen. 

§.  637.  Kann  die  Bewirtschaftung  des  Gutes  noch  keinem  der  dazu 
berechtigten  Erben,  wegen  Minderjährigkeit  derselben,  übertragen  wer- 
den: so  ist  der  Grundherr  befugt,  dcn^Besitz  und  Genuss  davon  auf  so 
lange,  bis  einer  von  den  Erben  das  zu  dessen  Uebernehmung  erforder- 
liche Alter  erreicht  hat,  einem  Andern  zu  übertragen. 
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§.  638*  Ißt  eine  Mutter  dieser  minderjährigen  Erben  vorhanden,  die 
üiit  Hülfe  eines  Zweiten  Ehemannes,  oder  auf  andere  Art,  dem  Gute, 
gehörig  vorstehen  kann:  so  hat  diese  auf  einen  solchen  einstweiligen 
Besitz  desselhen  vorzüglich  Anspruch. 

§.  639.  In  allen  Fällen  muss  den  minderjährigen  Erben,  so  lange  sie 
sich  selbst  noch  nicht  fortbringen  können,  in  Ermangelung  andern  Ver- 
mögens, der  nothdürftige  Unterhalt  aus  dem  Gute  angewiesen  werden. 

§.  640.  Dergleichen  aus  dem  Gute  verpflegte  Erben  haben  alsdann, 
so  lange  ihre  Verpflegung  dauert,  gegen  den  einstweiligen  fremden  Be- 
sitzer die  Pflichten  der  Pflegekinder.  (Th.  2.  Tit.  2.  Abschn.  12.) 

«Bergr.  1)  Deklaration  0.25.9)1«*}  1790,  betr.  bfe  SGererbung  ber  «aueraüter  in  ben 
<Domatnen;  f.  ju  II.  7.  (.267-286. 

2)  0w  betreff  ber  SBererbung  ber  *<uier<i«ter  narfi  erfolgter  9iu$efnanberfc$ung  mit  bftt  ®nt#* 
Oevtcri  f. Kdi et  u.  I4.@eptbr.isil,  |.3i  imb Declaration  ». 29.<8iai  18 u  (>,  utt  72  n.73, 
t)c^ö<»  Verordnung  ».8. ?tpi*tl  1823  fürtyofen  tc,  ft.  83.  ($u  II.  7.  nad)  §.494.) 

3)  a>  CO.  ü.24.<y?oubr.  1833,  Rescript  ».20.$uigufl  1834,  C.  O.  ü.i.fluguft 
1835  unb  Rescrlpt ».  I2.^ugufl  1835,  betr.  bie  SSererHing  ber  Dem  £etmfaUe  unterttorfenen 
©runbfttirfe  in  <S?efM)alen. 

b)  Gesetz    13.^u«  1836,  über  bte  Muntidtt  Erbfolge  In  3BefWj<Uen. 

(f.iU  II.  7.  ft.  267-286.) 

§.  641.  Mit  dem  Gute  zugleich  geht  das  dazu  ursprünglich  ausge- 
setzte Vieh-,  Feld-  und  Wirthschaftsinventarium  auf  jeden  Erben  und 
Besitzer  über. 

§.  642.  Verlässt  der  letzte  Besitzer  keine  zur  Nachfolge  iin  Besitze 
berechtigte  Erben,  oder  sind  dieselben  insgesammt,  aus  anderen  Ur- 
sachen, als  wegen  Mangels  des  erforderlichen  Alters,  dem  Gute  vorzu- 
stehen unfähig:  so  fällt  dasselbe  an  den  Grundherrn  zurück. 

§.  643.  Ein  Gleiches  findet  Statt,  wenn  bei  vorhandenen,  aber  noch 
minderjährigen  Erben,  kein  einstweiliger Uebernehmer  des  Gutes  nach 
Vorschrift  §.  637.  sqq.  ausgemittelt  werden  kann. 

§.  644.  Ferner  alsdann,  wenn  der  Besitzer  selbst  dem  Gute  nicht 
mehr  gehörig  vorzustehen  vermag;  und  auch  keine  Abkömmlinge  von 
ihm,  die  selbiges  übernehmen  könnten,  vorhanden  sind. 

§.  645.  Steht  den  vorhandenen  Abkömmlingen  nur  der  Mangel  des 
erforderlichen  Alters  entgegen:  so  ist  der  Grundherr  einen  einstweili- 
gen Besitzer,  nach  Vorschrift  §.  637.,  zu  bestellen  berechtiget. 

§.  646.  Es  muss  aber  alsdann  dem  vorigen  Besitzer,  wenn  derselbe 
wegen  Alters,  oder  sonst  ohne  seine  Schuld,  in  das  Unvermögen 
gerathen  ist,  der  nothdürftige  Unterhalt  aus  dein  Gute  angewiesen 
werden. 

§.  647.  In  allen  Fällen,  wo  das  Gut  an  den  Grundherrn  gänzlich  zu- 
rückfällt, (§.  633.  642.  644.)  muss  dieser  dem  abgehenden  Besitzer,  oder 
dessen  anderweitigen  Erben,  alle  darin  erweislich  gemachte  Verbesse- 
rungen vergüten. 

§.  648.  l)er  Besitzer,  welcher  kein  Unterthan  des  Grundherrn  ist, 
kann  das  Gut,  wenn  er  demselben  ferner  vorzustehen  sich  nicht  ge- 
trauet, dem  Grundherrn  zurückgeben. 

§.  649.  Er  muss  aber  damit  das  Ende  des  Wirthschaftsjahres  abwar- 
ten, und  das  Gut  völlig  in  dem  Stande,  wie  ihm  selbiges  übergeben 
worden,  zurück  gewähren. 
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§.  650.  Was  wegen  solcher  Grundbesitzer,  die  zugleich*  Unterlha- 
nen  des  Grundherrn  sind,  Statt  finde,  ist  im  Siebenten  Titel  des  Zwei- 
ten Theils  vorgeschrieben. 

«Die  Verordnungen  wegen  «ufoebima  bev  untett&äniflfeit  f.  ju  U.  7.  f.  87-239. 


Zwei  und  zwanzigster  Titel. 

Von  Gerechtigkeiten  der  Grundstücke  gegen 

einander. 

> 

Gesetzliche  und  ander« 

§.  ].  Den  gesetzlichen  Einschränkungen  des  Eigenthums  ist  ein  jeder 
Grundbesitzer  sich  zu  unterwerfen  verbundeu..  (Tit.  8.  §:  33.  sqq.) 

e-  Edict  iur  «efSrterunfl  ber  e<iitbf ulrttr  r>.  1 4.  eeptbr.  1 8 1 1  ( f .  4),  na<6  f.  2*  8  biet'.  Xitelf. 

§.  2.  Für  Einschränkungen  und  Belastungen  dieser  Art  kann  kein 
Grundbesitzer  eine  im  Gesetze  ihm  nicht  ausdrücklich  vorbchalleue 
Entschädigung  fordern. 

notwendige  Einschränkungen  de»  Eigentbums. 

§.  3.  Auch  solche  Einschränkungen  muss  jeder  Grundbesitzer  sich 
gefallen  lassen,  ohne  welche  ein  anderes  Grundstück  ganz  oder  zum 
Theil  völlig  unbrauchbar  sein  würde. 

...  §.  4.  Für  dergleichen  zum  Gebrauche  eines  Grundstücks  nothwendig 
gewordene  Vergünstigungen  kann  der  Eigentümer  des  belasteten 
Grundstücks  hillige  Vergütung  fordern. 

§.  5.  Bei  Bestimmung  'dieser  Vergütung  muss  auf  den  Schaden,  wel- 
chen das  belastete  Grundstück  durch  die  nothwendige  Einschränkung 
leidet,  Rücksicht  genommen  werden. 

§.  d\  Können  die  Interessenten  sich  darüber  nicht  vereinigen:  so  muss 
die  Vergütung  auf  eine  jährliche,  dem  belasteten  Grundstücke  von  dem 
j  Begünstigten  zu  leistende,  Abgabe  bestimmt  werden. 

§.  7.  Die  Bestimmung  selbst  geschieht  alsdann  durch  Schiedsrichter, 
'  wozu  jeder  Theil  Einen  vorschlägt,  und  der  Richter  den  Obmann  er- 
nennf, 

»erat.  Vorfluthsedict  ü.  15  9?0l)fr.l8U;  jU  I.  8.  f.  103-117. 

§.  8.  Durch  willkührlichc  Veränderungen  in  der  Gestalt,  Hauptbe- 
stimmung, oder  Nutzungsart  seines  Grundstücks,  kauif  Niemand  den 
Andern  zu  dergleichen  Einschränkungen  verpflichten. 

§.  9.  Doch  dürfen  Begünstigungen,  welche  zu  erheblichen  Verbesse- 
rungen eines  andern  Grundstücks  nothwendig  sind,  in  so  fern  nicht 
versagt  werden,  als  der  Eigentümer  dadurch  in  dem  bisherigen  freien 
Gebrauche  seiner  Sache  nicht  gestört,  noch  an  nützlichen  Verbesse- 
rungen, die  er  selbst  in  dieser  Sache  vornehmen  könnte,  gehindert  wird. 

§.  10.  Sowohl  die  Belastungen  dieser  Art,  (§.7.  9.)  als  die  nach  §.4- 
5.  6.  zu  leistende  Vergütung,  dauern  nur  so  lange,  als  die  Nothdurft 
des  Begünstigten  Grundstücks  vorhanden  ist. 

Grundgerechtigkeiten. 

§.  11.  Ausser  den  in  vorstehenden  §.1.3.9.  bestimmten  Fällen,  kann 
der  Eisenthümcr  eines  Grundstücks  in  der  freien  Ausübung  seiner  Ei- 
genthumsrechtc  nur  von  demjenigen,  welcher  dazu  ein  besonderes  Recht 
erworben  hat,  eingeschränkt  werden. 
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§.  12.  Kommt  dergleichen  Befugniss  einem  Grundstücke  gegen  das 
andere  zu:  so  wird  solches  eine  Grundgerechtigkeit  genannt 

Rescript  ».  SO.ttuguft  1824,  betr.  bfe  iiefterrragung  einer  ©runbijereditigfcfr  vrtt  einem  be« 
ved)tuyen  (Hrur.öfliirf  auf  ba$  anbtre. 

flu*  bem  Sftericbte  oom  18  b.2Jt  itf  erfe&en  roorben,  n>e!4>c  33erfd)iebenb«it 
der  Sfteinunqtn, 

bMdxUd)  ber  Urbertragung  ber  ©runbgercebtigfeit  von  einem  berechtigten 
©runfcftücf  auf  baff  anbere/ 

bei  bem  ÄJnifll.  O-  8.  <$er.  obroalten.  Set  ^uftijminiiler  tritt  unbebcnflicb  ber 
2lnf?d)t  berjenigen  SDlitglieber  be*  GoOegti  bei/  rertebe  bie  errodbnte  Uebertragung 
nicht  anber*  alt  mit  (StnroiOiaung  beö  (Starntbumer*  be$  verpfÜcbteren  (ftrunb* 
fh*icf*  aeOatten  woQen.  Die  9frmir  be0  93erbdltniffc*,  n>rtcned  jeberjeit  bie  3fnbi« 
«ibualttdt  betf  berechtigten  (Srunbftütfß  oorauflfefet/  unb  baber  bei  ber  (Subtfitu. 
tioh  eine*  anbern  Qkunbtiücftf  nicht  mebr  boffelbe  bleibt/  erforbert  noibroenbig 
bie  3ujiebung  be0  bureb  eine  folebe  Söerdnberung  in  feinen  9tcd)ten  unb  93erbinb* 
I icf>f eilen  betroffenen  (Sigentbänier*  be*  belauften  (Srunitfucf*.  Dem  ftebt  bie 
S3orfdjrift  br0  §.  2J.  Sit.  19.  Ib.  be*  2t.  8.  91.  nicht  entgegen/  fle  berodfet  viel* 
mebr,  bo§  vor  ber  93erdu§erung  ber  Qlerecbtigteit  ber  (gigentbömer  bed  oerpflief)* 
teten  (SrunhlucTö  über  bie  beabsichtigte  Uebertragung  be0  Stecht*  arbbrt  »erben 
möffo  unb  tfimmt  baber  mit  ben  in  bem  SSericbt  angeführten  ^rinetpien  bc*  916« 
milchen  9fed)ttf/  roelcbe*  in  biefer  «ftaterie  niebt  b«t  abgednbert  werben  tcOen/ 
»bereut.  0.  Ä.  3.  <8.  24.  ©.254. 

.  Erweibung  demellen. 

j  §.  13.  Grundgerechtigkeiten  können  durch  rechtsgültige  Willenser- 
klärungen eingeräumt,  auch  durch  Verjährung  erworben  werden 
f  l§.  14.  Bei  dieser  letzten  Erwerbuugsart  muss  besonders  nach 
ißen  sein,  dass  der  Besitzer  des  berechtigten  Grundstücks  die  streitige 
fcefugniss  als  ein  wirkliches  Recht,  und  nicht  vermöge  einer  blossen 
Vergünstigung,  in  Besitz  genommen,  und  durch  rechtsverjährte  Zeit 
ununterbrochen  ausgeübt  habe.  (Tit.  7.  §.  81-85.  §.  93.  94.  95.  §.  127. 
$.  96-108.  Tit.  9.  §.  589.  590.  §.  596.  sqq.) 

§.  15.  Ist  zur  Ausübung  der  von  dem  angeblich  Berechtigten  behaup- 
teten Befugniss,  eine  neue  Anlage  in  dem  belasteten  Grundstücke  ge- 
macht worden:  so  gilt  die  Vermuthung,  dass  dem  Begünstigten  eine 
wirkliche  Grundgerechtigkeit  hat  eingeräumt  werden  sollen. 
'  §.  16«  Grundgerechtigkeiten,  deren  Dasein,  aus  einer  zu  ihrer  Aus- 
übung in  der  belasteten  Sache  vorhandenen  fortwährenden  Anlage,  von 
einem  Jeden  erkannt  werden  kann,  bedürfen  keiner  Eintragung;  in  das 
Hypothekenbuch;  und  gehen,  auch  ohne  diese,  auf  jeden  Besitzer  der 
«belasteten  Sache  über. 

§,  17.  Ein  Gleiches  findet  auch  von  andern  Grundgerechtigkeiten 
Statt,  durch  welche  der  Nutzungsertrag  des  belasteten  Grundstücks 
nicht  geschmälert  wird. 

§.  18.  Grundgerechtigkeiten  hingegen,  welche  den  Nutzungsertrag 
les  belasteten  Grundstücks  schmälern,  und  gleichwohl  durch  keine 
die  Augen  fallende  Kennzeichen  oder  Austalten  angedeutet  werden, 
iuss  der  Berechtigte  in  das  Hypolhekenbuch  des  belasteten  Grund- 
stücks eintragen  lassen. 

Anh.  §.  58.  Es  soll  künftighin  dem  Berechtigten  sowohl  als  dem 
Verpflichteten  freigestellt  bleiben^  ob  sie  dergleichen  Eintra- 
gungen auf  ütre  Kosten  nachsuchen  wollen*  und  deren  TJn~ 
t  er  lassung  soll  in  keinem  Falle  den  V erlust  des  wirklich  be- 
stehenden Realrechts  begründen  können. 
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590  Grfter  X^dL  3»et  nttb  j»aitjlöf*e*  tltel.  §.  19- 

Clrcularverordnang».  30.!Decbt.  1798  (9tnfcn.ii.  &etr.bie€fotraaait0bft©ritiib* 
gereAtigfeitfii,  aufgenommen  in  $.  58  &c$  &nh.),  f.  ju  II.  20.  (.167. 

§.  19.  Besonders  gilt  dieses  von  Hütungs-  und  Holzungs- Gerechtig- 
keiten. 

jh  §•  20.  Doch  steht  die  unterbliebene  Eintragung  dem  Berechtigten  in 
;  der  Ausübung  seines  Rechts  gegen  denjenigen,  gegen  welchen  er  seim- 
iges erworben  hat,  und  gegen  dessen  Erben,  so  lange  sie  das  belastete 
'  Grundstück  besitzen,  nicht  entgegen. 

§.  21.  Auch  innerhalb  zweier  Jahre  nach  dem  Tage,  wo  die  Veräus- 
serung  des  belasteten  Grundstücks  an  einen  dritten  Besitzer  in  das 
Hypothekenbuch  eingetragen  worden,  kann  der  Berechtigte  sein  Recht 
gegen  diesen  noch  geltend  machen,  und  die  Eintragung  desselben  nach- 
suchen. 

§.  22.  Ist  aber  auch  diese  Frist  verlaufen:  so  kann  eine  solche  Grund- 
gerechtigkeit, (§.  18.)  die  nicht  eingetragen,  und  auch  von  dein  neuen 
Besitzer  nicht  ausdrücklich  übernommen  worden,  gegen  diesen  nicht 
ferner  ausgeübt  werden. 

§.  23.  Wie  der  Berechtigte,  dem  die  behauptete  Grundgerechtigkeit 
bestritten  wird,  und  der  also  vor  Austrag  der  Sache  die  Eintragung 
nicht  erhalten  kann,  sich  gegen  den  Ablauf  der  Frist  durch  Eintragung 
einer  Protestation  zu  decken  habe,  ist  in  der  Hypothekenordnung  be- 
stimmt. 

§.  24.  Nach  Verlauf  zweier  Jahre  von  Publication  dieses  Landrecbts 
kann  eine  solche  Grundgerechtigkeit  (§.  18.)  durch  Verjährung  nicht 
mehr  anders  erworben  werden,  als  wenn  letztere  gegen  eben  denselben 
Besitzer  des  belasteten  Grundstücks  angefangen  und  vollendet  worden. 

Arten  der  Grundgerechtigkeiten. 

§.  25.  Aus  den  verschiedenen  Arien  und  Beziehungen,  wie  ein  Grund- 
besitzer in  Ausübung  seiner  Eigenlhumsrechte,  zum  Vortheile  eines  an- 
deren Grundstücks,  eingeschränkt  werden  kann,  entstehen  die  verschie- 
denen Arten  der  Grundgerechtigkeiten. 

Umfang  und  Schranken  der  Grundgerechtigkeiten  Uberhaupt. 

§.  26.  Was  von  Rechten  auf  fremdes  Eigentlmm  überhaupt  verord- 
net ist,  findet  in  der  Regel  auch  bei  Grundgerechtigkeilen  Anwendung. 
(Tit.  19.) 

§.  27.  Bei  Grundgerechtigkeiten,  die  aus  Verträgen  oder  letztwilligen 
Verordnungen  entspringen,  bestimmt  der  Inhalt  des  Vertrages  oder  der 
Disposition  den  Gegenstand  und  die  Gränzen  des  Rechts. 

§.28.  Grundgerechtigkeiten,  die  durch  Verjährung  erworben  wor- 
den, erstrecken  sich  nur  so  weit,  als  der  Besitz  während  des  Laufes  der 
Verjährung  gegangen  ist. 

§.  29.  Eine  Grundgerechtigkeit,  welche  ohne  Nachtheil  des  Berech- 
tigten auf  einen  bestimmten  Theil  des  belasteten  Grundstücks  ausgeübt 
werden  kann,  muss,  auf  den  Antrag  des  Verpflichteten,  auf  diesen  Theil 
eingeschränkt  werden. 

1)  Kdict  »ur  $cffirberun0  ber  Canbfultur  t>.  14.<Seötbr.l811,  MO  seqq.;  f.  rmcö  §.248.b.t. 

2)  €}emeinheitstheilungsordnuiigu.7.3uni  I82i,«.i66  unbi?4j  f.mL 

17.  $.361. 

Pflichten  des  Besitzers  des  belasteten  Grundstücks,  besonders  wegen  Unterhaltung  and 

§.  30.  Dass  der  Besitzer  des  belasteten  Grundstücks  thätige  Hülfe 
zur  Ausübung  der  Grundgerechtigkeit  zu  leisten  schuldig  sei,  wird  nicht 
vermuthet. 


Digitized  by  Google 


§.44.  »on  ©eredfrtföWtett  htt  ©runbflücfe,  591 

§.  31.  Er  darf  aber  in  seinein  Grundstöcke  nichts  vornehmen,  wo- 
durch der  Andere  in  Ausübung  seiner  Grundgerechtigkeit  gehindert, 
oder  ihm  dieselbe  vereitelt  werden  könnte. 

§.  32.  Auch  muss  er  gestatten,  dass  in  seinem  Grundstücke  die  zur 
Ausübung  der  Gerechtigkeit  nüthigcn  Anstalten  und  Reparaturen  von 
dein  Berechtigten  vorgenommen  werden. 

§.  33.  Doch  muss  der  Berechtigte  zu  diesen  Anstalten  und  Repara- 
turen die  Zeit  und  Art  so  wählen,  wie  es,  ohne  Kränkung  oder  Hem- 
mung seines  eigenen  Rechts,  dem  verpflichteten  Grundslücke  am  we- 
nigsten nachtheilig  ist.  * 

§.34.  Auch  muss  er  die  beabsichtigte  Anstalt  oder  Reparatur  dem 
"Verpflichteten  dergestalt  zeitig  anzeigen,  dass  derselbe  die  nöthigen 
Vorkehrungen,  zur  Abwendung  eines  bei  solcher  Gelegenheit  an  seiner 
Sache  zu  besorgenden  Schadens,  treffen  könne. 

§.  35.  Hat  der  Berechtigte  die  Grundgerechtigkeit  durch  einen  lästi- 
gen Vertrag  erworben:  so  ist  der  Verpflichtete  schuldig,  sein  Grund- 
stück auf  eigene  Kosten  in  der  Verfassung  zu  erhalten,  dass  der  Berech- 
tigte seine  Befugniss  darauf  ausüben  könne. 

§.  36.  Aber  auch  ausser  diesem  Falle  muss  der  Verpflichtete,  zur 
Unterhaltung  der  belasteten  Sache  in  diesem  Zustande,  verhältnissinässi- 
gen  Beitrag  leisten,  wenn  er  von  der  Sache  einen  Gebrauch  von  eben 
der  Art,  wie  der  Berechtigte  hat,  und  sich  dessen  ferner  bedienen  will. 

Wiederherstellung  der  belasteten  Sache. 

§.  37.  *Auch  in  denjenigen  Fällen,  wo  die  Unterhaltung  der  Sache 
dem  Verpflichteten  wirklich  obliegt  (§.  35  ),  ist  derselbe  dennoch  nicht 
verbunden,  wenn  die  Sache  durch  blossen  Zufall  oder  höhere  Gewalt 
so  verändert  worden,  dass  die  Ausübung  der  Grundgerechligkeit  darauf 
eicht  mehr  Statt  finden  kann,  dieselbe  auf  eigene  Kosten  wieder  her- 
zustellen, v  • 

§.  38.  Er  muss  aber  diese  Wiederherstellung  dem  Berechtigten  nach 
§.  32.  gestatten,  und  wenn  er  sich  derselben  Art  des  Mitgebrauchs  fer- 
ner bedienen  will,  zu  denWiederherstellungskosten  nach  §.36. beitragen. 

§.  39.  Ist  der  Verpflichtete  die  Wiederherstellung  zu  besorgen  nicht 
vermögend,  oder  nicht  schuldig;  und  kann  dieselbe  auch  von  dem  Be- 
rechtigten nicht  bewirkt  werden?  so  muss  der  Vcrp (lichtete  die  für  Ein- 
räumung des  Rechts  empfangene  Vergütung  erstatten. 

§.  40.  Ist  dafür  etwas  in  Pausen  und  Bogengegeben  worden:  so  muss 
der  ganze  Betrag  des  Empfangenen  zurückgegeben  werden. 

§.  41.  Sind  Zinsen  oder  andere  fortwährende  Leistungen  vorbedun- 
gen worden:  so  fallen  dieselben  für  die  Zukunft  weg. 

§.42.  Hört  die  durch  Zufall  oder  höhere  Gewalt  erfolgte  Verände- 
rung der  Sache,  wodurch  die  Ausübung  der  Grundgerechtigkeit  verhin- 
dert worden,  in  der  Folge  wieder  auf:  so  wird  auch  diese,  so  wie  die 
dagegen  übernommene  Vergütung,  wieder  hergestellt 

Wie  Grundgerechtigkeiteo  aufhören. 

§.  43.  Ausser  den  allgemeinen  Arten,  wie  RechteVerloren  gehen  kön- 
nen, erlöschen  Grundgerechtigkeiten  durch  stillschweigende  Einwilli- 
gung, wenn  der  Berechtigte  wissentlich  geschehen  lässt,  dass  in  der  ver- 
pflichteten Sache  Anstalten  und  Einrichtungen,  welche  diie  Ausübung 
seines  Rechts  geradezu  unmöglich  machen,  getroffen  werden. 

§.44.  Offenbart  sich  aber  der  Nachtheil  erst  in  der  Folge:  so  kann 


Digitized  by 


592 


«rtfer  S&etL  3»«  nnb  p»aniitftet  Zita. 


der  Berechtigte  auf  eine  den  Umständen  angemessene  Abänderung,  in- 
nerhalb der  Verjährungsfrist,  antragen. 

§.  45.  In  wie  fern  daraus,  dass  der  Berechtigte  in  der  belasteten 
Sache  Anstalten,  welche  die  Ausübung  seiner  Grundgerechtigkeit  hin- 
dern oder  erschweren,  wissentlich  hat  treffen  lassen,  eine  stillschwei- 
gende Einwilligung  desselben  in  eine  solche  Einschränkung  seines  Hechts 
folge,  ist  nach  vorstehenden  Grundsätzen  (§.43.  44.)  zu  beurtheilen. 

§.  46.  Grundgerechtigkeiten  können  gegen  Entschädigung  des  Be- 
rechtigten aufgehoben  werden,  wenn  Anstalten  und  Einrichtungen,  die 
zum  allgemeinen  Besten  vom  Staate  angeordnet  worden,  solches  not- 
wendig machen. 

§.  47.  In  Fällen,  wo  der  Eigenthümer  sich  eine  Einschränkung  seiner 
Eigenthumsrechte  zur  Nothdurft  eines  andern  Grundstücks  gefallen  las- 
sen muss,  ist  auch  der  Inhaber  einer  Grundgerechtigkeit  schuldig,  die 
Einschränkung  oder  gänzliche  Aufhebung  'derselben  geschehen  zu  las- 
sen. (§.  3.  sqq.) 

§.  48.  In  wie  fern  die  Aufhebung  der  der  Landwirthschaft  schädli 
chen  Grundgerechtigkeiten  zur  Verbesserung  der  Landeskultur  Statt 
finde,  ist  gehörigen  Orts  bestimmt.  (Tit.  17.  §.  350.  sqq.) 

1)  Clllturedict  »•  14.@f»ttT.  1811,|.  lO  »^q. ;  t.lta<6$.248  h.t. 

2)  GemeinhcitNthellangsordnung u.  7.3unt  1S2I;  f.  ju  1. 17. f. 361. 

3)  $ergf.  aud)  Verordnung  über  bie  tyblöfung  b«r  ©omafnenabgafcfw  u.  I6.gjjäij  1811; 

f.  Ulli.  14.  §.16  »eqq. 

§.  49.  So  lange  eine*  Grundgerechtigkeit  in  das  Hypothekenbuch  ein- 
getragen ist,  kann  dieselbe  ausser  den  §.  44.  45.  bestimmten  Fällen, 
mittelst  der  Verjährung  durch  blossen  Nichtgebrauch  nicht  verloren 
gehen. 

§.  50.  Grundgerechtigkeiten  hingegen,  deren  Eintragung  nach  §.  16. 
17.  nicht  nothwendig  ist,  erlöschen  mittelst  der  Verjährung  durch  Nicht- 
gebrauch, wenn  sie  nicht  eingetragen ,  und  in  dem  Falle  des  §.  16.  die 
Anstalt  oder  Anlage,  aus  welcher  ihr  Basein  ersichtlich  war,  weggeschafft 
worden. 

§.  51.  Doch  nimmt  im  letzteren  Falle  die  Verjährung  erst  von  dem- 
jenigen Zeitpunkte,  wo  ausgemilteit  ist,  dass  die  Anlage  nicht  mehr  vor- 
handen gewesen  sei,  ihren  Anfang. 

§.  52.  Grundgerechtigkeiten  können,  gleich  andern  dinglichen  Rech- 
ten, durch  Confusion  verloren  gehen.  (Tit.  16.  Abschn.  10.) 

§.53.  Derjenige  also,  in  dessen  Person  das  Eigenthum  der  berech- 
tigten und  verpflichteten  Sache  zusammen  kommt,  ist  befugt,  die  auf 
letztere  eingetragenen  Grundgerechtigkeiten  löschen  zu  lassen,  oder  die 
das  Dasein  derselben  bezeichnende  Anlage  fortzuschaffen. 

§.  54.  Ist  dieses  aber  nicht  geschehen,  und  die  verpflichtete  Sache  ge- 
langt demnächst  wieder  an  einen  besondern  Besitzer;  so  tritt  die  vorige 
Grundgerechtigkeit  wieder  in  ihre  Wirkung. 

I.  Grundgerechtigkeiten  auf  Gebäude. 

§  55.  Das  Recht  auf  die  eigentümliche  Mauer  eines  Andern  zu  bauen, 
oder  einen  Balken  auf  dieselbe  zu  legen,  muss  als  eine  Grundgerech- 
tigkeit, besonders  erworben  werden. 

§.  56.  Eine  solche  Mauer  muss  der  Eigenthümer  unterhalten,  oder 
das  Eigenthum  derselben  aufgeben,  und  es  dem  Berechtigten  überlassen. 
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§.  57.  Wenn  der  Eigenthümer  eißfer  Mauer,  die:  das  Gebäöde  eines 
Andern  unterstützt,  dieselbe  ausbessert,  oder  von  neuem  aufführt:  so 
um  ss  er  das  Gebäude  so  lange  auf  seine  Kosten  unterstützen.  .... 

§.  58.  Hat  aber  ein  blosser  Zufall  den  Bau  nothwendig  gemacht;  oder 
wrd  selbiger  von  dem  Verpflichteten  bloss  zum  Besten  des  Berechtig- 
ten geführt:  so  inuss  letzterer  für  die  Unterstützung  seines  Gebäudes 
In  der  Zwischenzeit,  bis  der  Bau  vollendet  werden  kann,  selbst  sorgen. 

§.  59.  Auch  die  als  Grundgerechtigkeit  Jemanden  zukommende  Be- 
fugniss  der  Dachtraufe,  oder  des  Ausgusses  auf  das  benachbarte  Grund- 
stück, muss  allemal  so  eingerichtet  werden,  dass  der  Nachbat  dadurch 
so  wenig  Nachtheil,  als  möglich,  erleide.  !•>!  :'ip>bio*« 

§.  60.  Ist  zur  Abführung  der  Flüssigkeiten  ein  Canal  erforderlich* 
so  muss  derselbe  bedeckt,  und  mit  einem  eisernen  Gitter  versehen  werden. 

§.  61.  Wer  das  Traufrecht  hat,  muss  dennoch  geschehen  lassen^  dass 
der  Nachbar  in  der  nach  allgemeinen  Vorschriften  zulässigen  Nähe  . an 
seinen  Gebäuden  heraufbaue;  wenn  er  nur  unier  der  Traufe  bleibt,  und 
selbige  unter  sein  Dach  nimmt.;;  <,ü  ; ..  .!•  .„  :::,•   :.     :  ivitv** 

§.  62.  Das  Hecht  der  freien  Aussieht  sc  Ii  Ii  esst  die  Befugnis&in  sieb, 
auch  in  einer  an  des  Verpflichteten  Hof  oder  Garten  unmittelbar  an?, 
stossenden  Mauer  neue  Fenster  zu  öffnen.  u        -  /.  M\ 

II.  W  Wepn  und  Fu»Mt«gen,  Vi*btri*b«o,  Durchführten  u.  •.  w.    ;  ,obl!T 

§.63.  Gebahnter  Fusssfejge  auf  offenen  Feldern  kann  ein  Jeder  sich 
bedienen.  ^     *  .,,f  |f| 

§.  64.  HaJ  aber  d>r  Eigen  tJuWr/cJcn  gemeinen  Gebrauch  solcher 
Fusssteige  durchGräben,  Kreuze,  Sc)ifagbäumß,oder^nderedergleicjim|. 
IVlerkmaif  untersagt:  so  kann  nur  derjenige,  w^lche^n  eine  besondere 
Vergünstigung  eingeräumt  worden,  dagon.  Gebrauch  macheu.^  /  .  j 

§.  65.  Wer  das  Recht  hat,  über  das  Grundstück  des.^ndern.zu  gqT 
hen,  darf  sich  dessen  weder  zum  Reiten,  noch  zum  Fahren*  auch  nicht 
mit  einradrigen  Karren  bedienen. 

§.  66.  Wer  aber  das  Recht  hat,  auf  einem  Wege  zufahren,  darfauch 
darauf  reiten,  mit  Karren  fahren,  und  Vieh  an  Stücken  darüber  führen. 

67.  Dagegen  folgt  aus 'der  Bcfugniss?  über  des  An  defn  Grundstück 
zu  lanren,  noch  nicht  dns  r\echt,  Vieh  darüber  zu  treÄen.1^  t 

§.  68.  Eben  so  wenig  folgt  aus  der  Befugniss,  über  des 'Ändern  Grund- 
stück Vieh  zu  treiben, ein 'Recht,  über  dasselbe  zu  fahren]'  «'•  •  • 

§.  69.  Aus  der  Wegegerechtigkeit  folgt  noch  nicht  die  Befreiring  von 
Damin  -  "itrid  rirüeken^eld,  oder  ändern  Abgaben  der  Durchreisenden. 

;§->  70[:1  Wein  das  Recht. ^fiber  'ein  fremdes  GrundsTffck  ttt  gehen,  zu 
reHcn,rider  zu*  foliren,  zukommt,  der  muss  sich  genaüäu^f  ^m^ttemi, 
ten'Wege'haRen;^ 

§.  71.  Dagegen  kann  er  sich,  wenn  sein  Recht  nicht  auf  einen  gewis- 
sen bestittrmtSfr&weck  ausdrufÄilch  «inge^ehralfRt  ist,"  des  Weges  zu 
allen  seinen  Bedürfnissen  ohne  Unterschied,  nicht  aber  zu  ganz  neuen 
Aulagen  (§.$.5' bedienen.    \        \u,tJ        ■■  '»77'   |  ;'; 

§!*72.  WeT  das  Recht  des  Viehtric^ics  hat,  muss  solchen  dergestalt 
einrichten,  d^ss' das 'Vieh  durch  Uebcftreteh,  od'ei*  sonst  keinen  Scha- 
den verursache. 

§.  73.  Verzäunungen  aber,  oder  andere  Verdickungen;  ist  der  Be- 
rechtigte auf  seine  Kosten  anzulegen,  oder  zu  unterhalten,  nicht  ver- 
bunden. »,     'i»,''  Ii.    i      /.         u»„  v 
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•§.  74.:  Will  der  Besitzer  des  belasteten  Grundstücks  dergleichen  bis- 
her von  ihm  unterhaltene  Anstalten  wieder  eingehen  lassen:  so  ist  der 
Berechtigte  zum  Widerspruche  dagegen  nicht  befugt  und  muss  dennoch 
die  nach  §;72.  ihm:  obliegende  Verbindlichkeit  beobachten. 

§.  75.  Wenn  jedoch  der  zum  Viehtriebe  eingeräumte  Weg  nicht  die 
erforderliche  Breite •  hat,  {§.  79.)  und  daher  von  dem  Besitzer  des  be- 
lasteten Grundstücks  bisher,  zur  Verhütung  des  Uebertretcns,  solche 
Anstalten  unterhalten  worden:  so  ist'der  Verpflichtete,' dieselben  wider 
den  Willen  des  Berechtigten  eingehen  zu  lassen,  nicht  befugt. 
•  >§.  76.  Ist  Jemanden- die  Durchfahrt  durch  einen  Thorweg  verstattet 
worden:  so  kann  letzterer  in  der 'Folge,  ohne  Einwilligung  des  Berech- 
tigten, weder  verengt,  noch  erniedriget  werdeu. 

.§.77.  Die  Breite  der  Fusssteige,  Wege  und  Viehtriebe  wird  haupt- 
sächlich durch  die  bei  Einräumung  des  Rechts  getroffenen  Verabredun- 
gen bestimmt. 

»§.  78.  In  Ermangelung  solcher  verabredeten  oder  in  Provinzialgeset- 
zen  enthaltenen  Bestimmungen,  ist  die  Breite  eines  Fusssteiges  auf  Drei 
Fuss,  «nd  wenn  darauf  geritten  oder  mit  Karren  gefahren  werden  soll, 
auf  Vier  Fuss  zu  bestimmen. 

§.  79.  Auf  Wrege  zum  Fahren,  ist  eine 'Breite  von  Acht  Fuss  in  der 
geraden  Linie,  und  von  Zwölf  Fuss  in  der  Biegung;  auf  Viehtriebe  hin- 
gegen die  doppelte  Breite  eines  Weges  zu  rechnend 

III.  Htttanfagerechtifkeit. 

80.  Wer  das  Recht  hat,  sein  Vieh  auf  den  Grundstücken  eines 
Gutes  zu  hüten,  muss  sich  desselben  so  bedienen,  dass  der  Ei- 
dadurch  an  der  Substanz  der  Sache  keinen  Schaden  leide, 
und  an  der  nach  Landesart  gewöhnlithen  Cultur  und  Benutzung  nicht 
geändert  werde. 

Anh.  §.  59.  Wenn  wüste  Feldmarken  unter  Landesherrlicher  Ge- 
nehmigung wieder  angebaut  und  mit  Unlerthanen  besetzt  wer- 
den*, so  sollen  wegen  älterer  Hütungs-  oder  anderer  Ansprüche 
benachbarter  Dorfschaften  keine prqcessualische  Einleitungen 
Statt  finden,  in  so  fern  nicht  dazu  auf  vorherige  Anfrage  die 
Landesherrliche  Zustimmung  ertheitet  worden. 

entnommen  au*  berC.  ©.  t>.  U-3uH  1800  unb  bem  Hescrlpt ».  4.$uift,itfi  1800.  *.% 

6ammf.  93. VI.  6.22a.  ,  .      >  . 

§.  81.  Andere  Arten  der  Benutzung  kann  der  Besitzer  des  belasteten 
Gutes  nur  in. so  fern  ausüben,  als  der  erforderliche  Weidebedarf  des 
Berechtigten  dadurch  nicht  geschmälert,  oder. dieser  entgehende  Bedarf, 
durch  Anweisung  eines  andern  gleich  gut,  gelegenen  Stücks,  vollständig 
vergütet  (wird;  ,  ;  :  ;   ,  ;)(  .  . 

#«31.  OcmeiriheitsttaeiJungsordnung  ».7.3«m  1821>|47,*  u»6  178;  *• 

I.  17.  f.  361.  j,    w>    „  { 

: tili  . ,      .  ,    .         /   1 1         .   .      i      .  •  •  \  • 

§.  82.  Der  Hütungsbcrechtigte  kann  den  Eigenthümer  eines  mit  der 
Hütung  belasteten  Waldes  nicht  hindern,  den  Wald  so  weit  zu  be- 
bauen ,  als  es  zur  Veranstaltung  der  erforderlichen  Forstaufsicht  not- 
wendig ist. 

Culturedict».l4.6ept6r.l8ii,f.27  .eqq.;  f.  na<6  f. 248  h  t. 

§.  83-  Der  Berechtigte  ist  schuldig,  sein  Vieh  nur  unter  Aufsicht  ei- 
nes Hirten  auf  die  Weide  zu  bringen:  oder  sonst  hinreichende  Anstal- 
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ten  zur  Verhütung  aller  durch  dasselbe  zu  verursachenden  Beschädi- 
gungen zu  treffen. 

§.  84.  Auch  wenn  das  Vieh  in  kleinerer  Anzahl  nach^  einzelnen  Hü- 
tungsflecken  ausgetrieben  wird,  muss  diese  Pflicht  vom  dem  Hülungs- 
berechtigten  beobachtet  werden. 

§.  85.  Vernachlässigt  der  Berechtigte  diese  Obliegenheit;  so  haftet  er 
für  allen  und  jeden  durch  das  Vieh,  auch  bloss  zufällig,  angerichteten 
Schaden. 

1 )  «.  tie  Terordnungen  nwn  touitttibtni  btt  mtttt  o&ne  Birten  ffitr  Oft  *  nnt  «D«(l* 
Vttufan  *.  l.SKal  1803,  unt>  für  bit 3Rarf  tinb Bommern  *.  8.«prU  1806,  ml.  6.  f.  73, 93. 1.  ©.200. 

2)  Culturedlct  0. 14.6eprtr.18 11,  |.34,  f.  na*  f. 248  h.t. 

* 

§.  86.  Wegen  der  anzulegenden,  zu  unterhaltenden,  und  wieder  auf- 
zuhebenden Verzäunungen  u.  s.  w.  finden  die  Vorschriften  §.  73.  74. 
Anwendung. 

§.87-  Unreines  und  mit  ansteckenden  Krankheiten  behaftetes  Vieh, 
darf  auf  die  Hütung  nicht  gebracht  werden. 

§.  88.  Auch  das  sogenannte  Schmiervieh  ist  der  Verpflichtete  in  Ge- 
genden, wo  dergleichen  Vieh  nicht  durchgängig  gehalten  wird,  auf  der 
Hütung  zu  dulden  nicht  verbunden. 

§.  89.  Es  wird  niemals  vennulhetj  dass  Jemand  dem  andern  die  Hü- 
tungsgerechtigkeit  mit  Ausschluss  seines  eignen  Viehes  habe  einräumen 
wollen. 

§.  90.  Ist  die  Anzahl  des  vorzutreibenden  Viehes  nicht  bestimmt:  so 
mag  der  Berechtigte  so  viel  Stücke,  als  er  mit  dem  von  den  berechtigten 
Grundstücken  gewonnenen  Futter  durchwintern  kann,  auf  die  Hütung 
bringen. 

§.  91.  Ein  solcher  Hütungsberechtigter  darf  sich  also  der  Weide  so 
wenig  für  fremdes,  als  selbst  für  solches  eignes  Vieh  bedienen ,  welches 
er  etwa  von  andern  eigenthümlichen  oder  gepachten  Grundstücken 
durchwintern  gönnte. 

§.  92.  Hat  jedoch  eine  ganze  Gemeine  das  Hütungsrecht:  so  muss 
der  Besitzer  des  belasteten  Grundstücks  auch  solches  Vieh  einzelner 
Mitglieder  zulassen,  welches  von  gepachteten  Grundstücken  der  zur  be- 
rechtigten Gemeine  gehörenden  Feldflur  durchgewintert  wird. 

Sergl.  «emeinheitstheilungsordnung  t>.7.3unt  1821,  |.  31-35 ;  f.  ju  L  17. 
f.361. 

§.  93.  Ist  der  Berechtigte  ein  nicht  mit  eignem  Ackerbaue  versehenes 
Mitglied  der  Gemeine:  so  darf  er  nur  so  viel  Vieh  auf  die  Hütung  brin- 
gen, als  Leuten  aus  seiner  Classe,  an  demselben  Orte,  zu  halten  gewöhn- 
lich eilaubt  wird. 

$er0f.  Gemeinheit stheilungsordnuiiff  0. 7.3unf  182t,  f. 41  unb  *2. 

§.  94.  Bei  der  Beurtheilung:  wie  viel  Vieh  der  Berechtigte  mit  eignem 
Futter  durchwintern,  und  also  auf  die  Hütung  bringen  könne,  werden 
nur  solche  Zehenten,  die  zur  Zeit  der  Einräumung  des  Rechts  bei  dem 
berechtigten  Gute  schon  befindlich  waren,  ihm  zu  gute  gerechnet. 

§.  95.  Später  erworbene  Zehenten  kann  er  sich  nur  dann  zu  gute  rech- 
nen, wenn  er  dieselben  von  einem  andern  zu  derselben  Hütung  berech- 
tigten Gute  an  sich  gebracht  hat. 

«Berg!.  Oemeinheitstheilungsordnung  ».7.3uni  1821,  f.36. 

§.96.  Ist  der  Berechtigte  kein  Grundbesitzer,  sondern  es  wird  von 
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ihm  nur  zum  Behufe  seines  Gewerbes  Vieh  gehalten:  so  darf  er  die 
Weide  nur  für  das  zu  seinem  Gewerbe  und  zu  seinem  eignen  Bedürf- 
niss  erforderliche  Vieh  nutzen. 

§.  97.  Vieh,  welches  zum  Handel  bestimmt  ist,  darf  er  in  der  Regel 
nicht  auf  die  Hütung  bringen. 

§.  98.  Auch  wenn  die  Anzahl  des  Viehes,  welches  der  Berechtigte  vor- 
treiben darf,  bestimmt  ist,  kann  dennoch  das  von  diesem  gefallene  junge 
Vieh,  so  lange  es  saugt,  von  der  Hütung  nicht  ausgeschlossen  werden. 

§.  99.  Stehet  dem  berechtigten  Gute  die  Hütungsgerechtigkcit  ohne 
Bestimmung  einer  gewissen  Art  des  Viehes  zu :  so  begreift  sie  alles  Zug-, 
Rind-  und  Schaaf-Vieh  unter  sich. 

§•  100.  Schweine,  und  andere  Arten  von  Vieh,  dürfen  auf  eine  solche 
Hütung  nur  in  so  fern  gebracht  werden,  als  die  Einräumung  des  Rechts 
sich  darauf  ausdrücklich  mit  erstreckt,  oder  dieselben  seit  rechtsverjähr- 
ter Zeit  darauf  mit  vorgetrieben  worden. 

§.  101.  Ist  dem  Berechtigten  die  Hütung  nur  für  eine  gewisse  Art  von 
Vieh  eingeräumt:  so  darf  er  Vieh  von  anderer  Art  nur  in  so  fern  auf 
dieselbe  bringen,  als  er  durch  Zufall,  oder  höhere  Gewalt,  diese  Art  von 
Vieh  an  die  Stelle  des  andern  zu  halten,  auf  eine  Zeitlang  genölhigt 
worden. 

§.  1Ö2.  War  auch  die  Zahl  des  vorzutreibenden  Viehes  bestimmt:  so 
muss  die  Zahl  der  neuen  Art  nach  wirtschaftlichen  Grundsätzen  mit 
derselben  in  Verhältniss  stehen;  dergestalt,  dass  das  verpflichtete  Grund- 
stück nicht  mehr  als  vorhin  belästigt  werde. 

§  103.  Wird  durch  Zufall  oder  höhere  Gewalt  die  Beschaffenheit  des 
mit  der  Hütung  belasteten  Grundstücks  dergestalt  verändert,  dass  die 
bisherige  Anzahl  des  Viehes  nicht  mehr  darauf  erhalten  werden  kann: 
so  muss  der  rlerechtigte  sich  eine  Verminderung  seines  vorzutreibenden 
Vichstandes,  nach  eben  dem  Verhältnisse,  wie  der  Eigcnthümer  selbst, 
gefallen  lassen. 

§.  104.  Wird  für  die  Hütung  etwas  an  Gelde  oder  Naturalien  ent- 
richtet: so  muss,  in  dem  angeführten  Falle  diese  Abgabe  verhällnissmäs- 
sig  heruntergesetzt  werden. 

§.  105.  Ist  aber  die  Anzahl  des  Viehes  von  Seiten  des  Berechtigten 
bestimmt:  so  trifft  eine  nothwendig  gewordene  Verminderung  des  Vieh- 
standes zuerst  den  Eigentümer  des  belasteten  Grundstücks. 

§•  106.  Hat  der  Eigcnthümer  seinen  Viehstand  durch  neue  Wirlh- 
schaftsanstaltcn  und  Einrichtungen  dergestalt  vermehrt,  dass  die  Hü- 
tüiig  für  die  bisherige  Anzahl  des  Viehes  nicht  mehr  hinreicht:  so  inuss 
er  ifeh 'Ausfall  auch  alsdann,  wenn  die  Anzahl  des  Viehes  von  Seiten 
des  Berechtigten  nicht  bestimmt  war,  allein  tragen. 

^  ^ergi  Geincinhcitsthellungsordnung  ».  7.  zwl  tS2i,  f.si ;  f.iUi.i7.f.3Si. 

§.  107.  Der  Berechtigte  darf,  durch  unzeitige  Bchütung  der  Felder 
und  Wiesen,  den  Eigcnthümer  nicht  beeinträchtigen. 

§.  108.  Die  Behütung  ist  für  unzeitig  zu  achten,  so  lange  dadurch 
das  «belastete  Gut  in  seinen  übrigen  Nutzungen  würde  beschädigt 
werden.  „  ,  tlt,« 

§.  109.  Die  Hütung  auf  Wiesen  findet  zu  geschlossenen  Zeiten  nie- 
mals Statt. 

„§.  110.  Wann  diese  geschlossene  Zeit  im  Frühjahre  anfange,  und  wie 
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lange  sie  daure,  ist  nach  der  hergebrachten  Gewohnheit  jedes  Orts;  und 
wo  diese  nicht  entscheidet,  nach  dem  Gutachten  vereideter  Sacliver-  • 
standigen  ein-  für  allemal  festzusetzen* 

Anh.  §.  60.  Siehe  die  gesetzliche  Bestimmung,  mittelst  welcher 
die  durch  Vertrage  oder  Gewohnheiten  nach  dem  Juliani- 
schen Kalender  angeordneten  Hütungs-  und  Hebungs- Ter- 
mine auf  die  Jahrestage  des  verbesserten  neuen  Gregoria- 
nischen Kalenders  verlegt  werden,  vom  Elsten  August  1800.  « 

Gesetz  ».  si.ftuguft  l&oo,  tot^tn  iu-iieaun.i  &et£üfumjs :  unfc  Jgxftunaätcrmtnc  tia£&  bem 
$uliani(4)tn  Äalcn&er  auf  ötc  3ii&rrttage  btt  \>t\ bt iTemn  Sattnbtr*. 

@«  ift  fchon  immer  ein  ©runbfafc  ber  ®efet}gebung  älterer  unb  neuer«  S^ten 
gewefen,  Verträgen  unb  ©ewcbnbdtcn,  in  fo  fern  fie  auf  ^Rechnung* .  3rrtbümern 
beruhen,  Feine  gültige  tfraft  beizulegen,  unb  ba«  ©igeutbum  eingeführten  SDfifjbräu* 
d)en  nicht  ?Pret€f  tu  lieben,  fpiibcm  burch  angemeffene  Serorbnungen  (icher  ju  ftellen. 
Und  ift  inbeffen  nid)t  unbefannt  geblieben,  baß  otelfältig  bte  $>ütunge*  unb  £>ebung$» 
termine  nach  bem  alten  3u(tatuf<feeu  ftaleubcr  berechnet  werben,  ungeachtet  längfl 
aufgemacht  in,  ba§  tn  biefem  bae  3abr  um  einige  Minuten  länger  berechnet  »trb, 
üU  bejjcn  3)auer  tu  ber  üKafur  mähret,  wovon  bte  Jolge  gemefen  ift,  bafl  fchon  im 
3apre  1582  jebn  Jage,  al*  fo  oiel  m  ber  Seit  ber  Unterf&ieb  betruq,  haben  weg» 
geiaffen  werben  mü|Teu,  au*  meiftentbetlo  alle  3abrt)unberte  ein  Schalttag,  ben 
ber  3u!tani|*e  Äalenber  m  »iel  beibehalten,  ebenfalls  auffallen  muf. 

$)er  Untertrieb,  ber  Neroon  jwiicben  ber  Berechnung  bee  alten  3uliantfchen  unb 
ber  bes  ©regortanifchon  unb  oerbefferten  ftalenbere  enthebt,  betrug  bi*  m  bem  in 
bem  gegenwärtigen  %\brt,  nur  in  jenem,  nic^taber  in  biefem  Äalenber  oorfommen« 
ben  Schalttage,  eilf  Sage,  tfl  aber  jefct  auf  12  Sage  angewachsen,  unb  wirb  (Ich 
au*  in  ber  Jolgejeit  tu  ber  9lrt  oermebren,  baf?  in  einem  gewiffen  fünftigen,  ob* 
gleich  noch  entfernten  3eitpunft,  bie  $ütung6  *  unb  §>ebtmgetermine,  weiche  je$t 
im  Jrübjabr  eintreten,  tu  ber  (£rnbte  ju  (leben  fommen  »erben.  2Bir  »ären  nun 
j»ar  »obl  befugt  lanbeeberrlich  m  oerorbnen,  bat?  alle  burch  Verträge  unb  ©ewobn.« 
Jetten,  bereu  Urfprung  auf  ältere  Seiten  ale  bie  bee  mit  bem  jefcigen  3abre  ablm* 
fenben  achtjebnten  3a'brbunberte  mrücf  gebt,  nach  bem  alten  3ulianifchen  Äalem 
ber  be|timmten  Jpütunge:  unb  $>cbunge termine  auf  biejenigen  Seiten  mrücf  gebracht 
»erben  müßten,  auf  welche  felbige  in  bem  ®regoriamf*en  unb  rerbefferten  $  alem 
ber  fallen,  unb  eö  »ürbe  fld>  bawiber  rechtlich  um  fo  weniger  3ememb  befchweren 
tonnen,  ba  ein  3*ber  biefem  <£reigni(i,  »elcbee  in  $lnfebung  ber  ^rübjnb^*  unb  ber 
$>erbftoBebütuug  fumpfiger  SÜBtefen  fd)ou  in  bem  SReffript  Pom  19.  SDfai  1770  vor« 
behalten  »orben,  burch  bie  bafelbft  oerorbnete  *Hu*etnanberfe$ung  rorlängß  hätte 
juporfommen  fönnen.  3u  (Srmägung  ber  Verlegenheit,  »eiche  baraut  bennoch  für 
bie  berechtigten  erwachfen  bürfte,  haben  2Btr  Uns  aber  entfchlofTen,  Und  oorjefct 
nur  auf  folgende  gefefjlidje  Slnorbnung  einjufchräufen. 

1.  $ür  äße  .&ütungs--  unb  £>ebungstermine,  welche  im  oerwichenen  3ahre  unb 
bie  jum  7.  9Rärj  bee  gegenwärtigen  3«bres  na*  bem  alten  3uliauifchett  Äalenber 
berechnet  worben  jtnb,  foüen  nunmehr  biejenigen  3^hteötage  gelten,  auf  welche  jene 
bt*  |um  7.  gjtarj  be0  je&t  laufenben  3«hre*  nach  bem  (Sregoriantfchcn  unb  oerbef^ 
ferteu  Äalenber  einfallen. 

2.  $)a,  wo  alfo  alte  £ichtme|fen,  alte  SDtariä » Verfünbtgung,  9llt  (Seorgi,  alte 
2Balpurgt*,  5llt-.S8artholomrti,  SlMRarrini,  al6  $ebuu<tt«  unb  .^ütunge .  Üermtne 
befiimmt  jinb,  foü  an  bereu  Stelle  ber  13.  $ebruar,  ber  5.  «Hprtl,  ber  4.  Wai,  ber 
12.  iKai,  ber  4.  ©eptbr.,  unb  ber  22.  ^ooember  ,mr  i«ichtfd)nur  angenommen  wer* 
ben,  wonach  bie  Srübjabr«>$>ütung,  in  fo  fem  folche  bisher  bte  alte  Sföalpurgte  ge* 
bauext  hat,  mit  bem  Ablauf  bei  U.  Wai  bes  ^regorianifchen  unb  ueu  »erbeiJerten 
Äalenber*  für  bie  ^olge  ihr  (Snbe  erreichen  »irb,  unb  e«  foll 

3.  bte  Seit  ber  Gntftebuug  jener  Termine,  biö  2ßir  ein  anberee  befchlie^en  »er« 
ben,  feinen  Unterfchieb  machen,  fo  baf  alfo,  »enn  felbige  fleh  auch  au«  ältern3abr* 
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hunberten  fcerf  ^reiben,  bennocfc  bte  ba^in  nur  bie  tot  2.  §.  enthaltene  3lnorbnung 
entfehetben  fpfl. 
3m  übrigen 

4.  benötigen  2Bir  ba«jenige,  roa«  in  bem  fteffripte  vom  19.  ÜJtat  1770  vorge. 
fcfcrteben  roorben  tjt. 

Qlud)  ift  ttnfer  aßitte,  btefe  SBerorbnuna,  burefc  beu  5)rucf  unb  fn  ber  geroöfcnlidjen 
9lrt  allgemein  befannt  ju  machen,  unb  fflir  befehlen  Unfern  ganbeä.ßoHegien  unb 
©ersten,  fo  rote  jebem  Unferer  Untertanen,  fleh  barnach  m  achten. 

(Dabei  beabjlchttgen  2ßtr  jeboeb  nicht,  baß  biefe  $erorbnuug  auch  auf  ttnfere  Sräm 
fifchen  Jurfrenthümer  auf  geteilt  werbe,  inbem  für  folebe,  mit  9?ficfjicr>t  auf  bie 
gänjliche  fcbfchaffunq  ber  Srühlingähur,  burd)  bie  für  bat  Jürftentbum  ttnfpacfe  un» 
ter  bem  25.  3uni  1767  ergangene  Söerorbuung  eine  befonbere  ©efanntmachuna  er« 
folgen  wirb.  N.  C.  C.  T.  X.  ©.  3049.  No.  51.  de  1800« 

(Die  ^»ßimmunaen  ttt  Kcfct.  H.lO.fRal  1770,  wegen  ^efc&räntunjj  Ut  SSiefenbebürung  ftaD 
ertebigt  fcurcö  §.  21-23  bei  Sutturebltt*.) 

§.  111.  Auf  eben  die  Art  muss  bestimmt  werden,  zu  welcher  Zeit 
ein-  oder  zweischürige  Wiesen,  nach  der  Heu-  oder  Gruimnet-Erndlc, 
betrieben  werden  mö<jen. 

§.  112.  Nasse  durchbrüchige  Wiesen  müssen  auch  im  Herbste  mit 
der  Hütung  verschont  werden. 

§.  113.  Feldwiesen  muss  der  Hütungsbcrechtigte  so  lange  schonen, 
als  die  Aecker,  zwischen  welchen  sie  liegen,  nicht  betrieben  werden 
dürfen. 

§.  114.  Ist  er  dergleichen  Wiesen  auch  im  Brachfelde  zu  behüten 
nicht  berechtigt :  so  muss  sie  der  Eigenthümer  einzäunen  oder  sonst 
befrieden. 

CuKuredIctM4.@tj>t6r.l81!/f.21-23;  f.narfj  h.t. 

§.  115.  Der  Eigenthümer  des  belasteten  Grundstücks  ist  die  Cultur 
seines  Ackers  zum  Vortheile  des  Berechtigten  zu  verschieben  nicht 
schuldig. 

§.  116.  Er  darf  aber  auch  seine  Brache,  zur  Schmälcrung  der  Hü- 
tung, nicht  anders  als  landüblich  benutzen. 

§.  117.  Ist  durch  Vertrüge,  oder  hergebrachte  Gewohnheiten,  eine 
gewisse^  Zeit  zum  Anfange  und  zur  Dauer  der  Hütung  bestimmt:  so  hat 
es  dabei  sein  Bewenden. 

§.  118.  Doch  sind  dergleichen  Verträge  und  Gewohnheiten,  so  weit 
sie  den  wegen  der  Wiesen  §.  109-114.  gegebenen  Vorschriften  zuwi- 
der laufen,  unverbindlich. 

§.  119.  Jeder  Interessent,  welcher  in  der  zur  Hütung  bestimmten 
Feldmark  Aecker  besitzt,  ist  einen  Theil  derselben  zum  Anbaue  der 
Futterkräuter  oder  Gartengewächse  einzuhegen  berechtigt. 

§.  120.  Er  muss  aber  die  Einhegung  auf  eigne  Kosten  besorgen  und 
unterhalten. 

§.  121.  Er  muss  den  einzuhegenden  Fleck  so  wählen,  dass  dadurch 
die  Trift  auf  die  übrigen  Hütuugsgründe  nicht  gehindert  oder  erschwert 
werde. 

§.  122.  Dagegen  steht  ihm  auch  frei,  den  eingehegten  Fleck  wieder- 
um zurHütung  aufzugeben,  und  dafür  einen  andern  schicklichen  Fleck, 
einzuhegen. 

§.  123.  Wie  gross  der  AntheU,  den  jeder  Interessent  aus  der  gemei- 
nen Hütung  solchergestalt  ausziehen  mag,  zu  bestimmen  sei,  bleibt  den 
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Festsetzungen  der  Provinzialgesetze,  und  so  lange  diese  noch  nichts 
darüber  verordnet  haben,  dem  Gutachten  vereideter  Sachverständigen 
vorbehalten.  ...  - 

§.  124.  Diese  müssen  bei  ihrem  Gutachten  hauptsächlich  darauf  Rück- 
sicht nehmen,  dass,  wenn  jeder  der  Interessenten  sich  eben  dieses 
Hechts  verhältnissmassig  bedienen  wollte,  dennoch  eine  in  gewöhnli- 
chen Jahren  zur  Hütung  nach  wirthschaftlichen  Grundsätzen  hinrei- 
chende Oberfläche  übrig  bleibe.  .  , 

$Bcgcn  ttutoefCung  Ui  ßutfrcictt  $ritftrf(#  »er  in  gDcitccommunfon  tctinMidictt  Sclbnmrfcn,  f. 
Culturedict ».  i4.ewttc.i8H,  f.ti-18  (nadj  f.  248  h.t.)  tinbOemeinheitstoei- 
lungsordnung».  7.3uni  1821,1.181-191  (f.ju  1. 17.  |.36i.) 

§.  125.  Ein  Theil  der  Hütung  kann  für  das  Zugvieh  eingehegt  werden. 

§.  126.  Die  Einhegung  ist,  nach  Verhältniss  des  Zugviehes,  gegen 
die  übrige  gesammte  zur  Hütung  berechtigte  Heerde  zu  bestimmen. 

§.  127.  Sobald  das  Zugvieh  ausser  der  Hegeweide  gehütet  wird,  ist 
das  Gehege  für  aufgehoben  zu  achten. 

§.  128.  Wo  mehrere  Arten  von  Vieh  zu  demselben  Hütungsreviere 
berechtigt  sind,  da  können  die  Schaafe  nur  hinter  dem  Zug-  und  Rind- 
vieh auf  die  Hütung  getrieben  werden. 

§.  129.  Schweine,  Gänse  und  anderes  Federvieh  folgen  erst  hinter 
den  Schaafen,  in  so  fern  denselben  nicht  nach  der  Observanz  des  Orts 
eine  besondere  Hütung  angewiesen  ist. 

§.  130.  Ziegen  darf  der  Hütungsberechtigte  auf  solche  Plätze  nicht 
bringen,  wo  Beschädigung  am  Holze,  an  Bäumen  oder  Hekken  zu  be- 
sorgen ist. 

§.  131.  Hat  aber  der  Eigentümer  des  belasteten  Grundstücks  neue 
Anlagen  dieser  Art  gemacht:  so  liegt  ihm  ob,  dieselben  gegen  besorg- 
liche Beschädigungen  zu  decken. 

§.  132.  Uebrigens  kann  der  bloss  zur  Hütung  Berechtigte  weder  auf 
Rohr  oder  Schilfnutzung  Anspruch  machen,  noch  sich  das  Mähen  auf 
dem  Hütungsreviere  auf  irgend  eine  Art  anmaassen. 

Von  der  Koppelhtltug. 

§.  133.  Wenn  Mehrern  auf  dem  Grundstücke  eines  Dritten  die  ge- 
meinschaftliche Hütung  zukommt:  so  sind  ihre  Verhältnisse  unter  ein- 
ander, in  Ansehung  dieses  gemeinsamen  Rechts,  nach  dem  Ersten  Ab- 
schnitte des  Siebenzehnten  Titels  zu  bestimmen. 

§.  134.  Ein  Gleiches  gilt,  wenn  einHütungsrevier  den  Besitzern  meh- 
rerer Grundstücke,  sowohl  in  Absicht  des  Eigenthums  als  der  Hütuug, 
gemein  ist. 

SScrgf.  Culturedict  ».14.6c9ttr.1s1i/ 1»19  »nb  20  unb  CJemelntaeltsthel- 
lungsordnung  ».  7.3unt  1821,  f.  32  t«qq. 

§.  135.  Wenn  zwischen  den  Besitzern  angrenzender  im  abschliessen- 
den Eigenthume  eines  jeden  befindlichen  Grundstücke  die  gemeinschaft- 
liche Hütung  auf  diesen  Grundstücken  Statt  findet:  so  wird  dergleichen 
Koppelweide  in  der  Regel  als  eine  wechselseitige  Grundgerechtigkeit 
angesehen. 

§.  136.  Wenn  aber  diese  wechselseitige  Hütung  nicht  regelmässig 
und  beständig  auf  eben  demselben,  sondern  nur  zuweilen,  und  bald  auf 
diesen,  bald  auf  andern  Stücken  ausgeübt  worden :  so  wird  angenom- 
men, dass  dabei  nur  nachbarliche  Freundschaft  und  Gutwilligkeit  zum 
Grunde  liege. 
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§.  137.  In  diesem  Falle  steht  also  jedem  Interessenten  frei ,  davon 
nach  Gutbefinden  wieder  abzugehen. 

Von  Aufhebung  der  Hütuiigsgerechtigkeiten. 

§.  138.  Unter  eben  den  Umständen  und  Bedingungen,  wie  die  Thei- 
lung  gemeinschaftlich  benutzter  Grundstücke  Statt  findet,  können  auch 
die  der  Landescultur  nachteiligen  Hütungsgcrechtigkeiten  und  Kop- 
pelweiden aufgehoben  werden.  (Tit.  17.  Abschn.  4.) 

§.  139.  Nur  der  Eigenthümer  des  belasteten  Grundstücks  ist  der- 
gleichen Aufhebung  zu  verlangen  befugt. 

a><rfif.  ©emeinheitNthelluiigsordnutigD.  T.^uni  1821,  i,  *  »eqq. 

§.  140.  Bei  wechselseitigen  oder  Koppelhütungen  kann  jeder  Thcil 
diese  Befugulss  ausüben. 

§.  141.  Die  Aufhebung  einer  Hütungsgerechligkcit  findet  nur  in  so 
fern  Statt,  als  der  Berechtigte  seinen  Vichstand,  den  er  auf  die  Hiitung 
zu  bringen  befugt  war,  mit  Inbegriff  der  ihm  anzuweisenden  Vergütung, 
ferner  zu  unterhalten  im  Stande  bleibt. 

«Ktral.  CrcmeinheitsthcilungNordnungt).  7.^unf  1821,  |.  22  »eqq.  u  C«0. 

l>.  14. Sunt  1828,  betr.  fcie  %>etugnig  jur  <J)vo»ocarton  auf  (grnietnßctrttfjcifung;  f.  ju  1. 17.  f.  361. 

§.  142.  Bei  Bestimmung  der  dem  Berechtigten  anzuweisenden  Schad- 
loshaltung, muss  auf  den  Umfang  seines  Rechts  an  sich  und  auf  die  land- 
übliche Art,  dasselbe  zu  benutzen,  Rücksicht  genommen  werden. 

§.  143.  Es  hat  also  weder  die  Fahrlässigkeit  eines  oder  des  andern 
bisherigen  Besitzers,  noch  dessen  ungewöhnlicher  Flciss  in  der  Benut- 
zung des  Rechts,  auf  diese  Bestimmung  EinÜuss. 

§.  144.  Eine  Vergütung  in  Gelde  ist  der  Hütungsberechtigtc  anzu- 
nehmen niemals  verbunden. 

3>erfll.  Ctemeinheitstheilunggordnuiig  i\  7.3unf  1821,  f.  56  »eqq. 

§.  145.  Dorfgeineincn,  oder  einzelne  Rusticalbesitzcr  sind  nicht  be- 
fugt, eine  dergleichen  Vergütung  ohne  die  ausdrückliche  Einwilligung 
des  Grundherrn  anzunehmen. 

IV.  Schäfereigerechtigkeit. 

§.  146.  Die  Schäfereigerechtigkeit,  oder  die  Befugniss,  Schaafc  auf 
der  ganzen  Feldinaik  zu  hüten,  ist  in  der  Regel,  wo  nicht  Provinzial- 
gesetze  oder  Verfassungen  ein  Anderes  bestimmen,  als  ein  Vorrecht 
der  Gutsherrschaften  anzusehen. 

§.  147.  Dieses  Recht  bedarf  in  keinem  Falle  der  Eintragung  in  das 
Hypothekenbuch. 

§.  148«  Bei  neu  angelegten  Dörfern  findet  eine  solche  Schäfereige- 
rechtigkeit nur  in  so  fern  Statt,  als  der  Grund  und  Boden  schon  vor- 
hin damit  belastet  gewesen,  oder  dieselbe,  bei  Anlegung  der  neuen  (Ko- 
lonie, ausdrücklich  vorbedungen  worden. 

§.  149.  Es  wird  nicht  vermuthet,  dass  eine  Gutsherrschaft  das  Recht 
habe,  Schaafe  von  andern  ausser  der  Feldmark  gelegenen  Vorwerken 
auf  die  Hütung  zu  bringen. 

§.  150.  Dagegen  kann  der  Gutsherrschaft,  welcher  die  Schäfereige- 
rechtigkeit ohne  Einschränkung  zukommt,  keine  Anzahl  von  Schaafen, 
nach  dem  Verhältnisse  der  Durchwinterung  mit  eignem  Futter,  vorge- 
schrieben werden. 

§.  151.  Wo  aber  mehrern  die  Schäfereigerechtigkeit  auf  eben  der- 
selben Feldmark  gebühret,  da  wird  unter  ihnen  die  Anzahl  der  vorzu- 
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treibenden  Schaafe,  nach  dem  Grundsätze  der  Durchwintcrung  mit  eig- 
nem Futter,  bestimmt. 

§.  152.  An  Orten,  wo  auch  die  andern  Dorfbewohner  das  Recht  ha- 
ben, Schaafe  auf  die  Hütung  zu  bringen,  muss  die  Gutsherrschaft  ihren 
vorzutreibenden  Schaafstand  so  einrichten,  dass  den  Schaafen  der  Un- 
terthanen  ihr  Weidebedarf  nicht  entzogen  werde. 

§.  153.  Dagegen  dürfen  aber  auch  die  Dorfseinwohncr  die  Zahl  der 
Schaafe,  so  einem  jeden  von  ihnen,  nach  den  Provinzialgesetzcn,  Ver- 
trägen oder  der  hergebrachten  Gewohnheit  des  Orts,  zu  halten  erlaubt 
ist,  nicht  übersteigen. 

§.  154.  Es  steht  bei  der  Herrschaft:  ob  sie  die  Schaafe  der  übrigen 
Dorfsbewohner  mit  in  ihre  Heerde  nehmen  wolle. 

§.155.  An  Orten,  wo  dies  nicht  geschieht,  müssen  die  Schaafe  der 
übrigen  Dorfsbewohner  in  einer  gemeinschaftlichen  Heerde  gehütet 
werden. 

§.  156.  Hat  die  Gutsherrschaft  Rusticaläcker  in  Cultur,  so  muss  sie 
zu  dem  Lohne  des  Schaafhirten  der  Unterthancn  vcrhältnissmassig  bei- 
tragen, wenn  sie  gleich  ihre  sämmtiiehe  Schaafe  durch  eiuen  besondern 
Schäfer  hüten  lässt. 

§.  157.  Wo  der  Hordcnschlag  üblich  ist,  da  kann  in  der  Regel  den 
zur  Schaafhütung  berechtigten  Unterthanen  der  Vortheii  davon,  nach 
Verhältniss  ihrer  Schaafe,  nicht  versagt  werden. 

§.158.  Durch  eine  Gemeinheitstheilung  an  und  für  sich  wird  die  Schä- 
fereigerechtigkeit noch  nicht  aufgehoben, 

§.  159.  Soll  die  Aufhebung  erfolgen:  so  muss  der  Gutsherrschaft  eine 
solche  Entschädigimg  angewiesen  werden,  bei  welcher  sie  im  Stande 
bleibe,  den  seit  den  letzten  Drei  Jahren  wirklich  vorgetriebenen,  oder 
den  mit  eignem  Futter  durchzuwinternden  Schaafstand  ferner  zu  un- 
terhalten. 

§.  160.  Ob  die  Entschädigung  nach  dem  wirklich  vorgetriebenen, 
oder  nach  dem  durchzuwinternden  Schaafstande  berechnet  werden  solle, 
hängt  von  der  Wahl  der  Herrschaft  ab. 

33cvgT.  GcmeinheitstheUungsordnuiig  o.7.3uni  1S21,  $.  39. 

§.  161.  In  allen  Fällen  müssen  die  von  den  Dorfseinwohnern  mit 
Futterkräutern  oder  Gartengewächsen  bestellten  Stücke  mit  der  Schaaf- 
hütung verschont  werden. 

§.  162.  Doch  dürfen  die  Dorfseinwohner  das  durch  Gesetze  (§.  119. 
sqq.),  Verträge  oder  hbrgeb rächte  Gewohnheiten  bestimmte  Ackermaass 
mit  dergleichen  Bestellung  nicht  überschreiten,  noch  der  Herrschaft  da- 
durch den  freien  Vortrieb  verhindern. 

§.  163.  Zerstreute  Grundstücke  dieser  Art  müssen  von  dem  Eigen- 
tümer eingehegt,  oder  sonst  befriedet  werden. 

§.  164.  Vor  Weihnachten  dürfen  die  Schaafe,  ohne  besondere  Ein- 
willigung der  Ackerbesitzer,  auf  die  junge  Saat  nicht  getrieben  werden. 

§.  165.  Auch  nach  Weihnachten  ist  dergleichen  Saathütung  nur  bei 
hartem  und  trocknem  Froste  zulässig. 

§.  166.  Besonders  muss  die  Saat,  so  lange  sie  mit  Glatteis  und  Reif 
belegt  ist,  mit  der  Schaafhütung  verschont  werden. 

§.  167.  Sobald  der  Boden  durch  die  Sonne  aufzuthauen  anfängt, 
müssen  die  Schaafe  von  der  Saathütung  wegbleiben. 
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§.  168.  Im  Monate  Februar  dürfen,  bei  heller  Witterung,  die  Schaafe 
nicht  länger,  als  zwei  Stunden  nach  Sonnenaufgang  auf  den  Saatfeldern 
geduldet  werden. 

§.  169.  Wegen  der  Ordnung,  in  welcher  auf  noch  nicht  bestellten, 
oder  schon  geräumten  Feldern  die  Schaafe  dem  übrigen  zur  Hütung 
berechtigten  Viehe  folgen,  hat  es  bei  der  obigen  gesetzlichen  Vorschrift, 
(§.  128.)  und  wegen  der  Zeiten,  wo  ihnen  diese  Hütung  aufgegeben 
werden  muss,  bei  den  hergebrachten  Gewohnheiten  jedes  Orts,  sein 
Bewenden. 

Von  Schonungen  bei  der  Waldhtttung. 

§.  170.  Wenn  ein  Wald  in  Schläge  oder  Haue  ordentlich  eingetheilt 
ist,  und  solchergestalt  forstmässig  beholzt-wird:  so  müssen  die  jungen 
Haue  mit  der  Hütung  so  lange  geschont  werden,  bis  für  das  Holz  keine 
Beschädigung  mehr  von  dein  Viehe  zu  besorgen  ist. 

§.171.  Auch  einen  bisher  unordentlich  und  unwirtschaftlich  beholz- 
ten Wald  kann  der  Eigen thümer  in  Schläge  eintheilen,  und  von  den 
Hütungsbercchtigten  verlangen,  dass  sie  dieselben  so  weit  schonen,  als 
es  zur  Conservation  des  Waldes  nothwendig  ist. 

§.  172.  Die  Zahl  der  anzulegenden  Schläge,  und  wie  lange  ein  jeder 
derselben  geschont  werden  müsse,  ist  nach  Beschaffenheit  des  Bodens, 
und  der  Holzarten,  durch  das  Gutachten  vereideter  Forstverständigen 
zu  bestimmen. 

§.  173.  Wenn  aber  der  ganze  Wald  ruinirt  wäre:  so  kann  doch  der 
Eigenlhümer  denselben  nicht  auf  einmal  in  Schonung  legen;  sondern  er 
muss  die  Eintheilung  so  machen,  dass  die  Wiederherstellung  des  Wal- 
des nach  und  nach  erfolgen  könne,  und  dennoch  den  Hütungsbercch- 
tigten die  Nothdurft,  zur  Unterhaltung  ihres  berechtigten  Viehstandes, 
nicht  entzogen  werde. 

§.  174.  Wenn  die  Wiederherstellung  des  Waldes  nicht  möglich  ist, 
ohne  den  Viehstand,  welcher  auf  die  Hütung  gebracht  werden  kann, 
einzuschränken,  so  müssen  die  Hütungsbercchtigten  eine  solche  Ein- 
schränkung auf  so  lange,  als  es  nach  dem  Befinden  vereideter  Sachver- 
ständigen nothwendig  ist,  sich  gefallen  lassen. 

175.  Feldhütungcn  zum  Holzanwuchse  zu  hegen,  ist  derEigcnthü- 
mer  nur  in  so  fern  befugt,  als  es  ohne  allen  Abbruch  der  Nothdurft  für 
die  Hütungsbercchtigten  geschehen  kann. 

§.  176.  Will  der  Eigenthümer  mehr  in  Schonung  legen,  als  er  nach 
vorstehenden  Grundsätzen  zu  thun  befugt  sein  würde;  zugleich  aber 
den  Hütungsbercchtigten  dasjenige,  was  ihnen  durch  die  anzulegende 
grössere  Schonung  an  ihrem  Weidebedarf  abgehen  würde  an  einem  an- 
dern gelegenen  Ort  auf  so  lange  anweisen,  bis  der  in  Schonung  gelegte 
grössere  Fleck  wieder  aufgegeben  werden  kann:  so  müssen  die  Hütungs- 
bercchtigten sich  solches  gefallen  lassen. 

§.  177.  Hat  der  Eigenthümer  schon  so  viel  Schonungen  angelegt, 
als  ihm  erlaubt  ist:  so  findet  die  Anlegung  neuer  Schonungen  nur  in  so 
weit  statt,  als  eben  so  viel  von  den  gehegten  Stücken  wiederum  zur  Hü- 
tung aulgegeben  wird. 

§.  178.  Doch  findet  auch  in  diesem  FaUe  die  Vorschrift  des  §.  176. 
Anwendung. 

SStrdl-  Culturedict ».  14.  ©eotbt.  18 1 1,  J.  37.33 ;  f.  nad)  f.  248.  h. t. 
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§.  179.  Die  angelegten  Schonungen  müssen  von  dem  Eigenthümer 
durch  Gräben,  Zäune,  oder  auf  andere  Art,  gehörig  befriedet,  oder 
doch  die  Grenzen  derselben  so  kennbar  bezeichnet  und  verwischt  wer- 
den, dass  die  Hütungsberechtigten  diese  Gränzen,  ohne  eignes  massiges 
Versehen ,  nicht  Überschreiten  können. 

§.  180.  Ist  dieses  geschehen:  so  ist  der  Eigenthümer.  das  in  solche 
Schonungen  übertretende  Vieh  zu  pfänden  berechtigt. 

§•  181.  Das  bei  solchen  Pfändungen  zu  entrichtende  höhere  Pfand- 
geld ist  in  den  Provinzialgesetzen  und  Forstordnungen  bestimmt. 

eff.  feie  brotfutfeften  Forst  -  unb  Jagdordnungen : 

a)  für  ble  Statt  unb  Bettmar!  ».20.935011720,  ».<K.6amm(.  L  1.6.531. 

Ii)  für  Oftpreugen  unb  Sittbauen  ».3.!Deebr.  1775, t>.<R.  L6.  fi^Sl. 

C)  für  $Beftpreufjen  unb  ben  «Re&bißrict  ö.  8.£>cter.i805,  t>.9t.VIIL  €.351, 

d)  für  Bommern  ».24.s>ecbr.l777f  brägl.  Verordnung  tt.22.aunl  1800,  betr. 
bfe  $f)ftf>ten  ber  {»eis  1  unb £ütung6bere<btiaten  unb  $c(trafuna  ber  Sorft  *  unb  Saabwbredjen  In  9)om< 
mern,  t>.{R.Vl.  ß.  141  (annxnbbar  aud)  im  l'auenburafaen  unb  ^ütorofcfxn  Jfreife  laut  lies crlpt 

».  14.55tOr.1833,  9$.  42.  e.  4  58.) 

§.  182.  Unter  diesem  Pfandgelde  ist  der  Schadensersatz  für  dasUcber- 
hfiten  mit  begriffen. 

§.  183.  Will  aber  der  Eigenthümer  sich  mit  dem  blossen  Pfandgelde 
nicht  begnügen;  sondern  für  den  durch  das  Hüten  in  der  Schonung  ver- 
ursachten Schaden  besondern  Ersatz,  nach  der  Schätzung  vereideter 
Sachverständigen,  fordern:  so  kann  er,  ausser  diesem  Ersätze,  nur  das 
ordinaire  in  der  Provinz  vorgeschriebene  Pfandgeld  verlangen. 

§.  181.  Das  Pfandgeld  muss  der  Eigenthümer  des  übergetretenen  Vie- 
hes entrichten,  mit  Vorbehalt  seines  Regresses  an  den  Hirten,  durch 
dessen  Verschulden  die  Schonung  verletzt  worden  ist. 

§.  185.  Fordert  aber  der  Eigenthümer  des  Forstes,  nach  §.  183.,  be- 
sondere Entschädigung;  so  haftet  der  Eigenthümer  des  Viehes  nur  für  das 
ordinaire  Pfandgeld;  und  für  das  Verschulden  des  Hirten  nur  in  so  fern, 
als  nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  des  Sechsten  Titels  Jemand  den 
durch  Andere  verursachten  Schaden  erstatten  muss.  (Tit.  fL  §.  5fi_.  sqq.) 

§.  186.  Hirten,  Schäfer,  und  anderes  Gesinde,  welche  Schonungen 
behüten,  oder  das  übertretende  Vieh  nicht  sofort  abkehren,  sollen,  aus- 
ser dem  Schadensersatze,  mit  nachdrücklicher  Leibes-  und  allenfalls 
Vestungsstrafc,  nach  näherer  Bestimmung  des  Criminalrechts,  belegt 
werden.  (Th.  <L  Tit.  20.  Abschn.  15J 

1]  SJeral.  bie  Verordn  u n gen  wegen  bei ttultrtf  benf  bei $iebcf  obne $frren,  juL6.ft.73. 

2}  Culturedlct  b.  14. 6ep»r.  181 1,1.33  unb  34. 

V.  MMtunprteht. 

§.  187.  Das  Mastungsrecht  kommt  in  der  Regel,  wo  nicht  Provinzial- 
gesetze  ein  Anderes  ausdrücklich  bestimmen,  dem  Eigenthümer  der 
Bäume  zu. 

§.  188.  §o_  lange  die  Mästung  dauert,  müssen  die  Reviere,  wo  die 
Schweine  sich. befinden,  mit  der  übrigen  Hütung  geschont  werden. 

§.  189.  Es  folgt  also  an  Orten,  wo  Mästung  ist,  das  übrige  Vieh  erst 
hinter  den  Schweinen. 

§<  190.  Die  Schonungszeit  der  Masthölzer  nimmt  der  Regel  nach  mit 
dem  Tage  Bartholomäi  ihren  Anfang,  und  dauert  bis  zu  Weihnachten. 

§.  1ÜL  In  der  Mitto  des  Augusts  muss,  mit  Zuziehung  des  Hütungs- 
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berechtigten,  durch  Forstverständige  bestimmt  werden:  ob  volle  oder 
nur  Sprengmast  vorhanden  sei. 

§.  192.  Die  Schonung  der  Masthölzer  muss  aber  nicht  nur  bei  voller 
Mast  geschehen,  sondern  auch  alsdann,  wenn  die  Sprengmast  zur  Noth- 
durft  des  Eigentümers,  oder  zur  Einführung  fremder  Schweine  zu- 
länglich ist. 

§.  193.  Wenn  aber  Jemanden  das  Mastungsrecht  in  einem  fremden 
Forste  als  eine  Grundgerechtigkeit  zukommt,  so  kann  er  sich  desselben 
der  Regel  nach  nur  bei  voller  Mast  bedienen. 

§.  194.  Wenn  nur  Sprengmast  ist:  so  muss  er  mit  dem  Lesen  der 
Eicheln,  Buchein  und  anderer  dergleichen  zur  Schweinefütterung  taug- 
lichen wilden  Bauinfrüchte  sich  begnügen. 

§.  195.  Die  Mastgerechtigkeit  ist  unter  einer  selbst  unbestimmten 
Hütungsgerechtigkeit  nicht  mit  begriffen. 

§.  196.  Der  Mnstberechtigtc  kann  den  Eigenthümer  des  Waldes  und 
die  Holzungsbereehtigten  nicht  hindern,  auch  Masthölzer  nach  forstmäs- 
sigen  Grundsätzen  zu  schlagen. 

«Berat.  Gemeinheitstheilungsordiiuiig  u.  7.311m  mi,  §.  ii6utn>  117. 

VI.  HoltuBgsgerechtigkeit. 

§.  197.  Wer  das  Holz  in  einem  Walde  ohne  Einschränkung  genutzt 
hat,  ist  im  zweifelhaften  Falle  für  den  Eigenthümer  des  Waldes;  derje- 
nige aber,  dem  nur  eine  eingeschränkte  Nutzung  zusteht,  für  den  blos- 
sen Besitzer  einer  Grundgerechtigkeit  zu  halten. 

Anh.  §.  61.  Freiholzdepuianlen  sind  schuldig,  da,  wo  ihnen  Torf 
gegeben  werden  kann,  wenigstens  die  Hälfte  in  Torf,  oder 
wenn  sie  dies  nicht  wollen,  in  Gelde,  nach  der  Forsttaxe  zu 
nehmen,  welches  jedoch  auf  wirkliche  Holzungsberechtigte 
nicht  auszudehnen  ist. 

1)  C.  O.  ».18.3UÜ1799,  utv.  bfe  SSmjflicöfung  btv  SvtiiioWvutcinttn,  <J)ret>laev  twi>  6djufe 
Icfjrer  i&r<n  £oljbefcarf  jur  Hälfte  in  Xovf  an jttnedmen. 

ben  unterm  10.  b.  üJt.  eingereichten  oier  SBertdjren  fcabe  3$     SJfeiner  3Us 
frtebenheit  erfeien  je.  3(uf  bie  bartn  gemachten  Antrage  unb  SBemerfungen  erteile 
3$  <£u<fc  jur  SRefolution: 
ad  1.  baü  K. 

k.  ^infiUro  alle  unb  jebe  $reihoIä.$e»utanten,  befonber*  au*  bie  tyrebiger  unb 
(SchuHehrer,  welche  SBrennbolj  au$  Steinen  ober  SParttcultet^oI^uncjen  m  erhalten 
berechtigt  fmb,  ba,  wo  ihnen  iorf  gegeben  werben  fonn,  fchulbig  fein  foflen,  wenig* 
tfen*  bie  Hälfte  in  Zotf,  ober  wenn  jte  tot*  nicht  wollen,  in  ©elbe  nach  ber  Sorfa 
tajre  ju  nehmen. 

3n  ©emäjjheit  aße*  $orffchenben  habt  36t  nunmehro  ba$  weiter  Grrforberltcbe 
in  »eronloffen.  N.  C.  C.  T.  X.  @.  2591.  No.  42.  de  1799. 

2)  Rescript  u.  5.9}järj  1801,  bcnfelben  ©eaenftattb  tttv. 

2Btr  hrtben  jwar  burch  batf  (Jircufar  00m  5.  ©eptbr.  1799  Unfere  ÖDerbbchfie 
s.2Slflentfni  einung  babtn  ju  erfennen  gegeben/  ba§  alle  greibol^Deputanten/  welche 
25rennpol|  an*  Äbniglicnen  ober  <particulier0- £ol jungen  erhalten/  U,  wo  ibnen 
£orf  gegeben  werben  fann,  fdmlbig  fein  foflen,  weniatfenß  bie  ßdlfte  in  £orf, 
ober  wenn  de  bie$  nicht  wollen/  in  (Selbe  nach  ber  gortftare  ju  nebmen.  £)a  fleh 
inbefj  gefunben  bat/  ba§  einige  ßolj^Deputanten/  welche  Xorf  annebmen  woOen/ 
fotehen  in  ihrer  ©egenb  nicht  erbatten  fbnnen:  fo  hat  nunmehro  Unfer  gorft«De- 
partemeut  ftch  babin  erfldrt,  baö  an  foldjen  Orten/  wo  biefe  ßocalumilänbe  ein» 
treten/  bie  von  Unferer  £&cbflen  $erfon  für  gut  gefunbene  23ergötigung  ber 
frälftc  b<i  Deputat  S8rennbolftC0  nach  ber  jebeßmaltgen  gorjftage  erfolgen/  unb 
•>en  ©eputanten  bagegen  ber  Slnfauf  M  £olje$  für  biefe  (SJelboergütigung  au* 
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beiijeniaen  gorjlen,  worauf!  (te  t$  fontf  in  natura  erhalten  fabelt/  tfor^üglirf)  tter- 
ftatttt  werben  foU.  3br  t>abt  bemnaeb  ben  unter  (Euch  fle&enben  ^rebtgew  fol* 
d}<0  |u  iferrr  Nachriefet  unb  wettern  SJefanntmaftung  an  bie  übrigen  2>ptttatr* 
ten  ju  eröffnen,  unb  2Bir  ftnb  ic.  N.C.C.T.Xl.  ©.117.  No.i4.  detsoi. 

3)  Rescrlpt  d.  9.  Octtr.  nebftC.O.  t>.  24.@ei>te>r.l802,  »cgen  be$  Den  ipoWeirecfittgtett 
in  lutor*  tu  uerobwitöenben  •■»reniiljolie*. 

2Öeld)ergeftalt  Unfere  a0erp&chfte  $erfon  3bre  2Biflen0meinung  wegen  be$  bett 
iBerecbttgtcrt  in  natura  m  verabreichenben  Sflremipolic*  ndber  m  beclariren  geru* 
bet/  folebefl  aeben  2i$ir  (Such  aus  ber  copetfid)  betliegenben  (2.  D.  vom  24.  9,  ütt. 
|u  gurer  9tad)rid)t  unb  Sichtung  beö  meprern  ju  erfi-pen,  unb  ftnb  tc. 
©egeben  ißerlin,  ben  9  Detbr.  1S02.  ; 

9Iuf  <2r.  Mnigl.  SRajcftdt  aaergnclbtgflen  ©pejialbefehl.     v.  ©olbbecf. 

©  a  b  t  n  c  t  *  .  jö  r  b  r  e. 

Sffetn  lieber  Öfter* San bforjrmetfter  von  SSarenfprung!  Stuf  (£uren  Bericht  vom 
13.  b.2Jt\,  betreffenb  bie  ©efdiwerbe  beä  9itttmeifter$  »on  Bochow  m  Srecbwip*  me« 
gen  Verweigerung  be*  ihm  al$  einem  Jpoljberecbfigfen  auf  fein  ©ut  Xecbwtfc  guße* 
henben  33renn«  unb  ©aubol»c$,  flebe  3cb  (§ucb  hierbureb  &u  erfennen,  bafi  Steine 
5lbftcbt  nie  gewefen,  bureb  bie  mitteilt  meiner  £)rbre  00m  18. 3uli  1799  genehmigte 
9JJaafregel  wegen  ber  $>oI$*  3)eputanten ,  wirf  lieben  £>oljberechtigten  ihre  Cöerccf>t= 
fame  \n  febmäiern.  !Da  nun  ber  von 9lod)ow  \u  bem  beftimmten  £>olje  Dermin] e  fei* 
ner  Sehnbriefe  berechtigt,  unb  alfo  nicht  als  ©eputant  &u  betrachten  ifl;  fo  n>tO  3$, 
baf  bemfelben  nicht  nur  ba*  ihm  wjrehenbe  $>p(it  au«  ber  betreffenden  Jorfl  ferne? 
nach  wie  vor  in  natura  verabreicht,  fonbern  bog  auch  in  allen  ähnlichen  Sailen  in 
®emäpheit  beffen  verfahren  werben  fou*,  unb  werbet  3hr  hiernach  baä  weiter  9?ö* 
thige  verfugen.  3ch  bin  (Suer  wohl  affectiemirter  tfönig.  $>ot$bam,  ben  24.  ©ep* 
tember  1802.  Jriebrich  Wilhelm. 

N.  C.  C.  T.  XI.  ©.1213.  5lr.  51.  de  1802.  ttnb  ©tengel*  SBeitr.  SB.  16.  @.  143. 

§.  198.  Haben  sie  insgesammt  das  Holz  mit  gleicher  Freiheit  oder  Ein- 
schränkuqg  genutzt :  so  wird  vermutlich  dass  sie  sich  alle  im  Miteigen- 
thume  des  Waldes  befinden. 

§.  199.  Erhellet  aber,  wem  die  Bäume  eines  Waldes  gehören;  und 
ist  nur  das  Eigenthum  über  Grund  und  Boden  streitig;  so  gilt  die  Ver- 
muthung  für  den  Eigenlhümer  der  Baume.  r/ 

§.  200.  WTcr  nur  Etgenthflmer  der  Bäume  ist  kann,  ausser  der  Holz- 
und  Mästung,  weiter  keine  Rechte  auf  Grund  und  Boden  sich  aumassen. 

§.  201.  Wein  das  Recht,  das  bcnölhigleHolz  aus  eines  Andern  Walde 
zu  nehmen,  als  eine  Grundgerechtigkeif,  ohne  weitere  Einschränkung 
oder  Bestimmung,  zukommt;  der  ist  nicht  nur  Brenn-,  sondern  auch 
Bauholz  aus  dem  Walde  zu  holen  befugt.  . ,     ■  :  ;  .  : 

§.  902.  Das  Recht  aber,  Rohr  und  Schilf  zu  hauen,  gehört  in  der  Re- 
gel nicht  mit  zur  Holzungsgerccrrtigkeit.  • 

§.  203.  Auch  schränkt  sich  dergleichen  unbestimmte IWrzungsgcrcch-^ 
tigkeit  nur  auf  das  Bedürfniss  des  begünstigte»  Grundstücks  ein;  und 
der  Berechtigte  kann  sich  dieselbe  weder  zum  Verkaufe,  noch  zur  Ver- 
sorgung anderer  unberechtigten  Besitzungen,  zu  nutze  machen. 

•<"§.  204.  Der  Berechtigte  kann  sein  Bedürfniss  nicht  auf  mehrere  Jahre 
vorausnehmen,  sondern  dasselbe  nur  für  jedes  Wirthschafts jähr  beson- 
ders fordern.   .      ;  .  .. ,      .  .».«!.. 

§.  205.  Das  einem  Gute  als  Grnndgerechtigkeit  unbestimmt  beige- 
legte Holzungsrecht  begreift  die  persönlichen  Bedürfnisse  des  Besitzer» 
und  seiner  Familie  nur  alsdann,  wenn  er  auf  dem  Gute  wohnt,  nicht 
aber,  wenn  er  sich  anderswo  aufhält,  unter  sich.  .  * 
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§.  206.  Die  persönlichen  Bedürfnisse  des  auf  dem  Gute  wohnenden 
Pächters  oder  Wirthschaftsbeamten  sind  darunter  allemal  mit  begriffen« 

§.  207.  Ist  dem  Besitzer  des  berechtigten  Grundstücks  die  Befugniss, 
auch  seine  persönlichen  Bedürfnisse  aus  dem  Walde  zu  nehmen  aus- 
drücklich beigelegt:  so  finden  die  Kegeln  vom  Nutzungsrechte  Anwen- 
dung. (Tit.  21.) 

§.  208.  Die  Befugniss,  Bauholz  aus  einem  Walde  zu  nehmen ,  er- 
streckt sich,  in  so  weit  sie  eiue  Grundgerechtigkeit  ist,  nur  auf  dasje- 
nige, was  zur  Unterhaltung  oder  Wiederherstellung  der  zur  Zeit  der 
Verleihung  des  Rechts  vorhanden  gewesenen  Wohn-  und  Wirtschafts- 
gebäude erforderlich  ist. 

§.  209.  Zu  neuen  Anlagen  also  darf  der  belastete  Wald  das  Bauholz 
nicht  hergeben. 

§.210.  Wenn  aber  auch  die  veränderten  Umstände,  oder  vermehrten 
Bedürfnisse  des  berechtigten  Guts,  eine  Verlegung  oder  Erweiterung 
der  anfanglich  vorhanden  gewesenen  Gebäude  nothwendig  machen:  so 
i  kann  auch  dazu  das  erforderliche  Bauholz  aus  dem  belasteten  Walde 
genommen  werden. 

§.211.  Wenn  einer  ganzen  Dorfschaft  oder  Gemeine  das  Holzungs- 
recht verliehen  worden:  so  kommt  selbiges  in  der  Regel  nur  den  ange- 
sessenen Wirthen,  nicht  aber  den  Einliegern  oder  Häuslingen  zu. 

§.  212.  Die  Zahl  der  angesessenen  Grundbesitzer,  im  Ganzen  genom- 
men, kann,  zum  Nachtheile  des  belasteten  Waldeigenthümers,  über  die 
zur  Zeit  der  Verleihung  vorhanden  gewesene  Anzahl  nicht  vermehrt 
werden. 

§.213.  Auch  die  zum  Bau-  Brenn-  Nutz-  und  Leseholze  Berechtig- 
ten, müssen  sich  nach  der  vorgeschriebenen  Forstordnung  richten. 

§.  214.  Ohne  Vorwissen  des  Waldaufsehers  sind  sie  nicht  befugt, 
Holz  zu  fällen  und  abzuführen. 

§.  215.  Zum  Raff-  und  Leseholze  wird  nur  dasjenige  Holz  gerechnet, 
welches  in  trockenen  Aesten  abgefallen  ist,  oder  in  abgeholzten  Schlä- 
gen an  Abraum  zurückgelassen  worden. 

§.  216.  Stämme,  die  vor  Alter  umgefallen  sind,  werden  zum  Lager- 
holze gerechnet. 

§.  217.  Wer  nur  zum  Raff-  und  Leseholze  berechtigt  ist,  kann  weder 
auf  Lagerholz,  noch  auf  Windbrüche  Anspruch  machen. 

§.  218.  Dem  Waldeigenthümer  kommt  es  zu,  für  diejenigen,  welche 
nur  Raff-  und  Leseholz  aus  dem  Walde  zu  nehmen  berechtigt  sind,  ge- 
wisse Holztage  zu  bestimmen,  und  ausser  denselben  ihnen  den  freien 
Eingang  in  den  Wald  zu  untersagen. 

§.  219.  Wer  nur  zum  Raff-  und  Leseholze  berechtigt  ist,  darf  keine 
Aexte,  Beile,  oder  andere  Instrumente,  wodurch  stehende  Bäume  oder 
Aeste  herunter  gebracht  werden  können,  mit  in  den  Wald  nehmen. 

§.  220.  Wird  er  mit  einem  solchen  Instrumente  betroffen :  so  hat  er 
nicht  nur  den  Verlust  desselben,  sondern  ausserdem  noch  die  in  den 
Provinzial-Forstordnungen  näher  bestimmten  Strafen  verwirkt. 

§.  221.  Die  Befugniss,  Streu  zu  rechen,  oder  Kiehn  zu  holen,  ist  un- 
ter dem  Rechte  zum  Raff-  und  Leseholze  nicht  mit  begriffen. 

§.  222.  Wer  aus  Gewinnsucht  mehr  Raff-  und  Leseholz  einsammelt, 
als  seine  persönlichen  und  Wirlhschaftsbedürfnisse  erfordern,  und  einen 
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solchen  Ueberschuss  verkauft,  der  soll  das  Erstemal  um  den  doppelten 
Betrag  des  zu  viel  eingesammelten  und  verkauften  Holzes  bestraft  werden. 

§.  223.  Im  Wiederholungsfälle  macht  er  sich  seines  Rechts  für  seine 
Besitzzeit  verlustig. 

§.  224.  Die  bloss  zum  Raff-  und  Leseholze  Berechtigten  können,  in 
Ermangelung  desselben,  stehendes  selbst  abgestandenesHolz  nicht  fordern. 

e.  Cultnredlct  t>.  n.  ewtt,  isu,  §.26 ;  tm*  f.  248  b.t. 

§.  225.  Hat  aber  der  Waldbesitzer  in  der  Benutzung  des  Waldes 
solche  Anstalten  und  Vorkehrungen  gemacht,  dass  dadurch  den  Raff- 
und  Leseholzberechtigten  die  Ausübung  ihres  Rechts  vereitelt  worden: 
so  muss  er  ihnen  stehendes  Holz  zu  ihrer  Nothdurft  so  lange  anweisen, 
bis  der  Mangel  an  Raff-  und  Leseholz  aufhört. 

§.  226.  Der  Holzungsberechtigte  kann  den  Eigentümer  des  Waldes 
von  dessen  Gebrauch,  unter  dem  Vorwande  der  Unzulänglichkeit  des- 
selben für  ihre  beiderseitigen  Bedürfnisse,  nicht  ausschliessen. 

§.227.  Vielmehr  muss ,  wenn  dergleichen  Unzulänglichkeit  wirklich 
vorhanden  ist,  ein  jeder  von  beiderlei  Interessenten,  eine  nach  dem  Be- 
darfe  der  beiderseitigen  Wirtschaften  verhältnissmässig  zu  bestimmende 
Einschränkung  sich  gefallen  lassen. 

§.  228.  Doch  ruhet  in  einem  solchen  Falle  die  Bcfugniss  des  Eigen- 
tümers, Holz  aus  dem  Walde  zu  verkaufen,  so  lange,  bis  der  Mangel 
gehoben  ist,, 

§.  229.  Hat  der  Eigentümer  des  Waldes  die  Unzulänglichkeit  durch 
üble  Wirtbschaft  und  übertriebenen  Verkauf  selbt  verursacht:  so  muss 
er  dem  Holzungsberechtigten  nachstehen. 

§.  230.  Auch  ist  der  Holzungsberechtigte,  um  einem  solchen  Mangel 
vorzubeugen,  darauf  anzutragen  befugt,  dass  der  Eigenthümer  des  Wal- 
des angehalten  werde^  den  Wald  in  ordentliche  Schläge  einzutheilen. 

§.  231.  Ist  der  Holzungsberechtigte  nur  auf  eine  gewisse  Holzart  ein- 
geschränkt: so  hört  sein  Recht  auf,  wenn  die  bestimmte  Holzart  in  dem 
Walde  nicht  mehr  anzutreffen  ist. 

-  232.  Er  kann  jedoch  den  Eigentümer  zur  Wiederanpflanzung  die- 
ser Holzart  anhalten. 

§»  233.  Hat  der  Eigenthümer  den  Mangel  durch  seine  Schuld  verur- 
sacht: so  muss  er  den  Berechtigten  auf  so  lange,  bis  der  Bedarf  dessel- 
ben von  der  bestimmten  Art  im  Walde  wieder  vorhanden  ist,  entschä- 
digen. 

§.  234.  Diese  Entschädigung  muss  der  Regel  nach  durch  Holz  yon 
anderer  Art,  nach  einem  durch  Forstverständige  zu  bestimmenden  Ver- 
bältnisse, wenn  aber  auch  dergleichen  nicht  vorhanden  ist,  in  baarem 
Gelde  geleistet  werden. 

»§t  235<  Bei  einer  unbestimmten  Holzungsgercchtigkeit  kann  der  Ei- 
genthümer des  Waldes  verlangen,  dass  dieselbe,  in  Ansehung  des 
Brennholzes,  auf  ein  mit  der  rechtmässigen  Benutzung  im  Verhältnisse 
stehendes  bestimmtes  Holzdeputat  festgesetzt  werde. 

§r  236.  In  Ansehung  des  Bauholzes  aber  kann  dergleichen  Festsetzung 
nicl^t  anders,  als  durch  gütliches  Einverständniss  der  Parteien  erfolgen. 

f3eral.CtemeInheitstheilunffgordnung  v.  7.3uni  1821,  §.118*«**;  f.  tu 

M7..M6I. 

§•237.  Der  Holzungsbeiechtigte  kann  zwar  das  zu  seinem  Bedürfniss 
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ihm  angewiesene  Holz  in  der.  Regel  nicht  verkaufen,  sondern  muss, 
wenn  er  es  gethan  hat,  den  Werth  des  Holzes  dem  Eigen thümer  des 

Waldes  vergüten.  :      ,  >  :  * . 

§.  238.  Wenn  ihm  aber  sein  Bedarf  in  einer  so  entlegenen  Gegend 
angewiesen  wird,  dass  die  Herbeiholung  desselben  mehr  als  eine  Tage- 
reise erfordert:  so  muss  derEigenthümer  des  Waldes,  auf geschehene  An- 
zeige, sich  gefallen  lassen,  dass  der  Holzberechtigte  sich  sein  Bedürfniss 
mehr  in  der  Nähe  anschaffe,  und  dazu  den  Werth  des  angewiesenen 
entlegenen  Holzes  mit  verwende.  .  . 

§.  239.  Will  der  Eigenthumer  des  Waldes  dies  nicht  geschehen  las- 
sen: so  muss  er  dem  Berechtigten,  statt  des- Holzes  in  Natur,  (Jeu Werth 
nach  der  Forsttaxe  entrichten. 

VIL  Andere  Arten  von  Gra^er^htigkek«.       .    ;  ; 

§.  240.  Das  Recht,  auf  fremdem  Grunde  und  Boden  Kalk  zu  brennen, 
schliesst  die  Befugniss,  das  dazu  benöthigte  Holz  unentgeltich  zu  for- 
dern, nicht  in  sich.  '  .\  ;1 

§.241.  Das  Recht,  auf  fremdem  Grunde  und  Boden  Erde,  Steine, 
Lehm  u.  s.  w.  zu  holen,  muss  jederzeit  so  ausgeübt  werden,  dass  den 
Aeckern,  Wiesen,  Hütungen  und  Holzpilanzungen  kein  Schade  dadurch 
gesehene.  **•  1   •  ■  •*• 

§<  242.  Sind  dazu  nicht  gewisse  bestimmte  Reviere  ausgesetzt:  so 
muss  der  Berechtigte  sich  zuvor  bei  dem  Verpflichteten  melden,  und 
die  Anweisung  eines  schicklichen  Orts  abwarten. 

§.243.  Wer  das  Recht  hat,  auf;  fremdem  Grunde  und  Boden  Ge- 
bäude, Bäume  und  Holzungen  zu  haben,  der  kann  darüber,  gleich  einem 
Eigenthümcr,  frei  verfügen. 

§.  244.  Das  Fundament  der  Gebäude,  so  wie  die  Wurzeln  der  Bäume, 
kann  er  sich,  mit  Ausschliessung  des  Grundeigentümers,  vollständig 
zu  Nutze  machen. 

§.  245.  Auch  ist  er  berechtigt,  die  abgebrannten,  verfallenen,  oder 
sonst  ruinirten  Gebäude  wieder  aufzubauen ;  an  die  Stelle  der  ausge- 
gangenen Bäume  neue  zu  ptlatäen;  Und  den  Wald  förstmässig  zu  nüt- 
zen und  zu  verbessern. 

§.  246.  Uebrigens  aber  muss  der  Berechtigte  auf  die  Oberfläche  des 
Bodens  sioh  einschränken,  und  kann  weder  den  bisherigen  Raum  erwei- 
tern, noch  die  Hauptbestimmung  desselben  ohne  die  Einwilligung  des 
Grundeigentümers  verändern. 

&  247.  Von  dem  Rechte,  den  Zehnten  fremder  Erzeugnisse  zu  for- 
den*; wird  bei  Gelegenheit  der  geistlichen  Zehenten  gehandelt.  (Th.  % 
Tit.  11.  Afechn.li:) 

§.248.  Wegen  der  Jagdgerechtigkeit  auf  fremdem  Grunde  und  Bo- 
den, so  wie  von  Koppeljagden,  ist  das  Nöthige  bereits  oben  verordnet. 
(Th.l.  Tit. 9.  §  158-169.)  " 

<£a$  platte  fianb  ttnferer  9ttrnard)te  befan&  flc^  .Bieber  im  ©«njeft  itt  einem 
unfläiifttgen  3uj[iiii5e.  Um  ihn  ju  »erbeffmi ,  J&aben  Sßir  hie  UntcrtbdnfgFdt 
aufgehoben  unb  btc  arofje  Sajr  be$  S8orfpatin^  niib  5et*  ^oiiracieliefertitfd  erlaf» 
f«n.  3ru,wifd)en  retten  btefe  SUMM Üwten  tutb»  $htbere,  bte  au$  ber  bewerbe* 
fretyeit  entfprina,en,  immer  nod)  ntebt  bin,  bat  äftofcl  ber  Sanbbemobner  grihnV' 
lt(fe  unb  bauemb  &u  beforbet«.  3ttit  9lu$na&me  3lteberf  Rieften*  fefclt  bem  a,tö|j. 


Digitized  by  Google 


*  248.  »oh  <3ered>ti9f  eiten  Der  Grwtfftiicf e.  609 

reit  Xbeile  berfelben  ba*  digentjum,  unb  5a,  roo  ci  oorfcanben  ifr,  unterliegt 

e*  großen  ©elcbränfungen. 

^5>ie  Durch  Untere  (Sbifre  oom  9.&ftober  1807  tttib  27.  Oftober  t).  3.  gege. 
fcene  33erbei|jung  wegen  allgemeiner  SBerleibung  be*  @igentbum$,  ge&t  bnrdj  ba« 
@6ift  vom  beutigen  läge  wegen  SRegulirung  ber  guteberrlichen  unb  bäuerlichen 
SBerbältniffe  in  (Srrüüung.  >2iud)  werben,  tbeils  bureb  folebeä,  ihetiö  bunt  bie 
nadiüe.  e  ergefcen&e  ®emeiu&eittftbeilung0orbnuug  Q3cftimmungen  gegeben,  roie  bie 
SlbbaugigfeireoerbältnilTe  5er  bäuerlichen  ©ruubbejtfcer  abgelötet  unb  bie  ©erot» 
tuten,  welche  ber  ©ultur  bin  ber  lieb  ftub,  ausgeglichen  werben  formen. 

Um  nun  5ie  noch  übrigen  £>iuberniffe  oöQig  au$  bem  £Bege  &u  räumen,  unb 
ttmere  aetreue  Untertanen  in  bie  fiage  ju  fe$en,  ihre  Ärafte  frei  anwenben, 
unb  ©runb  unb  »oben,  fo  weit  folefce  reiben,  naef)  befter  (Sinftdjt  benufcen  nt 
tonnen,  oerorbnen  äBir  roie  folget: 

§.  1.  3u,wber|l  beben  2Bir  im  Allgemeinen  alle  $efdjränfungen  be$  ®runb« 
eigentbum*,  bte  auä  ber  bi^erigen  23erfaffung  entfpriugen,  hiermit  gänilicfc  auf; 
unb  fe$en  fcfl: 

bat*  jeber  ©runbbeftßcr  ohne  21u$nafcrae  befugt  fein  foll,  über  feine  ©runb« 
(lilcfe  in  fofern  frei  ju  oerfugen,  alö  nicht  9ted)te,  welche  ©ritten  barauf 
juftebeu,  unb  au*  Jibeifornmiffen,  Majoraten,  gebueoerbanb,  cBcbulb. 
»erpfliebtuugen,  Serottuten  unb  bergleid)eu  berrüfcren,  babunfc  oerlefct 
werben. 

2)  em  gemäi  fann  mit  ftulnabme  biefer  Salle,  feber  Origentbiimer  fein  ®ut 
ober  feinen  £>of  burd)  5lufauf  ober  SBeifauf  ober  fonfr  auf  rechtliche  Steife  mü* 
fübrhd)  vergrößern  ober  oerfleineru.  Kr  fann  bie  3U0<  böruugen  an  einen  ober 
mehrere  Qihben  ii  ber  I  äffen.  Crr  fann  fte  oertaufeben,  oerfdjenfen,  ober  fonft  nacb 
Sißitlfübr  im  rechtlichen  äßege  tamit  fcbalten,  vlm  ju  einer  biefer  $erauberungen 
einer  befoubereu  ©euebmignnq  |U  bebürfen. 

$>iei"e  unbefebränfte  ^tf»of[ttc»n  bat  oielfacfcen  unb  großen  9?u£en.  <&k  fjl 
baä  fieberfte  unb  belte  Littel,  bie  ©runbbeftfcer  oor  SBcrfchulbungen  ju  bewetj. 
reu,  tbiteit  ein  bauerube*  unb  lebenbige*  Jntereffe  für  93erbefferu»g  i^rer  ®uter 
gu  geben,  uub  bie  ßultur  aller  ©ruribfiücfe  ,m  beförbern. 

dfltere*  gefchiebet  babureb,  baß  bet  (§rbtbeilungen,  ober  fpnfl  cntfter)enben  au* 
ßerorbeiulidien  ©eibbeMirfnifJen  beä  3fnnebmer0  ober  93efi&er$  eine^  £>ofe*  fo 
oiele  einzelne  ©runbft  utfe  oerfauft  werben  tonnen,  boß  berfelbe  fdni  Iben  frei  bleibt 
ober  e*  wirb. 

$a*  Clurerejfe  gtebt  bie,  für  Heitern  fo  wfinfchcnsroerfbe  unb  roobftbäiige  Jrei. 
6eit,  ihr  ©runbeigentbnra  unter  ibre  Äinber  nach  2öiüfubr  gu  Wertteilen  unb  bie 
®etoipt)eit,  baß  biefen  eine  jeoe  SBerbejferuug  |u  ©tue  fommt. . 

$ie  (Miltur  cn Midi  roirb  eben  hierburtb  unb  nigleicb  baMirch  gejTchert,  ba§  bie 
©ruubftütfe,  mclche  in  ber  ^anb  eine*  unoermogenben.  ^eft^er^  eine  ©erfchlech« 
terung  erlitten  hätten,  bei  bem  S3erfauf  in  bemittelte  $>äube  geratben,  bie  ffe 
im  Stanbe  erhalten.  £)hne  biefen  einteilten  SBetfauf  roirb  ber  SBejtfcer  fe^r  oft 
tiefer  oerichulbet  unb  ber  Hefer  entfräftet- 

3)  urd>  bie  SBeräuierung  loiib  er  idwlben*  unb  forgenfrei,  unb  erhält  Littel,  bap 
ihm  oerbleibenbe  £aub  gut  |U  fultioiren.  bleibt  alfo  aOetf  ganb  bei  bietem  be. 
roeglichen  »eiiUfronbe  in  guter  Kultur,  unb  beren  einmal  erreichter  Vunf t  fann  burch 
3nbuftrie  unb  Äuftrenqung  roohl  noch  bober  gebracht  werben ,  ebne  äußere  ftorenbe 
(Sinfliiffe  aber  i fr      3un'lrffI,,fen  tucht  leicht  ju  beforqen. 

Hue  Oer  ©ereiiuelung  entipringt  noch  ein  anberer  febr  beachfen$»ertber$ortbeiI, 
her  Unfe  m  Ianbe#oaterlichen  $>erjen  befonbeH  angenehm  ift.  Sie  giebt  nämlich 
oen  fogenannten  fteinen  beuten,  ben  Ääthnern,  ©ärtnern,  9^ubnern,  j)äu«flern  unb 
Xagelöbneru  Gelegenheit,  ein  (gigentbum  ui  erroerben,  unb  folcheö  nach  unb  uad) 
}u  vermehren  $ie  Hu«ficbt  hierauf  roirb  bieje  zahlreiche  unb  nfi$licbe  Älaffe  Unfe« 
rer  Unterrbanen  fleißig,  orbentlich  unb  fparfam  mad?en,roeil  fie  nurbaburc^bieTOt« 
tel  <um  ^anbanfauf  erhalten  fönnen.  . 

Siele  oon  ibnen  »erben  ftcb  empor  arbeiten  unb  batyn  gelangen,  jfcrjburcbanfebn« 
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liehen  ganbbefty  unb  3nbufrrie  au«jujef*nen.  ^cr  &taat  erbaff  alfo  eine  neue 
f*äfcbare  Älaffe  fleißiger  (Sigentbümcr,  unb  bur*  ba$  (Streben ,  fol*e«  ju  werben, 
gewinnt  ber  5lcferbau  mehr  £>anbe,  unb  bur*  bie  *orbanbenen  tu  Jolge  ber  freiwil« 
ügen  gröjjeren  flnftrengung  mehr  Arbeit  alt  brtbc-r. 

§.2.  $tamit  ba«  erbpa*tli*e  ©erbältnip  fein  öinbcrnif  ber  Serrtttteltmg  breite, 
fo  f cQ  eine«  Zueilt  bie  iöcrmanbelung  in  freie«  @tgentbum,  foweit  bie«  re*tli*  an« 
gebt,  erleichtert,  anbern  2beil«  aber  bi«  babin  eine  @inri*tung  getroffen  »erben, 
bie  jenen  3»«<f#  ohne  iRa*tbcil  be«  <$rboerpä*ter«  jt*ert. 
3u  bem  @nbe  foü: 

a)  ber  gerrere  oerpfli*tet  fein,  ff*  bie  WtfAng  be«  (Sanon«  na*  bem  3tn#fu^ 
tum  93ier  tyroeent  gefallen  ju  laffen,  unb  fol*e  au*,  na*  twrbergegangener  balbjäh« 
riger  tfünbigung,  fiicceffio  in  nert&etlten  Summen,  jebo*  m*t  unter  «j&unbert  Xba« 
ler,  na*  ber  (&on»enteuj  be«  @rbpä*ter«  anzunehmen; 

b)  bat  in  S3eränberung«fälle  anfäQtqe  gaubemium  unb  ant>ere  unbeflimmte  5lb= 
Gaben,  f ollen  auf  eine  3äbrli*feit  betfimmt  unb  ebenfalls  ablopli*  gemalt  »erben 
fennen.  3ft      ge|*eb?n,  fo  bat 

c)  ber  (£rbpä*ter  bie  ^cfuguip,  einzelne  Steile  bergeftalt  ju  »eräupern,  bap  er 
entweber 

a)  ein  ffaufgelb  bebingf,  unb  bamit  ben  flapitalwertb  ber  Abgaben  ad a.  unb 
b.  an  ben  ßrboerpäc&tcr,  fo  »eit  e«  nötbig  Ifc  beriebtiat,  ober 

biefe  Abgabe  an  ben  Slcquirenten  mit  einer  (Srbö&una,  »on  »ter  tyrojent 
ber  ja>li*en  Abgabe  überträgt,  wel*e  lefcteTe  ben  @rbt)erpÄ*ter  für  bie 2Rü&e 
ber  einzelnen  (Sinbebung  entfehäbigt; 

y)  bi«  Mir  flblöfung  ber  £>älfte  be«  (Sanon«  barf  ber  (£r&»ä*ter  feine  28te* 
fen  unb  bi«  jur  93olIenbnng  ber  SMblbfungburcbaii«  gar  feine  ©ebäube  »eräupern. 
(Sollte  in  befonbern  fällen  eine  9(bwei*ung  *on  biefer  legten  SSeftimmung  nö» 
tbig  unb  obne  9ta*tbeil  be«  @rboerpä*ter«  julaffig  fein,  fo  fann  fie  mir  auf  @nt» 
Reibung  ber  na*  ber  ®emembeitötbeilung«*£)rbnung  angeorbneten  ®*ieb«ri*ter 
fratr  ftnben. 

§.3.  Stu*  bie  <5taar«abgaben  unb  Sailen  foCfen  niemal«  ein  §inbernip  ber  93er* 
efnjelung  fein.  2Öir  haben  uorjügli*  beebalb  mit  ben  Zbeil  berfelben  aufgeboten, 
her  auf  bem  ©anjen  ber  ®üter  rubte  unb  nicht  »ertbeilbar  auf  bie  einzelnen  Xbeile 
»ar,  wobtn  namentlich  ber  SBorfpann  unb  bie  Jouragelieferung  geborte.  2>er  2J?t» 
Ittair*&orfpann,  ber  notb»enbig  bleiben  mußte,  bat  babur*  aufgebort,  ein  «Sun ber« 
nip  ju  fein,  bap  er  von  allen  (Skunbbejtyern  ohne  Slu«nabme  na*  SDtaapgabe  ihrer 
Stnfpannung  getragen  »irb.  ©ie  neuen  Abgaben  bei  platten  fianbe«  flehen  ebenfall« 
ni*t  im  SBege,  ba  fie  entweber  bireft  ober  i'nbireft  blo«  pertönlt*  ftnb.  <S*  oleibt 
baber  nur  no*  bie  ©*mierigfeit  »egen  ber  (Srunbflener  ju  befeitigen,  unb  bie«  foff 
babuxäi  gef*eben: 

bap  fol*e  bei  SBereinjelungen  auf  bie  abjutrenuenben  Xbeile  oerbältnipmäpig 
repartirt  wirb. 

£)ie  9{epartirton  gef*iebet  na*  ber  ^utfcheibiing  bei  fm  §.41.  bemerfren  ßanbe«« 
^efonomie«@ollegii,  wel*e«  oon  bem  £rei£jteneramt  unb  na*  ^eftnbeu  and)  ton 
einem  Äretäoerorbneten  ©uta*ten  barüber  erforbert.  5)ie  töertbeilung  ifr  ebenfalls 
wie  in  bem  $aü*  a«l  b.  §.2.  mit  einer  (Srböbung  oon  S8ier  g)rojentgur  ©eRreitung 
ber  mebrern  9tenbanturfoften  oerbunben. 

§.  4.  $ie  @inf*räufungen,  roel*e  tfyilt  bat  9l.S.9t,  tbeil«  bie  ^rooin|ial»Sorfl. 
orbnungen  in  Qlnfebung  ber  JÖenu^Ung  ber  ^rioatwalbungen  t>orf*rewen ,  boren 
gän^li*  auf.  $)ie  @igentbümer  Pönncn  fo(*e  na*  ($utfinben  beiluden  unb  fie  au* 
par^elliren  unb  urbar  machen,  wenn  ihnen  ni*t  Verträge  mit  einem  ©ritten  ober 
$Bere*tiguugen  5lnberer  entgegenjleben. 

§.  5.  !ÜRit  biefer  <Stnf*rä:ufung  fönnen  au*  Ianbwirtbfchaftli*  benn^u  ©runb« 
fiücfe  in  Jorfr  »erwanbelt  unb  fol*e  jefcr  anbern  beliebigen  93eranberung  unterwor« 
fen  werben,  baher  benn  au*  bie  in  mehreren  SProüinjen  beftebenbe  $erorbnung,  bap 
bäuerli*e  ©runbjlücfe  ni*t  un6ejMt  bleiben  bürfen,  h««nrtt  aufgehoben  wirb. 

§.6.  $>ie  9lealgläubiaer  ober  etwa  oorbanbeue  ßebn«*,  Jibeifornmip «  unb  ffltajo. 
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rat*  berechtigte  bürfen  einer  oerdnberten  SBenufcung  ber  ©runbfrücfe  mental*  »f. 
besprechen  unb  muffen  ftch  and)  jebe  S3eretit|e(ung  unb  auferorbentltche  §>oIjoer« 
faufe  gefallen  (äffen,  wenn  nach  5er  S8orfd>rifr  be*  (Sbift*,  wegen  6er  gut*berrltcben 
unb  bäuerlichen  33erbäl tntffe  unb  ber  erf Plomben  Örmeinbelf tf t^ctf utt0tf  * JDrbnung 
biefe  Operationen  na*  bem  ©utaebten  jweier  Ärei*perorbneten  nötbig  fttto  unb  bie 
33ermenbung  ber  Äaufgelber  entweber  ni  hil  <£ub|lan|  ber  ®üter  ober  jurltlgung 
ber  barauf  baftenben,  ben  übrigen  fcopotbefarieu  oorjlebenben  ooer  bie  Rubere** 
rillten  aud)  mit  oerpfliebtenben  töealfchulben  gefebtebet. 

$.  7.  Gebern  ©runbbe|i$er  Hebt  jwar  frei,  fo  piel  #rbeit*faaiiHett,  wie  er  ju  be* 
bürfen  glaubt,  auf  feinem  <£igentbum  anlesen  unb  folcbeganjobertbeilwetfebura) 
£anbnu$ung  abjulobnen.  Taiutt  fich  aber  bierbureb  nicht  neue  cu[turfci>aMtd>e  &er« 
frältniffe  bilben,  fo  foflen  bte  IRietb*oerträge  einen  Zeitraum  oon  Iängflen*  Smölf 
fahren  umfaffen,  erbliche  UeberJaffungen  foleber  <3telleu  aber  niemal*  unter  »er. 
pflicbtung  ju  fortroabrenbett  Sienfren  gegeben,  fonbern  nur  im  SSegcbc*«erfauf* 
ober  mit  Auflegung  eitler  beftimmten  Abgabe  an  (Selb  ober  Äörnern,  juläfftg  fein. 

§.  8.  Die  33erorbnung,  nach  meiner  feine  $utlänbc  r  ju  ® u«  •  unb  3fmt*päcbten 
gugelaffen  werben  follen,  wirb  gänjlicb  aufgehoben. 

9.  £a  bie  Beflimmung  be*  g.  452.  im  2t.  £.  SK.  Jb.  1.  ZU.  21.: 
bap  ber  oon  einem  tyaebrer  übernommene  &iebftanb  wäbrenb  feinet  $efi$e* 
jum  Radtbeit  be*  Sänger*  nicht  weiter  oeiminbert  »erben  barf,  altf  legerer 
oon  ibm  auf  anbere  Brt  mieber  erfefct  wirb, 
gu  weitläufigen  fyrbjeffen  ftilaf  geben  fann,  fo  wirb  prrorbnet:- 

ba?  in  biefer  £>inflcht  nicht  auf  bie  flujüpl  be*  Söiehc*  gefefeen  werben  f  off,  fon* 
bern  barauf,  bap  nad)  bem  ©utaebteu  ber  (gacboerjiänbigen  eine,  wenigften* 
eben  fo  ftarfe  Quantität  felbfr  gewonnenen  Jutter*,  a(*  oorber,  bureb  M  per« 
fcaubene  &teb  wtrtbfcbaftlicb  confumirt  wirb. 
§.10.  9Ud>  Hufbebung  ber,  in  ber  tterfaffitng  gegrünbeten  ©ulturbinberniffeMef« 
ben  noch  biejenigen  ju  entfernen,  welche  au*  befonbern  ©erbältniffen  unb  €erpttn* 
ten  entfpringen. 

©o  nachteilig  bie  festem  im  Allgemeinen  fmb,  fo  Heben  fte  boch  mit  bem  einmal 
eingeführten  Sanbbau  in  ben  meiflen  ©egenben  in  einer  fo  engen  $er0tnbnng,  baf 
fie  obne  ©efabr  ber  Zerrüttung  nicht  hii t  einemmale  aufgehoben  werben  fönnen,  fon« 
bern  nur  nad)  unb  na*  gelofet  werben  bürfen.  £e$tere*  foü  fo  weit  gegeben,  wie 
et  für  bie  freie  ftnwenbung  ber  oorbanbenen  t räfte  ©ebürfnijj,  ober  fonft  nüfelid) 
unb  obne  SSerluft  für  bie  berechtigten  juläfftg  ift. 

©ehr  oiel  fann  unb  foU  ju  biefera  £\x>e<$  febou  bureb  ÜlbfleQung  einqefchlichener 
3Ktp brauche  unb  burch  Verweil ung  ber  6erpitut*auiübungin  biegefe^licheu  3*ran* 
fen  gewirf t  werben.  Sföir  werben  be*balb  ba*  ^ötbige  nad)ftebenb  perfügen,  <u« 
gleid)  aber  einige  Slnorbnungen  treffen,  bie  ben  ©runbbeftyern  erlauben,  bie  SUfad 
täte  be*  perbejferlen  Ianbwirtbf^afüicben  »etriebe*  gu  benu^en,  obtie  gezwungen 
}u  fein,  burch  bte  febr  foflbaren  unb  oft  fcbwterigeu  s&pejialfeparationen  au*  aller 
(Bemei ufchaft  mit  anbern  ®runbbeft$ern  \u  treten. 

f.  11.  911*  uachfte*  unb  einfache*  Littel  baju  oerorbnen  5Bir : 
baf  ber  britte  2 heil  ber  2lcf erlänberei  einer  jeben  in  S^eibccommunion  beft nbli. 
dben  Jelbmarf  unter  ben  nachfolgen  ben  SBeftimmungen  oon  ber  ©ütung  be- 
freiet unb  ber  ortoatipen  »enufcung  ber  SBefl^er  überlaffen  werben  foü*. 

§.  12.  m  bangt  oon  ben  3nbabem  ber  3J?ebrbeit  be*  ßanbbefifce*  ab,  wo 
biefe*  drittel  gewäblt  unb  ob  e*  in  einem  $elbe  ober  in  mehreren  genommen 
werben  foQ.  3it  ein  dominium  batet  interefflrt,  fo  muf  fid)  bie  (Semeinbe 
mit  folgern  einigen,  unb  (lebet  bie*  nicht  m  bewirfen,  fo  ftnbet  bie  im  $.42. 
erwäbnte  fchieb*richterltche  (gnticfceibuug  flatt,  oon  welker  jebocl)  in  biefem  Jade 
eine  Berufung  auf  fteoijiou  nicht  üuläfftg  fern  foU. 

Sur  Sircttton  bierbei  bient,  baf  ba*  drittel  in  ber  WBH  be*  Sorf*,  unb 
wo  mbglid)  gleichmäßig  oon  äffen  Jelbern  genommen  werben  ntup,  bamit  bie 
93enu$ung  ber  übrigen  1  berfelben  ungeflört  bUibt. 

}.  13.   »efonbere  unb  frembe  0ütung*bere*tfgte,  worunter  ber  ®nt**err 

39. 
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« 

ni*t  jtt  jäblen  i|r,  muffen,  in  fofern  ffe  bur*  bie*  £ütung$freie  ©ritte!  »erlie* 
reu,  von  5er  ©emeinbe  na*  Verhältnis  5er  ©rö&e  unb  (gute  be$  2UferS  ent» 
f*äbigt  werben. 

3n  (Ermangelung  einer  gfttlt*en  ttebereinfunft  wirb  feftgefefct: 

a)  oon  bem  ©rittbeil  ifr  baöjenige  abrieben,  melcbeä  jeber  Slcferbefffcer  na* 
bem  8.  fi.  9t.  2b.  I.  Sit.  22.  §.119.  ober  na*  ber  Öbieroauj,  bem  Jutterbau 
bi«&er  f*on  »tbmen  ober  einlegen,  ober  überhaupt  mit  SBraacbf rügten  befiel« 
len  burfte;      ,  , 

b)  nur  für  ben  fobann  übrig  Bietbenben  Jbeil  ift  bie  @ntf*äbtgung,  «nb 
gwar  in  Körnern,  bur*  ®*iebSri*ier  na*  ben  S3orf*riften  ber  (Stemein&eit*' 
tf>eilung$.£rbnung  auSuimittelu. 

§.  14.  ©ie  @inri*tung  erforbert  Feine  3ufammenlegung  ber  ©runbftutfe  et« 
ne*  jeben  3ntereffenten.  3ft  jene  einmal  getroffen  uiib  ooüjogen,  fo  foll  au* 
naAper  fein  93cft$er  jur  llmlegung  unb  $ertauf*una,  ber  in  biefem  drittel  be» 
ftnbli*en  (Srunbfhltfe  jemals  gezwungen  werben  fönnen,  fonbern  es  mu@  bie 
3ufammenlegung  berfelben  ber  freiwilligen  ttebereinfunft  ber  3utereffcnten  überlaf« 
feit  werben. 

§.  15.  So  [Ire  eine  ©emeinbe  einftimmtg  bie  $>utb  freibrit  no*  ni*t  Be> 
nujjeu  wollen,  fo  fann  tfe  jmar  einftweilen  no*  ruben.  ©obalb  aber  nur  ber 
vierte  Sbeil  ber  Sntereffenten  fol*e  verlangt,  fo  mu&  fie  unbebingt  eintreten,  fo 
wie  f!e  benn  au*  (Sinjelne  für  ben  I&eil  ibrer  tlecfer  reflamiren  fönnen,  ber 
i&nen  am  meiften  fonoenirt. 

Meine  ©emeinbe  barf  ff*,  bei  barter  SHbnbung  untergeben,  fol*e  einzelne 
3ntereffenten  oon  SBeuufcung  btefer  SÖefugniti  abgalten  }ll  wollen. 

§.  16.  Unter  eben  ben  Umflänben,  unter  welchen  na*  ber  ®emetnbeit*t&et« 
Iungd«£)rbnung  auf  eine  ©emein&eitstbetlung  angetragen  werben  rarf,  fann  au* 
bie  ®efugniti,  no*  mehr  als  i  be*  Siefer*  ber  gemeinf*aftli*en  Sßeibe  ju  ent* 
jteben,  na*qefu*t  werben. 

§.  17.  SM*  babin  bleiben  bie  übrigen  |  ber  Jelbmarfen  in  ber  biö&eriflen 
SBerfaffung,  ben  $au*  einer  (Reparation  aufgenommen. 

§.  18.  fl$e|tellt  ein  ober  anberer  2Birt&  feinen  tiefer  nt*t,  wel*en  er  fonft 
i  |u  befäen  befugt  fein  würbe,  fo  oerbleibt  ihm  bie  Söeibe  ober  ©ra*nu$  uug  barauf 
au*f*(ietilt*.  Gr  mujj  jebo*  bei  erjlerer  Stoiu&ung  für  allen  ©*aben,  ben  fein 
83ieb  2lnoeru  tbun  fönnte,  eingeben,  unb  bat,  in  totem  auf  bena*barten  $el« 
bem  3 * a ben  oom  $8ieb  augeri*tet  wäre,  bie  ^rätumtion  gegen  ff* ,  e a s  bie* 
Dur*  baö  ©einige  gef*eben  fei.  ©obalb  ber  baran  fioienbe  übrige  tiefer  ber 
allgemeinen  SBeibe  preisgegeben  wirb,  fann  er  au*  ben  ©einigen  berfelben  ni*t 
weiter  entheben. 

§.19.  ijßo  gemeine  SBeibanger  ($läfce  bie  blo*  Behütet  werben)  oorfcanben 
unb  no*  ni*t  \nx  Xbeilung  gefommen  finb,  in  9lnfebung  ihrer  Q3enufcung  aber 
feine  jweef  mäßige  £)rbnung  feftgeftellt  worben,  ba  mu§  auf  Antrag  eines  SM  er» 
tels  ber  93ere*tigten ,  eine  jur  benern  Sßenufcung  fübrenbe  ($inri*tuna  entwe« 
ber  bur*  gütli*en  herein,  ober  bur*  ^iMehuug  eines  £)efcuomie<(&ommif« 
fairf,  ober  einer  Sommiffton  oon  Äreifoerorbneten  getroffen  werben.  @f  foll 
benimmt  werten,  wo  unb  wann  jebe  SMebart  aufzutreiben,  in  wel*er  Jolge 
bie«  gef*eben  foO,  unb  wel*e  3wif*euräume  jur  neuen  »egrafung  ber  JBetbe, 
unb  um  fie  bem  $Meb  angenehm  \u  ma*en,  erforberli*  finb,  wona*  fi*  fo« 
bann  bie  (Semeiube  unb  feber  Qinjelne  gu  ri*ten  oeroili*  et  ift. 

$.  20.  Tie  ®emeinbe<üBeibe  wirb  in  einigen  ^rooin^en  bur*  batf  3?afeu« 
abbauen  (^altenbauen,  flaggen,  au*  hoffen  genannt)  fowobl  Behufs  ber  Xmu 
ger«  Vermehrung  als  au*  |ur  Neuerung  benu$t.  SBenn  eS  gleich  $alle  geben 
fann,  wo  biefer  ©ebrau*  bur*  feine  58ortbeile  bie  9fa*tbeile  überwiegt,  fo  bat 
bo*  biefe  wittfübrliAe  S^enu$ung  öfterer  bie  na*tbeilig|>en  folgen  tfir  bas 
gemeine  unb  @in^elne.  9tcferbau  unb  SiebjuAt  fommeu  babur*  immer  mebr 
im  ÜRiSoerbältnip  unb  ber  eine  btbimt  (t*  biefef  9RitteW  ju  parf  iura  3ia*« 
t^eil  6eS  anbern. 
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um  oett  9Rij?braud)  mogTidjft  gu  verböten,  wirb  »erorbnet: 

a)  3ener  ©ebraueb  foU  in  6er  folge  überall  nur  flott  ftnben,  wenn  $)rei« 
viertel  ber  ©emeinbeglieber  bamit  einoerftanben  find  unb  an  bem  JDrte  wo  fie 
et  gut  ^uben. 

b)  üitemaub  barf  bie  ©emefube«2Betbe  auf  biefe  2frt  benufcen,  aW  nach  SBer. 
fcäftmü  bor  ©röfe  feine«  Sfcfer*,  e*  fei  benn,  baß  i&m  eine  befonbere  rcd^tlicr>e 
Sbefuanif,  ju  einem  flärfern  ©ebrauebe,  jufiänbe. 

c)  Streitige  Satte  über  ben  ©ebraud)  »erben  bttrefc  eine  ffommifffon  ber 
tfreitfoerorbneten  emfehieben. 

$  21.   3n  fcnfebung  ber  SÖiefenbeljürung  wirb  auf  bat  Sit.  22., 

hefonber*  auf  bie  a3orfd?rtff  be$  §.  4.  »erwiefen: 

nach  welcher  naffe  burd) Bruchige  SBiefen  aud>  im  £>erbft  unb  folglicf)  nod) 
»ielmebr  im  ftTubjarr  mit  ber  £>ütung  »erfebont  »erben  mflffen. 

§.  22.  S)ie  $riibjübr*.»ebürmia,  ber  2ßfefen  ift,  »enn  ffe  nicht  mit  /gewif« 
fer  SBorftAt  nur  ron  bem  Eigentümer  allein  gefebiebet,  in  ber  befiel  überall 
fcbäbltd).  3bre  Aufhebung  fott  bober  gegen  bittige  Entfcbäbiflung,  »on  jebem 
S&ejifcer  geforbert  werben  fönnen,  unb  jolcfee  nach  ben  »erfchiebeiien  ©egenbm 
unb  fiofälitäten,  na*  ben  $Borf4>riften  ber  ©emein&eitf.J&eilungä.&rbuung,. 
regulirt  werben. 

§.  23.  2)te  gkrmanblung  ein*  unb  gweifftüriger  2Biefen  in  mebrfcbürige fie&t 
ebenfalls  jebem  ^eflfcer,  unter  93orbe&alt  einer  bittigen  Entfcfcabigung  für  bie 
SlßeiDe  .Söerecbtiarcn,  frei. 

§.  24.  ®ttr(b  eine  befonbere  SBerorbnung  erteilen  SBir  bte  SSeftimmungett 
wegen  ber  SBorflut,  Ent«  unb  ©ewafferungen  unb  Entfernung  ber  $)iubernijfe,  ■) 
meiere  hierbei  entgegen  Ran  ben,  worauf  3ßir  bieferbalb  oerweifen. 

§.  25.  S8on  ben  Servituten,  welche  auf  ben  ftorften  haften,  flnb  »or|figIid) 
bie  fc^eweibung  unb  bat  Sammeln  betf  9laff «  unb  £efeboljeij  unb  ber  SHtolbfireu 
ber  Äultur  berfelben  nadjtbeilig.  9ln  fleh  würben  biefe  Servituten  oft  nicht 
fcfoäblich  fein,  aber  fie  werben  e*  in  einem  hohen  oft  jerftbrenben  ©rabe  burd* 
ben  ÜRifibraucb,  ber  bei  ber  Buöübung  frart  ftnbet,  unb  bftber  tfeeil*  au*  un- 
fertiger Wtlbe,  tbeiU  au*  nothweubiger  ober  billiger  ftflef tiefet  auf  bie  bertj&auer. 
wirtschaften  ntangclnbe  $iilf*inittel  naebgefehen  worben  ifr. 

SRaehbem  nun  aber  biefe  2ßirrbicbaften  fowohl  bureb  bie  SöerMbung  be*.  (SU 
gentbum*  unb  Slbicbuffung  ber  SMenfte,  wie  bureb  Befreiung  |  ihrer  Verlan« 
beret  oon  ber  $)ütbung  roe  feit  flieh  oerbeffert  werben  unb  in  bie  Sage  fommen, 
bie  Sftalbweibe  mehr  alti  bisher,  entbehren  ju  fönnen,  fo  fotten  jene  9)tijjbräucfee 
nicht  weiter  gebulbet  werben,  fonberu  58ir  »erorbnen« 

$.  26.   A.  $>inilcbtfiit>  bc*  9^aff.  unb  gefefcoliet: 

1)  baf  jeber  9Silb.Eigentbumer  befugt  fein  foO,  bat  bammeln  ber  Äere*. 
tigten  auf  bat  JBebflrfnif  ein^ufebränfen; 

2)  baä  ce  nur  au  beflimmten  lagen  unter  ber  «ufffcht  eine*  JorUBebienten 
no(h  bellen  Söorfchrift  gefcheijen  barf,  wenn  ber  (gigeuttümer  gut  ftnbet,  biefe 
Einrichtung  ju  treffen. 

§.  27.   B.  3n  «bf!*t  ber  SBalbweibe  ifl  ttnfer  iffiitte: 
baf  babei  bie  aügemeiue  gefefiliche  SBorfchrift,  naefe  welcher  bie  Slirtft&muj 
Don  Servituten  bie  eigentliche  SB»fi«mmung  ber  bamit  belafteten  ©runb« 
pefe  nicht  hinbem  barf,  üiir  oollen  ^Inwenbuna  fommen  fofl. 
§.  28.  $>em  gemäi  wirb  bie  mit  biefem  ©runborin^p  im  2Piberfpru*  fle- 
|enbe  ^efliiumung,  welche  bie  Schonung* <$efugniji  ber  SEPaIb«@igenthümcr 
auf  einen  aewiffen  Xheil  be*  3Palbe<  einfehränft,  hiemit  aufgehoben  unb  fefrgefeftt: 
bii  bie  @d)onuna**$lä<f)e  ^auptfacfelicfe  burefe  bat  $ebürfnifi  ber  ©ieber. 
fuitur  beftimmt  werbe. 
§.  29.   (Sollte  burch  unbefchrÄnfte  fcnwenbnng  btt  eben  erwähnten  ®runb. 
fafce*  eine  wirf  liehe  unentbehrliche  2Peibe  *u  febr  leiben,  fo  fofl  eine  billige  @itt* 
fchränfung  beffelben  nach  bem  ttrtheil  ber  e*ieb«rtchter  etatt  finben. 
6.  30.  2)a  für  bie  gaubfc olj.aßalbungen  bie  Söeibe  beinahe  immer  »erberb. 
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lidh  —  ber  SBoben  berfelbm  aber  geipphnlicb  von  ber  Sfrt  iff,  baß  er  Riff  IRttj* 
gen  ju  Slcferlanb  oDer  SBiefen  optirt  werben  fann;  fo  foö  bie*  burd)  9lf>ftnbutig 
ber  tffleibeberetbtigten  tnittelß  Abtretung  eine«  2bcil*  Meter  £>oljbijirifte  wog« 
Iid)l  Befördert  werben. 

»ei  ber  9lbfinbung  muf  jwar  bie  SRufcung,  welcbe  He  Sffieibe  gewährte,  nad) 
ber  »illigfeit  in  Slufcblag  Kmraen.  (Smjtanb  flc  ober  bauptfäd)licb  bureb  große 
9täumben  nnb  SBlößen,  fo  wirb  nid)t  bie  wtrfli*e  Wufcung  ber  legten  3eit,  foih 
bern  diejenige  bcrfccffld^tigf  „  welche  bei  einem  mittelmäßigen  ^ejtanbe  ber  Sorft 
8taft  gefuubcn  haben  würbe. 

§,  31.   (Sbcn  biet  gilt  ton  ben  SRabelboI^  Salbungen. 

§.  32.  3n  fofern  bie  $Vred;tigten  größere  Söalbfrridje  beweiben,  0(1  ffe  ntr 
Stftlfe  für  ihre  gerben  bebürfen  ober  jit  begeben  berechtigt  ju;b;  fo  muffen  fte 
ftcb  bie  (Sinfcbränfung  auf  f feinere  ©iftrifte  gefallen  laffen. 

?Bud)  ijt  b-:r  3itolbi@igentbümeT  befugt,  bei  mehreren  ntd)t  ju  einet  (Gemeine 
gehörigen  $ered)tigten,  3eöem  einen  befonberen  SBeibebtftrift  anjuweifen,  weint 
bie*  cpiwenabel  für  bie  ^ortnu|ung  fein  foDte. 

§.  33.  <SI  foü  mit  ©trenge  unb  Wacbbrutf  auf  föefpeftiruug  ber  ©cbonuit« 
gen  gehalten  unb  afleä  entfernt  werben,  wodurch  fie  vertont  werben  fonnen. 

2Bir  oerorbnen  tttyalb  bie  genaue  ^Befolgung  ber  polt^etftc^cn  S5orfd)rtften : 
a)  baß  ba,  wo  gan je CSommunen  ba*  äßeibereebt  haben,  nicht  einzelne  SJtit« 
glieber  ipr  Söier)  in  bie  Sorfl  febttfen  bürfen,  fonbern  folche*  ron  gemeinfehaft« 
liehen  $>irten  eingetrieben  unb  gehütet  werben  muß; 

Ii)  baß  neet)  oiel  weniger  ba*  $teh  einzeln  plnie  Birten  in  bie  Jföälber  ge« 
jagt  werben  barf; 

c)  baß  e*  ba,  wo  e«  über  Stacht  bltiU,  in  Suchten  ober  einge&ägte  Goppeln 
getrieben  werben  muß. 

§.  34.  58on  nod)  größerer  SBßlebtigf  eit,  «1*  für  bie  ^erfreu,  ift  bie  fcewah* 
rung  ber  ftelBer  uno  ÜOiefeu  oor  $efd>äbignngen.  (Bit  finden  an  fielen  £>rfen 
irt  ifo  bedeutendem  ®rabe  fratt,  baß  bie  ßnltur  wefentltd)  barunter  Uxbct  unb 
manche  nü$!td)«  Anlagen  blo?  be?balb  unterbleiben. 

3*ir  SfbfteHuug  biefer  Mängel  unb  Sre»el  wirb  mit  Sfcejug  auf  §.33.c. 

a)  bie  BJerorbnung,  nad)  tcelrfjer  fein  $ieb  ohne  $>irteri  herumlaufen  barf, 
hiemit  erneuert, 

b)  aud)  ba*  einzelne  Rüthen  auf  fpufr  gemeiufcbaftlicbeu  SBeibefiäcben,  jwi. 
fchen  ben  ©etreibefelbern  und  an  ben  SÖiefen  mit  $}ferben,  £>d)fen  unb  anbe« 
rem  SBieb,  fclbfl  wenn  eigene  Birten  babei  finb,  ift  nidt  erlaubt,  iubem  baburd} 
viel  ©cbabeu  gefd)ie^t  unb  einer  \um  9tacbtbet!  be*  anbern  Ml  büteu  flicht. 

3n  jebem  5)orfe  foll,  fo  oiel  moglicb,  ein  terpflid)teter  Jelbwärter  angefe^t 
werben,  ber  über  bie  Befolgung  ber  $elborbnung  waefet. 

§.  35.  JDie  ©trafen  gegen  lieber tretunqen  biefer  31rt,  gegen  fcaumfreoel  unb  JelS 
biebjläble  foOen  qeidtfift  unb  unnac^flditlid)  »oüfrrecft  werben,  ©anj  oorjüglicfe 
fhenge  werben  SBir  bie  ^efdjabigung  ber  3l0een  unb  fonfiigen  »aumanlagen  abn. 
ben  lafTen. 

§.  36.  ü^te  £e^feren  formen  fowoty  nim  9tu^en  wie  nim  Vergnügen  gereichen, 
wenn  man  bie  2öege  unb  Selber  mit  öbltbäumen  bepflanjr.  SSir  wünfiert  febr, 
baß  folcfeeä  gefd)el)e  unb  macben  barauf  aufinerffam,  baß  bei  3IÜgemetnbeif  foleber 
Anlagen  ber  93erlu}r  burc^  $)ieb(table  fld)  für  bie  @iuje!nen  oerminbert,  unb  baß  bie 
ben  Örtrag  fo  febr  febwäcbenben  holten  ber  JBewacbung  §u  einer  SHeinigfeit  herab« 
finfen,  wenn  man  bie  Anlage  auf  jöbftforten  befebränft,  welche  für  »oben  unb  Stlima 
paffen,  uub  ju  gleid)<r  3eit  reifen.  ' 

j.  37.  9Bir  empfehlen  nid)t  minber  bie  beffere  33enu$ung  ber  in  ben  $orf!en  unb 
Jelbmarfen  befinblicbeu  fleinern  ©ewäffer  jur  Jifcberei.  S)a^  f>inberniß  ber  S8e- 
raubung  wirb  burch  bie  angeorbnete  frrengere  ^olijei  gehpben,  unb  ber  Jiacbtbeil  ber 
hie  nnb  ba  bureb  ba*  Jfad^-  unb  $anf*9idten  entfloht,  fann  gehpben  werben,  bael 
»on  ber  Sßiüführ  be*  S3efteer*  abhängen  fo&  ob  er  folche*  ferner  geflatten  wiß  ober 
nicht. 
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f.  38.  93el  ©treitfachen  über  Ianfrwirthfcbaftliche  ©egen(iänbe  werben  oft  ©adj. 
»erftänbige  ju  ©n  lachten  »orgefdjlagen,  it>eld>e  nicht  hinlänglich  gualifairtjinb.  Um 
bie  barau*  für  bie  ® runbbefif  er  entftehenbe  flfcrlufie  unb  9tad)theile  ju  perhüten, 
»erorbuen  9fiir  hiermit ,  bap  in  5erfl(etcben  Sailen  nur  folche  ©utacbten  gültig  fein 
foUen,  welche  »on  approbirteo  £efonomiefommifiarien  über  ffrertoerorbueten  abge* 
geben  werben. 

6.  39.  83ei  gehöriger  SBefoIgung  unb  ©enufcung  ber  tor  flehen  ben  Slnorbnungen, 
Brtrb  eine  btbtuunbt  (£rweiterung  unb  SSerbefferung  beö  Vanbbaueö  uub  ber  Sorft* 
roirtbl^n* 't  nicht  entfielen.  3eber  i'anb  wirtb  erhalt  ein  freie«  Jelb  $ur  Jhätigfeit 
unb  tlnwenbung  fetner  3nbuftrie.  Cr«  fommt  nunmehr  bloj?  noch  barauf  an,  bte 
legiere  allgemein  ju  erwecfen  unb  ben  fchon  f  ehr  regen  <§?inn  für  reelle  SBer&cfTerun« 
gen  auch  unter  biejenigen  $u  «erbreiten,  bte  bie her  ju  entfernt  oon  ben  &uel(en  bec 
S&elebrung  fianbert  unb  and)  ohne  Littel  waren,  folche  *u  benufcen. 

(St  ift  bcst)alb  Unfer  SBunfch  unb  SKiHe,  bap  erfahrne  uub  praftifche  lanbroirthe 
in  gröfern  unb  f [einem  SDijtriften  |ufamtnentreten  unb  praftifd>e  laubwirtbfcbaf  t. 
liebe  ®eieUfcbaften  bilben,  bamit  burd>  folche  forrobl  fixere  Erfahrungen  unb flennf. 
liiffe,  a\i  and)  mancherlei  £>ülfämittel  Derbreitet  unb  auäge taufd)t  werben  mögen. 

2Öir  werben  ein  Zentral  Bureau  in  Unferer  SRejtbenj  errichten,  welche*  biefeoer« 
fchi ebenen  2l|Toctatiouen  in  Untern  fämm fliehen  Staaten  in  eine  gewiffeSBerbinbung 
fefct,  Berichte  uub  Anfragen  oon  ihnen  forbert  unb  erhalr,  nicht  nur  SRatbt'chläge  e?« 
theilt,  feubern  auch  bureb  S&eforgung  oou  2Berfjeugen,  Sämereien,  Söte^racert  unb 
in  geriffelt  ©efebäften  erfahrnen  Arbeitern  bte  gewunfebte  £>ülfe  teilet.  Bucbwirb 
biefe*  Gentral- »ureau  gerechte  unb  jwecfmäfrige  Sflünfcbebe* länblimen  W«&M«Mt*, 
*ie  tbm  burd)  bie  Slffociattonen  frommen,  ben  obertfen  (Staatsbehörden  »fragen 
unb  empfehlen. 

Tai  Nähere  hierüber  wlrbju  feiner  Rät  oefannt  gemad)t  werben,  unb  wollen 
ÜBtr  für  jefct  nur  bewerfen,  bap  bie  tfoften,  welche  bie  ®ef<häfte  biefer  Socif täten 
erf orbern  unb  intbefonbere  bie  ©alarirung  be*  Sefretairs  oon  Unfern  Äoffen  getra- 
gen werben  foUen- 

(Die  örganifation  ber  ©ocietäten  wirb  ihnen  felbft,  jeboeb  nach  genommener  tötlcf. 
fpracbe  mit  bem  Gentrai. Bureau  überlaffen  unb  braucht  nicht  in  allen  2>ifiriften 
gleichförmig  fein. 

§.  40.  Um  biefe  ©efeUfcbaften  beflo  ivirf tamer  ju  machen  unb  fiebere  SRctultate 
ton  lanbwirthfehaftlichen  23erfuchen  unb  Operationen  ju  erhalten;  fo  haben  SfBir 
ben  nöthigen  Jonb*  autfefcen  laffen,  um  in  jeber  tykooini  einige  größere  unb  flet* 
vere  3$erfucb**  unb  SDtufterwirtbfcbaften  ju  etabliren.  SDie  $3eft$er  berfelben  wer. 
ben  oerpflicbter,  bie  ihnen  oon  bem  Gentrai.  Bureau  aufaegebenen  3>erfucbe  oor|U* 
nehmen  unb  über  ihren  gefammten  aßirthfchaft«betrieb  9iechenfchaft  adulegen,  in 
Slbjtcht  beffen  f!e  fleh,  ohne  an  eine  fpejieOe  Söorichrift  gebunben  ju  fein ,  einer  mu* 
Oer  haften  Rührung  befleipigen  müjTen.  IDie  Inhaber  ber  großem  SBirthfchaften  bte« 
(er  9(rt  ftnb  jugleich  Qluf feher  ber  Netnern,  welche  lefctern  au«fchlieplich  jum  ©etfptel 
für  bäuerliche  SBirthfchaften  bienen  foUen. 

{.  41.  S^tr  werben  in  jebem  s)iegierungö.  (Departement  ein  Befonberel  Goffegium 
anorbnen ,  welche*  bie  Vanbe* öf onomie  unb  Änlturfachen  auefchlieplid)  bearbeiten 
unb  mit  Kathen  befett  werben  foK,  bie  mit  »oOfommener  Äitaltfifation  für  folche, 
wiffenfehaftliche  ^ilbuug  oerbinben.  Um  bie*  Gollegium  befto  wirffamer  <u  ma> 
eben,  foO  ihm  bie  SliKübung  ber  Voli|eigewalt  bei  ©egenftanben  feine«  fteffort*  an. 
vertraut  werben.  3u  bem  Gube  unb  um  bie  SBerbinbung  mit  ben  übrigen  $erma(. 
(ung^weigett  |U  erleichtern,  fr  II  e*  eine  Deputation  ber  5Prooin|talregierung  bilben, 
babei  aber  boch  in  feinen  ^efcblüffen  von  bem  übrigen  Godegio  unabhängig  fein. 

Siegen  ber  engen  SBerbinbung,  worin  bie  £anbe«fulturfachen  mit  ber  9tegulirung 
ber  guteherrlicheit  unb  bäuerlichen  SBerhältntffe  ftehen,  foll  ber  ©eneral«  Gommtffair, 
welcber  für  bie  lederen  in  jebem  Regierung«. Departement  beftcllt  wirb,  bem  £an. 
be*öf onomie.  Collecio  präfibiren. 

J.  42.  ©ei  bem  bebeutenben  (ginflup,  ben  bie  ®emeinhcit«thetlungen  aller  5lrt 
auf  bie  Kultur  haben,  ift  bte  »erbefferung  be«  SBerfahreu*  babei  pon  großer SBic^tig. 
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fett.  (£$  muf  hmirft  werben,  bafl  folcbc^  furjunbbocb  grfmbltd)  fei,  unb  jebet 
9tecbt3anfprud>  gehörig  erörtert  unb  eutfcbieben  werbe.  2Bir  »erben  *  e*faü*  eine 
befonbere  SSerorbnung  erlaffen,  unb  bureh  folcbe  ben  ©an«  befrimmen,  ber  bei  ben 
Stellungen  beobaditct  werben  fott.  ©iefemnocft  wirb  ba*  Ibeiluugflgefchäft  felbfr 
ton  einem  quaftff^trten  Öefonomie*(SommifTair  unter  Wumiifung  eine«  9?cd)ttf- 
oerftänbigen  betorgt,  unb  bei  entftebenber  Hnnafcme  betf  Xbeilungepian*  über  heften 
^Beibehaltung  ober  Slüänberung  oon  einer  Qomnmfion  en  fchieben,  bie  au«  brei 
©chietoriaVern  beliebt,  welche  au*  ber  3«W  ber  von  ben  Ärerteiiigefcffeuen  geroabl« 
teh  fadwerfränbigeu  #rei*oerorbneten  genommen  worben. 

SBerupigen  fleh  bie  ^ntereffenten  aud)  bei  bereu  <$ntfcheibung  nicht,  fo  geht  bie 
^Berufung  an  ein  SReoijtonffolleqium,  welche*  au$  jmei  s3Kitgliebern  be*8anb**.£)efo* 
nomie-. Coliegü,  and  jroet  Sfcätben  be$£bcrlanbe«gericr)t$  unb  einem  berJDireftoren 
beö  le&tcreu  belieben  foü\ 

§.  43.  $ie  jöefonomie^ommtffarien,  meldie  $um  betrieb  lanbmirtbfcbaftlicher 
5lnaelegenbeiten  erforberlid)  flnb,  werben  von  bem  i^nbeeöfonomie'Collogio  äuge« 
fefcf  unb  autoriftrt.  $>ie  fcbon  al$  erfahrne  unb tiir^Ui^ente  3Käntter  befanute,  brau« 
eben  ftcb  nur  bei  biefem  Collegio  ju  melben,  um  tn  tbrer  &ualität  al*  £efonomie« 
(Sommiffarien  betätigt  ober  ernannt  ju  werben. 

©olche  aber,  bie  noch  nicht  erprobt  flnb,  unb  ben  9frif  erfahrener  Scanner  nach  bem 
©rmeffen  bei  Collegü  nicht  fchon  notorifch  für  fich  haben,  muffen  fid)  einer  $rü* 
funa  unterworfen,  worüber  noch  befonbere  SÖorfcbrifteu  ergehen  follen. 

©iefe^ommiffarien  tonnen  auch  ju  ftreieoerorbneten  unb  93orftebern  berfelben  er* 
mahlt  werben,  unb  in  beiben  Qualitäten  mecbfelweife  auftreten. 

§.  44.  2ßir  verpflichten  bie  s#? irajteber  jener  SBcbbrbcn,  bie  £cf onomie-.  ßommif. 
farien,  ©ebiebtfriebter  unb  Äreifoerorbucten,  bei  ©elcaenbeit  tbrer  ©efebäfte,  bie 
©runbbejtß'.r  über  bie  oorthrilbaftefte  SBcnufcung  ihrer  ©runbjtücfe  gu  belehren,  ffe 
mit  mißlichen,  fchon  erprobten  unb  auf  ihr  tfofal  paffenben  Einrichtungen  befannt 
ju  machen  unb  jfe  j(itr  Nachfolge  i,u  ermuntern.  IHMr  weifen  fie  «ugletcb  an,  bie  bei 
i&nrt  ©efebäften  bomeiftcn  mefcntlidwi  Sttängel,  fei  eä,  ba&  ftelanbwirtbfchoftlicbe, 
polizeiliche  ober  ffttlicbe  ©egenftänbe  betreffen,  nur  ffenntnil*  ber  «ebörben  ju  brm« 
gen,  auch  befonbere*  an  ben  örten,  wo  bie  ©cbuOfbrer  fd)lecht  botirt  finb,  bie  ©e* 
tnetnben  bei  ©emeinheitetbeilungen  ober  SRegulirnng  ber  guteherrlichen  unb  bäuer« 
lieben  Söerbältntffe  jut  ermahnen,  bajt  fie  felbigen  ein  bequem  gelegene*  ©tücf  tiefer, 
lanb  ju  einem  ©arten  abtreten. 

§.  45.  JÖbgleid)  Sßir  vertrauen  bürfen,  baf  im  Raubbau  baäjenige,  ma$  bie  Gräfte 
einzelner  erlauben,  von  ben  entteffelten  Rauben  Unfcrer  getreuen  Vaubbewobner  ge* 
febeben  werbe,  fo  bleiben  boeb  für  folche  mehrere  eben  fo  nbtbige,  alg  uüsliche  grojie 
Unternehmungen  unerreichbar.  5)a0  Sanb  enthält  auf  mehreren  fünften  9?rueber 
Don  grüf er  Srurhtbarfeit  unb  Umfange,  bereu  Urbarmachung  taufenbe  oon  ^änben 
erforbert.  3(up(r  bem  bebarf  ba#  innere  Söerfehr  bie  Anlegung  mehrerer  Äanäle, 
SBrücfen  unb  Strafen.  ÖBtr  halten  e*  für  lanb^väterliche  Pflicht,  ade*  Mögliche 
ia  tbun,  biefe  neuen  Quellen  ber  SRationalwoblfäbrt  \\i  offnen,  unb  werben  ba^u,  fo 
wie  e0  bie  Umftänbe  nur  iroenb  aeftatten,  befonbere  5lnflalten  treffen. 

@ö  iflfür  Unfer  ©efühl  böd>(l  erfreulich,  ba§  ÜBir  enblicb  babin  gefemmen  ffnb, 
alle  Jbeile  ttnferer  getreuen  Nation  in  einen  freiem  3ultanb  j|U  verfefcen,  unb  aud) 
beti  gertnglren  klaffen  bie  Siuejlcht  auf  ©lücf  unb  Soblfranb  eröffnen  ju  fönnen. 

®ir  erflehen  ben  Meegen  ber  SBorichung  für  Unter  braoe«  SBolt  unb  bie  5£emü. 
iunqen,  bie  3öir  aDe  vereint  ferner  anwenben  werben,  ben  3u0ano  Dee  ©anjen  wie 
ber  einzelnen  möglicbtr  ju  oerbeffern.  ©  ©.©.300. 

2)  Verordnung t>. 3l.gjio<  1  si 6,  we^en 9if»fofUtidi bei  fcrbparttfsfnfel von  @runb(lü<fett 
ber  Qtiftliditn  un&  milden  «fifrmi^en  f »d  |.  2  it$  ^u(rur<<Sbictl). 

Sßir  ^riebrid)  Wilhelm,  oon  ©ottetf  ©naben  Äbnig  oon  Vreufen  k.  haben 
im  $.2.  Unfer*  @bift*  jur  SPeförberung  ber  £anbe*fultur  oom  14  ©eptbr.  1811 
oerorbnet:  bap  ber  (Srboerpächter  fleh  bie  3lblöfuna  be*  Äanon*  nach  bem  3«»*« 
fu§  oon  4  tyrocent  gefallen  Iaffen,  auch  ©tücfyablungen  na*  ber  Äonoenienj 
be*  (Srbpacbter*  annehmen  muffe. 
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$iefe  SBeflimmunoen  fdjränren  ÖBtr  babtn  efn: 
bajj  *>er  ÖrbpadKttnt,  ber  von  bem  (£r6päd)fer  an  Sfteliflion**,  ttnrerrfdjto'», 
Crrnebung*«  imb  £&obltbättafette\  uflalrcn  freiablt  »erben  mufr,  nicht  an« 
oer«,  al*  mit  Crinroiüiauna,  6er  £)bern  unb  SBorfteber  foldjcr  $ln(ialten  oer« 
traflduiän'ft  üb^elöft  treiben  fofl.  ©.     €>.  181. 

3)  Ablofluiigsordiiung  t>.  7. 3uni  1 82 1  (f.  29,  entsaften*  eine  gRobffication  be $  SM* 
MrebiW©.  n.&tttbt.lbi  i,f.  i),  f.  ju  II.  7  na<h  M»4. 

4)  C.O.o-22.cojail8J3/  betr.  bie  fteänberuna  ber^eflimmundbetf  §.2ti.3  be*gu(tur(£McrcV 

9tad>  3brem  3Intraae  »rm  2.  b.  »ill  34  ^e  93orfcbrtfr  im  §.  3.  be«  ©e« 
fefjee  jur  fceforberung  ber  fcaubfulrur  vom  14.  (Ecptbr.  1811,  nad)  welcher  bie 
©runbneuer  bei  ifrrer QRmttition  auf  o/tfreilte*  ®  uiibeiaentbum,  gur -$eftrei> 
tutici  ber  vermehrten  9icnbannirfofleii,  um  vier  tyrccritt  erhöbet  roeTben  foü,  au« 
fer  Äraft  fefen,  auch  genehmigen,  bap  bte  SBorfdjritt  im  §.2.  Litt.  b.  beffelben 
©efefel,  ber  jufolge  bei  flBereinjefutig  von  @rbracMfgrunbftucfen  bte  Abgabe  an 
leu  (£rbi»erpächier  um  vier  $rocent  ju  haften  beä  Cfrioerberä  ber  abgeneigten 
SJarjele  erbtet  »erben  barf,  bei  2>outanial *  (Srbpa4)td^rutibftücf eti  nießr  anqe« 
tteu bot  roerbe.  ©.  ^.  ©.  65, 

5)  Reacriptt».  27.  Januar  1832,  beer,  bie  ©iiltigfctt  bei  C/mturebtct*  b.  i4.@rptbr.18il 
in  ben  ebemal*  tum  Siini greidt  ^Beftpftalcn  aeböi-ig  getvefenen  ?aabe$föeiien.' 

Da  3n>etfel  tarfiber  emftanben  (t"b,  ob  ba0  (Sbtct  jur  ^cfbrberutig  ber  fj<tnb« 
Kultur  oom  14.  ©eptbr.  181t  ((S.  ©.  de  1 8ii-  <g.  .joo.)  in  ben  oormai*  iuin*i&* 
niareiene  jh)bal*n  «rbbria  aerocfeneii  «prooinje n  mit  >lßiebercinfübi  ung  t><9  .  ß.  9f. 
©eiefceafrart  erbalten  bflbr;  fo  toirb,  in  Urbereinfttmmuriti  mit  bem  ÄBnigl.  971  inU 
tfenum  be«  Innern  für  £>nnbe!  unb  (tterorrbe,  bem  ft&nigl  O.  t*.  (Str.  ju  feiner 
£)irertton  unb  jur  Mrbruna.  feiner  Unterfertigte  biermit  eröffnet: 

ba$  ba«  dulfurfcbtct  oom  14,  <2>rptbr.  t äi  1  in  ben  oormat*  uim  Äbniareicfre 
SMpbalctt  gebfcria  getoefenen  ^rootnjeti  (gültigfrir  bat/  fo  weit  baffelbe 
«tot  burd)  fpdtcre  befonbere  Söcrorbnungen  aufgehoben,  ober  mobifteirt  rooc* 
ben  it.  v.ff.3f.  SB.  69.  8.114. 


Drei  und  zwanzigster  Titel. 
Von  Zwangs-  und  Banngerechtigkeiten. 

Begriff  und  allgemein«  Gruodrftu. 

§.  1.  Die  Zwangsgerechtigkeit  im  allgemeinen  Sinne  ist  die  Befugniss, 
Andere  im  Gebrauche  ihrer  Freiheit  zu  handeln,  zum  Vorlheilc  des 
Berechtigten  einzuschränken. 

(f.  bie  «Uesetse  wegen  Mufbetunä  ber  3n>an4$  *  unb  <8annred>re  am  <Stt»lufTe  biefei  XiteW. ) 

§.  2.  Hier  aber  wird  unter  Zwangsgerechligkeit  eine  Befugniss  ver- 
standen, den  ihr  unterworfenen  Personen  die  Anschaffung  oder  Zube- 
reitung gewisser  Bedürfnisse  bei  jedem  Andern,  als  dem  Berechtigten, 
zu  untrrsagen. 

§.  3.  Dergleichen  Zwangsgerechtigkeit  kann  sowohl  gewissen  physi- 
schen oder  moralischen  Personen  zukommen,  als  mit  dem  Besitze  eines 
gewissen  Grundstücks  verbunden  sein. 

§.  4*  In  so  fern  diese  Befugniss  dem  Berechtigten  gegen  alle  Einwoh- 
ner eines  gewissen  Bezirks,  oder  gegen  gewisse  Classen  derselben  zu- 
steht, heisst  sie  ein  Bannrecht. 

§.5.  Was  von  Rechten  auf  fremdes  Eigcnlhum  verordnet  ist,  gilt 
auch  in  der  Regel  von  dem  Rechte  zur  Einschränkung  fremder  Hand- 
lungen. (Tit.  19.) 
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§.  6.  Wie  der  Besitz  solcher  Rechte  eVworben  werden  Könne,  ist  ge- 
hörigen Orts  bestimmt.  (Tit.  7.  §.  86.  87.) 

Rcseript  ».29.3uii  1814,  utv.  bie  UitwHfligfiit  ber  neu«!  eroertuna  eine*  <8annrertr# 
burd>  Vertrag. 

Durd)  bal  ©biet  roegf n  ber  ©?nbl<ngered)tlg?eit  un&  9f  uffcebunq  bei  9Mblen-/ 
SMer-  unb  Sftranntrocinntange*/  Pom  28.£)ctbr.  1810,  ift  baa  £fcnigl,  O.g. ©er. 
»eranla§t  roorben,  mit  telft  j»i-rid)ti  vom  6.  fflpril  181 1.  feine  3roelfel  Darüber 
torjutragen: 

ob  bürget  unb  Sinroobn«  bei  $rcufiifd)en  ©töatö,  fernerbin  burd)  neue 
58ertrdge,  bem  gjtüblen»,  Ifcier«  unb  iHronntroeinnoange  fid)  ffir  ibre  5)er* 
fon  unb  Cebenlbnuer,  ober  ibre  ©runbflutfe,  för  immer  bergeflolt  uort 
Beuern  unterwerfen  Hnnen,  ba§  in  gdflen  ber  v£oniraoention  n>iber  bie  neu 
gefnüpften  3rortnglbnnnoerbdltniffe  ber  seHerecbtigtc  fein  3fntcreffe  ober  btc 
fefiaefefcte  Gfonoentionalfirafe  im  Pflege  5Ked)tenl  forbern  burfe? 
3ur  »ifeitigung  tiefer  3n>eife!  fanb  ber  Gbef  ber  Suftij  für  n&tbig/  mit  an* 

tirn  ©tnatdb^brben  in  Gommunication  ju  treten. 

Obroobl  nun  bie  ©nebe  fid)  nid>t  mebr  in  ber  finge/  at«  fte  el  jur  3elt  bei 

Anfrage  bei  &&nigl.  O.  ß.  ©er.  renr,  beftnbet,  weit  unterteilen  bal  ©efep  über 

bie  po(t|eUid)en  Verbal tn ine  ber  ©eroerbe  oom  7.  8cprbr.  1811  er| djienen  ijtj  fo 

Wirb  bemielben  brnno*  bierauf  eröffnet: 

ba§  iene  Srage,  fo  weit  fie  fid)  burd)  bol  ebengebad)tc  ©biet  niebt  erlebigt, 
nid)t  anber*  all  prrneiuenb  beantwortet  roerben  tann. 

Denn  bie  Xenbenj  bei  ©efcpel  gebt  babta/ 

n.Hen  2Rablen»,  Sßrau*  unb  SÖranntrocinjroang  ffir  immer  ju  perbannen/ 

ba  el  aanj  beflimmt  faqt : 

oder  2Hübt<n  ic.  3»<mg  bort  oom  teutfgen  £ogc  an  auf. 

&s  bat  biefe  Dilpofition  für  bal  allgemeine  «ffiobl  nuplid)  erfannt/  unb  el 
fann  baber  aud)  nid)t  Verträge  für  juldi'ft'g  ernsten,  reelle  einen  bem  gemeinen 
2Bobl  nad)tbeiligern  $u$&nb  roirber  b*rbeifübren  füllen. 

IV  r  ©efefcgeber  bot  ftch  auch  bei  gang  dbnlicben  ©elegenbdten,  ndmlld)  bei 
Sertrdgen  gegen  bie  ©eroerbefretbeit/  in  eben  bem  Sinne  aulgefprochen/  unb  je* 
ben  Vertrag/  roetdjer  gegen  bie  ©eroerbefretbeit  nach  ber  «Publifation  bei  ©efefce* 
vom  2.  Sftoobr.  1810.  grfd)(off<n,  för  nufl  unb  nichtig  ertldrt.  Diefe  gntfdjci* 
bung  fcarmonirt  aud)  mit  bem  ©runbfofre  bei  21.  ß.  9t.  £b-  L  Xit.4.  §.9.: 

z/ju  ßanblungen,  welche  bie  ©efefcc  Perbieten;  fnnn  burd)  2Binenlcrfldrun* 
z/gen  Stlemanb  oerpßid)tet  ober  berechtige  werben/' 
Da  nun  bal  fcbict  pom  28.  Dctbr.  isio.  ben  9ftobl«n-->  SMer*  unb  93rannt* 
weinjronng  oerbietet,  fo  ift  el  aud)  nicht  juldifig/  bargen  Söertrdge  *u  fd)Iie§en; 
biel  ift  inbe§  auf  ben  wieber  bergeüeflten  ftrugperla*  nid)t  außjubebnen.  ^n 
biefer  £tnjid)t  b*t  el  bei  ber  öefmnmung  bei  fchon  oben  erredbnten  fcbiet*  Pom 
7.  ©eptbr.  1811.  §.54./  n>ie  fid)  fold)cl  aud)  Pon  feibfl  Perflebt,  fein  Setoenben. 

o.  &  3f-  8.  4.  6. 196. 

§.  7.  Daraus  allein,  dass  sich  Jemand,  auch  seit  undenklichen  Zeiten 
der  Freiheit,  weiche  Personen  seines  Standes  zukommt,  nicht  bedient 
hat,  kann  deren  Verlust  nicht  gefolgert  werden. 

§.  8.  Wenn  Jemand  eine  Befugniss,  die  ihm  ausschliessungsweise  zu- 
kommt, einem  Andern  auszuüben  gestaltet:  so  folgt  daraus  noch  nicht, 
dass  er  sich  der  Mitausübung  dieser  Befugniss  begeben,  noch  auch,  dass 
er  dem  Begünstigten  das  damit  verbundene  Zwangsrecht  gegen  Andere 
übertragen  habe. 

§.  9.  Hat  jedoch  der  Begünstigte  die  Ausübung  einer  solchen  Befug- 
niss durch  einen  lästigen  Vertrag  erworben:  so  gilt  dieVermuthung,  dass 
der  Concedent  sich,  zwar  niclil  der  eignen  Mitau6übuug,  wohl  aber  des 
Rechts,  einem  Drillen  eben  dergleichen  Conccssion  zu  ertheileu,  bege- 
ben habe. 

§.  10.  Hat  Jemand  die  Nutzung  der  Sache,  auf  welcher  eine  Zwangs- 
gercchtigkcil  haftet,  einem  Andern  ohne  Vorbehalt  eingeräumt :  so  muss 
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er  Rieh,  so  lange  diese  Nutzung  dauert,  aller  Mitausübung  des  Hechts, 
durch  sich  selbst,  und  durch  Andere,  enthalten. 

§.  11.  Daraus,  dass  der  Staat,  zur  Unterstützung  einer  gewissen  Hand- 
lung oder  Fabrik©,  die  Einführung  fremder  Waaren  verboten  hat,  folgt 
noch  nicht  ein  Recht  für  den  Begünstigten,  andere  Landeseinwohner 
von  gleichen  Handels-  oder  Fabrikenunternehmungen  auszuschliessen. 

§.12.  Bei  Banngerechtigkeiten,  welche  dem  Berechtigten  auf  einem 
gewissen  District  vom  Staate  verliehen  sind,  gilt  die  Vermulbung,  dass 
aie  dem  Berechtigten  gegen  alle  Einwohner  des  Districts,  ohne  Unter- 
schied des  Standes,  oder  der  (Gerichtsbarkeit,  welcher  sie  unterworfen 
sind,  zukommen. 

§.  13.  Ausnahmen  in  Ansehung  gewisser  Stände  oder  Classen  von 
Eiiwohnern,  bestimmen  die  Provinzialgesetze. 

§.  14.  Die  Zwangsgerechtigkeit  an  sich,  enthält  noch  nicht  die  Befug- 
nis, den  ihr  unterworfenen  Einwohnern  die  eigne  Zubereitung  ihrer 
Bedürfnisse  zu  untersagen. 

§.  15.  Kann  der  Zwangsberechtigte  den  Bedürfnissen  des  Verpflich- 
teten keine  Gnftge  leisten:  so  muss  er  sich  gefallen  lassen,  dass  Letzte- 
rer sich  seine  Nolhdurft  auf  andere  Weise  verschaffe. 

§.  16.  Doch  muss  der  Verpflichtete,  ehe  er  sich  dieser  Befugniss  be- 
dient, dem  Berechtigten  die  Notwendigkeit  seines  Bedürfnisses  gehö- 
rig anzeigen. 

§.  17.  Wenn  der  Berechtigte  seine  Befugniss  zur  Bedrückung  des 
Verpflichteten  missbraucht:  so  kann  er  derselben,  nach  vorhergegange- 
ner Warnung,  durch  Urtel  und  Recht  verlustig  erklärt  werden. 

§.18.  Haben  mehrere  an  dem  gemissbrauchten  Rechte  Antheil:  so 
trift  diese  Strafe  nur  denjenigen,  welcher  sich  des  Missbrauchs  schul- 
dig gemacht  hat. 

§.  19.  Haben  die  mehreren  Mitberechtigten  die  Zwangsgerechtigkeit 
gemeinschaftlich  ausgeübt:  so  muss  der  Missbraucher  sich  der  Mitaus- 
Übung  für  die  Zukunft  enthalten. 

§.20.  Hatten  sie  sich  aber  in  die  Ausübung  des  Rechts  getheilt:  so 
werden  diejenigen  verpflichteten  Personen,  welche  zum  Anthcile  des 
Missbrauchers  bisher  gehörten,  von  der  Zwangsgerechtigkeit  frei. 

§.  21.  Haftete  die  Zwangsgcrcchtigkeit  auf  einem  Grundstücke,  wel- 
ches nicht  zum  freien  Eigenthuine  des  Missbrauchers  gehörte:  so  ruht  die 
Ausübung  der  Zwangsgerechtigkeit  nur  so  lange,  als  das  Besitzrecht  des 
Missbrauchers  dauert. 

§.22.  Auch  Zwangs-  und  Banngerechtigkeiten  können  mittelst 'der 
Verjährung  durch  Nichtgebrauch  erlöschen.  (Tit.  7.  §.  128.  Tit. 9  §.543. 
544.  578.) 

1)  ©cgen  »Hefurg  ber  ben  JDomainen  ittftmmenbett  3w<wg<re4tt  f.  Verordnung  v. 

IS.gtfn  181 1,  betr.  bie  ftblötung  ber  §omainenabgabe*/  ju  II.  l«.  f.  16  seqq. 

2)  SK^gen  Süiffjfbung  tinb  ttblöfung  ber  a»J(<bUe^'<btn  ©ewerblbere&tigungen  in  ben  €täbt«i 
bergt-  Kdlet  v.  3.9?oKbr.  i  Sio,  wegen  Slnttibrung  ©ewerbefleuer  (|.  17),  Ifidict  über  bie 
Vofiteificbrn  «BeriWrnifT?  ber  ömerb«  v.7.©eptbr.  1811  (♦.  32-50),  unb  lleclaratlon  befftU 
teil ».  1 1 -tJult  1822,  (mit  C.  O. ».  I3.9frti  1 833,  negen  «iiftcbung  ber  au*f<Mieili*e»  ©werbet 
berc6tigMngen  im  OJrpfiijeriogrbiim  W©fen  >  f-  ju  H.  8.  f.  179-455. 

3)  llescrlpt  b.  1 0.  ftprii  1817,  betr.  bie  j>utafligrctt  belKecWrot g*  über  eine  gntföäbigung 
Wegen  aufgebotener  $*an»  t  unb  ©etberMreAre. 

Der  SujHjminiflcr  fanit  Ut,  von  bem  fttn<0l.  0. &  ©et.  in  Um  ftMfti  ofcne 
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„tttyctt  ber/  bem  2Küller  91. 9t.  |u  91.91.  infcibirteti  gflü&len  Stnlafle" 
gedugermt  SHeinung  nicht  beipflichten. 

£e  Uibet  feinen  3n>cifcl ,  bafc  mit  ber  einfübrung  brr  fljafentfieuer  in  bem 
Staue  9t  9t.  au<h  alle,  bie  (Skn>erbefrribeit  betreffrnbrn  äbminiftration* -(JJrunb  dfce 
jur  Nmoeiibung  fomnieu  muffe»/  unb  bag  in  nflfn  gdllen/  roo  e0  ftch  von  brr 
ttiefugnifj/  (öeroerbe  patente  m  ertbetlen,  ober  von  brr  9f rr  ber  ttueübung  unb 
GoniroUe  eines  bewerbe«  baitbelt,  ber  fonft  eingrrifenbe  »ißirfunodfreig  ber  (tfe= 
richte  fortan  gdujltch  gefchloffen  bleibt.  —  Äeine  %tttrd$t,  feine  Subtcaie,  »riefte 
bera  patent«  ^trueraefety  vorhergegangen  ftnb/  un&  abfeitrn  einzelner  ^nbiPibueit 
ober  ganzer  Korporationen  «inen  »üjiberfpruch  begrunben  m&d)ten,  fbnneit  berS8er> 
waltungapartei  bierunter  bie  £inbe  binben, 

sftiir  roenn  bie  grage  barüber  entftebt: 
ob  tf<NWb  ein  (i^eiorroe  auejuüben  bered)tta*t,  unb  bafoer  bie  (Srtbcifung  be* 

baju  erforberlict)en  Patents  ex  titalo  speciaii  \u  verlangen  befugt  fei? 
Ob  ber  von  einem  Dritten  gegen  bie  (#eroerbebetreibung  bc$  ^atentirten  er5o* 

bene  unb  Auf  trübere  -öertrdge  ic.  fuubtrte  »ißiberiprud)  line  Cntfdjdbtgunjö* 

SBerbiubiid)feit  t>t&  U$i<tn  begrunben,  unb 
ob  baber  au*  von  bemj<nigen/  welcher  biö  tabin  bannpflichtig  war/  unb  nttt* 

mebr  bin  33ortbeit  beä  (freien  (bewerbe*  8nf}rmd  genießen  roifl/  abfüttert  letf 

i^aunberecbttqten  ein  erroeitflicorr  ^chabenfli*n'fl$  aeforbert  werben  tonne? 
bat  e«  bei  ben  $*ri<brtfrrn  ber1  Söerorbnung  oom  2b.  Defbr.  ISO'*/ 

wonach  ber  4ßeg  iRecntenß  einem  ^eben  offen  (lebt/  weiter  fetnett  Slnfpruft 

auf  einen  fp«ctellen  SRidjtöiitel  flufct/ 
fein  fernere*  Verbleiben. 

3?iit  Porjl^b'nben  Öintnbfofeen  bat  (Ich  ber  £err  gärft  £taafe"fanjler  bei  ®e* 
legen  bei  t  einer  neuerlich  gepflogenen  Gomniuiiicatfon  ebenfalls  einoerflanben  er* 
fldrt/  unb  es  folgt  barattS  für  ben  uorliearnben  gall: 

bafl  jwar  ber  jroifchen  bem  91.  unb  91.  eingeleitete  *JJroje§  feinen  gor* 

gang  behalten,  j<bocb  lebiqlicb  auf  bie  gnifebeibung  ber,  in  ber  (FonrefttoB 
t6  91.  Porbebaltenen,  priuatrechtltcben  graqe  über  bie  gntKhdbtguna** 
©erbinblicbfeit  beS  3>erflaat*n  (ich  befcbrdnfen  mufi,  mitbin  bem  coneeCtto« 
Hirten  ÜRüfler  91   bie  ÜJlubien-flulage/  fo  wie  bie  3lupübung  feines  (De* 
Werbe*,  üon  ben  (öericbttfbeborbrn  nicht  inbibirt  werben  barf. 
S)aS  Äbnigtiche  £>•  ß.  $er.  bat  ttch  hiernach  ju  achten/  unb  bas  Bmt  91.  bem« 
ftemdfj  mit  bre  erforberlichen  Slnroetiung  m  perieben.         ».Ä.3.  23.9.  ©.192. 

I.    Von  dem  MUbleniwange. 

§.23.  Wie  die  Mühle ngoreclil i^koit  erworben  werde,  ist  gehörigen 
Orts  bestimmt.  (Th.  2.  Tit.  15.  Absch.  5:) 

f.  JU  IL  15.  (.229-247. 

§.  24.  Aus  dem  Rechte,  eine  Mühle  zu  haben,  folgt  noch  nicht  die 
Befugniss,  Andere  zu  zwingen,  dass  sie  sich  derselben  bedienen  müssen. 

§.  25.  Doch  ist  in  der  Regel  jede  Dorfgemeine  sich  zu  der  Mühle  des- 
selben Dorfs  zu  halten  schuldig. 

§.26.  Sind  bei  einem  Dorfe  mehrere  Mühlen  vorhanden:  so  haben 
die  Einwohner  desselben  die  Wahl,  zu  welcher  derselben  sie  sich  hal- 
ten wollen. 

§.  27.  DocTi  müssen  sie,  wenn  nur  eine  davon  der  Gufsherrschaft  ge- 
hört, in  der  Regel  dieser  vor  den  übrigen  den  Vorzug  geben. 

§.  28.  Wenn  mehrere  Dörfer  unter  einer  Guisherrschaft  stehen,  und 
diese  mehrere  Mühlen  hat:  so  sind  die  Einwohner  eines  jeden  Dorfs 
an  ihre  Dorfmühle  nicht  gebunden,  sondern  können  auch  einer  andern 
Mühle  derselben  Gutsherrschaft  sich  bedienen. 

§.29.  Dagegen  kann  eine  Gutsherrschaft,  welche  mehrere  Mühlen 
hal,  der  Ordnung  w  egen  eine  Emtheilung  machen,  zu  welcher  dersel- 
ben ein  jeder  Wirth  im  Dorfe  sich  ballen  solle. 

§.  30.  Alle  diese  Vorschriften  (§.26-29.)  finden  jedoch  nur  in  so 


Digitized  by  Google 


§.36.  8<m  3t»ait0*s  nuh  f8ann$tttd>titftittn.  62 1 

fem  statt,  als  einem  oder  dem  andern  Mühlenbesitzer  nicht  eine  wirk- 
liche Zwangsgerechligkeit  beigelegt  ist. 

§.  31.  In  so  fern  nnch  allgemeinen  oderProvinzialgesefzen  auch  Exi- 
mirte  dorn  eigentlichen  Mühlenzwange  unterworfen  sind,  in  so  fern  müs- 
sen diejenigen;  die  in  einem  Dorfe  leben,  sich  auch  den  vorbeschnebe-i 
nen  Gutsherrschaftlichen  Rechten  unterweifen.  * 

f.  bie  Verordnungen  wegen  ftuftebung  bei  gxübleniwangcl  nad)  f.  95  fcfefe*  Xttetf« 

Befugniti  und  Obliegenheiten  de»  Inhaber*  einer  Zv»ang*mlihle. 

§.  32.  Der  luhaber  einer  Zwangsmühle  ist  befugt,  das  Getreide  von 
seinen  Zwangsmahlgästen  durch  sein  Gespann  abholen  zu  lassen>  und 
wieder  zurück  zu  liefern,  ohne  dass  die  Obrigkeit  oder  andre  Müller 
des  Orts  ihn  daran  hindern  dürfen.  \ 

§.  33.  Er  ist  aber  dazu  nur  in  so  fern  schuldig,  als  er  diese  Verbind- 
lichkeit ausdrücklich  übernommen  hat;  oder  ihm  in  dem  Anschläge  sei- 
ner Erbpacht mühle  die  Kosten  zur  Unterhaltung  des  Gespanns  in  Ab- 
zug gebracht  sind. 

§.  34.  Der  luhaber  einer  Zwangsmühle  ist  schuldig,  die  Zwangspflich- 
tigen gehörig  zu  fördern. 

§.  35.  Die  Mahlgäste  müssen  nach  derOrdnung,  wie  sie  sich  melden, 
jedoch  die  Zwangspflichtigen,  und  unter  diesen  die  Bäcker  zuerst,  vor 
den  bloss  freiwilligen  Mahlgästen,  abgefertigt  werden. 

§.  36.  Länger  als  Drei  Tage  ist  ein  Zwangspflichtiger  auf  die  Abfer- 
tigung zu  warten  nicht  schuldig. 

Jtlühlenordnung  o.28.octt<r.  1810. 

2Bir  Sriebricb  ©tlbelm  :c.  jc.  beftimmen  bte  gegenfefrtgen  9ie$te  unb  Sjjflidjten 
ber  Üftüüer  unb  Wablgälte  fiinfttabin  in  folcjenber  Art: 

§.  1.  2>ie  SMtimmnng  be*  2obnt  für  fcearbetnmq  betf  ©etretbe*  auf  ben  Wilp* 
Ien  bleibt  fuitftigbm  bem  freien  Ucberetnfommen  jwifeben  bem  OTöffer'mtb'OTabI« 
gafl  uberlatlcn.  2ßo  feine  Ueoerctuf utifr  »orber  gegangen  ober  gu  erlangen  gerne« 
Jen,  gilt  bte  bitbetige  äRafluiefce  unb  ba*  btesferige  SRabüofn  alt  fcbeöfler  <£a$  für 
bte  nä&ften  3  3abre. 

JS>em  Vtablgaft  (lebt  e«  frei,  ftatt  ber  SRaflmeJe  ben  ©elbmertf  berfel&en  nact> 
bem  greife  ber  näcfrften  Sfabt  ui  zahlen. 

§.2.  3«  jeber  SKiible,  n>o  feine  ^iiblenroaage&crbanben  ift,  muf  fe(bfgefogIefd&, 
unb  f»äte(ren*  bttf  nun  l.  Tlpril  1811  bei  5  $blr.  (Strafe  für  jebrn  folgenben  3J?o. 
nar,  »o  fle  feblf,  auf  Äoflen  be*  tRfiffert  an  einem  fducflidjen,  nötbtgenfaO*  von 
ber  tyolijetbebörbe  ju  beßimmenben  JOrte  eingerichtet  werben.  2Bo  »ereibeteaßaage« 
meiner  »orbaiiben  fino,  tfr  jeber  3Rab!gaft  fict>  berfelben  ju  befctenen  ((bulbig,  mo 
feine  oor^auben  (tob,  bebient  fld)  jeber  SKablgaft  ber  2ßaage  mit  3ui"feu"8 
SDtiifler*. 

§.  3.  ©et  entfte&enben  ©frefttgfetten  entföetbet  ba$  (Semfdjt  unb  ble  9J?nbfen« 
maage*  Xabefle  »om  26.  ©eptbr.  1804.  3foer  ÜJtüfler  tfr  t>erpf)tcbtet#  ein  Orrem« 
plar  btefer  $abeüe  tn  ber  SRüble  fo  aufzufangen,  bap  e*  jebem  tn  bte  kugelt  fallt, 
unb  e*  jeber  lefen  fann. 

ttnfere  Regierungen  aber  roerben  »erpflidjtet  eine  fcinretdjenbe  ttntabl  biefer  2a« 
bellen  abwürfen  unb  gegen  SBejablung  ber  2)rucffo(ren  ungefänmt  »ertbetlen  ju  laffen. 

§.  4.  2>ad  (Stein,  unb  Stanbniebl  gebort  tn  ber  9tegel  bem  9Rüü*er,  roenn be$« 
falb  ntd)t  eine  befonr-ere  Uebereinfuuft  gerrrffen  iff,  roegeaen  legrerer  bte  93cr*>fl[td)< 
rung  bat,  bie  iDCöblcnfteine  rein  unb  gebörig  gefdjärft  ui  erbalren,  unb  fie,  wenn 
t>orber  ütfalj  gefArootet  ift,  vor  bem  9tuficbtiwn  be*  anbern  ©etreibe*  abzureiben. 

$.  5.  3*&*r  Wfifler  miifi  eine  fcfmarj  angefrridjene,  mir  SRummern  »on  einer  an« 
bern  tn  bte  ftugen  faflenben  Jarbe  »erfebene  9?angtafel  balten,  unb  fte  bergeftalt 
öffentlid)  in  bu  a^üble  auf  äugen,  baf  |ie  oon  jebem  gefefen  merben  fann.* 
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93ef  ($in&5nbi«,ung  ber  In  beut  SRegfement  wegen  (frfce&nng  ber  £anb«($onfnmt 
tionSßener  t>orgefd?rie&enen  ©teuer*.Öutttun$  muü  5er  Butter  ben  Tanten  bedjeni» 
gen,  bejfen  SRa&lgut  er  annimmt,  anf  bte  föangtafel  fefrretben,  bte  Kummer  ber  Sa- 
fe! aber,  nnb  ba,  wo  blope  5)orf*.@innei)mer  finb,  (ber  9?ame  M  2Ji\i  blgaffe*  mit* 
(in  ni#t  auf  ber  Äuitrung  ffefct),  ben  tarnen  be*  2Kar;lga|re4  anf  ber  SRticf frite 
ber  &uttrung  bemerfen.  5)en  3)?a^ga|l  muf  er  münbliifr  mit  bem  «Kamen  feine« 
Söorbermanneä  befannt  machen. 

Unter  feinem  $ormanbe  barf  ber  3J?uCfer  ba^jeniqe  ©efrefbe,  mit  beffen  Slomai)« 
len  er  föon  ben  Anfang  gemalt  fcat,  liegen  (äffen.  Sluf  bte  Scicfotbefolgung  biefer 
2*orf<f)rift  fte&t  1  3:5fr.  ©träfe  für  jeben  JaU. 

$.  6.  £tefe  2ftiil}Ienorbnung  muf  gleid)  ber  3Hüblenn>aage  «Jabetfe  in  ben  2Ru&» 
len  aufgefangen  werben/  unb  fönnen  bie  Stüller  (Iremplare  bei  Unfern  §Regterun< 
gen  gegen  SBeja&lung  ber  $ru<f f offen  erhalten.  0.  ©.  @.  98. 

Pille,  wenn  Zwangumablgäste  tum  Auiimahlen  berechtigt  »iai. 

§.  37.  Kanu  der  Müller  die  Mahlpflichtigen  binnen  dieser  Zeit  nicht 
abfertigen:  so  muss  er  ihnen  eine  schriftliche  Erlaubnis*,  anderwärts  zu 
mahlen,  ertheilen. 

§*  38.  Ohne  dergleichen  Erlaubnissschein  darf  kein  Müller  fremde 
Zwangspflichtige  Mahlgäste  annehmen. 

§.  39.  Verweigert  der  Müller  den  Erlaubnissschein:  so  sind  die  Dorf- 
gerichte des  Orts  schuldig,  dem  Mahlgast  ein  Attest,  dass  er  die  vorge- 
schriebene Zeit  hindurch  auf  seine  Förderung  vergeblich  gewartet  habe, 
auf  Kosten  des  Müllers  auszustellen. 

§.  40.  Können  die  Mahlpflichtigen,  wegen  Krieges-,  Räuber-,  Was- 
ser -  oder  andrer  Gefahr,  das  Getreide  nicht  sicher  zur  Zwangsmühle 
bringen :  so  sind  sie,  auch  ohne  Erlaubnissschein,  anderwärts  zu  mah- 
len berechtigt. 

Rechtlich«  Folgen  de.  uoUlehtigen  Mahle«. 

§.  41.  Wegen  untüchtigen  Mahlens  muss  der  Mühlenberechtigte  rer- 
hältnissmässig  bestraft,  oder  nach  bewandten  Umständen  seines  Zwangs- 
rechts, in  der  §.  17-21.  näher  bestimmten  Art,  verlustig  erklärt  werden. 

§.  42.  Ist  die  Strafe  in  besondern  Mühlenordnungen  nicht  näher  be- 
stimmt: so  ist  dieselbe  das  erstemal  auf  den  einfachen;  das  zweite  -  auf 
den  doppelten;  und  das  drittemal  auf  den  vierfachen  Betrag  des  verur- 
sachten Schadens  festzusetzen;  im  fernem  Wiederholungsfälle  aber  auf 
den  Verlust  des  Rechts  zu  bestimmen. 

§.  43-  Ist  der  Müller,  welcher  sich  solchergestalt  den  Verlust  seines 
Rechts  zugezogen  hat,  ein  Erbpacht-  oder  Erbzins -Besitzer:  so  ist  der 
Erbzinsherr  oder  Erbverpächter  befugt,  ihn  zum  Verkaufe  der  Mühle 
oder  der  Erbpachtsgerechtigkeit,  allenfalls  durch  gerichtliche  Subhasta- 
tion,  anzuhalten. 

§.  44.  Ist  er  nur  Zeitpächter :  so  hat  der  Verpächter  das  Recht,  ihn 
der  Pacht  noch  vor  Ablauf  der  contraetmässigen  Zeit  zu  entsetzen. 

§.  45.  Was  vorstehend  vom  untüchtigen  Mahlen  verordnet  ist,  findet 
auch  statt,  wenn  der  Muller  die  Mahlpflichtigen  betrügt,  oder  auf  ge- 
setzwidrige Art  belästigt. 

§.  46.  Insonderheit  auch  alsdann,  wenn  er  sich  einer  Uebertretung 
der  von  der  Landes -Polizeibehörde  vorgeschriebenen  Sätze  und  Ta- 
xen schuldig  macht. 

Straf«  4er  M*hlgX-te,  welche  unbef.gter  Wei«  •«•■thlen. 

§.  47*  Der  Mahlpdichüge,  welcher  unbefugter  Weise  auswählt,  muss 
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dem  Berechtigten  den  dadurch  entzogenen  Lohn,  es  sei  an  Gelde  oder 
Getreide,  ersetzen. 

§.  48.  Ausserdem  verfällt  er  in  eine  verhältnissmässige  Geldstrafe, 
deren  nähere  Bestimmung  den  Provinzialgesetzen  und  Mühlenordnun- 
gen vorbehalten  bleibt. 

§.  49*  Wo  diese  nichts  vorschreiben,  da  muss  die  Strafe  auf  den  Be- 
trag desjenigen,  was  nach  §.  47»  dein  Berechtigten  zu  ersetzen  ist,  be- 
stimmt werden.  , 

§.  50.  Auch  der  Müller,  welcher  unbefugter  Weise  fremde  zwangs- 
pflichtige  Mahlgäste  annimmt,  hat  eine  nach  gleichen  Grundsätzen  zu 
bestimmende  Strafe  verwirkt. 

§.51.  Der  Mühlenberechtigte,  welcher  sein  Zwangsrecht  einem  An- 
dern abgetreten,  oder  zum,  völligen  Gebrauche  überlassen  hat,  ist  selbst 
innerhalb  des  Mühlenbezirks  für  mahlpflichtig  zu  achten. 

§.  52.  Das  Mühlenzwangsrecht  kann  auf  eine  andere  Mühle  wedeT 
für  beständig,  noch  auf  eine  Zeitlang  übertragen  werden,  sobald  daraus 
den  Mahlpflichtigen  irgend  eine  mehrere  Belästigung  erwachsen  würde. 

II.   Brau-  und  SrbenLgerechtigkeit,  Ausschank  und  Krugverlig. 

33er§!.  Gesets  ».  7.  eeptfir.  1811,  betr.  bie  polijf  tHdjen  Kttb&Unifft  ber  (Bewerbe  (1.  53/  Utt. 
bfe  tBefugnig  tum  Vrauen  unb  $ranbtwctnbrennen  auf  bem  Üanöc),  f.  tu  II.  8.  f.  179-455. 

§.  53.  Die  Braugerechtigkeit  ist  die  Befugnis*,  Bier  zum  Verkaufe 
zu  verfertigen. 

§.  54.  Die  Schenkgerechtigkeit  begreift  das  Recht,  Getränke  sowohl 
in  Fässern,  als  in  kleineren  Quantitäten  zu  verkaufen,  unter  sich. 

§.  55.  Der  Ausschank  oder  die  Krugnahrung  enthält  nur  die  Befug- 
niss,  Getränke  in  Gläsern,  Flaschen,  oder  andern  kleinern  Quantitäten 
zu  verkaufen. 

Söegen  in  3ül*WoMt  ber  «irteaung  neu«  e<ft«iflMtrm,  bergl.  Gesetz  \>.  7.eeprtr.  1S11 
(1. 55)  unb  C. O. ». 28.  Octbr.  1837  unb  7. gebr.  1835,  f.  ju  II.  8.  f.  1 79-455. 

§.  56.  Der  Krugverlag  besteht  in  derBefugniss,  eine  gewisse  Schenk- 
stätte mit  dem  daselbst  auszuschenkenden  Getränke  zu  versorgen. 

§.  57.  Weder  die  IJrau-  noch  Schenkgerechtigkeit  begreifen  an  sich 
ein  Zwangsrecht  unter  sieb. 

§.  58.  Dagegen  enthält  der  Krugverlag  die  Befugnis9,  dem  Inhaber 
der  Schenkstätte  zu  untersagen,  dass  er  aas  auszuschenkende  Getränke 
nirgend  anders  hernehmen  dürfe. 

fi2dlctv.28.octtr.l8t0,  f.  i,  f.  am  66fuffe  blefrl  tfretf,  «üb  Edlct  *.7.6f0ttr.l811 
(«.  betr.  ba<  3<rrttefte*en  ber  tfrusuerianlretMe  unb  b<e  StilatTialrtt  ber  neuen  «aftebun*  berfel* 
beu  burtt)  Certrn«),  f.  ,u  II.  8. 1. 179.455. 

§.  59.  Wem  in  einem  gewissen  Bezirke  die  Braugerechtigkeit  aus- 
schliessend  zukommt,  der  ist  nicht  nur  alles  Brauen  innerhalb  dieses 
Bezirks,  sondern  auch  das  Einbringen  des  ausserhalb  dieses  Bezirks 
gebraueten  Bieres,  zu  untersagen  berechtigt. 

§.  60.  Ausländische  Biere,  deren  Einbringung  überhaupt  der  Staat 
nicht  verboten  hat,  können  auch  im  Braubezirke,  jedoch  bloss  zur  eig- 
nen Consumtion  des  Einbringers,  eingeführt  werden. 

Vo»  4«r  K«M«lbr»««r«i  und  dem  HftUttraake. 

§.  61.  Dass  die  Einwohner  eines  dem  Zvrangsbraurechte  unterwor- 
fenen Bezirks  zum  Haustrunke  oder  zur  Kesselbrauerei  berechtigt  sind, 
wird  in  der  Regel  nicht  vermuthet. 
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:  §.  62.  Wo  die  Kesselbrauerei  statt  findet,  da  enthält  sie  nur  die  Be- 
fugniss,  sich  das  benöthigtc  Gctriinke  selbst  zu  verfeit  igen. 

§.  63.  Ob  unter  dein  Rechte  des  Haustrunks  die  Befogniss,  sich  sein 
Getränke  auch  auf  andre  selbst  beliebige  Art  anzuschaffen,  begriffen 
sei,  wird  in  den  Provinzialgeselzen  besliinmt. 

§.  64-  Eben  daselbst  wird  festgesetzt:  welchen  in  einem  Braubezirke 
sich  befindenden  Einwohnern  die  Kesselbrauerei,  oder  das  Recht  des 
flaustrunks  zukomme, *  auch  in  welcher  Art,  und  zu  welchen  Zeiten 
diese  Befugnisse  ausgeübt  werden  können. 

Vcrhäliiuane  obiger  Gerechtigkeiten,  in  so  f»rn  #ie  Zwangurpcht«  «Bd. 

f.  Edtct  t>.  28.0cttr. 1 8 1 0,  wt^en  ftuffleMing  fcel  Qetränrejwanij*,  nad)  $.95.  h.t. 

§.  65.  Die  Jemanden  auch  abschliessend  zukommende  Braugerech- 
tigkeit begreift  die  Befuguiss,  der  Anlegung  neuer  Schenkstätte  in  dem 
Bezirke,  und  der  Verlegung  alter  zu  widersprechen,  noch  nicht  un- 
ter sich. 

§.  66.  Wer  aber  eine  abschliessende  Schenkgerechtigkeit  hat,  der 
kann  nicht  nur  der  Anlegung  neuer  Schenkstätte  in  seinein  Bezirke, 
sondern  auch  der  Verlegung  alter,  welche  zwar  ausserhalb  des  Bezirks 
liegen,  aber  zu  seiuem  offenbaren  Schaden  an  einem  andern  Orte  in- 
oder  ausserhalb  des  Bezirks  errichtet  werden  sollen,  widersprechen. 

§.  67.  Ein  gleiches  Recht  des  Widerspruchs  kommt,  wo  mehrere 
Mitberechtigte  in  einem  Bezirke  zur  Ausübung  der  abschliessenden 
Schenkgerechligkeit  angesetzt  sind,  jedem  derselben  gegen  die  von  ei- 
nem seiner  Mitberechtigten  vorzunehmende  Verlegung  seiner  Schenk- 
stätte zu.  U:  ..;..••> 

§.  68.  Wer  die  auf  seine  eigne  Consumtion  nicht  eingeschränkte 
Braugerechtigkeit  hat,  dem  kommt  in  der  Regel  auch  das  Recht  zu,  sein 
Bier  zu  verschenken  und  fassweise  zu  verkaufen. 

§.  69.  Dagegen  folgt  aus  dem  Schenkrechte  noch  keine  Braugerech- 
tigkeit. 

§.  70.  Wenn  in  einem  Bezirke  dem  Einen  die  Brau-  und  dem  An- 
dern die  Schenkgerechtigkeit  ausschliessungsweise  zukommt:  so  ist  er- 
sterer  auch  in  seinem  Brauhause  zu  schenken  nicht  befugt. 

§.  71.  Daraus,  dass  der  Brau-  oder  Schenkberechtigte  einem  Andern 
den  Ausschank  verliehen  hat,  folgt  noch  nicht,  dass  er  sich  der  Mitaus- 
Übung  desselben  begeben  habe. 

§.  72.  Hat  aber  der  zum  Ausschänke  Berechtigte  sein  Recht  durch 
einen  lästigen  Vertrag  erworben:  so  ist  im  zweifelhaften  Falle  anzu- 
nehmen, dass  der  Verleihende  dieses  Recht  auch  Andern  mitzutheilen 
nicht  befugt  sei. 

§.  73.  Aus  der  Braugerechtigkeit  folgt  in  der  Regel  die  Befugniss, 
ein  eignes  Brau-,  Malz-  und  Darrhaus  zu  haben. 

§.  74.  Ist  aber  an  einem  Orte  ein  gemeinschaftliches  Brauhaus  vor- 
handen, so  gilt  dieVennuihung,  dass  alle  Brauberechtigten  daselbst  sich 
dessen  zu  bedienen  verbundeu  sind.  t 

§.  75.  Wer  das  abschliessende  Recht  hat,  einen  gewissen  Bezirk 
mit  Getränke  zu  verlegen,  muss  dafür  sorgen,  dass  selbiges  in  gehöri- 
ger Güte  und  Menge  bequem  zu  haben  sei. 

§.  76.  Handelt  er  dieser  seiner  Schuldigkeit  nicht  gemäss:  so  muss 
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er  dazu  durch,  den  Umständen  angemessene,  Polizeistrafen  angehalten 
werden.  ,  .  :  . 

§.  77.  Auch  muss,  sobald  der  Braubereehtigte  schlechtes  und  un- 
taugliches Bier  verfertigt,  den  Zwangsverpflichteten  von  den  Gerichten 
des  Orts,  nach  erfolgter  Prüfung  der  ADgabe,  die  Erlaubnis**  sich  ihr  Ge- 
tränke anderwärts  her  anzuschaffen,  unweigerlich  ertheilt  werden. 

§.  78.  Diese  Erlaubniss  dauert  so  lange,  bis  der  Berechtigte  nachge- 
wiesen hat,  dass  er  nunmehr  wiederum  taugliches  Getränke  verfertige. 

§.79.  Wenn  derjenige,  der  durch  das  Verfertigen  schlechten  Ge- 
tränks zu  einer  solchen  gerichtlichen  Verfügung  mehr  als  einmal  Anlass 
gegeben  hat,  die  Braugerechtigkeit  in  Erbzins  •,  Erb-  oder  Zeitpacht  be- 
sitzt: so  finden  die  Vorschriften  §.  43.  44.  Anwendung.  r  • 

§.  80.  Kein  Brau-  oder  Schenkberechtigter  ist  befugt,  sein  Getränke 
in  einem  fremden  Bezirke,  welcher  dem  ausschliessenden  Rechte  eines 
Dritten  unterworfen  ist,  verfahren,  oder  herumtragen  zu  lassen. 

§.  81.  Thut  er  dieses,  so  verfällt  er  in  die  durch  Landes -Polizei- 
und  Accisegesetze  bestimmten  Strafen. 

§.  82.  Wo  es  an  einer  nähern  Bestimmung  ennangelt ,  ist  die  Strafe 
auf  die  Confiscation  des  Getränkes,  oder  dessen  Werths,  festzusetzen. 

§.  83.  Dagegen  kann  dem  Brau-  oder  Schenkberechtigten  nicht, ge- 
wehrt werden,  auch  fremden  Zwangspflichtigen ^ausserhalb, ihres  Be- 
zirks, in  seiner  eigenen  Schenkstätte,  Gelränke,  welche  sie  daselbst 
verzehren  wollen,  abzulassen.  ^,  ......  ■ 

§.  84.  Wissentlich  aber  darf  er  dergleichen  fremden  Zwärigspflichti- 
gen  Getränke  zum  Einbringen  in  ihren  Balhttiezlrk  nicht  verabfolget. 

§.  85.  Hat  er  es  gethan:  so  hat  er  die  nach  §i  Öl.  $2/iü 'bestimmen- 
den Strafen  verwirkt.     1  ' 

§.  86.  Wo  städtische  Braugerechtigkeiten  auf  gewissen  Grundstüc- 
ken haften,  da  können  selbige  ohne  diese  Grundstücke  nicht  veräussert 
werden.  *,      ' ;  , 

§.  87.  Doch  kann  der  Berechtigte  die  Ausübung  seines  Rechts,  von 
einer  Zeit  oder  von  einem  Falle  zum  andern,  einem  Dritten  übertragen. 

§.  88*  ^Ver  bloss  zum  Ausschänke  berechtigt  ist,  bat  deswegen  nooi 
nicht  die  Befugniss,  das  Getränke  Fassweise  zu  verkaufen«  ."  i. 

§.  89.  Die  Scbenkgerechtigkeit  gegen  die  Person  des  Verpflichteten 
kann  nur  innerhalb  des  angewiesenen  Bezirks  ausgeübt  werden. 

IIL   Von  4er  Bt»Bntw«inbr«n«r«i"'G«r«chtigkeit.  "1 

§.90.  Was  von  der  Braugerechtigkeit  uüd  den  übrigen  sich  dnrsraf 
beziehenden  Rechten  verordnet  ist,  gilt  auch  vo  1  der  Befugniss,  Brannt- 
wein zu  brennen. 

§.91.  Die  Branntweinbrennerei- Gerechtigkeit,  auch  wenn  sie  Je- 
manden aussch liessend  zukommt,  begreift  kein  abschliessendes  Repjjt 
zur  Verfertigung  künstlicher  abgezogener  Wasser,  oder  andrer  geisti- 
gen Getränke  unter  sich. 

§.  92.  Wer  jedoch  der  Zwangsgerechtigkeit  unterworfen  ist,  darf 
dergleichen  Getränke  nur  zu  seinem  eignen  Gebrauche  verfertigen, 
und  muss  den  dazu  erforderlichen  Branntwein  von  dem  Berechtigten 
nehmen. 

Befogow«  a*aa  ur  Kewelbraaarai  odar  tnm  Haintraaka  Baredttigtan. 

§.  93.  Wer  zur  Kesselbrauerei  oder  zum  Haustrunke  berechtigt  ist, 
kann  sich  dieser  Befugniss,  in  so  fern  ihm  keine  besondere  Einschrän- 

ntannFopff  2Ws.  Unbrtdjt  II.  40 

■ 


rzeiten,  Kind|aufen  und  Begrabnissen  bedienen. 

§.  94/  Weder  der  zur  Kesselbrauerci  noch  der  zum  Haustrunke  Be- 
rechtigte, dar!  dari  von  ihm  verfertigte  Getränke  seinen  Arbeitern  an 
Zahlungsstatt  geben, 

§.95»  Seinem  Gesinde  und  Lohnarbeitern  dergleichen  Getränke  ne- 
ben dem  Lohne,  unentgeltlich  zu  reichen,  steht  einem  Jeden  frei. 


fenjummje*  in  öflpveufjen,  «iWMiien,  ©rmelanö  nnt>  in  bem  Marien wcrt>erfd>en  Äreife.  ' 

#a<M>em  jßtr  $lUerbod>(r  erwogen  'taten ,  ba£  M  bisher  in  Unfern  $rom*n* 
gen  £)|r.$reutjeu  unb  £ttthaüen>  mit  '<Sinf<b(u#  be*  (Sirmelanbe*  unb  beö  Wla-- 
riramerberfchen .  lanüraihli^eu  ÄtdM,  behauptete  Söcübleitregal  an  ftd)  ber  S*4 
nanj&erwaltung  feinen  erheblichen  Pütjen  gewährt,  unb  bap  befonber*  bat,  fo* 
wobl  Unfern  ftonigl.  a(0  beu  ^riua r  9Ji uhlni  niftebenbe  ^waugercdjt  nun  2Dru<f 
ber  (Siiin)o^ier,  .hau^ttäcblid)  ber  untern  Söolhflaffe,  gereichet,  pbne  bafi  eä  je* 
malä  ^eltnaett  rann,  biefe,  ber  'SÖo'blfabrt  bei  £aiibe*  unb  ber  beilfamen  S8er» 
mehruüt)  ber  SJtttyfen  cnt^eflcnfrreBenbe  SSerfaffung  burch  tyol\\t\ » (Sefefce  unb 
fonffiqe  nähere  Kimmungen  ünfchäblicher  ju  machen,  2Bir  audb  nad)  ber,  alle 
innere  getreue  Untertanen  gleich  umfaffenben  lanbetoätcrltcrjeu  SBorforge  eö 
nidrt  geftatten  bürfen,  baji  ba$  gemeinfchäbliche  Monopol  ber  SReblfabnfation, 
Wäbrenb  c*  in  einem  Iheü  ber  $0rot>inj  aufgehoben  wirb,  in  bem  anberu  fcctbe« 
halten  werbe;  alö  haben  Ö&ir  nicht  länger  Änftanb  genommen,  bte  (Befc$e,  wo* 
rauf  ber  SKüblentwang  in  ben  (Singangö  ermähnten  flJroöiujen  beruht,  unb  wo- 
rin ben  (SruubtejlfcetH  bre  Qlnleaung  neuer  ÜJtühlen  unterlagt  ift ,  tfäbmltch  ba$ 


SJcüblenreglement  für  £)fb#reufien  »ont  5. Öctbr.  1786  unb  für  Einbauen  bom 
14.S)ecbr.  1785,  ferner  bit  fcorfchr jf ten  be*  ».  I.  Sit.  23.  §.25  — 

29.  Sb.H.  Sit.  15.  §.236.237.240.242.  unb  ben  Sufaft  230,  be*  fcfWPreu« 


3lrt  an  $riöatgewäfTern  unb  SBiubmüblen  anlegen,  blo*  gegen  Ucbernebmung 
ber  in  ber  SDrooinj  für  jebeti  neneri  Mahlgang  gebräuchlichen  2Jcü&Iengewerf$* 
freuer;  in  9iü(ffid)t  ber  SÖJaffer *  unb  ©dbiffamüblen  an  unb  in  öffentlichen SIüf= 
fen  aber,  hat  e«  bei  beu  »orfchriften  bei  2ft.  IL '  £ft.  **.  §.229— 

232.  fein  SBemenben. 

Segtinftigung  bee  Anbaue»  neuer  tttüttfen  mit  Jlucffidjt  auf  etw«  entgegen  lieg  ende  p.-i^ci- 

einrjdjtungen-  u»&;<Prw«tgere#tfame.  •  • 

§.IL  2Ber  eine  neue  Wlükk toum ,  eine  eingegangene  wieber  &erf!eflen,  j!e 
an  einen  «nbern  &rt  Derlecjen>:  ober  in  eine  anbere  (Sattung  »erwanbefo,  ober 
mit  mehreren  (Sängen  oerfehen-  nuü',  muji  ber  £anbe$.$tolijei.$ebörbe,  mit  (Situ 
reichung  be*  ^51an0  ber  beabjtchtt^ten  Einrichtung,  3lnjeige  baoon  machen.  <5oH 
eine  neue  SBaffermühle  angelegt  werben,  fo  muß  ber  Bauherr  folcheä,  unb  ob 
e$  eine  ober«  ober  unter fcfefägige,  ober  eine  Läufermühle  fein  feil,  in  beu  be- 
nachbarten (Segeribm  an  jwei  (Sonntagen  in  ben  Kirchen  unb  gleichzeitig  ein* 
mal  in  ben  anteiligen  zetteln  tefaunt  machen. 

§.  III.  ©ie  ganbe$:gWijei»93ebörbe  barf  ben  SBau  ober  bte  SSeranberunq  nur 
in  fo  fern  unterfagen,  als  her  eingereichte  $ton  einer  etwa  befrehenben  $oh>ietn« 
rtchtung  niAt  gemäf  ift,  in  welchem  $aüeer  hiernach  abgeänbert  werben  mu$.  ©ie 
befchränft  fich  hierauf,  unb  ift  jur  2ßahrnehmung  etwa  entgegenfichenber  SDrioa^ 
rechte  oon  5lmt^wegen  weber  befugt,  noch  oerpflichtet. 

§.  IV.  £)em  (Sigenthümer  einer  fchon  oorhanbenen  Stühle  fleht  ein  SBiber* 
fprud)  gegen  einen  neuen  iD^ühlenbau  £U,  wenn  ihm  babura)  bas  ju  feinem  betriebe 
erforberliche  2öaffer  eut|ogen,  ober  felbige^  ju  feinem  9Jacbtfteile  jurücf  geflauet  wirb. 
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(SN  muf  ober  btefer  SffitberfpruA  Binnen  fecb*  S93o*en i>r5c(uf!tjff*er  Srift  tom 
Xage  ber  ©efanntmachung  in  ben  SiMdKgehrfetteln  an,  föwobl  bei*  £anbe**$oli$et« 
&ebörbe  angemelbet,  al^  bem  SBau&errn  »in  Demjenigen,  ber  ben  fcau  felbfl  fcinbern 
rot  CT,  angezeigt  werben. 

§.  V.  <£in  gleiebe*  ©iberfprudtfreebt  tfr  jebem  anbern  eingeräumt  ber  bur*  bie 
bcabffchtiftt«  9Jult)lenanla£je  eine  ©efafjrbung  bei  ber  5öenn$ur?g  feine*  ©runbeigen« 
tfcum*  beförderet. 

§.  vi.  ftinbet  bie  2anbe**qMijeb$e&örbe  einen  folgen  anaebraebten  Sßiberfprutfc 
(§.  IV.  u.  V.)  nad)  ber  wbängten  fad)t>erfiänbigen  Unterfudmng  mcfct  er^ebltc^, 
ober  läft  ber  tylan  ju  ber  Anlage  jur  ©rlebigung  beä  ÖÖtberfprud)«  ffd)  abänbern, 
ober  rft  ber  Siberfprud)  nicht  binnen  ber  »rfalufwifcben  fed)*möcbentlid)eu  $rifr  an« 
gemelbet  worben;  fo  barf  bie  neue  SRüblenaulage  ntdhr  unterfagt,  auch  bei  ben  ®e* 
richten  auf  Unterlaffung  ober  ©infreüung  be*  3*aue*  feine  ÄIaqe  angenommen,  oteW 
me&r  allenfalls  bafelbft  nur  ein  ftn'OTud)  auf  (gebabenerfap  gelten*  gernadyt  werben. 

Hufbrfeung  6f«  iTtüblfnjwcTigfe.  ^   »W«  I 

§.  VIF.  <S)er  2Ru&lenjwang,  ober  bie  mit  bem  3*e|t&  erner  3J?iUjle  verbmibene, 
$efugniß,  onbere  ju  jwingen,  bafi  fle  fld)  berfelben  behielten,  bört  tn  dfrVVreufcit 
unb  Sittbauen  mir  bem  l.$ec&r.  1808  gegen  ©ntfebäbigung  ber  3wang*bered>ticj. 
ten  fowobl  in  ben  etabten,  al*  auf  bem  tfaube,  iu  9*ücf|i"d)t  aller  Rubren,  melden 
bie  3wauQ*gered)tigfeit  beigelegt  ift,  orme  Unterfdjieb  ber  Äualttät  ber  ©eftyrectoe, 
nad)  ber  SötUfübr  ber  3rcangtfpflid)tigen  gänjlid)  auf,  inbem  e$  oon  i&rer  (?rfla» 
rung  abbänqt,  ben  3roan8  aufzuheben  ober  beizubehalten.  (SM  barf  alfo  Dorn  1. 
SDeebr.  1S08  ab,  jeber  tDtablgaff,  ber  fld)  ber  2?etbe&altung  be*  3n,anfl<*  *B*' 
frrücf lieh  unterworfen  bat,  fein  betreibe  jum  51  bmablen  in  jebe  beliebige  ÜKuble  in« 
nerbalb  £anbe*  bringen,  mitbin  auch  ber  ©tabtbewobner  in  bie  ganbmubfe,  unb 
ber  gantbtaofyter  in  bie  ©tabtmüble ;  bod)  oerfte&t  e*  f!d)  oon  felbft,  baß  erfterer 
(ber  ©tabtbewopner)  bie  9Rab!.9ccife  bennoefc  bejablen  muf  : 

Ö»ntfd>«&iguiig  6c«  Olrbpar^t»  obtv  p«<htbeft$er»  6er  SwangmÄhle.,        "  ' 

§.  VIir.l<S)ie  (gntfc&abigung  wegen  ber  hlnftig  ju  oerfratrenben  SRa&JfTef&eif, 
feil  bem  jwauqtf&erecbt  igten  Fuhlen  er  bpeduer  ober  i|)äd)fer  in  ber  9lrt  gewährt  wer* 
ben,  bat?  ihm  ber  (&anon  ober  bie  9>ad)t,  ober  überhaupt  bie  Abgabe,  weldje  &on  ber 
Wühle  für  ba*  SRufcungflredjt  berfelben  bif&er  entrichtet  worben,  ganj  ober  jum 
Sbeil  erlaffen  wirb. 

§.  IX.  ®o  wie  bie @umme  ber  (£ntfd)äbigung  be^  3wana?:bere^tigten  ben  gän;« 
liehen  (^rlap  jener  Seiflung  (§.  VIII  )  niemals  fiberfteigeu  barf,  fo  wirb  gwar  oer« 
mutbet,  bap  bie  @rlaffung  ber  ganzen  Abgabe  jur  ^ntfcfcäbiaung  erforbertiefc  fei; 
bod)  fleht  fowobl  bem  Äbereigenttämer  ober  Söeroädjter  ber  gilbte,  ben  brtbe. 
rigen  3JfablpfIid)tigen  ju  jeber  3eit  ber  Q^eweid  offen,  bap  ber  $uefaü  an  bem  ®e« 
winfte  be«  ÜRäüer«  geringer  fei  unb  e*  wirb  bemfelben  al^baun  au$  nur  ber  wirf. 
li*e  8u*fau*  oergütet. 

§.  X.  5Bo  bisher  von  ben  2Rab (Pflichtigen  ,^ur  Unterhaltunq  ber  3wongömübIe 
SBaubieufte  geleiflet  worben,  fonnen  biefelben  fünfttg,  nad)  aufgehobenem  3>pang^-. 
Verhältnis,  niebt  weiter  geforbert  werben,  unb  muß  ber  vJWülJer  aurf)  be?balb 
burch  bie  (Frfaffuno  bei  fld)  für  enifdjäbigt  halten,    dagegen  i|t  baö 

^e*t  gum  freien  $>auf>olje  bierburd)  nur  in  fo  fern  aufgehoben,  bajj  ber  WiU 
Ier  fl*  eine  9!bfinbung  in  ®elbe,  welche  ben  jwanjigjä()rigen  ®urdjfdmto  ber 
5or(!tare  nicr)t  itberfcbretten  barf,  gefallen  laffen  mu^. 

ITIahUebn.  i 

§.XI.  iDie  ©ejlimmung  be«  2o\)ni  für  bie  9J?u&Ienfa&rifate  bleibt  5 war  bem 
freien  Uebereinfommen  jwifeben  bem  SJtablbebürftigen  unb  bem  ÜRüIIer  uberlaf« 
fen,  wenn  aber  ein  folie^  nicht  getroffen  worben,  fo  barf  bennod)  ber  9J?üDer 
nur  bie  folgenben  ©äfce  bei  SUfahlfobn*  in  ®e(be  a\i  bie  boebfren  f orbern,  nemlich: 

1)  ©eiien  ju  beuteln  .  .  jebti  ©rofdjen  ^reuf.  pro  ©cbffl.  - 

2)  ^o^gen  }U  beuteln  .  .  fecb*    —       —  — -  — ■ 
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3)  Koggen  (obeT  ©erfre, 

(£rbfen  unb  ©opnen)  ju  ©tob  fünf  ©rofchen  ißreuf.  pro  ©chffl. 

4)  ©rantroetnicfcroDt,  gut. 

terfchroot  aller  2lrt  unb  Mali  bref     —       —    —  — 

2)iefe*  Wartmum  bcö  Wüllerlobn*  «fit  nur  auf  fe<M  Safere,  alfo  oom  1.  2)ecbr. 
1808  bttf  babtn  1814.  unb  e*  foll  biefe  SBcftimmung  überhaupt,  fobalb  feinret* 
chenbe  (Soncurrenj  entfielen  wirb,  aufgehoben  werben. 

Decfung  oe»  Cisfntfrunwe  btv  \Wubit. 

§.  Xlf.  $er  STutffall,  welchen  bie  Staffen  erleiben,  wohin  ber  ben  Wiiblenbe« 
ftyern  als  (gntfchäbigung  erlaffene  3tn<  gqablt  worben  (§.  VIII.),  wirb  burd) 
eine  Abgabe  qebecft,  welche  bie  33?a^lpfltd>fifl*n  für  erhaltene  OtfaMfretbeit  erlegen. 

§.  XIII.  5S>tefe  Slbqabe  n>irb  in  Kücf  fleht  ber  tföuigl.  @rbpacht*müblen  auf 
beut  Sanbe  alt  eine  ©runbfleuer  »on  ben  bieder  mabipflichtigen  ©ütern,  [mit 
einer  Erleichterung  ber  ffätbner  gegen  bie  fcubenwirtbe,  erhoben,  unb  hier  ben 
übrigen  ©runbfteuern,  in  ben  ©tobten  aber  ber  Wablaccife,  jugefchlagen. 

5S>tefe  Abgabe  wirb  nach  bem  jefcigen  etatdmäfigen  ßrtrage  jcber  ffönfgl. 
Wüt)k  unabanberlich  firirt,  ohne  jemals  bei  »ermebrter  ©eelenjabl  ber  Wahl« 
gäfte  (bereu  jährliche  (Sonfiqnatton  nunmehr  ganjlich  wegfällt)  erhöhet,  ober  bei 
»erminberter  Slnjabl  berfelben  berabgefefct  werben  JU  f önnen. 

§.  XIV.  <£en  (Sigenihumern  ber  ^rtoatmüblen  fleht  bat  9?ecrit  \u  »on  ben 
bisherigen  Wablpflichtigen,  wegen  ber  aufgehobenen  3roang*gerechtigf  eit,  fleh  auf 
eine  gleiche  ffieife  entfchäbigen  ju  laffen.  $ie  ©umme  btcfer  @»tfchäbigung 
wirb  burd)  ©ertrag  ober  richterliche*  @rfenntnif  feftgefe|t. 

Von  btn  &uir5fln. 

§.  XV.  «per  ©ebraueh  ber  #anbmfiblen  (Äuirbeln)  ifl  auf  beut  Sanbe  jcbem, 
aber  nicht  in  ben  ©täbten  erlaubt 

Von  btn  Ittüblenwaagen  unb  btm  T»rrb4ltnt#  bt*  Xflttyl*  ;um  (Betreibe. 

§.  xvi.  3n  )eber  Wühle,  wo  noch  feine  Wftblenwaage  oorhanben  ifl,  muf 
felbige  fogletch'unb  fpätcftetrt  bi$  jum  l.  2)ecbr.  1808.  eingerichtet  werben,  ba. 
mit  fttt)  jcber  Wablgaft  ber  feiten,  mit  3"J*«bung  beä  Wütter*,  allenfalls  auch 
ohne  einen  oereibeten  2öäqer,  nach  ©elieben  bebtenen  Fan»,  ©ei  entfrebenben 
(Streitigfeiten  muf  ber  «Kutter  oom  Sßet&en  brei  unb  achtjig  q>fnnt»  fchwer 

47  Vfb.  feine«  Wehl  ...  12  We$en. 

23  —  mittel  —  ...    7  — 

10  —  ftleie   4  ,  — 

1  ©chejfel  7  Wesen, 
©om  Joggen  80  $funb  fchwer 
32  Vfb.  feine«  Wehl  ...  9;  Wefce. 
36  —  mittel  —  ...  10  — 
8  —  ffleie  3  — 

1  ©cheffei  6|  Wefcen. 
oon  einem  ©cheffei  Koqqen  qefebrootet  unb  ungebeutelt 

78  $fb  ©robmebl  .  .  I  ©cheffei  6  Wefcen. 
bem  Wablgafr  in  geriehenem  Waafe  gewähren.  SBBiegt  bat  ©erreibe  mehr  ober 
weniger,  fd  muf  ber  Wüller  bae  Wehl  nach  bem,  au*  ben  oorflebenbeit  ©ä|en  flc^ 
ergebenben  BeTbältnif?  gewähren.  3um  Steffen  be«  ®etreibc<J  unb  9^W««  welche« 
jebetjeit  auf  ©erlangen  be<J  Wablgafte«  gefchehen  muf,  muP  ber  ÜJJüüer  geoichte 
ganje,  halbe  ober  viertel  ©cheffei,  unb  wenn  ber  Wohlgafr  bergleichcn  mitbringt, 
biefe  gebrauchen.  Sluch  muft  ber  Wäller  auf  ©erlangen  bem  Wahlgafre  über  bat 
jur  Wühle  ablieferte  ©etreibe  einen  ©mpfangfehein  auöfteOen,  ben  ihm  ber  Wahl* 
gafl  bei  bem  empfange  be*  WehlH  jurücf  giebt. 

Von  btn  Tlangtafrtn. 

§.  XVII.  3eber  W filier  muf  eine  fchwarg  angefhichene  mit  rothen  ober  weifen 
Kümmern  oerfehene  Kangtafel  halten,  unb  fie  öffentlich  in  ber  Wühle  bergeflalt 
aufhängen,  bap  fie  oon  3ebem  gefehen  werben  fann.   91  uf  btefe  Safel  muf  ber 
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2J?üHer  ben  Saturn  eine*  jeben,  befTcti  SflaMguf  er  ^nimmt,  cm fcbret&n,  tmb  ibm 
bie  Kummer  burd)  m  mieber  abjuliefernbel  Rieben  r>cn  ©fet^  jufrfffrt!,  wobei  er 
ibm  feinen  Söprbermann  befaunt  ju  machen  bat.  Untw  fefnerTef  $oiröanibe  barf 
ber  SRiHIer  bal  jen  ige  ©etreibe,  mit  beffen  Stbrnatycn  fd)on  ber  Anfang  gemfid)t  i|f, 
liegen  lüften,  fonbern  er  mujj  baffelbe  fcbleebterbingl  trdfft<|  abmablen/  beopr"  er  fid) 
auf  erwal  anberel  etnläff.  2>ie  9ietbe  ber  9larigtafel  borf  nur  burcfr  ®etrcibe, 
melebel  für  bte  öffentlichen  SRagajine  ober  jur  Verpflegung  fcer  9lrmee'wmablen 
wirb,  tmgletd)en  bimfc  2RaI*  ober  »ranntmefufeirroot,  unb  in  ben  ^tobten  frnrd)  bal 
SBäcfergur,  wenn  et  niAt  über  breiig  ©ebeffel  betragt,  unterbYoften  weroeji.  (Sl 
uerftebt  fid)  jebod)  »on  felbft,  baß  jeber  2KabIgaJf  fein  dJetrejte/  OT*  naefc  tjer  Crin» 
tragung  auf  ber  9langtafel,  gurtlcf  nehmen  fann,  wenn  fbm  He  Wartung  ber 
fKcibe  ju  lange  bauert.  -  - 

Polt5eii<5ffe«e  nnft  Btvctftn.        MMI  3WW 

§.  XVIII.  3n  9^rtcfffc^t  ber  ^oIijei.©efe$e  in^ü$Ienf<nim  JaieTJM  &en  S8or« 
Triften  im  31.«.  91.  Ib.  II.  Sit.  15.  §.  243  u.  f.  w.  fein  fcewehberr;  unb  wegen 
ttntüaVfgen  unb  betrügen  f  eben  Sttableitl,  f o  wie  wegen  ttebe rfd^reittmg jW  i(n  §.XI.  . 
»orgefebriebenen  SJtabflobnl,  ffnb  gegeu  ben  Wtiwjt  bie  im  erfreu  SJefl  Ät?Ö3.  §.42 
tff  46.  oorgefefrriebenen  ©trafen  anjUmenbeu,  bergejtart, ,  baf  frer  bereit^  breimal 
betraf te  Sttüuer,  niebt  blol  wenn  er  Öhrbpäcftte?  ober  $rbijn%fT|ier.  fanbern  aud> 
wenn  er  ßigeutbnmer  ber  2Küble  ifr,  to  jenem  $äuVJlürd).ben  drpjtv^berrn  ober 
(Srboerpäcbter,  unb  in  biefem  Sa&Yburd)  ben  $i#ctil,  gnm  $Wfauf  ber  93?üMe  ober 
ber  (Srbpacbtlaeredjtigfett  angebalten  werben  fann.  Stnbcre  ©onfratientfonen  ber 
2J?üfler  gegen  bal  gegenwärtige  (gbift  ftnb  auf  bie  Sfajeige  ber  fceeinrracbtigten  oon 
ber  orbentltcben  Äbrigfeit  bei  SRuflerl  wiafübrlid),  jeboeb  nacbbrücflt*  an'b.emfel* 
ben  ju  betrafen.  2Ratbtl  ©.  6.  $.  78.  6r.  mbfämft. 

b)  C.O.r>.22.eci>rtr.i826, »cgen 9;i«tanm^^^(f^Mc^^^M^18IO 
Iii  >rn,  t«m  »orflfßcnben  C^cr  untctlicöenbfu  i'auDtdtfetilfn.       -  .  :  'r'  ji^* 

Sluf  ben  fceriebt  bei  taatlmhulteriuml  oom  17.  o.  2JI.,  über  bie  Wublen« 
gefefcgebung  in  £>(rpreufen,  fe$e,  3«b  bjerbunfc,  jur  ftefeitfgung  bei  entflanbe* 
tien  Sweifell,  fefh  ba$  bie  ©ei'efcgebuug  über  bal  Süi üblen wefen  in  £)f)prfufen 
unb  «ittbauen,  mit  @mfcblu$  bei  ^rmlaii^ed  unb  bti  3Jtarienwerben"d»en  lanb* 
rärhliAen  ^retfel,  bureb  bal  @bjft  vom  29.  2Rä^  1808.  für  abgefcbloffen  ju 
ad)ten,  unb  baf  biefel  ©efe$  buref)  bie  für  bie  übrigen  $0rooin|en  ber  Üttonardjie 
am  28.  &ctbv.  1810.  ergangene  ©erorbnung  unb  btnn  f<witere  .$cdarqttonen 
feine  ^Ibanberung  erlitten,  »ielmebr  in  aüen  einzelnen  »eftimmungen  toße  ©iil« 
tigfeit  bebalten  bat,  obne  bap  bie  ©erorbnunf  oom  28.  fift ober  1810.  *ui>  be. 
ren  Teclarationen  in  ben  oftpreuf ifdjen  9itegierungl«S)ep4rtementl  unb  beut  9Ka« 
rten  wer  ber  (eben  ftreife  jur  ^luweubung  Fonimen  fömicn.  SBal  bagegen  bie  nä* 
bereu  Seflfe^ungen  über  einzelne  ©egenflänbe  bei  ®efe$el  com  29.  Wtiri  1808 
betrifft;  fo  babe  3d)  hierüber  ^ubbrberfl  bal  (Sutachtcn  bal  ©taatlratbl  erfotf 
berr.  0al  2  taa  ttf  mini  ff  er  in  in  bat  oiefen  Befehl  burcl)  bie  63.  ©.  unb  gleid^ei* 
tig  feinem  aan^en  SnlMiUf  nacb  burefe  bie  3tmtdblatter  ber  bret  betreffenben  Sfte* 
gier un gen  befannt  ma«i)cn  ju  Iaffen.    -  ©,  @.  8.  85. 

c)  C  O .  v.  25. Btvtbr.  1836,  ferr.  6a«  3Scrf«6rtn  jur  «efBrtrraao  be«  SibfrfMuiT^  brr  SSrr« 
flleidjc  uta-  bie  ben  ©itt&knbcftyrn  in  Greußen  für  Die  ttufoebung  bei  »)a6lnvan0«  im  äS*ac  bec 

©nabeiUflenntOrenöenentfAabiflunaen.  4  , 

Sur  »eförberung  bei  5lbfcblu(Tel  ber  öergleüte  über  bie  (Sntfcbäbigunglgelber, 
bie  3d>  ben  burd)  bal  ®efe(  com  29.  ÜJidrj  1808.  betroffenen  2Räblenbeff$ern 
in  ^reut?en  für  bie  Qlufbebung  bei  iPiab^wangel  burd)  9Retne  drber  oom  4. 
'Äuqufr  1834.  im  QBege  ber  ®nabe  jugeildjert  babe,  fe$e  3d),  auf  3bren  ge. 
«eint (baf tilgen  SBeridjt  »om  28. 5luguft  b.  3.  nad)  3bren  Anträgen  bterburd)  fe(l : 

l)^et  ben  S8erglcid)luuterbaub(ungen  über  biefe  @Mtf<bäbtgunglfleIber,  fp  »te 
bei  ftuljablung  ber  oerglicbenen  Summe  ift  in  Begebung  auf  bie  Segiti« 
wation  bei  @igentbumerl 

a)  barauf  ju  baiten,  ba^  »or  3lCem  ber  Empfänger  ber  ^ntfcbabtgung  ff* 
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630  «Frfiet  $*eiL  Stet  uno  gtoanjtofter  Sitet 

■ 

all  ber  im  $opotbeFenbuche  eingetragene  @igentbümer,  (Sropäcnfer, 
Erbjinömann  ic.  auömetfe.   (Solitc  baä  £>t)potbefen  Holtum  noch  nicht 

,  regultrt,  ober  bic  ttebertragung  be*  tteffyttte»  auf  ben  jefcigen  Natural, 
bejtfcer  noch  nicht  erfolgt  fein,  fo  tfr  bie*  vor  Willem  nachzuholen  unb  bie 
betreffenbe  $öpotbefenbebörbe  burch  ben  £)ber.$räjibenten  ftierju  aufju. 

.  forbern: 

h)  jtnb  mit  bem  Eigentum  ober  bem  anberweitigen  SBeff$tttel  einer  jwang*. 
bereit  igten  SKüble  nach  SDubliFation  be*  @btc«  oom  29.  2JJärj  1808. 
SBeräuberungen  vorgegangen,  fo  müffen  bie  Erwerbung*  «2)ccmnente  ber 
'  Iefcteingetragenen  S3eft$er  erforbert  werben.  Ergiebt  jich  au*  benfelben, 
baf.  ber  neue  S3efi$er  ba*  fteebt  mit  erworben  bat,  burch  bie  Sföablpflich« 
tigen  entfehäbtgt  ju  »erben,  fo  bebarf  e*  einer  3"J»«b"ng  ber  $orbe* 
ftfcer  nicht  weiter.  3m  entgegengefefcten  Jade  muffen  alle  ©orbeftfcer 
feit  ber  <publicatton  bei  Ebift*  oom  29.  SRärj  1808.  jugejogen  werben. 
3m  SaO  ein*  Bereinigung  unter  benfelben  bar  über:  wem  bie  Ent« 
fch&bigung  gebübre,  niobt  flau  ftnbet,  fo  ffnb  jTe  wenigften*  barä* 
ber  ju  vereinigen,  baf  unter  SBorbebalt  ber  jejtfleüung  ihrer  Olnfpnldje 
im  SBege  Rechtens  ber  Vergleich  mit  ibnen  fämmtlich  abgefchlojfen  werbe, 

?e  auet)  fämmtlid)  auf  afle  weitere  Slnfprüche  Jöerjicht  leiten.  2)ie  Ent* 
täbigung  ifl  al*bann  |um  3>epo  ji tum  be*  competenten  ©ericht*  ju  jablen, 
unb  bemfelben  bie  Einleitung  be*  9iecht*|ireit*  unter  ben  $rätenbenten  ju 
überladen. 

2)  E*  bebarf  ber  3ujiebung  oon  SBieberfauf*.  Berechtigten  nicht. 

3)  SBenn  bie  Entfchäbigung  einem  2ebn«  ober  fttbeif  ommipgute  nifäßt,  foQ,  bei 
fiebnen  nad)  ber  Analogie  beä  öftpreujiifchen  tyrooinjialrecht*  3U^  37- 
§.10.  unb  bei  Jibeieommiffen  na*  $$.  117-119.  Sit.  4.  Zt.  IL  9t  nur 
bie  S*|iettntg  ber  beiben  näcr)flen  Agnaten  ober  Anwärter  erforberlich  fein. 
3n  9iücf|icht  auf  bie  Verfügung  über  bie  oom  (Staat  ju  lettfenbe  Entfchäbt* 
gung  tritt  $.  8.  ber  Berorbnüng  oom  15.  ©eptbr.  1818.  in  QInwenbung. 

4)  föücfftchtUch  ber  $>opotbef engläubiger  unb  anberer  Sftealberechtigten,  welche  mit 
Statten,  Abgaben  ober  anbern  fortlaufenben  Setfrnngen  im  Jfrüpot&efenbuche 
eingetragen  jtnb,  foH  nach  ben  SBorfchriften  be*  3.8.  iL  $$.460-465.  Sit.  20. 
3*.  I.  unb  be*  ©efefce*  oom  29. 3uni  1835.  $$.8  unb  10.  oerfahren  werben. 

©.  ©.  &  321. 

2)  a)  Edlct*.38.öct6r.i810,  we«<nber?Kü6lfndfrf(6tidfeituHb2(uf6e6un8bciSDIü^c«i 
IWAflg*,  bei  55ier  *  unb  ©manfe »mang*. 

3n  Verfolg  be*  Ebift*  oom  27.  £)etbr.  über  bie  fünftige  Jtnanj«  Verwaltung 
oerorbnen  2Bir  Jolgenbe*: 

§.  1.  35er  SKüblenjwang,  ber  SBrau.  unb  SBranntmein«3wa«fl.  ober  bat  mit  bem 
58ejt$e  einer  SJtüble,  einer  ©rauerei,  ©renneref,  ober  eine«  ©chanf*  oerbunbene 
Stecht,  Rubere  ju  jwingen,  baji  (je  bafelbft  ihren fcebarf  entweber  mahlen  unb  fchroo« 
ten,  ober  bat  ©etranfe  auöfcfyeilid)  begehen  müffen,  hört  oom  heutigen  Sage  an, 
fowohl  in  ben  ©tabten,  al*  auf  bem  platten  Sanbe,  ohne  Unterfdneb  ber  Äuaittät 
ber  93e|t$rechte,  auf. 

$.  2.  3>a  bie  Theorie  unb  bie  Erfahrung  beweifen,  baf  bie  Aufhebung  ber  3n>angtf< 
unb  ©annrechte  in  ber  Siegel  feineewege«  bie  Einnahmen  ber  früher  berechtigten 
minbert,  fonbern  bei  ber  gewöhnlich  oermehrten  ©onfumtion  erhöht,  fo  foll  weber 
ber  SBerfdufer,  noch  ber  Erboerpächter,  noch  ber  Seitoerpächter,  noch  ber  3®öng« 
Pflichtige  oerbunben  fein,  für  jene  Aufhebung  Eoietion  ju  leiflen,  ober  irgenb  eine 
Entfchäbtgung  ju  übernehmen. 

$.3.  äöeil  jeboch  örtliche  SöcrbältntjTe  einzelne  Suenahmen  jener  allgemeinen 
^egel  begrünben  unb  Schaben  für  ben  ^Berechtigten  herbeiführen  f önnen ;  fo  wirb 
ber  ©taat  in  biefen  Sailen  bie  Entfchabigung  nach  folgenben  SBorfchriften  leijlen. 

, ,  S)er  berechtigte  weifet  nach : 

•)  3)en  (Mit,  welcher  in  ben  legten  10  3ahren  oor  bem  Ärtege  nach  genau  g6 
führten  Büchern  ©tatt  fanb ; 
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»oti  SwanW  unb  fBannQtvtäftitftltm.  *  631 

b)  ben  $>ebit,  welcher  in  ben  nächftcn  4  Sauren,  von  Slufbebung  ber  Sarittrechte 
an  gerechnet,  eintritt.  ,  33or  216 (auf  5er  4  3a^re  fanit  oon  einer  ©ntfchäbiguna/ 
nicht  Die  Siebe  fein,  ba  bie  3ett  «ft  ^n  C^rfolg  ber  Aufhebung  ber  Sauurcchte 
lehren  fann. 

c)  $>af  ber  liguibirte  9uf  fad,  (welcher  übrigen«  nie  präfumirt  wirb)  ohne  fein 
SBerfcbuIben  unb  nicht  burch  Langel  an  Jhärigfeir,  3nbu|trie  unb  ©ütebeä  ftabri. 
fatö  (Statt  fanb,  fonbern  lebiglitt  alö  unmittelbare  $olge  ber  aufgehobenen  SB'ann« 
rechte,  weniger  (betreibe  »ermahlen,  weniger  ®etranfe  abgefegt  werben  fei,  al$  Oer« 
iälrnifmäfiß  in  jener  frnbern  ^eriobe.  Verringerung  beö  3)ebit*  onö  anbem 
®rünben,  j.  93.  wegen  Qlbnahme  ber  9ftenfd)enjabl,  fann  nicht  jur  ^Berechnung 
gebogen  werben. 

<5>er  9lue fall,  welker  hiernach  bennod)  (Statt  ftnbet,  wirb  na*  30  jährigen  ort* 
liehen  3)urchfchnitrtpreifen  beregnet  unb  erfefct.  ©in  projeffualifche*  Verfahren 
fann  Herüber  nicht  eingeleitet  werben. 

§.4.  3)o.  wo  auf  Unfern  ©omainen  feit  bem  t  3anuar  1808  ber  3RahI>  unb 
®etränfe<3mang  gegen  eine  Felben  tfcbäbigung  oon  (Seiten  ber  3  wangep  flicht  igen 
aufgehoben  i|r,  wirb  biefe  nicht  mehr  eingeforbert. 

$.  5.  SBer  überhaupt  }U  Sauanlagen  auf  einem  ©runbfrüefe  gefefclich  berechtiget 
ifl,  ifl  ti  gleichfalls  ju  Anlagen  oon  2J?iiMcn,  bie  burcb  SEBaffer,  2Binb,  thierifche 
Gräfte  ober  3)ämpfe  getrieben  werben,  ferner  oon  Brennereien  unb  Brauereien  mit 
^Beobachtung  ber  erlaffenen  unb  noch  ju  erlaffenben  $olijei*SSorfchriften  in  Slbjtcht 
ber  Jeuerficherheit. 

3eboch  barf  ohne  Genehmigung  ber  fianbefyolijei.S&ehörbe  feine  2Kühle  angelegt, 
ober  eine  oorhanbene  oeränbert  werben. 

§.  6.  SBer  eine  3)?  üble  bauen,  eine  eingegangene  ber  (Wien,  ober  an  einen  anbern 
£)rt  oerlegen  will,  muf  ber  £art5e€poItget>93er>örbe  mit  <£tnreichung  be*  $lanO,  au* 
bem,  wenn  eO  eine  2öaffermühle  ifr,  ba*  Nivellement  ffchtbar  wirb,  oon  ber  beabflch« 
tigten  Einrichtung  Slnjeige  machen.  3ua.,ci*  mu&  bcr  SBauherf  folche*,  unb  ob  e* 
eine  £)ber»,  tlnterfchlägige,  ober  eine  ^anjermühle  fein  foOf,  in  ben  benachbarten 
©egenben  burch  Qinfchlag  an  ben  ffirdbenthüren  unb  in  ben  Ärügen,  fo  wie  gleich* 
jeitig  breimal  in  ben  3nteu"igen}Mättern  unb  Seitungen  befannt  machen. 

©et  allen  SDfühlen,  bie  nicht  SöaffermüOlen  flu bebarf  e$  nur  ber  SBefanntmo« 
chung  an  bie  SBeftger  Der  j»uäd)ji  gränjenben  ©runbftücfe. 

$.  7.  (Sin  jeber,  ber  burch  bie  beabjtdbtigte  SJftiblenaulage  eine  ©efäbrbung  fetner 
fechte  fürchtet,  mujj  ben  Sffiiberfpruch  binnen  8  SBochen  prädufloifcher  Stift  oom 
Sage  ber  oorgebochten  SBefanntmachung  an,  fowohl  bei  ber  £anbe6polijei>$ehbrbe, 
al*  bei  bem  Bauherrn  einlegen. 

2)er  SBefi$er  einer  fchon  oorhanbenen  SBinb.  ober  ffiBaffermühle,  hat  al«  folcher, 
fein  anbereO  2Biberfpruch*recht  gegen  bie  neue  Anlage,  «1*  wenn  fie  ihm  2Binb  ober 
Ööaffer  in  bem  9Kaafe  entgeht,  ober  legrere*  aufflauet,  baß  er  nach  ber  2lrt  feine« 
bisherigen  Betrieb*  einen  (Schaben  beweifen  fann,  wofür  er  nicht  ooOflänbig  ent* 
fchäbigt  wirb.  (SO  oerfreht  fleh/  baß  im  Iegtern  jaH  ber  ©chabentferfag  nur  bann 
angenommen  werben  barf,  wenn  bie  £anbe*polijei*$ehörbe  bie.  neue  Anlage  als 
überwiegen©  oortheilhaft  anerfennt. 

$.8.  5)ie  £anbe*polijei«SBebörbe  fann  ben  Sau  unb  bie  Söeränberung  einer  jeben 
SRühIe,fo  wie  bie  Erlaubnis  jum  Betrieb  ber  Brauerei  unb  Brenneret  oerfagen,  wenn 

a)  bie  Anlage  in  allgemeiner  lanbeäpolijeilicher  £>injicht,  ober  aus  über  wiegen  ben 
©rünben  be«  allgemeinen  Bellen«  unjuläfjtg  ift,  bei  einer  SBaffermühle,  wegen 
eine«  ber  SanbeO  *  Kultur  bin  ber  lieben  2Bafferffanbe$, 

b)  ein  noch  $.  6.  erhobener  2öt ber fpruch  gegrünbet  Befunben  worben. 

©egen  bie  (Sntfcheibuna,  ber  £anbe^poli}ei*S3ehorbe  fann  ber  2Beg  fechten«  nicht 
ergriffen  werben. 

$.9.  $xmbmühlen,  woburch  ©etreibe  ober  ftülfenfrüchte  gerrieben,  jerguetfeht, 
ober ouf  irgenb  eine  5lrt  in  ihrer  ® eftalt »eränbert  werben,  werben  o erboten.®.® .^.95. 

h)  Kdi et  D.7.  etütbv.  1811,  über  bie  voUieilicden  VStthätttipt  ber  ©e werbe  (f.  61  «eqq., 
f.  64,  utt.  ba<  5ortbeflebeii  ber  jtr«(jwrta^re<6te);  f.  ju  n.  8.  f.179.423. 
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632  <?tf|et  2**11,         »n*  &>anfafitt 

C)  Beaerfptu.M.gjtfri  IM 7, betr.  bie  gittfebäbiamta  ber  ^btenbetfeer  fttr  We  aurge* 
bobenen  «BannrcAte.  , .  , .  j 

Der  oon  Dem  ätnigl.  0. 3.  ©er.  gu  granffuet  In  ©e|iebung  auf  bie  »e» 
fdiwerbe  ber  91.  in  ber  s£ubbaftation0facbe  bcc  9t.  271061«  unttr  bem  14.  Januar 
b.  3,  entartete  ißcridjt  Im  bem  3fu(li|*  STtintflcr  ©eranlajTung  aegeben,  Aber  bic 
Slnwenbuno  ber  (£.  O.  oom  12.  3uni  ».3.  mit  bem  ßerrn  Surften  (Btootöfanjler 
gu  communtclren,  unb  In  golge  biefer  Gommunication  wirb  ba$  (Kollegium  bier* 
burd)  aufmerffam  gemacht,  bog  bie  gebacbte  (5.  O.  felbft  al0  (Srunb  ihrer  £nt* 
fiebung  angiebt:  ' 

bomtt  bie  37iub(fn beider /  welche  auf  entfchdbiqung  einen  rechtlich  begrün* 
beten  9lnfprud)  hoben  würben,  burd)  bie  entweber  oon  ben  Cfrboerpdcbtew, 
ober  bon  ihren  ©Idubigern  wiber  fte  angefteflten  klagen  nicht  unoerfchulbet 
ju  ©runbe  gerichtet  »erben.  , 
811  fo  nur/  wo  e$,  fo  lanae  bie  oerbeigenc  Decloration  nicht  erfcbienen,  un* 
gewig  ift/  ob  bie  ©cbulb  baoon,  bog  ber  3J?üblcnbeji&cr  feinem  erbucrodchter 
ober  feinen  (gläubigem  nicht  bot  gerecht  werben  fbnnen,  an  jbent  Verlüde  be* 
fröbern  rcduebfgriinbeten  Sflannrccbtö  unb  an  bem  Abgänge  ber  bofftr  eintreten* 
ben  fcntfchäbigung  liegt,  tritt  bie  £.  O.  in  Jinwtnbuna.   4ßo  ta0  (Srgentbeil  ge* 
toll  ift/  bort  ibre  Ämft  auf. 

SBenbet  man  biefe  ®runbt*d&e  auf  ben  C£ingong0  errodbnten  Saß  an ,  fo  ergiebt 
fleh  aus  ber  eigenen  grfldrung  beö  91.  in  feiner  am  5.  Oetbr.  1815  gegebenen 
©crnebmung/  bag  fein  3«ru<ffommen  feineöweoe0  burd)  bie  Aufhebung  b«*#onn« 
rechte,  fonbern  burd)  Die  Ungangborfeit  feiner  syiublc  entftanben  ift.  Stud)  be* 
ftnbet  er  ftd)  aeftdnblid)  fcbon  feit  bier  ^abren  mit  ben  9flüblenpdcbten  im  SRucf* 
ftanbe,  unb  btefe  (Tnb  fogar  in  ber  feine  3?nfufftcienj  barlegehben  $erm&gen0* 
SWan$  unter  ben  (gdjulben  nicht  einmal  aufgeführt.  2>r  %  bot  babergar  fein 
Siecht,  ouf  bie  Slnwenbung  ber  (5.0.  bom  12.  Juni  b.  %  ju  prooociren.  eine 
anbete  grage  ift  ober/  ob  nicht  er  fotoobl  als  fein  (S (dubia er  infofern  ein  3nte* 
reffe  hoben/  bag  bie  Äbjubicofion  ber  97itible  aut^tUbt  werbe,  weil  batfjcnige, 
»00  ba0  fönftige  (5ntfcb<ibiauna0maag  für  ba$  ber  2ttüble  anflebenbe  Sßannrecht 
bem  ©ertbe  berielben  |ufe&t,  ftd)  *ur  3eit  noch  nicht  bcflimmen  Idgt,  unb  »eil 
bober  ein  unbeftimmte0  Dbject  |ur  Eicitation  gedeih  wirb,  fbnnen  fleh  aber 
Gduübner  unb  (gläubiger  gegen  ben  neuen  (Erwerber  wegen  ber  funftigen  gut« 
fchdbiaung  einen  Vorbehalt  machen.  Siuf  ben  grwei*  ber  ^nfufficienj  felbft  bot 
boff  unbeftimmte  Objcct  feinen  ginflug/  weil  e0  mit  feinem  gonjen  (Srwerbung^« 
»reife  aus  ber  3eit/  wo  bie  »onnrechte  noch  beftonben,  in bieScrm6gen0*23iloni 
aufgenommen  ift. 

hiernach  bot  bo^  Äonigl.  D.  ß.  ©er.  nunmehr  ba*  (grforberliche  ju  berfögen. 

».  Ä.  %  fö.  9.  (&A90. 

4)  Verordnung  D.i5.@eprbr.1818,  betr. bie  für  »uföetung  beö  ?(R«bf»  «nb  ®e« 
it-anf  e^ran^  tu  leifhnbe  <Snti'(bäb(auna. 

3n  Unfertn  @bifte  oom  28.  JÖctbr.  1810.  »eejen  ber  3Jtü&l<ngeredjttgreit  unb 
5Iufbebung  M  2Rü&!en«,  SBter*  unb  S3ranntweinj»ang«  tfl  befiimmt  »orben,  ba^ 
ben  jenigen  oormoligen  S&efffcern  biefer  3wang0s  unb  ©annrec^te,  welche  bureb  be. 
wn  «uftebung  ermertltd)  ©c^aben  erleiben  möchten,  bofür  (Sntfääbigung  oom 
Staate  gewährt  werben  foß.  i; 

Sur  Erfüllung,  biefer  Sujlcherung  »erorbnen  Jffitr,  na*  erforbertem  ®uto*ten 
Unfer0  ©taat0rat^0,  SoTgenbetf: 

$.  1.  ©ie  83orau0fe|ung  in  bem  §.2.  be«  @btft0  oom  28.  JÖct&r.  1810,  bap  btc 
Aufhebung  ber  3roan^ s  u,lD  ^annrechte  in  ber  Siegel  fetne0wegc0  bie  (ginnabme 
ber  früher  SBerecbttqten  oermtnbert  ^abe,  «nb  bie  borauf  gegrunbete  §Sorfc^rift  be» 
§.3V  bag  nur  befonbere  örtliche  Söer^ältnifTe  einjelne  9lu0nol)men  begrünben  tonnen, 
wirb  hiermit  au0brucfiicb  beftätigt.  3eber  @ntfd)abtgung0*<Hnfpruc^  mug  alfo  burc^ 
folche  örtliche  ©erfeältniffe  begrün bet,  unb  ber  behauptete  ©d)aben  a(0  uhmfttelbare 
5olge  ber  aufgehobenen  ^annrechte,  ooHfiänbtg  nachfleroiefen  werben. 

§.  2.  S)a  in  ben  ©orfdjriften  über  bie  5lrt  biefer  SBeweiöfftbrung,  welche  ber  §.  3. 
be0  @bift0  oom  28.  £vtbr.  1810.  enthält,  einige  nähere  ^efiimmungen  nörbig  ge* 
worben  fmb;  fo  fe|en  9Btr  bterburch  feff,  bag  ber  ^Berechtigte  uachmeife: 

a)  ben  2)cbit,  »el^cr^m  ^eu  je&n  3al)ren  oon  179i6  bi0  1805.  einf#ttegUc&, 
fo  wie  .      ,.  .  .  i 
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b)  benl&ebtt,  welcher  in  bat  »1er  3abren  1811, 1816,  1817  unb  1818  §tatt 
gefunben  bat.  i 

c)  $tnbet  f  d)  bei  ber  SBergleicbung  betf  Surcbfcbmttl  tiefer  vier  3abre  mit  bem 
©urcbfcbnitt  jener  jebn  Oabre  ein  Slulfall;  fo  bat  ber  ©erecbtigte  ferner  iu  erwet. 
fen,  bat  biefer  2lu«fall  obne  fein  33erfcbult>en  unb  niebt  bureb  Langel  an  Jbätigfeit, 
3nbuftrte  unb  ©ütebel  Jabrifatl  <£utt  fanb,  fonbern  lebiglicb  all  unmittelbare 
Jolge  ber  aufgebotenen  SBannrecbte  weniger  (betreibe  cermablen,  ober  weniger  ®e* 
tränfe  abgefegt  worben  ift,  all  im  5>ur<t)ftl?nitt  ber  jebn  früberen  3abre.  Herrin« 
gerunq  bei  2>ebitl  auö  anbern  ©rünben,  j.  SB.  wegen  Slbnabme  ber  ÜKenfdjenjabl, 
fann  nicht  &ur  Berechnung  gejogen  werben. 

§.  3.  Slucb  ftnb  jur  Racbweifung  bei  ©cbabenl  in  Ja  Ben,  wo  ber  Ertrag  niebt 
aul  genau  geführten  93  lieber  n  erwiefen  werben  fann,  anbere  gefefcliebe  Söewei  im  iu 
tel,  nur  mit  21  u* nähme  ber  (Sibelbelation,  juläfjig. 

$.  4.  Ter  na*  biefen  fceflimmunaen  andern i ttelte,  unb  nacb  30  jäbrigen  örtlü 
eben  <Eurd)fcbnirtlpreifcn  ju  ©elbe  berechnete  ftulfatt  maebt  bie  ßntfchäbigunq  ber 
Berechtigten  aul,  unb  wirb  entweber  all  bleibeube  Rente,  ober  mit  fünf  tyrojent 
ju  Kapital  gefcblagen,  all  ffapital  »ergütet. 

§.5.  3eber  früher  jum  SRüblen.  ober  ©etr ante. 3 wange  Berechtigte,  welcher 
nach  rorftebenben  Beftimmungen,  einen  bureb  bte  51  uf bebung  bei  3®angl«  Rechts 
entfranbenen  Schaben  nachju  weifen  fleh  getraut,  muß  feinen  (Sntfcbäbtgunal ,  «Hn« 
fprudb  innerhalb  fed)l  Senaten,  *on  bem  Sage  ber  Sßerfunbigung  biefer  Berorb« 
nung  an,  bei  ber  Äreilbebörbe  «nmelbett.  Räch  biefer  3"*  foH  auf  feine  neue 
Snfprücbe  weiter  Rüdfiebt  genommen,  unb  ein  3eber,  oer  ficb  niebt  gemelbet  bat, 
fo  angefeben  werben,  all  fei  ihm  bie  21uf bebung  bei  3»ang«  unb  Barinreeb«  nicht 
jum  Racbtbcil  gewefen. 

§.  6.  3>ie  $u*mitte(ung  bei  Schaben«  liegt  ber  Äretlbebörbe  unter  Leitung  ber 
Regierung  ob.  Beoor  bie  ffreilbebörbe  aber  lur  ©eweilaufnabme  febreitet,  muf  fic 
juerft  fummarifcb  unterfueben:  ob  ber  Sali  ber  (Sntfcbäbtgung  bureb  be. 
fonbere  örtliche  ©erbaltniffe  all  Slulnabme  ton  ber  Siegel, 
begrünbet  fei?  unb  bar  über  gutaebtlicb  an  bie  Regierung  berichten,  welche 
vorab  barüber  entfebeibet:  ob  bie  Beweisaufnahme  Statt  fmben,  ober  ber  gemachte 
Slnfprucb  fofort  jurüdgewiefen  werben  foH? 

§.  7.  ©ei  htm  weiteren  Verfahren  fann  bie  ÄretlBebörbe,  wo  ffe  el  nötjig  finoet, 
ober  wm  ber  Regierung  baju  angewtefen  wirb,  einen  3u|tij«Bebienten  aul  bem 
greife  ju  beu  Beweilaufnabmen  unb  anbern  Berlun  blutigen  jujieben ;  unb  bie  3u* 
(Ii  j.Bebienten  fmb  oerbunben,  ficb  auf  bie  Bufforeerung  ber  Äreilbebörbe  biefen  ®e« 
febäften  gu  untergeben. 

U)en  Regierungen  bleibt  oorbebalten,  in  einzelnen  JäHen,  bem  Befinben  nadb, 
bie  Slulmittelung  bei  ©cbabenl  aueb  anbern  ff  ommiffarien  aufer  ben  ffreilbebbrben 
|U  übertragen. 

$.8.  $8ei  ber  Slulmittelung  bei  @cbabenl  ifl  ber  ^egttimattonlpunft  ber  gur 
dntfebäbigung  berechtigten  nacb  ben  gefe$lichcn  SBorfcbriften  iu  beriief  licht  igen,  fo, 
ba|  bei  geseilten  @igentbum|.  unb  9tugung4recbten,  nur  mit  3u^iehung  aller  £bcil> 
nehm  er  »erbau  bei  t  werben  fann.  3n  ^iebung  auf  bie  com  fetmt  &u  leiflenbe 
^ntfebäbigung,  ftnb  jeboeb  alle  Iheilnehmer  nur  all  Grine  Herfen  |u  betrachten, 
unb  H  i(t  ibre  eigene  Sacbe,  ficb  gutlicb  ober  im  2öege9*ed)tenl  auieinanber  ju  fe$en. 

J.  9.  9?ach  bem  2lbfcbluffe  bei  SBerfabrenl  reiebt  bie  Äreilbeborbe  bie  gefammten 
SBerbanbtungcn  ber  Regierung  ein,  welche  jeboeb  in  Sailen,  wo  oon  (£ntfd)äbigung 
einel  Romainen «©runbfiucfl,  ober  einel  Romainen. ^äcbterl  bie  Rebe  ijr,  nacb 
wberiger  Anfrage  bei  bem  5inani.3Rini|terium  bureb  einen  SBefcbluf  iu  *leno  bte 
(SnttVbäbigunglt  Summe  feflfe$t. 

$.  10.  3>er  Recbtlweg  finbet  gegen  bie  ^ntfebetbungen  ber  Regierung  ($.  6  u.  9.) 
niebt  <&ML  5>em  fcereebtigten  Itebet  aber  binnen  jebn  Jagen  nacb  ber  fbrmlicben 
SBefanntmacbung  terfelben  ber  Recurl  bagegen  an  bal  SJctnifienum  bei  Innern 
unb  bal  2Rini|terium  für  bte  ©ewerbe  unb  ben  ^anbel  frei. 
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98$  Grfttt  Sütil.  Srcf  irnb  g*aitjf<jf*er  XUA.  §.95. 

§.  11.  5Bei  Demjenigen,  wa$  von  bfefcn  SD?intfterteti  gcmcinf^aftftd^  auf  ben  ein* 
gelegten  SfteFurä  befcbloffen  wirb,  Behält  ei  unabanberlid)  fein  SBewenben 

§.  12.  ®te  gegenwärtige  SSerorbnung  ftnbet  übrigen*  nur  auf  bfejenigen  $rovtn> 
jen  unb  Steile  Ünferer9jtonard)ie  Slnweubung,  welche  bet  ber  jfeeFanntmachung  be$ 
@bict<  vom  28.  Äctbr-  1810.  mit  berfelbeu  vereinigt  waren* 

2ßir  befehlen  Unferm  ©taate*9Rinifterium,  Unfern  Regierungen  unb  flretöbe* 
bvrben,  biefe  SBerorbnung  ihrem  ganjen  Jnhalte  nach  jur  2lü$fübrung  ju  bringen. 

®  ©.  ©.  178. 

e)  C.  0.t>.  24.Oct6r.1823,  baß  ben  bannberecfitiaten  aJlMÖffttbe^ern' wegen  «mbebuna 
be$  (SjetränfeuMngl  öon  Vetren  bei  ©tnatf  eine  <£ntf<fiäMaunij  nirf>r  jufte&t. 

S>a$  9Rtr  vorgelegte  (Gutachten  be*  (Staat*  ratbMber  ba*  SBebenFen:  ob.  ben 
bannberechtiqten  SKübfenbefifcern  auch  für  folgen  SBerlufl,  ben  fte  burch  fcufbe. 
bung  bei  ©etranFejwanq*  erlitten  Gaben,  eine  (gntfchäbiqung  oon  ©eiten  bei 
Staate  gu  leitfen  fei?  habe  3d)  babin  betätiget:  ba§  bie  ÜKüblenbefujer  für 
biefen  Sbeil  ihre*  SBerlufte*  eine  (gntfebäbigung  vom  ©taate  nicht  fprbern  fön* 
nen,  weil  ber  ©ewinn,  ben  ber  Wlüüet  burd)  ben  ©etrauFejwang  mitteilt  ber 
grbjiern  (Eontumtion  ber  Brauereien  unb  Brennereien  bejog,  nur  jufäDig  mar, 
unb  bai  SBannrecht  bei  ©etränFeiwangetf  mit  bem  ihm  überwiefenen  Sßannrechte 
bei  2Jtabfywange$  in  Fetner  innern  SBerbinbung  ftanb,  weshalb  ber  3n(aBer  De* 
®erränFejWange$  biefe*  9taht,  ohne  Söiberfpruch  von  ©etten  bei  9Küü"er*,  auf. 
zugeben  unb  eben  Werburg  mittelfr  ber  vermehrten  (Anfuhr  frember  ©etränFe 
in  ben  bisherigen  äSannbejirF  bei  Sffüfler*,  ben  ®eminn  beffelben  ju  verminbern 
ober  ihm  foldjeu  gänjlich  ju  entheben,  unjtreitig  befugt  war,  morau*  von  felbfl 
folgt,  %tyi\it  baf  ber  (Staat  ben  (SetränFejwang  allgemein  aufheben  Fomtte, 
ohne  fleh  baburch  bem  WliiUer  jit  einer  tofehäbigung  flu  verpflichten,  Zbeili, 
bap  ber  SSerluft,  ben  bie  Ghrbvachtmötler  burd)  bie  Aufhebung  'beö  ©etranFe* 
gwange*  erleiben,  nicht  ju  ben  (Segenftänben  gehört,  worüber  bai  ®efe$  vom  28. 
•öctbr.1810.  verfugt;  inbem  e*  §.2.  ben  Sftegrefi  gegen  ben  <§rb  Verpächter  auafcbliejir. 
JÖb  ber  ©rbpachtmülleT  einen  folchen  Regreß  geftenb  machen  Fönne,  ift  baber,  unab« 
gängig  von  ber  Söorfcbrift  bei  ©efefceö  vom  28.  £ctbr.  1810.  §.2.,  lebiglid)  na*  ben 
S8efiimmungenbe«9l.fi.R.§§.207.u.f.  Sit.  XXI.  P.I.  unb  bem  3n1>alrebe*  @rb< 
»achtoertrage*  $u  beurtbeilen.  5>a*  ©taattfminifterium  bat  biernaef)  weiter  ju  verfil* 
gen  unb  btefe  (Sntföeibung  burd)  bie  C»3.  <S.  beFannt  |u  machen.  ©.  ©.  8.  168. 

3)  C.  O.  \>.22.<Seprt>r.  1826,  wesen  9Jid)tanreenbuita  t>e^  giMöIen^btcrJ'to.  as.Octbr.lSlO 
iBöftpreugen,  Citttjauen,  C$rme(anb  unb  in  bem  «Oifltiemoerberft&en  Greife;  f.  oben  nad)  tera  CJbict; 

4)  SBeaenNuftebutt«.  bcr3n>anali  unb ^annredjte  in  ben  §um£öniarei<6  5ßeftp(jaten,  bem©rog« 
()tvio$tbum  Vera  unb  iu  ben  franiöfneu  *  (janfeatträen&coavtKmentrf  ijeijöiiii  gen>efenenSanbe^ei(cn/, 
f.  bie  ©esetze  o.ai.tt«rif  1825  über  öie  ben  ®i-uni>befi8  betrefrcnbcnasevtjältmfre  jc.(J.60,  M< 
unb  1.3?);  f.  ju  II.  7.  na*  «.4 94. 

5)  a)  Rcscripteü.30.öctbr.i822  unb20.?(uau(li824,  betr. bie  Wdjranroenbuna  be« 
smüf)(enebict5  x>.  28.0ctbr- 181 0  in  ben  vormatl  fiüdjfifdjen  «Vro»inien. 

2)<r  ^uft{$«5minift«r  tritt  ber  SOleinuna  bertenigen  «»Wtglfeber  betf  Äbnial. 
D.  ß.  ©er.  bei/  Wefcbe  nad)  bem  Berichte  beö  (5otleqii  vom  6.  b.  an.  ba3  @bict 
wegen  ber  SWöblenqcrcdjtiqfeit  unb  »ufbcbunq  beö  ÜHubfenjwanqeä  tc.  vom  26.  De* 
tober  1810  aU  ni<fct  eingeführt  in  bie  vormatö  ©debftfeben  «Provinzen  crtldren. 
Den  bafur  anqefübrten  ©ränben  tritt  rjin^u ,  ba§  ba*  gebaebte  ©biet  nur  einen 
£bei(  einer  ©efe^gebunq  au0macbt/  bie  burd)  ben3uftanb  ber  a^onarebie  im^abre 
1810  btrbeigtfiibrt  tourbe  unb  bie  SOerbefferung  berfelben  be^weefte.  iperaugges 
riflfen  au*  feinen  Umgebungen  unb  obne  beqleitenbe  SO^obiftcationeit/  würbe  bie 
Slnroenbung  be*  gbktö  auf  bie  «Berbdttniffe  im  £erjoqtbum  @acbfen  nur  flbrenb 
einrotrfen.  3n  gleicher  8trt  bat  ftd)  ber  3uflij-  SWinifier  bereite  in  btt,  ben  (&t* 
meinen  ju  «Doöfa  unb  SD^ora  ertbeilten  in  ben  o.  ^ •  S3.  20.  (S.  265.  abgebruef « 
ten  SRefolution  oom  30.  Octbr.  1822  geäußert. 
JBerün,  ben  20.»uguft  1824.  v.£.3f.  ».24.  ©.255. 

Den  (Demeinben  iu  tyoßU  unb  SWoga  wirb  auf  ibre  Eingabe  vom  8.  b.  SW. 
unb  bie  barin  entbaltene  Srage: 

ob  ber  «mabljwang  im  ^erjogtbum  Sacbfen  noch  ^tatt  ftnbe/  ober  ali  auf* 

geboben  ju  betrachten  fei? 
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§.95.  tto»  3»««Ä*5  m 

jur  SRefolutionert&eilt,  ba§  in  btm  §.  12.  brc  «öerorbnung  »ora.1,5.  @<Ptbr.  1813/ 
auf  weicht  bie  spitfftefler  jur  S3egrfinbung  ibrer  «Meinung,  Öafj  bei?  2KabUwang 
im  ßerjogtbum  ©achfen  aufgehoben  fei/  St3eiu<v  nehmen,  auöbnlcflich  benimmt 
iff,  bafi  biet'clbe  nur  Hnrocnbuna  ffnbe  nuf  btVjenigen  $ro»injen  unb  £beiCe  ber 
$reu$ifd>en  üRonarchie,  weldjt  bei  «ifanntmattung  *ti  6bic«  »om  28.0rtKc. 
1810  mit  beridben  oereinigt  geroefen  ftnb.  £)Ufemnath  ift  «  gffnj  unbejaeifelt, 
bafj  bieft  93crerb»iing  nicht  für  las  £er*oöibum  fccncMen  aiit.  Da  biefe SBerorb* 
nung  notbwenbig  gewefen  ift  jur  (gradnjung  beö Soict*  ooin  28.  Octbr.  4310  unb,  ohne 
tiefelbe,  baö  legiere  nidtf  ooait<jni)tg  jur  gutffabrung  fommen  fann,  fo  ergiebt 
(ich  iugleid)  audv  ba§  ber  ©efe&geber  Ui  ber  erwähnten  «öcjtimmung  im§.  12. 
»on  ausgegangen  Iii,  ba§  aud)  ba*  Sbict  vom  28.  Dctbr.  I810  nur  flhwcnbung 
ftnbet  auf  fcic  £bcilc,  bie  bätnal0  mit  ber  «Monarchie  oereinigt  gewefen,  rttfö  ttftftt 
auf  ba0  ßeriogtbum  @achfen.  (£0  muf  biefemnach  bie  Meinung  ber  (Berichte 
atterbinaö  für  begrünbet  angenommen  werben.  • 
»eritn,  ben  30.  Octbr.  t»22.   v.:;  ».£.3.  S3.  20.  <3..26s. 

.  Me»criptt>.i^.«mrtrj  1832  nebft  Erkenntnis«  oe*  ©ebfimenöbertritunatf, 
betr.  bie  ©ültiafeit  bc*  CMcti  to.2B.4>ettr.  1810  Im  Qürftentfcuin  Griurt.  ».39.  @.123. 

(!Dic  in  biefem  grfenntniiTe  üulajfü«rte2tn|itf>t,  t>aft  öaiSbkt ».  23.  Octbr.  1810  naco  Dem  patent 
b.9.eeptbrl8U  all  einaefü&rt  in  bie  mit  bem^rcupifcoen  Staate  roieberöereiuiaten  üanbe* 
t&eile  äu  eracoteri,  ift  burrfj  bie  iiacßfolaenbe  (£.£>•  wiberiegtj  e$  ifl  batjer  ber  Nbbrurf  unterblieben.) 

c)  C.  O.b.  23.g)j,uj  1836,  betr-  Die  Nnroentunjj  be$ &iict$  u.28.  öctbr.1811  in  ben  neuen 
unb »iebermoarbentn ^roDinjen.  .'"   "  2<r 

gleich  ba*  dbitt  »om  28.  fcfctBr.  1810.  wegen  2fufhe&ung  be*  ÜJW-,  SBter. 
unb  SBrauntweinjwanae«  naefc  feinem  ganjen  3nhalte  nur1  auf  bie  bamal«  gur 
3Jc*onatchfe  gehörigen  $ro»in|en  ftch  befehränft,  fo  feaben  bpch  nad)  3hrem  ©e« 
ritzte  »om  25.  ».  Wt.  mehrere  Berichte  biefer  SBefdbrÖnfüug  entgegen  erfannt 
unb  ba$  @bict  ebne  gefe£lt$e  ^>efitmmung  aud)  tn^  benjenigen'  $robtnjett  jur 
3lnwenbung  gebta^t,  roflcfcc  fpäter  mit  ber  Monarchie  vereintet  werben.  Um 
folgen  ab»ei(^enben  5Inpc^fen  ein  3iel  jU  fe$cn,  will  3ffc  auf  3^«"  5lntwg 
Werburg  «o<t  oefonberf  erf!ären/  ba^  ba0  obgebadjte  @bift  in  ben  fpäter  neu* 
ober  wiebererworbenen  HHooYnjeit  bei  Sirtfubrung  be<  31.  S.  9t.  niefet  mit  eilige- 
ffiW^n  liefen  Sanberfteifen  «Ifb  »er  «JtaW.,  »ier,  unb  fcranmnmnjwang  ba, 
»irfii*  beflanb,  jnr  frit  no*  ni*t  aufgehoben1  ijr.      ©.  e.  ©.  168. 

d)  CO. ».5.@eptbr.  1833  unb  9.?uml  183«,  tag  in  ben  neuen nnb wiebererworbenen 
^rooinicn  bie  gefegfirö  rrunxrbenen  3a>ang->  •  unb  ^aftnrecote  noeb  fortbauern.  »J  •  1 

5inf  3örcri  Söericö t  00m  5.  t>.  iDf.  ertfäre  3*  Wid)  bamit  einoerftanben,  baß 
bie  gefe^lirf)  erworbenen  3»angö-  unb  s^auuredjte  ber  S3rau«@ommune  ju  ©ott= 
bu#  aiö  aufqenoben  nicht  ja  betrachten,  bielmebr  bnreh  bie  @rf enntniffe  ber  bief* 
feitigeu  ©ertöte  »erfaffuug^  unb  oorfd)rift0mÄ^ig  aufred)t  erhalten  ftnb.  3«r 
öermeibnng  mieberbolter  ^ro^ejTe  wirb  aoer  auei  iber  Äommune  ber  polijieili*e 
«2d)us  nicht  »erfaqt  »erben  bürfen,  fo  weit  berfelbe  innerhalb  ber  ©renken  be0 
»oli.jetlidjen  9lefTort0  nad^gefu^t  wirb.  @ie  haben  hiernach  weiter  gti  verfugen 
unb  ba0  S8rausS)ireftoriura  auf  bie  wteberbeige^enoe  Eingabe  §u  beweiben. 
■  ed>webt,  jben  5teu  ©e^Jtemler  1833.  ^ 
.1  9(uf  btn  93eri*t  beö  @taat0mintflerium0  00m  28.  0.  2h".  erfläre  ^  MUS) 
bamit  einoerftanben,  bap  gegen  ben  p 0 Ii jei Ii djen  &d>u$,  ben  3*  burd)  ÜRetrie 
>Örbre  00m -5.  ©eptember  1833.  ber  »rau«(Sommune  üu  (Sottbu0  gegen  bie  ®e. 
fäbrbung  i(>re0  »annre^tö  ^ugeftc^ert  habe,  eine  <Poffeffört«nflage  ni^t  iMläffig 
fei»,  unb  biefe  ©eftimmung  auf  «0e  bi<  |um  ütlaf  Weinet  gegenwärtigen  5>e. 
claratton  nt$t  red)t0Präftig  entfe^iebene  gäfle  angewenbet  werben  fo0.  0owo6( 
3ßeine  -Orbre  »om  5.  «September  1833.  a!0  bie  beutige  ftnb  bnrch  ba0  9mt6* 
blatt  ber  Regierung  in  Jranffurt  befanntju  machen.    SBerlin,  ben  9.  iHprii  183ö. 

'     T"  -  v  ».  Ä.  3.  ©.47.  ©1517. 

6)  «esetzo.l  3.g)ia<  1833,  torgen  %uf6ebnn4^ev3»»nnad « unb  »annredjte  inber  ^robinjWcn. 

,   Jffiir  'Stieblid)  2BiIheIm,  »on  ©otteö  mabtn,  Äönig  »on  g)reufen  jc.  je.  ha« 
Ben,  um  ben  &erfe&r  unb  ©ewetbfTet^  in  Unferer  SJ)ro»ini  Köfeln  »on  jebem 
IöfHgen  3wange  ju  befreien,  auf  ben  Antrag  ttnferö  ©taat0mini(terium0  unb 
nad)  eingeholtem  ®uta*teu  Unfer«  <5taat$rat1)4  ju  »erorbnen  befcfeiojTen: 
§.  1.  S)ie  tn  ber  g)ro»ina  tyofen  noch  beffehenben  3wang0*  unb  Söannrechte,  na. 


636  Grfte*  JÖrrt  un*  *u>an$igfier  fcfteL  $.95. 

wentlid)  6a«  mit  ber  Befugnis  jum  Betrieb  ber  Brauerei  unb  IBftnfimi  Bi«ber 
»erbunben  gewefene  ttecbt  be«  ©etränfe.ffonfumtion«jmanqe«  unb  bie  ecbanfge. 
rechtigfeit,  infofern  biefelbe  in  einem  be|ltmmteri  ©ejirf  au«fcbliefenb  ausgeübt  wor. 
ben,  ftnb  mit  bem  Sage  ber  Bertänbigung  be«  ^e^enmärtigen  ©efefce«  aufgehoben. 

§,2.  aöa«  unter  3a'a11^3  "nb  Bannrertteu  überhaupt,  unb  unter  tfonfum* 
tion«jmang,  fo  wfe  unter  au«fd)Iiejlenoer.  (gehanfgereebttgfeit  ju  oerftebeu  fei, 
Befrimmen  bie  95 orf Triften  be«  «tt.  fi.  9t  Jb.  t.  Zit.  23.  §§.  1—22  tt.  §§.  53—95. 

§,  3.  £)ie  (Stqentbümer  unb  @rbpäd)ter  eine«  ©nuiMhicf t  bleiben  jebod)  in 
bem  Bejty  be*  &ed)t«,  jum  5lbfa$  an  Sfobere  Bier  ju  brauen  ober  Branntwein 
pi  Brennen,  unb  ba«  fabrfjirte  ©etränf  im  (Sinjelnen  ju  »erlaufen-,  fo  wie  in 
bem  Befifce  be«  Jurcfc  Berjabrung  P5Cr  au«brüeflicbc  ©ertrage  erworbenen  Snia* 
»erlag«.   9L  £  SR.  £p.I.  Sit.  23.  §.  56. 

§..4-  Berträge,  rooburch  ber  3nbaber  einer  ©cbanFftätfe  jtch  verpflichtet,  ba« 
ru  feinem  <£>cbtt  erforberltche  ©etränfe  nur  au«  einer  beftimmten  Jabrifation«« 
ftärre  ju  nehmen  (Berlag^recbt),  ?önnen  anch  ferner  errietet  werben. 

©ertrage,  woburÄ  3emanb-.|1(b  unterwirft,  ben  Bebarf  ju  feiner  eigenen  ©on* 
fumtion  au«  einer  beftimmten  Qchauffiätte  ju  nehmen,  burfen,  bei  ©träfe  ber 
9£id)ttgfeit,  nur  auf  bic  3>auer  eine«  3abre«  gefcblofTen  werben. 

'  §.5.  2>ie  SInlage  neuer  Brauereien  unb  Brennereien  auf  IänbHcben  ©runb* 
flücfen  ifl  »on  ber  ©euebmigung  ber  betreffenben  Regierung  abhängig;  biefe 
©enebmigung  barf  nur  er t h et 1 1  werben,  wenn  ber  fögentbümer  ober  (Srbpächter 
eine«  ©runbftüc?«  einen  uad)  Ianbfdjaftlicben  Xargrunbtäfcen  ermittelten  (Kapital« 
©runbwcrtb  »on  15,000  Sfttblr.  ober  baruber  nachweifet.  -Tie  Beurteilung 
biefe«  SRachweife«  gebührt  ber  Regierung,  unb  ein  9ied)t  jum  2Biberfprua>  ftebt 
bem  Befifccr  eine«  bt^er  ausgeübten  Gonfumtjonfywange«  ober  au«fd)lie$enben 
cBcbanfrecbt«  nicht  gu.  ,  .        „  , 

§.  6.  9ieue  ©chanfftatten  auf  bem  Sanbe  tonnen  nur  unter  Befonberer  ©enebmi* 
flung  ber  Regierung,  unb  jmar  nur  auf  ben  Antrag  einer  ©enteinbe  unter  bem 
Sftadjwei«  be«  fcebürfniffe«,  unb  wemuupor  ber  jur  Ausübung  be*  $4«nfa<6tt 
berechtigte  ©runbberr  mit  feinen  Grinweubungen  gebort  morben,  errietet  warben. 
'.ü  §.  7-  ®enn  in  einzelnen  fällen  burd)  bie  Aufhebung  ber  3röng*  «nb  Bann* 
rechte  ($.  1.)  ein  mtrflicher  (Schabe  entliehen  foQte,  fo  wirb  m  folgen  Sailen 
«ine  Betätigung  be«  wirtlichen  Schaben«  nach  ben  ©runbfä&eu  unb  Beflim. 
tmfngen  Ünferer  Berorbnung  »om  15.  <5eptbr.  1818.  §§.1.2.  Litt.  c.  §§.3.4. 
6—11.  incl.  «§>.©.  ©.  178.  unb  fg.),  welche  Ößir  bierburch  auch  in  ber  S|>ro« 
t>inj  Vofen  in  Äraft  fe$en,  unb  für  bie  bezeichneten  Jaße  in  »nmenbung  ge* 
Bracbt  wiffen  woOen,  au«  ©taat«fa)Jen  gewäbrt  werben. 

dagegen  foU  weber  ber  Söerfdufer,  nod)  ber  @rB»  ober  3ettt>erpäct>ter,  no*  ber 
3wangpip[id)tige  oerbunben  fein,  eine  ©utfcbäbignng  für  jene  Mufbebung  ju  letftett. 

§.8,  ®er  Berechtigte  ift  ber  im  §.7.  ertbeilteu  Beftimmung  gemäß,  Behufs 
Ber  ^(u«mittelung  feine«  Berlufte«,  oerbunben,  ben  5)ebir,  welker  in  bem  Seit* 
räum  von  1816-1825.  einfcblicplid),  unb  ben  !S)ebit,  welker  in  ben  3abren  1834. 
1835.  1836.  1837.  ftatfgefunben  bat,  nacb^u weifen ;  unb  e«  fott  Jbnrcf»  Berglet« 
(feung  be«  S)urd)fc^nitt«  biefer  Pier  3«bre  mit  bem  $urcbf$mtte  {euer  jebn  3a$re 
ber  entflanbene  5!u«falL  ermittelt  »nben. 

(f.me  Betätigung  biefe«  91u«fatt«  ftubet  jebod)  nickt  ftatt,  wenn  bem  Berechtig, 
ten  Langel  an  Sbatigfeit,  3nbuflrie  unb  ©ute  be«  Jabrifat«  nac^gewiefen  wer* 
ben  Tann,  unb  ber  BeHujl  baher  iuct>t  al«  eine  unmittelbare  Jotge  be«  aufge^obe* 
nen  ^wang«  unb  Baunred>t«  anrufe  ben  ifl; 

$.9.  Stach  bem  «Mblauf  be«  3abre«  1837.  f ollen  bie  3nbaBer  früherer  Swangtf* 
unb  Bannredbte  (§.  1.)  buren  eine  öffentliche  Befanntmadbnng  ber  Äro*polijei.*5e. 
hörbe  jur  Qlnmelbung  unb  Bereinigung  ihrer  @ntfch<lbiguhg«anfprud)e,  bei  Ber. 
lu(l  berfelben;  binnen  einer  fech«moti«tlichen  Jrift  au fgeforbert  »erben.  ®.59. 
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